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Uas  Armenwesen  erscheint  im  Gebiete  der  Statistik  noch 
venig  gepflegt. 

Aeltere  und  neuere  Schriftsteller,  welche  sieh  damit  be- 
fassteo,  finden  die  Ursache  in  der  Schwierigkeit,  Oberhaupt 
eine  nur  einigermassen  vollständige  Statistik  der  Armuth  ent- 
werfen zu  können. 

Sie  motiyiren  dies  namentlich  mit  der  grossen  Veränder- 
lichkeit in  der  Zahl  der  Armen  und  der  Unmöglichkeit,  alle 
Acte  der  Wohlthätigkeit,  insbesondere  der  privaten,  zu  regi- 
striren. 

Trotz  alledem  erkl&ren  dieselben  das  Oebiet  der  Armen- 
pflege für  ein  so  wichtiges  und  interessantes,  dass  auch  jeder 
statistische  Versuch  auf  diesem  Felde  als  ein  „nützlicher  und 
werthvoUer"  anerkannt  werden  müsse.  — 

Diese  Erwägung  hat  das  statistische  Bureau  der  Stadt 
Wien  angeeifert,  das  Armenwesen  in  der  Reichshauptstadt  im 
Allgemeinen,  und  die  Thätigkeit  der  Armenpflege  daselbst 
innerhalb  eines  Jahrzehnts  einer  eingehenden  Darstellung  zu 
QDterziehen. 

Zu  dieser  Arbeit  drängte  einerseits  das  Interesse,  durch 
die  statistische  Uebersicht  dieser  Thätigkeit  während  eines 
Decenniums  znr  Anschauung  allgemeiner  Resultate  zu  gelangen 
and  andererseits  die  Absicht,   eine   umfassende   und   exacte 
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Darstellung  der  Armen-Gesetzgebung  und  der  Armenpflege  in 
ihrem  gegenwärtigen  Zustande  zu  liefern,  die  namentlich 
für  die  Praxis  der  communalen  Verwaltung,  welcher  sich  die 
städtische  Statistik  in  erster  Linie  dienstbar  bezeigen  muss, 
als  wünschenswerth  bezeichnet  wurde. 

Damit  aber  in  dieser  Hinsicht  dem  vorgesetzten  Zwecke 
entsprochen  und  ein  genaues  Bild  von  diesem  vielverzweigten 
Theile  der  Communal  -  Verwaltung  aufgerollt  werden  könne, 
erschien  es  nothwendig,  bei  der  Darstellung  der  bezuglichen 
Normen,  Einrichtungen  und  Anstalten  —  so  weit  als  möglich 
—  in  das  Detail  einzugehen,  um  nicht  nur  einen  vollen  Ein- 
blick in  die  von  der  Verwaltung  angestrebten  Zwecke  zu  ge- 
währen, sondern  auch  die  aus  der  Darstellung  sich  entwickeln- 
den Ergebnisse  zu  einem  Vergleiche  überhaupt  und  eventuell 
auch  mit  der  Armen-Statistik  anderer  grösserer  Gemeinden 
mindestens  theilweise  geeignet  zu  machen. 

Die  vorliegende  Arbeit  musste  demzufolge  hauptsächlich 
in  zwei  Richtungen,  nämlich  in  der  legislativen  und 
dann  in  jener  der  statistischen  Darstellung  ausgedehntcr 
behandelt  werden,  während  das  Geschichtliche  auf  das 
zur  Charakterisirung  des  Entwicklungsganges  der  Armen- 
pflege* und  ihrer  einzelnen  Anstalten  Noth wendige  beschränkt 
worden  ist. 

In  ersterer  Beziehung  wurden  daher  von  den  derzeit 
in  Giltigkeit  stehenden  und  der  heutigen  Armenpflege  zu 
Grunde  liegenden  gesetzlichen  Bestimmungen  die  wichtigeren 
an  dem  betreffenden  Orte  nicht  blos  citirt,  sondern  auch, 
wo  dies  angezeigt  erschien,  ihrem  vollen  Wortlaute  nach 
angeführt,  einerseits  in  der  Absicht,  um  die  Grundsätze  der 
Gesetzgebung  klar  hervortreten  zu  lassen,  andererseits  aber 
—  um  denjenigen,  für  welche  die  Kenntniss  dieser  gesetzlichen 
j^prmen  nothwendig  ist,  dieselben  am  geeigneten  Platze 
CAtgegenzubringen. 

Die  Zusammenstellung  dieser  Normen  schien  auch 
4es3halb    ^)veckmässig,    weil   Oe^terreiish    zu   jenen    Staaten 


gehört,  in  welchen  die  Armengesetzgebung,  der  Codification 
ermangelnd,  auf  einer  Reihe  von  gesetzlichen  Bestimmungen 
basirt,  die^  nicht  selten  durch  ein  momentanes  Bedürfniss  * 
herTorgerufen  worden  sind.  Demzufolge  liegt  auch  der  Armen- 
pflege in  Wien  in  ihrer  derzeitigen  Gestaltung  eine  grosse 
Anzahl  von  gesetzlichen  Normen  der  yerschiedensten  Art  zu 
Grunde«  welche  eine  planmässige  Darstellung  derselben  und 
der  durch  diese  Normen  zu  regelnden  Verhältnisse  nicht 
selten  bedeutend  erschweren.  — 

Bei  der  ziffermässigen  Darstellung  der  Thätig- 
keit  der  Armenpflege  in  Wien  ist  der  Zeitraum  von 
1863  —  1872  in  Betracht  gezogen  worden. 

Es  gelang  —  allerdings  nicht  ohne  Schwierigkeiten  — 
für  dieses  Decennium  nach  und  nach  ein  Materiale  anzu- 
sammeln, welches  die  Möglichkeit  bot,  bei  den  einzelnen 
Arten  und  Unterabtheilungen  der  Armenpflege  nicht  nur  die 
Bewegung  in  derselben  zu  beobachten,  sondern  auch  solche 
Durchschnittsziflfem  zu  gewinnen,  die  mit  ziemlicher  Sicherheit 
als  Regulativ  für  jene  Momente  angenommen  werden  können, 
zu  deren  ziffermässigen  Beleuchtung  sie  dienen  sollen. 

„Dass  man  aber  jetzt  dringender  als  je  zur  Beurthei- 
lung  dessen,  was  noththut  und  zur  Beurtheiluug  der 
Wirkung  getroffener  Massnahmen  einer  Statistik  des  Armen - 
Wesens  bedarf,  welche  von  Zeit  zu  Zeit  den  Stand  der 
Thatsachen  in  Zahlen  fixirt"  —  ist  eine  Ansicht,  die 
zwar  bereits  vor  einem  Decennium  officiell  ausgesprochen 
worden  ist,  sich  aber  im  Laufe  der  jüngsten  Zeit  nur  uuch 
mehr  erhärtet  hat. 

Das  Jahrzehnt  1863—1872  ist  für  die  statistische  Dar- 
stellung namentlich  desswegen  gewählt  worden,  weil  es  einen 
nahezu  hundert  Jahre  umfassenden  Zeitraum  abschliesst,  wäh- 
rend welchem,  wie  im  Verlaufe  dieser  Abhandlung  mehrmals 
vorkommen  wird,  die  Armenpflege  in  Wien  nach  dem  vom 
Kaiser  Josef  II.  eingeführten  Systeme  der  Pfarr-Armen- 
institule  verwaltet  worden  ist. 
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Das  diesem  Decennium  nächstfolgende  Jahr  1873  bildet 
bereits  den  üebergang  za  'einer  neuen  —  im  Jahre  1874 
ins  Leben  getretenen  Organisation  der  Armenpflege,  zufolge 
welcher  am  Schlüsse  des  Jahres  1873  die  bisherige  Einrich- 
tung der  Pfarr-Arraeninstitute  in  Wien  aufgehoben  wurde  und 
an  die  Stelle  derselben  die  —  den  Grenzen  nach  mit  den 
einzelnen  Gemeindebezirken  zusammenfallenden  Bezirks- 
Armeninstitute  traten.  — 

Ueber  die  Grenzlinien,  innerhalb  welcher  die  vorliegende 
Darstellung  des  Armenwesens  in  Wien  sich  abschliesst,  ist 
noch  Folgendes  zu  bemerken. 

Dieselbe  beschränkt  sich  darauf,  ein  Bild  von  derThätigkeit 
jenes  Theiles  der  Armenpflege  zu  geben,  dessen  Aufgabe  es  ist^ 
die  Armuthals  ein  bereits  vorhandenes  Uebel  zu  bekämpfen. 
Dagegen  konnte  der  andere  Theil,  welcher  die  Anstalten  umfasst, 
die  dem  Eintreten  dieser  socialen  Krankheit  vorzubeugen  be- 
stimmt sind,  in  dieser  Bearbeitung  noch  keine  Berücksichtigung 
finden.  Die  Zahl  der  in  dieses  Gebiet  gehörigen  Anstalten 
und  Einrichtungen  ist  eine  zu  grosse,  als  dass  das  statistische 
Bureau  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  seines  Be- 
standes eine  vollständige  Darstellung  derselben  innerhalb  eines 
kurzen  Zeitraumes  hätte  unternehmen  können. 

Auch  das  reiche  Gebiet  der' Privat wohlthätigkeit  konnte 
hier  nur  insoferne  Berücksichtigung  finden,  als  es  in  jenen 
wichtigsten,  durch  Privatmittel  in's  Leben  gerufenen  und 
erhaltenen  Anstalten  zur  Erscheinung  kommt,  welche  ihrer 
Thätigkeit  nach  in  dem  zweiten  Theile  dieser  Abhandlung 
dargestellt  erscheinen. 

Eine  vollständige  Darstellung  dieser,  sowie  der  früher 
bezeichneten  Anstalten  soll,  wenn  sich  die  Verhältnisse  des 
Bureaus  günstiger  gestalten  werden,  einer  späteren  Bear- 
beitung vorbehalten  bleiben.  — 

Das  statistische  Bureau  glaubt  diesen  einleitenden 
Bemerkungen   noch  die  Bitte  beifügen  zu  müssen,  die  nach- 
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folgende  Abhandlung  nur  als  den  ersten  Versuch  einer  das 
limenwesen  in  Wien  sowohl  in  geschichtlicher,  als  in  legis- 
lativer und  statistischer  Hinsicht  beleuchtenden  Darstellung 
an&nnehmen.  Wenn  durch  dieselbe  auch  die  Möglichkeit 
geboten  würde,  das  Armenwesen  in  Wien  und  die  Thätigkeit 
in  der  Armenpflege  mit  jener  in  anderen  Grossstädten  mindestens 
theilweise  zu  vergleichen,  wie  dies  in  populationisti- 
scher  und  finanzieller  Richtung  durch  die  vom  statisti- 
schen Congresse  angebahnte  „internationale  Statistik  der  Oross- 
städte^  bereits  in  nächster  Zeit  ermöglicht  werden  wird,  und 
venu  durch  die  Anbahnung  solcher  Vergleiche  und  das  hie- 
dnreh  gewonnene  Materiale  auch  Anhaltspuncte  zur  Gewinnung 
einiger  allgemeiner  Grundsätze  über  und  für  die  heutige 
Armenpflege  im  Interesse  zeitgemässer  Reformen  aufge- 
iimden  werden  könnten,  dann  wäre  die  Mühe  der  vorliegenden 
Arbeit  reichlich  entschädigt. 

Einige  Socialpolitiker  der  neuesten  Zeit  sind  zwar  der 
Meinung,  dass  das  heutige  Armenwesen  „mit  seinen  zweifelhaften 
psychologischen  und  materiellen  Folgen  in  Zukunft  durch 
die  Principien  des  Versicherungswesens  vollends  ver- 
drängt werden  würde,  weil  dieses  jedem  Individuum  für  seine 
kranken  und  alten  Tage  einen  Trost  gewähren  wird,  der 
heute  noch  fehlt**,  sie  anerkennen  aber  dabei  doch,  „dass 
das  heutige  Annenwesen  in  seiner  rohen  Gestaltung  dermalen 
noch  unentbehrlich  sei." 

Das  humane  Empfinden  der  Gegenwart  wird  diese  social- 
politische  Profetie  zwar  stets  mit  den  besten  Wünschen  be- 
gleiten, sich  aber  darüber  nicht  täuschen  können,  dass  solch' 
ein  radicaler  Umschwung  in  den  Lebensverhältnissen  jener 
Gesellschaftsschichten,  welche  in  der  Regel  der  Armenpflege 
anheimfallen,  mittelst  der  Assecuranzen  —  noch  in  unseren 
Tagen  schwerlich  zu  erwarten  sein  dürfte. 

Derlei  entfernten,  fast  utopischen  Zielen  gegenüber  wird 
es  daher  nützlicher  sein,  alles  humane  Bemühen  in  der  Ge- 
genwart dahin  zu  concentriren,  dass  „die  rohe  Gestaltung  des 
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Das  diesem  Deccnnium  nächstfolgende  Jahr  1873  bildet 
bereits  den  üebergang  zu  einer  neuen  —  im  Jahre  1874 
•  ins  Leben  getretenen  Organisation  der  Armenpflege,  zufolge 
welcher  am  Schlüsse  des  Jahres  1873  die  bisherige  Einrich- 
tung der  Pfarr-Armeninstitute  in  Wien  aufgehoben  wurde  und 
an  die  Stelle  derselben  die  —  den  Grenzen  nach  mit  den 
einzelnen  Gemeindebezirken  zusammenfallenden  Bezirks- 
Armeninstitute  traten.  — 

Ueber  die  Grenzlinien,  innerhalb  welcher  die  vorliegende 
Darstellung  des  Armenwesens  in  Wien  sich  abschliesst,  ist 
noch  Folgendes  zu  bemerken. 

Dieselbe  beschränkt  sich  darauf,  ein  Bild  von  derThätigkeit 
jenes  Theiles  der  Armenpflege  zu  geben,  dessen  Aufgabe  es  ist, 
die  Armuth  als  ein  bereits  vorhandenes  üebel  zu  bekämpfen. 
Dagegen  konnte  der  andere  Theil,  welcher  die  Anstalten  umfasst, 
die  dem  Eintreten  dieser  socialen  Krankheit  vorzubeugen  be- 
stimmt sind,  in  dieser  Bearbeitung  noch  keine  Berücksichtigung 
finden.  Die  Zahl  der  in  dieses  Gebiet  gehörigen  Anstalten 
und  Einrichtungen  ist  eine  zu  grosse,  als  dass  das  statistische 
Bureau  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  seines  Be- 
standes eine  vollständige  Diirstellung  derselben  innerhalb  eines 
kurzen  Zeitraumes  hätte  untornohmen  können. 

Auch  das  reiche  Gebiet  der'Privatwohlthätigkeit  konnte 
hier  nur  insoferne  Berücksichtigung  finden,  als  es  in  jenen 
wichtigsten,  durch  Privatmittel  in's  Leben  gerufenen  und 
erhaltenen  Anstalten  zur  Erscheinung  kommt,  welche  ihrer 
Thätigkeit  nach  in  dem  zM'eiten  Theile  dieser  Abhandlung 
dargestellt  erscheinen. 

Eine  vollständige  Darstellung  dieser,  sowie  der  früher 
bezeichneten  Anstalten  soll,  wenn  sich  die  Verhältnisse  des 
Bureaus  günstiger  gestalten  werden,  einer  späteren  Bear- 
beitung vorbehalten  bleiben.  — 

Das  statistische  Bureau  glaubt  diesen  einleitenden 
Bemerkungen   noch  die  Bitte  beifügen  zu  müssen,  die  nach- 


VII 

folgende  Abhandlung  nur  als  den  ersten  Versuch  einer  das 
irmenwesen  in  Wien  sowohl  in  geschichtlicher,  als  in  legis- 
lativer und  statistischer  Hinsicht  beleuchtenden  Darstellung 
anfzunehmen.  Wenn  durch  dieselbe  auch  die  Möglichkeit 
geboten  würde,  das  Armenwesen  in  Wien  und  die  Thutigkeit 
in  der  Armenpflege  mit  jener  in  anderen  Orossstädten  mindestens 
theilweise  zu  vergleichen,  wie  dies  in  populationisti- 
scher  und  finanzieller  Richtung  durch  die  vom  statisti- 
sehen  Congpresse  angebahnte  „internationale  Statistik  der  Gross- 
stidte"  bereits  in  nächster  Zeit  ermöglicht  werden  wird,  und 
wenn  durch  die  Anbahnung  solcher  Vergleiche  und  das  hie- 
dorch  gewonnene  Materiale  auch  Anhaltspuncte  zur  Gewinnung 
einiger  allgemeiner  Grundsätze  über  und  für  die  beutige 
Armenpflege  im  Interesse  zeitgemässer  Reformen  aufge- 
funden werden  könnten,  dann  wäre  die  Mühe  der  vorliegenden 
Arbeit  reichlich  entschädigt. 

Einige  Socialpolitiker  der  neuesten  Zeit  sind  zwar  der 
Meinung,  dass  das  heutige  Armenwesen  „mit  seinen  zweifelhaften 
psychologischen  und  materiellen  Folgen  in  Zukunft  durch 
die  Principien  des  Versicherungswesens  vollends  ver- 
drängt werden  würde,  weil  dieses  jedem  Individuum  für  seine 
kranken  und  alten  Tage  einen  Trost  gewähren  wird,  der 
heute  noch  fehlt**,  sie  anerkennen  aber  dabei  doch,  „dass 
das  heutige  Armenwesen  in  seiner  rohen  Gestaltung  dermalen 
noch  unentbehrlich  sei." 

Das  humane  Empfinden  der  Gegenwart  wird  diese  social- 
politische  Profetie  zwar  stets  mit  den  besten  Wünschen  be- 
gleiten, sich  aber  darüber  nicht  tauschen  können,  dass  solch 
ein  radicaler  Umschwung  in  den  Lebensverhältnissen  jener 
Gesellschaftsschichten,  welche  in  der  Regel  der  Armenpflege 
anheimfallen,  mittelst  der  Assecuranzen  —  noch  in  unseren 
Tagen  schwerlich  zu  erwarten  sein  dürfte. 

Derlei  entfernten,  fast  utopischen  Zielen  gegenüber  wird 
es  daher  nützlicher  sein,  alles  humane  Bemühen  in  der  Ge- 
genwart dahin  zu  concentriren,  dass  „die  rohe  Gestaltung  des 
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heutigen  Armen weseos"  fortgesetzt  verbessert  M^erde  -  und 
dazu  wird  in  erster  Linie  jedenfalls  die  Statistik  Anregung 
und  Grundlage  zu  geben  vermögen. 


In  Bezug  auf  die  Bearbeitung  des  Stoffes  ist  schliess- 
lich noch  die  Bemerkung  beizufügen,  dass  derselbe  —  wie 
schon  der  Titel  der  Abhandlung  andeutet  —  in  zwei  Ab- 
theilungen zerfallt,  wovon  die  erste  das  Wiener  Armen- 
wesen überhaupt  in  den  vorher  bezeichneten  Richtungen 
darzustellen  hat,  während  die  zweite  eine  concreto  Darstel- 
lung der  Armenpflege  in  Wien  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  zehn  Jahren  liefern  soll. 

Diesen  Zwecken  wird  die  1.  Abtheilung  durch  den  In- 
halt der  Abschnitte: 

„Geschichtlicher  Ueberblick," 

„Umfang  und  Eintheilung  des  Armenhauptbezirkes  Wien/* 

„Organisation  der  Armenpflege," 

„Allgemeine  Bestimmungen  über  das  Armenwesen"  und 

„Mittel  für  die  öffentliche  Armenpflege" 
entsprechen,  während    in    der  2.  Abtheilung   die  Schilderung 
eines  zehnjährigen  Wirkens  der  Armenpflege    und  zwar  wAh- 
rend  der  Jahre  1863 — 1872  in  die  beiden  Abschnitte: 

„Armenunterstützuug"  und 

„Armenversorgung," 
wovon  ersterer  wieder   in    die  ünterabtheilungen:    „Armenbe- 
theilung,  Sorge  für  Obdach-  und  Arbeitslose,  Armen-Krauken- 
pflege   und  Armen-Kinderpflege"    zerfallt   —    sich    gruppiren 
und  mit  „Schlussbemerkungen"  enden  wird. 

Statistisches  Bureau  der  Stadt  Wien, 

am  30.  August  1875. 

Josephy, 

Magistrat8-Rath. 


I.  ABTHEILUNG. 


Das  Armenwesen  in  Wien. 
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liehen  Alter  sowohl,  wie  dem  hilfesuchenden  Kranken  eine 
ZnflDchtsstätte  zn  gewähren. 

Es  entwickelte  sich  in  der  damaligen  Wohlthätigkeits- 
pflege  Wiens  der  im  ganzen  Mittelalter  herrschende"  Qeist 
christlicher  Liebe,  welcher  Wohlthaten  übte  in  freier  Selbst- 
bestimmung, ohne  durch  eine  communale  oder  staatliche  Ver- 
pflichtung dazu  gedrangt  zu  werden  und  welcher  Hilfe  leistend 
einschritt,  wo  es  noth  that,  ohne  zu  fragen,  ob  der  Qeber 
ferpflichtet  und  det^Nehmer  berechtigt  sei,  zu  unter- 
stützen, respective  unterstützt  zu  werden. 

Dies  und  der  Umstand,  dass  Wien  schon  von  Alters  her 
den  Ruf  einer  im  ausgedehntesten  Masse  Wohlthätigkeitsacte 
übenden  Stadt  genoss,  erklärt  das  massenhafte  Zuströmen  nicht 
nur  einer  grossen  Anzahl  wirklich  hilfsbedürftiger  Armer  und 
Kranker,  sondern  auch  eines  ganzen  Heeres  von  Bettlern  jener 
Sorte,  welche  das  Betteln  als  einen  ergiebigen  Erwerbszweig 
und  Wien  als  den  zur  Ausübung  desselben  geeigneten  Ort 
l»etrachteten.  Einem  solchen  Andränge  waren  aber  die  der 
Armenpflege  zn  Gebote  stehenden  Hilfsmittel  der  Stadt  zu  jener 
Zi'it  —  wenigstens  auf  die  Dauer  nicht  gewachsen. 

Die  damaligen  Zustände  beweisen  auch  zur  Genüge,  dass 
durch  eine  planlose,  ungeregelte  Armenpflege  die  bestehende 
Armuth  nur  noch  vergrOssert  und  das  Bettelwesen  systematisch 
errossgezogen  wird. 

In  Folge  dieser  bedenklichen  Verliältnisse  trat  sohin  die 
Nnthwendigkeit  ein,  das  immer  nn^hr  anschwellende  Bettel- 
wesen einzudämmen, und  wir  begegnen  daher  seitdem  10.  Jahr- 
hunderte einer  ganzen  Reihe  von  Verordnungen,  welche 
alle  denselben  Zweck  verfolgen,  und  bald  mit  grosserer, 
l»ald  mit  geringerer  Strenge  und  mehr  oder  weniger  glück- 
licher Auswahl  der  angewandten  Mittel  dem  Bettel  Einhalt 
zu  thun  sich  bemühen.^) 


♦)  Die  Polizei-Ordnung  von  Wien  vom  6.  Mai  1571  ordnete  an,  dass 
-alle  vond  yede  fremdt  herkhomno  vnbekhante  Personen  die  Ires  thuens 
Tnnd    Wesens  Handls   vnd   wandls   nit    genugsambe   rechen  seh  nfft    geben 
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EINLEITUNG. 


JJas  Armenwesen  erscheint  im  Gebiete  der  Statistik  noch 
wenig  gepflegt. 

Aeltere  nnd  neuere  Schriftsteller,  welche  sich  damit  be- 
fassten,  finden  die  Ursache  in  der  Schwierigkeit,  überhaupt 
eine  nur  einigermassen  vollständige  Statistik  der  Armuth  ent- 
werfen zu  können. 

Sie  motiviren  dies  namentlich  mit  der  grossen  Veränder- 
lichkeit in  der  Zahl  der  Armen  und  der  Unmöglichkeit,  alle 
Acte  der  Wohlthätigkeit,  insbesondere  der  privaten,  zu  regi- 
striren. 

Trotz  alledem  erkl&ren  dieselben  das  Gebiet  der  Armen- 
pflege für  ein  so  wichtiges  und  interessantes,  dass  auch  jeder 
statistische  Versuch  auf  diesem  Felde  als  ein  „nützlicher  und 
werthvoller"  anerkannt  werden  müsse.  — 

Diese  Erwägung  hat  das  statistische  Bureau  der  Stadt 
Wien  angeeifert,  das  Armenwesen  in  der  Reichshauptstadt  im 
Allgemeinen,  und  die  Thätigkeit  der  Armenpflege  daselbst 
innerhalb  eines  Jahrzehnts  einer  eingehenden  Darstellung  zu 
anterziehen. 

Zu  dieser  Arbeit  drängte  einerseits  das  Interesse,  durch 
die  statistische  Uebersicht  dieser  Thätigkeit  während  eines 
Decenninms  znr  Anschauung  allgemeiner  Resultate  zu  gelangen 
and   andererseits  die  Absicht,   eine    umfassende   und   exacte 
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Ende  des  18.  Jahrhunderts  bereits  ziemlich  fest  ausgeprägte 
Qrundzüge  in  der  Verwaltung  derselben. 

Namentlich  war  der  Grundsatz,  dass  jede  Gemeinde 
die  ihr  angehörigen  Armen  selbst  zu  erhalten  habe, 
zur  vollen  Geltung  gelangt,  wofür  hauptsächlich  die  Be- 
stimmung Zeugniss  gibt,  dass  nun  jede  Gemeinde  bezüglich  der 
Kosten,  welche  von  einer  andern  Gemeinde  zum  Unterhalte 
der  der  ersteren  angehörigen  Armen  aufgewendet  wurden,  dieser 
letzteren  gegenüber  ersatzpflichtig  erscheint. 

Mit  diesem  Grundsatze  trat  die  Armenpflege  aus  der 
mittelalterlichen  Anschauung,  die  auf  dem  christlichen  Qe- 
meingeiste  allein  basirte,  heraus,  und  indem  die  einzelnen 
Gemeinden  jetzt  darauf  Bedacht  nehmen  mussten,  den  an  sie 
gestellten  Forderungen  jener  Armen,  die  ihnen  nach  dem  Rechte 
der  Angehörigkeit  bezüglich  der  Erhaltung  und  Unterstützung 
zur  Last  fielen,  gerecht  zu  werden,  suchten  sie  alle  Jene 
aus  dem  Kreise  ihrer  Armenpflege  auszuschliessen, 
welche  demselben  nicht  angehörten. 

In  Folge  dessen  fing  die  Armenpflege  an  die  zu  Unter- 
stützenden auch  zu  classificiren;  hiermit  entwickelten  sich 
nach  und  nach  die  Grenzen  jener  Voraussetzungen  und  Erfor- 
dernisse, deren  Vorhandensein  einen  Anspruch  auf  Unter- 
stützung und  Versorgung  gewährt. 

Die  Festsetzung  der  zur  Armenunterstützung  erforderli- 
chen Eigenschaften  und  die  Handhabung  der  Armenpflege 
innerhalb  des  Kreises  der  Angehörigen,  dann  die  Aufbringung 
und  Verwendung  der  hiezu  erforderlichen  und  geeigneten 
Mittel  wurde  von  jetzt  an  immer  mehr  Sache  und  Aufgabe 
der  Gemeinde  —  und  die  Armenpflege  dadurch  allmählig 
ein  der  Gemeinde-Obrigkeit  ausschliesslich  ange- 
höriger  Verwaltungsgegenstand. 

An  der  Hand  der  Erfahrung  hatte  sich  die  richtige  Er- 
kenntniss  Bahn  gebrochen,  dasg  die  Armenpflege  eine  Auf- 
gabe sei,    deren  Lösung  wohl    am    sichersten  von  den  dabei 
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nnmittelbar    Betheiligten,    also   yon  den   von   der   Armenlast 
ximächst  Getroffenen  zu  erwarten  ist. 

Es  folgten  nun  jene  Einrichtungen,  welche  durch  Kaiser 
Joseph  n.  in  s&mmtlichen  deutsch -slavischen  L&ndern  der 
österreichischen  Monarchie  eingeführt  worden  sind,  und  noch 
heutigen  Tags  die  Grundlage  der  gesammten  Organisation  des 
Armenwesens  in  Wien  bilden.**)  i 


Bereits  unter  der  Regierung  der  Kaiserin  Maria  Theresia 
waren  die  grössten  Anstrengungen  gemacht  worden,  das  Armen- 
wesen entsprechend  zu  regeln  und  diese  wichtige  sociale 
Frage  einer  günstigeren  Lösung  zuzuführen. 

Allein  die  getroffenen  Massnahmen  scheiterten,  weil  diesel- 
ben keineswegs  geeignet  waren,  den  durch  die  damaligen  socia- 
len Verhältnisse  gegebenen  Factoreu  Rechnung  zu  tragen.  Statt 
Dämlich  die  Ursachen  des  zu  hebenden  Uebels  zu  erforschen, 
und  auf  Grundlage  dessen  eine  Reorganisation  des  Armenwe- 
sens  anzubahnen,  welche  den  durch  das  Aufblühen  der  Stadt 
and  ihrer  Industrie  und  durch  das  Anwachsen  einer  der  Ver- 
armung leichter  ausgesetzten  Arbeiterbevölkerung  veründcr- 
ten  städtischen  Verhältnisseu  entsprechen  konnte,  beschräukte 
man  sich  blos  darauf,  durch  die  grösstmögliche  Steigerung 
der  öffentlichen  und  Privatwohlthätigkeit  die  Mittel  zu  be- 
schaffen, um  die  stets  wachsenden  Ansprüche  der  Armuth  uud 
Hilfsbedürftigkeit  befriedigen  zu  können. 

Wohl  wurden  die  Verordnungen,  welche  die  Abscliaffung 
und  Femehaltung  aller  nicht  nach  Wien  gehörigen  Personen 
decretirten,  zu  wiederholten  Malen  verschärft;  allein  Wien 
hatte  damals  bereits  mit  jener  Armenlast  zu  kämpfen,  welche 
ihr  durch  die  Versorgung  und  Unterstützung  der  der  Stadt 
selbst  Angehörigen  auferlegt  worden  war. 


*»)  üeber  die  Entwicklung  der  einzelnen  damals  bereits  bestan- 
denen und  der  Annenpflege  gewidmeten  Anstalten  und  Fonde  wird  ein 
kurzer  geschichtlicher  Abriss  bei  deren  besonderer  spateren  Besprechung 
eingefugt  werden« 
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Das  Armenwosen  verlangte  demzufolge  dringend  nach 
einer  durchgehenden  und  sachgemassen  Reform,  deren  end- 
liche Durchführung  dem  Kaiser  Josef  II.  vorbehalten  blieb. 

Das  Verdienst,  diese  veranlasst  zu  haben,  gebührt  dem 
Grafen  Bouquoy.  Derselbe  hatte  im  Jahre  1779  auf  seinen  in 
Böhmen  gelegenen  Herrschaften  eine  Gesellschaft,  „die  Ver- 
einigung aus  Liebe  des  Nächsten"  benannt,  gebildet,  welche 
es  sich  zur  Aufgabe  gemacht  hatte,  die  wahrhaft  dürftige 
Armuth  zu  unterstützen  und  zu  versorgen  und  in  den  Herzen 
der  Einzelnen  die  christliche  Liebespflicht,  dem  unverschul- 
deten Elende  des  Mitmenschen  helfend  entgegen  zu  kommen, 
zu  erwecken  und  anzuspornen. 

Zum  Zwecke  der  rationellen  Durchführung  dieser  Auf* 
gäbe  wurde  jede  seiner  Herrschaften  in  so  viele  Bezirke  ein- 
getheilt,  als  dieselbe  Pfarreien  besass. 

Die  Leitung  eines  solchen  Armenbezirkes  wurde  sohin 
dem  Pfarrer,  dann  dem  aus  den  Einwohnern  des  Bezirkes  ge- 
wählten Armenvater  und  einem  Rechnungsführer  übertragen. 
Der  Pfarrer  und  der  ihm  zur  Seite  stehende  Armenvater  hatten 
die  Entgegennahme  und  Vertheilung  der  eingehenden  Geld- 
spenden zu  besorgen,  an  deren  Sammlung  sich  die  angesehen- 
sten Einwohner  des  Bezirkes  betheiligten.  Dem  Rechnungs- 
führer aber  oblag  die  Verbuchung  des  eingegangenen  und  zur 
Vertheilung  gelaugten  Almosens.  Sämmtliche  Bezirke  standen 
unter  der  Oberaufsicht  der  Grundobrigkeit. 

Kaiser  Josef  II.,  welcher  sich  im  Jahre  1781  mit  der 
Reorganisation  der  in  Wien  bereits  bestehenden  Wohlthätig- 
keitsaustalten  beschäftigte,  richtete  dabei  sein  Augenmerk 
auch  auf  eine  Regelung  in  dem  Gebaren  bei  Unterstützung 
jener  Armen,  welche  zur  Aufnahme  in  eine  Armenaustalt 
nicht  geeignet  und  daher  nur  mit  zeitlichen  Aushilfen  zu 
betheilen  waren. 

Er  berief  zu  diesem  Behufe  im  Jahre  1782  den  Grafen 
Bouquoy  nach  Wien,    um    die  Einführung  des  von  demselben 
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auf   seinen    Herrschaften    gegründeten    Armeuinstitutes    auch 
ia  der  Stadt  Wien  zu  organisiren. 

Mit  dem  Hofdecrete  vom  5.  Mai  1 783  wurden  „samraent- 
liche  Bruderschaften  aufgehoben,  und  nur  eine  einzige,  worein 
den  Aufgehobenen  einzutretten  freygelassen  werden  solle  — 
ooter  dem  Namen:  der  Liebe  des  Nächsten  errichtet"  und 
angeordnet,  dass  „dieses  Institut  mit  dem  auf  den  Bouquoy'schen 
Herrschaften  mit  so  gutem  Erfolge  bestehenden  gleichförmig 
gemacht  werden  solle".  '*) 

Wien  und  dessen  Vorstädte  wurden  nun  zum  Behufe  der 

Armenpflege  in  so  viele  Bezirke  getheilt,  als  nach  der  Pfarr- 

eintheilang  yom  Jahre  1783  Pfarreien  bestanden.    Man  zählte 

deren  damals  29.  Sämmtliche  Pfarrbezirke  bildeten  zusammen 

den  Armen-Hauptbezirk. 

Später  und  zwar  zwischen  1785—1790  wurden  in  den- 
selben auch  die  ausser  den  Linien  liegenden  Pfarren:  Rein- 
dorf und  Neulerchenfeld,  und  im  Jahre  1816  auch  noch  die 
Pfarre  Hemals  und  zwar  wahrscheinlich  aus  dem  Grunde  ein- 
liezogen,  weil  „diese  Bezirke  wegen  des  regen  Wechselver- 
kehrs der  daselbst  wohnhaften  Gewerbsloute  mit  der  Resi- 
denz mit  den  innerhalb  der  Linien  liegenden  Vorstädten 
gleichgehalten  werden  sollten". 

Die  Leitung  des  Armenwesens  im  Pfarrbezirke  hatte  der 
jeweilige  Pfarrer  zu  besorgen,  welchem  mehrere  Bürger  als 
Armen  Väter  und  Rechnungsführer  zur  Seite  standen. 

Die  Leitung  des  aus  sämmtlichen  Pfarrbezirken  beste- 
henden Hauptbezirkes  wurde  jedoch  bei  dem  Bestehen  einer 
grossen  Anzahl  von  Personen,    welche    gruudherrliche   Rechte 


**)  Mit  Ilofdecret  vom  23.  Oetober  1783  wurde  ^der  halbe  Theil 
des  Vermög^ens  der  aufgehobenen  Bruderschaften  dem  armen  Institut  und 
die  andere  Haibscheid  den  Normalschulen  gewidmet^. 

Von  der  Aufhebung  der  Bruderschaften  und  der  Verwendung  ihres 
Termögens  wird  noch  weiters  bei  der  Darstellung  der  Entstehung  des 
Laadbniderschaftsfondes  in  dem  Abschnitte:  ^Mittel  für  die  öfTentliche 
Annenpflege'"  die  Rede  sein. 
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über  die  Sladt-  und  Vorstadtgebiete  ausübten  und  in  Folge 
des  daraus  sich  ergebenden  Mangels  einer  einheitlichen  grund- 
obrigkeitlichen Jurisdiction  nicht  der  Grundobrigkeit,  sondern 
einer  Regierungs-Commission  übertragen. 

Somit  blieb  die  Leitung  des  Armenwesens  in  den  Händen 
der  Regierung  und  zwar  noch  durch  einen  Zeitraum  von 
60  Jahren. 

Aus  den  während  dieser  Periode  erlassenen  vielfachen 
Anordnungen  und  Vorschriften  ist  bemerkenswerth,  dass  im 
Jahre  1803  die  31  Pfarr-Armenbezirke  in  90  Armenbezirke 
untergetheilt  worden  sind,  wodurch  eine  Vermehrung  der 
Armonväter  nothwendig  wurde,  und  dass  ferner  im  October  1818 
eine  a.  h.  Entschliessnng  erfolgte,  welche  eine  Classificirung 
der  bestandenen  Wohlthätigkeitsanstalteu  in  Bezug  auf  deren 
finanzielle  Unterstützung  statuirte,  und  durch  welche  nament- 
lich die  „Versorgungsanstalten"  als  Localanstalten  erklärt 
worden  sind,  eine  Erklärung,  welche  für  die  später  erfolgte 
üebergabe  des  Armenwesens  an  die  Gemeinde  von  Bedeutung  war. 

Nachdem  nun  während  des  erwähnten  sechzigjährigen 
Zeitraumes  in  der  Bestimmung  und  Zusammensetzung  der  mit 
der  obersten  Leitung  des  gesammten  Armeninstitutes  betrauten 
Organe  und  auch  in  der  Leitung  jener  Commissionen  verschie- 
dener Art,  welche  zur  Hebung  der  im  Armenweseu  Wiens  von 
Zeit  zu  Zeit  sich  zeigenden  Mängel  eingesetzt  wurden, 
mannigfache  Veränderungen  vorgenommen  worden  waren,  ist 
endlich  mit  der  a.  h.  Entschliessnng  vom  26.  Februar  1842 
die  Leitung  des  Armenwesens  in  Wien  und  der  in  den  Armen- 
rayon der  Stadt  gehörigen,  ausser  den  Linien  gelegenen  Ge- 
meinden sammt  der  Leitung  der  Versorgungsanstalten  —  der 
Gemeinde  selbst,  d.  i.  dem  Magistrate  der  Stadt  Wien, 
übertragen  worden.  **) 


*')  Der  Inhalt  des  Regierungsdecretes  vom  19.  Mtlrz  1842,  mit 
welchem  die  Leitung  des  Armi»nwesens  für  künfcighiu  normirt  wurde, 
war  nachfolgender: 
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auf   seinen    Herrschaften    gegründeten    Arraeninstitutos    auch 
in  der  Stadt  Wien  zu  organisiren. 

Mit  dem  Hofdecrete  vom  5.  Mai  1 783  wurden  „sarament- 
liche  Bruderschaften  aufgehoben,  und  nur  eine  einzige,  worein 
den  Aufgehobenen  einzutretten  freygelassen  werden  solle  — 
unter  dem  Namen:  der  Liebe  des  Nächsten  errichtet"  und 
angeordnet,  dass  „dieses  Institut  mit  dem  auf  den  Bouquoy'schen 
Herrschaften  mit  so  gutem  Erfolge  bestehenden  gleichförmig 
gemacht  werden  solle".  **) 

Wien  und  dessen  Vorstädte  wurden  nun  zum  Behufe  der 
Armenpflege  in  so  viele  Bezirke  getheilt,  als  nach  der  Pfarr- 
eintheilung  vom  Jahre  1783  Pfarreien  bestanden.  Man  zählte 
deren  damals  29.  Sämmtliche  Pfarrbezirke  bildeten  zusammen 
den  Armen-Hauptbezirk. 

Später  und  zwar  zwischen  1785—1790  wurden  in  den- 
selben auch  die  ausser  den  Linien  liegenden  Pfarren:  Rein- 
dorf und  Neulerchenfeld,  und  im  Jahre  1810  auch  noch  die 
Pfarre  Hernais  und  zwar  wahrscheinlich  aus  dem  Grunde  ein- 
bezogen, weil  „diese  Bezirke  wegen  des  regen  Wechselver- 
kehrs der  daselbst  wohnhaften  Gewerbsleute  mit  der  Resi- 
denz mit  den  innerhalb  der  Linien  liegenden  Vorstädten 
gleichgehalten  werden  sollten". 

Die  Leitung  des  Armenwesens  im  Pfarrbezirke  hatte  der 
jeweilige  Pfarrer  zu  besorgen,  welchem  mehrere  Bürger  als 
Armen  Väter  und  Rechnungsführer  zur  Seite  standen. 

Die  Leitung  des  aus  sämmtlichen  Pfarrbezirken  beste- 
henden Hauptbezirkes  wurde  jedoch  bei  dem  Bestehen  einer 
grossen  Anzahl  von  Personen,    welche    gruudherrliche   Rechte 


»*)  Mit  Hofdecret  vom  i3.  October  178:}  wurde  „der  halbe  Theil 
des  Vermögens  der  aufgehobenen  Bruderschaften  dem  armen  Institut  und 
die  andere  Halbscheid  den  Normalschulen  gewidmet". 

Von  der  Aufhebung  der  Bruderschaften  und  der  Verwendung  ihres 
Vermögens  wird  noch  weiters  bei  der  Darstellung  der  Entstehung  des 
Landbruderschaftsfondes  in  dem  Abschnitte:  ..Mittel  für  die  ölfentliche 
Armenpflege"'  die  Rede  sein. 
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Armenversorgung   zu   erfüllen,    nur   nach   vorläufiger  Einver- 
nehmung des  Magistrats  in's  Leben  treten  konnte. 

Aber  schon  6  Jahre  später,  im  Jahre  1848,  ereignete 
sich  jener  grosse  Umschwung  der  politischen  Verhältnisse, 
welcher  den  absoluten  Staat  Oesterreich  in  einen  Verfassungs- 
staat verwandelte  und  daher  auch  eine  neue  Gestaltung  der 
städtischen  Verwaltung  zur  Folge  hatte.  Insbesondere  führte 
die  Anerkennung  der  Gemeinde-Autonomie  dazu,  dass  die 
Leitung  der  städtischen  Angelegenheiten  nun  einer  aus  freier 
Wahl  der  Gemeindemitglieder  hervorgehenden  Vertretung  über- 
antwortet werden  musste. 

Dieser    fiel    auch    die    Controle    der    Armenpflege    zu, 
welche    bisher    von  Seite    der  Regierung    geübt   worden  war, 
und    es    wurden    für  die  Armenpflege  von  jetzt  an  nur  mehr    . 
die     Beschlüsse    und    Anordnungen    der    Gemeindevertretung 
massgebend. 

Unter  der  Leitung  des  Wiener  Magistrates  als  Executiv- 
organ,  welcher  zur  Besorgung  der  Armenpflege  ein  beson- 
deres Bureau  mit  einer  Reehnungsabtheiluug  zur  Seite  errich- 
tete, und  durch  die  Ausführung  einer  Reihe  von  Verordnungen 
des  im  Jahre  1861  neu  zusammengetretenen  Gemeinderathes, 
welche  die  Vermehrung  der  Versorgungsanstalten  und  die 
Verbesserung  der  Lage  der  unterstützten  Armuth  bezweckten, 
und  ein  sprechendes  Zeugniss  für  die  01)Sorge  geben,  welche 
derselbe  diesem  wichtigen  Zweige  der  Communal-Verwaltung 
augedeiheu  lässt,  entwickelte  sich  nun  das  Armenwesen  Wiens 
allraählig  bis  zu  seiner  heutigen  Gestaltung. 

Wohl  waren  im  Laufe  der  Jahre  in  einzelnen  Abthei- 
lungen der  Armenpflege  in  Wien  die  mannigfachsten  Refor* 
men  getroflFen  worden,  allein  trotz  derselben  war  im  Systeme 
an  der  seit  1783  bestehenden  Einrichtung  der  Pfarr-Armen- 
institute  bisher  nichts  geändert  worden. 

Da  wurde  in  der  Sitzung  des  n.  ö.  Landtages,  welche 
am  26.  April  des  Jahres  1864  stattfand,  von  dem  zur  Bera- 
thung  der  Massregelu  gegen  das  Landstreicherwesen  eingesetz- 
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Der  Wiener  Magistrat  hatte  nun,  wie  es  in  dem  Regie- 
nmgs-Präsidial-Decrete  vom  25.  April  1842  heisst:  „die  Details 
des  Armenwesens  Unter  seiner  Verantwortung  zu  besorgen", 
während  die  Regierung  als  Tutelarbehörde  sich  auf  die  Ober- 
aufsicht beschränkte,  woraus  dann  von  selbst  folgte,  „dass 
künftighin  jede  Aenderung,  sowohl  im  Systeme  als  auch  in 
den  Mitteln,  um  den  dem  Magistrate  zugewiesenen  Zweck  der 

„In  Gem&ssheit  einer  a.  h.  Entschliessung    rom  26.  HorDung  d.  J. 
ist  die  Leitung  des  Armenwesens    in  Wien   und  der  dazu  ein- 
bezogenen Gemeinden    ausser   den  Linien    von    der  Regierung 
(wo  sie  seit  Aufhebung  der  Stadthauptmannschaft  geführt  wurde)  an  den 
Magistrat  zu  übergeben,  der  sie    vor  der  Hand  und  bis  er  die  er- 
lorderliehen  Verbesserungsmassregeln  im  gesetzliehen  Wege 
darehzufQhren   vermag,    auf  den  bisherigen  Grundlagen  fortzuführen 
hat  Ebenso  ist  nach  dem  allerhöchsten  Befehle  dem  Magistrate  die  Lei- 
tung der  Versorgungshäuser  in  und  ausser  Wien,  welche  als  nach  Wien 
gehörige    Localanstalten    zu    betrachten    siud,     zu    ül'ertragen.    Dagegen 
sollen    die    eigentlichen  Sanitäts-Anstaltcu    und    Krankenhäuser   in    ihren 
dermaligen  Verhältnissen  bleiben,   sowie    auch    die  gesetzlichen  Tutelar- 
Terhältnisse    bezüglich    der    Stiftungen    unverändert    beibehalten    werden 
sollen.'* 

^Nach  eioer  weitem  a.  h.  EntsehUessung  von  gleichem  Datum 
haben  allerhöchst  Se.  Majestät  allergnädigst  zu  genehmigen  geruht,  dass 
die  für  die  Anren  überhaupt,  ohne  besondere  Beätimmung  gewidmeten 
lechs  Fonde,  nämlich:  1)  der  Armenfond,  2)  der  Grossarmenhausfond, 
3)  der  Johannesspitalfond,  4)  der  Armeninstitutsfond,  5)  der  Wohltliatig- 
keits-Reserve-  und  6)  der  Wohlthätigkeits-Disponibleforid  unter  «1er  Be- 
nennung ^allgemeiner  Versorgungsfond*^  dergestalt  vollkommen  vereinigt 
werden,  dass  nur  der  mit  Stiftungen  und  besonderen  Widmungen  bdiastete 
Theil  dieses  Vermögens  ausgeschieden  werden  soll.  Diese  nun  vereinigten 
Fonde  sollen  nach  oberwähnter  Ausscheidung  dem  Wiener  Magistrate 
übergeben  werden,  welcher  jedoch  dieselben  nicht  dem  städtischen  Ver- 
mögen einzuverleiben,  sondern  geg^n  abgesonderte  Verrechung  zu  admi- 
nistriren  hat." 

Hieraut  folgt  die  Aufzählung  der  einzelnen  an  d^n  Magistrat  über- 
gehenden Agenden  der  Armenpflege  und  die  wiederholte  Bemerkung, 
dass  es  der  Wille  Sr.  Majestät  sei,  „dass  diese  seither  bei  der  Regie- 
rung geführten  Geschälte  in  so  lange  auf  den  bisherigen  Grundlagen  fort- 
geführt werden,  bis  der  Magistrat  in  der  Lage  sein  wird,  die  Verbesse- 
rungs-  und  Vereinfachungsanträge  zu  erstatten." 
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Die  in  der  Debatte  über  denselben  vorgebrachten  „Ein- 
wendungen", welche  hauptsächlich  hervorhoben,  „dass  das 
Pfarr-Armeninstitut  immer  ein  Gegenstand  der  pfarrlicheji  Ver- 
waltung und  ein  Theil  der  Wirksamkeit  der  Pfarrer  gewesen 
sei,"  wurden  damit  widerlegt,  dass  an  der  Verwaltung  der 
Armeninstitute  der  Pfarrer  zwar  als  Direetor  einen  Antheil, 
einen  solchen  aber  auch  der  Annenvater  und  der  Rechnungs- 
führer hatten,  bei  welch'  letzterem  die  Casse  aufbewahrt  werde. 
Auch  die  Auswahl  der  zu  betheilenden  Annen  stände  nicht 
dem  Pfarrer  allein  zu,  sondern  nur  in  Gemeinsamkeit  mit  dem 
Gemeindevorstande  und  dem  Armenvater  und  bei  einer  zwi- 
schen diesen  eingetretenen  Meinungsverschiedenheit  habe  die 
politische  Behörde  zu  entscheiden.  Ebensowenig  könne  „von 
einer  kirchlichen  Verwaltung"  die  Rede  sein,  da  sich  weder 
in  den  Anordnungen  Kaiser  Josefs  IL  noch  in  späteren 
Verordnungen  und  auch  in  dem  bereits  erwähnten  Regulativ 
vom  Jahre  1846  eine  Spur  davon  finde,  dass  das  Arraen- 
institut  als  ein  „kirchliches"  angelegt  oder  jemals  als  ein  sol- 
ches geleitet  worden  sei. 

Die  neue  Vorlage  fand  Genehmigung  und  in  Folge  dessen 
erfloss  das  Landesgesetz  vom  21.  Februar  1870,  durch  welches 
im  Erzherzogthume  Oesterreich  unter  der  Enns  —  mit 
Ausschluss  des  Armenbezirkes  der  Stadt  Wien  — 
sämmtliche  Pfarr-Armeninstitute  aufgehoben  wurden 
und  das  Vermögen  derselben  den  Ortsgemeinden  zur 
Verwaltung  übergeben  worden  ist. 

Die  natürliche  Folge  davon  war,  dass  nun  auch  die 
Gemeindevertretung  von  Wien,  welche  seit  ihrem  Bestehen 
die  Absicht  verfolgte,  die  zum  Zwecke  der  Armenpflege  beste- 
henden Institutionen  zu  verbessern  und  neue  —  dem  jetzigen 
Standpuncte  der  Gesetzgebung,  namentlich  aber  den  gegen- 
wärtigen Zeitverhältnissen  entsprechende  Normen  zu  schaflTen, 
mittelst  welcher  auch  die  bisher  vergebens  versuchte  Contra- 
lisirung  der  communalen  und  Privat-Wohlthätigkeit  angestrebt 
werden  sollte,    dass  diese  sich  nun  bemühte,    die  Anfliebung 


ten    Äosschasse    der    Entwurf  eines    Arinengesotzes    für    das 
flache  Land  vorgelegt,  dessen  §.  4  folgendermassen  lautete: 

„Das  Pfarr- Armeninstitut  als  solches  ist  aufgehoben  und 
geht  als  Bestandtheil  der  Armeucasse  in  die  Verwaltung  der 
Armencommission  der  betreflfenden  Gemeinden  über." 

Der  Landtagsausschuss  war  bei  diesen  Anträgen  von 
der  Ansicht  ausgegangen,  dass,  nacluieni  der  Gemeinde  die 
Zwangspflicht  auferlegt  wird,  das  Armenwesen  in  seinem 
ganzen  umfange  zu  besorgen,  derselben  auch  alle  jene  Hilfs- 
mittel an  die  Hand  gegeben  werden  müssen,  welche  ihr  die 
Erfüllung  dieser  Zwangspflicht  ermöglichen.  Der  in  Rede 
stehende  Gesetzentwurf  wurde  zwar  in  der  erwähnten  Sitzung 
des  n.  ö.  Landtages  vom  Jahre  1864  abgelehnt,  jedoch 
gleichzeitig  der  Ausschuss  beauftragt,  genaue  Erhebungen 
über  die  Beschaffenheit  und  den  Vermögonsumfang  der  Ar- 
meninstitute zu  dem  Zwecke  zu  pflegen,  damit  in  der  näch- 
sten Landtagssession  die  Revision  der  Instruction  für  die 
Armeninstitute  vom  24.  September  1846  vorgenommen  und 
den  Gemeinden  der  ihnen  geliührcnde  Einfluss  eingeräumt 
werden  könne. 

Nachdem  auch  der  in  der  nächsten  I^andtagssession 
von  der  Regierung  eingebrachte  Gesetzentwurf  zur  Regehmg 
der  Armeninstitute,  welcher  von  dem  Ausschusse  für 
Gemeinde-Angelegenheiten  als  dem  Grundsätze  der  Autonomie 
der  Gemeinden  nicht  entsprechend  ])etnnden  wurde,  sowie  ein 
neuer  von  diesem  Ausschusse  ausüearbeiteter  Gosetzentwurf 
von  dem  Landtage  verworfen  worden  waren,  wurde  in  der 
Sitzung  vom  10.  October  1868  besclilosseu: 

„Der  Landesausschuss  wird  beauftragt,  eine  Geset/es- 
vorlage  wegen  Uebergabe  der  Pfarr- Armeninstitute  des 
flachen  Landes  in  NiederOsterreich  in  die  unmittelbare  Leituuc.- 
und  Verwaltung  der  Gemeinden  auszuarl>eiten  und  dem  Land- 
tage in  seiner  nächsten  Session  vorzule,i;en.'* 

Dieser  neue  Gesetzentwurf  wurde  eiidlieli  in  der  SitzniiLr 
des  n.  ö.  Landtages  vom  1.  October  1860  voriL;ele^i. 
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§.  2.  Die  Gemeindovertretiing  von  Wien  regelt  im  Sinne 
des  §.  68  der  provisorischen  Gemeindeordniing  für  Wien  vom 
6.  März  1850  die  künftige  Organisation  des  Armenwesens  im 
eigenen  Wirkungskreise. 

§.  3.  Durch  dieses  Gesetz  werden  die  anderweitigen  sowohl 
im  Allgemeinen  in  Absicht  auf  die  Armenpflege  im  Armen- 
bezirke der  Stadt  Wien  bestehenden,  als  auch  insbesonders 
die  auf  die  Bedeckuugsquellen  des  W^iener  allgemeinen  Arraen- 
fondes  bezüglichen  gesetzlichen  Normen  nicht  berührt.  Almosen 
jedoch,  welche  im  Gotteshause  durch  die  Organe  einer  gesetz- 
lich anerkannten  Kirche  oder  Religionsgenossenschaft  in  Em- 
pfang genommen  werden,  bleiben  diesen  Organen  zur  Ver- 
waltung und  Verwendung  überlassen. 

§.  4.  Mit  der  Durchführung  dieser  Bestimmungen  ist  die 
k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  beauftragt.  — 

Es  gehören  zu  dem  Armenbezirke  von  Wien  aber  auch 
—  wie  bereits  früher  erwähnt  —  die  ausser  der  Verzehrungs- 
steuer-Linie gelegenen  Vororte  Hernais,  Neulerchenfeld, 
Fünfhaus,  Sechshaus  und  Rudolfsheim. 

Obwohl  der  Gemeinderath  schon  seit  Jahren  mit  der 
Regelung  der  eigenthümlichen  Verhältnisse  dieser  Vororte  zum 
Armeubezirke  Wiens  sich  beschäftiget  hatte,  konnte  eine 
solche  bisher  doch  nicht  verwirklicht  werden,  daher  die  neue 
Organisirung  des  Armenwesens  auch  nur  für  das  Gemeinde- 
gebiet der  Stadt  Wien  beantragt  und  gesetzlich  durchgeführt 
wurde. 

Es  war  dieser  Vorgang  einerseits  raotivirt  durch  die 
speciellen  politischen,  dann  durch  die  Bevölkenings-  und 
finanziellen  Verhältnisse  der  Grossgemeinde  Wien  und  jener 
der  früher  genannten  Vororte,  während  andererseits  es  zweck- 
mässig erscheinen  musste,  an  dem  bestehenden  Organismus 
der  Armenpflege  so  wenig  als  möglich  zu  rütteln,  um  einen 
allmähligen  ruhigen  Ueber^ang  in  die  eingetretenen  Reformen 
anzubahnen. 
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Es  blieb  daher  in  den  zum  Wiener  Armenbezirke  gehö- 
rigen Pfarr- Armeninstituten  von  Hemals,  Neulerchenfeld  und 
Beindorf,  welch'  letzteres  die  Ortsgemeinden  Fünfhaus  und 
Sechshaus,  dann  Rudolfsheim  nmfasst,  die  bisherige  Ein- 
richtung derselben  bis  auf  Weiteres  unberührt. 

Die  Aufhebung  der  Piarr-Armeninstitute  war  in  Wien 
leichter  durchzuführen  als  auf  dem  flachen  Lande ,  weil  es 
sich  in  Wien  eigentlich  nur  um  einen  Wechsel  in  den  mit 
der  Verwaltung  des  Armenwesens  betrauten  Organen  han- 
delte. Namentlich  fielen  die  Schwierigkeiten,  welche  auf  dem 
flachen  Lande  die  Uebergabe  des  Pfarr-Armenvermögens  an 
die  Gemeinden  nach  sich  zog,  in  Wien  ganz  hinweg,  weil 
daselbst  ein  Pfarr- Armenvermögen  gar  nicht  bestand  und  der 
Armen-  oder  Versorgungsfond  ausschliesslich  von  dem  Magi- 
strate verwaltet  wurde. 

Um  die  neue  Organisation  des  Armenwesens  in  Wien 
durchznf&hren,  sind  sohin  von  dem  Oemeinderathe  in  der 
Sitzung  vom  8.  Jänner  1874  folgende  Beschlüsse  gefasst  worden: 

1.  Sämmtlichen  Pfarrern  Wiens  ist  der  Dank  für  ihre 
bi.sherigen  Leistungen  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens 
auszudrücken. 

2.  Ebenso  ist  allen  Mäuuern,  welche  bisher  das  Ehren- 
amt eines  Armenvaters  bekleideten,  der  Dank  auszudrücken 
und  unter  Einem  die  Erwartung  auszusprechen,  dass  dieselben 
auch  dem  neuen  Armeniustitute  ihre  Thätigkcit  in  gleicher 
Weise  zuwenden  werden. 

3.  Es  seien  sämmtliche  Mitglieder  des  Gemeinderathes 
aufzufordern,  im  Interesse  der  neuen  Armeninstitution  dem 
Bürgermeister  Männer  in  Vorschlag  zu  bringen,  welche  geeignet 
sind  und  auch  den  Willen  kundgeben,  ein  solches  Ehrenamt 
7.U  übernehmen. 

4.  Diese  neuen  Functionäre  haben  den  Titel  „Armen- 
räthe"  zu  führen. 

5.  Die  Armenräthe  wählen  bezirksweise  aus  ihrer  Mitte 
einen  Obmann  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren. 
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6.  Diese  Obmönner  der  Armenhezirke  treten  bei  dem 
Magistrate  alle  drei  Monate  zn  einer  Conferenz  zusammen, 
welche  ihre  Berathiingen  unter  dem  Vorsitze  des  jeweiligen 
MagistratS'Direetors  nnd  unter  Zuziehung  des  Referenten  in 
Armensachen  pflegt. 

7.  Die  bei  dem  Magistrate  zum  Zwecke  der  Armenbe- 
theilung  zu  erhebenden  Verlagsgelder  hat  das  betreffende 
Eiecutiv-Organ  des  Magistrates  in  jedem  Gemeindebezirke  in 
Empfang  zu  nehmen  und  zu  verrechnen. 

8.  Die  innere  Organisation  der  Armenbezirke,  als:  deren 
Eintheilung  in  Sectionen,  die  Bestimmung  der  Häuser,  weV\e 
auf  jeden  Armeurath  entfalleu,  die  Berathungs-Modalitäten, 
u.  8.  f.,  bleibt  den  betreffenden  Armenräthen  überlassen. 

9.  Die  bestehende  Instruction  für  die  jetzigen  Armen- 
väter 'bleibt  vorläufig'  auch  für  die  Armenräthe  aufrecht. 

10.  So  wie  bisher  hat  auch  in  Zukunft  der  Magistrat 
unter  der  Controle  des  Gemeinderathes  den  allgemeinen  Ver- 
sorgungsfond zu  administriren  und  die  Armenpflege  Wiens 
zn  leiten. 

Die  üebergabe  der  Geschäfte  der  Pfarr-Armeninstitute 
an  die  neuen  Bezirks- Armeninstitute  wurde  am  3.,  4.  und  5. 
Februar  1874  vollzogen,  zu  welchem  Zwecke  für  einen 
jeden  Bezirk  eine  besondere  Commission  zusammengesetzt 
wurde.  Am  8.  Februar  1874  erfolgte  endlich  die  Constituirung 
der  neuen  Bezirks-Armeninstitute  in  sämmtlichen  neun  Be- 
zirken Wiens  durch  die  Wahl  eine§  Obmannes,  Obmann-Stell- 
vertreters, eines  Rechnungsführers  und  eines  Schriftführers, 
und  unmittelbar  hierauf  wurde  die  Besorgung  der  Armenpflege 
von  den  neugewählten  Organen  übemomni^en. 
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Es  blieb  daher  in  den  zum  Wiener  Armeubezirke  gehö- 
rigen Pfarr- Armeninstituten  von  Hernais,  Neulerchenfeld  und 
Reindorf,  welch'  letzteres  die  Ortsgemeinden  Fünfhaus  und 
Seehshaus,  dann  Rudolfsheim  umfasst,  die  bisherige  Ein- 
richtung derselben  bis  auf  Weiteres  unberührt. 

Die  Aufhebung  der  Pfarr-Armeniustitute  war  in  Wien 
leichter  durchzuführen  als  auf  dem  flachen  Lande  ,  weil  es 
sich  in  Wien  eigentlich  nur  um  einen  Wechsel  in  den  mit 
der  Verwaltung  des  Annen wesens  betrauten  Organen  han- 
delte. Namentlich  fielen  die  Schwierigkeiten,  welche  auf  dem 
flachen  Lande  die  Uebergabe  des  Pfarr-Armenvormögens  an 
die  Gemeinden  nach  sich  zog,  in  Wien  ganz  hinweg,  weil 
daselbst  ein  Pfarr-Arraenvermögen  gar  nicht  b(\staiul  und  der 
Armen-  oder  Versorgungsfond  ausschliesslich  von  dem  Magi- 
strate verwaltet  wurde. 

Um  die  neue  Organisation  des  Arraeuwesens  in  Wien 
durchzuführen,  sind  sohin  von  dem  G(mieinderathe  in  der 
Sitzung  vom  8.  Jänner  1874  folgend«'.  B<\sehlüsse  gcfasst  worden: 

1.  Sämmtlichen  Pfarrern  Wiens  ist  der  Dank  für  ihre 
bisherigen  Leistungen  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens 
auszudrücken. 

2.  Ebenso  ist  allen  Männern,  weiche  bisher  das  Ehren- 
amt eines  Armenvaters  bekleideten,  der  Dank  auszudrücken 
und  unter  Einem  die  Erwartung  anszusprcH-hen,  dass  dieselben 
auch  dem  neuen  Armeninstitute  ihre  Thati;;keit  in  gleicher 
Weise  zuwenden  werden. 

3.  Es  seien  sämratliche  Mitglieder  des  Gemeinderathes 
aufzufordern,  im  Interesse  der  neuen  Anneninstilutiou  dem 
Bürgenneister  Männer  in  Vorschlag  zu  bringen,  welche  geeignet 
sind  und  auch  den  Willen  kundgeben,  ein  sidehes  Ehrenamt 
zu  übernehmen. 

4.  Diese  neuen  Funrtionäre  haben  den  Titel  „Armen- 
räthe"  zu  führen. 

5.  Die  Armenräthe  wählen  bezirksweise  aus  ihrer  Mitte 
einen  Obmann  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren. 
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28.  November  1873  aufgehoben  und  es  sind  an  deren  Stelle 
neun,  ihren  Grenzen  nach  mit  den  einzelnen  Genieindebezir- 
ken  zusammenfallende  Bezirks-Arnieninstitute  getreten.  *) 
Gegenwärtig  zerfällt  der  Armen-Hauptbezirk  Wien  in 
12  Armenbezirke  u.  z.  in  9  in  Sectiunen  eingetheilte  Gemeinde- 
Armenbezirke  ')  und  in  3  ausserhalb  des  Gemeindebezirkes 
der  Stadt  Wien  liegende  Pfarr-Armenbezirke.  Es  sind  dies  die 
Armenbezirke  der  Pfarren  Neulerchenfeld  und  Hernais  mit  den 
Ortsgemeinden  gleichen  Namens  und  die  Pfarre  Reindorf  mit 
den  Ortsgemeinden:  Fünfhaus,  Sechshaus  und  Kudolfsheim.  *) 


*)    In  dem   zum   2.   (iomein(lol>ozirke  Leopoldstadt  gehörigen   Orte 
Zwischenbrücken  ist  «auf  Grund  des  im  Jahre  1860  (Gem.-Raths-Bescbluss 
vom     26.    Juni     1800)     mit    der    Pfarre    Floridsdorf    getroffenen    Ueber- 
einkommens  die  Armenpflege  in  diesem  Orte  bis   1874,  in  welchem  Jahre 
alle  Agenden    der   Armenpflege    von    den    Organen    der  Gemeinde  Wien 
übernommen  wurden,  durch  die  Pfarie  Floridsdorf  derart  verwaltet  worden, 
dass  von  dieser  Pfarre  die  Antrage  auf  Erthoilung  von  Pfründen,  momen- 
tanen Aushilfen  etc.  tür  Arme  in  Zwischenbrücken  an  das* Armendeparte- 
ment  des  Magistrates   geleitet   und    die  vorübergehenden  Aushilfen    bei 
der  Pfarre  Floridsdorf  ausbezahlt  wurden ,   um  den  betheilten  Personen 
dieses  Ortes   den   weiten  Weg   zu  dem  in  der  inneren   Stadt  befindlichen 
Oberkammeramte  zu  ersparen.     Die  dauernden  Aushilfen  (Pfründen)  da- 
gegen wurden  für  Zwischenbrücken  ebenso   wie  für  alle  ausserhalb  des 
Wiener  Qemeindegebietes  wohnenden,  aber  zum  Wiener  Armeubozirke  ge- 
hörigen Personen  bei  dem  städt.  Oberkammeramte  ausbezahlt.    Seit  dem 
Jahre  1874  bildet  Zwischenbrücken  eine  Section    des    Armeninstit-utes  im 
IL  Bezirke. 

')  In  dem  im  Jahre  1873  neucreirten ,  ausserhalb  der  Favorilen- 
linie  gelegenen  10.  Bezirke  (Favoriten),  dessen  Gebiet  theils  dem  4.,  theils 
dem  5.  Bezirke  angehört  hatte,  wird  die  Armenpflege  bis  zur  Creirung 
eines  eigenen  Armeninstitutes  für  diesen  Bezirk  durch  die  Armeninstitute 
des  4.  und  5.  Bezirkes  besorgt. 

*)  Kudolfsheim  umfasst  die  3  früheren  Gemeinden:  Braunhirschen, 
Uustendori  und  Ueindorf.  Das  Ansuchen  derselben,  sich  zueinorOrtsgemeinde 
vereinigen  zu  dürfen,  hat  das  k.  k.  Staatsministerium  mit  dem  Erlasse  vom 
13.  Decoraber  1863  bewilligt,  und  Se.  Majestät  haben  mit  a.  h.  Ent- 
schliessung  vom  4.  Dccember  1863  zu  gestatten  geruht,  dass  der  neuen 
Gemeinde  der  Name  »Kudolfsheim«  beigelegt  werde.  Die  Constituirung 
der  vereinigten  Gemeinden  hat  am  4.  Janner  1864  stattgefunden. 


UmMg  und  Eintliellimg  des  Armen-Haupt- 
bezirkes  Wien. 

Die  Stadt  Wien  ist,  wie  bereits  in  liem  vuraiisgeheiideii 
Alisehaitte  bemerkt  wurde,  saiuiut  den  inuerliiili)  der  heste- 
hendeQ  Liitieuwälle  gelogeneti  Vorslädten  bei  diT  Regulinirif; 
Je«  Armeuweseiis  im  Jahre  1783  zu  dem  Zwecke  der  Armen- 
pflege in  so  vi«Ie  Pfarr-Artiieniustitute  einirellieill  worden,  als 
damals  kalliolisctie  Pfarrliezirke  bestanden. 

Die  Stadt  zahlte  damals  29  sulehe  Ile/.irke.  ')  Diesen 
sind  aber  nachtrüglieh  noch  3  ausserhalb  diT  Liiiienwalli'  ge- 
legene Pfarrbezirke  angereiht  wurdeo,  so  dass,  da  die  Zahl 
iler  Pfarrbonirktt  nnverändert  blieb,  der  Arineu-llaniitlMv.irk  der 
Stadt  Wien  bis  zuai  Itcginn  des  Jahn-s  1^74  H2  solelier 
I'farr-Arraeiiinstitiite  umfus.ste,  vim  wi^Ieheii  iinr  jene  211, 
i!ic  innerhalb  der  Linien  Wiens  lagen,  dem  (ieiueiudegebicle 
der  Stadt  angehörten. 

Diese  29  in  dem  (lemeindegebiele  Hegenden  I'farr- 
Arraeninstitute  wurden,  wie  in  dem  vuransgcgangcucn  Ab- 
schnitte auch  bereits  erwäbni  wurde,  mit  dem  Laudesgesetze  vnm 

')  Die  !9  katholischen  ITarrbu/itkö  ersclieineri  bei:  >\Vciss,  Ge- 
schieht!.' lief  öffuntlielit-n  Ansfalti'n  etc.  Seita  2I(1'  niiiin-iitlicli  aiiljfe/.ilhlt. 
liie  Zaiil  dieser  I'farrbeiirke  Mieb  las  Enik'  IST:!  uiivi'ifindeit.  Ks  siml 
jeJoeh  an  Stelle  des  am  eben  lii^zrldiTicIi^H  Orte  :ing(  ITibili-n  ^I't'iirrbwir- 
kes  der  k.  k.  Burg*  und  des  im  Jiihru  I7'.iä  mit  ilvr  Pliuri!  y.n  Sl. 
Slelan  vtreiniglen  .Pfaiibtiirkes  bi^i  den   [■•riinzi.sk.'nein-   der  .im  .'i.   .MAi/ 
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ganz  eingeleitet  sein  wird.  Welches  mit  dem  Beisatze  erinnert 
wird,  dass  die  zeitlieh  bewilligte  Betheiluug  der  Armen 
zu  Reindorf  von  dem  Anneninstitute  der  Stadt  Wien  auf  ein 
Jahr  bestimmt  werde,  nach  welcher  Zeit,  falls  die  Arraen- 
anstalt  zu  Reindorf  noch  nicht  dahin  gediehen  wäre,  das 
weitere  Ansuchen  zu  machen  sein  werde.** 

Damit  also  hatte  die  Regierung  ein  einjähriges  Provi- 
sorium geschaflfen,  während  welchem  das  Armeninstitut  dieses 
Pfarrbezirkes  sich  organisiren  und  die  zur  Annenpflege  erfor- 
derlichen Mittel  aufbringen  sollte. 

Allein  nicht  nur  dieses  eine,  sondern  auch  die  späteren 
Jahre  verflossen,  ohne  dass  in  diesem  Pfarrbezirke  ein  Armen- 
iustitut  ins  Leben  getreten  wäre,  und  derselbe  uberliess  die 
Versorgung  und  Unterstützung  seiner  Armen  nach  wie  vor  der 
Gemeinde  Wien.  Aus  diesem  einjährigen  Provisorium  hatte 
sich  dann  mittelst  einer  durch  nichts  alterirten  Gewohnheit 
die  noch  heute  bestehende  Praxis  herausgebildet,  der  zu  Folge 
die  Last  der  Armenpflege  in  einer  Reihe  von  nicht  zum  Go- 
meindebezirke  gehörigen  Ortsgemeinden  der  Stadt  Wien  obliegt. 

Was  schliesslich  die  Pfarre  Hernais  betrifft,  so  wurde 
dieser  Pfarrbezirk  mit  einem  Erlasse  vom  16.  December  1815, 
jedoch  nur  unter  der  Bedingung  dem  Wiener  Armenbezirke 
incorporirt,  dass  die  in  dem  einzuverleibenden  Pfarrbezirke 
vorhandenen  Einkünfte  die  Ansprüche  der  Armenpflege  dieses 
Bezirkes  deckten. 

Demnach  sollte  der  Wiener  Armenfond  für  diesen  Pfarr- 
armenbezirk  zu  keiner  Beihilfe  herangezogen  werden,  und  die 
in  dieser  Weise  bedingte  Incorporirung  musste  ihren  rechtli- 
chen Bestand  verlieren,  sobald  die  derselben  zu  Grunde  ge- 
legte Bedingung  wegfiel,  sobald  also  die  von  dem  Pfarrbe- 
zirke, resp.  der  Gemeinde  Hernais  bei  der  Incorporirung  an 
den  Wiener  Armenfond  behufs  Bestreitung  der  Armenpflege 
übergebenen  Mittel  hiezu  nicht  mehr  ausreichten.  Trotzdem 
dies  bereits  längst  der  Fall  ist,  hat  aber  die  Gemeinde  Wien 
noch  heute,  so  wie  dazumal,  die  Armen  der  fremden  Gemeinde 
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Hemals  za  versorgen,    und  alle  Versuche,  welche  die  6ross-t 
commane  bisher  onternommen  hat,  um  die  Ausscheidung  dieser 
nm  Wiener  Gemeindebezirke  nicht  gehörigen  Armenbezirke 
za  bewirken,  sind  fruchtlos  geblieben. 
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Organisation  der  Armenpflege. 

Das  erste  Compendium,  iu  welchem  sowohl  die  Orga- 
nisation der  Armenpflege,  als  auch  die  Manipulation  bei 
derselben  in  seinen  Einzelheiten  dargestellt  wurde,  ist  im 
Jahre  1829,  als  das  Armen wesen  in  Wien  noch  eine  Staats- 
angelegenheit war,  von  der  k.  k.  n.  ö.  Landesregierung  als 
„Amtsunterricht**  für  die  Armeninstituts-Vorsteher  hinaus- 
gegeben worden. 

Als  später,  nämlich  im  Jahre  1842,  die  bis  dahin  von 
der  Regierung  besorgte  Armenpflege  der  Communalverwaltung 
überautwortet  wurde,  und  in  Folge  dessen  Veränderungen  in 
der  Organisation  der  Armenpflege  eintraten,  ist  der  früher 
massgebende  ^Amtsuuterricht**  im  Jahre  1860  durch  eine 
„Instruction"  ersetzt  worden,  welche  von  den  Communal- 
organen  ausgearbeitet  worden  war. 

Diese  Instruction  wurde  im  Jahre  1870  von  einem  zur 
Regulirung  der  Armenpflege  einberufeneu  Comite  des  Gemeinde- 
rathes  einer  vereinfachenden  Revision  uuterzogcn,  und  ist 
im  Jänner  1874  mit  Rücksicht  auf  die  durch  Aufhebung  der 
Pfarr-Armeninstitute  in  Wien  eingetretenen  Veränderungen 
abermals  umgearbeitet  worden. 

Die  Instruction  erläutert  in  83  Paragraphen  die  am 
häufigsten  wiederkehrenden  Obliegenheiten  der  Functionäro 
der  Armenpflege  und  normirt  die  bei  Unterstützung  und  Ver- 
sorgung der  Armen  zu  beobachtenden  Grundsätze. 

Specielle  Instructionen  sind  überdies  noch  für  die 
Hausväter  der  Communal- Waisenhäuser,  dann  für  die  Waisen- 
yäter    und  Waisenmütter   und   zwar  beide  im  September  des 
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Hemals  zu  versorgen,    und  alle  Versuche,  welche  die  Gross-« 
eommiuie  bisher  unternommen  hat,  um  die  Ausscheidung  dieser 
zum  Wiener  Qemeindebezirke  nicht  gehörigen  Armenbezirke 
zn  bewirken,  sind  fruchtlos  geblieben. 
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men  bilden   die  Armeninstituts-Vorstehiing.    Alle  Fanc- 
tionäre  üben  ihr  Amt  als  ein  Ehrenamt  unentgeltlich  aus. 

Zu  Armen räthen  sind  dem  Magistrate  Männer  aus  den 
betreffenden  Armenbezirken  in  Vorschlag  zu  bringen,  welche 
nach  Wien  zuständig  sind,  einen  unbescholtenen  Charakter 
haben  und  von  deniMi  es  bekannt  ist,  dass  sie  aus  Liebe  für 
ihre  nothleidenden  Mitmenschen  dieses  Ehrenamt  zu  über- 
nehmen bereit  und  zur  Führung  desselben  auch  fähig  sind.*) 

Die  Armenräthe  werden  über  Vorschlag  der  Armen- 
iiistituts- Vorsteher  des  betreffenden  Gemeindebezirkes  von  dem 
Magistrate  ernannt  und  leisten  bei  Antritt  ihres  Ehrenamtes 
die  Angelobung,  dasselbe  soM'ohl  zum  Besten  der  Annen 
durch  gewissenhafte  Erhebung  ihrer  Verhältnisse  und  Unter- 
stützung der  wahrhaft  Hilfsbedürftigen,  als  auch  im  Interesse 
des  allgemeinen  Versorguugsfondes  durch  Vermeidung  jeder 
ungebührlichen  Belastung  desselben  zu  verwalten. 

In  Wien  fungiren  gegenwärtig  im  Ganzen  474  Armen- 
räthe, darunter  9  Obmänner,  12  Obmann-Stellvertreter,  11  Rech- 
nungs-   und  8^  Schriftführer.  *) 


•)  8.  76  der  Instruction. 

*)  Nach  den  einzelnen  Oemeindebezirken  vcrtheilon  sich  diese  Or- 
gane dermalen  in  folgender  Weise.  Es  fungiren: 

iui   np/irkp  Armpnnithe  darunttr  Obin:<nn(>r  Obmann-Stellv<»rtreter  Rerhnunesführff   Schriftführer 

\  i  11 

11  1  — 

11  t  — 

13  —  1 

\  t  12 

11  3  2 

11  1  — 

11  1  — 

11  1  — 

Damit  der  Stand  der  Arroenvüter  (Armenräthe)  tortwährend  in  guter 
Evidenz  erhalten  werden  könne,  wurde  im  Annendepartement  des  Magistrates 
ein  eigenes  Protokoll  angelegt,  in  welchem  jede  Veränderung  in  der 
Person  der  Armenv&ter  (Armenr&the)  vorgeschrieben  wird.  (Magistrats- 
Decrot  vom  4.  Februar  1859,  Z.  11709.) 
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• 

Zu  den  Fimctionäreu  in  der  Armenpflege  zählen  noch 
die  Bezirks  Vorsteher,  da  in  deren  Wirkungskreis*)  auch 
die  Mitwirkung  in  der  Leitung  des  Armen-  und  Versorgungs- 
Wesens  in  Bezug  auf  jene  Arme  gehört,  welche  innerhalb  des 
Bezirkes  auf  eine  Unterstützung  oder  Versorgung  einen  An- 
spruch haben.  Denselben  obliegt  ferner  noch  die  Beaufsich- 
tigung der  Kranken-  und  Humauitatsaustiilteu  mit  Kücksicht 
auf  den  Einfluss,  welcher  der  Commune  auf  dieselben  zusteht, 
sowie  auch  der  Findlinge  und  der  Waisenkinder,  welche  auf 
Kosten  oder  unter  Interveniruug  der  Commune  eine  Bethei- 
long  geniessen. 

Alle  Erlässe,  welche  vom  Magistrate  in  der  Armenpfl<»ge 
ergehen,  werden  den  Armeninstituts -Vorstehern  zugemittelt, 
welche  dieselben  in  Vollzug  zu   setzen  haben") 

Damit  sich  die  Armenräthe  die  gegebenen  Normen  jeder- 
zeit gegenwärtig  halten  können,  ist  bei  jedem  Armeninstitute 
ein  den  Armenräthen  zur  jedesmaligen  Einsicht  zugängliches 
Normalienbuch  zu  führen,  in  welches  alle  in  der  Armen- 
pflege ergangenen  Verordnungen  gleich  nach  deren  Erscheinen 
einzutragen  sind. 

Der  Arme  hat  sich  in  allen  Angelegenheiten  der  Armen- 
jiflege  an  seinen  Armi^nrath  zu  wenden,  d.  i.  an  deu  Armen- 
rath  jener  Bezirkssectiou,  in  welcher  sein  Wohnort  liegt:  nur 
jene  Armen,  welche  zwar  in  den  Wien(»r  Armenbezirk  gehören, 
jedoch  ausserhalb  desselben  wohnen,  sind  unmittelbar  an  das 
Armendepartement  des  Magistrates  zu   weisen. ') 

Der  Armenrath  hat,  um  die  Bitte  des  Armen  gehörig 
würdigen  zu  können,  sich  von  der  Wahrheit  der  Angaben 
desselben  durch  persönliche  Nachsicht  oder  auf  anderweitige 
geeignete  Weise  zu   überzeugen.*)    Die    gepflogene  Erhebung 


*)  %.  10    des    organischon    Statutes   für    die  Qemeindebozirke    der 
(laupt-  und  Residenzstadt  Wien. 
*j  §.  74  der  Instruction. 
'')  S.  ßi)  der  Instruction. 
•)  ^    78  der  Instruction. 
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hat  derselbe  sohin  mit  seinem  über  die  Bitte  des  Armen  ge- 
stellten Antrage   schriftlich    auf  dem  hiezu  bestimmten  s.  g 
Abhörbogen  bei  der  nächsten  Armen-Conferenz  vorzubringen, 
oder   wenn   Gefahr   im    Verzuge    ist,    so    bald   wie    möglich 
dem  Obmanne  des  Arnienbczirkes  zur  weiteren  Verfügung  zu 
übergeben. 

Die  in  solcher  Weise  gestellten  Anträge  kommen  in  der 
periodischen  Armen-Conferenz,  welche  von  dem  Obmanne 
eines  jeden  Gemeinde-Armenbezirkes*)  einzuberufen  ist,  zur 
Berathung.'")  Die  Conferenz  beschli esst  hierüber  mit  Stimmen- 
mehrheit. Jene  Beschlüsse,  über  welche  vorerst  die  Entscheidung 
des  Magistrates    einzuholen    kommt,    werden    demselben  mit- 


*)  In  den  Pfarr-Arroeninsti tuten  Neulerchenfeld,  Hemals  und  Rein- 
dort  werden  diese  Armcn-Conferenzen  von  dem  betreffenden  Pfarrer  ein- 
berufen. 

*'^)  Diese  Armen-Conferenzen  hat  der  Obmann  des  Gemeinde-Armen- 
bezirkes, so  oft  es  die  Anzahl  der  zu  erledigenden  Gegenstände  erfordert, 
wenigstens  aber  monatlich  einmal  zu  veranlassen  und  hiebe!  den  Vor- 
sitz zu  führen. 

Bei  der  Armen-Conferenz  haben  die  Armeninstituts-Vorsteher 

a)  von  den  Armenräthen  die  Hausbüchsengelder  zu  äbernehmcn 
und  in  Rechnung  zu  stellen; 

h)  die  von  einer  Conferenz  zur  anderen  eingelangten  Erledigungen 
der  Berichte  und  Intimationen  des  Magistrates  bekannt  zu  machen; 

c)  von  jedem  Armenrathe  die  Bitten  seiner  Armen  mit  seinem 
Gutachten,  sowie  seine  allfälligen  sonstigen  Anträge  vortragen  zu  lassen, 
worüber  die  übrigen  Conferenzmitglieder  ihre  Ansichten  auszusprechen 
haben;  die  Stimmenmehrheit  entscheidet,  und  bei  gleicher  Stimmenzahl 
hat  der  Ausspruch  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag  zu  geben. 

Kommen  an  die  Armeninstituts-Vorsteher  vom  Magistrate  aus 
einem  besonderen  Anlasse  Gelder  zur  Verth eilung  unter  die  Armen  oder 
«um  Ankaufe  von  Holz  oder  Victualien  etc.,  oder  werden  solche  Gelder 
durch  mit  Genehmigung  des  Magistrats-Präsidiums  veranstaltete  Samm- 
lungen aufgebracht,  so  muss  sowohl  über  die  Art  und  Weise  der  Ver- 
wendung dieser  Gelder,  als  auch  über  die  Vertheilung  selbst  bei  einer 
Conferenz  berathen  werden.  (8.  70  der  Instrucfion.) 
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Zu  den  Fiinctionäreü  in  der  Armenpflege  zählen  noch 
die  Bezirksvorsteher,  da  in  deren  Wirkungskreis'')  auch 
die  Mitwirkung  in  der  Leitung  des  Armen-  und  Versorgiings- 
wesens  in  Bezug  auf  jene  Arme  gehört,  welche  innerhalb  des 
Bezirkes  auf  eine  Unterstützung  oder  Versorgung  einen  An- 
spruch haben.  Denselben  obliegt  ferner  n(»ch  die  Beaufsich- 
tigung der  Kranken-  und  llumanitätsanstalU'u  mit  Rucksicht 
auf  den  Einfluss,  welcher  der  Commune  auf  dieselben  zusteht, 
sowie  auch  der  Findlinge  und  der  Waisenkinder,  welche  auf 
Kosten  oder  unter  Intervenirung  der  ('ommune  eine  Bethei- 
lung gemessen. 

Alle  Erlässe,  welche  vom  Magistrate  in  der  Armenpfli'ge 
ergehen,  werden  den  Armeninstituts -Vorsteh(;rn  zugemittelt, 
welche  dieselben  in  Vollzug   zu   setzen  haben  ") 

Damit  sich  die  Armenräthe  die  gegebenen  Normen  jeder- 
zeit gegenwärtig  halten  können,  ist  bei  jedem  Armeninstitute 
ein  den  Arraenräthen  zur  j<5desmaligen  P]insicht  zugäugliclies 
Norraalienbuch  zu  führen,  in  welches  alle  in  der  Armen- 
pflege ergangeneu  Venu'duuu.ueu  gleich  nach  deren  Erscheinen 
einzutragen  sind. 

Der  Arme  hat  sich  in  allen  An,ü:elegenheilen  der  Armen- 
pflege an  seinen  Armenralh  zu  wrmden,  d.  i.  an  den  Armen- 
rath  jener  Bezirkssectinn,  in  welcher  sein  Wohnort  liegt:  nur 
jene  Armen,  welche  zwar  in  den  Wiener  Armenbezirk  gehören. 
jedoch  ausserhalb  desselben  wohnen,  sind  unmittelbar  an  das 
Armendepartement  des  Magistrates  zu    weisen.'') 

Der  Armenrath  hat,  um  die  Bitte  des  Armen  gehörig 
würdigen  zu  können,  sieh  von  der  Walirheit  der  Angaben 
desselben  durch  persönliche  Nachsicht  oder  auf  anderweitig«* 
geeignete  Weise  zu    überzeugen/)    Die    gepflogene  Erhebung 

^)  S.  10    des    organisolieri    Statutes    für    «lio   (j('ineiri(lcl)cziikr*    <ler 
Haupt-  und  Residenzstadt  Wien. 
"J  §.  74  der  Instruction. 
')  S.  G9  der  Instruction. 
*)  %    78  der  Instruction. 
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hat  das  betreffunde  Executivorgan    des  Magistrates   in  jedem 
Gemeindebezirke  in  Empfang  zu  nehmen  und  zu  verrechnen.  **) 

In  Betreff  der  Erhebungen  über  die  Verhältnisse  der 
Armen,  über  die  sogenannte  Abhörung  ist  nocji  Folgendes 
zu  erwähnen: 

Wenn  der  Arme,  welcher  sich  an  den  Annen rath  um 
Hilfe  wendet,  angibt,  die  Armenpflege  noch  nie  in  Anspruch 
genommen  zu  haben,  so  muss  er,  wenn  er  um  Verleihung 
einer  Pfründe,  einer  Stiftung,  eines  Erziehungsbeitrages,  um 
ein  Kostgeld  für  sein  Pflegekind,  oder  um  Aufnahme  seiner 
eigenen  Person,  seiner  Gattin  oder  eines  seiner  Kinder  in  ein 
städtisches  Versorgungs-  oder  Waisenhaus  bittet,  abgehört 
werden.*^) 

Diese  Abhörung  besteht  in  der  genauen  und  documen- 
tirten  Beantwortung  der  in  dem  Abhörbogen  vorgedruckten 
Fragepuncte.  Dieselben  umfassen:  den  Namen  des  Bittstellers 
und  jedes  Gliedes  der  Familie  desselben,  den  Geburtsort  und 
das  Alter,  den  Stand,  Charakter,  Wohnort  und  Erwerb,  die 
Zuständigkeit  und  die  Vermögensverhältnisse  derselben,  end- 
lich den  Gesundheitszustand  dessen,  für  welchen  bittlich  ein- 
geschritten wird. 

Jeder  dieser  Abhörbogen  wird  von  Seite  des  Armeu- 
dei)artements  des  Magistrates  mit  einer  Abhörzahl  versehen, 
welche  den  betreffenden  Armen-Iustitutsvorstehern  bekannt- 
gegeben wird.  Wenn  dann  bezüglich  des  auf  diese  Weise 
abgehörten  Armen  in  Zukunft  etwas  Weiteres  zu  verfugten 
sein  wird,  z.  B.  die  Erhöhung  der  bisher  genossenen  Pfründe, 

**)  8.  82  der  Instruction.  In  den  Pfarr-Arnieninstituten  Noiilerehen- 
feld,  liornals  und  Heindorf  haOcn  für  die  ordentliche  Vorwahrung  und 
richtige  VeiTechnung  der  Armen-Institut^gelder:  der  Ptarrer,  der  Armen- 
Institutsdirector  und  der  Rechnungsführer,  deren  jeder  einen  Schlüssel 
zu  der  in  der  Pfarre  befindlichen,  unter  dreifachem  Verschlusse  verwahr- 
ten Ca*8e  hat. 

")  S.  79  der  Instruction.  Die  Abhörung  wird  nur  in  den  hier  oben 
angefühlten  Fällen  der  Unterstützung  oder  Versorgung  vorgenommen, 
entfällt  daher  bei  allen  übrigen  Acten  der  Armenpflege. 
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90  genügt  es,  in  dem  von  Seite  der  Armen-Institiitsvorsteher 
zu  stellenden  Antrage  blos  die  AbhOrzahl  des  Annen  mit  der 
Bemerkung  bekannt  zu  geben,  dass  sich  in  den  Verhältnissen 
des  letzteren  nichts  geändert  habe. 

Auf  der  Rückseite  dieses  Abhorbogens  werden  alle 
l)ezüglich  des  abgehörten  Armen  getroflFenen  Verfügungen  vom 
Annendepartement  in  kurzem  ersichtlich  gemacht  und  dadurch 
auf  eine  leichte  und  bequeme  Art  alle  jene  Massregeln  in 
Evidenz  gehalten,  welche  ergriffen  wurden,  um  dein  Bedürf- 
tigen die  angesprochen«;  Unterstützung  zeitweise  oder  fort- 
dauernd zu  gewähren. 


m 


Allgememe  Bestimmungen  über  das  Armenwesen. 

Dieser  Abschnitt  iimfasst  die  fibersichtliche  Darstellunsr 
der  heute  in  der  Annenpflege  Wiens  geltenden  Bestimmungen, 
die  als  Normen  für  eine  Reihe  von  Fragen  gelten,  von  welchen 
die  meisten  zu  verschiedenen  Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten 
verschieden  beantwortet  wurden.  Es  w^eist  daher  auch  die  auf 
die  Beantwortung  dieser  Fragen  basirte  Praxis  nach  Verschie- 
denheit der  Zeit  und  des  Ortes  mancherlei   Unterschiede  auf. 

Aus  dieser  Darstellung  wird  zu  entnehmen  sein:  wem 
die  Sorge  für  die  Armenpflege  obliegt,  wie  w^eit  sich  die 
daraus  entstehende  Verpflichtung  erstreckt  und  welcher  Art 
dieselbe  ist;  —  ferner  wer  als  arm  anzusehen  sei,  unter  welchen 
Bedingungen  ein  Anspruch  auf  Armenunterstüizung  zu  ge- 
währen und  ob  dieser  Anspruch  ein  gesetzlich  begründeter 
ist  oder  nicht  —  endlich  auf  m' eiche  Personen  sich  die 
Armenpflege  zu  erstrecken  hat  und  welche  Folgen  der  Genuss 
einer  Armenunterstützung  nach  sich  zieht 

Die  Armenpflege  ist  nach  §.  68  der  provisorischen 
Gemeinde-Ordnung  für  die  Stadt  Wien  vom  9.  März  1850 
eine  Angelegenheit  der  Gemeinde.  Sie  hat  hiezu  die 
nöthigen  Geldmittel  zu  schaflfen;  ihr  obliegt  auch  die  Leitung  der 
städtischen   Wohlthätigkeitsanstalten. 

Als  arm  —  sagt  §.  5  der  Instruction  für  die  Armenin- 
stitute des  Wiener  Armeubezirkes  —  kann  nur  derjenige 
angesehen  werden,   der    die    dringendsten    Lebensbe- 


so  genügt  es,  in  dem  von  Seite  der  Armen-Institiitsvorsteher 
zu  stellenden  Antrage  blos  die  Abhorzahl  des  Annen  mit  der 
Bemerkung  bekannt  zu  geben,  dass  sich  in  den  Verhältnissen 
des  letzteren  nichts  geändert  habe. 

Auf  der  Rückseite  dieses  Abhörbogens  werden  alle 
bezüglich  des  abgehörten  Armen  getroffenen  Verfügungen  vom 
Armendeparteraent  in  kurzem  ersichtlich  gemacht  und  dadurch 
auf  eine  leichte  und  bequeme  Art  alle  jene  Massregeln  in 
Evidenz  gehalten,  welche  ergriffen  wurden,  um  dem  Hedürf- 
tigen  die  angesprochonci  Unterstützung  zeitweise  oder  fort- 
dauernd zu  gewähren. 
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verschiedenen  innerhalb  der  Geraeindegrenzen'befindlichen  Per- 
sonen macht.  Die  Klarlegung  desselben  wird  nicht  nur  das 
Verständniss  der  auf  diesen  Unterschied  basirten  Einrichtungen 
der  Armenpflege  erleichtern,  sondern  zugleich  ein  Bild  des 
Kreises  jener  Personen  geben,  auf  welche  sich  die  communale 
Armenpflege  zu  erstrecken  hat. 

Nach  §.  5  der  proyisorischen  Gemeinde-Ordnung  für  die 
Stadt  Wien  unterscheidet  man  in  der  Gemeinde: 

1.  Gemeindeglieder  und 

2.  Fremde, 
üemeindeglieder  sind: 

a)  die  Gemeindeangehörigen, 

h)  die  Gemeindebürger  und 

c)  die  Geraeindegenossen.  *) 

Die  Gemeindeangehörigkeit  und  das  Gemeinde- 
bürgerrecht*) begründen  im  Falle  eingetretener  Verarmung 
das  Recht  auf  Unterstützung  aus  den  Gemeindemitteln  nach 
Massgabe  der  für  die  Armenversorgung  bestehenden  Einrich- 
tungen. •) 

Im  Rechtswege  kann  jedoch  der  Arme  einen  Anspruch 
auf  Versorgung  nicht  geltend  machen,  sondern  es  sind  derlei 
Ansprüche  an  die  Gemeinde,  in  welcher  der  Arme  das  Hei- 
matrecht unbestritten  besitzt,  in  dem  durch  die  Gemeinde-Ord- 
nung festgesetzten  Beschwerdezuge  auszutragen.  "0 

*)  Nach  §.  i  des  Landesgesetzes  vom  5.  October  1868  sind  alle 
österreichischen  Staatsbürger,  welche  im  Gemeindegebiete  der  Stadt 
Wien  wohnen  und  daselbst  von  ihrem  Realbesitze,  Erwerbe  oder  Ein- 
kommen Steuer  entrichten,  nebst  den  Gemeindeangehörigen  und  Gemeinde- 
bürgern  Gemeindeglieder  der  Stadt  Wien.  Sie  werden,  wenn  sie 
weder  Gemeindeangehörige  noch  Gemeindebürger  sind,  Gemeindegenossen 
genannt. 

•)  Das  Bürgerrecht  wird  nur  durch  ausdrückliche  Verleihung  von 
Seite  der  Gemeinde  erworben.  (§.  14  der  proyisor.  Gemeinde-Ordnung 
für  Wien.) 

•)  §.  23  der  provisor.  Gemeinde-Ordnung  für  Wien. 

')  §.  44  des  Gesetzes  vom  3.  December  1863  über  die  Zuständigkeit 
ond  das  üeimatrecht. 


39 

Das  Gemeindebürgerrecht  in  Wien  begründet  noch  ins- 
besondere den  Anspruch  auf  Versorgung  aus  jenen  Stiftungen, 
welche  speciell  nur  für  Bürger,  sowie  für  deren  Witwen  und 
Rinder  bestimmt  sind.  *) 

Diesen  Bestimmungen  über  die  Zuständigkeit,  welche 
aus  der  Wiener  provisorischen  Gemeinde-Ordnung  hervorgehen» 
folgen  nun  noch  jene  Normen,  welche  durch  das  Gesetz  vom 
3.  December  1863  „zur  Regelung  der  Heimatverhältnisse"  in 
den  im  Reichsrathe  vertretenen  Kronländem  der  Monarchie* 
gegeben  und  dadurch  auch  für  die  Armenpflege  im  Allge- 
meinen massgebend  geworden  sind. 

Nach  §.  1  dieses  Gesetzes  gewährt  das  Heimatrecht 
in  einer  Gemeinde  das  Recht  des  ungestörten  Aufenthaltes  in 
derselben  und  den  Anspruch  auf  Armenversorgung. 

Das  Heiraatrecht  •)  kann  aber  nur  von  einem  österreichi- 
schen Staatsbürger  erworben  werden  und  wird  begründet:  *") 


•)  §.  24  der  provisor.  Gemeinde-Ordnung  für  Wien. 

*)  Das  Heimatrecht  erstreckt  sich  auf  den  ganzen  Umfang  des 
Gemeindegehietes.  Wird  daher  eine  Gemeinde  mit  einer  anderpn  zu  Einer 
Gemeinde  vereinigt,  oder  durch  Einverleibung  eines  Theiles  einer  anderen 
Gemeinde  erweitert,  so  wird  das  Heimatrecht,  welches  bisher  nur  in 
einem  Theile  der  in  solcher  Weise  vergrösserten  Gemeinde  zustand,  auf 
den  ganzen  Umfang  der  letzteren  von  selbst  ausgedehnt.  (§.  3  des 
Heimatgesetzes.) 

Diese  Bestimmung  des  Heimatgesetzes  wird  eine  besondere  Bedeutung 
erlangen,  wenn  die  Einverleibung  der  Vororte  Wiens,  welche  selbslstfmdige 
Gemeinden  bilden,  und  wie  bereits  gesagt  zum  Theile  in  den  Armen- 
bezirk Wiens  gehören  (siehe  S.  24  dieser  Abhandlung),   stattfinden  wird. 

'*)  §§•  2  und  5  des  Heimatgesetzes  vom  3.  December  4  863.  Uober 
die  Bedingungen  und  Voraussetzungen,  unter  welchen  das  Heimatrecht 
oder  die  Zuständigkeit  in  eine  Gemeinde  vor  dem  Erscheinen  des  Heimat- 
s:esetzes  vom  3.  December  1863  erworben  wurde,  welche  hier  noch  inso- 
ferne  in  Betracht  kommen,  als  nach  §.  49  des  Heimatgesetzes  »Heimat- 
r»^hte,  welche  nach  den  früheren  Vorschriften  bereits  erworben  waren, 
i<}  lange  in  Kraft  yerbleiben,  bis  sie  nach  den  Bestimmungen  dieses 
G.=^et2es  verloren  gehen«,  gibt  eine  Broschüre  von  Frie^lHch  Swieceny, 
»Das  Hei  matrecht   in 'den    k.    k.   osterr.    Kronländern    mit    constitnirten 
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1.  durch  die  Geburt;  **) 

Ortßgeiiieinden,*  Wien  1861  entsprechenden  Aulschluss.  Special-Entschei- 
dungen ober  Fälle  streitigen  Heimatrechtes  finden  sieh  vor  in  Franz  Gamon*s 
Abhandlung,  »das  Heimatgesetz  mit  Special-Entscheidungen  und  Er» 
läuterungen.«  Linz  1868,  und  in  Anton  Wintersperger's  »Handbuch  TQr 
Gemeindevorsteher«.  "Wien  1867. 

Die  in  diesen  Abhandlungen  erläuterten  Normen  sind  wissenswertb, 
weil  die  Zahl  jener  Personen,  die  ihre  Zuständigkeit  auf  Grund  solcher 
älterer  Rechtstitel  erworben  haben,  gegenwärtig  noch  immer  eine 
ziemlich  bedeutende  ist. 

*0  Eheliche  Kinder  erl.ingen  in  jener  Gemeinde  das  Heimatrecht, 

in  welcher    der  Vater   zur  Zeit  ihrer  Geburt  heimatberechtigt   ist,   oder 

falls  er  früher  verstorben,  zur  Zeit  seines  Ablebens  heimatberechtigt  war. 

Uneheliche  Kinder    sind   in  jener  Gemeinde   heimatberechtigt,  in 

welcher  ihrer  Mutter  zur  Zeit  der  Entbindung  das  Heimatrecht   zustand. 

Legitimirte  Kinder,  insofern  sie  nicht  cigenberechtigt  sind,  werden 

in  jener  Gemeinde    heimatberechtigt,   in  welcher  ihr  Vater  zur  Zeit  der 

stattfindenden  Legitimation  das  Heimatrecht  besitzt. 

Durch  Annahme  an  Kindesstatt  oder  Uebernahme  in  die  Pflege 
wird  das  Heimatrecht  nicht  begründet.  (§.  6  des  Heimatgesetzes  vom 
3.  December  4863.) 

Bei  Veränderungen  in  dem  Heimatrechte  der  Eltern  folgen 
eheliche  und  legitimirte  Kinder  dem  Vater  und  uneheliche  der  MuKer 
wenn  sie  nicht  eigenberechtigt  sind. 

Die  eigenberechtigten  Kinder  bleiben  aber  in  jener  Gemeinde 
heimatborechtigt,  in  welcher  sie  bei  Erlangung  der  Eigenbereohtigung 
beimatberechtigt  waren. 

Uneheliche  Kinder,  welche  bei  der  Verehelichung  ihrer  Mutter  nicht 
legitimirt  werden,  behalten,  wenn  sie  auch  zur  Zeit  dieser  Verehelichung 
nicht  eigenberechtigt  sind,  das  Hoimatrecht,  welches  sie  bis  dahin  hatten. 
Der  Tod  des  ehelichen  Vaters  oder  der  unehelichen  Mutter  ändert 
nichts  an  dem  Heimatrechte    der  Kinder.    (§.  12  und  13  eben  daselbst.) 
Mit  Ministerial-Erlass  vom   20.  Februar  1871    wurde   aus   Anlass 
eines  speciellen  Falles  entschieden^  dass  durch  die  Verehelichung  der 
unehelichen  Mutter  mit   dem   unehelichen  Vater    das    uneheliche   Kind 
derselben   nach   §.161    a.  b.  G.  B.   ipso  facto   legitimirt  wird,   und  die 
Zuständigkeit  seines  Vaters  erlangt,  und  dass  der  Umstand  der  späteren 
Durchtührung    der   Leg^timationsvorschreibung  in   der  Taufmatrike    der 
Festsetzung   des   Zeitpunctes   der   erfolgten   Legitimation  mit  dem  Tage 
der  Verehelichung  der  unehelichen  Eltern  nicht  im  Wege  steht   (Erlass 
der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  yom  20.  Februar  1871  Z.  289.) 
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2.  durch  die  Verehelichung;  **) 

3.  durch  ausdrückliche  Aufiiahme  in  den  Heimatver- 
band **)  und 

4.  durch    die    Erlangung  eines   öffentlichen   Amtes.  **) 
Personen,  deren  Zuständigkeit  nicht  erweislich  ist,  fallen, 

wenn  sie  erwerbsunfähig  werden,  nach  §.  21  der  prov.Gem.- 
Ordnung  fftr  Wien  der  Gemeinde  zur  Last,  wenn  sie  sich 
in  derselben  zuletzt  aufgehalten  haben.  Die  hinterlassenen 
Waisen  solcher  Personen  sind  aber  nur  dann  als  Angehörige 
der  Gemeinde  zu  behandeln,  wenn  sie  sich  beim  Ableben  ihrer 
Eltern  daselbst  befinden. 

Nach  §.18  des  Heimatgesetzes  werden  jedoch  Heimat- 
lose, d.  i.  solche  Personen,  deren  Heimatrecht  zur  Zeit  nicht 
erweislich  ist,  einer  Gemeinde  zugewiesen,  in  welcher  sie  so 


'*)  Frauenspersonen  erlangen  durch  die  Verehelichung  das  Heimat- 
recht  in  der  Gemeinde,  in  welcher  ihr  Gatte  heimatberechtigt  ist.  (§.  7 
eben  daselbst.) 

Bei  Veränderungen  in  dem  Heimatrechte  folgt  die  Ehefrau,  inso- 
ft-me  sie  nicht  gerichtlieh  geschieden  ist,  dem  Ehemanne  und  sie  behält 
aaeh  als  Witwe  da«  Heimatrecht  in  jener  Gemoinde,  in  welcher  der 
Gatte  zar  Zeit  seines  Ablebens  heimatberechtigt  war. 

Gerichtlich  geschiedene  oder  getrennte  Ehefrauen  behalten  das 
üeimatrecht,  welches  sie  zur  Zeit  der  gerichtlichen  Scheidung  oder 
Trennung  hatten. 

Wird  eine  Ehe  für  ungiltig  erklärt,  so  tritt  die  PVauensperson,  die  in 
dieser  Ehe  gestanden  war,  in  jene  Heimatverhältnisse  zurück,  in  welchen 
sie  sieh  bis  zum  Eingehen  der  Ehe  befunden  hat.    (§.  11  eben  daselbst.) 

*•)  Üeber  das  Ansuchen  um  Aufnahme  in  den  Ileimatverband 
entseheidet  mit  Ausschluss  jeder  Berufung  lediglich  die  Gemeinde.  (§.  8 
eb«n  daselbst.) 

*•)  Definitiv  angestellte  Hof-,  Staats-,  Landes-  und  öffentliche 
Foodsbeamte,  Geistliche  und  öffentliche  Lehrer  erlangen  mit  dem  Antritte 
Ihres  Amtes  das  Heimatrecht  in  der  Gemeinde,  in  welcher  ihnen  ihr 
ständiger  Amtssitz  angewiesen  wird.  (§.  10  eben  daselbst.) 

Zufolge  Beschlusses  des  Wiener  Gcmeinderathes  vom  6.  Novem- 
ber 1S66  wird  allen  definitiv  angestellten  Beamten  der  Gemeinde  mit 
der  definitiven  Anstellung  das  Recht  der  Gemeinde- Angehörigkeit  ertjieilt. 
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lange  als  beiinatberechtigt  zu  behaadelü  sind,  bis  entweder 
das  ihnen  zustehende  Heiiuatrecht  ausgemittelt  ist,  oder  bis 
sie  anderswo  ein  Ileimatrecht  erworben  haben. 

Diese  Heimatlosen  sind  in  nachstehender  Reihenfolge 
zuzuweisen: 

1.  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  sie  sich  zur  Zeit 
ihrer  Abstellung  zum  Militär  oder  ihres  freiwilligen  Eintrittes 

u  dasselbe  befunden  haben; 

2.  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  sie  sich  vor  dem 
Zeitpuncte  des  zur  Frage  gekommenen  Heimatrechtes  am 
längsten,  wenigstens  aber  ein  halbes  Jahr  ununterbrochen 
und  bei  gleichem  Aufenthalte  in  zwei  oder  mehreren  Gemeinden 
zuletzt  nicht  unfreiwillig  aufgehalten  haben: 

3.  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  sie  geboren  sind,  oder 
bei  Findlingen,  in  welcher  sie  aufgefunden  wurden;  oder  bei 
solchen  in  der  Verpflegung  einer  öffentlichen  Findelanstalt 
stehenden  oder  gestandenen  Personen,  deren  Geburts-  oder 
Fundort  unbekannt  ist,  in  welcher  sich  die  Anstalt  befindet;  *') 

**j  Das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  hat  mit  dem  Erlasse  vom 
30.  Juni  18G7  Z.  9886  über  die  Vorstellung  des  Wiener  Magistrates 
gegen  die  im  Sinne  des  Findelhaus-Statutes  bisher  erfolgte  Zuweisung 
jener  Findlinge  zur  Commune  Wien,  für  welche  bei  der  Aufnahme 
in's  Findelhaus  die  höhere  Aulnahmstaxe  gezahlt  wurde,  Nachstehendes 
eröffnet: 

Das  Heimatgesetz  vom  3.  December  1863,  mit  dessen  Wirksamkeit 
alle  früheren  damit  nicht  im  Einklänge  stehenden  Zuständigkeits-Vor- 
Schriften  ausser  Kraft  getreten  sind,  macht  in  Betreff  der  Begründung 
des  Heimatrechtes  zwischen  in  der  Findelpflege  gestandenen  und  anderen 
Personen  keinen  Unterschied  und  kennt  nur  bei  Zuweisung  Heimatloser 
rüeksichtlich  der  in  der  Verpflegung  einer  öflentlichen  Findelanstalt 
stehenden  oder  gestandenen  Personen  ein  ausserdem  nicht  vorhandenes 
Moment  der  Zuweisung,  nämlich  die  Ortslage  der  Findelanstalt. 

Allein  dieses  Moment  gelangt  erst  dann  zur  Geltung,  wenn  der 
(ieburts-  oder  Fundort  unbekannt  ist.  Es  können  daher  normalaltc 
Pfleglinge  der  hierortigen  Findelanstalt  wenn  der  Ort  ihrer  Geburt 
ausserhalb  Wien  bekannt  ist,  blos  darum,  weil  für  sie  die  Findelaufnahms- 
taxe  bezahlt  worden,  der  Commune  Wien  zur  Versorgung  nicht  zuge- 
wiesen werden. 
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4.  derjeDigen  Gemeiude,  in  welcher  sie  zur  Zeit  des  iu 
Frage  gekommenen  Heimatrechtes  angetroffen  werden. 

Die  Ehefrau  eines  Heimatlosen  ist  derjenigen  Ge- 
meinde zuzuweisen,  welcher  ihr  Ehemann  zugetheilt  wird, 
Torausgesetzt  dass  sie  mit  diesem  in  Gemeinschaft  lebt.  I)a- 
geg:en  sind  die  Ehefrauen  der  Heimatlosen,  bei  welchen  diese 
Bedingung  nicht  eintritt,  sowie  die  Witwen  derselben  nach 
den  Torausgehenden  Bestimmungen  1 — 4  zuzutheilen,  insofern 
sie  nicht  ein  Heimatrecht  bereits  erworben  haben. 

Die  nicht  eigenberechtigten  Kinder  der  Heimatlosen 
sind  jener  Gemeinde  zuzutheilen,  welcher  ihr  Vater  und  bei 
anehelichen  oder  auch  bei  ehelichen,  deren  Vater  verstorben 
ist,  ihfe  Mutter  zugewiesen  wird,  vorausgesetzt  dass  sie  mit 
dem  Vater  und  bezüglich  mit  der  Mutter  in  Gemeinschaft  leben. 

Die  eigenberechtigten,  die  mit  ihrem  Vater  und  bezug- 
lieh mit  ihrer  Mutter  nicht  in  Gemeinschaft  lebenden  nicht 
eigenberechtigten,  sowie  die  von  beiden  Eltern  verwaisten 
Kinder  der  Heimatlosen  sind  nach  den  augeführten  Bestim- 
-mongen  1 — 4  zuzuweisen,  wenn  sie  nicht  bereits  ein  Heimat- 
recht  erworben  haben.  *®) 

Mit  diesen  Anführungen  dürften  die  das  wesentliche 
Moment  der  Zuständigkeit  berührenden  Bestimmungen  in  der 
Hauptsache  wohl  erschöpft  sein.  — 

Was  ferner  die  Frage  anbelangt,  ob  nach  §.  27  des  Heimatgesetzes 
der  Commune  Wien  aus  Landesmitteln  die  Vergütung  des  Aufwandes 
i'ir  die  Armenversorgung  solcher  Personen  gt^bührt,  welche  ihr,  weil  sie 
ia  der  Verpflegung  der  Wiener  Findelanstalt  gestanden  haben,  ohne  in 
der  Gebäranstalt  daselbst  geboren  zu  sein,  zugewiesen  worden,  so  hat 
ias  k.  k.  Ministerium  des  Innern  zu  Folge  des  weiteren  Inhaltes  des 
^•bigen  hohen  Erlasses  diese  Frage  verneinend  zu  beantworten  befunden, 
weil  der  §.  27  in  dem  zweiten  Alinea  unter  den  in  §.  19,  Z.  3  behandelten 
Filleo  nur  des  einen  Falles  erwähnt,  wenn  der  Verpflegte  der  Gemeinde 
Termöge  seiner  Geburt  in  einer  im  Qemeindegebiete  befindlichen  öffeut- 
liehen  Gebäranstalt  zugewiesen  wurde.  (Decret  der  k.  k.  n.-ö.  Statt- 
biterei  vom  16.  August  1867  Z.  S1235.) 

**)  §§•   ^^  ^^^  folgende  des  Heimatgesetzes  vom  3.  December  1863, 
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Was  nun  weiters  die  der  Gemeinde  gesetzlich  obliegende 
Verpflichtung  der  Armenversorgung  anbelangt,  so  be- 
steht diese  nur  in  so  weit,  als  nicht  dritte  Personen  nach 
dem  Civilrechte  oder  nach  anderen  Gesetzen  zur  Versorgung 
des  Armen  verpflichtet  sind. 

Wenn  diese  dritten  Personen  ihre  Verbindlichkeiten 
zu  erfüllen  vermögen,  so  sind  sie  im  Weigerungsfalle  hiezu  im 
gesetzmässigen  Wege  zu  verhalten;  inzwischen  hat  aber  die 
Gemeinde  die  Versorgung  zu  übernehmen,  vorbehaltlich  des  Rech- 
tes, den  Ersatz  des  gemachten  Aufwandes  von  dem  hiezu  Ver- 
pflichteten zu  verlangen.*') 

Jene  Personen  nun,  welchen  die  Pflicht  der  Armenver- 
sorgung hinsichtlich  gewisser  Individuen  vor  der  Gemeinde 
obliegt,  sind  vor  Allem  —  der  Gatte,  welcher  der  Ehegattin 
den  anständigen  Unterhalt  zu  verschaffen  verpflichtet  ist,  ") 
dann  die  Eltern,  welche  die  Verbindlichkeit  haben,  ihre 
ehelichen  Kinder  zu  erziehen,  d.  h.  für  ihr  Leben  und  ihre 
Gesundheit  zu  sorgen,  und  ihnen  den  anständigen  Unterhalt 
zu  verschaffen.  *")  Vorzüglich  ist  es  die  Pflicht  des  Vaters, 
•  so  lange  für  den  Unterhalt  der  Kinder  zu  sorgen,  bis  sie  sich 
selbst  ernähren  können.  *^) 

Ist  der  Vater  mittellos,  dann  muss  vor  Allem  die  Mutter 
für  den  Unterhalt,  und  wenn  der  Vater  stirbt,  überhaupt  für 

^^)  §.  23  des  Heimatgesetzes.  Ersatzansprüche,  welche  Gemeinden 
wegen  des  Aufwandes  von  Verpflegskosten  gegen  die  zur  Versorgung  nach 
dem  Civilrechte  verpflichteten  Personen  erheben,  gehören  vor  das  Gericht. 
Doch  hat  in  diesem  Falle  die  politische  Behörde  vorerst  den  Betrag  der 
aufgewandten  Verpflegskosten  zu  bestimmen,  und  es  kann  hierüber  im 
Rechtswege  nicht  weiter  mehr  verhandelt  werden. 

Ueber  Ersatzansprüche,    welche  Gemeinden  wegen  des  Aufwandes 
von  Verpflegskosten  wider  die   nicht  nach  dem  Civilrechte,  sondern  nach 
anderen  Gesetzen  verpflichteten  Personen  oder  wider  Gemeinden  erheben 
ist  im  politischen  Wege    zu   entscheiden.   (§§.  38    und   39   des   Heimat- 
gesetzes.) 

^")  §.  91  des  allg.  bgl.  Gesetzbuches. 

'•)  §.  139  a.  b.  G.  B. 

")  §.  141  a.  b.  G.  B. 
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4.  derjenigen  Gemeimle,  in  welcher  sie  zur  Zeit  des  in 
Frage  gekommenen  Heimatrechtes  angetroffen  werden. 

Die  Ehefrau  eines  Heimatlosen  ist  derjenigen  Ge- 
meinde zuzuweisen,  welcher  ihr  Ehemann  zugetheilt  wird, 
vorausgesetzt  dass  sie  mit  diesem  in  Gomeiuschaft  lebt.  Da- 
gegen sind  die  Ehefrauen  der  Heimatlosen,  bei  wfdchen  dies(» 
Bedingung  nicht  eintritt,  sowie  die  Witwen  d(^rselb(*n  nach 
den  vorausgehenden  Bestimmungen  1 — 4  zuzntheilcn,  insofern 
sie  nicht  ein  Heimatrecht  bereits  erwor})en  haben. 

Die  nicht  eigenberechtigten  Kinder  der  Heimatlosen 
sind  jener  Gemeinde  zuzutheileu,  welcher  ihr  Vater  und  bei 
unehelichen  oder  auch  bei  ehelichen,  deren  Vater  verstorben 
ist,  ihfe  Mutter  zugewiesen  wird,  vorausgesetzt  dass  sie  mit 
dem  Vater  und  bezüglich  mit  der  Mutter  in  Gemeinscluift  leben. 

Die  eigenberechtigten,  die  mit  ihrem  Vater  und  beziig- 
Hch  mit  ihrer  Mutter  nicht  in  Gemeinschaft  leb(»nden  nicht 
eigenberechtigten,  sowie  die  von  beiden  Kitern  verwaisten 
Kinder  der  Heimatlosen  sind  nach  den  angerührten  Bcstim- 
-mungen  1 — 4  zuzuweisen,  wenn  sie  nicht  bereits  ein  Heimat- 
recht  erworben  haben.   '") 

Mit  diesen  Anführungen  dürften  die  das  wesentlicbi* 
Moment  der  Zuständigkeit  berührenden  Bestimmuntr^n  in  der 
Hauptsache  wohl  erschöpft  sein.  — 


Was  ferner  die  Frage  anV»elangt,  <»b  nach  i^.  27  des  Heiiiiatj^esetzos 
der  Commune  Wien  aus  Landesiiiitteln  die  VergiiUing  des  Aufwandes 
für  die  Armenversorgung  solcher  Personen  g.  biilirt,  widehe  ihr.  weil  sie 
in  der  Verpflegung  der  Wiener  Findelanstalt  gestanden  haluMi,  ohne  in 
der  Gebäranstalt  daselbst  geboren  zu  sein,  zugewiesen  werden,  so  hat 
das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  zu  Folgi;  des  wei((Men  Inhaltes  des 
'obigen  hohen  Erlasses  diese  Frage  verneinend  zu  beantwoiien  befunden. 
weil  der  §.  27  in  dem  zweiten  Alinea  unter  den  in  i^.  \\K  /.  ;;  behandelten 
Fällen  nur  des  einen  Falles  erwähnt,  wenn  der  Veri>tle-(e  der  (icnieinde 
vermöge  seiner  Geburt  in  einer  im  Genieindegebiete  belindlichen  öllent- 
lichen  Gebäranstalt  zugewiesen  wurde.  (Decret  der  k.  k.  u.-ö.  Statt- 
halt^rei  vom  16.  August  1867  Z.  i\iVo.) 

'•)  §§.  18  und   folgende  des  Ileimatgebetzts  vom  '.).  December  IS03. 
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sorgung  der  Kinder  begreift  auch  die  Sorge  für  deren  Er- 
ziehung in  sich.  ")  — 

Die  Gemeinde  darf  aber  auch  auswärtigen  Armen  im 
Falle  augenblicklichen  Bedürfnisses  die  nöthige  Unterstützung 
nicht  versagen,  jedoch  vorbehaltlich  des  Ersatzes,  deir  sie 
nach  ihrer  Wahl  entweder  von  der  Heimatgemeinde  oder  von 
dem  nach  dem  Civilrechte  oder  nach  anderen  Gesetzen 
hiezu  Verpflichteten  verlangen  kann. 

Unter  dem  gleichen  Vorbehalte  hat  die  Gemeinde  auch 
auswärtige  Arme,  welche  in  ihrem  Gebiete  erkranken,  so 
lange  zu  verpflegen,  bis  sie  ohne  Nachtheil  für  ihre  oder 
Anderer  Gesundheit  aus  der  Verpflegung  entlassen  werden 
können.  *") 

Bezüglich  der  Verpflegung  erkrankter  und  der  Beerdigung 
verstorbener  Ausländer  ist  die  österreichische  Regierung  der 
am     11.    Juli    1853    zu    Eisenach     getroffenen    Uebereinkunft 

••*)  §.  24  des  Heimatgesetzes. 

Unter  den  allgemeinen  Bestimmungen  ist  hier  noch  das  Deeret  der 
k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  5.  Juli  18()0  Z.  S1793  anzuführen,  mit  welchem 
der  Magistrat  mit  Hezug  auf  das  Heimatgesetz  vom  3.  December  1863 
fftr  verptiiehtet  erkannt  wurde,  die  Beerdigungskosten  für  ein  in  einer 
fremden  (U>meinde  verstorbenes,  nach  Wien  zuständiges,  vermögenloses 
Individuum  zu  bestreiten. 

Kinem  diesfalls  vom  Magistrate  ergriffenen  Recurse  hat  das 
k.  k.  Stjiatsministerium  laut  Erlasses  vom  3.  September  1866  Z.  14067 
(Deeret  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  6.  September  1866  Z.  29557) 
keine  Folge  gegeben. 

••)  In  diesem  Falle  ist  der  Heimatgemeinde  unverzüglich  die 
Anzeige  zu  machen,  und  die  Verii^gerung  dieser  Anzeige  macht  die  regress- 
suohende  Gemeinde  filr  alle  daraus  entstehenden  Naehtheile  verantwortlich 
SS«  *^<»  *•*  und  30  des  Heimatgesetzes. 

Das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  hat  mit  Erlass  vom  22.  Novem- 
ber 1872  Z.  179Ö1  auch  anzuordnen  befunden,  dass  alle  Gemeinden,  in 
denen  sieh  Eisenbahnstationen  betindcn.  zu  verpflichten  sind,  Reisende, 
welehe  wÄhrend  der  Fahrt  an  der  Oholera  so  bedenklich  erkranken  sollten, 
dass  deren  Ausschluss  von  der  Weiterreise  geboten  erseheint,  zur  weiteren 
Pflege  zu  übernehmen.  (Kundmachung  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom 
27.  November  lS7i  Z.  3.n010.) 
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beigetreten,  welche  zwischen  den  Regierungen  s&mmtlicher 
deutscheu  Staaten  und  der  freien  Städte  dazumal  ab- 
geschlossen worden  ist.  *") 

Uienach  sind  die  Krankheits-  und  Beerdigungskosten  für 
Ausländer  von  jener  Gemeinde,  in  welcher  sich  der  Krankheits- 
oder Todesfall  ereignet,  eben  so  zu  tragen  wie  für  einen 
eigenen  Angehörigen,  und  es  kann  ein  Ersatz  dieser  Kosten 
g^egen  die  Staatsgemeinde  oder  andere  öffentliche  Gassen 
des  Staates,  welchem  der  Hilfsbedürftige  angehört,  nicht 
beansprucht  werden.  Nur  für  den  Fall,  dass  der  Hilfs- 
bedürftige selbst  oder  andere  privatrechtlich  verpflichtete 
Personen  im  Stande  sind,  die  Kosten  zu  ersetzen,  bleiben  die 
Ansprüche  auf  letztere  vorbehalten.  Die  contrahirendeu 
Regierungen  sicherten  sich  auch  wechselseitig  zu,  auf  Antrag 
der  betreffenden  Behörde  die  nach  der  Landesgesetzgebung 
zulässige  Hilfe  zu  leisten,  damit  denjenigen,  welche  die 
gedachten  Kosten  bestritten  haben,  diese  nach  billigen  Ansätzen 
erstattet  werden. 

Bezüglich  der  Realisirung  solcher  Verpflegskosten- 
Ansprüche  gegenüber  den  Gemeinden  oder  üuterthauen  fremder 
Staaten  enthält  namentlich  das  Decret  der  k.  k.  u.  ö. 
Statthalterei  vom  30.  April  1868,  Z.  13688  eine  Reihe  von 
Bestimmungen  über  das  Verhältniss  Oesterreichs  zu  anderen 
europäischen  und  aussereuropäischen  Staaten;  dasselbe  soll 
.sammt  den  nachträglich  hiezu  erschieneneu  V^erordnuugen  am 
Schlüsse  dieses  Capitels  als  »Anhang«  Platz  finden.   — 

Die  Art  und  Weise  der  Armeuversorjjcung  bestimmt 
innerhalb  der  bestehenden  Gesetze  die  Gemeinde.  Eine 
bestimmte  Art  der  Unterstützung  kann  der  Arme  nicht 
verlangen.  '*)  — 


»")  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  li.  Jftnner  1854, 
vom  28.  Jänner  18.^4,  vom  21.  Mai  1854  und  Vdg.  des  Staatsministeriums 
und  der  ungarischen,  croatisch-slavonischen  und  siebenbürgisehen  Hof- 
kanzlei vom  40.  August  1865. 

*»)  §    25  des  Heimatgesetzes. 
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Es  erübrigt  nach  diesen  allgomeiaen  Normen  nur  noch 
die  Folgen  anzuführen,  welche  der  Genuss  der  Armen- 
unterstützung oder  Versorgung  in  politischer  Beziehung  nach 
sich  zieht. 

Alle  Personen,  die  eine  Armenversorgung  geniessen,  sind, 
—  nach  dem  Gemeinde-Statute  für  Wien  —  von  der  Aus- 
übung des  activen  und  passiven  Wahlrechtes  ausgeschlossen.  "^) 

Da  ferner  die  Mitglieder  der  Gemeindevertretung  ihres 
Amtes  verlustig  werden,  wenn  in  Ansehung  derselben  ein 
Grund  eintritt,  der  sie  von  der  Wählbarkeit  ausgenommen 
oder  ausgeschlossen  hätte,  so  tritt  ein  solcher  Verlust  auch 
in  dem  Falle  einer  Armenversorgung  ein.  **) 

Eine  weitere  Folge  einer  Armenunterstützung  ist  auch 
die,  dass  an  Personen,  welche  im  Genüsse  einer  solchen 
stehen,  kein  Bürgerrecht  verliehen  werden  kann.  **)  — 

Schliesslich  soll  hier  noch  das  Betreffende  über  die 
sogenannte  Armenvertretung  erwähnt  werden. 

Es  wird  nämlich  jenen  Personen,  welche  den  FJestimmuugen 
dos  Gesetzes  gemäss  der  Vertretung  eines  Rechtsanwaltes 
bedürfen,  dagegen  durch  ein  legales  Zeugniss  ihre  Unfähig- 
keit die  Kosten  dieser  Vertretung  selbst  zu  bezahlen  nach- 
M'eiseu,  ein  unentgeltlicher  Vertreter  beigestellt. 

Mit  der  BoM'illigung  eines  unentgeltlichen  Vertreters  ist 
auch  die  Stempel-  und  Gebührenfreiheit  verbunden.  ^^) 


")  88-  ^^  und  33  der  prov.  Gemeinde-Ordnung  für  Wien. 

*^)  §§.  33,  45  und  56  eben  daselbst 

'')  8-  i4  eben  daselbst. 

'^)  Ebenso  sind  die  Corrcspondenz  der  üerichtsbeLörden  unter  sieh 
in  Rechtssachen  der  «das  Annenrecht«  geniessenden  Parteien  und  die 
Krlüsse  der  Gerichte  an  diese  Parteien,  endlich  die  Eingaben  der  officio- 
scn  Vertreter  solcher  Parteien  vom  Briefporto  befreit.  (Ilandels-Mini- 
sterial-Erlass  vom  27.  Juni  1850,  R.  G.  B.  Nr.  263 ) 

Auch  hat  das  k.  k.  Handels-Ministerium  mitErlass  vom  24.  Juni  1871, 
Z.  12119  entschieden,  dass  die  Correspondenzen  zwischen  dem  Wiener 
Magistrate  und  den  Verwaltungen  der  Gemeinde-Armenversorgungshäuser 
in  Mauerbacb,  St.  Andrft  a.  d.  Traisen  und  Ybbs,    insofemc  sie  sich  aut 
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Die  Vergütung  der  baren  Auslagen  eines  sojchen  Ver  - 
treters  wird  vom  Staate  geleistet  **) 

Ebenso  wird  jedem  Angeklagten,  der  nach  seinen  dem 
Gerichte  bekannten  Verhältnissen  nicht  im  Stande  ist,  die  Ver- 
theidigungskosten  aus  eigenem  Vermögen  zu  bezahlen,  für  die 
Hauptyerhandlung  vor  dem  Geschwornengerichte  ein  Armen- 
Tertreter  von  Amtswegen  beigestellt,  welchem  ebenfalls  auf 
sein  Anlangen  die  nöthig  gewesenen  und  wirklich  bestrittenen 
baren  Auslagen  aus  dem  Staatsschatze  vergütet  werden.  '^) 

Anhang« 

Das  auf  Seite  47  erwähnte  Decret  der  k.  k.  nieder-österr. 
Statthalterei  vom  30.  April  1868,  Z.  13.688  hinsichtlich  „der 
Verpflegung  von  fremden  Staaten  angehörigen  Kranken  und 
des  Ersatzes  der  Verpflegskosten"  lautet  wie  folgt: 

Zu  Folge  Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom 
10.  April  1868,  Z.  1396  hat  sich  das  k.  k.  Ministerium  des 
Aeussem  veranlasst  gesehen,  den  k.  k.  Gesandten  in  Florenz 
anzuweisen,  der  k.  italienischen  Regierung  vorzuschlagen,  dass 
das  seit  1.  Jänner  1861  zwischen  Oesterreich  und  Italien 
bestehende  Uebereinkommen  Megen  unentgeltlicher  Be- 
handlung mittelloser  Unterthanen  des  einen  Staates  in 
den  Spitälern  des  anderen  Staates  gänzlich  aufgelassen  und 
dafür  eine  neue  Vereinbarung  abgeschlossen  werde,    welcher 

die  im  Art.  V  Punct  8  des  Gesetzes  vom  5.  März  1862  (R.  G.  B.  Nr.  18) 
bezeichneten  Angelegenheiten  des  Armenwesens  und  der  Sorge  für  die 
Gemeinde-Wohlthatigkeitsanstalten  beziehen,  gebührenfrei  zu  behandeln 
sind,  und  dass  auch  den  im  Art.  VIT  des  Gesetzes  vom  2.  October  1865 
erwähnten  derlei  Sendungen  ohne  Werthangabe  die  Portofreiheit  zuzu- 
kommen habe. 

Derlei  Correspondenzen  und  Sendungen  müssen  jedoch  nebst  dem 
entsprechenden  ämtlichen  Siegelverschlusse  auch  noch  mit  der  Bezeich- 
nung, welche  die  Portofreiheit  begründet,  mlmlich:  »In  Angelegenheiten 
des  Armenwesens«  versehen  sein. 

»•)  §.  16  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1868,  womit  eine  Advocaten- 
Ordnung  eingeführt  wird. 

*')  §§.  41  und  393  der  Strafprocessordnung  vom  23.  Mai  1873. 
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das    Princip    der    gegenseitigen    Verpflegskosten-Ersatzpflicht 
nach  einem  billigeren  Tarife  zu  Grunde  zu  legen  wäre. 

Ans  Anlass  dieser  Eröffnung  hat  das  gedachte  k.  k. 
Ministerium  Nachfolgendes  zu  bemerken  gefunden: 

Bis  zum  eyentuellen  Zustandekommen  einer  solchen  Ver- 
einbarung wird  also  fortan  das  seit  dem  1.  J&nner  1861  zwi- 
schen Oesterreich  und  Italien  geltende  Princip  wegen  unent- 
geltlicher Behandlung  mittelloser  Unterthanen  des  einen  Staates 
in  den  Spitälern  des  andern  Staates  stillschweigend  auch  ani 
die  neu  erworbenen  Gebietstheile  des  Königreiches  Italien  aus- 
gedehnt betrachtet  werden  müssen,  und  diesfalls  nur  der  Re- 
gress  an  etwa  vorhandene  alimentationspflichtige  und  zahlungs- 
fähige Verwandte  der  Verpflegten  offen  bleiben. 

"  Was  speciell  unser  Verhältniss  zu  Venetien  betrifft,  wird 
für  die  Vergangenheit,  das  heisst  für  die  Zeit  bis  zu  der 
durch  den  Wiener  Friedensvertrag  vom  3.  October  1866  be- 
werkstelligten Oession  des  Venetianischen  an  Italien,  immer  die 
früher  normirt  gewesene  Verpflegskostenvergütung  durch  die 
Länderfouds  zu  gelten  haben.  ") 


")  Zufolge  Erlasses  des  Ministeriums  des  Innern  vom  9.  Novem- 
ber 1870,  Z.  15652  haben  nach  einer  Mittheilung  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Aenssern  die  mit  der  k.  italienischen  Regierung  eingeleiteten 
Verhandlungen  zu  dem  Ergebnisse  geführt,  dass  die  gedachte  Regierung 
erklärt  hat,  von  einem  unterschiedlichen  Vorgehen  bei  Vergütung  der 
durch  Verpflegung  von  diesseitigen  Staatsangehörigen  der  dienenden 
Classe  während  der  ersten  vier  Wochen  der  Krankheit  in  venetianischen 
Spitälern  und  umgekehrt  vom  1.  Jänner  4870  angefangen  aufgelaufenen 
Kosten  abzusehen,  und  die  Giltigkeit  der  ausnahmsweisen  Bestimmungen 
des  Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  t9.  Juni  i859, 
Z.  7660,  wornach  die  Kosten  für  die  Verpflegung  von  nach  anderen 
Kronländem  der  österrei6hischen  Monarchie  zuständigen  Individuen  des 
dienenden  Standes  in  venetianischen  Spitälern  nach  dem  im  venetianischen 
Verwaltungsgebiete  bestehenden  Gebrauche  nicht  von  den  betrefl'enden 
Dienstgebern,  sondern,  soferne  die  Krankheit  und  bezügliche  Verpflegung 
nicht  vier  Wochen  dauert,  vom  venetianischen  Landesfonde  zu  tragen 
sind,  nur  mehr  auf  die  vor  dem  1.  Jänner  1870  vorgekommenen  Ver- 
pflegsfälle  besagter  Classe  zu  beschränken. 
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Dt:iii  mit  der  k.  italienischen  Regierung  aal  Grund  dieser  £rkl&rung 
Donmehr  getroffenen  Uebereinkommen  gemäss  wird  daher  vom  1.  Jänner 
1870  an  die  Vergütung  der  in  venetianischen  öffentlichen  Spitälern  für 
Österreichische  Staatsangehörige  des  dienenden  Standes  aufgelaufenen 
Verpflegskosten  auch  bezüglich  der  ersten  vier  Krankheitswochen  ledig- 
lieh nach  der  im  Ministerial-Erlasse  vom  13.  Norember  1868,  Z.  5837 
(intimirt  mit  Statlhalterei-Erlasse  vom  9.  December  1868,  Z.  37082) 
bezüglich  des  Verhältnisses  gegenüber  Venetiens  angedeuteten  Grundsätzen, 
mithin  ganz  in  derselben  Weise  wie  für  andere  nicht  zum  dienenden 
Stande  gehörige  ^österreichische  Staatsangehörige  stattzufinden  haben, 
während  anderseits  die  Refundirung  der  in  österreichischen  allgemeinen 
öfentlichen  Krankenanstalten  für  Angehörige  der  venetianisehen  Provinzen 
dienenden  Standes  (auch  bezuglich  der  in  den  ersten  vier  Wochen  der  Krank- 
heit erwachsenen  Verpflegskosten)  seitens  der  k.  italienischen  Regierung 
ia  der  gleichen  Weise  und  nach  den  gleichen  Grundsätzen  wie  die  Vergü- 
toDg  der  Spitalskosten  für  andere,  nicht  der  dienenden  Classe  angehörende 
Venetianer  ei folgen  wird. 

Hievon  wurde  der  Wiener  Magistrat  zur  Wissenschaft  und  Dar- 
Daehachtung  mit  dem  Bemerken  in  die  Kenntniss  gesetzt,  dass  dem 
Gesagten  zufolge  mit  der  Refundirung  von  Verpflegskosten  der  gedachten 
Kategorie  fär  österreichische  Angehörige,  welche  Seitens  der  k.  italie- 
nischen Regierung  oder  deren  Organe  seither  etwa  unmittelbar  ange- 
sprochen worden  sein  sollten,  nur  insoferne  vorzugehen  sein  wird,  als 
es  sich  um  Verpflegsfälle  seit  dem  1.  Jänner  1870  handelt.  —  Dagegen 
wird  mit  Rücksicht  «luf  die  nunmehr  eintretende  gegenseitige  Verpflichtung 
der  beiderseitigen  Landesfonde,  vom  Zeitpuncte  der  Wirksamkeit  de.«  in 
Rede  stehenden  üebereinkommens,  d.  i.  vom  1.  Jänner  1870  angefangen, 
die  den  hierländigen  Dienstgebem  obliegende  Zahlungspflicht  bezüglich 
der  Dienstboton-Krankenkosten  für  die  ersten  vier  Wochen  der  Krank- 
keit ^  insoforne  es  sich  um  venetianische  in  hierländigen  allgemeinen 
öffentlichen  Krnnkt'uanstalten  verpflegte  Individuen  des  dienenden  Standes 
bandelt  und  die  Krankenverpflegskosten  von  der  italienischen  Regierung 
T«Tgütet  werden,  bis  auf  Weiteres  nicht  mehr  in  Anspruch  zu  nehmen 
.sein.  (Kundmachung  der  k.  k;  n.  ö.  Statlhalterei  vom  19.  November 
1870,  Z.  3Sil2.) 

Die  Verpflegskosten  für  in  italienischen  Spitälern  ärztlich  behan- 
delte österreichisch-ungarische  Staatsangehörige  sind  in  italienischer 
Währung,  oder  wo  dies  nicht  möglich,  in  österreichischer  Silberwährung 
zu  ersetzen;  in  den  Fällen  aber,  wo  der  angesprochene  Kostenersatz  nur 
zum  Theile  geleistet  wird,  ist  die  betrefl'ende  Sendung  mit  einem  Docu- 
mente    zu    begleiten,    in    welchem    die    Gründe    dieses    Vorgehens    er- 

4* 
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Bezüglich  der  anderen  Staaten  **)  hat  bis  jetzt  Folgen- 
des fortbestanden: 

Gegen   alle   deutschen  Staaten  ^®)  sind  wir  durch  die 


sichtlich  gemacht  werden.     (Statthalterei-Decret  Yom  i\.  October  1869, 
Z.  29505.) 

Mit  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innnern  vom  17.  Jänner 
1875,  Z.  18569  wurde  ferner  bekannt  gegeben,  dass  die  k.  italienische 
Regierung  das  mit  ihr  abgeschlossene  Uebereinkommen  vom  i.  J&nner 
1861  wegen  Verpflegung  der  gegenseitigen  Kranken  dahin  auslegt  und 
anwendet,  dass  unter  Verpflegskosten  der  Aufwand  für  die  Eranken- 
behandlung  überhaupt  und  ausser  den  Spitalskosten  insbesondere  auch 
die  Kosten  für  die  Privat-Erankenpflege  verstanden  werden,  daher  iol ge- 
richtig auch  unsererseits  das  vorcitirte  Uebereinkommen  in  gleicher  Weise 
auszulegen  und  anzuwenden  ist.  (Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom 
7.  Februar  1875,  Z.  2«43.) 

'*)  Laut  Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  6.  Juni 
1869,  Z.  8245  wurde  eröffnet,  dass  die  Verpflegskosten  für  nach  Ungarn 
zuständige  Individuen,  insofeme  diese  in  einer  hierlands  bestehenden 
nicht  öffentlichen  Krankenanstalt  in  Pflege  kommen,  in  erster  Linie  die 
Verpflegten  oder  deren  Verwandte  in  gerader  Linie,  sonst  aber  im  Falle 
der  Vermögenslosigkeit  derselben  die  Heimatgemeinde  treffen. 

Besitzt  letztere  kein  Vermögen,  oder  weist  dieselbe  nach,  dass 
sie  unter  den  normalen  Verhältnissen  mit  bedeutenden  Gemeindezuschlft- 
gen  belastet  ist,  so  werden  in  derlei  rflcksichtswürdigen  Fällen  die 
Kosten  aus  der  Domesticalcasse  des  betreffendeu  Comitates  bestritten. 
(Decret  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  17.  Juni  1869,  Z.  16384.) 

*®)  Das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  hat  mit  Erlass  vom  3.  Jänner 
1859,  Z.  33339  eröffnet,  dass  das  geringfügige,  mit  dem  gemachten  Auf- 
wände an  Zeit  und  Arbeitskräften  nicht  im  Verhältniss  stehende  Ergeb- 
niss,  welches  durch  die  zum  Behufe  der  Einbringung  der  in  den  letzteren 
Jahren  für  die  Verpflegung  preussischer  Staatsunterthanen  in 
österreichischen  Heilanstalten  anerlaufenen  Verpflegskosten  im 
diplomatischen  Wege  eingeleiteten  Erhebungen  erzielt  wurde,  die  k. 
preussische  Regierung  bestimmt  habe,  den  Antrag  zu  stellen,  künftighin 
die  Einbringung  der  rückständigen  Verpflegskosten  nur  dann  in  Anwen- 
dung zu  bringen,  wenn  nach  Standverhältnissen  oder  speciellen  Angaben 
des  Verpflegten  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  ein  Eriolg  von  den  ein- 
zuleitenden Schritten  sich  erwarten  lässt. 

Das  Ministerium  des  Innern  hat  sich  bestimmt  gefunden,  in  diesen 
Vorschlag  der  k.  preussischen  Regierung  versuchsweise  einzugehen. 
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Eisenacher  Convention  vom  11.  Juli  1853  gegen  die  Schweizer 


Der  Magistrat  wurde  daher  angewiesen,  in  Zukunft  nur  jene  Ver- 
hudlongen,  welche  die  Einbringung  von  Verpflegskosten  für  in  den 
hierlindiaehen  öffentlichen  Krankenanstalten  yerpflegte  preussische  Unter- 
tkanen  lum  Gegenstande  haben,  zur  weiteren  Verfolgung  im  diplomatischen 
Wege  der  k.  k.  Statthai terei  Yorzulegen,  bei  denen,  nach  im  obigen 
Sinne  entweder  bei  den  Verpflegten  selbst  oder  bei  mit  seinen  Verhält- 
nissen bekannten  Personen  und  Localbehörden  eingeleiteten  Erhebungen 
Bit  einiger  Wahrscheinlichkeit  ein  Erfolg  durch  die  Fortführung  der 
Ferhandlong  im  diplomatischen  Wege  sich  erwarten  lAsst;  wo  diese 
Wahrscheinlichkeit  nicht  eintritt,  werden  wegen  Bedeckung  oder  Abschrei- 
bang dieser  Kosten  nach  den  bestehenden  Vorschriften  die  Antr&ge  zu 
eistatten  sein.  (Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  26.  J&nnerl859, 
Z.  624.) 

Betreffend  den  Ersatz  yon  Unterstatzungen,  Cur-  und  Verpflegs- 
kosten, welche  hilfsbedflrftigen  dsterreichischen  Staatsbürgern  in  Deutsch- 
land gew&hrt  wurden,  wurde  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums 
des  Innern  Tom  17.  J&nner  1875,  Z.  HO  Nachstehendes  eröffnet: 

In  Deatschland  wird  allgemein  hilfsbedürftigen  Angehörigen  anderer 
Staaten  Unterstützung,  Cur  und  Verpflegung  nach  denselben  Grund- 
sätzen wie  den  eigenen  Angehörigen  zu  Theil.  Ein  Ersatz  der  hieraus 
erwachsenden  Kosten  kann  nur  gegen  den  Unterstützten  selbst  oder  gegen 
andere  priyatrechtlich  zur  Erstattung  verpflichtete  Personen,  nicht  aber 
^egen  die  fremde  Heimatgemeinde  oder  andere  öffentliche  Gassen  des- 
jenigen Landes,  welchem  der  Hilfsbedürftige  angehört  hat,  beansprucht 
werden. 

Diese  Grundsätze  haben  seinerzeit,  insoweit  es  sich  speciell  um 
Cur  und  Verpflegung  erkrankter  Personen  handelt,  in  die  Eisenacher 
L'ebereinkunft  (R.  G.  B.  Yom  J.  1854  Nr.  6)  Aufnahme  gefunden,  galten 
aber  in  Deutsehland  auch  bezüglich  aller  sonstigen  Armenpflegekosten, 
daher  den  dortigen  Gemeinden  nicht  die  Berechtigung  zusteht,  für  die 
an  fremde  Staatsangehörige  gewährten  Unterstützungen  von  auswärtigen 
Gemeinden  Ersatz  zu  verlangen. 

Hieraus  folgt,  dass  gegenseitig  auch  die  Gemeinden,  Armenver- 
binde  und  andere  öffentliche  Gassen  des  deutschen  Reiches  für  Unter- 
stützungen, welche  den  Angehörigen  derselben  in  anderen 
Staaten  zugewendet  wurden,  keinen  Ersatz  leisten. 

Nach  dem  Grundsatze  der  Reciprocität  ist  sich  auch  unsererseits 
in  gleicher  Weise  zu  benehmen;  es  wird  daher  ausser  dem  Falle  der 
Zahlungsfähigkeit  der  Unterstützten  oder  der  alimentationspflichtigen  Ange* 
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Gantone:  Bern,  Granbündten,  Genf,  Neuchatel,  Schwyz,  Tessin, 
Waadt  und  Zug  durch  seit  dem  Jahre  1857  **)  ausge- 
tauschte Erklärungen  zur  unentgeltlichen  Verpflegung  Mittel- 
loser verpflichtet,  und  es  steht  uns  nur  der  Regress  gegen  die 
Verpflegten  oder  deren  alimentationspflichtige   Verwandte  zu. 


hörigen  derselben  gegenüber  dem  deutschen  Reiche  ein  Anspruch  aui 
Ersatz  einer  gew&hrten  Armenunterstützung  als  voraussichtlich  erfolglos 
nicht  zu  stellen,  aber  auch  ein  Ersatz  für  eine  derartige,  Angehörigen 
der  österreichischen  Länder  dort  gewährte  Unterstützung,  falls  er  wider 
Erwarten  angesprochen  werden  sollte,  aus  öffentlichen  Mitteln  nicht  zu 
leisten  sein.  (Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  14.  Februar  i875, 
Z.  S244.) 

^^)  Die  Verordnung  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  \roin  2.  November 
1857,  Z.  46080  enthält  die  Normen  bezüglich  der  Vergütung  der  Spitals- 
verptlegskosten  für  schweizerische  Unterthanen.  Mit  Ausnahme  einiger 
Cantone,  welche  gar  keine  Verpflichtung  eingehen  wollten,  oder  sich 
ihre  Erklärungen  noch  vorbehielten,  haben  die  13  Cantone:  Graubundten 
(vom  Jahre  1860  an  gehört  der  Canton  Graubündton  zur  Kategorie  jener 
Gantone,  welche  sich  für  gegenseitige  unentgeltliche  Verpflegung  der 
betreffenden  Kranken  erklärt  haben,  zufolge  Ministerial-Erlassos  vom 
8.  November  1859,  Z.  26362,  Statthai terei-Erlass  vom  19.  December  185*.>, 
Z.  49881),  Appenzell  der  äusseren  Rhoden,  Schaflhausen,  Aargau,  St  Gal- 
len, Glarus,  Solothurn,  Thurgau,  Freiburg,  Wallis,  Zürich  und  Luzern 
zur  Vergütung  der  Verpflegskosten,  die  5  Cantone:  Zug  (die  Regierung 
des  Cantons  Zug  ist  von  der  Ucbereinkunft,  welche  wegen  unentgolt- 
lieber  Verpflegung  der  beiderseitigen  Angehörigen  in  Krankheitsfällen 
mit  der  k.  k.  Regierung  im  Jahre  1857  abgeschlossen  wurde,  zurück- 
getreten; jedoch  wurde  bestimmt,  das  mit  mehreren  Cantonen  hinsichtlich 
der  gegenseitigen  Verpflichtung  der  Unkosten  getroffene  Uebereinkommen 
auch  auf  den  Canton  Zug  auszudehnen,  laut  Erlasses  der  k.  k.  n.  ö.  Statt- 
halterei vom  31.  December  1866,  Z.  38784),  Neuchatel,  Waadt,  Gent  und 
Tessin  aber  zur  unentgeltlichen  Verpflegung  der  respectivcn  mittellosen 
Kranken  unter  Beanspruchung  der  Reciprocität  (welche  diesen  Cantonen 
auch  zugesichert  wurde)  sich  verpflichtet  Laut  Erlasses  des  k.  k.  Mini- 
steriums des  Innern  vom  10.  November  1857,  Z.  31006  hat  auch  der 
Canton  Schwyz  sich  für  die  gegenseitige  unentgeltliche  Verpflegung  aus- 
gesprochen, und  gehört  daher  in  die  Kategorie  jener  Cantone,  welche 
die  Reciprocität  mit  Oesterreich  für  die  unentgeltliche  Verpflegung  in 
Anspruch  nehmen. 

Pas  k.  u.  k.  Ministerium  des  A^ussem  hat  zufolge  Erlasses  des 
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Von  den  Schweizer  Cantonen:  Aargau,  Appenzell  der 
Äusseren  Rhoden,  Freiburg,  Glarus,  St.  Gallen,   Luzern,  Schaff- 


Herrn  Ministers  des  Innern  vom  7.  Nov.  i870,  Z.  14.481,  bei  der  Verhand- 
leog  anl&sslich  des  Anspruches  eines  Landesausschusses  auf  Rückersatz 
der  Kosten  für  die  Verpflegung  eines  geisteskranken  Angehörigen  des 
Cantons  Neuenburg  in  einer  dsterreichischen  Landes-Irrenanstalt  au 
dem  Grundsatze  festgehalten,  dass  bei  Vergütung  der  Kosten  für  Ver- 
pflegung Ton  Geisteskranken  ?on  dem  in  der  Uebereinkunft  mit  mehreren 
Cantonen  in  der  Schweiz  im  Jahre  1857  ausgesprochenen  allgemeinen  Prin- 
cipe der  unentgeltlichen  Pflege  abzusehen  ist,  und  hat  die  k.  u.  k.  Ge- 
sandtschaft in  Bern  angewiesen,  unter  anderen  für  diese  Anschauung 
sprechenden  Gründen  insbesondere  den  Umstand  hervorzuheben,  dass  die 
k.  a.  k.  Regierung  mit  den  meisten  Staaten ,  mit  denen  bezüglich  der 
Verpflegskosten  ein  Uebereinkommen  getroffen  wurde,  sich  darüber  ver* 
ständigt  hat,  dass  unter  Verpflegskosten-Reclamationen  im  Allgemeinen 
die  —  Geisteskranke  betrefienden  Reolamationen  nicht  selbstverständlich 
einverstanden  seien,  vielmehr  in  Ansehung  derselben  erst  eine  die  aus- 
drückliche Zusicherung  der  Reciprocität  enthaltende  Verabredung  erfor- 
dert werde,  wie  es  seinerzeit  in  der  mit  dem  Canton  Bern  ausgetausch- 
ten Erkl&rung  (siehe  dieselbe  nachfolgend)  gehalten  wurde.  (Kundmachung 
der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  19.  Nov.  1870,  Z.  33.588.) 

Die  Ministerial-Erklärung  vom  31.  Jänner  1865  R.  G.  B.  Nr.  11 
(ausgewechselt  gegen  eine  übereinstimmende  Erklärung  des  schweizeri- 
schen Bundesrathes,  Namens  des  Cantons  Bern,  ddo.  Bern,  20.  Jänner  1865) 
enthält  das  Uebereinkommen  mit  dem  schweizerischen  Bundes- 
rathe,  Namens  des  Cantons  Bern,  über  die  unentgeltliche  Spitals- 
verpflegung der  beiderseitigen  mittellosen  Staatsangehörigen. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  ist  mit  dem  schweizerischen 
ßundesrathe  Namens  des  Cantons  Bern  übereingekommen,  in  Bezug  auf 
die  Verpflegung  erkrankter,  einschliessig  geisteskranker  (irrsinniger) 
und  auf  die  Beerdigung  verstorbener  Angehöriger  des  anderen  contrahi- 
renden  Theiles,  die  nachfolgenden  Grundsätze  in  Anwendung  treten  zu  lassen : 

§.  1.  Jede  der  contrahirenden  Regierungen  verpflichtet  sich  dafür 
zu  sorgen,  dass  in  ihrem  Gebiete  denjenigen  hilfsbedürftigen  Angehörigen 
des  anderen  contrahirenden  Theiles,  welche  der  Cur  und  Verpflegung  bc- 
nöthigt  sind,  diese  nach  denselben  Grundsätzen  wie  bei  eigenen  Staats- 
augehörigen bis  dahin  zu  Theil  werde,  wo  ihre  Rückkehr  in  den  Heimat- 
staat ohne  Nachtheil  für  ihre  oder  Anderer  Gesundheit  geschehen  kann. 

§.  2.  Ein  Ersatz  hiebei  (§.  1)  oder  durch  die  Beerdigung  erwach- 
sender Kosten  kann  gegen  die  Staats-,  Gemeinde-  oder  andere  öfi'ent- 
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hausen,  Solothurn,  Thurgau,  Unterwaiden  ob  dem  Walde,  *') 
Wallis  und  Zürich  können  wir  in  Folge  seit  1867  abgegebener 
Erklärungen  Verpflegskoflten-Ersätze  für  deren  Angehörige 
ansprechen.  *•) 


liehe  Gassen  desjenigen  Staates,' welchem  der  Hilfsbedürftige  angehört, 
nicht  beaaspmcht  werden. 

§.  3.  Für  den  Fall,  dass  der  Hilfsbedürftige  oder  dass  andere  pri* 
yatreohtlieh  Verpflichtete  znm  Ersätze  der  Kosten  im  Stande  sind,  bleiben 
die  Ansprüche  an  letztere  vorbehalten. 

Die  contrahirenden  Regierungen  sichern  sich  auch  wechselseitig 
zu,  auf  Antrag  der  betreifenden  Behörde  die  nach  der  Landesgesetzgebnng 
zulassige  Hilfe  zu  leisten,  damit  denjenigen,  welche  die  Kosten  bestritten 
haben,  diese  nach  billigen  Ans&tzen  erstattet  werden. 

§.  4.  Durch  vorstehende  Uebereinkunft  werden  alle  früheren,  den 
n&mlichen  Gegenstand  betreffenden  Vereinbarungen  des  Cantons  Bern  mit 
der  kaiserlichen  Staatsregierung  aufgehoben,  soweit  dieselben  mit  der 
jetzigen  Uebereinkunft  im  Widerspruche  stehen. 

**)  Zufolge  Erlasses  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  7.  October  1858, 
Z.  42.978,  hat  das  Ministerium  des  Innern  unterm  14.  September  1858, 
Z.  23.209,  eröffnet:  »Mit  der  Zuschrift  des  k.  k.  Ministeriums  des  Aeussern 
vom  5.  September  1858,  Z.  9952,  gelangte  eine  vom  schweizerischen  Bun- 
desrathe  dem  kaiserlichen  Gesandten  in  Bern  zugekommene  Note  anher, 
laut  welcher  der  Ganton  Unterwaiden  ob  demWalde  zur  Vergütung 
der  Verpflegskosten  und  der  Behandlungskosten  seiner  in  Oesterreich  er- 
krankten Angehörigen  im  Falle  ihrer  Zahlungsunfähigkeit  sich  bereit  er- 
klärt hat.  Das  Ministerium  des  Innern  sieht  sich  veranlasst,  dem  Land- 
rathe  des  genannten  Cantons  ein  reciprokes  Verhalten  von  Seite  der  öster- 
reichischen Behörden  im  Wege  des  Ministeriums  des  Aeussern  zuzusichern. 

**)  Der  k.  k.  Minister  des  Innern  hat  mit  Erlass  vom  2.  Jänner  1 872, 
Z.  16.502,  anher  eröffnet,  dass  auch  der  Ersatz  der  für  Angehörige  der 
Cantone:  Wallis,  Solothurn,  Aargau  und  Freiburg  hierland  er- 
laufenen Verpflegskosten  nur  in  jenen  Fällen  angesprochen  werden  kann, 
wo  am  Verpflegsorte  keine  öffentlichen  Krankenanstalten  bestehen,  weil 
die  in  dem  Ministerial-Erlasse  vom  10.  April  1868,  Z.  1396,  erwähnten, 
nunmehr  nach  ihrem  vollen  Inhalte  bekannt  gewordenen  Erklärungen  der 
Regierungen  obiger  Gantone  den  Ersatz  der  Verpflegskosten  in  anderen 
Fällen  ausdrücklich  ausschliessen.  (Kundmachung  der  k.k.  n.ö.Statthaltorei 
Yom25.Jännerl872,Z.525.) 
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Gegen  Grossbritaonien**)  und  Frankreich**) konnten 
uir  bis  jetzt  mit  Aussicht  auf  Erfolg  nur  Ansprüche  für  die 
Verpflegung  yon  Irren,  nicht  aber  für  andere  Kranke  geltend 
machen. 


^)  Aus  Anlass  eines  speciellen  Falles,  betreffend  die  Hereinbrin- 
goog  der  Verpflegskosten  für  in  Spitälern  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  behandelte  britische  Staatsangehörige,  hat  die  k.  k.  Bot- 
sehaft  in  London  dem  Ministerium  des  Aeussern  die  Anzeige  erstattet, 
diss  es  bei  den  in  England  bestehenden  Verhältnissen  überhaupt  nicht 
Bdglich  Bei,  die  königlich  britische  Regierung  um  Unterstützung  bei  Her- 
eiibringnng  der  Spitalskosten  für  im  Auslande  yerpflegte  englische  Unter- 
tkaoen  anzugehen,  und  daas  diese  auch  andererseits  auf  die  Verwaltung  der 
meist  aus  Privatmitteln  gegründeten  Spitäler  keinen  directen  Einfluss  ausübt  • 

Unter  solchen  Umständen  sind  daher  Einschreiten  um  Hereinbrin- 
gimg von  Verpflegskosten  für  britische  Staatsangehörige  nicht  mehr  zu 
steUen,  und  ist  Grossbritannien  den  unter  Z.  1  des  h.  Erlasses  vom 
30.  April  1868,  Z.  13.688,  benannten  Staaten  einzureihen,  welche  princi- 
piell  keine  Verpflegskosten- Vergütungsansprüche  an  uns  stellen,  gegen 
welche  somit  solche  Ansprüche  in  Ilinkunft  auch  unserf»rsüits  gänzlicn 
fallen  zu  lassen  sind.  (Statthalt.-Dec.v. 9.  Dec.  1868,  Z.  38.305,  undv.8.März 
1874,  Z.  2444.) 

**)  Das  k.k.  Ministerium  des  Innern  fand  mitErlass  vom  1.  Aug.  1858, 
Z.  18.837,  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  Aeussern  und 
des  Handels  die  Verordnung  der  vormaligen  vereinigten  Hofkanzlei  vom 
18.  Juni  1847,  Z.  19.137,  aufzuheben  und  zu  verfügen,  dass  die  Verpflegs- 
gebuhren- Anforderungen  der  französischen  Reg  erung  für  in  französi- 
schen Spitälern  und  Irrenanstalten  behandelte  und  verpflegte  unbemittelte 
österreichische  Unterthanen  zwar  zu  befriedigen,  dagegen  aber  auch  für 
in  hierländigen  Kranken-  und  Irrenanstalten  behandelte  und  verpflegte 
anbemittelte  französische  Unterthanen  die  Verpflegsgebühren-Forderungen 
&n  die  französische  Regierung  zu  übermitteln  seien.  (Vdg.  der  k.  k.  n.  ö. 
Statthalterei  vom  10.  September  1858,  Z.  36.032.) 

Aus  Anlass  des  Einschreitens  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom 
20.  Jänner  18o9,  Z.  18.625,  wegen  Einbringung  der  für  einen  kaiserlich 
französischen  Staatsangehörigen  aushaftenden  Verpflegskosten  des  k.  k. 
allgem.  Krankenhauses  hat  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  mit  Erlass 
vom  10.  August  1859,  Z.  8499,  eröffnet,  dass  der  Versuch  zur  Einbrin- 
gung dieser  Kosten  erfolglos  geblieben  ist,  weil  nach  französischen  Gesetzen, 
wie  dies  der  französische  Minister  des  Innern  erklärt  hat,  nur  Irrsinnige 
and   Findelkinder  Anspruch  auf  Unterstützung  aus  dem  Staatsschatze 
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Gegen  Belgien  und  D&nemark  vermochten  wir  Ver- 
pflegskosten-Aosprüche  nur  sehr  zweifelhaft,  gegen  Nord- 
amerika,  Polen  **),    den    Kirchenstaat,    Griechenland, 


haben,  wo  hingegen  die  Unkosten,  welche  den  Spitälern  aus  der  Auf- 
nähme  von  kranken  In-  und  Ausländern  erwachsen,  bei  deren  Zahlungs- 
unfähigkeit den  betreifenden  Anstalten  allein  lur  Last  fallen. 

Das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  hat  daher  im  Einvernehmen  mit 
dem  k.  k.  Ministerium  des  Aeussem  angeordnet,  dass  es  von  den  Bestim- 
mungen des  Ministerial-Erlasses  vom  i.  August  1858,  Z.  18.837  (siehe 
denselben  im  Vorstehenden)^  künftighin  bezüglich  der  in  Krankenhäusern 
'Verpflegten  abzukommen  hat  und  diesfalls  in  Zukunft  nach  der  Recipro- 
cität  vorzugehen  ist.  (Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  2.  Sept.  1859, 
Z.  35.8S3.) 

Die  kaiserlich  österreichische  Regierung  ist  zufolge  Erlasses  des 
Herrn  Staatsministers  vom  27.  December  1863,  Z.  8542,  mit  der  kais. 
französischen  Regierung  übereingekommen,  dass  bei  Todesfällen  von  ver- 
lassenen Kindern  (Findlingen),  von  Irrsinnigen  oder  Armen  französischer 
Nationalität,  welche  in  österreichischen  Wohlthätigkeitsanstalten  unter- 
gebracht waren ,  und  umgekehrt  —  im  Interesse  der  Familie  der  Ver- 
storbenen von  Amtswegen  und  kostenfrei  ein  Todtenschein  der  Regierung 
des  Staates,  welchem  der  Verstorbene  angehört,  mitgetheilt  werde.  Die 
Verwaltungen  der  dem  Magistrate  unterstehenden  Wohlthätigkeitsanstal- 
ten haben  daher  bei  sich  ergebenden  Todesfällen  von  armen  Verpflegten 
ranzösischer  Nationalität  die  bezüglichen  Todtenscheine  sofort  einzuholen, 
und  im  Wege  des  Magistrates  an  die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  zur  wei- 
teren Vorlage  an  das  Ministerium  des  Aeussem  einzusenden.  (Erlass  der 
k    k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  7.  Jänner  1864,  Z.  82.) 

*°)  Das  Ministerium  des  Aeussern  hat  anlässlich  eines  vorgekom- 
menen Falles,  wo  für  einen  russisch-polnischen  Unterthan  die  im 
Wiener  allgemeinen  Krankenhause  erwachsenen  Kosten  im  diplomatischen 
Wege  nicht  eingebracht  werden  konnten,  mit  Hinweis  auf  die  in  Polen 
stattflndende  unentgeltliche  Aufnahme  unbemittelter  Oesterreicher  ange- 
ordnet^ dass  die  hier  aufgelaufenen  Spitalskosten  von  dem  n.  ö.  Lan- 
desfonde  zu  beanspruchen  sind,  vorausgesetzt  dass  nach  den  persönlichen 
Verhältnissen  des  Verpflegten  die  Uneinbringlichkeit  mit  Grund  anzuneh- 
men ist.  (Decret  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  15.  Jänner  1868, 
Z.  39.741.) 
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die  Türkei  *'),    Moldau  **),   Walachei  und  Serbien  aber 
siJche  gar  nicht  durchzusetzen. 

Gegen  Kussland**),    Schweden   und  die  Schweizer 
Cantone:   Appenzell  der  inneren  Rhodeu,  Basel  -  Landschaft, 


*'')  Das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  hat  mit  Erlass  vom  S3.  März  i  860, 
Z.  8881,  Terordnet,  dass  bei  dem  Umstände,  als  dürftige  Österreichische 
L'Qterthanen  zur  unentgelf Hohen  Pflege  in  tflrkischen  Spitälern  zuge- 
lassen werden,  die  reciproke  Behandlung  der  in  den  österreichischen 
Spitälern  untergebrachten  ottomanischen  Unterthanen  einzutreten  hat,  da- 
her wegen  des  Ersatzes  der  für  türkische  Unterthanen  in  österreichischen 
Spit&lem  aufgelaufenen  Verpflegskosten  auch  künftighin  kein^B  Ansprüche 
mehr  lu  erheben,  und  gleichartige  Ersatzansprüche  für  in  türkischen 
Ueilanstaltea  verpflegte  österreichische  Staatsangehörige  zurückzuweisen 
sind.  (Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  13.  April  1860,  Z.  14.Ö18.) 

*•)  Das  Ministerium  des  Innern  hat  laut  Erlasses  vom  i.  Novem- 
ber i8Si9,  Z.  25.922,  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des 
Aeossem  zu  verfögen  befunden,  dass  wegen  des  Ersatzes  der  in  öster- 
reichischen Heilanstalten  verpflegten  und  behandelten  armen  moldaui- 
schen Unterthanen  keine  Ansprüche  an  die  moldauische  Regierung  zu 
steUen,  jedoch  auch  Verpflegskosten-ErsatzansprÜche  der  letzteren  für 
die  in  moldauischen  Fleilanstalten  verpflegten  und  behandelten  östorr. 
Staatsangehörigen  zurückzuweisen  sein'  werden.  (Erlass  der  k.  k.  n.  ö. 
Statthalterei  vom  23.  Deeember  18Ö9,  Z.  48.623.) 

••)  Laut  Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  I.August 
1874,  Z.  8667  hat  demselben  das  k.  und  k.  Ministerium  dos  Aeussern 
mit' Zuschrift  vom  2.  Juni  7554/X  eine  von  der  k.  and  k.  Botschaft  in 
St.  Petersburg  eingesendete  Note  des  k.  russ.  auswärtigen  Amtes  vom  18  April 
1874,  Z.  2972  mitgetheilt,  worin  in  eingehendster  Weise  die  in  Russland 
bestehenden  Normen  über  den  Ersatz  der  für  die  Verpflegung  dortiger 
Unterthanen  im  Auslande  erwachsenden  Kosten  dargestellt  sind. 

Aus  dieser  Note  geht  hervor,  dass  die  diesfälligen  russischen 
Vorschriften  vor  allem  unterscheiden,  ob  die  betrefl'enden  Personen,  welche 
jedenfalls  mit  giltigen  russischen  Legitimationspapieren  versehen  sein 
müssen,  im  Auslande  in  Versorgungshäusern  (Pfründneranstalten  etc.) 
oder  in  Irrenanstalten  oder  schliesslich  in  eigentlichen  Krankenanstalten 
untergebracht .  wurden. 

Bezüglich  der  ersten  und  zweiten  Kategorie  wird  der  fragliche 
Kostenersatz  unbedingt  aus  öflentlichen  der  k.  russischen  Regierung 
unterstehenden  Fonds  geleistet. 
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Basel -Stadt,  Unterwaiden  u.  d.  W.  und  Uri  stehen  ans 
erprobtermassen  Ersatzbegehren  frei. 

Hinsichtlich  Spaniens,  Portugals,  Hollands  und  Bra- 
siliens mangeln  die  Präcedenzfälle. 

Nach  dem  nunmehr  erzielten  Einverständnisse  des  Mini- 
steriums des  Innern,  des  k.  ung.  Ministeriums  des  Innern 
und  der  k.  croatischen  Hofkanzlei  über  die  vom  k.  k.  Mini- 
sterium desAeussern  ausgegangenen  Vorschläge  zurAbminderung 


Was  jedoch  die  den  Anstalten  der  dritten  Classe  darch  Verpflegung 
russischer  Unterthanen  sich  ergebenden  Kosten  anbelangt,  so  werden 
dieselben  allerdings  nicht  aus  Regierungsmitteln  ersetzt,  sondern  ist  die 
Forderung  zunächst  aus  dem  Vermögen  des  Verpflegten  auf  administra- 
tivem Wege  hereinzubringen,  oder  wenn  derselbe  kein  solches  besitzen 
sollte,  sind  die  Verwandten  oder  die  Zuständigkeits-Gemeinde  wegen  der 
Berichtigung  anzugehen,  und  es  erklärt  sich  die  russische  Regierung 
bereit,  im  letzteren  Falle  auf  Grand  einer  ihr  im  diplomatischen  Wege 
zukommenden  diesfälligen  Reclamation  jederzeit  die  Dazwischenkunft 
ihrer  Behörden  eintreten  zu  lassen. 

Wenn  nun  auch  in  der  vorbezeichneten  Note  des  k.  russischen 
auswärtigen  Amtes  ausdrücklich  beigefügt  wird,  dass  es  dem  guten 
Willen  der  Verwandten  oder  der  Zuständigkeitsgemeinde  des  Verpflegten 
anheimgestellt  bleiben  müsse,  einer  solchen  Anforderung  nachzukommen, 
so  hat  doch  das  k.  und  k.  Ministerium  des  Aeussern  in  der  Eingangs 
erwähnten  Zuschrift  darauf  hingewiesen,  dass  bisher  in  der  Regel  jede 
zur  Kenntniss  der  russischen  Regierung  gebrachte  derartige  Reclamation 
auch  wirklich  zur  Uereinbringung  dos  betretfenden  Umsatzes   geführt  hat. 

Mit  Rücksicht  auf  diesen  Umstand  erachtet  es  das  Ministerium 
des  Innern  im  Einverständnisse  mit  dem  k.  und  k.  Ministerium  des 
Aeussern  nicht  für  angezeigt,  die  obige  Erklärung  des  russ.  auswärtigen 
Amtes  zum  Anlasse  zu  nehmen,  um  unserseits  principiell  jede  Ersatz- 
leistung für  die  in  russischen  Krankenhäusern  verpflegten  hierländischen 
Staatsangehörigen  abzulehnen,  und  so  dem  bisherigen  factischen  Zustande, 
der  schliesslich  jeweilig  die  beiderseitige  Berichtigung  der  Verpflegs- 
kostcn  zum  Resultate  gehabt  hat,  vielleicht  ein  Ende  zu  bereiten. 

Ilievon  setze  ich  den  Magistrat  mit  Beziehung  und  im  Nachhange 
zu  meinem  Erlasse  v.om  6.  December  1873,  Z.  32796  zur  Darnachachtung 
in  die  Kenntniss.  (Erlass  des  k.  k.  Statthalters  für  Niederösterreich  vom 
lö.  August  1874,  Z.  83784.) 
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der  so  onfrnchtbaren  Yerpflegskosten-Eintreibungs-Oesch&fte 
werden    für    die    künftige   Behandlung   der   Verpflegs- 
losten-Er Sätze  nachstehende   Grundsätze    Anwendung 
zn  finden  haben.  *0 

1.  Oegen  Nordamerika,  Polen,  den  Kirchenstaat,  Oriechen- 
land,  die  Türkei,  Moldau,  Walachei  und  Serbien,  welche 
principiell  keine  Yerpflegskosten-Ansprüche  an  uns  stellen, 
sind  solche  in  Hinkunft  auch  unsererseits  gänzlich,  als  auch 
ohne  Regress  an  den  Verpflegten  oder  dessen  etwa  vorhandenen 
alimentationspflichtigen  Angehörigen  fallen  zu  lassen,  in  so 
lange  toq  dort  aus  keine  bezüglichen  Ersätze  begehrt  werden. 

Persien,  welches  das  k.  ung.  Ministerium  des  Innern 
ebenfalls  in  die  fragliche  Verhandlung  einbezogen  zu  sehen 
wünscht,  Termochte  nur  obigen  Staaten  angereiht  zu  werden, 
da  dort  wohl  auch  die  gleiche,  keinerlei  Vergütung  in  Anspruch 
nehmende  Oastfreundschaft  gegen  hilfsbedürftige  Fremde  in 
Uebung  sein  dürfte,  wie  es  in  den  anderen  Ländern  des 
Orientes  der  Fall  ist. 

2.  Gegen  alle  deutschen  Staaten,  alle  Schweizer  Cantone 
Grossbritannien,  Frankreich, •Belgien,  Dänemark,  Russland  (mit 
Ausschluss  Polens),  Schweden,  Spanien,  Portugal,  Holland  und 
Brasilien  ist  in  Zukunft  von  allen  Verpflegskosten-Reclamationen 
für  gewöhnliche  (d.  i.  nicht  geisteskranke)  Kranke  abzusehen, 
mit  Ausnahme  jener  Fälle,  wo  die  Verpflegten  oder  deren 
alimentatiouspflichtige  Verwandte  in  der  Lage  sind,  die  Kosten 
zu  ersetzen. 

Wenn  aber  nach  dem  Stande  der  Verhältnisse  oder 
den  speciellen  Angaben  der  vorpflegten  Individuen  die  Wahr- 
scheinlichkeit   vorhanden    ist,    dass    von    den    einzuleitenden 


***)  Die  Correspondenzen  wegen  Einbringung  von  Spitals-Verpflogs- 
kosten  für  Ausländer,  falls  nicht  besondere  Verordnungen  der  St»aats- 
Terträge  entgegenstehen,  sind  ohne  Ausnahme  stets  nur  im  Woge  der 
Torgesetzten  Landesbehörde  mit  der  betreffenden  k.  und  k.  Gesandt- 
schaft zn  führen.  (Decret  der  k.  k.  n.-ö.  Statthallerei  vom  31.Juli  1869 
Z.  18565.) 
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Schritten  zur  Verpflegskosten-Eiutreibung  ein  Erfolg  nicht  zu 
erwarten  ist,  wären  diesfäilige  Anregungen  achon  von  vorn- 
herein fallen  zu  lassen. 

Bezüglich  der  Geisteskranken  innss  sich  jedoch,  weil 
die  denselben  gewährte  Pflege  meistens  eine,  oft  auch  durch 
polizeiliche  Rücksichten  gebotene,  länger  andauernde  und 
kostspieligere  als  jene  der  blos  i)hysisch  Kranken  ist,  gegen- 
über allen  sub  2  aufgezahlten  Ländern  ein  Ersatzanspruch  vor- 
behalten werden.  **) 

3.  Geringere  Beträge  sind  nicht  zu  reclamiren,  sondern 
gleich  abzuschreiben,  —  die  Reclamationen  nicht  einzeln, 
sondern  zusammengefasst  nach  periodischen  Zeitabschnitten, 
etwa  nach  einem  Vierteljahre,  einzubringen,  und  endlich  die 
Verpflegskosten  -  Eintreibungs  -  Correspondenzen ,  falls  nicht 
besondere  Verordnungen  oder  Staatsvertrüge  entgegenstehen, 
ohne  Vermittlung  der  Ministerien  entweder  unmittelbar  zwi- 
schen den  betheiligten  hierhlndischen  und  ausländischen 
Administrativ-Behörden  zu  fuhren ,  oder  es  haben  sich,  wo 
dies  nicht  thunlich  ist ,  die  ersteren  unmittelbar  an  die  be- 
trefi'ende  k.  k.  Gesandtschaft  zu  -wenden. 

Im  Falle  der  unmittelbaren  Correspondenz  mit  den  aus- 
ländischen Behörden  müssen  aber  allßillig  vorkommenden  nicht 


"*)  Dieser  Vorbehalt  bezöglich  des  Ersatzanspruches  lur  die  Ver- 
pflegung von  Geisteskranken  wurde  im  J.  1869  den  deutschen  Staaten 
gegenüber  wieder  fallen  gelassen. 

Mit  dem  Statthai terei-Decrete  vom  1.  Jnni  1869,  Z.  14621  wurde 
nämlich  im  Nachhange  zu  dem  Decrete  vom  30.  April  1868,  Z.  1.3688 
eröffnet,  dass  mit  Rücksicht  auf  den  Wortlaut  der  Eisenacher  Convention, 
womach  sich  die  contrahirenden  deutschen  Staaten  verpflichtet  haben, 
jeden  hilfsbedürftigen  Angehörigen  des  anderen  Staates,  welcher  der 
Cur  und  Verpflegung  benöthigt,  also  ohne  Unterschied,  ob  es  sich 
um  einen  nur  körperlich  Erkrankten  oder  um  einen  Irrsinnigen  handelt, 
ohne  Ersatz  aus  öffentlichen  Gassen  zu  verpflegen,  in  Hinkunft 
gegenüber  allen  deutschen  Staaten  bezüglich  der  Heclamation  der  Ver- 
pflegskosten für  mittellose  geisteskranke  Angehörige  dieser  Staaten  in 
gleicher  Weise  wie  bei  andern  Kranken  vorzugehen  sei. 
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deutschen  Schriftstücken    stets   deutsche  Uebersetzungen  an- 
gefügt werden. 

Von  einer  Torläufigeu  Bekanntgebung  dieser  von  uns 
oeuestens  angenommenen  Grundsätze  an  die  fremden  Regierun- 
gen ist  zwar  einstweilen,  bis  sich  ein  praktischer  Fall  ihrer 
Anwendung  ergibt,  abgesehen  worden. 

Da  es  aber  höchst  wünschenswerth  erscheint,    den    be- 
theiligten Behörden  schon  jetzt  eine  Belehrung  über  den  Vor- 
gang betreffs  der  Verpflegskosten-Eintreibung  gegen  die  ein- 
zelnen fremden  Staaten  zukommen  zu  lassen,  so  werden  hievon 
zur  Wissenschaft  und  Darnachachtung  die  hiesigen  öffentlichen 
CiTÜ-Krankenhäuser,  die  hierländigen  Bezirksämter,  diese  mit 
der  Aufforderung,  die  in  ihrem  Bereiche  befindlichen  Krauken- 
anstalten entsprechend  zu  yerständigen,  dann  die  k.  k.  Polizei- 
Direction  und  der  Wiener  Magistrat  in  Kenntniss  gesetzt  und 
es  wird  gleichzeitig  auch   dem  n.  ö.  Laudesausschusse  dies- 
falls die  Mittheilung  gemacht. 

Uebrigens  wird  bemerkt,  dass  nach  Inhalt  eines  weitereu 
Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  23.  April  d.  J., 
Z.  1639,  die  obige  Bestimmung,  wonach  geringfügige  Kosten- 
beträge für  die  Verpflegung  kranker  Ausländer  nicht  reclamirt, 
sondern  abgeschrieben  werden  sollen,  nun  dem  Auslände 
gegenüber  zu  verstehen  ist,  und  dass  daher  der  betreffenden 
Krankenanstalt  der  Regress  an  den  Landesfond  wie  bisher 
offen  bleibt. 
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Mittel  für  die  öffentliche  Armenpflege. 

Zur  Beschaflfimg  der  Mittel,  über  welche  die  öffentliche 
Armenpflege  ip  der  Stadt  Wien  zur  Befriedigung  der  Ansprüche 
der  ihr  angehörigen  Armen  verfügei^  kann,  bestehen: 

1.  der  allgemeine  Versorgungsfond, 

2.  der  Bürgerladfond, 

3.  der  Grossarmenhaus-Stiftungsfond, 

4.  der  Johannesspital-Stiftungsfond, 

5.  der  Wiener  Landwehrfond, 

6.  der  Bürgerspital fond, 

7.  der  Hofspitalfond  und 

8.  der  Landbruderschaftsfond;  hiezu  kommen  dann  noch 

9.  die  den  Armen  von  verschiedenen  Wohlthätern  zuge- 
wendeten Legate  und  freiwilligen  Spenden  und 

10.  die  Armenstiftungen. 

Die  erstgenannten  fünf  Fonde  stehen  unter  der  Verwal- 
tung des  Magistrates;  der  sub  6)  angeführt«  Bürgerspitalfond 
aber  wird  von  einer  eigenen  Commission  (der  Bürgerspital- 
Wirthschaftscoramission)  und  die  sub  7)  und  8)  angeführten 
Fonde  werden  von  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  verwaltet. 
Unter  der  Leitung  dieser  Letzteren  stehen  auch  die  bei  ein- 
zelnen öffentlichen  Anstalten  z.  B.  dem  k.  k.  Waisenhause, 
bestehenden,  zur  Erhaltung  dieser  Anstalten  bestimmten  Fonde, 
über  welche  bei  Besprechung  dieser  Anstalten  selbst  das 
Nähere  angeführt  werden  wird. 

Neben  den  aus  den  bezeichneten  Einnahmsquellen  für 
die  öffentliche  Armenpflege  zu  verwendenden  Fonds-,  Stif- 
tungs-  und   andern  Summen   müssen    aber  auch  jene  Beträge 


65 

noch  berücksichtiget  werden,  welche  für  den  gleichen  Zweck 
darch  Sammlungen,  Spenden,  regelmässige  Beiträge,  Veran- 
staltaog  von  Theatervorstellungen,  Concerten,  Lotterien  u.  dgl. 
alljÄhrlich  im  Wege  der  Privatwohlthätigkeit  aufge- 
bracht werden. 

Diese  Zuflüsse  werden  bei  der  Darstellung  der  einzelnen 
Arten  der  Armenpflege,  wo  auch  das  einschlägige  Wirken 
der  Privatarmenpflege,  wenigstens  in  allgemeinen  Um- 
rissen und  ihren  Hauptrichtungen  nach  geschildert  werden 
soll,  in  den  betreffenden  Capiteln  dieser  Abhandlung  ziffer- 
mässig  angeführt  werden. 

1 .  Der  allgemeine  Versorgungsfond. 

Derselbe  entstand,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  aus  der 
Vereinigung  verschiedener  einzelner,  für  die  Armenpflege  ge- 
widmeten Fonde.  *) 

Da  bei  Gelegenheit  der  Uebergabe  des  allgemeinen  Ver- 
sorgungsfondes  an  den  Magistrat  der  Stadt  Wien  im  Jahre 
1842  ausdrücklich  bestimmt  worden  war,  dass  derselbe  nicht 
dem  städtischen  Vermögen  einzuverleiben  sei,  so  wird  dessen 
Administrirung  von  dem  Magistrate  in  abgesonderter  Verrech- 
nung besorgt. 

Wenn  die  finanziellen  Kräfte  des  Fundes  niclit  ausreichen, 
die  Bedürfnisse  desselben  zu  bestreiten,  so  leistet  die  Gemeinde 
zur  Deckung  der  sich  ergebenden  Abgänge  aus  ihren  eigeuen 
Geldern  die  erforderlichen  Vorschüsse  oder  Dotationen. 

Die  Einnahmen  des  Fondes  theilen  sich  a)  in  gewö  hn- 
liehe,  b)  in  ausserge wohnliche  und  c)  inZuflüsse  aus  den 
städtischen  Renten. 

Speciell  bestehen  dieselben  aus  den  Interessen  von 
Activcapitalien ,  dem  Ertrage  der  dem  Fonde  gehörigen 
Realitäten,  aus  ständigen  Beiträgen,  Geschenken  und  Legaten, 

*)  Siehe  den  Inhalt  des  Regierungsdeoretes  vom  19.  März  1842 
luf  Seite  15  dieser  Abhandlung. 


^ 


64 


Mittel  für  die  öffentliche  Armenpflege. 

Zur  Beschaffung  der  Mittel,  über  welche  die  öffentliche 
Armenpflege  i|i  der  Stadt  Wien  zur  Befriedigung  der  Ansprüche 
der  ihr  angehörigen  Armen  verfügei^  kann,  bestehen: 

1.  der  allgemeine  Versorgungsfond, 

2.  der  Bürgerladfond, 

3.  der  Grossarmenhaus-Stiftungsfond, 

4.  der  Johannesspital-Stiftuugsfond, 

5.  der  Wiener  Landwehrfoud, 

6.  der  Bürgerspitalfond, 

7.  der  Hofspitalfond  und 

8.  der  Landbruderschaftsfond;  hiezu  kommen  dann  noch 

9.  die  den  Armen  von  verschiedeneu  Wohlthätern  zu^- 
wendeten  Legate  und  freiwilligen  Spenden  und 

10.  die  Armenstiftuugen. 

Die  erstgenannten  fünf  Fonde  stehen  uuter  der  Verwal- 
tung des  Magistrates;  der  sub  6)  angeführte  Bürgerspitalfond 
aber  wird  von  einer  eigenen  Commission  (der  Bürgerspital- 
Wirthschaftscoramission)  und  die  sub  7)  und  8)  angeführten 
Fonde  werden  von  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  verwaltet. 
Unter  der  Leitung  dieser  Letzteren  stehen  auch  die  bei  ein- 
zelnen öffentlichen  Anstalten  z.  B.  dem  k.  k.  Waisenhause, 
bestehenden,  zur  Erhaltung  dieser  Anstalten  bestimmten  Fonde, 
über  welche  bei  Besprechung  dieser  Anstalten  selbst  das 
Nähere  angeführt  werden  wird. 

Neben  den  aus  den  bezeichneten  Einnahmsquellen  für 
die  öffentliche  Armenpflege  zu  verwendenden  Fonds-,  Stif- 
tungs-  und   andern  Summen   müssen    aber  auch  jene  BetrAge 


noch  berücksichtiget  werden,  welche  fQr  den  gleichen  Zweck 
darch  Sammlungen,  Spenden,  regelmässige  Beiträge,  Veran- 
staltung von  Theatervorstellungen,  Concerten,  Lotterien  u.  dgl. 
alljährlich  im  Wege  der  Privatwohlthätigkeit  aufge- 
bracht werden. 

Diese  Zuflüsse  werden  bei  der  Darstellung  der  einzelnen 
Arten  der  Armenpflege,  wo  auch  das  einschlägige  Wirken 
der  Privatarmenpflege,  wenigstens  in  allgemeiuen  Um- 
rissen and  ihren  Hauptrichtuugen  nach  geschildert  werden 
soll,  in  den  betreffenden  Capiteln  dieser  Abhandlung  ziffer- 
mässig  angeführt  werden. 

1 .  Der  allgemeine  Versorgungsfond. 

Derselbe  entstand,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  aus  der 
Vereinigung  verschiedener  einzelner,  für  die  AriiK^npfloge  ge- 
widmeten Fonde.  *) 

Da  bei  Gelegenheit  der  üebergabe  des  allgemeiuen  Ver- 
sorgungsfondes  an  den  Magistrat  der  Stadt  Wien  im  Jahre 
1842  ausdrücklich  bestimmt  wordeu  war,  duss  derselbe  nicht 
dem  städtischen  Vermögen  einzuverleiben  sei,  so  wird  dessen 
Administrirung  von  dem  Magistrate  in  abgesonderter  Verrech- 
nung besorgt. 

Wenn  die  finanzielleu  Kräfte  des  Fondes  uiclit  ausreichen, 
die  Bedürfnisse  desselben  zu  bestreiten,  so  leistet  die  Gemeinde 
zar  Deckung  der  sich  ergebenden  Abgänge  aus  ihren  eigeuen 
Geldern  die  erforderlichen  Vorschüsse  uder  Dotationen. 

Die  Einnahmen  des  Fondes  theilen  sieh  a)  in  gewöhn- 
liche, b)  in  ausserge  wohnliche  und  cj  iuZuf  Hisse  aus  den 
städtischen  Renten. 

Speciell  bestehen  dieselben  aus  den  Interessen  von 
Activcapitalien ,  dem  Ertrage  der  dem  Fonde  gehörigen 
Realitäten,  aus  ständigen  Beiträgen,  Geschenken  und  Legaten, 

*)  Siehe  den  Inhalt  des  Regierungsdecn'tcs  vom  19.  März  1842 
auf  Seite  15  dieser  Abhandlung. 
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aus  den  MusikcoDsens-  und  Spectakelgebühren,  aus  dem  Er- 
trage des  Verlassenschafts-  und  Licitationspercentes,  dann  des 
Lohnwagengefälles,  aus  dem  Erträgnisse  der  Neujahrs-Enthe- 
bungskarten,  der  Wohlthätigkeitsvorstellungeu,  der  Armen- 
lotterie und  Redoute,  ferner  aus  Strafgeldern,  aus  dem  in  den 
verschiedenen  Bezirken  gesammelten  Almosen,  dem  Rückersatze 
von  Verpflegsgebühren  und  Pfründen,  dem  Ersätze  für  die  Er- 
haltung von  Filialspitälem,  dem  Antheile  an  dem  Verzehrungs- 
steuer-Gemeindezuschlage  und  endlich  aus  den  bereits  er- 
wähnten Dotationen  des  Fondes,  die  aus  den  Geldern  der 
Commune  geleistet  werden. 

Bis  zum  Jahre  1859  hatte  der  Versorgungsfond  auch 
einen  Antheil  an  dem  Reinerträgnisse  des  k.  k.  Versatzamtes, 
und  es  wird  über  diese  frühere  Einnahmsquelle  bei  Darstellung 
der  Einnahmen  aus  den  „Interessen  von  Activcapitalien^'  die 
weitere  Rede  sein. 

A.  Die  gewöhnlichen  Einnahmen  des  allgemeinen  Versorgungs- 

fondes. 

1.  Interessen  von  Activcapitalien« 

Die  Capitalien  des  allgemeinen  Versorgungsfondes  zer- 
fallen in  eigene,  in  fremde  und  in  Stiftungscapitalien. 

Zu  den  eigenen  gehören  die  Capitalien  des  allgemeinen 
Versorgungsfondes,  des  Fondsgutes  Ebersdorf  und  der  frei- 
willigen Arbeitsanstalt.  Die  fremden  Capitalien  sind  jene, 
welche  in  Fällen,  wo  ein  Ersatz  der  Verpflegskosten  zu  leisten 
ist,  zu  deren  Deckung  hinterlegt  werden,  daher  nur  die  Inter- 
essen derselben  in  den  allgemeinen  Versorgungsfond  fliessen, 
die  Capitalien  selbst  aber  beim  Aufhören  der  Verpflegung  den 
betreffenden  Individuen  zurückgestellt  werden. 

Der  Stand  dieser  drei  Kategorien  von  Capitalien  nach 
dem  Curswerthe  am  Ende  eines  jeden  Jahres  während  des 
Decenniums  1863 — 1872  und  der  Interessenbezug  aus  denselben 
war  folgender: 
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Die  Verringerung  des  Standes  der  eigenen  Capitalien 
und  der  Interessen,  welche  vom  Jahre  1867  an  bemerkbar 
wird,  und  speciell  den  allgemeinen  Versorgungsfond  betriflft, 
erklärt  sich  dadurch,  dass  eine  Summe  Ton  30.000  fl.  Theil- 
schuldverschreibungen  und  170.000  fl.  Obligationen  des  k.  k. 
Versatzamtes,  welche  Werthpapiere  von  dieser  Anstalt  der 
Commune  für  Rechnung  der  aus  den  Jahren  1852 — 1859  an 
den  Versorgungsfond  ausständigen  Gewinnstantheile  des  k.  k. 
Versatzamtes  ausgefolgt  worden  waren,  von  dieser  Anstalt 
gegen  Erlag  des  Baargeldes  wieder  eingelöst  wurden,  femers 
durch  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1868  vollzo- 
gene Unificirung  der  Staatsschuld  und  die  damit  verbundene 
Herabsetzung  des  Einlösungswerthes  der  vom  1.  Juli  1868 
an  falligen  Coupons  von  Staatsschuldverschreibungen.  Eine 
weitere  namhafte  Reducirung  des  Capitalienstandes  erfolgte 
noch  im  Jahre  1871  durch  den  Verkauf  von  27.700  fl. 
Papierrente  und  2.550  fl.  Silberrente.  *) 

Im  Anhange  zu  diesen  Erläuterungen  muss  auch  über 
das  Rechts verhältniss  der  Commune,  resp.  des  allgemeinen 
Versorgungsfondes  zu  dem  Versatzamte  im  Kurzen  Folgendes 
bemerkt  werden. 

Das  k.  k.  Versatzamt  wurde  mit  dem  Patente  vom 
14.  März  1707  *)  vom  Kaiser  Josef  I.  ins  Leben  gerufen,  und 
zwar  auf  Kosten  des  bei  der  Uebergabe  des  Armenwesens  an 
die  Commune  in  dem  allgemeinen  Versorgungsfonde  aufgegan- 
genen „Grossarmenhausfondes^,  in  welchen  daher  auch  das 
Reinerträgniss  der  Anstalt  einfliessen  sollte.  In  den  ersten  Jahren 
ihres  Bestehens  erzielte  aber  die  Anstalt  nicht  nur  kein  Reiner- 
trägniss, sondern  war  nicht  einmal  in  der  Lage,  dem  Grossarmen- 
hausfonde  die  Interessen  des  Gründungscapitals  zu  bezahlen,  wo- 
durch dieser  Fond  ein  ständiger  Gläubiger  desVersatz  am  tes  wurde. 
Als  sich  die  Anstalt  späterhin  so  weit  entwickelt  hatte,  dass  die- 
selbe einen  jährlichen  Gewinn  aufzuweisen  vermochte,  machte 

*)  Gemeinderathsbeschluss  vom  13.  April  1869. 
•)  Cod.  Auflt.  III.  S.  531. 
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der  Grossarmenhaosfond  nnd  zwar  im  Jahre  1765  den  Anspruch 
auf  Begleichung  seiner  Forderung  an  das  k.  k.  Versatzamt 
mit  dem  Betrage  von  111.453  fl.  geltend.  Trotzdem  die  Liqui- 
dität dieser  Forderung  anerkannt  worden  war,  wurde  dieselbe 
dennoch  in  Folge  der  Auseinandersetzungen  des  k.  k.  Ver- 
satzamtes mit  dem  Hofdecrete  vom  25.  Hai  1765  für  nichtig 
erklärt 

Acht  Jahre  später  ist  jedoch  mit  Erlass  vom  24.  Juli  1773 
abermals  bestimmt  worden,  dass  die  Hälfte  des  Gewinnes  des 
k.  k.  Versatzamtes  an  das  Grossarmenhaus  abzugeben  sei, 
aber  erst  dann,  wenn  das  Vermögen  des  Versatzamtes  den 
Betrag  von  20.000  fl.  erreicht  haben  würde;  ebenso  wurde  im 
f.  22  des  Statutes  des  Versatzamtes  vom  Jahre  1785  normirt, 
dass  dasselbe  die  Hälfte  des  entfallenden  Nutzens  an  die 
Armencassa  zu  erlegen  habe. 

Diese  Hälfte  des  Reineinkommens  des  Versatzamtes 
wnrde  auch  als  Gewinnantheil  des  Versorgungsfondes  an  den- 
selben regelmässig  bis  zum  Jahre  1853  gezahlt;  von  da  an 
stellte  aber  die  Anstalt,  ohne  hiezu  ermächtigt  worden  zu 
sein,  diese  Zahlungen  ohne  weiters  ein  und  erst  mit  dem 
Ministerialerlasse  vom  29.  Juli  1859  wurde  dem  Geraeinde- 
rathe  mitgetheilt,  dass  die.  Bestimmung  des  obcitirten  S.  22 
des  Statutes  des  Versatzamtes  —  vom  Jahre  1860  angefangen 
ausser  Wirksamkeit  zu  treten  habe.  Bezüglich  der  Rück- 
stände aus  den  Jahren  1853 — 1859  im  Betrage  von  132.382  fl. 
89  kr.  wurde  aber  das  Uebereinkommen  getroffen,  dass  der 
Betrag  von  130.000fl.  in  Versatzamts-Obligationen  zu  k  lO.OOOfl. 
zahlbar  vom  Jahre  1870  an  erfolgt,  der  Restbetrag  aber  baar 
bezahlt  werden  sollte.  Die  Obligationen  wurden  übrigens  schon 
im  Jahre  1867  von  dem  Versatzarate  eingelöst. 

Im  Jahre  1861  wurde  im  Gemeinderathe  *)  der  Antrag 
gestellt,  dahin  zu  wirken,  dass  die  Administration  des  Ver- 
satzamtes   der    Commune    Wien    zur   Verwaltung    übergeben 


*)  OemeinderathssiUung  vom  5.  April  i861, 
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werden  solle,  über  welchen  Antrag  aber  dazumal  weder  eine  De- 
batte gepflogen,  noch  ein  Beschluss  gefasst  worden  ist 

Acht  Jahre   später,  im  Jahre  1869,  trat   das  Ministerium 
des  Innern   an   den    Oemeinderath   mit   dem  Ansinnen   heran, 
das  Versatzamt  in  die  Verwaltung  der  Commune  zu  übernehmen, 
indem  diese  Anstalt  eine  Art  Ergänzung  des  Armenwesens  sei, 
und  ihre  Administration  daher  in  die  Aufgabe  der  Gemeinde, 
welche  das  Armenwesen  überhaupt  zu  besorgen  habe,  gehöre. 
Der   Oemeinderath   lehnte  jedoch   in   der  Sitzung   vom 
25.  November  1870  die  üebemahme  des  Versatzamtes  in  die 
Verwaltung  der  Commune  ab,  beschloss  aber  zugleich  auf  der 
Zahlung  der  dem  Versorgungsfonde  gehörigen,  seit  dem  Jahre 
1859   rückständigen    Gewinnstantheile   mit   allem  Nachdrucke 
zu  bestehen,   weil   der  Anspruch   des  Versorgungsfondes   auf 
diese  Oewinnstantheile  auf  einem  bei  Begründung  des  Institutes 
normirten,  privatrechtlichen  Verhältnisse   basirt   sei,    welches 
weder  einseitig  aufgehoben,    noch   durch   eine   administrative 
Anordnung  alterirt  werden  könne. 

Das  Ministerium  des  Innern  erklärte  jedoch  in  dem  Er- 
lasse vom  20.  Mai  1872,  Z.  4152,  dass  es  diesen  Anspruch 
nicht  für  begründet  anzuerkennen  vermöge,  und  daher  dem- 
selben auch  nicht  willfahren  könne,  denn  die  Bestimmung  des 
S.  22  der  Statuten  des  k.  k.  Versatzamtes  vom  Jahre  1785, 
wonach  demselben  die  Verbindlichkeit  auferlegt  war,  die 
Hälfte  seines  jährlichen  Beinerträgnisses  an  die  Armencassa 
abzuführen,  beruhte  keineswegs  auf  einem  privatrechtlichen 
Titel,  sondern  sei  eine  rein  administrative^  also  nach  Zeit 
und  Umständen  wandelbare  Massregel  gewesen.  Es  könnten 
daher  dagegen,  dass  mit  a.  h.  Entschliessung  vom  21.  Juli  1859 
die  Bestimmung  des  obigen  S.  22  ausser  Kraft  gesetzt,  und 
die  Abfuhr  des  halben  Reinerträgnisses  vom  Jahre  1860  an 
eingestellt  wurde,  Einwendungen  „privatrechtlicher  Natur^ 
mit  Grund  nicht  erhoben  werden. 

Nachdem   in   der  bezogenen    a.   h.  Entschliessung   auch 
^n^eordnet  worden  war,  dass  in  dem  Zeitpunkte,  wo  das  Ver- 
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satzamt  wieder  zu  reinen  Erträgnissen  gelangt  sein  wird, 
welche  unbeschadet  seiner  ursprönglichen  Widmung  entbehrt 
werden  können,  die  Frage  in  Ueberlegung  zu  ziehen  sei,  ob 
nicht  ein  Theil  derselben  wieder  der  Armencassa  zugewendet 
werden  könne,  wurde  mit  obigem  Ministerialerlasse  zugleich 
bekannt  gegeben,  dass  der  für  eine  Wiederaufnahme  der  Be- 
theilung der  Armencassa  in  Aussicht  genommene  Zeitpunct  bis 
jetzt  noch  nicht  eingetreten  sei. 

lieber  diese  Zuschrift  fasste  der  Gemeinderath  den 
Beschluss,  selbe  der  Rechtssection  zu  übergeben,  damit  diese 
erwäge,  ob  nicht  ein  genügender  Grund  vorhanden  sei,  dieses 
Recht  der  Commune  im  Wege  des  Reichsgerichtshofes  durch- 
zasetzen.  *) 

3.  Ertrag  der  dem  Fonde  gehörigen  Bealitäteu. 

Diese   Realitäten  sind:    Die  Herrschaft  Ebersdorf  an 
der  Donau,  das  Schrey'sche  Stiftungshaus  auf  der  Landstrasso 
und  die  fünf  städtischen  Versorgungshäuser:  in  Wien,  Kloster- 
neuburg, Mauerbach,  St.  Andrä  an  der  Traisen    und  in  Ybbs. 

In  Bezug  auf  die  erstgenannte  Realität  ist  Nach- 
folgendes wissenswerth. 

Am  3.  September  1745  schenkte  die  Kaiserin  Maria 
Theresia  der  Armencassa  die  Herrschaft  Ebersdorf  an  der 
Donau  mit  allem  Zugehör  und  allen  Einkünften,  ausgenommen 
die  Jagdbarkeit  und  das  Landgericht,  „damit  in  dem  daselbst 
g:rossen  Schlosse  die  unwürdige  Bettler  untergebracht,  und 
mit  Arbeit  verleget  werden  können."  *) 

*)  Gemeinderathssitzung  vom  tO.  November  1872. 

•)  Cod.  Aust.  V.  S.  182.  Darüber  diese  Schenkung  errichtete  Stiftbrief 
vom  14.  September  174ö  lautet  auszugsweise: 

»Wür  Maria  Theresia,  Von  Gottes  Gnaden  etc. 
ßekhennen  fOrUnss,  unsere  Erben  und  Nachkommende,  und  thuen  hiemit 
Kund  Jedermänniglich,  dem  dieser  Vnser  Stiflftungs-Brif  vorkommet,  oder  zu 

wissen  nöthig  ist, Als  haben  "VVür  hiemit  auss  eigenen  Antrieb  zu  Ehre 

Gottes,  und  anss  der  gegen  vnsere   Vnterthannen  tragenden  Liebe,   umb 
denen  Annen  zu  ihrer  Subsistenz  genugsam me  arbeith  zu  verschaffen,  re- 
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Fünf  Jahre  später  hatte  die  Kaiserin  die  Absicht,  das 
Waisenhaus  am  Rennweg  dahin  zu  verlegen,  wogegen  die  in 
Ebersdorf  befindlichen  armen  Leute  in  das  genannte  Waisen- 
haus, die  muthwilligen  Bettler  aber  in  das  Arbeitshaus  in  der 
Leopoldstadt  überbracht  werden  sollten. 

In  Folge  eines  die  Unausführbarkeit  dieses  Beschlusses 
darlegenden  Berichtes  der  Hofkanzlei  änderte  Maria  Theresia 
denselben  dahin  ab,  ,.dass  in  dem  Schlosse  za  Ebersdorf  zu- 
förderst die  sehr  armen  und  presshaften  ad  Cassam  pauperum 
gehörigen  Leute,  welche  keine  Strafe  verschuldet  haben,  son- 
dern mitleidenswürdig  sind,  und  in  weit  es  der  Raum  der 
dasigen  Wohnungen  nur  immer  zulässt,  institutmässig  unter- 
gebracht und  yerpflogen,  hingegen  die  arme  von  den  Aeltern, 


Bolviret;  vnsere  Herrschaft  und  das  Sobloss  Eberstorff,  der  unter  der  Di- 
rektion und  Präsidio  vnseres  würkhlichen  geheimen  Raths  und  der  Heiligen 
Römischen  Kirchen  Cardinalen  Sigmund  von  Eollonitsch,  alhier  stehenden 
Allmosen -Cassa  Freyeigenthumblich  zu  übergeben:  Wie  "Wür  dann  be- 
sagte Herrschaffl  Eberstorff,  sammt  dem  Schloss  und  dem  derzeit  zu  den 
N.  Oe.  Vicedom-Ambt  genossenen  Herrschaft  Eberstorffer  grundbuch,  Un- 
terthanen,  Renten,  Regalie,  Auen,  Wisen,  Ackher,  Fischw&sser  und  alles 
das  Jenige,  was  Wür  von  besagter  Herrschaft  genossen,  oder  von  Rechts- 
wegen zu  genüessen  Berechtiget  seynd,  nichts  denn  die  Lands -Anlaagen, 
Landgueth,  Jagdbarkeit,  und  das  denen  HerrschafTts-Unterth  annen  derzeit 
Jährlich  zu  zwey  Hundort  drey  und  fünfzig  GlafTter  holz -Deputat  ausge- 
nohmen,  hiemit  oberwehnter  Armen -Leuth-Gassae  mit  allen  zu  dieser 
Herrschafft  gehörigen  ürbarien,  Vrkhunden  und  Schrifftlichen-Dokumenten 
übergeben,  abgetretten,  und  zu  dem  Ende,  wie  auch  mit  dieser  ausdrück- 
lichen Bedingnus  Frey  aigenthumlich  einzuantworthen  verordnet,  auf 
dass  vermeldt  Unser  Schloss  zu  Eberstorff  vor  die  dahin  verschaffende 
Bettler  zu  einen  Brauohbahren  Arbaith^Hauss  eingerichtet,  in  selben  von 
einem  Jeden  Armen  nach  seinen  Kräften  Arbeit  von  verschiedener  Arth 
eingeHlhret,  alles  nach  Ordnung  des  gleichfahls  unter  der  obsicht  der 
Armen -Cassae  stehend -auf  dem  Renn-Weeg  Neu  erbauten  Spittals  ver- 
anstaltet, und  sobald  möglich  zu  Stand  gebracht  werden  solle.  (Der 
vollständige  Text  des  Stiftbriefes  findet  sich  abgedruckt  in  »Weiss,  Ge- 
schichte der  öffentlichen  Anstalten,  Fonde  und  Stiftungen  fQr  die  Ar- 
menversorgung in  Wien*  Wien  1867  im  Nachtrage  zu  den  Urkunden 
und  Redest en.) 
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Befrenndten  oder  anderen  hilfverlasseue  Kiuder  in  dem  für 
sie  gewidmeten  allhier  am  Rennwege  neuerbauten  Waysenhause 
bevbehalten,  und  nur  diejenige  übermässige  arme  Kinder, 
welche  in  dem  erstbesagten  Waysenhause  nicht  genügsamen 
Piatz  haben  möchten,  nach  Ebersdorf  zur  gehörigen  Versor- 
gung und  christlichen  Auferziehung  verschaffet  werden.**  'j 

Durch  diesen  Beschluss  wurde  dass  Schloss  Ebersdorf 
in  ein  Yersorgungshaus  für  Arme  umgewandelt. 

Im  Jahre  1757  fasste  jedoch  die  Kaiserin  abermals  den 
Beschluss,  die  Herrschaft  Ebersdorf  der  Erziehung  der  Wai- 
senmädchen zu  widmen,  indem  sie  nach  dem  Erlasse  vom 
19.  April  1757  •)  ^dieselbe  hiefüran  allein  zu  Versorgung 
armer  Mägdlein  von  Wohlverdienten  Eltern,  und  zwar  derge- 
stalten  allermildest  zu  bestimmen  geruhet,  dass  das  dasige 
Schloss  und  die  Herrschaft  als  ein  ewiges  Stifftungs-guth  für 

obbesagte  Mägdlein  dem  allhiesigen  Hof-Spittal  einverleibt 

werden  solle**. 

Dieser  Beschluss  gelangte  aber  niemals  vollständig  zur 
Ausführung,  und  im  Jahre  1765  gab  die  Kaiserin  in  Folge 
des  von  dem  Präses  der  Armencongregation  erstatteten  Berichtes, 
womit  derselbe  den  drückenden  Mangel  an  zur  Unterbringung 
von  Müssiggängem  und  Bettlern  geeigneten  Localitäten  be- 
leuchtete, sowohl  das  Schloss,  als  die  Herrschaft  Ebersdorf 
der  Cassa  pauperum  ausdrücklich  wieder  in  das  Eigenthum 
zurück  und  bestimmte, ,  dass  daselbst  ein  Arbeitshaus  errichtet 
werden  solle.  *) 

')  Resolution  vom  14.  Mai  1750.  Cod.  Aust.  V.  S.  512. 

*):  Siehe  Weiss  Geschichte  etc.  im  Nachtrage  zu  den  Regesten 
und  Urkunden. 

*)  »Um  die  wahrhaile  Arme  so  zahlreicher  zu  ver6orgen,  dahingegen 
die  übrige  nur  aus  Müssiggange  bettelnde  zur  Arbeit  mit  Nachdruck 
anhalten  zu  machen,  andurch'  aber  das  allhiesigo  Publicum  von  der  der- 
maligen  übergrossen  Anzahl  ungestümmer  und  zur  Arbeit  tüchtiger  Bettler 
zn  entledigen;  hätten  allerhöchst  gedacht  Ihre  kaiserl.  königl.  Majestät 
nach  dero  für  das  allgemeine  Beste  tragenden  Landesmütterlichen 
Fürsorge  aller^&digst    entschlossen,    das  Schloss    und    die  Herrschaft 
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werden  solle,  über  welchen  Antrag  aber  dazumal  weder  eine  De- 
batte gepflogen,  noch  ein  Beschluss  gefasst  worden  ist 

Acht  Jahre    später,  im  Jahre  1869,  trat   das  Ministerium 
des  Innern   an   den    Gemeinderath   mit   dem  Ansinnen  heran, 
das  Versatzamt  in  die  Verwaltung  der  Commune  zu  übernehmen, 
indem  diese  Anstalt  eine  Art  Ergänzung  des  Armenwesens  sei, 
und   ihre  Administration  daher  in  die  Aufgabe  der  Gemeinde, 
welche  das  Armenwesen  überhaupt  zu  besorgen  habe,  gehöre. 
Der   Gemeinderath   lehnte  jedoch   in   der  Sitzung   vom 
25.  November  1870  die  üebemahme  des  Versatzamtes  in  die 
Verwaltung  der  Commune  ab,  beschloss  aber  zugleich  auf  der 
Zahlung  der  dem  Versorgungsfonde  gehörigen,  seit  dem  Jahre 
1859   rückständigen    Gewinnstantheile   mit   allem  Nachdrucke 
zu  bestehen,   weil   der  Anspruch    des  Versorgungsfondes    auf 
diese  Gewinnstantheile  auf  einem  bei  Begründung  des  Institutes 
normirten,  privatrechtlichen  Verhältnisse   basirt   sei,    welches 
vi^eder  einseitig  aufgehoben,   noch   durch   eine   administrative 
Anordnung  alterirt  werden  könne. 

Das  Ministerium  des  Innern  erklärte  jedoch  in  dem  Er- 
lasse vom  20.  Mai  1872,  Z.  4152,  dass  es  diesen  Anspruch 
nicht  für  begründet  anzuerkennen  vermöge,  und  daher  dem- 
selben auch  nicht  willfahren  könne,  denn  die  Bestimmung  des 
S.  22  der  Statuten  des  k.  k.  Versatzamtes  vom  Jahre  1785, 
wonach  demselben  die  Verbindlichkeit  auferlegt  war,  die 
Hälfte  seines  jährlichen  Reinerträgnisses  an  die  Armencassa 
abzuführen,  beruhte  keineswegs  auf  einem  privatrechtlichen 
Titel,  sondern  sei  eine  rein  administrative^  also  nach  Zeit 
und  Umständen  wandelbare  Massregel  gewesen.  Es  könnten 
daher  dagegen,  dass  mit  a.  h.  Entschliessung  vom  21.  Juli  1859 
die  Bestimmung  des  obigen  S.  22  ausser  Kraft  gesetzt,  und 
die  Abfuhr  des  halben  Beinerträgnisses  vom  Jahre  1860  an 
eingestellt  wurde,  Einwendungen  „privatrechtlicher  Natur" 
mit  Grund  nicht  erhoben  werden. 

Nachdem   in   der  bezogenen    a.   h.  Entschliessung   auch 
angeordnet  worden  war,  dass  in  dem  Zeitpuncte,  wo  das  Ver- 
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satzanit  wieder  zu  reinen  Ertrügnissen  gelangt  sein  wird, 
wdebv  unbeschadet  seiner  ursprönglichen  Widmung  entbehrt 
werden  können,  die  Frage  in  üeberlegimg  zu  ziehen  sei,  ob 
nicht  ein  Theil  derselben  wieder  der  Armencassa  zugewendet 
werden  könne,  wurde  mit  obigem  Ministerialerlasse  zugleich 
bekannt  gegeben,  dass  der  für  eine  Wiederaufnahme  der  Be- 
theiluDg  der  Armencassa  in  Aussicht  genommene  Zeitpunct  bis 
jetzt  noch  nicht  eingetreten  sei. 

Ueber  diese  Zuschrift  fasste  der  Gemeinderath  den 
ßeschluss,  selbe  der  Rechfssection  zu  übergeben,  damit  diese 
erwäge,  ob  nicht  ein  genügender  Grund  vorhanden  sei,  dieses 
Recht  der  Commune  im  Wege  des  Reichsgerichtshofes  durch- 
zusetzen. *) 

3.  Ertrag  der  dem  Fonde  gehörigen  Realitäteu. 

Diese   Realitäten  sind:    Die  Herrschaft  Ebersdorf  an 
der  Donau,  das  Schrey'sche  Stiftungshaus  auf  der  Landstrasso 
und  die  fünf  städtischen  Versorgungshauser:  in  Wien,  Kloster- 
neubnrg,  Mauerbach,  St.  Andrä  an  der  Traison    und  in  Ybbs. 

In  Bezug  auf  die  erstgenannte  Realität  ist  Nach- 
f*»lgendes  wissenswerth. 

Am  3.  September  1745  schenkte  die  Kaiserin  Maria 
Theresia  der  Armencassa  die  Herrschaft  Eborsdorf  an  der 
Donau  mit  allem  Zugehör  und  allen  Einkünften,  ausgenommen 
die  Jagdbarkeit  und  das  Landgericht,  „damit  in  dem  da3elbst 
t^rossen  Schlosse  die  unwürdige  Bettler  untergebracht,  und 
mit  Arbeit  verleget  werden  können."  *) 

*)  Gemeinderathssitzung  vom  20.  November  1872. 

•)  Cod.  Aust.  V.  S.  182.  Darüber  diese  Schunkung erricbteto  Stiltbrief 
Tom  14.  September  174.'>  lautet  auszugsweise: 

»Wür  Maria  Theresia,  Von  Gottes  Gnaden  etc. 
ßekhennen  förUnss,  unsere  Erben  und  Nachkommende,  und  thuen  hiemit 
Kund  JedermÄnniglich,  dem  dieser  Vnser  Stifftungs-Brif  vorkommet,  oder  zu 

wissen  nöthig  ist, Als  haben  WQr  hiemit  auss  eigenen  Antrieb  zu  Ehre 

Gottes,  und  anss  der  gegen  vnsere   Vnterthannen  tragenden  Liebe,   umb 
denen  Armen  zu  ihrer  Subsistenz  genugsam me  arbeith  zu  verschaffen,  re- 
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pro  1845  und  1848,  insbesondere  aber  in  den  Fünfziger- 
Jahren,  als  in  Folge  der  in  den  Gemeindeverh&ltnissen  ein- 
getretenen Veränderung  und  daraus  er^^achsenen  Autonomie 
eine  gewählte  Vertretung  an  die  Spitze  der  Gemeinde- 
verwaltung trat,  wiederholt  Vorstellungen  gemacht,  um  die 
Verwaltung  des  Fondsgutes  und  dadurch  den  gebührenden 
Einfluss  auf  die  Regelung  und  Ueberwachung  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  dieser  Realität  und  des  Erträgnisses  derselben 
zu  erhalten.  Diese  Vorstellungen  waren  jedoch  von  keinem 
günstigen  Erfolg  begleitet.  Die  Wirksamkeit  des  Magistrates 
in  dieser  Richtung  blieb  nach  wie  vor  darauf  beschränkt,  die 
von  der  Cameral  -  Gefällenverwaltung  jährlich  eingehenden 
Voranschläge  ohne  irgend  eine  Prüfung  der  einzelnen  Posten 
zur  Eenntniss  und  das  Reinerträgniss  des  Gutes  ohne  jede 
Controle  der  Richtigkeit  desselben  in  Empfang  zu  nehmen, 
dann  den  Witwen  der  verstorbenen  Verwaltungsbeamten  des 
Fondsgutes  die  Pension  zur  Auszahlung  bei  der  städtischen 
Cassa  anzuweisen. 

Trotz  der  bisherigen  Misserfolge  war  aber  das  diesfäl- 
lige  Bestreben  der  Commune  keineswegs  abgeschwächt  wor- 
den. In  der  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom  26.  Jänner  1869 
wurde  daher  von  der  Finanzsection  in  Erwägung:  dass  die 
Armenpflege  Wiens  nach  dem  $.  68  des  Gemeindestatutes 
eine  gesetzliche  und  autonome  Verpflichtung  der  Stadt  ist, 
und  das  Gut  Ebersdorf  dem  der  gesetzlichen  Armenpflege 
Wiens  gewidmeten  Fonde  gehört,  dass  daher  die  bisher  der 
Commune  Wien  vorenthaltene  Selbstverwaltung  und  Selbst- 
bewirthschaftung  dieses  Gutskörpers  den  von  dem  k.  k. 
Ministerium  selbst  wiederholt  anerkannten  Regierungs-Grund- 
sätzen widerspreche,  andererseits  aber  dem  Bürgermeister 
für  diesen  Gutskörper  Pachtanbote  mit  dem  doppelten  Betrage 
des  bisherigen  Erträgnisses  gemacht  wurden,  deren  Reali- 
sirung  dem  Armenfonde  zum  grossen  Vortheile  gereichen 
würde,  abermals  der  dringende  Antrag  gestellt,  bei  dem 
k.  k.  Finanzministerium  mit  allem  Nachdrucke  um  die  baldige 
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Debergabe  der  dem  Wiener  allgemeinen  Versorgungsfonde 
gehörigen  Herrschaft  Ebersdorf  in  die  eigene  Administration 
der  Commune  zu  petitioniren. 

Hit  allerhöchter  EntSchliessung  vom  8.  October  1869 
wurde  endlich  die  so  lange  angestrebte  Uebergabe  des  bisher 
durch  die  k.  k.  Finanzbehörde  verwalteten  Stiftungsgutes 
Ebersdorf  an  der  Donau  an  die  Stadtgemeinde  Wien  zur 
Verwaltung  nnter  der  Bedingung  angeordnet,  aass  das  dem 
kaiserlichen  Hofe  vorbehaltene  landesförstl.  Jagdrecht,  $owie 
das  Eigenthnmsrecht  des  Milit&rärars  auf  das  in  eine  Caserne 
umgestaltete  Schlossgebäude  landtäflich  sichergestellt  werde, 
dass  femer  das  genannte  Gut  als  Stammcapital  des  Yer- 
sorgongsfondes  betrachtet  und  die  Interessen  und  Renten 
lediglich  zu  Armenzwecken  verwendet  werden. 

Die  Uebergabe  selbst  erfolgte  am  16.  August  1870  und 
von  diesem  Tage  an  wurde  auch  die  Outsverwaltung  von 
der  Gemeinde  Wien  übernommen.  **J 

Um  die  hiezu  nothwendigen  Vorkehrungen  zu  treffen 
und  zur  Durchführung  einer  allenfalls  nöthigen  Reorganisirung 
der  Verwaltung  dieses  Gutes  wurde  vou  Seite  des  Gemeinde- 
rathes  eine  aus  je  drei  Mitgliedern  der  Rechts-,  Armen-  und 
Finanzsection  gebildete  Commission  zusammengesetzt,  welche 
unter  dem  Vorsitze  des  Obmannes  der  Finanzsection  die  Ver- 
handlungen zu  pflegen  und  Bericht  zu  erstatten  hatte.  ^') 

Der  Real  besitz  des  Gutes  liegt  in  den  Catastral- 
gemeinden  Albern,  Kaiser-Ebersdorf,  Gut  Ebersdorf,  Gross- 
Enzersdorf,  in  der  zum  Gemeindebezirke  Leopoldstadt  in 
Wien  gehörigen  Freudenau  und  in  Mannswörth  und  besteht 
aus  Flächen  im  Gesammtausmasse  von  5091  Joch  680  □  Klftr. 
oder  929  91  Ha.  (Hectar),  darunter  2263  Joch  (1302  27  Ha) 
Auen,  11947,  Joch  (687*39  Ha)  Wiesen  und  1444  Joch 
(830.96  Ha)  Oeden. 


*')  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom  30.  August  1870. 
**)  Sitzung  des  Geineinderathes  vom  ti.  November  1870. 
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Die  Bemühungen  des  Magistrates  sowohl  als  der  Ebers- 
dorfer  Wirthschaftscommission  des  Gemeinderathes  gingen 
seit  der  üebernahme  der  Verwaltung  des  Gutes  dahin,  das 
Erträgniss  desselben  zu  steigern,  die  Localverwaltung  zu 
vereinfachen  und  eine  bessere  Bewirthschaftung  der  Forste 
und  Oekonomiegründe  des  Fondsgutes  zu  erzielen. 

Das  bisherige  Verwaltungsarat  des  Fondsgutes,  welches 
seinen  Amtssitz  in  Kaiser-Ebersdorf  hatte,  wurde  aufgelassen, 
und. das  Gutsgebiet  in  zwei  Verwaltungsrayons  (diesseits  und 
jenseits  der  Donau)  eingetheilt.  Der  Forstdienst  in  jedem  der 
beiden  der  Grenze  nach  mit  dem  Forstgebiete  zusammen- 
fallenden Rayons  wurde  je  einem  Förster  übertragen,  welcher 
auch  den  Administrationsdienst  zu  versehen  hat. 

Jedem  der  beiden  Förster,  welche  den  Titel  „Forstver- 
walter** führen,  wurde  ein  forstraännisch  gebildeter  „Forst- 
adjunct**  beigegeben  und  drei  „Forstwarte"  zum  Schutze  der 
Forste  aufgestellt.  Die  einheitliche  Uebersicht  und  In^pection 
wurde  einem  fachmännischen    „Qutsinspector**    übertragen.  **) 

Die  üebergabe  der  Verwaltungsgeschäfte  und  der  Rent- 
easse des  Fondsgutes  an  den  neuernannten  Forstverwalter 
fand  am  22.  Juli  1872  in  dem  Aratshause  zu  Kaiser-Ebers- 
dorf statt.  Dieses  Gebäude  ist  durch  die  in  der  Verwaltung 
eingetretenen  Veränderungen  disponibel  und  daher  vom 
1.  October  1873  angefangen  an  die  Gemeinde  Kaiser-Ebersdorf  in 
Bestand  gegeben  worden,  von  welcher  es  zu  Schulzwecken 
verwendet  wird. 

Die  Reineinnahme  aus  diesem  Fondsgute  betrug  im 
Jahre: 


*•)  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom  6.  Juni  1873.  üeber  die  wei- 
teren Beschlüsse  bezüglich  der  besseren  Bewirthschaftung  dar  Forst-  und 
Oekonomie- Gründe,  der  Verpachtung  und  des  Verkaufes  von  Grundstücken 
dns  P^ndsgutes  enthalten  die  Protokolle  über  die  Sitzungen  des  Gemeinde- 
rathes vom  Jahre  1870  angefangen  eine  Reihe  von  bezüglichen  Besiim- 
mungon. 
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1863 12.185  fl.  81  kr. 

1864 20.184  „  02  „ 

1865 31.995  „  42  „ 

1866....' 21.624  „  25  „ 

1867 36.342  „  62  „ 

1868 34.947  „  38  „ 

1869 47  391  „  69  „ 

1870 51.622  „  36  „ 

1871 43.056  „  31  „ 

1872 49.593  „  35  „ 

und  im  zehaj.  Durchschnitte  . .   34.894  fl.  22  kr. 

Die  übrigen  Einnahmen  des  Versorgungsfondea  aus  den 
Realitäten  bestehen  in  dem  P>trage  des  dem  Versorgungs- 
fonde  gehörigen  Schrey'schen  Stiftungshauses  Nr.  148  in  der 
inneren  Stadt,  welches  Eleonora  Schrey  in  ihrem  Testamente, 
vom  24.  März  1801  dem  Armen-Institutsfonde  vermacht  hatte 
and  in  der  Miethe  fQr  die  fünf  Versorgungsanstalten. 

Das  Reinertrftgniss  des  Schrey'schen  Stiftungs- 
hauses war 

im  Jahre  1863 7245  fl.  16  kr. 

„       „      1864 6496  „   43   „ 

„       «      1865 5637  „    14.,„ 

^  ^  löOO TC«7i^      99         UT^»^yf 

„  „  1867 5145  „  77    „ 

„  „  1868 6334  „  93.,  „ 

„  „  1869 6235  „  82    „ 

„  „  1870 6894  „  07.,  „ 

„  „  1871 7884  „  36..,, 

„  „  1872 7246  „  27  „ 

und  im  zehnj.  Durchschnitte 6403  fl.  22  kr. 

Die  Einnahme  aus  der  „Miethe  für  die  Versorgungs- 
anstalten" ist  keine  effective,  denn  unter  dieser  Benennung 
erscheinen  in  den  Präliminarien  und  Rfchnunfjrsabschlflssen 
des    allgemeinen  Versorgungsfondes   jene  Beträge   eingestellt. 
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welche  das  Ziasertrftgniss  der  dem  Versorgungsfonde  gehöri- 
gen Versorguugsh&user  repräsentireii  und  mit  fünf  Percent  des 
zur  Herstellung  dieser  Versorgungshäuser  erforderlich  gewese- 
nen Capitales  berechnet  werden. 

Der     Gesammtertrag     der     dem    Versorgungsfonde 
gehörigen  Realit&ten  bezifferte  sich   **) 

im  Jahre  1863 mit    21 .808  fl.  78.,  kr. 

„      „      1864 „    102.384  „   33     „ 

„      „      1865 „    103.341  „17     „ 

„      „      1866 „      98.921  „    18     „ 

„      „      1867 „      96.753  „   31     „ 

„      ^      1868 „    108.215  „   44     „ 

„      „      1869 „    130.994  „    76.,  „ 

„      „      1870 „    146.341  „    14..    „ 

„      „      1871 „    146.543  .    72     „ 

„      „      1872 „    144.670  ^    60.,  „ 

und  im   zehnj.    DuÄhschnitte  mit  109.997  fl.  44     kr. 

3.  Ständige  Beiträge^  Geschenke  und  Legate. 

Bezüglich  dieser  Einnahmsquelle  sind  folgende  Normen 
anzuführen: 

Das  k.  k.  Staatsministerium  hat  im  Einvernehmen  mit 
dem  k.  k.  Kriegsministerium  bestimmt,  dass  im  Sinne  der  a.  h. 
EntSchliessung  vom  31. [März  1846  ")  fortan  die  „Vermächt- 
nisse für  Arme",  wenn  der  Erblasser  sie  nicht  näher  be- 
zeichnet, er  möge  der  Civil-  oder  Militär-Gerichtsbarkeit 
angehört  haben,  jederzeit  dem  Local  -  Armenfonde  des 
Erblassers,  worunter  nur  der  für  die  Annenpflege  im  All- 
gemeinen unter  Leitung   der  politischen  Behörden    an  jedem 


**)  Im  Jahre  1 863  wurden  die  dem  Miethzinse  fflr  die  Vorsorgungs- 
häuser  entsprechenden  Quoten  in  den  Einnahme -Rubriken  noch  nicht 
durchgeführt. 

^*)  Hofkantleidecret  vom  16.  Mai  1846,  Z.  15910. 
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Orte  bestehende  Armenfond  verstanden  sein  kann,  zuzuweisen 
sind.  "•) 

Von  den  Legaten,  welche  den  „Wiener  Armen- 
iostalten**  zugedacht  werden,  entfallen  zwei  Drittheile  zum 
allgemeinen  Yersorgungsfonde  und  ein  Drittheil  zum  Bürger- 
spitalsfonde.  **) 

Legate  mit  dem  Ausdrucke  y^für  die  arme  Bürger- 
schaft" sind  zwischen  dem  Bürgerspitals-  und  dem  Bürger- 
ladfonde  zu  gleichen  Theilen  zu  vertheilen.  ")• 

Wenn  Jemand  „seine  Seele"  zum  Erben  einsetzt,  ohne 
dabei  der  Lesung  heil.  Messen  ausdrücklich  Erwähnung  zu 
thun,  so  sind  zwei  Drittheile  einer  solchen  Üniversal-Erb- 
schafl  dem  Local-Armeninstitute  gegen  die  Bedingung  aus- 
zufolgen, dass  die  damit  betheilten  Armen  für  dergleichen 
Verstorbene  zu  beten  haben.  ") 

Alle  „Vermächtnisse  zu  frommen  Zwecken"  sind,  wenn 
der  Erblasser  keine  besondere  Bedingung  beigefügt  hat,  ohne 
Bficksicht  auf  die  Grösse  des  Betrages,  als  currentes 
Fondseinkommen  anzusehen,  und  können  zur  Bestreitung  des 
laufenden  Aufwandes  verwendet  werden.  ••) 


*•)  Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  28.  März  1861,  Z.  10i43. 

*^)  Regieningsdeeret  vom  8.  November  1843,  Z.  62679. 

**)  Gemeinderathsbeschluss  vom  30.  April  1861. 

*•)  Hofkanzleidecret  vom  17.  September  18H,  J.  G.  S.  Nr.  1006. 

••)  Hofkanzleidecrete  vom  28  Februar  1836  und  vom  27.  Septem- 
ber 1839  (PoL  Ges.  Smlg.  Bd.  64  S.  404  und  Bd.  67  S.  2i2).  Fünfzig  Jahre 
früher  war  hinsichtlich  der  Verwendimg  von  Geschenken  und  Legaten  für 
Armenzwecke  gerade  das  Gegentheil  der  vorangeführten  Bestimmungen 
iiomirt  worden.  »Solche  Gelder,*  heisst  es  in  dem  Hofdecrete  vom  22.  Au- 
gust 1786  (Weiss,  Geschichte  der  etc.  in  den  Urkunden  und  Regesten 
$.  CXXIXJ,  »sind  immer  nuzniesslich  anzulegen,  sie  mögen  aus  was 
immer  für  einer  Summe  bestehen,  weil  hieraus  ein  immerfortwährender 
Noxen  erwachset,  da  das  Capital  beibehalten  wird,  und  das  Armen -In- 
stitut nicht  nur  für  einige  wenige  Monate  auf  den  Schein  unterstützet, 
fondem  auf  einen  dauerhaften  Fuss  gegründet  werden  muss.« 
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Der  Ertrag  aus  diesem  Einnahmetitel  war 

im  Jahre  1863 22.039  fl.  06*,  kr. 

„      ^      1864 11.645  „   33  „ 

„      „      1865 4.447  ,    72  „ 

»      „       1866 5.422  „    62-,  ^ 

n      ^      1867 7.149  „    95-,  „ 

^      „       1868 9.957  „    47',  „ 

„      „      1869 14.854  „   44  „ 

„      ,s      1870 12.582  „    57  „ 

„      „       1871 15.320  „    77-,  „ 

„       „       1872 9.911  „    98  ,, 

und  im  lOjährigen  Durchschnitte     11.333  fi.  19  kr. 

4.  Spektakel- (und  Musik -Cousens-)  Gebfihren. 

Unter  der  Benennung  „Spektakelgehühren"  sind  die 
Abgaben  zu  verstehen,  welche  für  die  polizeiliche  Bewilligung 
zur  Veranstaltung  von  Tanz-  und  Musikunterhaltungen,  dann 
für  die  Ausstellung  von  Kunst-  und  Schaugegenständen,  für 
Theatervorstellungen,  für  das  Halten  von  Kegelbahnen, 
Billards  u.  dgl.  zu  entrichten  sind. 

Diese  Gebühren  fliessen  theils  in  den  Armenfond  und 
theils  in  den  Sicherheitsfond,  theils  bilden  dieselben  in  der 
Form  eines  Gefälles  (Musik-Irapost)  auch  eine  Einnahme  der 
Commune  und  werden  als  solche  bei  den  eigenen  Geldern 
derselben  verrechnet. 

Für  den  Zweck  der  vorliegenden  Darstellung  sind  selbst- 
verständlich nur  jene  Normen  ")  anzuführen,  welche  bestimmen, 

**)  Dio  wichtigeren  gesetzlichen  Normen  in  Betreff  der  Einführung, 
resp.  Einhebung  der  bestehenden  Spektakelgeböhren  sind: 

die  a.  h.  Resolution  vom  24.  Juli  1671  (Cod.  Austr.  S.  547)  über 
die  Straihausfondsgebühr; 

das  Regierungsdecret  vom  7.  Mai  1745  über  die  zum  Strafhaus- 
fonde  zu  yerreehnenden  Billardgebühren; 

die  Regierungsdeerete  vom  17.  Mai  1742,  vom  31.  Jänner  1744, 
vom  5.  April  181S  und  vom  7.  Mai  1823  über  die  zum  Strafhausfond  zu 
verrechnenden  Kegel bahngebühren;  ^ 
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welche  Spektakelgebühreü    und   in    welcher   Form    und 
Höhe  dieselben  an  den  Armen fond  abzuführen  sind. 

Das  Recht  des  Armenfondes  auf  den  Bezug  von  Spektakel- 
srebühren  wurde  mit  dem  Hofkanzleidecrete  vom  9.  April  1831, 
Z.  7933  (Regierungsdecret  vom  18.  April  1831,  Z.  21410) 
Donnirt  und  darin  zugleich  angeordnet,  dass  die  Einhebung 
derselben  für  den  Armen-,  sowie  für  den  Strafhausfond  im 
Wege  der  Facti rung  zu  erfolgen  habe.  „Die  vereinigte  Hof- 
kanzlei," heisst  es  in  dem  citirten  Decrete,  „hat  über  Antrag 
der  Regierung  die  Einführung  einer  verhältnissmässigen  Ab- 
gabe zu  Gunsten  des  Armeninstitutes  für  die  polizeiliche 
Bewilligung  zu  öffentlichen  Productionen,  zur  Aufstellung  von 
Kaust-  und  Schaugegenständen  u.  dgl.,  innerhalb  des 
hiesigen  Armen-Institutsbezirkes  und  für  die  Ver- 
längerung von  derlei  Bewilligungen  genehmigt. 

Die  jedesmalige  Ausmitdung  der  Entrichtung  hat  im 
Wege  der  Pactirung,  sowie  es  in  Ansehung  der  Abgaben  an 
den  Strafhausfond  der  Fall  ist,  durch  den  Magistrat  zu 
geschehen." 

Die  fQr  den  Armenfond  einzuhebenden  Spektakelgebühreü 
sind  a)  die  sogenannte  Concert-  und  Ausstelluugsgebühr,  und 
b)  die  Musik-Consensgebühr. 

Die  Objecte  der  ersteren  Abgabe  sind  alle  öffentlichen 
Productionen,  Concerte,  alle  Ausstellungen  von  Kunst-  und 
Schau  gegenständen  u.  dgl.,  im  ganzen  Umfange  des 
Wiener  Armenbezirkes  (also    nicht    blos    im    Geraeinde- 

g:ebiete  der  Stadt,  sondern    auch    in  den  raehrerwähnten,    zu 

^ 

das  Regierungsdecret  vom  12.  Juli  1773  und  das  Statthalterei- 
deeret  vom  27.  August  1856,  Z.  34796  über  die  Concert-  und  Theater- 
gebübren ; 

das  Hofkanzleidecret  vom  9.  April  1831  und  das  Regierungsdecret 
Tom  14.  März  1831,  Z.  24838  über  die  Concert- Armenfondsgebühren;  das 
Regierungsdecret  vom  29.  August  1831  über  die  EinhebungsmodalitAten 
der  Spektakelgelder  im  engeren  Sinne;  endlich  die  Regierungsdecrete 
vom  21.  Pecember  1821,  vom  23.  October  18'i0  und  vom  4.  November 
1843  über  die  Musikconsensgebühren  und  das  Musik-Impostgefälle. 

6* 
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• 

den  Pfarrbezirken  Neulerchenfeld,  Hernais  und  Eeindorf 
'  gehörigen  Vororten),  jedoch  nur  insoferne  sie  gegen  Ent- 
gelt stattfinden.  Hiebei  ist  es  nach  dem  Inhalte  des 
Regierungsdecretes  vom  14.  März  1831  gleichgiltig,  ob  die 
Zahlung  des  Entgeltes  (Eintrittsgeldes)  nach  vorausgegangener 
öffentlicher  Ankündigung  mittelst  Cassa  oder  mittelst  Sub- 
scription  stattfindet. 

Zum  Zwecke  der  Regelm&ssigkeit  des  Gebühren-Ein- 
ganges wurde  die  Polizei-Überdirection  angewiesen,  die  Be- 
willigung zu  Productionen,  Ausstellungen  etc.  nicht  früher  zu 
ertheilen,  als  bis  sich  die  betreffende  Partei  über  die  Zahlung 
der  an  den  Armenfond  abzuführenden  Gebühr  ausgewiesen  hat. 

Als  Grundlage  bei  der  Pactirung  der  zu  entrichtenden 
Gebühr  wird  die  voraussichtliche  Rentabilität  des  Unter- 
nehmens angenommen. 

Die  Musik-Consensgebühren  sind  Abgaben  für  die 
Abhaltung  einer  Tanzmusik.  Ursprünglich  sind  diese  Abgaben 
blos  für  die  in  der  Faschingszeit  ertheilten  Bewilligungen 
von  Wirthen  und  Tanzsaal  -  Inhabern  eingehoben  worden, 
später  wurde  aber  bestimmt,  ")  dass  diese  Abgaben  in-  und 
ausser  der  Faschingszeit  für  jede  einzelne  Tanzmusik  zu 


»•)  Hofkanzleidecret  vom  22.  October  1843,  Z.  25766  (Regierungs- 
decret  vom  4.  November  1843,  Z.  62179). 

Die  filusik-Consensgebfihren  wurden  in  folgender  Weise  festgesetzt: 

1.  für  Gasthäuser  1.  Classe 2  fl.  —  kr.  C.-M. 

11  11  *'•         11       11    *^    11         11 

2.  für  Gesellsehaftsbälle  (Ehrentage  oder  sonstige  Privat- 
feierlichkeiten) in  einem  Gasthause  mit  Tanzmusik: 
in  Gasthäusern  1.  Classe 6  fl.  —  kr.  C.-M. 

11  11  *•       »1       "11  11       11 

11  11  "•        11        11    45    „        ,, 

3.  für  Gesellsehaftsbälle  in  einem  Privathause,  wenn  die 
Theilnehmer  ein  Eintrittsgold  entrichten,  3  fl.  C.-M. 
Hausbälle,  auf  welchen  die  Theilnehmer  kein  Eintrittsgeld 
zahlen,  sind  von  dieser  Abgabe  befreit. 
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eotrichten  seien  und  es  wurden  dieselben  nach  verschiedenen 
Classen  taxativ  festgesetzt. 

Die  Einhebung  der  Musik-Consensgebühren  besorgt  die 
Polizei-Behörde  gegen  eine  h^/^  Einhebungsgebühr;  die  Abfuhr 
der  eingegangenen  Gebühren  an  den  Armenfond  erfolgt  viertel- 
jährig. 

Mit  1.  November  1856  wurden  auch  die   in  und  ausser 
der  Faschingszeit  in  Wien  eingehenden  Gebühren  von  Wirthen 
Schankinhabern  und  Kaffeesiedern  für  die  Bewilligung    „zum 
Offenhalten    über    die    Polizeistunde"     an     die    betreffenden 
Gemeindecassen  für  Armenzwecke  abgeführt.  ") 

Die  k.  k.  Polizeidirection  wurde  diesfalls  angewiesen, 
die  Einleitung  zu  treffen,  dass  sowohl  die  sämmtlichen  in  den 
Vorstädten  und  in  der  inneren  Stadt  bei  den  betreffenden 
k.  k.  Folizei-Bezirkscommissariaten  als  auch  bei  den  zum 
Wiener  Armeninstitute  gehörigen  Gemeinden:  Rustendorf, 
Reindorf,  Sechshaus,  Braunhirschen,  Fünfhaus,  Hernais  und 
Xeulerclienfeld  ausser  den  Linien  Wiens  bei  den  k.  k.  Folizei- 
Bezirkscommissariaten  Sechshaus  und  Ottakriug  eingehenden 
dergleichen  Gebühren  von  den  Wirthen,  Schankinhabern  und 
Kaffeesiedern  gleich  unmittelbar  an  das  städtische  Ober- 
kammeramt gegen  gehörige  Empfangsbestätigung  abgeführt 
werden. 

Behufs  der  Ausübung  der  diesfalls  erforderlichen 
buchhalterischen  Rechnungscontrole  w^urde  zugleich  bestimmt 
dass  alle  Vierteljahre,  wie  dies  bisher  von  Seite  der  be- 
treffenden k.  k.  Bezirksgerichte,  sowie  von  Seite  des  k.  k. 
Landesgerichtes  hinsichtlich  der  zum  Armenfonde  entfallenden 
Verlassenschafts-  und  Licitationsperceute  geschieht ,  Ver- 
zeichnisse über  die  während  dieses  Zeitraumes  eingegangenen 
derlei  Gebühren  dem  Wiener  Magistrate  eingesendet    werden. 

Laut  einer  Eröffnung  des  k.  k.  Reichs-Kriegsministeriums 
vom  24.  Juni  1868,  Z.  4794  (Abth.  I)  hat  dasselbe  tin  die  k.  k. 

*•)  Erlass    der   k.    k.    n.  ö.  Statthalterei   vom    1.    Februar   185G 
iL  4040. 
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Generalcommanden  zu  Wien,  Prag,  Graz,  Leraberg  and  Zara 
die  Weisung  erlassen,  dass  die  Tanzlicenz-Inspections-  und 
Stempelgebühr,  sohin  der  Musik-Irapost  für  die  von  Seite  der 
Militärmannschaft  vom  Feldwelbel  abwärts  veranstalteten 
Tanzunterhaltungen  in  jenen  Orten,  wo  diese  Gebühren  gesetz- 
lich vorgeschrieben  sind,  von  den  corapetenten  Organen  ein- 
gefordert werden  und  nicht  etwa  den  Eigenthümern  der  Tanz- 
localitäten  zur  Last  fallen,  anstandslos  auch  vom  k.  k.  Militär 
zu  entrichten  sind.  '*) 

Die  Tanzmusik-Licenz-  (Musik-Consens-)  und  Spektakel- 
gebühren verschafften  dem  Armenfond e 

im  Jahre  1863  einen  Beitrag  von   6.171  fl.  20  kr. 
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zehnj. 

Durchschnitte 

•    •    •   •    • 

fl~ 

9.478  fl. 

47 

klT 

5*  Die  Terlassenschaftspercento. 

Von  allen  in  dem  Wiener  Arraenbezirke  (also  in  Wien 
und  in  den  Ortschaften  Hernais,  Neulerchenfeld,  Fünfhaus, 
Sechshaus  und  Rudolfsheim)  vorkommenden  Verlassenschaften, 
welche  105  fl.  Oe.  W.  übersteigen,  ist  zu  dem  allgemeinen 
Versorgungsfonde  ein  Beitrag,  bestehend  aus  einem  Percente 
des  reinen  Nachlasses,  zu  entrichten.  Hat  der  Erblasser  eben 


•*)  Decret   der    k.    k.    n.   ö.    Statthalterei    vom   21.  August  18(>8, 
Z.  3390. 
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zu  diesem  Zwecke    etwas  ausgesetzt,    so   wird  dies   in   den 
^etzlichen  Beitrag  eingerechnet.  *^) 

Jene  Yerlassenschaften,  welche  zwar  in  Wien  abgehandelt 
werden,  wo  aber  der  Erblasser  nicht  im  Wiener  Armenbezirke 
gelebt  hat,  sind  von  dieser  Gebühr  befreit.  *") 

Die  Abhandlungsinstanzen  im  Armenbezirke  Wiens  sind 
demnach  angewiesen,  von  allen  Verlassenschaften  in  Wien  und 
im  Armenbezirke  Wiens,  welche  100  fl.  C.  M.  (105  fl.  Oe.  W.) 
übersteigen,  die  zum  Wohlthätigkeitsfonde  zu  entrichtenden 
gesetzlichen  Gebühren  an  das  Wiener  Stadt- Oberkammeramt 
für  Rechnung  des  allgemeinen  Yersorgungsfondes  berichtigen 
zu  lassen. 

Seit  1.  November  1842  besteht  in  dieser  Hinsicht  die 
Anordnung,  dass  über  diese  gesetzlichen  Gebühren  dem 
Magistrate  vierteljährige  oder  monatliche  Verzeichnisse,  oder 
wenn  diese  Gebühren  in  den  bezeichneten  Zeitabschnitten  nicht 
eingehen  sollten,  negative  Anzeigen  hierüber  mitzutheilen 
sind,  ") 

Der  Armenfond  hat  auch  auf  die  Intestat- Verlassenschaften 
der  Säcular-Geistlichkeit  einen  Anspruch,  welcher  auf 
folgenden  Grundsätzen  basirt: 

Bei  den  Intestat-Verlassenschaften  aller  Weltpriester, 
aller  Priester  der  aufgelassenen  Klöster  und  aller  in  der  Seel- 
sorge durch  ihre  im  Jahre  1802  gegen  den  Zurücktritt  in 
ihre  noch  bestehenden  Klöster  abgegebene  Erklärung,  als 
bleibend  in  der  Seclsorge  oder  bei  einem  öffentlichen  Lehr- 
amte mit  der  Fähigkeit  zu  testiren,  lebenslang  angestellten 
Ordenspriester  tritt  die  Vertheilung  ihrer  Verlassenschaft  in 
drei  gleiche  Theile  ein,  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass  von 
der  Intestat- Verlassenschaft  derjenigen,  welche  auf  einem  Bene- 

«)  Hofdecret  vom  30.  August  1806,  Nr.  782,  J.  G.  S.;  Ministerial- 
Erlass  vom  17.  Februar  1849  Nr.  121  R.  G.  B.;  Justiz-Ministorial-Erlass 
Tom  23.  December  1858,  Z.  24297. 

«•)  Hofdecret  vom  22.  Juni  182t,  Nr.  1770  J.  G.  S. 

")  Regieningsdecret  vom  30.  October  1842,  Z.  63832. 
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ficium,  es  sei  curatum  oder  simplei,  entweder  durch  canonische 
Investitur  oder  durch  ein  über  landesfürstliche  Ernennung  oder 
über  Präsentation  des  Patrons  ausgefertigtes  Deere t  bleibend 
angestellt  sind,  so  dass  sie  nur  durch  eigene  Resignation  oder 
durch  einen  über  Vergehungen  gefällten  Spruch  von  ihren 
geistlichen  Anstellungen  entfernt  werden  können,  ein  Drittheil 
der  Kirche,  ein  Drittel  den  Armen  und  ein  Drittel  den  Ver- 
wandten zuzufallen  habe. 

Von  den  In testat- Verlassenschaf ten  Derjenigen  aber, 
welche  bei  keiner  Kirche  jemals  bleibend  angestellt  waren, 
sondern  entweder  von  dem  Consistorium ,  wenn  auch  mit 
Decret,  jedoch  ad  nutum  amovibiles  an  eine  Kirche  abgeordnet 
oder  zur  Aushilfe  von  dem  Pfarrer  beigezogen  worden  sind, 
ist  nur  ein  Drittel  den  Armen  und  zwei  Drittel  den  Verwandten 
zuzuwenden. 

Zur  ersten  Classe  gehören:  Bischöfe,  Domherren,  Pfarrer, 
Localcapläne  (mit  oder  ohne  Dependenz  von  der  Mutterpfarre, 
wenn  sie  nur  a^s  bleibend  bei  der  Localie  angestellt  sind), 
Beneficiaten,  Chorvicarien  und  gestiftete  Capläne,  die  von  dem 
Patrone  auf  die  Caplanei  prasentirt  werden. 

Zur  zweiten  Classe  gehören:  Pfarrer,  Cooperatoren, 
Provisoren,  Administratoren ,  die  nur  auf  einige  Zeit  die 
Pfründe  zu  verwalten  haben,  bei  weltlichen  Aemtern  angestellte 
Priester,  wenn  sie  nicht  schon  vor  dieser  letzteren  Anstellung 
zur  ersteren  Classe  gehörten,  blosse  Aushilfspriester,  soge- 
nannte Votivanten  oder  Messeleser: 

Wenn  das  Kirchendrittel  eintritt,  und  der  Erblasser  bei 
einer  Kirche,  die  Filialen  hatte,  zuletzt  angestellt  war,  diese 
Hauptkirche  und  Filialen  aber  unter  verschiedenen  Patronaten 
oder  Vogteien  standen,  ist  das  Kirchendrittel  nach  dem  Ver- 
hältnisse der  Seelenmenge,  die  im  Hauptorte  oder  in  den 
Filialen  ist,  unter  diese  Kirchen  zu  theilen. 

Das  Armendrittel  gehört  dann  ebenfalls  in  das  Armen- 
iustitut  des  Ortes,  wohin  das  Kirchendrittel  gehört,  und  falls 
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io  den  Filialen    eigene   Armeninstitute   bestehen,    ist   dieses 
Drittel  nach  obigem  Verhältnisse  zu  vertheilen. 

In  IntestatföUen,  wo  kein  Kirch endrittel  statt  hat,  fällt 
das  Armendrittel  den  Armen  des  Ortes  zu,  wo  der  Erblasser 
gestorben  ist  •*) 

Sind  die  nächsten  Verwandten  des  Erblassers  arm,  so 
können  sie  auch  das  den  Armen  gebührende  Drittel  erlan- 
gen ;  ••)  sind  aber  unter  den  Verwandten  auch  Vermögliche 
begriffen,  so  ist  den  armen  Verwandten  aus  dem  gesetzlichen 
Annendrittel  nur  so  viel  zuzuwenden,  als  ihnen  aus  diesem 
Drittel  der  Verlassenschaft  nach  der  gemeinen,  gesetzlichen 
Erbfolge  zugefallen  wäre.  *•) 

Znr  Erzielnng  eines  gleichmässigen  Vorganges  bei 
Entscheidungen  Aber  die  Ansprüche  armer  Vcn^^andten  auf 
das  Armendrittel  der  Verlassenschaften  der  ohne  Testament 
Terstorbenen  Weltgeistlichen  hat  das  k.  k.  Ministerium  des 
Innern  mit  Erlass  vom  30.  Mai  1871,  Z.  6648  anzuordnen 
befunden,  dass  diejenige  politische  Behörde  erster  Instanz 
znr  Entscheidung  als  competent  anzusehen  ist,  in  deren 
Bezirke  sich  der  im  speciellen  Falle  zur  Intestaterbfolge 
berufene  Armenfond  befindet.  '*) 

Auf  die  Verlassenschaften    der  Regimentscapläne  haben 
die  vorstehenden  Anordnungen  über  die  Vertheilung  des  Nach- 
lasses der  Säcular-Geistlichkeit  keine  Anwendung. ") 
Der  Ertrag  der  Verlassenschaftspercente  war 

im  Jahre  1863 209.098  fl.  98    kr. 

„       ^      1864 314.500  „  35-,   „ 

„   ^   1865 170.520  „  22  „ 

y,       ^      1866 231.081  „  90-,  „ 

")  Hofdecret  vom  11.  November  1807,  Nr.  828  J.  G.  S. 
")  Hofdecret  vom  6.  Februar  1792,  Nr.  2o9  J.  G.  S.  lit.  a. 
»^  Hofkanzleidecret  vom  16.  September  1824  Nr.  2040  J.  G.  S. 
*')  Kundmachun{|:derk.k.n.ö.  Statthalterei  yom4.  Juni  1871,  Z.  14832. 
")  Hof kriegs- Verordnung  vom  20.  Februar  1779,  F.  132  und  vom 
27.  Febraar  1793  C.  246. 
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im  Jahre  1867 247.856  fl.  54.  kr. 

1868 229.790  „85.  „ 

1869 217  672  „  76  „ 

1870 190.896  „  66-,  „, 

yy  99  lOl  1 ^OD  .  OUO       99       Ö\3  99 

„      1872 405.676   ,,  72     ,,  und 

im  zehnjährigen  Durchschnitte  .  250.240  fl.  24  kr. 

6.  Die  Llcltationsperceute. 

Mit  dem  Hofdecrete  vom  25.  April  1750*')  und  der 
Regierungsverordnung  vom  19.  Februar  1770")  wurde  be- 
stimmt, „dass  zu  desto  besserer  Dotirung  der  Cassa  Pauperum 
fürohin  von  allen  Licitationen ,  ausser  in  Executions-  und 
Cridafällen,  ein  Pro  cento  von  dem  Betrage  des  Verkaufes 
für  die  Almosencassa  eingezogen  werden  solle." 

Die  Höhe  der  aus  dem  erzielten  Feilbietungserlöse  an 
den  Armenfond  abzuführenden  Gebühr  wurde  wiederholt  ver- 
ändert: Seit  dem  Jahre  1850  ist  sie  für  alle  freiwilligen 
Licitationen,  mit  4y^  des  Feilbietungserlöses  bemessen  und 
eingehoben,  mit  Gemeinderathsbeschluss  vom  28.  Jänner  1870 
aber  auf  2"/,  herabgesetzt  worden. 

Gegenwärtig  beträgt  die  Armen-Percentgebühr:  bei  frei- 
willigen Licitationen  von  Rohproducten  ein  Percent,  bei  ande- 
ren freiwilligen  Licitationen  zwei  Percent  des  Feilbietungs- 
erlöses. •^) 


")  Cod.  Anst.  V.  S.  oöl. 

»*)  Cod.  Aust.  VI.  S.  1307. 

•*)  Gemeinderathsbeschluss  vom  4.  August  1871. 

Mit  Minis terial-£rla8s  vom  25.  October  1869,  Z.  15298  wurde  im 
Kecurswege  entschieden,  dass  die  k.  k.  priv.  allgemeine  Verkehrsbank 
zur  Entrichtung  der  gesetzlichen  Armenpercente  von  dem  Erlöse  der 
daselbst  periodisch  stattfindenden  Licitationen  verfallener  Waren,  Prätiosen 
und  Effecten  nicht  verpflichtet  erscheine,  weil  diese  Licitationen  schon 
der  Sache  nach  executive,  d.  i.  auf  die  Uereinbringung  der  Darlehen 
gerichtete  Auctionen  sind,  um  deren  Vornahme  weder  von  den  Pfand- 
schuldnern noch  von  der  k.  k.  priv.  allgemeinen  Verkehrsbank  angesucht 
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Zur  Hereinbringtmg  der  von  der  Abhaltung  freiwilliger 
Licitationen  für  den  Armen-Versorgungsfond  zu  leistenden 
Percente,  welche  als  Communalabgaben  zu  betrachten  und  zu 
behandeln  sind,  steht  dem  Magistrate  der  Stadt  Wien  das 
Reeht  der  Execution  ohne  vorläufigen  gerichtlichen  Ausspruch 
über  die  Liquidität  und  Fälligkeit  der  bezüglichen  Abgaben  zu.'*) 
Das  Erträgniss  des  Licitationspercentes  war 

im  Jahre  1863 44.363  fl.  24*.  kr.  . 

.       .      1864 4.664  ,  23'.   „ 

.       .      1865 8  142  ,  39-.   „ 

„      1866 9.076   n  42     ^ 

„      1867 8.071   „  54-,   „ 

„      1868 18.816  „  71     „ 

„      1869 25.597   „  28.,   „ 

^      1870 12.630  „  04     „ 

r,      1871 19.595   „  27      ,, 

„       „      1872 48.329   ,,  77      ^ 

und  im  zehnj.  Durchschnitte  ....   19 .  927  fl.  69  kr. 

7.  Das  Lohnwagengefälle. 

Das  Lühnwagengefälle  wurde  unterm  2.  December  1697  *'') 
dem  Grossarmenhause  an  Stelle  des  demselben  im  Jahre  1694 
zugewiesenen,  aber  nur  kurze  Zeit  bezogenen  Bieraufschlages 
überlassen. 

Demzufolge  mussten  alle  Personen,  welche  in,  vor  und 
bei  der  Stadt  Lohnwagen,  Chaisen  und  Kaleschen  zu  halten 
verlangten,    monatlich    eine  Lohnwagengebühr    von   3  fl.    zur 


wird,  sondern  welche  nach  §.  20  der  genehmigton  Statuten  der  Anstalt 
rorgenommen  werden,  auf  welche  daher  auch  die  Bestimmungen  des 
Hofdecretes  vom  515.  April  1750  und  der  Regierungs- Verordnung  vom 
19.  Februar  1770  keine  Anwendung  haben.  (Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statt- 
halterei  Yom  1.  NoTember  1869.  Z.  31131.) 

••)  Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  14.  November  1870, 
Z.  41481. 

«)  Cod.  Aust.  I.  S.  114. 
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Erhaltung  des  Grossarmenhauses  entrichten.  Jeder  Kutscher 
hatte  zu  diesem  Zwecke  bei  der  Armencassa  eine  Consig- 
nation  über  den  Stand  seiner  Fahrgelegenheiten  einzureichen. 
Wenn  er  dieselben  während  des  Jahres  ohne  vorherige  Anzeige 
vermehrte,  so  wurden  sie  ihm  wegen  Verkürzung  des  Armen- 
fondes  ohne  Nachsicht  confiscirt. 

Die  Lohnwagengebühren  wurden  A^iederholt  regulirt  und 
erhöht,  namentlich  in  den  Jahren  1747,  1765,  1812,  1819 
(in  welchem  Jahre  bei  der  Festsetzung  einer  Ordnung  für  die 
Stellwagen  bestimmt  wurde,  dass  auch  die  Licenzwerber  für 
diese  Fuhrwerksgattung  zu  einer  jährlichen  Leistung  an  den 
Grossarmenhausfond  zu  verpflichten  seien),  ferner  im  Jahre  1821 
und  zuletzt  mit  einer  Hofkammorverordnung  vom  4.  April  1834. 

Bei  Gelegenheit  der  üebergabe  des  Armenwesens  an  den 
Magistrat  (im  Jahre  1842)  kam  auch  das  bis  dahin  selbst- 
ständige  Lohnwagenamt,  welches  zuerst  im  Jahre  1747  orga- 
nisirt  worden  war,  an  den  Magistrat,  und  wurde  mit  dem 
städtischen  Oberkammeramte  vereinigt. 

Der  Ertrag  des  Lohnwagengefllles,  welcher  also  in  den 
von  den  Fuhrwerksbesitzern  als  sogenannte  „Licenzgebühr"  an 
den  Versorgungsfond  bezahlten  Beträgen"')  besteht,  stellte  sich 

im  Jahre  1863 auf    40.259  fl.  OO^  kr. 

^       .      1864 „      42.180  „  35-,   „ 

^       „      1865 „      45.785  „   96v.    „ 

**)  Gegenwärtig  haben  als  Licenzgebflhr  zu  entrichten:  die  Fiaker 
jährlich  37  fl.  80  kr.,  die  Einspänner  18  fl.  90  kr.,  die  Stadtlohnwagen- 
Inhaber  jährlich  50  fl.  40  kr,  ferner  die  Eleinfuhrleute  und  zwar:  mit 
schwerem  Fuhrwerk  jährlich  6  fl.  30  kr.,  mit  leichtem  Fuhrwerk  (soge- 
nannten Zeisel-  und  Steirerwägen)  15  fl.  75  kr.,  dann  die  Stell  wägen  (je 
nach  der  Anzahl  der  täglich  befahrenen  Routen)  8  fl.  40  kr.,  6  fl.  30  kr. 
und  4  fl.  20  kr.  und  endlich  die  sogenannten  Landkutscher  jährlich 
37  fl.  80  kr. 

Ausserdem  hat  die  Tramway-Gesellschaft  zufolge  §.  38  des  von 
ihr  mit  der  Commune  am  7.  März  1868  abgeschlossenen  Vertrages  von 
jedem  in  Betrieb  gesetzten  Wagen  per  Sitzplatz  jährlich  in  vorhinein 
1  fl.  ö.  W.  für  den  Armenfond  an  die  städtische  Casse  zu  entrichten. 
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im  Jahre  1866 auf    38  389  11.  35    kr. 


» 

79 

» 

n 

» 

n 

» 

» 

» 

99 

n 

99 

1867... 
1868 .  . 
1869. . . 
1870. . . 
1871 . . . 
1872 . . . 


99 
99 
99 
99 
99 
99 


39.292 
60.208 
71  840 
68.365 
81.477 
105  411 


99 


99 


99 


99 


99 


28 
30 
16 
77 
39 
38- 


99 


99 


99 


99 


99 


nnd  im  zehnj.  Durchfichnitte  . . .  „      59.320  fl.  99  kr. 

8.  Erträgniss  der  Neujahrs-Enthebiingskarten. 

Die  in  mehreren  österreichischen  Städten  ••)  bereits 
früher  bestandene  Sitte,  sich  durch  Lösung  von  Karten  vom 
Glückwünschen  zum  neuen  Jahre  zu  entheben,  und  den  Ertrag 
hiefür  den  Armen  zuzuwenden,  wurde  in  Wien  im  Jahre  1829 
durch  den  damaligen  Pfarrer  am  Schottenfelde  (Honorius  Kraus) 
eingeführt,  welcher  die  Bewohner  seines  Pfarrsprengels  in 
einem  Aufrufe  zur  Abnahme  solcher  Enthebungskarten  an- 
eiferte. 

Nachdem  sich  noch  im  selben  Jahre  20  andere  Pfarrer 
diesem  Unternehmen  angeschlossen  hatten,  übernahm  im  dar- 
auffolgenden Jahre  1830  die  Regierung  selbst  die  Leitung 
desselben,  durch  welches  dem  Armenfonde  eine  neue  Ein- 
nahmsquelle eröffnet  wurde. 

Bei  der  Uebergabe  des  Armenwesens  an  den  Magistrat 
wurde  dieses  Unternehmen  auch  von  demselben  fortgeführt. 

Das  durch  den  Absatz  von  Neujahrs-Enthebungskarten 
erzielte  Erträgniss  war 

im  Jahre  1863 . 
1864.. 


99 


99 


99 


99 


99 


99 


99 


99 


1865 
1866. 
1867 
1868. 


6.586  fl.  16  kr. 


8.473 
4.806 
4.308 
4.694 
4  684 
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99 


9? 


99 


99 


75 
95 
45 
65 
90 


99 


»9 


99 


99 


»•)  Weiss  „Geschichte"  der  etc.  Seite  332. 
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im  Jahre  1869 4.622  fl.  66  kr. 

„       „     1870 4.402  „  40   ^ 

„     1871 2.962  „  20   „ 

„     1872 5.430  „  63    „ 


und  im  zehnj.  Durchschnitte 5.097  fl.  27  kr. 


9.  Ertrag  der  WohlthätfgkeltSTorstellungeu. 

Vom  Anfange  dieses  Jahrhunderts  bis  zum  Jahre  1871 
wurde  jährlich  sowohl  im  Hofoperntheater  als  auch  im  Burgtheater 
für  die  Armen  Wiens  eine  Wohlthätigkeitsvorstellung  gegeben. 
Die  Vorstellung  im  Hofoperntheater  entfiel  jedoch  von  der 
Zeit  an,  als  das  alte  Opernhaus  aufgelassen  wurde,  da  in 
Folge  a.  h.  Entschliessung  das  neue  Operntheater  zu  Wohl- 
thfttigkeitsYorstellungen  mit  Ausnahme  für  den  Pensionsfond 
seines  Theaterpersonales  nicht  mehr  zur  Verfügung  gestellt 
wurde. 

Als  Ablösungsumme  für  den  dadurch  dem  Armenfonde 
entgehenden  jährlichen  Beitrag  ist  nun  vom  Jahre  1871  an 
der  Commune  ein  aus  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  ermit- 
telter Reluitionsbetrag  von  jährlich  1200  fl.  zu  Ostern  eines 
jeden  Jahres  ausbezahlt  worden. 

Der  Ertrag  der  Wohlthätigkeitsvorstellungen  wurde 

im  Jahre  1863 mit  2.827  fl.  22  kr. 

,9       „      1864 „    2  823  „  24    „ 

„       „      1865 „     6.186  „  64    „ 

„      1866 „    2.320  „  55   „ 

„      1867 „     4.099  „  69    „ 

„      1868 „     2.706  „  99    „ 

„       „      1869 „    3.114  „  97   „ 

„       „      1870 „     2.762  „  95    „ 

„       „      1871 „        460  „    -    „ 

„      1872 „     4  265  ,  95    «  beziffert 

und  stellt  sich  im  zehnj.  Dnrchsch.  anf  3 .  156  fl.  82  kr. 
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10.  Das  ErträgnlBS  der  Armenlotterle  und  Bedoute. 

Die  Abhaltung  einer  Redouto  zum  Besten  des  Armen- 
fondes  datirt  gleich  den  Wohlthätigkeitsvorstellungen  auch 
schon  aus  den  ersten  Jahren  des  gegenwärtigen  Säculums. 

Im  Jahre  1816  wurde  zum  ersten  Male  der  Versuch 
gemacht,  mit  der  Redoute  auch  eine  Lotterie  zum  Besten  der 
Armen  zu  verbinden.  Der  Erfolg  dieses  Versuches  war  ein  so 
glücklicher,  dass  mit  a.  h.  Entschliessung  vom  7.  Februar 
1817  „die  Abhaltung  einer  ähnlichen  Redoute  am  diessjährigen 
Stefanstage**  bewilligt  und  zugleich  genehmigt  wurde,  „dass 
der  Vice-Stadthauptmann  berechtigt  werde,  im  Verlaufe  des 
Jahres  solche  Sachen,  die  zu  Gewinnsten  geeignet  sind,  um 
bilhge  Preise  auf  Rechnung  des  Wohlthätigkeitsfondes  anzu- 
kaufen.** 

Das  Unternehmen  wurde  anfangs  von  der  k.  kt  Stadt- 
hauptmannschaft, nach  deren  Aufhebung  aber  von  der 
Regierung,  und  seit  1837  bis  zu  der  mit  Regierungsdecret 
Tom  18.  April  1842,  Z.  994  erfolgten  Uebergabe  „der 
beiden  Geschäfte,  nämlich  der  Besorgung  der  Enthebungs- 
karten von  Glückwünschen  zum  neuen  Jahre  und  der  Leitung 
der  Wohlthätigkeitsredoute",  au  den  Wiener  Magistrat,  von 
dem  k.  k.  n.  ö.  Regierungs-Präsidial-Secretär  von  Riedl 
geleitet. 

Bis  zum  Jahre  1851  ist  die  Redoute  und  die  Armen- 
lotterie immer  an  einem  Sonntage  abgehalten,  vom  Jahre  1852 
an  aber  auf  den  Faschingdienstag  verlegt  worden.  Als 
Localität  waren  der  Unternehmung  bis  zum  Jahre  1873  stets 
die  kaiserlichen  Redoutensäle  eingeräumt  worden;  von  diesem 
Jahre  an  musste  aber,  da  die  Redoutensäle  nur  mehr  zu  Hof- 
festen verwendet  werden  sollen,  die  Abhaltung  der  Redoute 
und  Lotterie  in  die  Localitäten  der  Gesellschaft  der  Musik- 
freunde verlegt  werden. 

Seit    dem  Jahre    1847    werden    von    Sr.   Majestät    dem 
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Kaiser   alljährlich   zu   der  Armenlotterie  Gewinnstgegenst&nde 
(in  der  Regel  kostbare  Services)  gespendet.  ") 

Das  Erträgniss  der  Armenlotterie  und  Redoute  betrug 

im  Jahre  1863 75.578  fl.  51  kr. 

„     1864 64.260   „  88    „ 

„        „     1865 66.228   „  08    „ 

„     1866 61.159   „  88    „ 

„    1867 47.758   „  37    ^ 

„     1868..., 55.322   „  71     ^ 

„    1869 58.175    „  02    ^ 

„     1870 46.521    „  49    „ 

„     1871 49.407    „  47     . 

„     1872 52.361    >  92    ^ 

und  im  zehnj.  Durchschnitte 56.677  fl.  43  kr. 

IL  Strafgelder. 

Nach  S.  6  der  Strafprocessordnung  vom  29.  Juli  1853 
verfielen  die  in  derselben  festgesetzton  Geldstrafen  dem 
Armenfonde  des  Aufenthaltsortes  desjenigen,  dem  die  Goldstrafe 
auferlegt  wurde,  und  es  gingen  diese  Strafen  auch  auf  die 
Erben  des  Verurtheilten  über,  wenn  derselbe  nach  eingetretener 
Rechtskraft  des  Erkenntnisses  gestorben  war.  *') 

Diese  Bestimmungen  wurden  aber  später  und  zwar  durch 
den  §.  7  der  Strafprocessordnung  vom  23.  Mai  1873  aufge- 
hoben, nach  welchem  nun  alle  diese  Geldstrafen  zur  Unter- 
stützung dürftiger  Gefangener  bei    ihrer  Entlassung   aus    der 

Haft,  insbesondere  aber   zum  Zwecke   ihrer  Unterbringung   in 

* 

einen  ehrlichen  Erwerb  zu  verwenden  sind. 

Jene  Geldstrafen,  welche  wegen  Uebertretungen  der  Vor- 
schriften der  Gewerbeordnung  auferlegt  werden,  fliessen,  wenn 


*^)  Bei  dem  Ankaufe  der  fQr  die  Armenlotterie  bestimmten  Ge- 
winnste  soll  vorzugsweise  auf  inländische  Erzeugnisse  Bedacht  ge- 
nommen werden.  (Gemeinderathsbeschluss  vom  8.  Juli  1862.) 

")  MinisteriaUVdg.  vom  3.  April  1859,  Nr.  52  R.  G.  Bl, 


«1er  Straffällige  va\  einer  Genossenschafts-  oder  Uiiterstützuugs- 
cassa  beitragspflichtig  ist,  in  die  bezügliche  Gassa,  sonst  aber 
in  den  Armeufoud  des  Ortes,  wo  die  Uebertretung  begangen 
wurde.  *') 

In  den  Armenfond  fliessen  auch  die  aus  Eingriffen  in  Privi- 
le^eu  und  in  das  Marken-  und  Muster-Schntzgesetz  herrührenden 
Strafbeträge.  Die  Privilegiuniseingriffe  werden  auf  Verlangen  des 
Verletzten  an  dem  Schuldigen  nebst  dem  Verfalle  der  vor- 
handenen, nachgemachten  oder  nachgeahmten  Gegenstände 
mit  einer  Geldstrafe  von  25  bis  1000  fl.  bestraft,  welche  dem 
Armenfonde  des  Ortes  zußlllt,  wo  die  Uebertretung  begangen 
wurde.  **) 

Ebenso  sind  die  nach  dem  Marken-Schutzgesetze  wissent- 
lich begangeneu  Eingriffe  nebst  der  etwa  nach  dem  allgemeinen 
Strafgesetze  eintretenden  Bestrafung  noch  mit  Geldbussen  von 
25  bis  500  fl.  zu  bestrafen,  die  ebenfalls  deui  Armenfonde 
des  Ortes  der  begangenen  Uebertretung  zufallen.  **)  Auch  die 
nach  dem  Muster-Schutzgesetze  zu  verhängenden  Strafbeträge 
fliessen  in  den  Armenfond  des  Ortes  der  begangenen  Ueber- 
tretung. •*) 

In  ähnlicher  Weise  enthalten  ferner  das  Forst-  und 
Jagdgesetz  und  noch  einige  andere  Gesetze  und  Vorschriften 
thoils  im  Texte  des  Gesetzes  oder  der  V^orschrift  selbst,  theils  in 
den  nachträglich  hiezu  erlassenen  Verordnungen  —  Bestim- 
niung(*n  darüber,  dass  die  nach  diesen  Gesetzen  zu  verhän- 
jcenden  Geldstrafen  in  den  Armenfond  u.  z.  in  der  R(*gel 
desjenigen  Ortes  fliessen ,  in  welchem  die  Uebertretung 
begangen  wurde. 

An  solchen  Strafgeldern  gingen  zum  allgemeinen  Ver- 
sorgungsfonde  ein: 


*»)  §.  io\  des  k.  Patentes  vom  20.  Decomber  \m9,  Nr.  227  R.  Q.  Bl. 
•»}  §.  39  des  Privilegiengesetzos,  k.  Patent  vom  15.  August  1852. 

Nr.  184  R.  G.  Bl. 

**J§§.  i8und22de8k.Patentosvom7.I)ocember18.58,  Nr.  230 U.  G.  Bl. 

♦5j  §.18  des  k.  Pateutes  vom  7.  December  18:i8,  Nr.  23";'  R.  0.  Bl. 

7 
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im  Jahre  1863 14.322  fl.  00\  kr. 

„  ^      1864 18.029  „  59  „ 

„  „      1865 16.969  „76  „ 

„  „      1866 11.954  „  63*.  „ 

„  „      1867 11.433  „  41  „ 

„  „      1868 16.380  „  17  „ 

„  „      1869 17.467  „  95,  „ 

„  „      1870 14.740  „  16  „ 

„  „      1871 22.398  „  75  „ 

„  „      1872 37.535  „  71  „ 


und nachdomzehnj. Durchschnitte  18.122  fl   21     kr. 


13.  Das  In  den  Armenbezlrken  gesammelte  Almosen. 

Die  diesf&lligen  Sammlungen  geschehen  theils  im  Wege 
der  Subscription,  theils  mittelst  der  Armenbüchse.  Es  hat  näm- 
lich jeder  Hauseigenthümer  in  Wien  eine  Person  zu  bestimmen, 
welche  alle  Sonntage  mit  einer  versperrten  Büchse  von 
Wohnung  zu  Wohnung  für  die  Armen  sammeln  geht.  Diese 
Armenbüchse  wird  in  den  ersten  Tagen  eines  jeden  Monates 
zu  dem  für  den  Bezirk  aufgestellten  Armenrathe  gebracht, 
welcher  dieselbe  sohin  eröffnet  und  das  gesammelte  Geld  vor- 
schriftmässig  verrechnet. 

In  den  Kirchen  wird  für  die  Armen  mittelst  der 
Klingelbeutel,  Kirchenbüchsen  und  der  Opferstöcke  ge- 
sammelt. *")  Das  in  der  Kirche  gesammelte  Almosen  wird  aber 
vom  Jahre  1874  an  in  Folge  der  Aufhebung  der  Pfarr- Armen- 
institute nicht  mehr  an  den  allgerneineu  Versorgungsfond 
abgeführt,  sondern  in  den  betreffenden  Pfarren  selbst  durch 
die  Pfarrer  au  die  Armen  vertheilt. 

Die  Summe  des  in  den  Arnienbezirken  sowohl  in  als 
ausserhalb  der  Kirche  gesammelten  Almosens  betrug: 


*«)  Verordnung   rom  17.  Februar    1784,  Tom   20.  November  1786 
und  Hofdecret  Yom  6.  Juni  1787. 
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im  Jahre  1863 68.281  fl.  69-,  kr. 

„  „  1864 75.500   ^30  „ 

„  „  1865 65.145   „  20*,  „ 

„  „  1866 68.803    „  47*.  „ 

„  „  1867 64.695    „19  ^ 

„  „  1868 64.100   „  56-,  „ 

„  „  1869 65.944    „  90,  „ 

„  „  1870 65.070   „  71-  „ 

„  „  1871 66.522    ^97  „ 

„  „  1872 68.890   „42  „ 


riml  im  zehnj.    Durchschnitte..   67.295  fl.  54    kr. 

IS.  Yerschiedene  Einnahmen  bei   der  Fondsyerwaltnng, 

dinn  der  städtischen  Yersorgnngsanstalten  nnd  der  Be- 

sehäftignngsanstalt  fUr  freiwillige  Arbeiter. 

Die  beiden  erstgenannten  Einnahmen  sind  keine  effec- 
liven,  sondern  nur  Ersätze  und  zwar  zweifacher  Art:  zuerst 
Ersätze  ans  der  Verrechnung  mit  jenen  Anstalten,  in  welchen 
Personen  auf  Kosten  des  allgemeinen  Versorgungsfondes  ver- 
pflegt werden,  wie  dies  z.  B.  im  k.  k.  Taubstummen-Institute, 
in  der  Wohlthätigkeiti^anstalt  in  Raden  u.  dgl.  der  Fall  ist. 
wenn  sich  dabei  den  geleisteten  Vorauszahlungen  gegenüber 
i*rgibt,  dass  für  diese  Verpflegung  a  Conto  zu  viel  bezahlt 
worden  ist,  femers  jene  Ersätze,  welche  für  die  an  aus- 
wärtige Arme  für  Rechnung  ihrer  Heimatgemeinde  gewährten 
Geldunterstützungen  und  Medicamente  geleistet  werden.  Es 
erscheinen  übrigens  unter  dieser  Rubrik  auch  die  von  den 
früheren  Armeninstituten  ausser  dem  „gesammelten  Almosen" 
erzielten  Beiträge  verrechnet. 

Die  dritte  Post  enthält  die  Einnahme,  welche  die  „B<i- 
schäftigungsanstalt  für  freiwillige  Arbeiter"  durch  deren  Arbeit 
grOsstentheils  erzielt,  und  worüber  in  dem  \bschnitte,  in  wel- 
chem von  dieser  Anstalt  speciell  die  Rede  ist,  Näheres  ange- 
fahrt werden  wird. 

7» 
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Während   des  Decenniams  1863—1872   betrugen    diese 
Einnahmen  und  zwar: 


der  Fonds- 
Verwaltung 

der  Vertorjping«- 
anütalten 

der  Beschafüganjr«.- 
ansUlt  f.  frelw.  Arbeiter 

im 

Jahre  1863.... 

17.316  fl.  61 

kr. 

874fl.  65    kr. 

10.026  fl.  88    kr. 

", 

»» 

1864.... 

18.989  „  48 

11  ' 

890  „  15     „ 

13573  „  34     „ 

>5 

n 

1865.... 

33.857  „  33 

71 

901  „  67      „ 

10.637  „  23      ., 

t» 

7» 

1866.... 

23.771  „11-, 

17 

798  „  36-4    „ 

10.816  „  03      „ 

1? 

7» 

1867.... 

4.127  „  88-5 

71 

9^9  „  48V  77 

12.620  „  83-5   „ 

?t 

77 

1868.... 

16.668  „  07 

11 

985  „  40      „ 

12.920  „  19      „ 

7t 

77 

1869.... 

7.655  „  04-5 

77 

1.353  „  70ß    „ 

13.686  „  95-3    „ 

7» 

»7 

1870..    . 

8.929  „  10-, 

71 

8.165  „  87*5   „ 

16.236  „  02-,    ., 

17 

77 

1871.... 

7.637  „  21-g 

77 

1.054  „  78^   „ 

20.347  ,.  56      „ 

11 

77 

1872... 

10.626  „  69-5 

*7 

963  „  02-,    „ 

17.501  „  r>o-5   „ 

uid  in  lOjibr.  OHrciiichoiUe  14.957  fl.  85  kr.       1.694  fl.  71  kr.      13.830  fl.  67  kr. 

14.   Die   Bückersätze   Yon  Yerpflegsgebüliren,  Pfrundeu- 

nnd  sonstige  BDckTergütmigen. 

Wenn  bei  der  Verlassenschafts-Abhandlungspflege  einer 
Person,  die  aus  dem  Armeninstitute  einen  Beitrag  genossen  hat, 
hervorkommen  sollte,  dass  der  Verstorbene  zur  Zeit,  als  ihm 
(He  Verpflegung  aus  dem  Armeninstitute  zugeflossen  ist,  ein 
Vermögen  besessen  und  verheimlicht  hat,  welches  ihn,  Menü 
es  bekannt  gewesen  wäre,  von  diesem  Bezüge  ausgeschlossen 
haben  würde,  soll  dem  Erben  des  Verstorbenen  seine  betrug- 
liche Verschweiguug  nichts  nützen,  sondern  dem  Armeu- 
institute  aus  dem  Verlasseuschaftsvermögen  alles  dasjenige 
zurückgestellt  werden,  was  der  Verstorbene  aus  demselben 
bezogen  hat.  *') 

In  den  öffentlichen  Versorgungshäusern  gibt  hinsichtlich 
der  Ansprüche  der  betreffenden  Armenfonde  auf  die  Verlas- 
seuschaften  verstorbener  Pfründner  aus  dem  Titel  der  Ersatz- 
leistung für  die  aufgelaufenen  Verpflegsauslagen  die  dies- 
falls erlassene  a.  h.  Entschliessung  vom  8.  Mai  1754  die 
bestimmteste  Norm. 


*7 


)  Hofdecret  vom  1?.  .Tänner  1789,  Nr.  951  J.  G.  S. 
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Nach  derselben  ist  zu  unterscheiden: 

1.  ob  der  Pfründner  schon  beim  Eintritte  in  die  Ver- 
sorgung; das  hinterlassene  Vermögen  bereits  besessen  hat; 

2.  ob  er  das  nachgelassene  Vermögen  erst  während  der 
Zeit,  als  er  im  Versorgungshause  war,  erworben  habe,  und 

3.  ob  das  hinterlassene  Vermögen  blos  von  der  genos- 
senen Spitalsportion  erspart  worden  ist. 

Im  ersten  Falle  ist  der  Fond  berechtigt,  sich  alle  Aus- 
laden ersetzen  zu  lassen,  im  zweiten  Falle  nur  von  jenem 
Zeitpuncte  an,  von  welchem  die  Erwerbung  geschah,  im  drit- 
ten Falle  aber  hat  der  Fond  keine  Ersatzleistung  zu  fordern.  *") 

Aus  Anlass  eines  speciellen  Falles  wurde  bestimmt,  dass 
die  auf  den  Pfründenersatz  Bezug  habenden  Vorschriften 
nur  für  die  auf  Kosten  des  „Armeninstitutsfondes"  auf- 
genommenen Pfründner  zu  gelten  haben.  „Denn,"  heisst  es 
iu  dem  betreffenden  Erlasse,  „da  auf  Kosten  des  Hofspital- 
fnndes  auch  solche  Pfründner  einen  Stiftungsplatz  erhalten 
können,  die  zwar  ein  bestimmtes  Einkommen  haben,  welches 
aber  dem  Stiftungsgenusse  nicht  gleich  kommt,  so  tritt  hier 
<l«*r  Fall  gar  nicht  ein,  einen  Ersatzanspruch  der  Verpflegs- 
kosten  zu  stellen,  und  unter  diesem  Titel  den  Nachlass  solcher 
Pfründner  einzuziehen.  Dieser  Nachlass  ist  daher  den  gesetz- 
lichen Erben  zu  überlassen.****) 

Rücksichtlich  der  Gebarung  und  Verwerthung  der  dem 
ailgenieinen  Versorgungsfonde  als  ganzlicher  oder  theilweiser 
Verpflegskostenersatz  gerichtlich  eingeantworteten  Verlassen- 
schaftseffecten  der  in  einem  Versorgungshause  verstorbenen 
Pfründner  wurden  die  Versorguugshaus-Verwaltungen  beauf- 
tragt, *•)  dieselben  zusammen  in  ein  eigenes  mit  fortlaufenden 
Nummern  versehenes  und  iu  chronologischer  Ordnung  geführ- 
tes Verzeichniss  einzutragen,  zu  beschreiben,    den  gerichtlich 


•')  Regierungs-Decret  vom  18.  August  1830,  Z.  42093. 
*•)  Regierungs-Decret  vom  81.  April  1847,  Z.  19904. 
»•)  Magistrats-Pecret  vom  t9,  October  1853,  Z.  11272. 
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erklärten  Werth  beizusetzen,  und  dasselbe  nach  Ablauf  jedes 
Quartales  dem  Magistrate  vorzulegen,  vorflber  dann  die  Hint- 
angabe im  Licitatiunswege  oder  nach  Umständen  anderweitig 
verfügt  wird. 

Das  eingeantwortete  baare  Oeld  ist  im  Oeldjouruale  in 
Empfang  zu  stellen,  und  räcksichtlich  der  dem  Verderben 
unterliegenden  Effecten  sogleich  die  Anzeige  zu  erstatten. 

Die  Einnahmen  aus  „Verpflegskosten-Rückersätzen"  be- 
trugen : 

im  Jahre  1863 43.639  fl.  21     kr. 

„       „      1864 50.534  „  84     „ 

„      „      1865 44.303  „  39     „ 

„       „      1866 39  050   „  39     „ 

„       „      1867 38.278   „  57-,  „ 

„      „      1868 35.883  „   77-,  „ 

„      „      1869 49.177  „  53-.  „ 

„       „      1870 42.917   „  84     „ 

„      „      1871 42.906  „  43-.   „ 

„      „      1872 45.812  „  81     „ 

und  im  zehnj.  Durchschnitte....   43.250  fl.  48    kr. 

B.  Die  aussergewöhnlichen  Einnahmen  des  allgem.  Versor- 
^  gungsfondes. 

Dieselben  bilden,  wie  schon  ihre  Benennung  sagt,  keine 
regelmässige  Einnahmsquelle  für  den  allgemeinen  Versorgungs- 
foud,  sondern  gewähren  demselben  nur  solche  Zuschüsse,  die 
aus  besonderen  Ereignissen  oder  Mitteln  entspringen,  wie 
selbe  aus  der  auf  Seite  103  abgedruckten  Uebersicht  dieser 
Einnahmen  im  Verlaufe  des  Jahrzehnts  1863  — 1872  ent- 
nommen werden  können. 

Zu  den  einzelnen  Posten  dieser  aussergewöhnlichen  Ein- 
nahmen ist  Folgendes  zu  bemerken: 

Das  Volksfest,  bei  welchem  eine  damit  yerbundene  Wohl- 
thätigkeitslotterie  die  in  der  erwähnten  Uebersicht  angeführten 
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Ertragnisse  abgeworfen  hat,  wurde  zur  Feier  der  verliehenen 
•Verfassung  in  den  Jahren  1862—1865  alljährlich  abgehalten, 
ist  aber  im  Jahre  1866,  als  eine  zeitweise  Sistirung  der  Ver- 
fassung eintrat,  ebenfalls  suspendirt  und  später  nicht  mehr 
abgehalten  worden. 

Die  unter  dem  Titel  ,,Ersatz  für  die  Erhaltung  von 
Filialspitälem"  in  den  Jahren  1866,  1867  und  1868  einge- 
setzten ausserordentlichen  drei  Empfangsposten  sind  eine  Ver- 
gütung jener  Auslagen,  welche  die  Commune  in  den  Jahren 
1862  bis  1865  bei  der  Einrichtung  von  Nothspitälern,  die  in 
das  Versorgungshaus  am  Alserbach,  in  die  Beschäftigungs- 
anstalt für  freiwillige  Arbeiter  und  in  die  Reitercaserne  in 
der  Leopoldstadt  verlegt  worden  sind,  bestritten  hat**)  Diese 
Nothspitäler  wurden  errichtet,  weil  die  bestehenden  Kranken- 
häuser dazumal  für  die  aufzunehmenden  Kranken,  deren  Zahl 
namentlich  nach  der  im  Jahre  1862  eingetretenen  Ueber- 
schwemmung  ausserordentlich  anwuchs,  nicht  den  erforder- 
lichen Raum  mehr  hatten.  Da  aber  die  Commune  zur  Her- 
stellung dieser  Spitäler  nicht  gesetzlich  verpflichtet  war,  die- 
selbe aber  auf  Ersuchen  der  Regierung  übernommen  hatte,  so 
mussten  die  dafür  aus  dem  allgemeinen  Versorgungsfonde  vor- 
schussweise bestrittenen  Auslagen  demselben  durch  das  Aerar 
nachträglich  wieder  ersetzt  werden.  Dass  diese  Vorauslagen 
nicht  aus  der  communalen  Hauptcassa,  sondern  aus  dem  Ver- 
sorgungsfonde gedeckt  wurden,  hatte  seinen  Grund  in  der 
Vereinfachung  der  geschäftlichen  Manipulation,  die  es  zweck- 
mässiger erscheinen  liess,  die  Einrichtungskosten  der  Noth- 
spitäler ohne  Umweg  gleich  aus  den  Hausescassen  der  beiden 
Anstalten,  wo  diese  Spitäler  PJatz  fanden,  zu  entnehmen. 

Die  in  dieser  Rubrik  noch  weiters  im  Jahre  1872  er- 
scheinende Einnahmspost  rührt  aber  nicht  von  ähnlichen 
Ersatzleistungen  her,  soadern  ist  das  Ergebniss  der  geleisteten 
Vergütung  von  Verpflegskosten  für  jene  Kranken,   welche    in 


^')  Gomeinderaths-Beßchluss  vom  18.  Februar  1862. 
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den  communalen  Epidemiespitälern  untergebracht  worden  sind, 
Qod  %on  denen  diese  Verpflegsgebfihren,  da  die  Epidemie- 
spitäler als  öffentliche  Krankenanstalten  erklärt  wurden, 
o;ich  dem  für  diese  letztern  festgesetzten  Ausmasse  (55  kr.,  66 
Qod  86  kr.)  entrichtet  werden  mussten. 

C.  Die  Zufla88e  au8  den  etädtiechen  Renten. 

Diese  bestehen  in  einem  Antheile  au  dem  Gemeinde- 
zuschlage  zur  landesfürstl.  Verzehrungssteuer  uud  in  den  Dota- 
liunen  des  Fondes  aus  den  eigenen  Geldern  der  Commune, 
wovon  bereits  früher  die  Sprache  war. 

Die  Berechnung  des  Antheiles  des  Versorgungs- 
fondes  am  Verzehrungssteuer-Gemeindezuschlage  er- 
folgt auf  Grundlage  des  mit  dem  Kegierungsdecrete  vom 
11.  März  1830,  Z.  10586  genehmigten  Vertheilungsmassstabes, 
nach  welchem  die  auf  den  allgemeinen  Versorgungsfond  ent- 
fallende Quote  36-24.859  70  beträgt. 

Dieser  Antheil  an  dem  Verzehrungssteuer-Gemeindezu- 
srhlage  betrug 

im  Jahre  1863 403.229  fl.  76     kr. 

„       „      1864 463.643   „   82      „ 

„       „      1865 394.973   „   31      „ 

„       „      1866 397.766   „   69*,   „ 

„       „      1867 371.070   „   62      „ 

„       „      1868 406.796   „   98     „ 

„       „      1869 453.426   „   27     „ 

„       „      1870 487.449  „   98.  „ 

„       „      1871 511.994   „    12,  „ 

^       „      1872 536  403   „    15      „ 

und  im  zehnj.  Durchschnitte  ...  442.675  fl.  47     kr. 

Die  Dotationen  aus  den  eigenen  Geldern  der 
Commune  werden  zufolge  Gemeinder aths-Beschlusses  vom 
27.  October  1863  in  „ordentliche"  und  „ausserordentliche" 
eingetheilt.  Jene  Summen,  welche  zur  Vermehrung  des  Stamm- 
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Vermögens  des  Versorgungsfondes  beitragea  (wenn  z.  B. 
der  Dotationsbetrag  zur  Deckung  der  Baukosten  eines  Ver- 
sorgungshauses bestimmt  ist),  bilden  die  ausserordentlichen, 
die  Vorschüsse  aber,  welche  zur  Deckung  des  Abganges  bei 
den  currenten  Erfordernissen  des  Fondes  verwendet  werden, 
die  ordentlichen  Dotationsvorschüsse.  Die  ersteren  sind  aus 
den  flüssig  werdenden  Vermögensbestandtheüen  des  Versorgungs- 
fondes, die  letzteren  jedoch  nur  im  Falle  eintretender  Zahlungs- 
fähigkeit des  Fondes  aus  den  currenten  Mitteln  desselben 
rückzuerstatten. 

Was  nun  das  Ziffermässige  dieser  bedeutenden  ausser- 
ordentlichen Einnahmsquote  für  den  Fond  anbelangt,  so  ist 
mit  Rücksicht  auf  das  Jahrzehnt,  auf  welches  sich  hier  zu 
beschränken  ist,  Folgendes  anzuführen: 

Schon  mit  Ende  des  Jahres  1862  schuldete  der  all- 
gemeine Versorgungsfond  den  eigenen  Geldorn  der  Commune 

an  ordentlichen  Dotationsvorschüssen 150.775  fl.  86  kr. 

„   ausserordentlichen         „  39.224  „    14  „ 

zusammen  also  den  Betrag  von 190.000  fl.  —  kr. 

Im  Laufe  des  Decenniums  1863 — 1872  empfing  dieser 
Fond  aus  derselben  Quelle  ohne  Unterbrechung  Jahr  für  Jahr 
sowohl  ordentliche  als  ausserordentliche  Zuflüsse. 

Diese  dem  Fonde  aus  der  Communalcasse  gewährten 
Dotationen  haben  betragen 


im 

Jahre 

1863.. 

an  ordentlichen  Vor- 
schildsea 

94.321  fl.  82    kr. 

&n  aassernrdentllchen 
VomchilMea 

115.678  fl.  18    kr. 

zusammen 
210.000  fl.  — 

11 

11 

1864.. 

251596  „  19*5 

»1 

117.403  „  80-5 

11 

370.000  „  — 

11 
11 

i> 
11 

1865.. 
1866.. 

208.651  „  17 
251.605  „  55 

11 
11 

146.805  „  72 
288.394  „  45 

11 

11 

355.456  „  89 
540.000  „  — 

11 

11 

1867.. 

196.022  „  77 

^i 

184.162  „  21 

11 

380.184  „  98 

n 

11 

1868.. 

251  640  „  — 

11 

102.678  „  76 

11 

354.318  „  76 

11 

y» 

1869.. 

290.000  „  — 

11 

65.207  „  47 

11 

355.207  „  47 

11 

11 

1870.. 

228.667  „  63 

11 

29.132  „  37 

w 

257.800  „ 

11 

11 

1871.. 

66.409  „  34 

ly 

19.011  „  11 

^1 

85.420  „  45 

n 

11 

1872.. 

115.091  „  45-, 

11 

110.529  „  94-, 

11 

225.621  „  40 

kr. 

11 
11 
11 
11 
11 
i^ 
»1 
11 

w 
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Die  Sück Zahlungen,  welche  hierauf  von  dem  Fonde 
während  desselben  Decenniums  an  die  Communal-Renten 
geleistet  worden  sind,  beschränken  sich  auf  nachfolgende 
Sammen: 

Zur  Tilgung  der  ordentlichen  Vorschüsse  wurde  nur  eine 
einzige  Rückzahlung  und  zwar  im  Verlaufe  des  Jahres  1863 
mit  dem  Betrage  von  25.456  fl.  89  kr.  geleistet  Zur  Er- 
stattung der  ausserordentlichen  Dotationen  erfolgten  aber  vier 
Rückzahlungen,  und  zwar  im  Jahre  1867  mit  73.500  fl.,  im 
Jahre  1868  mit  8640  fl.,  im  Jahre  1869  mit  357.800  fl.  und 
im  Jahre  1871  mit  dem  Betrage  von  648.559  fl.  92  kr. 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Abschlagszahlungen  stellte  sich 
die  Oesammtschuld  des  allgemeinen  Versorgungsfondes  an 
die  eigenen  Gelder  der  Commune  in  den  einzelnen  Jahren 
des  verflossenen  Jahrzehnts  1863 — 1872  folgendermassen 
heraas : 

Dieselbe  betrug  zu  Ende  des  Jahres 


zn  ordentlichen 

an  aasserordentUchei 

i 

« 

Vorschüssen 

Vorschüssen 

1863.. 

219.640  fl.  79    kr. 

164.902  fl.  32 

kr. 

374.543  fl. 

11 

kr 

1864.. 

472.236  ,.  98-,   „ 

272.306  „  12-5 

1» 

744.543  „ 

11 

1865.. 

680.888  „  15-g   „ 

419.111  „  84-5 

•)i 

1,100.000  „ 

IH66.. 

932.493  „  70*5   „ 

707..S06  „  29.5 

n 

1,640.000  „ 

1867.. 

1,128.516  „  47-5    „ 

818.168  „  o0-5 

i> 

1,946.684  „ 

98 

>i 

1868.. 

1,380.156  „  47-,   „ 

912207  „  26-5 

17 

2,292.363  „ 

74 

11 

1869.. 

1,670.156  „  47.5    ,, 

619.614  „  73.5 

11 

2,289.771  „ 

21 

IS70.. 

1,898.824  „  lO-,    „ 

648.747  „  10-5 

« 

2,547.571  „ 

21 

1871.. 

1,965.233  „  44.5    ,. 

19.198  „  29*5 

n 

1,984.431   „ 

74 

11 

1872.. 

2,080.324  „  90      „ 

1^9.728  „2i 

11 

2,210.053  „ 

14 

11 

Die  Schuld  des  allgemeinen  Versorgungsfondes  an  die 
Commune  hat  sich  demnach  im  Verlaufe  des  Decenniums  von 
.Anfang  1863  bis  zu  Ende  des  Jahres  1872  um  2,020.053  fl. 
14  kr.  vermehrt.  — 

Schliesslich  folgt  noch  eine  Uebersicht  der  gesammten 
Einnahmen  und  Ausgaben  dieses  Fondes  in  den  einzelnen 
Jahren  des  Decenniums. 


108 

Es  betrug  die  Gesammtsurame  der  Einnahmen  und 
der  Ausgaben  des  allgemeinen  Versorgungsfondes  mit  Aus- 
schluss der  durchlaufenden  Posten 


an  Einnahmen 

an  Ausgaben 

im 

Jahre 

>  1863. 

.    1,320.724  fl.  16-, 

kr. 

1 

1,357.450  fl.  43   kr 

n 

99 

1864. . 

1,698.859  n  88 

» 

1,699.594  „  38-,  „ 

w 

» 

1865.. 

1,457.081  „  22 

w 

1,475.004  „  11     „ 

n 

W 

1866.. 

1,704.650  „  51 

w 

1,677.240  „  88     „ 

99 

» 

1867.. 

1,679.945  „  18-, 

» 

1,698.437  „  46-,  „ 

» 

W 

1868.. 

1,578.112  „  96-, 

»? 

1,569.129  „  42-,  „ 

99 

» 

1869.. 

1.944.759  „  89., 

55 

1,894.528  „  97-,  „ 

99 

W 

1870. . 

1,494.008  „  38 

55 

1,492.331  „  68-,  „ 

» 

W 

1871   . 

2,144.334  „  32-, 

»5 

2,208.615  „  49-,  „ 

»? 

zusa 

1872.. 

1,894.946  „  67.3 

55 

1,857.987  „  80-,  „ 

^mmon . . 

16,917.423  fl.  20 

kr. 

16,930.320  fl.  65 ,  kr. 

uodimzehiij.DurcbschniUe    1,691.742  fl.  32     kr.        1,693.032  fl.  06    kr. 

Iliczu  muss  bemerkt  werden,  dass  den  Einnahmen  sowohl 
wie  den  Ausgaben  auch  die  in  den  einzelnen  Jahren  aus  den 
Gemeindegeldem  an  den  Versorguugsfond  geleisteten  und 
respective  die  von  demselben  an  jene  Gelder  zurückbezahlten 
DotationsYorschüsse  zugezählt  wurden,  deren  Summen  schon 
früher  ziffermässig  angegeben  worden  sind. 

Bezüglich  der  Ausgaben  ist  es  selbstverständlich,  dass 
der  grösste  Theil  derselben  ausschliesslich  dem  Zwecke  der 
Unterstützung  und  Versorgung  der  armen  Bevölkerung  ge- 
widmet wird,  und  es  ist  hinsichtlich  des  Verhältnisses,  in 
welches  sich  hiezu  die  Administrations-  und  Kegie-Auslagen, 
dann  die  auf  den  Fond  entfallenden  Staatsabgaben  stellen, 
nur  zu  bemerken,  dass  die  Kosten  der  erstereu  im  mehrjähri- 
gen Durchschnitte  beiläufig  8  und  die  Steuern  1  Percent  von 
der  Gesammtsumme  der  Ausgaben  in  Anspruch  nehmen. 

Schliesslich  ist  noch  anzuführen,  dass  der  Stand  des 
reinen  Stammvermögens  des  allgem.  Versorgungsfondes 
mit  Ende  des  Jahres  1872  sich  mit  4,801.849  fl.  l4  kr.  beziflFerte. 
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2.  Der  Bürgerladfond. 

Der  Bürgerladfond  entstand  um  das  Jahr  1558  durch 
Sgmmlungen,  Geschenke  und  Legate,  insbesondere  auch  durch 
die  Beitr&ge  der  bürgerlichen  Zünfte,  und  war  bei  dem  da- 
maligen Mangel  an  Annenanstalten  in  Wien  dazu  bestimmt, 
oDTersorgten,  armen  Bürgern  und  deren  Frauen  je  nach  dem 
Grade  ihrer  Dürftigkeit  monatlich  grossere  oder  kleinere  Unter- 
stötzungen zu  gewähren.  Die  Vertheilung  der  Gelder  besorgte 
der  Stadtrath. 

Als  im  Jahre  1785  die  Stiftungs-Oberdirection  den  Bär- 
gerladfond  einziehen  und  mit  dem  Armeninstitutsfonde  ver- 
einigen wollte,  wurde  von  Seite  des  Magistrates  geltend 
gemacht,  dass  diese  beiden  ihrer  Widmung  nach  verschiedenen 
Fonde  zur  Vereinigung  nicht  geeignet  seien,  indem  der  Bür- 
gerladfbud  ausschliesslich  für  arme  Bürger,  der  Armeninsti- 
tutsfond  aber  für  Arme  im  Allgemeinen  bestimmt  sei. 

Diese  Vorstellung  wurde  höheren  Orts  berücksichtigt 
nnd  sohin  mit  einem  Erlasse  der  Regierung  an  den  Magistrat 
Vom  1.  October  1789  die  Verwaltung  der  Burgerlade  dem 
Letzteren  vorbehalten.  „Auf  die  von  Ihm  Stadtmagistrat," 
heisst  es  daselbst,  „anher  gemachte  und  von  Ref!:ierung  nach 
Hof  begleitete  Vorstellung  wegeh  Besorgung  der  Hörgerlado 
ist  durch  Ilofbescheid  vom  25.  September  d.  J.  anhergelangt: 
Iiie  allgemein  ergangene  allerhöchste  Anordnung  sei  befolgen 
zu  machen,  und  die  unentgeltliche  Verwaltung  der  Bürgerlade 
dem  hiesigen  Stadtmagistrate  aufzutragen."  "*) 

Der  Bürgerladfond  steht  also,  wie  der  allgemeine  Ver- 
sorgungsfoud,  unter  der  Verwaltung  der  Gemeinde  und  ist 
dazu  bestimmt,  solche  arme  Gemeindebürger  mit  Pfründen  zu 
hetheilen,  welche  wegen  Mangels  eines  erledigten  Platzes  aus 


")  üeber  die  nähere  Geschichte  des  Bürgerladfondes  siehe:  Weiss  : 
Geschichte  der  öfTentlichen  Anstalten  etc.  Seite  335. 
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dem  —  später  zu  besprechenden   —   Bürgerspitalfonde  keine 
Pfründe  erhaltep  können. 

Die  Anzahl  derPfründen  des  Bürgerladfondes  ist  wie 
jene  des  Bürgerspitalfondes  systemisirt,  und  wird  von  Zeit 
zu  Zeit  nach  den  Einkünften  des  Fondes  regulirt.  So  wurde 
dieselbe  mit  Gemeinderaths-Beschluss  vom  22.  December  1858 
mit  460  festgesetzt;  durch  einen  weiteren  Beschluss  vom 
26.  September  1862  wurde  diese  Anzahl  auf  510  erhöht 
zugleich  aber  bestimmt,  dass  s&mmüiche  Pfründner,  mit  Aus- 
nahme der  schon  aus  früherer  Zeit  mit  4  fl.  20  kr.  betheilten, 
nunmehr  gleichmässig  mit  4  fl.  ö.  W.  monatlich  betheilt 
werden  sollen.  Im  Jahre  1863  wurde  die  Anzahl  dieser  Pfründen 
abermals  und  zwar  auf  540,  *')  im  Jahre  1865  auf  590  **)  und  im 
Jahre  1866  auf  600  erhöht.  ")  Im  Jahre  1868  musste  dagegen 
in  Folge  der  misslichen  Lage  des  Bürgerladfondes  die  Pfründ- 
nerzahl auf  500,  **)  im  Jahre  1870  auf  450  reducirt  werden  *") 
und  wurde  dann  pro  1871  mit  400  eingestellt.  ") 

Die  Bürgerladpfründen  werden  vom  Magistrate  ver- 
liehen und  in  dem  städtischen  Oberkammeramte  ausbezahlt. 
Auf  eine  Bürgerladpfründe  haben  nur  jene  verarmten  Bürger 
und  deren  Gattinnen  Anspruch,  die  ihr  Gewerbe  bereits  zu- 
rückgelegt haben  und  wegen  vorgerückten  Alters  oder  grösserer 
Körpergebrechlichkeit  ohne  eine  Pfründe  sich  nicht  mehr 
fortbringen  können.  ^•)  Ist  die  Zahl  der  systemisirten  Bürger- 
ladpfründen   erschöpft,    so    werden    die  Bewerber    um    derlei 


*•)  Gemoinderaths-Beschluss  vom  t9   October  1863. 

■*)  Gemeinderaths-Beschluss  vom  13.  JA-nner  1865. 

*•)  Gemeinderaths-Beschlußs  vom  23.  Februar  1866. 

^*)  Gemeinderaths-Beschluss  vom  8.  Mai  1868. 

Die  Kosten  für  die  ausgeschiedenen  100  Pfründner  —  heisst  es  in 
diesem  Beschlüsse  —  sind  aus  dem  allgemeinen  Versorgungsfonde  zu 
bestreiten.  Die  Verleihung  .von  Bürgerladpfrflnden  wird  so  lange  sistirt, 
bis  die  ausgeschiedenen  100  wieder  in  die  Betheilung  aufgenommen  sind  . 

'"')  Gemeinderaths-Beschluss  vom  11.  Jänner  1870. 

*')  Gemeinderaths-Beschluss  vom  28.  Februar  1871. 

'*)  S.  51  der  Instruction  für  die  Armeninstitnte  n.  s.  w. 
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Pfrnnden,  wenn  sie  die  Eignung  für  eine  Pfründe  aus  dem 
lersorguDgsfonde  nachweisen  können,  für  die  Bürgerladpfründc 
in  Jormerkung  genommen  und  einstweilen  aus  dem  Versor- 
gimgsfonde  mit  einer  Pfründe  von  monatlich  4  fl.  betheilt,  bis 
8ie  in  die  Zahl  der  Bürgerladpfründner  eingereiht  werden 
können. 

Die  Einnahmen  des  Bürge rladfondes  bestehen: 

1.  af*s  den  Interessen  vom  eigenen  Capitale,  in  Werth- 
papieren  bestehend,  dessen  Stand  am  Schlüsse  des  Jahres  1872 
nach  dem  Curse  168.749  fl.  9  kr.  ö.  W.  betrug  (die  Cassa- 
bestftnde  am  Ende  dieses  Jahres  stellten  sich  auf  5683  fl. 
75-5  kr.  ö.  W.); 

2.  ans  dem  Miethzinse  vom  Bürgerladhause  Nr.  793  alt, 
Wollieile  Nr.  28  neu,  in  der  inneren  Stadt,  dessen  Werth 
nach  dem  Brutto-Zinserträgnisse  vom  Jahre  1872  per  10.765  fl. 
sich  mit  129.180  fl.  ö.  W.  beziffert; 

3.  aus  Stiftungsinteressen,  Vermächtnissen,  Geschenken 
and  freiwilligen  Beiträgen,  und 

4.  aus  den  Dotationen  aus  dem  allgemeinen  Versorgungs- 
fonde.  Im  Falle  nämlich  die  Mittel  des  Bürgerladfondes  zur 
Bedeckung  der  Auslagen  nicht  reichen,  ist  der  allgemeine 
Versorgungsfond  zur  Dotirung  de  *  Ersteren  berufen. 

Während  des  Decenniums  1863 — 1872  stellten  sich  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  des  Bürgerladfondes,  mit  Ausschluss 
der  durchlaufenden  Posten,  wie  aus  der  Tabelle  Seite  112  zu 
ersehen  ist. 

Das  Deficit  in  einzelnen  Jahren  wurde  durch  Vorschüsse 
aus  dem  allgemeinen  Versorgungsfonde  gedeckt,  welche  aber 
mit  Ende  des  Jahres  1872  beglichen  erscheinen. 

Das  reine  Stammvermögen  des  Bürgerladfondes  hat 
zu  Ende  des  Jahres  1872...   297,929  fl.  9  kr.  betragen. 
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3.  Der  Grossarmenhaus-Stiftungsfond. 

Ueber  die  Entstehimg  uud  Geschichte  desselben  ist  in 
Kürze  Folgendes  anzuführen  '''') 

Dr.  Johann  Theobald  Frankh,  römisch-kaiserlicher  Maje- 
stät Rath  und  Regent  des  Regimentes  der  niederösterreichischeu 
Stände,  hatte  im  Jahre  1686  eine  in  der  Aisergasse  gelegene, 
aas  sieben  Grundstücken  und  Hofstätten  bestehende  Be- 
sitzung testamentarisch  zu  einem  ^Soldatenspitale^^  gewidmet. 

Da  die  Mittel  zur  Herstellnug  und  Einrichtung  des  dazu 
erforderlichen  Gebändes  fehlten,  fand  sich  Kaiser  Leopold  I. 
im  Jahre  1693  zur  Beischaffung  derselben  bestiuimt,  zugleich 
aber  bewogen,  das  erbaute  Haus  bei  dem  Mangel  einer  zur 
Aufnahme  der  in  grosser  Zahl  vorkommenden  Bettler  und  Ob- 
dachlosen geeigneten  Anstalt  zu  einem  Armenhause  zu  be- 
stimmen. Damit  jedoch  auch  dem  Willen  des  Stifters  Genüge 
geschehe,  wurde  ein  Theil  des  Armenhauses  ausscbliesseud 
zur  Verpflegung  invalider  Soldaten  verwendet. 

Der  erste  grosse  Hof  dieses  Annenhauses  (des  heutigen 
allgemeinen  Krankenhauses)  entstand  zwischen  1694  und  1697; 
in  den  Jahren  1720  und  von  1752 — 1774  wurden  dann  weitere 
Neubauten  aufgeführt   und  neue  Grundstücke  hiezu  angekauft. 

Die  Auslagen  des  Baues  wurden  zum  Theile  aus  dem 
Aequivalente   des   Bieraufschlages  *")    per    130000  fl.,    dann 


^)  Die  ausführliche  Geschichte^  des  Grossarmenhauses  und  des 
Orossamenhaus-FoDdes  siehe  bei:  Weiss,  Geschichte  der  öffentlichen 
Anstalten  etc.  a.  v.  0.,  dessen  Ausführungen  auch  die  Grundlage  obiger 
gesckiehtlichen  Skizze  bilden. 

*^)  Der  Bieraufschlag  war  die  erste  bedeutende  Einnahmsquelle 
welche  diesem  Grossarmenhause,  wie  es  genannt  wurde,  im  Jahre  1694 
zogewiesen  worden  ist.  Dasselbe  blieb  übrigens  nur  wenige  Monate  in 
dem  Besitze  dieser  Einnahme,  deren  jjlhrliches  Erträgniss  durchschnittlich 
aof  6000  fl.  veranschlagt  worden  war.  Es  entstand  nämlich  in  Betretl 
derselben  eine  Differenz  zwischen  der  zur  Unterbringung  der  Annen  ein- 
gesetzten Regierungscommission  und  der  kaiserlichen  llofkammer,  welche 

S 
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einem  Geschenke  des  Cardinais  KoUonits  per  10.000  fl.  und 
aus    den  Interessen    der  Thavonat'schen  Stiftung  "*)  bestritten. 

Ausser  den  Invaliden,  welche  der  ursprünglichen  Wid- 
mung entsprechend  in  dem  Armenhause  zu  verpflegen  waren, 
wurden  in  dasselbe  nicht  nur  die  nach  Wien  gehörigen,  sowie 
die  vom  flachen  Lande  hereinströmenden  Armen,  sondern  seit 
dem  Jahre  1717  auch  arbeitsfähige  Bettler  und  Mussiggäuger 
gebracht;  die  Letzteren  sind  daselbst  mit  Spinnen  beschäftiget 
worden. 

Arme,  welche  in  diesem  Hause  bestimmte  Arbeiten  ver- 
richteten, erhielten  dafür  eine  entsprechende  Entschädigung. 

Dass  dieser  Anstalt  der  Name  „Grossarmenhaus'*  mit 
Recht  beigelegt  werden  konnte,  geht  daraus  hen-or,  dass  in 
demselben  bereits  im  Jahre  1696  1000  Personen,  im  Jahre 
1706  gegen  1500  und  im  Jahre  1724  mehr  als  1700  Bedürftige 
Aufnahme  gefunden  hatten. 

Die  Invaliden  und  Armen  erhielten  in  diesem  Armen- 
hause  Unterstand,  Kleidung  und  auch  die  Kost,  und  zwar  in 
der  erste  reu  Zeit  in  natura;  später  ist  denselben  dafür  ein 
lielutum  angewiesen  worden. 

Auch  Kinder  und  Gebärende  wurden  in  diesem  Hause 
verpflegt,  und  zwar  Erstere  bis  zu  ihrem  7.  Lebeosjahre,  Ge- 
bärende aber  bis  zur  Wiedererlangung  ihrer  Gesundheit. 

Bis  zur  Einsetzung  der  „milden  Stiftimgs-llofcommission'* 
im  Jahre  1750    stand    das    Grossarmenhaus    unter   der    Ober- 


dainit  beglichen  wurde,  dass  dem  (} rossarm onhause  der  Bierautschlag 
von  der  kaiserlichen  Ilofkamnier  mit  der  Summe  von  1.30.000  fl.  abgelöst 
worden  ist.  Hievon  wurde  der  Betrag  von  110.000  fl.  baar  gezahlt,  für 
den  Kest  von  20.000  fl.  aber  dem  Grossarmenhause  der  Gottesacker  vor 
ilem  Sohottenthore  überlassen.  Zugleich  garantirte  die  kaiserliche  Hot- 
kammer  dem  Grossarmenhause  die  richtige  Abfuhr  des  jährlichen 
kaiserlichen  Almosens  per  COOO  fl.,  welches  auf  Wunsch  der  Regierung 
zur  Sicherstellung  aus  dem  Salzamte  angewiesen  wurde. 

®*)    Freiherr   von  Thavonat  hatte  dem  ArmenhaiLse  mit  Testament 
Tom  16.  Februar   17:20  die  Summe  von  600.000  fl.  zugewendet. 
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aufsieht   einer    besonderen    von    der   Regierung    eingesetzten 
Commission. 

Das  Vermögen,  welches  dem  Grossarmenhanse  die  Mit- 
tel zur  Erreichung  des  Anstaltzweckes  bieten  sollte,  bestand 
ausser  den  bereits  erw&hnten,  zur  Bestreitung  der  Baukosten 
femendeten  Fonden  und  Stiftungen,  noch  in  dem  Erträgnisse 
rerschiedener  Aufschläge  und  Gef&lle,  über  welche  einiges 
Nähere  anzuführen  sein  wird. 

Im  Jahre  1697  wurde  dem  Orossarmenhause  als  Ein- 
Qahmsquelle  anstatt  des  schon  besprochenen  Bieraufschlages  das 
„Lohnwagengefälle^  "■)  und  mit  dem  Patente  vom  8.  Februar 
1698  weiters  der  ^Aufschlag  auf  Bau-  und  Brennholz**  **)  so- 
Fühl  für  Wien  als  für  Klosterneuburg,  Korneuburg  und  Stocke- 
rau  zugewiesen. 

Bis  zum  Jahre  1781  musste  auch  von  dem  Inhaber  des 
„Pri\ilegiums  für  die  Benützung  von  Trag-  und  Lohnsesseln"  "^) 
für  jeden  Iragsessel  eine  bestimmte  Gebühr  (in  den  ersten 
vier  Jahren  monatlich  4  fl.,  späterhin  1  fl.  30  kr.  monatlich) 
au  den  Grossarmenhausfond  abgeführt  werden. 

Als  im  Jahre  1737  die  Regierung  in  Finauznöthen  geriet  h 
uahm  sie  bei  den  Administratoren  der  Spitäler  und  Armenhäuser 
Wiens  („benanntlich  des  allhiesigen  Bürgerspitals  sammt  denen 
incuri)ürirten  Kur-  und  Krankenhäusern,  danu  des  grossen 
Armenhauses  in  der  Alstergasseu,  wie  auch  des  St.  Joannis- 
Nepomuceni-Spitals  und  der  vor  eben  dergleichen  Arme  ge- 
widmet kirchnerischen  Fundation")  ein  Darlehen  von  300.000  fl. 
^zu  einer  unverschieblicheu  Aushilf  des  erschöpften  kays. 
Aerary"  auf. 


•')  Siehe  das  auf  Seite  91  über  das  LohnwagengefAll»^  Angetührto. 

•*)  Mit  Hofkanzleidecret  vom  18.  Mai  1751  wiird«  das  Gross- 
ärmenhajis  angewiesen,  die  Hälfte  des  „Brennholzaufschlages"  an  dt»n 
f&valideofond  abzuführen. 

•*)  Im  Jahre  1781  wurd«  das  „Privilegium  auf  die  Haltung  von 
Trtg-  und  Lohnaesseln"  aufgehoben   und    die  Beschäftigung    der  Sessel- 

triger  freigegeben. 

8* 
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Bei  dieser  Gelegenheit  schlössen  die  Anstalten  mit  der 
Hofkammer  einen  Vertrag  "•)  ab,  welchem  zu  Folge  diesen 
Spitälern  für  die  Gewährung  des  Darlehens  die  Befreiung  von 
dem  Fleischaufschlage  und  von  dem  Aufschlage  auf  alle  zur 
Verpflegung  und  Kleidung  der  Armen  erforderlichen  Naturalien 
und  Manufacturen  für  immerwährende  Zeiten  zugesichert  wurde. 

Dieses  Privilegium  der  Aufschlagsbefreiung  wurde 
späterhin  von  der  Regierung  wieder  aufgehoben,  das  Gross- 
armeuhaus  aber  dafür  durch  ein  Geldäquivalent  entschädigt, 
welches  für  die  entgehende  „Mehlaufschlags-Befreiung**  zu- 
folge Hofdecretes  vom  13.  Februar  1768  ®0  i^it  dem  Pauschal- 
betrage von  jährlich  1000  fl.  W.  W.  (420  fl.  ö.  W.)  und  für 
die  gleichfalls  aufgehobene  „Befreiung  vom  Fleischaufschlage^ 
zufolge  der  kais.  Verordnung  vom  22.  Juli  1760  mit  dem 
Jahrespauschale  von  300  fl.  W.  W.  (126  fl.  ö.  W.)  limitirt 
wurde. 

Auch  aus  der  „Cassa  pauperum^  bezog  das  Grossarmen- 
haus einen  Beitrag.  Mit  Rücksicht  auf  die  ungünstigen  Ver- 
mögensverhältnisse derselben  stellte  aber  die  Regierung  im 
Jahre  1752  die  dem  Grossarmenhause  bisher  aus  dieser  Cassa 
zugewendete  Beitragsleistung  von  jährlich  30(X)  fl.  ein. 

In  demselben  Jahre  wurde  auch  das  bis  dahin  unge- 
schmälert ausgeübte  Recht  des  „Almosensammelus  in  den 
Kirchen^^  eingeschränkt  und  die  Zahl  der  Büchsensammler 
des  Grossarmenhauses  auf  23  herabgesetzt.  '^) 

Ueber  das  Verhältniss  des  Grossarmenhauses  zu  „dem 
k.  k.  Versatzamte"  bezüglich  der  Beitragsleistung  des  Letzte- 


••j  Siehe  .denselben  bei:  Weiss,  Geschichte  etc.  IL  Abtheilung, 
Urkunden,  Regesten  S.  LXV.  Von  dem  „Aufschlage  auf  Mehl,  Gries  und 
Brod"  waren  die  Spitäler  bereits  mit  Patent  vom  1.  September  1714  im 
Umfange  des  Hausbedarfes  befreit  worden. 

•')  Bei:  Weiss  etc.  II.  Abth.,  S.  LXXXIX. 

•*)  Hofkanzleidecret  vom  14.  October  1752,  bei  Weiss  etc.  in  den 
Urkunden  und  Regesten,  S.  LXXXl 
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reo  wurde  bereits  auf  Seite  68  das  Wisseoswerthe  angeführt, 
forauf  daher  verwiesen  werden  kaun. 

Auch  aus  dem  »»Lottogefälle'^  ist  mit  einem  Erlass  vom 
24.  September  1773  dem  Grossarmenhause  ein  j&hrlicher 
Beitrag  und  zwar  die  Summe  von  600  fl.  zu  gleichen  Theilen 
mit  der  Cassa  pauperum  zugewiesen  worden. 

Die  übrigen  Einkünfte  des  Fondes  des  Orossarmen- 
hauses  bestanden  in  dem  Einkommen  aus  verschiedenen  Zehent- 
ood  Bergrechten,  dem  Erträgnisse  der  Stiftungen  und  des 
seit  dem  Jahre  1770  dem  Grossarmenhause  gehörigen  Hauses 
Xr.  150  in  der  inneren  Stadt,  endlich  in  den  dem  Vermögen 
des  Orossarmenhauses  zugewendeten  Legaten. 

Als  im  vorletzten  Decennium  des  verflossenen  Jahr- 
hunderts die  Josefinische  Regulirung  der  Humanitäts- 
anstalten zur  Durchführung  kam,  ist  das  Grossarmenhaus 
ausschliesslich  ^fQr  die  Krankenpflege^  bestimmt  worden. 

Der  „Grossarmenhausfond**  aber,  welcher,  wie  im  Vor- 
stehenden gezeigt  wurde,  aus  Stiftungen,  gesetzlichen  Gefällen 
und  anderen  Beiträgen  des  aufgelassenen  Grossarmenhauses 
bestand,  wurde  bis  zu  seiner  im  Jahre  1842  erfolgten  Incor- 
porirung  in  den  allgemeinen  Versorgungsfond,  theils  zur  Be- 
theilung von  Armen  der  Stadt  Wien  mit  Pfründen ,  und 
iheils  zur  Bestreitung  der  Kosten  für  Besoldungen  und  Pro- 
risionen  der  Stiftungsverwaltung  bestimmt. 

Als  endlich  im  Jahre  1842  der  Grossarmenhausfond 
nebst  dem  Armenfonde,  dem  Armeniustitutsfoude,  dem  Wohl- 
thätigkeits-,  Reserve-  und  dem  disponiblen  Wohlthätigkeits- 
fonde  unter  dem  gemeinschaftlichen  Namen  „allgemeiner  Ver- 
sorgungsfond** in  die  Verwaltung  des  Magistrates  überging, 
ist  nur  das  freie  Vermögen  des  Qrossarmenhausfondes  der 
städtischen  Behörde  übergeben  worden.  Der  mit  Stiftungen 
und  besonderen  Widmungen  belastete  Theil  des  Fondsver- 
iDögens  war  damals  ausgeschieden  worden,  und  blieb  als 
«Grossarmenhaus-Stiftungsfond"  bis  zum  Jahre  1871  in  der 
Verwaltung  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
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In  diesem  letstgenannten  Jahre  sind  aber  gleichzeitig 
mit  den  310  Johannesspital-Stiftungen  auch  die  34  Oross- 
armenhaus-Stiftungen  *^  gegen  Zugestehung  eines  Abzuges 
Yon  je  3  Percent  des  reinen  Stiftungsertrages  als  Regie- 
kostenersatz, vorbehaltlich  des  staatlichen  Oberanfsichtsrechtes, 
in  die  Verwaltung  der  Gemeinde  Wien  übergeben  worden.  ''•) 
Die  commissionelle  Uebergabe,  resp.  Uebernahme  des  Johan- 
nesspital- und  Grossarmenhaus -Stiftungsfondes  erfolgte  am 
29.  December  1871. 

Das  Vermögen  des  Grossarmenhaus-Stiftungsfondes  be- 
stand an  dem  Uebergabstage  in  973  fl.  73'^  kr.  in  Barem  und 
264.300  fl.  in  Werthpapieren. 

Dermalen  bestehen  die  Einnahmen  des  Fondes  in  den 
Interessen  der  Stiftungscapitalien,  in  der  yom  allgemeinen 
Versorgungsfonde  zur  Bestreitung  einer  täglichen  Zulage  von 
3\  kr.  bei  sämmtlichen  Grossarmenhausstiftungen  zu  leisten- 
den Jahresdotation  von  2485  fl.  18  kr.,  femer  in  zwei  permanen- 
ten Beitragsleistungen ,  und  zwar  mit  2  fl.  81  kr.,  welche 
der  allgemeine  Versorgungsfond  zur  Deckung  des  Abganges 
bei  der  Grevenbruck'schen  Grossarmenhausstiftung  leistet,  und 
von  4  fl.  20  kr.,  welche  jährlich  von  der  Familie  des  Fürsten 
CoUoredo-Mannsfeld  für  die  Josefa  Starhemberg'sche  Gross- 
armenhausstiftung gezahlt  werden. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  dieses  Fondes  bezifferten 
sich  in  den  Jahren  1863  bis  incl.  1872  wie  folgt: 

Einnahmen  Ausgaben 

im  Jahre  1863 14.006  fl.  53',  kr.  10.655  fl.  87-,  kr. 

„      „      1864 17.437  '„  91*.  „  13.456  „  73-,  „ 

„      „      1865 14.274  „  80     „  13.039  „  32-,   „ 


**)  Dieselben  sind  in  dem^  „Verzeichnisse  der  Stiftungen^  am 
Schlüsse  der  I.  Abtheilung  aufgeführt. 

^^)  Gemeinderaths-Beschluss  vom  tl.  October  1871  und  Erlass  des 
Ministeriums  des  Innern  vom  13.  November  1871,  Z.  5443.  (Decret  der 
k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  t9   November  1871,  Z.  31631.) 


119 

Einnahmen  Ausgaben 

im  Jahre  1866 14.668  fl.  13   kr.  14.068  fl.  30-,  kr. 

„     „     1867 14.820  „  92     „  13.278  „  33     „ 

,     „     1868 13.354  „  48-,  „  12.000  „  36     „ 

,     „     1869 9.352  „  88-.  „  12.770  „  17-,  „ 

r.     „     1870 12.428  „  22     „  10.274  „  60     „ 

r     „     1871 11.437  „  33-,  „  11.914  „  64     „ 

,     „      1872 16  706  «  13     „  14.630  „  72     „ 

zusammen. .   138487  fl.  35*  kr.  126.089  fl.  06-  kr. 

diker  ia  «kij.  Durcksdnitte  .  .  .  13.848  fl.  74    kr.  12.608  fl.  91    kr. 


4.  Der  Johannesspital-Stiftimgsfond. 

Im  Jahre  1723  war  über  Anregimg  des  Erzbischofes 
Sigismund  Kollonits  von  der  Regierung  das  sogenannte 
Mönzwardeinhaus  in  der  ehemaligen  Vorstadt  Gumpendorf  zu 
einem  Spitale  zur  Unterbringung  und  Verpflegung  einiger 
Armen  eingerichtet  worden;  da  dasselbe  unter  den  Schutz  des 
heil.  Johann  v.  Nepomuk  gestellt  war,  erhielt  es  den  Namen 
„Johannesspital**. 

Durch  das  reiche  Erträgniss  der  zahlreichen  für  dieses 
Spital  gemachten  Stiftungen  wurde  dasselbe  schon  in  den 
ersten  Jahren  seines  Bestandes  in  die  Lage  gesetzt,  die 
Kosten  für  die  Verpflegung  von  50  Armen  zu  bestreiten,  und 
es  konnten  späterhin  aus  dem  durch  Sammlungen  oder  auf 
anderem  Wege  eingegangenen  Almosen  noch  130  Personen 
verpflegt  werden. 

Unter  den  in  diesem  Spitale  verpflegten  Armen  befanden 
sich  auch  24  Waisenmädchen. 

In  Folge  der  raschen  Vermehrung  der  im  Johannes- 
spitale  verpflegten  Armen  und  Waisen  erwiesen  sich  die 
LfOcalitäten  desselben  bald  als  unzureichend,  daher  für  das- 
selbe  im    Jahre  1727   aus    dem    Stiftungsvermögen    ein   dem 
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Prinzen  Maximilian  von  Hannover  gehöriger  auf  der  Landstrasse 
gelegener  Sommerpalast  angekauft  wurde. 

Die  in  diesem  Spitale  untergebrachten  Armen  und  Waisen 
erhielten  in  demselben  Wohnung,  Kost  und  Kleidung,  also 
eine  vollkommene  Versorgung.  Die  Waisen  standen  unter 
einer  besonderen  Pflege  und  Obhut,  und  erhielten  in  der 
Anstalt  auch  den  entsprechenden  Unterricht;  die  darunter  be- 
findlichen Knaben  wurden  nach  Erreichung  des  erforderlichen 
Lebensalters  bei  Handwerkern  in  die  Lehre  gebracht. 

Das  Vermögen  dieses  Spitales  wuchs  durch  die  zahl- 
reichen demselben  zugewendeten  Spenden  und  Stiftungen  sehr 
rasch,  insbesonders  aber  auch  in  Folge  der  musterhaften 
ökonomischeu  Verwaltung  desselben.  Diese  wurde  zuerst  von 
einem  Superintendenten,  später  von  einem  Rector  besorgt, 
und  war  dann  im  Jahre  1743  'der  für  das  Hofspital  und  Bür- 
gerspital eingesetzten  Hofcommission ,  im  Jahre  1762  aber 
einer  dem  Superintendenten  berathend  zur  Seite  stehenden 
Congregation  übertragen  worden. 

Als  im  Jahre  1767  Freiherr  v.  Doblhofif,  welcher  seit 
1727  ununterbrochen  auf  die  Verwaltung  des  Spitales  thätigen 
Einfluss  genommen  hatte,  gestorben  war,  übertrug  die  Kaiserin 
Maria  Theresia  die  Aufsicht  über  die  Anstalt  dem  jeweiligen 
Erzbischofe  von  Wien,  welchem  dieselbe  auch  bis  zu  der  im 
Jahre  1783  erfolgten  Auflassung  des  Spitales  verblieb.  Die 
Controle  über  die  Verwaltung  des  Johannesspitales  führte 
früher  die  milde  Stiftungs-Hofcommission, 

Nach  Auflassung  des  Spitales  wurden  dessen  Räumlich- 
keiten dem  Hofkriegsrathe  zur  Einrichtung  eines  Invaliden- 
hauses überlassen  und  die  aus  dem  ebenfalls  aufgelassenen 
Qrossarmenhause  entlassenen  Militärinvaliden  in  selbes  trans- 
ferirt 

Die  Pfründner,  welche  im  Johannesspitale  untergebracht 
waren  (es  befanden  sich  im  Jahre  1780  in  demselben 
249  Männer  und  248  Frauen),  erhielten  nach  der  Auflassung 
der  Anstalt  Handbetheilungen  aus  dem  Spitalsvermögen,  oder 
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worden  in  das  Yersoi^nghaus  in  Ybbs  gewiesen.  Die  gleich- 
zeitig im  Spitale  befindlichen  Waisenknaben  (im  Jahre  1780 
betmg  die  Zahl  derselben  50)  wurden  gegen  Betheilnng  mit 
Handstipendien  bei  Privaten  in  Verpflegung  untergebracht, 
die  Waisenmädchen  dagegen  (im  Jahre  1780  an  der  Zahl  74) 
^egen  Entrichtung  eines  bestimmten  Pauschalbetrages  in  das 
Waisenhaus  am  Rennweg  abgegeben.  Die  Kranken  endlich, 
welche  sich  bei  Auflassung  des  Johanuesspitales  in  demselben 
befanden,  sind  in  das  in  ein  Krankenhaus  umgewandelte 
Grossarmenhaus  transferirt  worden.  ^^) 

Als  im  Jahre  1842  die  Leitung  des  Armenwesens  in 
Wien  und  in  den  in  den  Wiener  Armenbezirk  gehörigen, 
ausser  den  Linien  gelegenen  Gemeinden  an  den  Wiener  Ma- 
gistrat übergeben  wurde ,  sollten ,  wie  bereits  wiederholt 
erwiUint   wurde,    nach   der  allerhöchsten   Entschliessung  Yom 


^^)  FQr  diese  Unterbringung  der  Kranken  wird  noeh  dermalen 
aus  dem  Johannespitalfonde  ein  jährlicher  Beitrag  von  758  fl.  5.  W.  an 
das  allgemeine  Krankenhans  abgeifltirt. 

Die  Bemessung  dieses  Beitrages  wurde  mit  dem  Hofdecrete  vom 
r;.  September  1782  vorgezeichnet  und  dessen  Höhe  mit  dem  Uofkanzlei- 
decrete  vom  5.  September  1785,  Z.  18.521  genehmigt  Bereits  im 
JAbre  1785  wurden  von  dem  Johannesspitale  für  die  Krankenverpflegung 
irn  allg'emeinen  Krankenhause  1768  fl.  9  kr.  und  iür  die  daselbst  unter- 
gebrachten wahnsinnigen  PfrOndner  36  fl.  30  kr.,  zusammen  1 804  fl.  39  kr. 
bezahlt.  Diese  Zahlung  fand  von  da  ab  alljährlich  statt,  nur  wurde  sie 
Tom  16.  Milrz  1811  an  in  Wiener  Währung  ii.it  1804  fl.  39  kr., 
'  \om  1.  November  1818  an  in  Conventions* Münze  mit  721  fl.  51*5  l^r. 
and  Tom  1.  November  1858  an  in  österreichischer  W&hrung  mit  757  fl. 
95  kr.  oder  rund  mit  758  'fl.  entrichtet 

Dieser  Beitrag  hat,  wie  ein  auf  gleichem  Titel  beruhender  und 
aus  dem  Bürgerspitalfonde  an  das  Krankenhaus  zu  zahlender  Betrag, 
die  Bestimmung,  vor  Allem  zur  Deckung  der  Verpflegskosten  in  den 
k.  k.  Elrankenanstalten  für  die  Wieuer  PfrOndner,  d.  h.  zur  Deckung 
jenes  Theiles  der  Verpflegskosten,  welche  durch  die  Abiuhr  der  Pfründ- 
nerquote nicht  bedeckt  erscheint,  verwendet  zu  werden,  während  der 
dann  verbleibende  Rest  aus  diesen  Beiträgen  den  zahlungsunfähigen  Wienern 
ngnte  konimt.  (Deoret  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  10.  März  18*73, 
1.  tll67.) 


26.  Februar  1842  auch  die  für   die  Armen  überhaupt,   ohne 
besondere  Bestimmung  gewidmeten  sechs  Fonde,  unter  denea 
sich  auch   der  Johannesspitalfond   befand,    unter   der  Benen- 
nung   ^allgemeiner     Versorgungsfond^     dergestalt     vereinigt 
werden,    dass   nur   der   mit  Stiftungen  und  besonderen  Wid- 
mungen belastete  Theil  dieses  Vermögens  ausgeschieden  blieb. 

Bei  der  zu  Ende  des  Jahres  1842  durchgeführten  üeber— 
gäbe  der  sechs  in  den  allgemeinen  Versorgungsfond  zu.  yer«- 
einigenden  Fonde  zeigte  es  sich  jedoch,  dass  der  Johannes — 
spitalfond  blos  aus  Stiftungen  bestand,  mithin  kein  freiet 
zur  üebergabe  an  die  Gemeinde  geeignetes  Vermögen  vor— 
banden  war. 

In  Folge  dessen   blieb    der  Johannes  spitalfond   bis  zuna 
Jahre  1871  in  der  Verwaltung   der   k.    k.  u.  ö.  Statthalterei . 
Am  29.  December  dieses  Jahres  wurden   aber   die  Stiftungs- 
capitalien  von  310  Johannespital-Stiftungen  ^*)  gleichzeitig  mit 
dem  Grossarmenhaus-Stiftungsfonde  und  so  wie  dieser,  gegen 
Zugestehung  eines  Abzuges    von   3  Percent   als   Besoldungs- 
Dividende,  aus  dem  Ressort   der   k.    k.  n.  ö.  Statthalterei  in 
die  Communalverwaltung  übergeben. 

Das  Vermögen  des  Johannesspital-Stiftungsfondes  be- 
stand am  Uebergabstage  in  14.717  fl.  27*6  kr.  in  Barem  und 
765.470  fl.  in  Werthpapieren. 

Die  Einnahmen  des  Fondes  bestehen  nun  in  den  In- 
teressen der  Stiftungscapitalien  ,im  jährlichen  Betrage  von 
32.220  fl.  und  einem  von  dem  k.  k.  Cameral-Aerar  jährlich 
zu  leistenden  „Fleischbeitrage**  per  25  fl.  20  kr.  ö.  W. 

Die  nachfolgende  Zusammenstellung  gibt  eine  Uebersicht 
über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Johannesspital-Stif- 
tungsfondes  während  der  Jahre  1863  —  1872. 


*    ^*)   Dieselben   sind    in    dem    „Verzeichnisse   der  Stiftungen^    am 
Schlüsse  der  ].  Abtheilung  speciell  aufgeführt 
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Es 

belrugen 

» 

die  Einnahmen 

die  Ausgaben 

im  Jahre 

1863.    . 

39.599  fl.  58.,  kr. 

34.490  fl.  08.,  kr 

P          9» 

1864... 

46.623  „    82..  „ 

40.262  „    73.,  „ 

-          99 

1865.. 

40.471  „   42     „ 

35.198  „    27..  „ 

♦»          99 

1866... 

41.363  „   78     „ 

35.422  „    11     „ 

ff          99 

1867... 

41.495  „   95     „ 

33  985  „   74.,  „ 

-           99 

1868.. 

.38.366  „    13.,   „ 

31.654  „   08..  „ 

r          99 

1869... 

38.753  „    44.,   „ 

36  254  „   99.,  „ 

T           99 

1870... 

31  449  „    11.,    „ 

28.601  „   59.,  „ 

*;        99 

1871 . . . 

32.285  „   70     „ 

35.797  „    74     „ 

••            99 

1872... 

32.233  „   08     „ 

27.157  „    16     „ 

zusammen  382.642  fl.  03.,  kr.      337.714  fl.  52.^  kr. 
daher  im  zehnj. 

Durchschnitte    38.264  fl.  20    kr.         33.771  fl.  45    kr. 


5.  Der  Wiener  Landwehrfond. 

Dieser  Fond  wurde  dem  Magistrate  der  Stadt  Wien  von 
der  n.  ö.  Landesregierung  am  1.  Jänner  des  Jahres  1846  zur 
Verwaltung  übergeben.'") 

Die  Gründung  desselben  fällt  in  das  Kriegsjahr  1809. 
Als  in  diesem  Jahre  die  sechs  Freibataillons  der  Wiener 
Landwehr  auf  die  erste  Aufforderung  des  Kaisers  Franz  I.  sieh 
bereit  erklärten,  auch  ausserhalb  der  Landesgrenzen  Dienste 
zu  leisten  und  6413  Mann  am  10.  März  1809  in  das  Feld 
iogen,  hatte  die  Staatsverwaltung  es  sich  zur  Pflicht  gemacht, 
iie  Familien  dieser  Laud\vehrmänner  im  Auge  zu  behalten 
md  für  jene  zu  sorgen,  welche  durch  den  Abzug  der  Land- 
A'ehr  ihrer  Stütze  entweder  ganz  oder  wenigstens  zum  Theile 
>eraubt  worden  waren. 

Eine    in  dieser   Tendenz    erlassene  Aufforderung  an  die 

'*)  A.  h.  EntschUessung  vom  13.  September  1845,  Hofkanzleidecret 
om  18.    September  1845,   Z.  3200;   Regierungsdecret   vom  26.    Septem- 
>er  1845,  Z.  57.975  und  vom  6.  November  18i6,  Z.  66.141. 
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Bewohner  von  Wien  verfehlte  auch  hier  ihren  Zweck  nicht. 
Reiche  Geldspenden  und  Subscriptionen,  besonders  von  Seite 
der  Grosshändler,  setzten  die  damals  bestandene  k.  k.  Stadt- 
hauptmannschaft in  die  Lage,  die  hinterlassenen  Familien 
während  der  Abwesenheit  ihrer  Familienhäupter  unterstützen 
zu  können,  welche  Unterstützung  auch  während  der  Anwesen- 
heit des  Feindes  in  Wien,  wenngleich  heimlich  doch  ergiebig 
fortgesetzt  wurde,  so  dass  in  der  Periode  vom  1.  April  1809 
bis  Ende  Jänner  1810  nicht  weniger  als  107.605  fl.  unter 
988  Landwehrfamilien  vertheilt  worden  sind. 

Als  zu  Ende  des  Jahres  1810  die  Landwehr  aufgelöst 
worden  war,  und  ein  grosser  Theil  dieser  Familien  in  Folge 
dessen  ihre  Stütze  wieder  zurückerhalten  hatte,  musste  nun 
die  regelmässige  Betheilung  derselben  wohl  aufhören,  allein 
die  Nothwendigkeit  zum  Helfen  war  desshalb  noch  immer  vor- 
handen, indem  viele  Familienväter  krank  zurückgekommen, 
andere  wieder  in  den  Spitälern  Ungarns  zurückgeblieben  wa- 
ren und  noch  andere  vom  Gelde  entblösst  und  in  einem  so 
elenden  Zustande  heimkehrten,  dass  sie  keinen  Erwerb  anzu- 
treten in  der  Lage  waren.  Diese  wurden  nun  so  lange  durch 
Aushilfen  unterstützt,  bis  sie  sich  wieder  selbst  zu  helfen 
vermochten. 

Am  meisten  bedürftig  erschienen  aber  jene  Familien, 
deren  Väter  vor  dem  Feinde  geblieben  oder  in  den  Spitälern 
gestorben  waren,  denen  also  mit  einer  zeitlichen  Aushilfe  nicht 
gedient  sein  konnte. 

Um  nun  durch  die  zeitlichen  Aushilfen  den  mittelst 
Sammlungen  gegründeten  Unterstützungsfond  nicht  zu  er- 
schöpfen, sondern  denselben  vielmehr  zur  permanenten  Unter- 
stützung der  Witwen  und  Waisen  der  im  Feldzuge  des 
Jahres  1809  entweder  vor  dem  Feinde  oder  in  Folge  der  aus- 
gestandenen Strapazen  oder  erhaltenen  Wunden  in  den  Spi- 
tälern gestorbenen  Landwehrmänner  in  ein  Stammcapital  um- 
stalten zu  können,  wurden  im  Jahre  1810  von  der  damaligen 
k.  k.  Stadthauptmannscbaft  im  Einvernehmen  mit   den  k.  k. 
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Militärbehörden  über  die  Frage,  wer  zu  einer  fortwährenden 
Unterstützung  aus  dem  Landwehrfonde  geeignet  sei,  bestimmte 
Gnmdsätze  festgestellt. 

Diesem  zufolge  wurden  zur  bleibenden  Unterstützung 
&as  diesem  Fonde  geeignet  befunden: 

a)  jene  Landwehrmänner,  welche  durch  Wunden  oder 
sonst  im  Felde  erhaltene  Beschädigung  ausser  allen  Erwerb 
gesetzt  worden  sind,  von  welchen  jedoch  diejenigen  ausge- 
nommen sein  sollten,  die  durch  Verzichtleistung  auf  ihren 
Gehalt  das  Bekenntniss  ihres  Wohlstandes  abgelegt  haben; 

b)  die  Witwen  solcher  Landwehrmänner,  welche  vor  dem 
Feinde  geblieben  oder  später  in  Folge  einer  vor  dem  Feinde 
erhaltenen  Wunde  oder  Beschädigung  gestorben  sind,  bezüg- 
lich welcher  jedoch  ausdrücklich  bedungen  wurde,  dass  vor- 
läufig der  Grad  der  Erwerbsfähigkeit  und  des  Vermögens- 
standes  dieser  Witwen  genau  untersucht  werden  solle,  und 
dass  von  denselben  nur  jene  zu  betheilen  seien,  welche  durch 
den  Tod  ihrer  Männer  ihren  Erhalter  verloren  haben,  deren 
FermOgensverhältnisse  als  ungünstig  befunden  wurden,  und 
die  nicht  im  Stande  wären,  sich  aeu  nöthigen  Unterhalt  durch 
Arbeit  zu  verschaffen; 

c)  Waisen  nach  derlei  Landwehrmänuern  bis  zum  er- 
reichten 15.  Lebensjahre;  dann 

d)  Eltern,  deren  Söhne  vor  dem  Feinde  geblieben  oder 
in  Folge  erlittener  Beschädigungen  verstorben  sind,  und  die 
in  ihrem  Sohne  den  Erhalter  verloren  haben 

Es  wurde  ferner  ausdrücklich  festgesetzt,  dass  die 
Unterstützungen  aus  diesem  Fonde  nicht  für  die  im  Allge- 
meinen zum  Landwehrdienste  verpflichtete  Manuschaft,  sondern 
ausschliesslich  nur  für  jene  Individuen  bestimmt  seien,  welche 
/.u  den  im  Jahre  1809  ausgerückten  sechs  Freibataillons  der 
Wiener  Landwehr  gehörteu. 

Nach  diesen  festgestellten  Grundsätzen  wurde  uuuuter- 
lirochen  vorgegangen  und  auch  der  Wiener  Magistrat  bei 
Gelegenheit    der  Uebergabe    der  Verwaltung   des    Landwehr- 
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fondes  an  denselben  angewiesen,  sich  strenge  an  diese  Normen 
zu  halten.  '*) 

Der  Betrag,  welcher  für  die  bleibenden  Betheilungen 
aus  den  eingegangenen  Sammlungsgeldern  nach  Abschlag  der 
zeitlichen  Aushilfen  erübrigt  worden  war,  hatte  sieh  im 
Jahre  1810,  in  welchem  die  oben  angeführten  Normen  für  die 
Verleihung  der  Pfrüuden  aus  dem  Laudwehrfoude  commissionell 
festgesetzt  wurden,  auf  140.942  fl.  gestellt  und  ergab  eine 
jährliche  Rente  von  7046  fl.  8  kr. 

Auf  Grundlage  dieser  Einnahme  wurden  denn  auch 
damals  die  bleibenden  Aushilfen  in  den  Abstufungen  zu  12, 
9  und  6  kr.  täglich  für  die  Invaliden  und  Witwen,  für  die 
Waisen  aber  in  der  Art  festgesetzt,  dass  dieselben  im  1.  Le- 
bensjahre 8  kr.,  vom  1.  bis  zum  7.  Jahre  6  kr.  und  vom  7.  bis. 
zum  15.  Jahre  4  kr.  täglich  erhielten. 

Da  jedoch  in  Folge  des  Finanzpatentes  vom  Jahre  1811 
das  Erträgniss  des  Landwehrfoudes,  dessen  Stammcapital  in 
öffentlichen  Staati^papieren  bestand,  vou  obigeu  7046  fl.  8  kr. 
auf  1830  fl.  51  kr.  herabgesetzt  worden  war,  so  musste  mit 
Rücksicht  auf  die  bedeutend  verminderte  Rente  und  auf  das 
inzwischen  erfolgte  Ableben  mehrerer  ursprünglich  betheilten 
Individuen  eine  neue  Stufenleiter  für  diese  Betheilung  fest- 
gesetzt werden.  Es  wurden  uuu  4  Classen  der  Betheilten  mit 
monatlichen  Pfründen  von  10  fl.  49  kr.,  9  fl.  37  kr ,  7  fl. 
12  kr.  und  4  fl.  48  kr.  und  mit  einer  Anzahl  von  1,  2,  9 
und  10  Plätzen  eingeführt,  wozu  jährlich  1714  fl.  12  kr. 
C.  M.  erforderlich  waren. 

Der  hiernach  an  der  damaligen  Einnahme  noch  verblei- 
bende Rest  wurde  für  den  Besoldungs-Dividenden  des  k.  k. 
n.  ö  Provinzial-Zahlamtes  und  der  Provinzial-Staatsbuchhal- 
tung  mit  55  ^  47  kr.  und  dann  für  zeitliche  Aushilfen  an 
noch  nicht  betheilte  Laudwehrmänner  der  6  Freibataillons  des 
Jahres  1809  mit  60  fl.  in  Anspruch  genommen,  wodurch  die 
.lahresrenteu  bis  auf  10  fl.  erschöpft  wurden. 

'*)  Uegierungsdecret  vom  6.  November  1845,  Z.  66.141. 
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Als  die  Verwaltung  des  Landwebrfondes  an  den  Magi- 
strat überging,  wurde  demselben  bei  der  Uebergabe  bedeutet, 
dass  dieser  Fond  abgesondert  zu  contiren  und  getrennt  bei 
dem  Yersorgungsfonde  zu  verwalten  sei,  da  er  mit  demselben 
anf  keine  Weise  vermengt  werden  dürfe.  Damit  aber  die 
R^ernng  fortwährend  in  der  Uebersicht  von  dem  Stande  die- 
ses Fondes  und  in  der  Kenntniss  über  dessen  Verwaltung 
verbleibe,  hat  der  Wiener  Magistrat  alljährlich  den  Voran- 
schlag für  das  nächste  Verwaltungsjahr  sammt  dem  Rech- 
nungsabschlüsse des  angenommenen  Beobachtungsjahres  und 
zwar  jedes  Jahr  mit  Ende  Februar  vorzulegen. 

Das  Recht,  die  erledigten  Pfründen  zu  besetzen,  ist 
jedoch  dem  Magistrate  eingeräumt  worden,  ohne  hierüber 
einen  Vorschlag  oder  eine  Präsentation  au  die  Regierung 
erstatten  zu  müssen.  Nur  wurde  demselben  dabei  die  Beschrän- 
kung auferlegt,  bei  Erledigung  von  Pfründen  höherer  Classe 
stets  die  Nachrückung  eintreten  zu  lassen,  demuach  vom 
Tage  der  Erledigung  an  immer  nur  die  Pfründen  der  gering- 
sten Classe  neu  zu  besetzen  und  bei  diesen  den  Pfrüudeu- 
genuss  vom  1.  desjenigen  Monates  anzuweisen,  in  welchem 
die  Verleihung  stattfand. 

Da  von  dem  Stammvermögen  dieses  Fondes,  welches 
in  Staatsschuldverschreibungen  besteht,  mehrere  derselben 
und  zwar  in  dem  Nominalbetrage  von  136.080  fl.  zur  Zeit 
der  Fondsübergabe  noch  unverlost  waren,  somit  bei  deren 
Verlosung  eine  nicht  unbedeutende  Erhöhung  des  Ertrages 
xoranszusehen  war,  wurde  der  Magistrat  angewiesen  '"^)  bei 
eintretender  Verlosung  einer  grösseren  Obligation  immer  die 
Vorschläge  in  Betreff  der  Vermehrung  der  Pfründen  oder  besserer 
[)otirung  der  schon  bestehenden  an  die  Regierung  zu  erstixtteu. 
Da  nun  im  Verlaufe  der  Jahre  factisch  eine  Erhöhung 
des  Stammcapitals  einerseits  und  andererseits  eine  fortwährende 
Verminderung  der  Competenten  um  den  Pfrundengenuss  eiu- 
iiTt'treten  war,  so  wurden  die  Pfründenbezüge  wiederholt  erhöht. 

^^)  Regierungsdecret  vom  6.  November  1845,  Z.  66141. 
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So  sind  im  Jahre  1852^*)  3  Pl&tze  mit  k  12  fl.  monatlich, 
3  a  10  fl.,  14  ä  8  fl.,  30  ä  6  fl.  und  32  ä  5  fl.  geschaffen  worden. 

Im  Jahre  1863  ^^)  wurde,  da  es  bereits  an  Bewerbern 
um  Pfründen  zu  mangeln  begann,  nach  dem  Antrage  des 
Magistrates  genehmigt,  dass  für  jeden  erledigten  und  nicht 
mehr  zur  Besetzung  gelangenden  Platz  der  niedersten  Kate- 
gorie eine  gewisse  Anzahl  Pfründner  in  eine  höhere  Kategorie 
vorrücke,  so  dass  nach  39  Erledigungsfällen  alle  Pfrfindner 
sich  im  Genüsse  der  Pfründe  höchster  Classe  befinden  sollten. 

Da  aber  auch  diese  Erhöhung  der  Pfründen  das  Ertrftg- 
niss  des  Fondes  nicht  erschöpfte,  wurde  im  Jahre  1869**) 
dem  Magistrate  das  Recht  eingeräumt,  die  damals  noch  be- 
stehenden 33  Pfründen  nach  Massgabe  des  höheren  Ertrag- 
nisses bis  auf  den  Betrag  von  monatlich  24  fl.  zu  erhöhen 
und  es  wurden  seit  1.  Jänner  1872  die  Pfründenbezüge  auch 
wirklich  von  22  fl.  auf  24  fl.  monatlich  erhöht. 

Während  der  zehn  Jahre  1863  —1872  bezifferten  sich  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  dieses  Fondes  folgendermassenundzwar: 


( 

die  Einnahmen: 

die  Aasgaben: 

im  Jahre  1863  mit  7151 

fl. 

77  kr. 

mit 

6178 

fl. 

44  kr. 

n        n 

1864 

w 

7406 

w 

64  „ 

» 

8687 

r) 

52  „ 

n        n 

1865 

n 

7226 

w 

86  „ 

» 

6330 

» 

66  „ 

n        »' 

1866 

n 

7247 

w 

68.,  „ 

w 

6872 

W 

05  „ 

n        n 

1867 

» 

7243 

n 

55  „ 

» 

5549 

w 

94  „ 

n        y> 

1868 

n 

6725 

w 

27  „ 

« 

4576 

n 

91  „ 

w    w 

1869 

n 

6392 

n 

04..  „ 

» 

12117 

n 

21  * 

w   n 

1870 

95 

6652 

n 

87  „ 

»* 

5834 

f9 

60  „ 

w    n 

1871 

n 

6654 

w 

29  „ 

* 

n  ■ 

5553 

w 

87  „ 

w    n 

1872  „^ 
amen  mit 
zehnjähr. 

6682 

n 

27  „ 

» 

7962 

w 

12  „ 

zusar 

69383 

fl. 

15  kr. 

mit  69663  fl. 

32  kr. 

daher  im 

Durchschnitte  mit  6988 

fl. 

31  kr. 

mit  6966  fl. 

33Jtr. 

'«)  Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  1 1 .  December  1 852,  Z.  43845 . 
''^)Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  tl.  Juni  1863,  Z.  24004. 
''•)  Erlass  der  k.  k,  n.  5.  Statthalterei  vom  tl.  Februar  1869,  Z.  2479. 
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Der  Vermögensstand  am  Ende  des  Jahres  1872  betrug 
159.302  fl.  50  kr.  ö.  W.  '•)  — 

Bereits  im  Jahre  1871,  da  der  Stand  der  Landwehr- 
fondspfiründner  nur  mehr  20  hochbetagte  Individuen  zählte^ 
war  TOD  Seite  des  Magistrates  darauf  hingewiesen  worden, 
dass  es  nothwendig  sei,  über  die  Verwendung  dieses  Fondes 
nach  dem  Ableben  sämmtlicher  Pfründner  desselben  schlüssig 
n  werden. 

Der  Magistrat  beantragte  sohin  in  dieser  Richtung  den 
fraglichen  Fond  als  „Stiftung'^  zu  behandeln,  demgemäss  die 
Errichtung  eines  Stiftbriefes  durch  den  Gemeiuderath  anzu- 
streben und  bezüglich  der  künftigen  Verwendung  des  errichte- 
ten Stiftnngsfondes  folgende  Grundsätze  aufzustellen. 

Der  in  Rede  stehende  Fond,  resp.  dessen  Interessen 
sollen  bei  Ausbruch  eines  Krieges  verwendet  werden: 

1.  zur  Unterstützung  der  Familien  solcher  in  Wien 
heimatberechtigten  Soldaten,  welche  aus  dem  Verhältnisse  der 
dauernd  Benrlaubten,  der  Reservisten  oder  Landwehrmänner 
zur  Fahne  einrücken,  oder  beim  Landsturm  oder  in  dem 
allenfalls  zu  errichtenden  Freicorps  dienen,  sobald  jene  Fa- 
milien hiedurch  ihrer  Stütze  ganz  oder  zum  grössten  Theile 
beraubt  werden,  und  zwar  nur  auf  die  Dauer  der  Abwesen- 
heit der  Ernährer.  Weiters  seien 

2.  die  Familienväter  dieser  genannten  Kategorie 
selbst,  wenn  sie  vor  dem  Feinde  eine  Wunde  oder  sonst  im 
Felde  eine  Beschädigung  erhalten  haben,  die  sie  erwerbs- 
unfähig gemacht  hat,  zum  Genüsse  der  Stiftung  berufen.  Je- 
düch    sollen   in    der   Regel  jene,  welche  auf  eine  Invaliden- 


^)  Mit  Schluss  des  Jahres  1873  stellte  sich  die  Oapitalssumme 
aof  163.502  fl.  20  kr.  und  da  die  Auslagen  für  UPfründner  mit  je  24  fl. 
monatiick,  im  Jahre  4032  fl.  betragen  haben,  so  wurde  vom  Interessen- 
bezöge  darchschnittlich  ein  jährlicher  Cassarest  von  2787  fl.  CO  kr. 
erübrigt,  welcher  durch  Ankauf  von  Communal-Obligationen  fructificirt  wird. 
Ende  1874  war  der  Stand  des  Fondsvermögens  166.702  fl.  SO  kr. 
i}.  W.  und  jener  der  Pfründner  nur  mehr  13. 
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betheilang  Verzicht  geleistet  haben^  keine  Beträge  aus  die- 
sem Fonde  erhalten,  und  nur  ausnahmsweise  diejenigen,  die 
nicht  auf  eine  andere  Art,  z.  B.  durch  ihren  Dienstgeber  oder  einen 
anderen  Fond,  zu  erhalten  waren,  zur  Betheilung  berufen  sein. 

3.  Sollen  anspruchsberechtigt  sein  auch  die  Witwen 
der  im  Puncto  2)  Benannten,  also  diejenigen,  deren  Mfinner 
vor  dem  Feinde  oder  im  Spitale  oder  späterhin  in  Folge  einer 
vor  dem  Feinde  erhaltenen  Wunde  oder  Beschädigung  ver- 
storben sind,  falls  sie  durch  den  Tod  ihrer  Männer  factisch 
ihren  Erhalter  verloren  haben,  und  nicht  selbst  im  Stande 
sind,  sich  den  nöthigen  Unterhalt  durch  Arbeit  zu  verschaffen. 
Der  sonst  lebenslängliche  Oenuss  hat  mit  der  Wiederver- 
ehelichung  aufzuhören. 

Ferner  sind  noch  anspruchsberechtigt: 

4.  die  Waisen,  deren  Väter  vor  dem  Feinde,  im  Spi* 
tale  oder  später  in  Folge  einer  vor  dem  Feinde  erhaltenen 
Wunde  oder  Beschädigung  gestorben  sind,  und  zwar  bis  zum 
erreichten  15.  Lebensjahre,  und 

5.  die  Eltern  der  sub  1)  bezeichneten  Soldaten,  wenn 
diese  vor  dem  Feinde,  im  Spitale  oder  später  in  Folge  einer 
vor  dem  Feinde  erhaltenen  Wunde  oder  Beschädigung  gestor- 
ben sind,  falls  die  Eltern  an  denselben  ihre  vorzüglichste 
Stütze  verloren  haben. 

Das  Fondscapital  der  Stiftung  solle  bis  zum  Ausbruch 
eines  Krieges  durch  Ankauf  von  Communalanlehens-Obligatio- 
nen  fructificirt  werden;  die  Höhe  der  jeweiligen  Genüsse  wäre 
aber  nach  dem  Interessenstande  des  Fundes  nnd  der  Anzahl 
der  Bewerber  von  dem  Magistrate  unter  Zustimmung  des 
Gemeinderathes  auszumessen. 

Die  zu  errichtende  Stiftung  solle  mit  Rücksicht  auf  die 
Entstehung  des  Fondes  den  Namen  „Wiener  Landwehrfond- 
Stiftung"  führen. 

Diese  Anträge  liegen  dem  Gemeinderathe  der  Stadt  Wien 
zur  Beschlnssfassnng  vor. 
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Ausser  den  bisher  angeffilirten  Foodea  für  'Awecke  der 
^Anneapflege"  steht  onter  der  Verwaltung  der  Gemeinde 
Wien  auch  noch:  der  Walsenfond. 

Derselbe  wurde  im  Jahre  1855  gegrfludet  ond  zwar  zu 
dem  Zwecke,  nni  ans  demselben  solchen  Vorroündem,  welche 
mittellose  Wiener  Waisen  zu  Qberwachea  haben,  Beiträge  zur 
Dekleidnng,  besseren  Erziehung  und  Ver|ifleguDg  der  Waisen 
rerschaffen  zu  können.  Im  Falle  eines  grosseren  Auwachseua 
diesed  Fondes  sollten  aus  demselben  auch  die  erforderlichen 
Kosten  bestritten  werden,  um  talentirte  Waisen  studieren  und 
böber  ausbilden  zu  lassen. 

Der  Stand  der  Einnahmen  und  Ausgaben  dieses  Fondes 
bezifferte  sich  im  Verlaufe  der  zehn  Jahre  1863 — 1872  wie  folgt: 
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Am  Schlüsse  des  Jahres  1872  befunden  sidi  im  Besitze 
des  Fondes  5300  fl.  in  Werthpapieren  und  169  (1.  39-5  kr. 
in  Barem.") 

")  Anfangs  187.'>  war  der  Vermögen 9 stand  dickes  Fondes  8ö00  fl- 
in  Obligationen  und  fl  fl.  3i  kr.  ö.  W.  banr 
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Da  der  geringe  Vermögensstand  die  Activirung  des 
oben  angegebenen  Zweckes  nicht  ermöglichte,  hatte  der  Magi- 
strat schon  im  Jahre  1869  den  Antrag  gestellt,  dass  jene 
Personen,  welche  bei  Verleihungen  von  concessionirten  Ge- 
werben, bei  Verleihung  des  Bürgerrechtes  und  anderen  derlei 
Anlässen  freiwillige  Spenden  zu  machen  gesonnen  sind,  bewo- 
gen werden  sollen,  derlei  Spenden  für  den  „Waisenfond**  zu 
widmen,  da  derselbe  die  Beiträge  dringender  benöthige  als 
der  Bürgerladfond,  welchem  bisher  solche  Spenden  gewöhn- 
lich zugewiesen  wurden. 

Dieser  Antrag  wurde  auch  vom  Gemeinderathe  in  der 
Sitzung  vom  20.  April  1869  zum  Beschlüsse  erhoben.  Die 
Aufforderung  an  die  betreffenden  Personen  soll  aber  nur  dann 
erfolgen,  wenn  sich  dieselben  „freiwillig"  zu  Spenden  bereit 
erklären  und  es  darf  in  keiner  Beziehung  eine  Pression  aus- 
geübt werden. 

Gleichzeitig  wurde  auch  beschlossen,  jährlich  eine  Kund- 
machung durch  die  „Wiener  Zeitung"  zu  veranlassen,  in 
welcher  auf  das  Bestehen  des  Fondes  „für  gemeinnützige 
Anstalten"®*)  und  des  „Waisenfondes"  aufmerksam  gemacht 
und  zu  Beitragen  durch  Geschenke,  Legate  etc.  aufgefordert 
werden  soll.  In  Folge  dieser  Beschlüsse  gingen  als  Spenden 
für  den  Waisenfond  ein: 


"*)  Der  unter  der  Verwaltung  der  Commune  stehende  »Fond  für 
gemeinnützige  Anstalten«  ist  im  Jahre  1848  von  dem  damaligen 
Bürgermeister  v.  Czapka  aus  Anlass  eines  Geschenkes  vom  Grafen 
Kuefstein  per  100  Ducaten  mit  der  Tendenz  gegründet  worden,  aus 
demselben  die  Kosten  filr  grossartigo  Unternehmungen  und  Einrichtungen, 
welche  sonst  nicht  leicht  durchgeführt  werden  könnten,  zu  bestreiten. 

In  der  Sitzung  des  Gemeinderathes  am  20.  April  1869  ist  der 
Antrag  gestellt  worden,  diesen  Fond,  welcher  bis  zum  Jahre  1872  auf 
103.300  fl.  in  Obligationen  und  758  fl.  15*5  kr.  in  Barem  gestiegen  war, 
dem  allgemeinen  Versorgungsfonde  einzuverleiben.  Der  Antrag  wurde 
jedoch  abgelehnt  und  die  weitere  Fructificirung  des  Fondes  beschlossen. 
Gegenwärtig  (1875)  besteht  dessen  Vermögen  in  11S.400  fl.  in  Worth- 
papioren  und  431  fl.  65  kr.  ö.  W.  in  Barem. 
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im  Jahre  1869  421  fl. 

,       1870  866 


1  ft79  7Af; 


„       1871   1430 

1872     745  ,, 

zusammen  3462  fl., 

welche  Beträge    in  den  oben    ausgewiesenen    Einnahmen  des 
Fondes  inbegriffen  sind. 

So  lange  als  die  vorhandenen  Renten  dieses  Fondes 
ihrer  Höhe  nach  es  nicht  ermöglichen  den  Gründungszweck 
ZQ  erfüllen,  werden  dieselben  fruchtbringend  angelegt.  — 

Endlieh  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  für  „die  Beschäfti- 
gnngsanstalt  für  freiwillige  Arbeiter**  ein  eigener  Fond:  der 
freiwillige  Arbeitsanstaltenfond^  besteht,  dessen  luteressen- 
ertrag  eine  Einnahmepost  der  genannten  Anstalt  bildet. 

Dieser  Fond  entstand  im  Jahre  1808  aus  dem  bestan- 
denen „allgemeinen  Wohlthätigkeitsfonde",  welcher  mit  Endo 
Jänner  1807  in  Folge  der  Wohlthätigkeits-Hofcommissions- 
Verordnung  vom  10.  Decembor  1807  Z.  3805  aufgelöst 
wurde  und  aus  dem  nebst  drei  anderen  Fonden  auch  der 
freiwillige  Arbeitsanstalteufoud  gebildet  worden  ist. 

l)erselbe  erhielt  bei  seiner  Creiruug  Obligationen  im 
Betrage  von  zusammen  50.500  fl.  C.-M.,  welche  nach  der  im 
Jahre  1844  erfolgten  Uebergabo  der  freiwilligen  Arbeitsanstalt 
an  die  Gemeinde,  sohin  nach  vorläufig  geschehener  Umschrei- 
bung im  Jahre  1845  an  das  städtische  Oberkammeramt  über- 
geben wurden. 

Die  Interessen  des  Fondes,  welcher  mit  keiner  Stiftungs- 
verbindlichheit  belastet  ist,  sind  zur  theil weisen  Bedeckung 
der  currenten  Auslagen  der  genannten  Anstalt    zu  verwenden. 

Gegenwärtig  beträgt  der  Capitalieustaud  des  Fondes 
50.000  fl.  ö.  W. 

Die  Einnahme  aus  den  Interessen  desselben  belief 
sich  während  des  Decenniums  1863—1872  im  Durchschnitte 
jährlich  auf  2355  fl.  ö.  W. 
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Hiemit  schlicsst  die  Darstellung  jeuer  Foude  für  die 
öifentliche  Armenpflege,  welche  unmittelbar  unter  der  Ge- 
meinde verw*altung    stehen. 

Dieser  reihen  sich  nun  die  in  der  selben  Weise  ge« 
haltenen  Ausführungen  in  Betreff  jeuer  drei  Armenfonde  an, 
Ton  denen  der  eine,  nämlich  der  Bürgerspitalfoud,  von  einer 
eigenen  Commission,  die  beiden  anderen  aber,  nämlich  der 
Hofspital-  und  der  Landbruderschaftsfond,  von  der  k.  k.  n.  0. 
Statthalterei  verwaltet  werden. 


6.  Der  Bürgerspitalfond. 


Bereits  in  dem  ersten  Abschnitte  dieser  Darstellung, 
welche  einen  „geschichtlichen  Ueberblick"  des  Wiener  Armen- 
wesens bietet,  ist  erwähnt  worden,  dass  über  die  Gründung 
des  Bürgerspitals,  in  Folge  welcher  sich  allmählig  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  jener  Vermögensstock  herausbildete,  welcher 
nun  der  „Bürgerspitalfond"  genannt  wird,  bisher  etwas  Be- 
stimmtes nicht  bekannt  geworden  sei.  Es  mangelt  ein  urkund- 
licher Beweis  sowohl  über  den  Umstand,  ob  das  Bürgerspital 
durch  die  Corporation  der  Bürgerschaft  Wiens  gegründet,  oder 
von  einzelnen  Bürgern  der  Stadt  in's  Leben  gerufen  worden 
ist,  als  auch  über  den  Zeitpunct  des  Entstehens  dieser  Anstalt. 

Mit  Sicherheit  ist  nur  anzunehmen,  dass  das  Bürger- 
spital um  die  Mitte  oder  in  der  ersten  Hälfte  dos  13.  Jahr- 
hunderts und  ursprünglich  keineswegs  blos  zur  Unterstützung 
und  Verpflegung  von  bürgerlichen  Angehörigen  der  Stadt  ge- 
gründet worden  ist,  sondern  vielmehr,  wie  dies  auch  aus  dem 
im  Jahre  1268  von  dem  Meister  Heinrich  und  der  Bruder- 
schaft des  Bürgerspitales  erlassenen  Aufrufe  zur  Unterstützung 
der  Anstalt  hervorgeht,  jene  allgemeine  Widmung  gehabt 
haben  dürfte,  welche,  wie  im  „geschichtlichen  Ueberblicke"  ge- 
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zeigt  wurde,   alle   im  12.    und  13.  Jahrhunderte  gegründeten 
Anstalten  ähnlicher  Art  charakterisirt. 

Die  Anstalt  selbst  erreichtd  bald  nach  ihrer  Gründung 
einen  bedeutenden  Aufschwung  durch  eine  Reihe  reicher  Ver- 
mächtnisse und  Geschenke,  die  ihr  von  zahlreichen  Wohl- 
thatern  zuflössen,  und  die  grössteuthcils  in  Häusern,  Aeckern, 
Wiesen  und  Weingärten,  Burg-  und  Bergrechten,  Zehnten  und 
Terschiedenen  Bezügen  uud  nur  zum  geringsten  Theile  in 
Geld  bestanden.  Den  Hauptstock  des  Foudes  bildeten  daher 
die  gestifteten,  in  unbeweglichen  Gütern  bestehenden  Vermö- 
genschaften. 

Die  dem  Bürgerspitale  im  13.  uud  14.  Jahrhunderte  „zu- 
gewendeten Stiftungen  zu  Malzeiten,  Handbetheilungen  und 
Kleidern^  ermöglichten  allmählig  uud  im  Vereine  mit  dem 
Erträgnisse  des  Wirthschaftsbetriebes  der  Anstalt  auch  die 
Einführung  der  gänzlichen  Verpflegung  der  Armen,  welche 
anfangs  nur  eine  Unterkunft  in  derselben  erhalten  zu  haben 
scheinen. 

Die  Leitung  des  Bürgerspitales  fährte  dazumal  ein 
„Spittl-Meister",  welcher  seit  1323  aus  dem  Stadtrathe  und 
zwar  in  der  Regel  auf  ein  Jahr  gewählt  worden  ist.  Später 
wurden  auch  noch  zwei  „Superintendenten"  aus  dem  Stadt- 
rathe bestellt,  mit  welchem  dder  Spittlmeister  bei  wichtigeren 
Angelegenheiten  sich  in's  Einvernehmen  setzen  musste.  Die 
Oberleitung  aber  war  in  die  Hände  des  Bürgermeisters  und 
des  Stadtrathes  gelegt. 

Das  Bürgerspital  konnte  bei  den  in  reichlichem  Masse 
ihm  zugewendeten  Hilfsquellen  seine  humanen  Pflichten  Jahr- 
hunderte hindurch  mittelst  seiner  eigenen  Einnahmen  erfüllen 
und  nur  bei  Eintritt  ausserordentlicher  Verhältnisse  leistete 
demselben  der  Stadtrath  Vorschüsse,  oder  es  erhielt  Entschä- 
digungen aus  dem  „aerario  sanitatis",  was  namentlich  bei  herr- 
sehenden Epidemien  der  Fall  war. 

Als  in  dem  ersten  Decennium  des  18.  Jahrhunderts  eine 
Reform  der  Humanitätsanstalten   und  der  für  dieselben  beste- 
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benden  Stiftungen  angebahnt  worden  war,  begann  die  za 
diesem  Behufe  eingesetzte  sogenannte  ^milde  Stiftungen-Hof* 
commission^  im  Jahre  1736  auch  auf  die  Verwaltung  des  Bür- 
gerspitales  Einfluss  zu  nehmen  und  delegirte  zu  diesem  Zwecke 
eine  eigene  Specialcommission. 

Nach  mannigfachen  Vorstellungen  und  Verhandlungen 
ist  jedoch  die  Verwaltung  des  Bürgerspitales  im  Jahre  1785, 
zur  Zeit  der  Josefinischen  Eeformen,  neuerdings  dem  Stadt- 
rathe^  nämlich  dem  dazumal  neu  organisirten  Magistrate  über- 
tragen worden. 

Gegenwärtig  ist  zur  Leitung  der  Gemeinderath  der  Stadt 
berufen  und  zwar  auf  Grund  der  provisorischen  Gemeinde- 
ordnung vom  9.  März  1850,  indem  nach  §.  68  dieses  Statuts 
der  Gemeinde  die  Leitung  und  Erhaltung  der  städtischen 
Wohlthätigkeitsanstalten ,  denen  auch  das  Bürgcrspital  an<* 
zureihen  ist,  obliegt.  — 

Da  unter  den  reichen  Mitteln,  welche  dem  Bürgerspitale 
im  Laufe  der  Zeit  zugefallen  waren,  sich  auch  Vermögen- 
schaften befanden,  die  speciell  der  Waisen-  und  Kranken- 
pflege gewidmet  worden  sind,  so  wurden  im  Jahre  1784,  in 
welchem  zum  Zwecke  der  Waisen-  und  Krankenpflege  eigene 
Staatsanstalten  creirt  wurden,  nicht  nur  alle  für  Kranke,  für 
Findol-  und  Waisenkinder  gewidmeten  Stiftungen  aus  dem 
Bürgerspitalfonde  ausgeschieden  und  den  ncucreirten  Anstalten 
zugewiesen,  sondern  es  wurde  auch  eine  Beitragsquote  ausge- 
mittelt,  welche  das  Bürgcrspital  für  die  demselben  abgenom- 
mene Kranken-,  Findelkinder-  und  Waisenpflege  unter  dem 
Titel:  „recessmässige  Gebühren"  aus  seinem  Vermögen  an 
die  neu  errichteten  Anstalten  jährlich  zu  entrichten  hatte. 

Von  dieser  Zeit  an  war  die  Unterstützung  und  Ver- 
pflegung der  armen  und  erwerbsunfähigen  Bürger  der 
Stadt  Wien,  dann  deren  Frauen  und  Witwen  der  alleinige 
Zweck  des  Bürgerspitals. 

Die  ungünstigen  Verhältnisse,  in  welche  der  Wirthschafts- 
betrieb  der  Anstalt   in   dem   letzten  Decennium   des   vorigen 
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Jahrhunderts  gerathen  war,  hatten  zur  Folge,  dass  im  Jahre  1793 
die  Ibis  dahin  betriebene  eigene  Wirthschaft  der  liegenden 
Gater  durch  ein  Verpachtnngssystem  ersetzt  worden  ist,  wel- 
ches bis  heute  beibehalten  wurde. 

Nur  der  in  Wäldern  und  Auen  bestehende  Grundbesitz 
ist  in  eigener  Verwaltung  verblieben. 

Als  sich  durch  die  Auslagen  für  den  Bau  eines  neuen 
grossen  Zinshauses  und  durch  die  oberwähnte  jährlich  zu 
leistende  Beitragsquote  jährlich  wiederkehrende  Passiven  ein- 
stellten, die  sogar  das  Bestehen  des  Fondes  zu  gefährden 
schienen,  wurde  eine  Umgestaltung  der  Verwaltung  des  Bür- 
gerspitales  zur  dringenden  Nothwendigkeit.  Die  zu  diesem 
Zwecke  zwischen  der  Regierung  und  dem  Magistrate  ge- 
führten Verhandlungen  kamen  im  Jahre  1800  zum  Abschlüsse. 
In  Folge  derselben  trat  in  diesem  Jahre  an  die  Stelle  der 
bisherigen  Hauscommissionen  die  „Bürgerspital-Wirthschafts- 
eommission'*,  deren  Wirkungskreis  anfangs  beschränkt,  sich 
nach  und  nach  erweiterte  und  sowohl  eine  Vereinfachung 
der  Geschäfte  in  der  Verwaltung  des  Bürgerspitales  herbei- 
führen, als  auch  die  Sympathie  und  das  Interesse  der  Bürger 
für  diese  Anstalt  und  deren  Gedeihen  erwecken  und  beleben 
Si>llte. 

Dermalen  fungiren  als  die  Verwaltungsorgane  dieses 
Fondes  der  Gemoindorath  und  die  Bürgerspital-Wirthschafts- 
commission. 

Die  Aufsichtsbehörde  der  Stiftung  ist  die  k.  k.  n.  ö. 
Statthalterei  und  in  zweiter  Instanz  das  k.  k.  Ministerium  des 
Innern. 

Die  Bürgerspital-Wirthschaftscommission  besteht 
aus  einem  Magistratsrathe  als  Präses,  einem  Ariitsdirector, 
einem  Directionsadjuncten  und  acht  Bürgern  der  Stadt  als 
Beisitzern  mit  entscheidender  Stimme. 

Die  Kanzlei-  und  Cassageschäfte  der  Commission  be- 
sorgt das  Bürgerspitalamt  und  das  dazugehörige  Vcrwal- 
tnngsamt  des  Bürger- Versorgungshauses. 
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Die  Stellen  des  Präses  und  der  Beisitzer  sind  Ehren- 
ämter und  werden  über  Voröchlag  der  Commission  vom  Mar 
gistrate  besetzt.  Die  Besetzung  der  Stellen  des  Amtsdirectors, 
des  Directionsadjuncten  und  aller  übrigen  Bürgerspitalsbeamten 
aber  geschieht  über  Vorschlag  der  Wirthschaftscommission 
und  des  Magistrates  durch  den  Gemeinderath. 

Die  Armenpflege  des  Bürgerspitales  wird  durch  die 
Beisitzer  der  Wirthschaftscommission  vermittelt  und  erstreckt 
sich  ausschliesslich  auf  die  Bürger  der  Gemeinde  Wien,  deren 
Frauen,  Witwen  und  Kinder.  Die  Hilfeleistung  ist  bedingt 
durch  die  Armuth  und  persönliche  Erwerbsunfähigkeit  der  Be- 
dürftigen und  besteht  entweder  in  deren  Unterstützung  oder 
Versorgung. 

Die  Zahl  der  Pfründner  und  die  Höhe  des  von  denselben 
zu  beziehenden  Unterstützungsbetrages  wird  alljährlich  entspre- 
chend dem  Voranschlage  für  die  Einnahmen  des  Foudes  fest- 
gesetzt; der  bisherige  Bezug  des  einzelnen  Pfründners  wird 
hiedurch  in  der  Regel  nicht  verkürzt. 

Die  Pfründen  des  Bürgerspitalfondes  wurden  bis  Ende 
des  Jahres  1872  mit  monatlich  6,  6,  7,  8,  9,  10  uud  12  Gulden 
bemessen.  Ende  December  des  Jahres  1872  wurden  die 
Pfründenkategorien  mit  5  uud  6  fl.  aufgelassen  und  es  er- 
hielten sämmtliche  damals  mit  5  uud  6  fl.  bctheilte  Pfründ- 
ner vom  1.  Jänner  1873  angefangen  Pfründen  zu  7,  resp.  zu 
8  fl.  ö.  W. 

Die  Versorgung  der  Armen  geschieht  durch  Aufnahme 
derselben  in  das  dem  Bürgerspitalfonde  gehörige,  im  IX.  Be- 
zirke gelegene  Bürger-Versorgungshaus  oder  in  eines  der 
städtischen  Versorguugshäuser  auf  Kosten  des  Fondes. 

In  dieser  letzteren  Beziehung  muss  hier  gleich  die  Be- 
merkung beigefügt  werden,  dass  der  Bürgerspitalfond  das 
Recht  besitzt,  25  Arme  aus  dem  Bürgerstande  in  einem  der 
von  dem  allgemeinen  Versorgungsfonde  erhaltenen  Versorgungs- 
häuser in  Wien  ohne  Ersatzleistung   der  hiefür  auflaufenden 
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Kosten  onterzabriDgen.  ")  Die  auf  diese  Weise  iu  einer  städti- 
schen Anstalt  untergebrachten  armen  Bürger  erhalten  aber  dann 
ausser  den  BezQgen,  welche  die  anf  Kosten  des  allgemeinen 
Versorgangsfondes  versorgten  Pfröndner  geniessen,  noch  täg- 
liche Zulagen  aus  dem  Burgerspitalfunde,  um  auf  diese  Art 
den  im  Bürger- Versorgungshause  selbst  untergebrachten  armen 
Bürgern  vollkommen  gleichgestellt  zu  werden.  — 


Das  Vermögen  des  Bürgerspitalfondes  ist  aus  verschie- 
denen Bestandtheilen  zusammengesetzt,  welche  im  Nachste- 
henden näher  erörtert  werden. 

],  Eigene  nnd  besonders  gestiftete  Capitalien. 

Der  Stand  derselben  am  Schlüsse  der  einzelnen  Jahre 
des  Decenniums  1863 — 1872  und  der  luteressenertrag  aus  diesen 
Capitalien  ist  aus  den  folgenden  Ziffern  ersichtlich. 

Es  stellte  sich  nach  dem  Curswerthe  die  Summe 

am  Sehlasse  des  Jahres      der  eigenen  Capitalien    der  gestifteten  Capitalien 

1863 auf  1,540.483  fl.  —  kr.  190.114  fl.  —  kr. 

1864 „  1,461.018  „  —  „  185.973  „  — 

1865 „  1,297.023  „  —  „  174.686  „  — 

1866 „  1,130.036  „—  „  161.304  „  - 

1867 „  1,209.855  „  —  „  163.745  „  — 

1868 „  1,003.647  „—  „  177.812  „  -  „ 

1869 „  1,661.623  „—  *  188.026  „  —  „ 
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•*j  Dieses  Recht  des  Bürgerspitalfondes  entstand  dadurch,  dass 
das  ehemalige  Versorgungshaus  in  der  Währingergasse,  welches  ein 
Eigenthum  des  Bürgerspitalfondes  war,  im  Jahre  1824  zur  Errichtung 
eines  allgemeinen  Versorgungshauses  an  den  allgemeinen  Versorgungs- 
kmJ  abgetreten  wurde.  Als  Kaufschillings-Aequivalent  behielt  sich  der 
Bürgerspitalfond  das  erwähnte  Recht  bevor,  welches  derzeit  auf  dem 
neuerbauten  städtischen  Versorgungshause  am  Alserbach  als  Servitut s- 
reeht  intabulirt  ist. 
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der  eigenen  Capitalien         der  gestifteten  Capitalien 

1870 auf  2,192.869  fl.  —  kr.  178.276  fl.  —  kr. 

1871 „    2,213.180  „28  „   105.530  „  72.,^ 

1872 „   2,411.338  „  35    „     116.226   ^    65    „ 

ondiozehij.Durchsdioilte  1,612.107  fl.  26  kr.     164.169  fl.  23    kr.") 

Die  Samme  des  Interessenbezuges  bezifferte  sich 

am  Schlosse  von  den  eigenen  von  den  gestifteten  ,  .„ ^„ 

des  Jahres  Capitalien  CaplUllen  ^^  »usammen 

4863  «it  105.026134    kr...  13.29611.  60.s kr.. .  118.3221.  91. ,  kr. 

1864,,  136.640  „  67-5  „. .  16.996  „35    „..  152.637  „  O2.5  „ 

1865,,  98.728 „  77.5 „. .  14.411  „  83.,  „  ..  113.140  „61    „ 

1866  „  100.193,,  69.5,,..  18.169  „97    „..  118.363  „  66.5, 

1867  „  100.128,,  51.5,,..  14.189  „32.5,,..  114.318  „OS.,,, 

1868  „  101.972  „  83.,  „..  16.621  „  75    „..  118.594  „  58.,,, 

1869  „  73.210  „  68.,  „  . .  1 1.213  „  02  ,  „  . .  84.423  „71    „ 

1870  „  141.881  „  20.,  „..  17  454.,  71    „..  159.335  „  91.,  „ 

1871  „  141.928  „  23.,  „..  9.468  „50    „..  151.396  „  73.,  „ 

1872  „  170.374  „50    „..  7.355  „81    „..  177.730  „  31    ,. 

«•I  1863—1872  aUl,170.085  fl.  43  kr.. .  138.178  II.  08    kr.. .  1,308.263  fl.  51    kr. 
iid  n  zehnj.  Dsrcbehiiltfl    117.008  0.  54  kr...    13.817  fl.  81    kr...     130.826  fl.  35    kr. 

Die  besonders  gestifteten  Capitalien  werden  zufolge  der 
speciellen  Widmung  des  Erträgnisses  derselben  auch  beson- 
ders in  Evidenz  gehalten.  Die  Interessen  dieser  Stiftungs- 
eapitalien  sind  theils  zur  Lesung  von  Messen  in  der  Capelle 
des  Bürger- Versorgungshauses,  theils  zur  Armenbetheilung  ge- 
widmet. 

2.  Unbewegliche  Gfiter  (Hänser  nnd  Grnndstficke). 

Zu  Endo  des  Jahres  1872  war  der  Bürgerspitalfond  im 
Besitze  folgender  Häuser: 

Conseript.-Nr.682  im  I.Bezirke  (innere  Stadt),  neu:  Schön- 
laterngasse Nr.  13;  Conscript.-Nr.  1042  im  I.  Bezirke  (innere 


*•)  Am  Schluse  des  Jahres  1874  war  der  Curswerth 

der  eigenen  Capitalien 2,600.215  fl.  22.5  kr.  ö.  W. 

„    gestifteten     ,,         121.980  „  17.»    „     „ 


141 

Stadt),  nea:  Eärnthnerstrasse  Nr.  36;  Conscript.-Nr.  1043  im 
1.  Bezirke  (innere  Stadt),  neu:  Eämthnerstrasse  Nr.  34;  Con- 
seript-Nr.  1046  im  I.  Bezirke  (innere  Stadt),  neu:  Kämthner- 
Strasse  Nr.  24,  auch  Neuer  Markt  Nr.  4;  Conscript.-Nr.  1100 
im  I.  Bezirke   (innere  Stadt)>   neu:   Augustinerstrasse   Nr.  8, 
Lobkowitzplatz  Nr.  1,  Klostergasse  Nr.  3;  Conscript.-  Nr.  1311 
im  I.  Bezirke  (innere  Stadt),  neu:  Gonzagagasse  Nr.  7,    auch 
Radolfeplatz  Nr.  8  und  Conscript. -Nr.  233  und  234  im  IX.  Be- 
lirke  (Aisergrund),  neu :  Währingerstrasse  Nr.  35,  auch  Spital- 
gasse Nr.  4  (Bürger-Versorgungshaus). 

Zur  Aufzählung  dieses  Realitätenbesitzes  ist  noch  bei- 
zufügen, dass  der  Fond  das  Haus  Nr.  682  in  der  inneren 
Stadt  zur  einen  Hälfte  durch  Schenkung,  zur  anderen  Hälfte 
durch  Kauf  erworben  hat. 

Das   Haus    Nr.  1046    in   der   inneren  Stadt   wurde  von 

dem  Fonde  schon  im  14.  Jahrhunderte  durch  Tausch  erworben. 

Die  Häuser    Nr.    1042   und    1043,    dann    1311    in    der 

inneren  Stadt  hat   der  Fond  durch  Kauf  an   sich    gebracht, 

letzteres  im  Jahre  1868  um  den  Preis  von  311.175  fl. 

Das  Haus  Nr.  1100,  das  ehemalige  St.  Clara-Kloster, 
welches  im  Jahre  1539  von  Kaiser  Ferdinand  I.  dem  Bürger- 
spitale  gewidmet  und  bis  1784  zur  Versorgung  armer,  zeit- 
M'eise  auch  kranker  Personen  verwendet  worden  war,  —  ist 
im  selben  Jahre  1784  in  ein  grosses  Zinshaus  umgewandelt 
worden.  **) 


•*)  Das  Haus  Conscript.-Nr.  1100  ist  sammt  den  Häasorn  Nr.  1042 
und  1043  in  der  inneren  Stadt  im  Jiahre  1873  an  die  aUgomeine  öster- 
.'eichisehe  Baugesellschaft  verkauit  worden.  Der  Bürgerspitalfond  erhielt 
zu  Folge  des  vom  öemeinderatho  am  25.  April  1872  genehmigton  Offertes 
von  der  genannten  BaugeseUschaft  für  die  3  bezeichneten  Realitäten  und  eine 
Aufzahlung  Ton  1,100.000  fl.  im  Tauschwege  die  mit  5,100.000  fl.  l)e- 
vertheten  14  Häuser  in  der  inneren  Stadt,  Conscript.-Nr.  1398— 1411  oder 
neu:  Nr.  20,  22,  24,  26,  28,  30,  32  am  Schottenring  und  Nr.  1,  3,  5, 
7.  9,  ii  und  13  in  der  Zelinkagasse. 

Die   BaugeseUschaft   übernahm    die   drei    Bürgerspital-Zinshäuser 
sammt  gesetzlichem  Zugehör   und   den   yerkäuflichen  Rechten   des   Bier- 
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Das  zum  Aastaltszwecke,  nämlich  zur  gänzlichen  Ver- 
pflegang  verarmter  Bürger  bestimmte  Versorgangshans  im 
IX.  Bezirke  ist  zum  Theile  aus  dem  Erträgnisse  der  für  den 
Bau  desselben  voranstalteten  Sammlungen,  theiis  auch  aus 
dem  vom  Bürgerspitalfonde  hiezu  geleisteten  Beitrage  im 
Jahre  1860  neu  erbaut  worden. 

Der  Bürgerspital fond  besass  im  IX.  Bezirke  auch  noch 
die  Häuser  Nr.  15,  38  und  41/42  am  Althan;  dieselben  sind 
aber  im  Jahre  1869  an  die  Kaiser  Franz  Josefsbahn  ver- 
kauft worden. 

Die  dem  Bürgerspitalfonde  gehörigen  Zinshäuser  warfen 
während  der  Periode  1863  -1872  eiu  Miethzins-Erträgniss 
von  durchschnittlich  238.054  fl.  ö.  W.  jährlich  ab.  *') 

Die  Wohnungen   in  selben  werden    im  Wege  der  Con- 


schankes,  Weinschankes  und  dos  Backhauses  in  den  Häusern  Kr.  10i3 
und  4100,  welche  dem  Vorausgehenden  zufolge  mit  einer  Summe  von 
4  Millionen  Gulden  bewerthet  worden  sind,  mit  der  Verpflichtung,  die 
erworhenen  Börgerspitals-Realitäten  unter  Zugrundelegung  des  in  der 
Gemeinderaths-Sitzung  vom  4  November  4870  genehmigten  Strassen* Re- 
gulirungsplanes  in  4  Gruppen  und  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  8  Jahren 
umzubauen. 

Der  vorbezeichnote  Tausch  wurde  am  15.  December  4 8*72  Ton 
Sr.  Majestät  dem  Kaisar  genehmigt;  die  gegenseitige  üebergabe  der 
Tauschobjecte  erfolgte  am  1.  Mai  1873.  — 

Im  Jahre  1875  wurde  von  dem  Bürgerspitalfonde  auch  das  Haus 
Conscript.-Nr.  103  im  III.  Bezirke  (Landstrasse),  neu:  Rasumoffskigasse 
Nr.  2  von  der  Tramway-Baugesellschaft  erworben  und  zwar  im  Wege  der 
Transaction  aus  Anlass  der  Stornirung  eines  mit  dieser  Gesellschaft 
abgeschlossenen  Eaufvertrages  über  dem  Bürgerspitalfonde  gehörige 
Grundstücke. 

^^)  Der  Zinsanschlag  für  das  Bürger-Versorgungshaus  beträgt  pro 
anno  S8.000  fl.  und  ist  in  obiger  Summe  nicht  mitbegriffen. 

Im  Jahre  1874  hat  das  Miethzins-Erträgniss  der  dem  Bürger- 
spitalfonde gehörigen  Zinshäuser  sich  auf  335.842  fl.  I2.5  kr.  ö.  W. 
erhöbt. 
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carrenz  renniethet,  die  Zinsungen  von  Zeit  zu  Zeit  —  den 
Zeitrerhältoissen  entsprechend  —  regulirt.  '*) 

Zur  Instandhaltang  dieser  Zinshäuser  hat  die  Bürger- 
spital-Wirthachaftscommission  das  Recht ,  Ausgaben  bis  zur 
Höhe  von  315  fl.  selbst  zu  bewilligen;  für  grössere  Auslagen 
mnss  die  Genehmigung  des  Gemeinderathes  angesucht  werden. 

Die  dem  Bürgerspitalfonde  gehörigen  Grundstücke, 
von  denen  derzeit  der  grösste  Theil  ("/„)  in  der  Landtafel, 
der  Rest  aber  in  verschiedenen  Grundbüchern  als  Eigenthum 
dieses  Fondes  verzeichnet  ist,  sind  iheils  durch  Schenkung, 
theils  und  namentlich  in  neuerer  Zeit  durch  Kauf  oder  Tausch 
erworben  worden. 

Das  Ausmass  der  dem  Fonde  gehörigen  Grundstücke 
bezifferte  sich  am  Ende  des  Jahres  1872  mit  2921  Joch 
746  DKl.  (1681.,,  Ha),  wovon  257  Joch  914  DKL  (148.,,  IIa) 
in  dem  Gemeindebezirke  Wien,  2663  Joch  1432  DKL  (1532.^,  IIa) 
aber  ausser  Wien  u.  z.  in  den  Gemeindegebieten  von  Heiligen- 
stadt, Währing,  Pötzleinsdorf,  Fünfhaus,  ünter-Meidling,  Sira- 
mering,  Ebersdorf,  Breitenfurth,  Purkersdorf,Gablitz,  Hadersdorf, 
Weidlingau  und  in  Spitz  an  der  Donau  *')  liegen. 

•*)  Derlei  Zinsregalirungen  wurden  in  den  Jahren  1852,  1862,  1870 
und  1874  vorgenommen. 

Bezüglich  der  Wohnungenvermiethung  ist  die  Bürgerspital-Wirth- 
schaftscommission  für  den  Fall,  wenn  kein  Miethoffert  in  der  Höhe  des 
regnlirten  Zinses  einlangt,  berechtigt,  auch  ein  Offert  unter  diesem  Be- 
trage anzunehmen,  und  insofeme  selbes  nicht  geringer  ist  als  15  Percent 
des  Yon  dem  Gemeinderathe  über  Vorschlag  der  Wirthschaftscommission 
für  das  betreffende  Object  bestimmten  Zinsbetrages,  —  die  Miethe  auch 
sofort  im  eigenen  Wirkungskreise  abzuschliessen;  für  Vermiethungen  mit 
noch  weiterer  Zinsermässigung  ist  jedoch  die  Bewilligung  des  Gemeinde- 
rathes einzuholen.  (Gemeinderaths-Beschluss  vom  27.  Mai  1874.) 

")  Die  Herrschaft  Spitz  an  der  Donau  im  Gesammt-Flächenaus- 
masse  von  1745  Joch  1487  QKl.  (1004.7t  Ha)  wurde  im  Jahre  1871  um 
den  von  dem  Gemeinderathe  mit  Beschluss  vom  20.  October  1871  geneh- 
migten Eaufschilling  von  300.000  il.  ö.  W.  angekauft. 

Mit  £nde   des    Jahres  187i   stellte   sich    das   Gcsammtausmass  der 
dem   Bürgerspitalfonde    gehörigen    Gründe    auf    2868    Joch    508    G^l. 
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Die  Wälder  und  Auen  befinden  sich  in  eigener  Bewirth- 
schaftung;  die  Lagerplätze,  Gärten,  Aecker,  Wiesen  und  Hut- 
weiden aber  werden  verpachtet,  und  die  Baustellen  gelegent- 
lich verkauft  Der  unproductive  Theil  des  Grundbesitzes  besteht 
theils  in  Strassen-  und  Wegflächen,  theils  und  zwar  zum 
grössten  Theile  in  Strom-  und  Sumpfflächen  (im  Prater  im 
IL  Wiener  Bezirke). 

Die  Aufsicht  über  die  Wälder,  welche  nach  einem  im 
Jahre  1852  vom  Gemeinderathe  genehmigten  Systeme,  theils  als 
Hochwald,  theils  als  Niederwald  bewirthschaftet  werden,  be- 
sorgen die  k.  k.  Forstorgane,  in  deren  Forstbezirken  die 
Bürgerspitals-Waldungen  sich  als  Enclaven  befinden,  gegen 
ein  jährliches  Honorar  von  zusammen  525  fl. 

Für  die  im  Jahre  1871  angekaufte  Herrschaft  Spitz  an 
der  Donau  wurden  aber  eigene  Organe  und  zwar:  1  Forst- 
verwalter mit  700  fl.  Gehalt  und  lOy^  davon  als  Quartiergeld 
oder  Naturalwohuung,  dann  124  fl.  als  Reise-  und  Kanzlei- 
pauschale,  ferner  3  Forstadjuncten  mit  je  400  fl.  Gehalt  und 
lOVo  Quartiergeld  oder  Naturalwohuung  und  2  Waldheger 
mit  eiuem  jährlichen  Lohne  k  60  fl.  angestellt.  "•) 

(1650.e,  Ha),  wovon  227  Joch  863  DKl.  (I3O.94  Ha)   in   dem  Gemeinde- 
bezirko  von  Wien,  2640  Joch    1305  dKI.   (1519.ee  Ha)   aber  ausserhalb 
Wien  und  zwar  in  den  obengfo nannten  Gemeindegebieten  gelegen  sind. 
Von  dem  Gesammt-Flächcnmasse  dieser  Gründe  entfallen 

in  Wien:         ausser  Wien:  zusammen 

Joch      GKl.  Joch        DKI.  Joch    QKl.  H» 

aufBauarea 4  853...        1  552...        5  1405  (      3.»,,) 

„    Lagerplätze 9  831...        4  374...       13  1205  (      7.9,») 

„    Gärten 23  78...       74  951...       97  1029  (    56.jee) 

„    Aecker 129  858..     317  1254...     447  512  (257.^,5) 

,,    Wiesen 9  564.    .     201  390...     210  954  (  121.,e9) 

„    Wälder —  —  ...  1955  1069...   1955  1069  (II25.40») 

„    Auen 33  288...      —  —  ...       33  288  (     19.09*) 

„    Uutweiden 4  1530...       71  506...       76  436  (    43.8»,) 

und  auf  unproductive 

Flächen 13  661   ..       14  1009...       28  70  (     16.,3.) 

*•)    Gemeinderaths -Beschlüsse    vom    19.    Jänner  1872  und    vom 

7.  Jänner  1873. 
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Die  HolzfÄllung  beträgt  derzeit  jährlich  500—600  Klafter 
10  den  bei  Wien  liegenden  Fondswäldern  und  2000—3000  Kl. 
in  den  zar  Fondsherrschaft  Spitz  gehörigen  Wäldern. 

Die  Gesammtzahl  der  Pächter  von  den  dem  Bürger- 
spitalfonde  gehörigen  Grundstücken  betrag  im  Jahre  1872  523, 
woTon  185  auf  die  Herrschaft  Spitz  entfallen. 

Während  des  Decenniums  1863 — 1872   war    der  Ertrag 

des  Miethzluses:  der  Wulder  und  Auen:       des  Pachtschillings: 

im  Jahre  1863. .  283.685  fl.  —  kr.  .  8.572  fl.  43  kr.. .  49.953  fl.  Ol^kr. 

„  „   1864. .  226.348  „  50  „  . .  14.670  „  09.,  „  . .  45.473  „  65  „ 

„  „   1865  .  220.042  „  —  „  .  9.949  ,,  63  „  . .  55.500  „  42.,  „ 

„  „   1866. .  213.698  „  I2.5  „  . .  8.762  „  92.»  „  . .  46.474  „  46  „ 

1867..  235.129  „55  „  ..  14.098  „17  „  ..  58.073  „96  „ 

1868..  230.292  „67.,  „  .  5.595  „73  „  ..  56.593  „  7I.5  „ 

1869..  247.223  „05.,  „  ..  10.036  „67  „  ..  53.683  „00.,  „ 

1870..  262.379  „38  „  ..  11.627  „02.,  „  ..  40.359  „81   „ 

1871..  261.742  „  16  „  ..  5.843  „  68.,  „  ..  40.872  „  40.,  „ 

1872..  270.003  „98-,  „  ..  11699  „08  „  ..  43.523  „98  „  * 


T»  n 
n  n 
11      11 


and  zusammen  .2,380.544  fl.  43    kr.. .100.855  fl.  44    kr..  .490.508  fl.  43., kr« 

daher  im  zehnj. 

Dorchsehnitte  238.054 fl.  44    kr.. .  10.085  fl.  54   kr.. .  49.050  fl.  84  kr. 

Der  in  den  angeführten  Summen  nicht  mitinbegriffene 
Ertrag  der  im  Jahre  1871  angekauften  Herrschaft  Spitz  war 
im  Jahre  1872 36.442  fl.  58.,  kr.  ö.  W. 


3.  Terkänfliche  Gewerbsrechte  und  zwar: 

die  Apotheke,  die  Weinschänke,  die  Bierschänke  und 
das  Backhaus  —  sämmtlich  im  Zinshause  Nr.  1100  in  der 
inneren  Stadt. 

Die  Eigenschaft  der  Verkauflichkeit  wurde  diesen  Ge- 
werben im  Jahre  1846  verliehen.  ") 


'*)  Als  Normalpreise  wurden  hiebei  bestimmt:  für  die  Apotheke 
SOOO  fl.,  für  die  Weinschänke  2000  fl.,  für  die  Bierschänke  1500  fl.  und 
üör  das  Backhaus  4000  fl.  5.  W. 

Die  Apotheke  entstand  aus  der  im  Jahre  1551  im  Bürgerspitale 
errichteten  Hausapotheke  und  wurde  nach  dem  Privilegium  Kaiser  Leo- 

10 
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Die  Apotheke  ist  im  Jahre  1870  sammt  Einrichtung  und 
Requisiten  um  den  Preis  von  20.150  fl.  verkauft  worden;  die 
übrigen  Gewerbe  aber  waren  bis  zum  Jahre  1873,  in  welchem 
das  Haus  Nr.  1100  verkauft  wurde  (siehe  Seite  141),  verpachtet. 

Der  Ertrag  der  Realgeworbo  war 

im  Jahre  186S 7.499  fl.  25    kr. 

„       „      1864 8.402  „  50     „ 

yy  „  loÖO I     .  OO  I  „  fy 

„  „      1866 7.587  „  —     „ 

,.  „      1867 7.587  „  —     „ 

„  „      1868 7.704  „  42..  „ 

„  „      1869 6.023  „  41     „ 

„  „      1870 5.169  „  13..  „ 

„  „      1871 3.716  „  68     „ 

„  „      1872 3.937  ^  51..  „ 

zusammen  . . .  65.213  fl.  91..  kr. 

daher  im  zehnj.  Durchschnitte...    6.521  fl.  39    kr. 


pold  I.  Tom  27.  Jänner  1681  mit  dem  Zeichen  „zum  heiligen  Geist^^  als 
öffentliche  Apotheke  bis  zom  Ende  des  1 8.  Jahrhundexts  in  eigeier  Regie 
betrieben,  von  da  aber  bis  zu  dem  Im  Jahre  1870  erfolgten  Verkaufe 
verpachtet. 

Die  Weinschänke  existirte  wahrscheinlich  schon  in  dem  aufge- 
lassenen St.  Clara-Kloster.  Bis  zum  Jahre  1792  verkaufte  das  Bürger- 
spital in  derselben  die  eigenen  und  die  Zehentweine;  seither  würde  die 
Weinschänke  verpachtet. 

Die  Bierschänke,  welche  im  Jahre  1537,  in  welchem  Jahre  im 
Bürgerspitale  ein  Brauhaus  errichtet  wurde,  entstanden  sein  soll,  wurde 
seit  1728  verpachtet 

Das  Backhaus  endlich,  welches  aus  der  alten  fflr  die  Armen  des 
Burgerspitales  errichteten  Pfisterei  entstand  und  fortbetrieben  wurde,  ist 
seit  1735,  in  welchem  Jahre  die  Natural  Verpflegung  der  Armen  des 
BQrgerspitales  aufhOrte,  verpachtet  worden. 

(Siehe  den  ^^Rechenschaftsbericht  der  Bfirgerspital-Würthaehafts- 
Commission  über  die  Verwaltung  des  Wiener  Bürgefspiti^lfoiides  im 
Dccennium  1861—1870".  Wien  1871.) 
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Seit  Ibi  1873  besitzt  der  BQrgerspitalfond,  wie  bereits 
ervähnt,  kein  solches  Gewerberecht  mehr. 


4*  PansGhalbeitrSge  Tom  Staate. 

Dieselben  sind  relnirte  Bezüge  filr  das  sogenannte 
^Gottesheilsalz^,  „die  Bieraofschläge^  und  „die  Aufschläge 
saf  Wein,  Hehl,  Fleisch,  Körner  und  Victualien**. 

So  wie  die  übrigen  Spitäler  besass  auch  das  Bürger- 
spital and  das  demselben  im  Jahre  1706  incorporirte  St.  Marxer 
Spital  in  den  früheren  Jahrhunderten  das  Recht  des  Salzbe- 
xDges  f&r  Spitalzwecke  ans  den  Salzwerken  des  Staates  mit 
zoll-  und  manthfreier  Zufuhr  und  zwar  bezogen  unter  dem 
Kamen  „Oottesheilsalz**  das  Bürgerspital  jährlich  60  Fuder 
und  das  St.  Marxer  Spital  jährlich  40  Fuder  Salz. 

Als  unter  Kaiser  Joseph  II.  der  Salzbezug  mit  2  fl. 
per  Centner  reluirt  wurde,  erhielt*  das  Bürgerspital  für 
100  Fuder  oder  332  Gtr.  644  fl.  in  der  alten  Wäh- 
rung als  Rektum  ausbezahlt,  welcher  Betrag  im  Jahre  1811 
in  Wiener  Währung  umgewandelt,  im  Jahre  1818  auf  257  fl. 
36  kr.  C.-M.  reducirt  und  seit  1859  mit  270  fl.  48  kr.  ö.  W. 
behoben  wurde. 

Aaf  Grund  der  a.  h.  Entschliessung  vom  15.  August  1864 
ist  aber  dieser  Bezug  seit  1865  ganz  eingestellt  worden^ 
da  nach  dem  Beschlüsse  der  Reichsvertretung  alle  Bezüge, 
▼eiche  von  Landesfürsten  aus  „Wohlgefallen  oder  auf  Wiederruf 
verliehen  wurden^  >  aus  den  Staatspräliminarien  gestrichen 
▼erden  mussten. 

Das  Relutum  für  die  „Bieraufschläge^  stammt  aus  zwei 
auf  verschiedenen  Rechtstiteln  basirten  Bezügen,  deren  eine 
auf  dem  von  dem  Bürgerspitale  im  Jahre  1432  durch  Kauf 
erworbenen  Privilegium  beruhte,  welchem  zufolge  das  Bürger- 
spital im  Burgfrieden   von  Wien    ausschliesslich    und   allein 

Bier  brauen  und  ausschenken  durfte. 

10  ♦ 
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Als  später  auch  anderen  Personen  die  Erlaubniss  ertheilt 
wurde ,  in  den  Burgfrieden  von  Wien  Bier  einzuführen, 
erhielt  das  Bürgerspital  eine  Entschädigung  von  3  kr.  und 
dann  vom  Jahre  1638  bis  1784  von  1  kr.  per  Eimer.  In 
diesem  letzteren  Jahre  ist  sohin  das  Erträgniss  dieses  Be- 
zugsrechtes  in  Folge  der  Einführung  der  „Biertranksteuer** 
pauschalirt  und  dafür  dem  Bürgcrspitale  aus  dem  Bancalärar 
jährlich  die  Summe  von  31.000  fl.  als  Entschädigung  ausbe- 
zahlt worden,  welcher  Betrag  im  Jahre  1818  auf  12.400  fl.  C.-M. 
reducirt  wurde  und  derzeit  mit  13.020  fl.  ö.  W.  behoben  wird. 

Ein  zweiter  „Bieraufschlag"  mit  anfangs  ein  Schilling, 
später  1  kr.  per  Eimer  wurde  dem  Bürgerspitale  im  Jahre  1735 
zur  Tilgung  der  aus  Anlass  der  Pest  im  Jahre  1713  und  1714 
Contrahirten  Schulden  bewilligt.  Dieser  Bezug  wurde  im 
Jahre  1771  pauschalirt  und  jährlich  mit  2100  fl.,  seit  1811 
in  Wiener  Währung,  seit  1818  mit  840  fl.  C.-M.,  und  wird 
derzeit  mit  882  fl.  ö.  W.  ausbezahlt. 

Was  endlich  die  reluirten  „Aufschläge  für  Victualien" 
betrifft,  so  wird  hier  auf  das  bei  Besprechung  des  Gross- 
armenhaus-Stiftungsfondes    (Seite  116)  Gesagte    hingewiesen. 

Als  im  Jahre  1771  die  Spitäler  anstatt  der  vierteljährigen 
Entschädigungssumme  (für  die  von  ihnen  bei  der  Einfuhr  von 
Victualien  trotz  Aufschlagsbefreiung  gezahlten  Aufschläge)  eine 
jährliche  Pauschalsumme  erhielten,  wnrde  für  das  Bürgerspital 
der  Jahresbetrag  mit  2900  fl.  ausgemittelt.  Seit  1818  wurde 
derselbe  mit  1160  fl.  C.-M.  ausbezahlt  nnd  beträgt  derzeit 
1218  fl.  ö.  W. 

Endlich  ist  hier  noch  zu  erwähnen,  dass  bei  der  Ueber- 
gabe  der  Herrschaft  Spitz  an  der  Donau  das  Recht  des  Be- 
zuges der  „Drittelsteuer"  per  59  fl.  87  kr.,  das  derzeit  ver- 
pachtete „Recht  der  Ueberfuhr"  nach  Mitteramsdorf,  die 
„Jagdgerechtigkeit"  und  mehrere  „Erbpachtzinse"  vom  Bür- 
gerspital übernommen  worden  sind. 

Das  Erträgniss  der  gesammten  vom  Staate  geleisteten 
Pauschalbeträge  stellte  sich 
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im  Jahre  1863 auf  15.390  fl.  48  kr. 

n       ^  1864 „  15.390    „  48    „ 

„  1865 „  15.165    ^  08     ^ 

«        „  1866 „  15.120   „  -       „ 

«  1867 „  15.120   „  -     „ 

n  1868 „  15.120   „  -     „ 

„  1869  „  15.120    „  —    „ 

«        .  1870 „  15.120    „  -     „ 

r,  1871 „  15.120   „  —    » 

„  1872 . .     „  15.120   *  —    r, 

zusammen  ...  auf  151 .  786  fl.  04  kr. 

daher  im  zehnj.  Durchschnitte,  auf  15.178  fl.  60  kr. 


5.  Beiträge  Ton  Miethparteien. 

Es  sind  dies  jene  Beträge,  welche  von  den  Parteien,  die 
in  den  dem  BQrgerspitalfonde  gehörigen  Häusern  wohnen,  nebst 
dem  Miethzinse  und  zwar  einentheils  zur  Bestreitung  der  Be- 
lenchtungs-  und  Reinigungskosten,  anderutheils  aber  als  Ab- 
gaben, welche  in  die  Staats-  oder  Gemeindeeasse  fliessen, 
eiogehoben  werden.  Dieselben  bilden  daher  zum  grössteu 
Theile  durchlaufende  Einnahmsposten  und  betrugen 

im  Jahre  1863 16.833  fl.  45^  kr. 

„      ^       1864 16.909  „  09      „ 

^       „       1865 16.173  „  40 

1866 16.626  „  67 

1867 17.060  „.  74 

1868 17.388  „  58*. 

1869 18.660  „  37 

1870 19.189  „  72-. 

1871 23.358  „  26-, 

1872 23.170  „  08', 

zusammen 


n 


» 


w 


n 


n 


w 


n 


r» 


w 


n 


99 


.  •  . 


185.370  fl.  38-,  kr. 
daher  im  10jährigen  Durchschnitte  18.537  fl.  04     kr 
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6.  Yermächtnisse  und  Geschenke. 

Bezüglich  der  Vermächtnisse  wird  auf  das  bei  dem  allg 

meinen  V erso  rgnngsfonde  in  dem  Absätze  ^Ständige  Beitrag 

Geschenke,  Legate^  (Seite  80  n.  flgde.)  Gesagte  hingewies< 

Die   Summe   der   dem   BQrgerspitalfonde    zugewendet 

Vermächtnisse  und  Geschenke  belief  sich 

im  Jahre  1863 auf       742  fl.  97",  kr. 

«      n      1864 „     6.795  „  61-,  „ 

n      n      1865 „         589  „  25     „ 

«      «      1866 „      1.047  ^  45     „ 

^  99  XOOf 99  X  .  IUI      99      öu  99 

„      n     1868 „      1.641  „  46     „ 

99  99  XODV/ 99  O  •  4DtJ       99      TTX  ^       99 

«      „      1870 „         920  „  15     „ 

»      „     1871 „         877  „  76-.   „ 

„      «      1872 „      1.082  n  26     „ 

und  zusammen  auf  20.281  fl.  74    kr. 

daher   im  zehnj.  Duichschnitte  auf    2.028  fl.  17    kr. 

7.  PfirOadner-Terpflegskosten»  und  sonstige 

BfickTergfitnngen. 

Das  ErtrftgnisB  aus  diesem  Einnahmetitel  war 

im  Jahre  1863 4.990  fl.  62  kr. 

„       «     1864 7.771  „  03-.„ 

„      „    1866 5.304  „  61    M 

„       „    1866 6.060  „  77.  „ 

f,       „    1867 6.632  „  60-.  „ 

M       M    1868 6 .  614  „  66',  „ 

„       „    1869 7.593  „  63-,  „ 

„       ,    1870 6.687  „  82    „ 

„       n    1871 6.083  „   74-.„ 

„       „     1872.    6.601  „  92    .. 

zusammen. ..  .64.241  fl.  33  kr. 

daher  im  zehnj.  Durchschnitte  . . .  6 .  424  fl.  13  kr. 
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8«  Der  Ertrag  der  musikalischen  Akademie. 


Dieselbe  wurde  seit  dem  Jahre  1801  jährlich  zu  Gunsten 
des  Bfirgerspitalfondes  und  zwar  in  früheren  Jahren  im  grossen 
kaiserlichen  Redoutensaale,  später  in  dem  alten  Opemhause 
abgehalten. 

Wie  die  nachfolgende  Zusammenstellung  zeigt,  hat  sich 
das  Erträgniss  aus  der  Veranstaltung  dieser  Akademie  seit 
dem  Jahre  1867  von  Jahr  zu  Jahr  verringert.  In  Folge  dieses 
ümstandes,  und  da,  wie  bereits  auf  Seite  94  erwähnt  wurde, 
das  neue  Opemtheater  nur  noch  zu  Wohlthätigkeitsvorstellungen 
für  den  Pensionsfond  seines  Personales  zur  Verfügung  ge- 
stellt wird,  wurde  seit  dem  Jahre  1871  von  der  Abhaltung 
dieser  musikalischen  Akademie  gänzlich  Umgang  genommen.  **) 

Es  werden  jedoch  auch  jetzt  noch  die  Vorsteher  der 
Terschiedenen  Gremien  und  Innungen  der  früheren  Uebung 
gemäss  jährlich  um  die  Zeit,  zu  welcher  die  Akademie  abge- 
halten zu  werden  pflegte,  ersucht,  Beiträge  für  den  Bürger- 
spitalfond zu  sammeln. 

Das  Erträgniss  der  musikalischen  Akademie  war 

im  Jahre  1863 2.186  fl.  67  kr. 

„      1864  1.727   „  30  „ 

„      1865 2  319  „  45  „ 

„      1866 2.481  „  45  „ 

„      1867 2.784  „  10  „ 

„      1868   1.969  „  90  „ 

„      1869  1.717   „  55   „ 

„      1870 1.400  „  95  „ 

„      1871 1.023   „  24  „ 

^      1872 453  „  50  „ 

zusammen....  18.064  fl.  11  kr. 

daher  im  zehnj.  Durchschnitte.  . .     1.806  fl.  41  kr. 


**}  Ghemeinderaths^Beschluss  vom  6.  December  iS72. 
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9.  Beiträge  aus  Anlass  Ton  BOrgerreehtsyerleihuiigeii. 

An  solchen  bei  Gelegenheit  der  Aufnahme  von  Personen 
in  den  Verband  der  Wiener  Qemeindebürger  von  denselben 
freiwillig  dem  Bürgerspitalfonde  zugewendeten  Beiträgen  gin- 
gen ein: 

im  Jahre  1863 100  fl.  —  kr. 

„       .      1864 85  ^  - 

„      1865 260  „  - 

„       „      1866 100  „  - 

^       „      1867 220   „   —  „ 

„       «      1868 55  „  —  „ 

fj  fy  JLODt/  •  •  »      •  •  •  •        t/vl     9)     ^■~"     fj 

„      „      1870 55  „   -  „ 

W  fl  lOfl.   ......  9)  99 

99  99  lOI^ 99  99 

zusammen ....  965  fl.  —  kr. 
daher  im  zehnj.  Durchschnitte  ...     96  fl.  50  kr. 

10.  Yerschiedene  Einnahmen. 

In  diese  Rubrik  reihen  sich  die  Einnahmen  aus  Stif- 
tungserträgnissen zu  Gunsten  des  Fondes  oder  der  Kirche, 
Einnahmen  aus  Verlassenschaften  nach  den  im  Bürger-Ver- 
sorgungshause verstorbenen  Pfründnern,  die  Verpflegskosten, 
welche  von  den  in  dieses  Versorgungshaus  aufgenommenen 
Pensionären  bezahlt  werden,  die  Einnahmen  aus  den  zum 
Fonde  einbezogenen  Pensionen,  Provisionen  etc.,  welche  Pfründ- 
nern verliehen  werden,  ferner  die  Einnahmen  pro  paramentis 
aus  den  Leichengeldern  der  im  Bürger  -  Versorgungshause 
verstorbenen  Pfründner,  aus  den  von  Pfründnern  rückvergü- 
teten Spitals-Verpflegskosten,  endlich  alle  anderen  Einnahmen 
und  Rückvergütungen,  welche  sich  unter  keinem  anderen  Ein- 
nahmetitel subsumiren  lassen,  z.  B.  die  Zinsen  von  fructificirteu 
Baarcautionen,  Einnahmen  aus  dem  Klingelbeutel,  aus  der 
Armenbüchse  im  Bürger- Versorgungshause,  Erlös  für  veräusserte 
alte  Materialien,  Ilausrequisiten  und  alte  Pfründnerkleider  u.  dgl. 
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Ans  diesen  verschiedenen  Einnahmen  resnltirte 

im  Jahre  1863  ein   Beitrag  von  1.467  fl.  03  kr. 

„      y,       1864  www  638  „    09.,  „ 

„      „       1865  »          »         w  1.099  „   66.5  „ 

„      „       1866  „         „         w  4.564  „   95     „ 

„      „       1867  99          99         9»  813  99    82.,  „ 

„      „       1868  99          ,9         w  746  „   74     „ 

„      „       1869  „          „          „  582  „   Ol.,  ^ 

„      „       1870  ^          „         „  875  „   08     „ 

»      9»       1871  99          9»          w  423  ^    79     „ 

»      9,       1872  ^          ^         ^  741  w   53.,  „ 

zusammen 11.952  fl.  72.,  kr. 

and  im  zehnj.  Durchschnitte fl.     1.195  fl.  27  kr. 

Das  auf  Seite  138  erwähnte  Recht  des  Bürgerspitalfondes 
»25  Arme  aus  dem  Bürgerstande  ohne  Entschädigung  der 
hiefär  auflaufenden  Kosten  in  einem  städtischen  Versorgungs- 
haose  unterzubringen^,  erscheint  nicht  selbstständig  bewerthet 
und  begründet  eine  indirecte  Einnahme  des  Fondes.  — 

Es   folgt   nun    eine  Zusammenstellung   der  Hauptsum- 

men  der*  Einnahmen   sowohl,    wie    der  Ausgaben    des 

Bürgerspitalfondes  in  den  Jahren  1863—1872. 

Es  betrugen 

d^e  Einnahmen  die  Ausgaben 

. .  451.946  fl.  58  kr. 

. .  527.525  „  55    „ 

..  465.929  „  92    „ 

. .  436.986  „  23.,  „ 


im  Jahre  1863 

449.743  fl.  85 

»?   99 

1864.... 

496.848  „  38.. 

»    n 

1865.... 

447.131  „  12 

rt         91 

1866. . . . 

440.887  „  47 

»    99 

1867.... 

472.939  „  38 

»    99 

1868.... 

462.317  „  48 

»    99 

1869..  . 

450.636  „  76.. 

V            9« 

1870.... 

513.019  „  99 

9»      99 

1871.... 

510.458  „  46 

19      » 

1872... 

590.506  „  74., 

99 
99 


„    .  .  .      40O.D«#D    „  Ol.,  „ 

„  . . .    459.109  „  11    „ 

99      •    •    • 

488.263  „  23., 


452.224  „  73    „ 
468.080  „  28    „ 


»  « 


. .    513.240  „  69.,  „ 


zusammen. .  .4,834.489  fl.  64 ,  kr. . .  .4,717.001  fl.  91  kr. 
»4  m  lekBJ.  DurcbchBitte .    483.448  fl.  96    kr....    471.700  fl.  19  kr. 
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Auch  bei  den  Ausgaben  des  Bürgetspitalfondes  gilt, 
wie  bei  denen  des  allgemeinen  Versorgungsfondes  —  die  Be- 
merkung, dass  der  grösste  Theil  dieser  Summen  ausschliess- 
lich zum  Zwecke  der  Unterstützung  oder  gänzlichen  Versorgung 
der  verarmten  Bürgerschaft  verwendet  wird. 

Nur  beiläufig  11  Percent  von  der  Qesammtsumme  der 
Ausgaben  nimmt  nach  einem  mehrjährigen  Durchschnitte  die 
Deckung  der  Administrations-  und  Regiekosten  in  Anspruch, 
die  Steuern  und  Abgaben  aber  21%. 

Der  Stand  des  reinen  Stammvermögens  dieses  Fondes 
bezifferte  sich  zu  Ende  des  Jahres  1872  mit  der  Summe  von 
5,845.892  fl.  ö.  W.,  und  wenn  das  Capital,  aus  welchem  die 
recessmässigen  Gebühren  an  das  Kranken-,  Waisen-  und  Findel- 
haus (Seite  136)  zu  entrichten  sind,  einbezogen  wird,  mit 
7,440.126  fl.  ö.  W.  — 

Da  sich  die  Vermögensverhältnisse  des  Fondes,  wie  die 
vorstehende  Uebersicht  zeigt,  seit  dem  Jahre  1870  immer 
günstiger  gestalteten,  so  fasste  die  Bürgerspital-Wirthschafts- 
Commission,  in  der  Absicht,  den  allgemeinen  Versorgungsfond 
und  dadurch  die  denselben  aus  ihren  Renten  dotirende  Ge- 
meinde Wien  einigermassen  zu  entlasten,  den  Beschluss,  die 
Armenpflege  des  Bürgerspitales  auszudehnen. 

Schon  im  Jahre  1871  wurden  die  aus  dem  Bürgerspital- 
fonde  verabreichten  1400  Handbetheilungen  (300  zu  monatlich 
5  fl.,  300  zu  monatlich  6  fl.,  400  zu  monatlich  7  fl.  und  400 
zu  monatlich  8  fl.)  auf  6,  7,  8  und  9  fl.  per  Monat  erhöht 
und  gleichzeitig  ^00  neue  PAründen  zu  5  fl.  per  Monat  creirt. 

Im  Jahre  1872  wurde  femer  die  Anzahl,  der  Pfründen 
zu  6  und  7  fl.  um  je  60  und  die  Pfründen  zu  5  fl.  um  ICK) 
vermehrt,  so  dass  am  Schlüsse  des  Jahres  1872  1800 
Pfründner  gegen  14(X)  «m  Ende  des  Jahres  1870  bestanden. 
Ebenso  wurde  die  Zahl  der  in  den  städtischen  Versorgungs- 
häusern auf  Kosten  des  Bürgerspitalfondes  untergebrachten  In- 
dividuen von  25  —  im  Jahre  1871  auf  36,  im  Jahre  1872  aber 
auf  50  erhöht. 
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Weiters   wurde   mit  Beschloss   der  Bürgerspital-Wirth- 
sehaftB-Commisaton  vom  18.  Deeember  1872  festgesetzt: 

1.  dass  Bürgerskinder  oder  Bürgerswaisen,  welche 
rermöge  ihres  Alters  weder  eine  Waisenpfründe  noch  ein 
Kostgeld,  noch  auch  die  Aufnahme  in  ein  Waisenhaus  erhalten 
können,  ans  dem  Bürgerspitalfonde  gleich  den  Bürgern  oder 
Bflrgersfrauen  betheilt  und  versorgt  werden  sollen,  jedoch  nur 
dann,  wenn  dieselben  arm  und  erwerbsunfähig  sind,  und  so 
lange  selbe  ledigen  Standes  verbleiben; 

2.  dass  sämmtliche  arme  Bürger,  Bürgersfrauen,  Bürgers- 
Witwen  und  die  snb  1  bezeichneten  Bürgerskinder  im  Falle 
einer  Nothlage  zeitweise  Oeldaushilfen  vom  Bürgerspitale 
erhalten  sollen,  und 

3.  dass  für  Bflrgerskinder  im  Alter  bis  mit  14  Jahren, 
insofern  selbe  vom  Vater  verwaist  sind,  Waisenpfründen, 
insofeme  selbe  aber  von  beiden  Eltern  verwaist  sind,  Kost- 
gelder und  Pl&tze  zur  Versorgung  in  einem  st&dtischen 
Waisenhause  oder  in  der  Privatp  flege  creirt  werden  sollen. 

Im  Pr&liminare  des  Bürgerspitalfondes  pro  1873  wurde 
auch  zur  Durchführung  der  vorstehenden  Beschlüsse  derart 
Vorsorge  getroffen,  dass  zur  Unterstützung  und  Versorgung 
der  sub  1  bezeichneten  Bürgerskinder  150  Pl&tze  vorgesehen, 
zur  Verleihung  von  Geldaushilfen  6000  fl.  bestimmt,  und  weiters 
100  Waisenpfründen  k  pro  Monat  mit  7  fl.,  100  Kostgelder 
k  pro  Monat  mit  12  fl.  und  50  Plätze  mit  voller  Versorgung 
a  pro  Monat  mit  20  fl.  creirt  wurden. 

Selbstverständlich  konnten  derlei  Bürgerskinder,  wie 
selbe  sub  1  bezeichnet  sind,  nur  nach  Zulänglichkeit  der 
Mittel  des  Fondes  bedacht  werden,  nämlich  nur  insolange, 
als  das  Erfordemiss  für  die  armen  Bürger,  Bürgersfrauen  und 
ßürgerswitwen  eine  Berücksichtigung  auch  der  Bürgerskinder 
znlässlich  machte.  Insbesonders  lag  dem  Beschlüsse:  die  Ar- 
menpflege des  Bürgerspitales  auf  die  bezeichneten  erwach- 
senen Bürgerskinder  auszudehnen,  die  Meinung  zu  Grunde,  dass 
nicht  viele  derartige  Bürgerskinder  den  Fond  in  Anspruch  nehmen 
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würden.  Die  Erfahrung  zeigte  jedoch  das  Gegentheil,  indem  schon 
mit  Ende  December  1874  80  derlei  Bürgerskinder  in  die  Ver- 
sorgungshäuser und  156  in  die  Handbetheilung  eingetreten 
waren,  abgesehen  davon,  dass  noch  viele  derselben,  deren 
Ansuchen  nicht  sogleich  berücksichtigt  werden  konnte,  zur 
Betheilung  oder  Versorgung  in  Vormerkung  genommen  wor- 
den sind. 

Es  lag  somit  die  Besorgniss  nahe,  dass  bei  fortgesetzter 
Berücksichtigung  der  erwachsenen  Bürgerskinder  —  diese  bald 
die  Mehrzahl,  die  eigentlichen  Percipienten  der  Stiftung 
(Bürger  und  Bürgersfrauen)  aber  die  Minderzahl  bilden  würden, 
wesshalb  die  Wirthschafts-Commission  die  Betheilung  und  Ver- 
sorgung, sowie  die  Unterstützung  der  erwachsenen  Bür- 
gerskinder vom  Jänner  1875  ab  wieder  eingestellt  hat. 
Dagegen  wird  die  Betheilung  und  Versorgung  der  Bürgers- 
waisen im  Alter  bis  mit  14  Jahren  seitens  des  Fondes  auch 
fortan  vorgenommen  werden. 

Schliesslich  ist  noch  anzuführen,  dass  die  im  Bürger- 
Versorgungshause  untergebrachten  Pfründner  vom  Jänner  1873 
an  eine  tägliche  Geldportion  von  40  kr.  ö.  W.  per  Person 
erhalten,  und  dem  entsprechend  auch  die  Bezüge  der  in  den 
stadtischen  Versorgungsanstalten  befindlichen  Bürger  auf  täg- 
lich 40  kr.  erhöht  worden  sind. 


7.  Der  Hofspitalfond. 

In  Betreff  des  Geschichtlichen  über  diesen  Fond  ist 
Nachstehendes  über  die  Gründung,  den  Zweck  und  die  Auf- 
lassung des  Hofspitales,  wodurch  die  Entstehung  des  Hof- 
spitalfondes  veranlasst  wurde,  vorauszuschicken. 

Das  Hofspital  wurde  in  der  Mitte  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts zwischen  den  Jahren  1540—1645  von  dem  kaiser- 
lichen Edelknaben-Hofmeister  Don  Diego  de  Serrava  gegrün- 
det, welcher  auf  einem  dem  Convente  der  Minoriten  abgekauften 
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Grande  ein  Spital  zur  Aufnahme  armer,  kranker  und  verlassener 
Persooen  erbaut  hatte.  Die  Erhaltung  dieses  Spitales  wurde  theils 
aas  den  eigenen  Mitteln  des  Gründers  und  Erbauers  bestritten, 
theils  sollte  der  hiezu  erforderliche  Aufwand  durch  Beiträge 
Terschiedener  Wohlthäter  beigeschafft  werden.  Dies  war  auch 
der  Fall  und  es  wurden  bereits  vom  Jahre  1545  angefangen 
36  arme  und  kranke  Personen  auf  Kosten  des  Kaisers  in  diesem 
Spitale  verpflegt,  wozu  demselben  ein  jährliches  Einkommen 
Ton  1200  fl.  aus  dem  Vicedom-Amte  und  die  Güter  des  aufge- 
hobenen St.  Martinspitales  vor  dem  Werderthore  angewiesen 
worden  sind. 

Nachdem  hierauf  während  des  Decenniums  1554 — 1564 
das  Spital  selbst  erweitert  und  dessen  Einrichtung  reorgani- 
sirt  worden  ist,  und  auch  die  Einkünfte  desselben  vermehrt 
worden  waren,  wurde  von  Kaiser  Ferdinand  II.  für  dieses 
Spital  ein  eigener  Stiftbrief  •')  ausgefertigt.  In  demselben  wurde 
festgesetzt,  „dass  nun  hiefäro  allwegen  vnd  zur  ewigen  Zeiten 
in  solchem  Spitthal  Achzig  betagte  vnd  alte  Manns-  vnd 
Weibs-Persohnen,  so  ihr  brod  vnd  nahrung  mit  Arbeit 
nimmer  gewinnen  mögen,  vnd  sonstea  von  jedermann  verlassen; 
dergleichen  auch  zwainzig  armberLeuth  verwaiste  Kin- 
der, so  Maidl  seynd,  sambt  einer  Lehr-  und  Zuchtmaisterin 
über  dieselben  vnd  darzue  Vierzig  armbe  prechenhaffte 
kranckhe  Persohnen,  die  man  „peregrinos"  (arme  Leute, 
welche  auf  der  Reise  begriffen,  im  Spitale  Herberge  und  Er- 
quickung erbaten)  nennt,  vnd  auch  mit  speis,  tranckh,  klei- 
dang, arzney  vnd  anderer  notturfft  vnderhalten  werden  sollen, 
doch  nicht  länger,  dann  bis  sie  wiederumb  ihren  gesunt 
erhalten  vnd  nach  crlangung  desselben  sie  wiederumb  hin- 
wegschaffen vnd  allwegen  andere  an  ihr  statt  in  wexel 
annehme." 


•*)  Siehe  den  Stiftbriefs-Entwurf  vom  2.  Juni  1564  bei:  Weiss 
),Ge8chichte  etc.  in  der  II.  Abtheilang,  Urkanden  und  Kegesten  S.  ZIV 
und  folgende^^ 
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Die  20  Waisenmädchen  aber  sollten  so  lange  im  Spitale 
unterhalten  und  erzogen  werden,  „bis  sie  ihr  brodt  selbst 
gewinnen  mügen",  worauf  sie  durch  die  Superintendenten  des 
Spitales  ,yZue  Edlen  oder  Vnedlen  Ehrsamen  personen  ynd 
Frauen  mit  Diensten  befurdert,  und  bei  denenselben  in  gueter 
zucht  gehalten^'  werden  sollten.  Im  Falle  jedoch  eines  der- 
selben Lust  zeigte,  in  ein  Kloster  einzutreten,  sollte  dasselbe 
nicht  daran  gehindert,  sondern  „dahin  getreulich  befurdert^ 
werden.   . 

Wesentliche  Veränderungen  in  diesen  Bestimmungen 
wurden  sohin  von  Kaiser  Ferdinand  II.  durch  die  Instruction 
vom  24.  Mai  1632  eingeführt.  Unter  denselben  muss  nament- 
lich jene  die  ursprüngliche  Widmung  beschränkende  Bestim- 
mung hervorgehoben  werden,  nach  welcher  solche  Personen, 
die  im  Dienste  des  Regentenhauses  oder  des  Hof- 
spitales  standen  und  darin  alt  geworden  waren  oder  er- 
krankten, vor  anderen  Personen  in  dieses  Spital  aufgenommen 
werden  sollten,  insoferne  dieselben  keine  anderweitige  Unter- 
stützung erhielten. 

Die  Bedingungen,  unter  denen  überhaupt  eine  Aufnahme 
in  das  Spital  stattfinden  konnte,  waren:  Erwerbsunfähigkeit, 
unverschuldete  Armuth,  ein  sittlicher  Lebenswandel  und  der 
Mangel  einer  anderweitigen  Unterstützung. 

Mit  contagiösen  Krankheiten  behaftete  Personen  und  solche, 
welche  bei  begüterten  Adeligen  in  Privatdiensten  standen, 
waren  von  der  Aufnahme  in  dieses  Spital  ausgeschlossen;  jene 
Personen  aber,  bei  denen  Krankheit  oder  Irrsinn  der  Aus- 
schliessungsgrund war,  erhielten  Aushilfen  in  Geld. 

Nach  diesen  Normen  wurde  das  Hofspital  bis  zum 
Jahre  1733  verwaltet  In  diesem  Jahre  fand  sich  aber  Kaiser 
Carl  VL  bestimmt,  eine  Hofcommission  zu  dem  Zwecke  einzu- 
setzen, um  jene  Gebrechen,  die  sich  inzwischen  in  der  Ver- 
waltung des  Hofspitales  eingeschlichen  hatten,  und  den  Verfall 
desselben  nach  sich  zu  ziehen  drohten,  zu  beheben,  worauf 
dann  im  Jahre  1750   die   zur  Regulirung   aller    Spitäler   und 
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SdftoDgssachen  creirte  Hofcommissioo  auch  die  Aufsicht  über 
diese  Anstalt  übernahm. 

Im  Jahre  1754  ist  das  Hofspital  aus  dem  alten  Gebäude 
am  Ballplatze  in  das  Gebäude  des  Dreifaltigkeitsspitales  am 
Rennwag  übersetzt  worden. 

Als  der  günstige  Stand  des  Venuögens  des  Hofspitales 
eine  Vennehrung  der  Pfründuerzahl  erlaubte,  wurde  —  da  die 
sdftbriefmässige  Zahl  der  im  Spitale  selbst  zu  verpflegenden 
80  Armen  und  20  Waisenmädchen  nicht  überschritten  werden 
sollte,  die  Zahl  der  Handbetheilungeu  vermehrt  Jede  Pfründe 
b^tand  aus  12  Ducaten. 

Noch  mehr  als  durch  die  vorerwähnte  Instruction  Kaiser 
Ferdinands  Q.  wurde  die  ursprüngliche  Bestimmung  des  Hof- 
spitales durch  eine  Anordnung  der  Kaiserin  Maria  Theresia 
beschränkt,  zufolge  welcher  das  Hofspital  nun  vorzugsweise 
zur  Versorgung  armer,  wenigstens  4  Jahre  in  Diensten 
gestandener  Hoflivree-Parteien  verwendet  werden  sollte. 
In  einem  bezüglichen  Berichte  vom  Jahre  1772  heisst  es  aus- 
drücklich, dass  dieselben  „zu  dieser  Stiftung  eigentlich  den 
Zuspruch  hätten^. 

Als  in  der  Folge  bei  der  vom  Kaiser  Joseph  vorgenom- 
menen Reorganisation  der  Anuenhäuser  und  Spitäler  Wiens 
das  HofspitaJ  aufgelassen  wurde,  erhielten  die  bisher  im  Hause 
verpflegten  Pfrttndner  eine  Pension  von  jährlich  140  fl. 

Die  20  Waisenmädchen,  welche  im  Hofspitale  unterge- 
bracht waren,  kamen  zuerst  in  das  Waisenhaus  am  Rennweg, 
nnd  es  wurde  für  jedes  derselben  eine  Verpflegssumme  von 
160  fl.  jährlich  gezahlt  Im  Jahre  1785  wurden  dieselben 
gegen  eine  Betheilung  mit  Handstipendien  von  jährlich  100  fl. 
ans  dem  Waisenhause  herausgenommen,  zwei  Jahre  später 
jedoch  neuerdings  in  dasselbe  gegeben  und  gleichzeitig  die 
Bestimmung  getroffen,  dass  daselbst  fortan  32  Mädchen  gegen 
eine  Bezahlung  von  3200  fl.  zu  unterhalten  seien. 

Der  Ueberschuss,  welcher  nun  bei  den  Einnahmen  des 
Hofspitalfondeß  jährlich    erübrigte,   wurde    dem    allgemeinen 
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Krankenhause    als    Antheil  -'für    die    ursprünglich    gestiftete 
Krankenanstalt  für  arme  Reisende  (peregriui)  zugewiesen. 

Mit  dem  Hofdecrete  vom  12.  Juni  1784  endlieh  ist  der 
Hofspitalfond  neuerdings  regulirt,  und  es  sind  sohin  hinsicht- 
lich dessen  künftiger  Verwendung  die  Verfügungen  getroffen 
worden,  dass  a)  das  Ernenuungs-,  resp.  Präsentationsrecht  für 
die  Pfründenverleihungen  bei  diesem  Fonde  durch  das  Oberst- 
hofmeisteramt des  Kaisers  ausgeübt  werde  und  b)  zur  Be- 
theilung mit  Pfründen  aus  demselben  zunächst  die  sonst 
geeigneten  Hof  Parteien  berufen  sein  sollen;  erst  dann,  wenn 
ausserdem  noch  die  Mittel  für  einige  Pfründen  erübrigen, 
können  dieselben  auch  an  andere  Parteien  verliehen  werden. 

Die  Einnahmen  des  Fondes  bestehen: 

1.  In  den  Interessen  der  Activcapitalien  und 

2.  in  bestimmten  Beiträgen  n.  z. 

a)  vom  Gefällen-  Ober-  und  Sammelamte  (jetzt  Landes- 
Filialcassa) ,  in  Wien  als  Aequivalent  für  die  ehemals  von  dem 
Salz-Oberamte  bezogenen  69  Ctr.  Salz  ä  2  fl.  W.  W.,  zu- 
sammen also  138  fl.  W.  W.  oder  57  fl.  96  kr.  ö.  W.  und  als 
Ueberfuhrspacht  252  fl.  ö.  W. ;  ")  ferner 

b)  vom  politischen  Etat:  aus  der  Fundation  von  weiland 
Sr.  Majestät  dem  Kaiser  Ferdinand  1100  fl.  W.  W.  oder 
462  fl.  ö.  W.,  aus  dem  Beitrage  des  Vicedom-Amtes  mit 
250  fl.  W.  W.  oder  105  fl.  ö.  W.,  aus  dem  Bezüge  vom 
Salzamte  Aussee  per  400  fl.  W.  W.  oder  168  fl.  ö.  W.,  und 
aus  dem  Gefallsaufschlage  von  Engelhartszell  per  1550  fl.  W.  W. 
oder  651  fl.  ö.  W.; 

c)  vom  Gefallen-Ober-  und  Sammelamte  für  den  Finanz- 
etat aus  dem  Mehlaufschlage  von  der  Wiener  Hauptmauth 
per  1800  fl.  W.  W.  oder  756  fl.  ö.  —  und  endlich 

d)  von  der  k.  k.  Landeshauptcassa  in  Linz  für  gestiftete 


••)  Hofkanilei-Decret  vom  17.  August  18i0,  Z,  39177. 
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Leinwand  von  dem  Mauthhause    zu    Linz    per   108  fl.  W.  W. 
oder  45  fl.  36  kr.  ö.  W. ") 

Die  Ausgaben  des  Fundes  bestehen: 

1.  in  den  Kosten  für  Pensionen  und  Provisionen,  näm- 
lich für  die  noch  lebenden  Förster  oder  Försterswitwen  der 
verkauften  Fondsherrschaften  Wolkersdorf  und  Pillichsdorf, 
und  für  den  Hausmeister  des  verkauften  Hofspitalgebäudes; 

2.  in  den  Kosten  für  die  Handbetheiinngen; 

3.  in  den  aus  diesem  Fonde  zu  bestreitenden  Kosten  für 
ge^tifiete  Krankenbetten  (10  Betten  bei  den  barmherzigen 
Brüdern,  11  bei  den  Elisabethinerinnen  und  30  Betten  bei  den 
barmherzigen  Schwestern) ; 

4.  in  den  Auslagen  für  die  Verpflegung  von  Pfründnern 
und  Waisen  in  den  städtischen  Versorgungshäusern,  resp.  dem 
kaiserlichen  Waisenhause;  und  endlich 

5.  in  Regie-  und  verschiedenen  anderen  Auslagen. 

In  Bezug  auf  die  sub  4  angeführten  Ausgaben  ist  noch 
zQ  bemerken,  dass  mit  dem  Ministerial-Erlasse  vom  10.  Juni  1862, 
Z.  6623  (Statthalterei-Erlass  vom  11.  Juli  1862,  Z.  25687) 
die  Anordnung    getroffen  wurde,    dass   in   Zukunft   höchstens 


•*)  Ein  Beitrag  von  jährlich  120  fl.,  welcher  aus  der  k.  k.  Privat- 
Qnd  Familienfondscassa  für  das  Ahhalten  des  Gottesdienstes  in  der  Kirche 
des  ehemaligen  Hofspital gebäudes  am  Rennweg  geleistet  worden  ist, 
wurde  mit  Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom  ü,  Februar  1875, 
Z.  3770  in  Folge  des  im  Jahre  1874  geschehenen  Verkaufes  des  Hof- 
spitalgebäodes  iQr  den  Hofspitalfond  eingestellt  und  dem  Stadterwei- 
t^rungsfonde  zugewiesen. 

Aneh  der  Beitrag  von  120  fl.  ö.  "W.,  welchen  die  städtische 
Cassa  zar  Bestreitung  der  Auslagen  für  den  Gottesdienst  in  der  Kirche 
des  Hofspitalgebäudes  bezahlte,  ist  aus  derselben  Ursache  eingestellt, 
n-sp.  überwiesen  worden.  Dieser  letztere  Beitrag  ist  zufolge  Gemeinderaths- 
Besehlasses  vom  29.  Juli  1867  als  eine  „widerrufliche  Gabe"  und  zwar 
aas  dem  Grande  bewilligt  worden,  um  den  Kindern  der  Volksschule  am 
Rennweg  den  Besuch  des  Gottesdienstes  in  der  zunächst  gelegenen 
Kirche  zu  ermöglichen.  Die  Ueberweisung  der  Zahlung  an  den  Stadt- 
erweiteruogsfond  erfolgtu  mit  Gemeinderaths-Beschluss  vom  31.  März  1875. 

11 


40  Pfrundaer  in  den  Versorgnngshausern  auf  Kostea 
des  Hofspitalfondes  erhalten  und  40  Pfründner  ausserhalb 
der  Versorgungsanstalten  mit  Handbetheiluugen  voa 
täglich  20  kr.  ö.  W.  unterstützt  werden  sollen. 

Ferner  sind  zufolge  der  Regierungs-Erlässe,  Z.  26305 
ex  1815  und  Z.  18042  ex  1816  aus  dem  Hofspitalfonde  auch 
32  Mädchen  in  dem  k.  k.  Waisenhause  zu  erhalten. 

Der  Stand  der  Einnahmen  und  Ausgaben  •*)  dieses 
Fondes  wai  in  den  einzelnen  Jahren  des  Decenniums  1863 — 1872 
folgender.  Es  bezifferten  sich 

die  Einnahmen 

im  Jahre  1863  mit  110.527  fl.  05  kr.. 
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zusammen  mit  799.352  fl.  56  kr...   3,418.859  fl.   75..  kr. 

daher  in  zebnj.  DurchsclmiUe  79.935  fl.  26  kr. . .  .    341.885  fl.  97     kr. 

Das  Vermögen  des  Fondes,  welcher  von  der  k.  k.  n.  ö. 

Statthalterei  verwaltet  wird,  bestand  am  Schlüsse  des  Jahres  1872 


**)  Das  ausserordentliche  Steigen  der  Ausgaben  in  den  Jahren 
1863  und  1864  entstand  dadurch,  dass  die  Gapit^Hen,  welche  zum  Bau 
der  Krankenanstalt  „Uudolfstiftung^^  erforderlich  waren,  zum 
Theile  aus  dem  damals  finanziell  günstig  gestellten  Hofspitalfonde  ent- 
nommen worden  sind. 

Da  dieser  Fond  ausserdem  noch  die  Zinsen  für  die  zur  .weiteren 
Deckung  des  Baukosten-Aufwandes  für  das  genannte  Krankenhaos  auf- 
genommenen Vorschüsse  zu  leisten  hatte,  so  erklflrt  sich  auch  für  die 
folgenden  Jahre  das  oftmals  bedeutende  Teberwiegen  der  Ausgaben  über 
die  Einnahmen  dieses  Fondes. 


163 


ä|   aas  CapitalieD  im  Betrage  von  316.670  fl.    and   in  dem  Hof- 
spitalgebände  amfiennweg  mit  einem  Zinsertrage  von  10. 130 fl.**) 


8.  Der  Landbruderschaftsfond. 

Wie  bereits  im  „geschichtlichen  Ueberblicke"  Seite  4 
erH'ähnt  wurde,  hatten  sich  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts 
zahlreiche  aus  weltlichen  Mitgliedern  bestehende  Vereini- 
^Dgen  für  religiöse  und  humanitäre, Zwecke  gebildet,  welche 
den  Namen  ^Bruderschaften'^  führten. 

Die  in  solche  Bruderschaften  eintretenden  Personen  mussten 
sieh  den  Satzungen  derselben  unterwerfen  und  jährliche  Bei- 
träge leisten,  welche  zur  Erreichung  oder  Hebung  der  ver- 
schiedenen Bruderschaftszwecke  verwendet  und  in  der  Regel 
TOD  der  Geistlichkeit  verwaltet  wurden,  da  die  bei  weitem 
grösste  Anzahl  der  Bruderschaften  mit  einer  Kirche  oder 
eioem  Kloster  in  Verbindung  stand. 

In  erster  Linie  waren  es  religiöse  Zwecke,  welche 
YüD  diesen  Bruderschaften  verfolgt  wurden,  so  die  Verehrung 
einzelner  Heiliger  und  der  Religionsgeheimnisse,  die  Veran- 
staltung von  Processionen,  Wallfahrten  und  anderen  öffentli- 
chen Aufzügen  in  besonderer  Kleidung  u.  dgl. 

Dass  die  Förderung  der  humanitären  Zwecke  von 
den    Bruderschaften    mit    geringerem    Eifer    betrieben    wurde, 


•*)  Am  Ende  des  Jahres  1874  bestand  das  Vermögen  dieses  Fondes 
nur  aus  Capitalien  im  Betrage  von  499.370  fl.  ö.  W.  Die  demselben 
früher  eigenthümlich  gehörigen  Realit&ten,  nämlich  die  Stiftsherrschaften 
\^olkersdorf  und  Pillichsdorf,  sind  bereits  im  Jahre  1S70  u.  z.  mit  Ver- 
trag vom  31.  Mai  d.  J.  an  Hugo  Graf  Abensperg  um  den  Betrag  von 
700.000  fl.,  und  am  17.  October  1874  ist  auch  das  Ilofspitalgebäude  am  Renn- 
weg Nr.  537  alt,  3  neu,  an  deu  Stadterweiterungsfond  um  300.000  fl 
verkauft  worden.  Der  Erlös  der  verkauften  Realitäten  wurde  theil weise 
zur  Rückzahlung  von  Vorschüssen  verwendet,  welche  der  Hofspitalfond 
aas  Anlass  des  in  der  vorhergehenden  Note  bezeichneten  Krankenhaus- 
Baueä  aufgenommen  hatte. 

11* 
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als  die  der  religiösen,   lÄsst   sich   hinlftnglieh   ans  der  That — 
Sache  entnehmen,  dass  in  Wien   allein  im  Jahre*  1783  gege»^ 
120  solcher  Bruderschaften  bestanden,    unter  denen  aber  nui^ 
einige    die   Bestimmung   hatten,    Sammlungen   für  Arme    zu 
veranstalten    und   das   gesammelte   Almosen    dann    entweder 
selbst  zu  vertheilen,    oder    zum  Zwecke  der  Armenbetheilung 
an  ein  Kloster  abzuführen. 

Die  zahlreichen  und  allerOrten  laut  getadelten  Missbräuche, 
welche  sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte  bei  den  Bruder- 
schaften, namentlich  bei  den  geistlichen  Hebungen  und  den 
am  Schlüsse  derselben  stattfindenden  Gelagen,  und  auch  in 
der  Verwendung  des  durch  Beiträge,  Sammlungen  und  Ver- 
mächtnisse bedeutend  angewachsenen  Bruderschaflsvermögens 
eingeschlichen  hatten ,  ••)  haben  die  Regierung  wiederholt 
dazu  veranlasst,  dem  Zustande  dieser  geistlichen  Laienyereine 
eine  grössere  Aufmerksamkeit  zu  widmen^  zuletzt  aber  im 
Jahre  1750  dazu  gedrängt,  die  sämmtlichen  Bruderschaften 
—  unter  Beiziehung  von  geistlichen  Repräsentanten  —  einer 
Untersuchung  zu  unterziehen. 

Von  diesem  Jahre  angefangen  wurden  nun  zum  Zwecke 
der  Abstellung  der  eingerissenen  Missbräuche  wiederholt  an 
die  Regierung  Berichte  erstattet,  bis  Kaiser  Josef  II.  im 
Jahre  1783  die  sämmtlichen  Bruderschaften*')  aufhob 
und  in  eine  einzige  unter  dem  Namen  „Li^he  des  Nächsten^ 
vereinigte,  welche    dem    Grafen  Bouquoy'schen  Armeninstitute 


**)  Bereits  auf  der  im  Jahre  1536  abgehaltenen  Synode  za  CAln 
war  von  einigen  Bischöfen  beantragt  worden,  „die  Bruderschaften^^  in 
Folge  der  yielen  Missbr&uche,  welche  bei  denselben  zu  Tage  trateui 
aufzuheben  und  ihr  Vermögen  zur  Unterstützung  der  Armen  und  zum 
Unterhalte  der  Pfarrer  zu  verwenden.  Die  beantragte  Aufhebung  kam  aber 
damals  nicht  zu  Stande,  sondern  man  begnügte  sich,  die  Missbräuche  abzu- 
stellen und  dahin  zu  wirken,  dass  anstatt  der  Brudersoh alten  zu  „reli- 
giösen Zwecken^^  solche  zu  „Humanitätszwecken^*  in's  Leben  gerufeu 
wurden.   (Weiss,  .,Qeschiohte  etc."  8.  74.) 

•^    Hofkauzlei-Decret  vom  5.  Mai  17^, 
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eDtspreehend  organisirt,   und   in  welche   einzutreten  den  auf- 
gehobenen Bruderschaften  freigestellt  wurde. 

Das  Gesammtvermögen  der  aufgehobenen  Bruder- 
schaften in  Niederösterreich,  deren  Zahl  im  Jahre  1784 
mit  652  angegeben  wurde,  belifef  sich  nach  der  im  Jahre  1790 
FoUeodeten  Liquidirung  auf  1,565.209  fl.,  und  zerfiel  in  ein 
frei  eigenthümliches  Vermögen  und  in  gestiftete  Capitalien. 

Das  freie  Vermögen  im  Betrage  von  1,155.458  fl.  fiel 
za  einer  Hälfte  dem  Schulfoude,  zur  anderen  Hälfte  dem 
Armenfonde  zu. 

Von  den  gestifteten  Capitalien  im  Gesammtbetrage  von 
409.750  fl.  wurden  die  Capitalien  für  geistliche  Stiftungen 
dem  Religionsfonde,  jene  für  Krankenzwecke  dem  Kranken- 
foode,  die  Schulstiftungs-Capitalien  dem  Schulfonde  und  die 
für  Arme  gemachten  Stiftungen   dem  Armenfonde  zugewiesen. 

Aus  dem  Vennögen  der  Wiener  Bruderschaften, 
deren  Zahl  im  Jahre  1784  121  betrug,  erhielten  die  Armen 
einen  Capitalsantheil  von  40.933  fl ,  während  der  übrige  den 
Armen  zufallende  Antheil  zur  Gründung  des  Landbruder- 
schaftsfondes  verwendet  worden  ist. 

Die  Verwendung  der  aus  diesem  Fonde  fliessenden 
Mittel  besteht  nun  darin,  dass  aus  demselben  theils  Handbe- 
theilungen und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Zuständigkeits- 
verhältnisse der  Bedürftigen  verabfolgt,  theils,  und  zwar  in 
erster  Linie,  die  Verpflegskosten  für  Arme  aus  den  Landge- 
meinden bestritten  werden,  wenn  dieselben  in  ein  Versor- 
srungshaus,  in  die  Irrenanstalt,  in  ein  Waisenhaus,  in  das 
Taubsturamen-  oder  Blindeninstitut  untergebracht  werden 
müssen. 

Der   Landbruderschaftsfond    wird    von   der   k.    k.  n.  ö. 
Statthalterei  verwaltet. 

Nach  dem  Rechnungsabschlüsse    pro    1872  besteht  das 
Vermögen    desaelben    in    Werth papieren     in    dem    Betrage 
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Suraino  jener  verfügbaren  Mittel  bildet,  durch  welche  die 
im  Verlaufe  eines  Jahres  zur  Unterstützung  und  Ver- 
sorgung der  armen  Bevolkerungsclasse  erforderlichen  Aus- 
hilfen gedeckt  werden. 

Wenn  nun  die  bezüglichen  Ziffern,  welche  für  das 
Jahrzehnt  1863—1872  erhoben  worden  sind,  in  dieser  Absicht 
zusannnengestellt  werden,  so  ergibt  sich,  dass  die  Capitals- 
siimme  jener  Fonds,  deren  Renten  für  die  öffentliche  Armen- 
])fl(\i!:<^  verwendet  werdou  können,  am  Schlüsse  des  Jahres 
1872  sich  mit  18,225.241  fl.  57  kr.  bezifferte,  und  dass  die 
zu  domselbeu  Zwecke  entfallende,  aus  regelmässigen  und  ver- 
äihlerlieluMi  Zuflüssen  sich  bihleude  Jahreseinnahme  nach 
dem  Durchschnittsergebnisse  des  bezeichneten  Decenniums 
sich  iähiTich  iiul'  2,607.512  fl.  36..   kr.  veranschlai!:eu  hisst. 


167 

kiinimen,  siod  bedeutend  und  geben  ein  thatsachliches  Zeug- 
nlss  für  den  ansserordentlichen  Wohlthätigkeitssinn,  welcher 
den  Bewohnern  der  Stadt  Wien  innewohnt,  und  sich  nicht 
onr  bei  einzehien  die  öffentliche  Mildthätigkeit  in  Anspruch 
oehmeoden  Fällen,  sondern  im  Grossen  und  Ganzen  flber- 
hanpt  in  hervorragender  Weise  bew&hrt. 

Es  handelt  sich  jedoch  in  diesem  Abschnitte   nicht   um 
jeoe  freiwilligen  Spenden,    die    bei    den  einzelnen  Armenin- 
stitaten   als  Legate,    Geschenke    oder   im  Wege   der   Sub- 
scription  und  Sammlung  einlaufen,    und  welche,    da   pie   eine 
ständige  Einnahmepost  des  allgemeinen  Versorgungsfondes 
bilden,  auch  bereits  bei  Besprechung  der  Einnahmen  desselben 
a.  z.  unter  den  Rubriken  „Ständige  Beiträge,  Legate  und  Ge- 
schenke^   und  „Gesammeltes  Almosen'^   angeführt  erscheinen. 
Hier  sind    nur   noch  jene   freiwilligen  Beiträge    anzuführen, 
welche   zum   Zwecke   der    momentanen    Unterstützung   von 
Bedürftigen   entweder* von  einzelnen  Wohlthätern    dem   Bür- 
germeister  als  Vorstande  der  Commune  oder  den  Vorständen 
der  einzelnen  Gemeindebezirke,  bald  mit  bald  ohne  Bezeichnung 
der   bei   der  Vertheilung   einzuhaltenden   Bedingungen   über- 
mittelt wurden,  oder  welche    in  den  verschiedenen  Gemeinde- 
bezirken   durch    Sammlungen,    Spenden,    Veranstaltung    von 
Wohlthätigkeitsvorstellungen,  Concerten,  Lotterien  etc.   aufge- 
bracht worden  sind. 

Diese  freiwilligen  Spenden  bestehen  theils  in  Geld,  theils 
in  Kleidungsstücken,  Nahrungsmitteln  oder  sonstigen  Naturalien 
and  werden  von  dem  Bürgermeister  und  den  Bezirksvorständen 
entweder  zur  augenblicklichen  Betheilung  von  Armen  und 
zum  Ankaufe  von  Brennholz  für  dieselben  verwendet,  oder 
den  in  den  einzelnen  Bezirken  bestehenden  Humanitätsanstalten 
(Kindergärten,  Creches,  Krankenhäusern,  Kinderspitälern,  Bes- 
-semngsanstalten  etc.)  zugeführt.  *" 

Was  ferner  die  den  Armen  im  Allgemeinen,  d.  h.  ohne 
iMJSondere  Bezeichnung  und  Bestimmung  zugewendeten  Lej^ate 
und  Vermächtnisse,    und   namentlich  deren  Zutheilung  an 


die  einzelnen  Armenfonde  betrifft,   so  wird  diesfalls   auf  dad 
Seite  80  dieser  Abhandlung  Angeführte  gewiesen.  — 

Die  Summe   der   auf  die  vorbezeichnete  Weise    sowohl 
im   Bureau    des   Bürgermeisters,    als   in    den    einzelnen   Ge— 
meindebezirken  für  Zwecke  der  öffentlichen  Armenpflege  ein- 
gegangenen Beträge  belief  sich  im  Decennium  1863 — 1872  u.  z. 

im  Jahre  1863 auf    15.577  fl.  07     kr. 

^       ^      1864 „    38.574  „  70..  „ 

„       ^      1865 „     25.044   „  62     ^ 

^       «      1866 „     24  866   „  02.,  „ 

„       „      1867 „     22.503   „  08     „ 

„       „      1868 „     26.151   ^  40     „ 

99  ,9  loO«7 »  Öa.OuO       n       *^  99 

„      „      1870 „    66.085  „  56     „ 

»      «      1871 „     79.579   „  45.,   „ 

„       „      1872 »     86.432   „  23  .  „ 

zusammen     . .  auf  417.652  fl.  87.,  kr. 

und  daher  im  zehnj.  Durchschnitte        41.765  fl.  28    kr. 

Ueber  die  Vertheilung  dieser  Beträge  auf  die  einzelnen 
Bezirke,  in  welchen  dieselben  aufgebracht  wurden,  und  über 
die  Art  ihrer  Verwendung  wird  bei  dem  Abschnitte  „Armen- 
betheilung"  im  zweiten  Theile  dieser  Abhandlung  das  Nähere 
angeführt  werden,  wo  auch  die  Resultate  des  Wirkens  der 
Privatwohlthätigkeit  ihren  ziffermässigen  Ausdruck  finden  sollen. 

10.  Die  Armenstiftungen. 

Die  gesetzlichen  Vorschriften,  welche  für  das  Stiftungs- 
wesen bestehen,  bestimmen  in  der  Hauptsache  Folgendes. 

Eine  Stiftung  wird  dadurch  in's  Leben  gerufen,  dass 
die  Einkünfte  von  Capitdlien,  Grundstücken  oder  Rechten  zu 
gemeinnützigen  Anstalten  oder  zum  Unterhalte  gewisser  Per- 
sonen auf  alle  folgenden  Zeiten  bestimmt  werden.  •**) 

••)  S.  646  a.  b.  ö.  B. 
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In  dem  über  eine  Stiftung  zu  errichtenden  Stiftbriefe 
ist  Tor  Allem  der  Name  und  der  Zweck  derselben  festzu- 
setzen; ferner  sind  in  denselben  die  näheren  zur  Erreichung 
dieses  Zweckes  nothwendigen  Ausführungen  und  Bestimmun- 
gen, insbesondere  über  die  Verwaltung  und  Verleihung  der 
Stiftung  aufzunehmen,  nebst  Angabe  des  Stiftungscapitales 
Qod  der  Berechtigung  zum  Bezüge  der  Stiftungsinteressen.  '"'') 

Alle  Personen,  Aemter  und  Behörden,  denen  die  Ent- 
werfung, Prüfung,  Ausfertigung  und  Bestätigung  der  Stiftbriefe 
zusteht,  haben  dafür  zu  sorgen,  dass  darin  der  Zeitpunct, 
von  welchem  das  Einkommen  des  zur  Stiftung  gewidmeten 
Vermögens  für  die  Stiftung  zu  laufen  beginnt,  nach  dem  Willen 
des  Stifters  oder  nach  Massgabe  anderer  Einfluss  nehmender 
Umstände  und  Daten  mit  aller  Bestimmtheit  ausgedrückt 
werde.  "') 

Aus  Ahlass  der  Verhandlung  über  die  Frage,  in  wie 
ferne  die  Stiftbriefentwürfe  der  Stempelpflicht  unterliegen, 
wurde  Folgendes  bestimmt:  "**)  Stiftbriefentwürfe,  d.  i.  solche 
Aufsätze,  welche  noch  nicht  die  Genehmigung  der  Behörden 
erhalten  haben,  unterliegen  den  Bestimmungen  der  Tarifpost 
20  des  Gebührengesetzes.  Stiftbriefe  aber,  welche  auf  Grund- 


*"•)  Za  Folge  Gemeinderaths-Beschlusses  vom  13.  Juni  1871  sind 
in  Hinkunft  die  Originale  der  Stiftbriefe  von  allen  Stiftungen,  die  unter 
der  Verwaltung  der  Commune  stehen,  an  das  städtische  Archiv  ab- 
zugeben. 

*"')  Verordnung  der  böhm.  Statthalterei  vom  13.  September  18ü?>, 
Z.  39858.  Eine  ausiührliehe  Vorschrift  über  die  Form  der  Errichtung 
>ün Stiftbriefen  enthÄlt die Gubemial- Verordnung  fürTirol  vom  13.  September 
1818,  ferner  das  Gubemial-Girculare  vom  tt,  September  1843  und  vom 
25.  Mai  1854. 

Bei  Stiftungen,  deren  Capital  in  öffentlichen  Obligationen  besteht, 
müssen  diese  dem  Stiftbriefentwurfe  an  die  Finanzprocuratur  beigelegt 
and  von  dieser  der  Entwurf  zum  Behufe  der  Vinculirungs-Veranlassung 
derselben  f&r  die  Stiftung  der  Statthalterei  vorgelegt  werden,  welche 
sodann  die  Ausfertigung  der  Parien  anordnen  wird.  (L.  R.  Bl.  für  Tirol 
Nr.  15  Erlass  vom  27.  März  1855) 

"•■)  Finanz-Minist-Erlass  vom  14.  Juni  1853,  Z.  18353. 
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läge  des  genehmigten  Stiftbriefentwurfes  von  den  zur  Erfüllung 
der  Stiftung  yerpflichteten  Personen  zur  förmlichen  Ausferti- 
gung vorgelegt  werden,  müssen  nach  §.  21  des  Gebührenge- 
setzes gleich  auf  dem  vorschriftmässigen  Stempelpapier 
ausgefertigt  werden.  *••) 

Die  Stiftbriefe  sind  in  drei  Exemplaren  auszufertigen, 
wovon  eines  dem  Stifter  oder  nach  dessen  Tode  der  Abhand- 
Inngsbehörde,  eines  dem  Bestifteten  und  eines  der  politischen 
Landesbehörde  übergeben  wird.  *•*) 

Die  den  Staatscassen  oder  öffentlichen  Anstalten,  einer 
Gemeinde,  Kirche,  Schule,  den  Armen  oder  einer  frommen 
Stiftung  durch  das  Gesetz  oder  einen  letzten  Willen  zuge- 
fallenen Erbschaften  und  bedeutenden  Vermächtnisse  sind  yon 
dem  Gerichte  sogleich  dem  Statthalter  bekannt  zu  machen. 
Ebendahin  ist  auch  am  Ende  eines  jeden  halben  Jahres  ein 
Verzeichniss  sämmüicher  geringerer  Vermächtnisse  der  an- 
geführten Art  zu  übersenden.  *"*) 

'®^)  In  Absieht  auf  die  Stempelbehandlung  der  Quittungen  der 
Stiftungscassen  und  Aemter,  sowie  über  Abfuhr  und  Verläge  derselben 
unter  sich  siehe:   Finanz-Minist. -Erlass  vom  1%  October  1852,  Z.  38467. 

*"*)  Hofkanzlei-Decret  vom  46.  December  1819.  Bei  jeder  frommen 
Stiftung,  sie  mag  sich  auf  eine  testamentarische  Anordnung  gründen,  oder 
bei  Lebzeiten  des  Stifters  errichtet  werden,  ist  immer  vorerst  der  Ent- 
wurf des  Stiftbriefes  zu  verfassen  und  nach  Umständen  mit  einer  authen- 
tischen Abschrift  des  Testamentes  des  Stifters  oder  wenigstens  mit  einem 
Auszuge  aus  demselben,  in  wie  ferne  sich  dasselbe  auf  die  Stiftung 
bezieht,  zur  Prüfung  der  Rechtsform  sowohl,  a's  der  Gesetzmässigkeit  des 
Inhaltes  —  der  Landesstelle  vorzulegen  und  erst  dann,  wenn  der  dies- 
fällige  Entwurf  genehmigt  wurde,  zur  Ausfertigung  des  Original-Stiftbriefes 
zu  sehreiten.  (Böhm  Gubern.-Verordnung  vom  14.  October  1822,  Z.  49907.) 

Vor  ausgewiesener  Bezahlung  oder  Sicherstellung  der  für  Arme, 
Stiftungen,  Kirchen,  Schulen,  geistliche  Gemeinden,  öffentliche  An- 
stalten oder  sonst  zu  frommen  oder  gemeinnützigen  Zwecken  bestimmten 
Legate  darf  die  Einantwortung  der  Veilassenschaft  nicht  erfolgen.  Die 
Ausfertigung  des  Stiftbrieles  über  solche  Legate  kann  jedoch 
auch  erst  nach  der  Einantwortung  geschehen.  (§  159  des  kaiserlichen 
Patentes  vom  9.  August  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  208.) 

'**)  §.  84  des  kaiserl.  Patentes  vom  9.  August  1854. 
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Die  Capit allen  der  Stiftungen  müssen  ebenso  wie  die 
Pupillargelder  angelegt  werden;  '^•)  beim  Erläge  derselben 
sind  aach  die  Zinsen  seit  dem  Todestage  des  Stifters  ab- 
zuführen. ••') 

Als  Stiftungsoberbehörden  schreiten  die  politischen 
Landesbehörden,  als  unmittelbare  Aufsichtsbehörden  die  Be- 
zirksämter ein.  '•*)  In  Streitsachen  werden  die  Stiftungen 
dorch  die  Finanzprocuratur  vertreten.  **•)  Gerichtsstand  für 
Stiftungen  ist  jener  Oerichtshof  erster  Instanz,  in  dessen 
Sprengel   sich  der  Sitz  der  Stiftungsverwaltung  befindet.  *'*) 

Die  Entscheidung  über  die  Annehmbarkeit  einer  Stif- 
tung, über  deren  Abänderung  oder  Aufhebung,  über  die  Anle- 
gung und  Verwaltung  des  Stiftungsfondes,  dann  die  Ueber- 
wachung  der  genauen  Erfüllung  der  Stiftungsbestimmungen 
steht  zu  Folge  der  mit  a.  h.  Entschliessung  vom  15.  Mai  1841 
festgestellten  Competenz  den  politischen  Behörden  zu.  ***) 

Die  Gerichte  hingegen  haben  in  Stiftungsangelegenhei- 
ten dann  einzuschreiten,  wenn  der  zur  Bedeckung  der  Stif- 
tung oder  zur  Abfuhi;  der  Stiftuugsrenten  Verpflichtete  wegen 
nnterlassener  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit  dazu  verhalten 
werden  muss,  wenn  Jemand  aus  dem  Grunde  der  nicht  gehö- 
rigen   Erfüllung  ^*')    der   Stiftung    Rechtsansprüche    auf   das 

*<»•)  Regierungs- Verordnung  vom  12.  December  1827. 

••^)  Hofdecret  vom  12.  Juli  1822. 

*••)  Ministerial- Verordnung  vom  19.  Jänner  18Ö3  Nr.  9  und  10 
R.  G.  Bl. 

*••)  Hofdecret  vom  13.  Jänner  1821,  J.  Ö  S.  und  Ministerial-Ver- 
ordnung  vom  13.  August  1851  Nr.  188  R.  G.  Bl. 

**•)  S.  25  des  kaiserl  Patentes  vom  20.  November  1852,  Nr.  251 
R.  G.  Bl.  (Civil-Jurisdictionsnorm). 

»'*)  Hofdecret  vom  31.  Mai  1841. 

"*)  Der  Civilrichter  hat  sich  in  Betreff  der  Frage,  ob  die  Stif- 
tongsanordnungen  erfüllt  worden  seien,  mit  der  Bestätigung  der  zur  Auf- 
sicht über  die  Stiftung  zunächst  berufenen  politischen  Behörden  zu  begnü- 
gen, gegen  welche  demjenigen,  welcher  sich  durch  diese  Bestätigung 
beschwert  erachtet,  die  Berufung  an  die  höh«  ren  politischen  Behörden 
vorbehalten  ist  (Hofdecret  vom  31.  Ma^  1841.) 


Stiftangsvermögen  erhebt,  wean  die  Heraasgabe  des  Stiftuags- 
yermögens  aus  einem  Priyatxechtstitel  angesprochen  wird, 
und  wenn  die  Fragen:  ob  Jemandem  der  Stiftungsgenuss 
gebühre,  dann  ob  und  unter  welchen  Modalitaten  Jemandem 
das  Verleihungsrecht  zustehe,  auf  Grund  eines  Privatrechts- 
titels oder  eines  gerichtsordnungsinässigen  Beweises  entschie- 
den werden  sollen.  *") 

Ffir  die  Militärbehörden  und  die  Feldgeistlichkeit  wurde 
rficksichtlich  der  Stiftungsangelegenheiten  eine  eigene  Instruc- 
tion erlassen.  "*)  — 

Die  Stiftungen,  aus  welchen  für  die  Zwecke  der  öffent- 
lichen Armenpflege  in  unserer  Stadt  namhafte  Beiträge  gelei- 
stet werden,  sind  in  einem  Anhange  am  Schlüsse  dieses  Ab- 
schnittes in  ein  Verzeichniss  zusammengestellt  worden,  in 
welchem  die  einzelnen  Stiftungen  durchgängig  mit  ihren 
Hauptmerkmalen,  nämlich:  mit  der  speciellen  Bezeichnung  des 
Zweckes,  dem  Stiftbrief s-Datum,  dem  Capitals-  und  Interessen- 
betrage  und  mit  den  Präsentations-  und  Persolvirungs-Daten 
aufgeführt  erscheinen. 

Um  dieses  Verzeichniss  gleichzeitig  als  ein  y,Nachschlage- 
Register"  benützen  zu  können,  wurde  dasselbe  in  alphabeti- 
scher Ordnung  angelegt,  jedoch  in  vier  Gruppen  untergetheilt 
und  zwar  je  nachdem  diese  Stiftungen  entweder 

a)  von  der  Commune  Wien,  oder 

h)  von  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  administrirt  werden, 
oder  unter  die  Verwaltung 

c)  verschiedener   öffentlicher   Humanitätsanstalten,   oder 
endlich 

d)  verschiedener  Pfarren,  Corporationen  oder  Privatper- 
sonen gestellt  sind. 


'••)  Hofdecret  vom  7.  Juli  1841,  Nr.  541,  J.  G.  S. 

"*)  Hofkriegsraths-Verordniing  yom  4.  MÄrz  1837,  Nr.  536. 
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Die  Anzahl  der  fQr  die  öffentliche  Armenpflege  unserer 
Stadt  gewidmeten  Stiftungen  hat  sich  am  Schlüsse  des  Jahres 
1872  mit  1049  herausgestellt 

Von  diesen  Stiftungen  sind  734  unter  der  Verwaltung 
der  Gemeinde  und  66  unter  der  Verwaltung  der  k.  k.  n.  ö. 
Statthalterei  gestanden,  während  217  bei  verschiedenen  öffentli- 
chen Humanitäts-Anstalten  und  43  von  verschiedenen  Pfarren, 
Cüfporationen  und  Privatpersonen  verwaltet  wurden. 

Das  Stiftungscapital  sämmtlicher  in  Wien  fflr  die 
Armenpflege  im  Allgemeinen  bestehenden  Stiftungen  hat  am 
Schlüsse  des  Jahres  1«72  im  Ganzen  6.115,705  fl.  09.,  kr. 
betragen,  wovon  3,293.945  fl.  33  kr.  auf  die  unter  der  Ver- 
waltung der  Gemeinde  stehenden  Stiftungen  und  663.974  fl. 
34  kr.  auf  jene  entfallen,  welche  von  der  k.  k.  n.  ö.  Statt- 
halterei administrirt  werden,  ferner  1.959,005  fl.  42.,  kr.  auf  die 
bei  den  verschiedenen  öffentlichen  Humanitäts-Anstalten  vor- 
kommenden und  198.780  fl.  —  kr.  auf  die  von  verschiedenen 
Pfarren,  Corporationen  und  Privatpersonen  verwalteten  Armen- 
stiftungen. 

In  diese  Summen  sind  auch  die  Werthe  der  den  ein- 
zelnen Stiftungen    gehörigen    Realitäten  einbezogen     — 

Die  Summe  der  aus  diesen  Stiftungen  für  die  Armen- 
pflege zu  verwendenden  Interessen  betrug  zu  Ende  des 
Jahres  1872  bei  den  unter  der  Verwaltung  der  Gemeinde 
stehenden  Stiftungen 134.402  fl.  62  kr. 

bei    den    von  der  k.  |k.   n.  ö.   Statthalterei 
verwalteten 27.374  „  96    „ 

bei  den  an  verschiedenen  öffentlichen  Huma- 
nitätsanstalten vorkommenden  Stiftungen*^*)  93.212  „  48.5„ 


*'')  Von  diesen  217  Stiftungen  für  die  IIumanitats-Anstalten  ent- 
fielen : 
auf  das  k.  k.  Blinden-Erziehungs-tnstitut  35  Stiftungen  mit  einem  Capi- 

tale   von   zusammen   310.665  fl.   und   einem  Interessenertrage  Ton 

15.303  fl.  75  kr. ; 


/ 
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BlumeuKÜng'l 

TliL'iebc.       Zur    Bekleidung    von  24  Schülern  dreier  Schulen  in  < 

Pfarre  Alservorstadt. 
Stiltbrief  vom  28.  April  18Gi. 
Capital:  4200  fl.ö.W.  inWerthpap.— Jährl.Interess.  2i( 

Das  Capital  erliegt  im  städt.  Oberkammeramte,  w 

ches  dem  Pfarrer  die  Interessen  ausfolgt. 
Gestiftete  Plätze:  24. 
Präsentant:    Die  Oberlehrer   der  betreffenden  Schulen 

Vereine  mit  dem  Ortsschulrathe. 

^,     ,   Persolvent:  Der  jeweilige  Pfarrer  in  der  Alservorstad 
lUiiiiioiistiugl 

Tlierese.        Zum  Ankaufe  von  Brennholz  zur  Vertheilung    unter    1 

dürftige  der  ehemaligen  Gemeinde  Breitenfeld. 

Stiftb.  vom  28.  April  1864. 

Capit.:  400  fl.  —  Jahrl.  Interess.  16  fl.  80  kr. 

Präs.:  Der  jeweilige  Pfarrer  in  der  Alservorstadt. 

I*ers. :  Magistrat. 
Hold  ^ 

Anna  Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 

Capit.:  100  fl.  —  Jährl.  Interess.  4  tl.  20  kr. 

Pers. :  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Neulerchenf« 

Persolvirunir:  lo.  Mai. 
Bohr 

Cäeilia.         Zur  Betheilung  armer  Criminalsträtlinge. 

Stiftb.  vom  27.  Februar  186:^. 

Capit:    120  fl.    ö.  W.   in   Werthpapieren.    —    Jährli« 

Interessen:  5  fl.  4  kr. 

Präs.:  Der  Seelsorger  des  k.  k.  Qefangenhausis. 

Pers.:  Magistrat. 
Bolza 

Maria  Barbara.  Für  einen  alten,  verarmten  Dienstboten. 

./.   >y'.  Stiftb.  vom  5.  Deeeinber  1744. 

Capit.:   louo  ll.  ö    W.  —  Jährl.  Interess.  ii  fl. 

(lestift.  Plätze:    1   zu  A  ll.  M)  Ur.  iiionatlich. 

Prä.s. :  Jo.sef  Graf  Bolza 

Pers  :   Magistrat. 
Bosch 

Philipp.         Für  ein  blimles,  im  (irund.spitale  Leopoldstadt,  eventi 

auch  ausserhalb  desselben  sieh  befindliches Individui 

Stiftb.  vom  8.  März  iSil». 

Capit:  1000  fl.  ö.W-  in  Wi-rthpap. —Jährl.Interess.  4 

(u'>tift.   Plätze:  1 

Präs.:    Die  Vorstehung    des  (irundspitales    Leopoldsta 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung :  Vierteljährig. 


Bosch 


Franeisea.       Zur  Erhaltung  von  zwei  Armen 
ir.  J.  ♦)        Stiftb.  vom  22.  Juli  IsOi. 

Capit.:  2100  fl.  o.   W.  —  Jährl.   Interess.  <SS  tl. 
Gestift.  Plätze:  2  zu  :\  fl.  4s:i  kr.  monatlieli. 
Präs.:  Die  Erben  nach  Florian   Hö.^sler. 
]*ers  :  Magistrat. 


*)  Siehe  die  Anmerkung  bei  der  Allio  Maria  Uegiua'schen  Stiftung. 
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Arbeitsschulen  etc.)  sind  in  das  Verzeichniss  nicht  eingereiht 
rorden.  Denn,  wenn  auch  bei  Verleihung  der  Interessen  aus 
derlei  Schulstiftnngen  in  der  Regel  der  Nachweis  der  Armuth 
gefordert  wird,  insofeme  nicht  nach  dem  Wortlaute  des  Stift- 
briefes die  Verleihung  ohne  Rücksicht  auf  die  Vermögens- 
verhältnisse des  zu  Betheilenden  zu  geschehen  hat,  so  kann 
doch  die  Verleihung  der  Interessen  einer  solchen  Schulstiftung 
oieht  als  eine  Armenbetheilung  im  strengen  Sinne  des  Wortes 
äDgesehen  werden. 

Dasselbe  gilt  auch  von  den  Ileiratsausstattungs- 
Stiftungen. 

Ans  gleichem  Grunde  war  auch  die  Aufnahme  der  zu 
Guosten  des  k.  k.  Militärs  bestehenden  Stiftungen  (welche 
die  Unterstützung  für  active  Truppenkörper,  für  Invaliden, 
für  Militär- Witwen  und  Waisen,  für  Militärbeamte  und  ehe- 
malige Militärparteien,  für  Militär-Bildungsanstalten  etc.  zum 
Zwecke  haben)  in  das  nachfolgende  Verzeichniss  nicht 
angezeigt  und  zwar  um  so  weniger,  als  bei  diesen  Stiftungen  auf 
das  in  der  Verwaltung  der  Armenpflege  so  wichtige  Moment  „der 
Zuständigkeit"  keine  Rücksicht  genommen  wird,  indem  an  die 
Stelle  der  Zuständigkeit  bei  diesen  Stiftungen  dasErforderniss  der 
Angehörigkeit  des  zu  Betheilenden  zum  Militärstande  zu  treten  hat. 


Am  Schlüsse  dieses  Capitels,  in  welchem  die  Mittel,  die 
der  öffentlichen  Armenpflege  in  unserer  Stadt  zur  Verfügung 
stehen,  Gegenstand  einer  detailirten  Darstellung  waren,  dürfte 
es  nicht  ohne  Interesse  sein,  die  in  dieser  Darstellung  vor- 
geführten Ziffern  zu  dem  Ende  zusammenzustellen,  um  durch 
ein  derartiges  Resumö  zu  erfahren,  welche  Capitalskraft 
der  öffentlichen  Armenpflege  in  dem  Vermögen  der  angeführten 
Fonds  zu  Gebote  steht,  und  wie  hoch  die  durchschnittlich  e 
Jahreseinnahme,  die  theils  aus  den  ständigen  Renten 
dieser  Fonds  und  theils  aus  Zuflüssen  verschiedener  und  ver- 
änderlicher Art   besteht,    sich   stellt,  da    diese  Einnahme  die 
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Summe  jener  verfügbaren  Mittel  bildet,  durch  welche  dii 
im  Verlaufe  eines  Jahres  zur  Unterstützung  und  Ver- 
sorgung der  armen  Bevölkerungsclasse  erforderlichen  Aus- 
lagen gedeckt  werden. 

Wenn  nun  die  bezüglichen  Ziffern,  welche  für  das 
Jahrzehnt  1863—1872  erhoben  worden  sind,  in  dieser  Absicht 
zusammengestellt  werden,  so  ergibt  sich,  dass  die  Cap it ais- 
summe jener  Fonds,  deren  Renten  für  die  öffentliche  Armen- 
pflege verwendet  werden  können,  am  Schlüsse  des  Jahres 
1872  sich  mit  18,225.241  fl.  57  kr.  bezifferte,  und  dass  dit 
zu  demselben  Zwecke  entfallende,  aus  regelmässigen  und  ver- 
änderlichen Zuflüssen  sich  bildende  Jahreseinnahme  nacl 
dem  Durchschnittsergebnisse  des  bezeichneten  Dee^nniumi 
sich  jährlich  auf  2,607.512  fl.  36.^  kr.  veranschlagen  lässt. 


Anhang. 

Verzeichniss  der  Armen-Stiftangen. 

I. 

Stiftungen  unter  der  Verwaltung  der  Gemeinde. 

Alexander^sche 

.   StiftODg.        ZurBetheilungarmerGefangenerim  Griminaigefangenhause. 
Stiftbrief  vom  27.  Februar  1836. 
Capital:  1060  fl.  C.  M.  und  «48  fl.    ö.  W.    in   Werth- 

papieren.  —  JÄhrliche  Interessen:  28  fl.  42  kr. 
Präsentant:  Der  Seelsorger  des  Griminalgefangenhauses. 
Persolyent:  Magistrat. 
Alexmder'sehe 

Stiftnnf?.        Zor  Betheilung  armer  Criminal-StrAflinge. 

Capit.:  160  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  JÄhrl.   Inter. 

6  fl.  72  kr. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
illio 
Maria  Regina  v.  Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 
/.  %•)        Stiftb.  vom  26.  März  1774. 

Capit.:  1020  fl.  ö.  W.   —   Jährl.  Interess.    4t  fl.  84.  kr. 
Gestiftete  Plätze:  1  zu  3  fl.  35  kr.  monatlieh. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 


*l  Die  mit  „J.  Sp/*  bezeichneten  Stillungen  sind  Stiftungen  des  Johannes- 
Spitalfondes,  die  mit  „6^.  .4.'*  bezeichneten —  Stiftungen  des  Grossarmen- 
hausfondes.  Die  Uebernahme  der  Stiftungen  des  Johaniics-Spitalfomles 
mit  einem  Capitale  von  765.470  fl.  in  Werthpapieren  und  14.717  fl. 
il'o  kr.  im  Baren  und  jene  des  Grossarmenhausfondes  mit  einer 
Capitalsumme  von  264.300  fl.  in  Werthpapieren  und  973  fl.  73  5  kr. 
im  Baren  in  die  Verwaltung  der  Commune  Wien  fand  vorbehaltlich 
der  staatlichen  Oberaufsicht  und  gegen  Zugestehung  eines  Abzuges 
von  3'/^  aus  dem  reinen  Stiftungsertrage  als  Regiekosten-Ersatz  am 
29.  December  1871  auf  Grund  des  Gemeinderathsboschlusscs  vom 
27.  October  1871  und  des  Erlasses  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
13.  November  1871  Z.  5443  statt.  (Decret  der  k.  k.  n.  österr.  Statt- 
halterei  vom  29.  November  1871  Z.  31031.) 

12 


Casse« 


Alserroniftdler 
Ergpamlss-     Auf  Kleider-   und   Schulbüeher   für   anne    Kinder    d9^ 

Josefstadt. 
Stiftbrief  vom  22.  Mai  1837  und  10.  Mai  1848. 
Capital:    1300    fl.    ö.    W.     in    Werthpap.     —    J&hrl - 

Interess.  54  fl.  ^0  kr.  

Pr&sentant:  Der  Vorstand  des  YIII.  Bezirkes  im  Beiseiim 

des  Acmenbezirks-JDireetors,  des  Katecheten  und  des^ 

Ortsschulrathes. 
Persolvent:  Die  Vorstellung  des  VIII.  Bezirkes. 
Persolvirung:  im  Februar. 


Altrater 

Elisabeth. 
J.  Sp, 


Für  2  arme  Personen  männlichen  oder  weiblichen  Ge- 
schlechtes. 

Stiftb.  vom  16.  März  1773. 

Capit. :  2000  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  84  fl. 

Gestift.  Plätze:  2  sn  ä  3  fl.  30  kr.  monatliek. 

Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  der  Stifterin,  derzeit  Johanna 
Steinhauser  von  Treuberg,  geb.  von  Laekhenau. 

Pers.:  Magistrat. 
Alxinger 
Kath.  Elisab.    Fdr  eine  arme  Mannsperson,  yorzQglich  aus  der  Huber- 


/.  Sp. 


Ambrosich 

Josefa. 


Ambrosich 

Josefa. 


Antesperg 

Ludmilla   y. 
J,  Sp. 


sehen  Freundschait. 
Stiftb.  vom  1.  Jänner  1757. 

Capit.:  957  fl.  70  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  40  fl.  22  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  15  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Für  die  Erhaltung  des  Grabes  der  Stifterin  dem  Todten- 
gräber  am  Währinger  Friedhofe  jährlich  10  fl.;  der 
Rest  für  ein  sittliches  und  fleissiges  Mädchen  des 
ersten  Wiener  Waisenhauses.  -» 

Stiftb.  vom  6.  November  1871. 

Capit.:  3000  fl.  C.  M.  und  1000  fl.  ö.  W.  in  Werth- 
papieren.  —  Jährl.  Interess.  182  fl. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

PersolviruDg:  Ende  des  Jahres. 

Für  einen  Pfründner  des  Pfarr-Armeninstitutes  Rossau. 

Stiftb.  vom  6.  November  1871. 

Capit.:    100    fl.   ö.   W.   in   "Werthpapieren.    —    Jährt. 

Interess.  4  fl.  20  kr. 
Präs.:  Das  Pfarr-ArAieninstitnt  Rossau. 
Pers.:  Der  Wiener  Gemeinderath. 
Persolvirung:  Jährlich. 

Für  2  arme  Weibspersonen. 

Stiftb.  vom  31.  März  1765. 

Capit.:  2520  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  105  fl.    84  kr. 

Gestift.  Plätze:  2  zu  ä  4  fl.  15  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 
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inunMttng 

»rPtoe  ni  den  Fflr  Arme  der  Vorstadt  Wiedea. 
süigen  Schütz- Stiftbrief  Yom  9.  Febniar  1786. 
engeln.        Capital:  220  fl.  G.  M.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Interess.  9  fl. 

24  kr. 
Präsentant:  Das  P%r-Armeninstitat  Wieden. 
Persolvent:  Dasselbe. 
Asp^rl 
Anna.         FOr  3  arme  Witwen. 

Stiftb.  Yom  i.  Februar  1859. 

Capit:  2898  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  444  fl.  90  kr. 
Gesfift.:  Pl&tze:  3. 

Präs.:  Die  Versteh uog  des  II.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolyirnng:  2.  November.  ' 
Aspermont« 

Ljnden        FQr  eine  arme,  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 
Joh.  Gräfin  r.    Stiftb.  vom  30.  November  1772. 

J.  Sp.        Capit.:  1600  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  67  fl.  20  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zn  5  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 
d'Astre 

Elisabeth.       Zur  Betheilung  von  12  Pfründnem  des  Burgerspitales. 
Stiftb.  vom  3.  September  1855. 
Capit.:  400  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  16  fl.  80  kr. 
Gestift.  Plätze:  12. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 

Persolvirung:  Am  ersten  Tage  jedes  Monats. 
Aoer 

Elise.  Zur  Vertheilunpr  an  arme  Kranke  der  Pfarre  St.  Michael. 

Stiftb.  vom -4.  Mai  1793. 

Capit. :  800  fl.  ö.  W.  in  Werthpap. — Jährl.  Interess.33  fl.  60  kr. 
Präs.:  Das  Pfarr- Armeninstitut  St.  Michael. 
Pers.:  Dasselbe. 
AoerHperg 

•inr.  Fürst  v.  Für  einen  armen,  alten  Dienstboten. 
J.  Sp.         Stiftb.  vom  1.  Juli  1733. 

Capit.:   1020  fl.  o.  W.  —  Jährl.  Interess    42   fl.    84  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  35  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Aohl 
Johann.        Für  5  Pfründnerinnen  des  Versorgungshauses  für  erwerbs- 
unfähige weibliche  Dienstboten  (III.  Bezirk  Rochus- 
gasse Nr.  8). 
Stiftb.  vom  2.  Juli  1868. 
Capit.:  lOOfl.ö.W.inWerthpap.— Jährl. Interess  .ifl.»Okr. 

Gestift.  Plätze:  5. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  III.  Gemciiule-Be/irkL-s. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  3.  November. 
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Delotti 

Maria  Anna. 
J.  Sp. 


Demnth 

Maria  Claudia. 
/.  Sp. 


DoinDth 

Maria  Antonia. 
J.  Sjj. 


Delssler 

Anna. 


Deinbsclia 

Cäcilia. 


DIer 

Carl  Josef  von. 
J.  .S>. 


Dior 

Carl  Josof  von. 


Für  t  arme  Personen. 

Stiftbriel  vom  15.  Juli  1780. 

Capital:  2381  11.  90  kr.  ö.  W.  —  Jahrl.  Interess,  100  fl 

4  kr. 
Gestiftete  Plätze:  2  zu  ä.  3  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Magistrat 
Persolvent:  Derselbe. 

Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  10.  Mai  1775. 

Capit.:    1320    fl.  ö.  W.  —  Jähr).  Interess.  55  fl.  24  kr. 

Gestüt.  Plätze:  1  zu  4  fl.  35  kr.  monatlich. 

Präs.:  Der  jeweilige  Prälat  von  Klosterneuburg. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  alte  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  17.  Juli  1779. 

Capit.:    1400  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Intere.<;s.  58  fl.  CO  kr. 

Gestift.  Plätze:  l  zu  4  fl.  <i0  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Zur  Betheilung  der  Bürgerspitalspfründner. 

Stiftb.  vom  24.  April  1847. 

Capit.:    11.100    tl.    o.  W.    —     Jährl.    Interess.    466    fl. 

20  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  26.  Juli  jeden  Jahres. 

Zur  Betheilung  von  Annen. 

Stiftb.  vom  13,  Augu.st  18i7. 

Capit  :  1600  H.  ö.  W.  —  Jälirl.  Interessen:  67  fl.  20  kr. 

Präs.:  Das  Pfarr- Armeninstitut  Rossau. 

Pers.:  Dasselbe. 

Persolvirung:  Jährlich. 

Für  eine  alte,  arme  Mannsperson. 

Stiftb.  vom  3.  Jänner  1739. 

Capit.:  1290  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  54  fl.  IS  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  /.w  4  fl.   25  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  DesciMulenten  des  k.  k.  Truchsesses  Carl  von 

Di  er. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  alte,  arme  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  5.  Februar  1757. 

Capit.:  1200  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  interess.  :;o  tl.  40  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 
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Bukofer 

fgnaz..  Fär  zwei  arme,  durch  Fleiss  und  gute  Sittea  ausge- 
zeichnete Schulkinder  der  Pfarrhauptschule  in  Marga- 
rethen  zur  Beischaffung  der  nothwendigen  Winter- 
kleidnngsstdcke. 

SUftb.  vom  14.  März  1847. 

Capital :  400  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.— Jährl.  Interess.  i  6fl.  80kr. 

Gestiftete  Plätze:  1  Knabe,  1  Mädchen. 

Präsentant:  Der  Pfarrer  in  Margarethen  gemeinschaftlich 
mit  dem  Schulaufseher  und  Armenvater. 

Persolvent:  Das  Pfarr- Armeninstitut  Margarethen. 

Persolvirung:   Am  Schlüsse  des  Schul-Sommersemesters. 
Bum 
Ignaz.         Für  sehn  christliche  Arme. 

Der  Stifter  t  28.  Februar  1870. 

Capit.:  5000  fl.    ö.  W.    in  Werthpap.  ♦)   —    Jährl.  In- 
teress. «10  fl.  10  kr. 

Gestift.  Plätze:  10. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Persolvirung:  28.  Februar. 
Bajer 

Carl.  Für  zwei  würdige,  hilfsbedürftige  Individuen  der  Wiener 

Communal-Armenversorgunganstalt. 

Stiftb.  vom  Ü8.  September  1874. 

Capit:  1000  fl.  ö.  W.    in   Werthpapieren.  —  Jährliche 
Interessen:  42  fl. 

Gestift.  Plätze:  2. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Persolvirung:  Jährlieh. 
Bajerl 

•Tosef  Zur  Lesung  von   zwei  Segenmessen  und  Betheilung    von 

Pfründnern  im  Versorgungshause  am  Alserbache. 

Stiftb.  vom  22.  April  1829. 

Capit:  «00  fl.  —  Jährl.  Interess.  8  fl.  40  kr. 

Gestift.  Plätze:  23. 

Präs. :  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauscs  am  Alserbache. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  19.  März  und  44.  Juni  jeden  Jahre.s. 

jrerleitner 

Maria.         Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  St   Ulrich. 

Capit:  200  fl.  —  Jährl.  Interess.  8  fl. 

Pers  :  Die  Vorwaltung  des  Grundspitales  St   Ulrich. 
Bayr 

ä  Theresia.  Für  eine  alte  Manus-  oder  Weibsperson. 
J.  Sp.  Stiftb.  vom  28.  April  1749. 

Capit:    1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat 

Pers.:  Derselbe. 

)  Die  Stiftungsobligation  erliegt  bei    der  k.  k.  n.  ö.  Landeshauptcassa. 
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Bajrhneber 

V.  Hueb  Aug.     Für  zwei  verarmte  Manns-  oder  Weibspersonen. 
/.  Sp.         Stiftbrief  vom  24.  August  1741. 

Capital:  2050  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.    86  fl.  10  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  2  zu  &  3  fl.  40  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Dr.  Ernst  Leyrer,  Hof-  u.  Gerichts-Advocat 
Persolvent:  Magistrat 

Beckenlechner 

Josef.         Ans  den  Interessen  von  300  fl.   sind  j&hrlich  12  Messen 
/.  Sp,  für  den  Stifter  zu  lesen.   Die  übrigen  Interessen   sind 

dem  Universalerben   des  Stifters  und  dessen  eheleib- 
lichen Kindern  auszufolgen. 
Stiftb.  vom  13.  J4nner  1785. 

Capit.:  2041  fl.  7  kr.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  85  fl.  33  kr. 
Pers.:  Magistrat 
Beeker 
Maria  Anna.    Für  ein  armes  Weib. 

/.  Sp,         Stiftb.  vom  31.  December  1789.        ^ 

Capit:  1320  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  55  fl.  44  kr. 
Oestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  35  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 


Beierl 

Katharina. 


Für  eine  Messe,  der  Rest  ist  unter  die  Armen  der  Pfarre 

Rossau  zu  vertheilen. 
Capit:    650  fl.  ö.  W.   in  Werthpapieren.   —  Jährliche 

Interessen:  27  fl.  30  kr. 
Präs.:  Das  Pfarr- Armeninstitut  Rossau. 
Pers.t  Dasselbe. 


Bemer 

Felix. 


Für  Arme  "Wiens. 

Stiftb.  vom  6.  August  1851. 

Capit:  2060  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  86  fl.  10  kr. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Persolvirung:  26.  April  jeden  Jahres. 

Bernhard 

Johann  Anton  v.  Für  eine  arme,  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 
/.  Sp,         Stiftb.  vom  22.  Juli  1779. 

Capit:  1200  fl.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  50  fl.  40  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat 


Bernhardt 

Franz  und 
Marie. 


Für  unbemittelte,  verabschiedete  Militaristen  der  Vor- 
städte Thury,  Himmelpfortgrund,  Lichtenthai,  Althan 
und  Michelbeuemgrund. 

Stiftb.  vom  27.  November  1866. 

Capit:  26.400  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jähri.  Interess, 
1112  fl.  80  kr. 

Präs.:  Der  Wiener  Gemeinderath. 

Pers.:  Derselbe, 
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B«rtdB 

Urania.         Für  eine  arme  Person. 

J.  Sp.         Stiftbrief  vom  i4.  October  1761. 

Capital:  1080  iL  in  ö.  W.  —  JÄhrl.  Interess.  45  fl.  36  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  1  zn  3  fl.  55  kr.  monatlich. 
Persolyent:  General  FML.   Chevalier  Franz  Marziani  v. 

Sacile  oder  dessen  BevoUmäehtigter  Josef  Sieard. 
Persolvent:  Magistrat. 
Blmin 
iaria  Theresia.  Fdr  eine  arme,  alte  Person. 


/.  Sp. 


Binder 

Mathias. 


Binder 

Mathias. 


Binder 

Mathias. 


Blaschka 

Wenzel. 


Blejl 

Igrnaz. 


Stiftb.  vom  30.  December  1769. 

Capit:   1500  fl.  ö.  W.  —  JÄhrl.  Interess.   68  fl.  60  kr. 

Gestüt.  Pl&tze:  1  zn  4  fl.  60  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Bartenstein*schen  Erben. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  die  Armen  des  Grundspitales  Leopoldstadt 

Stiftb.  vom  15.  April  1849. 

Capit:  100  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.   —  JÄhrl.  Interess. 

4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Yorstehung  des  Gmndspitales  Leopoldstadt 
Persolvirnng:  24.  Febmar. 

Für  die  Armen  des  Gmndspitales  Leopoldstadt 

Stiftb.  vom  15.  April  1849. 

Capit:    1000  fl.   5.  W.  in  Werthpapieren.  —  J&hriiche 

Interessen:  42  fl. 
Präs.:  Die  Vorstehnng  des  Grundspitales  Leopoldstadt 
Persolvirnng:  24.  Februar. 

Für  Lesung  einer  Messe  und  zur  Betheilung  kranker  Pfründ- 
ner des  Bürgerspitals  durch  denVorstand  derBierwirthe. 

Stiftb.  vom  18.  September  1855. 

Capit:  920  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  38  fl.  64  kr. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  Bürgerspitals  im  Einverneh- 
men mit  dem  Vorstände  der  Bierwirthe. 

Pers.:  Dieselben. 

Persolvirnng:  7.  Februar. 

Zur  Betheilung  der  Armen. 

Stiftb.  vom  2.  September  1833. 

Capit.:  100  fl.  ö.  "W.  in  "Werthpap.    —   Jährl.  Interess. 

4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Magistrat 
Persolvirung:  Jährlich. 

Die  Interessen  fallen  dem  Inhaber  des  Bette.s  im  Grund- 
spitale  Leopoldstadt  zu,  dessen  Nummer  bei  der  hiezu 
zu  veranstaltenden  Ziehung  gezogen  wird. 

Stiftb.  vom  1.  Mai  1835. 

Capit.:  100  fl.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess.  4  fl.  20  kr. 

Gestift  Plätze:  1. 

Pers.:  Die  Vors^tehung  des  Grundspitales  Leopoldstadt 
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Blomeiistiiigrl 

Therese. 


Bliimonstingrl 

Therese. 


Bold 

Anna. 


Bohr 

Cäcilia. 


Bolza 

Maria  Barbara. 


Bosch 

Philipp. 


Bosch 

Francisca. 
(/.  A.  ♦) 


Zur  Bekleidung  von  24  Schülern  dreier  Schulen  in  der 
Pfarre  Alservorstadt. 

Stiftbrief  vom  28.  April  18Gi. 

Capital:  4«00  fl.  ö.W.  in Werthpap.  —  Jährl Intercss.  2l0fl. 
Das  Capital  erliegt  im  stÄdt.  Oberkammeramte,  wel- 
ches dem  Pfarrer  die  Interessen  ausfolgt. 

Gestiftete  Pl&tze:  24. 

Präsentant:  Die  Oberlehrer  der  betreffenden  Schulen  im 
Vereine  mit  dem  Ortsschulrathe. 

Persolvent:  Der  jeweilige  Pfarrer  in  der  Alservorstadt. 

Zum  Ankaufe  von  Brennholz  zur  Vertheilung   unter   Be- 
dürftige der  ehemaligen  Gemeinde  Breitenfeld. 
Stiftb.  vom  28.  April  1864. 
Capit.:  400  fl.  —  Jährl.  Interess.  16  fl.  80  kr. 
Präs.:  Der  jeweilige  Pfarrer  in  der  Alservorstadt. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 
Capit.:  100  fl.  —  Jährl.  Interess.  4  fl.  20  kr. 
Pers. :  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 
Persolvirung:  10.  Mai. 

Zur  Betheilung  armer  Criminalsträflinge. 

Stiftb.  vom  27.  Februar  1863. 

Capit.:   120  fl.   ö.  "W.  in  Werthpapieren.   —   Jährliche 

Interessen:  5  fl.  4  kr. 
Präs.:  Der  Seelsorger  des  k.  k.  Gefangenhausus. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  einen  alten,  verarmten  Dienstboten. 

Stiftb.  vom  5.  December  1744. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 

GestifL  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs. :  Josef  Graf  Bolza. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  ein  blindes,  im  Grundspitale  Leopoldstadt,  eventuell 
auch  ausserhalb  desselben  sich  befindliches  Individuum. 
Stiftb.  vom  8.  März  1839. 

Capit:  1000  fl.  ö.W.  inWerthpap.  — Jährl. luteress. 42 fl. 
Gobtift.  PläUe:  1. 

Präs.:   Die  Vorstehung   des  Grundspitales   Leopoldstadt. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Vierteljährig. 


Zur  Erhaltung  von  zwei  Armen 
Stiftb.  vom  22.  Juli  1802. 
Capit.:  2100  fl.  ö.  W.  -—  Jährl.  Interess.  88  fl. 
Gestift.  Plätze:  2  zu  3  fl.  48*5  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  nach  Florian  Rössler. 
Pers  :  Magistrat. 

*)  Siehe  die  Anmerkung  bei  der  Allio  Maria  Uegiua'scUen  Stiftung. 
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Brabe 

Anna. 


RraBdner 

Oswald. 
/.  Sp. 


Bnuui 

Carl. 


Brinn 

Martin. 


Braun 

Frei  in  von 

Hotten  ha  US 

Maria  Magdal. 

J.  i>p. 


Brean 

Johann  Paul. 
J.  Sjt. 


Für  wahrhaft  Arme. 

Stiitbrief  vom  9.  Februar  1865. 

Capital:  800  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.— JAhrl.Interess.  33  fl. 

60  kr. 
Präsentant:  Das  Pfarr-Armeninstitut  Wieden. 
Persolvent:  Dasselbe. 

Für  einen  Befreundeten  des  Stifters  oder  sonst  eine  arme 

Weibsperson. 
Stiftb.  vom  22.  August  1793. 
Capit.:  1000  fl.  ö.  W,  —  JÄhrl.  Interess.  42  fl. 
Gestiftete  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Für  einen  Armen  im  Grundspitale  Loopoldstadt,  dessen 
Bettnnmmer  mit  der  bei  der  zu  veranstaltenden  Ver- 
losung gezogenen  Nummer  übereinstimmt. 

Stiftb.  vom  1.  Mai  1809. 

Capit:  100  fl.  ö.W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess.  4  fl. 
20  kr. 

Gestift  Plätze:  1. 

Pers.:   Die  Verwaltung  des  Grundspitales   Leopoldstadt. 

Persolvirung:  4.  October. 

Zur  Verpflegung  von  Armen  der  Gemeinde  Wieden  ver- 
bunden mit  Unterbringung  in  einem  städtischen  Ver- 
sorgungshause. 

Stiftb.  vom  3.  November  1870. 

Capit:  2550  fl.  C.  M.,  18.200  fl.  •  ö.  W.  in  Werth- 
papieren.  —  Jährliche  Interessen:  833  fl.  84  kr. 

Gestift.  Plätze:  4. 

Präs  :  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes 

Pers.:  Dieselbe. 

Für  2  arme  Personen. 

Stiftb.  vom  8.  November  1752. 

Capit:    1986  fl.  40   kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  83  fl. 

42-5  kr. 
Gestift  Plätze:  2:  1  zu  3  fl.  10  kr.  und   1  zu  3  fl.  50  kr. 

monatlich. 
Präs.:  Fürst  Paul  Eszterhazy. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  alte,  arme  Person. 

Stiftb.  vom  1.  Juli  1776. 

Capit:   1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 

Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs.:  Paul  Brean,  k    k.  Hofkriegssecretär  in  Graz. 

Pers.:  Magistrat 


186 


Breitenfelder 

Sparca88e- 

Yerein« 


Brennhob- 
Stiftongr« 


Zum  Ankaufe  von  Winterschuhen  und  Strümpfen  für  arme 

Schulkinder  der  Breitenfelderscbule. 
Stiftb.  vom  30.  October  1849. 
Capital:   300  fl.  ö.  W.  in  "Wertbpap.  —  Jährl.  Interess. 

12  fl.  60  kr. 
Pr&sentant:  Der  Vorstand  des  VIIL  Besirkes  in  Beisein  des 

Armenbezirks-Directors,  des  Katecheten  und  des  Orts- 

schulrathes. 
Persolyent:  I)ie  Vorstehung  des  YIIL  Bezirkes. 
Persolyirung :  Allerseelentag. 

Zum  Holzankaufe   für  die  Dürftigsten  des  Pfarrbezirkes 

St.  Josef  in  Margarethen. 
Stiftb.  Yom  29.  September  1850. 
Capit.:  2000  fl.  ö.  W.  in  "Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

84  fl. 
Präs.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  Margarethen. 
Pers.:  Dasselbe. 


Brodmann 

Josef. 


Für  eine  in  der  Josefstadt  zu  errichtende    wohlthätige 

Anstalt. 

'Der  Stifter  f  15.  Februar  1848. 
Capit.:  127  fl.  62  kr.  —  Jährl.  Interess.  4  fl.  20  kr. 
Präs.:  Die  Vorstehung  des  vni.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Bisher  nicht  persolvirt. 

Browne 

Valentin  Frei-  Zur  Hälfte  für  verunglückte  Bürger  und   andere  Noth- 
herr  von.  leidende  im  Wiener  Armen-Rayon. 

Stiftbrief  vom  31.  Mai  1785. 

Capit.:    101.826   fl.   —  Jährl.  Interess.   3413  fl.  5*5  kr. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe.*) 
Persolvirung:  2mal  im  Jahre. 


*)  Das  k.  und  k.  Reichskriegs-Ministerium  hat  laut  Erlass  vom  26.  Sep- 
tember 1870,  Z.  5965,  nachdem  der  Wiener  Gemeinderath  mit  Be- 
schluss  vom  19.  August  1870  Z.  673  in  die  Uebertragung  der  hier- 
seitigen  Ingerenz  auf  die  Persolvirung  der  Valentin  Freiherr  v.  Brow- 
ne*schen  Stiftung  an  die  Commune  Wien  eingewilligt  hat,  und  die 
dem  Reichskriegs-Ministerium  diessfalls  stiftbriefmässig  zustehende 
Controle  gesichert  erscheint,  wenn  nach  Ablauf  jeden  Jahres,  von  der 
Stadt  Wiener  Buchhaltung  ein  legaler  Ausweis  über  die  im  Laufe 
des  Jahres  in  Empfang  genommenen  und  in  Ausgabe  gebrachten  Stif- 
tungs-Interessen verfasst  und  unter  Anschluss  der  bezüglichen  BeUiei- 
lungsliste  dem  Reichskriegs-Ministerium  unmittelbar  vorgelegt  wird, 
dieser  Vereinbarung  zugestimmt  (Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei 
vom  28.  October  1870,  Z.  29300.) 
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UrMUifltair  ^ 

Andreas  und    ^^r  Betheilung  mit  Kleidern  für  zwei  Knaben  der  3.  und 
Theresia.  4.  Glasse  der  Breitenfelder  Haaptschule. 

Stiftbrief  vom  17.  Deeember  1864. 
Capital:  1000  fl.  ö.W.  in  Werthpap.  —  JÄhrl.  Interess.  42  fl. 
Gestiftete  Pl&tze:  2. 

Präsentant:  Die  Vorstebung  des  VIII.  Bezirkes. 
Persolyent:  Ein  hiezu  designirter  Bezirks- Ausschuss. 
PersolTirung:  Im  November  jeden  Jahres. 

Anna  Regina  y.  Für  einen  alten  Dienstboten. 

J.  Sp,  Stiftb.  Tom  19.  Jänner  1744. 

Capit:  977  fl.  70  kr.  ö.  W.  —  JÄhrl.  Interess.  6  fl.  4t  kr. 

Qestift.  Pl&tze:  1  za  3  fl.  25  kr.  monatlich. 

Pr&s.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 
Borger 

Johann  Maxi-  Für  einen  armen  Mann. 

milian  von.     Stiftb.  Tom  1.  September  1733. 

J,  Sp.         828  fl.  80  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  34  fl.  81  kr. 

Gestüt  Plätze:  1  za  2  fl.  75  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 
Borger 

Franz.         Siehe  die  Stiftung:  Hirschl  Michael  und  Barger  Franz. 
Borgern 
Theresia  von.  Für  vier  arme,  alte  Weibspersonen.  Befreundete,  selbst 
/.  Sp.  Männer,  haben  stets  den  Vorzog. 

Stiftb.  Tom  5.  September  1734. 
Gapit.:  5620  fl.   83  kr.   ö.  W.  —  Jährliche  Interessen 

238  fl.  65  kr. 
Gestift.  Plätze:  4  zu  ä  4  fl.  70  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 
Bosi 

Johann  Baptist.  Für  zehn  alte,   verarmte  Dienstboten  und  Lesung  einer 

/.  Sp,  Messe  in  der  Woch^  und  am  Jahrestage. 

Stiftb.  vom  18.  Jänner  1731. 

Capit:  10.930  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  459  fl.  14  kr. 

Gestift.   Plätze:    10.  1  zu  4  fl.  90  kr.,   8  zu  3  fl.  65  kr., 

1  zu  2  fl.  20  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 
Cisar 

Caspar.        Für  Arme. 

Stiftb.  Tom  16.  März  i822. 

Capit.:  750  fl.  ö."W.inWerthpap. — Jährl.  Interess.  31  fl.  50  kr. 

Präs.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  St  Florian. 

Pers.:  Dasselbe. 
CiHar 
Caspar.        Für  die  Armen. 

Stiftb.  vom  16.  März  1822. 

Capit:  900  fl.ö.W.  in  Werthpap.  -  Jährl.  Interess.  37  fl.  80  kr. 

Präs.:  Das  Pfarr-Armeuiustitut  Wiedon« 

Pers.:  Passelbe. 


188 


CÜMT 

Caspar. 


Campüongro 

Didacus. 
J,  Sp. 


Canal 


Für  die  Aruiea  des  PfaiT-ArmeniDstituts  Mariahilf. 

Stiftb.  vom  16   M&rz  1821 

Capital :  360  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess   I  i  fl. 

70  kr. 
Präsentant:  Das  Pfarr-Armeninstitut  Mariahilf. 
Persolvent:  Dasselbe. 

Für  drei  arme  Personen. 

Capit :  4882  fl.  «0  kr.  d.W.  —  JÄhrl.  Interess.  17»  fl.  85  kr 

Gestift.  Plätze:  4.  2  zu  ä  3  fl.  60  kr,  1  zu  3  fl.  35  kr, 

1  zu  2  fl.  35  kr.  monatlich. 
Präs.:  MagiAtrat. 
Pers.:  Derselbe. 


Maria  Anna    ^^^  ^^^^   arme  Manns-  oder  Weibspersonen,   doch   soll 
geb.    Gräfin  von      besonders  auf  die  Bedienten   der  Stifterin   und  deren 


Palffy. 
J.  Sp. 


Cappl 

Magdalena. 


Cheret 

Claudius. 
J.  Sp. 


Cherobini 

Carl  Anton 


Kinder  Rücksicht  genommen  werden. 
Stiftb.  vom  27.  Feber  1783. 

Capit. :  2941  fl.  80  kr.  ö. W.  —  JährL  Interess.  12 3  fl.  55  •  5  kr. 
Gestift.  Plätze:  2  zu  ä  4  fl.  60  kr.  monatlich. 
Präs  :  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

■ 

Zur  Anschaffung  von  Kleidern  für  Pfründner  des  Grund- 

spitales  Mariahilf. 
Stiftb.  vom  1.  Deeember  1846. 
Capit:  160  fl.  —  Jährl.  Interess.  6  fl.  30  kr. 
Pers.:  Die  Yorstehung  des  Grundspitales  Mariahilt. 

Für  einen  armen  Mann  oder  eine  arme  Frau;  die  Ver- 
wandten haben  den  Vorzug. 

Stiftb.  vom  28.  Juni  1731. 

Capit.:   1480  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  62  fl.  16  kr. 

Gestift.  Plätze:  l.zu  4  fl.  80  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  des  Stifters,  derzeit  Joset 
Edler  von  Hohenholz. 

Pers.:  Magistrat. 


Für  Lesung   von   Messen   und  Betheilung    von  Bürger- 

spitalspfründnern. 
Stiftbrief  vom  23.  Mai  1859. 
Capit.:  500  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen:  21  fl. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 

Persolvirung:  5.,  6.,  7.  u.  8.  Octob.,  2.,  3.,  4.  u.  5.  Novemb. 
Chotek 
\loisia  Gräfin  v    ^^r  oi^io  arme,  alte  Weibsperson. 
J   Su  Stiftb.  vom  30.  Deeember  1769. 

Capit.:  1520  fi.  ö.  W.    —   Jährl.  Interess.   63  fi.  84  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  fi.  zu  5  fl.  5  kr.  monatlich. 

Präs.:  Clotilde  Marquise  von  Baquehem,  gebome  Gräfin 

von  Rindsmaul,  Sternkreuzordensdame. 
Pers.:  Magistrat. 
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Christ 

Franziska.      Für  die  Armen. 

vStiftbrief  vom  15.  März  1809. 

Capital:   4000  fl.    5.  W.    in  Werthpapieren.    —  Jährl. 

Interess.  168  fl. 
Präsentant:  Magistrat. 
Persolvirnng:  Jährlich. 
Ckwalla 
Anna.  Für  3  arme,  fromme  und  gesittete  Mädchen  von  Wiener 

Bürgern  am  Schottenfeld. 
Stiftb.  vom  13.  September  1868. 

Capit.:  1000  fl.  o.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 
Gesttft  Plätze:  3. 

Präs.:  Der  Pfarrer  von  Schottenfeld. 
Pers.:  Magistrat. 
Claa 
Cajetan.        Für  eine  arme  Weibsperson. 
l  Sp.         vStiftb.  vom  1.  Mai  1768. 

Capit.:  1109  fl.  «5  kr.  ö.W. —Jährl.  Interess.  46  fl.  59  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  6.>  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Coehs 
Emestine  Eleo-  Für  17  arme  Personen  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes, 
nora  von.       Stiflb.  vom  30.  September  1733. 
G.  A.         Capit:   81.855  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  915  fl.31  kr. 
Gestift.  Plätze:  17:  16  zu4fl.  23-5  kr.,  1  zu  3fl.93-5kr. 

monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Criminalstrftf- 

ilinge  Für  Gefangenhaussträflinge. 

Stiftung        Stiftb.  vom  Ä7.  Februar  1836. 
für  (von  unge-  Capit:  5578  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.   —   Jährl.  Interess. 
nannten  Wohl-       «34  fl.  2  kr. 

thatern).        Präs.:  Der  Seelsorger  des  Gefangenhauses. 
Pers.:  Magistrat 
Persolvirung:  Jährlich. 
Damian 
Maria  Kegina.  Für  einen  alten  Dienstboten  männlichen  oder  weiblichen 
/  üp.  Geschlechtes. 

Stiftb.  vom  1.  November  1756. 
Capit:  1000  fl.  ö.  W.  -  Jährl.  Interess.  42  fl 
Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Josef  Kleinfellner,  bürgl.  Handelsmann. 
Pers.:  Magistrat 
Dauer 

Peter.  Für  die  Pfründner  des  Grundspital  es  Neulerchenfeld. 

Stiftb.  vom  31.  October  1857. 
Capit:  20  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  84  kr. 
Präs.:  Die  Yorstehung  des  Grundspitales  Nenlerchenfeld. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  3.  September. 
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Delottt 

Maria  Anna. 


Demnth 

Maria  Claudia. 
/.  Sp, 


Demnth 

Maria  Antonia. 
/.  Sp» 


Deissler 

Anna, 


Dembseha 

Cäcilia. 


Bier 

Cari  Josef  von. 
/.  Sp, 


Dier 

Cari  Josef  von. 
/.  Sp, 


Für  t  anne  Personen. 

Stiftbriei  vom  15.  Juli  1780. 

Capital:  2381  fl.  90  kr.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.  100  fl 

4  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  2  zu  4  3  fl.  95  kr.  monatlich. 
Pr&sentant:  Magistrat 
Persolvent:  Derselbe. 

Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  10.  Mai  1775. 

Capit.:   13S0   fl.  ö.  W.  —  Jfthri.  Interess.  55  fl.  24  kr. 

Gestift  Pl&tze:  1  zu  4  fl.  35  kr.  monatlich. 

Präs.:  Der  jeweilige  Prälat  von  Klosterneuburg. 

Fers.:  Magistrat. 

Für  eine  alte  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  17.  Juli  1779. 

Capit.:    1400  fl.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.  58  fl.  60  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  60  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Zur  Betheilung  der  Bürgerspitalspfründner. 

Stiftb.  vom  24.  April  1847. 

Capit:    11.100    fl.    ö.  W.    —    Jährl.    Interess.    466   fl. 

20  kr. 
Präs.:  BOrgerspital. 
Fers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  26.  Juli  jeden  Jahres. 

Zur  Betheilung  von  Armen. 

Stiftb.  vom  13.  August  1847. 

Capit:  1600  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interessen:  67  fl.  20  kr. 

Präs.:  Das  Pfarr- Anneninstitut  Rossau. 

Fers.:  Dasselbe. 

Persolvirung:  Jährlich. 

Für  eine  alte,  arme  Mannsperson. 

Stiftb.  vom  3.  Jänner  1739. 

Capit:  1290  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  54  fl.  18  kr. 

Gestift  Plätze:  1  zu  4  fl-  25  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Descendenten  des  k.  k.  Truchsesses  Carl  von 

Dier. 
Pers.:  Magistrat 

Für  eine  alte,  arme  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  5.  Februar  1757. 

Capit:  1200  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  50  fl.  40  kr. 

Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat 

Fers.:  Derselbe. 
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MfWdtfteln 

JoMfii  Doroth.,  Für  eine  Manns-  oder  Weibsperson. 
).  Gräfin  y.  Stiftbrief  vom  4.  Jftnner  1743. 

Vlusin.       Capital:  1130  fl.  ö.  W.  —  JAhrliehe  Interessen:  47  fl.  46  kr. 
/.  8p.         Gestiftete  Plätze:  1  lu  3  fl.  75  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Magistrat. 
Persolvent:  Derselbe. 

Dietriehsteiii 

Xaria  Dorothea,  Für  10  Hausarme,  welche  ausserhalb  des  Armenhaases 
geb.  Fürstin         wohnen. 

Salm.         Stiftb.  vom  9.  October  1732. 

ö.  A.  Capit.:  30.600  fl.  ö.  W.  —  JAhrl.  Interess.  1884  fl.  60  kr. 
Oestift.  Plätze:  10;  5  zn  ä  ISfl.Skr.,  5  zo&Sfl.  15kr.  monatl. 
Präs.:  Der  Abt  zu  den  Schotten.  i 

Pers.:  Magistrat. 
Diewald 

Barbara.       Für  Lesung  von  Messen  und   Betheilung   von  Bürger- 

spitalspfründnem. 
Stiflb.  Tom  24.  Juli  1810. 
Capit:  80  fl.  —  Jährliche  Interess.  3  fl.  36  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 

Persolyirung:  4.  und  31.  December. 
Dillger 
Mathias  Mich.   Für  eine  arme  Mannsperson,  welche  sich  bei  der  erz- 
/.  Sp,  bischöflichen  Chur  verdienstlich  gemacht  hat. 

Stiftb.  vom  10.  September  1759. 
Capit:  1200  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  50  fl.  40  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Der  Chormeister  von  St  Stefan. 
Pers.:  Magistrat 
Dimling 

Juliana.        Für  eine  arme,  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 
/  Sp.         Stiftb.:  vom  14.  Juni  1779. 

Capit:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen:  48  fl. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat 
Pers.:  Derselbe. 
DIvall 
uhann  Baptist.  Für  eine  arme  Person. 

/.  Sp.         Stiftb.  vom  15.  December  1760. 

Capit:  1061  fl.  60  kr.  ö.W.  —  Jährl.  Interess. 44  fl. .'>8 kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  50  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Doblhof 
ikona  Magdal.    Für  eine  Manns-  und  eine  Weibsperson, 
von.  Stiftb.  vom  10.  Mai  1768. 

/.  Sp.         Capit:  8503  fl.  55kr.5.W.— Jährl.  Interess.  104  fl.75  5  kr. 
Gestift  Plätze:  2  zu  ä  4  fl.  10  kr.  monatlich. 
Präs.:  Familie   Quarient   und   nach   deren   Ableben    die 

Doblhofschen  Kinder. 
Pers.:  Magistrat. 
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DoboslaT 

Maria  Katharina  Für  eine  arme  Person,  wobei  besonders  auf  Befreundete 
Arnold  von,  geb.      zu  reflectiren  ist 


Schmid. 


D5bler 

Barbara. 


Dojak 

Elise. 


Dorftier 

Georg. 


Stiftbrief  rem  13.  Juli  1779. 

Capital:  1320  fl.  ö.  W.  ~  Jährl.  Interess.  55  fl.  44  kr. 

Gestiftete  Plätze:  1  zu  4  fl.  10  kr.  monatlich. 

Pr&sentant:  Magistrat. 

Persolvent:  Derselbe. 

Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  St.  Ulrich. 

Stiftb.  vom  1.  October  1854. 

Caplt.:  500  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  ii  fl. 

Pr&s.:  Die  Yorstehung  des  Grundspitales  zu  St.  Ulrich. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  16.  Mai  jeden  Jahres. 

Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 
Capit.:  2100  fl.  ö.  W.  —  JÄhrl.  Interess.  88  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Neulercbenfeld. 
Persolvirung:  4.  August. 

Für  Lesung  einer  Messe  in  jedem  Monate  und  für  Stift- 
plätze im  Bürgerspitale ;  (derzeit  zur  Verpflegung  von 
Bürgerspitalspfründnern  überhaupt.) 

Stiftb.  vom  18.  Februar  1856. 

Capit.:  28.650  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  1622  fl. 

Präs.:  Bürgerspital. 

Pers.:  Dasselbe. 


Dozer 

Johann  Peter,  Für  eine  alte,  arme  Person. 


J.  Sp. 


Stiftb.  vom  31.  März  1773. 

Capit.:  2000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  84  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  6  fl.  65  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 


Drejling 

Frau  von. 
/.  Sp. 


Jährl.  Interess.  46  fl, 


Eberhardt 

Paul  Adam. 


Für  eine  arme  Person. 
Stiftb.  vom  20.  October  1771. 
Capit.:    1107  fl.  25  kr.  ö.  W.  - 

50  kr. 

Gestitt.  Plätze:  1  zu  3  fl.  65  kr.  monatlich. 
Präs.:  Otto  Freiherr   von  Schwarzhuber,   k.   k.    Finanz- 

rath  in  Tri  est. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  arme  Mannsperson. 

Stiftb,  vom  10.  Juni  17i7. 

Capit.:  1053  fl.  20  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.    44  fl. 

23  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  50  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 


im 

Jokann  Anton.  ^^  Betlieilnng  in  Wien  ans&ssiger,  dnrcli  Unglflcksftlle 

verarmter,  wegen  Alter  oder  Kdrperffebreohen  arbeits- 
nnü&higer  Gewerbsleate  (Meister  oder  Gesellen)  ohne 
Unterschied  des  Gesehleohtes  oder  der  Religion,  die 
mit  keinem  oder  keinem  höheren  ab  6  kr.  t&glieh 
betragenden  Institntengelde  betheilt  sind,  mit  Betr&gen 
von  je  30  fl.  C.  M. 

Stiftbrief  vom  10  Deeember  1865. 

Capital:  500  fl.  C.  M.  and  12.100  fl.  5.  W.  in  Werthpap. 
and  eine  Satzpost  pr.  15.000  fl.  C.  M.  —  J&brl. 
Interess.  1455  fl.  60  kr. 

Präsentant:  Die  anter  den  Bewerbern  za  Betheilenden 
werden  durch  das  Loos  bestimmt. 

Persolvent:  Magistrat. 

PersoWirung:  Antang  Bi&rz  jeden  Jahres. 

Eva  Christina.  Fflr  eine   arme  Person,   die   Befreandeten   der  Stifkerin 

J.  Sp.  haben  jederzeit  den  Vorzug. 

Stiftb.  vom  1.  October  1765. 

Capit.:  1020  fl.  5.  W.   —  J&hrl.  Interess.   42  fl.  84  kr. 

Gestift  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 

Prils.:  Magistrat 

Pers.:  Derselbe. 
Eideres 

Christoph.      Fflr  eine  arme  Weibsperson. 

J.  Sp,         Stiltb.  vom  30.  Juni  175S. 

Capit.:  1128  fl.  80  kr.  6.  W.  —  J&hrl.  Interess.  47 fl.  21  kr. 

Gestift.  Pi&tze:  1  zu  3  fl.  70  kr.  monatlich. 

Pr&s.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe 
Enderes 

Maria  Cäcilia.  Für  eine  Weibsperson. 

J.  Sp.         Stiftb.  vom  20.  Februar  1746. 

Capit.:  990  fl.  64  kr.  5.  W.  —  J&hrl.  Interess.  42  fl.  47  kr 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  25  kr.  monatlich. 

Pr&s.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 
Endl 
Johann  Lorenz.  Für  eine  alte  Person,    vorzüglich   aus   der  FreundscbaU 
J.  Sp,  des  Stifters. 

Stiftb.  vom  6.  Februar  1756. 

Capit.:  1150  fl.  ö.  W.  —  Jfthrl.  Interessen  48  fl.  30  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  80  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Michael.        Für   zwei   Witwen  gewesener  Geschäftsleute;  Witwen 

mit  Kindern  haben  den  Vorzog. 
Stiftb.  vom  23.  April  1856. 
Capft.:  2100  fl.  —  Jährl.  Interess.  105  fl. 
Gestift.  Plätze:  2. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  III.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  15.  März. 

13 
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Eiiirel8hof6]i 

Fraos  Leopold  ^^  ^^^^  Mann  and  ein  Weib. 
Freiherr  y      Stiftbrief  vom  3.  September  1761. 
J  So    '     Capital :  2259  fl.  55  kr.  5.  W.  —  J&hrl.  Intereee.  94  fl.  90  kr. 
*  ^'         Gestiftete  Pl&tze:  2  zu  It  3  fl.  75  kr.  monatll|h. 

Pr&sentant:  Adolf  Ponz,  Gatsbesitzer  von  Stoekern. 
Persolvent:  Magistrat. 
Engelshofen 

Franeisca  von.  Für  einen  Mann  und  zwei  Weibspersonen. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  4.  November  1756. 

Capit.:  3075  fl.  35  kr.  ö.  W.  —  JÄhrl.  Interess.  129  fl.  16  kr 
Gestift  Pl&tze:  3  zn  It  3  fl.  40  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Adolf  Ponz,  Gatsbesitzer  in  Stockem. 
Pers.:  Magistrat. 
Engelshofen 

Franeisca  von.  Für  einen  Stiftplatz  im  Bürgerspitale. 

Stiftb.  vom  6.  September  1756. 
Capit.:  1600  fl.  —  J&hrl.  Interess.  67  fl.  20  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 

Stefan.         Legat  f&r   einen   fleissigen  und  sittsamen  Zögling  eines 

der  Wiener  Waisenh&user. 

Stiftb. :  Verhandlungsact  G.  R.  Z.  4074  vom  31 .  October  1871, 
M.  Z.  11960  vom  8.  November  1871. 

Capit.:  507  fl.  40  kr.   in  Werthpap.  —  J&hrl.  Interess. 
25  fl.  37  kr. 

Pr&s.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 
Einer 

JoseC  Zur  Bestreitung  der  Auslagen  für  das  Grundspital  Leo- 

poldstadt. 

Stiftb.  vom  1.  April  1859. 

Capit. :  1 00  fl.  ö.  W.  in  Werthpap. —J&hrl.  Interess.  4  fl.  20  kr. 

Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 
Ertl 
Johann  Georg.  Zur   Betheilung   armer    in  Wien   wohnhafter   Familien, 

deren  Familienhaupt  oder  von  denen  eines  oder  meh- 
rere der  im  gemeinschaftlichen  Haushalte  lebenden 
Familienglieder  von  Krankheit  betroffen  sind,  mit 
Betr&gen  von  mindestens  25  und  höchstens  50  fl. 

Stiftb.  vom  19.  December  1865. 

Capit.:   8350  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  --  Jährl.  Interess. 
350  fl.  70  kr. 

Pr&s.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Persolvinmg:  26.  Februar. 

Eaterhaijr 

Anna  Fürstin.    Für  eine  alte  Person. 

j  Sp  Stiftb.  vom  3.  December  1755. 

Capit. :  1037  fl.  50  kr.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  43  fl.  57  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  40  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 


196 


Morlumf 

^au  Graf  TOD. 
/.  Sp. 


Fabris 

Marie  Marquise 
de. 


Felgrenbdtx 

Johanv  von 

Griesik. 

0.  A. 


Anna. 


Felder 

Cajetaa. 


Fernitz 

Maria  Theresia. 


Femits 

Stefan. 
/.  Sp. 


Ffir  eine  arme  alte  Mannaperson. 

Stiftbrief  Tom  1.  JaU  1758. 

Oapitol:  1060  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  44  fl.  5t  kr. 

Gestiftete  PUUe:  1  za  3  fl.  50  kr.  monatlick 

Prteentant:  Die  Erben  des  Stifters. 

Persolyent:  Magistrat 

Legat  fär  einen  in  die  Lehre  tretenden  Zögling  des 

neaerbanten  Waisenhanses. 
Stiftb.:  Ycrrhandlnngsact  P.  Z.  344  vom  2.  Aagust  1869. 
Capit.:   211  fl.  5.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

10  fl.  54  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Magistrat  über  Yorsehlag  des  Waisenhauses. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  einen  armen  Mann  und  eine  arme  Frau. 
Stiftb.  vom  7.  November  1770. 
Capit.:  1930  fl.  —  J&hrl.  Interess.  80  fl.  66  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  1  zuSfl.  48-5  kt.,  1  zu  2  fl.  93  6  kr. 

monatlieh. 
Präs.:  Magistrat. 
Perg,:  Derselbe. 

Ffir  sechs  arme  Personen  auf  Lebensdauer. 

Stiftb.  vom  2.  October  1854. 

Capit.:  32o0  fl.  ö.  W.   —  Jährt.  Interess.  136  fl.  50  kr. 

Gestift.  Plätze:  3  Männer,  3  Weiber. 

Präs.:  Der  Universalerbe  der  Stiiterin ;  nach  dessen  Tode 
für  3  Personen  die  Rechtsnachfolger  des  Universal- 
erben, für  die  anderen  3  Plätze  der  Magistrat. 

Pers.  Magistrat. 

Persolvirung:  12.  August  j.  J. 

Zum  Ankaufe  von  Heizmaterial  für  die  Armen  Wiens. 
Stiitb.  vom  21.  August  1873. 

Capit:  1500  fl.  ö.  W.  Werthpap.  —  Jährt.  Interess.  63  fl. 
Pers.:  Der  Wiener  Gemeinderath. 

Für  eine  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  24.  September  1752. 

Capit.:  1068  fl.  60  kr.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  44  fl.  88  kr 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 

Präs.:  Das  hiesige  Ursulinerinnen-Kloster. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  einen  armen  alten  Dienstboten. 

Stiftb.  vom. .20.  Mai  1744. 

Capital:  1050  fl.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  44  fl.  10  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  45  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 

Pors.:  Mngistrat. 
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♦ 

FetUttti 

de  Toliia  Ctebor  Zum  Ankaufe  Ton  Holx  für  die  Aimen  Wiens. 
Qrat  Stiftbrief  Tom  7.  September  1873. 

Capitai:  25.000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Interess  - 

1050  fl. 
Persolyent:  Der  Bürgermeister  der  Stadt  Wien. 

FUlgrader 

Georg  u.  Anna.  Znr  Unterstützung  vernnglückter  Bürger  von  Wien  unter 

▼onugsweiser  Berücksichtigung  der  Bürger  der  ehe- 
maligen Vorstadt  Laimgrube  und  an  der  Wien. 

Stiftb.  Yom  13.  Juli  1837. 

Capit:  36.840  fl.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Interess.  1547  fl 
«8  kr. 

Prfts.:  Der  jeweilige  Bezirksvorstand,  ein  Mitglied  des 
Bezirksausschusses  und  der  Pfarrverweser  ob  der 
Laimgrube. 

Pers.:  Die  Obengenannten. 

Persolyirung:  1.  Februar,  1.  Mai,  1.  August,  1.  Novem- 
ber j.  Jahres. 
lUlgrader 

Maria  Anna.    Zum   Ankaufe  von  Brennholz  für   Arme  der   Vorstadt 

Laimgrube. 

Stiftb.  vom  14.  Juli  1831 

Capit.:  1840  fl.  ü.  W.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Interess. 
77  fl.  28  kr. 

Pers.:  Der  jeweilige  Bezirksvorstand,  ein  Mitglied  des 
Bezirksausschusses  und  der  Pfarrverweser  ob  der 
Laimgrube. 

Persolvinmg:  28.  December  jeden  Jahres. 

FlBclier 

Josef  und  Für  Lesung  von  Messen  und  Betheilung  von  Bürger- 
Katharina,  spitalspfründnern. 

Stiftb.  vom  17.  April  1850. 

Capit:  400  fl.  —  J&hrL  Interess.  16  fl.  80  kr. 

Pr&s.:  Bürgerspital. 

Pers.:  Dasselbe. 

Persolvirung:  17.  Februar,  19.  M&rz,  12.  October,  2.  No- 
vember, 25.  November. 

Ftseher 

Josef  Emanuel.  Für  einen  armen  verlassenen  Dienstboten. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  22.  J&nner  1737. 

Capit:  940  fl.  5.  W.  —  J&hrl.  Interess.  39  fl.  48  kr. 
Gestift  PlAtze:  1  zu  3  fl.  10  kr.  monatlieh. 
Prfts.:  Theresia  Cunj  Pierron,  geb.  Neuner. 
Pers.:  Magistrat 

FlBeherii 

Maria  u.  Geno-  Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson, 
feva  von.       Stiftb.  vom  10.  J&nner  1764. 
/.  Sp.         Capit:  954  fl.  80  kr.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.  40  fl.  10  kr 
Gestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  15  kr.  monatlich. 
Prfts.:  Die  Familie  Fischern. 
Pers.:  Magistrat 


207 

RiaiiuuuMr 

Anna.         FQr  die  Plründner  des  Versorgungshaases  am  Alserbaoh. 
Stiflbrief  Yom  28.  Mai  1852. 
Capital:  300  fl.  —  J&hrl.  interess.  it  fl.  60  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  20. 
Persolvent:  Die  Verwaltung   des  Versorgungshauscs    am 

Alserbaeh. 
PersolnruDg:  1.  März  und  26.  Juli  jeden  Jahres. 

Utas 

Anna.  Für  würdige,  nicht  durch  ihre  Schuld  verarmte  Bürger. 

Stiftb.  vom  24.  Juli  1843. 

Capit.:    774  fl.  96  kr.  ö.  W.  —  Jährl.   Interess.   32   fl. 
55  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs  :  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Persolvirung:  Jährlich. 

Hatssl 

ohann  Andreas.  Für  eine  arme  Manns-  und  Weibsperson  und  wöchentlich 
J.  Sp.  eine  heilige  Messe. 

Stiftb.  vom  30.  November  1778. 

Capit.:  3240  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  136  fl;  H  kr. 
Gestift.  Plätze:  2;  1  zu  4  fl.  95  kr.,  1  zu  5  fl.  80  kr.  monat- 
lich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Haberl 

Johann  Georg.  Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 
/  Sp.         Stiltbrief  vom  12.  Juli  1745. 

Capital  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interes.sen  42  fl. 
Gestiftete  Plätze:  1  zu  3  fl.  40.  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Hackher 

''enlinand  Ant.  Für  einen  armen  verlassenen  Dienstboten. 
/  Sy.  Stiftb.  vom  19.  August  1734. 

H      Cap.    923  fl.    20  kr.    ö.   W.  —  Jährl.    Int(»n*s."<«Mi   3H  fl. 
77  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  5  kr.  monatlich. 
Präs.:  Alois,  Ferdinand,  Josefine  von  Hackher. 
Pers.:  Magistrat. 

Haffner 

Martin.         Auf  Pfründnerverpflegung  im  Bürgerversorgungshause. 
Stiftb.  vom  Jahre  1692. 

Capit:  100  fl.  W.  W.  ♦)  —  Jährl.  Interessen  84  kr. 
Pers.:  Bürgerspital. 


♦)  Das  Satzcapital  von  100  fl.  W.  W.  ist  auf  dem  Hause  Nr.  134 
T  inneren  Stadt  vorgemerkt. 
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Forsehbach 

Katharioa  von.  Für  eine  alte  Weibsperson. 
/.  Sp  Stiftbrief  vom  28.  August  1752. 

Capital:   1100   fl.    5.    W.    —    Jäbrl.    Interess.    46    fl. 

20  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  1  su  3  fl.  65  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Magistrat. 
Persolvent:  Derselbe. 

ForsUnffer 

Philipp.        FAr  ®^^  ^^^^  Person,  wobei   die  bedürftigen  Freunde 
j  Sp  den  Vorzug  haben. 

Stiftb.  vom  28.  Oetober  1767. 

Capit:    1700    fl.    ö.    W.   —   J*hrl.    Interess.    7!    fl. 

40  kr. 
Gestift.  Pi&tse:  1  zu  5  fl.  65  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Fragner»Cto» 

nossensehafU  Für  Lesung  einer  Messe  und  Betheilung  eines  Pfründners  im 

Bürgerspitale,  welcher  der  Fragner-Innung  nicht  an- 
gehört. 
Stiftb.  vom  9.  September  1862. 
Capit:  2000  fl.  —  J&hrl.  Interess.  84  fl. 
PrAs.:  Der  Vorstand  der  Genossenschaft  der  Fragner. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Bürgerrersorgungshauses  in 

Wien. 
Persolvirung:  Ostern  und  Michaeli. 

Fragner*Ge* 

noBsenschaft«  Für  Angehörige  der  Genossenschaft  im  Bürgerspitale. 

Stiftb.  Tom  48.  NoTember  1869. 

Capit:  1000  fl.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Interess.  42  fl. 

Pr&s.:  Der  Vorstand  der  Genossenschaft  der  Fragner. 

Pers.:  Die  Verwaltung  des  Bürgerversorgungshauses  in 
Wien. 

Persolvirung:  April  und  Oetober. 

Frankoni 

Anton.        ^^  Betheilung  von  zwei  m&nnlichen  und  zwei  weiblichen 

Pfründnem  des  Bflrgerspitales. 
Stiftb.  vom  15.  J&nner  1811. 
Capit.:  2922  fl.  —  J&hrl.  Interess.  122  fl.  72  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  4. 
Pr&s.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  Tftglich. 

Framoni 

Johann         Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 
/.  Sp  '        Stiftb-  vom  16.  Februar  1765. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  42  fl. 

Gestüt  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Pr&B.:  Die  Erben  nach  Paul  Ignaz  Gaviraty. 

Pera.:  Magistrat 
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Trad 

Bmilian.        Für  zwei  Arme  der  Gemeinde  Wieden  auf  Lebenszeit. 
Süftbrief  vom  15.  April  1867. 

Capital:  6000  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren   —  J&hrl.  In- 
teressen 252  fl. 
Gestiftete  Pifttze:  8. 

Prftsentant:  Die  Torstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Persolvent:  Dieselbe. 

PersolTirnng:  1.  April,  1.  October  jed.  Jahres. 
Fraienrieder 
Carl  ron  Stein-  "ör  Arme. 

haoser.        Capit.:  16.147 fl.  35  kr.  b.W.  —  Jftbrl.  Interess.  677  fl.  79 kr. 
/.  .S^.         Gestift.  Pl&tze:  14  zu  It  3  fl.  70  kr.  monatlieh. 
Pers.:  Magistrat. 
Frech  Ton 

Ehrimfeid     ^^^  Erhaltung  eines  armen  Mannes  oder  Weibes. 
Johann  Paul.    Stiftb.  vom  15.  August  1732. 

G.  Ä,         Capit:  640  fl.  ö.  W.  —  J*hrl.  Interess.  26  fl.  88  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1  zu  2  fl.  13-5  kr.  monatlich. 
Prfts. :  Emilie  Adanus,  geb.  Meninger  und  Gustav  Meninger. 
Pers.:  Magistrat 
Freeh  von 

Ehrimfeld     ^^^  ^^^^  ^^^^  <^m^o  Weibsperson. 
Maria  Sabina.  Stift,  vom  12.  Februar  1746. 

/.  Sp.         Capit:   1056  fl.  ö.  W.   —  Jähri.  Interess.  44  fl.  35  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  50  kr.  monatlieh. 
Pr&s.:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat 
Freeh  von 

Ehrimfeld      Fflr  eine  arme  Weibsperson. 
M.aria  Sabina.  Stiftb.  vom  i,  J&nner  1750. 

ff.  A.  Capit.:  680  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  28  fl.  56  kr. 

Gestift.  Pl&tze:  1  zu  2  fl.  28*5  kr.  monatlieh. 
Pr&s.:  Die  Erben  der  Stiiterin,  derzeit  Caroline  v.Rosentbal, 
geb.  y.  Meninger,  Emilie  Adanus,  geb.  Meninger  und 
Gustav  Meninger. 
Pers.:  Magistrat 
Freund 

Martin.        FQr  sechs  Arme  der  Gemeinde  Wieden,  von  denen  die  aus 

Mainz  gebürtigen  den  Vorzug  haben,  auf  Lebensdauer. 
Stiftb.  vom  3.  Juni  1829. 

Capit:  650  fl.  inWerthpap.  und  das  Haus  Nr.  8,  Paniglgasse, 
im  Werthe  von  16.248  fl.  —  J&hri.  Interess.  1327fl.  20  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  3  M&nner,  3  Weiber. 
Pr&s.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:    1.  Febr.,  1.  Mai,  1.  Aug.,  1.  Nov.  j.  Janr. 
Friedenfeld 
Maria  Francisca.  Für  eine  arme  Weibsperson. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  28.  October  1767. 

Capit:  1000  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  42  fl. 
Gestift  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat 
Pers.:  Derselbe. 
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Friedliader 

Max.  Dr.  Für  ein  armes  Waisenkind. 
Stiftbrief  vom  6.  Juni  1873. 
Capital:  227  fl.  93  kr,  5.  W.  in  Werthpapieren.  —  J&hrl. 

Interessen  11  fl.  40  kr. 
Präsentant:  Der  Wiener  Oemeinderath. 
Persolyent:  Derselbe. 
Persolvimng:  J&hrlich. 

Fritseh 

Maria  Anna.    Fflr  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 


/.  Sp. 


Friti 

Antonia. 
/.  Sp, 


Frohwirth 

Ferdinand. 


Fnehs 

Benedict 


Stiftb.  vom  6.  October  1755. 
Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  J&brl.  Interess.  42  fl. 
Gestift  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

» 

Für  einen  armen  Dienstboten. 

Stiftb.  vom  18.  M&rz  1812. 

Capit.:  1100  fl.  ö.  W.   —  J*brl.  Interess.   46  fl.  20  kr. 

Gestift  Pl&tze:  1  zn  3  fl.  65  kr.  monatlich. 

Pr&s.:    Die   Descendenten   der   Schwester  der  Stifterin, 

Theresia  Grittner. 
Pers.:  Magistrat. 

Zur  Armenbetheilnng. 

Stiftb.  vom  2.  J&nner  1865. 

Capit:  1150  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.   48  fl.  30  kr. 

Pr&s.:  Die  Vorstehnng  des  IV.  Bezirkes. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  16.  Februar  jed.  Jahres. 

Zur  Vertheilung  an  die  Pfründner  im  Grundspitale  Neu- 
lerchenfeld. 
Capit:  100  fl.  —  J&hrl.  Interess.  4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 
Persolyirung:  3.  December  j.  Jahres. 


FOnfkireheii 

Maria  Theresia.  Für 


Gr&fin  von. 
/.  Sp. 


vier   arme  Personen,   worunter   die   hinterlassenen 


FOrst 

Carl. 
/.  Sp. 


Öediensteten  den  Vorzug  haben. 
Stiftb.:  1.  Juli  1754. 

Capit;  4990  fl.  ö.  W.   —  J&hrl.  Interess.  209  fl.  58  kr. 
Gestift  Pl&tze:   4;   1  zu  4  fl.  70  kr.,   1  zu  4  fl.   40  kr.. 

1  zu  3  fl.  70  kr.,  1  zu  3  fl.  45  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Für  zwei  arme  Personen. 

Stiftb.  vom  1.  August  1769. 

Capit :  2452fl.  5  kr.  d.W.  —  J&hrl.  Interessen  102  fl.  98  kr, 

Gestift.  Pl&tze:  2  zu  &  4  fl.  5  kr.  monatlich, 

PrAs.:  Magistrat 

Pers.:  Derselbe. 
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FVSI 

CurL  Zur  Unterstfttzang  wfirdiger  Armer,    vorzugsweise  der 

dureli  Wasser,  Feuer  etc.  yerunglflekten  Blutsfreunde 
des  Stifters. 

Stiftbrief  vom  15.  J&nner  1827. 

Capital:  3650  fl.  in  Werthpap.  —  J&hrL  Interess.  153  fl. 
30  kr. 

Persolvent:  Magistrat 

Persolvirung:  J&hrlich. 
Gabriel  ^ 

QDd  Hemumii«  Zum  Ankaufe  und  zur  Yertheilung  von  Sckulbftehem  an  den 

Ärmsten  und  fleissigsten  Lehrling  der  Gemeinde  Wieden. 

Stiftb.  vom  4.  M&rz  1859. 

Capit:  lOOfl.  ö.  W.  in  Werthpap.— J&hrl.  Interess.  4  fl.  80  kr. 

Gestifl.  Plätze:  1. 

Pers.:  Die  Yorstehung  des  IV.  Bezirkes. 

Persolvirung:  21.  August  jed.  Jahres. 
GIrtner 

Conrad  Freiherr  Zur  Am\enbetheilung. 

von.  Stiftb.  vom  8.  J&nner  1859. 

Capit.:  31.500  fl.  Ö.  W.  Satzposten.   —  Jährl.  Interess. 

1890  fl. 
Pr&s.:   Der   von   der  Stiftungsbehörde  nach  eingeholter 

Willensmeinung  des  Vorstehers   des  Landesgerichtes 

in  Wien  ernannte  Administrator  dieser  Stiftung. 
Pers.:  Der  Administrator   der  Stiftung  behebt  die  Stif 

tungs-Interessen  und  legt  der  städtischen  Buchhaltung 

Rechnung. 

Persolvirung:  15.  October  jed.  Jahres. 
Giertner 

Magdalena.     Zur  Betheilung   von   10   M&nnem   und   10  Weibern  im 

Gnmdspitale  Mariahilf. 

Stiftb.  vom  16.  März  1849. 

Capit:  2.450  fl.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.  102  fl.  90  kr. 

Gestift.  Plätze:  20. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Mariahilf. 

Pers.:  Dieselbe. 

Gaillard 

Aloisia.        Zur  Lesung  von  Messen  und  Betheilung  von  Pfründnern 

im  Versorgungshause  am  Alserbache. 

Stiftb.  vom  31.  Mai  1839. 

Capit.:  750  fl.  ö.  W.  —  JährL  Interess.  31  fl.  50  kr. 

Gestift.  Plätze:  118. 

Pers.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshausesam  Alserbach. 

Persolvirung:  Jänner. 

jlardedo  Palais 

Prabanten  Leib-  Die    Stiftnngsbeträge  werden  jetzt  aus  dem  allgemeinen 

garde.  Versorgungsfonde  bezahlt 

Gestift   Plätze:   25,   6   zu   ä  17*5   kr.   täglich,  9  zu  ä 

10 '5  kr.  täglich.    Die  übrigen  Plätze  sind  nicht  zur 

Verleihung  gelangt 

Präs. :  Bei  16  Plätzen  das  Garde-Commando,  bei  9  Plätzen 

das  General-Commando. 

Fers.:  Magistrat 
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Oarelll 

Job.  Baptist  de. 
/.  Sp, 


Geberl 

Maria  Anna. 
J.  Sp. 


Geiger 

Andreas. 


Gerhardt 

Sybilla. 


Gejrer 

Josef  u.  Josefa. 


Gigant 

Filipp  Freiherr 
von. 
J,  Sp. 


Für  2  arme  Personen. 

Stiftbrief  vom  4.  April  1749. 

Capitol:   «883  fl.  76  kr.  ö.  W.  —  Jihrl.  Interess.  i«l  fl. 

11  6  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  2,  zu  &  4  fl.  75  kr.  monatlicb. 
Pr&sentant:  Qastav  Ritter  von  Sattner,  Gutsbesitzer  zu 

Kirchstetten. 
Per  solvent:  Magistrat. 

Ffir  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  31.  Mai  1754. 

Capit:    1050     fl.     ö.    W.    —    J*hri.    Interess.    44    fl. 

10  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1  za  3  fl.  45  kr.  monatlich. 
Pr&s.:    Die    Rechtsnachfolger     nach    Maria    Ludovica 

Mayerhofer. 
Pers.:  Magistrat 

Für  einen  armen  Bürger. 

Stiftb.  vom  25.  October  1826. 

Capit.:  1350  fl.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.  56  fl.  70  kr. 

Prfts.:  Das  älteste  Mitglied  der  Familie  Geiger. 

Pers.:  Magistrat. 

Persolvirung:  Jährlich. 

Auf  12  Stiftplfttze  ftlr  arme  Bürgerswitwen  bestimmt, 
das  Vorzugsrecht  besitzen  solche  aus  derGerhardt'scheD 
Yerwandtsebaft 

Stiftb.:  Testament  vom  8.  Februar  1758. 

Capit:  16.550  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Interess. 
695  fl.  10  kr. 

Gestift.  Pl&tze:  12. 

Pr&s.:  Magistrat 

Pers.:  Derselbe. 

Persolvirung:  Anfangs  Februar  eines  jeden  Jahres. 

Für  Lesung  von  Messen  und  Betheilung  von  Bürgerspi- 

talspfründnem. 
Stiftb.  vom  6.  Augnst  1849. 

Capit:  880  fl.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.  36  fl.  96  kr. 
Pers.:  Bflrgerspital. 
Persolvirung:  19.  M&rz,  26.  Juli,  2.  November,  25.  Nov., 

6.  December  jeden  Jahres. 

Für  eine  arme  Person. 
Stiftb.  vom  17.  December  1789. 
Capit:    1140    fl.    ö.    W.     —     J&hri.    Interess.    47    fl. 

88  kr. 
Gestift  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  75  kr.  monatlich. 
Pr&B.:  Die  Erben  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat 
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OloTtaelU 

Frani  Dominik. 
/.  Sp. 


Glssnuuiii 

Adam  u.  Kath. 


Glsamami 

Adam  Caspar. 


Glaamer 

Franz. 
/.  Sp. 


Goffet 

Josef. 
/.  Sp. 


Für  zwei  arme  Manns-  oder  Weibspersonen. 

Stiftbrief  Tom  2.  Jinner  1772. 

Capital:  2305  fl.  95  kr.  b,  W.  —  J&hrl.   Interess.  96  fl. 

85  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  2  zu  It  3  fl.  80  kr.  monatlieh. 
Präsentant:  Frau  Mina  Goldhann. 
Persolvent:  Magistrat 

Aof  Pfründnerverpflegung  im  BQrgeryersorgangshanse. 
Stiitb.  vom  25.  September  1745. 
Caplt:  1600  fl.  —  J&hrl.  Interess.  67  fl.  20  kr. 
Pers:  Bflrgerspital. 

Legat  snr  Verpflegung  and  Bekleidung  der  anl&ssig  einer 
Epidemie  yerlassenen  Kinder  und  Waisen  bis  zum 
ToUendeteu  14.  Lebensjahre  derselben. 

Stiftb.  vom  25.  September  1745. 

Capit:   135.900  fl.   ö.  W.    —  J&hrl.  Interess.  5719  fl. 

aestift.  Pl&tze:  148  von  2  bis  6  fl.  monatlich.  *) 

Pr&s.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Persolvirnng:  Znr  Zeit  einer  Epidemie. 

Für  einen   armen  yerlassenen  Mann   und  ein  verarmtes 

Weib,  Befreundete  haben  den  Vorzug. 
Stiftb.  Tom  9.  Februar  1737. 
Capit.:  2040  5.  W.  —  J&hrl.  Interess.  85  fl.  68  kr. 
Gestift.  Pl&tze:   2.    1  zu  2  fl.   80  kr.,   1  zu  3  fl.   70  kr. 

monatlich. 
Pr&s.:  Die  m&nnlichen  Descendenten  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  14.  Deoember  1766. 

Gapit:    1060   fl.    ö.    W.    —    J&hrl.    Interessen    44    fl. 

52  kr. 
Gestift  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  50  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat 
Pers.:  Derselbe. 


*)  Mit  Gemeinderathsbeschluss  Tom  3.  Deeember  1872  wurden  zu  den 
bis  dahin  bestandenen  90  Stiftpl&tzen  50  neu  creirt,  wozu  mit  Be- 
schluss  vom  19.  Deeember  1873  abermals  8  Stiftpl&tze  geschafi'en 
wurden.  In  dem  ersteren  Beschlüsse  wurde  ausgesprochen, 
dass  auch  die  st&dtischen  Waisen,  welche  bereits  ein  Kostgeld 
oder  eine  Waisenptründe  aus  dem  allgemeinen  Versorgungsfonde 
beziehen,  ohne  Rücksicht  auf  ihren  bisherigen  Bezug  und  ohne  Ver- 
lust desselben  die  Gissmann'sche  Stiftung  als  Zulage  zu  ihrer 
Pfründe  erhalten  können. 
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Gorbach 

Josef.         Für  einen  Pfrfindner  des  Grundspitales  Leopoldstadt  aas 
der  Pfarre  St  Johann. 
Stiftbrief  Yom  20.  Mai  1835. 
Capital:  100  fl.   ö.  W.   in  Werthpap.  —  Jfthrl.  Interess. 

4  fl.  ItO  kr. 
Pr&sentant:  Die  Yorstehnng  d.  Grundspitales  Leopoldst 
Persolvent:  Dieselbe. 
Persolvirung:  4.  October. 
Gorbach 
Josef.         Derselbe  hat  ausser  der  vorstehenden  Stiftung  noch  drei 

mit  derselben  yoUkommen  gleichlautende  Stiftungen 
und  zwar  gleichzeitig  geg^ründet,  so  dass  aus  den 
Interessen  des  Gesammteapitales  per  400  fl.  5.  W. 
vier  Pfründner  des  Grundspitales  in  der  Leopoldstadt 
von  der  Vorstehung  desselben  j&hrlieh  am  4.  October 
mit  je  4  fl.  20  kr.  betheilt  werden  können. 
Grabmeier 
Maria  Theresia.  Zur  Erziehung  von  zwei  Mi&dchen  aus  der  Grabmaier*schen 

Verwandtschaft,  in  deren  Ermanglung  von  zwei  armen 
Wiener  M&dchen. 
Stiftb.  vom  23.  M&rz  1826. 
Capit.:  4150  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  JÄhrl.  Interess.  174  fl. 

30  kr. 
Gestift.  Platze:  2. 
Pr&s.:  Magistrat. 
Pars.:  Derselbe. 
Persolvirung:  Halbj&hrig. 
Grftdl  Ton 

Ehrenthal     Auf  Pfründneryerpflegung  im  Bürgerversorg^ngshause. 
J.  P.  Stiflbrief  vom  14.  August  1723. 

Capital:  576  fl.  —  Jährl.  Interess.  24  fl.  19  kr. 
Persolvent:  Bürgerspital. 
Grand 
Karl  Josef  von  ^^^  ^^^^  ^^^^  ^^^^  Person. 
/  Sp  Stiftb.  vom  15.  Februar  1732. 

Capit.:  858  fl.  ö.  W.  —  JÄhrl.  Interess.  36  fl.  4  kr. 
Gestift  Plätze:  1  zu  2  fl.  85  kr.  monatlich. 
Prfts.:  Die  Erben  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 
Gregor 
Anna  Maria     ^A^  einen  armen  alten  Dienstboten. 
/.  Sp     '    Stiftb.  vom  19.  Juli  1744. 

Capit.:  1200  fl.  ö.  W.   —  J&hrl.  Interess.   50  fl.  40  kr. 
Gestift.  Platze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 

Gregorins 

Jakob  Anton.    ^Ar  einen  armen  Mann. 

J  Sp  Stiftb.  vom  14.  December  1765. 

Capit.:  988  fl.  ö.  W,  —  JÄhrl.  Interess.  41  fl.  49  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  25  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  des  Stiften. 
Pers.:  Magistrat 
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Cbrereikniek 

Heinrioli. 


Griener 

Franz. 


Grössbig 

Johann. 


GrSssinger 

Johann. 


GrSsAingrer 

Johann. 


Grober 

Anna  Clara. 
/.  Sp. 


Grober 

Benigna . 


Grober 

Josef. 


Zar  Erhaltang  einer  Weibsperson. 

Stiftbrief  vom  17.  Juni  1784. 

Capital:  800  fl.  5.  W.  —  J&hrl.  Interess.  33  fl.  60  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  1  zu  2  fl.  98-5  kr. 

Präsentant:  Magistrat. 

Persolvent:  Derselbe. 

Für  Lesung   von   Messen   und   Betheilung   ron   Bürger- 

spitalspfründnem. 
Stiftb.  vom  2.  Jänner  1739. 

Gapit:  146  fl.  40  kr.  5.  W.  —  Jfthrl.  Interess.  6  fl.  14  kr. 
Pers.:  Bflrgerspital. 
Persolvirung:  Zur  Quatemberzeit  am  Donnerstag. 

Fflr  einen  Armen  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 

Stiftb.  Yom  21.  December  1847. 

Capit. :  100  fl.  ö.  W.  in  Werthpap. — Jährl.  Interess.  4fl.  20  kr. 

Präs.:   Die  Vorstehung   des  Grundspitales  Leopoldstadt. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  4.  Oetober  jeden  Jahres. 

Zur  Betheilung   von   Pfründnem   des   Yersorgunghauses 

Mauerbach. 
Stiftb.  vom  25.  April  1821. 
Gapit.:  200  fl.  —  J&hrl.  Interess.  8  fl.  40  kr. 
Gestift.  Plätze:  40. 

Präs.  Die  Verwaltung  des  Yersorgungshauses  Mauerbach. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  13.  Juli  jeden  Jahres. 

Zur  Betheilung  der  Pfründner  des  Grundspitales  St  Ulrich. 

Stiftb.  vom  25.  April  1821. 

Gapit:  100  fl.  —  Jähri.  Interess.  4  fl.  20  kr. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  St  Ulrich. 

Persolvirung:  13.  Juli  jeden  Jahres. 

Für  eine  arme  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  15.  März  1758. 

Capit:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 

Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs  :  Die  männl.  Nachfolger  der  Cronöster'schen  Familie 

Pers.:  Magistrat 

Für  Stift  platze  im  Blrgerspitale  (derzeit  für  Verpflegung 

von  Bürgerspitalspfründem). 
Stiftb.  vom  4.  August  1807. 

Gapit:  2014  fl.  95  kr.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  84  fl.  63  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 

Für  arme  Kranke  des  III.  Bezirkes. 

Capit:  800  fl.  C.  M.  und  262  fl.  50  kr.  ö.  W.  in  Werth- 

papieren.  —  Jährl.  Interess.  37  fl.  35  kr. 
Präs.:  Das  Pfarr-Armoninstitut  Landstrasse. 
Pers.:  Dasselbe. 
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ChnndenMm 

Maria  Anna 

Orftfin  von. 

/.  Sp. 


Grnndemaim 

Maria  Anna 

Gr&fin  von. 

J.  Sp. 


Grnndspitals- 
Stiftniifir« 


Grnsdiig 

Johann  u.  Leo- 
poldine. 


Gimieh 

Franz  Josef. 
/.  Sp, 


Gottenberger 

Maria  Anna. 
/.  Sp, 


Haack 

Leop.  Freih.  v. 
/.  Sp, 


Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftbrief  vom  30.  September  1744. 

Capital:  940  fl.  5.  W.  —  J&hri.  Interess.  39  fl.  48  kr. 

Gestiftete  Pl&ize:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präsentant:   Die    Erben  nach   Adam  Anton  Grafen  von 

Gmndemann. 
Persolvent:  Magistrat. 

Für  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  29.  April  1767. 

Capit:  1000  fl.  ö.  W.  —  JAhri.  Interess.  42  fl. 

Gestüt.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  10  kr.  monatlich. 

Pr&s.:  Die  Erben  nach  Graf  Adam  Anton  Gmndemann. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  St.  Ulrich. 
Capit.:  4100  fl.  —  J&hri.  Interess.  145  fl.  74  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  St.  Ulrich. 
Persolvirung :  Halbj&hrig. 

Zur  Vertheilung  an  die  Pfründner  des  Versorgungshauses 
am  Alserbach. 

Stiftb.  vom  25.  April  1821  und  15.  December  1847. 

Capit:  320  fl.  —  Jähri.  Interess.  12  fl.  60  kr. 

Gestift.  Plätze:  6. 

Pers.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alser- 
bach. 

Persolvirung:  13.  Juli  und  21.  December  jeden  Jahres. 

Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  17.  August  1778.  *• 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  42  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  3  arme  Weibspersonen,  wobei  Befreundete  den  Vor- 
zug haben. 
Stiftb.  vom  6.  December  1745. 
Capit.:  3200  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  134  fl. 
Gestift  Plätze:  3  zu  ä  3  fl.  50  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat 
Pers.:  Derselbe. 

Für  3  Männer  und  3  Weiber. 

Stiftb.  vom  22.  Juli  1773. 

Capit.:  6281  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  263  fl.  80  kr. 

Gestüt.  Plätze:  6;  4  zu  ä  3  fl.  65  kr.,  1  zu  3  fl.  30  kr., 

1  zu  2  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Der  jeweilige  Prälat  von  Klostemeuburg. 
Pers.:  Magistrat. 
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fliiilmMr 

Anoa.        Für  die  Piründner  des  Yersorgungsliauses  am  Alserbach. 
Stiftbrief  vom  28.  Mai  1852. 
Capital:  300  fl.  —  J&hrl.  Interess.  18  fl.  60  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  20. 
Persolvent:  Die  Verwaltung  des  Versorguogshauses   am 

Alserbach. 
Persoinrung:  1.  M&rz  und  26.  Juli  jeden  Jahres. 

Uus 

Anoa.         FOr  würdige,  nicht  durch  ihre  Schuld  verarmte  BQrger. 

Stiftb.  vom  24.  Juli  1843. 

Capit.:   774  fl.  96  kr.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  32  fl. 
55  kr. 

Gestift.  Platze:  1. 

Pr&s  :  Magistrat. 

Pars.:  Derselbe. 

PersolviruDg:  Jährlich. 

Haissl 

Jobann  Andreas.  Fflr  eine  arme  Manns-  und  Weibsperson  und  wöchentlich 
/.  Sp,  eine  heilige  Messe. 

Stiftb.  vom  30.  November  1778. 
Capit.:  3240  fl.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  136  fl>  8  kr. 
Gestift.  Plätze:  2;  1  zu  4  fl.  95  kr.,  1  zu  5  fl.  80  kr.  monat- 
lich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Haber! 

Johann  Georg.  Fflr  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 
J.  Sp.         Stiltbrief  vom  12.  Juli  n45. 

Capital  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  42  fl. 
Gestiftete  Plätze:  1  zu  3  fl.  40.  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Hackher 

f'^Tiiinand  Ant.  För  einen  armen  verlassenen  Dienstboten. 
/  üp.         Stiftb.  vom  19.  August  1734. 

Cap.   923  fl.   20  kr.   ö.  W.  —  Jährt.   Interessen  38  fl. 

77  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  5  kr.  monatlich. 
Präs.:  Alois,  Ferdinand,  Josefine  von  Hackher. 
Pers.:  Magistrat. 

Haffner 

Martin.        Auf  Pfrflndnerverpflegung  im  Bürgerversorgungshause. 
Stiftb.  vom  Jahre  1692. 

Capit:  100  fl.  W.  W. ♦)  —  Jährt.  Interessen  84  kr. 
Pers.:  Bürgerspital. 


^)  Das  Satzcapital  von  100  fl.  W.  W.  ist  auf  dem  Hause  Nr.  134 
r  inneren  Stadt  vorgemerkt. 
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Hftg^nmllller 

Josef  Franz    Für  die  dürftigsten  Armen  Id   der  Pfarre  Brdberg   mit 
Freiherr  von.  1  ü.  monatlich  ani  Lebensdauer. 

Stiftbrief  vom  21.  Jftnner  1829. 
Capital:  4950  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

207  fl.  90  kr.  • 

Gestiftete  Plätze:  20. 
Pr&sebtant:  Die   Administration    der    2  Armenhäuser   in 

Erdberg. 
Persolvent:  Die  Vorstehung  des  III.  Bezirkes. 
Persolvirung:  Am  1.  jeden  Monats. 
Haggenmfiller 
Josef  Franz     Zur  Vertheilung  an  Arme  des  Orundspitales  Altlerchenfeld. 
Freiherr  von.    Stiftb.  vom  21.  J&nner  1829. 

Gapit:  4860  fl.  in  Werthpap.— Jährl.  Interess.  203fl.  70kr 
Gestift  Plätze:  16. 

Präs.:  Der  Pfarrer  von  Altlerohenteld. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 
Persolvirnng:  Am  15.  jeden  Monats. 
Hagl 
Johann  Jakob.  Für  einen  armen  Dienstboten. 
J.  Sp.         Stiftb.  vom  4.  März  1730. 

/  Capit:  885  fl.  80  kr.  ö  W.  —  Jährl.  Interess  37  fl.  tO  kr 

Oestift.  Plätze:  1  zu  2  fl.  90  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 
Hagel 

Josef.  Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 

/.  Sp.         Stiltb.  vom  18.  Juli  1801. 

Gapit:  1000  fl.  —  Jährl.  Interessen  42  fl. 
Oestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Halden 

Theresia.       Fflr  2  Stiftplätze  im  Grundspitale  Blariahilt. 
Stiftb.  vom  24.  August  1828. 
Gapit.:  2480  fl.  —  Jährl.  Interessen  104  fl.  16  kr. 
Gestift.  Plätze:  2. 

Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Mariahilf. 
Hammer 

Johann.        Fflr  Lesung  einer  Messe  und  Betheilung  von  Bürgerspitals- 

Pfrundnem. 
Stiftb.  vom  6.  Mai  1813. 
Gapit :  399  fl.  —  Jährl.  Interessen  16  fl.  76  kr. 
Pers.:  Bürgerspital. 

Persolvirnng:  Am  24.  April  jeden  Jahres. 
Hammerschmidt 

Wenzel.       Fflr  Lesung  von  2  Messen   und  Betheilung   von  Bürger- 

spitalspfiründnern . 
Stiftb.  vom  16.  November  1812 
Gapit:  400  fl.  —  Jährl.  Interessen  16  fl.  80  kr. 
Pers.:  Bürgerspital. 
Persolvirnng:  Alle  halben  Jahre  zum  Quatember. 
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HaiTAeh 

Ernestiae 

Gräfin  von. 

J,  Sp, 


Harrenne 

Joh.  Andreas  v. 
J.  Sjt. 


Harmckherrn 

Antonia 

Fieiin  von. 

J.  Si^ 


Harrackherrn 

Franz  Dominik 

Freiherr  von. 

J.  >>. 


Ifartl 

Norbert. 
J.  »S//. 


Ifartmann 

Anton. 


Für  eine  verarmte  Person. 

Stiftbrief  vom  17.  April  1751. 

Capital:  1093  fl.  80  kr.  6.  W.   —  Jährliche  Interessen 

45  fl.  94  kr. 
Gestiftete  Plätze:  1  zu  5  fl.  monatlieh. 
Präsentant:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Persolvent:  Magistrat 

Für  eine  arme  Manns-  und  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  4.  März  174(>. 

Capit:  8503  fl.  55  kr.   ö.  W  —  Jährl.  Intoress.  U)i  fl. 

95  kr. 
Qestift.  Plätze:  ä  zu  k  3  fl    v)0  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat- 
Pers.:  Derselbe. 

Für  ein  armes  Mädchen. 
Stiftb.  vom  1.  Mai  1754. 

Capit:  13i0  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  45  fl.  44  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  35  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Descendenton  der  Tochter  der  Stifterin,  even- 
tuell der  Anna  Maria  von  Stockhammer. 
Pors.:  Magistrat. 

Für  einen  Mann  und  ein  Weib. 

Stiftb.  vom  31.  März  1746. 

Capit:  1898  fl.  80  kr.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess  '^9  tl.  75  kr. 

Gestift    Plätze:    2;    1    zu  «  fl.  90  kr.,  1   zu  3  H.  4o  kr. 

monatlich. 
Präs  :  Die  Erben  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  einen  armen  Dienstboten. 

Stiftb.  vom  22.  December  17ä9. 

Capit.:  1333  fl.  45  kr.  ö.  W.  —   Jährl.  Interessen  50  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  40  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  des  Stifters 

Pers.:  Magistrat 

Zur  dauernden  Unterstützung  armer,  unbescholtener,  nach 
Wien  zuständiger  Fabriksarbeiter,  deren  Witwen 
und  Waisen. 

Stiftb.  vom  1.  Mai  1861. 

Capit.:  21.950  fl.  C.  M.  in  Worthpap.  —  Jährt.  Interess. 
1037  fl.  10  kr. 

Präs.:  Die  Hartmann'schen  Erben  und  zu  */,  der  Vorstand 
des  IV.  Bezirkes. 

Pors.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 

PersoUirung:  Am  Ersten  jeden  Monats. 
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Uansner 

Josjf. 


Bbfftnuuiii 

Johann  Georg.  Zur  Unterstützung  von  4  Armen  der  ehemaligen  Gemeinde 

Wieden. 
Stiftbrief  Yom  27.  December  1846. 
Capital :  5500  fl.  Satzeapital.  —  J&hrliche  Interessen  231  fl. 
Gestiftete  Pl&tze:  4. 

Pr&sentant:  Carl  Hartmann  und  dessen  Erben. 
Persolyent:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 

Haaer 

Michael  Jos.  y.  Für  eine  arme  Person. 

/.  Sp.         Stiftb.  vom  1.  October  1753. 

Capit. :  878  fl.  40  kr.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  36  ti.  89  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  2  fl.  95  kr.  moutatlich. 
Pr&s.:  Die  Erben  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  2  arme,  aber  fleissige  Schulkinder  Ton  der  Gemeinde 

Aisergrund. 
Stiftb.  vom  15.  Juli  1850. 
Capit:   1070  fl.  C.  M.  in  Werthpap.  —  JÄhrl.  Interess. 

U  fl.  94  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  2. 

Pr&s. :  Der  Pfarrer  zur  h. Dreifaltigkeit  in  dcrAlservorstadt. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirks. 
PersolviruDg:  J&hrlich  bei  Beginn  des  Winters. 

Für  die  bravsten  der  zum  Austritte  bestimmten  Zöglinge 

des  Matzleinsdorfer  Waisenhauses. 
Stiftb.  vom  13.  December  1867. 
Capit:    1200  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

60  fl. 
Pr&s.:  Magistrat 
Pers.:  Derselbe. 
Persolvirung:  Weihnachtsabend. 

Für  die  Pfründner  der  Grundspitales  NeulerchenfeUl. 

Stiftb.  vom  5.  M&rz  1838. 

Capit:  350  fl.  —  J&hrl.  Interess.  14  fl.  70  kr. 

Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 

Persolvirung:  30.  September  jeden  Jahres. 

Heine 

Gustav  Freih.  v.  Zur  Betheilung   armer  Witwen  von  Gewerbsleuten   und 

krüppelhafter  Waisen   mit  Betr&gen  von  25 — 50  fl. 

Stiftb.  vom  4.  August  1871. 

Capit:  8000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  J&hrliche  Interess. 
336  fl. 

Pr&s.:  Der  Magistrat  Für  1  oder  2  Stiftpl&tse  im  Ge- 
sammtbetrage  von  50  fl.  hat  sich  die  Familie  des 
Stifters  das  Pr&sentationsreeht  vorbehalten. 

Pers.:  Magistrat 

Persolvirung:  1.  .Tnli  jeden  Jahres. 


Heider 

Eduard. 


Helndl 

Theresia. 
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Hefadseli 

Paal. 


HelsB 

Frani. 


Helfls 

Franz. 


Heiss 

Franz. 


Heimler 

Franz. 


Für  eine  Weibsperson. 

SüAbrief  Yom  28.  Februar  1764. 

Capital:  800  fl.  ö.  W.  —  J&hrliche  Interessen  33  fl.  60  kr. 

Gestiftete  Pl&Ue:  1  zu  2  fl.  65  kr.  monatlich. 

Präsentant:  Magistrat. 

Persolvent:  Derselbe. 

Zur  Betheilong  der  Pfründner  im  Versorgungshause   zu 

Mauer  bach. 
Stiftb.  vom  18.  Jänner  und  4.  September  1826. 
Capit.:  3578  fl.  95  kr.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  LSO  fl. 

31  kr. 
Gestift.  putze:  20. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Versorgiingshauses  in  Mauer- 

baeh. 
Persolvirung:  Wöchentlich. 

Zur  Betheilung  der  Pfründner  im  Ver.sorgungshause   zu 

Ybbs. 
Stiftb.  Tom  18.  J&nner  und  4.  September  1826. 
Capit.:  3778  fl.  95  kr.  ö.  W.  —  JÄhrl.  Interess.  158  fl. 

71  kr. 
Qestia  Plätze:  21. 

Pers.:  Die  Verwaltung   des  VersorgniQgshnuses  in  Ybbs. 
Persolyirung:  Wöchentlich. 

Zur  Betheilung  von  Hausarmen  mit  der  einen  H&lfte  der 

Interessen;   die  andere  Hälfte  fQr  arme  Befreundete  des 

Stifters  und  Studenten  aus  Oesterreich.  *) 

Stiftb.  vom  18.  Jänner  1826. 

Capit.:     69.500   fl.   in  Werthpap.    —    Jährl.   Interess. 

2919  fl. 
Präs.:  Die  k.   k.   n.   ö.  Statthalterei,  die  k.  k.  ßezirks- 

hauptmannschaft  und  das  Studion-Rectorat. 
Pers.:  Magistrat. 
Penolvirung :  Viermal  im  Jahre. 

Zur  Vertheilung  unter  arme  Kranke  der  Pfarre  St.  Stefan . 

Stiftb.  vom  27.  Februar  1760. 

Capit.:  1350  fl.  in  Werthpap.  ^  Jährl.  Interess.  56  fl.  70  kr. 

Präs.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  St.  Stefan. 

Pers.:  Dasselbe. 


♦)  Mit  Regierungs-Decret  vom  8.  Mai  1846,  Z.  28812  wurde  bekannt- 
gegeben, dass  Taglöhner  und  Handwerksgesellen  nicht  zu  jenen 
gehören,  die  auf  eine  Betheilung  aus  dieser  Stiftung  Anspruch  macheu 
können,  wornach  die  Armeninstituts- Vorsteher  zu  belehren  sind,  damit 
von  ihnen  solche  wahrhaft  Hausarme  aufgesucht  werden,  welche  das 
Schamgefühl  abhält  in  öffentliche  Bewerbung  zu  treten,  dabei  aber 
oft  dem  drückendsten  Mangel  preisgegeben  sind. 

14* 
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Uelferstorfer 

Rosina  Josefa.  Für  zwei  arme  Weibsitersoueu. 
J,  Sp.         Stiftbrief  vom  19.  J&nner  1758. 

Capital:  1768  fl.  80  kr.  (V.  W.    —   Jährlicliu   Interessen 

74  fl.  89  kr. 
Gestiftete    Plätze:    2.    1    zu    3    fl.,    1    zu  2   <1.   80    kr. 

monatlich. 
I^äsentatit:  Die  Erben  nach  Carl  Helferstorier. 
Persolvent:  Majcistrat. 

Hermann 
und  Gabriel.    Siehe  die  Stiftung  ^Oabriol  und  Hermann*. 

Hemdl 

Pnul.  Zur   Betheilung    der   Armen   der   ehemaligen   Gemeinde 

Wieden  mit  Winterholz. 
Stiftb.  vom  22.  August  186'k 
Capit  :  300  tt.  ö.  W.  in  Werthpap.    —   Jfihrl.    Interess. 

12  fl.  60  kr. 
Präs.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Weihnachten  jedes  Jahres. 

Herrisch 

Alüisia,  Edle  v.  Zur  Lesung  von  2  Messen   und  Betheilung   v«»ii   Bfii^^cr- 

spitalspfrflndnern. 
Stiftb.  vom  12.  Jänner  1830. 
Capit.:  400  fl.  —  Jährl.  Intoress.  16  fl.  80  kr. 
Pers.:  Bürgerspital. 
Persolvirung:    19.    September    und    1.    December    jeden 

Jahres. 

HesseglU 

Franz  und      Siehe  die  Stiftung   »Köhler  Anton  und  Hessegill  Franz-. 
Kollier  Anton. 

Heasele 

Laurenz.       Für  Stiftplätze  im  Bfirgcrspilale. 
Stiftb.  vom  45.  December  1813. 
Capit.:  78.jG  fl.  7Ö  kr.  ö.  W.    —  Jährl.  Int<'ress.  329  fl. 

96  kr. 
Pers.:  BOrgerspital. 

Henftsler 

Franz  Bernhard.  Für  13  arme  Männer  und  13  arme  Weiber. 
</.  A.  Stiftb.  vom  1.  Februar  1739. 

Capit.:    31.795    fl.    ft.   W.  —  Jährl.    Intercss.    1339  fl. 

99  kr. 
Gestift.  Plätze:  26.  12  zu  ä  4  fl.  73*5  kr.,  10  zu  ä  3  fl. 
68-5  kr.,    1  zu  3  fl.  43 -.'I  kr.,    3  zu   ä  1   fl.  63  5  kr. 
monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pi'rs. :  Derselbe. 
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Hiuer 

Güttlieb. 


Hie» 

Laurenz.        Für  erwerbs unfähige  weibliclie  Dieu;^tbot«)a  im  Stiftungä- 

hause,  ill.  Bezirk,  Rochusgasse  Nr.  8  mü  einem 
Belegeraume  Ar  75  PfrQndneriiinen,  welche  Yon  deu 
Interessen  eine  monatliche  Aufbesserung  erhalten. 

Stiftbrief  vom  13.  September  18ii. 

Capital:  Das  Haas  Nr.  8  (alt  310)  Rochnsgasse  III.  Beürk, 
im  Erbaiiungswerthe  von  31.568  fl.  68  kr.,  Satzcapi- 
talien  im  Betrage  von  zusammen  4410  fi.  und  39.060  fl. 
in  Werthpap.  —  Jährliche  Interessen  3224  fl.  80  kr. 

Gestiftete  Plätze:  75. 

Präsentant:  Die  Vorstehung  dus  III.  Bezirkes. 

Persolvent:  Dieselbe. 

Persolvirung:  Monatlich. 

Fflr  sechs    arme    BOrger   oder   Bflrgerswitwen    von  der 

Landstrasse. 
Stiitb.  vom  12.  Juli  1807. 
Capit:  3255  fl.  42  kr.  ö.  W.  SaUcapital    und   4000  fl. 

ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess.  298  fl.  21  '5  kr. 
Qestift.  Plätze:  6*) 
Präs.:   Die  Vorstellung   des  III.  Bezirkes;  fflr  eine  bis 

zwei  der  zu  betheilenden  Personen  die  Genossenschalt 

der  Weissgärber. 
Pers.:  Die  Vorstebung  des  III.  Bezirkes. 
Persolvirung:   1.   Februar   und   1.  August  jedes  Jahres. 

Für  die  Pirändner  des  Gmndspitales  Neulerchenfeld. 
Capit.:  100  fl.  —  Jährl.  Inter.  4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Keuler chenfeld. 
Persolvirung:  4.  Decembor  jedes  Jahres. 

Zur  Anschafl'uDg  von  Kleidern  für  6  arme  fleissige  Schul- 
kinder aus  der  ehemaligen  Gemeinde  Spittelberg. 
Stiitb.  vom  15.  October  1847. 
Capit:  5150  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.   —  Jährl.  Interess. 

216  fl.  30  kr. 
Gestift.  Plätze:  6. 

Präs.:  Der  Armenbezirksdirector  der   Pfarre  St.  Ulrich. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  VII.  Bezirkes. 
Persolvirung:  29.  September  jedes  Jahres. 
Mirscltl 
Michael  und     Zur  Zinsaushilfo   an   5  der   ärmsten   Parteien   der   ehe- 
lurger  Kranz.        maligen  Gemeinde  Spittelberg. 

Stiftb.  vom  15.  October  1847  uud  3.  Juli  1861. 

Capit.:  550  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.   —  Jährl.   Interess. 

23  fl.  10  kr. 
Gestift.  Plätze:  5. 

Präs.:  Der  Armenbezirksdirector   der   Pfarre   St.  Ulrich. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  VII.  Bezirkes. 

Persolvirung:  29.  September  jedes  Jahres. 

4  Pfründner  werden  von  den  Interessen  des  Satzcapitales  und  2  von 
den  Interessen  der  Staatsobligationon  betheilt. 


Hippe 

Johann. 


Hirschl 

Michael. 
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Knapp 

Theresia. 


Knapp 

Theresia. 


Knapp 

Theresia. 


Knips 

Lorenz. 


Knüll 

Heinrich. 


Knorr 

Kfithaiinii  von. 
J.  .s>. 


Knott 

Konrad. 


Zur  Betheiluog  der  PfrQndaer  im  yersorgungshausa 

Alserbach. 
Stiftbrief  vom  13.  Juli  1831. 
Capital:  240  fl.  —  J&hrliche  Interessen  10  fl.  8  kr. 
Persolvent:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshanses 

Alserbach. 
Persolvirung:  3.  September  jedes  Jahres. 

Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  St.  Ulrich. 

Stiftb.  vom  13.  Juli  1831. 

Capit.:  80  fl.  —  Jährl.  Interess.  3  fl.  36  kr. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  St.  Ulrich. 

Persolvirung:  3.  September  jedes  Jahres. 

Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  Mariahilf. 
Stiftb.  vom  13.  Juli  1831. 
Capit.:  «0  fl.  —  J&hrl.  Interess.  3  fl.  36  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  31ariahilf. 
Persolvirung:  3.  September  jedes  Jahres. 

Für   Lesung    von   Messen   und  Betheilung   von   Bürger- 

spitalspfründnern. 
Stiftb.  vom  17.  Februar  1864. 

Capit.:  140  fl.  ö.  W.  —  Jahrl.  Interess.  .^  fl.  88  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  St.  Laurenztag  jedes  Jahres. 

• 

Zur  Betheilung-  der  Schuljugend  der  zur  Gemeinde  Wiede 
gehörigen  Arbeiter  ausser  der  Favoritenlinie  rai 
Schulbüchern. 

wStiftb.  vom  iO.  Jänner  1866. 

Capit.:  100  tl.  o.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jährl.  Intere« 
4  fl.  ii)  kr. 

Präs.:  Der  Oberlehrer  »ier  Schule  in  der  llimbergerstrass 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 

Persolvirung-:  Beginn  des  Schuljahres. 


Für  eine  alte  Person. 

Stilib.  vom  10.  November  1777. 

Capit.:  1072  1  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  45  fl.  2  kr. 

Gestüt.  Plätze:  1  zu  3  fl.  .'15  kr.  monatlich. 

Präs.:  Das  Frauenkloster  der  Salesianerinnen  am  Rennweg. 

Pers.:  Magistrat. 

Kür  die  Ptründner  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 

Stiftb.  vom  11.  xMai  1858. 

Capit.:  100  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jährl.  Interess. 

4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 
Persolvirung:   4.  0<M()l»er  jedi»s  Jahres. 


!9  ^ 
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HoUer 

voD  Doblhof, 
Carl. 
J.Sp. 


HoUer 

Ton  Doblhof, 
Maria  Theresia, 
geb.  Dier. 
/.  Sp. 


Hoser 

Magdalena 
V.  Schillinger. 
J.  Sp. 


Hoyet 

Ignaz. 


Hober 

Maria 


Hocker 

Katharina. 
J.  Sp. 


nahmi 

Anton. 
/.  Sp. 


Hmnelbaaer 

Ig:naz. 
/.  Sp. 


Für  eine  arme  alte  Person.        ^ 

Stiftbrief  vom  1.  Juli  1754. 

Capital:  978  fl.  40  kr.  —  Jährliche  Interessen  41  il.  9  kr. 

Gestiftete  Plätze:  1  zu  3  fl.  25  kr.  monatlich. 

Präsentant:  Die  Erben  und  Erbeserben  des  Stifters. 

Persolvent:  Magistrat 

Für  eine  arme  verlassene  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  1.  März  1744. 

Capit:  1151  fl.  5  kr.  ~  Jährl.  Interess.  48  fl.  34  kr. 

GestifL  Plätze:  1  zu  3  fl.  80  kr.  monatlich. 

Präs.:  Anton  Freiherr  von  Doblhof-Dier. 

Pers.:  Magistrat 

Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 
Stiftb.  vom  31.  Mai  1775. 
Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 
Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Descendenten  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat 

Für  Stiftplätze  im  Bürgerspitale  (als  theilweise  Rück- 
vergütung für  die  Verpflegskosten  von  3  Pfründnem 
im  Bürgerversorgrungr^hause). 

Stiftb.  vom  15.  Oetober  1855. 

Capit:  4000  fl.  —  Jährl.  Interess.  168  fl. 

Pers.:  Bürgerspital. 

ZurBetheilung  der  ältesten B'argerspitalspfründner  m.  10  kr. 

Stiftb.  vom  16.  Oetober  1862. 

Capit:  25.800  fl.  ö.W.  — Jährl.  Interess.  1083  fl.  60  kr. 

Präs.:  Bürgerspital. 

Pers.:  Dasselbe. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Für  eine  arme  alte  Mannsperson. 

Stiftb.  vom  16.  Jänner  1765. 

Capit.:  1160  fl.  ö.  W.   —  Jährl.  Interess.    48  fl.  72  kr. 

Gestüt.  Plätze:  1  zu  3  fl.  85  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat 

Pers.:  Derselbe. 

Für  eine  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  10.  Februar  1753. 

Capit:  1130  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  47  fl.  46  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  85  kr.  monatlich. 

Präs.:  Adolf  von  Capellini. 

Pers.:  Magistrat. 
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Hniiielbaoer 

Ig  na 7,. 
/.  Sp. 


Homelbaaer 

Qeorg  Igoaz 

Edler  von  und 

dessen  Gattin. 

J.  Sp. 


Unmelbergrer 

Johann. 


Huinelberger 

Johann. 


Ilondecker 

Susanna. 
J.  Sp. 


Imbsen 

Maria  Anna. 


Jägcrbaoer 

3Iichael. 
/.  Sp. 


Kür  eine  arme  Peraon. 

Stiftbrief  vom  28.  October  1767. 

Capital:  1100  fl.  ö.  W.   —  Jährliche    Interessen    io   tl. 

tO  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  65  kr.  monatlich. 
Pr&sentant:  Die  Erben  des  Stifters. 
Persolvent:  Magistrat. 

Für  eine  arme  alte  Person. 

Stiftb.  vom  22.  Februar  1776. 

Capit.:  iOOO  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  4i  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 

Pers.:  Magistrat. 

Zur  Betheilung  der  Pfründner  des  Grundspitalos  Leopold- 
stadt (gegenwärtig  mit  je  30  kr.  monatlich). 

Stiftb.  vom  15.  April  1860. 

Capit:  8500  fl.  ö  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 
340  fl. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 

Porsolvirung:  Monatlich. 

Zur  Vertheilung  unter   die  Pfründncr   des   Grundbpitales 

Leopoldstadt. 
Stiftb.  vom  15.  April  1860. 
Capit.:   350  fl.    ö.  W.  in  Werthpap.    ~    Jährl.  Interesb. 

14  fl.  70  kr. 
Pers.:    '  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 
Porsolvirung:  Monatlich. 

Für  eine  arme  Witwe. 

Stiftb.  vom  17.  December  1748. 

Capit.:  1570  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  Gö  fl.  94  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  5  fl.  20  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Für  eine  arme  Mannsperson. 

Stiftb.  vom  4.  März  1730. 

Capit.:  1381  fl.  20  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  ÖS  fl.  1  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  55  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  MagivStrat. 

Für  eine  arme  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  10.  December  1776. 

Capit.:  1320  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  5Ö  H.  44  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  35  kr.  monatlieh. 

Präs.:  Eduard  Steinbock. 

Pers.:  Magistrat. 
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Anna. 


Ja^atitsch 

Anna. 


Jiokowits 

Leopold. 


Jenamy 

Gervasins. 


Jenamy 

Gervasius. 
J.  Sp. 


»f;ehim8biirg 

Elisabeth. 


J.  S. 


T- 


Zur  Bethciluug  vou  drei  der  düii't labten   bliuden  Pfründner 

im  Ycrsorgungähause  zu  Ybbs. 
Stiftbrief  Yom  10.  Octobcr  1830. 

Capital:  lUOO  fl.  ö.W.— Jährliche  Interessen  öt  11.50  kr. 
GestifUte  Pl&tze:  3. 
Präsentant:   Die  Yerwaltang   des  Versorgungshauses  in 

Ybbs. 
Persolvent:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Täglich. 

Zur  Betheilung  der  vier  ärmsten  «(vorzugsweise  blinden) 
Pfründner  im  Versorgungshauso  zu  Mauerbach. 

Stiftb.  vom  10.  October  1830. 

Capit.:  600  fl.  —  Jührl.  Interess.  26  fl.  S5  kr. 

Gestift.  Plätze:  4. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  zu  Mauer- 
baeh. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  Täglich. 

Legat  zur  Gründung  eines  Grundspitales  in  der  Josef- 
stadt. 

Stiftb.  Verhandlungsact  vom  24.  Mai  1866,  M.  Z.  82870. 

Capit.:  4700  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 
207  fl. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 

Persolvirung:  Das  Capital  wird  vorläufig  fructificirt. 

Für  zwei  arme  Männer  und  zwei  arme  Weiber. 
Stiftb.  vom  17.  December  1746. 

Capit.:  4405  fl.  66  kr.  ö  W.  —  Jährl.  Interess.  185  fl.  3  kr. 
Gestift.  Plätze:  4;  1  zu  3  fl.  80  kr.,  2  zu  k  3  fl.  45  kr., 

1  zu  2  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Dersdbe. 

Für  eine  würdige  Person. 

Stiftb.  vom  1.  Juli  1754. 

Capit.:  1648  fl.  40  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  69  fl.  23  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  5  fl.  40  kr.  monatlicli. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Für  eine  Manns-  und  eine  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  26.  November  1770. 

eapit:  2759  fl.  ö.  W.  —   Jahrl.  Interess.  115  fl.  88  kr. 

Gestüt.  Plätze:   2;    1  zu  4  fl.  65  kr..   1  zu  4  fl.  50  kr. 

monatlich. 
Präs.:   Die    Descendenten   nach    Josef    Dier,    Sohn    des 

Bruders  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat 
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Joann 

Anna. 


Für  die  Ptründner  dts  Grundspiialet>  8t.  Ulrich. 
Stiftbrief  Yom  1.  April  1848. 
Capital:  100  fl.  —  J&hrliche  Interessen  4  fl.  20  kr. 
Persolvent:  Die  Yorsteliung  des  VII.  Bezirkes. 
Persolvirung:  5.  October  jedes  Jahres. 


Joann 

Leopold. 


Zur  Graberhaltung  und  Betheilung  der  Armen  des  Qmnd- 

spitales  St.  Ulrich. 
Stiftb.  Tom  25.  December  1867. 
Gapit:  1000  fl.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 
Pers.:  Die  Vorstehnng  des  VII.  Bezirkes. 

Jochinger 

Johann  Georg.  Für  2  arme  M&nner  und  2  arme  Weiber. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  24.  Juli  1744. 

Capit:  4755  fl.  60  kr.  ö.  W.  —  J*hri.  Interess.   199  fl. 

73-5  kr. 
Gestift  Pl&tze:  4;  2  zu  ä,  3  fl.  70  kr.,  1  zu  3  fl.  80  kr., 

1  zu  4  fl.  20  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Joehloger 

Johann  Georg.  Für  3  arme  Männer. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  24.  Juli  1744. 

Capit.:  3442  fl.  66  kr.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.   144  fl. 

39  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  3;  2  zu  a  3  fl.  60  kr.,  1  zu  4  fl.  15  kr. 

monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 


Johannes- 
Spitalfond* 


Jongbaaer 

Paul. 


Aus  Capitalien  desselben  ohne  bestimmte  Widmung  ent- 
stand ein  freies  Vermögen  von 

Capit:  125.570  fl.  37  kr.  —  J&hri.  Interess.  5315  fl. 
39*5  kr. 

Gestift.  Plätze:  106;  54  zu  ä  3  fl.,  10  zu  ä  3  fl.  10  kr., 
10  zu  ä  3  fl.  50  kr.,  4  zu  ä  4  fl.,  22  zu  ä  4  fl.  30  kr., 
6  zu  ä  5  fl.  monatlich. 

Präs  :  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 


Für  die  ärmsten  unheilbaren  Kranken  im  Versorgungs- 
hause am  Alserbach. 

Stiftb.  vom  6.  Mai  1867. 

Capit.:  1000  fl.  Silberrente.  —  Jähri.  Interess.  42  fl. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Auer- 
bach. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  24.  December  jedes  Jahres. 
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iramermiijr 

Josef. 
J.  Sp. 


Kanta 

Christian. 


ümngiesser 

mann  Lorenz. 
/.  Sp. 


lArner 

Josef. 


KeUer 

rbarlotte  von. 
J.  Sp, 


Eempfer 

Gilius. 


Kerner 

Anna. 


Für  eine  arme  Person. 

Stiabrief  vom  8.  Juni  1765. 

Capital:  1040  fl.  ö.  W.  —  J&hrliche  Interessen  43  fl.  6S  kr. 

Gestiftete  Plfttze:  1  zu  3  fl.  45  kr.  monatlich. 

PrAsentant:  Die  Erben  des  Stifters. 

Persolvent:  Magistrat 

Für  die  Armen  aus  der  Pfarre  Aiser  vors  tadt  und  Breitenfeld. 
Cap.:  50  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  JAhrl.Interess.  2fl.  10  kr. 
Pr&s.:  Das  Pfarr- Armeninstitut  Aisergrund. 
Pers.:  Dasselbe. 

Fflr  eine  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  Tom  28.  Februar  1754. 

Cap.:  1600  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  67  fl.  30  kr. 

Gestüt.  Plfttze:  1  zu  5  fl.  30  kr.  monatlieh. 

Präs.:  Hermann  Freiherr  y.  Diller-Heller. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  die  Armen  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 

Stiftb.  vom  19.  Juni  1844. 

Capit.:  1000  fl.  —  Jährliche  Interessen  42  fl. 

Pers.:  Die  Yorstehung  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 

PersoMrung:  Juni  und  December  jeden  Jahres. 

Für  eine  alte  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  20.  September  1759. 

Capit.:  1035  fl.  ö.  W.  —  Jfthrl.  Interessen  43  fl.  47  kr. 

Gestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  40  kr.  monatlich. 

Prfts.:  Die  Erben  nach  Ignaz  Xaveri  von  Stekel. 

Pers.:  Magistrat. 

Zur  Betheilung  von  Bürgerspitalspfründnern. 

Stiftb.  vom  1.  October  1700. 

Capit.:  500  fl.  ö.  W.  —  Jährliche  Interessen  ti  fl. 

Präs.:  Bürgerspital. 

Pers.:  Dasselbe. 

Persolvirung:  Am  Christtage  jeden  Jahres. 

Für   Stiftplätze   ä  50  fl.  jährlich    für    arme   Individuen 

innerhalb  der  Linien  Wiens. 
Stiftb.  vom  6.  November  1863. 
Capit.:  22.300  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

936  fl.  60  kr.  *) 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 


*)  Ausserdem  gehören   dieser  Stiftung  die  Ueberschüsse  aus  dem 
ir  gleichnamigen  Studien-  und  Stipendienstiftung  gewidmeten  Stadthause 
».  671  SUdt,  0.  N.  Nr.  30,  Bäckerstrasse. 
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Kiinbl 

Josef  Franz.     Für  eiue  alte,  ledige  Weiböpersun. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  11.  November  1770. 

Capit.:  13i0  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  od  fl.  4i  kr. 
Gestift.  PLitze:  1  zu  4  ü.  35  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Persolv.:  Derselbe. 


Kirehlchner 

Bernhard. 


Kirchner 

Mathias. 
J.  6>. 


Kirslnger 

Filipp. 


Klebludcr 

Judith. 


Für   den   Inhaber   des    Bettes    Nr.   18   im    Griindspitale 

Leopoldstadt. 
Stiftb.  vom  19.  April  1836. 
Capit.:  100  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  — Jährl.  Interessen 

4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Dio  Vorstehung  des  Qrundspitales  Leopoldßtadt. 
Persolvirung:  Am  4.  October  jed«n  Jahres. 

Für  eine  arme  alte  Manns-  oder  Weibsperson    und    ein 

armes  verwaistes  Mädchen. 
Stiftb.  vom  15.  Juni  1731. 

Capit.:  3020  fl.  ■—  Jährliche  Interessen  126  fl.  64  kr. 
Gestift.  Plätze:  2  ä  5  fl.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Für  durch  Brand  verunglückte  Individuen. 

Stiftb.:  vom  25.  März  1828. 

Capit.:  5800  fl.  5.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interessen 

243  fl.  60  kr. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 


Zur  Bestreitung  der  Auslagen  lUr  das  Grundspital  LcopoKlst. 
Stiftb.  vom  17.  April  1834. 
Capit.:  lOOfl.ö.W.in  Werthpap.— Jährl.  lnteress.4fl.  H>  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 
Kleinholt 
Johann  WiIhelm,Für  eine  alte  Person. 

Baron  von.      Stiftb.  vom  30.  December  1769. 

J.  Sp,         Capit.:  1200  fl.  ö.  W.  —   Jährl.  Interessen  50  fl.  40  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Kicinschmidt 

Friedr.  August.  Für  2  Arme  der  Gemeinde  Wieden  zum  lebenslänglichen 

Fruchtgenusse. 
Stiftb.  vom  15.  Juni  1842. 
Capit.:  1600  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.    —   Jährl.  Interess. 

67  fl.  20  kr. 
Gestift.  Plätze:  2. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe.  > 

Persolvirung:   1.  Jänner,   1.  April,    1.  Juli,    1.  October 

jeden  Jahres. 
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kleinselimidt 

riedr.  August.  7Qr  einen  verschämten  Armen,    vorzäglich  für  PoHzeibe- 

amtens- Witwen  oder  ihre  Kinder. 
Stiftbrief  vom  28.  September  1844. 
Capital:   800  fl.   ö.  W.  in  Werthpapieren   —  Jährliche 

Interessen  33  fl.  60  kr. 
Präsentant:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Persolvent:  Dieselbe. 

PersolviruDg:    1.  Jänner,   i.  April,   i.  Juli,    i.   Oetober 
jeden  Jahres 
neiii.<iehiiiidt 

lit^dr.  Angu8(.  Auf  zeitweise  Uandbethellungen  für  Hilfsbedürftige  ohne 

Unterschied  des  Wohnortes. 
Stiftb.  vom  31.  Juli  1846. 
Capit.:  15.365  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

782  fl.  78  kr. 
Präs.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  Ueber  Anmelden. 
filoinschmidt 

rieilr.  August.  Für  ein   dürftiges   in  die  Lehre   tretendos  EinH   auf  die 

Dauer  der  Lehrzeit. 
Stiftb.  vom  23.  December  1846. 
Capit.:  122.*>  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —   Jahrl.  Interess. 

51  fl.  45  kr. 
Präs.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  1.  April,  1.  Nov.  jeden  Jahres. 
KleiiiAchmidt 

"riedr.  August.  Für  eine  verlassene  Waise   (ohne   nähere  Angabe)   bis 

zur  anderweitigen  Versorgung. 
Stiftb.  vom  23.  December  1846. 

Capit. :  475  fl.ö.W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess.  1 0  fl.  9:;kr. 
Präs.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes 
Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  \.  April,  1.  November  jeden  Jahres. 
Klerir 
Maria  von.      Auf  Pfründnerverpflegung  im  Bürgerversorgungshausc. 
Siiftb.  vom  11.  Mai  1747. 
Capit.:  800  fl.  —  Jährl.  Interess.  33  fl.  60  kr. 
Pers.:  Bürgerspital. 
Elippa 

Mathias.        Für  Lesung   einer  Seelenmesse  in  der  Kirche  des  Ver- 
sorgungshauses am  Alserbach  un<l  Betheilung  kranker 
Männer  und  Frauen  dieser  Versorgungsanstalt. 
Stiftb.  vom  26.  Juui  1870. 
Capit.:  200  fl.  —  Jährl.  Interess.  8  fl.  40  kr.*) 
Gestift.  Plätze:  22. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Persolvirung:  13.  Februar  jedes  Jahres. 

*l  Von  den  Interessen  erhält  der  Pri«»ster  1  H.,  der  Messner  20  kr.,  dif 
Kin^h»  6)    kr.:  il«>r  K^st  ist  miicr  ii  kranko  Pfrinnlnor  zu  vprthoilon. 


Kiiiibl 

.lubuf  Franz.     Füi'  eine  alte,  ludij^o  Weiuöpcrüun. 
/.  %  Stiftb.  vom  11.  November  1770. 

Oapit.:  13i0  fl.  ö.  W.  —   Jährl.  Interebsen  ä5  fl.   il  kr. 
Gestift.  PlÄtze:  1  zu  4  fl.  35  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Persolv.:  Derselbe. 


Kirchlchner 

Dernhanl. 


Kirchner 

Mathias. 


Kirsiiiijer 

Filipi». 


Für    den    Inhaber    des    IJettes    Nr.    18    im    Grundspitale 

Leopoldstadt. 
Stiftb.  vom  19.  April  1836. 
Capit.:  100  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interessen 

4  ti.  20  kr. 
Prrs.:  Die  Vorstehunj?  des  Grundsjjitales  Leopoldßtadt. 
Persolviruni»-:  Am  4.  October  jed«m  Jahres. 

Für  eine  arme   alte  Manns-  oder  Weibsperson    und    ein 

armes  verwaistes  Mädchen. 
Stil'tb.  vom  1').  Juni  1731. 

Capit.:  3020  tl.  —  Jährliehe  Interessen  läG  fl.  6i  kr. 
Gestift.  Plätze:  2  a  ">  ti.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Für  durch  iJraiid  verunglückte  Individuen. 

Stiltb.:  vom  in.  März  1828. 

Tapit.:  .'iSOO  i.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  luteresben 

243  rt.  ()()  kr. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 


Klcbitider 

.ludltli. 


Zur  iJestreitung  der  Auslagen  für  dasGrundspitairA^upold.">t. 
Stiftb.  vom   17.  Ai»rll   1834. 

Capit.:  lOOfl.ö.W.inWerthpai^  — Jährl.  Interess.4tl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehnng  des  Gruiulspitales  Leopoldstadt. 
Kleinholt 
J(»hanu  \Villielin,Für  eine  alte  Person. 

Baron  von.      Stiftb.  vom  30.  Deceniber  iTtilj. 

J.  »Sy.  Capit.:   120(»  tl.  ö.  W.  —    Jährl.  luteresseu  iii»  tl.  40  kr. 

Gestift.  Plätze:   1   zu  3  tl.  9o  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Dersolbe. 

Kleiiischniidt 

Friedr.  August.  Für  2  Arme  der  Genu-inde  Wieden  zum  lebenslänglichen 

Fruchtgenusse. 
Stiftb.  vom  i:;.  Juni   1842. 
Tapit.:   1600  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.     -    Jährl.   luteress. 

67  fl.  20  kr. 
Gestift.  Plätze:  2. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  IV.   Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe.  ; 

Persolvirung:    1.   Jänner,    1.    .\pril,    1.   Juli,    1.   October 
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Kiett 

Theresia.      Für  die  Ptründner  des  Qrundspitales  Leopoldstadt. 
Stiflbrief  Yom  23.  September  1859. 
Capital:  200  fl.  5.  A¥.  m  Werthpapieren.  ^    J&hrliche 

Interessen  8  fl.  iO  kr. 
PersolTent:  DieVorstehong  des  (hundspitales  Leopoldstadt. 
Persolyirang".  4.  October  jedes  Jahres. 

Kohler  Anton 

und  Für  einen  armen   talentirten  Knaben  bei  dessen  Ueber- 

Heweiill  Frani.      tritte  in  die  Realschule  oder  in  das  Gymnasium. 

Stiftb.  vom  7.  Deeember  1861. 
•    Capit.:  400  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  J&hrl.  Interess. 
16  fl.  80  kr. 
Präs.:  Der  Hauptschuldirector  zu  St  Rochus. 
Pers.:  Die  Yorstehung  des  IIL  Bezirkes. 
Persolvirung:  Beim  Eintritte  in   die  Realschule  oder  in 
das  Gymnasium. 


KSnl^berg^r 

Johanna. 
J,  Sp. 


K5nig8warter 

Jonas 
Freiherr  von. 


Für  eine  alte  Manns*  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  Yom  10.  M&rz  1766. 

Capit.  1000  fl.  ö.  W.  —  Jfthrl.  Interess.  42  fl. 

Gestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Pr&s.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Zur  Unterstützung  armer  Familien  ohne  Unterschied  der 
Confession  durch  Geldspenden  oder  Verabreichung  von 
Brennmaterialien  während  des  Winters. 

Stiftb.  Tom  4.  November  1871. 

Capit.:  15.000  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jährliche 
Interessen  630  fl. 

Präs.:  Der  Bürgermeister  der  Stadt  Wien. 

Pers.:  Der  Wiener  Gemeinderath. 

Kössler 

Johann  Georg.  Für  einen  alten  armen  Mann. 
J.  Sp.  Stiftb.  Tom  9.  Mai  1733. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 
Pers.  Magistrat. 

Koeh 

leorg  Gottfried.  Für  die  Armen  der  Plärre  Rossau,  welche  an  dem  bei 

den  PP.  Serviten  in  der  Rossau  jährlich  am  1 6.  Sep- 
tember abzuhaltenden  gestifteten  Jahrestage  erschei- 
nen. (Jeder  der  Betheilten  soll  einen  Gulden  erhalten.) 

Stiftb.  vom  13.  Februar  1778. 

Capit.:  1600  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jährliche 
Interess.  67  fl.  20  kr. 

Präs.:  Das  Pfarr- Anneninstitut  Rossau. 

Pers.:  Dasselbe. 

pprsolvininpr:  IG.  September  joden  Jahros. 
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Knapp 

Theresia. 


Knapp 

Theresia. 


Knapp 

Therosia. 


Knips 

Lorenz. 


Knöll 

Heinrich. 


Zur  BetheiluDg  der  Pfründner  im  Versorgungshause  ai 

^Iserhach 
Stiftbrief  vom  13.  Juli  1831. 

Capital:  240  fl.  —  Jährliche  Interessen  10  fl.  8  kr. 
Persolvent:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses 

Alserbach. 
Persolvirung:  3.  September  jedes  Jahres. 

Für  die  Pfründner  des  Qrundspitales  St.  Ulrich. 

Stiftb.  vom  13.  Juli  1831. 

Capit.:  80  fl.  —  Jährl.  Interess.  3  fl.  36  kr. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  St.  Ulrich. 

Persolvirung:  3.  September  jedes  Jahres. 

Für  die  Pfründner  des  Qrundspitales  Mariahilf. 
Stiftb.  vom  13.  Juli  1831. 
Capit.:  ^0  fl.  —  J&hrl.  Interess.  3  fl.  36  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Mariahilf. 
Persolvirung:  3.  September  jedes  Jahres. 

Für    Lesung    von    Messen    und  Betheilung    von    Bürger — 

spitalspfründnern. 
Stiftb.  vom  17.  Februar  18()i. 

Capit.:  140  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Inteross.  5  fl.  HS  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  St.  Laurenztag  jedes  Jahres. 


Zur  Betheilung-  der  Schuljugend  der  zur  Gemeinde  Wiedei 
gehörigen    Arbeiter    ausser    der    Favoritenlinie     raiF    ^ 
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Ferdinand. 


K^nrelter 

Johann  Josef. 
J.Sp. 


Kruser 

Josef. 
/.  8p. 


Kretsch 

Johann,  Franz. 


Kreatter 

Franz. 


Kreatter 

Joset. 


Dem  ältesten  Bfanne  im  Versorgungshause  am  Alserbach, 

lebensl&nglicli  lur  besseren  Subsistenz. 
Testament  yom  3.  Oetober  183i,  Regierungs-Erlass  Tom 

16.  August  1833. 
Capital :  236  fl.  84  kr.  ö.W. — JAhrliehe  Interessen  9  fl.  96  kr. 
Persolyeat:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am 

Alserbaeh. 
Persolnrung:  Monatlich. 

Fflr  t  arme,  alte  Personen;  die  Dienstboten  des  Stifters 
und  seiner  Freundschaft  haben  den  Vorzug. 

Stiftb.  yom  31.  M&n  1773. 

Capit:  2417  fl.  60  kr.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  101  fl. 
54  kr. 

Gestift  putze:  2  zu  4  3  fl.  75  kr.  monatlich. 

Prfts.:  Derpeweilige  BQrgermeister. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  einen  armen,  alten  Mann  und  ein  solches  Weib. 
Stiftb.  yom  12.  December  1768. 
Gapit:  2266  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  95  fl.  17  kr. 
Gestift.  Pl&tze:   2;   1  zu  3  fl.  90  kr.,  1  zu  3  fl.  60  kr. 

monatlich, 
Pr&s.:  Der  Pfarrer  zu  St.  Margaretha  in  Wien. 
Pars.:  Magistrat. 

Fflr  Verpflegung  yon  3  alten  Manns- oder  Weibspersonen. 

Stiftb.  yom  25.  September  1736. 

Gapit:  2970  fl.  6.  W.  —  J&hrl.  Interess.  125  fl.  14  kr. 

Gestift.  Pl&tze:  3  zu  ^  3  fl.  33  kr.  monatlich. 

Pr&s.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Zur  Lesung  einer  heil.  Messe  und  Betheilung  der  Pfründner 
des  Versorgungshauses  zu  Mauerbach. 

Stiftb.  yom  4.  Juni  1821. 

Capit.:  500  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  21  fl. 

Gestift.  Pl&tze:  24. 

Pr&s.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  zu  Mauer- 
bach. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  7.  J&nner  jeden  Jahres. 

Zur   Betheilung    von   Pfründnern  und  Lesung  einer   heil. 

Messe  im  Versorgungshanse  zu  Ybbs. 
Stiftb.  vom  4.  Juni  1821. 
Capit.:  500  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  21  fl. 
Gestift  Pl&tze:  24. 

Pr&s.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  zu  Ybbs. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  2.  November  jeden  Jahres. 

15 
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Kreutzer 

Barbara. 


Kringrer 
(Gringrer) 

Rosina. 


Kaeffhtein 

Johann  Fordin. 
Graf  von. 
/.  Sp. 


Kaffner 

Simon. 


KantschOtz 

Georg. 
J.  Sp. 


Kimz 

Johann  Georg. 
J.  Sp. 


Zur  Betheilong  7on  t  Armen  von  Wien,  welche  keine 
Pfründe  haben,  dann  t  armer  Studenten  von  Wien, 
welehe  kein  Stipendium  haben,  bis  zur  Vollendung 
der  Studien.  (Anverwandte  der  Stifterin  haben  den 
Vorzug.) 

Stiftbrief  vom  81.  J&nner  1823. 

Capital :  16.491  fi.  825  kr. ft.  W.  Satzcapital  und  3300  fl. 
Ö.W.  in  Werthpapieren.  —  J&hrliche  Interessen  963  fl. 
19  kr. 

Gestiftete  Plätze:  4. 

Präsentant:  Die  Vorstehung  des  II.  Bezirkes. 

Persolvent:  Dieselbe. 

Persolvirung:  1.  Februar,  1.  August  jedes  Jahres. 

Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  St  Ulrich. 
Stiftb.  vom  14.  August  1856. 
Capit:  500  fi.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  21  fl. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  St.  Ulrich. 
Persolvirung:  19.  December  jedes  Jahres. 

Für  eine  alte,  nothleidende  Person. 
Stiflb.  vom  26.  Juli  1743. 

Capit.:  1525  fl.  35  kr.  ö.W.— Jährl.  Interess.  64  fl.  6  kr. 
Gestift.  Plätze:  i  zu  4  fl.  70  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  20  christliche  Arme  des  Bezirkes  Leopoldstadt;  dio- 
selben  müssen  im  Bezirke  wohnhaft  sein. 

Stiftb.  vom  14.  Juli  1869. 

Capit.:  500  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  J«ahrl.  Interess. 
21  fl.  in  Silber. 

Gestift.  Plätze:  20. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  II.  Bezirkes. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  15.  September  jedes  Jahres. 

Für  einen  alten,  bedürftigen  Mann. 

Stiftb.  vom  9.  April  1738. 

Capit.:  2943  fl.  20  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.   123  fl. 

61  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  7  fl.  70  kr.  monatlich. 
Präs.:  Der  jeweilige  Chormeister  bei  St.  Stefan. 
Per:^.:  Magistrat. 

Für  2  arme,  alte  Manns-  oder  Weibspersonen. 
Stiftb.  vom  18.  August  1772. 

Capit.:  2232  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  93  fl.  74  kr. 
Gestift.  Plätze:  2;    1    zu  3  fl.   75  kr.,  1  zu  3  fl.  65  kr. 

monatlich. 
Präs.:  Die  £rben  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 
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Kmi 

Maria  u.  Cflenia.  FQr  Pfründnerinnen  in  den  Versorgungshäusern    und   für 

Rcconvalescenten  in  den  Krankenanstalten  mit  täg- 
lich 15  kr.  (Ein  Viertel  des  Hauszinserträgnisses 
erhalten  die  barmherzigen  Schwestern  in  Gumpen- 
dorf;  3  Viertel  sind  zur  ßctheilung  armer,  erwerbs- 
unfähiger, in  einem  Kranken-  oder  Versorgungshause 
befindlichen  Personen  mit  täglich  io  kr.  bestimmt.) 

Stiftbrief  vom  22.  Juli  1863. 

Capital:  115.485  fl.  ö.  W.  (Werth  des  Stiftungshauses 
Nr.  1040  alt,  I.  Bez.,  Cäciliengasse  Nr.  4.)  — 
^  Jährliche  Interessen  4000  fl. 

Präsentant:  Magistrat. 

Persolvent:  Derselbe. 

Lachner 

Ko.salia.        Zur  Bctheilung  von  42  Pfründnerinnen  der  Armenhäuser 

in  Erdberg  mit  dem  gleichen  Betrago  am  Todestage 
der  Stifterin. 

Stiltb.  vom  27.  Janner  1840. 

Capit.:  100  fl.  ö.  W.  in  Worthpap.  —  Jährl.  Interess. 
4  fl.  20  kr. 

Gestift.  Plätze:  42. 

Präs. :  Die  Administratoren  der  2  Armenhäuser  in  Erdberg. 

Pers.:  Dieselben. 

Persolvirung:  7.  Juni  jedes  Jahres. 

Laniberg 

Aluisia  Fürstin  Für  eine  arme  Mannsperson, 
von.  Sliftb.  vom  30.  September  17(55. 

/.  6>.  Capit.:   898   fl.   40  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  37  fl. 

73  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  20  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Dersellu*. 

Laraer 

Maria  Susanna.  Für  eino  arme  Person. 

J.  Sp.  Stiftb.  vom  7.  November  17()5. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 
Gestüt.  Platze:  i  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  DiH  Erben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 

Lamm 

Anna.  Für  verarmte  Ilauseigenthümer  und  Hauseigenthümerinnen 

im  Grundspitale  Lichtenthai. 
Stiftb.  vom  13.  Mai  1824. 

(^apit:  1797  fl.  50  kr.    —    Jähri.  Interess.  75  fl.  18  kr. 
Gestift.  Plätze:  2. 
Präs.:    Der    erste   Anneninstituts -Vorsteher  der    Pfarre 

Lichtenthai. 
Pers.:  Magistrat 
Persolvirung:  Täglich. 

16  ♦ 


Ltangenau 

Alois.         Für  eine  Messe  und  zar  Betheilung  von  Pfründnern  im 

Versorgungshause  am  Alserbaeh. 
Stiftbrief  vom  4.  October  und  20.  Augast  1812. 
Capital:  68.136  fl.  91  kr.  ö.  W.  —  J&hriiche  Interessen 

2795  fl.  57  kr. 
aestiftete  Pl&tze:  33. 
Pr&sentant:  Der  jeweilige  Hofburgpfarrer. 
Persolyent:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses   am 

Alserbaeh. 
PersoMrung:  Monatlich. 

Langer 

Johann  U.Anna.  Für  den  ältesten  Pfründner  im  Qrundspitale  Leopoldstadt. 

Stiftb.  vom  1.  August  1859. 
Capit.:  200  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.   —   J&hrl.  Interess. 

8  fl.  40  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Qrundspitales   Leopoldstadt. 
Persolvirung:  4.  October  jedes  Jahres. 

Langer 

Josef.         Für   den   Inhaber   des   Bettes   Nr.   21  im  Grundspitale 

Leopoldstadt. 
Stiftb.  vom  1.  August  1859. 
Capit:  100  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.   —   Jährl.  Interess. 

4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 
Persolvirung:  4.  October  jedes  Jahres. 

Lanz 

Theresia.      Für  eine  arme  Weibsperson. 
/.  Sp.         Stittb.  vom  10.  Februar  1791. 

Capit.:  1200  fl.  ö.  W.   —   J*hrl.  Interess.  50  fl.  4(>  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Laybrand 

Eva  Rosalia.  v.  Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 
/.  Sp.  Stiftb.  vom  3.  Juni  1779. 

Capit.:    1300    fl.   ö.  W.     —    Jährl.    Interessen    54    fl. 

60  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat 
Pers.:  Derselbe. 

Lazzios 

Wolfgang.      Zur  Betheilung  von  Bürgerspitalspfründnern. 
Stiftb.  vom  13.  Juni  1633. 

Capit:  60  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  2  fl.  52  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  Am  Woltgangstage. 
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Lekier 

Sebastian. 


Lehrbach 
Conrad  Ludwig 
Graf. 


Lehrer 

Aona  Maria. 
/.  Sp. 


Lehrer 

Anna  Maria. 
/.  Sp. 


Lehrer 

Anna  Maria. 
J.  Sp. 


Zur  Anschaffung  von  Kleidung  für  arme  Schulkinder. 

Stiftb.  vom  12.  October  4858. 

Capital:   SOO  fl.  6.  W.   in  Werthpapieren.  —   Jährliche 

Interessen  8  fl.  40  kr. 
Präsentant:  Die  Yorstehung  des  III.  Bezirkes. 
Persolvent:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Tag  der  SchulprOfung. 

Für  Kinder  unbemittelter  Beamten,  u.  z.  Hir  Knaben, 
welche  ein  Handwerk,  das  Zeichnen,  Malen,  Kupfer- 
stechen,  die  Bildhauerkunst  oder  die  Handlung  er- 
lernen; dann  flür  M&dchen,  welche  sich  über  die  Er- 
lernung weiblicher  Arbeiten  ausweisen.  Die  Knaben 
beziehen  die  Stiftung  durch  die  ganze  Daner  der 
Lehrzeit,  die  Mädchen  vom  12.  Jahre  an  durch 
wenigstens  5  Jahre.*) 

Stiftb.  Yom  13.  August  1813. 

Capit :  250  fl.  G.  M.  und  28.400  fl.  ö.  W.  in  Werthpap. 
—  Jährl.  Interess.  1233  fl.  20  kr. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Für  2  alte  Männer  und  2  alte  Weiber. 

Stiftb.  vom  15.  AprU  1755. 

Gapit:  4310  fl.  6.  W.  —  Jährl.  Interess.  181  fl.  2  kr. 

Gestifi  Plätze:  4;  1  zu  4  fl.  20  kr.,  2  zu  &  3  fl.  80  kr., 

1  zu  2  fl.  55  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Yorstehung  des  YIII.  Bezirkes. 
Pers.:  Magistrat. 

Für   einen  alten  Mann   und  eine  alte  Frau,    vorzflglich 

Befreundete  der  Stifterin. 
Stiftb.  Tom  2.  März  1758. 
Capit.:   2260  fl.  75  kr.   ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  94  fl. 

95  kr. 
Gestift.  Plätze:   2;    1  zu  3  fl.  90  kr.,   1  zu  3  fl.   60  kr. 

monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Für  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  23.  April  1761. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 


*)  Der  Stiftungsbetrag  ist  nicht  den  Lehrherren,  sondern  den  Eltern  oder 
den  Yormündem  auszuzahlen;  die  Knaben  erhalten  femer  na»ch 
Tollendeter  Lehrzeit,  die  Mädchen,  wenn  sie  im  5.  Jahre  des  Stif- 
tongsgenusses  in  einen  Dienst  treten  oder  sich  verehelichen,  den 
Betrag  von  100  fl.  ausgezahlt. 
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Lehrer 

Anna  Mariu. 
J.  Sp. 


Lehrer 

Anna  Maria. 
/.  Sp, 


Lehrer 

Anna  Maria. 
J.  Sp, 


Lehrer 

Anna  Maria. 
/.  Sp, 


Leitzinger 

Anna. 


Le88l 

Nicolaus  Job. 
/.  Sp. 


Lettner 

Johann. 
/.  Sp. 


Für  eine  alte  Mannsperson. 

Stiltbrief  vom  28.  Februar  1762. 

Capital:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährliche  Interessen  42  fi. 

Gestiftete  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präsentant:  Magistrat. 

Persolvent:  Derselbe. 

Für   t   alte  Personen   männlichen   oder   weiblichen  Ge- 
schlechtes. 
Stiftb.  vom  20.  Februar  1764. 

Capit.:   2302  fl.  95  kr.ö.W.— Jährl.  Interess.  96  fl.  72ki. 
Gestift.  Plätze:  2  zu  ä  3  fl.  80  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Yorstehung  des  VI  IL  Bezirkes. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  2  arme  Personen. 

Stiftb.  vom  1.  October  1765. 

Capit.:    2260  11.  75  kr.  ö.W.  —  Jährl.  Interess.  94  fl.  9ö  kr. 

Gestift.  Plätze:  2  zu  ä  3  fl.  75  kr.  monatlich. 

Präs.:  Der  Piaristen-Convent  in  der  Josefstadt. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  2  arme  Personen. 

Stiftb.  vom  18.  März  1771. 

Capit.:  2343  fl.  20  kr.  d.W.— Jährl. Interessen  98  fl.  41  kr. 

Gestift.  Plätze:  2  zu  ä  3  fl.  85  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 

Pers.:  Magistrat. 

Zur  Vertheilung  zu  gleichen  Theilen  an  die  dürftigsten 
Pfründner  und  Plründnerinnen  im  Bflrgerversorgungs- 
hause. 

Stiftb.  vom  3.  März  1871. 

Capit:  300  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  12  fl.  60  kr. 

Präs.:  Bürgerspital. 

Pers.:  Dasselbe. 

Persolvirung:  21.  October  jedes  Jahres. 

Für  eine  alte  Person. 

Stiftb.  vom  28.  März  1733. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Für  eine  arme  Person   männliohen  oder  weiblichen  Ge- 
schlechtes. 
Stiftb.  vom  31.  Mai  1742. 
Capit.:  1500  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  63  fl. 
Gestift  Plätze:  1  zu  4  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
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Lef 

Connd. 


Lewenek 

Anna  Maria. 
ISp. 


Liebenberg 
Anna  von. 


Linares 

iCaria  Ludmilla 
von. 
/.  Sp. 


Linarea 

küiria  Ludmilla 
von. 
/  Sp, 


Linz 

Ursula. 


Linz 

Ursula. 


Für  zwei  Pfründner  des  Grundspitales  Leopoldstadt, 
welche  in  der  Leopoldstadt  geboren  sind. 

Stiftbrief  Yom  19.  December  1844. 

Capital:  tOO  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  J&hrliche 
Interessen  8  fl.  40  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  2. 

Präsentant :  Die  Vorstehung  des  Grnndspitales  Leopoldst. 

Persolvent:  Dieselbe. 

PersoMrung:  4.  October  jedes  Jahres. 

Für  einen  alten  armen  Dienstboten. 

Stiftb.  Tom  1.  September  1733. 

Capit :  878  il.  40  kr.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  36  fl.  89  kr. 

Gestift.  Pl&tze:  1  zu  t  fl.  90  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Magistrat. 

Auf  Pfründnerrerpflegung  im  Bfirgerversorgung^hause. 

Stiftb.  Yom  10.  Febmar  1745. 

Capit:  240  fl.  ö.  W.  —  Jfthri.  Interess.  10  fl.  8  kr. 

Präs.:  Bürgerspital. 

Pers.:  Dasselbe. 

Für  eine  arme  alte  Person. 

Stiftb.  vom  «0.  Juli  1771. 

Capit:  1185  fl.  ö.  W.  —  J&hrL  Interess.  49  fl.  77  kr. 

Gestiit.  Pl&tze:  1  zn  3  fl.  90  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  der  Stiilerin. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  3  arme  alte  Personen. 

Stiftb.  vom  31.  Mai  1775. 

Capit :  3255  fl.  35  kr.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  136  fl.  72  kr. 

Gestift.  Pl&tze:  3;  2  zn  ä  3  fl.  70  kr.,    1  zu  3  fl.  40  kr. 

monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  nach  Carl  Josef  Freiherrn  von  Pichler. 
Pers.:  Magistrat. 

Zur  Betheilung  der  Pfründner  des  Grundspitales  Mariahili. 
Stiftb.  vom  27.  August  i796. 

Capit:  100  fl.  ö.  W.  —  J&hrliche  Interessen  4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Yorstehung  des  Grnndspitales  Mariahill. 
Persolvirung:  20.  Jänner  jedes  Jahres. 

Für  die  Armen  des  Versorgungshauses  am  Aiserbach. 

Stiftb.  vom  27.  August  1796. 

Capit:  100  fl.  ö.  W.   —   Jährliche  Interess.  4  fl.  20  kr. 

Gestift.  Pl&tze:  12. 

Präs.:   Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alser- 

bach. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  20.  Jänner  jedes  Jahres. 
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lipp 

Oottfried. 


Uppert 

Mathias. 


Lftseher 

Mathias. 


Ldwenfeld 

J.  C. 


Löwenthal 

Kosmos. 


Locher 

Dollberg. 
0,  A. 


Ffir   den   Inhaber  des  Bettes   Nr.  10   im   Qrundspitale 

Leopoldstadt 
Stiftbrief  Tom  19.  April  1859. 
Capital:  150  il.  ö.    W.  in  Werthpapieren.  —   J&hrliche 

Interessen  6  fl.  30  kr. 
Persolvent:  Die  Vorstehong  des  Grundspitales  Leopoldst. 
PersoWirong:  4.  Oetober  jedes  Jahres. 

Für  die  Pfirfindner  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 
Schenkungsurkunde  vom  26.  Februar  1836. 
Gapit.:  SOO  fl.  ö.  W.  —  JAhrl.  Interessen  8  fl.  40  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 
Persolvirung:  3.  JAnner  jedes  Jahres. 


Fflr  eine  verarmte  Familie  ohne  Unterschied  der  Confossion. 

Stiflb.  vom  88.  September  1874. 

Gapit.:  500  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Interess.  21  fl. 

Prfts.:  Der  Wiener  Qemeinderatn. 

Pers.:  Derselbe. 

Persolvirung:  %,  December  jedes  Jahres. 


Für  einen  armen,  würdigen  Fuhrmann. 

Stiftb.  Tom  15.  Juli  1873. 

Gapit:  SlOOO  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  JAhrl.  Interessen 
100  fl. 

PrAs.  Der  Stifter,  eyentuell  die  Genossenschaft  der  Fuhr- 
leute. 

Pers.:  Der  BQrgermeister. 

PersoWirung:  1.  J&nner  und  1.  Juli  jedes  Jahres. 

Zur  Betheilung  von  BOrgerspitalspfrflndnern. 

Stiflb.  vom  21  August  1819. 

Gapit.:  400  fl.  ö.  W.  -•  J&hrl.  Interess.  16  fl.  80  kr. 

Prfts.:  BQrgerspital. 

Pers.:  Dasselbe. 

Persolyimng:  27.  September  jedes  Jahres. 


Zum  Unterhalte  von  Armen. 

Testament  vom  14.  Mftrz  1776. 

Gapit:  32.310  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  1352  fl.  62  kr. 

Gestüt  Pl&tze:  31  zu  &  3  fl.  48*5  kr.  monatlich. 

Prfts.:  Magistrat 

Pers.:  Derselbe. 

LongeTille 

Maria  FranziskaZur  Betheilung  von  2  armen  Greisen  beiderlei  Geschlechtes, 
von.  Stiftb.  vom  16.  April  1842. 

Gapit:  380  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.    ^   J&hrl.  Interess. 

36  fl.  96  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  2. 

Prfts.:  Das  Pfarr- Armeninstitut  Wieden. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  Halbj&hrig. 
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loreu 

Martin.         Für  25  Anne  der  Pfarre  St.  Michael. 

Stiltbrief  Yom  26.  Jani  1831. 

Capital:  400  fl.  ft.  W.  in  Werthpapieren.   —    J&hrliche 
Interessen  16  fl.  80  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  28. 

Prftsentant:  Das  Pfarr-Armeninstitut  St.  Jüchael. 

Persolvent:  Dasselbe. 

Persolyirung:  11.  November  jedes  Jahres. 

LonTrier 
oaebim  Franz  FQr  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 
/  Sp,         Stiftb.  vom  1.  Deeember  1774. 

Gapit:  1200  fl.  6.  W.   —   JAhrl.  Interess.  50  fl.  40  kr. 
Oestift.  Pl&tze:  1  zn  3  fl.  95  kr.   monatlieh. 
PrAs.:  Magistrat. 
Fers.:  Derselbe. 

Lnkam 
Una  Maria.    Für  eine  arme  Weibsperson. 
/  Sp.         Stiftb.  vom  22.  Februar  1750. 

Capit.:  1200  fl.  ö.  W.  —  JAhrl.  Interessen  50  fl.  40  kr. 
GesM.  Pl&tze:  1  zn  3  fl.  95  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Der  &lteste  Erbe  der  Stifterin. 
Fers.:  Magistrat. 

lacht 
lann  Michael  Für  3   arme  Manns-   oder  Weibspersonen,    welche  im 
1  M.  Magda-        3.  Fraozisko-Seraphiko-Orden  sind;  arme  Befreundete 
lena.  haben  den  Vorzug. 

/  Sp,         Stiftb.  vom  12.  Februar  1744. 

Capit. :  3308  fl.  64  kr.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  139  fl.  82  kr. 
Qestift.  Pl&tze:  3  zu  ä.  3  fl.  65  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Xader 

Theresia.      Für  einen  armen  Mann   und  ein  armes  Weib. 
/.  Sp,        Stiftb.  vom  12.  September  1765. 

Capit.:  2018  fl.  40  kr.  ö.  W.    —   J&hrl.  Interess.    84  fl. 

77  kr.  ö.  W^. 
Gestift.  Pl&tze:   2;    1  zu  3  fl.   50   kr.,  1  zu  3  fl.  20  kr. 

monatlich. 
Pr&s.:  Die  Descendenten  der  Universalerbin  der  Stifterin 
Pers.:  Magistrat. 

Mirz 

Theresia.       Für    fünf    der    &rmsten    Pfründner    des    Gnmdspitales 

Leopoldstadt. 
Stiftb.  vom  1.  Juli  1859. 

Capit.:  300  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  12  fl.  60  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  5. 

Pr&s.:  Die  Verwaltung  des   Grundspitales  Leopoldstadt. 
Pers.:  Dieselbe. 
PersolviruDg:  4.  October  jedes  Jahres. 


2H 


Mfthrer 

Maria  Apollonia.  Für  zwei  alte  hilflose  Weibspersonen. 
J.  Sp,         Stiftbrief  vom  31.  Jftnner  1743. 

Capital:  1965  fl.  90  kr.  6.  W.   —   J&hrliche   Interessen 

82  fl.  37  kr. 
Gestiftete  Plätze:  2  zu  4  3  fl.  25  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Anton  Frdherr  Y09  Doblhoi. 
Persolvent:  Magistrat 


Mahlkiiecht 

Johann 
Dominik. 


HAhlknecht 

Johann 
Dominik. 


Malaspina 

GioTane. 
O,  A. 


Maixer 

Franz. 


G.  A, 


Zur  Anschafl'ung  von  Bettfoumituren  und  zur  Verpflegung 
Armer,  Torzüglich  Tiroler  im  Grondspitale  Lichtenthai. 
Stiftb.  Tom  20.  October  1804. 

Capit:  43  fl.  77  kr.  ö.  W.  —  Jihrl.  Interess.  2  fl.  19  kr. 
Präs.:  Die  Vorstehung  dos  Grundspitales  Lichtenthai. 
Pers.:  Dieselbe. 


Zur  Anschaff^ung  von  Bettfournituren  und  zur  Verpflegung 
Armer,  Torzäglieh  Tiroler  im  Grnndspitale  Lichtenthai. 
Stiftb.  vom  20.  October  1804. 

Capit:  4100  fl.  ö.  W.   —  Jährl.  Interess.  137  fl.  76  kr. 
Gestift.  Plätze:  3. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  IX.  Bezirkes. 
Persolyirung:  Namenstag  des  Stifters. 


Zum  Unterhalte  von  zwei  armen  Personen. 

Stiftb.  vom  18.  Juti  1716. 

Capit:  1730  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  73  fl.  66  kr. 

Gestift.  Plätze:  2  zu  ä  2  fl.  88*5  kr.  monatlich. 

Präs.:  Mi^strat. 

Pers.:  Derselbe. 


Für  Lesung  einer  Messe  und  Betheilung  von  Bürger- 
spitalspfründnem  mit  je  1  fl. 

Stiftb.  Tom  20.  Februar  1832. 

Capit.:  Eine  Rente  Ton  43  fl.  5  kr.,  welche  auf  dem 
Hause  Kr.  1146  (alt)  in  der  inneren  Stadt  sicher- 
gestellt ist  —  Jährl.  Interess.  43  fl.  5  kr. 

Gestift.  Plätze:  40. 

Präs.:  Bflrgerspital. 

Pers.:  Dasselbe. 

Persolvining :  19.  Jänner  jedes  Jahres. 

Für  zwei  Hansarme;  Befreundete  haben  den  Vorzug. 
Stiftb.  vom  20.  Juli  1708. 

Capit:  2120  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Inter.  88  fl.  64  kr. 
Gestift  Plätze:  2;  1  zu  4  fl.,  1  zu  3  fl.  monatlich. 
Präs.'^  Die  Rechtsnachfolger  nach  Daniel  Ruthner  Ritter 

von  Managetta. 
Pers.:  Magistrat 
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Xmker 

Miehael. 
l  Sp. 


Oswald  und    Zur  Betheilung  yon  Bürgerspitalsptründnern. 
Ursola.        Stiflbrief  vom  13.  September  ilSt. 

Capital:  100  Pfund  Ffennige  Satzcapital  auf  dem  Hause 
Nr.  HS  in  der  Stadt.   —    Jährliche    Interessen   t  fl. 
10  kr. 
Priseltant:  Bürgerspital. 
Persolyent:  Dasselbe. 
Persolvirung:  Am  heiligen  Abend  jedes  Jahres. 

Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  Tom  25.  August  1762. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  tl. 

Gestift.  PlAtse:  1  zu  3  ii.  30  kr.  monatlich. 

Pr&8. :  Die  Erben  des  Stifters. 

Pers.:  Magistrat. 

Persolvirung:  19.  Jänner  jedes  Jahres. 

Für  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  10.  Juni  1776. 

Capit.:  1520  fl.  ö.  W.    -^   Jährl.  Interess.  63  fl.  84  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  5  fl.  10  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Rechtsnachfolger   nach  Josef  Carl    Louvrier. 

Pers.:  Magistrat. 

Jüutfperg 

Carl  Gottlieb,  Für  38  arme  Biänner  und  Weiber. 
Freiherr  von.    Stiftb.  vom  10.  Jänner  1750. 

0.  A,  Capit.:  35.870  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  1503  fl.  14  kr. 

Gestift.  Plätze:  38;  25  zu  ä  2  fl.  83*5  kr.,  13  zu  ä  3  fl. 

73-5  kr. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

XaitNperg 

'arl  Gottlieb,  Für  vier  alte  Manns-  oder  Weibspersonen. 
Freiherr  von    Stiftb.  vom  9.  April  1750. 

/.  Sp.  Capit.:  4280  fl.  ö.  W.   —  Jährl.  Interess.  179  fl.  7«  kr. 

Gestift.  Plätze:  4;   2  zu  ä  3  fl.  90  kr.,  1  zu  3  fl.  65  kr., 

1  zu  2  fl.  75  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 


Xansperg 

Barbara. 
J.  Sp. 


Xaisrieder 

Anna 

Magdalena. 

J.  Sp. 


Für  eine  arme  Weibsperson;   ein   dürftiger  Freund  hat 

den  Vorzug. 
Stiftb.  vom  6.  Jänner  1763. 
Capit:  1309  fl.  25  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.   54   fl. 

99  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  35  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  der  Anna  Johanna  Yogi. 
Pers.:  Magistrat. 
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Manssegrg 

Franz  Albrecht.  Für  14  Arme,  welche  sich  des  Bettelns  sch&men. 
/.  Sp,  Stiftbrief  Tom  7.  Kovember  1724. 

Capital:  15.940  fl.  85  kr.  5.  W.  —  Jährliche  Interessen 

669  fl.  11  kr. 
Gestiftete  Pl&tie:  14;  4  zu  ii  4  fl.  15  kr.,  7  zu  &  3  fl.  75kr. 

3  zu  ^  3  fl.  S5  kr.  monatlich. 
Pr&sentant:  Magistrat 
Persolvent:  Derselbe. 

MansHeirir 

Johann  Ernst   Für  sechs  alte  hier  yerarmte  Witwen  oder  ledige  Dienst- 

von  boten. 

/.  Sp,         Stiftb.  Tom  16.  December  1732. 

Capit.:  6587  fl.  80  kr.  ft.  W.  —  J*hrl.  Interess.  «74  fl. 

17  kr. 
Gestift.  Pütze:  6;  3  zu  i  3  fl.  50  kr.,  3  zu  &  3  fl.  70  kr. 

monatlieh. 
Präs.:  Der  Pr&lat  von  Lilienield. 
Pers.:  Magistrat 

Mamiii 

Maria  Clara    Fflr  eine  arme  Weibsperson. 
Ton  Stiftb.  vom  1.  August  1744. 

Capit:  ItOO  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  50  fl.  40  kr. 

Gestift  PlAtze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 

Prfts.:  Die   Rechtsnachfolger    der   k.   k.  Hoirathswitwe 

Anna  tou  Mortons  geb.  Gall. 
Pers.:  Magistrat. 


Marcotti 

Franz  von. 
/.  Sp, 


Maronttl 

Franz  von. 
/.  Sp. 


Fflr  zwei  alte  arme  Manns-  oder  Weibspersonen. 

Stiftb.  vom  11.  Februar  1811. 

Capit:  309Ä  fl.  50  kr.  6.  W.  —   J&hrl.  Interess.  129  fl. 

68-5  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  2  zu  4  5  fl.  10  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Carl  Fuchs,  Hausbesitzer. 
Pers.:  Magistrat 

Fflr  3  arme  Manns-  oder  Weibspersonen. 

Stiftb.  vom  3.  October  1765. 

Capit:  3600  fl.  ö.  W.  —  Jfthrl.  Interess.  161  fl.  20  kr. 

Gestift  Pl&tze:  3;  2  zu  &  4  fl.,  1  zu  3  fl.  90  kr.  monatlich. 

Prfts.:  Carl  Fuchs,  Hausbesitzer. 

Pers.:  Magistrat 


Mareottl 

Franz  von. 
/  Sp. 


Fflr  6  Manns-  oder  Weibspersonen. 

Stiftb.  vom  30.  Juni  1759. 

Capit:  7430  fl.  ft.  W.  —  J&hrl.  Interess.  312  fl.  6 

Gestift.  Pl*tze:  6;  4  zu  i  4  fl.  15  kr.,  2  zu  i  4  fl. 

monatlich. 
Prfts.    Carl  Fuchs,  Hausbesitzer. 
Pers.:  Magistrat 


kr. 
5  kr. 
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Marie 

^rau  EnhenogiOvFür  5  Pfründner  im  Grundspitale  Leopoldstadt,  deren 
Königin  der         Bettnammem  mit  den  bei  der  zu  veranstaltenden  Ver- 
Belgier.  losung  gezogenen  Nummern  übereinstimmen. 

Stiftbrief  vom  1.  Juli  1854. 
Capital:  100  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.   -^    J&hrliche 

Interessen  4  fl.  SO  kr. 
Gestiftete  PUtze:  5. 
Persolyent:  Die  Verwaltung  des  Grandspitales  Leopold - 

Stadt 
Persolyirung:  4.  Ootober  jedes  Jahres. 

Man 

Josef.         Zur   Vertheilung  an   die   Pfründner   des  Grundspitales 

Neulerehenteld.  * 

Capit.:  SOO  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  7  fl.  72  kr. 

Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Nenlerehenfeld. 

Persolyirung:  8.  September  jedes  Jahres. 

Hanrer 

Paul  Josef  von.  Für  eine  arme  Weibsperson. 
J.  Sp.         Stiftb.  vom  21.  April  1781. 

Capit:  1000  fl.  A.  W.  —  J&hrl.  Interess.  42  fl. 
Gestift.  Pl&tze  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Prfts.:  Die  Descendenten  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 

Mayer 

Anna.  Zur  Betheilung  von  über  60  Jahre  alten,  erwerbsun- 
fähigen, in  der  ehemaligen  Gemeinde  Josefstadt 
geborenen  Personen. 

Stiftb.  vom  9.  October  i860. 

Capit.:  5900  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  und  das  Stiftungs- 
haus in  der  Josefigasse  Nr.  7,  im  Werthe  von 
15.000  fl.  —  J&hrl.  Interess.  247  fl,  80  kr. 

Pr&s.:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 

Pers.:  Ein  hiezu  designirter  BezirksAusschuss. 

Persolvirung:  Viermal  im  Jahre,  zur  Zinszeit 

Majer 

Kninz  X.  Edler  Für  einen  Stiftungsplatz  im  Bürgerspital.  f 

von.  Stiftb.:  31.  August  1823. 

Capit.:  1920  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  80  tl.  64. 
Pr&s.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 

Mayer 

Marie.         Für  Waisenpflege  im  Bürgerspitale. 
Stiftb.  vom  12.  Mai  1750. 

Capit:  400  fl.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.  16  fl.  80  kr.*) 
Pers.:  Bürgerspital. 


•)  Die  Interessen  werden  als  theilweisor  Ersatz  das  an  den  Waisen- 
haosfond  zu  entrichtenden  Pauschales  beim  Hauptfonde  in  Empfang 
genommen. 
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Majer 

Regina. 
/  Sp. 


Mayerhofer 

Franz  und  Kath. 


Mayr 

Filipp. 
J.  i>p. 


Majren 

Carl  Theobald 

Yon. 

/.  Sp, 


Maznrek 

Eleonore. 


Melsel 

Josef. 


Mekka 

Anna, 


Für  5  arme  Personen. 

Stiftbrief  vom  17.  fld&rz  1798. 

Capital:  9470  fl.  ö.  W.   —    Jährliche  Interessen  397  fl. 

74  kr. 
Gestiftete  Plätze:  5  zu  k  ß  ü.  tO  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Die  Rechtsnachfolger  nach  Johann  Freiherm 

von  Mayer,  eventuell  die  Descendenten  des  Stifters. 
Persolvent:  Magistrat. 

Zur  Anschaffung   von    Kleidern   und    Wäsche    für     die 

Pfrflndner  im  Qrundspitale  Mariahilf. 
Stiftb.,  Testament  vom  5.  Juli  1836. 
Capit.:  4570  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  18i  fl.  34  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Orundspitales  Mariahilf. 

Fflr  einen  armen  Mann  und  ein  armes  Weib. 

Stiftb.  vom  28.  Juli.  1751. 

Capit.:  3100  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  130  fl.  to  kr. 

Gestift  Plätze:  t  zu  ä  5  fl.  15  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Für  eine  alte,  nothleidende  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  3i.  März  1741. 

Capit.:  1200  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  50  fl.  40  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zn  3  fl.  95  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  Lesung  von  2  Messen  und  Betheilung  von  Bürger- 

spitalspfründnern. 
Stiftb.  vom  7.  April  1847. 

Capit:  400  fl.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  16  fl.  80  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  24.  Jänner  und  23.  November  jedes  Jahres. 

Für  die  Pfründner  des  Orundspitales  Leopoldstadt. 

Stiftb.  vom  29.  Juli  1858. 

Capit.:  100  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.    —  Jährl.   Inteross. 

4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitalos  Loopoldstadt 
Persolvirung:  4.  Oc tober  jedes  Jahres. 

Für  2  gewesene  Bierwirthe   oder  in   deren  Ermanglung 

für  die  2  ältesten  Pfründner  im  Büigerspitale. 
Stiftb.  vom  13.  Mai  18i4. 

Capit. :  997  fl.  50  kr.  —  Jährt.  Interess.  41  fl.  89  kr. 
Gestüt.  Plätze:  2. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  27.  October  jedes  Jahres. 


839 

MeIis0lilir 

Josef.        FQr  t  alte  arme  Personen  beiderlei  Geschlechtes. 
/.  Sy,         Stiftbrief  vom  9.  Deeember  1758. 

Capital:  2896  fl.  66  kr.  ö.  W.    —    Jährliche  Interessen 

121  fl.  66  kr. 
Gestiftet«  Plätze:  2;  1  zu  4  fl.  80  kr.,  1  zn  5  fl.  ^0  kr. 

monatlieh. 
Pr&sentant:  Die  Vorstehnng  des  III.  Bezirkes. 
Persolvent:  Magistrat. 

Melisehnigr 
Josef.         FQr  2  Personen  beiderlei  Geschlechtes. 
J.  Sp,         Stiftb.  vom  30.  November  1761. 

Capit.:  2213  fl.  20  kr.  —  Jährl.  Interess.   92  fl.  95  kr. 
Gestift.  Pl&tze:   2;    1   zn  4  fl.  10  kr.,    1  zu  3  fl.  25  kr. 

monatlieh.  ■ 
Pr&s.:  Die  Vorstehung  des  III.  Bezirkes. 
Pers.:  Magistrat. 

lemshengen 

iunk  Anna  v.    Für   einen   armen    verlassenen  Dienstboten    m&nnlichen 
/  Sp.  oder  weiblichen  Geschlechtes. 

Stiftb.  vom  3.  März  1739- 
Capit.:  1161  fl.  80  kr.  ö.  W.    —   Jährl.  Interess.  48  fl. 

79-5  kr.  . 
Gestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  85  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  £rben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 

XensAhengen 

Vanz  Christof  FQr  einen  armen  Dienstboten, 
von.  Stiftb.  vom  29.  April  1748. 

J.  Sp.  Capit.:  1309  fl.  25  kr.  ö.  W.   —   Jährl.  Interess.  54  fl. 

99  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  35  kr.  monatlich. 
Präs.:  Franz  Xaver  Freiherr  von  Mensshengen. 
Pers.:  Magistrat. 

Meyer 

J.  B..         Für   drei  bedürftige  Gewerbsleute  ohne  Unterschied  der 

Confession  zu  gleichen  Theilen. 
Stiftb.  vom  15.  April  1869. 
Capit:  3000  fl.  o.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

150  fl. 
Gestift.  Plätze:  3. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Persolvirung:  Am  1.  Octobor  jedes  Jahres. 

Mildorf 

h.  ßpiiediot  V.   Für  drei  arme  Manns-  oder  Weibspersonen. 
J.  Sp.         Stiftb.  vom  16.  Jänner  1745. 

(^apit:  2829  fl.  30  kr.  —   Jährl.  Interess.  118  fl.  83  kr. 
Gi^stift.  Plätze:    3;    1  zu  3  fl.  75  kr.,    1  zu  3  fl.  35  kr., 

1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
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MlUtärstlftangr« 


Mittich 

Josef. 


Ffir  krQppelhafteBfilit&r-fndivIdaen  aas  dem  VlII.Bezii 
Capital :  Obligat.  2000  fl.   und    ein  Sparcassebach 

900  fl.  tO  kr.  —  J&hrliche  Interessen  84  fl.  *) 
Pi-&senUuit:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 
Persolvent:  Dieselbe. 
PersolYirung:  Die  Stiftung  wurde  bisher  nicht  persoli 


Fflr   BQrstenbinderwitwen   oder   fiQr    die    zwei    ältef 

Bflrgerspitals-PfrQndner. 
Stiftb.  vom  28.  October  1820. 
Capit.:  160  fl.  —  J&hrl.  Interess.  6  fl.  72. 
Pr&8.:  Die  Bargerspitals-Verwaltung. 
Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  19.  März  jeden  Monats. 
Moeller 
Johann  Urban.  Fflr  eine  arme  Person. 

/.  Sp.         Stiftb.  vom  20.  September  1730. 

Capit:  1000  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  42  fl. 
Oestift.  Pl&Ue:  1  zu  .3  fl.  50  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Morvean 
Ludowika  von.  Fflr  zwei  arme  Personen. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  1.  November  1776. 

Capit.:  2340  fl.   60  kr.   6,  W.   —  J&hrl.  Interess.  91 

30  kr. 
Qestift.  Pl&tze:   2;    1  zu   3  fl.  15  kr.,    1  zu  4  fl.  .55 

monatlich. 
Pr&s.:  Die  Descendenten  nach  Elisabeth   Fellner,   j 

Piazoli. 
Pers.:  Magistrat. 


Moser, 

Pschik  und 
Brodmann. 


Moser 

Vincenz. 


Für  eine  in  der  Jose&tadt  zu   errichtende   wohlth&t 

Anstalt. 
Capit.:  100  fl.  in  Werthpap.  und  ein  Sparcassebuch 

130  fl.  93  kr.   —  J&hrl.  Interess.  4  fl.  20  kr. 
Pr&s.:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Die  Stiftung  wurde  bisher  nicht  persoli 

Zur  Betheilung  armer  Kinder  an  der  Schule   in  Nik< 

dorf  mit  Winterkleidern. 
Stiftb.  vom  27.  September  1849. 
Capit.:  200  fl.   ö.  W.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Inter 

8  fl.  40  kr. 
Pr&s.:  Der  Leiter  der  Schule. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  V.  Bezirkes. 
Persolvirung:  Sohluss  des  Schuljahres. 


*)  Das  Capital  entstand  aus  dem  Uebersohusse  der  im  Jahre  i8GG 
VIII.  Bezirke  eingeleiteten  Sammlung  fflr  das  nach  dem  Kpe 
aufgelassene  Milit&rspital. 


MmV 
Christof. 
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Zur  Betheilang  von  Pfründaern   im  Ver^organgshause  lu 

Mauerbach. 
Stiabrief  vom  99.  Oetober  1789. 
Capital:  740  fl.  —  JAhrliche  Interesseo  t9  fl.  40  kr. 
aestiftete  Pl&tze:  24. 
Pr&sentant:  Die  Verwaltung  des  VerBorgungsbauaes    in 

Mauerbach. 
Persolvent:  Dieselbe. 
Persolvirung:  TAglioh. 


Mnck 

Rosa. 


Zur  Betheilang  der  Armen  im  Lichteutbaler  Qrundarmen- 

hause. 
Stiftb.  vom  5.  December  1866. 
Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  42  fl. 
Präs.:  Die  VorstehuBg  des  IX.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  16.  Juni  jedes  Jahres. 


UUer 

Aona  Maria 

J.  Sp. 


Für  eine  arme  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  14.  Februar  1758. 

Capit.:  1140  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  47  fl.  88  kr. 

Qestift.  putze:  1  zu  .3  fl.  75  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Geschwister  der  Stifterin,  deren  Descendenten 

und  nach  Abgaog  derselben  der  Magistrat. 
Pers.:  Magistrat. 


MBUer 

riedrichLudw.  Für  Pensionen    von  jährliehen    210   fl.    für  Witwen  von 

Professionisten,  Fabriksarbeitern  und  Taglfihnern  in 
Wien  mit  2  oder  mehreren  Kindern  für  die  Zeit  des 
Witwenstandes  und  zu  Erziehungsbeiträgen  von  jähr- 
lichen 26  fl.  25  kr.,  wenn  mehr  als  2  Kinder  vor- 
handen sind,  für  jedes  Kind  über  zwei  bis  zum 
16.  Lebensjahre  oder  dem  früher  erfolgten  Tode  der 
Kinder. 

Stiftb.  vom  1.  September  186o. 

Capit. :  90.830  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 
5104  fl.  40  kr. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 


MBUer 

Georg. 


Zur    Bestreitung    der    Auslagen    iBr    das    Grundspital 

Leopuldstadt. 
Stiftb.  vom  1.  April  1858. 
Capit.:   100  fl.   ö.  W.    in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltung    des  Grundspitales  Leopoldstadt. 

16 
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.Hilltärstiftnngr. 

Fär  kruppelhafteBfilit&r-fndividaen  aas  dem  VIILBezirka^^  ■* 

Capital:  Obligat.  2000  fl.   und    ein   Sparcassebnch    iiiB:.^^ 
900  fl.  tO  kr.  —  J&hrliehe  Interessen  84  fl.  *) 

Pi-äsentant:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 

Persolvent:  Dieselbe. 

Persolvirimg:  Die  Stiftung  warde  bisher  nicht  persolnrt.  .^Ä"^ 
.Hittieh 

Josof.  Für    Bürstenbinderwitwen    oder    für    die    zwei    ältesteiK^^' 

Bürgerspitals-Piründner. 

Stiftb.  vom  28.  Oetober  1820. 

Capit.:  160  fl.  —  J&hrl.  Interess.  6  fl.  72. 

Präs.:  Die  Bürgerspitals- Verwaltung. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  19.  März  jeden  Monats. 
Moeller 
Johann  Urban.  Für  eine  arme  Person. 

J.  .S/».  Stiftb.  vom  20.  September  1730. 

Capit:  1000  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  42  fl. 

Gestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl    50  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Morvcau 

Ludowika  von.  Für  zwei  arme  Personen. 

J.  Sp.  Stiftb.  vom  1.  November  1776. 

Capit.:  2340  fl.   60  kr.   ö.  W.    —  Jährl.  Interess.  98  fl^ 

30  kr. 
Gestift.  Plätze:    2:    1  zu    3  fl.  15  kr.,    1  zu  4  fl.   55  kr.  — 

monatlich. 
Präs.:   Die   Descendenten   nach    Elisabeth    Fellner,    geb^    ^ 

Piazoli. 
Pers.:  Magistrat. 

Moser, 

IVschik  und      Für  eine  in    der  Josefstadt    zu    errichtende   wohlthätige 
UriKluiann.  Anstalt. 

Capit.:  100  fl.  in  Werthpap.  und  ein  Sparcassebuch  mit 

130  fl.  93  kr.    —  Jährl.  Interess.  4  fl.  20  kr. 
Präs.:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  Die  Stiftung  wurde  bisher  nicht  persolvirt 
MoM(»r 

ViiuMMiz.        Zur  Betheilung   armer  Kinder  an  der  Schule    in  Nikols- 

dorf  mit  Winterkleidern. 
Stiftb.  vom  27.  September  1849. 
Capit.:   200  fl.    ö.  W.  in  Werthpap.   —   J&hrl.  Interess. 

8  fl.  40  kr. 
Präs.:  Der  Leiter  der  Schule. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  V.  Bezirkes.  j 

Persolvirung:  Schluss  des  Schuljahres. 


*)  D.r^  Capital  entstand  aus  dem  Uebersehusse  tier  im  Jahre   1866  im 
Vlll.    Hüzirke   eingeleiteten   Sammlung   für  das   nach   dem    Kpege 


mit  LiHl)i<<.>ni>   MilitArAnitMl. 


Mi 

IniBrt 

Joief.  Zar  Betheilung  armer  Criininalstr&flinge. 

Stiftbrief  vom  t.  Juli  1847. 

Capital:   3tO  fl.  ö.  W.   in  Werthpapieren.  —   J&hrliche 
Interessen  13  fl.  44  kr. 

PersoWent:  Magistrat. 

Nedorost 
nlh.  Nieolaus.  Für  eine   oder  zwei  Personen  aas   der  Verwandtschatt, 

in  deren  Ermanglung  für  einen  armen  Knaben  und 
ein  armes  M&dehen  zu  gleichen  Theilen  als  Erzie- 
hungsbeitrag bis  zum  80.  Jahre. 

Stiftb   vom  20.  Augast  1829. 

Capit.:  3500  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 
147  fl. 

Pr&s.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Nenbaa 
Bezirksaus-     Zur   Unterstützung   armer    am    Neubau   wohnender   Qe- 
ehass-Stiftung.         sohAftsleute. 

Stiftb.  Yom  17.  Jänner  1873. 

Capit.:  2100  fl.  5.  W.  in  Werthpap.  "*)— J&hrl.  Interess. 
93  fl.  84  kr. 

Qestift.  Pl&tze:  3. 

Prfts.:  Magistrat. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  VIl.  Bezirkes. 

Persolvirung:  1.  Februar  und  1.  November  jedes  Jahres. 

Keobdek 

iftria  Barbara.  Für  eine  arme  Weibsperson. 
/  Sp.         Stiftb.  vom  20.  September  1756 

Capit:  1142  fl.  50  kr.  ö.  W.  —  JÄhrl.  Interess.  47  fl.  98  Skr. 
(}}estift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  75  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  nach  Freiherm  von  Doblhof. 
Pers.:  Magistrat. 

Neoff 

Johann  Josef.    Für  eine  alte  mühselige  Person, 
von.  Stiftb.  vom  16.  August  1735. 

Capit.:  850  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  35  fl.  70  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  2  fl.  80  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Familie  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 

»Qgebaner 

Magdalena.     Für  die  Piründner  des  Qrundspitales  Neulerchenfeld. 
Testament  vom  4.  December  1814. 
Capit.:  80  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  3  fl.  86  kr. 
Pers.:  Dia  Vorstehung  des  Grundspitales  Neulerchenteld. 
Persolvirung:  S.  Jänner  jeden  Jahres. 


*)  Erträgniss  der  durch  die  Bemühung  der  neugewählten  Bezirks - 
Ausschüsse  des  VII.  Bezirkes  zu  Stande  gekommenen  Wohlthätig- 
keits- Vorstellung  im  Theater  an  der  Wien  am  18.  März  1871. 

16* 
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Neohold 

Anna. 


Xenhold 

Anna. 


Neohold 

Anna. 


Nej 

Josef. 


Nej 

Josef. 


Nlkel 

Franz  u.  Josef a. 


NlUer 

Johann  Michael. 
J.  Sp. 


FQr  die  Pfründner  im  Grundspitale  Altlerchenfeld. 
Stiftbrief  vom  6.  NoTember  1818. 
Capital:  50  fl.  ö.  W.  —  J&hrliche  Interessen  2  fl.  10  1 
Pr&sentant:  Der  Pfarrer  Ton  Altler ehenfejd. 
Persolvent:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 
Persolvirung :  17.  M&rz  jeden  Jahres. 

Zur  Yertheilong  an  die  Pfründner  im  Versorgungshau 

am  Alserbach. 
Stiftb.  Yom  13.  NoTember  1827. 
Capital:  100  fl.  ö.  W.  —  Jfthrl.  Inter-ss.  4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alse 

bach. 
PersoMrung:  7.  und  17.  März  jedes  Jahres. 

Zur    Vertheilung    an    die    Pfrflndner    im    Grundspita 

St.  Ulrich. 
Stiftb.  vom  13.  November  1827. 
Capit.:  50  fl.  ö.  W..   —  JAhrl.  Interess.  Ä  fl.  10  kr 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Qrundspitales  St  Ulrich 
Persolvirung:  7.  M&rz  jedes  Jahres. 

Zur  Anschafi'ung  von  für  30  arme  Kinder  nöthigen  Bäche 
und  Schulrequisiten  der  Schule  am  Breitenfelde.  (T 
ü&lfte  der  Interessen  erhalten  die  zwei  Oberlt»hr 
der  Schule.) 

Stiftb.  vom  15.  Februar  1840. 

Capit:  3000  fl.  ö.  W.  in Werthpap.  —  Jähri.  Interess.  120 

Qestift.  Pl&tze:  30. 

Präs.:  Die  Oberlehrer  der  Schule  am  Breitenfeld. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 

Persolvirung:  März  und  August  jedes  Jahres. 

Für  Arme  aus  der  Pfarre  Alservorstadt  und  Breitenfe 

Stiftb.  vom  31.  December  1841. 

Capit:  4610  fl.  C.  M.  in  Werthpap    —   Jähri.  Intere 

200  fl.  57  kr. 
Präs.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  Aisergrund. 
Pers.:  Dasselbe. 

Für  die  Auslagen  im  Qrundspitale  Leopoldstadt. 
Stiftb.  vom  1.  Juli  1854. 

Capit:  5000  fl.  öW.inWerthpap.  — Jähri.  Interess.  210 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 
Persolvirung:  4.  Oetober  jedes  Jahres. 

Für  2  alte  Manns-  oder  Weibspersonen. 

Stiftb.  vom  1.  Februar  1782. 

Capit:  3231  fl.  90  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Intei^ess.  135  fl.  74  l 

Gestift  Plätze:  2  zu  5  fl.  35  kr.  monatlieh. 

Präs.:  Alois  Arbes.ser  sen.,  Handelsmann. 

Pres.:  Magistrat 
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imier 

ohuiQ  Mieha«].  Für  t  alte  arnie  Personen. 
/.  Sp.  Stiftbrief  Yom  1.  Februar  1782 

Capital:  2867  fl.  95  kr.  5.  W.  —  J&hrliche  Interessen  UO  fl. 

45  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  2  zu  4  fl.  75  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Alois  Arbesser  sen.,  Handelsmann. 
Persolvent:  Magistrat. 

»tMh. 

Zur  Betheilung  der  Pfründner  des  QrundspitAles  Mariahilf. 
Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  JAhrl.  Interw^s.  42  fl. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Mariahilf. 

OberÜBg 

[aria  Eleunore  Für  eine  arme  Weibsperson. 
von.  Stiftb.  vom  20.  November  1756. 

/.  Üp.         Capit.:  1301  fl.  ö.  W.  —  Jührl.  Interess.  54  fl.  64  kr. 
Gestüt.  Pl&tze:  1  zu  4  fl.  30  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Oekl 

Uaria  Anna.    Für  eine  arme  Person. 
l  Sp.         Stiftb.  vom  26.  October  1768. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 
Gestüt.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 

Ott 

Josef.  Für  2  arme  Personen ;  die  Verwandten  des  Stifters  haben 

J.  Sp.  den  Vorzug. 

Stiftb.  vom  20.  November  1752. 

Capit.:  1758  fl.  40  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  73  fl.  85  kr. 

Gestm.  Plätze:  2;  i  zu  2  fl.  15  kr.,  1  zu  3  fl.  65  kr. 
monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Paiiry 

»sefa  Gräfin.  Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 
J.  Sp.  Stiftb.  vom  10.  März  1779. 

Capit.  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 
Gestüt.  Plätze  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 

Pammer 

Mathias.       Zum  Ankaufe  von  Winterbedürfnissen  für  die  Armen  in 

Margarethen. 
Stiftb.  vom  10.  Juni  1828.  • 

Capit.:  2500  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jährliche 

Interess.  105  fl. 
Präs.:  Das  Pfarr- Armeninstitut  Margarethen. 
Pers.:  Dasselbe. 
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Papp 

von  Maczedonfy  FOr  arme  krüppelhafle  Personen  des  Bezirkes  VTledeo 
Francisca.      Stiltbrief  vom  3.  M&rz  1873. 

Capital:  8000  fl.  5.  W.  —  J&hrliche  Interessen  336  fl. 

Gestiftete  Pl&tze:  t. 

Prftsentant:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 

Persolvent:  Dieselbe. 

Persolyirung:  6.  Febrnar,  6.  August  jedes  Jahres. 


Passler 

Johann. 
/.  Sp. 


Fflr  eine  arme  nothleidende  Person. 

Stiftb.  vom  5.  Februar  1739. 

Capit:  1000  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  it  fl. 

Gestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs.:  Der  jeweilige  Domprediger  zu  St.  Stefan. 

Pers.:  Ma^guBtrat. 

Paüenifeind 

Carolina  Kosalia.  Fflr  eine  alte  Person. 

/.  Sp.         Stiftb.  vom  18.  Juni  1760. 

Capit.:  11«0  fl.  ö.  W.  —  JAhrl.  Interess.  47  fl.  4  kr. 
Gestift.  PlAtze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlieh. 
Pr&s.:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat 

Zur  Vertheilung  unter  die  Armen  Wiens. 

Stiftb.  vom  26.  Ootober  1839. 

Capit.:  3200  fl.  in  Werthpapieren.  —  Jährl.  Interesse 

134  fl.  40  kr. 
Pers.:  Magistrat 
Persolyirung:  J&hrlich. 

Peehnann 

Maria  Franoisca,  Für  eine  alte  Person. 
Freiin  von.     Stiftb.  vom  18.  Juli  1760. 

/.  Sp,         Capit:  1291  fl.  20  kr.  ö.  W.  —  Jfthri.  Interess.  54  fl.  23  k 
Gestift  Plätze:  1  zu  4  fl.  25  kr.  monatlich. 
Präs.:  Josef  Graf  Bolza. 
Pers.:  Magistrat. 


de  Pauli 

Thaddftus. 


Pedros! 

Gaudenz. 
J.  Sp. 


Peluhnb 

Maria. 
/.  Sp. 


Fflr  einen  armen,  hilflosen  Dienstboten. 

Stiftb.  vom  81.  Ootober  1735. 

Capit:  1170  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  49  fl.  14  kr. 

Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat 

Pers.:  Derselbe. 

Fflr  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  6.  September  1755. 

Capit:  1035  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  43  fl.  47  kr. 

Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  40  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Anverwandten  der  Stifterin. 

Pers.:  Magistrat. 


M7 


Peluüsb 

Jobano. 
/.  Sp. 


Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftbrief  vom  8.  Juli  1775. 

Capital:  1000  d.  5.  W.  —  J&hrliehe  Interessen  42  fl. 

Gestiftete  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präsentant:  Die  Erben  des  Stifters. 

Persolvent:  Mag^trat 


Pehr 


riiristini  Franz,  Für  4  arme  Manns  -  oder  Weibspersonen. 
Edler  von.      Stiitb.  vom  30.  April  1733. 
0.  A.         Capit.:  3170  fl.  ö.  W.  —  Jfthrl.  Interess.  138  fl.  74  kr. 
Qestift  Pl&tze:  4  zu  ii  2  fl.  63*5  kr.  monatlieh. 
Pris.:  Gaido  von  Weingartner. 
Pers.:  Magistrat. 


Peisser 

Josef. 
/  -Sp. 


Peni 

Josna. 


Perfsvitl 

Alois. 


Für  einen  Mann  und  ein  Weib. 

Stiftb.  vom  1.  August  1765. 

Capit. :  8384  fl.  55  kr.  ö.  W.  —  J&hrl  Interess.  100  fl.  15  kr. 

üestift.  PlAtze:  8  zu  i  8  fl.  95  kr.  monatlich. 

PrAs«:  Die  Desoendenten  des  Universalerben  des  Stifters. 

Pers.:  Magistrat. 

Zur  Betheilung  anner  Criminalstr&fliBge. 

Stiftb.  vom  27.  Februar  1836. 

Oapit.:  317  fl.  50  kr.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  J4hrl. 

Interess.  13  fl.  33  kr. 
Präs.:  Der  Seelsorger  des  k.  k.  Gefangeahauses  in  Wien. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  die  Armen  Wiens. 

Stiftb.  vom  18.  September  1857. 

Capit.:  1000  fl.  —  Jähri.  Interess.  42  fl. 

Präs.:  Magistriit 

Pers.:  Derselbe. 

Persolvirung:  19.  October  iedes  Jahres. 

Zur  Betheilung  armer  Criminalsträilinge. 

Stiftb.  vom  27.  Februar  1836. 

Capit.:  400  fl.  Ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  JÄhrl.  Interess. 

16  fl.  80  kr. 
Präs.:  Der  Seelsorger  des  k.  k.  Gefangenhauses  in  Wien. 
Pers.:  Magistrat. 

Pfahler 

Franz  Gottlieb.  Für  eine  ledige  Person. 

<;.  A,         Stiftb.  vom  15.  September  1725. 

Capit.:  1800  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  50  fl.  20  kr. 
Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  98«  kr.  monfttlich. 
Präs.:  Magistrat 
Pers.:  Derselbe. 


Petz! 

Ernst. 
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Pfeifer 

Ernestine. 


Pfeifer 

Leopold. 
/.  Sp. 


FQr  Lesuoff  von  Messen  und  Betheilung  von  BQrger- 
spitalspfründnern. 

SÜftbrief  vom  31.  Juli  1837. 

Oapital:  229  fl.  60  kr.—  JAhrlicbe  Interessen  9fl.  64  kr. 

Präsentant:  Bürgerspital. 

Persolvent:  Dasselbe. 

Persolvinmg:  19.  April,  25.  Mai,  6.  October  und  12.  Novem- 
ber jedes  Jahres. 


Für  10  arme  alte  Mftnner  und  10  arme  alte  Weiber. 

Stiftb.  vom  28.  März  1733. 

Capit.:  21.980  fl.  50  kr.  5.  W.  -^  J&hrlicbe  Interessen 

922  fl.  78  kr. 
Qestiit.  Plätze:  20  zu  ä  3  fl.  65  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Pflster 
Margaretha.    Für  zwei  arme  Weibspersonen. 
J.  Sp.        Stiftb.  vom  11.  November  1784. 

Capit:  1938  fl.   60  kr.  ö.  W.  ^  Jährl.  Interess.   81  fl. 

42  kr. 
Qestift.  Plätze:   2;   1  zu  2  fl.  90  kr.,   1  zu  3  fl.    50  kr. 

monatlich. 
Präs.:  Die  Anverwandten  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat 
Pfitzinger 
Josefa.        Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  St.  Ulrich. 
Stiftb.:  Testament  vom  28.  Februar  1861. 
Capit.:  1500  fl.  ö.  W.    -  Jährl.  Interess.  50  fl. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  St  Ulrich. 
Piazoni 
Juliana  von.    Für  eine  arme  Weibsperson. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  1.  JuU  i769. 

Capit.:  vom  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 

Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlieh. 

Präs.:  Die  jeweilige  Oberin  der   Elisabethinerinnen   in 

Wien. 
Pers.:  Magistrat 
Pichfeld 
Christina  von.  Für  eine  arme  Manns-  und  eine  arme  Weibsperson. 
0.  A.         Stiftb.  vom  29.  October  1755. 

Capit:  1990  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.   83  fl.  38    kr. 
Gestift.  Plätze:   2  zu  ä  3  fl.  33*5  kr.  monatlieh. 
Präs.:  Magistrat  • 

Pers.:  Derselbe. 
Pichler 
Maria  Theresia.  Für  eine  arme  Person. 

/.  Sp.         Stiftb.  vom  25.  April  1756. 

Capit:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährliche  Interess.  42  fl. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlieh. 
Präs.:  Die  Erben  des  Sohnes  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat 
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PfekMuieifter 
Alna  Et».     Fftr  eine  arme  Maiuu-  mier  Weibsperson. 
l  Sp,         Stiftbrief  yom  23.  Deeember  1729. 

Capital:  1145  fl.  35  kr.  5.  W.  —  Jährliehe  Interessen  48  fl. 

10  kr. 
Gestiftete  Pifttze:  1  zu  3  fl.  80  kr.  monatlich. 
Pr&sentant:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Persolvent:  Magistrat. 

Piehgenneister 
Anna  Eva.     Fflr  eine  arme  Person. 
J.  Sp.         Stiftb.  vom  «6.  Juni  1753. 

Gapit.:  1018  fl.  80  kr.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  43  fl.  21  kr. 
Qestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  40  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 


Pier! 

Marift  Theresia. 
G.  A. 


Pilgri 
Maria  Anna* 
J.  Sp. 


PlUtsehotti 

Aoton. 
J.  Sp, 


Pinan 

Josef. 
•A  Sp. 


Pinan 

Kranz. 


Zur  Erhaltung  von  15  armen  Witwen. 

Stiftb.  Yom  1.  M&rz  1711. 

Capit.:  11.670  fl.  ö.  W.  —  JÄhrl.  Interess.  480  fl.  54  kr. 

Gestift.  PlAtze:   9  zu  4  4  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin;  derzeit  Graf  Bolza. 

Pers.:  Magistrat. 

FQr  eine  arme  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  8.  Deeember  1761. 

Capit.:  1070  fl.  5.  W.  —  J&hrl.  Interess.  44  fl.  94  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  20.  August  1756. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl   Interess.  42  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Verwandten  des  Stifters. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  bürgerliche  Mannsperson. 

Stiftb.  vom  1.  October  1781. 

Capit.:  1996  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  83    fl.  23  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  6  fl.  55  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

s 

Zur  Lesung   einer  Messe  und  Betheilung   der   Pfründner 

im  Versorgungshause  am  Aiserbach. 
Stiftb.  vom  16.  April  1782. 

Capit.:  1400  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  58  fl.  80  kr. 
Gestüt  Plätze:  12. 

Präs. :  Die  Verwaltung  des  Versorgung^hauses  am  Alserbach. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Wöchentlich. 


2B0 


Pttter 

N. 


Ployer 

Ludwig. 


Placj 

Franz." 


PlQcy 

Franz. 


Podstatzkj 

Carl. 
/.  Sp. 


Für  die  Pfrftndiier  de«  0raiidB]pital«8  Mariahilf. 
Capital:  SOO  fl.  ö.W.  —  JAhrliol^InUressen  8  fl.  40  kr. 
PersoWent:  Die  VorBtehuog  d^  GmiKdepitales  Mariahilf. 

Fflr  die  Pfrflirdner  des  Onindepitales  Si  Ulrich. 
Stiftb.  Tom  16.  Mftrz  i85S. 

Capit.:  100  fl.  5.  W.  —  Jfthrl.  Iilteress.  4  fl.  20  kr. 
Pars.:  Die  Vorstehung  des  Orundspitales  8t.  Ulrieh. 
Persolvirang:  1.  Mai  jedes  Jahres. 

Für  die  Inhaber  der  Betten  Nr.  35  «nd  36  des  Grund- 

spitalas  Leopoldstadt 
Stiftb.  Vom  19.  AprU  1830. 
Capit.:  100  fl.  ö.  W.   in  Werthpap.  —  Jährl.   Interess. 

4  fl.  20  kr. 
Fers.:  Die  Verstehong  des  Orandspitales  Leopoldstadt. 
Persol?ining:  4.  Odtober  jeden  Jahres^ 

Fttr  die  Inhaber  der  Betten  Nr.  35  und  36   im  Grund* 

spitale  Leopoldstadt. 
Stiftb.  yom  4.  October  1834. 
Capit:  100  fl.   ö.  W.  in  Werthpap.  —   J&hrf.  Interess. 

4  fl.  tO  kr. 
Fers. :  Die  Vorstehung  des  OnmdspitaYes  Leopoldstadt. 
PersoMnmg:  4.  October  jeden  Jahresi. 

Fflr  zwei  arme  Mftnner. 

Stiftb.  vom  31.  Juli  1760. 

Capit:   201K)  fl.  ö.  W.   —  J&hrl.  Interess.  87  fl.  78  kr. 

Gestift.  Pl&Ue:   2;  1   zu  3  fl.  45  kr.,  1  zu   3  fl.  15  kr. 

monatlich. 
Präs.:  Magistrat 
Fers.:  Derselbe. 


PoU 


Peter,  MarcheseFür  eine  arme  Person. 

de.  Stiftb.  vom  1.  M&n  1780. 

/.  Sp,         Capit:  1600  fl.  5.  W.  — -  J&hrl.  Interess.  67  fl.  20  kr. 
Gestift  PlAtze:  1  zu  5  fl.  30  kr.  monatlich. 
Prfts.:  Daniel  Ritter  von  Zepharowieh. 
Fers.:  Magistrat 

Polntner 

Franz  u.Therese.Fflr  einen   armen  Schulknaben  und  ein   armea  Sehul- 

mAdehen  der  Rossauer  Schale. 
Stiftb.  Tem  21.  JnU  1830. 
Capit:  200  fl.  C.  M.   in  Werthpap.  -^  JAhrl.   Interess. 

8  iL  40  kr. 
Gestift  Plätze:  2. 

Pr&s.:  Die  Vorstehung  des  IX.  Bezirkes. 
Fers.:  Dieselbe. 
Persolyining:  Seftlusa  des  Schaljakres* 


251 


Pollak 

A.  M. 


PolUk 

A.  M. 


Pollak 

A.  M. 


Pollak 

A.  M. 


Pollak 

Josef. 


Zim  A&kaafd  vod  Schulbfiehern  für  arme  Scbalkinder 
der  i.  tuid  t,  Classe  der  Unterrealschule  auf  der 
'Wieden. 

Sttftbrief  Tom  1.  September  1856. 

Oapital:  400  fl.  ö.  W.  in  Werikpapseren.  —  J&brliche 
Initer«88eii  16  fl.  80  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  1. 

Prftsentant:  Die  Direction  der  Wiedner  Realsehnte. 

PersoWent:  Die  VorstebuBg  des  IV.  Bezirkes. 

PersoWinug:  24.  December  jedes  Jiüires. 


Zur  BetheiluDg   armer  LekrHnge  der  Gemeinde  Wieden 

fldt  Sehalbaehem. 
Stiftb.  vom  28.  Februar  1859. 
Capit.:  50   fl.   ö.  W.   in  Worthpap.  —  J&brI.   Interess. 

t  fl.  10  kr. 
Gestift  Pl&Ue:  1. 

PriLs.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 
PersoiTimng:  18.  August  jeden  Jahres. 


Fftr  Schulbficherbetheilung  an  arme  Sehulmädchen  der 
Pfarrhauptschule  auf  dem  Sehanmburgergrunde  (Rainer- 
flrasse  i3). 

StiÜb.  vom  23.  Juli  1860. 

Capit:  100  fl.  ö.W.  in TVerthpapieren.  —  Jährllnteress. 
4  fl.  20  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Der  Oberlehrer  der  Schule,  Rainergasse  13. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 

Persolvirung:  4.  Ootober  jedes  Jahres. 


Zur  Anschaffung   von  Leibwäsche    für  in's   Rudolfinum 

eintretende  arme  Techniker. 
Stiftb.:  Verhauldlungsact  Pr.  Z.  849  1868. 
Capit:  4000  fl.  ö.  W.    in   Werthpapieren.  —  Jährliche 

Interessen:  42  fl. 
Präs.:  Der  Stifter. 
Pers.:  Magistrat 
Persolvitttng:  Halbjährig. 


Für  Lesung  von  8  Messen  und  Betheilung  von  Bflrger- 

spitalspfrändnem. 
Stiftb.  vom  10.  März  1775. 
Capit:  1280  fl.  —  Jährl.  Interess.  53  fl.  76  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  Vierteljährig. 
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PoUak 

Ludwig. 


Forscher 

Anna. 


Proller 

Katharina. 
/.  Sp. 


Beitrag  für  das  St.  Josef-Kinderspital. 

Stiftbrief  Tom  10.  April  1864. 

Capital:    100  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.   —   J&hrliche 

Interessen  4  fl. 
Persolyent:  Die  Vorstebung  des  IV.  Bezirkes. 
Persolyirimg:  31.  December  jedes  Jahres. 


Für  eine  Messe  und  Betheilung  der  dürftigsten  Armen 
des  Versorgungshauses  am  Alserbaeh. 

Stiftb.  vom  24.  December  1807. 

Capit:  300  fl.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.  1«  fl.  60  kr. 

Qestift.  Pl&tze:  43. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alser- 
baeh. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  1.  April  jedes  Jahres. 


Für  eine  arme  Person. 

Stiflb.  Tom  it.  Februar  1761. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen:  42  fl. 

Qestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Pr&s.:  Magistrat 

Pers.:  Derselbe. 


Prestinari 

Johann. 
/.  Sp, 


Für  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  tJ.  October  1768. 

Capit:    1070    fl.    ö.    W.    —    Jähri.    Interessen    44    fl. 

94  kr.  . 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  nach  Carl  und  Johann   Freiherrn  von 

Moser. 
Pers.:  Magistrat 

Prestinari 

Maria  Theresia.  Für  einen  Mann  und  eine  Frau. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  «8.  April  1762. 

Capit:  «246  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  94  fl.  33  kr. 
Gestift.  Plätze:  2;  1   zu  3  fl.  95  kr.,  1   zu  3  fl.  50  kr. 

monatlich. 
Präs  :  Die  Erben  nach  Carl  Freiherm  von  Moser. 
Pers.:  Magistrat. 


Proeard 

Peter. 
J.  Sp, 


Für  eine  arme  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  1.  August  1769. 

Capit:  1020  fl.  5.W.  —  Jährl.  Interess.  4t  fl.  84  kr. 

Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  35  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  nach  Christian  Grafen  v.  Sternberg. 

Pers.:  Magistrat 


2&8 

Fneinjiyer 

Filipp.         Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 
J.  Sp.         Stiftbrief  yom  3.  J&nner  1737. 

Capital:  1158  fl.  65  kr.  ö.  W.  —  Jährliche  Interessen  48  fl. 

66-5  kr. 
Gestiftete  Plätze:  1  xu  3  fl.  85  k^  monatlich. 
Prilsentant:  Magistrat 
Persolvent:  Derselbe. 
POUer 
3Iarianna.      Für  eine  Weibsperson. 
J,  Sp  Stiftb.  vom  26.  Juli  1775. 

Capit.:  1250  fl.  ö.  W.  —  Jährl    Interess.  52  fl.  50  ki. 
Gestiftete  Plätze:  1  zu  4  fl.  15  kr.  monatlich. 
Präs  :  Die  Rechtsnachfolger  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 
PaUer 

Mathias.       Für  eine  arme  alte  Mannsperson. 
/.  Sp.  Stiftb.  vom  6.  Februar  1775. 

Capit.:  1200  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  50  fl.  40  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  90  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 
Pütteiuiner 
Johann  Georg.  Für  einen  Mann  und  ein  Weib. 
J.  Sp.         Stiftb.  vom  4.  Juli  1753. 

Capit:  1943  fl.  30  kr. d.W.  -  Jährl.  Int.  ress.  81  fl.  61  ö  kr. 
Gestift.  Plätze:  2;  1  zu  2  fl.  80  kr.,  1   zu  3  fl.  60  kr. 

monatlich. 
Präs  :  Die  Descendenten  des  Carl  Josef  von  Edlinger. 
Pers.:  Magistrat. 
Pulvermilller 

Kegina.        Zur  Betheilung   von  50  christlichen  Armen,   welche  am 

Allerheiligentage  bei  dem  Kreuze  am  Matzleinsdorf  er 
Friedhofe  zu  beten  haben. 
Stiftb.  vom  26.  Oc  tober  1847. 

Capit.:  1100  fl.  ö.  W.    —   Jährl.  Interess.  46  fl.  20  kr. 
Gestift.  Plätze:  50. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Der  jeweilige  Pfarrer  zu  den  h.  Schutzengeln  auf 

der  Wieden.  *) 
Persolvirung:  1.  November  jedes  Jahres. 
Porekholzer 
»lari.i  Elisabeth. Für  eiuon  alten,  mühseligen  Dienstboten. 
J.  Sp.  Stiftb.  vom  28.  Jänner  1732. 

Capit.:  1182  fl.  ö   W.  —  Jähri.  Interess.  49  fl.  6i  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  90  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 


*-)  Das  Stittungscapital  erliegt  im  städtischen  Oberkammeramte;  die 
Interessen  d«>ssclben  werden  jährlich  dem  Pfarrer  zur  stiftbrief- 
massigen  Vertheilung  ausgefolgt. 


«4 

Radetsky- 

Stiftung.       Zur  Betkeiluag  k.  k.  dsterr.  MilitAr-Real-Inyaliden  yom 

(Gegründet  von       Feldwebel  und  Wachtmeister  und  von   diesen  äqui- 

der  CoramaDe        parirenden  Chargen  abwärt«,  welche  in  den  Kriegen 

Wien.)  der  Jahre  1848  und  1849  invalid  geworden  sind.  Nach 

dem  Tode,  der  Betheilten  geht  der  Betheilungsbetrag 
auf  deren  Witwen,  so   lange  dieselben    keine  neue 
Ehe  eingehen,   und  auf   deren   minderjährige  Kinder 
bis   zum   erreichten    !K.  Lebensjahre   Über,  insofeme 
die  Ersteren  wie  die  Letzteren  mittellos  und  unver 
sorgt  sind. 
Stiftbrief  vom  1.  Mai  1849  und  8.  Februar  1858. 
Capital:  80.640  fl.  C.  M.  und  «19.730  fl.  ö.W.  in  Werth- 

pap.  —  J&hrl.  Interess.  10.317  fl.  19  kr. 
Prftaentant:  Der  Feldmarsehall  Graf  Radetzky,nach  dessen 
Tode  der  mit  der  Leitung  des  Armee-Obereommandos 
jeweilig  betraute  General. 
Persolvent:  Die  Commune  Wien. 
Persolvimng:  Monatlich. 

Radislowit^ch  • 

Elise.  Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 

Stiftb.:  vom  1.  März  1862. 
Capit.:  JOO   fl.  ö.  W.   in   Werthpap.  —  Jährl.    Interess. 

8  fl.  40  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltunff   des  Grundspitales   Leopoldstadt. 
Persolvirung:  4.  October  jedes  Jahres. 

Radolt 

Clement       Zur  Pfründnerverpflegung  im  Bürgerspitale  und  Betheilung 

von  Criminalsträflingen. 
Stiftb.  vom  2.  April  1667. 

Capit:  1000  fl.  W.  W. Satzpost.  -- Jährl.  Interess.  ti  fl.*) 
Pers.:  Magistrat. 
Persolvimng:  8.  Mai  und  13.  October  jedes  Jahres. 

Ratzesberger 

Katharina.     Für  eine  arme  Bürgerin  im  Bürgerspitale. 
Stiftb.  vom  Jahre  1814. 

Capit.:  1200  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  50  fl.  40  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  Vierteljährig. 

Raaoh 

Jacob,  Bernhard.  Für  eine  Manns-  und  eine  Weibsperson  mit  Bevorzugung 
J.  Sp.  der  Freundschaft  des  Stifters. 

Stiftb.  vom  17.  October  1783. 

Capit.:  2470  fl.    ö.  W.  —  Jährl.  Interess.    1()3  fl.  74  kr. 
Gestift.  Plätze:  2  zu  iV  4  fl.  10  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 


*)  Vß****  *^®r  Interessen   werden  an   das  Bürgerspital   abgeführt  und  der 
Rest  zu  der  weiteren  Widmung  verwendet. 
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Asdreas,  Fürst 


Raaseher 

Carl,  Dr.  Ritter 
von. 


Ito€ht 

Anton. 


Recht 

Josef. 


Re^enhardt 

Alois. 


Für  einen  armen  Knaben  aus  dem  Handwerkerstande,  auf 
der  Landstrasse  wohnhaft,  weleher  im  letzten  Quartale 
des  Verleihn^gsjahres  freigesprochen  wird  und  in 
einem  Alter  zwischen  15  und  SO  Jahren  steht. 

Stiftbrief  Tom  8.  Aagnst  4837. 

Capital:  1000  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  J&hrliche 
Interessen  42  fl. 

Präsentant:  Das  Reeht  der  Nomination  hat  die  Frau  Fürstin 
und  nach  deren  Ableben  die  gräfl.  Thflrheim'sche 
Familie;  derzeit  Egbert  von  Thflriieim. 

Persolveot:  Die  Vomtahung  des  III.  Bezirkes. 

PersolYimng:  30.  November  jedes  Jahres. 

Fflr  swei  erwachsene  Blinde. 

Stiftb.  vom  18.  April  1865. 

Capit:  4800  fl.   ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

201  fl.  60  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  2. 

Präs.:  Der  Bürgermeister  von  Wien. 
Pers.:  Magistrat. 

Zur  Lesung  einer  Messe  und  Betheilung  von  i^ründnem 
im  Versorgungshause  am  Alserbach. 

Stiftb.  vom  12.  August  1835. 

Capit:  100  fl.  ö.  W.  —  J&nrl,  Interess.  4  fl.  20  kr. 

Gestift.  Pl&tze:  16. 

Prfts.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshausas  am  Aber- 
bach. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  9.  M&rz  jedes  Jahres. 

Zur  Lesung  einer  Messe  und  Betheilung  von  Pfründnern 
im  Versorgungshause  am  Alserbach. 

Stiftb.  vom  24.  Juli  1839. 

Capit.:  100  fl.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.  4  fl.  20  kr. 

Gestift.   putze:  16. 

Prfts.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alser- 
bach. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  13.  Juni  jedes  Jahres. 

Für  die  beste  Schülerin  des  ersten  Communal-Waisen- 
hauses,  welcher  bei  ihrem  Anstritte  aus  dem  Waisen- 
hause ein  Sparkassebuch  auf  den  Betrag  von  50  fl. 
ö.  W.  ausgefolgt  werden  soll. 

Stiftb.  vom  9.  December  1865. 

Capit.:  1050  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  JAhri.  Interess. 
43  fl.  90  kr. 

Präs.:  Der  Bürgermeister  von  Wien  über  Temi Vorschlag 
des  jeweiligen  Waisenhaus vatets. 

Pers.:  Magistrat. 
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Reich 

Maria  Anna. 
J.  Sp. 


Releh 

Franz.         Für  eine  arme  Mannsperson. 
J.  Sp.         Stiftbrief  vom  15.  M4r«  4780. 

Capital:    4610  fl.   d.  W.  —   J&hrliche  Interessen   67  fl. 
62  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  1  zu  5  fl.  30  kr.  monatlicli. 

Präsentant:  Das  Leinwandhandlungs-Gremium. 

Perso  1  y en t :  Magi  s trat. 

F&r  eine  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  18.  December  1751. 

Capit.:  1020  fl.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.    42  fl.    84  kr. 

Gestift.  putze:  1  zu  3  fl.  35  kr.  monatlich. 

Pr&s.:  Das  Leinwandhandlungs-Greroium. 

Pers.:  Magistrat. 

Relchenberger 

Clara.  Zur  Anschaffung    von  Schreibrequisiten  ete.    für  fleissige 

und  arme  Schüler  der  Schule  in  der  Piaristengasse 
Nr.  23. 

Stiftb.  vom  12.  August  1857. 

Capit.:  540  fl.  ö.  W.  in  Werthpap  —  Jihri.  Interess. 
22  fl.  68  kr 

Pr4s.:  Der  Oberlehrer  der  Schule,  Piaristengasse  Nr.  2:^. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 

Persolvirung:  April  jedes  Jahres. 


Relsinger 

Francisca. 


Für  arme,  dienstunfähig  gewordene  Dienstboten. 

Stiftb.  vom  5.  August  1871- 

Capit.:  1850  fl.  ö.  W.   in  Werthpap.   —    JÄhrl.  Interess. 

77  fl    70  kr. 
Pr&s.:  Der  Wiener  Gemeinderath. 
Pers.:  Derselbe. 


Reltter 

Magdalena. 


Zur  Vertheilung  an  die  Pfründnerinnen  des  Grundspitales 

Gumpendorf  zur  Verbesserung  ihres  Lebens. 
SUftb.  vom  31.  MÄrz  1815. 

Capit.:  J 4.200  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  59G  fl.  40  kr. 
Gestift.  Platze:  7. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  VI.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persohirung:  Monatlich. 

Richter 

Franz u.Theresia.Für  den   Inhaber  des  Bettes    Nr.   102   im   Grundspitale 

Leopoldstadt 
Stiftb.  vom  1.  Juni  1844. 
Capit.:  100  fl.  ö.  W.   in  Werthpap.  —   Jährl.    Interess. 

4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 
Persolvirung:  4.  October  jedes  Jahres. 


867 

fiiekter 
Fna2Q.Th6resia.Fur  die  ordentlichste  Person  im  Gnmdspit&le  Leopoldstadt. 
Stiftbrief  vom  29.  September  1844. 
CapiUl:  100   fl.  ö.  W.   in  Werthpapieren.  —   J&hrliche 

Interessen  4  fl.  20  kr. 
Präsentant:  Die  Vorstellung  des  Gmndspitales  Leopold- 
stadt. 
Persolvent:  Dieselbe. 
Persohirnng:  4.  October  jedes  Jahres. 

Biedrer 

ÄntoD.         Für  die   Tier  Ältesten  Mftnner  und  vier  Ältesten  Weiber 
im  Grundspitale  Leopoldstadt. 
Stiftb.  vom  13.  Juni  1844. 
Capit.:  200  fl.  ö.  W.   in  Werthpap.   —  Jihrl.  Interess. 

8  fl.  40  kr. 
Oestift.  Pl&tze:  8. 

Pers.:  Die  Yorstehung  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 
Persolvirung:  13.  Juni  jedes  Jahres. 
Rittersprung 
Johann  Wilhelm  Für  eine  arme,  verlassene  Manns-  oder  Weibsperson, 
von.  Stiftb.  vom  15.  M&rz  1754. 

/.  Sp,         Capit.:  878  fl.  40   kr.  ,ö.  W.  —   Jährt.   Interess.   36   fl. 

89  kr. 
Gestifl  Plätze:  1  zu  2  fl.  90  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  nach  Wilhelm  Mathes. 
Pers.:  Magistrat. 
Ritterspmng  ^ 

ohann  Wilhelm  Für  eine  arme  Person. 

von.  Stiftb.  vom  24.  September  1759. 

/.  Sp.         Capit.:  878  fl.  40   kr.   ö.  W. -r—   Jährl.    Interess.   36  fl. 

89  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  2  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  nach  Wilhelm  Mathes. 
Pers.:  Magistrat. 
RSckl 

Helena.         Für  eine  arme  Person. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  12.  Februar  1750. 

Capit.:  1075  fl.  20  kr.    ö.  W.  —  Jährl.    Interess.   45  fl. 

16  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 
Präs.:  Der  jeweilige  Prob.«»t   des  Bamabiten-CoUegiums. 
Pers.:  Magistrat. 
Rogge  , 

aeinrich  Friedr.  Zur  Betheilung   von   fünf  armen,   der  Wiener  Gemeinde 
Albrecht  Ritter       angehörigen  Familienvätern;  hiebei  sind  Steuerzahler 
von.  ohne  Bücksicht  auf  die  Confession  zu  bevorzugen. 

Stiftb.  vom  31.  December  1873. 
Capit.:  25.000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

1050  fl. 
Gestift.  Plätze:  5. 

Präs.:  Der  Bürgermeister  von  Wien. 
Pers.:  Der  Wiener  Gemeinderath. 
Persolvirung:  Jährlich. 

17 
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RohoBchka 

Barbara. 


Roll 

Josef. 


Rosenfeld 

Stefan  Donat, 

Edler  yon. 

G.  A. 


Rosenstingrl 

Josef. 


Rosner 

Josef. 


Rossl 

Anton,  von. 
G.  A. 


Zur  Lesung  einer  heiligen  Messe  und  Armenbetheilnng 
ftlr  das  Versorg^ngshaus  am  Alserbach. 

Stiftbrief  vom  15.  Mai  1848. 

Capital:  200  fl.  Ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jährliche 
Interessen  8  fl.  40  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  S. 

Pr&sentant:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshanses  am 
Alserbach. 

Persolvent:  Dieselbe. 

Persolvirung :  1.  November  jedes  Jahres. 

Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 
Stiftb.  v6m  31.  October  1856. 
Capit.:  1«0  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  5  fl.  4  kr. 
Pers.:  Die  Yorstehung  des  Grundspitales  Neulcrchenfeld. 
Persolvirung:  6.  Mai  und  3.  October  jedes  Jahres. 

Für  siebzehn  arme  Personen. 

Stiftb.  vom  24.  Juli  1776. 

Capit.:  20.580  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  860  fl.  36  kr. 

Gestift.  Pl&tze:  17;  14  zu    ö.  4  fl.  18-5  kr.,  3  zu  a  3  fl. 

33*5  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Der  jeweilige  Abt  des  Schottenstiftes. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  Lesung   einer  Messe    und  Betheilung   von  Bürger- 

spitalspfründnern. 
Stiftb.  vom  26.  M&rz  1813. 

Capit.:  360  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  15  fl.  12  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  28.  Mai  jedes  Jahres. 

Zur  Betheilung  armer  Familien  und  zum  Eleiderankaul'e 

für  arme  Kinder. 
Stiftb.  vom  14.  April  1851. 
Capit.:  546i6  fl.  C.  M.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

105  fl.  ♦) 
Präs.:  Das  Pf arr- Armeninstitut  Neulerchenfeld. 
Pers.:  Dasselbe. 

Zum  Unterhalte  eines  Armen. 

Stiftb.  vom  30.  August  1775. 

Capit.:  975  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  40  fl.  95  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  23-6  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 

Pers.:  Magistrat. 


*)  Von  den  Interessen  des  mehreren  verschiedenen  Zwecken  gewidmeten 
Stiftungseapitales  werden  jährlich  105  fl.  zu  Folge  Rggs.- Verordnung 
vom  6.  März  1843,  Z.  8607  vom  städt.  Oberkammeramte  bei  der  Landes- 
hanptcassa  behoben  und  sodann  der  Pfarre  Neulercheufeld  erfolgt. 
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RMd 

A&ton  Nicolaus.  Für  eine  alte  Person. 

/.  Sp,         Stiftbrief  vom  20.  Mirz  1755. 

Capital:  iOSO  fl.  ö.W.  —  J&hrliche  Interessen  42  fl.  84  kr. 
Gestiftete  Plätze:  1  zu  3  fl.  35  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Die  Erben  des  Stifters. 
Persolyent:  Magistrat 
Rottal 
Adam,  Graf  von.  Für  zwei  bier  yerarmte,  verlassene  Dienstboten. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  16.  Mai  1739. 

Capit.:  2383  fl.  15  kr.  ö.W.  -  Jäbrl.  Interess.  100  fl.  9  kr. 
Gestift.  Plätze:  2  zu  2k  3  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 
Rothsebild 
Salonion,  FreiherrFür  die  dürftigsten  Gewerbsleute  und  auf  Stipendien  für 
von.  Techniker. 

Stiftb.  vom  9.  September  1843. 

Capit.:  31.000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

1310  fl.  *) 
Präs. :  Der  Bürgermeister  der  Stadt  Wien  über  Vorschlag 
des  zu(  Prüfung  der  Würdigkeit  der  zu  Betheilenden 
eingesetzten  Comitö's. 
Pers.:  Magistrat. 
Ronx 

Josef.  Für  eine  arme  alte  Mannsperson. 

/.  Sp.         Stiftb.  vom  15.  Februar  1778. 

Capit:  1200  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  50  fl.  40  kr. 
Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Descendenten  nach  Ferd.  Roux. 
Pers.:  Magistrat 
Rudolf 
Johann  Michael.  Für   Lesung   einer  Messe   und   Betheilung   von   Bürger- 

spitalspfründnern. 
Stiftb.  vom  22.  August  1818. 

Capit:  1020  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl.  84  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
•      Persolvirung:  11.  März  jedes  Jahres. 

*)  Von  dem  Gesammtzinsenbetrage  sind  */,  als  Unterstützungsbeträge  von 
wenigstens    50  bis   höchstens    200  fl.    zu   vertheilen  und   zwar   ohne 
Unterschied   der  Religion,    an   solche  Wiener  Gewerbsleute    und    mit 
Kindern   zurückgebliebene  Witwen    derselben,    welche  ohne   ihr  Ver- 
schulden in  ihrem  Gewerbsbetriebe  mittellos  geworden  sind.  Das  letzte 
Drittel  ist  auf  fünf  jährliche  Stipendien  iür  unbemittelte,  in  Wien  ge- 
bürtige Studierende   am  k,  k.  polytechnischen  Institute   in  Wien  ohne 
Unterschied  der  Religion  zu  verwenden.  Bei  beiden  Widmungen  sollen 
Wiener  Bürger  oder  deren  Söhne  vorzugsweise  berücksichtigt  werden. 
In  je  drei  nacheinander  folgenden  Jahren  sind  diese  */,  vollständig  zu 
vertheilen,  in  jedem  vierten  Jahre  wird  aber  nur  y^   zu  diesem  Zwecke 
verwendet  und  es   ist  das  zweite  Drittel  dann  als  Reisestipendium  für 
einen   in  Wien   gebornen   und    ausgezeichneten   absolvirten  Techniker 
zu  verwenden. 

17  ♦ 
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Rudolf 

Johann  Michael.  Zur  Anschaffung  von  Kleidern  oder  Büchern  für  Schul- 
kinder der  Pfarre  St.  Carl  in  der  Schule  untere 
Alleegasse  Nr.  ii. 

Stiftbrief  vom  28.  Mai  1821. 

Capital:  400  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jährliche 
Interessen  16  fl.  80  kr. 

Präsentant:  Der  Oberlehrer  der  Schule  untere  Alleegasse 
Nr.  U. 

Persolvent:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 

Persolvirung:  30.  September  jedes  Jahres. 

Rifdolf 

Michael  u.  Elise.  Für  vierzehn  arme,  katholische  erwerbsunfähige  Dienst- 
boten im  Armenhause  auf  der  Wieden. 

Stiftb.  vom  18.  Jänner  1838. 

Capit.:  20.498  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  1022  fl.  89  kr. 

Gestift.  Plätze:  14. 

Präs.:  Der  Pfarrer  der  Kirche  zu  den  heil.  Schutzengeln 
und  der  Vorsteher  des  IV.  Bezirkes. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 

Persolvirung:  Jeden  Samstag. 

Rndtorfer 

Magdalena.     Für  die  zwei  ältesten  Tischler  im  Bürgerspitale. 
Stiftb.  vom  6.  April  1865. 

Capit.:  450  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  18  fl.  90  kr. 
Gestift.  Plätze:  2. 
Pers.:  Bürgerspital. 
Persolvirung:  15.  April,  15.  October  jedes  Jahres. 

Rndtorfer 

Magdalena.     Zur    Bestreitung    der    Auslagen    für    das    GrundspiUl 

Leopoldstadt. 
Stiftb.  vom  15.  October  1866. 
Capit.:  100  fl.    ö.  W.  in  Werthpap.   —   Jährl.   Interess. 

4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltung    des  Grundspitales   Leopolde tadt. 

Rasko 

Georg  Ignaz.    Für  vier  arme,  alte  Dienstboten. 
/.  Sp.  Stiftb.  vom  23.  März  1734. 

Capit.:  4235  fl.  25  kr.  ö.  W.  —   Jährt.  Interess.  *  177  fl. 

88  kr. 
Gestift.  Plätze:  4  zu  ä  4  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  nach  Georg  Ignaz  Rusko. 
Pers.:  Magistrat. 

SaAran 

Josüf,  Edler  von.  Für  eine  arme  Mannsperson. 
/.  Sp.  Stiftb.  vom  11.  Jänner  1762. 

Capit.:  1130  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  47  fl.  46  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  75  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
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Rosalia. 


Salm 

Elise  Onitin 
vun. 


Sautner 

Elise. 


Salomon 

Anna. 


Sartori 

Mariu  Anna. 


Sattler 

Tliercse. 


SaYoycn 

Ilerzojjin  von. 


FQr  dio  PirQndner  des  Grundspitales  Mariahill. 
Capital:  120  fl.  —  Jährliche  Interes^n  5  fl.  4  kr. 
Persolvent:  Die  Verwaltoiig  des  Grundspitales  Mariahilf. 

Für   Lesung   einer  Messe   und  Betheilung   von   Bürger- 

spitalspfründnem. 
Sfiftb.  vom  31.  August  1773,  erneuert  18.  September  1850. 
Capit:  316  fl.  —   Jährl.  Interess.  13  fl.  27  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  4.  Mai  jedes  Jahres. 

Legat.  Für  je  einen  Zögling  der  2  stadtischen  Waisen- 
häuser. 

Stiftb.  Verhandlungsact  M.  Z.  4942  yom  Jahre  1870. 

Capit.:  506  fl.  50  kr.  in  Werthpapieren.  — Jährl.  Interess. 
25  fl. 

Gestia  Plätze:  1. 

Präs.:  Magistrat 

Pers.:  Derselbe. 

Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  St.  Ulrich. 
Stiitb.  vom  30.  Mai  1856. 
Capit:  100  fl.  —  Jährl.  Interess.  4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  St.  Ulrich. 
Persolvirung:  23.  März  jedes  Jahres. 

. 

Für  eine  verarmte  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  31.  März  1741. 

Capit:  908  fl.  40  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess  38  fl.  14*5  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  nach  Johann  Jacob  von  Wöbern. 

Pers.:  Magistrat 

Für   Lesung  von  Messen  und  Betheilung   von   Bürger- 

spitalspfründnem. 
Stiftb.  vom  4.  Februar  1841. 
Capit:  80  fl.  •—  Jähri.  Interess.  3  fl.  36  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  4.  Februar,  8.  Mai,  15.  October  und  3.  Decem- 

ber  jedes  Jahres. 

Auf    Pfründnerverpflegunjr    im    Bürgerversorgungshause 

(ehemals  Elagbaumstiftung). 
Stiftb.  vom  24.  Juli  1731. 
Capit:  800  fl.  —  Jährl.  Interess.  33  fl.  30  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
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Saroyen 

Bfarie  Theresia,  Aaf   Pfrflndnerverpflegan^    im   Bürgerversorgungsliaus 
Herzog^  von.         (ehemals  Klagbaumstiitung). 

Stiftbrief  vom  12.  August  1763. 
Capital:  11.229  fl.  60  kr.  —  Jährliche  Interessen  471  fl. 

64  kr. 
Präsentant:  Burgerspital. 
Persolvent:  Dasselbe. 

Savojen 

Herzogin  von,    Für  3  arme  Männer  und  3  arme  Weiber. 
Therese  geb.    Stiflb.  vom  1.  April  1745. 

Fürstin        Capit.:  7602  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  318  fl.  88  kr. 
Liechtenstein.    Gestift.  Plätze:  6;  4  zu  ä  4  fl.  60  kr.,   1  zu  4  fl.  30  kr., 
J.  Sp,  1  zu  2  fl.  50  kr.  monatlich. 

Präs.:  Johann  Fürst  von  und  zu  Liechtenstein. 
Pers.:  Magistrat 

Savoj'sehe 

Nation.        Für  eine  arme  Person. 
/.  Sp,         Stiflb.  vom  23.  December  4728. 

Capit.:  1200  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  50  fl.  40  kr. 
.Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Sehftder 

Carl.  Auf  Messen  und  Handbetheiinng  im  Versorgungshause  am 

Alserbach. 

Stiftb.  vom  28.  October  1841. 

Capit.:  100  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  3  fl.  90  kr. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alser- 
bach. 

Pers.:  Dieselbe, 

Sohäffer 

Johann  Michael.  Für  gebrechliche,  arme,  ledige,  wenigstens  40  Jahre  alte 

katholische  Bürgerstöchter  der  Gemeinde  Wieden. 

Stiftb.  vom  15.  October  1857. 

Capit. :  68.750  fl.  ö.  W.  in  "Werthpapieren  und  das  Haus 
Nr.  18,  Haupts trassc,  Wieden  im  Werthe  von  76.740  ri. 
ö.  W,  —  Jährl.  Interess.  2799  fl.  und  der  Hauszins. 

Gestift.  Plätze:  33. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  1.  Mai  und  1.  November  jedes  Jahres. 

SchaiTgotsche 

Anna,         Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 
Gräfin  von.     Stiftb.  vom  24.  August  1772. 

/.  Sp.         Capit:  1070  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  44  fl.  94  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Oberin  der  Salesianerinnen. 

Persu  Magistrat. 
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Sekarfenbersrer 

Thomas. 


Schanmann 

Josef. 
/  Sp. 


Schaanumn 

Josef. 
J.  Sp. 


Zur  Lesung  yod  heil.  Messen  und  Armenbetheilung. 

Stiftbrief  vom  16.  Deeember  1859. 

Capital:  4800  fl.  —  J&hrliche  Interessen  201  fl.  60  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  6. 

Präsentant:  Das  P&rrarmeninstitut  St.  Stefan. 

Persolvent:  Dasselbe. 

Persolyirung:  Jährlieh. 

Für  eine  arme  Manns-  oder  "Weibsperson. 

Stiftb.  Tom  %  April  1766. 

Capit.:  1070  fl.  ö.  W,  —  Jährl.  Interess.  44  fl.  94  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  nach  Magdalena  Schau  mann. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  arme  alte  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  10.  Juli  1774. 

Capit.:  1100  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  46  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  60  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  des  Josef  Gelderer. 

Pers.:  Magistrat. 


Scheidinst 

Elisabeth. 
J.  Sp. 


Für  eine  alte  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  20.  Mai  1770. 

Capit.:  1345  fl.  35  kr.  —  Jährl.  Interess.  56  fl.  50  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  45  kr.  monatlich. 

Präs.:    Die   Rechtsnachfolger   des    Universalerben    der 

Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 

Scheigl 

JoLann  Filipp.  Für  eine  Manns-  oder  Weibsperson. 


/  Sp. 


Schein 

KathariDa. 


Schelkskom 

Michael. 


Stiftb.  vom  5.  October  1747. 

Capit.:  1070  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  44  fl.  94  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Zur  Betheilung  von  5  Kindern  mit  Suppe  in  der  Kinder- 

bewahranstalt  in  Margare then. 
Capit.:  800  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.   —  Jährl.   Interess. 

33  fl.  60  kr. 
Gestift.  Plätze:  5. 

Präs.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  Margarethen. 
Pers.:  Dasselbe. 

Für  die  im  Gemeindearmenhause  der  Gemeinde  Wieden 

beflndlichen  Armen. 
Stiftb.  vom  1.  Juli  1846. 
Capital  500  fl.  —  Jährl.  Interess.  21  fl. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Persolvirung:  28.  Jänner  und  21.  April  jedes  Jahres. 


2Ö4 


Seherer 

Thomas. 


Seherer 

Thomas. 


Soherer 

Ursula. 


Scherer 

Ursula. 


Scherer 

Ursula  und 
Wolf  Barbara. 


Schierer 

Franz. 


Schierling 

Eva. 


Zur   Betheilong   yon   Bürgerspitalspfrflndnem    (ehemals 

Stiftung  im  Bürgerversorgungshause  St.  Marx). 
Auf  Grund  des  Testumentes  yom  24.  September  1566. 
Capital:  240  fl.  —  Jährliche  Interessen  10  fl.  8  kr. 
Präsentant:  Bürgerspital. 
Persolvent:  Dasselbe. 


Für   Pfründnerverpflegung    im    Bürgerversorgungshause 

(ehemals  Klagbaumstiftung). 
Auf  Grund  des  Testamentes  vom  24.  September  1566. 
Capit:  240  fl.  —  Jährl.  Interess.  10  fl.  8  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 

Für  Pfründnerverpflegung  im  Bürgerversorgungshause 
(ehemals  Stiftung  im  St.  Marxer  Bürgeryersorgungs- 
hause). 

Auf  Grund  des  Testamentes  vom  16.  März  1588. 

Capital:  266  fl.  66  kr.  —  Jährl.  Interess.  11  fl.  20  kr. 

Präs.:  Bürgerspital. 

Pers.:  Dasselbe. 

Für   Pfründnerverpflegung    im    Bürgerversorgungshause 

(ehemals  Elagbaumstiftung). 
Auf  Grund  des  Testamentes  vom  16.  März  1588. 
Capit:  266  fl.  67  kr.  —  Jährl.  Interessen  11  fl.  20  kr. 
Präs.:  ßürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 

Zur  Betheilung  armer  Criminalsträflinge. 

Stiftb.  vom  31.  August  1773,  3.  März  1835. 

Capit.:  240  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —   Jährl.  Interess. 

19  fl.  8  kr. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  einen  gewesenen  Spengler,  eine  Spenglerswitwe  oder 
einen  gewesenen  Wirth  zum  lebenslänglichen  Frucht- 
genusse  als  Pfründner  des  Bürgerspitales. 
Stiftb.  vom  30.  September  1836. 
Capit.:  500  fl.  —  Jährl.   Interess.  21  fl. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 

Zur  Anschaffung  von  Kleidungsstücken  für  arme  Schul- 
kinder aller  3  Schulen  der  Alservorstadt 

Stift,  vom  21.  Februar  1815. 

Capit.:  1000  fl.  W.  W.  Satzpost.  —  Jährl.  Interessen 
26  fl.  95  kr. 

Präs.:  Die  Yorstehung  des  IX.  Bezirkes. 

Pers.:  Dieselbe. 
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ScUerliBg 

Eva. 


Sfhillln? 

Magdalena. 


Schinagl 
Maria  Anna. 


Schipper 

Elise. 


Zur  Betheilang  von  annon  kranken  PfrQndnern   im  Ver- 

sorgungshaase  am  Alserbach. 
Stiabrief  Yom  18.  September  1815. 
Capital:  2100  fl.  —  Jührliclie  Interessen  88  fl.  20  kr. 
Präsentant:  Die  Verwaltung   dos  Versorgungshaoses    am 

Alserbach. 
Persolyent:  Dieselbe. 
PersoWirung:  Wöchentlich. 

Für  Messen  und  Betheilung  der  Pfründner  im  Versor- 
gungshause  am  Alserbach. 

Stifrb.  vom  28.  December  ilVi. 

Oapit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jjlhrl.  Interess.  30  fl.  6  kr. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alser- 
bach. 

Pers.:  Dieselbe. 


Zur  Vortheilung  an  arme  Familien  in  Neulerchenfeld  im 

Betrage  von  &  42  fl. 
Stift b.  vom  18.  September  1863. 
Capit.:  10.000  fl.  ö.  W,  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

400  fl. 
Präs.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  Neulerchenfeld. 
Pers.:  Dnsselbe. 
Pcrsolvirung:  5.  Februar  jedes  Jahres. 

Zur  Betheilung  der  Armen  von  Fünfliaus. 

Stiftb.  vom  14.  Juni  ISOO. 

Capit.:  :i20  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.    —    Jahrl.   Interess. 

13  fl.  44  kr. 
Präs.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  Reindorf. 
Pers.:  Dasselbe. 


Sfhlichtingcr 

Theresia. 


Zur  Vortheilung    an   die   Pfrilndn<3r  im  Orundspitale    St. 

Ulrich. 
Capit.:  GOO  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  24  fl. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  firundspitalcs  St.  Ulrich. 
Persolvirung:  Halbjährig. 


i»chlichtlngor 

Theresia. 


Zur  Anschaff'ung  von  Leibeskleidern  für  die  in  d<M- 
ehemaligen  Gemeinde  Neubau  befindlichen  armen 
Kinder. 

Stiftb.  vom  25.  October  18(16. 

Capit.:  600  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 
2.')  fl.  ^0  kr. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  VII.  Bezirkes. 

Pers.:  Lieselbe. 

Persolvirung:  September  jedes  Jahres. 
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von. 


Schmerling 

Maria  Anna,  v. 
J.  Sp, 


ScUögl 

Johann  Michael.  Für  6   arme  Männer   und   12   arme  Weiber  (doch  nur 
J,  Sp.  arme  kraftlose  Dienstboten). 

Stiftbrief  vom  9.  October  1744^ 
Capital:  20.278  fl.  90  kr.  ö.  w:  —  J&hrliche  Interessen 

851  fl.  31  kr. 
Gestiftete  Plätze:    18;    16   zu   ^  3  fl.  70  kr.,  1  zu  5  fl. 

30  kr.,  1  zu  1  fl.  70  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Magistrat. 
Persolvent:  Derselbe. 

Schmerling 

Anton  Albrecht,  Für  2  ledige  Haiisarme. 

Stiftb.  vom  24.  Februar  1708. 

Capit.:  1453  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  61  fl.  II  kr. 

Gestift.  Plätze:  2;  1  zu  1  fl.  98-Ö  kr.,  1  zu  i  fl.  885  kr. 
monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  des  Stifters  und  seiner  Brüder,  even- 
tuell Franz  Ignaz  von  Albrechtsburg,  dessen  Bruder 
Jordan  und  dessen  männliche  Descendenten. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  30.  April  17''i8. 

Capit.:  1100  fl.  ö.  W,  —  Jährl.  Interess.  46  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  60  kr.  monatlich. 

Präs.:  Benjamin  Ritter  von  Hitnern. 

Pers.:  Magistrat 

Für  eine  arme,  entkräftete  Person  ohne  Unterschied  des 

Geschlechtes. 
Stiftb.  vom  5.  Jänner  1738. 
Capit.:  976  fl.  90  kr.  ö.  W.    —    Jährl.  Interess.   41   fl. 

3  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  20  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 

Zur  Bekleidung  armer,  dürftiger  Schulkinder,  deren  Eltern 
im  Bezirke  Josefstadt  wohnen.  Die  Betheilung  soll 
unter  den  Communal-Volksschulen  des  Bezirkes  nach 
einem  ävon  dem  Bezirks  vorstände  zu  bestimmendeu 
Turnus  wechseln,  so  dass  alljährlich  Kinder  einer 
anderen  Schule  betheilt  werden.  (Die  Schüler  der 
Knabenschule  am  Breitenfelde  (Albertplatz)  sind  von 
der  Betheilung  ausgenommen,  weil  für  diese  Schule 
schon  eine  ähnliche  Stiftung  besteht.) 

Die  Stifterin  starb  am  8.  Jänner  1866. 

Capit.:  1900  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  79  fl.  80  kr. 

Gestift.  Plätze:  4. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 

Pers:  Dieselbe. 

Persolvirung:  8.  Jänner  jedes  Jahres. 


Schmld 

Barbara. 
/.  Sp. 


Schmid 

Katharina. 
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SdiHid 

Leopold. 


Sehmid 

Leopold. 


Sehmid 

Leopold. 


Schmidlin 

oaehim  Alex, 
von. 
0.  A, 


Schmidlin 

Marianna, 

Freiin  von. 

./.  Sp. 


Schmidt 

Franz. 


Schmidt 

Caspar. 


Für  die  t  Ältesten  Pfründner  im  Grundspitale  St.  Ulrich. 
Capital:  200  fl.  ö.  W.  —  Jährliche  Interessen  8fl.  40  kr. 
Gestiftete  Plätze:  2. 
Persolvent:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  St.  Ulrich. 

Für  den  ältesten  Pfründner  im  Grundspitale  Leopold- 
Stadt,  der  am  Todestage  des  Stifters  für  diesen  zu 
beten  hat. 

Stiftb.  vom  20.  Juni  i86ö. 

Capit.:  100  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 
4  fl.  20  kr. 

Pers.:  Die  Verwaltung  des   Grundspitales  Leopoldstadt. 

Persolvirung:  27.  Juni  jedes  Jahres. 

Für  die  älteste  PfrQndnerin  im  Grundspitale  Leopoldstadt, 
die  am  Todestage  des  Stifters  für  diesen  zu  beten  hat. 

Stiftb.  vom  20.  Juni  1865. 

Capit.:  iOO  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 
4  fl.  20  kr. 

Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 

Persolvirung:  27.  Juni  jedes  Jahres. 

,  Für  eine  arme  Weibsperson. 
Stiftb.  vom  12.  October  1721. 

Capit.:  720  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  30  fl.  24  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  2  fl.  38*0  kr.  monatlieh. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Für  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  10.  December  1768. 

Capit.:  1417  fl.  55  kr.  ö.  W.   —   Jährl.  Interess.   59  fl. 

53  5  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  70  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  des  Universalerben. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  die  älteste  Person  des  Versorgungshauses  am  Alser- 

bach. 
Capit.:  1500  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  InteresF.  63  fl. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alser- 

bach. 
Persolvirung:  Täglich. 

Zur  Betheilung  eines  auf  der  Wioden  wohnenden  Armen 

auf  Lebenszeit. 
Stiftb.  vom  9.  Jänner  18i7. 

Capit.:  400  H.  ö.  \V.  —  Jährl.  Interess.  16  fl.  80  kr. 
Präs.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 
,  i*ersolvirung:  1.  März  und  I.  Soptimber  jedes  Jahres. 
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Schmidt 

Rosa. 


Schnabel 

Anna. 


Zur  Betheilung  Ton  siechen,  gebrechlichen  Pfründnem  im 

Versorgungshause  zu  Mauerbach. 
Stiftbrief  vom  «8.  August  1810. 

Capital:  2400  fl.  5.  W.—  Jährliche  Interessen  100  fl.  80  kr. 
Präsentant:    Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses   zu 

Mauerbach. 
Persolvent:  Dieselbe. 


Zur  Zahlung  des  Miethzinses  für  die  unentgeltliche  Arbeits- 
schule in  der  Gemeinde  St.  Ulrich  (eventuell  zur  Ver- 
theilung   unter   die  Pfründner   des  ■  Grundspital  es  St. 
Ulrich). 
Stift b.  vom  März  1871. 
Capit.:   300  fl.  ö.  "VV.   in  Werthpap.  —  Jährl.  Interüss. 

12  fl.  60  kr. 
Pers.:  Die  Vorsteher  des  Vn.  Bezirkes. 
Schnabl 
Maria  Anna.    Für  einen  armen  Dienstboten. 

Stiftb.  vom  1.  März  1746. 

Capit.:  1018  fl.40kr.ö.  W.  — Jähri.  Interess.  42  fl.  T?  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  3ö  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Schnltzenbanm 

Maria  Theresia,  Für  eine  arme  "Weibsperson, 
von.  Stiftb.  vom  26.  Juni  1850. 

.;.  Sp,         Capit.:  1815  fl.  20  kr.  Ö.W.— Jähri.  Interess.  Id  fl.  2i  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  6  fl.  monatlich. 
Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  nach  Maria  Josefa  v.  Wimpfling 

in  Graz. 
Pers.:  Magistrat. 
Schock 

Franz.         Zur  Verpflegung  von  Armen  im  Grundspitale  Neulerchen- 
feld. 
Stiftb.  vom  28.  September  1824. 
Capit.:  1160  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  48  fl.  72  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitalos  Noulerchenfeld. 

Schönberg 

Anna  Maria.    Für  eine  Person,  welche  arm  ist. 
/.  Sp,         Stiftb.  vom  30.  November  1750. 

Capit.:  1070  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  44  (1.  04  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 
Präs.:  Das  Stift  Klostemeuburg. 
Pers.:  Magistrat. 
Schoiilautz 
Maria  Rogina.    Für  vier  alte  Personen. 
J.  Sp.  Stiftb.  vom  4.  October  1759. 

Capit.:  7739  fl.  95  kr.  ö.  W.  —   Jähri.  Interess.  324  fl. 

87-5  kr. 
Gestift.  Plätze:  4  zu  ä  6  fl.  40  kr.  monatlich. 
Präs.:  Georg  Knieberg. 
Pers.:  Magistrat. 
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SehottoBStIft. 

F&r  die  Armen  Wiens  eine  jährliche  Spende  bestehend 
in  i5  Eimern  Wein  und  Brod  aas  1 5  Metzen  Roggenmehl. 
Stiftbrief  yom  8.  M&rz  1771. 
Präsentant:  Der  jeweilige  Abt  des  Schottenstiftes. 
Persolvent:  Der  Wiener  Gemeinderath. 
PersolTirung:  20.  J&nner  jedes  Jahres. 

ehottenfelder  „_,,.,  « ^       .^«-xa 

Gemeinde-     ^^^  Bekleidung  armer  Schulkinder  der  Gemeinde  Schotten- 
feld für  den  Winter. 

Stiflbrief  yom  11.  Mai  1844. 

Capit.:  3000  fl.  5.  W.  in  Werthpapieren;  durch  Samm- 
lung in  der  ehemaligen  Gemeinde  Sohottenfeld,  Ver- 
anstaltung Yon  Armenbällen,  Goncerten  etc.  entstanden. 
—  Jährl.  Interess.  126  fl. 

Präs.:  Die  Yorstehung  des  YII.  Bezirkes. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirang:  Christabend. 


Stiftung. 


Sehredt 

Georg. 


Schrey 

Eleonora. 


Für   arme,   zur  Seelsorge  untaugliche  Priester   in  Wien 

und  für  arme  Unterlehrer. 
Stiftb.  Tom  1.  September  1869. 
Capit.:  10.000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  420  fl.*) 
Präs.:  Bei  den  Priestern  das  f.  erzbischöfl.  Consistorium, 

bei  den  Unterlehrem  der  Wiener  Gemeinderath. 
Pers.:  Der  Wiener  Gemeinderath. 


Für  Lehijungen  armer  Gewerbsleute;  dieselben  erhalten 
während  der  Lehrzeit  zur  leichteren  Bestreitung  der 
Kleidung  jährlich  30  fl.  und  nach  beendeter  Lehrzeit 
40  fl.  auf  eine  Freisprechungskleidung.  Der  übrig- 
bleibende Rest  der  Interessen  ist  auf  Vorschüsse  an 
arme  Professionisten  in  Beträgen  von  50 — 60  fl.  zu 
verwenden,  die  dieselben  bei  Besserung  ihrer  Lage 
zurückzahlen  sollen.  Die  rückgezahlten  Beträge  sind 
als  Beihilfe  und  zur  Anschafi'ung  tou  Holz,  namentlich 
für  die  Armen  in  Penzing  zu  verwenden. 
Stiftb.  vom  8.  Mai  1804. 
Capit. :  16.450  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jährliche 

Interess.  690  fl.  90  kr. 
Gestift.  Plätze:  12. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Schropp 
hristof  Franz.  Für  arme  Männer  und  Weiber. 
J.  Sp,         Stiftb.  vom  17.  August  1779. 

Capit.:  10.801  fl.  o.  W.  —  Jährl.  Interess.  453  fl.  64  kr. 
Gestift.  Plätze:  3;  2  zu  k  10  fl.  40  kr.,  1  zu  14  fl.  70 kr. 

monatlich. 
Präs.:  Der  Chormeister  von  St.  Stefan  nebst  6  Curaten 
daselbst. 

Pers.:  Magistrat. 

*)  Die  Interessen   sind   für   die   beiden  Stiftungszwecke   zu  gleichen 
Theilen  zu  verwenden. 
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Scholl 

Josef  Anton. 
J.  Sp. 


Schwandner 

Georg  Gotthard, 

von. 

/.  Sp. 


Schwanner 

Veronica. 
/.  Sp. 


Schwan 

Anna  Francisca. 
J.  Sp. 


Schwarz 

Mathias. 


Schwarz 

Mathias. 


Schwarz 

Mathias. 


Für  2  alte  Weibspersonen. 

Stiftbrief  vom  1.  Juni  1770. 

Capital:  2950  fl.  ö.W.  —  Jährliche  Interessen  423  fl.  10  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  2  zu  ä>  4  fl.  85  kr.  monatlich. 

Präsentant:  Der  Chormeister  von  St.  Stefan. 

Persolvent:  Magistrat. 

Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiltb.  vom  46.  Juni  1772. 

Capit.:  1110  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  46  fl.  62  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  65  kr.  monatlich. 

Präs.:  Josef  von  Steidler. 

Pers.:  Magistrat 

Für  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  20.  Jänner  1753. 

Capit.:  1327  fl.  30  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.   55   fl. 

74-5  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  40.  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  12.  Februar  1752. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Abkömmlinge  der  Familie  Georg  Appel. 

Pers.:  Magistrat. 

Für    Pfründnerverpflegung    im    Bürgerversorgungshause 

(ehemals  Sieehenalsstiflung). 
Auf  Grund  des  Testamentes  vom  23.  November  1591. 
Capit:  33  fl.  20  kr.  —  Jährl.  Interess.  70  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 

Für  Verpflegung   der   BÜrgerspitals-Pfründner   (ehemals 

Klagbaumstiftung). 
Auf  Grund  des  Testamentes  vom  23.  November  l')9l. 
Capit:  33  fl.  20  kr.  —  Jährl.  Interess.  70  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 

Zur  Betheilung  armer  Criminal-Sträflinge. 

Stiftb.  vom  2.  März  1835. 

Capit:  80  fl.  ö.  W.  in  Wcrthpap,  —    Jährl.   Interessen 

3  fl.  36  kr. 
Präs.:  Magistrat 
Pers.:  Derselbe. 
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Sckwin 

oa  Mohrensteio,  Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 
Jacob.         Stiftbrief  Yom  1.  Mai  1831. 

Capital:   100  fl.  6.  W.   in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

4  fl.  20  kr. 
Persolvent:   Die  Vorstehong  des  Grundspitales  Leopold- 
stadt. 
Persolvirung:  4.  October  jedes  Jahres. 

Schwarz 

on  Mohrenstein,  Derselbe    hat   ausser   der   vorstehenden    Stiftung    noch 
J.'icob.  zwei  mit  derselben  ToUkommen   gleichlaatcnde  Stif- 

tungen und  zwar  gleichzeitig  gegründet,  so  dass  aus 
den  Interessen  des  Gesammtcapitales  per  300  fl.  ö 
W.  die  Pfründner  des  Grundspitales  Leopoldstadt 
Ton  der  Yorstehung  desselben  jährlich  am  4.  October 
mit  dem  Interessenertrage  von  zusammen  12  fl.  60  kr. 
betheilt  werden  können. 

Schweiger 

Anton.         Für  3  Buchdruckergehilfenswitwen. 

Stiftb.  vom  24.  November  1851  und  26.  October  1864. 
Capital:   1300  fl.  ö.  W.  —  JAhrl.  Interess.  54  fl.  60  kr. 
Gestiftete  Plätze:  3. 
Präs.:   Der  Vorstand   des   Gremiums   der  Buch-,    Stein- 

und  Kupferdrucker. 
Pers.:  Magistrat. 
Persolvirung:  Leopoldstag  jedes  Jahres. 

Sehweighofer 

(aria  Franeisca.Für  2  arme  Personen. 
J.  Sp.         Stiftb.  vom  24.  April  1761. 

Capit:  2150  fl.  ö.  W.  —  Jahrl.  Interess.  90  fl.  30  kr. 
Gestift.  Plätze:  2;  1  zu  3  fl.  80 kr.,  1  zu  3fl.  30 kr. monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  nach  Maria  Katharina  Seifert. 
Pers.:  Magistrat. 

Schweitzer 

Michael.       Für  die  dürftigsten  und  würdigsten  Armen  der  Gemeinde 

Hundsthurm. 
Stiftb.  vom  10.  Februar  1875. 
Capit.:  1100  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren  und  ein  Sparcassa- 

büchel  mit  58  fl.  40 kr.  ö.W.  —  Jährl.  Interess.  57  fl.  98  kr. 
Präs.:  Der  "Wiener  Gemeinderath. 
Pers.:  Derselbe. 
Persolvirung:  26.  Jänner  jedes  Jahres. 

Sebastian, 

Abt  zu  den     Für  eine  arme  Person  ohne  Unterschied  dos  Geschlechtes. 
Si-hotten.       Stiftb.  vom  21.  Februar  1696. 
('.  A,         Capit.:  710  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  29  fl.  82  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  2  fl.  33 '5  kr.  monatlich. 
Präs. :  Der  jeweilige  Abt  des  Sehottenstiftes 
Pers.  Magistrat. 
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Seeaii 

Johann,  Graf. 
/.  Sp. 


Seits 

Johann. 


Für  eine  arme  Manns-  und  Weibsperson. 

Stiftbrief  vom  iO.  September  1763. 

Capital:   2275  fl.  60  kr.  6.  W.   —  Jährliche   Interessen 

95  fl.  57-5  kr. 
Gestiftete  Plätze:  2  zu  ^  3  fl.  90  kr.  monatlich. 
Präsentant:    Die    Erben   nach    Johann    Freiherm    Ton 

Gudenus. 
Persolyent:  Magistrat. 

Zar  Erhaltung  des  Grundarmenhaoses  St.  Ulrich. 
Stiftb.  Tom  1.  März  1862. 

Capit.:  400  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  13  fl.  40  kr. 
Pers.:.  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  St.  Ulrich. 


Setti 

Lucas  Josef. 
/.  Sp. 


Interessen 


Sewald 

Mathias. 


Sejfried 

Joh.  Christian. 
/.  Sp, 


Siegl 

Magdalena. 


Simon 

Jacob. 


Für  eine  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  Tom  10.  Jänner  1754. 

Capit.:    1345   fl.   35    kr.    ö.   W.    —  Jährl. 

56  fl.  50-5  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  45  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 


Für  die  PfrQndner  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 
Capit.:  500  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  21  fl. 
Pers:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Neulerchenfeld. 
Persolvirung:  6.  September  jedes  Jahres. 

Für   eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  24.  März  1749. 

Capit.:  878  fl.  40  kr.  ö.  W,  —  Jährl.  Interess.  36  fl.  89  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  2  fl.  90  kr.  monatlich. 

Präs.:    Die   Rechtsnachfolger    und    Anverwandten    des 

Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  die  Armen  des  Armenhauses  in  Erdberg. 

Stiltb.  vom  12.  Juli  1864. 

Capit.:  300  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess.  12  fl. 

60  kr. 
Pers.:   Die  Verwaltung  der  2  Armenhäuser   in  Erdberg. 
Persolvirung:  18.  August  jedes  Jahres. 

Zur  Aufnahme  eines  christlichen  Ehepaares  in  das  Grand- 
spital Mariahilf. 
Stiftb.  vom  25.  Jänner  1787. 

Capit.:  1970  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  82  fl.  74  kr. 
Gestift.  Plätze:  2. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Mariahilf. 
Pers.:  Dieselbe. 
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Sliger 
Franz  Ignaz.    Zam  Holzankaofe  für  die  Armen  des  IX.  Bezirkes. 
Stiftbrief  Tom  24.  Deeember  1872. 
Capital:  14.000  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jahrliehe 

Interessen  588  fl. 
Präsentant:  Die  Vorstehung  des  IX.  Bezirkes. 
Persolvent:  Dieselbe. 
PersolYirung:  Weihnachtswoche  jed^  Jahres. 

Soldaten- 
Wittwen-Gross-  Die  Stiftungsbeträge  werden  jetzt  aus  dem  allgemeinen 
armeohaus-  Yersorgungsfonde  bezahlt. 

Stiftung.       Gestift.  Plätze:  25  zu  ä  10*5  kr.  täglich. 
Präs.:  K.  k.  General-Commando. 
Pers.:  Magistrat. 

Spann 

Fraoz  Anton  Ton.  Für  eine  alte  Person. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  4.  April  1750. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  42  fl. 
Gestiil.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  JoL  Ritter  von  Spaun. 
Pers.:  Magistrat. 

Spaim 

Friednch  Anton  Für  eine  arme  Person. 

von.  Stiftbr.  vom  10.  September  1759. 

/.  Sp.         Capit:  1180  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen   49  fl.  56  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  90  kr.  monatlich. 
Präs.:  Joh.  Ritter  von  Spaun. 
Pers.:  Magistrat. 

Spies 

Btorbara,       Für  zwei  arme  Manns-  oder  "Weibspersonen. 
Ton  Grassberg.  Stiftb.  vom  20.  Jänner  1781. 

/.  Sp.         Capit.:  3012  fl.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.    126  fl.  50  kr. 
Gestift.  Plätze:  2;  1   zu  5  fl.  10  kr.,  1  zu  4  fl.   90   kr. 

monatlich. 
Präs.:  Der  jeweilige  Pfarrer  in  der  Josefstadt. 
Pers.:  Magistrat 

Spitäler 

Anna.         Zur  Arm enbeth eilung  im  Grundspitale  Mariahilf. 
Stiftb.  vom  16.  März  1849. 
Capit.:  400  fl.  —  Jährt.  Interess.  16  fl.  80  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Mariahilf. 

SpringenfeU 

Ton  Leser,     Für  eine  Weibsperson.  • 

Maria  Salome.  Stiftb.  vom  1.  Februar  1780. 

J.  Sp.         Capit:  4070  fl.  ö.  W.  —  Jährt.  Interessen  44  fl.  94  kr. 
Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 
Präs.:   Die   Rechtsnachfolger   des   Ferd.    Freiherrn  von 

Brühl. 
Pers.:  Magistrat 

18 
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SprnUi 

Katharina. 
/.  Sp. 


Stalndl 

Joh.  Bernardin. 


Sprnk 

Andreas.       FQr  einen  armen,  Terlassenen  Dienstboten. 
J,  Sp.         Stiftbrief  vom  23.  December  1792. 

Capital:  1200  fl.   ö.  W.    —   Jährliche  Interessen  50   fl. 

40  kr. 
Gestiftete  Plätze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Magistrat. 
PersolTont:  Derselbe. 

Für  eine  arme  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  12.  Jänner  1737. 

Capit.:  898  fl.  40  kr.  ö.  W,  —  Jährl.  Interess.  37  fi.  73  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  2  fl.  95  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  der  Minna  Edlen  von  Porton- 

schlag-Ledermayer  geb.  Martinelly. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  ledige,  arme  Mannsperson. 

Stiftb.  vom  Jahre  1710. 

Capit.:  510  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  21  fl.  42  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  1  fl.  68*5  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Für  eine  Manns-  und  eine  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  1.  Juni  1770. 

Capit.:  2130  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  89  fl.  46  kr. 

Gestift.  Plätze:    2;    1  zu  3  fl.  40  kr.,    1  zu  3  fl.  65  kr. 

monatlich. 
Präs. :  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Starhemberg 

Josefa  Gräfin    Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson, 
von.  Stiftb.  vom  1.  December  1745. 

(?.  J.  Capit.:   990  fl.  ö.  W.   —  Jährl.  Interessen  41  fl.  38  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  28*5  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 

Starhon 

Franz.         Zur  Anschaflung  von  Kleidern  fiir  Pfründner  des  Grund- 

spitales  Mariahilf. 
Stiftb.  vom  1.  December  1846. 
Capit.:  225  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  8  fl.  40  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Mariahilf 

Steg^er 

Martin  Anton   Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson, 
von.  Stiftb.  vom  20.  Mai  1773. 

/.  Sp.         Capit.:  1090  fl.  —  Jähri.  Interess.  45  fl.  78  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  60  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  der  Anna  v.  Sillimann. 
Pers.:  Magistrat. 


Ständler 

Joh.  Nep. 
/.  Sp. 
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Steidler 

Josef  vöD. 


Steinbrecher 

Gebrüder. 


SteinbSck 

Josef. 


Sterne^ 

Johann  Günther 

Friedrich. 

J.  Sp. 


Sti«rb5ck 

Barbara. 


Stipperger 

Lucas. 


St5pieni 

Jost'fa. 
•/.  Sp. 


Für  einen  dareh  Unglücksfälle  Terarmten  Wiener  Bürger. 

Stiftbrief  vom  3.  M&rz  1863. 

Capital:  1000  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  JÄhrliche 

Interessen  ii  fl. 
Präsentant:  Der  Bürgermeister  von  Wien. 
Persolvent:  Magistrat. 

Zur  Betheilung  von  fünf  armen  Bürgern  im  Yersorgungs- 

hause  mit  je  1  fi.  Silber. 
Stiftb.  vom  3.  Februar  1863. 
Capit.:  800  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.   —  Jährl.  Interess. 

33  fl.  60  kr. 
Gestift.  Plätze:  5. 
Präs. :  Der  Wieaer  Gemeinderath. 
Pers.:  Derselbe. 

Für  die  Pfründner  des  Grundspitales  Mariahilf.  *) 
Capit:  160  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  6  fl.  30  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Mariahilf. 

Für  einen  armen  mühseligen  Mann. 

Stiftb.  vom  2.  Jänner  1739. 

Capit.:  1127  fl.  30  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  47  fl.  35  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  70  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Descendenten  des  Sohnes  des  Stifters. 

Pers.:   Magistrat. 

Für   den   Inhaber   dos   Bettes   Nr.   63   im  Grundspitale 

Leopoldstadt ' 
Stiftb.  vom  19.  April  1836. 
Capit:  100  fl.   ö.  W.   in  Werthpap.   —  Jährl.  Interess. 

4  fl.  20  kr. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  Grundspitales  Leopoldstadt 
Persolvirung :  4.  Oetober  jeden  Jahres. 

Zum  Ankaufe  von  Brennholz  für  die  Institutsarmen. 

Stiftb.  vom  25.  Mai  1825. 

Capit:  500  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess.  21  fl. 

Präs.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  Mariahilf. 

Pers.:  Dasselbe. 

Persolvirung:  Im  Jänner  jedes  Jahres. 

Für  einen  in  Wien  verarmten  Mann. 

Stiftb.  vom  25.  Mai  1735. 

Capit:  1040  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  43  fl.  68  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  "S  fl.  45  kr.  monatlich. 

Präs.:  Carl  von  Stögnern  und  dessen  Rechtsnachfolger. 

Pers.:  Magistrat. 


*)  Für  Arme  überhaupt  gewidmet,  bisher  den  Pfründnem  des  Grund- 
spitales Mariahilf  erfolgt. 

18* 
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Stönl 

Eya  Marie. 
/.  Sp, 


St5pp 

Elisabeth. 
J,  Sp. 


Stokhammer 

Maria  Barbara. 
/.  Sp, 


Storseck 

Maria  Anna. 
/.  Sp, 


Stols 

Franz. 


Straka 

Adam. 


Strass 

Johann. 


Für  eine  Manns-  und  eine  Weibsperson. 

Stiftbrief  vom  1.  Februar  1769. 

Capital:  ttlt  fl.  65  kr.  ö.  W.— J&hrliehe  Interessen  95  fl.  45  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  2  zu  ä>  3  fl.  75  kr.  monatlich. 

Pr&sentant:  Der  Prior  des  Dominicanerklosters  in  Wien. 

Persolyent:  Mag^trat 

Für  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  11.  November  1770. 

Capit.:  1115  fl.  50  kr.  ö.  W.  —  JÄhri.  Interess.  46  fl.  85  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  70  kr.  monatlich. 

Präs.:  Der  Bürgermeister  der  Stadt  Wien. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  arme  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  22.  Juli  1771. 

Capit.:  1080  fl.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  45  fl.  36  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  nach  Hermann  Grafen  Stokhammer. 

Pers.:  Magistrat 

Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  1.  October  1774. 

Capit.:  1200  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  50  fl.  20  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 

Präs.:  Dr.  Anton  Wurmser,  Landesadvocat  in  Gratz. 

Pers.:  Magistrat. 

Zur  Anschaffung  eines  Sparcassabuches  für  ein  Mädchen 

des  I.  Communal- Waisenhauses. 
Stiftb.  vom  10.  August  1865. 
Capit.:  950  fl.  ö.  W^  in  Werthpap.  —  Jährl.   Interess. 

39  fl.  90  kr. 
Präs.:  Die  Vorstehung  des  YII.  Bezirkes  über  Vorschlag 

des  Waisenhausvaters. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Schluss  des  Schuljahres. 

Für*  die  Armen  des  Pfarrbezirkes  St.  Carl  auf  der  Wieden. 

Stiftb.  vom  2.  Jänner  1865. 

Capit.:  1150  fl.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  57  fl.  12  kr. 

Präs.:  Der  Pfarrer  zu  St.  Carl. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 

Persolvirung:  16.  Februar  jedes  Jiüures. 

Für  die  würdigsten  Pfründner  des  Bürgerspitales,   vor- 
züglich Leopoldstädter. 
Stiftb.  vom  28.  Juni  1836. 

Capit.:  420  fl.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  17  fl.  64  kr. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirnng:  Geburtstag  des  Landesfürsten. 
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Strasser 

Paal. 


Ntraab 

Johann. 


Strangs 

Elisabeth. 


Strani» 

Maria  Helene. 


Stricker'sche 

Stiftung. 


Strohmayr 

Theresia. 
/.  Sp. 


Statteregrgrcr 

Ursula. 
/.  Sp. 


Taferner'sche 

Stiftung. 


Znm  Brodankaufe  fllr  Bürgerladpfründner  bestimmt 
Stiftb.:  Mag.-Decret  vom  15.  Juni  1847,  Z.  73612.  (Diese 

Süftung  besteht  seit  1656.) 
Capital:  100  fl.  5.W.  Satzpost.  —  J&hrliche  Interessen 

2  fl.  52  kr. 
Präsentant:  Magistrat. 
Persolyent:  Derselbe. 

Zur  Anschaffung  ron  Kleidern   filr  die  Pfründner   des 

Grundspitales  Mariahilf. 
Gapit:  300  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  12  fl.  60  kr. 
Pers.:  Die  Yorstehung  des  Grundspitales  Mariahilf. 

Zur  Unterstützung  von  6  armen  Familien  in  Wien. 

Stiftb.  Tom  27.  März  1845. 

Capit:  2350  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  98  fl.  70  kr. 

Gestift  Plätze:  6. 

Pers.:  Magistrat 

Persolyirung:  Jährlich. 

Für  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  1.  November  1781. 

Gapit:  1200  fl.  ö.  W.  ^  Jährl.  Interessen  50  fl. 

Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  95  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  nach  Leopold  Tichy. 

Pers.:  Magistrat. 

FQr  Arme  der  Pfarre  Laimgrube. 

Gapit.:  200  fl.   ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jährliche 

Interessen  8  fl.  40  kr. 
Präs.:  Das  Pfarr- Armeninstitut  Laimgrube« 
Pers.:  Dasselbe. 

Für  eine  alte  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  24.  Jänner  1773. 

Capit.:  1090  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  45  fl.  78  kr. 

Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  60  kr.  monatlich. 

Präs.:   Die   Universalerben  der  Stifterin,  eventuell   die 

Anverwandten  der  Garreisischen  Familie. 
Pers.:  Magistrat 

FQr  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  1.  Jänner  1763. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  42  fl. 

Gestift  Plätze:  1  zu  3  fl.  50  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Magistrat 


Für  Arme  der  Pfarre  Laimgrube. 

Capit.:   50   fl.    ö.   W.   in  Werthpapieren. 

Interessen  2  fl.  10  kr. 
Präs.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  Laimgrube. 
Pers.:  Dasselbe. 


Jährlicht; 
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Telbler 

Maria  Barbara. 
/.  Sp. 


Teningrer 

Josef. 
J.  Sp. 


Tepser 

Josef  Johann 
Edler  von. 


Theyer 

Josef. 


Throncr 

Franz. 


Thür 

Maria  Theresia. 
/.  Sp. 


TiUher 

Margaretha. 


Für  einen  armen  Mann  oder  ein  armes  Weib. 
Stiftbrief  vom  25.  Juni  1763. 

Capitel:  888  fl.  ö.W.  —  Jährliche  Interessen  37  fl.  29*3  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  2  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Die  Descendenten  der  Stifterin. 
Persolvent :  Magistrat. 

Für  t  arme  Personen  (Männer  oder  Weiber). 

Stiftb.  vom  12.  Juli  1747. 

Capit.:  2667  fl.  85  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  lU  fl.  S:;  kr. 

Oestift.  Plätze:  2  zu  ^  4  fl.  20  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  der  M.   Anna   v.   Bomberg. 

Pers.:  Magistrat. 

Zur  Entlohnung  für  Unterricht  nnA  zur  Anschaffung:  von 
Kleidung  und  Schreibrequisiten  für  80  arme  Kinder 
der  Piarrschule  Lichtenthai. 

Stiftb.  vom  14.  Jänner  1768. 

Capit.:  7700fl.ö.W.inWerthp.— Jähri.Interess.323fl.  40kr. 

Präs.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  Lichtenthai. 

Pers.:  Dasselbe. 

Zur  Anschafl'ung  von  Kleidungsstücken  für  arme  Schulkinder. 
Stiftb.  vom  28.  November  1828. 

Capit:    1300  fl.  ö.  W.   in  Werthpap.    und  U  fl.  60  kr. 
Sparcasse-Einlage.  —  Jährl.  Interessen    Jii  fl.  60  kr. 
Präs.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  Margaretheu. 
Pers.:  Dasselbe. 

Für    6    Arme    der    Gemeinde  Wiedon;    Verwandte    des 

Stifters  haben  den  Vorzug. 
Stiftb.  vom  19.  Octobor  1835, 
Capit.:  4800  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interesson 

201  fl.  60  kr. 
Gestift.  Plätze:  6. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Am  1.  jeden  Monats. 

Für  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  10.  October  1779. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jfihri.  Interess.  42  fl. 

Gestift.  Plätze:  f  zu  3  fl.  50  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Magistrat. 


Für  Arme. 

Stiftb.  vom  31.  August  1773. 

Capit.:   800  fl.  ö.  W.  in  Werthpap. 

33  fl.  60  kr. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Persolvirung:  Am  Jahresschlüsse. 


—  Jährl.  Interessen 
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natt 

Bartholom&os  ^^^  ^  ^^^^  mahselige  Männer. 
Freiherr  von.  Stifibrief  vom  14.  Deeember  1728. 

J.  Sp         Capital:  2653 fl.  6.W.~J&hrliche  Interessen  111  fl.  42*5 kr. 
Gestiftete  Pl&tse:  3  sn  ii  2  fl.  90  kr.  monatlieh. 
Präsentant:  Carl  Freih.  t.  Unti  n.  dessen  Rechtsnachfolger. 
Persolrent:  Magistrat 
Tlntl 
Barfholomftus  P*^  *  *""«  Personen. 
Freiherr  von   Stiftb.  vom  1.  April  1753. 

y.  Su       '  Capit.:  1878  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  78  fl.  87  5  kr. 
^^     Gestia  Plätze:  2  xn  3  fl.  10  kr.  monatlieh. 

Präs.:  Carl  Freiherr  von  Unti  nnd  dessen  Rechtsnachfolger. 
Pers.:  Magistrat 
Tobiseh 
sef  Ritter  von  ^^^  ®^°^  ^^™^  Witwe  der  Gemeinde  Wieden. 
'  Stiftb.  vom  26.  Mai  1858. 

Capit:  1000  fl.  5. W.  in  Werthpap.  —  Jählirl.  Interess.  42  fl. 
Präs.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 

Persolvimng:  25.  Februar,  25.  Mai,  25.  August,  25.  No- 
vember jedes  Jahres. 
Todesco 

Hermann.      Zur  Erbauung  eines  Hospizes  zu  Weikersdorf  bei  Baden, 

in  welchem  nach  Zulässigkeit  des  Raumes  arme  Per- 
sonen, welche  zur  Herstellung  ihrer  Gesundheit  die 
Badener  Heilquellen  bedürfen,  Wohnung  und  unent- 
geltliche ärztliche  Hilfe  erlangen.  Das  Hospiz  ist  zur 
Hälfte  zur  Aufnahme  you  Personen  christlicher  Reli- 
gion, zur  andern  Hälfte  fär  Personen  israelitischer 
Confession  bestimmt.  Das  Nähere  über  diese  Stiftung 
siehe  in  dem  Absätze  »Krankenpflege«  im  II.  Theile 
dieser  Abhandlung. 
Stiftb.  Yom  22.  August  1846. 
Capit:  20.000  fl.  C.  M. 
Gestift  Plätze:  Durchschnittlich  40. 
lieber  die  Art  der  Besetzung  der  Plätze   bestimmt  der 
§.  5  des  Stiftbriefes  Folgendes:    Die  Wahl  der  auf- 
zunehmenden Personen   christlicher  Confession  steht 
dem  jeweiligen  Bürgermeister  der  Stadt  Wien   und 
der   Herrschaft  Weikersdorf  nach   dem   getroffenen 
Einvernehmen  in  der  Art  zu,  dass  der  Bürgermeister 
von  Wien  die  Hälfte  der  Plätze,  jedoch  vorzugsweise 
an  arme  Wiener  Bürger  vergebe;   die  andere  Hälfte 
der  christlichen  Badebedürftigen  wählt  die  Herrschaft 
Weikersdorf.  Beide  sollen  auf  etwaige  Empfehlungen 
des  Stifters  thunlichsten  Bedacht  nehmen.  Die  israe- 
litischen Badebedürftigen   schlägt  der  Vorstand   der 
Wiener  israelitischen  Cultusgemeinde  vor.  Die  letzte 
Bestimmung    der   Aufnahme    bleibt   den    männlichen 
Nachkommen  des  Stifters  nach  dem  Grundsätze  der 
Primogenitur  für  alle  Zeiten  vorbehalten. 
Pers.:  3Iagistrat 
Persolvirung:  Badesaison. 
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Todesco 

Eduard  Freih.  y.  Zar  Vertheilung  an  verschämte  hiesige  Arme,  vor  Allem 

an  solche,  die  dem  Eleingewerbestande  angehört  haben, 
oder  noch  angehören,  ohne  Unterschied  der  Confession, 
mit  besonderer  Berücksichtigung  von  Siechen  und  Kran- 
ken mit  Beträgen  von  wenigstens  40  fl.  ö.  W. 

Stiftbrief  vom  28.  September  1874. 

Capital:  10.000  fl.  ö.W.  in  Werthpapieren.  —  Jahrliche 
Interessen  420  fl. 

Präsentant:  Der  Wiener  Gemeinderath. 

Persolvent:  Der  Bürgermeister. 

Persolvirung:  2.  December  jedes  Jahres.  . 


Tognietto 

Franz. 
J.  Sp. 


Tomaschek 

Anton. 


Für  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  30.  December  1756. 

tJapit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 


Zum  Brodankaufe  für  Arme  der  Gemeinde  Wieden. 

Stiftb.  vom  15.  Juli  1858. 

Capit.:  600  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interessen 

25  fl.  20  kr. 
Präs.:  Die  Vorstehung  des  IV.  Bezirkes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Zur  Winterszeit. 


Tonssaint 

Franz  Josef. 
/.  Sp. 


Für  eine  alte  Mannsperson. 

Stiftb.  vom  10.  November  1750. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 

Gestiftete  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 

Präs.:   Josef  Grat  Seitern  und  dessen  Rechtsnachfolger 

Pers.:  Magistrat. 

Trenk 

Freiherr  von.    Zur  Erhaltung  von  30  Armen. 
G.  A,  Stiftb.  vom  18.  December  1752. 

Capit.:  28.31)5  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  1186  fl.  79  kr. 
Gestift.  Plätze:    30;    29  zu  ä  3  fl.   18  5  kr.,    1  zu  2  fl. 

58  5  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Trier 

Rosine  Magda-  Für  eine  arme  Weibsperson, 
lena.  Stiftb.  vom  i.  August  1756. 

/.  Sp.         Capit.:    868  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.   3(1  fl.  45:;  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  2  fl.  95  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat. 


881 


TneUtskj 

Ignaz. 


üehleia 

Anna. 


Uhlfeld 

Aooa  Maria 

Gräfin. 

l  Sp. 


Ulrich 

Elisabeth. 


Ulrich 

Leopold. 


Für  die  Hansmeisters-Eheleute  des  Stifters  und  nach  deren 

Ableben  für  Jena,  welche  deren  Bettnummer  im  Grnnd- 

BDitale  Leopoldstadt  innehaben. 
Stiflbrief  yom  1.  J&nner  1858. 
Capital:  2000  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.   —  Jährliche 

Interessen  84  fl. 
Gestiftete  Pl&tze:  S. 
Persolyent:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Leopold- 

Stadt. 
Persolyirong:  1.  J&nner  and  1.  Jnli  jeden  Jahres. 

FürdiePfründnerinnendesYersorgungshanses  für  erwerbs- 
unfähige  weibliche  Dienstboten  auf  der  Landstrasse. 
Diese  haben  am  2.  und  26.  Juli  (Namens-  und  Sterbe- 
tag der  Stifterin)  den  für  die  Stifterin  in  der  Pfarre 
zu  St.  Rochus  und  Sebastian  zu  lesenden  heil.  Messen 
beizuwohnen  und  sind  hiefür  jedesmal  mit  10  kr.  zu 
betheilen. 

Stiflb.  vom  30.  Juni  1864. 

Capit.:  800  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  JährL  Interessen 
32  fl.  40  kr. 

Präs. :  Der  Vorsteher  des  III.  Gemeindebezirkes  als  Leiter 
des  Versorgungshauses  für  erwerbsunfähige  weibliche 
Dienstboten,  III.  Bez.,  Rochusgasse  Nr.  8. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  III.  Bezirkes. 

Persolvirung:  2.  und  26.  Juli  jeden  Jahres. 

Für  einen  armen  Dienstboten. 

Stiftb.  vom  7.  August  1751. 

Capit.:   934  fl.   40  kr.  ö.  W.  —  Jähri.  Interessen  39  fl. 

24-5  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  10  kr.  monatlich. 
Präs.:  Graf  v.  Waldstein- Wartensberg. 
Pars.:  Magistrat. 

Für  alle  Armen  des  Grundspitales  Leopoldstadt,  welche 
dem  für  die  Stifterin  abzuhaltenden  Requiem  bei- 
wohnen. 

Stiftb.  vom  4.  Sept.  1850. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interessen 
42  fl. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Leopoldstadt. 

Persolvirung:  4.  October  jedes  Jahres. 

Für  den  Inhaber  des  Bettys  Nc.  15  im  Grundspitale  Leo- 
poldstadt. 
Stiftb.  vom  22.  Juni  1849. 
Capit.:  100  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interessen 

4  fl.  tO  kr. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Leopoldstadt, 
Persolvirung:  4.  October  jedes  Jahres. 
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Unger 

Georg. 


Unger 

Qeorg. 


Unkhfelder 

Georg. 


Yalentiii 
A. 


Yalentin 

A. 


Zum  Ankaufe  von  Schuhen,  Büchern  und  Schreibmaterialien 

für  arme  Schüler  der  Schule  am  Strozzengrund.  *) 
Stiftbrief  vom  29.  Februar  1844. 
Capital:  1000  fl.  ö.  W,  in  Werthpapieren.   —  Jährlich e% 

Interessen  42  fl. 
Präsentant:  Der  Oberlehrer  der  Schule  am  Strozzengrund. 
Persolvent:  Die  Vorstehung  des  VIII.  Bezirkes. 
Persolvirung:  Februar  jedes  Jahres. 

Zur  Lesung  von  heil.  Messen  und  Betheilung  von  Pfründ- 
nem  im  Versorgungshause  am  Alserbach. 

Stiftb.  vom  32.  October  1847. 

Capit.:  2500  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  105  fl. 

Gestift.  Plätze:  HO. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alsor- 
bach. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  15.  März  jedes  Jahres. 

Zur  Speisnng  von  12  armen  alten  Männern. 

Stiltb.  vom  21.  Juni  1848. 

Capit.:  100  fl.  —  Jährl.  Interess.  4  fl.  20  kr. 

Gestift.  Plätze:  12. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Persolvirung:  25.  Juli  jedes  Jahres. 

Zur  Lesung  einer  heil.  Messe  und  ßetheilung  von  Pfründ- 
nern  im  Versorgungshauso  zu  Mauerbach. 

Stiftb.  vom  15.  November  1844. 

Capit.:  500  fl.  —  Jähri.  Interess.  21  fl. 

Gestift.  Plätze:  60. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  zu  Mauer- 
bach. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  30.  December  jedes  Jahres. 

Zur  Lesung  einer  heil.  Messe  und  Betheilung  der  Pfrund- 

ner  dos  Versorgungshauses  zu  Ybbs. 
Stiftb.  vom  16.  November  1844. 
Capit.:  500  fl.  —  Jährl.  Interess.  21  fl. 
Gestift.  Plätze:  60. 

Präs.:    Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  zu  Ybbs. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  22.  Juni  jedes  Jahres. 


'*')  N:ieh  Aufhebung  der  Schulprämien  wurde  die  ehemalige  Unger'sche 
Schulprämien-Stiftung  mit  dieser  üngefschen  Bekleidungs-Stiftung 
im  Jahre  1868  vereinigt.  (Der  Oberlehrer  erhält  aus  den  Interessen 
5  fl.) 
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Teiiora 

laria  Apollonia  Für  12  arme  Personen. 
Ton.  Stiflbrief  vom  1.  Mai  1725. 

G.  A,         Capital:  13.020  fl.  ö.  W.  —  Jährliche  Interessen  545  fl. 
U  kr. 
Gestiftete  Plätze:  12;  8  zu  &  3  fl.  73  5  kr.,  4  zu  &  3  fl. 

38*5  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Das  k.  k.  Landesgericht  Wien  in  Civilsachen. 
Persolyent:  Magistrat. 

Vogrl 

ohann  lieorg.  Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 
O.  A.  Stiftb.  vom  1.  November  1745. 

Capit.:  905  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  37  fl.  81  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  2  fl.  98*5  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  £rben  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 

Vaehslnnger 

Anton.         Für  eino  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 
J.  \Sp.  Stiftb.  vom  1.  Februar  1752. 

Capit.:  1171  fl.  ö.  W.  -    Jährl.  Interess.  49  fl.  18  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  5  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Universität  Wien. 

Pers.:  Magistrat. 

Wällisch 

B;irbara.       Für  wahrhaft  Arme  der  ehemaligen  Vorstadt  Windmühle. 
Stiftb.  vom  30.  October  1800. 
Capit.:  9720  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

408  fl.  24  kr. 
Präs.:  Der  Vorstand  des  VI.  Bez.  im  Ein  Verständnisse 

mit  den  Pfarrverwesorn  der  Pfarre  Gumpendorf  und 

ob  der  Laimgrube. 
Pers.:  Die  Vorstehung  des  VI.  Bez. 
Persolvirung:  Alljährlich  zu  Weihnachten. 

aiseiLstifiang 

es  ili-mokrati-  Für  einen  Zögling  des  1.  städt.  Waisenhauses, 
irhfü  Vereines  Die  Errichtung  des  Stiftbriefes  ist  im  Zuge. 
am  Neubau.     Capit.:  200  fl.  ö.  W.  Sparcassabuch. 

Präs.:  Der  Waisonhausvater. 

Pers.:  Derselbe. 

Persolvirung:  Christabend. 

Vaisenstiftmig 

:s  Gremiums  der  Zur  Berichtigung  der   Verpflegskosten  für  die  in  städt. 
AViener  Waisenhäusern    «aufgenommenen    Waisen    von    Mit- 

auüuannsehalt.       gliedern  des  Gremiums. 
Stiftb.  vom  2ü.  Jänner  1864. 
Capit.:  9150  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

403  fl.  80  kr. 
Pers.:  Magistrat. 
Das  Capital  wird  vorläufig  fructifieirt. 
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Waisensilftmigr 

des  Ingenieur-  Zum  Ankaate   von   Christgesehenken,  abwechselnd  fS 
und  Arohitekten-      die  Kinder  der  beiden  st&dtischen  und  des  k.  k.  Waisen. 
Vereines.  bauses. 

Mag.-Pr^.-Deeret  vom  16.  April  1866,  Z.  1699. 
Capital:  5800  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jährlich 

290  fl. 
Persolvent:  Magistrat. 
Persolyirung:  Christabend. 

Ifaldan« 

Zur  Betheilung  von  Hausannen. 

Stiftb.  vom  26.  Juli  1861. 

Capit.:  1200  fl.  ö.  W.  —  JAhrl.  Interess.  50  fl.  40  kr. 

Pr&s.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  St.  Stefan. 

Pers.:  Dasselbe. 

Persolyirung:  Monatlich. 

Ifallsegg 

Georg  Leopold  Für  drei  Manns-  oder  Weibspersonen  und  ein  Kind, 
von.  Stiflb.  vom  i.  MArz  1710. 

Q.  A,  Capit.:  2725  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  114  fl.  45  kr. 

Gestift.  Plätze:  3  zu  &  3  fl.  3*5  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  und  Descendenten  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 

Wanket 

Kaimund  Josef.  Für  zwei  alte  Männer  und  zwei  alte  Weiber. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  29.  September  1731. 

Capit.:  4602  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  193  fl.  28  kr. 
Gestift.  Plätze:  4;  3  zu  ä  4  fl.  20  kr.,  1  zu  2  fl.  70  kr. 

monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Wappler 

Maria  Theresia.  Für  eine  arme  Person. 

/.  5p.  Stiftb.  vom  10.  October  1765. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  30  kr.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Wasserburger 

Theresia.       Für  zwei  arme  Witwen,  deren  Männer  am  längsten  in 

dem  Wasserburger'schen  Geschäfte  waren. 
Stiftb.  Vom  1.  Juni  1873. 

Capit.:  8100  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  340  fl.  20  kr. 
Gestift:  Plätze:  2. 

Pers.:  Die  Yorstehung  des  IX.  Bezirkes. 
Wassmayer 
Maria  Elisabeth.  Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 
/  Sp,         Stiftb.  vom  18.  August  1772. 

Capit.:  1330  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  55  fl.  86  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  65  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  nach  Johann  Paul  Renfort. 
Pers:  Magistrat. 


286 

Weber 

Eleonora.      Zar  Erriehtimg  eines  Bettee  im  Johannesspitale   (derzeit 
l  Sp.  zar  Betheuung). 

Stiftbrief  vom  11.  Kovember  1784. 
Capital:  1350  fl.  Ö.W.  ~  J&hrliche  Interessen  56  fl.  70  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  1  zu  4  fl-  15  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Magistrat 
Persolvent:  Derselbe. 
Weebern 
Maria  C&eilia  Für  eine  alte  "Weibsperson. 
Edle  von.       Stiftb.  vom  9.  Mai  1733. 

/.  Sp,         Gapit.;  1038  fl.  40  kr.  —  Jährl.  Interess.  43  fl.  61  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1  zn  3  fl.  55  kr.  monatlich. 
Prfts.:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Pers.:  Magistrat 
Welgarth 

Konigunde.     Für  eine  arme  Person. 
/.  Sp.         Stiftb.  vom  8.  J&nner  1748. 

Capit:  998  fl.  40  kr.  ö.W.^  J&hrl.  Interess.  38  fl.  99  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1  za  3  fl.  8  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Die  Erben  nach  Anna  Rosina  Eircher. 
Pers.:  Magistrat 
Weller 
?oaz  und  Elise.  Für  einen  Stiftplatz  im  Bürgerspitale  (derzeit  znr  Ver- 
pflegung von  Bürgerspitalspfründnem). 
Stiftb.  vom  7.  August  1807. 

Capit:  1200  fl.  ö.  W.  —  Jfthri.  Interess.  50  fl.  40  kr. 
Pr&s.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Weiss 
tieresia  Christ  Für  2  arme  "Weiber. 

/.  Sp.  Stiftb.  vom  16.  October  1771. 

Capit:  2558  fl.56  kr.  ö.W.  —  J&hrl. Interess.  107  fl.  46  kr. 
Gestift  Plätze:  3;  2  zu  &  3  fl.,  1  zu  2  fl.  50  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat 
Pers.:  Derselbe. 
Weissenberg 

hann  Theodor.  Für  ein  armes  Weib  und  einen  armen  Mann. 
J.  Sp.  Stiftb.  vom  17.  October  1730. 

Capit:  2418  fl.  60  kr.  ö.W.— Jährl.  Interess.  101  fl.  80  kr. 
Gestift.  Platze:  2  zu  &  4  fl.  15  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Weissenpalm 

sef  Edler  von.  Zur  Unterstützung  von  Criminalstr&flingen  nach  Ent- 
lassung aus  ihrer  ersten  Haft  mit  mindestens  10  fl. 
C.  M.,  wenn  sie  zum  ersten  Male  in  der  Strafe  waren 
und  gegründete  Hoffnung  auf  Besserung  geben. 

Stiftb.  vom  6.  M&rz  1827,  15.  Juni  1837. 

Capital:  750  fl.  C.  M.  und  47.650  fl.  ö.  W.  in  Werthpap. 
—  Jährl.  Interess.  2058  fl.  50  kr. 

Präs. :  Das  k.  k.  Landesgericht  in  Strafsachen  in  Wien 

Pers.:  Dasselbe. 


286 


Weitmflller 

Anna. 


Welser 

Mathias. 


Weltz 

Ferdin.  Carl 

Graf  von. 

6'.  A, 


Weltz 

Ferdin.  Carl 

Graf  von. 

Q.  A. 


Weltz 

Ferdin.  Carl 

Graf  von. 

G,  A. 


Weibs 

Ferdin.  Carl 

Graf  von. 

Q.  A. 


Zar  Betheilang   von   ^4   Burgern   und   BQrgerinnen    im 

Bürgerspitale. 
Stiftbrief  vom  31.  J&nner  1837. 

Capital:  320  fl.  5. W.  —  Jährliehe  Interessen  i3fl.  44  kr. 
Gestiftete  Plätze:  48. 
Präsentant:  Bürgerspital. 
Persolvent:  Dasselbe. 
Persolvirung:  25.  April  und  6.  October  jedes  Jahres. 

Für  Arme. 

Stiftb.  vom  14.  November  1850. 

Capit.:   4600  fl.   ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jährliche 

Interessen  423  fl.  60  kr. 
Gestift.  Plätze:  180. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Persolvirung:  Jänner  und  November  jedes  Jahres. 

Für  2  arme  Weiber. 

Stiftb.  vom  31.  December  1702. 

Capit.:  ♦) 

Gestift.  Plätze:  2  zu  4  fl.  13*5  kr.  monatlich. 

Präs.:   Die  Erben  und  Nachkommen  des  Stifters,  derzeit 

die  Familie  Kaunitz. 
Präs.:  Magistrat. 

Für  ein  armes  Kind. 

Stiftb.  vom  1.  August  1704. 

Capit.:  *) 

Gestift.  Plätze  1  zu  2  fl.  53*5  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben    und  Nachkommen  des  Stifters,  derzeit 

die  Familie  Kaunitz. 
Präs.:  Magistrat. 

Für  ein  armes  Kind. 

Stiftb.  vom  1.  December  1704. 

Capit.:  *) 

Gestift.  Plätze:  1  zu  2  fl.  33*5  kr.  monatlich. 

Präs.:   Die  Erben  und  Nachkommen  des  Stifters,  derzeit 

die  Familie  Kaunitz. 
Präs.:  Magistrat. 

Für  einen"  verheirateten^ Hausarmen. 

Stiftb.  vom  1.  März  1707. 

Capit.:  *) 

Gestift.  Plätze:  1  zu  5  fl.  63*5  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  und  Nachkommen  des  Stifters,  derzeit 

die  Familie  Kaunitz. 
Pers.:  Magistrat. 
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Weltz 

Ferdin.  Carl 

Graf  von. 

O.  A. 


Weimer 
Mathias. 


FerdiiLCarl    Für  eine  arme,  ledige  Mannsperson. 
Graf  von.       Stiflbrief  vom  1.  April  1708. 
a,  A,  Capitel  ♦) 

Gestiftete  Pl&tze:  1  zu  4  fl.  93*5  kr.  monatlich. 
Pr&sentant:  Die  Erben  und  Nachkommen  des  Stifters,  der- 
zeit die  Familie  Eaunitz. 
Persolvent:  Magistrat. 

Für  hausarme  Mannspersonen. 

Stittb.  vom  9.  M&rz  1713. 

Capit.  ♦) 

Gestüt  Pl&tze:  2;  1  zn  3  fl.  43*5  kr.,  1  zu  5  fl.  63*5  kr. 

monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  und  Nachkommen  des  Stifters,  derzeit 

die  Familie  Eannitz. 
Pers  :  Magistrat. 

Zar  Ausstattung  von  armen  wohlgesitteten,  verwaisten 
6ürgerst6chtem  und  zur  Armenbetheilung. 

Stiftb.  vom  19.  August  1852. 

Capit:  83.900  fl.ö.W.. in  Werthpap.  -~  J&hrl.  Interessen 
3960  fl. 

Pr&s  :  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Für  eine  arme  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  30.  Juni  1759. 

Capit:  1683  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  70  fl.  68-5  kr. 

Gestift  Pl&tze:  1  zu  5  fl.  55  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Verwandtschaft  des  Universalerben. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  2  arme  Manns-  und  2  arme  Weibspersonen. 
Stiftb.  vom  16.  Juli  1747. 

Capit:  4580  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  192  fl.  36  kr. 
Gestift.  Plätze:  4;  2  zu  &  4  fl.  15  kr.,  1  zu  3  fl.  50  kr., 

1  zu  3  fl.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Wenzelli 

Maria  Josefa    Für  eine  Weibsperson. 
Edle  von.       Stiftb.  vom  14.  M&rz  1781. 
J.  Sp.         Capit:   1345  fl.  35  kr.   ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  56  fl. 

50  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  45  kr.  monatlich. 
Präs.:  Der  Convent  der  Salesianerinnen  am  Rennweg. 
Pers.:  Magistrat 


Wendl 

Ottilia. 
J.  Sp. 


Wenzeln 

Arnold  Filipp. 
J.  Sp. 


*)  Das  Stiftungscapital  für  sämmtliche  Ferd.  Carl  Graf  von  Weltz'sche 
Stiftungen  betr&gt  9885  fl.;  diehicvon  entfallenden  Interessen  412  fl. 
17  kr. 
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Werner 

Caroline 
Baropin. 


Ifertheimstein 


Heinrieh 

Wilhelm 

Edler  von. 


Ifidhalm 

Katharina. 


Ifiespien 

Maria  von. 


Wimespergrin 

Maria  Eya. 


Winkler 

Mathias. 


Ifinkler 

Thomas. 


FAr  PfrOadengenüsse  yon  tAglieh  14  kr.  an  alle  gebrech^ 

liehen,  znm  Dienen  untauglichen  Dienstleute. 
Stiftbrief  vom  3.  Juli  1869. 
Capital:  17.500  fl.  —  J&hrl.  Interess.  735  fl. 
Gestiftete  Pl&tze:  14. 
Pr&sentant:  Magistrat. 
Persolvent:  Derselbe. 
Persolyimng:  Monatlich. 

Zur  Armenbetheilung  durch  den  Herrn  Bürgermeister. 
Mag.-Pr&s.-Yercrdnung  vom  16.  März  1857,  Z.  121. 
Capit:   800  fl.  ö.  W.   in  Werthpap.  —  J&hrl.  Interess. 

33  fl.  60  kr. 
Prfts.:  Der  Bürgermeister  yon  Wien. 
Pers.:  Derselbe. 
Persolyimng:  10.  Februar  jedes  Jahres. 

Für  4  Waisen  yon  Subaltembeamten   und  Dienern   des 

Magistrates. 
Stiftb.  yom  13.  Noyember  1866. 
Capital:  2400  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.   —  Jährliche 

Interessen  100  fl.  80  kr. 
Gestift.  Plätze:  4. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Persolyimng:  9.  J&nner  jedes  Jahres. 


Auf   Pfründneryerpflegung    im    Bürgeryersorgungshause 

(ehemals  Elagbaumstiftung). 
Stiftb.  yom  9.  April  1750. 
Capit:  800  fl.  —  J&hrl.  Interess.  33  fl.  60  kr. 
Pr&s.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 

Auf  Pfründneryerpflegung  im  Bürgeryersorgungshause. 

Stiftb.-yom  10.  M&rz  1739. 

Capital:  720  fl.  —  ^&hrliche  Interessen  30  fl.  24  kr. 

Pr&s.:  Bürgerspital. 

Pers.:  Dasselbe. 

Für  eine  arme  mühselige  Person. 

Stiftb.  yom  28.  Juni  1731. 

Capit.  1100  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  46  fl. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  60  kr.  monatlich. 

Pr&s.:  Die  Erben  des  Stifters. 

Pers.:  Magistrat. 

Zur  Betheilong  der  Pfründner  im  Gmndspitale  Mariahilf. 

Stiftb.  yom  28.  April  1827. 

Capit.:  80  fl.  —  J&hrl.  Interess.  3  fl.  36  kr. 

Pers.:  Die  Vorstehung  des  Grundspitales  Mariahilf. 
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Wlmnen 

Mari»  Theresia  Für  eine  alte  Manns*  oder  Weibsperson. 


Ton. 
l  Sp. 


Stiftbrief  vom  23.  Oetober  1748. 

Capital:  [1080  fl.  90  kr.   ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  45  fl. 

40  kr. 
Gestiftete  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatliqh. 
Pr&sentanf:  Die  Erben  der  Stifterin. 
Persolyent:  Magistrat. 


Wimmern 

Maria  Theresia  Fflr  eine  alte  Person. 


Ton. 
/.  Sp, 


Wist 

Emilie. 


Stinb.  vom  5.  Mai  1755. 

Capii:  1150  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interessen  48  fl.  30  kr. 

Gestift.  Pl&tze:  1  zn  3  fl.  80  kr.  monatlieh. 

Pr&s.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Magistrat. 


Für  das  I.  Waisenhaus. 
Verhandlung  im  Zuge. 

Gapit.:  1000  fl.  in  ungarischen  Grundentlastungs-Obligi 
tionen. 


Wittmann 

Ignaz. 
/.  Sp, 


Wittmann 

Marie  Lucia 

Freiin  von. 

/.  Sp. 


Fflr  eine  alte  Person. 

Stiftb.  vom  11.  November  1752. 

Capit.:  1070  fl.  Ö.W.  —  J&hrl.  Interess.  44  fl.  94  kr. 

Gestift.  Pl&tze:  1  zn  3  fl.  55  kr.  monatlich. 

Pr&s.:  Johann  Bapt.  Wittmann  und  dessen  Erben. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 
Stiftb.  vom  31.  Deoember  1766. 

Capit.:  1060  fl.  ö.  W.  —  Jährt.  Interessen  44  fl.  52  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  50  kr.  monatlich. 
Pr&s.:    Die   Erben  nach   Leopold  Freiherrn   von    Witt- 
mann. 
Pers.:  Magistrat. 

Wlässing 

tf.C. Reichsgraf  Für  Lesung  von  52  h.  Messen   und  zur  Handbetheilung 
TOD.  der  Pfründner  im  Bürgerspitale. 

Stiftb.  vom  11.  Mai  1717. 

Capit:    1200  fl.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.    50  fl.  40  kr. 
Pers.:  Bürgerspital. 
Persolvirung:  An  Montagen. 

Wolf 

Anna  Barbara.  Für  eine  alte  Person. 

/  Sp.         Stiftb.  vom  1.  Februar  1769. 

Capit.:   1100  fl.    ö.  W.  —  J&hri-  Interess.   46  fl.  20  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1  zu  3  fl.  65  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Rechtserben  nach  G.  und  B.  Ruemer. 
Pers.:  Magistrat. 

19 
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WollBJ 

Maria  Anna. 


IfoUnj 

Thomas. 


Woyna 

Solio   Gräfin. 


Wflesenhfltten 

Franz  Freiherr 

von. 

J.  Sp. 


Wurzel 

Johann. 
/.  Sp. 


Joh.  Caspar. 


Zur  Lesung  einer  Messe  und  Betheilung  Ton  18  Pfründ- 
nern im  Yersorgnngshause  am  Alserbach. 

Stiftbrief  vom  27.  Man  1847. 

Capital:  160  fl.  ö.  W.  —  JÄhrl.  Interess.  6  fl.  30  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  12. 

Präsentant:  Die  Verwaltnng  des  Versorgungshauses  am 
Alserbach. 

Persolvent:  Dieselbe. 

Persolvirung:  26.  Juli  jedes  Jahres. 

Zur  Lesung  einer  Messe  und  Betheilung  von  12  Pfründ- 
nem  im  Versorgungshause  am  Alserbach. 

Stiftb.  vom  14.  April  1845. 

Capit.:  160  fl.  ö.  W.  ■—  Jährl.  Interess.  6  fl.  30  kr. 

Gestüt.  Plätze:  12. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alser- 
bach. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  21.  December  jedes  Jahres. 

Auf   12  Messen,   wobei  6  Pfrdndner   des  Burgorspitales 

mit  je  10  kr.  zu  betheilen  sind. 
Stiftb.  vom  11.  Jänner  1861. 
Capit.:  500  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  21  fl. 
Gestift.  Plätze:  6. 
Präs.:  Bürgerspital. 
Pers.:  Dasselbe. 
Persolvirung:  Am  15.  jedes  Monates. 

Für  eine  arme  Manns-  und  eine  arme  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  4.  November  1745. 

Capit:  2235  fl.  60  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  93  fl. 

47-5  kr. 
Gestift.  Plätze:  2;  1  zu  4  fl.,  1  zu  3  fl.  40  kr.   monatlich. 
Präs.:  Die  £rben  des  Stifters. 
Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  arme  Person. 

Stiftb.  vom  3.  Juli  1762. 

Capit.:  1020  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl.  84  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  55  kr.  monatlich. 

Präs.:  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Zur  Anschafl'ung  von  Kleidern  für  arme  Kinder  der 
Gemeinde  Spittelberg,  welche  die  Real-  oder  Grund- 
schule besuchen. 

Stiftb.  vom  Jahre  1853. 

Capit.:  400  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  20  fl. 

Präs.:  Die  Vorstehung  des  VII.  Bezirkes. 

Pers.:  Dieselbe. 
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Wilti 

FerdiiL  Carl 

Graf  von. 

G.Ä. 


Weltz 

Ferdio.  Carl 

Graf  voD. 

G.  A. 


Weiler 

Mathias. 


Wendl 

Ottilia. 
l  Sp. 


IVenzelli 

Arnold  Filipp. 
J.  Sp. 


Wenzelli 

Maria  Josefa 

Kdle  von. 

J.  Sp. 


Für  eine  arme,  ledige  Mannsperson. 
Stiftbrief  yom  1.  April  1708. 
Capital  *) 

Gestiftete  Plätze:  1  zu  4  fl.  93*5  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Die  Erben  und  Nachkommen  des  Stifters,  der- 
zeit die  Familie  Kaunitz. 
PersoWent:  Magistrat. 

Für  hausarme  Mannspersonen. 

Stiltb.  Tom  9.  März  1713. 

Capit.  *) 

Gestift.  Plätze:  2;  1  zu  3  fl.  43-5  kr.,  \  zu  5  fl.  635  kr. 

monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  und  Nachkommen   des  Stifters,  derzeit 

die  Familie  Kaunitz. 
Pers  :  Magistrat. 

Zur  Ausstattung  von  armen  wohlgesitteten,  verwaisten 
Bürgerstöchtern  und  zur  Armenbetheilung. 

Stiftb.  vom  19.  August  iH'M. 

Capit.:  83.900  fl.  ö.  W.JnWerthpap.  —  Jahrl.  Interessen 
3960  fl. 

Präs  :  Magistrat. 

Pers.:  Derselbe. 

Für  eine  arme  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  30.  Juni  1759. 

Capit.:  1683  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  lateress.  70  fl.  68-5  kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  5  fl.  55  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Verwandtschaft  des  Universalerben. 

Pers.:  Magistrat. 

Für  2  arme  Manns-  und  2  arme  Weibspersonen. 
Stiftb.  vom  16.  Juli  1747. 

Capit.:  4Ö80  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  192  fl.  36  kr. 
Gestift.  Plätze:  4;  2  zu  a  4  tl.  15  kr.,  1  zu  ?.  fl.  50  kr., 

1  zu  3  fl.  monatlich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Für  eine  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  14.  März  1781. 

Capit.:    1345  fl.  35  kr.    ö.  W.   —  Jalirl.  Inteross.    5«;  fl. 

50  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  45  kr.  monatlich. 
Präs.:  Der  Convent  der  Salesianerinnen  am   Uennweg. 
Pers.:  Magistrat. 


*)  Das  Stiftungscapital  für  sämmtliehe  Ferd.  Carl  Graf  v(»n  Weltz'sche 
Stiftungen  beträgt  9885  fl.;  die  hievon  entfallenden  Interessen  412  fl. 
17  kr. 
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Weltmilller 

Aon:i. 


Wolser 

Mathias. 


Fcrdin.  Carl 

Gral"  Von. 

G.  A. 


Weltz 

Fcnlin.  Carl 

Graf  von. 

G.  A. 


Weltz 

Forclin.  Carl 

Grat"  von. 

(/.  A. 


Weltz 

Ferdin.  Carl 
Graf  von. 

a.  A. 


Zur   Betheilungr   von    24    Bürgern    und    Bürgerinnen    im-^ 

Bürgerspitale. 
Stiftbrief  vom  :ri.  Jänner  1837. 

Capital:  320  fl.  ö.W.  —  Jährliche  Interessen  13  fl.  44  kr. 
Gestiftete  Plätze:  48. 
Präsentant:  Bürgerspital. 
P«3rs(dvent:  Dasselbe. 
Persolvirung:  2ü.  April  und  6.  Oetober  jedes  Jahres. 

Für  Arme. 

Stiftb.  vom  14.  November  18.^0. 

Capit.:    4600  fl.    ö.  W.    in  Werthpapieren.  —  Jährliehe 

Interessen  423  fl.  60  kr. 
Gestift.  Plätze:  180. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers. :  Derselbe. 
Persolvirung:  Jänner  und  November  jedes  Jahres. 

Für  2  arme  Weiber. 

Stiftb.   vom  31.   Deeember  1702. 

Capit.:  ♦) 

Gestift.  Plätze:  2  zu  4  fl.   13-5  kr.  monatlich. 

Präs.:    Die  Erben  und  Nachkommen   des  Stifters,  derzeit 

die  Familie  Kaunitz. 
Präs.:  Magistrat. 

Für  ein  armes  Kind. 

Stiftb.  vom  1.  Aui^nist  HOi. 

Capit.:  *) 

Gestift.  Plätze   1   zu  2  fl.  "i-'^ö  kr.  monatlieh. 

Präs.:  Die  Erben    und  Nachkommen  des  Stifters,  derzeit 

dif  Familie   Kaunitz. 
Präs.:  Magistrat. 


Für  ein  armes  Kind. 

Stiftb.  vom   1.  Deeember  1704. 

Capit.:  *) 

Gestift.   IMätzo:   1    zu   i  fl.  33-:;  kr.  monatlieli. 

Präs.:    Die  Krl»en  und  Nachkonimen  des  Stillers,  derzeit 

die  Familie  Kaunitz. 
Präs.:  Magistrat. 


Für  einen''  verheirateten'.  Hansarmen. 

Stiftb.  vom   1.  März  1707. 

Capit.:  *) 

(Jestilt.  Plätze:  1  zu  ;i  fl.  fi:i';  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Erben  und  Nachkoiumen  des  Stifters,  derzeit 
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Wilti 

FerdinCarl    Für  eine  arme,  ledige  Mannsperson. 
Graf  von.       Stiftbrief  vom  1.  April  1708. 
G.  Ä.        Capital  *) 

Gestiftete  Plätze:  1  zu  4  fl.  93*5  kr.  monatlich. 
Präsentant:  Die  Erben  und  Nachkommen  des  Stifters,  der- 
zeit die  Familie  Eaunitz. 
Persolyent:  Magistrat. 
^  Weltz 

FerdiD.  Carl     Für  hausarme  Mannspersonen. 
Graf  von.      Stiltb.  Tom  9.  März  1713. 
0.  A.         Capit.  *) 

Gestift.  Plätze:  2;  1  zu  3  fl.  43*5  kr.,  1  zu  ö  fl.  63  5  kr. 

monatlich. 
Präs.:  Die  Erben  und  Nachkommen   des  Stifters,  derzeit 

die  Familie  Kaunitz. 
Pers  :  Magistrat. 
Weifer 

Mathias.       Zur  Ausstattung  von   armen    wohlgesitteten,    verwaisten 
Bürgerstöchtern  und  zur  Armenbetheilung. 
Stiftb.  vom  19.  August  1852. 
Capit.:  83.900  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jahrl.  Interessen 

3960  fl. 
Präs  :  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 
Wendl 

Ottilia.         Für  eine  arme  Weibsperson. 
J-  Sp.  Stiftb.  vom  30.  Juni  1759. 

Capit.:  1683  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  luteress.  70  fl.  68  5  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  5  fl.  55  kr.  monatlich. 
Präs.:  Die  Verwandtschaft  des  Universalerben. 
Pers.:  Magistrat. 

Wenzeln 

Arnold  Filipp.  Für  2  arme  Manns-  und  2  arme  Weibspersonen. 
l  Sp.  Stiftb.  vom  16.  Juli  1747. 

Capit.:  4;>80  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  192  fl.  36  kr. 
Gestift.  Plätze:  4;  2  zu  a  4  fl.  15  kr.,  1  zu  :)  fl.  .50  kr., 

1  zu  3  fl.  mouatiich. 
Präs.:  Magistrat. 
Pers.:  Derselbe. 

Wenzeln 

^^''^ria  Josefa    Für  eine  Weibsperson. 
Kdle  von.       Stiftb.  vom  14.  März  1781. 
J.  Sp.  Capit.:    1345  fl.  35  kr.    ö.  W.   —  Jalirl.  Interess.    lU]  fl. 

50  kr. 
Gestift.  Plätze:  1  zu  4  fl.  45  kr.  monatlich. 
Präs.:  Der  Convent  der  Salesiaiierinnen  am  Uennweg. 
Pers.:  Magistrat. 


)  Das  Stiflungscapital  für  sämmtliche  P^erd.  Carl  Graf  v(»n  AVeltz'sehe 
Stiftungen  beträgt  9885  fl.;  die  hiovon  entfallenden  Interessen  412  fl. 
17  kr. 


7S\9^ 


Zwainzigrer 

Rosalia. 


Für  die  Hausannen  der  Pfarre  St.  Johann  in  der  J&gerzeiV 
Stiftbrief  Tom  48.  Juli  1843. 

Capital :  5000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap. — Jihrl.  Interess.  210^ 
Präsentant:  Das  Pfarr- Anneninstitut  St.  Johann. 
Persolvent:  Dasselbe. 


Zwenghof 

Paul  Michael.  Für  eine  arme  Person. 
J.  Sp.         Stiftb.  vom  «0.  April  1776. 

Capit:   1270  fl.  5  kr.   ö.  W.  —  Jfthrl.   Interess.    53  fl. 

34  kr. 
Gestift  Pl&tze:  1  zu  4  fl.  20  kr.  monatlich. 
Pr&s.:  Anna  von  Silimann  und  deren  Erben. 
Pers.:  Magistrat. 

Zwenghof 

Paul  Michael.  Für  2  verarmte  alte  Manns-  oder  Weibspersonen. 
/.  Sp,         Stiftb.  vom  12.  April  1779. 

Capit:  2173  fl.  50  kr.  ö.W.— Jährt.  Interess.  91  fl.  tO  kr. 
Gestift.  Plätze:  2  zu  ä  3  fl.  65  kr.  monatlich. 
Präs.:  Frl.  Elise  Hakher  zu  Hart. 
Pers.:  Magistrat. 


*  t 


Stiftungen  unter  der  Verwaltung  der  k.  k.  n.  ö. 

Statthalterei. 


Barach 

Hersch. 


Bokrle 

Heinrich. 


Für  jüdische  Mädchen. 

Stiftb.  vom  22.  Jänner  1846. 

Capit.:  6050   fl.   ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  253  fl.  90  kr, 

Gestüt  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  5.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 


Für  arme  Personen. 

Stiftb.  vom  3.  März  1774. 

Capit :  2700  fl.  ö.  W.  in  Werthpap. 

113  fl.  40  kr. 
Gestift.  Plätze:  2. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  17.  April  jedes  Jahres. 


—    Jährl.  Interess. 


BMlaiger 

Panl  Ton. 


296 


Ffir  arme  Kinder. 

Stiftbrief  Yom  26.  April  1806. 

Capital:  48.850  fl.  6.  W.  —  J&hri.  Interess.  805S  fl.  30  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  5. 

Pr&sentaat:  Die  k.  k.  n.  6.  Statihalterd. 

Pereolyent:  Dieselbe. 


CieUla- 

Brutierschaft. 


Für  Witwen  und  Waisen  von  Tonkftnstlern. 

Capit:  3150  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  -—  J&hrl.  Interess. 

132  fl.  30  kr. 
Prfts.:  Die  Tonkünstler-Gesellsehaft. 
Fers«:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthai terei. 


Cohn 

Charlotte. 


Ffir  arme  Waisen. 

Stiftb.  yom  29.  M&rz  1868. 

Capit:   800  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  J&hrl.   Interess. 

33  fl.  60  kr. 
Pr&s.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Dieselbe. 


Eleonore 

Kaiserin, 
'onvertiten- 
stiltuDg. 


Fir  arme  Convertiten. 

Stiftb.  vom  11.  Juli  1807. 

Capit.:   92.670  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Interess. 

3890  fl.  50  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  33. 
Pr&s.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pars.:  Dieselbe. 


Elisabeth 

rzherzogin. 


Für  arme  Convertiten. 

Stiftb.  vom  11.  Jani  1807. 

Capit.:  97.000  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  4072  fl.  61  kr. 

Gestüt.  Pl&tze:  11. 

Pr&s.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 


Ernst 

Michael. 


Ffir  eine  arme  Familie. 

Capit.:   8ö0  fl.  in  Werthpapieren. 

35  fl.  70  kr. 
Pr&s.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers. :  Dieselbe. 


—   J&hrl.    Interess. 


396 

Fernbergr* 


Für  anne  Oonyertiten. 

Stiflb.  vom  13.  November  1790. 

Capit.:  3080  fl.  —  J&hrl.  Interess.  126  ü. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Prfts.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Fers.:  Dieselbe. 


Femer 

Anna  Maria.    Fflr  arme  Verwandte. 

Stiftb.  vom  1.  October  1808. 

Capit.:  14.000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Int 

588  fl. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Dieselbe. 


Friedlngrer 

Elise. 


Fflr  arme  Mädchen. 

Stiftb.  vom  9.  August  1819. 

Capit.:  5600  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  234  fl.  ^ 

Gestift.  Plätze:  4. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Fers.:  Dieselbe. 


Frinder 

Josef. 


Für  arme  Verwandte. 

Stiftb.  vom  27.  August  1853. 

Capit.:  10.342  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  306  fl.  t 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 


GesotzU 

Barbara  von.    Fflr  alte  Witwen. 

Stiftb.  vom  30.  April  1764. 

Capit. :  6000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

Präs.:  Das  k.  k.  Landesgericht. 

Pers.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 


Grnppner 

Maria  Anna. 


Fflr  einen  Hausarmen. 

Stiftbrief  vom  26.  März  1869. 

Capital:  2850  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  InU 

121  fl.  30  kr. 
Gestiftete  Plätze:  1. 

Präsentant:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Persolvent:  Dieselbe, 


Cfnld. 
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Fflr  arme  Kinder. 

Stiftb.  Yom  7.  April  1801. 

Oapii:  n.700  fl.  6.  W.  ~  J&hrl.  Inierese.  953  fl.  40  kr. 

Gestift.  PlAtze:  8. 

Prfts.:  Die  k.  k.  n.  6.  Statthalterei. 

Pera.:  Dieselbe. 


Hakel 

Ton 
Rosenstein. 


Pflr  iwei  arme  MAdehen. 

Stiftb.  Yom  15.  Mai  1825. 

Capit. :  5290  fl.  6.  W,  —  J&hrl.  Intereseen  237  fl.  30  kr. 

aestift.  Pl&tze:  2. 

PrAs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 


Hitifeld 

Charlotte. 


Für  arme  MAdehen. 

Stiftb.  Yom  23.  April  1823. 

Capit:  25.600  fl.  6.  W,    —    JAhri.  Interessen  1075  fl 

20  kr. 
Gestift.  PlAtze  2. 

PrAs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statttialterei. 
Pers.:  Dieselbe. 


Hempel 

Josef. 


Fflr  arme  Leute. 

Stiftb.  vom  2.  October  1815. 

Capit.:  12.500  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  JAbri.  Interess. 

524  fl.  60  kr. 
Gestift.  PlAtze:  9. 

PrAs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Dieselbe. 


Hoftnann 

Maria  Anna. 


Fflr  arme  Leute. 

Stiftb.  yom  21.  JAnner  1804. 

Capit.:  2800  fl.  ö.  W.  in  Werthpap. 

98  fl.  70  kr. 
PrAs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Dieselbe. 


—  JAhrl.  Interess. 


Holzner  ' 

Johann. 


Fflr  arme  Verwandte. 

Stiftb.  vom  26.  November  1841. 

Capit.:  3700  fl.  ö.  W.  —  JAhri.  Interess.  155  fl.  40  kr. 

PrAs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 
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Zellnka 

Monica. 


Zeller 

Katharina. 


Zerlntti 

Josef. 
J.   ISp. 


Zleglcr 

Anton. 


Zinessi 

Johann  Franz 

von. 

/.  Sp. 


Z  inner 

Franz  Anton. 
J.  ^p. 


Zu  einem  Vitalitium  von  monatlich  25  fl.;  der  Interesser: 
rest  aber  zu  einer  lebenslänglichen  Zulage  för  4  B 
gerspitalspfrQndner  und  zwar  für  die  ältesten  t  Männ»-^ 
und  t  Frauen  im  Bürgerversorgungshanse  mit  Bevoc: 
zugung  jener  Personen,   welche   als   Gemeinderäth 
Bezirksausschüsse,  Armenväter  etc.   in   Ehrenämte 
funetionirten. 

Stittbrief  vom  11  September  1872. 

Capital:  15000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  630  fl. 

Gestiftete  Plätze:  4. 

Präsentant:  Bürgerspital. 

Persolvent:  Dasselbe. 

Persolvirung:  Monatlich. 

Zur  Lesung  von  6  Messen  und  Betheilung  von  6  Pfründ- 
nern im  Versorgungshause  am  Alserbach. 

Stiftb.  vom  30.  August  1839. 

Capit.:  200  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  8  fl.  40  kr. 

Gestift.  Plätze:  6. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alser- 
bach. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  2.  April,  6.  October,  6.    und  9.  Novembei 
23.  und  24.  December  jedes  Jahres. 

Für  eine  arme  Manns-  oder  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  20.  Mai  1775. 

Capit.:  1103  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  46  fl.  32-5  kr^ 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  80  kr.  monatlieh. 

Präs. :  Die  Rechtsnachfolger  nach  Josef  Purtscha 

Pers.:  Magistrat. 

Für  eine  alte  Manns-  und  eine  alte  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  9.  Jänner  1704. 

Capit.:  2750  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  115  fl.  30  kr. 

Gestift.  Plätze:  2  zu  ä  4  fl.  55  kr.  monatlieh. 

Präs.:  Der  Chormeister  bei  St.  Stefan. 

Pers.:  Magistrat. 

P^ur*3  mindestens  60  Jahre  alte  Männer. 

Stiftb.  vom  13.  December  1727. 

Capit.:  3741  fl.  10  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.156  fl.  92*5  kr. 

Gestift.  Plätze:  3;  1   zu  4  fl.  20  kr.,  2  zu  ä  4  fl.  10  kr. 

monatlich. 
Präs.  Carl  Freiherr  v.  Tinti. 
Pers.  Magistrat. 

Für  eine  hier  verarmte  Mannsperson. 

Stiftb.  vom  2.  September  176S. 

Capit.:  1160  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  48  fl.  72    kr. 

Gestift.  Plätze:  1  zu  3  fl.  HO  kr.  monatlich. 

Präs.:  Die  Rechtsnachfolger  nach  .Ijicob  und  Leopold  Wolf. 


.:,.*....  i 


209 


LOHIX 

Btfban  tod. 


Ritter  ?on 

lA^senau, 

Heiorieh. 


Elise. 


Lachinl 

ValenÜD. 


Mildorf 

Michael. 


Oberhäuser 

Josef,  Dr. 


Fflr  eine  arme  Familie.  • 

Stiftbrief  Tom  17.  September  1803. 

Capital:  800  fl.  in  Werthpap.  —  J&firl.  Interess.  33  fl.  60  kr. 

Präsentant:  Die  k.  k.  n.  5.  Statthalterei. 

PenolTent:  Dieselbe. 

Persolvirnng:  Sterbetag  der  Stifterin. 

Erankenbettstiftnng  fflr  arme  m&nnliche  Handwerker  und 
Taglöhner  dentflcher  Abkunft  (mit  Aasschloss  der 
baierisehen  Unterthanen)  im  k.  k.  allgem.  Eranken- 
hanse,  welche  bei  einem  Baue,  einer  Feuersbmnst, 
bei  einer  öfTentliohen  oder  Privatarbeit  ohne  Uir  Ver- 
schulden durch  einen  Sturs  oder  Fall  sichtbare  kör- 
perliche Verletzungen  oder  Wunden  erhielten,  zeit- 
weilig erwerbsunf&hig  werden  und  ohne  Unterstfltcung 
sind.  Nach  der  Heilung,  welche  l&ngstens  binnen 
4  Wochen  zu  erfolgen  hat,  bekommt  der  verheiratete 
Taglöhner  oder  Handwerker  ti  fl.  C.  BL,  der  ledige 
12  fl.  C.  M.  auf  die  Hand. 

Stiftb.  Yom  17.  Juli  1869. 

Capit.:  9100  fl.  in  Werthpap.,  das  Haus  Nr.  638/1  in  der 
Altstadt  in  Prag.  —  Jäirl.  Interess.  1000  i' 

Gestift.  Pl&tze:  3. 

Pr&s.:  Der  Wiener  Gemeinderath  über  Vonchlag  der 
Direction  des  k.  k.  allgem.  Krankenhauses. 

Pers.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Fflr  arme  Verwandte. 

Stiftb.  vom  1.  October  1834. 

Capit:    450  fl.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interessen  18  fl. 

90  kr. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Dieselbe. 

Für  arme  Kinder. 

Stiftb.  vom  23.  November  1799. 

Capit.:  20.700  fl.  —  Jähri.  Interess.  869  fl.  40  kr. 

Gestift.  Plätze:  6. 

Pr&s.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 

Für  arme  Leute. 

Stiftb.  vom  14.  März  1816. 

Capit.:  1600  fl.  inWerthpap.  —  Jährl.  Interess.  67  fl.  20  kr. 

Präs.:  Der  Domprediger  zu  St.  Stefan. 

Pers.:  Die  k.  k.  n.  5.  Statthalterei. 

Für  arme  Witwen  oder  Waisen. 

Stiftb.  vom  4.  März  1827. 

Capit.:  250  fl.  -^  Jährl.  Interess.  10  fl.  50  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers. :  Dieselbe. 
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"PwaMuMbk 

•   Anton  ^^  >^™^®  Lehijun^n. 

Stiflbrief  Tom  10.  JAnner  1805. 
Capital:  t850  fl.  —  JAhrl.  Interesa.  119  t.  70  kr. 
Ctotiftete  PlAtse:  2. 

Pribientant:  Die  k.  k.  n.  5.  StattkaltereL 
Penolrent:  Dieselbe. 
Prandaii 
Barbara.       FQr  arme  Leute. 

Stiftb.  Yom  4.  April  1807. 

Capit:  U50  fl.  in  Werthpap.  —  JAhrl.  Interess.  102  fl. 

70  kr. 
Gestift  PlAtie:  t. 
PrAe.:  Die  k.  k.  i.  5.  StattkaltereL 
Pen.:  Dieselbe. 
Regele 
JoseC         Fflr  arme  Kinder. 

Stiftb.  Tom  6.  September  1806. 
Capit.:  1050  fl.  —  JAhrL  Interess.  45  fl.  20  kr. 
Gestift.  PlAtse:  2. 
PrAs.:  Die  k.  k.  n.  5.  StattkaltereL 
Pers.:  Dieselbe. 
Regienings- 

Pupillen-  und  Für  adelige  Waisen. 
Waisenstiftnng.  Stiftb.  yom  15.  August  1854. 

Capital:   1800  fl.  in  Werthpapieren.  —  JAhrl.  Interess. 

75  fl.  60  kr. 
Gestift.  PlAtxe:  1. 
PrAs.:  Die  k.  k.  n.  5.  Statthalterei. 
Pers.:  Dieselbe. 
Regternngs- 

Pupillen-  und    FQr  unadelige  Waisen. 
Waisenstiftung.  Stiftb.  yom  15.  August  1854. 

Capit:  5750  fl.  in  Werthpap.  —  JAhrl.  Interess.  241  fl. 

50  kr. 
Gestift.  PlAtze:  2. 

PrAs :  Die  k.  k.  n.  5.  Statthalterei.  ^ 

Pers.:  Dieselbe. 
Rosner 

Josef.         FQr  Verwandte  des  Stifters,  Arme  der  Gemeinde  Lerchen- 
feld, iflr  das  k.  k.  allgemeine  Krankenhaus  und  das 
k.  k.  Gamisonsspital. 
Stiftb.  vom  14.  Apnl  1851. 
Capit.:   58.265  fl.  in  Werthpapieren.  —  JAhrl.  Interess. 

2675  fl.  25  kr. 
PrAs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Dieselbe. 

Ramswtnkel 

Mathias.       FQr  arme  Convertiten. 

Stiftb.  vom  19.  Deeember  1774. 

Capit.:  25.400  fl.  in  Werthpapieren.  —  JAhrl.  Interessen 

1066  fl.  80  kr. 
PrAs.:  Der  Weihbischof  su  St.  Stefan. 
Pers.:  Die  k.  k.  n.  5.  Statthalterei. 


aoi 


ScülMl 

Kathtfioa. 


ScUel 

David. 


SeMerlinir 

Eva. 


Sehmldl 

Katharina. 


Slehrowsky 

Heinrich. 


Staatsbeamten- 
Stiftung. 


Siekeres 

Athanasins. 


Fflr  arme  Kinder. 

Stiftbrief  yom  t5.  August  1795. 

Capital:  t750  fl.  —  Jfthrl.  Interess.  ii5  fl.  30  kr. 

Gestiftete  PlAtae:  3. 

Präsentant:  Die  k.  k.  n.  5.  Statthalterei. 

Persolvent:  Dieselbe. 

Fflr  S  Haasarme. 

Oapit.:  900  fl.  inWerthpap.,  6  fl.  17  kr.  Spueassa-Ein- 

lage.  --  J&hrl.  Interess.  38  fl.  11  kr. 
Gestifl  putze:  t. 

Prfts.:  Die  Verwandten  des  Stifters. 
Pers.:  Die  k.  k.  n.  5.  Statthalterei. 

FQr  15  blinde,  krfippelhafte  Kinder  and  aar  Anschaffung 
Ton  Winterkleidern  fflr  Schulkinder  in  der  Aiser* 
Torstadt. 

Stiftb.  vom  11  September  and  tl.  Ootober  1815. 

Oapit:  t650  fl.  in  Werthpapieren.  —  J&hrL  Interess. 
HO  fl.  90  kr. 

Gestio.  Plätze:  15. 

Prfts.:  Die  k.  k.  n.  5.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 

Fflr  ürsulinerinnen  oder  Beamtenswitwen. 

Stiftbrief  vom  11.  September  18t2. 

Oapit:  7805  fl.  —  J&hri.  Interess.  327  fl.  60  kr. 

Prfts.:  Die  k.  k.  n.  6.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 

FQr  Bahnw&chter. 

Stiftb.  Tom  15.  Februar  i863. 

Oapit:  7200  fl.  —  J&hrl.  Interess.  302  fl.  40  kr. 

Gestütete  Plfttze :  5. 

Prfts.:  Die  Direotion  der  k.  k.  a.  priv.  Kaiser  Ferdinands- 

Nordbahn. 
Pers  :  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Für  1,  höchstens  2  Familien. 

Stiftb.  Tom  26.  Juni  1848. 

Oapit:  1400  fl.  in  Werthpap.  —  J&hri.  Interess.  HO  fl. 

65  kr. 
Prfts.:  Die  k.  k.  n.  5.  Statthalterei. 
Pers.:  Dieselbe. 

FQr  ein  armes  Mädchen. 

Stiftb.  vom  12.  Februar  1819. 

Oapit:  150  fl.  in  Werthpap.  —  J&hri.  Interess.  6  fl.  30  kr. 

Gestio.  Plfttze:  1. 

Prfts.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolyirung:  Jedes  zweite  Jahr. 
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Tenfenbach 

Rudolf  TOD. 


Trimko 

Katharina. 


Ungenanntor. 


Yarneslns« 


Ylriot 

Johann  Lothar. 


Walderodc 

Graf. 


Weing'artner 

Elise. 


Zopf 

Leopold 


Zur  Betheilung  oder  Anschaffung  einer  Heiratsausst 

tung  fiir  Hausanne. 
Stiftbrief  Yom  30.  April  1764. 
Capital:  2600  fl.  —  Jährt.  Interess.  109  fl.  20  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  1. 

Präsentant:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
PersolTent:  Dieselbe. 

Für  4  Witwen  in  Mauer. 

Capit.:  800  fl.  in  Werthpap.  —  JährK  Interess.  33  fl.  CO 

Gestift.  Plätze:  4. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 

Für  eine  Familie. 

Capit.:  800  fl.  in  Werthpap.  —  Jährt.  Interess.  33;fl.  CO 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 

Für  arme  Mädchen. 

Stiftb.  vom  27.  Mai  1785. 

Capit.:  800  fl.  —  Jährt.  Interess.  33  fl.  60  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  StatthaltereL 

Pers.:  Dieselbe. 

Für  Arme. 

Capit.:  4950  fl.  in  Worthpap.  —  Jährl.  Interess.  207 

70  kr. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Dieselbe. 

Für  arme  adelige  Mädchen. 

Stiftb.  vom  9.  November  1774^ 

Capit.:  33.800  fl.  —  Jährt.  Interess.  1418  fl.  60  kr. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 

Für  arme  Mädchen. 

Stiftb.  vom  20.  August  1728. 

Capit. :  3950  fl.  —  Jährt.  Interessen  105  fl.  90  kr. 

Gestift.  Plätze:  5. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Dieselbe. 

Vitalitium. 

Capit.:  6750  fl.  in  Werthpap.  —  Jährt.  Interessen  38: 

72  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Dieselbe. 


SOS 


Stiftungen  bei  verschiedenen  Hunanitäts-Anstalten 

und  zwar: 

(0  bei  dem  k.  k.  Blinden-BrzielmngBinBtitate  in  Wien. 


Albert 

Herzog  von     Zar  Grfindimg  Ton  Stiftplfttzen. 
Sachsen-Teschon  Stiftbrief  vom  16.  Mai  1819. 


und 

Baron 

Geissleni« 


Bayer 

Ciirl. 


CapiUl:  38.356  fl.  —  J&hrl.  Inteross.  1587  fl.  38  kr. 
Gestiftete  Plätze:  6. 

Präsentant:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Persolvent:  Die  Direetion  des  k.  k.  Blinden-Erziehungs- 
institutes. 

Zur  Betheilung  zweier  austretender  Zöglinge. 
Stiftb.  vom  August  1872. 
Capit.:  500  fl.  —  J&hrl.  Interess.  t\  fi. 
(iestift.  Pl&tze:  2. 

Prfts.:  Die  Direetion  des  k.  k.  Blinden-Erziehungsinstitutes. 
Pers. :  Dieselbe. 

Persolvirung:   Ende  des  Schuljahres;  derzeit  noch  nicht 
realisirt. 

Blinden- 

Erziehungs-     Aus  dem  freien  Vermögen  des  k.  k.  Blinden-Erzienungs- 


institut, 
k.  k. 


Institutes  werden  seit  dem  Jahre  1861  die  Kosten  von 
26  Stiftplätzen  zu  je  circa  294  fl.  jährlich  bestritten. 

Gestift.  Plätze:  26. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers. :  Das  freie  Vermögen  des  k.  k.  Blinden-Erziehungs- 
institutes. 


Bonrschall 

Jösefa. 


FQr  das  freie  Instituts  vermögen  (das  Blinden-Erziehungs- 
institut  bezüglich  des  Genusses  substituirt  nach  Anna 
HöUwig). 

Stiftb.  vom  2.  October  1846. 
'   Capit.:  400  fl.  —  Jährl.  Interess.  16  fl.  80  kr. 

Castelli 

Ignaz  Franz.    Zu  Extraspeisen  für  die  Institutszöglinge. 

Stiftb.  vom  21.  August  1826. 
Capit:  420  fl.  —  Jährl.  Interess.  17  fl.  64  kr. 
Präs.:  Die  Direetion  des  k.  k.  Blinden r Erziehungsinstitutes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Ende  des  Schuljahres. 
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Daftaer- 
Schredt'sche   Ein  Zinshaus  im  Werthe  Yon-4iirca  160.000  fl.   Von  dem 
Stiftung.  Reinertrage  desselben  im  betrage  Ton  circa  9600  fl. 

gehören  %  dem  hiesigen  Vereine  fiir  entlassene  Irre, 
Yb   der  hiesigen  Anstalt  für   erwachsene  Blinde,   y» 
dem  Re&diiicationsfonde  des  Stiftungshanses   und   Vb 
dem  freien  Vermögen  des  k.  k.  Blinden-Erziehungs- 
Institutes. 
Stiftbrief  vom  6.  September  1867. 
Jährliche  Interessen  4371  fl.  45  kr. 
Persolvent:  Die  Uausadministration. 
Persolvirung:  Tag  der  Zinseinhebung. 

Delssler 

Anna.         Zur  Betheilung  austretender  Zöglinge. 
Stiftb.  vom  4.  Juli  1845. 

Gapit.:  400  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  16  fl.  13  kr. 
Pr&s.:   Die   Direction    des    k.   k.    Blinden  -  Erziehungs- 
institutes. 
Pers.:  Dieselbe. 

Faber 

Amalia  von.    Zur  gleichmässigen  Vertheilung  der  jährlichen  Interessen 

an  die  jeweilig  austretenden  Zöglinge  des  k.  k.Blinden- 
Erziehungsinstitutes. 

Stiftb.  vom  7.  Mai  1836. 

Capit.:  160  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  6  fl.  7«  kr. 

Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehungs- 
institutes. 

Pars.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  Ende  des  Schuljahres. 

Fond 

zur  Erziehung  Aus  demselben  werden  seit  1819  die  Koston  für  ein  oder 
und  Versorgung        zwei  blinde  Militärkinder  bestritten, 
von  Blinden  aus  Gestift.  Plätze:  1  bis  2. 
dem  k.  k.  Mili-  Präs.:  Das  k.  k.  Reichs kriegsministerium. 

tärstande.      Pers.:   Der   Fond   zur  Erziehung    und   Versorgung    von 

Blinden  aus  dem  k.  k.  Militärstande. 

Franz  Josef 

Kaiser-Stiftung.  Siehe  die  Stiftung  Saazer  Johann. 

FrOhbeck 

Ferdinand.      Zur  Gründung  eines  Stiftungsplatzes  nach    Gompletirung 

des  Capitals  durch  Fructiflcirung  desselben. 
Stiftb.  vom  7.  August  1840. 

Capit.:  640  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  26  fl.  88  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:    Die    Direction   des   k.   k.     Blinden  -  Erziehungs- 
institutes. 
Persolvirung:  Derzeit  wird  das  Capital  noch  fractificirt. 
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CMIDfl- 

Stnfgelderfond. 


Grimme 

Anna  von. 


Hager 

Antonia. 


Hopfner 

Juliana. 


Holzlnger 

Juset. 


Hoyet 

Ignaz. 


Ans  demselben  werden  seit  dem  Jahre  1866  die  Kosten 
für  ein  oder  zwei  blinde  Kinder  yon  k.  k.  Gei&lls- 
Beamten  bestritten. 

Stiftbrief  (a.  h.  Entschliessnng  Tom  81.  Mai  1858). 

Gestiftete  Plätze:  1  bis  2. 

Präsentant:  Das  k.  k.  Finanzministerium. 

Persolvent:  Der  k.  k.  Geil&lls-Strafgelderfond. 

Unterstützungsstipendium  für  einen  austretenden  Zögling. 
Süitb.  vom  15.  Juni.  1865. 

Capit. :  750  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  31  fl.  50  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:    Die    Direction   des  k.   k.   Blinden  -  Erziehungs- 
institutes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolyirung:  Ende  des  Schuljahres. 

Zur  Betheilong  eines  austretenden  Zöglings  nach  Abzug 
von  1  fl.  für  eine  heilige  Messe. 

Stiftb.  Yom  12.  Mai  1873. 

Capit:  100  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  4  fl.  20  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehungs- 
institutes. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  Ende  des  Schuljahres. 

Zur  Betheilung  eines  austretenden  Zöglings  nach  Abzug 
von  7  fl.  auf  heilige  Messen. 

Stiftb.  vom  18.  Jänner  18(16. 

Capit.:  350  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.   14  fl.  70  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehungsinsti- 
tutes. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  Ende  des  Schuljahres. 

Zur  Gründung  von  Stiftplätzen. 
Stiftb.  vom  15.  März  1824. 

Capit.:  11.617  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  487  fl.  93  kr. 
Gestift.  Plätze:  2, 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Die   Direction   des   k.  k.  Blinden-Erziehungsinsti- 
tutes. 

Zur  Gründung  von  Stiftplätzen. 
Stiftb.  vom  1.  Juli  1832. 

Capit.:  18.835  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  1571  fl.  26  kr. 
Gestift.  Plätze:  4. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers. :  Die  Direction  dos  k.  k.   Blinden  -  Erziehungsinsti- 
tutes. 

20 
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IrtenkAuf 

Maria. 


Kalthner 

Johann. 


JosMy 

Anna.         Zur  gleiehm&ssigen  Yertheilong  der  jAhrliehen  Interessen 

an  die  jeweilig  austretenden  Zöglinge  des  k.  k.  Blinden- 

Erziehnngsinstitutes. 
Stiftbrief  vom  18.  J&nner  1828. 
Capital:  11.536  fl.  5.  W.  —  J&hrliche  Interessen  506  fl. 

10  kr. 
Gestiftete  Pl&tze:  6  bis  8. 
Pri&sentant:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden-Erziehungs- 

Institutes. 
Persolyent:   Das  "Wr.  k.  k.  Landesgericht  in  Civilrechts- 

Angelegenheiten. 
Persolvirung:  Ende  des  Schuljahres. 

Zur  Betheilung  eines  austretenden  Zöglings  nach  Abzug 
yon  t  fl.  auf  heilige  Messen. 

Stiftb.  vom  14.  December  1866. 

Gapit.:  195  fl.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.  8  fl.  19  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Pri&s.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehungsinsti- 
tutes. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolyirung:  Ende  des  Schuljahres. 

* 

Zur  Anschaffung  von  musikalischen  Instrumenten  für  aus- 
tretende Zöglinge  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehungs- 
institutes. 

Stiftb.  vom  28.  März  1830. 

Capital:  4100  fl.  ö.  W.  —  Jähriiche  Interessen  170  fl.  50  kr. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  5.  Statthai terei. 

Pers.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehongsinsti- 
tutes. 

Persolvirung:  Ende  des  Schuljahres. 

Kampf! 

Maria  Anna.    Zur  Gründung  von  Stiftplätzen. 

Stiftb.  vom  16.  December  1835. 

Capit.:  6952  fl.  ö.  W.  —  Jährt.   Interess.  291  fl.  80  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehungsinsti- 
tutes. 

Knrzbeck 

Maria  u.  Johanna  Zu  Unterstützungsstipendien   für  5  austretende  Zöglinge. 
Edle  von.      Stiftb.  vom  23.  Mai  1866. 

Capit.:  6050  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interessen  234  fl.  10  kr. 

Gestift.  Plätze:  5. 

Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehungsinsti 

tutes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Ende  des  Schuljahres. 
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LaBcElini<l«i> 

öBterreichiselier. 


Leo 

Friedrieli. 


Megerle 

von 
Millilfeld, 

Johann  Georg. 


Moshig 

Gottfried. 


Mttller 

Josef. 


Neubauer 

Anton.- 


Zar  GründauR  yon  8  StiftplAtzen  (seit  1865  sind  deren 

9  zu  ie  oirca  294  fl.). 
Stiftbrief  yom  8.  Noyember  1808. 
Gestiftete  Plätze:  9. 

Pr&sentant:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Persolyent:  Der  n.  ö.  Landbmderschaftsfond. 

Zu  einem  Stipendium  für  einen  blinden  Lehrer,  der  früher 
Zögling  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehongsinstitates  war. 

Stiftb.  vom  13.  Juli  1811. 

Capit:  2664  fl.   6.  W.  —  J&hrl.  Interess.  112  fl.  12  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehungsinsti- 
tutes. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolyirung:  Monatlich. 

Zur  Gründung  yon  Stiflplätzen. 
Stiftb.  yom  17.  September  1840. 

Capit.:  6651    fl.  ö.  W,  —  Jährl.  Interess.  279  fl.  16  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  5.  Statthalterei. 
Pers.:  Die  Direction  des  k.  k.   BUnden-Erziehungsinsti- 
tutes. 

Zur  Gründung  yon  Stiftplätzen. 
Stiftb.  yom  6.  Juni  1855. 

Capit.:  13261  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  543  fl.  97  kr 
Gestift  Plätze:  2. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Die  Direction  des  k.  k.   Blinden  -  Erziehungsinsti- 
tutes. 

Zur  gleichmässigen  Vertheilung  der  jährlichen  Interessen 
an  die  jeweilig  austretenden  Zöglinge  des  k.  k.  Blin- 
den-Erziehungsinstitutes. 

Stiftb.  vom  9.  Februar  1841. 

Capit.:  160  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  6  fl.  72  kr. 

Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehungsinsti- 
tutes. 

Pers.:  Dieselbe. 

Persolvirung:  Ende  des  Schuljahres. 

Unterstutzungsstipendium    Hlr    2    austretende    Zöglinge 

(einen  Knaben  und  ein  Mädchen). 
Stiftb.  vom  14.  März  1866. 
Capit.:  1500  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  63  fl. 
Gestift.  Plätze:  2. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehungsiniti 

tutes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Ende  des  Schuljahres. 

«0* 
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Pagliarmii 

EniBtn.Golamba.Zur  Betheilaag  eiaea  austreteadaa  Zö^Iliigs  iMh  MhtB^ 

yon  8  fl.  auf  lieilige  Messen. 
Stiftbrief  Tom  19.  J&nner  1869. 

Oapital:  100  fl.  5.  W.  —  JlUirliehe  Interessen  4fl.  20  k 
Prfisentant:  Die  Direotion  des  k.  k.  Blinden -Erziehung'i 

instUntes. 
Persolvent:  Dieselbe. 
Persolrirung:  Ende  des  Scba^ahres. 

Fimadl-Arlt 

Zur  Gründung  Ton  StiftpIAtzen. 
Stiflb.  Yom  S6.  Jftnner  186fl. 

Gapit.:  5490  fl.  ö.  W.  —  J&brliehe  Interessen  230  fl.  58  k 
Gestift.  PIfttze:  1. 
Prfts.:  Die  k.  k.  n.  6.  Statthai terei. 
Pers.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehungsinsti 
tutes. 

Panadi 

Gonstantin.     Zur  Grflndttng  von  Stiftpl&tzen  (den  Platz  zu  droa  294  f 

gerechnet). 
Stiftb.  rem  1.  Octdber  1864. 

Gapit.:  70.000  fl.  ö.  W.  —  JÄhrl.  Interessen  2940  fl. 
Gestift.  Pl&tze:  10. 
Präs.:  Die  Vorsteher  der  g.  h.  u.  Kirche  zur  heil.  Drei 

faltigkeit  in  Wien. 
Pers.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden^ Erziehongslnsti 

tutes. 
Persolvirung:  1.  Mai  und  1.  November  jedes  Jahres. 

Pfarrerstlftong. 

Zur  Betheilung  eines  anstretenden  Z(Vgl{ttgs,  vorzugsweis 

eines  weibliehen. 
Stiftb.  vom  13.  Juli  1859. 
Gapit.:  500  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  21  fl. 
Gestift  putze:  1. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden  -  Erziehnngsinsti 

tutes. 
Fers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Ende  des  Schuljahres. 

Pol^tfiih 

Georg.         Zu  Extraspeisen  für  die  Institutszdglinge. 
Stiftb.  vom  29.  August  1818. 

Gapit.:  2255  fl.  ö.  W.  —  Jahrl.  Interess.  94  fl.  71  kr. 
Prfts.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden-Erziehungsinstitutcs 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolvirung:  Ende  des  Schuljahres. 

Privat- 
wohlth&ter«    Dieselben  bestreiten  seit  1809  die    gleichen  Kosten   füi 

ein    oder   mehrere  blinde   Kinder    in    verschiedenen 
Zeitperioden. 
Prfts.:  Die  Privatwohlthäter. 
Fers.:  Dieselben. 
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Roth 

Johann. 


Sauer 

Johann. 
^Kaiser  Franz 
osef-Stiftung}. 


Sartori 

Ritter  von. 


Schmld 

Franz. 


SUdek 

•'osef  Ignaz. 


Air  Bothoilonff  eines  austretenden  Z5glinff8,  Jihrlieh 
abweebeelnd  eines  Knaben  and  eines  MAdchens.  (Das 
k.  k.  Blinden-Sniduingsinstitat  bezflglioh  des  Genofses 
suMitoirt  nach  Tlieresia  Ofner.) 

Stiftbrief  Tom  23.  Februar  1862. 

Capital:  1000  fl.  5.  W.  —  J&hrUehe  Interesse»  4t  i. 

Oestiftete  PlAtae:  1. 

PrisentaBtt:  Die  Dir^etien  des  k.  k.  Blinden  -  Sniebnog»- 
insütntes. 

Persolyent:  Dieselbe. 

Zur  Betkeilnng  eines  aostrstendsn  Zöglings  naeh  Absng 

Ton  1  fl.  auf  eine  heil.  Messe. 
Stiftb.  Tom  10.  M&rz  1866. 

Capit:  106  fl.  ö.  W.  —  JAkrL  Intoressw  4  fl.  86  kr. 
Gestifl.  Piitee:  1.  ^ 

Prfts.:  Die  DireoÜon  des  k.  k.  Bhnden-Bniehungsinstitutes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Petmolfinag:  Eide  des  8ehil|aftres. 

Fflr  i  blinde  Zöglinge. 

Stiftb.  Tom  24.  Juni  1857. 

Oapit:  13.420  fl.  5.  W.  —  Jfthrl.  Interess.  550  fl.  64  kr. 

Gestüt.  PlAtse:  2. 

Pr&s.:  Die  Direction^des  k.  k.  Blinden-EniehuJigainatitutes. 

Pers.:  Dieselbe. 

Zu  Prftmien  fflr  Zöglinge  des  k.  k.  Blinden-Brziehnngs- 

institutes. 
Stiftb.  Yom  1.  Jftnner  1811. 
Gapit.:  1000  fl.  ö.  W,  —  Jfthrl.  Interess.  42  fl. 
Gestift:  Plätze:  3. 

Pr&s.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden-Erziehungsinstitutes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persdyinmg:  Ende  des  Schuljahres. 

Zur  Anschaffung  von  Vorlesebüchem  tür  die  Instituts- 
Zöglinge. 
Stiftb.  vom  31.  J&nner  1820. 

Capit.:   1520  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.   59  fl.  64  kr. 
Prfts. :  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden-Erziehungsinstitutes. 
Pers.:  Dieselbe. 
Persolrirung:  Ende  des  Schuljahres. 

Zur  Gründung  eines  Stiftplatzes  für  einen  Bluiden   aus 

Allentsteig  in  Nied.-Oesterreich. 
Stiftb.  Yom  23.  November  1863. 
Capit:  6430  fl.  ö.  W.  —  Jfthrl.  Interess.  270  fl.  6  kr. 
Gestift.  FlAtze:  1. 
Prfts.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Die Diireotion  des  k.  k.  Blinden-Erziehungsinstitutes. 
Persolvirnng:  Derzeit  wird  das  Capital  noch  fructifidrt 
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Stadler 

Michael.       Zu  den  Zwecken  des  k.  k.  Blinden-Erziehongainstitutes ; 

(das  Institut  bezüglich  der  Interessen  substituirt  nach 

Frau  Clara  Günsel). 
Stiftbrief  Tom  3.  November  1870. 
Capital:  5000  fl.  ö.  W. 

YersorgrongTS" 

fond)        Aus  demselben  werden  seit  dem  Jahre  1819  die  Kosten 
Wr.  Allgemeiner,      für  10  Pl&tze  für  blinde  Kinder   (zu  je  circa  294  fl. 

j&hrlich)  bestritten. 
Gestia  Pl&tze:  10. 

Pr&8.:  Der  Qemeinderath  der  Stadt  Wien. 
Pers.:  Der  Wr.  allgemeine  Versorgungsfond. 

Welzer 

Mathias  Josef.  Zur  H&lfte  zu  Extraspeisen,  zur  H&lfte  zur  Erweiterung 

der  P^ege  der  Instituts-Zöglinge. 
Stiflb.  vom  14.  Juli  1849. 
Capit:  7245  fl.  -r  J&hrl.  Interess.  639  fl. 
Pr^.:  Die  Direction  des  k.  k.  Blinden*£rziehungsinstitutes. 
Pers.:  Dieselbe. 


b)  Bei  der  Versorgongs-  und  Besohäftigangsanstalt  für 

erwachsene  Blinde. 


Bftnerle 

Adolf. 


Bayer 

Carl. 


Borger 
A. 


Zur  Erhaltung  eines  blinden  Pfleglings. 
Stiftb.  vom  20.  August  1844. 
Capit.:  8000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  336  fl. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  A.  BÄuerle. 

Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Beschäfti- 
gungs-Anstalt für  erwachsene  Blinde. 

Zur  Betheilung  eines  hilfsbedürftigen  Pfleglings  mit  den 

Interessen. 
Stiftb.  vom  13.  März  1873. 
Capit.:  500  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  24  fl. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Bers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Beschäl  (i- 

gungs-Anstalt  für  erwachsene  Blinde. 

Zur  Erhaltung  eines  blinden  Pfleglings. 
Stiftb.  vom  15.  November  1831. 
Capit.:  2000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  84  fl. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Beschäfti- 
gungs-Anstalt (üLt  erwachsene  Blinde. 
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CmllM 

Aagntte, 


Chwilla 

Anna. 


HeloU 

Josef  and 

Wilhelm 

Ritter  von. 


Franz  ron. 


Mumaal 

C.  Edler  von. 


Panadj 

Const. 


Pasqualati 

sef  Freih.  von. 


Zur  ErluütQBg  eines  blinden  Pfleglings. 
Stifll).  Tom  10.  Min  1836. 

Capital:  SOOO  fl.  5.  W.  —  JAhrliolie  Interessen  84  fl. 
Gestiftete  PlAtse:  1. 

Prftsentant:  Ihre  Majestit  die  Kidserin  Oaroline  AugOBta. 
Persolyent:  Die  Verwaltang  der  Versorgungs-  und  Be- 
sohiftignngs-Anstalt  für  tfwachsene  Blinde. 

Zur  Erhaltung  blinder  Pfleglinge. 
Stiftb.  Yom  MArs  1867. 

Capit:  1000  fl.  5.  W.  —  J&hrl.  Interess.  4S  fl. 
Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Besehifti- 
gnngs-Anstalt  fUr  erwachsene  Blinde.j 

Zur  Erhaltung  ron  sechs  Pfleglingen. 
Stiftb.  vom  Jahre  1871. 

Capit:  36.000  fl.  5.  W.  —  J&hrl.  Interess.  i800  fl. 
eestift.  PUtse:  6. 
Prfts.:  Frans  Ritter  von  HeintL 

Pers.:  Die  Yerwaltung  der  Versorgnngs-  und  BesehAfti- 
gungs-Anstalt  fUr  erwachsene  Blinde. 

Zur  Erhaltung  eines  blinden  Pfleglings. 
Stiftb.  vom  Jahre  1833. 

Capit.:  1000  fl.  5.  W.  —  J&hrL  Interess.  84  fl. 
Oestift.  Pl&tze:  1. 

Fers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgnngs-  und  BeschAfti- 
gungs-Anstalt  f&r  erwachsene  Blinde. 

Zur  Erhaltung  eines  blinden  Pfleglings. 

Stiftb.  vom  Jahre  1854. 

Capit.:  3000  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess,  186  fl. 

Gestio,  putze:  1. 

Präs.:  Die  Verwaltung  der  Versorgnngs-  und  Beschftfti- 

gungs-Anstalt  für  erwachsene  Blinde. 
Pers.:  Dieselbe. 

Die  H&lfte  von  dem  Ertrftgnisse  des  Stiftungshauses  Nr.  5 
am  Laurenziberge  zur  Erhaltung  mehrerer  Blinden. 

Stiftb.  vom  Jahre  1852. 

Capit.:  70.000  fl.  ö.  W.  (Werth  der  Ilaush&lfte.)  — 
Jährl.  Interess.  circa  3640  fl. 

Gestift.:  PlAtze:  13. 

Prfts.:  Die  griech.-orient.  Kirchengemeinde. 

Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgnngs-  und  Beschftfti- 
gungs-Anstalt  fiHr  erwachsene  Blinde. 

Zur  Erhaltung  blinder  Pfleglinge. 
Capit:  20.000  fl.  5.  W.  —  Jfthrl.  Interess.  840  fl. 
Gestift :  Pl&tze:  5. 

Prfts.:  Freiherr  von  Pasqualati  und  seine  Nachkommen. 
Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgnngs-  nid  Beschftfti- 
gungs-Anstalt  Hlr  erwachsene  Blinde. 
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Pokomy 

Franz. 


lUedl 

Franz. 


Saphir 

M.  G. 


SedlnltAy 

Graf. 


Tonner 

Franz. 


Ulrich 

Therese. 


Weisshappl 

Anna. 


Zur  Erhaltung  blinder  Pfleglinge. 
Stiltbrief  vom  26.  April  4869. 

Capital:  7800  fl.  ö.  W.  —  Jährliche  Interessen  326  fl. 
Gestiftete  Pl&tze:  1. 

Pr&sentant:  Se.  k.  Hoheit  Erzherzog  Franz  Carl. 
Persolvent:  Die  Verwaltung  der  Versorgnings-  und   Be- 
sch&ftigungs-Anstalt  för  erwachsene  Blinde. 

Zur  Erhaltung  eines  blinden  Pfleglings. 
Stiftb.  Yom  81.  Juni  1863. 
Capit.:  540a  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  226  fl. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Beschäfti- 
gungs-Anstalt für  erwachsene  Blinde. 


Zur  Erhaltung  eines  blinden  Pfleglings. 
Stiftb.  vom  Jahre  1845. 

Capit.:  4000  fl.  d.  W.  ~  Jährl.  Interess.  168  fl. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Beschäfti- 
gnngs-Anstalt  für  erwachsene  Blinde. 


Zur  Erhaltung  eines  blinden  Pfleglings. 
Stiftb.  yom  Jahre  1836. 

Capit:  2000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  84  fl. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Beschäfti- 
gungs-Anstalt für  erwachsene  Blinde. 

Zur  Erhaltung  eines  blinden  Pfleglings. 
Stiftb.  vom  29.  August  1829. 
Capit.:  2200  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  88  fl. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Beschäfti- 
gungs-Anstalt fQr  erwachsene  Blinde. 

Eise  Messenstiftung  und  Verwendung  des  Restes  für 
die  Blinden. 

Stiftb.  vom  29.  März  1870. 

Capit.:  400  fl.  —  Jährliche  Interessen  16  fl. 

Pers. :  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Erziehungs- 
Anstalt  fftr  erwachsene  Blinde. 

Für  einen  blinden  Pflegling. 
Stiftb.:  vom  27.  October  1868. 
Capit.:  500  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  21  fl. 
Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Erziehungs- 
Anstalt  für  erwachsene  Blindu. 


ms 


c)  bei  dem  k.  k.  Taabstnmmexi-Institate. 


Albreeht, 

Herzog  von 
Sachsen- 
Teschen. 


Irlt 

N. 


Dafiier 

Frans. 


Dafner 

Franz. 


Deisslar 

Anna. 


efSlLs-Straf- 
relderfond. 


Qrosshand- 

k.  k.  priv. 


Fflr  Unterricht  und  Erziehung  taubstammer  Kinder. 

Stiftbrief  vom  16.  Deeember  1808. 

Capital:  12.650  fl.  ö.  W.  —  Jährliche  Interessen  531  fl. 
30  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  2. 

Präsentant:  Se.  k.  Hoheit  Erzherzog  Albrecht. 

Persolyent:  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen- 
Institutes. 

Zur  seiaerzeitigen   Gründung   eines  Stiftplatzes  für  ein 

taubstummes  Kind. 
Stiftb.  noch  nicht  errichtet. 

Capit.:  2150  fl.  ö.  W.  —  J&hri.  Interess.  8^  fl.  30  kr. 
Fers. :  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 

Für  Unterricht  und  Erziehung  taubstummer  Kinder. 
Stiftb.  vom  Jahre  184:^,  1845,  i846,  1848, 1849  und  1852. 
Capit.:  21.050  fl.  ö.  W.  —  Jfthrl.  Interess.  884  fl.  10  kr. 
Gestift.  Plätze:  4. 

Präs.:  Der  Catechet  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 
Fers.:  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Infititutes. 

Für  Unterricht  und  Erziehung  taubstummer  Kinder  und 

Lesung  einer  Seelenmesse. 
Stiftb.  vom  17.  Mai  1866. 
Capit.:  4500  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  189  fl. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  5.  Statthai terei. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 

Zur  besseren  Pflege  der  Zöglinge. 

Stiftb.  vom  3.  Juli  1845. 

Capit.:  400  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  16  fl.  80  kr. 

Präs. :  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 

Fers.:  Dieselbe. 

Zur  Verpflegung  taubstummer  Zöglinge. 
Gestift.  Plätze:  3. 
Präs.:  K.  k.  Finanzministerium. 
Fers.:  Gefälls-Strafgelderfond. 

Für  Unterricht  und  Erziehung  taubstummer  Eander. 

Stiftb.  vom  20.  Juni  1812. 

Capit.:  36.600  fl.  ö.  W.  -  Jähri.  Interess.  1537  fl.  20  kr. 

Gestift.  Plätze:  4. 

Präs.:  Die  Doputirten  des  Gremiums. 

Fers.:  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 
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Holbelnsberif 

Theresia  yon.    Für  Unterricht  und  Erziehung  taubstummer  Kinder  und 

Lesung  einer  Seelenmesse  am  5.  October  jedes  Jahres. 

Stiftbrief  vom  1.  November  1863. 

Capital:  4470  fl.  ö.  W.  —  Jfthrliohe  Interessen  187  fl. 
40  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  1. 

Präsentant:  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen- 
Institutes. 

Persolvent:  Dieselbe. 

Hojet 

Ignaz.        Für  Unterricht  und  Erziehung  taubstummer  Kinder. 
Stiflb.  vom  26.  October  1865. 

Capit.:  15.100  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  1039  fl.  20  kr. 
Gestift.  Plätze:  4. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Die  Verwaltung  tles  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 

Irtenkanf 

Anna  Maria.    FOr   eine   Messe    1  fl.;    der  Rest   zur   Betheilung   der 

Zöglinge. 
Stiftb.  vom  25.  October  1868. 
Capit.:  100  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  4  fl.  tO  kr. 
Präs.:  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 
Pers.:  Dieselbe. 


Kaithner 

Johann. 


Kameralfond 

n.  ö. 


Zur  Unterstützung  armer  Zöglinge  nach  ihrem  Austritte. 

Stiftb.  vom  i.  Juli  1833. 

Capit.:  2400  fl.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  100  fl.  80  kr. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers. :  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 

Kaiser  Franz  I.  setzte  im  Jahre  1830  die  Zahl  der  auf 
Kosten  dieses  Fondes  im  k.  k.  Taubstummen-Institute 
zu  verpflegenden  Zöglinge  mit  iO  fest. 

Gestift.  Plätze:  20. 

Präs.:  Sr.  Majestät  der  Kaiser. 

Pers.:  n.  ö.  Kameralfond. 


Kampf! 

M.  Anna. 


Für  Unterricht  und  Erziehung  taubstummer  Kinder. 

Stiftb.  vom  16.  December  1835. 

Capit.:   7900  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  330  fl.  80  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Der  Decan  der  medicinischen  Facultät. 

Pers. :  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes . 

Kreis-Ünter- 

Manharts-     Für  Unterricht  und  Erziehung  taubstummer  Kinder. 
Berg'sche     Stiftb.  vom  Jahre  1817. 
Stiftung.       Capit.:  5300  fl.  ö.  W.  —  Jährt.   Interess.  222  fl.  60  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen- Institutes. 


S16 


Lttilnitr- 

8duifMi»iiL 


LaBdeflf«nd 

n.  d. 


Landesfond 

schlesischer. 


MiUtirfond. 


Henbaner 

Anton. 


Nierinif- 
Lowenfels 

Clara. 


PopoTich 

Georg. 


Riedl 

Josef. 


Sartory 

Ritt,  von 


Zar  Verpflegung  yon  taubstummen  Zöglingen. 
Gestiftete  Pl&tze:  8. 

Präsentant:  Die  k.  k.  n.  b.  Statthalterei. 
Peisolyent:  Landbruderschaftsfond. 

Zur  Verpflegung  yon  taubstummen  Zöglingen. 

Gestift  Pl&tze:  5. 

Präs.:  n.  ö.  Landesausschuss. 

Pers.:  n.  ö.  Landesfond. 

Zur  Verpflegung  yon  taubstummen  Zöglingen. 
Gestift.  Pl&tze:  4. 

Präs.:  Schlesisoher  Landesausschuss. 
Pers.:  Sohlesischer  Landesfond. 

Zur  Verpflegung  yon  taubstummen  Zöglingen. 
Gestift  Plätze:  4. 

Präs.:  Das  k.  k.  Sjriegsministerium. 
Pers.:  Militärfond. 

Für  einen  in  die  Lehre  tretenden  Knaben  durch  6  Jahre. 
Stiftb.  yom  25.  Februar  1867. 
Capit.:  900  fl.  ö.  W,  —  Jährl.  Interess.  37  fl.  80  kr. 
Präs. :  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 
Pers.:  Dieselbe. 

Zur  Errichtung   eines  Stiftplatzes   für   ein   taubstummes 

Kind. 
Stiftb.  vom  6.  Juli  1847. 

Capit.:  4000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  134  fl.  40  kr. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 

Zur  besseren  Pflege  der  Zöglinge. 

Stiftb.  vom  6.  Februar  1838. 

Capit :  2300  fl.  ö.  W.  —  JährL  Interess.  96  fl.  60  kr. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 

Pers.:  Dieselbe. 

Für  Unterricht  und  Erziehung  taubstummer  Kinder  und 

Lesung  einer  Messe  am  23.  Juli  jedes  Jahres. 
Stiftb.  vom  26.  März  1863. 

Capit:  4050  fl.  ö.  W.  —   Jährl.  Interess.  170  fl.  10  kr. 
Gestift  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 
Pers.:  Dieselbe. 

Zur  Vertheilung  an  die  3  ausgezeichnetsten  Zöglinge. 
Stiftb.  vom  14.  Juni  1814. 

Capit:  900  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  37  fl.  80  kr. 
Präs.:  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 
Pers.:  Dieselbe. 


Steiner 

Melchior       Par  Unterrieht  nnd  Brziehuiig  tsabstammer  Kinder. 
Ritt.  von.      Stiftbrief  yom  13.  April  i809.  • 

Capital:  9060  fl.  ö.  W.  ^  J&hrifche  Interessen  380  1 

10  kr. 
Gestiftete  Plätze:  1. 
Prifeentant:  Die  ünirersalerben. 

Persolyent:   Die  Verwaltung  des  k.   k.  Taubstummen- 
Institutes. 
Tanbstiimiiien- 
Institutsfond.    Capit:  131.830  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  5709  fl.  86  kr. 

Gestift.  Plfttze:  5. 
Pr&s.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Die  Verwaltong  des  k.  k.  Taabstammen-Institntes. 
Throner 

Franz.         Für  Unterricht  und  Verpflegung  taubstummer  Kinder. 
Stiftb.  Tom  25.  September  1834. 

Capit.:  6350  fl.  ö.  W,  —  JAhrl.  Intereps.  «66  fl.  70  kr. 
Gestift.  Plfttze:  1. 
Pr&s.:  Die  Universalerben. 

Pers.:  Die  Verwaltung  des.  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 
Versorgv^rs« 

fond.         In   Folge    €^enehmigang    des    Staatsministeriums    vom 

Jahre  1863. 
Gestift.  Plfttte:  i30i 
Pr&s.:  Die  Commune  Wien. 
Pers.:  Der  allgem.  Versorgungsfond. 
Welier 
Math.  Josef.    Zur  besseren  Pflege  der  Zöglinge. 

Stiitb.  vom  14.  JuU  1849. 
Capit.:  7200  fl.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  549  fl. 
Pr&s. :  Die  Verwaltung  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes. 
Pers.:  Dieselbe. 


d)  bei  den  k.  k.  Waisenliäa^ero  in  Tman  und  in  Jndenau. 

Albrecht 

Herzog  von     Zur  Erhaltung  eines  armen  Kindes. 
SachsenTeschen.Stiftb.  vom  12.  Juli  1784. 

Capit.:  835  fl.  41  kr.  ö.  VT.  —  J&hrl.  Interess.  35  fl.  08'5  kr. 
Pr&s.:  Die  Erben  des  Stifters. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.,  Landeshaupt- 
cassa. 
Albrecht 

Herzog  von     Zur  Erhaltung  zweier  Waisenkinder. 
Sachsen-TeschenStiftb.  vom  16.  December  1808. 

Capit. :  7853  fl.  50  kr.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interees.  32»  fl.  84*5  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1. 
Pr&s.:  Die  Erben  des  Stifters. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 
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CiroUoe 

Aagnste, 
Kaiserin. 


ChwaUa 

Anna. 


Heintl 

•^'»sef  und 

bitter  Ton. 


^'^^Uz  von. 


^■^'   -Edler  von. 


Const. 


Pa.squalati 

Josef  Freih.  von 


Zur  Erhaltung  eines  blinden  Pfleglings. 
Stiftb.  vom  10.  M&rz  1836. 

Capital:  2000  fl.  ö.  W.  —  JÄhrliche  Interessen  84  fl. 
Gestiftete  Plätze:  1. 

Präsentant:  Ihre  Majestät  die  Kaiserin  Caroline  Augusta. 
Persolvent:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-    und   Be- 
schäftigungs-Anstalt für  erwachsene  Blinde. 

Zur  Erhaltung  blinder  Pfleglinge. 
Stiftb.  vom  März  1867. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 
Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Beschälti- 
gungs-Anstalt  fiir  erwachsene  Blinde.^ 

Zur  Erhaltung  von  sechs  Pfleglingen. 
Stiftb.  vom  Jahre  1871 

Capit.:  36.000  fl.  ö.  W.  —  Jähri.  Interess.  1800  fl. 
Gestitt.  Plätze:  6. 
Präs.:  Franz  Ritter  von  Heintl. 

Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-   und  Beschäfti- 
gungs-Anstalt für  erwachsene  Blinde. 

Zur  Erhaltung  eines  blinden  Pfleglings. 
Stiftb.  vom  Jahre  1833. 

Capit.:  2000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  84  fl. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Beschäfti- 
gungs-Anstalt für  erwachsene  Blinde. 

Zur  Erhaltung  eines  blinden  Pfleglings. 
Stiftb.  vom  Jahre  1854. 

Capit.:  3000  fl.  6.  W.  —  Jährl.  Interess.  12t)  fl. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Beschäfti- 
gungs-Anstalt für  erwachsene  Blinde. 
Pers.:  Dieselbe. 

Die  Hälfte  von  dem  Erträgnisse  des  Stiftungshauses  Nr.  5 
am  Laurenziberge  zur  Erhaltung  mehrerer  Blinden 

Stiftb.  vom  .Tahre  [HM. 

Capit.:  70.000  fl.  ö.  W.  (Werth  der  IJaushälfte.)  — 
Jährl.  Interess.  circa  3640  tl. 

Gestift.:  Plätze:  13. 

Präs.:  Die  grieeh.-orient.  Kirehengemeinde. 

Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  und  Beschäfti- 
gungs-Anstalt für  erwaehsene  Blinde. 

Zur  Erhaltung  blinder  Pfleglinge. 

Capit:  20.000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  SlO  fl. 

Gestift :  Plätze:  5. 

Präs.:  Freiherr  von  Pasqualati   und  seine  Nachkommen. 

Pers.:  Die  Verwaltung  der  Versorgungs-  u  id   Beschäfti- 
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Breltenfeld 

Josef.        Von  dem  Stiftangsertrftgiusse  sind  so  Tiele  Waisen  als 

möglioli  za  erhalten. 
Stiftbrief  Tom  4.  August  1785. 

Capital:  37.909  fl.  72  kr.  ö.  W.  —  J&hrliohe  Interessen 
•    1592  fl.20-5  kr. 
Gestiftete  PlÄtze:  7. 

Präsentant:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Persolyent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes- 
hauptcassa. 

Brenner 

Marie  Barbara.  Für  ein  armes,  yerwaistes  SLind. 

Stiftb.  vom  23.  December  1729. 

Capit.:  897  fl.  95  kr.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  37  fl.  71  kr. 
Pr&s.:  Der  jeweilige  Domprediger  zu  St  Stefan. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 

Chaos 

Johann.*)      Für  Findel-   und   unerzogene   Hausarmen  -  Kinder    und 

Waisen. 
Stiftb.  vom  17.  J&nner  1775. 
Capit.:   275.182  fl.   50  kr.   ö.  W.    —    JAhrL    Intoress. 

11.566  fl.  32-5  kr.**) 
Qestift.  Pl&tze:  50. 
Präs.:  Der  Wr.  Gemeinderath. 
Pers.:  Die  k.  k.  n.  6.  Statthalterei. 
•  Persolvirung:  Die  Verleihung  erfolgt  in  Erledigungsfällen. 


*)  Johann  Conrad  von  Richthausen  Freih.  y.  Chaos  setzte  in  seinem 
Testamente  vom  2.  Februar  1663  und  dem  Codicille  Yom  19.  Juli 
1663  die  Findel-  und  Waisenkinder  zu  Erben  seines  Vermögens  ein. 
Der  Stifter  starb  am  26.  Juli  1663  zu  Schemnitz  in  Ungarn;  zwischen 
dem  Todesjahre  desselben  und  der  Errichtung  des  Stiftbriefes  vom 
17.  Jänner  1775  liegt  ein  Zeitraum  von  112  Jahren.  In  ein  unter 
dem  Namen  des  Stifters  zu  errichtendes  Domicil  sollten  so  viele 
arme  Kinder  aufgenommen  und  verpflegt  werden,  als  das  Vermögen 
zuliess.  (Der  Eingang  des  Chaos'schen  Stiftbriefes  lautet:  »Wir 
Josef  Georg  Hörl,  Bürgermeister  und  Rath  der  Stadt  Wien  geben 
hiemit  zu  vernehmen:  »Es  habe  Herr  Johann  Conrad  von  Richt- 
hausen Frei-  und  Edler  Herr  von  Chaos,  der  römischen  k.  Majestät 
gewesener  Hofkam merrath,  oberster  Erb-  und  Münzmeister  in  Oester- 
reich  und  Kammergraf  in  den  ungarischen  Bergstädten  in  seinem 
nachgelassenen  Testamente  vom  2.  Februar  et  public.  6.  October  1663 
die  Findel-  und  unerzogenen  Hausarmen  Kinder-Waisen,  welche 
sonst  in  Ermangelung  aller  Lebensmittel  ganz  hilflos  verderben 
mässen,  solemni  et  honorabili  titulo  institutionis  mit  der  Aus- 
drückung zu  Erben  eingesetzt,  dass  alles  und  jedes  was  über  sein 
vorhin iges  Geschäft  und  vermachten  Legate  übrig  verbleiben  würde, 
dieserwegen  getreulich  angewendet  und  zu  solchem  Ende  davon  eine 
gewisse  Wohnung  unter  der  Direction  eines  hiesig  ehrsamen  und 
wohlweisen  Stad&athes  unter  seinem  Namen  und  Titel  auiQgerichtet 
und  solches  arme  Haus  auf  so   viele  Kinder  und  dazu  bidüzi^ge 
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Clirigt 
Fnueisea  geb.  Zur  Erhaltung  eines  Knaben  und  eines  M&dehens. 
BonaTentura.    Stiftbrief  yom  10.  October  1807. 

Capital:  6652  fl.  50  kr.   ö.  W,  —  Jährliche  Interessen 

279  fl.  40-5  kr. 
Gestiftete  Plätze:  i. 
Präsentant:    Frau    von    Busta,   ihre    Tochter    und   die 

nächsten  Anverwandten  derselben. 
Persolvent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes- 
hauptcassa. 

Christtne 

Marie  EQr  3  arme  Kinder. 

Erzherzogin.     Stiftb.  vom  i.  Jänner  1768. 

Capit.:  5479  fl.  54  kr.  ö.  W.   —  Jährl.  Interess.  230  fl, 

14  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

P6rf. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 


arme  Witwen,  als  es  sein  Vermögen  erleiden  würde,  mit  aller  Noth- 
durft  und  Zugehör  auf  ewig  gestiftet,  instruirt  und  versehen  werden 
solle.«)    Im  Jahre  1666  wurde   der   erste  Anfang   mit   der  Stiftung 
gemacht;   von  Seite   der  Stiftungs-Administration  wurde   mit   dem 
Bfirgerspltale   ein  Vertrag  geschlossen,   nach  welchem  30  Knaben, 
3  Witwen  und  2  Dienstboten  gegen  jährlich  2500  fl.  verpflegt  wurden. 
Für  die  dem  Präceptor  der  Knaben  eingeräumte  Wohnung  und  die 
Verköstigung  desselben  erhielt  das  Spital  jährlich  120  fl.;  eben  so 
viel   der  Präceptor  jährlich   als  Gehalt;   die  Erfordernisse   für  die 
Schule   und   die  Kleidung   der  Witwen   wurden  besonders  bezahlt. 
In  demselben  Jahre  begann  auch  der  Bau  eines  eigenen  Stifthauses 
neben  dem  Bürgerspitale  in  der  Kärntnerstrasse,  welcher  im  Jahre  1668 
mit  einem  Kostenaufwand e  von  19.806  fl.  vollendet  wurde.  Die  Zahl 
der  Stiftlinge  wurde   nun  vermehrt   und    seit  dem   Jahre  1679,  in 
welchem   der   in   diesem  Jahre   verstorbene  Inspector   der   Stiftung 
Michael  Ridt  sein  Vermögen  von  3600  fl.  der  Chaos'schen  Stiftung 
für  Waisen  »von  gutem  Ingenio«  vermacht,  flng  man  auch  an  adelige 
Knaben  aus  dieser  Stiftung  ziemlich  standesgemäss  zu  verpflegen:  die- 
selben wurden  bei  den  Stiftungsbeamten  in  Kost  und  Pflege  unter- 
gebracht. Die  Kinder  wurden  vom  7.  bis  i  6.  Lebensjahre  in  der  Reli- 
gion, im  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen,  jene,  welche  besondere  Fähig- 
keiten und  Neigung  zeigten,  auch  in  Musik,  Malerei  und  Baukunst 
unterrichtet.  (Im  J.  1736  widmete  Joh.  Georg  Franz  Grinner,  k.  k. 
Hofkammerkanzelist,  20.000  fl.  zu  dem  Zwecke,  dass  50  Chaos' sehe 
Stiftungsknaben  in  der  Ingenieurkunst  vollständig  unterrichtet  wer- 
den. Diese  Stiftung  wurde  1775  von  der  Hauptstiftiyig  wieder  aus- 
geschieden, um  sie  zur  Errichtung  der  Ingenieur-Akademie  zu  ver- 
wenden.) Mit  Hofdecret  vom  27.  April  und  5.  Mai  1767  wurden  die 
Chaos'schen  Stiftlinge  in  das  Waisenhaus  am  Rennweg  versetzt. 
Die  Stiftswitwen   wurden  in   das   Bürgerspital   übersetzt  und   auf 
Kosten  des  Stiitungsfundes  verpflegt.  Nach  dem  Absterben  derselben 
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FranoiBCa.      Zur  Erhaltung  Alternloser  Waisen. 
Stiftbrief  Yom  21.  Oetober  1815. 
Capital:  23.301  fl.  25  kr.  ö.  W.  —  J&hrliche  Interesse 

978  fl.  65  kr. 
Gestiftete  Plätze:  4. 

Präsentant:  Ferdinand  Edler  von  Haekher  zu  Hart. 
Persolyent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes— 

hauptcassa. 

Dierihaler 

Josefa.         Die  Interessen  yom  gestifteten  Capitale  sind  jährlich  als 

Prämium    für    einen  Waisenknaben    mit  Vornamen 
»Michael,  Ferdinand  oder  Josef«  zu  verwenden. 
Stiftb.  vom  i4.  Jänner  1843. 

Capit.:  49  fl.  40  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  2  fl.  7  kr. 
Präs.:  Die  Diroction  des  Waisenhauses  in  Wien. 
Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 


gingen  die  Stellen  gänzlich  ein.  In  Folge  des  Hofdecretes  vom 
27.  April  1767,  womit  diese  Uebersetzung  angeordnet  worden  war, 
wurde  auch  die  Anzahl  der  Stiftlinge  (82)  auf  100  erhöht;  fCtr  jeden 
Stiftung  wurden  dem  Waisenhause  70  fl.  gezahlt,  2000  fl.  der  Stif- 
tungsinteressen dem  BQrgerspitale  jährlich  zum  Unterhalte  der  Find- 
linge zugewiesen,  500  fl.  der  Stiftungsinteressen  aber  ausgeschieden, 
um,  wie  bisher  so  auch  künftig  den  austretenden  Knaben  6  fl.  in  Geld 
und  die  gewöhnliche  Kleidung  zu  geben  und  für  die  in  eine  Lehre 
Eintretenden  auch  das  Ausding-  und  das  Freisprechgeld  zu  bezahlen; 
endlich  wurde  verordnet,  in  die  Chaos* sehe  Stiftung  nur  Knaben 
aufzunehmen,  dieselben  sollten  nicht  unter  7  bis  8  Jahren  alt  und 
gesund  sein;  unter  mehreren  hatten  die  in  Wien  Gehörnen  den 
Vorzug.  Hierüber  wurde  dem  Wiener  Magistrate  der  Stiftbrief  vom 
17.  Jänner  1775  ausgefertigt.  Im  Jahre  1785  wurden  die  Stiftlinge 
in  das  noch  bestehende  k.  k.  Waisenhaus  versetzt  Die  Admini- 
stration übte  bis  1785  der  Stadtrath,  von  da  an  die  k.  k.  Landes- 
regierung; der  Gemeinde  blieb  nur  das  Präsentationsrecht;  auch  bei 
der  im  Jahre  1842  erfolgten  Uebergabe  des  Armenwesens  an  den 
Magistrat  wurde  die  Administration  dieser  Waisen  Stiftung  der  Regie- 
rung vorbehalten,  obgleich  dies  ded  Bestimmungen  des  Stift- 
briefes widerspricht.  In  der  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom 
14.  März  1871  wurde  der  Besehluss  gefasst,  den  Magistrat  zu 
beauftragen,  bei  der  Stiftungsbebörde  um  die  Uebergabe  des  Ver- 
mögens der  Chaos 'sehen  Stiftung  an  die  Gemeinde  Wien  einzu- 
schreiten. (Siehe:  von  Geusau  Geschichte  der  Stiftungen,  Erziehungs- 
und Unterrichtaanstalten  in  Wien.  Wien  1803;  vergl.  auch:  Weiss 
S.  142  ufid  Schmidt  F.  »Das  städt.  Stiftungswesen«  im  Wiener 
Communal-Kalender  für  das  Jahr  186H.) 
♦♦)  Von  den  Interessen  werden  jährlich  2500  fl.  C.  M.  an  den  Findel- 
hausfond  abgeführt,  der  Rest  wird  zur  Verpflegung  der  Waisenkinder 
verwendet. 
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IHiseit 

Katharina.     Zor  Erhaltang  eines  Knaben  und   für  das  Lesen  einer 

heil.  Messe  am  Sterbetage  der  Stifterin. 
Stiftbrief  Tom  21.  Mai  1810. 

Capital:  2264  fl.  85  kr.  —  J&hrliche  Interessen  95  fl.  12  kr. 
Gestiftete  Plätze:  1. 

Präsentant:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Persolvent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes- 
hanptcassa. 
Dobblhof 

Ferdinand.      Zur  Erhaltung  eines  armen  verwaisten  Kindes. 
Stiftb.  vom  11.  Deeember  1755. 
Capit:  1396  fl.  10  kr.  ö.  W.    —   Jährl.   Interess.  58  fl. 

63-5  kr. 
Gestifi  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  Familie  Stadtler. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 
Dobblliof 
arie  Katharina.Znr  Erhaltung  eines  armen,  verwaisten  Kindes. 
Stiftb.  vom  23.  Deeember  1729. 

Capit.:  1184  fl.  80  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  49  fl.  76  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt - 
cassa. 
Engstier 
Josef.  Fär  ein  vater-  und  mutterloses  Kind.    Der  Rest  des  Er- 

träg^nisses   ist   dem   Kinde   beim    Austritte    aus    der 
Anstalt  zu  erfolgen. 
Stiftb.  vom  2.J.  Mai  1813. 
Capit.:  4604  fl.  95  kr.  ö.  W.    —  Jähri.  Interess.  193  fl. 

40-5  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Das  Grundgericht,   der  Pfarrer   und  der  Armen- 
vater in  der  Rossau. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 
Esterhasj 

arie  Oetavia   Zur  Erhaltung  eines  armen  Waisenkindes. 
Fürstin.         Stiftb.  vom  10.  Juni  1731. 

Capit.:  1001  fl.  5  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl.  4  kr.  • 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Dei  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshffbpt- 
cassa. 

£rterhas7 

iria  Oetavia  Zur  Erhaltung  eines  armes  Mädchens. 
Förstin.        Stiftb.  vom  17.  November  1745. 

Capit.:  1344  fl.  55  kr.  ö.  W.  -  Jährl.  Interess.  5G  fl.  47  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  W«ge  der  n.  ö,  Landeshaupt 
cassa. 


Ettaiigrer 

Johanna. 


Zur  Betheilung  yon  zwei  In  der  Lehre  befindlichen  ehe 

maligen  WaisenhauszOglingen. 
Stiftbrief  vom  7.  Mai  1866. 
Capital:   160  fl.   ö.   W.  —  J&hrliohe  Interessen  6  fl 

72  kr. 
Persolvent:  Der  "Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes — 

hauptcassa. 


Exner 

Carl. 


Zur  Erhaltung  von  so  vielen  Knaben  und  M&dchen,  als 

das  Stiftungsertr&gniss  zul&sst. 
Stiftb.  vom  12.  Februar  1813. 

Capit.:  4800  fl.  85  kr.    —  J&hrl.  Interess.  201  fl.  63  kr. 
Gestüt.  Plätze:  1. 
Pr&s.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  0.  Landeshaupt- 

cassa. 


Femer 

Anna  Maria. 


Zur  Betheilung  von  Personen,  die  in  den  k.  k.  Waisen- 
häusern erzogen  worden  sind,  ohne  Unterschied  des 
Geschlechtes. 

Stiftb.  vom  1.  October  1808. 

Capit.:  7082  fl.  50  kr.  ö.  W.  —  Jährt.  Interess.  297  fl. 
46-5  kr. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  5.  Landeshaupt- 
cassa. 


Forgatsch 

Ignaz. 


Die  Interessen  hat   ein  armes  Kind  zu  beziehen,  u.  zw. 

einmal   ein    in   Wien,   das    andere  Mal   ein   ausser 

Wien  gebürtiges  Kind. 
Stiftb.  vom  26.  Februar  1834. 
Capit.:   409  fl.   40  kr.  ö.  W.  —  Jährt.   Interess.    17  fl. 

19  kr. 
Präs.:  Abwechselnd  die  Waisenhausdirectionen  in  Wien 

und  Judenau. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 

cassa. 


Franse 

Cart. 


Die  Interessen  sollen  jährlich  dem  ärmsten  Knaben  des 
Waisenhauses,  welcher  den  Namen  Josef  trägt,  ge- 
geben werden. 

Stiftb.  vom  11.  August  1822. 

Capit.:  107  fl.  80  5  kr.  —  Jährt.  Interess.  5  fl.  39  kr. 

Präs.:  Die  Direction  des  Waisenhauses  in  Wien. 

Präs.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.'O.  Landeshaupt- 
cassa. 
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OigfkalHb 

Marie  Ton. 


Gebier 

M»ie  Gfteilie. 


Gerotikj 

Barbara 
Preiin  Yon. 


Grauer 

Elisabeth. 


Hak 

Leonbard. 


Hak 

Leonhard 

and 

Landesnuuui 

Christian. 


Die  Stiftong^interessen  sind  zu  einer  Aassteuer  oder  au 
einem  Ueiratsgute  für  arme  Mädchen  2a  verwenden, 
die  eine  Johannesspital-Stiftung  genossen  haben. 

Süitbrief  yom  10.  IfAra  1766. 

Capital:  S3.135  fl.  65  kr.  —  J&hrliche  Interessen  972  fl. 
58-5  kr. 

Präsentant:  Die  k.  k.  n.  6,  Stattbalterei. 

Persolvent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landts- 
haoptcassa. 

Das  Capital  soll  auf  ein  Heiratsgut  für  arme  Mädchen, 
welche  in  dem  Johannesspitale  gewesen  sind,  frucht- 
bringend gemacht  werden,  bis  das  abfallende  Interesse 
100  fl.  beträgt. 

Stiftb.  vom  28.  Juli  1784. 

Capit.:  1649  fl.  —  Jährl.  Interess.  69  fl.  26  kr. 

Präs.:  DiB  k.  k.  n.  ö.  Stattbalterei. 

Pers.:  Der  Waiseniond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 

Für  arme  Waisen. 
Stiftb.  vom  30.  April  1764. 

Capit.:  11.386  fl.  1  kr.  —  Jährl.  Interess.  478  fl.  21  kr. 
Gestift.  Plätze:  2. 

Präs.:  Das  k.  k.  Landesgericht  Wien. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 

Zur  Vertheilung  an  4  der  ärmsten  kranken  Waisen. 
Stiitb.  yom  16.  November  1843. 

Capit:  319  fl.  20  kr.  —  Jährl.  Interessen  13  fl.  40*5  kr. 
Präs.:  Die  Waisenhaus-Directionen  in  Wien  und  Judenau. 
Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 

Zur  Beischaffung  guter  und  nützlicher  Bücher  für  wohl- 
gesittete und  fleissige  WaisenhauszOglinge. 

Stiftb.  7om  14.  October  1839. 

Capit:  159  fl.  60  kr.  —  Jähri.  Interess.  6  fl.  70  kr. 

Präs.:  Die  Waisenhaus-Directionen  in  Wien  und  Judenau. 

Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 

Das  Jahreserträgniss  ist  an   zwei  Prämianten   (Knaben 

und  Mädchen)  zu  yertheilen. 
Stiftb.  vom  2.  August  1843. 

Capit:  213  fl.  65  kr.  —  Jährl.  Interess.  9  fl.  40  kr. 
Präs. :  Die  Waisenhaus-Directionen  in  Wien  und  Judenau. 
Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  0.  Landeshaupt- 


cassa. 
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Hftrtel 

Norbert. 


Hajerbaeh 

Josef. 


Hantzenberg 

Jacob. 


Helm 

Heinrich. 


Hertier 

Johann  Bapt. 


Hcssele 

Laurenz. 


Für  ein  armes  verwaistes  Kind. 

Stiftbrief  vom  22.  December  1729. 

Capital:   936   fl.   23   kr.  —  Jährliche   Interessen  39 

32  kr. 
Präsentant:  Die  Erben  des  Stifters. 
Persolvent:  Der  Waisenfond  im  Wege  d«r  n.  ö.  Landes 

haupteassa. 

Für  ein  Waisenkind  aus  Oberösterreich. 
Stiftb.  vum  16.  April  4796. 

Gapit:   5115  fl.  35  kr.  --  Jfthrl.  Interess.  214  fl.  84  k 
Gestift  Plätze:  1 

Präs. :  Die  Waisenhaus-Directionen  in  Wien  und  Judenau 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt 
cassn. 


Zur  Erziehung  vater-  und  mutterloser  Waisen ;  zur  Hälfte 

für  Knaben,  zur  Hälfte  für  Mädchen. 
Stiftb.  vom  18.  September  1802. 

Capit:  51.884  fl.  47  kr.  —  Jahrl.  Interess.  2179  fl.  IVSkr 
Gestift  Plat^se:  9. 

Präs.:  Die  Waisenhaus-Directionen  in  Wien  und  Judenau. 
Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 

cassa. 

Zur  Erhaltung  von  12  armen  Waisenknaben. 
Stiftb.  vom  16.  October  1740. 

Capit.:  14.022  fl.  5  kr.  —  Jährl.  Interess.  588  fl.  92  5  kr. 
Gestift.  Plätze:  2. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statth alterei. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
csssa. 

Für  3  arme  elternlose  Mädchen. 
Stiftb.  vom  2.  März  1839. 

Capit.:  5347  fl   .jO  kr.  —  Jährl.  Interess.  2ii  fl.  59 -5  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  StAtthalterei. 
Pers.:  Der  Waifienfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa.  ^ 

Zur  Erhaltung  von  verwaisten  armen  Kindern. 

Stiftb.  vom  22.  August  1811. 

Capit:  15.545  fl.  98  kr.  —  Jährl.  Interess.  652  fl.  93  kr. 

Gestift.  Plätze:  3. 

Präs.:   M.  A.  Rafielsberger   und    Barbara  Leban,    dertMi 

Erben  und  Erbeserben 
Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö   Landeshaupt- 

cnssa. 


niMi 

Valntii. 


Hofer 

Apollonia. 


Hofor 

MariiT. 


flfffeker 

Nicolaus. 


lohenfeld 
irie  Gräfin. 


II«Utti4 

Josef. 


Zur  Erziehung  armer  WaisenkuAben. 

Stiftbrief  vom  18.  Mai  1843. 

Capital:  14.S38  fl.  05  kr.  —  Jfturliohe  Interessen  613  fl. 

59*5  kr. 
Gestiftete  Plfttie:  t. 

Prisentant:  Die  Waisenliaus-Direetion  in  Wien. 
Penolyent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes- 

liaupteassa. 

Far  S  arme  verwaiste  Kinder. 
Stiftb.  vom  31.  Juli  1745. 

Capii:  5879  fl.  72  kr.  -  J&hrl.  Interess.  246  fl.  94*5  kr. 
Gestüt  Pl&tze:  %. 
Prfts.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  d.  Landeshaupt- 
eassa. 


FOr  ein  verwaistes  If&dchen. 
Stiftb.  vom  30.  M&rz  1745. 

Oapit.:  3718  fl.  49  kr.  ö.  W. — Jährl.  Interess.  156  fl.  17*5  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Laadesbaupt^ 
eassa. 


Für  ein  armes  verwaistes  Kind. 
Stiftb.  vom  ti.  December  1729. 

Oapit:  889  fl.  48  kr.  ö.  W.  ->  J&hri.  Interess.  37  fl.  35*5  kr. 
Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 

Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 


Fat  ein  armes  verwaistes  Kind. 
Stiftb.  vom  22.  Deoember  1729. 

Capit :  1206  fl.  65 kr.  ö.  W.  —  Jfthrl.  Interess.  50  fl.  675 kr. 
Gestift  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 


Für  einen  armen  Mann  und  ein  armes  Weib,  dann  für 
einen  armen  Knaben  und  ein  armes  Mädchen. 

Stiltb.  vom  4.  November  1790. 

Capit :  UOß  fl.  85  kr.  ö.  W.  —  Jährt  Interess.  185  fl.  06*5 kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  Erben  der  Anna  Marie  Holland. 

Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  0.  Landeshanpt- 
cassa. 


Hnber 

Marie. 


Ho7«t 

Ignai.         Von  den  Interessen  des  Stif tangs-Gapitals  ist  abweehsebv.  ^ 

ein  Knabe  oder  ein  M&dohen  zu  erhalten,  der  Uebe^"^' 
schoss  fär  das  Kind  fruehtbringend  su  machen  und  dens^ 
selben  nach  erreichter  Grossj&hrigkeit  auszufolgen. 

Stiftbrief  vom  17.  Juli  i860. 

Capital:  3520  fl.  6.  W.  —  J&hrliche  Interessen   245  fl 
84  kr. 

Gestiftete  Pl&tze:  1.  _ 

Pr&sentant:  Die  Waisenhaus-Directionen  in  Wien  un^M 
Judenau. 

Persolyent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes 

cassa. 

Von  den  Interessen  sind  j&hrlich  austretende,  ausgezeich- 
nete Waisenknaben  und  derlei  Mi&dchen  mit  ie  einem 
Sparcassabuch  zn  105  fl.  zu  betheilen,  welche  bis 
zur  Grossjährigkeit  der  Betheilten  auibewahrt  und 
dann  denselben  ausgefolgt  werden. 

Stiftb.  7om  9.  November  1860. 

Capit:  19.035  fl.  ö.  W.  —  J&hrL  Interess.  763  fl.  2  kr. 

Prfts.:  Die  Waisenhaus-Directionen  in  Wien  und  Judenau. 

Fers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
casse. 

JedMd 

Marie  Anna.    Fflr  einen  Waisenknaben  und  ein  Waisenmftdchen. 

Stiftb.  vom  22.  Juni  1758. 

Oapit. :  4093  fl.  68  (r.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  171  fl.  93  kr. 
Gestift  Pl&tze:  1. 
Prfts.:  Die  k.  k.  n.  b.  Statthalterei. 
Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  d.  Landeshaupt- 
cassa. 


Jenaml 
de  Yerose 

Gervasius. 


Fflr  zwei  arme  M&nner  und  zwei  arme  Weiber  zu  t&gl. 

6  kr.;  dann  fQr  einen  armen  Knaben  und  ein  arme 

M&dchen. 
Stiftb.  vom  17.  December  1746. 

Capit :  3942  fl.  60  kr.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  165  fl.  58*5  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1. 
Pr&s.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 

cassa. 

JoehlBger 

Josef  Georg.    Zur   Verpflegung   von   zwei  armen  M&nnem  und  zwei 

armen  Weibern  und  zur  Erhaltung  von  zwei  Knaben 
und  zwei  M&dchen. 

Stiitb.  vom  24.  Juli  1744. 

Capit.:  6237  fl.  73  kr.  ö.  W.  —  J&hrL  Interess.  261  fl.  98  kr. 

Gestift.  Pl&tze:  1. 

Pr&s.:  Die  k.  1l  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Der  Waiseafond  im  Wege  der  n.  ö.  Jjandashaupt^ 
eassa^ 
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Dissent 

Katbarina. 


Dobbihof 

Ferdinand. 


Dobbihof 

M'^irie  Katharina 


EngTstler 

Josef. 


Esterhazjr 

Mari«'  OctaTia 
Fürstin. 


Enterhazj 

Maria  Octavia 
Fürstin. 


Zur  Erhaltung  eines  Knaben  und  für  das  Lesen  einer 
heil.  Messe  am  Sterbetage  der  Stifterin. 

Stiftbrief  vom  21.  Mai  1810. 

Capital:  S264  fl.  85  kr.  —  .Jährliche  Interessen  95  H.  12  kr. 

Gestiftete  Plätze:  1. 

Präsentant:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthai terei. 

Persolyent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes- 
hauptcassa. 

Zur  Erhaltung  eines  armen  verwaisten  Kindes. 

Stiftb.  vom  11.  December  1755. 

Capit.:  1396  fl.   10  kr.  ö.  W.    —    Jährl.    Interess.  58  fl. 

63-5  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  Familie  Stadtler. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 

cassa. 

Zur  Erhaltung  eines  armen,  verwaisten  Kindes. 
Stiftb.  vom  23.  December  1729. 

Capit.:  1184  fl.  80  kr.  ö.  W.  —  Jfihrl.  Interess.  49  fl.  70  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 

Für  ein  vater-  und  mutterloses  Kind.  Der  Rest  des  Er- 
trägnisses ist  dem  Kinde  beim  Austritte  aus  der 
Anstalt  zu  erfolüfen. 

Stiftb.  vom  25.  Mai  1S13. 

Capit.:  4604  fl.  95  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Intoress.  193  fl. 
40-5  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Das  Grundgericht,  der  Pfiirrer  und  der  Armen- 
vater in  der  Rossaii. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Lande.shaupt- 
cassa. 

Zur  Erhaltung  eines  armen  Waisenkindes. 
Stiftb.  vom   10.  Juni   1731. 

Capit.:  1001  fl.  5  kr.  ö.  VV^.  —  Jährl.  luteress.  42  fl.  4  kr. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Dei  Waisenfond  im  Wcire  der  n.  ö.  Landcslialipt- 
cassa. 

Zur  Erhaltung  eines  armes  Mädchens. 
Stiftb.  vom   17.   November  1745. 

Capit.:   I3U  fl.  55  kr.  ö.  W.    -  Jährl.  luteress.  5(1  fl.  47  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präfi.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  W«'gi'  der  ii.  <•.  Laudeshaupt 
cassa. 
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MagdaleDA 

Erzherzogin. 


Mankart 

Johann  Michael. 


Maria 

Theresia. 


Maria 

Theresia. 


Maria 

Theresia. 


Maria 

Theresia. 


Für  ein  armes  Mädchen. 
Stiftbrief  vom  20.  Jänner  4774. 

Capital:  1298  fl.  —  Jährliche  Intere  sen  54  fl.  52-5  kr. 
Gestiftete  Plätze:  1. 

Präsentant:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Persolvent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes- 
hauptcassa. 

Zur  Erhaltung   einer   armen   alten   oder  jungen   Person 

ohne  Unterschied  des  Geschlechtes. 
Stiftb.  vom  \.  August  1748. 

Capit.:  2761  fl.  70  kr.  —  Jährl.  Interess.:  115  fl.  99  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 

cassa. 

Für  Verpflegung  von  5  armen  Knaben  im  Waisenhause. 
Stiftb.  vom  23.  September  1745. 
Capit.:  6775  fl.  9  kr.  —  Jährl.  Interess.  284  fl.  55  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Präs::  Kaiserliches  geheimes  Kammerzahlamt. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 

Zur  Verpflegung  von  3  armen  Ejndem  der  ungarischen 

Nation. 
Stiftb.  vom  1.  März  1774. 
Capit.:  8091  fl.  8  kr.  ö.  W.    —    Jährl.   Interess.  339  fl. 

82-5  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 

cassa. 

Zur  Erhaltung  von  6  Knaben. 

Stiftb.  vom  29.  September  1777 

CapitJ:  14.318  fl.  70  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  601  fl. 

38-5  kr. 
Gestift.  Plätze:  3. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 

cassa. 

Zur  Erhaltung  eines  Militär- Waisenkindes. 
Stiftb.  vom  7.  Mai  1778. 

Capit.:  1016  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl.  67  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Das  k.  k.  Landes-General-Commando  in  Wien. 
Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 


829 

farie  Aamm 

CrzherzogiD.    Für  3  arme  Waisen. 

Stiabrief  vom  1.  August  \Wi. 

Capital:  6026  fl.  82  kr.  6.  W.  —  Jährliche  Interessen  21 1  fl. 

12.5  kr. 
Gestiftete  Plätze:  1. 
Präsentant:  Se.  Majestät  der  Kaiser. 
Persolrent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes- 

hauptcassa. 

Martiniti 

aria  Elisabeth  Zur  Erhaltung   von   6  Waisenknaben    und    20  Waisen- 
Oräfln.  mädehen. 

Stiftb.  vom  30.  October  1750. 

Capit:  25.113  fl.  6  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  1054  fl. 

74.5  kr. 
Oestift.  Plätze:  4. 

Präs.:  Das  k.  k.  Obersthofmeisteramt. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
eabsa. 

likoMh 

Maria Praneisca  Für   3   arme    Waisenmädchen,   welche   bei   ihrer   Ver- 
Gräfin, ehelichung  noch  mit  je  100  fl.  betheilt  werden  sollen. 
Stiftb.  vom  20.  December  1851. 
Capit:  3824  fl.  70  kr,  ö.  W.   —  Jährl.  Interess.  160  fl. 

63-5  kr. 
Oestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  Erben  und  Erbeserben  des  Carl  Leopold  von 

Moser. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 

cassa. 

Mikoseh 

Maria  Francisca  Von  dem  Stiftungserträgnisse  sind  4  arme  Knaben  bis 
Gräfin.  zum   15.  längstens  16.  Lebensjahre  mit  Geldprämien 

zu  betheilen  und  ist  für  sie  auch  im  Falle  der  Er- 
lernung eines  Handwerkes  oder  einer  Kunst  das 
Aufgednng-  und  Freisprechgeld  zu  bezahlen. 

Stiftb.  Tom  30.  Juli  1757. 

Capit.:  2100  fl.  ö.  W.—  Jährl.  Interess.  88  fl.  20  kr. 

Präs.:  Die  Erben  und  Erbeserben  des  Carl  L^^opold  von 
Moser. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  dem.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 


Moser 

Carl 
Freiherr. 


Zur  Erhaltung  eines  Knaben  im  Waisenhause. 

Stiftb.  vom  17.  Juli  1775. 

Capit.:  679  fl.  40  kr.  ö.  W.    —    Jährl.  Interess.  27  fl. 

21  kr. 
Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 
Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 

cassa. 


Moser 

Carl. 


Mflller 

Therese 

und 

Lettingrer 

Josetl 


Für  t  arme  verwaiste  Kinder. 

Stiftbrief  yom  22.  Deeember  1729. 

Capital:  3540  il.  81  kr.  9.  W,  —  Jährliche  Interessen  148 

71  kr.   . 
Gestiftete  Plfttze:  1. 
Pr&sentant:  Die  Erben  des  Stifters. 
Persolyent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes 

haaptcassa. 


Von  den  Interessen  des  Stiftungs-Capitals  sind  jährliche 
3  Schulpr&mien  k  52  fl.  50  kr.  alternativ  an  2  Knaben 
und  1  M&dchen  und  1  Knaben  und  2  M&dchen  zu  ver- 
leihen. Jedes  4.  Jahr  soll  ein  4.  Pr&mium  gegeben  werden. 

Stiftb.  vom  13.  Mai  1843. 

Capit.:  3692  fl.  ö.  W.   —  J&hrl.  Interess.  137  fl.  84  kr. 

Prfts.:  Der  Director,  Vice-Director  und  Rechnungsführer 
des  betreffenden  Waisenhauses,  vorbehaltlich  der 
Bestätigung  der  k.  k.  Landesstelle. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt* 
cassa. 


Mnnotz 

de  Cassalduk.  Von  den  Stiftungsinteressen  sollen  so  viele  Waisen  als 

möglich  im  Waisenhause  erhalten  werden. 

Stiftb.  vom  10.  Mai  1767. 

Capit:  32.920  fl.  34 kr.  5.  W.  —  Jährl.  Interess.  1398  fl. 
82  kr. 

Gestift  Pl&tze:  6. 

Präs.:  Das  k.  k.  Obersthofmarsehall-Gericht. 

Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 


Mosso 

Bernhard. 


Zur  Erhaltung  von  4  armen  Kindern. 

Stiftb.  vom  1.  März  1770. 

Cap.:  9330  fl.  29  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  391  fl  87  kr. 

Gestift.  Plätze:  2. 

Präs.:  Der  jeweilige  Landesmarschall  oder  Untermar- 
schall in  Niederösterreich. 

Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  5.  Landeshaupt- 
cassa. 


Nenff 

Johann  von. 


Jährl  Interess.  162  fl. 


Für  2  arme  Waisenknaben. 
Stiftb.  vom  30.  October  1739. 
Capit.:  3867  fl.  2   kr.  ö.  W.  - 

41  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n,  ö,  Landeshaupt* 

cassa. 
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PtfhMiHer 

IgDaz. 


Zur  Erhaltung  eines  Knaben. 

Stiftbrief  vom  2.  Juni  1785. 

Capital:  4299  fl.  1  kr.    ö.  W.  —   J&hrliche  Interessen 

180  fl.  55*5  kr. 
Gestiitete  Pl&tze:  1. 

Präsentant.:  Der  Magistrat  zu  Schwanenstadt. 
Persolyent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes- 

hanpteassa. 


Pehr 

Christian  ?on. 


Penzengtelii 

Carl  von. 


Pesehel 

Joset 


Pfeiirer 

Ursula. 


Jährl.  Interess.  154  fl. 


Für  2  verwaiste  M&dchen. 
Stiftb.  vom  28.  M&rz  1733. 
Capit.:  3673  fl.  70  kr.  ö.  W.  - 

29.5  kr. 
Gestift.  PlAtze:  1. 
Pr&s.:  Die  Erben  des  Stifters. 
Pers.:  Der  Waiseniond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 

cassa. 

Für  ein  Kind. 

Stiftb.  vom  17.  JAnner  1805. 

Capit:  4693  fl.  18  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  197  fl. 
11  kr. 

Gestifl;.  Pl&tze:  1. 

Präs.:  Abwechselnd  der  Aelteste  der  beiden  von  Gatten- 
berger  Freiherr  von  Purkheim*schen  Familien. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
eassa. 

Zur  Celebrirung  eines  Seelenamtes  in  der  Waisenhaus- 
kirche  und  fiXr  arme  Waisen  aus  Wellenberg,  Wald- 
kirchen, Wegscheid  und  Neukirchen  in  Baiern. 

Stiftb.  vom  21.  November  1826. 

Capit.:  19.287  fl.  70  kr.  ö.  W.  —  J&hrl.  Interess.  981  fl. 
98  kr. 

Gestift.  Plätze:  4. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 

Persolvirung:  Am  26.  Februar  jedes  Jahres. 

Für  10  arme  Waisenmädchen,    wobei   arme   Verwandte 

oder  jene,  deren  Seelenheil  in  Gefahr  ist,  den  Torzug 

haben. 
Stiftb.  vom  20.  August  1751. 
Capit.:  11.955  fl.  M  kr.  ö.  W,  —  Jährl.  Interess.  502  fl. 

il  ö  kr. 
Gestift.  Plätze:  3. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n,  ö,  Landeshaupt- 

cassa. 
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Siehe  Stiftung  »Zakrus  Koay  Joset  und  Pfändl  Jacob* 


Pfftndl 

Jacob. 
Parkholzer 

Marie  Elisabeth.Für  ein  arnies  verwaistes  Mädchen. 

Stiftbrief  vom  28.  Jftnner  1732. 
Capital:   531  fl.  20  kr.   ö.   W.   —  Jährliche   Interess- 

22  fl.  31  kr. 
Präsentant.:  Die  k.  k.  n.  d.  Statthalterei. 
Persolvent:  Der  Waiseufond  im  Wege  der  n.   ö.  Lande 

hauptcassa. 
Zur  Erhaltung  eines  Kindes,  dann  auf  bessere  Kost  unt. 

auf  eine  heilige  Messe. 
Stiftb.  vom  18.  October  1796. 

Capit.:  2136  fl.  46  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  89  fl.  73  kr 
Gestüt.  Plätze:  1. 

Präs.:   Die  Direction  des  k.  k.  Waisenhauses  in  Wie 
Pers.:  Der   Waisenfond   im   Wege   der  n.   ö.    Landes 

hauptcassa. 


Purtscher 

Felix. 


Radiff 

Johann  von. 


Ranaoni 

Marie  Anna. 


Für  einen  armen  Knaben. 
Stiftb.  vom  23.  Jänner  1736. 

Capit.:  1449  fl.  18  kr.  ö.  W.  —  Jährl  Interess.  60  fl.  86*5  kr 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:   Der   Waisenfond   im   Wege    der   n.    ö.    Landes- 
hauptcassa. 


Riedel 

Carl. 


Zur  Erhaltung  von  Waisen. 
Stiftb.  vom  28.  Februar  1809. 
Capit.:  25.124  fl.  3   kr.  ö.  W.  - 

20-5  kr. 
Gestifi  Plätze:  5. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:   Der   Waisenfond   im   Wege   der   n 

hauptcassa. 


Jährl.  Interess.  1055  fl. 


ö.    Landes- 


Rieger 

Anton. 


Die  Hälfte  des  Interessenertrages  soll  an  einen  moralischen, 
in  die  Lehre  gelangenden  Knaben,  die  andere  an  ein 
in  einen  Dienst  eintretendes  Mädchen  verliehen  werden 

Stiftb.  vom  25.  September  1870. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthaltorei. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes- 
hauptcassa. 

Die  Stiftungsinteressen  sind  ein  Jahr  einem  Knaben,  der 
ausgetreten  ist  und  ein  Handwerk  erlernt  hat,  nach 
vollendeter  Lehrzeit,  ein  Jahr  einem  Mädchen  zu 
verabreichen,  dessen  Fleiss  .und  Sittsamkeit  erprobt  ist. 

Stiftb.  vom  9.  Februar  1846. 

Capit.:  997  fl.  50.  kr.  ö.  W.  -  Jährl.  Interess.  41  fl.  89*5  kr. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  5.  Landes- 
hauptcassa. 
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loOdiiiti 
GttdioAl  Qraf.   Zur  Erhaltung  älternloser  Knaben  und  Mädchen. 
Stiftbrief  vom  7.  October  1805. 
Capital :  38.622  fl.  78  kr.  ö.  W.  —  Jährliche  Interessen 

1622  fl.  15-5  kr. 
Gestiftete  Plätze:  7. 
Präsentant:     Der    jeweilige    Fürsterzbischof    und     der 

jeweilige  Majoratsherr  der  Eollonitz'schen  Familie. 
Persolvent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes- 

hauptcassa. 

KoUonits, 
Erzbisehof  Graf.  Zur  Erhaltung  von  8  Knaben  und  8  Mädchen. 
Stiftb.  vom  .30.  Juni  1747. 

Capit.:  15.089  fl.  15  kr  —  Jährl.  Interess.  633  fl.  74  kr. 
Gestift.  Plätze:  3. 
Präs.:  Der  jeweilige  Försterzbischof   und  der  jeweilige 

Majoratsherr  der  Kollonitz'schen  Familie. 
Pars.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
ca^sa. 

Krenmfiller 

Leopold.        Zur  Erhaltung  von  2  Knaben  und  2  Mädchen. 
Stiftb.  vom  10.  Juli  1830. 

Capit.:  11.606  fl.  70  kr.  —  Jährl.  Interess.  487  fl.  48  kr. 
Gestift.  Plätze:  2. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthaltorei. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 

Umber^ 

Marie  Francisca  Für  ein  armes  verwaistes  Mädchen. 
Gräfin.  Stiftb.  vom  1.  August  1735. 

Capit.:   1293  fl.  60  kr.  —  Jährl.  Interess.  54  fl.  33  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  Erben  der  Stifterin. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Laudeshaupt- 
cassa. 

I^ndesmanii 

Christian.       Siehe   die  Stiftung   .>Hak    Leonhard*  und    »Landesmann 

Christian*. 

Lettinger 

Josef.  Siehe  die  Stiftung  »Müller  Therese«  und  »Lettinger  Josef«. 

Mährer 

Ferdinand.       Für  einen  armen  Waisenknaben. 

Stiftb.  vom  20.  November  IT'Jß. 

Capit.:  2053  fl.  67  kr.  —  Jährl.  Interess.  86  fl.  25  kr. 

Gestift.  Plätze  1. 

Präs.:  Die  nächsten  Verwandten  des  Stifters  in  abstei- 
gender Linie. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 
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Magdalena 

Erzherzogin. 


Für  ein  armes  Mädchen. 
Stiftbrief  vom  20.  Jänner  4774. 

Capital:  i298  fl.  —  Jährliehe  Intere  sen  54  fl.  5i-5  k 
Gestiftete  Plätze:  1. 

Präsentant:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Persolvent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Lande: 
haupteassa. 


Mankart 


Johann  Michael.  Zur  Erhaltung   einer   armen    alten   oder  jungen    Pers< 

ohne  Unterschied  des  Geschlechtes. 

Stiftb.  vom  1.  August  1748. 

Capit.:  2761  fl.  70  kr.  —  Jährl.  Interess.:  115  fl.  99  fc 

Gestift.  Plätze:  1. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaup 
cassa. 


Maria 

Theresia, 


Maria 

Theresia. 


Mnria 

Theresia. 


Maria 


Tl 


leresia. 


Kür  Verpflegung  von  5  armen  Knaben  im  Waisenhaus 
Stiftb.  vom  23.  September  1745. 

Capit.:  6775  fl.  9  kr.  —  Jährl.  Interess.  2S4  fl.  55  kr. 
Gestüt.  Plätze:  1. 

Präs. :  Kaiserliches  geheimes  Kammerzahlamt. 
Pers.:  Der  Waisenfund  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshauj 
cassa. 

Zur  Verpflegung  von  3  armen  Kindern  der  ungarisch 

Nation. 
Stiftb.  vom  1.  März  1774. 
Ca|)it.:  80})1  fl.  S  kr.  ö.  W.    —    Jährl.    Interess.  331) 

siö  kr. 
(Jestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshauj 

cassa. 

Zur  Erhaltung  von  6  Knaben. 

Stiftb.  vom  ^20.  September  1777 

Capit':  14.:n8  fl.  70  kr.  ö.  W.  -    Jährl.  Interess.  C.OI 

:}S-:i  kr. 
C.estift.  Plätze:  3. 
Präs.:  Die  k.  k.  d.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshauj 

cassa. 

Zur  Erhaltung  eines  Militär-Waisenkindes. 

Stiftb.   vom  7.  Mai  1778. 

Capit.:  1016  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  fl.  67  kr. 

Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Das  k.  k.  Landes-Goneral-Commando  in  Wien. 

Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshauj 
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Marie  Anni 

Erzherzogio.    Für  3  arme  Waisen. 

Stiftbrief  vom  1.  August  17f>5. 

Capital:  502(>  fl.  Ht  kr.  ö.  W.  —  Jährliche  Interessen  i\  I  11. 

12.5  kr. 
Gestiftete  Plätze:  1. 
Präsentant:  Se.  Majest&t  der  Kaiser. 
Persolvent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes- 

hauptcassa. 

Martinitz 

Mariii  Elisabeth  Zur  Erhaltung  von  6  Waisenknaben  und  20  Waisen- 
öräfln.  mädehen. 

Stiftb.  vom  30.  October  1700. 

Capit.:  25.113  fl.  6  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Iiiteress.  lO.'ittl. 

74.5  kr. 
Gestift.  Plätze:  4. 

Präs.:  Das  k.  k.  Obersthofmeisteramt. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  a.  ö.  Landeshaupt- 
cabsa. 

Mikoseh 

Maria Francisca  Für  3  arme  Waisenmädchen,  welche  bei  ihrer  Ver- 
Grdfin.  ehelichung  noch  mit  je  100  tl.  bethcilt  werden  sollen. 

Stiftb.  vom  20.  December  1851. 
Capit.:  3824  fl.  70  kr.  ö.  W.    —  Jährl.  Interess.  Kio  fl. 

63-5  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 
Präs.:  Die  Erben  und  Erbeserben  des  Carl  Leopold  von 

Moser. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  o.  Landeshaupt- 

cassa. 

Mikoseh 

Maria  Francisca  Von  dem  Stiftungserträgnisse  sind  4  arme  Knaben  bis 
Gräfin.  zum    15.   längstens  [6.  Lebensjahre  mit  Geldprämien 

zu  betheilen  und  ist  für  sie  auch  im  Falle  der  Er- 
lernung eines  Handwerkes  oder  einer  Kunst  das 
Aufgedung-  und  Freisprechgehl  zu  bezahlen. 

Stiftb.  vom  30.  Juli  1757. 

Capit.:  2100  fl.  ö.  W.—  Jährl.  Interess.  ^8  tl.  20  kr. 

Präs.:  Die  Erben  und  Erbeserben  des  Cail  L-opold  von 
Moser. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 

Moser 

Carl  Zur  Erhaltung  eines  Knaben  im  Waisenhaubc. 

Freiherr.        Stiftb.  vom  17.  Juli  1775. 

Capit.:  671)  fl.  40  kr.  ö.  W.     —     Jährl.   Interess.    il  fl. 

21  kr. 
Präs.:  Die  Erben  des  Stifters. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 
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Weissenberg 

Johann  Theodor.  Für  einen  armen  Waisenknaben. 

Stiftbrief  vom  17.  October  1730. 

Capital:477fl.ö3kr.ö.W.— JahrliehelnterossenSOfl.  5*5  kr. 
Präsentant:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Persolvent. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Lande^- 

haaptcassa. 
Welzer 
Mathias  Josef.  Von  den  Interessen  sind  jährlich  Sparcassabücheln  k  21  fl. 

anzukaufen,  welche  den  Waisenkindern  mit  erreichtem 

24.  Lebensjahre  auszufolgen  sind. 
Stiftb.  vom  14.  Juli  1849. 

Capit.:  4700  fl.  ö.  W.  —   Jährl.  Interess.  449  fl.  86  kr. 
Präs.:   Die  Directionen  der  Waisenhäuser  in  Wien    und 

Judenau. 
Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  0.  Landeshaupt- 

cassa. 

Wenzeln  ' 

Franz  Anton    Für  arme  Kinder  im  Waisenhause. 
Freiherr.       Stiftb.  vom  29.  Jänner  1781. 

Capit.:  6768  fl.  89  kr.  ö.  W.   -   Jährl.  Interess.  284  fl. 

29  kr. 
öestift  Plätze:  1. 

Präs.:  Johann  Christof  Edler  v.  Auwalis. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaapt- 
cassa. 
Wimersperg 

Maria  Eva.  Für  ein  armes  Waisenmädchen. 
Stiftb.  vom  15.  December  1781. 
Capit.:   1388  fl.  30  kr.  ö.  W.  —  Jährl.    Interess.    58  fl. 

30  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 
Zakmskoiiy 
Josef  und      Für  ein  armes  Waisenmädchen. 
Prdndl        Stiftb.  vom  22.  December  1729. 

Jacob.         Capit.:    1016  fl.    18  kr.  ö.  W.  —  Jährl.   Interess.  42  fl. 

67-5  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  Erben  der  beiden  Stifter. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 

Ziernehmer 

Maria  Susanna.  Für  einen  Waisenknaben. 

Stiftb.  vom  1.  März  1708. 
Capit.:  2447  fl.  10  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interessen  102  fl. 

77  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 

präs  :  Die  Erben  der  Marie  Cordula  Stabler. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 

cassa. 
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hann  Frans  Fftr  ein  WaisenmAdchen. 
Ton.  Stiftbrief  vom  22.  Jftnner  1732. 

Capital:  1136  fl.  55  kr.  0.  W.  —  J&hrliche  Interessen  47  fl. 

73  kr. 
Gestiftete  PUtze:  1. 
Pr&sentant:  Die  Erben  des  Stifters. 
Persolvent.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  6.  Laftdes- 
haupteassa. 
ZlBieUi 

arie  Ursula.  Für  ein  Waisenm&dchen. 
Süftb.  vom  9.  Mai  1733. 
Gapit.:  906  fl.   65  kr.  0.  W.  —  J&hrl.   Interess.    38  fl. 

7-6  kr. 
Präs.:  Die  Erben  und  Erbeserben  der  Stifterin. 
Pers. :  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
cassa. 


6)  bei  dem  k.  k.  allgemeinen  Krankenhause. 

ilbreeht      Zum  Unterhalte  eines  Kranken  mit  t&glich  4  fl.  und  eines 
Herzog  Kranken  mit  tftglich  2  fl. 

Ton  Sachsen-   Stiftb.  vom  16.  December  1808. 
Teschen.       Caplt:  26.500    fl.   ö.  W.  in  Werthpapieren.    —  JÄhrl. 

Interessen  1113  fl. 
Präs.:  Se.  kaiserL  Hoheit  Erzherzog  Albrecht. 
Pers.:  Die  n.  5.  Landeshauptcassa  behebt  die  Stiflungs- 
Interessen  und  erstattet  aus   denselben  der  Kranken- 
haus-Verwaltung den  Ersatz  der  aufgelaufenen  Kosten. 
Die  nicht  zur  Persolyirung  gelangenden  Interessen  der 
einzelnen  Stiftungen  werden  nicht  fmetificirt,  sondern 
jährlich  dem  Fonde   der  3  Wiener  Krankenanstalten 
gutgeschrieben. 
BeUio 
CoDstantin      Zur  Erhaltung  von  Betten  für  arme  kranke  Griechen  und 
Freiherr.  in  deren  Ermanglung  auch  für  deutsche,  jedoch  sehr 

arme  Sjranke. 
Stiftb.  Tom  14.  Juni  1843. 
Capit.:  3200  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  JährL   Interess. 

134  fl.  40  kr. 
Präs.:  Die  Epitropen  der  griechisch-  orientalischen  Ge- 
meinde zur  heil.  Dreifaltigkeit. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 
Fischer 
iagust  Filipp.  Zur  Betheilung  armer,  austretender  Reconvalescenten. 
Stiftb.  vom  26.  Februar  1847. 
Capit.:  320  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interessen 

13  fl.  44  kr. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgem.  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albreeht  Herzog«. 

22 
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Pfändl 

Jacob.         Siehe  Stiftung  »Zakrus  Rony  Jose!  und  Pfändl  Jacob*. 
Purkholzer 

Marie   Elisabeth. Für  ein  arnies  verwaistes  Mädchen. 

Stiftbrief  vom  28.  Jänner  1732. 
Capital:   531  fl.  20  kr.    ö.    W.    —   Jährliche    Interessen 

22  fl.  31  kr. 
Präsentant.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Porsolvent:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landes- 

haupteassa. 
Zur  Erhaltung  eines  Kindes,  dann  auf  bessere  Kost  und 

auf  eine  heilige  Messe. 
Stiftb.  vom  18.  October  1796. 

Capit.:  2136  H.  46  kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  89  fl.  73  kr 
Gestüt.  Plätze:  1. 

Präs.:   Die  Direction  des  k.   k.   Waisenhauses  in  Wien. 
Pers.:   Der    Waisenfond   im    Wege   der   n.    ö.    Landes- 

haupteassa. 
RAdiir 
Johann  von.    Für  einen  armen  Knaben. 

Stiftb.  vom  23.  Jänner  1736. 

Capit.:  1449  tl.  18  kr.  ö.  W.  —  Jährl  Interess.  60  fl.  86*5  kr 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:   Der   Waisenfond    im    Wege    der   n.    ö.    Landes- 

hauptcassa. 


Purtschcr 

Felix. 


Ranzoni 

Marie  Anna. 


Riedel 

Carl. 


Rieger 

Anton. 


Zur  Erhaltung  von  Waisen. 

Stiftb.  vom  28.  Februar  1809. 

Capit:  2Ö.124  fl.   3   kr.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  1055  fl. 

20-:i  kr. 
Gestift.  Plätze:  5. 
Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pors.:    Der    Waisenfond    im    Wege    der    n.    ö.    Landes- 

hau]>tcassa. 

Die  Iirillte  desinteressenertrag-es  sollan  einen  moralischen, 
in  die  Lehre  gelangenden  Knaben,  die  andere  an  ein 
in  einen  Dienst  eintretendes  Mädchen  verliehen  werden 

Stiftb.  vom  2:;.  September  1870. 

Capit.:  lOiiO  tl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  42  ti. 

Präs.:  Die  k.  k.  u.  ö.  Stattlialtjrei. 

Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wei^e  der  n.  »).  Landes- 
hauptcassa. 

Die  Stiftungsinteressen  sind  ein  Jahr  einem  Knaben,  der 
ausgetreten  ist  und  ein  Handwerk  erlernt  hat,  nach 
vollendeter  Lehrzeit,  ein  J;ihr  einem  Mädchen  zu 
verabreichen,  de.*^sen  Fleiss  und  Sittsamkeit  erprobt  ist. 

Stiftb.  vom  9.  Februar  1S'M>. 

Capit.:  997  fl.  50.  kr.  ö.  W.  -    Jährl.  Interess.  41  fl.  89-5  kr. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:    Der   Waisenfond    im    Wege    der   n.    ö.    Landes- 
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leeMItr 

Franz. 


IfiUer 

Fran2. 


Zar  Betheilnng  armer,  aastretender  Reoonyaleseenten. 

Stiftbrief  Tora  1.  Juli  4861. 

Capital:  iOOOfl.  d.W.  in  Werthpap.  —  Jährliche  Interessen 

42  fl. 
Präsentant:  Die  Diroetioo  des k.  k.  allgem.  Krankenhauses. 
PersoWent:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 


Jährl.  Interess. 


IflUer 

Ludwig 
Friedrich. 


Zar  Betheilnng  armer  Kranker. 

Stiftb.  vom  20.  Juli  1840. 

Capit.:  140  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  - 

5  fl.  88  kr. 

Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 


Palm' 


Zur  Erhaltung  von  Betten  für  Kranke  aller  christlichen 

Confessionen. 
Stiftb.  vom  19.  Februar  1838. 

Capit.:  4000  fl.  ö.W.  in  Werthpap.  —  Jährt.  Interess.  168  fl. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  äer  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 


'ranz  Gottlieb  Zur  Erhaltung  eines  .Krankenbettes  für  eine  arme   mit 
von.  keiner  ansteckenden  Krankheit  behaftete  Person,  ohne 

Untersehied  des  Geschlechtes  und  der  Religion. 
Stiftb.  vom  24.  September  1757. 
Capit.:   935   fl.   92   kr.    ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl. 

Interess.  39  fl.  31  kr. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 


PiTlch 

Anna 
von. 


PoUak 


Zur  Verpflegung  armer  Kranker. 

Stiftb.  vom  28.  December  1871. 

Capital:  41.838  fl.  ö.  W.    in  Werthpapieren.  —   Jährt. 

Interess.  1703  fl.  3  kr. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 


ohana  Baptist.  Laut   Regierungsact   vom  2.   Mai   1815,   Z.   34047   zur 

Verwendung  für  austretende  Reconvalescenten. 

Capit.:  509  fl.  56  kr.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl. 
Interess.  21  fl.  40  kr. 

Präs. :  Die  Direction  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses. 

Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 

Pnchmann 

ohann  Jacob.  Zum  lebenslänglichen  Unterhalte  und  zur  Verpflegung  eines 

armen  Spaniers  oder  in  dessen  Ermanglung  eines  an- 
deren Fremden. 

Stiftb.  vom  1.  August  1774. 

Capit:  5319  fl.  75  kr.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 
223  fl.  43  kr. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 

Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog*. 
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Rainer 

Barbara.      -Zur  Unterstützung  von  10  mittellosen  ReconvalescenK 

bei  ihrem  Austritte  aus  dem  Spitale  ohne  Unterschx. 
des  Geschlechtes  und  der  Religion. 

Stiftbrief  vom  31.  December  4872. 

Capital:  1350  fl.  in  Werthpapieren.  —  J&hrl.  Interess-  - 
56  fl.  70  kr. 

Präsentant:  Die  Direction  des  k.  k.  allgem.  Krankenhaus^ 

Persolvent:  Wie  bei  der  Stiftung  »idbreoht  Herzog«. 

Raoeh 

Jacob  Bernhard  Zur  beständigen  Erhaltung  eines  Krankenbett as  mit  de 
Anton.  Vorzugsrechte   fQr   die  Dienstboten  aus  der  Freunc: 

Schaft  des  Stifters. 
Stiftb.  vom  14.  Jänner  1784. 
Capit.:  701  fl.  94  kr.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interessen 

29  fl.  48  kr. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgem.  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Uerzog«. 


Rossi 

de 
Anton. 


Zur  Verpflegung  einer  armen  Person. 

Stiftb.  vom  18.  November  1753. 

Capit.:  467  fl.  96  kr.  in  Werthpap.— Jährl.  Interess.  19  fl 

66  kr. 

Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgem.  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albreeht  Herzog«. 

Savojren 

Theresia       Auf  Krankenbetten. 
Herzogin  von.  Stiftb.  vom  6.  Mai  1744. 

Capit.:  4211  fl.  64  kr.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interessen 

170  fl.  89  kr. 
Präs.:  Fürst  Liechtenstein. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 


Spanische 

Spitalstiftung. 


Snlzbacher 

Adam. 


Ungenannte. 


Zur  Verpflegung  von  Nationalisten. 

Capit.:  52.322  fl.  22  7  kr.  —  Jährl.  Interess.  2197  fl.  53  kr. 

Präs.:  Das  k.  k.  Ministerium  des  Aeussern. 

Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 

Laut  Regierungs  -  Verordnung  ddto.  18.  Februar  1848 
Z.  5155  zur  Pflege  hilfsbedürftiger  Kranker. 

Capit.:  700  fl.  in  Werthpap.  — -  Jährl.  Interessen  il)  fl. 
40  kr. 

Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgem.  Krankenhauses. 

Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 


Laut  SUtthalterei- Verordnung  ddto.  8.  März  1865  Z.  f)77:i 
zur  Vertheilung  an  arme  austretende  Reconvalescenten. 
Capit.:  1000  fl.  in  Werthpap.  ~  42  fl.  jährl.  Dividende. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgem.  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 
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JhtgnuäUr. 


WeiM 

Maria  Anna 
Ton. 


Weber 

Mathias. 


Wiesner 

Barbara. 


Zar  Verabfolgnng  der  Interessen  «n  eine  wahrhaft  dürf- 
tige aus  dem  allgemeinen  Krankenhanse  austretende 
Person,  ohne  Uitersehied  des  Gesehleehtes  und  der 
Religion. 

Stiflbrief  vom  tt.  J&nner  1822. 

Capital:  100  fl.  —  Jährliche  Interessen  4  fl.  tO  kr. 

Präsentant:  Die  Direotion  des  k.  k.  allgem.  Krankenhauses. 

Persolrent:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 

Zur  Verpflegung  der  Slranken. 

Stiftb.  vom  17.  Juli  1790. 

Capit:   2339    fl.  80  kr.  ö.   W.  in  Werthpap.  —  Jährl. 

Interess.  98  fl.  27  kr. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 

Zur  Betheilung  armer  gebrechlicher  Menschen,  welche 
das  Spital  verlassen,  mit  je  1  fl.  oder  2  fl. 

Stiftb.  vom  14.  Juli  1849. 

Capit:  75^0  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 
560  fl. 

Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses. 

Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 

Zur  Verpflegung  einer  armen  kranken  Weibsperson. 

Stiftb.  vom  10.  October  1793. 

Capit.:   935   fl.    92   kr.    ä.   W.  in  Werthpap.  —  Jährl. 

Interess.  39  fl.  31  kr. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog*. 


f)  bei  dem  k.  k.  Erankenhause  Wieden. 


Hafner 

Theresia. 


Für  Reconvalescenten. 

Capit.:  500  fl.  ö.  W.  in  Werthp.  —  Jährl.  Interess.  21  fl. 

Präs.:  Die  Direction   des  k.  k.  Krankenhauses  Wieden. 

Pors.:  Die  Interessen  werden  von  der  k.  k.  n.  5.  Landes- 
hauptcassa  behoben  und  aus  denselben  werden  der 
Krankenhaus-Vorwaltung  die  aufgel.aufenen  Kosten 
ersetzt.  Die  nicht  zur  Persolvirung  gelangenden  Inter- 
essen der  Stiftungen  dieses  Krankenhauses  werden 
jährlich  dem  Fonde  der  drei  Wiener  Krankenanstalten 
gutgeschrieben. 
tmann'sche 

Stiftung.        Zur    Betheilung    von   vier   Armen   der   Bezirksgemeinde 

Wieden. 

Capit.:    ;i:;00  fl.  5.  W.  Satzcapital.  —  Jährl.  Interess.  ^31  fl. 

Präs.:  Die  Bezirksgemeinde  Wieden. 

Pers.:  Die  Interessen  werden  jährlich  von  der  Kranken- 
hausverwaltung Wieden  der  Gemeinde  Wieden  zur 
stiftbriefmässigen  Verwendung  erfolgt. 
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Welssenbergr 

Johann  Theodor.  Für  einen  armen  Waisenknaben. 

Stiftbrief  vom  17.  October  1730. 

Capital:477fl.ö3kr.ö.W.— Jährlichelnterossen20fl.5-5kr. 
Präsent^ant:  Die  k.  k.  n.  Ö.  Statthalterei. 
I^ersolvent.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  5.  Landes- 
hauptcassa. 

Wolzer 

Mathias  Josef.  V»m  den  Intoressen  sind  jährlieh  Sparcassabücheln  k  21  fl. 

anzukaufen,  welche  den  Waisenkindern  mit  erreichtem 

24.  Lebensjahre  auszufolgen  sind. 
Stiftb.  vom  14.  Juli  1849. 

Capit.:  4700  fl.  ö.  W.  —    Jährl.  Interess.  449  fl    86  kr. 
Präs.:   Die  Directionen  der  Waisenhäuser  in  Wien    und 

Judenau. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 

cassa. 

Wenzclli 

Franz  Anton    Für  arme  Kinder  im  Waisenhause. 
Freiherr.        Stiltb.  vom  '29.  Jänner  1781. 

(^apit.:  67(;s  fl.  89  kr.  f).  W.        Jährl.  Interess.  284  fl. 

29  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:   Johann  Christof  Edler  v.  Auwalis. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
eassa. 
Wlniorsperg 

Maria  Eva.  Für  ein  armes  Waisenmädehen. 
Stiftb.  vom  15.  December  1781. 
Capit.:    1388  fl.  :U)  kr.   ö.  W.  —  Jährl.    Interess.    58  fl. 

'M)  kr. 
Gestift.  Plätze:  1. 

Präs.:  Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wege  der  n.  o.  Landeshaupt- 
eas^a. 

Zakrnskony 

Josef  und       Für  ein  armes  Waisenmädehen. 
rfiindl         Stiftb.  vom   ii.  Deeember   1729. 

Jacob.  Capit.:    KU«;  11.    IS  kr.  ö.   \V.    -  Jährl.    Interess.  42  fl. 

(57  •  5  kr. 
Gestüt.   Platzr:  1. 

Prä.^.:  Diii  Erben  der  beiden  Stifter. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Weiie  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
eassa. 

Zieriiohmer 

Maria  Susanna.  Für  einen  Waisenknaben. 

Stiftb.   vom   1.   März   17i;^. 
Ca)»it.:  24m   rt.   H)  kr.  ö,  W.  —  .lährl.  Interessen  102  H. 

i  i   kr. 
Gestift.  Plätze:    I. 

Präs  :  Die  Phben  der  Marie  Cordula  Stabler. 
Pers.:  Der  Waisenfond  im  Wej^e  der  n.  ö.  Landeshaupt- 
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Stiftung.     <  Zar  Verpflegung  bodarftiger  Armer. 

Capital:  199  fl.  50  kr.  —  Jährliche  Interessen  8  fl.  38  kr. 
Pr&sentant:  Die  Direction  des  Wohlth&tigkeitshauses. 
Persolvent:  Dieselbe. 


Thikoiti'gehe 

Stiftung. 


Zur  Verpflegung  bedürftiger  Armer. 
Capit.:  199  fl.  50  kr.  —  J&hrl.  Interess.  8  fl.  38  kr. 
Präs.:  Die  Direction  des  Wohlthätigkeitshauses. 
Pers.:  Dieselbe. 


Stiftungen»  welche  von  verschiedenen  Pfarren,  Corpo 
rationen  oder  Privatpersonen  verwaitet  werden. 


ipfel 

Joachim. 


Barjon 

Kmanuel. 


Barjon 

Emanacl. 


Barjon 

Emanuel. 


Zur  Vertheilung  von  Holz  an  Arme. 

Stiftb.  vom  17.  Februar  1867. 

Oapit.:  1045  fl.  ö.  W.  in  "Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

43  fl.  89  kr. 
Präs.:  Die  israel.  Armenanstalt. 
Pers.:  Dieselbe. 

Für  die  Armen  der  Pfarre  Liehtenthal. 

Stiftb.  vom  29.  März  1831. 

Capit.:  3050  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

128  fl.  10  kr. 
Präs.:  Das  Pfarr-Armeninstitut  Liehtenthal. 
Pers.:  Dasselbe. 

Für  die  4  ältesten,  gebrechlichsten  Pfründner  des  Ver- 
sorgungshauses am  Alserbache. 

Stiftb.  vom  29.  März  1831. 

Capit.:  800  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  33  fl.  60  kr. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alser- 
bache. 

Pers. :  Der  Pfarrer  zu  Maria  Verkündigung  in  der  Rossau. 

Für  die  4  ältesten,  gebrechlichsten  Pfründner  des  Ver- 
sorgungshauses am  Alserbache  (ehemals  für  das  Ver- 
sorgungshaus Langenk  eller). 

Stiftb.  vom  29.  März  1831. 

Capit.:   800  fl.  ö.  W.  —  Jährl.  Interess.  33  fl.  60  kr. 

Präs.:  Die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alser- 
bache. 

Pers. :  Der  Pfarrer  zu  St.  Laurenz  am  Schottenfeld, 
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Bftijon 

Emanuel. 


Barjon 

Emanuel. 


Für  die  Armen  der  Pfarre  Rossau. 

Stiftbrief  vom  29.  M&rz  1831. 

Capital:  3050  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.   —  Jäh 

Interessen  128  fl.  10  kr. 
Präsentant:  Der  jeweilige  Pfarrer  in  der  Pfarre  R< 
Persolvent:  Derselbe. 


Für  die  4  ältesten  Pfründner. 

Stiftb.  vom  29.  März  1831. 

Capit.:  3100  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.   Inl 

130  fl.  20  kr. 
Präs.:  Der  jeweilige  Pfarrer  in  Margarethon. 
Pers.:  Derselbe. 


Baam 

Ignaz. 


Für  Arme. 

Stiftb.  vom  29.  September  1871. 

Capit:  5000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.   In 

210  fl. 
Gestift.  Plätze:  10. 

Präs.:  Der  Vorstand  der  Wr.  Israel.  Cultusgcmeic 
Pers.:  Derselbe. 
Persolvirung:  20.  Februar  jedes  Jahres. 

Dafflnger 

Maria  Edle  von  Für  Arme. 

Smolnitz.       Stiftb.  vom  5.  October  1854. 

Capit.:  2000  fl.  ö.  W.  in   Werthpapieren.    —    Ja 

Interess.  84  fl. 
Gestift.  Plätze:  4. 

Präs.:  Der  Vorstand  der  Wiener  Israel.  CiiUusir<^n 
Pers.:  Derselbe. 
Persolvirung:  18.  Juni  jeden  Jahres. 


Doblingcr 

Theresia. 


Goldschmidt 

Marie. 


Zur  Aufnahme   von   Stiftungen   in  das   Armcnspi 
Kreuzherren  bei  St.  Carl  auf  der  Wiedon. 

Stiftb.  vom  27.  August  1807. 

Capit.:  12.600  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  li 
529  fl.  20  kr. 

Präs.:  Der  Commandeur  des  ritterlichen  Ordens  der 
herren  als  Vorsteher  des  Spitales  zu  St.  Carl. 

Pers.:  Derselbe. 


Zur  Vertheilung  von  Holz  an  Arme. 

Stiftb  vom  10.  Mai  1871. 

Capit:    2000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  In 

84  fl. 
Präs.:   Die   israel.  Armenanstalt   und   der  Vorstai 

Wiener  israel.  Cultusgemeinde. 
Pers.:  Dieselben. 
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Haek 

Peter  ond 
Leonhard 

und 
KiniBgrer 

Filipp. 


Für  arme  Witwen  und  Waisen  des  Mittels  der  hiesigen 

bürgert.  Perrflekenmaoher. 
Stiftbrief  vom   25.  M&rz   1828   und  vom   22.  September 

1846. 
Capital:  9000  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jfthriiche 

Interessen  378  fl. 
Präs.:   Der   Vorstand  der  Genossenschaft   der    bürgerl. 

Perrflckenmacher. 
Pers.:  Derselbe. 


Hannold 

Hanns. 


Fär  arme  Leute. 

Stiftbrief  vom  31.  December  1725. 

Capit.:   1000  fl.    W.  W.  (Pränotirt   unaufkündbar    auf 

dem   Stadthause  Wolfengasse  3.)   —  J&hrl.  Interess. 

21  fl. 
Präs.:  Die  G^enossenschaft  der  Steinmetze. 
Pers.:  Dieselbe. 


Hartmann 

Johann  Georg.  Für  das  Aufziehen  der  Thurmuhr  und  zur  Betheilung  von 

fünf  armen  Schülern  an   der  Haupt-    und  Unterreal- 
schule zu  St.  Thecla  auf  der  Wieden. 
Stiflb.  vom  25.  November  1846. 
'Capit.:  800  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.   Interessen 

33  fl.  60  kr. 
Präs.:  Der  Reetor  des  Piaristen-Collegiums  zu  St.  Theela 

auf  der  Wieden. 
Pers.:  Derselbe. 


Jeiteles 

Fanni. 


Zur  Betheilung  von  Pfründnern  im  israelitischen  Pfrundner- 

hause 
Stiftb.  vom  14.  Jänner  1858. 
Capit:  15.000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

1066  fl.  40  kr. 
Gestift.  Plätze:  8. 

Präs.:  Das  Coratorium  dieser  Stiftnng. 
Pers.:  Dasselbe. 


Kietrelber 

Michael. 


Für  3  arme  Webergehilfen  und  2  Weberwitwen. 

Stiftb.  vom  26.  September  1872. 

Capit.:  6400  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  (Das  Stiftungscapital 

erliegt  bei  der  k.  k.  Landeshauptcassa  in  Wien.)  — 

Jährl.  Interess.  268  fl.  80  kr. 
Präs.:  Der  Vorstand  der  Genossenschaft  der  Weber. 
Pers.:  Derselbe. 
'  Persolvirung:  Halbjährig. 


846 

nnbigwr 

Füipp.        Zur  VertheOiing  an  arme  Witwea  und  Wataen  des 

tele  der  hieagen  Posamentirer. 
Stiftbrief  Tom  S6.  M&n  18S8. 
,  Capital:   5800  fl.  5.  W.  in  Wertkpapleren.  —  JAhi 
Interessen  S43  fl.  dO  kr. 
Präsentant:  Der  Yorstand  der  Genossenschaft  der  ] 

mentirer. 
Persolyent:  Derselbe. 

KUiiger 

Maria  geb.  Herz- Für  arme  kranke  israelitische  Frauen, 
feld.  Stiftb.  Tom  29.  J&nner  1868. 

Oapit:  570  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jähri.  Inter 

23  fl.  94  kr. 
Gestift  Pl&tce  2. 

Prfts.rDer  israelitische  Franen-WohlthAtigkeitsyerc 
Pers.:  Derselbe. 

KdnAg 

Anna.         Zur  lebenslänglichen  Betheilung  von  12  Armen. 
Stiftb.  Yom  7.  December  1843. 
Oapit:  12.100  fl.  ö.  "W.  in  Werthpap.  —  JÄhrl.  Int 

508  fl.  20  kr. 
Prfts.:  Der  jeweilig^  Director  der  Yersorgungsgesellf 

mittelloser  und  gebrechlicher  Wiener  Advocatei 

Mitglieder  der  juri^schen  FaeultAt  in  Wien. 
Pers.:  Derselbe. 
Persolvirung:   Am  letzten  M&rz,   Juni,   September 

December  jedes  Jahres. 

Kdnlgswarter 

Josefine  von.    Für  arme  Frauen. 

Stiftb.  Tom  12.  Februar  1862. 

Capit :  2000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  JAhrl.  Inter 

97  fl.  39  kr. 
Prfts.:  Der  israelitische  Frauen- WohlthätigkeitsYer< 
Pers.:  Derselbe. 

Könlgswarter 

Jonas  Freiherr  Zur  Vertheilung  von  Holz  an  Arme, 
von.  Stiftb.  vom  4.  J&nner  1872. 

Capit:  5000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  J&hrl.    Int( 

210  fl. 
Prfts.:  Die  Israel.  Armenanstalt. 
Pers.:  Dieselbe. 

Kdnigiwarter 

Jonas  Freiherr  Fflr  die  Israel.  Speiseanstalt 
von.  Stiftb.  vom  4.  J&nner  1872. 

Capit:  10.000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Int. 

420  fl. 
Pr&s.:  Die  Israel.  ArmenanstAlt 
Pers.:  Dieselbe. 
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Ufl^iuuniter. 


Zur  Verabfolgung  der  Interessen  «n  eine  wahrhaft  «lürf- 
tige   aus  dem  allgemeinen  Krankenhause  austretende 
Person,  ohne  Unterschied   des  Geschlechtes    und   der 
Religion. 
Stiftbrief  vom  22.  Jänner  1822. 
Capital:  100  fl.  —  Jährliche  Interessen  i  tl.  20  kr. 
Präsentant:  Die  Direction  des  k.  k.  allgrera.  Krankenhauses. 
Persolvent:  Wie  bei  der  Stiftung  »Albrecht  Herzog«. 
Weiss 
Maria  Anna     Zur  Verpflegung  der  Kranken, 
von.  Stiftb.  vom  17.  Juli  1790. 

Capit.:    2339    fl.  80  kr.  ö.    W.  in  Werthpap.  —  Jährl. 

Interess.  98  fl.  27  kr. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  ^Albreeht  Herzog«. 
Welzer 

Mathias.        Zur  Betheilung   armer  gebrechlicher   Menschen ,  welche 
das  Spital  verlassen,  mit  je  1   tl.  oder  2  tl. 
Stiftb.  vom  14.  Juli  1849. 
Capit.:   7520  tl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

r)t)0  tl. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allgen»eiueii  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung  *  Albrecht  Herzog«. 
Wiesner 

^^rbara.        Zur  Verpflegung  einer  armen  kranken  Weibsperson. 
Stiftb.  vom  10.  October  1793. 
Capit.:    035    fl.    92    kr.    ö.   W.  in  Werthpap.   —  J.ihrl. 

Interess.  39  tl.  31   kr. 
Präs.:  Die  Direction  des  k.  k.  allire  in  einen  Krankenhauses. 
Pers.:  Wie  bei  der  Stiftung   .Albreeht  Herzog* . 

f )  bei  dem  k.  k.  Krankenhause  Wieden.       ^ 

Hafner 

Theresia.       Für  Reconvalescenten. 

Capit.:  500  tl.  ö.  W.  in  Werthp.  —  Jährl.  Interess.  21   fl. 

Präs.:   Die   Direetion    des  k.  k.    Krankenhauses   Wieden. 

Pers.:  Die  Interessen  werden  von  der  k.  k.  n.  •'.  Landes - 
hauptcassa  behoben  und  ans  denselben  werden  der 
Krankenhaus-Verwaltung  di<'  aufgelaufenen  Kosten 
ersetzt.  Die  nicht  zur  Persolvirung  gelangenden  Inter- 
essen der  Stiftungen  dieses  Krankenhauses  werden 
jährlich  dem  Fonde  der  drei  Wiener  Krankenanstalten 
gutgeschrieben. 

HartmannNclic 

Stiftung.        Zur    Betheilung    von    vier    Armen    der    Bezirksgemeinde 

Wieden. 

Capit.:    .S.'iOO  fl.  ö.  W.  Satzeapitil.       .l.ihrl.  Int.M'ess.  231  fl. 

Präs.:  Die  BezirksG:<*ineinde  Wieden, 

Pers.:  Die  Interessen  werden  jährlich  von  der  Kranken- 
hausverwaltung Wieden  der  Gemeinde  vVieden  zur 
stiftbriefmässiuen  Verwendunir  erfolirt. 


Mwensteln 

Carl. 


Zur  Erhaltung  des  Orabmales  und   zur  Betheilung   v 

Armen. 
Stiftbrief  vom  18.  August  1868. 
Capital:   2350  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  Jährlic 

Interessen  98  fl.  70  kr. 
Präsentant:  Die   Israel.  Armenanstalt  und   der  Vorstii 

der  Wiener  Israel.  Cultusgemeinde. 
Persolvent:  Dieselben. 


LSwenstein 

Charlotte. 


Für  Arme. 

Stifltb.  Yom  20.  Juli  1871. 

Capit.:  3350  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.    —  Jährl.  Interesi 

140  fl.  70  kr. 
Pr&s.:  Zum  vierten  Theile  die  israel.  Armenanstalt. 
Pers.:  Die  Israel.  Armenanstalt 


Löwensteltt 

Moriz. 


För  Arme  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes. 

Stiftb.  vom  28.  Juni  1872. 

Capit.:  6900  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.    —   JÄhrl    Interess. 

289  fl. 
Pnls.:  Die  Israel.  Armenanstalt  und  der  israel.  Frauen- 

Wohlth&tigkeitsvorein. 
Pers.:  Dieselben. 


Menter 

Franz. 


Zur  Unterstätzung  armer,  alter,  verheirateter,  arbeits- 
unfjlhigcr  oder  kranker  Seidenzeugmacher  mit  je 
10  fl.  C.  Mze. 

Stiftb.  vom  28.  Juli  1851. 

Capit:  1900  fl.  C.  Mze.  und  15.900  fl.  ö.  W.  in  Werth- 
pap. —  Jährl.  Interess.  755  fl.  78  kr. 

Präs.:  Der  Stifter  und  nach  dessen  Tode  der  Vorstand 
der  Genossenschaft  der  Soidenzeugmacher. 

Pers. :  Der  Vorstand  der  Genossenschaft  der  Seidenzeug- 
macher. 

Persolvirung:  Am  1.  Sonntage  im  Monate  Februar  jedes 
Jahres. 


Menter 

Maria. 


Zur  Unterstützung  armer  alter,  arbeitsunfähiger  oder 
kranker  weiblicher  Hilfsarbeiterinnen  beim  Gremium 
der  Seidenzeugfabrikanten. 

Stiftb.  vom  24.  October  1867. 

Capit:  4650  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 
192  fl.  30  kr. 

Präs.:  Der  Vorstand  des  Gremiums  des  Seidenzeugfabri- 
•  kanten. 

Pers.:  Derselbe. 
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lejer 

iMk  Leym.  j  Für  Arme  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes. 
Stiflbrief  vom  6.  October  1868. 
Capital:  1000  fl.  ö.  W.  in  Werthpapieren.  —  J&hrliche 

Interessen  37  fl.  80  kr. 
Präsentant:    Die   israel.   Armenanstalt   und    der    Israel. 

Frauen-Wohl  thätigkeitsverein. 
Persolvent:  Dieselben. 


losenthal 

Lina. 


Für  arme  Wf^chnerinnen. 

Stiftb.  vom  15.  Jänner  1865. 

Capit.:  400  fl.  ö,  W.  in  Werthpap.    —   Jährl.   Interess. 

18  fl.  88  kr. 
Gestift.  Pl&tze:  1. 

Präs.:  Der  Vorstand  der  Wiener  israel.  Cultusgemeinde. 
Pers.:  Derselbe. 


Xassan 

Wolf  Isak. 


Zur  Anschaffung  von  Winterholz  für  Arme. 

Stiftbr.  Yom  30.  Jänner  1842. 

Capit:   iOOO  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

42  fl. 
Präs.:  Die  israel.  Armenanstalt. 
Pers.:  Dieselbe. 


XaSSAD 

Wolf  Isak. 


Für  arme  israel.  Witwen. 

Stiftb.  yom  30.  Jänner  1842. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

42  fl. 
Präs.:  Der  israel.  Fraaen-Wohlthätlgkeitsverein. 
Pers.:  Derselbe. 


Pollak 

Rosalia. 


Für  blinde  israel.  Frauen. 

Stiftb.  vom  18.  October  1869. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

42  fl. 
Gestift  Plätze:  1. 

Präs. :  Der  Vorstand  der  Wiener  israel.  Cultusgemeinde. 
Pers.:  Derselbe. 


Pfeiffer 

Fanni. 


Für  arme  Frauen. 

Stiftb.  vom  25.  April  1859. 

Capit.:  3200  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interess. 

134  fl.  40  kr. 
Präs.:  Der  israel.  Frauen-Wohlthätigkeitsverein. 
Pers.:  Derselbe. 


SöO 


Reii«Tall 

Carl  YoiL 


Sehmldt 

Marg^retha. 


Spitzer 

Sara. 


Todesco 

Eduard 
Freiherr  von. 


Walter 

SalomoD. 


Zur  Ansohaffung  von  B&ehem  fflr  die  Soh&ler  der  Hanpt- 
schule  in  der  Sofiengasse  (IV.  Bez.)  und  zur  Bethei- 
lung von  Lehrjungen. 

Stiftbnef  vom  15.  Mai  1861. 

Oapital:  SI900  fl.  5.  W.  In  Werthpapieren.  —  Jährliehe 
Interessen  121  fl.  80  kr. 

Präsentant:  Der  Pfarrer  zu  St.  Elisabeth,  der  Oberlehrer  der 
Schule  in  der  Sofiengasse  und  der  Ortsschulaufseber. 

Persolvent:  Dieselben. 

Persolvirung:  Zu  Weihnachten  jeden  Jahres. 

Zur  Anschafifiing  von  Kleidern  ffir  Schulkinder  der  Pfarre 

St.  Carl. 
Stiftb.  vom  8.  Juli  1824. 
Capit.:  800  fl.  5.  W,  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interessen 

33  fl.  60  kr. 
Pr&s.:  Die  Eirchenvorsteher  zu  St.  Carl  auf  der  Wieden. 
Pers.:  Dieselben. 

Für  Arme. 

Stiftb.  vom  10.  December  1854. 

Capit.:  500  fl.  ö.  W.  in  Werthpap.  —  Jährl.  Interessen 

21  fl. 
Präs:  Die  fromme  Brudersehaft  »Chewra-Kadischa«  und 

die  Israel.  Armenanstalt. 
Pers:  Dieselben.  • 

Ffir  die  israelitische  Speiseanstalt. 

Stiftb.  vom  29.  September  1870. 

Capit. :  40.000  fl.  ö.  "W.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Interess. 

1680  fl. 
Präs.:  Sofie  Freifrau  von  Todesco. 
Pers.:  die  israelitische  Annenanstalt. 

Ffir  Arme. 

Stiftb.  vom  31.  Mai  1851. 

Capit.:  1000  fl.  ö.  "W.  in  Werthpap.  —  J&hrl.  Interess. 

42  fl. 
Präs.:  Die  fromme  Bruderschaft  »Chewra-Kadischa«. 
Pers.:  Dieselbe. 
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IV 

sehen  Daten  aufbaute  und  Letztere  füi  ein  volles  Jahrzehnt  n 
bringen  vermag,  wohl  zu  entschuldigen  sein,  — 

Bei  der  Bearbeitung  der  11.  Abtheilung,  mit  welcher  dieseB 
Werk  abgeschlossen  wird,  sind  in  Bezug  auf  dessen  „TendeiB** 
und  „Ausführung"  durchgängig  die  Grundsätze  aufrecht  erhalte! 
worden,    welche   m   der    „Einleitung"    zur   I.  Abtheilung  auf-  > 
gestellt  wurden.  - 

Es  ist  daher  von  dem  Principe:  dass  sich  die  städtische 
Statistik  in  erster  Linie  der  „Verwaltungs-Praxis"  nützlich 
erweisen  solle,  nicht  abgewichen  worden. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  erklärt  und  rechtfertiget  sich 
auch  die  Art  der  Bearbeitung  des  Stoffes  in  der  bezeichneten 
dreifachen  Richtung.  Sie  beruht  auf  der  Ansicht,  dass  es  fto 
die  Thätigkeit  des  Verwaltungs-Beamten  erspriesslich  sei,  weDB 
das  Verständniss  der  Vorschriften,    die  für  seine  Amtshand- 
lungen massgebend  sind,  durch  die  geschichtliche  KenntnisSi 
aus  welcher  meistens  auch  die  Genesis  dieser  Normen  zu  entnehmet 
st,    unterstützt  A\wde,    und    dass  es  ferner  für  denselben  auC-h 
vortheilhaft  sein  werde,  wenn  die  thatsächlichen  Verhältnisa^' 
auf  welche  er  bei  seiner  Function  Rücksicht  nehmen  muss,  iht^ 
nicht   in    allgemeinen,    oberflächlichen  Umrissen,    sondern   — 
insoweit  dieselben  in  Ziffern  darstellbar  sind  —  in  der  scharfe!^ 
Begrenzung    durch    absolute    oder    relative    Zahlen    bezeichne^ 
werden  können,    die  —  je  ausgedehnter  der  Beobachtungskrei^ 
gezogen  war  —  der  Administration  eine  um  so  sichrere  Basi^ 
zu  bieten  geeignet  sind. 

In  dieser  Absicht  und  in  diesem  Sinne  ist  der  Versuch 
unternommen  worden,  die  Vorschriften  und  Instructionen,  welche 
für  das  „Armenwesen"  in  unserer  Stadt  vorhanden  sind,  zu- 
sammenzustellen, die  Kenntniss  derselben  aber  zugleich  durch 
die  bezüglichen  geschichtlichen  und  statistischen  Daten  zu  er- 
weitern und  dadurch  in  der  Ausübung  zu  unterstützen.  Und 
um  die  Brauchbarkeit  des  Werkes  für  die  praktischen  Zwecke 
der  Verwaltung  bis    in  die  neueste  Zeit    zu    sichern,    ist    die 


Vitiheilang  yon  Nonnon  und  administrativen  Daten  nicht  mit 

dem  Jahre  1872,  welches  f^  die  statistische  Beobachtungs- 

fteiode  als  Ghrenze  festgestellt  wurde,   abgeschlossen   worden, 

Bondeni  es  sind  alle  jene  Bestimmungen,  Beschlüsse  und  Daten, 

Yokhe  vom  Jahre  1873  an  bis  in  die  letzte  Zeit  in  den  ein- 

idnen  Zweigen  der  Annenpflege  erlassen  und  bekannt  geworden 

and,  dem  Haupttexte  an  den  geeigneten  Stellen  in  zahlreichen 

.Anmerkungen"  angefügt  worden. 

Es  ist  dies  insbesondere  hinsichtlich  jener  Vorschrift  der 
Fall,  welche  ftbr  die  freiwilligen  Function&re  in  der  „öffentlichen** 
Armenpflege  die  detaOirte  Unterweisung  enthält,  wie  dieselben 
bei  den  verschiedenen  Vorkommnissen,  in  welchen  eine  „öffent- 
Me''  Unterstützung  beansprucht  wird,  ihr  humanes  Amt  in 
Kweckm&ssiger  Weise  ausüben  sollen.  Zu  diesem  Behufe  sind 
bei  allen  Stellen,  wo  sich  in  diesem  Werke  auf  die  früher 
bestandene  „Instruction  für  die  Armen-Institute  des  Wiener 
Armenbezirkes**,  die  im  Jahre  1829  erlassen  und  in  den  Jahren 
1860,  1870  und  1874  revidirt  worden  ist,  bezogen  wurde,  auch 
die  entsprechenden  Gitate  aus  der  ^Vorschrift  über  die  Armen- 
Mege  im  Wiener  Armenbezirke**,  welche  von  dem  Gemeinde- 
laflie  erst  zu  Beginn  des  laufenden  Jahres  und  zwar  in  dessen 
fitzung  vom  10.  Jänner  beschlossen  wurde,   angereiht  worden. 

Auch  die  statistischen  Daten  sind,  wo  es  möglich  war, 
iber  die  Decennal-Periode  1863 — 1872  hinaus  und  bis  zu 
dem  gegenwärtig  laufenden  Jahre  ergänzt  worden.  Namentlich 
geschah  dies  bei  den  Instituten  der  „Privat-Wohlthätigkeit", 
während  eine  solche  Ergänzung  bei  der  „öfl'entlichen"  Armen- 
pflege entfallen  durfte,  indem  die  bezüglichen  Daten  für  die 
fiber  die  statistische  Jahresgrenzo  hinausfallenden  Jahre  aus 
den  beiden  letzterschienenen  ofllciellen  Berichten  über :  „Die 
Gemeinde- Ven^'altung  der  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien 
in  den  Jahren  1872—1873"  und  ferner :  „in  den  Jahren  1874 
bis  1876**  supplirt  werden  können.  — 

In  der  „Einleitung**  zur  I.  Abtheilung  dieses  Werkes  ist 
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erklärt  worden,  dass  die  Darstellung  der  ^Armenpflege  inner- 
halb des  Jahrzehnts  1863—1871**,  welche  den  Inhalt  der 
II.  Abtheilung  bilden  wird,  sich  keineswegs  auf  das  Wirken 
der  „öffentlichen**  Armenpflege  beschränken,  sondern  aach  jenea 
der „Privat-Wohlthätigkeit**,insoweit selbes  in  organisirter 

Gestalt  zur  Erscheinung  kommt,  umfassen  werde.  Demzufolge 
sind  auch  in  allen  Zweigen  der  Armenpflege  die  Privat- 
Vereine  und  Anstalten,  welche  gleichartige  Hnmanitäts- 
zwecke  verfolgen,  zusammengestellt  und  —  soweit  es  der  mit 
getheilte  Stoff  ermöglichte  —  auch  nach  jenen  drei  Richtung^ 
geschildert  worden,  welche  planmässig  für  die  ganze  Arb^ 
festgestellt  wurden. 

Dieses  Einbeziehen  der  Privat-Wohlthätigkeit,  so  wt^ 
ihr  Wirken  als  ein  „regelmässiges**  erfassbar  ist,  in  die  Da^ 
Stellung  der  Armenpflege  in  unserer  Stadt,  deren  wohlthätig^ 
Eifer  sich  schon  längst  einen  W^eltruf  erworben  hat,  bed&- 
wohl  keiner  besonderen  Rechtfertigung. 

Abgesehen  von  dem  Interesse,  welches  die  „freiwilliges 
Armenpflege  schon  an  und  für  sich  bietet,  weil  sie  in  des 
Werken  ihrer  Mildthätigkeit,  die  der  echtesten  moralisches» 
Triebfeder,  dem  „Mitleid**  entspringen  und  aus  dem  freieste_ 
Entschlüsse  der  Bevölkerung  geleistet  werden,  das  voUgiltigst» 
Zeugniss  für  deren  Humanität  und  Gemeingefühl  zu  geben  ver- 
mag, ist  ihr  Wirken  aucli  desswegen  nicht  ausser  Acht  zl 
lassen,  weil  es  die  Last  der  „öffentlichen**  Armenpflege  zu 
erleichtem  geeignet  ist,  und  dies  noch  in  einem  bedeutenderen 
Masse  zu  bewirken  vermöchte,  wenn  ihre  Thätigkeit  mit  jenei 
der  „öffentlichen**  Armenpflege  in  das  für  ein  erspriessliches 
Wirken  wünschenswerthe  gegenseitige  Einverständniss  ge- 
bracht werden  könnte.  Dies  zu  ermöglichen,  wäre  sicherlich  ah 
ein  namhafter  Fortschritt  im  Armenwesen  zu  verzeichnen  uud 
wenn  nur  die  Leistungen  der  organisirteu  Privatwohl- 
thätigkeits- Anstalten,  welche  in  dem  vorliegenden  Werke  zu- 
sammengestellt wurden,   in  Betracht  gezogen  werden,    so  musj 
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(lies  den    Wunsch,   dass  sok'h'  ein  Eiuverständniss  angebahnt 
oder  doch  mindestens  versucht  werde,  um  so  lebhafter  anregen. 

•%  Diese  Angelegenheit  ist  übrigens  in  dem  Capitel :  „Schluss- 
bemerkungen^  noch  zum  Gegenstande  einer  besonderen  Erörte- 
mg  gemacht  worden.  — 

Es  erübrtget  schliesslich  nur  noch  die  angenehme  Pflicht, 
sDen  amtlichen  Organen,  Behörden  und  Aemtern  sowohl  —  als 
einielnen  Angestellten,  dann  aber  noch  insbesondere  den  Organen 
der  freiwilligen  Armenpflege,  Privat -Vereinen,  Anstalten  und 
Personen,  welche  die  für  die  detailirte  Darstellung  in  diesem 
Werke  erforderlichen  Mittheilungen  dienstfreundlich  geliefert  und 
die  Zusammenstellung  eines  so  refchhaltigen  Materials  ermöglicht 
haben,  den  verbindlichsten  Dank  auszusprechen. 

Auch  ist  noch  insbesondere  zu  en\^ähnen,  dass  bei  der 
Zusammenstellung  dieses  Materials  und  bei  der  ersten  Bearbei- 
tung desselben  der  Magistrats-Concii)ist  Dr.  St.  Sedlaczek  in 
vt'Tdienstlicher  Weise  thätig  war. 


Wien,  am  30.  Juni  1879. 


Josephy, 


n.  ABTHEILOTG. 


Ole  Armenpflege  im 


Jahrzehnt  1863-W2 


EINLEITUNG. 


iTenn  die  Armeopflege  einer  Grdssstadt  mit  einem  so 
vielfältig  entwickelten  Armenwesen,  wie  dies  in  Wien  der  Fall' 
ist,  in  ihrem  Wirken  dargestellt  und  von  dieser  Thätigkeit  ein 
möglichst  übersichtliches  Bild  gegeben  werden  soll,  so  er- 
scheint es  vor  Allem  geboten,  sich  darüber  zu  entscheiden, 
nach  welchem  Plane  bei  einer  solchen  Darstellung  vorzu- 
irehen  sei. 

Es  kann  die  Bearbeitung  des  Stoffes  hauptsächlich  nach 
zwei  Richtungen  hin  unternommen  werden. 

Die  B<*arbeitung  in  der  einen  Richtung  bestünde  darin, 
dass  bei  Darstellung  der  Thätigkeit  der  Armenpflege  diese  in 
eine  ausserhalb  der  für  ihr  Wirken  bestehenden  Anstalten  — 
in  die  sogenannte  offene  Armenpflege  (out-door  relief)  und  in 
'^ine  Ajrmenpflege  innerhalb  dieser  Anstalten  —  in  die  sc»- 
genannte  geschlossene  Armenpflege  (in-door  relief)  einge- 
theilt  wird. 

Diese  üntertheilung  hat  dem  ersten  Anscheine  nach  viel 
fiir  sich  und  namentlich  den  Vortheil  der  Einfachheit;  bei  einer 
strengen  Durchführung  derselben  ergeben  sich  aber  mancherlei 
Schwierigkeiten,  welche  dem  Zwecke  einer  übersichtlichep 
Darstellung  hindernd  in  den  W^eg  treten. 

Die  Einhaltung  dieser  Eintheilung  wftrde  zunächst  die 
Xothwendigkeit  herbeiführen,  alle  für  die  Armenpflege  beste- 
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henden  Anstalten  und»  Einrichtungen  ohne  Rücksicht  auf 
den  Zweck,  welchen  dieselben  anstreben,  in  die  eine  oder 
andere  der  beiden  Abtheilungen  zusammen  zu  drängen.  Dies 
hätte  dann  weiters  die  Folge,  dass  bei  der  Darstellung  der 
Hauptarten  der  Armenpflege,  wie  z.  B.  bei  der  ^Armenkinder- 
pflege",  der  „Arraenkrankenpflege"  etc.,  eine  Trennung,  welche 
die  übersichtliche  Schüderung  dieser  einzelnen  Zweige  der 
Armenpflege  stören  würde,  vorgenommen  werden  müsste,  da  es 
eben  eine  Armenkinderpflege  und  eine  Armenkrankenpflege  etc. 
sowohl  innerhalb  als  ausserhalb  der  hiezu  bestimmten  An- 
stalten gibt. 

Eine  solche  dem  Plane  zu  Liebe  durchgeführte  Trennung 
der  einzelnen  Theile  oder  Agenden  der  Armenpflege  Mürde 
daher  immer  auf  Kosten  der  üebersichtlichkeit  in  der  Dar- 
stellung dieser  einzelnen  Theile  erfolgen. 

Eine  zweite  Art  und  Weise  der  Darstellung  ist  jene, 
welche  es  sich  zur  Aufgabe  macht,  die  Hauptrichtungen  und 
Aufgaben  der  Armenpflege  — jede  für  sich  abgegrenzt  —  zur 
Anschauung  zu  bringen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  Thä- 
tigkeit  sich  in-  oder  ausserhalb  einer  Anstalt  entwickelt. 

Bei  dieser  Darstellungsart  kann  zwar  die  Gruppirung  des 
8(00*68  in  nur  zwei  Abtheilungen  nicht  eingehalten  werden, 
dieselbe  gewährt  aber  dafür  den  Vortheil,  die  Endzwecke  der 
Armenpflege  in  ihren  verschiedenen  Richtungen  genau  zu 
kennzeichnen  und  die  Resultate  des  in  Verfolgung  der  einzelnen 
Aufgaben  aufgewandten  Strebeus  und  Leistens  übersichtlich  und 
klar  zur  Anschauung  zu  bringen. 

In  der  vorliegenden  Abhandlung  wurde  daher  bei  Dar- 
stellung der  „Armenpflege  in  Wien"  dieser  zweite  Weg  ein- 
geschlagen. — 

An  diese  Erläuterung,  durch  welche  die  gewählte  Me- 
thode der  Darstellung  motivirt  werden  soll,  muss  aber,  bevor 
dieselbe  begonnen  wird,  noch  eine  weitere  einleitende  Bemerkung 
angereiht  werden,  welche  für  die  Bearbeitung  des  Stoffes  nicht 
minder  von  principieller  Bedeutung  erscheint. 


Es  zeigt  sich  nämlich  in  der  Thätigkeit  der  Armenpflege 
ein  genereller  Unterschied,  wenn  der  Umfang  ihrer 
Leistung  für  das  einzelne  Individuum  in  erster  Linie  in 
Betracht  gezogen  wird.  Dieser  Unterschied  liegt  darin,  ob  die 
Amenpflege  sich  darauf  beschrankt,  den  Bedürftigen  zeitK^eilig 
oder  fortdauernd  zu  unterstützen,  ohne  jedoch  dabei  auf  das 
Mitwirken  des  Unterstützten  zu  seiner  eigenen  Erhaltung  gänz- 
lich zu  verzichten,  oder  ob  sie  ihre  Leistung  so  weit  ausdehnt, 
dass  sie  den  Armen  gänzlich  versorgt,  das  heisst  die  voll- 
s^dige  Erhaltung  und  Verpflegung  desselben  auf  sich  nimmt.  *) 

Dieser  Unterschied  wurde  auch  in  der  vorliegenden  Ab- 
handlung festgehalten  und  führte  sohin  zur  Ilaupteintheilung 
der  Armenpflege:  in  die  Armenunterstützung  und  die  Ar- 
menversorgung. 

Allerdings  lässt  sich  in  dieser  Hinsicht  entgegnen,  dass 
auch  die  vollständige  Versorgung  des  Armen  als  eine  dem- 
selben gewährte  Unterstützung  aufgefasst  werden  könne. 

Aber  wenn  auch  die  Richtigkeit  dieser  Einwendung  nicht 
ZQ  bestreiten  ist,  so  erscheint  es  dennoch  angezeigt,  an  der 
Haupteintheilung  der  Armenpflege  in  die  „Armenunterstützung", 
zu  welcher  auch  die  „Armenkinder-  und  Annenkrankenpflege" 
gehört,  und  in  die  „Armenversorgung"  und  zwar  aus  dem 
Grunde  festzuhalten,  weil  einerseits  diese  Unterscheidung  aus 
dem  Wesen  und  der  Aufgabe  der  Armenpflege  sich  von  selbst 
ergibt,  andererseits  aber  dieselbe  hierorts  durch  den  vsus  fori 
zu  einem  —  im  gewöhnlichen  Leben  sowohl  wie  in  der  Ver- 
waltung eingebürgerten  technischen  Ausdrucke  wurde  und  daher 
aneh  in  allen  auf  die   Armenpflege    Bezug   habenden    Instruc- 


*)  Nach  der  neuen  „Vorschrift  über  die  Armenpflege  im  Wiener 
Armenbezirke",  welche  mit  dem  Gemeinderathsbeschlusse  vom  10.  Jfin- 
üer  1879  genehmiget  wurde,  wird  nach  §.  43  daselbst  schon  „die  „Erthoi- 
lung  einer  bleibenden  Pfründe"  als  „Armenversorgung"  aufgefasst, 
welche  dann,  wenn  die  Pfründe  nicht  mehr  genügend  erscheint,  durch  Auf- 
nahme in  eine  städt.  Versorgungsanstalt  stattfindet." 
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tionen  und  Verordnungen  mehr  oder  weniger  in  Gebrauch  g 
uommen  worden  ist. 

Zu  bemerken  ist  noch  schliesslich,  dass  die  Bestin 
luungen  über  das  Armenwesen,  welche  in  ihren  allgemeine 
Umrissen  bereits  in  dem  Capitel  „Allgemeine  Bestimmung« 
über  das  Armenwesen^^  in  der  I.  Abtheilung  zusammengefas 
wurden,  nun  in  dieser  IL  Abtheilung  fortgesetzt  werden,  m 
zwar  hauptsächlich  in  jenen  Detailnormen,  welche  die  Dur  et 
führung  der  Armenpflege  in  ihren  verschiedenen  Richtung< 
betreffen,  deren  Anführung  in  dieser  IL  Abtheilung  nicht  bL 
der  Completirung  wegen,  sondern  hauptsächlich  auch  desweg< 
nothwendig  ist,  um  die  statistischen  Ziffern,  welche  zur  Dai 
Stellung  eines  zehnjährigen  Wirkens  der  Armenpflege  gebrac 
werden,  in  ihren  concreten  Erfolgen  der  Theorie  gegenüber  b 
urtheilen  zu  können. 


DIE 


ARMENUNTERSTÜTZUNG. 


. 


Die  Armenunterstützung. 

Unter  diesem  allgemeinen  Titel  wird,  wie  schon  aus  der 
Einleitung  hervorgeht,  die  Frage,  in  welcher  Art  die  Armen- 
pflege für  jene  Hilfsbedürftigen  sorgt,  welche  noch  nicht  in 
gänzliche  Versorgung  genommen  werden  müssen,  zum  Gegen- 
stande der  Erörterung  gemacht. 

Die  Thätigkeit  der  Armenpflege  als  „Armenuuterstützung" 
äussert  sich  hauptsächlich  in  dreifacher  Art,  nämlich  als: 
Annenbetheilung,    Armenkrankenpflege    und    Armenk  iuderi)flege. 

Insoferae  sich  die  Armenj)flege  darauf  beschränkt,  den 
Annen  durch  Verabreichung  von  I Unterstützungen  in  Geld  oder 
Natnralien  helfend  entgegen  zu  kommen,  wird  dieselbe  „Armen- 
betheilung"  genannt.  Es  gehört  hioher  auch  die  Sorge  für 
den  Armen  im  Falle  eingetretener  Obdach-  oder  Arbeits- 
lusigkeit. 

Unter  dem  Titel :  „Armenkrankeupflege"  werden  sohiu 
die  verschiedenen  Einrichtungen  besprochen  werden,  welche  für 
die  Fälle  getroffen  sind,  in  denen  die  von  Krankheit  heim- 
gesuchte Armuth  Hilfe  erheischt. 

Jene  Thätigkeit  der  Armenpflege  endlich,  welche  sich  mit 
dem  in  Folge  der  Noth  oder  des  Ablebens  der  Eltern  ver- 
lassenen oder  verwaisten  armen  Kinde  beschäftiget,  wird  unter 
dem  Namen  „Armenkinderpflege"  dargestellt  werden. 
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—  (wie  schon  aas  ihrer  Beneonung  hervorgeht)  dadurch,  dass 
der  Anne  um  die  zu  gewährende  Unterstützung  von  Fall  zu 
Fall  ansuchen  muss,  während  er  durch  die  Verleihung  einer 
Pfronde  schon  im  Vorhinein  auf  eine  bestimmte  oder  unbestimmte^ 
jedenfalls  aber  auf  eine  längere  Zeit  in  den  Stand  gesetzt  wird, 
ohne  ein  weiteres  vorhergehendes  Ansuchen  den  ihm  zuerkannten 
Unterstützungsbetrag  zur  bestimmten  Zeit  —  in  der  Regel  am 
Anfange  eines  jeden  Monates  —  in  Empfang  zu  nehmen. 

Auf  diesen  Unterschied  weist  auch  der  §.  10  der  ^Instruc- 
tion für  die  Armeninstitute  des  Wiener  Armenbezirkes"  (§.  39 
der  neuen  Vorschrift)  hin.  „Es  kommen,"  heisst  es  daselbst, 
^häufig  Fälle  vor,  dass  Individuen  um  eine  Pfründe  ansuchen, 
welche  noch  nicht  das  zur  Erlangung  einer  Pfründe  vorge- 
schriebene Normalalter,  d.  i.  das  60.  Lebensjahr  erreicht  und 
auch  nicht  eine  solche  körperliche  Gebrechlichkeit  an  sich  haben, 
wegen  welcher  ihnen  vor  Erreichung  des  Normalalters  eine 
Pfründe  gegeben  w^erden  könnte,  Individuen,  die  zwar  schon 
minder  erwerbsfähig  geworden  sind,  denen  aber  noch  immer 
dorch  eine  kleine  Unterstützung,  welche  ihnen  einige  Male  im 
Jahre  zu  Theil  wird,  ausgeholfen  werden  kann." 

„Um  den  allgemeinen  Versorguugsfond  nicht  zu  sehr  zu 
belasten,  können  solche  Personen  noch  nicht  mit  einer  Pfründe 
betheilt  werden;  es  können  ihnen  aber  von  Zeit  zu  Zeit,  z.  B. 
bei  den  vierteljährigen  Zinszeiten,  Geldaushilfeu  gegeben  werden. 
Solche  zeitweilige  Aushilfen  sollen  den  Uebergang  zur  Be- 
theilung mit  einer  Pfründe  bilden." 

In  der  Regel  sind  es  nur  momentane  Noth-  oder  Unglücks- 
fiille,  die  störend  auf  die  Ervverbsverhältnisse  des  Armen  und 
seiner  Familie  einwirken,  welchen  durch  eine  augenblickliche 
Geldaushilfe,  d.  i.  durch  die  vorübergehende  Betheilung  abge- 
holfen werden  soll. 

Wenn  derlei  Bedürftige  aber  eine  „Pension,  Provision, 
Gnadengabe,  Stiftung  oder  einen  anderen  sonstigen  Bezug" 
peniessen,    sind    sie    in   der    Regel    mit    keiner    Aushilfe    zu 


betheilen,    ausgeuommen    es    wären    diese   Bezüge    sehr    ge— 
riDge.  *) 

Es  können  übrigens  auch  Personen,  welche  bereits  im 
Genüsse  einer  Pfründe,  also  einer  zeitlichen  oder  bleibenden 
Unterstützung  stehen,  eine  vorübergehende  Geldaushilfe,  in  der 
Regel  aber  nur  einmal  im  Jahre  erlangen.  ') 

Bei  dem  Ausmessen  der  zu  gewährenden  Aushilfe  ist 
Rücksicht  zu  nehmen  1.  ob  der  zu  Betheilende  im  Genüsse  einer 
Armenpfründe  oder  eines  sonstigen  sehr  geringen  Genusses  stehe 
oder  nicht;  2.  ob  er  in  dem  letztverflossenen  halben  Jahre  ans 
was  immer  für  einer  Ursache  bereits  eine  Aushilfe  erhalten  habe 
und    3.  auf  die  Grösse  des    in  Rede    stehenden  Bedrängnisses. 

Augenblickliche  Geldaushilfen  können  bis  zu  dem  Be- 
trage von  zehn  Gulden  ö.  W.  verabreicht  werden;  es  darf  jedoch 
der  Betrag  von  10  fl.  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen 
Fällen  gegeben  werden.  Um  Aushilfen  in  einem  höheren  Betrage 
muss  bei  dem  Magistrate  besonders  eingeschritten  werden.  Dessen 
Bewilligung  ist  auch  dann  einzuholen,  wenn  die  im  Laufe  eines 
Jahres  für  ein  und  dieselbe  Partei  (wobei  Mann  und  Weib  ffir 
eine  Partei  gerechnet  werden)  gewährten  zeitweiligen  Aas- 
hilfen den  Gesaramtbetrag  von  15  fl.  bereits  erreichten  und  über 
diesen  Betrag  hinaus  eine  Aushilfe  neuerdings  erfolgt  werden  will. 

Um  Gelderpressungen  durch  unverschämte  und  solche 
Arme  hiutanzuhalten,  die  häufig  ihren  Wohnort  ändern  und  bei 
jeder  Uebersiedlung  in  einen  anderen  Armenbezirk  daselbst  so- 
gleich mit  Aushilfen  betheilt  werden  wollen,  darf  in  der  Regel 
an  Arme,  die  erst  kurze  Zeit  in  dem  Bezirke  wohnen,  von  denen 
daher  nicht  bekannt  ist,  ob  sie  nicht  erst  vor  Kurzem  eine 
Aushilfe  erhielten,  eine  Geldaushilfe  nicht  sogleich  verabreicht 
werden.  Solche  Arme  sind  vorerst  mittelst  Aufragezettels  in  ihren 

*)  §.  9  der  Instruction  für  die  Armeninstitute  des  "Wiener  Armen- 
bezirkes. (§.  38  der  neuen  Vorschrift.) 

')  In  diesem  Falle  ist  der  Betrag  der  gewälirten  vorübergehenden 
Geldunterstutzung  auf  der  Rückseite  des  Pfründentäfelchens  anzumerken. 
(§.  ti  der  Instruction.)  In  die  neue  Vorschrift  erscheint  diese  Bestimmung 
nicht  aufgenommen. 
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früheren  Armenbezirk  zu  weisen,  um  zu  erheben,  ob  und  allenfalls 
¥elche  Aushilfe  dieselben  im  letztverflosseneu  halben  Jahre 
bereits  erhalten  haben.  ') 

Jene  Bedürftigen,  welche  ihrer  Zuständigkeit  nach  dem 
Wiener  Armenbezirke  angehören,  aber  ausserhalb  desselben 
wohnen,  erhalten  im  Falle  ihres  Ansuchens  ebenfalls  vorüber- 
gehende Geldbetheilungen,  haben  sich  aber  diesfalls  unmittelbar 
ao  das  Armendepartement  des  Magistrates  zu  wenden.  *) 

Dieselben  haben  ihre  Armuth  durch  eine  Bestätigung  des 
Gemeindevorstandes  und  ihren  jeweiligen  Wuhnsitz  durch  eine 
Bestätigung  der  Polizei  auszuweisen.  Derlei  Personen  erhalten 
in  der  Regel  Unterstützungen  vnn  2 — 3  fl.  und  zwar  alle 
3  Monate  höchstens  einmal,  wenn  nicht  besonders  rücksichts- 
▼ürdige  Umstände  eine  Ausnahme  rechtfertigen. ") 

Auch  solche  Personen,    welche  zwar  im    Wiener  Annen- 
bezirice   wohnen,    aber    nicht    in    demselben    zuständig    sind, 
werden  auf  Grnnd  des  §.  28  <les  Ileimatgesetzes  vom  3.  December 
1863  im  Armendepartement  des  Magistrates  mit  vorübergehenden 
Geldanshilfen  betheilt.  Derlei  Personen  haben  behufs  Erlangung 
riner  Unterstützung   ein    Document   über    ihre  Zuständigkeit    zu 
produciren,  und, ein  von  dem  Anuenvater  (Armeurathe)  des  Be- 
zirkes, in  welchem  sie  wohnen,  ausgefertigtes  und  von  der  Ge- 
meinde  bestätigtes  Armiithszeiigniss    beizubringen.     Auf    Grund 
dieser  beiden  Dociimente  wenlen    sohiu  die   an  solche  Personen 
ausbezahlten  Unterstützuugsbeträge  den    betn^ffenden    Heimatge- 
meinden  mit   dem    Ersuchen    bekannt    gegeben,    im  Sinne    des 
§.   28  des  Heimatgesetzes  hiefür  Ersatz  zu  leisten. 

=*)  §.  9  und  10  der  Instruction.  (§.  38  und  39  der  neuen  Vorschrift.) 
*)  §.  69  der  Instruction.  (§.  7(>  der  neuen  Vorschrift.) 
•)  Solehe  nach  Wien  zuständige,  aber  ausserhalb  des  Wiener  Armen - 
rayons  wohnhafte  Parteien  wurden 

im  Jahre   187I...3.49Ö  mit  zusammen  8.471  H. 

•       *        1872... 3.657     *  >  9.330  H. 

«       •        1873...3.16H     •  .  8.217  fl. 

iMjtlieflt.  Für  die  vorhergehenden  Jahre  (1863— 1870)  fehlen  die  bezuglichen 

Daten,  da  die  betreffenden  Betheilungsbücher  bereits  seartirt  sind. 


betheilen,    ausgenommen    es   wären    diese   Bezüge    sehr    ge- 
ringe. *) 

Es  können  übrigens  auch  Personen,  welche  bereits  im 
Genüsse  einer  Pfründe,  also  einer  zeitlichen  oder  bleibende 
Unterstützung  stehen,  eine  vorübergehende  Geldaushilfe,  in  der 
Regel  aber  nur  einmal  im  Jahre  erlangen.  ') 

Bei  dem  Ausmessen  der  zu  gewährenden  Aushilfe  ist 
Rücksicht  zu  nehmen  1.  ob  der  zu  Betheilende  im  Genasse  einer 
Armenpfründe  oder  eines  sonstigen  sehr  geringen  Genusses  stehe 
oder  nicht;  2.  ob  er  in  dem  letztverüossenen  halben  Jahre  ans 
was  immer  für  einer  Ursache  bereits  eine  Aushilfe  erhalten  habe 
und    3.  auf  die  Grösse  des    in  Rede    stehenden  Bedrängnisses. 

Augenblickliche  Geldaushilfen  können  bis  zu  dem  Be- 
trage von  zehn  Gulden  ö.  W.  verabreicht  werden;  es  darf  jedoch 
der  Betrag  von  10  fl.  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen 
Fällen  gegeben  werden.  Um  Aushilfen  in  einem  höheren  Betrage 
muss  bei  dem  Magistrate  besonders  eingeschritten  werden.  Dessen 
Bewilligung  ist  auch  dann  einzuholen,  wenn  die  im  Laufe  eines 
Jahres  für  ein  und  dieselbe  Partei  (wobei  Mann  und  Weib  ffir 
eine  Partei  gerechnet  werden)  gewährten  zeitweiligen  Aus- 
hilfen den  Gesaramtbetrag  von  15  fl.  bereits  erreichten  und  über 
diesen  Betrag  hinaus  eine  Aushilfe  neuerdings  erfolgt  werden  will. 

Um  Gelderpressungen  durch  unverschämte  und  solche 
Arme  hintanzuhalten,  die  häufig  ihren  Wohnort  ändern  und  bei 
jeder  Uebersiedlung  in  einen  anderen  Armenbezirk  daselbst  so- 
gleich mit  Aushilfen  betheilt  werden  wollen,  darf  in  der  Regel 
an  Arme,  die  erst  kurze  Zeit  in  dem  Bezirke  wohnen,  von  denen 
daher  nicht  bekannt  ist,  ob  sie  nicht  erst  vor  Kurzem  eine 
Aushilfe  erhielten,  eine  Geldaushilfe  nicht  sogleich  verabreicht 
werden.  Solche  Arme  sind  vorerst  mittelst  Anfragezettels  in  ihren 

*)  §.  9  der  Instruction  für  die  Armeninstitute  des  Wiener  Armen- 
bezlrkes.  (§.  38  der  neuen  Vorschrift.) 

*)  In  diesem  FaHe  ist  der  Betrag  der  gewährten  vorübergehenden 
Geldunterstützung  auf  der  Rückseite  des  Pfründentäfelchens  anzumerken. 
(§.  22  der  Instruction.)  In  die  neue  Vorschrift  erscheint  diese  Bestimmung 
nicht  aufgenommen. 
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froheren  Armenbezirk  zu  weisen,  um  zu  erheben,  ob  und  allenfalls 
welche  Aushilfe  dieselben  im  letzlveriSossenen  halben  Jahre 
bereits  erhalten  haben.  ') 

Jene  Bedürftigen,  welche  ihrer  Zuständigkeit  uach  dem 
WieHer  Armenbezirke  angehören,  aber  ausserhalb  desselben 
wohnen,  erhalten  im  Falle  ihres  Ansuchens  ebenfalls  vorüber- 
gehende Geldbetheilungeu,  habeu  sich  aber  diesfalls  unmittelbar 
an  das  Armendepartement  des  Magistrates  zu  wenden.  *) 

Dieselben  haben  ihre  Armuth  durch  eine  Bestätigung  des 
Gemeindevorstandes  und  ihren  jeweiligen  Wohnsitz  durch  eine 
Bestätigung  der  Polizei  auszuweisen.  Derlei  Personen  erhalten 
in  der  Regel  Unterstützungen  von  2 — 3  fl.  und  zwar  alle 
3  Monate  höchstens  einmal,  wenn  nicht  besonders  rücksichts- 
würdige  Umstände  eine  Ausnahme  rechtfertigen. ") 

Auch  solche  Personen,    welche  zwar  im    Wiener  Armen- 
bezirke  wohnen,    aber    nicht    in    demselben    zuständig    sind, 
werden  auf  Grund  des  §.  28  des  Heimatgesetzes  vom  3.  December 
1863  im  Armendepartement  dos  Magistrates  luit  vorübergehenden 
Geldanshilfen  betheilt.  Derlei  Personen  habeu  behufs  Erlangung 
einer  Unterstützung   ein    Document   über    ihre  Zuständigkeit   zu 
produciren,  und. ein  von  dem  Armenvater  (Armenrathe)  des  Be- 
zirken, in  welchem  sie  wohnen,  ausgefertigtes  und  von  der  Ge- 
meinde  bestätigtes  Armuthszeugniss    beizubringen.     Auf    Grund 
dieser  beiden  Documente  werden    sohin  die   au  solche  Personen 
ausbezahlten  Unterstützuugsbeträ.ü:e  den    betreffenden    Heimatge- 
meinden   mit   dem    FJrsucheu    bekannt   gegeben,    im  Sinne    dos 
S.  28  des  Heimatgesetzes  hiefür  Ersatz  zu  leisten. 

^)  g.  9  und  10  der  Instruction.  (§.  38  und  3!)  der  neuon  Vor.sohnlt.) 
*)  §.  69  der  Instruction.  (§.  7H  der  neuen  Vorschrift.) 
•)  Solche  nach  Wien  zustiindige,  aber  ausserhfiU)  des  Wiener  Anuen- 
ravon.'^  wohnhafte  Parteien  wurden 

im  Jahre   1871. .  .3.49ii  mit  zusammen  8.471  ti. 

•      .      187i...3.()o7    .         >         9.3:{:;  ti. 

-       •        1873... 3.16«     .  .  8.217  fl. 

Iwtbeilt.  Für  die  vorhergehenden  Jahre  (1863— 1870)  fehlen  die  bezuglich<Mi 
Daten,  da  die  betreffenden  Betheilungsbücher  bereits  scai-tirt  sind. 


Von   solchen   hieher    nicht   zuständigen    Annen   wurden 


unterstützt: 

im  Jahre 

Männer 

Weiber 

zusammen 

und  es  wurden  hiefilrTer» 
ausgabt: 

1866 

107 

188 

295 

1051  fl.  —  kr.. 

1867 

113 

128 

241 

678  „          „ 

1868 

94 

92 

186 

602  „    —   „ 

1869 

62 

41 

103 

398  „    —   „ 

1870 

63 

33 

98 

353  »          » 

1871 

22 

12 

34 

93  „     —  „ 

1872 

11 

15 

26 

99  „   95   „ 

in  Summa    472        511  983  3274  fl.  95  kr. 

Von  dieser  Gesammtausgabe  per   3274  fl.  95  kr.    ist  iflH 
Laufe  der  Jahre  von  den  ersatzpflichtigen  Gemeinden  ein  Betrag 
von  3043  fl.  vergütet  worden,  während  der  Rest  von  231  fl.  95  kr. 
trotz  langwieriger  Verhandlungen    zuletzt   als    „uneinbringlich**   1 
abgeschrieben  werden  musste. 

Die  vorstehenden  Zifiern  zeigen  auch,  dass  die  ÄnzaU. 
jener  Personen,  welche,  obwohl  nicht  in  den  Wiener  Armen* 
rayon  zuständig,  mit  vorübergehenden  Geldaushilfen  betheüt 
worden  sind,  seit  dem  Jahre  1866,  in  welchem  angefangen 
wurde,  die  Zahl  dieser  Personen  wegen  des  anzusprechende 
Ersatzes  separat  zu  verzeichnen,  von  Jahr  zu  Jahr  abge- 
nommen hat. 

Diese  Erscheinuug  findet  ihre  Erklärung  darin,  dass  es  in 
den  meisten  Fällen  erst  nach  vielfachen  Requisitionen  und  nach 
Behebung  der  verschiedensten,  von  den  Zuständigkeitsgemeinden 
gegen  die  Ersatzansprüche  erhobenen  Einwendungen  möglich 
wurde,  die  schuldigen  Beträge  hereinzubringen.  In  sehr  vielen 
Fällen  führten  die  Verhandlungen  über  diese  Ersatzansprüche  zu 
gar  keinem  Resultate,  daher  nichts  anderes  übrig  blieb,  als  die 
entsprechenden  Beträge  in  Abschreibung  zu  bringen. 

In  Folge  dieser  wiederholt  gemachten  Erfahrungen  musste 
sich  das  Armendepartement  des  Magistrates  veranlasst  finden, 
bei   der  Verabreichung    von  Unterstützungen   an  derlei   in  den 
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Wiener  Annenrajon  nicht  zuständige  Personen  fernerhin  mitRigo- 
tmtii  und  strenger  Einhaltung  des  Grundsatzes  vorzugehen,  dass 
^Iche  Unterstützungen  nur  dann  zu  gewähren  seien,  wenn  die 
materielle  Lage  des  um  eine  Unterstützung  Ansuchenden  eine 
solche  dringend  und  unabweislich  erheischt.  ^) 

Eine  vorübergehende  Geldaushilfe  erhalten  zuweilen  auch 
solche  Personen,  welche  von  der  Polizei  als  unterstandslos 
iiifgegriffen  und  in  das  Armendepartement  gestellt  werden;  diese 
jedoch  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen. 

In    der  Regel    werden    solche  Personen,    wenn    sie    nach 
Wien  zuständig  sind,  gegen  die  Versicherung,  dass  sie  Unter- 
stand und  Arbeit  zu  finden  wissen,  wieder  entlassen,  anderenfalls 
aber  in  die  „Anstalt  für  freiwillige  Arbeiter"  gewiesen.  Befinden 
aidi  unter  den  auf  diese  Weise  gestellten  Personen  auch  Kinder, 
80  werden    dieselben,    wenn   sie   noch  nicht   14  Jahre  zählen, 
entweder  an  die  Findelanstalt  oder  in  ein  Waisen-  oder  Ver- 
aorgnngshaus   abgegeben.    Den  Minderjährigen    aber,    die   über 
14  Jahre  alt  sind,  wird  in  solchen  Fällen  vom  Armendepartement 
des  Magistrates  die  Adresse  eines  Lehrherrn  mit  dem  Auftrage 
mitgetheilt,  bei  demselben  in  die  Lehre  zu  treten,  wobei  auf  die 
bereits  erlernte  Beschäftigung  des  Uuterzubriugenden  oder  auf 
die  von  demselben  getroflFene  Wahl  der  Beschäftigung  immer  die 


•)  Betreffend  die  Unterstützung  der  im  Wiener  Arinenbezirke  nicht 
Itöimatberechtigten  Personen  enthält  der  letzte  Absatz  des  §.  38  der  neuen 
Vorschrift  folgende  Bestünmung: 

„Auch  fremde  Parteien,  welche  nicht  in  einer  der  zum  Wiener 
Armenbezirke  gehörigen  Gemeinden  heimatbereehtigt  sind,  können  in  Fällen 
dringendster  Koth  eine  Aushilfe  erhalten ;  es  können  jedoch  solche  Personen 
nur  aus  den  diesfalls  an  die  Armeninstitute  gelangenden  besonderen  Spenden 
«inzelner  Wohlthäter  bedacht  werden,  wenn  die  Zuständigkeit  der  zu 
Betheilenden  nicht  als  Bedingung  gestellt  wurde.  Auch  aus  Stiftungen, 
bei  denen  eine  besondere  Bestimmung  wegen  des  Ileimatrechtes  diesfalls 
nicht  getroffen  ist,  können  derlei  Personen  betheilt  werden  und  es  sind 
«tieselben  in  yorkommenden  sehr  dringenden  Fällen,  wo  Hilfe  bei  dem 
Anneninstitute  nicht  geleistet  werden  kann,  an  das  Armendepartement  zu 
Terweisen." 
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thunllchste  Rücksicht  genommen  wird.  Zu  diesem  Zwecke  wir 
in  dem  Armendepartement  des  Magistrates  auch  eine  Yormerkuiij 
über  alle  jene  Geschäftsleute  geführt,  welche  sich  bereit  erklären 
derlei  Kinder  in  die  Lehre  nehmen  zu  wollen. 

Zeigt  es  sich  aber,  dass  eine  von  der  Polizei  als  „arbeits- 
und  unterstandslos^  in  das  Armendepartement  gestellte  Persoj 
nicht  nach  Wien  zuständig  ist,  so  kann  dieselbe  zum  Zwecke 
ihrer  Abschiebung  in  die  Heimatgemeinde  an  die  Polize 
rüekgestollt  werden.  "0 


')  Die  polizeiliche  Abschafl'ung  und  das  Schubweseu  wurde  durch 
das  Gesetz  vom  27.  Juli  1871,  R.-G.-Bl.  Nr.  88,  geregelt,  dessen  wesent- 
lichste Bestimmungen  folgende  sind: 

Die  Abschiebung  aus  einem  bestimmten  Orte  oder  Gebiete  nüt 
der  Verweisung  in  die  Zuständigkeitsgemeinde  oder  bei  Pei'sonen, 
welche  dem  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  nicht  angehören,  über  die 
Grenze  dieses  Gebietes,  darf  aus  polizeilichen  Rücksichten  nur  ^egeu 
nachstehend  bezeichnete  Personen  erfolgen,  als: 

a)  gegen  Landstreicher  und  sonstige  arbeitsscheue  Personen,  welche 
die  öffentliche  Mildthätigkeit  in  Anspruch  nehmen; 

b)  gegen  ausweis-  und  bestimmungsloso  Individuen,  welche  kein 
Einkommen  und  keinen  erlaubten  Erwerb   nachweisen  können; 

c)  gegen  ötfentliche  Dirnen,  welche  dem  behördlichen  Auftrage  zur 
Abreise  keine  Folge  leisten; 

d)  gegen  aus  der  Haft  tretende  Sträflinge  und  Zwänglinge,  iaao- 
ferne  sie  die  Sicherheit  der  Person  oder  des  Eigenthums  gefährden.  (§.  !•) 

Die  Abschiebung  erfolgt  entweder  durch  Vorzeichnung  des  von  dei» 
Abgeschobenen  in  bestimmten  Fristen  und  Stationen  zurückzulegenden 
Wt'ges  mittelst  Zwangspasses  (gebundener  Marschroute)  oder  durch 
zwangsweise  Beförderung  unter  Begleitung  von  Wachorganen  mittebl 
Schubes.  Die  Anwendung  des  Schubes  ist  so  lange  zu  vermeiden,  ab 
der  Zweck  desselben  durch  die  Ertheilung  eines  Zwangspa-sses  erreich^ 
worden  kann.  (§.  3.) 

Die  Abschiebung  einer  Person  mittelst  Zwangspasses  oder  mittelsi 
Schubes,  sowie  die  polizeiliche  Abschaffung  darf  nur  auf  Grund  eine? 
rechtskräftigen  Erkenntnisses  der  competenten  Behörde  erfolgen 
Jedem  solchen  Erkenntnisse  hat  die  Feststellung  der  Zuständigkeit  und  dt*? 
gesetzlichen  Grundes  zur  Abschiebung  vorauszugehen  und  ist  hievon  den 
Landesausschusse  des  Heimatlandes  die  Anzeige  zu  machen.  (§.  4.) 

Zur  Fällung  der  Erkenntnisse  auf  Abschiebung   sind   als    Schub- 
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Während  des  Quinquenuiums  1870—1874  (für  dü^  früheren 
Jahre  mangeln  zuverlässige  Daten)  betrug  die  Gesammtzahl  der 
Ton  (IcT  k.  k.  Polizeibehörde  wegen  Armuth,  Erwerbs-  oder 
ünterstandslosigkeit  aufgegriffenen  und  d(^m  Magistrate  zur  Ver- 
fägung  gc^stellten  Personen  im  Ganzen  35.004,  also  durchschnitt- 
lich per  Jahr  7.000  Personon. 

Es  wurden  nämlich  «»ingi^liefert 

im  Jahre  1870 5.146 

.       „      1871 5.738 

„      1872 5.260 

^      1873 8.438  und 


99 
?9 


95  «9 


1874 10.422  Individuen. 


Behörden  berufen:  a)  die  Polizeidirectionen  und  deren  exponirto  Organe, 
und  wo  solche  nicht  bestehen  h)  diejenigen  landosftirstlichen  oder  Com- 
munalbehArden,  welchen  die  Führung  der  politischen  Amtsgeschäfto  erster 
hi>thhz  übertragen  ist.  Die  Austtihrung  der  Abschiebung  obliegt  jenen 
fieraeinden,  welche  als  Schubstationen  bestellt  sind.  (§.  .").) 

Ueber  Recurse  gegen  Abschiebnngserkenntnisso  entscheidet  der 
Landeschef,  gegen  dessen  Entscheidung  ein  weiterer  Recurs  unzulässig  ist. 
Difl  Recurse  gegen  die  Abschiebungserkenntnisse  sind  sofort  nach  dei' 
Knndmachung  derselben  einzubringen  und  haben  aufschiebende  Wir- 
iung.  (§.  7.) 

"Wenn  eine  (Temeindevorstehung  findet,  dass  Aulass  zur  Abschiebung 
"'1er  Abschaftung  einer  in  ihrem  Gebiete  betindlichen  Person  vorhanden 
^(•i  hat  sie  über  den  Anlass  hiezu  und  über  die  personlichen  Verhältnisse 
'ies  Beanständeten,  so  wie  über  dessen  Verantwortung  hinsichtlich  der  ihm 
inr  La^t  fallenden  Umstände  ein  Protokoll  (Constltut)  aufzunehmen, 
'lenselben  nöthigenfalls  in  Verwahrung  zu  übernehmen,  und  falls  sie  nicht 
selbst  zur  Fällung  des  Erkenntnisses  berufen  ist,  das  Protokoll  sammt 
Beilagen  längstens  binnen  24  Stunden  vom  Zeitpunkte  der  Anhaltung  oder 
••in^etretenen  Verwahrung  des  Beanständeten  an  die  Schnbbehörde  zur 
Entscheidung  einzusenden.  Findet  die  Schubbehöide  weitere  t)rhebungeu 
Bfttliwendig,  so  hat  sie  vorläulig  über  die  Verwahrung  des  Angehaltenen 
l>innHn  ii  Stunden  zu  erkennen.  (§.  H.) 

Pas  Erkenntniss  der  Schubbehörde  ist  dem  Angehaltenen  kund- 
«uraachen.  Falls'  es  auf  Freilassung  lautet,  ist  dasselbe  allsogleich  zu  voll- 
ziehen. Wird  gegen  das  auf  Abschiebung  lautende  Erkenntniss  der  Recurs 
«rpriffen,  so  hat  der  Gemeindevorsteher  hierüber  ein  Protokoll  aufzuneh- 
Eien  und   dasselbe   binnen   2i  Stunden  im  Wege   der    Erkenntnissbehörde 
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r.: 


Vorwort. 


Später  als  ursprünglich  beabsichtigt  war,  erscheint  die 
II.  Abtheilung  dieses  Werkes. 

An  der  Verzögerung  seines  Abschlusses  tragen  —  von 
den  geschäftlichen  Verhältnissen  des  Bureaus  abgesehen  — 
mannigfache  Ursachen  die  Schuld.  Wohl  die  gewichtigste  der- 
selben lag  in  dem  Bestreben,  das  massenhafte  Materiale,  welches 
den  Inhalt  dieser  Arbeit  bildet,  und  unter  diesem  namentlich 
die  zahlreichen  zifiermässigen  Daten  so  correct  und  präcise  als 
nur  möglich  zu  gestalten. 

Um  diese  Absicht  zu  verwirklichen,  waren  aber,  begreif- 
licher Weise,  wiederholte  und  oft  noch  mehrföltig  geführte 
Correspondenzen,  Reclamatiouen  und  Verhandlungen  mit  jenen 
zahlreiclien  öffentlichen  und  privaten  Organen  unvormeid- 
lich,  aus  deren  Quelleu  die  hier  veröffentlichteu  Mittheilungen 
flössen. 

Wenn  übrigens  berücksichtigt  wird,  dass  ein  Werk  von 
gleicher  Tendenz,  wie  das  vorliegende,  nämlich  die  im  letztver- 
flossenen Jahre  erschienene  y,Statistik  des  Armeuweseus  in  der 
Sch\k'eizim  Jahre  1870",  für  welche  nur  dieses  eine  Jahr  zum 
Object  der  Beobachtungeu  gewählt  wordeu  war,  erst  acht  Jahre 
später  zur  Veröffeutlicluing  gelang(»n  konnte,  so  wird  das  etwas 
verspätete  Erscheinen  der  vorliegenden  ausgedehnten  Arbeit,  die 
sich   aus  geschichtlichen,  adniinistrativen  und  statisti- 


betheilen,  auspenommeu  es  wären  diese  Bezüge  sehr  ge- 
ringe. *) 

Es  können  übrigens  auch  Personen,  welche  bereits  im 
(jenusse  einer  Pfründe,  also  einer  zeitlichen  oder  bleibenden 
l^nterstützung  stehen,  eine  vorübergehende  Geldaushilfe,  in  der 
Kegel  aber  nur  einmal  im  Jahre  erlangen.  ') 

Bei  dem  Ausmessen  der  zu  gewährenden  Aushilfe  ist 
Rücksicht  zu  nehmen  1.  ob  der  zu  Betheilende  im  Genüsse  einer 
Armeupfründe  oder  eines  sonstigen  sehr  geringen  Genusses  stehe 
oder  nicht:  2.  ob  er  in  dem  letztverflossenen  halben  Jahre  aus 
was  immer  für  einer  Ursache  bereits  eine  Aushilfe  erhalten  habe 
und    3.  auf  die  Grösse  des    in  Rede    stehenden  Bedrängnisses. 

Augenblickliche  Geldaushilfen  können  bis  zu  dem  Be- 
trage von  zehn  Gulden  ö.  \V.  verabreicht  werden:  es  darf  jedoch 
der  Betrag  von  10  fl.  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen 
Fällen  gegeben  werden.  Im  Aushilfen  in  einem  höheren  Betrage 
muss  bei  dem  Magistrate  besonders  eingeschritten  werden.  Dessen 
Bewilligung  ist  auch  dann  einzuholen,  wenn  die  im  Laufe  eines 
Jahres  für  ein  und  dieselbe  Partei  (wobei  Mann  und  Weib  für 
eine  Partei  gerechnet  werden)  gewährten  zeitweiligen  Aus- 
hilfen den  G(\sammtbetrag  von  15  fl.  bereits  erreichten  und  über 
diesen  Betrag  hinaus  eine  Aushilfe  neuerdings  erfolgt  werden  will. 

Um  Gelderpressungen  durch  unversehämte  und  solche 
Arme  hintanzuhaltcn,  die  häufig  ihren  Wohnort  ändern  und  bei 
jeder  Uebersiedlung  in  einen  anderen  Armenbezirk  daselbst  so- 
gleich mit  Aushilfen  brtheilt  werden  wolhnj.  darf  in  der  Regel 
an  Arme,  die  erst  kurze  Zeit  in  dem  Bezirke  wolmen,  von  denen 
daher  nicht  bekannt  ist.  ob  sie  nielit  erst  vor  Kurzem  eine 
Aushilfe  erhielten,  eine  Geldausliilfe  nicht  sogleich  verabreicht 
werden.  Solche  Arme  sind  vorerst  mittelst  Anfragezettels  in  ihren 

*)  §.  n  tler  In.stniction  für  die  Annonin.stitute  dc.s  AVieiier  Armeu- 
lK'ziike.s.  (§.  '^S  der  neuen   Vorscluilt.) 

')  In  diesem  Falle  ist  der  Botrag-  der  i;e wahrten  vorübergehenden 
Geldunterstützung-  auf  der  Kückseite  des  PlVündentäleleliens  anzumerken. 
(§.  22  der  Instruction.)  In  die    neue  Vor.schritt  er.-ieheint  diese  Bestimmung 


früheren  Annenbezirk  zu  weisen,  um  zu  erheben,  ob  und  allenfalls 

welche  Aushilfe    dieselben    im    letztverflossenen    halben    Jahre 

bereits  erhalten  haben.  ') 

Jene  Bedürftigen,    welche    ihrer  Zuständigkeit    nach    dem 

Wieaer  Annenbezirke  augehören,  aber  ausserhalb  desselben 
wohnen,  erhalten  im  Falle  ihres  Ansuchens  ebeulalls  vorüber- 
gehende Geldbetheilungen,  haben  sich  aber  diesfalls  unmittelbar 
an  das  Armendeparteraent  des  Magistrates  zu  wenden.  *) 

Dieselben  haben  ihre  Armuth  durch  ein«*  Bestätiguug  des 
Gemeindevorstandes  und  ihren  jeweiligen  Wohnsitz  durch  eine 
Bestätigung  der  Polizei  auszuweisen.  Derlei  Personen  erhalten 
in  der  Regel  Unterstützungen  vuu  2—3  fl.  und  zwar  alle 
3  Monate  höchstens  einmal,  wenn  nicht  besonders  rücksichts- 
würdige Umstände  eine  Ausnahme  rechtfertigen.  '*) 

Auch  solche  Personen,  welche  zwar  im  Wiener  Armen- 
bezirke wohnen,  aber  nicht  in  demselben  zuständig  sind, 
werden  auf  Grund  des  §.  28  des  Ileimatgesetzcs  vom  3.  December 
1863  im  Armendepartement  des  Magisti'ates  mit  vnrübcrgeheiulcn 
Qeldaushilfen  betheilt.  Derlei  Personen  liabcu  liehurs  Erlangung 
einer  Unterstützung  ein  Docnmcut  über  ihn*  Zustiiudigkeit  zu 
produciren,  und, ein  von  dem  Armenvater  (Armeurathe)  des  Be- 
zirkes, in  welchem  sie  wohnen,  ausgefertigtes  und  von  der  Ge- 
meinde bestätigtes  Armuthszeuguiss  beizubringen.  Auf  Gruiul 
dieser  beiden  Docuuumte  werden  sohiu  die  an  solche  Personen 
ausbezahlten  Unterstützungsbeträge  den  bctn'lVeiiden  Heinuitge- 
meinden  mit  dem  Ersuchen  Ix^kaniit  gegeben,  im  Siuue  des 
§.  28  des  Heimatgesetzes  liiefür  Ersatz  zu  leisten. 

^)  §.  9  und   10  der  liistructioii.  (;^.  -iX  und  .V)  d«M-  noiu-ii  VorM-lniir.) 
*)  §.  69  der  Instruction,  (ij.  7H  d«'r  nt-ui-u  Vov.sc'lirilt.) 
*)  Solche  nach  Wien  zus1{indiir»%  jüx-r  .•ui.sst'ili;ill»  des  AViciHMAiniHn- 
''ävons  wohnhatte  Parteien  wurden 

im  Jahre    1871  ..  .0.49.")  mit  /ji.^aninwMi   S.i7l    ll. 

1873...3.1(Wi     .  .  8.217   H. 

^etheilt.  Für  die  vorhergehenden  Jahre  (I8r,a—187<»)  fehlen  die  bezügliclHMi 
^aten.  da  die  betreffenden  Betheihin,u'>hücher  bereits  scartirt  sind. 


Vüu    solcheu    hieher    nicht   zuständigen    Armen    wurden 


unterstützt: 

im   Jahre 

Männer 

Weiber 

zusammen 

und  es  wurden  hiefür  ver- 
ausgabt : 

1866 

107 

188 

295 

1051  fl.  —  kr. 

1867 

113 

128 

241 

678  „           „ 

1868 

94 

92 

186 

602  „    —    „ 

1869 

62 

41 

103 

398  „    -    „ 

1870 

63 

35 

98 

353  „           „ 

1871 

22 

12 

34 

"3   „           „ 

1872 

11 

15 

26 

99  „    95    „ 

iu  Summa    472        511  983  3274  fl.  95  kr. 

Von  dieser  Gesammtausgabe  per  3274  fl.  95  kr.  ist  im 
Laufe  der  Jahre  vou  den  ersatzpflichtigen  Gemeinden  ein  Betrag 
von  3043  fl.  vergütet  worden,  während  der  Rest  von  231  fl.  95  kr. 
trotz  langwieriger  Verhaudluugeu  zuk^tzt  als  „uneinbringlich" 
abgeschrieben  werden  musste. 

Die  vorstehenden  Ziflern  zeigen  auch,  dass  die  Anzahl 
jener  Personen,  welche,  obwohl  nicht  in  den  Wiener  Ai'men- 
rayon  zuständig,  mit  vorübergehenden  Geldaushilfen  betheilt 
worden  sind,  seit  dem  Jahre  1866,  in  welchem  angefangen 
wurde,  die  Zahl  dieser  Personen  wegen  des  auzusprech enden 
Ersatzes  separat  zu  verzeichnen,  von  Jahr  zu  Jahr  abge- 
nommen hat. 

Diese  Erscheinung  findet  ihre  Erklärung  darin,  dass  es  in 
den  meisten  Fällen  erst  nach  vielfachen  Requisitionen  und  nach 
Behebuug  der  verschiedensten,  von  den  Zustäudigkeitsgemeinden 
gegen  die  Ersatzansprüche  erhobeneu  Einwendungen  möglich 
wurde,  die  schuldigen  Beträge  hereinzubringen.  In  sehr  vielen 
Fällen  führten  die  Verhandlungen  über  diese  Ersatzansprüche  zu 
gar  keinem  Resultate,  daher  nichts  anderes  übrig  bheb,  als  die 
entsprechenden  Beträge  iu  Abschreibung  zu  bringen. 

In  Folge  dieser  wiederholt  gemachten  Erfahrungen  musste 
sich  das  Armendepartement  des  Magistrates  veranlasst  finden, 
bei    der  Verabreichung    von  Unterstützungen    an  derlei    in   den 
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^  dies  den    Wnnsch,   das»  solch'  ein  Einverstäudiiiss  angebahnt 
oder  di>ch  mindestens  versucht  werde,  um  so  lebhafter  anregen. 

Diese  Angelegenheit  ist  übrigens  in  dem  Capitel:  „Schluss- 
kemerkungen^  noch  zum  Gegenstande  einer  besonderen  Erörte- 
rang  gemacht  worden.  — 

Es  erübriget  schliesslich  nur  noch  die  angenehme  Pflicht, 
iDen  amtlichen  Orgauen,  Behörden  und  Aemtern  sowohl  —  als 
einzelnen  Angestellten,  dann  aber  noch  insbesondere  den  Organen 
der  freiwilligen  Armenpflege,  Privat-Vereinen,  Anstalten  und 
Personen,  welche  die  für  die  detailirte  Darstellung  in  diesem 
Werke  erforderlichen  Mittheilungen  dicmstfreundlich  geliefert  und 
die  Zusammenstellung  eines  so  reichhaltigen  Materials  ermöglicht 
haben,  den  verbindlichsten  Dank  auszusprechen. 

Auch  ist  noch  insbesondere  zu  en^^ähnen,  dass  bei  der 
Zusaounenstellung  dieses  Materials  uud  bei  der  ersten  Bearbei- 
tung desselben  der  Magisti*ats-(^()nci))ist  Dr.  8t.  Si^llaczek  in 
vtrdienstlicher  Weise  thätig  war. 


Wien,  am  30.  Juni  1879. 


Josephy, 


n.  ABTHETLOTG. 


Die  Armenpflege  im  Jalirzeiint  1863—1872. 


EINLEITUNG. 


Wc, 


^nn  die  ArmeDpflege  einer  Gross  Stadt  mit  einem  so 
vielfältig  entwickelten  Armenwesen,  wie  dies  in  Wien  der  Fall' 
ist,  in  ihrem  Wirken  dargestellt  und  von  dieser  Thätigkeit  ein 
möglichst  übersichtliches  Bild  gegeben  werden  soll,  so  er- 
scheint es  vor  Allem  geboten,  sich  darüber  zu  entscheiden, 
nach  welchem  Plane  bei  einer  solchen  Darstellung  vorzu- 
gehen sei. 

Es  kann  die  Bearbeitung  des  Stoffes  hauptsächlich  nach 
zwei  Richtungen  hin  unternommen  werden. 

Die  Bearbeitung  in  der  einen  Richtung  bestünde  darin, 
dass  bei  Darstellung  der  Thätigkeit  der  Armenpflege  diese  in 
eine  ausserhalb  der  für  ihr  Wirken  bestehenden  Anstalten  — 
in  die  sogenannte  offene  Armenpflege  (out-door  relief)  und  in 
eine  Armenpflege  innerhalb  dieser  Anstalten  —  in  die  S(»- 
genannte  geschlossene  Armenpflege  (in-door  relief)  einge- 
theilt  wird. 

Diese  üntertheilung  hat  dem  ersten  Anscheine  nach  >iel 
für  sich  und  namentlich  den  Vortheil  der  Einfachheit;  bei  einer 
strengen  Durchführung  derselben  ergeben  sich  aber  mancherlei 
Schwierigkeiten,  welche  dem  Zwecke  einer  übersichtlichen 
Darstellung  hindernd  in  den  Weg  treten. 

Die  Einhaltung  dieser  Eintheilung  wurde  zunächst  die 
Nothwendigkeit  herbeiführen,  alle  für  die  Armenpflege  beste- 
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henden  Anstalten  und»  Einrichtungen  ohne  Rücksicht  aut 
den  Zweck,  welchen  dieselben  anstreben,  in  die  eine  oder 
andere  der  beiden  Abtheilungen  zusammen  zu  drängen.  Dies 
hätte  dann  weiters  die  Folge,  dass  bei  der  Darstellung  der 
Haupt  arten  der  Armenpflege,  wie  z.  B.  bei  der  „Armenkinder- 
pflege", der  „Armenkrankenpflege'*  etc.,  eine  Trennung,  welche 
die  übersichtliche  Schilderung  dieser  einzelnen  Zweige  der 
Armenpflege  stören  würde,  vorgenommen  werden  müsste,  da  es 
eben  eine  Armenkinderpflege  und  eine  Armenkrankenpflege  etc. 
sowohl  innerhalb  als  ausserhalb  der  hiezu  bestimmten  An- 
stalten gibt. 

Eine  solche  dem  Plane  zu  Liebe  durchgeführte  Trennung 
der  einzelnen  Theile  oder  Agenden  der  Armenpflege  ^narde 
daher  immer  auf  Kosten  der  üebersichtlichkeit  in  der  Dar- 
stellung dieser  einzelnen  Theile  erfolgen. 

Eine  zweite  Art  und  Weise  der  Darstellung  ist  jene, 
welche  es  sich  zur  Aufgabe  macht,  die  Hauptrichtungen  und 
Aufgaben  der  Armenpflege  —  jede  für  sich  abgegrenzt  —  zur 
Anschauung  zu  bringen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  Thä- 
tigkeit  sich  in-  oder  ausserhalb  einer  Anstalt  entv^dckelt. 

Bei  dieser  Darstellungsart  kann  zwar  die  Gruppirung  des 
8100*68  in  nur  zwei  Abtheilungen  nicht  eingehalten  werden, 
dieselbe  gewährt  aber  dafür  den  Vortheil,  die  Endzwecke  der 
Armenpflege  in  ihren  verschiedenen  Richtungen  genau  zu 
kennzeichnen  und  die  Resultate  des  in  Verfolgung  der  einzelnen 
Aufgaben  aufgewandten  Strebens  und  Leistens  übersichtlich  und 
klar  zur  Anschauung  zu  bringen. 

In  der  vorliegenden  Abhandlung  wurde  daher  bei  Dar- 
stellung der  „Armenpflege  in  Wien"  dieser  zweite  Weg  ein- 
geschlagen. — 

An  diese  Erläuterung,  durch  welche  die  gewählte  Me- 
thode der  Darstellung  motivirt  werden  soll,  muss  aber,  bevor 
dieselbe  begonnen  wird,  noch  eine  weitere  einleitende  Bemerkung 
angereiht  werden,  welche  für  die  Bearbeitung  des  Stoffes  nicht 
minder  von  principieller  Bedeutung  erseheint. 


Es  zei^  sich  nämlich  in  der  Thätigkeit  der  Armenpflege 
ein  genereller    Unterschied,    wenn    der    Umfang    ihrer 
Leistung  f&r  das  einzelne  Individuum   in  erster  Linie  in 
Betracht  gezogen  wird.  Dieser  Unterschied  liegt  darin,  ob  die 
Armenpflege  sich  darauf  beschränkt,  den  Bedürftigen  zeitM  eilig 
oder  fortdauernd   zu  unterstützen,  ohne  jedoch  dabei  auf  das 
Mitwirken  des  Unterstützten  zu  seiner  eigenen  Erhaltung  gänz- 
lich zu  verzichten,  oder  ob  sie  ihre  Leistung  so  weit  ausdehnt, 
dass  sie  den   Annen  gänzlich   vereorgt,   das  heisst  die  voll- 
ständige Erhaltung  und  Verpflegung  desselben  auf  sich  nimmt.  *) 

Dieser  Unterschied  wurde  auch  in  der  vorliegenden  Ab- 
handlung festgehalten  und  führte  sohin  zur  Haupteintheilung 
der  Armenpflege:  in  die  Armenunterstützung  und  die  Ar- 
menversorgung. 

Allerdings  lässt  sich  in  dieser  Hinsicht  entgegnen,  dass 
auch  die  vollständige  Versorgung  des  Armen  als  eine  dem- 
selben gewährte  Unterstützung  aufgefasst  werden  könne. 

Aber  wenn  auch  die  Richtigkeit  dieser  Einwendung  nicht 
zu  bestreiten  ist,  so  erscheint  es  dennoch  augezeigt,  an  der 
Haupteintheilung  der  Armenpflege  in  die  „Armenunterstützuug", 
zu  welcher  auch  die  „Armenkinder-  und  Armenkrankenpflege" 
gehört,  und  in  die  „Armenversorgung"  und  zwar  aus  dem 
Grunde  festzuhalten,  weil  einerseits  diese  Unterscheidung  aus 
dem  Wesen  und  der  Aufgabe  der  Armenpflege  sich  von  selbst 
ergibt,  andererseits  aber  dieselbe  hierorts  durch  den  tisus  fori 
zu  einem  —  im  gewöhnlichen  Leben  sowohl  wie  in  der  Ver- 
waltung eingebürgerten  technischen  Ausdrucke  wurde  und  daher 
auch  in  allen  auf  die   Armenpflege   Bezug   habenden    Instruc- 


♦)  Nach  der  neuen  „Vorschrift  über  die  Armenpflege  im  Wiener 
Armenbezirke",  welche  mit  dem  Gemeinderathsbesehlusse  vom  10.  Jän- 
ner 1879  genehmiget  wurde,  wird  nach  §.  43  daselbst  schon  „die  „Erthoi- 
lung  einer  bleibenden  Pfründe"  als  „Armenversorgung"  aufgefasst, 
welche  dann,  wenn  die  Pfründe  nicht  mehr  genügend  erscheint,  durch  Auf- 
nahme in  eine  städt.  Versorgungsanstalt  stattfindet." 


tionen  und  Verordaungen  mehr  oder  weniger  in  Gebrauch  ge- 
nommen worden  ist. 

Zu  bemerken  ist  noch  schliesslich,  dass  die  Bestim- 
mungen über  das  Armenwesen,  welche  in  ihren  allgemeinen 
Umrissen  bereits  in  dem  Capitel  „Allgemeine  Bestimmungen 
über  das  Armenwesen^^  in  der  I.  Abtheilung  zusammengefasst 
wurden,  nun  in  dieser  IL  Abtheilung  fortgesetzt  werden,  und 
zwar  hauptsächlich  in  jenen  Detailnormen,  welche  die  Durch- 
führung der  Armenpflege  in  ihren  verschiedenen  Richtungen 
betreffen,  deren  Anführung  in  dieser  IL  Abtheilung  nicht  blos 
der  Completiruug  wegen,  sondern  hauptsächlich  auch  deswegen 
nothwendig  ist,  um  die  statistischen  Ziffern,  welche  zur  Dar- 
stellung eines  zehnjährigen  Wirkens  der  Armenpflege  gebracht 
werden,  in  ihren  coucreten  Erfolgen  der  Theorie  gegenüber  be- 
urtheileu  zu  können. 


DIE 


ARMENUNTERSTÜTZUNG. 


Die  Armenunterstützung. 

Unter  diesem  allgemeiDen  Titel  wird,  wie  schon  aus  der 
Einleitung  hervorgeht,  die  Frage,  in  welcher  Art  die  Armen- 
pflege für  jene  Hilfsbedürftigen  sorgt,  welche  noch  nicht  in 
gänzliche  Versorgung  genommen  werden  müssen,  zum  Gegen- 
stande der  Erörterung  gemacht. 

Die  Thätigkeit  der  Armenpflege  als  „Armenuuterstützimg" 
äussert  sich  hauptsächlich  in  dreifacher  Art,  nämlich  als: 
Armenbetheilung,    Armenkrankenpflege    und   Armenkinderpflege. 

Insofefne  sich  die  Armenpflege  darauf  beschränkt,  deu 
Armen  durch  Verabreichung  von  Unterstützungen  in  Geld  oder 
Naturalien  helfend  entgegen  zu  kommen,  wird  dieselbe  „Armen- 
betheilung" genannt.  Es  gehört  hieb  er  auch  die  Sorge  für 
den  Armen  im  Falle  eingetretener  Obdach-  oder  Arbeits- 
losigkeit. 

Unter  dem  Titel :  „Armenkrankeupflege"  werden  sohiu 
die  verschiedenen  Einrichtungen  besprochen  werden,  welche  für 
die  Fälle  getroffen  sind,  in  denen  die  von  Krankheit  heim- 
gesuchte Armuth  Hilfe  erheischt. 

Jene  Thätigkeit  der  Armenpflege  endlich,  welche  sich  mit 
dem  in  Folge  der  Noth  oder  des  Ablebens  der  Eltern  ver- 
lassenen oder  verwaisten  armen  Kinde  beschäftiget,  wird  unter 
dem  Namen  „Armenkinderpflege"  dargestellt  werden. 
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L  Die  Armenbetheilung. 

Die  ArmenbetheiluDg  besteht  in  der  Unterstützung:  d 
Armen  oder  seiner  Familie  mit  Geld  oder  Naturalien  und  i 
entweder  1.  eine  momentane,  vorübergehende  —  oder  2.  ei: 
zeitliche,  d.  h.  durch  längere  Zeit  periodisch  wiederkehrende  - 
oder  endlich  3.  eine  bleibende,  welche  dem  Armen  in  der  Reg 
auf  die  Lebensdauer  gewährt  wird. 

Der  zweite  Abschnitt  „der  Instruction  für  die  Armei 
institute  des  Wiener  Armenbezirkes  vom  10.  November  1860 
welcher  von  den  verschiedenen  Arten  der  Hilfeleistung  an  An 
handelt,  unterscheidet  in  dieser  Beziehung  zwischen  „Geldaui 
hilfen"  und  der  Verleihung  von  „Pfründen"  und  theilt  d 
ersteren,  nämlich  die  Geldaushilfen,  wieder  in  „augenblicklichi 
und  „zeitweilige"  ein. 

Da  aber  die  Pfründen  auch  nichts  anderes  sind,  als  Geld 
aushilfen  und  sich  von  diesen  nur  dadurch  unterscheiden,  das 
mit  der  Verleihung  der  Pfründe  eine  mehr  continuirliche  Unter 
Stützung  in  Geld  zugesichert  wd,  da  weiters  durch  die  Untei 
theilung  der  Geldaushilfen  in  „augenblickliche"  und  „zeitweilige 
eine  klare  Unterscheidung  derselben  von  den  Pfründen,  di 
ebenfalls  und  zwar  in  „zeitliche"  und  „bleibende"  untergethei 
werden,  namentlich  dem  mit  den  Einrichtungen  des  Wim 
Armeninstitutes  nicht  Vertrauten  nur  erschwert  wird,  ohne  bx 
der  anderen  Seite  dafür  einen  Vortheil  zu  erreichen,  so  \\Tiri 
hier  für  beide  Arten  der  Unterstützung  die  allgemeine  Benennun 
„Armenbetheilung"  gewählt  und  diese  in  eine  vorübergehend) 
zeitliche  und  bleibende  eingetheilt. 

Auf  Grund  dieser  Eintheilung  werden  die  iu  der  lustructio 
angeführten  verschiedenen  Geldaushilfen  bei  der  „vorübergehet 
den",  die  Pfründen  jedoch  bei  der  „zeitlichen"  und  „bleibender 
Armenbetheilung  besprochen  werden. 

1.  Die  vorübergehende  Armenbetheilnng. 

Diese  Art  der  Armenunterstützung  unterscheidet  sich  v 
der  zeitlichen  und  bleibenden  Geldunterstützung:   „der  Pfründ 
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—  (wie  schon  aus  ihrer  Beneonung  hervorgeht)  dadurch,  dass 
der  Arme  um  die  zu  gewährende  Unterstützung  von  Fall  zu 
Fall  ansuchen  muss,  während  er  durch  die  Verleihung  einer 
Pfründe  schon  im  Vorhinein  auf  eine  bestimmte  oder  unbestimmte, 
jedenfalls  aber  auf  eine  längere  Zeit  in  den  Stand  gesetzt  wird, 
ohne  ein  weiteres  vorhergehendes  Ansuchen  den  ihm  zuerkannten 
Unterstützungsbetrag  zur  bestimmten  Zeit  —  in  der  Regel  am 
Anfange  eines  jeden  Monates  —  in  Empfang  zu  nehmen. 

Auf  diesen  Unterschied  weist  auch  der  §.  10  der  „Instruc- 
tion f&r  die  Armeninstitute  des  Wiener  Armenbezirkes"  (§.  39 
der  neuen  Vorschrift)  hin.  „Es  kommen,"  heisst  es  daselbst, 
«h&nfig  Fälle  vor,  dass  Individuen  um  eine  Pfründe  ansuchen, 
welche  noch  nicht  das  zur  Erlangung  einer  Pfründe  vorge- 
schriebene Normalalter,  d.  i.  das  60.  Lebensjahr  erreicht  und 
tttch  nicht  eine  solche  körperliche  Gebrechlichkeit  an  sich  haben, 
regen  welcher  ihnen  vor  Erreichung  des  Normalalters  eine 
Pfründe  gegeben  werden  konnte,  Individuen,  die  zwar  schon 
minder  erwerbsfähig  geworden  sind,  denen  aber  noch  immer 
durch  eine  kleine  Unterstützung,  welche  ihnen  einige  Male  im 
Jahre  zu  Theil  wird,  ausgeholfen  werden  kann." 

„Um  den  allgemeinen  Versorgnngsfoud  nicht  zu  sehr  zu 
belasten,  können  solche  Personen  noch  nicht  mit  einer  Pfründe 
betheilt  werden;  es  können  ihnen  aber  von  Zeit  zu  Zeit,  z.  B. 
bei  den  vierteljährigen  Zinszeiten,  Geldaushilfen  gegeben  werden. 
Solche  zeitweilige  Aushilfen  sollen  den  Uebergang  zur  Be- 
theilung mit  einer  Pfründe  bilden." 

In  der  Regel  sind  es  nur  momentaue  Noth-  oder  Unglücks- 
ftlle,  die  störend  auf  die  Erwerbsverhältnisse  des  Armen  und 
seiner  Familie  einwirken,  welchen  durch  eine  augenblickliche 
Geldaushilfe,  d.  i.  durch  die  vorübergehende  Betheilung  abge- 
holfen werden  soll. 

Wenn  derlei  Bedürftige  aber  eine  „Pension,  Provision, 
Gnadengabe,  Stiftung  oder  einen  anderen  sonstigen  Bezug" 
peniessen,    sind    sie    in   der    Regel    mit    keiner    Aushilfe    zu 
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betheilen,    ausgenommeu    es    wären    diese   Bezüge    sehr    ge- 
ringe. *) 

Es  können  übrigens  auch  Personen,  welche  bereits  im 
Genüsse  einer  Pfründe,  also  einer  zeitlichen  oder  bleibenden 
Unterstützung  stehen,  eine,  vorübergehende  Geldaushilfe,  in  der 
Regel  aber  nur  einmal  im  Jahre  erlangen.  ') 

Bei  dem  Aus  messen  der  zu  gewährenden  Aushilfe  ist 
Rücksicht  zu  nehmen  1.  ob  der  zu  Betheilende  im  Genüsse  einer 
Armenpfründe  oder  eines  sonstigen  sehr  geringen  Genusses  stehe 
oder  nicht:  2.  ob  er  in  dem  letztverflossenen  halben  Jahre  aus 
was  immer  für  einer  Ursache  bereits  eine  Aushilfe  erhalten  habe 
und    3.  auf  die  Grösse  des    in  Rede    stehenden  Bedrängnisses. 

Augenblickliche  Geldaushilfen  können  bis  zu  dem  Be- 
trage von  zehn  Gulden  ö.  W.  verabreicht  werden;  es  darf  jedoch 
der  Betrag  von  10  fl.  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen 
Fällen  gegeben  werden,  l^m  Aushilfen  in  einem  höheren  Betrage 
muss  bei  dem  Magistrate  besonders  eingeschritten  werden.  Dessen 
Bewilligung  ist  auch  dann  einzuholen,  wenn  die  im  Laufe  eines 
Jahres  für  ein  und  dieselbe  Partei  (wobei  Mann  und  Weib  für 
eine  Partei  gerechnet  werden)  gewährten  zeitweiligen  Aus- 
hilfen den  Gesammtbetrag  von  15  fl.  bereits  erreichten  und  über 
diesen  Betrag  hinaus  eine  Aushilfe  neuerdings  erfolgt  werden  ^ill. 

Um  Gelderpressungeu  durch  unverschämte  und  solche 
Arme  hiutanzuhalten,  die  häufig  ihren  Wohnort  ändern  und  bei 
jeder  Uebersiedlung  in  einen  anderen  Armenbezirk  daselbst  so- 
gleich mit  Aushilfen  betheilt  werden  wollen,  darf  in  der  Regel 
an  Arme,  die  erst  kurze  Zeit  in  dem  Bezirke  wohnen,  von  denen 
daher  nicht  bekannt  ist,  ob  sie  nicht  erst  vor  Kurzem  eine 
Aushilfe  erhielten,  eine  Geldaushilfe  nicht  sogleich  verabreicht 
werden.  Solche  Arme  sind  vorerst  mittelst  Anfragezettels  in  ihren 

*)  §.  9  der  Instruction  für  die  Armeninstitute  des  Wiener  Armen- 
hezirkes.  (§.  38  der  neuen  Vorschrift.) 

')  In  diesem  Falle  ist  der  Betrag  der  gewährten  vorübergehenden 
Geldunterstützung  auf  der  Rückseite  des  Pfründentäfelchens  anzumerken. 
(§.  22  der  Instruction.)  In  die  neue  Vorschrift  erscheint  diese  Bestimmung 
nicht  aufgenommen. 
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früheren  Armenbezirk  zu  weisen,  um  zu  erheben,  ob  und  allenfalls 
welche  Aushilfe  dieselben  im  letztverflossenen  halben  Jahre 
bereits  erhalten  haben.  ') 

Jene  Bedürftigen,  welche  ihrer  Zuständigkeit  nach  dem 
Wiener  Annenbezirke  angehören,  aber  ausserhalb  desselben 
wohnen,  erhalten  im  Falle  ihres  Ausuchens  ebenfalls  vorüber- 
gehende Geldbetheilungen,  haben  sich  aber  diesfalls  unmittelbar 
an  das  Armendepartement  des  Magistrates  zu  wenden.  *) 

Dieselben  haben  ihre  Annuth  durch  eine  Bestätigung  d(js 
Gemeindevorstandes  und  ihren  jeweiligen  Wohnsitz  durch  eine 
Bestätigung  der  Polizei  auszuweisen.  Derlei  Personen  erhalten 
in  der  Regel  Unterstützungen  von  2 — 3  fl.  und  zwar  alle 
3  Monate  höchstens  einmal,  wenn  nicht  besonders  rücksichts- 
▼ürdige  Umstände  eine  Ausnahme  rechtfertigen.  ") 

Auch  solche  Personen,    welche  zwar  im    Wiener  Armen- 
bezirke  wohnen,    aber    nicht    in    demselben    zuständig    sind, 
werden  auf  Grund  des  §.  28  des  lleimatgesetzes  vom  3.  December 
1863  im  Armendepartement  d(»s  Magistrates  mit  vorübergehenden 
Geldaushilfen  betheilt.   Derlei  Personen  haben  behufs  Erlangung 
einer  Unterstützung   ein    Documont    über    ihre  Zuständigkeit    zu 
prudnciren,  und^ein  von  dem  Armen vater  (Armeurathe)  des  Be- 
zirkes, in  welchem  sie  wt)huen,  ausgefertigtes  und  von  der  Ge- 
meinde  bestätigti\s  Armuthszengniss    boizubringeu.     Auf    Grund 
dieser  beiden  Documente  werden    sohin  die   au  solche  Personen 
ausbezahlten  Unterstützungsbeträge  den    bctrc^ffeiiden    Heimatge- 
meinden  mit   dem    Ersuchen    bekannt   gegeben,    im  Siuue    des 
§.  28  des  Heimatgesetzes  hiefür  Ersatz  zu  leisten. 

')  §.  9  und  10  der  Instruction.  (§.  38  und  39  dor  neu«Mi  V«»rsi-liiit't.) 
♦)  §.  69  der  Instruction.  (§.  7H  (ier  neuen  Vor.scbrift.) 
•)  Solche  na<!h  Wien  zuständige,  aber  ausserliaM)  des  Wiener  Annen- 
ravon.s  wohnhafte  Parteien  wurden 

im  Jahre   1871. .  .3.49')  mit  zu.sammen  S.47I   ti. 
•       >•        I87i...3.0ö7     •  ■>  9.33:;  rt. 

»       »        1873... 3.1G«)     .  .,  8.ei7  fl. 

Wtheilt.  Für  die  vorhergehenden  Jahre  (1863— 1870)  fehlen  die  bezüglichen 
Daten,  da  die  betreffenden  Betheilungsbi'icher  bereits  scailirt  sind. 


Von   solchen   hieher    nicht   zuständigen    Armen   wurdeKi 


unterstützt: 

im  Jahre 

Mftnner 

Weiber 

zusammen 

und  es  wurden  hieffirTer- 
ausgabt : 

1866 

107 

188 

295 

1051  fl.  ~  kr. 

1867 

113 

128 

241 

678  „    —   „ 

1868 

94 

92 

186 

602  „    —   „ 

1869 

62 

41 

103 

398  „    —   „ 

1870 

63 

35 

98 

353  „          „ 

1871 

22 

12 

34 

93  „          » 

1872 

11 

15 

26 

99  „   95   „ 

in  Summa  472    511    983     3274  fl.  95  kr. 

Von  dieser  Gesammtausgabe  per   3274  fl.  95  kr.    ist  im 
Laufe  der  Jahre  von  den  ersatzpflichtigen  Gemeinden  ein  Betrag    \ 
von  3043  fl.  vergütet  worden,  während  der  Rest  von  231  fl.  95  kr- 
trotz  langwieriger  Verhandlungen    zuletzt   als    „ uneinbringlich'* 
abgeschrieben  werden  musste. 

Die  vorstehenden  Ziffern  zeigen  auch,  dass  die  Anzahl 
jener  Personen,  welche,  obwohl  nicht  in  den  Wiener  Armen- 
rayon  zuständig,  mit  vorübergehenden  Geldaushilfen  betheilt 
worden  sind,  seit  dem  Jahre  1866,  in  welchem  angefangen 
wurde,  die  Zahl  dieser  Personen  wegen  des  anzusprechenden 
Ersatzes  separat  zu  verzeichnen,  von  Jahr  zu  Jahr  abge- 
nommen hat. 

Diese  Erscheinung  findet  ihre  Erklärung  darin,  dass  es  in 
den  meisten  Fällen  erst  nach  vielfachen  Requisitionen  and  nach 
Behebung  der  verschiedensten,  von  den  Zuständigkeitsgemeinden 
gegen  die  Ersatzansprüche  erhobenen  Einwendungen  mögUeh 
wurde,  die  schuldigen  Beträge  hereinzubringen.  In  sehr  vielen 
Fällen  führten  die  Verhandlungen  über  diese  Ersatzansprüche  zu 
gar  keinem  Resultate,  daher  nichts  anderes  übrig  blieb,  als  die 
entsprechenden  Beträge  in  Abschreibung  zu  bringen. 

In  Folge  dieser  wiederholt  gemachten  Erfahrungen  musste 
sich  das  Armendepartement  des  Magistrates  veranlasst  finden, 
bei    der  Verabreichung    von  Unterstützungen   an  derlei   in  den 
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Wiener  Annenrayon  nicht  zuständige  Personen  fernerhin  mitRigo- 
irusitftt  und  strenger  Einhaltung  des  Grundsatzes  vorzugehen,  dass 
solche  Unterstützungen  nur  dann  zu  gewähren  seien,  wenn  die 
materielle  Lage  des  um  eine  Unterstützung  Ansuchenden  eine 
solche  dringend  und  unabweislich  erheischt.  ") 

Eine  vorübergehende  Geldaushilfe  erhalten  zuweilen  auch 
solche  Personen,  welche  von  der  Polizei  als  unterstandslos 
aafgegriffen  und  in  das  Annendepartement  gestellt  werden;  diese 
jedoch  nur  in  besonders  rücksichtSMürdigen  Fällen. 

In   der  Regel    werden    solche  Personen,    wenn   sie    nach 
Wien  zuständig  sind,  gegen  die  Versicherung,  dass  sie  Unter- 
stand and  Arbeit  zu  finden  wissen,  nieder  entlassen,  anderenfalls 
aber  in  die  „Anstalt  für  freiwillige  Arbeiter"  geTiiesen.  Befinden 
sich  unter  den  auf  diese  Weise  gestellten  Personen  auch  Kinder, 
so  werden   dieselben,    wenn   sie   noch  nicht  14  Jahre  zählen, 
entweder  an  die  Findelanstalt  oder  in  ein  Waisen-  oder  Ver- 
aorgangshaus   abgegeben.    Den  Minderjährigen   aber,    die   über 
14  Jahre  alt  sind,  wird  in  solchen  Fällen  vom  Armendepartement 
des  Magistrates  die  Adresse  eines  Lehrherrn  mit  dem  Auftrage 
nütgetheilt,  bei  demselben  in  die  Lehre  zu  treten,  wobei  auf  die 
bereits  erlernte  Beschäftigung  des  Unterzubringenden  oder  auf 
die  von  demselben  getroffene  Wahl  der  Beschäftigung  immer  die 


*)  Betreffend  die  Unterstützung  der  im  Wiener  Armenbezirke  nicht 
beimatherechtigten  Personen  enthält  der  letzte  Absatz  des  §.  38  der  neuen 
Vursehrifl  folgende  Bestimmung: 

„Auch  fremde  Parteien,  welche  nicht  in  einer  der  zum  Wiener 
Anuenbezirke  gehörigen  Gemeinden  heimatberechtigt  bind,  können  in  Fällen 
dringendster  Noth  eine  Aushilfe  erhalten ;  es  können  jedoch  solche  Personen 
aar  aus  den  diesfalls  an  die  Armeninstitute  gelangenden  besonderen  Spenden 
«inzelner  Wohlthäter  bedacht  werden,  wenn  die  Zuständigkeit  der  zu 
BetheUenden  nicht  als  Bedingung  gestellt  wurde.  Auch  aus  Stiftungen, 
bei  denen  eine  besondere  Bestimmung  wegen  des  Ileimatrechtes  diesfalls 
nicht  getroffen  ist,  können  derlei  Personen  betheilt  werden  und  es  sind 
dieselben  in  vorkommenden  sehr  dringenden  Fällen,  wo  Hilfe  bei  dem 
Armeninstitute  nicht  geleistet  werden  kann,  an  das  Armendepartement  zu 
verweisen," 
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thunlichste  Rücksicht  genommen  wird.  Zu  diesem  Zwecke  wird 
in  dem  Armen departement  des  Magistrates  auch  eine  VonnerkuDg 
über  alle  jene  Geschäftsleute  geführt,  welche  sich  bereit  erklären, 
derlei  Kinder  in  die  Lehre  nehmen  zu  wollen. 

Zeigt  es  sich  aber,  dass  eine  von  der  Polizei  als  „arbeits- 
und  unterstandslos^  in  das  Armendepartement  gestellte  Person 
nicht  nach  Wien  zuständig  ist,  so  kann  dieselbe  zum  Zwecke 
ihrer  Abschiebung  in  die  Heimatgemeinde  an  die  Polizei 
rückgestellt  werden.  "O 


■')  Die  polizeiliche  Abschaft'ung  und  das  Schubwesen  wurde  durch 
das  Gesetz  vom  27.  Juli  1871,  R.-G.-Bl.  Nr.  88,  geregelt,  dessen  wesent- 
lichste Bestimmungen  folgende  sind: 

Die  Abschiebung  aus  einem  bestimmten  Orte  oder  Gebiete  mit 
der  Verweisung  in  die  Zuständigkeitsgemeinde  oder  bei  Personen, 
welche  dem  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  nicht  angehören,  über  die 
Grenze  dieses  Gebietes,  darf  aus  polizeilichen  Rücksichten  nur  gegen 
nachstehend  bezeichnete  Personen  erfolgen,  als: 

a)  gegen  Landstreicher  und  sonstige  arbeitsscheue  Personen,  welche 
die  öffentliche  Mildthätigkeit  in  Anspruch  nehmen; 

h)  gegen  ausweis-  und  bestimmungslose  Individuen,  welche  kein 
Einkommen  und  keinen  erlaubten  Erwerb   nachweisen  können; 

c)  gegen  öffentliche  Dirnen,  welche  dem  behördlichen  Auftrage  zur 
Abreise  keine  Folge  leisten; 

d)  gegen  aus  der  Haft  tretende  Stratlinge  und  Zwänglinge,  inso- 
ferne  sie  die  Sicherheit  der  Person  oder  des  Eigenthums  gefährden.  (§.  1.) 

Die  Abschiebung  erfolgt  entweder  durch  Vorzeichnung  des  von  dem 
Abgeschobenen  in  bestimmten  Fristen  und  Stationen  zurückzulegenden 
AVi'ges  mittelst  Zwangspasses  (gebundener  Marschroute)  oder  durch 
zwangsweise  Beförderung  unter  Begleitung  von  AVachorganen  mittelst 
Schubes.  Die  AnM'endung  des  Schubes  ist  so  lange  zu  vermeiden,  als 
der  Zweck  desselben  durch  die  Ertheilung  eines  Zwangspasses  erreicht 
werden  kann.  (§.  3.) 

Die  Abschiebung  einer  Person  mittelst  Zwangspasses  oder  mittelst 
Schubes,  sowie  die  polizeiliche  Abschaffung  darf  nur  auf  Grund  eines 
rechtskräftigen  Erkenntnisses  der  competenten  Behörde  erfolgen. 
Jedem  solchen  Erkenntnisse  hat  die  Feststellung  der  Zuständigkeit  und  des 
gesetzlichen  Grundes  zur  Abschiebung  vorauszugehen  und  ist  hieven  dem 
Landesausschusse  des  Heimatlandes  die  Anzeige  zu  machen.  (§.  4.) 

Zur  Fällung  der  Erkenntnisse  auf  Abschiebung   sind   als   Schub- 
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Während  des  Quiuquenniums  1870—1874  (ffir  di(^  frühercMi 
Jahre  mangeln  zuverlässige  Dat«^n)  betrug  die  Gesammtzalil  der 
von  der  k.  k.  Polizeibehörde  wegen  Armuth,  Erwerbs-  oder 
tntöTStandslosigkeit  aufgegriffenen  und  dem  Magistrate  zur  Ver- 
fugung gestellten  Personen  im  Ganzen  35.004,  also  durchschnitt- 
lich per  Jahr  7.000  Personen. 

Es  wurden  nämlich  eingeliefert 

im  Jahre  1870 5.146 

,,       ,.      1871 5.738 

„      „     1872 5.260 

„       „     1873 8.438  und 

„       „      1874 10.422  Individuen. 

behörden  berufen:  a)  die  Polizeidirectionen  und  duron  exponirto  Oij^an«*, 
und  wo  solche  nicht  bestehen  h)  diejenigen  landesftirst liehen  oder  Com- 
raunalbehörden,  welchen  die  Fuhrung  der  politischen  Amtsgeschafte  erst<M- 
^D^tanz  fibertragen  ist.  Die  Ausführung  der  Abschiebung  obliegt  Jenen 
fferaeinden,  welche  als  Schubstationen  bestellt  sind.  (§.  ">,) 

Ueber  Recurse  gegen  Abschiebungserkenntnisßo  entscheidet  der 
Landesehef,  gegen  dessen  Entscheidung  oin  weiterer  Recurs  unzulässig  ist. 
Die  Eecurse  gegen  die  Abschiebungserkenntnisse  sind  sofort  nach  der 
Kandmachung  derselben  einzubringen  und  haben  aufschiebende  Wir- 
^»riy^.  (§.  7.) 

"Wenn  eine  (iemeindevorstehung  findet,  dass  Aiilass  zur  Abschi('l)ung 

'der  Abschaffung   einer   in  ihrem  Gebiete    betindlichen    Person    vorhanden 

-»*i.  hat  sie  über  den  Anlass  hiezii  und  über  die  persönlichen  Verhültnisse 

des  Bean.ständeten,  so  wie  über  dessen  Verantwortung  hinsichtlich  der  ihm 

zur  Last  fallenden  Umstände  ein  Protokoll  (Ct>nstirnt)    aufzunehmen. 

denselben  nöthigenfalls  in  Verwahrung  zu  übernehmen,   und  falls  sie  nicht 

selbst    zur  Fällung   des    Erkenntnisses  berufen  ist,   «las    Protokoll   sammt 

Beilagen  längstens  binnen  24  Stunden  vom  Zeitpunkte  der  Anhaltung  oder 

♦-in getretenen  Verwahrung  des    Beanständeten    an    die    Schubbehörde  zur 

Entscheidung  einzusenden.    Findet  die  Schubbehönle   weitere    Erhebungen 

nothwendig,  so  hat  sie  voiläulig  über  die  Verwahrung   des   Angehaltenen 

binn^'u  ii  Stunden  zu  erkennen.  (§.  8.) 

Das  Erkenntniss  der  Schubbehörde  ist  dem  Augehahenen  kuml- 
zumachen.  Falls  es  auf  Freilassung  lautet,  ist  dassel))e  allsogleich  zu  voll- 
ziehen. "Wlixl  gegen  das  auf  Abschiebung  lautende  Erkenntniss  der  Recurs 
ergriffen,  so  h.at  der  Oemeinde Vorsteher  hierüber  ein  Protokoll  aufzuneh- 
men und   dasselbe   binnen   H  Stunden  im  AVege    »ler    P^rkenntnissbehönle 
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Diese  Ziffern  zeigen ,  dass  die  Zahl  der  wegen  Armiith, 
Erwerbs-  oder  Unterstandslosigkeit  der  Polizeisection  des 
Magistrates  zur  Verfügung  gestellten  Personen  seit  1870  fort- 
während gestiegen  ist,  und  dass  die  Zahl  dieser  Personen  im 
Jahre  1874  bereits  das  Doppelte  der  für  das  Jahr  1870  aus- 
gewieseneu Anzahl  beitrug. 

Wenn  derlei  aufge^ffene  Individuen  nach  Wien  zuständig 
sind,  so  wird  über  dieselben  in  der  bereits  angegebenen  Weise 
verfügt.  Stellt  sieh  aber  die  Angabe  ihrer  hiesigen  Zuständig- 
keit als  eine  unrichtige  heraus,  und  ist  die  Erwerbs-  und 
Unterstandslosigkeit,  zu  welcher  sich  in  den  meisten  Fällen 
auch  Arbeitsscheu  zu  gesellen  pflegt,  constatirt,  dann  wird  die 

an  die  Recurs-Instanz  einzusenden.  Das  Abschiebungserkenntniss  ist  nach 
eingetretener  Rechtskraft  sofort  in  VoUzug  zu  setzen.  (§.  9.) 

Jode  Schubstationsgemeinde  ist  verpflichtet,  die  bei  ihr  eintreffenden 
Schüblinge  zu  übernehmen,  an  die  nächste  Schubstation,  beziehungsweise 
Heimatgemeinde,  auf  die  vorgeschriebene  Weise  zu  befördern  und  für  die 
^sichere  Begleitung  der  Schüblinge,  für  die  Verpflegung  derselben  und  fär 
deren  angemessene  Unterbringung  und  Bewachung  Sorge  zu  tragen.  Im 
Falle  der  £ntweichung  eines  Schüblings  ist  die  Verfolgung  und  Wieder- 
aufgreifung  desselben  durch  die  öflentlichen  Sicherheitsorgane  allsogleich 
«inzuleiten.  (§.  11.) 

Jeder  mittelst  Zwangspasses  in  seine  Heimat  Verwiesene,  welcher 
Ton  der  vorgeschriebenen  Marschroute  eigenmächtig  abweicht,  den  Zwangs- 
pass  beseitigt  oder  verheimlicht,  oder  die  vorgeschriebene  Frist  zur  Reise 
ohne  triftigen  Entschuldigungsgrund  nicht  einhält,  wird  mit  Einschliessung 
bis  zu  8  Tagen  bestraft,  und  ist  weiterhin  mittelst  Schubes  zu  befördern. 
Jede  Entweichung  vom  Schübe  ist  mit  derselben  Strafe  zu  ahnden.  Die 
Fällung  des  Straferkenntnisses  steht  der  politischen  Behörde  des  Ortes  der 
neuerlichen  Anhaltung  des  Schüblings  zu.  (§.  13.) 

Die  vom  Zeitpunkte  der  Anhaltung  einer  Person  zum  Zwecke  der 
Abschiebungsveranlassung  bis  zur  Vollstreckung  des  Erkenntnisses  auf- 
laufenden Verpflegskosten,  sowie  ^die  Verpflegskosten  angehaltener 
Individuen,  gegen  welche  ein  Schuberkenntniss  nicht  gefällt  wird,  geboren 
zu  den  Kosten  der  Ortspolizei.  Die  Kosten  für  die  Beistellung,  Ein- 
richtung, Beheizung  und  Beleuchtung  der  Schublocalitäten,  sowie  für  die 
Instandhaltung  derselben,  dann  für  die  Beaufsichtigung  der  Schüblinge  und 
für  die  Besorgung  der  Schubgeschäfte  hat  die  Schubstationsgemeinde  zu 
tragen.  (§.  14.) 
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Absehicbang  dieser  Individuen  aus  dem  Wiener  Polizei  -  Rayon 
beantragt,  und  es  werden  dieselben  —  ^ie  bereits  erwähnt  — 
zu  diesem  Behufe  der  Polizeibehörde  zurückgestellt. 

Die  Zahl  der  sftmmtlichen  w&hrend  des  bezeichneten  Quin- 
queimiums  von  Wien    abgeschobenen  Individuen    betrug 

im  Jahre  1870 7.960 

„       „     1871 7.409 

n      »,      1872 7.357 

„      „      1873 9.042 

„      „      1874 11.229 

also  zusammen  42.997 
und  dorchschnittlich  per  Jahr  8.599. 

Alle  übrigen  Abschiebungskosten,  insbesondere  für  äarztliche 
Unterstützung,  Verpflegung,  Reinigung  und  Bekleidung  der  Schüblinge, 
dam  für  den  Transport  derselben  und  die  Schubbegleitung,  sowie  die 
alliiUlige  Betheilung  der  mit  Zwang^pässen  Versehenen  mit  der  nöthigen 
Unterstützung,  insoweit  sie  in  den  einzelnen  L&ndergebieten  vorkommen  '*), 
sind  zun&chst  von  den  Landesfonden  dieser  L&nder  zu  tragren.  Diese  Kosten 
öind  für  die  Schüblinge,  welche  nach  anderen  Ländern  zust&ndig,  oder 
naeh  den  Bestimmungen  des  Heimatgesetzes  dahin  als  heimatberechtigt 
lu^ewiesen  sind,  von  den  Landesfonden  derselben  zu  ersetzen  und  sind 
daher  zur  Geltendmachung  der  Ersatzansprüche  alle  Momente  zur  FeststeU 
long  des  Heimatrechtes  genau  zu  erheben.  Das  Resultat  dieser  Erhebungen 
ißt  dem  betreffenden  Landesausschusse  mitzutheilen.  (§.  16.) 

Jede  Gemeinde  haf^t  für  diejenigen  Kosten,  welche  aus  der  Ver* 
nachl&ssig^ng  der  ihr  hinsichtlich  des  Schubwesens  gesetzlich  auferlegten 
Verpflichtungen  sich  ergeben.  Die  durch  die  Wiedereinlieferung  eines  ent- 
wichenen Schüblings  verursachten  Kosten  trägt  jene  Gemeinde,  deren 
Organen  die  Entweichung  des  Schüblings  zur  Last  fällt.  (§.  18.) 

Bezüglich  der  Schubkosten  für  Ausländer  bleiben  die  beste- 
henden Vorschriften  und  Verordnungen  massgebend.  Besteht  nach  einem 
Staatsvertrage  das  Reciprocitätsverhältniss  der  unentgeltlichen  Abschiebung, 
oder  wird  der  Ersatz  der  Schubkosten  vom  fremden  Staate  nicht  geleistet, 
oder  lässt  sich  die  Staatsbürgerschaft  oder  das  Heimatrecht  eines  Schüb- 
lings nicht  sicherstellen,  so  treffen  die  Schubkosten,  welche  gesetzlich  vom 

*)  Bezüglich  dieser  Unterstützung  wird  auf  die  Kundmachung  des  n.  5. 
Landesausschasses  vom  10.  December  1877,  Z.  9530,  an  die  n.  ö. 
Sehubstationen  —  Landesgesetzblatt  vom  30.  Jänner  1878.  Nr.  1 
—  hingewiesen. 
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Dagegen  wurden,  als  wirklich  oder  angeblich  nach  Wien 
zuständig,  mittelst  Schub  hieher  eingeliefert 

im  Jahre  1870 3.984 

„       „      1871 3.735 

„       „      1872 3.751 

„       ,.      1873 4.377 

„       „      1874 4.430 

zusammen  20.277 
uud  im  Durchschnitte  jährlich  4.055  Personen. 

Leider  fehlen  die  Angaben  darüber,  wie  viele  von  den  nach 

Lande  zu  tragen  äind,  ohne  Ersatzanspruch  die  einzelnen  Landesfouda, 
insoweit  sie  in  den  betreuenden  Ländergebieten  aufgelaufen  sind.    (§.  17.) 

Die  Ueberwachung  des  Schub wesens  überhaupt  obliegt  den  poli- 
tischen Behörden.  Anordnungen  darüber,  insbesondere  betreffend  die  Ein- 
richtung von  Haupt-  und  Particularschüben,  dann  die  Schubstationen  und 
Sehubbegleitung,  erlässt  die  LandessteUe  im  Einvernehmen  mit  dem  Landes- 
ausschusse. Alle  übrigen,  die  Ausführungen  des  Schubes  betreffenden  Ver- 
fugungen stehen  dem  Landesausschusse  zu.  (§.  19.) 

In  Betreff  der  üebertragung  der  Fällung  der  Schuberkennt- 
nisse an  die  Schubstationsgemeinden  und  bezüglich  der  üebernahme 
der  im  §.  14  des  vorstehend  angeführten  Reich.sgesetzes  vom  27.  JuU  1871 
bezeichneten  Kosten  auf  den  Landesfond  wurde  für  das  Erzherzogthum 
Oesterreich  u.  d.  Enns  mit  dem  Gesetze  vom  15.  December  1871  (L.-G.-Bl. 
IS7I,  XXVI.  St.,  Nr.  43)  Folgendes  bestimmt: 

Die  Fällung  der  Schuberkenntnisse  wird  den  Schubstationsgemeindeii 
als  Schubbehörden  im  übertragenen  Wirkungskreise  2uge\\iesen. 

Gegen  Ausländer  haben  nur  die  im  §.  3  des  Reichsgesetzes  vom 
il.  Juli  1871  aufgeführten  Behörden  die  Schuberkenntnisse  zu  fällen.  (§.  I.) 

Die  vom  Zeitpunkte  der  Anhaltung  einer  Person  zum  Zwecke  der 
Abschiebungsveranlassung  bis  zur  Vollstreckung  des  auf  Abschiebung 
mittelst  Schubes  lautenden  Erkenntnisses  den  Schubstationen  erwachsen- 
den Verpflegskosten  sind  vom  Landesfonde  zu  tragen.  (§.  2.) 

Die  vom  Landesfonde  gezahlten  Regiekosten  sind  ebenso  vae  die 
übrigen  Abschiebungskosten  (ur  ärztliche  Untersuchung,  Verpflegung  und 
Bekleidung  der  Schüblinge,  Transporte  und  Schubbegleitung  wie  bisher 
(Reichsgesetz  vom  ii.  Mai  1868  und  Landesgesetz  vom  !20.  September  18()8) 
von  vermöglichen  Schüblingen  ganz,  von  den  Heimatgemeinden  der  ver- 
mögenslosen Schüblinge  zum  fünften  Theile  dem  Landesfonde  zurückzu- 
orsetzen.  (§.   4.) 
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Wien  Zugeschobenen  oder  von  Wien  abgeschobenen  Personen 
armnthshalber  von  einer  solchen  Vorfügung  betroflfen  worden 
sind.  Doch  dürfte  die  Annahme,  dass  2  Dritttheile  von  diesi^u 
Schüblingen  wegen  Armuth,  Arbeitsscheu,  Erwerbs-  und  Unü^r- 
standslosigkeit,  oder  wegen  Betteins  zu-  oder  abg(»Sfh(»bon 
worden,  kaum  zu  hoch  gegriffen  sein.  — 

Die  ^vorübergehenden  Unterstützungen^  werden  iu 
Geld  oder  Naturalien  entMX'der 

a)  durch  das  betreffende  Armeninstitut,  in  dessen  Bezirke 
der  zu  Unterstützende  wohnt,  oder 

b)  im  Armendepartement  des  Magistrates  (in  diesem 
insbesondere  für  die  nicht  im  Wiener  Armenbezirke  wohnhaften 
Annen)  verabfolgt.  Für  das  letztere  wird  jährlich  ein  bestimmter 
Betrag  zur  Vertheilung  als  „vorübergehende  Unterstützungen" 
prälinünirt 

Das  Ausmass  der  jedesweiligen  Aushilfe  und  die  Zeit, 
wann  eine  solche  Aushilfe  verabreicht  werden  soll,  ist  dem 
Ermessen  der  Armeninstituts -Vorsteher  überlassen.  Es  dürften 
aber  die  einem  Armen  im  Laufe  eines  Jahres  gewährten  zeit- 
weiligen Geldaushilfen  —  wie  schon  früher  angeführt  wurde  — 
<len  Gesammtbetrag  von  10  fl.,  rospective  15  fl.  ö.  W.  nicht 
übersteigen.  Für  eine  diesen  Betrag  übersteigende  Aushilfe  muss 
vorerst  die  Bewilligung  des  Magistrates  eingeholt  werden.  *) 

Hieher  gehören  weiters  jene  vorübergehenden  Betheilung.^n 
in  Geld  oder  Naturalien,  welche 

c)  im  Bureau  des  Bürgermeisters  aus  den  zur  Vi»r- 
theilung  an  die  Armen  eingelangten  Spenden  ertheilt   werden. 

d)  Auch  in  den  einzelnen  Gemeindebezirken 
gelangen  alljährlich  bedeutende  Summen  in  der  Form  vorüber- 
gehender Geldaushilfen  zur  Vertheilung,  welche  Summen  in  den 
betreffenden  Gemeindebezirken  selbst  durch  Veranstaltung  von 
Bällen,  Concerten  etc.  oder  durch  Sammlungen  und  freiwillige 
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)  §.  9  und  10  der  Instruction.  (§.  38  und  39  der  neuen  Vonsclirifi.) 
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speciell  znm  Zwecke   der  Armenbetheilung   gemachte  Spenden 
aufgebracht  werden. 

e)  Endlich  werden  von  den  Verwaltungen  der 
oiuzelnen  Kraukenhäuser  (des  k.  k.  allgemeinen  Kranken- 
hauses, des  k.  k.  Wieduer  Krankenhauses,  des  k.  k.  Kranken- 
hauses Rudolfstiftung  und  des  Spitales  der  barmherzigen  Brüder) 
auch  an  die  aus  diesen  Anstalten  austretenden  Armen,  und  zwar 
auf  Kosten  des  allgemeinen  Versorgungsfondes  kleine 
Geldbeträge  erfolgt,  zu  welchem  Zwecke  die  Directionen  dieser 
Krankenanstalten  aus  dem  al  [gemeinen  Versorgungsfonde Pauschal- 
beträge gegen  Verrechnung  erhalten. 

f)  Was  die  Betheiluug  von  Armen  aus  den  Interessen  der 
Armenstiftungeu  betrifft,  so  sind  hieher  die  Betheilungen  aus 
solchen  Stiftungen  zu  rechnen,  bei  welchen  der  Bezug  der 
Stiftungsinteressen  nach  den  Bestimmungen  des  Stifibriefes  kein 
dauernder  ist,  sondern  die  Vertheilung  dieser  Interessen  von 
Fall  zu  Fall  nach  dem  Ermessen  der  Präsentanten  oder  Persol- 
venten der  Stiftung  au  zum  Stiftungsgenusse  geeignete  Personen 
erfolgt.  *) 

Die  nachfolgende  Tabelle  gibt  eine  Uebersicht  sowohl  über 
die  Jahressummen  der  auf  Kosteu  des  allgemeinen  Versorgungs- 
fondes erlolgten  Betheilungsacte,  welche  während  des  Decenniums 
1863 — 1872  bei  den  verschiedenen  Armeniustituten,  dann  im 
Armendepartement  des  Magistrates,  im  Bureau  des  Bürgermeisters, 
ferner  in  deu  Gemeindebezirken  uud  bei  don  Verwaltungen  der 
Krankenhäuser  zum  Zwecke  einer  „vorübergehenden  Unter- 
stützung" oder  „augenblicklichen  Geldaushilfe"  vorgenommen 
worden  sind,  als  auch  der  hiefür  verausgabten  Beträge. 

Es  wurdeu  vorgenommen: 


®)  Von  den  im  I.  Theile  dieses  Werkes  angeführten  Stiftungen  sind 
446  solche,  bei  welchen  die  Zahl  der  zu  betheilenden  Armen  nicht  ange- 
geben und  die  aus  den  Stiflungsinteressen  erfolgte  Betheilung  jedenfalls  als 
eine  „vorübergehende"  anzusehen  ist.  Die  Summe  der  aus  diesen  Stiftungen 
jährlich  zur  Vertheilung  gelangenden  Interessen  beträgt  89.20t  fl.  79  kr. 
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lu  Betreff  der  vorstehenden  Tabelle  muss  insbesondere 
darauf  aufinerksam  gemacht  werden,  dass  in  derselben  die 
Rubriken-Bezeiehniiug„Betheiluugen**  anstatt  „betheilte Personen" 
absichtlich  und  zwar  aus  dem  Grunde  gewählt  wurde,  weil  nach 
der  Anlage  der  Betheilungsbücher  aus  denselben  nicht  die  Anzahl 
der  innerhalb  eines  gewissen  Zeitraumes  betheilten  Individuen, 
sondern  nur  die  Zahl  der  vorgekommenen  einzelnen  Betheilungs- 
oder  Unterstutzungsacte  zu  entnehmen  ist. 

Leider  fehlt  es  bis  jetzt  au  einer  zum  Zwecke  der  stati- 
stischen Beai'beitung  entsprechenden  Verbuchuug  in  diesem 
Zweige  der  Armenpflege,  indem  die  einzelnen  Betheilungs-  oder 
Unterstutzungsacte  bisher  nach  der  Reihenfolge,  in  der  sie  vor- 
kamen, registrirt  wurden,  jedoch  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das 
Individuum  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  die  Anneu])flvige 
bereits  in  Anspruch  genommen  hatte,  uud  wie  oft  dies  geschi^hen 
war.  In  vieleuFällen  fehlte  sogar  die  Bezeichnung  des  Geschlechtes, 
weshalb  auch  diese  Unterscheidung  in  der  vorstehenden  Tal»ell(^ 
nicht  durchgeführt  werden  konnte. 

Dass  durch  diese  Mängel  der  Wertli  der  vorangeführten 
Ziffern  abgeschwächt  wird,  ist  selbstverständlich,  indem  nicht 
die  Zahl  der  betheilteii  Personen,  sondern  nur  die  der 
Betlieilungsacte  angeführt  werden  kouute  uud  auch  jede 
Berechnung  darüber  entfallen  musste,  wie  oft  eine  Person  durch- 
schnittlich die  Armenpflege  in  Anspruch  genommen  hat,  mit 
Hilfe  welcher  Durchschnittszahl  es  möglich  gewesen  wäre,  die 
Zahl  der  betheilten  Personen  aus  der  Anzahl  der  vorge- 
kommenen Betheilungsacte  wenigstens  annähernd  zu  bestimmen. 

Die  Daten  der  vorstehenden  Tabelle  geben  Anlass  zu  naeh- 
foigendeu  Bemerkungen. 

a)  In  der  Zahl  der  bei  den  Pfarr- Armeninstituten 
vurgenommenen  Betheiluugen,  sowie  in  den  für  diese  Bethei- 
lungsa<'ti*  in  <len  einzelnen  Jahren  aufgewendeten  Summen  zeigt, 
sich  eine  ziemlich  constante  Gleichförmigkeit. 

Die  Zahl  der  Fälle,  in  welchen  von  den  einzelnen 
P  f  a  r  r  -  A  r  m  e  n  i  n  s  t  i  t  u  t  e  n  „vorübergehende"  Gel  du  nterstu  tzungen 
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ansgetbeilt  worden,  betrag  während  des  Decenniums  1863 — 1872 
im  Durchschnitte  jährlich  27.563,  also  IQy^  von  der  in  der  vor- 
letzten Colonne  der  Tabelle  ausgewieseneu  Durehschuittssummo 
sAmmtlieher  jährlich  vorgekommenen  Betheil nngsacte  dieser 
Art.  Die  Snmme  jener  Beträge  aber,  welche  für  diese  Bethei- 
lun^n  bei  den  Pfarr-Armeninstituten  ausbezahlt  wurden,  stellt 
sich  auf  73  Percent  des  Gesammtb^trages,  welcher  für  „vorüber- 
gehende** Betheilungen  überhaupt  im  Durchschnitte  jährlich 
verausgabt  worden  ist. 

Nach  den  verschiedenen  einzelnen  Pfarr- Armeninstituten 
vertheilen  sich  die  bei  denselben  vorgekommenen  Betheiluugen 
folprt: 


theiluag  im  Durchschnitte  deu  Betrag  von  1  fl.  27  kr.  erforderte. 
Dieser  Durchschnittsbetrag  wird  jedoch  dadurch  bedeutend  alterirt, 
dass  bei  Erraittluug  des  für  die  Natural betheilung  yerausgabten 
Betrages  jene  Summen  unberücksichtigt  bleiben  mussten,  welche 
den  Werth  der  in  natura  gemachten  Spenden  (namentlich  von 
Holz  und  Kohlen)  zu  repräsentiren  hätten.  Wenn  dieser  Werth 
l)ekaiint  gewesen  und  in  die  Rechnung  eingestellt  worden  wäre, 
s(»  würde  sieh  dadurch  der  angegebene  Durchsehnittsbetrag 
namhaft  erhöht  haben. 

In  den  Summen  jener  Beträge,  welche  in  den  einzelnen 
Bezirken  in  dem  Decenniuni  1863  — 1872  für  Zwecke  der  Anuen- 
j»flege  aiirgebraeht  wurden,  zeigt  sich  eine  auffallend  grosse 
Verseliiedenheit.  Es  variirt  «lie  IJ-öhe  dieser  Beträge  zwischen 
3.000  fl.  im  VFII.  Bezirke  und  56.000  fl.  im  IV.  Bezirke.  Nach 
der  Hohe  dieser  Beträge  rangiren  die  einzelnen  Bezirke  in  auf- 
steigender Ordnung  wie  folgt: 

VllI,  V.  VIL  III.  VI,  IL  IX,  IV. 

P^bensi»  versehieden  wi^«  die  Beitragshöhe  war  auch,  wie 
bereits  (^rwähiit  wnnle,  die  Verwendung  der  aufgebrachten 
Summen   in  den  einzelnen  Bezirken. 

Im  II.  Bezirke  (Leo])oldstadt)  wurden  diese  wohlthätigeu 
Spenden  ledi^lieli  dvMii  in  diesem  Bezirke  beiin<llieheu  Grund- 
armenhanse und  dem  Lenpiddstädter  Kinderspitale  zugewendet. 
In  diesem,  sowie  im  Vlll.  Bezirke  (.I(»sefstadt)  sind  während 
des  ganzen  Deeenninms  1863 — 1872  gar  kein.:^  BetheilungvMi 
mit  „Naturalien"   vorgenomm^  n  worden. 

Im  VI.  lU'zirke  (Mariahilf)  und  im  VII.  Bezirke  (Neubau) 
erscheinen  dagegen  die  aufgebrachten  Beträge  beinahe  aus- 
schliesslich der  Natural  betheilung  gewidmet. 

Teberhaupt  ist  die  Zahl  der  Naturalhetheilungen  in  allen 
Bezirken,  in  welchen  solehe  vorkamen,  mit  Ausnahme  des 
III.  Bezirkes  (Landstnisse)  bedeutend  grösser  als  jene  der 
Betheilungen   mit  baarem  Oebh*. 

Die  Anzahl  aller  in  den  (lenuMudebezirken  II— IX  vor- 
genommenen    Betheil  unu'en     mit    G(*ld    sowohl    als    mit 
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gekomnieiuMi    Betheiiungen  mit  „Geld  und  Naturalien"  hinzu  — 
^ererhnet.  so  i'v^iht  sich,  dass 

im     II.  Bezirke  dnrehsebnittlieh  in  einem  Jahre    233 
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]5etheiliinu:eu  vovtceuommeu  W(^rden  sind. 

P^iiie  IM'opnrtiu  nirn  iiic  der  Snmmeu  dieser  Betheihmgeu 
auf  die  Ein wolnierzalil  der  einzelnen  Bezirke,  wie  eine  solche 
bei  den  von  <Ien  Anneninstituten  vorc:enommeuen  Geldbethei- 
Inng'iMi  versnclit  wurdv'.  erscheint  liier  uns  zweierlei  Gründen 
nicht  angv'zcijj:t. 

Einerseits  deswej^en,  weil  —  ww.  schon  erwähnt  —  die 
Diti'renz  in  der  Höhe  der  von  den  verschiedenen  Bezirken  auf- 
gehrachten  Beträge  eine  sehr  bediMitv^nde  nnd  durch  die  Zahl 
und  die  inat«Tielle  Laii:e  (Ut  Bewohner  der  betretfeuden  Bezirke 
nnr  zum  Theile  zn  erklären  ist.  So  sind  z.  B.  der  VIII.  und 
IV.  Bezirk  ljezüi::lirh  der  Zahl  und  Wohlhabenheit  ihrer  Ein- 
wohner  wohl  nicht  so  weit  von  einander  verschieden,  dass  sich 
ans  dieser  Versehiedenheit  allein  erklären  Hesse,  warnni  int 
VlIF.  Bivjrke  während  des  Decenninnis  1863  —  1872  nnr 
3000  fl.  (».  A\'.  t'nr  die  Arnb'iipllege,  im  IV.  Bezirk  dagegen 
5().OnO  11.  l'iir  diesen  Zweck  antkebracht  worden  sind. 

Andererseits  ist  ab.*r  auch  die  Verwendnng  der  von  den 
einzelnen  Bezirken  anfgid »rächten  Beträge  wieder  eine  so  ver- 
schiedene, dass  die  Snmme  der  in  densell»en  vorgenommenen 
Betheil nngen  znr  Proportiouirnng  mit  der  Bezirksbevöikernug 
nicht  als  i!:eeiü:net  anii'esehen  Averden   kann. 

t')  Endlich  sind  noch  die  von  8*'it.*  der  I)irectiouen  der 
verschiedenen  Kranken  liänser  vorgemnnmenen  Betheiiungen 
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Die  geringste  Zahl  von  Betheilnngt»n  uii*!  tlaher  auch 
die  kleinste  Summe  der  für  aelb;>  verausgahten  Betrilgo  liudet 
sich  iu  den  7  Pfarren  des  I.  Bezirkes,  '*)  der  inneren  Stivlt, 
«leren  Bi»völkernng  in  Folge  ihrer  meist  ökonoraisdi  günstigeren 
Lage  der  Armenpflege  am  wenigsten  zur  Last  lallt.  Die  grösste 
Anzahl  von  Betheilungen  entfällt  dagegen  auf  die  Pfarr-Arni»n- 
institutA^  St.  Florian  und  St.  Josef  im  V.  Bezirk(\ 

Da  mit  der  Aufliebung  der  PfaiT-Armeninstitut«^  zu  Beginn 
lies  Jahres  1874  an  deren  Stelle  eine  neue  Eintheilung  nach 
den  9  (gegenwärtig  10)  Gemeindebezirken  ^\)  Wiens  getreten  ist, 
8ü  ist  «las  Detail  der  Ziffern  in  tler  vorstehenden  Tabelle  haupt- 
sächlich für  die  abgelaufene  Zeitperiode  von  Interesse.  Pur  die 
Zukunft  beschränkt  sieh  die  Beileutung  dieser  Ziffern  aiif  die 
Beantwortung  der  Frage,  wie  viele  Betheilungen  überhaupt 
wAhrend  der  abgelaufenen  10  Jahre  1863—1872  bei  sämmt- 
üc^hen  Pfarr-Armeninstitiiten  vorgenommen  wurden  und  welche 
Snmmen  fiir  diese  vortibergehenden Betheilungen  verwend(?t  wordc^n 
sind.  In  dieser  Beziehung  ergibt  sieh,  dass  bei  allen  Pfarr- 
A rmeninstituten  zusammen  im  Durchschnitte  jähr- 
lich 27.563  vorübergehende  Betheilungen  vorgenommen 
nnd   89.794  fl.  O.  W.  hiefür  verausgabt  worden  sind. 

Es  wäre  nun  allerdings  von  Interesse  zu  erfahren,  in 
welchem  Masse  sich  diese  vorübergehenden  Unterstützungen-  nicht 
bli»s  auf  die  früher  bestandenen  einzelnen  „Pfan'-Arraeninstitute", 


*•)  Bei  der  k.  k.  Hof-  und  Buri^pfarre  war  ein  Aniiüiünstitat  iiielit 
.^rrirlitet   w«»rden. 

**)  Die  in  der  Sitziinf^  des  Oemeiiid«M-athes  vom  is.  Juli  1873  im 
Principe  beschlossene  Abtrennung  der  vor  d«M'  Favoritenlinio  gt^legenen 
Theile  des  TV.  und  V.  Bezirkes  der  Stadt  AVien  und  di«i  Erhebung  der- 
s^lhf^n  zu  einem  selbststfindigen,  dfm  X.  (ienieindcbezirke  unter  dem  Namen 
.Favoriten'*  ist  auf  Grund  des  §.  3  der  (lemeindoonlnunir  der  Stadt  AVien 
mir   Statt  halt  erei-D*»eret    vom  .30.   S^'p^omber    \HTl    Z.    27.xe3    i^^endimiirt 

Vforilen. 


luii^eii    vorM'eudeten    Beträge    varüreu    —    der    Durchschnitts   - 
rechuuiifj  zu  Folge  —  zwischen  80  kr.  ö.  W.  in  dem  Kranken — 
hause  „KudolfstiftuDg"   und  1  fl.  40  kr.  ö.  W.  im  allgemeineD 
Kraukenhausv  uud  im  Kraukenhause  der  barmherzigen  Brüder. 
Im  Kraiikeuhanse  Wiedeu  entfällt  auf  eine  Betheilung  nach  dem 
zehnjährlj^iMi  Durchschnitte^  1  fl.  05  kr.  ö.  W.  — 

\\'c*r<U*n  schliesslicli  die  Daten  der  letzten  Rubrik  der 
Tabelle  auf  Seite  23  in  Betracht  gezogen,  so  zeigt  sich,  dass 
die  Zahl  der  während  des  Decenniunis  ]863 — 1872  im  Wiener 
A  r  m  e  u  h  e  z  i  r  k  (^  vorgenommenen  „ vorübergi>henden"  Geldbetliei- 
lungen  in  den  einzelnen  Jahren,  mit  Ausnahme  des  Jahres  1864, 
eine  ziemlich  constante  blieb  und  von  der  für  dieses  Decennium 
sich  erp4>en(len  Durchschnittszahl  von  36.200  nicht  bedeutend 
abwich. 

Im  Ganzen  wurden  im  Wiener  Armenbezirke  während 
(Lt  Jahn-  1863-1872  im  Durchsehnitte  jährlich  122.852  fl.  35  kr. 
für  „vorüberirehende"  Geldbetheilungen  verausgabt,  wonach  ein 
Retrag  von  3  fl.  39  kr.  ö.  W.  auf  je  einen  dieser  Betheilungs- 
acte  entfiel. 

Iliezn  sind  aber  noch  die  Fälle  zu  rechnen,  in  welchen 
die  Betheiliini:'  mit  Naturalien  geschah.  Die  Zahl  dieser  in  den 
BezirkiMi  II  IX  vorg<'komnienen  Betheilungställe  betrug  durch- 
sehnittlieli  jährlich  4924  und  es  enttVdlt  auf  dieselben  im  Durch- 
schnitt' ein  Betrag  von  jährlich  6267  fl.,  wobei  die  in  natura 
(ingehnigteij  Sj)enden  —  wie  bereits  erwähnt  —  ungeschätzt 
Idieb^Mi.  un<l  daher  in  <lie  Kechiiung  nicht  einbezogen  werden 
koniitv-n.  V(>n  den  im  Bureau  di*s  iiürgermeisters  eingelaufeneu 
Gidilspiiiden  wurden  nach  dem  Durchschnitte  der  Jahre  1870 — 1872 
jälirlicli  11.766  fl.  für  dii'  Betheilung<Mi  mit  Brennholz  veraus- 
i-'aht  und  es  dürft '  di  •  Zahl  der  damit  I>etheilt(Mi  im  Durch- 
s(djnitte  jälirlicli  1180  bv'tiagen.  welche  aber  in  der  Zahl  der 
V(»n  Seite  der  Bezirksvorstehungen  mit  Naturalien  bethv'ilten 
Personen  bereits  mitinbegriiren  ist.  Werden  diese  Naturalabthei- 
lungt-n  sohin  zu  den  fnlher  ausgewi<'senen  Geldbetheilungen  hinzu- 
p'r'chnet.  so   ergibt  sich  für  «lie   aus    öffentlichen  Mitteln 
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Nach  dieser  Zusammenstellung  entfällt  die  grOsste  Ai 
d(T  vorgenommenen  Betheihingen  im  zehnjährigen  Durchsei 
mit  jährlich  6730  auf  den  V.  Bezirk  (Margarethen),  die  kle 
Zahl  dagegen  mit  jähi'lich  559  auf  den  I.  Bezirk  (innere  St 

Nimmt  man  auch  auf  die  Bevölkeruugsdichtig 
di*r  verschiedenen  Bezirke  Bedacht,  so  ergibt  sich,  wenn  di 
Zählungsjahre  1869  in  den  einzelnen  Bezirken  gezählt» 
in  den  Wiener  Armenbezirk  zuständige  Bevölkerung**) 
Berechnung  zu  Grunde  gelegt  wird,  dass  nach  <lem  zehr 
rigen  Durchschnitte  von  <len  bei  i]^^  verschiedenen  An 
instituten  vorgenommenen  vorübergehenden  Betheilungen  ai 
100  Personen  im  I.  Bezirke  2(),  im  II.  Bezirke  7-9,  ini  III. 


")  Die  zuständi-ge  Bevolkerinijr   betrug  »acli  der  Zähluuir 
31.  December  I8<)9: 

bei  eiufr 
üevülkeruug  vou     IN 

im       I.  Bezirke  (innere  Stadt) 63.901  i 

^      II.        -        (Leopoldstadt) .^.  84.477  i 

„    III.       ^        (Landstrasse) ;...*.  82.072  3 

«,     IV.       .        (Wieden) 69.50.J  i 

^      V.       „        (Margarethen) U.OU)  i 

-     VI.       ..        (Mariahilf) , .  <j(3.391  3 

^    VIl.       .,        (Neubau) löMO  4 

„  VIII.       .,        (Josefstadt) 01316  i 

^     IX.       ^        (Alsergrund) ö9.Hit  i 

^    PfaiT- Armenbezirke  Neulerehenfeld   ...    10.093 

V,         ^  „  Ilernals 32.825  i 

..  ^  „  Reindorf .59.992  i 

daher  im  ganzen  Wiener  Armenrayon 710.424        30 

Von  den  in  der  letzten  Colonne  befindlichen  Ziö'ern  repräsentiien 
für  die  neun  Bezirke  Wiens  blos  die  ,,naeh  Wien  zuständigen''  Pers 
nicht  aber  auch  jene,  welche  in  Wien  wohnhaft  und  in  einem  der 
Wiener  Armenbeziike  gehörigen  Voroi-te  zustfindig  sind,  indem  die  A 
derselben,  welche  übiigens  kaum  eine  grosse  sein  dürfte,  nicht  als  erl 
vorlag.  Bei  den  3  Pfarr- Armenbezirken :  Neulerchenfeld,  Hemals  und  1 
dorf  wurden  aber  sowohl  jene  Personen,  die  in  den  zu  diesen  Pfanbez 
gehörigen  Vorortegemeinden  hoimatberechtigt  sind,  als  auch  die  da> 
wohnhafiten  und  nach  Wien  zustandigen  Personen  als  zum  Wiener  Ar 
bezirke  gehörig  gezählt  und  der  obigen  Berechnung  zu  Grunde  gelegi 
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arte  7-4.  im  IV.  Bezirke  8-9,  im  V.  Bezirke  26o,  im  VI.  Bt?- 
liteSo,  im  VII.  Bezirke  4-4,  im  Vllf.  Bezirke  9o,  im  IX. 
Bezirke  10-6,  im  Pfarr-Armeubezirke  Neulerchenfeld  14-7,  im 
Pinr- Armenbezirke  Hemals  lli  und  im  Pfarr- Armenbezirke 
Beindorf  5-5  Betheilungsacte  eutfieleu. 

Mit  Rücksieht  auf  die  Zahl  der  in  den  Pfarr-Armeninstituteu 
der  einzelnen  Bezirke  nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  vor- 
genommenen „vorübergehenden  Armenbetheilungen"  und  mit 
Röeksicht  auf  die  Zahl  der  Einwohner,  auf  welche  je  eine 
solche  Betheilung  im  Bezirke  entfallt,  giuppiren  sich  die  ein- 
ftlnen  Bezirke   in    absteigender    Ordnung    folgendermassen :  V, 

IX,  vm,  IV,  VI,  II,  in,  vii,  i. 

Hiebei  ist  jedoch  zu  bemerken,  dass  im  VII.  Bezirke  für 
Jie  Jahre  1866—1871  die  Zahl  der  in  dem  Pfarr- Armeninstitute 
zu  St.  Laurenz  am  Schottenfelde  erfolgten  Betheilungen,  so  wie 
die  Summen  der  hiefiir  verausgabten  Beträge  in  der  Tabelle  auf 
Seite  26 — 28  nicht  ausgev^iesen  erscheinen,  da  die  bezüglichen 
Ven:echnungen  nicht  vorliegen.  Dass  ül)rigens  die  angeführten 
Terhiltnissziffem  bezüglich  der  in  den  einzelnen  Bezirken  auf 
je  100  Personen  entfallenden  Betheilungen  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  nur  theilweise  entsprechi^i  können,  ergibt  sich 
m  dem  bereits  früher  erwähnten  Umstände,  dass  die  Grenzen 
der  bestandenen  Pfarr- Armenbezirke  der  Mehrzahl  nach  mit 
jenen  der  Gemeindebezirke  nicht  zusammen  fielen,  wohl  von 
selbst. — 

Hinsichtlich  der  Bewegung  in  <ler  Gesammtzahl  dieser 
augenblicklichen  Armenbetheilungen  zeigt  sich  sowohl  im  Ganzen, 
als  bei  den  einzelnen  Armeninstituten  eine  bedeutende  Erhöhung 
der  Ziffer  nur  vom  Jahre  1863  auf  1864,  von  diesem  Jahre 
angefangen  aber  ein  mehr  oder  weniger  constantes  Sinken 
derselben. 

Aus  dem  Vergleiche  der  Zahl  der  bei  den  sämmtlichen 
Pfarr  -  Armeninstituten  während  der  Jahre  1863  — 1872  vor- 
genommenen Betheilungen  mit   der  Summe   der   für  dieselben 

3 


verausgabten  Beträge  ergibt  sich  ferner,  dass  im  zehnjährigen 
Durchschnitte  auf  je  eine  der  vorübergehenden  Armenbetheilungen 
der  Betrag  von  3  fl.  25  kr.  ö.  W.  entfallt.  — 

b)    Dii3    zweite   Rubrik    der   Tabelle    auf  Seite    23    gibt 
Auskunft    über    die   Zahl    der    im    Armen dcpartement    des 
Wiener  Magistrates  vorgenommenen  „vorübergehenden"  Armen- 
betheilungen. 

Während  des  Decenniums  1863—1872  sind  daselbst  jähr- 
lich 4.028  solcher  Betheilungen  vorgekommen,  und  es  entfallt 
während  dieses  Zeitraumes  auf  je  eine  dieser  Betheilungen  der 
Betrag  von  3  fl.  07  kr.  Ö.  W.  Die  Zahl  derselben  blieb  während 
des  bezeichneten  Decenniums  eine  ziemlich  constant«;  die  höchste 
und  über  die  anderen  weit  hinausragende  Ziffer  weist  das 
Jahr  1869  auf. 

c^  üeber  die  Zahl  der  im  Bureau  des  Bürgermeisters 
vorgenommenen  „vorübergehenden"  Betheilungen  armer  Personen 
gibt  die  3.  Rubrik  der  Tabelle  auf  Seite  23  die  entsprechende 
Uebersicht. 

Für  diese  Betheilungen  musste  eine  eigene  Rubrik  eröffnet 
werden,  weil  in  dem  Bureau  des  Bürgermeisters  nicht  blos  die 
im  I.  Bezirke  durch  Sammlungen  oder  Spenden  eingegangenen 
Beträge,  sondern  auch  jene  Gelder  zur  Vertheilung  gelangen, 
welche  dem  Bürgermeister  zur  Vertheilung  an  die  Armen  über- 
haupt zukommen  und  nicht  an  die  einzelnen  Armeninstituti^ 
zu  demselben  Zwecke  abgegeben  werden. 

Auch  war  der  Umstand  zu  berücksichtigen,  dass  die  vorüber- 
gehenden Betheilungen  im  Präsidial -Bureau  nicht  auf  die  Bewohner 
des  I.  Bezirkes  beschränkt,  sondern  ohne  Rücksicht  auf  den 
Wohnort  an  die  zu  einer  Unterstützung  geeigneten  Personen 
erfolgt  werden,  während  die  Bezirksgemeinden,  deren  Bethei- 
lungen in  den  ZiflFem  der  nächstfolgenden  Rubrik  dieser  Tabelle 
ausgewiesen  erscheinen,  bei  diesen  Humanitätsacten  hinsichtlich 
des  Wohnortes  des  Bittstellers  an  die  Grenzen  des  Bezirkes 
gebunden  sind. 
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Die  Zahl  der  im  Bureau  des  Bürgermeist'rs  vorgeuommenen 
Betheilungen  ist  seit  dem  Jahnn  1866  fortwährend  gestiegen, 
womit  nothwendiger  Weise  auch  eine  Steigerung  dor  zu  dieser 
Betheilung  aufgewendet(»n  Summi*n  verbunden  war. 

Die  im  letzten  Jahre  des  DL»cenniums  1863 — 1872  vorge- 
kommenen Betheilungen  und  die  auf  dieselb;*u  verM'endeten 
Summen  betrugen  beinahe  das  Sechsfa(*he  der  entsprechenden 
Ziffer  für  das  Jahr  1863. 

Durchschnittlich  entfällt  wahrend  des  in  R  »de  stehenden 
Decenniums  auf  eine  der  im  Bürgenueister-Bur(»au  vorgekom- 
menen „vorübergehenden"  Betheilungen  der  Betrag  von  8  fl.  5  kr., 
also  das  Doppelte  von  den  bei  den  Armeninstituten  und  im 
Armendepartement  auf  diese  Betheihingen  verw(»ndeten  Beträgen. 
Ko  Ursache  davon  ist  hauptsachlich  darin  zu  suchen,  dass  in 
«liesem  Bureau  öfters  auch  rnterstützungen  in  grösseren  Beträgen 
ansgetheilt  wurden,  insbesondere  an  arme  Gc^schäftsleute,  welchen 
ilnreh  solche  momentane  Hilfe  aufgeholfen  werden  konnte. 

Nebst  den  hier  ausgewiesenen  Geldunterstfitzungen  wurden 
im  Bureau  des  Bürgenneisters  aber  auch  bedeutendi^  Beträge, 
zum  Ankauf^^  von  Brennmaterialien  verwendv»t,  welche  durch 
<lio  Gemeindebezirksvorstehungen  zur  Vertheilung  gelangte».  In 
den  vier  Jahren  1869—1872,  für  welch**  die  bezüglichen  Daten 
gegenwärtig  noch  vorliegen,  st<'!llten  sich  die  Summen,  widcho 
zu  derlei  Brennholzbetheilungen  verwendet  wurden, 

im  Jahre  1869  auf   1.812  fl.  95  kr. 

„     1870     „   12.786  „  10    ,. 

„        „     1871     „   10.304   „  —    „ 

und  „        „     1872     ,,   12.208  ,,  87    ,. 

d)  Was  die  „vorübergehenden  Betheilungen''  in  den  Ge- 
meindebezirken  II — IX  betrifft,  so  muss  vor  Allem  bemerkt 
werden,  dass  in  den  in  der  Tabelle  auf  S(ut(*  23  ausgewiesenen 
Betheilungen  nur  jene  mit  baarem  Gelde  eingestellt  erscheinen. 
In  einzelnen  Bezirken  sind  aber,  wie  aus  der  Tabelle  auf  Seite  37 
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zu  ersehen  ist,  die  durch  Sammlungen,  Spenden,  Ver- 
anstaltung von  Wohlthätigkeits- Vorstellungen  etc. 
aufgebrachten  Summen  mit  ihrem  ganzen  Betrage  den  in  den 
Bezirken  bestehenden  Wohlthätigkeits- Anstalten  zugewendet 
worden,  während  diese  Summen  in  anderen  Bezirken  wieder  ganz 
für  Naturalbetheilungen  verausgabt  wurden.  Es  sind  demnach 
uur  bei  einzelnen  Bezirken  die  in  denselben  eingegangenen 
Spenden  zu  beiderlei  Zwecken,  nämlich  theils  zu  Bethei- 
lungen mit  Baargeld  oder  mit  Naturalien,  und  theils  zur  Unter- 
stützung der  im  Bezirke  bestehenden  Humanitäts-Anstalten  ver- 
wendet worden. 

Werden  blos  die  in  den  Gemeindebezirken  (II — IX)  vor- 
genommenen Betheilungen  mit  baarem  Gelde,  wie  selbe  in  der 
Tabelle  auf  Seite  23  eingestellt  erscheinen,  in  Betracht  gezogen, 
80  ergibt  sich,  dass  in  diesen  Bezirken  im  zehnjährigen  Durch- 
schnitte jährlich  1152  solche  „vorübergehende"  Geldbethei- 
lungen vorgenommen  und  dass  für  dieselbeu  durchschnittlich 
jährlich  3952  fl.  56  kr.  ö.  W.  verausgabt  wurdeu.  Es  entftUt 
somit  nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  ein  Betrag  von 
3  fl.  43  kr.  auf  jede  solche  Betheilung,  welche  in  den  ver- 
schiedenen Gemeindebezirken  (II — IX)  vorgenommen  worden  ist 

Werden  alle  in  den  Gemeindebezirken  II— IX  während 
der  Jahre  1863—1872  für  Zwecke  der  Armenpflege  aufgebrachten 
Summen  in  Betracht  gezogen,  so  erhält  man  über  die  Höhe 
dieser  Summen  und  deren  verschiedene  Verwendung  folgende 
Uebersicht: 


dürftigsten  und  würdigsten  Armen,  uamentlii-li  für  Blinde, 
Amputirte,  Gelähmte  und  solche  Personen,  welche  ohne  persön- 
liche Beihilfe  anderer  Mensehen  nicht  leben  können,  gegründet. 
Es  darf  jedoch  für  diese  6  fl. -Pfründen  ein  jährlicher  Betrag  von 
lO.OOO  fl.,  seit  1869  von  20.000  fl.  ö.  W.  (Gemeinderaths- 
beschluss  vom  14.  Mai  1869),  ohne  vorher  eingeholte  Zustimmung 
des  Gemeinderathes  nicht  überschritten  werden. 

In  der  Regel  wird  zuerst  eine  Pfründe  mit  2  fl.  verliehen.*') 
Da  bei  der  Pfründenbetheilung  immer  von  der  Vorausset/ung 
aasi^egangen  wird,  dass  der  Anne  doch  nicht  von  aller  ander- 
weitigen Hilfe  entblösst,  auf  sich  alleiu  beschränkt  und  ganz 
und  gar  erwerbsunfähig  ist,  sondern  sich  entweder  durch  eigene 
Thätigkeit  noch  etwas  verdienen  oder  von  dc^m  andern,  noch 
rüstigeren  und  gesunden  Ehegatten  unterstiitzt  werden  könne, 
oder  dass  derselbe  bei  Verwandten  oder  fremden  Gutthäterii  noch 
einige  Unterstützung  erhalte,  so  kann  die  VoiTückung  in  <*ine 
höhere  Kategorie  nur  in  dem  Masse  stattfinden,  als  die  voraus- 
gesetzten Gründe  immer  mehr  hinwegfallen,  der  Pfründner 
gebrechlicher  und  ^erwerbsunfähiger  geworden  ist  und  immcT 
mehr  auf  seine  Pfründe  allein  angewiesen  erscheint. 

Um  den  Versorgungsfond  nicht  zu  sehr  zu  belasten,  werden 
Pfründen  von  monatlich  4  fl.,  wenn  nicht  besonders  rücksichts- 
Vördige  Gründe  für  den  Bittsteller  sprechen,  nur  an  Personen 
über  68  Jahre  verliehen. 

Die  Pfründe  von  5  fl.  ist  für  das  höchste  Alter,  wtdches 
die  Praxis")  mit  dem  70.  Lebensjahre  annimmt,  bestimmt.  Die 
Pfründe  von  6  fl.  wird,  wie  bereits  erwähnt,  nur  an  IMinde, 
Amputirte,  Gelähmte  und  an  solche  Individuen  verliehen,  welche 
ohue  persönliche  Beihilfe  anderer  Menschen  nicht  leben  können. 

Da  für   diese  höchste  Pfründe    von   6   fl.    eim^   bestimmte 


*')  §•  ^^  fl^r  Instruction,  (g.   4(i  der  neuen  Vorsclirift.) 

•*)  Nach  §.  4H  der  neuen  Vorschrift  ist   (iie   Pfründe  von  monatlich 

fünf  Gulden  ausdrücklich  für   Personen  im   Alter  von   70  Jahren    aufwärts 

bestunmt. 
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anstalten  abzugeben,  so  haben  di(*  Armen-Institutsvorsteher  ihm 
sein  Pfiründentäfelchen  oder  Büchel  abzunehmen,  dasselbe  bis 
za  seinem  Austritte  aus  der  genannten  Anstalt  aufzubewahren 
nnd  ihm  einen  Meldzettel  zur  Aufnahme  in  dieselbe  auszu- 
fertigen, in  welchem  insbesonders  die  Abhöruummer  und  der 
Püründenbetrag  ersichtlich  zu  machen  sind. 

Die  Pfiründe  ist  an  dem  Tage,  au  welchem  der  Pfrüudner 
in  die  Heil-  oder  Irrenanstalt  aufgenommen  wurde,  einzustellen, 
weil  derselbe  in  der  Anstalt  auf  Rechnung  seiner  Pfründe  ver- 
plegt  wird. 

^  Vom  Tage  des  Austrittes,  welchen  der  Pfründner  durch 
den  Entlassschein  aus  der  Anstalt  nachzuM^eisen  hat,  ist  dio 
Pfründe  wieder  flüssig  zu  machen,  und  es  hat  derselbe  einen 
Rückersatz  von  der  vor  der  Aufnahme  bereits  behobenen  Pfründe 
in  keinem  Falle  zu  leisten. 

Soll  ein  mit  einer  Stiftung  betheilter  Armer  in  eine 
derlei  Anstalt  aufgenommen  werden,  so  ist  demcselben  nebst 
dem  Meldzettel  auch  sein  Stiftungsbüchel  oder  der  betrefi'ende 
Zahlimgsbogen  auszufolgen,  weil  derselbe  Beides  bei  der  Heil- 
anstalt, in  welche  er  aufgenommen  wird,  abzugeben  hat.'*) 

Bei  der  Uebersiedluug  eines  Pfründners  in  einen  anderen 
Armenbezirk  haben  die  Armen  -  Institutsvorsteher  demselben, 
^enn  er  eine  bleibende  Pfründe  hat,  sein  Pfründentäfelehen 
abzunehmen  und  einen  Uebersiedlungszettel  auszufertigen,  in 
^^■<^lchem  anzumerken  ist,  bis  zu  welehem  Tage  demselben  die 
Pfründe  bereits  ausbezahlt  wurde.  Dem  mit  einer  zeitlichen 
Pfründe  Betheilten  ist  ebenfalls  ein  Uebersiedlungszettel  mit 
Angabe  der  Zeit,  bis  zu  welcher  ihm  die  Pfründe  ausbezalilt 
^^nrde,  auszufertigen,  sein  Pfründenbüehel  aber  zu  belassen. 
Zugleich  ist  jedem  solchen  Pfründner  zu  bedeuten,  dass  er  sieh 
^Ishald  bei  dem  Armen-Institutsvorsteher  des  iRueu  Armenbezirkes 
rnit  dem  besagten  Zettel  zu  melden  habe. 


■■**)  §.  21  der  Instruction,  (i^.  S7  ilcr  neutMi   V'taäcliril'r.) 
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theilung  im  Durchschnitte  deu  Betrag  von  1  fl.  27  kr.  erforderte. 
Dieser  Durchschnittsbetrag  wird  jedoch  dadurch  bedeutend  alterirt, 
dass  bei  Ermittlung  des  für  die  Nataralbetheilung  yerausgabteD 
Betrages  jene  Summen  unberücksichtigt  bleiben  mussten,  welche    , 
den  Werth  der  in  natura  gemachten  Spenden  (nameHtlich  tob    j 
Holz  und  Kohlen)  zu  repräsentiren  hätten.    Wenn  dieser  Werft    - 
bekannt  gewesen  und  in  die  Rechnung  eingestellt  wonlen  wäre, 
so    \nirde    sich    dadurch    der    angegebene    Durchschnittsbetrag 
namhaft  erhöht  haben. 

In  den  Summen  jeuer  Beträge,  welche  in  den  einzelnen 
Bezirken  in  dem  Decennium  1863—1872  für  Zwecke  der  Armen- 
j)flege  aufgebra(rht  wurden,  zeigt  sich  eine  auffallend  grosse 
Verschiedenheit.  Es  variirt  die  Höhe  dieser  Beträge  zwischen 
3.000  fl.  im  VIII.  Bezirke  und  56.000  fl.  im  IV.  Bezirke.  Nach 
der  Höhe  dieser  Beträge  raugiren  die  einzelnen  Bezirke  in  auf- 
steigender Ordnung  wie  folgt: 

VIII,  V,  VIL  HL  VI,  II,  IX,  IV. 

Ebenso  verschieden  wie  die  Beitragshöhe  war  auch,  wie 
bereits  erwähnt  wurde,  die  Verwendung  der  aufgebrachtem 
Summen  in  den  einzelnen  Bezirken. 

hu  II.  Bezirke  (Leopoldstadt)  wurden  diese  wohlthätigeii 
Spenden  lediglich  dem  in  diesem  Bezirke  befindlichen  Gruml- 
armenhause  und  dem  Leopoldstädter  Kinderspitale  zugewendet. 
In  dieseni,  sowie  im  \1II.  Bezirke  (.Josefstadt)  sind  während 
des  ganzen  Decenniums  1863 — 1872  gar  keine  Betheilungen 
mit  „Naturalien"  vorgenommen  worden. 

Im  VI.  Bezirke  (Mariahilf)  und  im  VII.  Bezirke  (Neubau) 
erscheinen  dagegen  die  aufgebrachten  Beträge  beinahe  aus- 
schliesslich der  Naturalbetheiiung  gewidmet. 

Ueberhaupt  ist  die  Zahl  der  Natural betheilungen  in  allen 
Bezirken,  in  welchen  solche  vorkamen,  mit  Ausnahme  des 
III.  Bezirkes  (Landstrasso)  bedeut(*nd  grösser  als  jene  der 
Betheilungen  mit  baarem  Geld(\ 

Die  Anzahl  aller  in  den  Gemeindebezirkeu  II— IX  Vi^r- 
genommenen    Betheilungen    mit    Geld    sowohl    als    mit 
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Katuralieu  betrug  im  Decenniiim  1863—1872  60.770,  wovon 
49^45,  also  Siy^  auf  Betheilungen  mit  „Naturalien^  und  11.525, 
a^so  nur  19*/,  auf  Betheilungen  in  „Geld"  entfielen. 

Bezüglich  der  bei  den  „Pfan'-Armeninstituten".  <iann  im 
«Armendepartemeut"  des  Magistrat(^s  und  bei  d(?n  „Gemeinde- 
b?ziTken'*  11 — IX  während  der  Jahre  1863 — 1 872  vorgekommt^nen 
^Torfibergehenden"  Betheilungen  in  Geld  zeigt  sich,  wenn  die 
Hauptsummen  dieser  Betheilungen  und  der  hieffir  verausgabtiMi 
Be^e  in  Betracht  gezogen  werden,  eine  ziemlichem  Gleichförmig- 
keit hinsichtlich  der  Höhe  der  auf  die  einzelnen  Betheil uugsarto 
diirchschnittlich  verwendeten  Beträge,  da  dieselben,  wii»  aus  d(Mü 
bereits  Angeführten  hervorgeht,  nur  zwischen  3  fl.  67  kr.  und 
3  fl.  43  kr.  variiren. 

Wi^rden  aber  die  einzelnen  Bezirke  einzeln  in  Betracht 
paogen,  so  zeigen  sich  in  der  Höhe  der  durchschnittlich  auf 
rinen  Betheilungsact  verwendeten  Beträg(^  sogleich  bedeutende 
Kffen»uzen. 

Es  entfielen  nämlich  nach  dem  zehnjährigen  DurchsclmittJ 
»üf  eine  ^vorübergehende"  Betheilung  in  Geld 

im      III.  Bezirke  1  fl.  95  kr.  0.  W. 
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Die  Höhe  der  in  den  einzelnen  Bezirken  auf  einen  Bethei- 
lungsact durchschnittlich  verwendet(?n  Beträge  sti^igt,  so  wie  sich 
feZahl  der  betheilten  Personen  v(?rmindert,  und  ist  am  höchsten 
io  jenen  Bezirken,  in  welchen  die  Menigsteii  Personen  solche 
Bc^theilungen  erhielten. 

Werden  schliesslich  die  bei  den  ,.Pfarr-Arraeuinstituten" 
(ItT  einzelnen  Bezirke  vorgenommenen  „vorübergehenden"  Bethei- 
Inngen  zu  den  in  den  verschiedenen  „Gemeindebezirken"  vor- 


42 

gekommeneu    Betheilungen  mit  „Geld  und  Naturalien"  hinzu- 
gerechnet,  so  ergibt  sich,  dass 

im     IL  Bezirke  durchschnittlich  in  einem  Jahre    233 
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und    „    IX.        „  „  „ 
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Betheilungen  vorgenommen  worden  sind. 

Eine  Proportioniruiig  der  Summen  dieser  Betheilungeu-j 
auf  die  Einwohnerzahl  der  ei nzel neu  Bezirke,  wie  eine  solche 
bei  den  von  den  Armeninstituteu  vorgenommenen  Geldbethei- 
lungen versucht  wurde,  erscheint  hier  aus  zweierlei  Gründen 
nicht  augezeigt. 

Einerseits  deswegen,  weil  —  wie  schon  erwähnt  —  «Uej 
Diflf^^renz  in  der  Höhe  der  von  ilen  verschiedenen  Bezirken  auf-j 
gebrachten  Beträge  eine  sehr  bedeutende  und  durch  die  ZaUj 
und  die  materielle  Lage  der  Bewohner  der  betreflFenden  Bezirke ^ 
nur  zum  Theile  zu  erkhireu  ist.  So  sind  z.  B.  der  VIIL  und  -~ 
IV.  Bezirk  bezuglich  der  Zahl  und  Wohlhabenheit  ihrer  Ein- 
wohner wohl  nicht  so  weit  von  einander  verschieden,  dass  sieh 
aus  dieser  Verschiedenheit  allein  erklären  Hesse,  warum  im 
VIIL  Bezirke  während  des  Decenniums  1863  —  1872  mir 
3000  fl.  ö.  W.  für  die  Armenpflege,  im  IV.  Bezirk  dagegeu 
50.000  fl.  für  <liesen  Zweck  aufgebracht  worden  sind. 

Andererseits  ist  aber  auch  die  Verwendung  der  von  deP 
einzelnen  Bezirken  aufgebrachten  Beträge  wieder  eine  so  ver- 
schiedene, dass  die  Summe  der  in  denselben  vorgenommeueiB 
Betheilungen  zur  Proportionirung  mit  der  Bezh'ksbevölkerung' 
nicht  als  geeignet  angesehen  werden  kann. 

e)  Endlich  sind  noch  die  von  Seite  der  Directionen  der 
verschiedenen  Krankenhäuser  vorgenommenen  Betheilungeü 
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„TOriLbergeheuder-'  Art  zu  besprutlien,  über  wvMu-  «Üe  fülfc'emL- 
Tabi'lle  die  erforderliche  Uebersulil  bietet. 
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Wie  aus  der  vorstellen  Jen  Ziisaiumuiistellimg  crsk-htlich 
ist,  wechselte  in  di-ii  au^eführteti  vier  Krank eiiliilusern  die  Zahl 
tl«r  betheilteu  Personen  iu  deu  eiiineliieii  Jahren  des  Dvcenniiims 
1663—1872  sehr  bedeuteiid. 

Auf  (las  k.  k,  al!geiui.'in«  KnuikciihauM,  als  ilas  {^rössle 
hdiI  aiti  meisten  besuchte,  lilllt  natürLicher  Weise  auch  di<- 
piisste  Anzahl  von  k'theiltt^u  Persoiii'u. 

Nach  deiu  zehnjährigen  Durclisrhuittc  nninleu  in  den 
vier  öffentlichen  Wiener  Kraukenhäusern  znsannuen  jjlhrliirli 
1628  Personen  bei  ihrem  .lusti-ittc  ans  di'iii  Krankeuliause  aiii' 
Wti'u  „des  allgemeinen  ViTSorgnngsfondes"  lietheilt,  wovun 
1000,  also  mehr  als  QV'/^  auf  da.s  allgom.  Krankenhaus  eult'allen. 

Die  B'ftheiluug  dieser  Personen  erforderte  dnrehsehnittlicli 
äXX)  fl.  in  jedem  einzelnen  Jahre.  Die  auf  die  einzelnen  liethei- 
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limgeu  verwendeten  Beträge  variiren  —  der  Durchschnitts- 
rochuung  zu  Folge  —  zwischen  80  kr.  ö.  W.  in  dem  Kranken* 
hause  „Rudolfstiftung**  und  1  fl.  40  kr.  ö.  W.  im  allgemeine! 
Kraukeuhause  und  im  Krankenhause  der  barmherzigen  Brüd«. 
Im  Kraukenhause  Wiedon  entfällt  auf  eine  Betheilung  nach  dem 
zehnjährigen  Durchschnitte  1  fl.  OB  kr.  ö.  W.  — 

Werden  schliesslich  die  Daten  der  letzten  Rubrik  def; 
Tabelle  auf  Seite  23  in  Betracht  gezogen,  so  zeigt  sich,  da» 
die  Zahl  der  während  des  Decenniums  1863 — 1872  im  Wiener.. 
Armeubezirke  vorgenommenen  „vorübergehenden"  Geldbethei-> 
hingen  in  den  einzelnen  Jahren,  mit  Ausnahme  des  Jahres  186M 
eine  ziemlich  constante  blieb  und  von  der  für  dieses  Decennium'^? 
sich  ergebenden  Durchschnittszahl  von  36.200  nicht  bedeutend 
abwich. 

Im   Ganzen    wurden  im   Wiener  Armenbezirke    während 
(kn-  Jahre  1863—1872  im  Durchschnitte  jährlich  122.852  fl.  35  kr. . 
für  „vorübergehende"  Geldbetheilungen  verausgabt,  wonach  ein 
Betrag  von  3  fl.  39  kr.  o.  W.  auf  je  einen  dieser  Betheilungs- 
acte  (*ntfiel. 

Iliezu  sind  aber  noch  die  Fälle  zu  rechnen,  in  welchen 
die  Betheilung  mit  Naturalien  geschah.  Die  Zahl  dieser  in  den 
Bezirken  II — IX  vorgekommenen  Betheiluugslalle  betrug  durch- 
schnittlich jährlich  4924  und  es  entfallt  auf  dieselben  im  Durch- 
schnittv^i  ein  Betrag  von  jährlich  6267  fl.,  wobei  die  in  natura 
eingelangten  Spenden  —  wie  bereits  erwähnt  —  ungesehätzt 
blieben,  und  daher  in  die  Rechnung  nicht  einbezogen  werden 
konnten.  Von  den  im  Bureau  des  Bürgermeisters  eingelaufenen 
Geldspi'uden  wurden  nach  dem  Durchschnitte  der  Jahre  1870 — 1872 
jährlich  11.766  fl.  für  die  Betheilungen  mit  Brennholz  veraus- 
gabt und  es  dürfti»  Ab  Zahl  der  damit  Betheilten  im  Durch- 
schnitte jährlich  1180  betragen,  welche  aber  in  der  Zahl  di*r 
von  Seite  der  Bezirksvorstehungen  mit  Naturalien  betheilten 
Personen  bereits  mitinbegrilFen  ist.  Werden  diese  Naturalabth«n- 
lungen  sohin  zu  den  früher  ausge\^nesenen  Geldbetheilungen  hinzu- 
gerechnet, so  ergibt  sich  für  die  aus   öffentlichen  Mitteln 


45 

;Torgenommonen  „vorübergehtMiden"  Bethoiluiigeu  ein«* 
ifthrlicho  DnrchschuittszitYor  von  41.124. 

Dii'^  Summe  der  Ausgaben  für  diese  Bethoilungou 

(mit  Ansschlnss  der  den  verschiedeneu  Humanit&tsaustaltcn  aus 

den  in  den  einzelnen  B'.>zirkeu  aufgebrachtem  Beträgen  jährlicli 

tQge^wendeten  Summe  von  durchschnittlich  7019  fl.)  beläuft  sich 

ueh  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  der  Jahre  1863—1872  jähr- 

Ikh  auf  140.826  fl.  14  kr.,  welcher  Betrag  sich  nach  Hinzu - 

ledinung  einer  aus  den  Interessen  von  446  verschiedenen  Armeu- 

fläftangen  jährlich  fliessenden  und  zur  „vorübergehenden"  Bethei- 

hu^  Armer   verwendeten  Summe   von    89.202  fl.    79    kr.    auf 

230.088  fl.  93  kr.  erhöht. 

3.  Die  zeltliche  Armenbethellnng. 

Verschiinlen  von  den  bisher  besprochenen  „vorüber- 
gehenden" Geldaushilfen  sind  jene  Unterstützungen  in  Geld, 
welche  einen  mehr  continuirlichen  (vharakter  haben  und  darin 
bestehen,  dass  dem  Armen  monatlich  ein  bestimmter  Betrag 
«Qsbezahlt  wird. 

Diese  Unterstützungsbeträge  fuhren  den  Namen  „Pfründen" 
wkI  werden  in  zeitliche  und  dauernde  (bleibende)  Pfrün  den 
eiogetheilt. 

Die  zeitlichen  Pfründen  werden  nur  auf  eine  bestimmte 
Zeit  verliehen,  und  sind,  wenn  nach  Ablauf  dieser  Zeit  die 
Traache,  wegen  welcher  sie  verliehen  wurden,  noch  fortbesteht, 
entsprechend  zu  verlängern.  Die  mit  einer  zeitlichen  Pfründe 
Betheilten  erhalten  ein  Pfründenbüchel,  in  welchem  nebst  dem 
Namen  des  Betheilten  und  dessen  Abhörnummer  **)  auch  die 
Zeit,  für  welche  der  Pfründenbezug  zu  dauern  hat,  vorgeschrieben 
Verden.  '*) 


**)  Siehe  das  in  der  I.  Abtlieilunj^:  dieses  Werkes  auf  Seite  :U  rib(»r 
Jw  -Abhörung"  Üesagte. 

**)  §.  14  der  Instruction  (§.  88  der  neuen  Vorschrift).  Diese  Büchel 
»enlen  von  der  städtischen  Buchhaltung  ausgefeitigt  und  den  Aiinen- 
iBMitiitsvorstehem  über  Einschreiten  derselben  zugemittelt. 
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Diese  zeitlichen  Pfröoden  werden  verliehen:  *•) 

a)   bei    lange    andauernden    Krankheiten    und    in  Fäll< 
anderer  lange  andauernder  Bedrängnisse:  dann 
h)  als  Erziehungsbeiti'äge '")  und 
c)  als  Waisenpfründen. 

a)  In  Fällen  erster  Art  konneu  mit  Rücksicht  auf  4 
Grösse  des  Bedrängnisses  Pfründen  von  monatlich  zwei  bis  du 
Gulden  und  in  besonders  rucksichtswfirdigen  Fällen  auch  ra 
vier  Gulden  ö.  W.  verliehen  werden. 


Teber  die  Zahl  der  aus  diesen  Gründen  wahrend 
Jahrzehnts  1863 — 1872  verliehenen  zeitlichen  Pfründen  köQn« 
keine  ziflfermässigen  Angaben  ginnacht  werden,  weil  die  „zeit- 
lichen" und  die  „dauernden"  Pfründen  bisher  nicht  abgeson- 
<lert  verbucht  worden  sind  und  auch  die  nachträgliche  Aus- 
scheidung der  ersteren  keinen  sicheren  Erfolg  versprechen  würde 
da  viele  Abhörbügen  aus  früheren  Jahren  bereits  scartirt  sind 
Die  Zahl  der  hier  in  Rede  stehenden  zeitlichen  Pfründen  erschein 
daher  in  den  Ziffern  der  auf  Seite  57  und  folgende  befindliehei 
Tabelle  über  die  Pfründen  überhaupt  mit  inbegriffen. 

h)  In  der  Form  von  „Erziehnngsbeiträgen"  Merdei 
zeitliche  Pfründen  und  zwar  mit  monatlich  zwei  Gulden  ö.  W 
für  ein  Kind  bemessen  und  verliehen,  wenn  in  den  sub  a)  auf 
geführten  Fällen  der  Hausvater  mit  mehreren  Kindern  belast< 
ist  und  weder  er  noch  seine  Frau  die  Familie  wegen  des  p 
dachten  Bedrängnisses  zu  erhalten  im  Stande  sind,  oder  wel 
ein  Elterntheil,  insbesondere  der  Vater,  als  krank  in  ein  Krankei 
haus  aufgenommen  oder  verhaftet  oder  in  ein  Versorgungshai 
untergebracht  wurde,  so  dass  die  Obsorge  für  die  Kinder  n 
dem  einen  ohnehin  in  dürftigen  Umständen  lebenden  Elteri 
theile  obliegt. 


»«)  §.  12  der  Instruction.  (§.  40  der  neuen  Vorscluiü.) 

*')  In  der  neuen  Vorschrift  wurde  anstatt  der  Bezeichnung  ,.Eni 
hungsbeitrage"  der  Ausdruck  „Unterstützungsbeiträge^  aufgenomme 
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Tür    uneheliche  Kinder,    welche    entweder    ausser  dem 

Vebärhause  geboren  oder  welche  von  der  Mutter  gegen  Rovers 

vom  Findelhause  übernommen  wurden,  werden  Erziehungsbeiträge 

Aum   gegeben,    wenn    diese  Kinder  in    der   mütterlichen    oder 

i  ^ossmütterlichen  Pflege  sich  befinden   und  Mutter  und  Gmas- 

mutter  mittellos  sind/*) 

Solehe  Erziehungsbeiträge  zu  2  fl.  monatlich  wurden  aus- 
bezahlt 


im  Jahre  1863 

für 

792  KiDder 
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•w        » 
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r        V 

1865 

w 

877 

«? 

»• 

•• 

9« 

21.048  „ 

*•       r 
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r        « 
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T       r 
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•• 

•• 

•  « 

99 

22.584  .. 

T        n 
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•• 
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?• 
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21.984  ,. 

r        r 

1871 

»? 

894 

j? 

9? 

•  • 

9» 

21.456  „ 

»        r 

1872 

» 

865 

w 

55 

5? 

99 

20.760  ,. 

1863— 1872  für  9.075  kindcr  im  Gcsamrolbetrage  von  217.800  fl. 
Aler  ii  iOjihrig.  Durcbschnille     907      „     ,,  ,.  „      21.780  ., 

c^  Für  solche  eheliche  Kinder,  wi^ch  '  durch  ilnvs  Vaters 
Tod  Waisen  geworden  sind,  werden  —  wenn  di»ren  Mütter 
mittellos  sind,  zeitliche  Pfründen  als  „Waisenpfründen"  mit 
-dem  Betrage  von  monatlich  drei  (luldeu  dsUtrw  Währung  vor- 
liehen. *•) 

Derlei  Waisenpfründeu  zu  3  fl.  monatlich  wurden  aus- 
J)ezahlt: 


**)  §.  12  der  Instruction.  (§.  i\  der  neuen  Vorschrift.) 

*•)  §.  18  der  Instruction.  (§.  2.3  der  neuen  Vorschrift.  Nach  diesem 
P&ragraph  sind  zur  Erlangung  der  Waisenpfründeu  die  Annuth  und  Ilei- 
vuitsberechtiguDg',  sowie  der  Nachweis  erforderlich,  dass  die  Mutter  kein 
^»esteuertes  Gewerbe  betreibt.) 
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2.134  Kinder  w  Gesualktnge  m    76.8: 
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99  ••  99  9> 


99  ••  99  99 

99  99  99  99 

99  99  99  99 

99  n  99  99 


1863—1872  für  21.480  Kinder  im  Gesanrntbetrage  von  773.2£ 
(lahcr  im  iOjähr.  DurchschniUe        2.148     „     ,,         „  99     77.3S 

Dii^  Zahl  der  Waisenpfruuden,  welche  während  ( 
zehn  Jahre  zur  Auszahlung  kamen,  blieb,  wie  die  vorste' 
Zusammenstellung  zeigt,  in  den  einzelnen  Jahren  b( 
ganz  gl(üch. 

V(Tgleicht  man  die  Zahl  der  „Waisenpfründen"  mit 
d(T  „pjrziehungsbeiträge",  so  ergibt  sich,  dass  durchschn: 
jährlich  mehr  als  doppolt  so  viel  Waisenpfründen  als  Erzieh 
beitrage  ausbezahlt  wurden. 

Bei  der  Ausbezahlung  der  Erziehungsbeiträge  sowoh 
der  Waisenpfründen  muss  stets  der  ordentliche  Schulbe 
und  ein  guter  Fortgang  der  Kinder  in  der  Schule  ai 
wiesen  werden. 

Die  Erziehungsbeiträge  werden,  so  wie  die  Waisenpftii 
nur  für  Kinder  unter  dem  Normalalter,  d.  h.  an  Ki 
welche  das  12.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  haben,  verlieht 

Die  Erziehungsbeiträge  werden  mit  Ausnahme  jener 
die  unehelichen  Kinder,'*)  mit  Rücksicht  auf  die  Ursache 


••)  §.  13  der  Instruction.  Nach  §.  H  der  neuen  Vorschrift  ii 
14.  Lebensjahr  (mit  welchem  die  Schulpflicht  des  Kindes  endigt)  als  (] 
des  Normalalters  angegeben. 

»')  Nach  §.  24  der  neuen  Vorschrift  werden  die  Unterstütz 
betrage  sowohl  für  „eheliche"  als  für  „uneheliche"  Kinder  auf  die  ] 
eines  halben  oder  ganzen  Jahres  verliehen. 
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Was  die  Betheilung  mit  Pfründen  aus  dem  Landwehr- 
fonde  •■)  betrifft,  so  w^rde  bereits  bei  Besprechung:  dieses 
Fondes  in  dem  Absätze  „Mittel  für  die  öffentliche  Armenpflege" 
im  I.  Theil  dieses  Werkes,  Seite  127,  erwähnt,  dass  die  Zahl 
^er  Pfründner  dieses  Fondes  aus  den  dort  angeführten  Gründen 
fortwährend  im  Abnehmen  begriffen  ist. 

Für  die  Jahre  1863  —  1866  war  die  Zahl  der  Landwehrfonds- 
pfiründner  nicht  mehr  zu  ermitteln,  weil  die  betreffenden  Bethei- 
lungsbücher  bereits  scartirt  waren:  es  konntiMi  daher  für  dii^se 
4  Jahre  nur  die  Summen  der  zur  Betheilung  verausgabten  Beträge 
Terzeichnet  werden. 

Diese  Summen  stellten  sich  im  Jahre  1863  auf  6.155  fl. 
54  kr.,  1864  auf  7.885  fl.  25  kr.,  im  Jahre  1865  auf  6.307  fl. 
«4  kr.  und  pro  1866  auf  6.849  fl.  03  kr. 

In  den  darauffolgenden  Jahren  wurdeu  betheiit  und  zwar: 

ii  Jahre  1867 42  Pfriindner  inil  dem  Belrajie  Ton  5.519  fl.  36  kr. 

9,     „     löoo i>ö        ,9      „      ..        ..         ..   ■^.•Jni-)   „   oU    ,. 

1869 28       ,.     ,.     ,.      ..       ..  5.212  ,.  17    ,. 

1870..    .23       ,.     „     „      ..       ,.  5.884  „  60    „ 

„    „    1872 20       „     „     „      „       „  5.284  „  53    „ 

Nach  dem   Durchschnitte   der  Jahre   1863 — 1872   wurden 

daher   aus    dem    Landwehrfonde    jährlich    5915  fl.    24  kr.    für 

^Pfründen"  verausgabt.  — 

Der  Stand  der  von  der  Bürgerspital  -W'irthschaftscommissiou 

im  eigenen  Wirkungskreise  verliehenen  Pfründen  aus  demBürger- 

spitalfonde  war   während   der  Jahre  1863 — 1872  folgender: 

*")  Als  Ergänzung"  dor  auf  Seite  123  n.  fliifde.  di'.s  I.  Tbeik-.^  diese> 
Werkes  angeführten  historischen  Daten  filxT  die  Veiwaltiniu'  nn«l  Verwen- 
-dung  des  „Wiener  Landwohrfondes"  ist  hier  noch  )»ei/.utVig-en.  «iass  die  auf 
-Seite  129  des  I.  TheiU\s  angeführten  Antrage  des  Magistrates  l)etretfs  der 
kÜDÜigen  Verwendung  dieses  Fondes  vom  (iemeinderathe  in  seiner  Sitzung 
vom  11.  April  187f»  zum  Beschlüsse  erhohen  wurden.  Nur  von  der  Errich- 
tung eines  Stiftbriefes  wurde  nach  dem  (iemeinderaths- Beschlüsse  vom 
iS.  November  1878  Umgang  genommen,  da  durch  Documente  genügend 
sichergestellt  ist,  wie  der  Fond  entstanden  und  wie  derselbe  zu  verwenden  sei. 
J^Iit  Statthalterei - Erlass  vom  30.  November  1878,  Z.  3:i.ll8,  wurde  bekannt 
gegeben,  dass  dieselbe  ebenfalls  von  der  Errichtung  eines  Stit\briefes  absehe. 
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dürftigsten  und  würdigsten  Armen,  namentlich  für  Blinde, 
Ampatiite,  Oel&hmte  und  solche  Personen,  welche  ohne  persön- 
liche Beihilfe  anderer  Menschen  nicht  leben  können,  gegründet. 
Es  darf  jedoch  für  diese  6  fl.-Pfründen  ein  jährlicher  Betrag  von 
10.000  fl.,  seit  1869  von  20.000  fl.  ö.  W.  (Gemeinderaths- 
besehluss  vom  14.  Mai  1869),  ohne  vorher  eingeholte  Zustimmung 
des  Gemeinderathes  nicht  überschritten  werden. 

"  In  der  Regel  wird  zuerst  eine  Pfründe  mit  2  fl.  verliehitn.") 
Da  bei  der  Pfründenbetheilung  immer  von  der  Voraussetzung 
aase;egangen  wird,  dass  der  Arme  doch  nicht  von  aller  ander- 
veitigen  Hilfe  entblösst,  auf  sich  allein  beschränkt  und  ganz 
und  gar  erwerbsunfähig  ist,  sondern  sich  entweder  durch  eigene 
Thätigkeit  noch  etwas  verdienen  oder  von  dem  andern,  noch 
rüstigeren  und  gesunden  Ehegatten  unterstützt  werden  könne, 
oder  dass  derselbe  bei  Verw^andten  oder  fremden  Gutthätern  noch 
einige  Unterstützung  erhalte,  so  kann  die  Vorrückung  in  eine 
höhere  Kategorie  nur  in  dem  Masse  stattfinden,  als  die  voraus- 
gesetzten Gründe  immer  mehr  hinwegfallen,  der  Pfründner 
gebrechlicher  und  erwerbsunfähiger  geworden  ist  und  immer 
mehr  auf  seine  Pfründe  allein  augewiesen  erscheint. 

Um  den  Versorgungsfond  nicht  zu  sehr  zu  belasten,  werden 
Pfründen  von  monatlich  4  fl.,  wenn  nicht  besonders  rücksichts- 
iiTirdige  Gründe  für  den  Bittsteller  sprechen,  nur  an  Personen 
über  68  Jahre  verliehen. 

Die  Pfründe  von  5  fl.  ist  für  das  höchste  Alter,  welches 
die  Praxis  ")  mit  dem  70.  Lebensjahre  annimmt,  bestimmt.  Die 
Pfründe  von  6  fl.  wird,  wie  bereits  erwähnt,  nur  au  Blinde, 
Amputirte,  Gelähmte  und  an  solche  Individuen  verliehen,  welche 
ohne  persönliche  Beihilfe  anderer  Menschen  nicht  leben  können. 

Da  für  diese  höchste  Pfründe    von  6  fl.   eine  bestimmte 


•')  §.18  der  Instruction.  (§.  46  der  neuen  Vorsclirift.) 

••)  Nach  §.  46  der  neuen  Vorschrift  ist  die  Pfründe  von  monatüch 

fünf  Gulden  ausdrücklich  für  Personen  im  Alter  von  70  Jahren   aufwärts 

Wstimmt. 
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aiurtilteii  abzQgeben,  so  haben  die  Armen-InstitatHYorsteher  ihm 
sein  Pfrfindentftfekhen  oder  B^hel  abznnehmen,  dasselbe  bis 
zfl  seinem  Austritto  ans  der  genannten  Anstalt  aufeubewahren 
nnd  ihm  einen  Meldzettel  znr  Aufnahme  in  dieselbe  auszu- 
fertigen, in  weleh^  insbesondere  die  Abhörnummer  und  der 
PMndenbetrag  tt'sichtlieh  zu  machen  sind. 

Die  Pfiründe  ist  an  dem  Tage,  an  welchem  der  Pfründnor 
in  die  Heil-  oder  Irrenanstalt  aufgenommen  wurde,  einzustellen, 
feil  derselbe  in  der  Anstalt  auf  Rechnung  seiner  Pfinlnde  ver- 
pJegt  wird. 

^  Vom  Tage  des  Austrittes,  welchen  der  Pfründner  durch 
d(*D  Entlassschein  aus  der  Anstalt  nachzuweisen  hat,  ist  die 
PfrüDde  wieder  flüssig  zu  machen,  und  es  hat  derselbe  eim^u 
Rackersatz  von  der  vor  der  Aufnahme  bereits  behobenen  Pfründe 
in  keinem  Falle  zu  leisten. 

Soll  ein  mit  einer  Stiftung  betheilter  Armer  in  eine 
derlei  Anstalt  aufgenommen  werden,  so  ist  demdelbeu  nebst 
dem  Meldzettel  auch  sein  Stiftungsbüchel  oder  der  betreffende 
Zahlungsbogen  auszufolgen,  weil  derselbe  Beides  bei  der  Heil- 
Mstalt,  in  ^reiche  er  aufgenommen  wird,  abzugeben  hat.**) 

Bei  der  üebersiedlung  eines  Pfründners  iu  einen  anderen 
Armenbezirk  haben  die  Armen  -  Institutsvorsteher  demselben, 
venn  er  eine  bleibende  Pfründe  hat,  sein  Pfründentäfeleheu 
abzunehmen  und  einen  Uebersiedlungszettel  auszufertigen,  iu 
welchem  anzumerken  ist,  bis  zu  welchem  Tage  demselben  die 
Pfründe  bereits  ausbezahlt  wurde.  Dem  mit  einer  zeitlichen 
Pfründe  Betheilten  ist  ebenfalls  ein  Uebersiedlungszettel  mit 
Angabe  der  Zeit,  bis  zu  welcher  ihm  die  Pfründe  ausbezahlt 
wurde,  auszufertigen,  sein  Pfrüudenbüchel  aber  zu  belassen. 
Zugleich  ist  jedem  solchen  Pfründner  zu  bedeuten,  dass  er  sieh 
alsbald  bei  dem  Armen-Institutsvorsteher  des  utueu  Armenbezirkes 
mit  dem  besagten  Zettel  zu  melden  habe. 


•***)  §.  21  der  Instruction.  (§.  87  der  neuen  Vorschrift.) 


bezeichneten  Jahre  1.276  Pfründen  mit   einem  Eostenaufuraa^BLe 
von  110.977  fl.  20  kr.  ö.  W.  entfallen.  — 

Aus  dem  Hofspitalfonde  wurden  —  entsprechend  d^TOi 
bereits  auf  Seite  161  des  I.  Theiles  dieses  Werkes  erwähnt^i^i 
Ministerial-Erlasse  vom  10.  Juni  1862,  Z.  6623  —  j&hrli^z!5l 
40  Personen  mit  Pfründen  betheilt  und  es  betrugen  die  Ang=^' 
lag^i  hiefür 

im  Jahre  1863   479  fl.  62  kr. 

„       „  1864   1000  „   62  „ 

„       „  1865     1188  „  60  „ 

„       „  1866 1865  „  —  ^ 

,.       „  1867   1892  „  —  „ 

„       „  1868  2420  „  20  „ 

„       „  1869     2103  „   80  „ 

„       „  1870   2008  „  60  „ 

„  •„  1871    2339  „  50  „ 

„       „  1872   2529  „  —  „ 

und  im  zehnjährigem  Durchschnitte 1782  fl.  69  kr. 

Aus  dem  Landbruderschaftsfoude  endlich  ist  vom 
Jahre  1863 — 1868  uur  eine  Persou  mit  einer  Pfmnde  von  jähr- 
lich 14  fl.  6  kr.  unterstützt  wordcm.  Nacli  dem  Erlösehen  dieser 
Pfründe  im  Jahre  1868  (durch  freiwillige  Resignation  der 
Betheilten)  wurde  keim^  weitere  Fk^heilung  aus  diesem  Fonde 
mehr  vorgenommen,  sondern  dessen  Erträgniss  ausschliesslich 
zur  Bestreitung  der  Auslagen  für  die  Vei*j)flegung  der  auf  Kosten 
dieses  Foudes  in  Versorgungshäuseru,  Irrenanstalten,  Waisen- 
häusern und  im  Taubstummen-  oder  Blindeuiustitute  unterge- 
brachten Personen  verwendet.  — 

Werden  schliesslich  sämmtliche  aus  den  sechs  genannten 
Fonden  während  der  Jahre  1863 — 1872  gezahlten  Pfründen 
zusammeugefasst,  so  erhält  mau  noch  folgende  Ziffern.  Es  wurden 
theils  als  „zeitliche",  theils  als  „dauernde"  Pfründen  im  Ganzen 
ausbezahlt: 


OD 

bezeichneteu  Tage  an  der  Ersatz  der  uugebührlieh  behobeueu 

Pfründenbeträge  au  deu  Versorguugsfond  zu  leisten.  Nur  wenn 

diir^   andere  Pfründe   oder  Stiftung   dem  Pfrüudner  mit   dem 

«usdrücklicheu  Bemerken  bewilligt  wurde,  dass  ihm  dieselbe  zu 

seiner  bisherigen  Pfründe  verliehen  werde,  wird  ihm  diese  letzten.^ 

nicht  eingestellt 

Wenn  einem  Pfründner  nachgewiesen  werden  kann,  dass 
er  schon  zur  Zeit  der  Pfründen  Verleihung  ein  Venuögen  besessen 
hat,  deasen  jährliches  ErtrÄgniss  den  Betrag  einer  Pfründe  von 
muuatlich  zwei  Golden,  d.  i.  jährlich  vierundzwanzig  Gulden  ö.W. 
erreicht,  so  hat  er  alle  aus  dem  V(*rsorgungsfonde  genossenen 
Bezüge  zu  ersetzen  und  es  ist  ihm  die  Pfründe  nur  dann  noch 
zu  belassen,  wenn  das  übrig  gebliebene  Vennögen  nicht  ein- 
mal ein  dem  Jahresbetrage  einer  zwei  Gulden- Pfründe  gleich- 
kommendes Erträgniss  geben  würde. 

Der  Pfründenbezug  erlischt  ferner: 

4.  durch  die  Aufnahme  eines  Pfründners  in  ein  Grund- 
spital oder  in  ein  städtisches  Versorgungshaus. 

In  diesem  Fall«^  wird  die  Pfi'ünde  oder  Stiftung  zu  Gunsten 
Jj^s  allgemeinen  Versorgungsfondes  eingezogen.  In  besonders 
rücksichtswürdigen  Fällen  und  auf  besoudi^res  Ansuchen  der 
aufgenommenen  Person  kann  jedoch  derselben  von  dem  Gemeinde- 
raihe  der  Fortbezug  der  Pfründe  oder  der  Stiftung  auch  in  diesen 
Anstaltcm  gestatt<»t  werden. 

Tritt  ein  Pfründner  aus  einer  solchen  Anstalt  wieder  aus, 
so  muss  er  um  die  Verleihung  einer  Pfründe  neuerdings  ansuchen. 
In  der  Regel  erhält  derselbe  dann  eine  Pfründe,  die  mindestens 
So  hoch  ist  als  jene,  welchem  er  vor  seiner  Aufnahme  in  dii^ 
Anstalt  bezog. 

Weiters  erlöschen  die  Pfründen  noch: 

5.  in  Folge  eines  unsittlichen,  Aergerniss  erregenden 
Lebenswandels  des  Pfründuers  selbst  oder  desjenigen,  zu  dessen 
Händen  di(}  Pfründe  angewiesen  wurde; 
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6.  durch  Abgabe  eines  Pfründners  in  eine  Strafanstalt; 

7.  durch  die  Verehelichung  des  Pfründners,  und  bei  „Waisen- 
pfründon  und  Erziehungsbeiträgen  für  uneheliche  Kinder"  durch 
die  Verehelichung  der  Mutter,  und  schliesslich 

8.  durch  den  Tod  des  Pfründners. 

Wenn  ein  Pfründner  stirbt,  so  gebührt  die  Pfründe  ihm, 
resp.  seinen  Erben  bis  einschliesslich  zum  Todestage.  Pfrüuden- 
reste  nach  verstorbenen  Pfründnern  dürfen  nur  gegen  Beibringung 
des  Abhaudlungsbescheides  an  die  Erben  erfolgt  werden.**) 

Zeitliche  Pfründen  erlöschen,  wenn  die  Zeit,  für 
welche  sie  verliehen  wurden,  abgelaufen,  oder  die  Ursache  beseitigt 
ist,  wegen  welcher  sie  verliehen  wurden. 

Eine  Armeustiftung  endlich  ist  einzuziehen,  wenn  die 
Bedingungen  durch  eine  nach  der  Verleihung  eingetretene  Ver- 
änderung hin  weggefallen  sind. 


Es  folgt  nun  die  übersichtliche  Zusammenstellung  der  aus 
den  sechs  Wohlthätigkeitsfonden,  nämlich:  aus  „dem  allge- 
meineu  Versorguugsfonde",  „dem  Bürgerladfonde,"  „dem  Land- 
wehrfonde,"  „dem  Bürgerspitalfonde,"  dann  „dem  Hofspital-" 
und  „dem  Landbruderschaftsfonde,"  iin  Laufe  des  Jahrzehnts 
1863 — 1872  ausbezahlten  Pfründen,  und  zwar  nach  der  Zahl 
derselben  und  der  Höhe  der  für  dieselben  verausgabten  Be- 
träge. ") 


*-)  §.  20  der  lustruction.  (§.  90  der  neuen  Vorschrift.) 

=•)  Bezüfjdich  dieser  sechs  Fonde  ist  bereits  früher  (Seite  1.34  dor 
I.  Abtheilung  dieses  Werkes)  bemerkt  worden,  dass  nur  die  drei  Erst- 
genannten unmittelbar  der  Gemeinde verwaltunpf  unterstehen,  dass  da- 
gegen der  Bürgerspitalfond  von  einer  eigenen  Commission,  der  Hofspital- 
und  der  Landbruderschafts  -  Fi)nd  aber  von  der  k.  k.  n. -ö.  Statthalterei 
verwaltet  werden. 
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Nach  den  Ziflferu  der  vorsU^henden  Zusammenstellung  siP- 
währeud  des  Decenniums  1863 — 1872  aus  dem  „allgemeint^ 
Versorgungsfonde"  im  Ganzen  113.704  theils  „zeitliehe",  thei  J 
„bleibende**  Pfründen  ausbezahlt  worden  und  es  wurde  hiefö 
eine  Summe  von  4,257.222  fl.  60  kr.  ö.  W.  verausgabt.  K 
entfallen  daher  nach  dem  zehnjähi-igen  Durchschnitte  auf  jinie 
Jahr  11.370  solcher  Pfründen  mit  einem  Erfordernisse  vor 
425.722  fl.  26  kr.  ö.  W. 

Hierunter  sind  die  bereits  auf  Seit^  47  und  48  ausge- 
wiesenen „Waisenpfründen"  und  „Erziehungsbeiträge**,  weicht 
zu  den  zeitlichen  Pfründen  gehören,  nicht  mitinbegriffen. 

Wenn  die  Zahl  der  in  der  Tabelle  auf  Seite  57  u.  flgde 
ausgewieseneu  Pfründen  in's  Auge  gefasst  wird,  so  ist  von 
Jahre  1863  bis  1868  ein  continuirliches  Steigen,  von  1868  hh 
1872  aber  ein  eben  solches  Fallen  dieser  Zahl  bemerkbar. 

Zu  den  in  dieser  Tabelle  ausgewiesenen  Pfründen,  welche 
aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde**  bezahlt  werden,  sind 
aber  ausserdem  noch  jene  Pfrüudenbetheilungen  zu  rechnen, 
welche,  wie  bereits  in  derl.  Abtheilung  dieses  Werkes,  Seite  110, 
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ffwähnt  warde,  jene  Bürger  als  interimistische  Pfründen 
las  dem  allgemeinen  Versorgungsfonde  erhalten,  die  zu 
iner  Betheilong  ans  dem  „Bürgerladfonde^  geeignet  sind,  we- 
pn  Mangel  eines  erledigten  Platzes  aber  nicht  sogleich  in  die 
BeAeilung  ans  diesem  letzteren  Fonde  aufgenommen  werden 
koniten. 

Der   Stand   dieser   mit   solch'    einer   „interimistischen 
Pfründe"  betheilteu  Personen  war: 


aUc  ^lÜRs  1863... 

101  Hit 

einer 

Auslage  vou    4.846  fl.  15 

kr. 

«•        «4 

99 

99 

1864. . . 

237  „ 

99 

99 

„  11.421  „  03 

M                   •• 

n 

?9 

1865... 

197  „ 

<9 

99 

„    9.479  „  26 

99 

*?                  ?? 

tj 

?9 
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»9 

»9 

„  11.177  „  10 

n 

aa              •• 

M 

^ 
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99 

99 

„    9.252  «  49 

99 

•"              •* 

M 

9» 

1868 . . . 

153  „ 

99 

99 
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99 

•?         -9 

99 

99 
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99 
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99 

r              « 

99 

79 
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77  „ 

99 

99 
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99 

r       T) 

99 
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14  « 

99 

99 

77  „  07 

99 

•»         »9 

99 

99 
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99 

99 

99 
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99 

Uer  ii  den  laliren  1S63— i871 . .  1.419  mit  einer  Auslage  ron  67.732  fl.  57  kr. 
^  ii  Dennjikrigen  DurclischniUe .  .      158  „     „       „     „     7.525,,  84    „ 

Im  Jahre  1872  wurde  der  Versorguugsfoud  mit  dieser 
Pfründenkategorie  nicht  mehr  belastet,  nachdem  die  im  voraus- 
gehenden Jahre  1871  betheilten  Individuen  aus  dem  Bürger- 
^nde  alsbald  von  dem  „Bürgerladfonde"  übernommen  werden 
konnten. 

Werden  schliesslich  zu  den  Suuimaraiflferu  der  in  der 
Tabelle  auf  Seite  57  u.  flgde.  verzeichneten  Pfründen  und  der 
AnslageOf  welche  zu  dieser  Betheilung  erforderlich  waren,  auch 
aoeh  die  eben  angeführten  für  die  „interimistischen  Pfründen"  uud 
•lann  noch  weiters  jene  Summen  hinzugerechnet,  welche  für 
«Erziehungsbeiträge^  und  „Waisenpfründen"  bereits  auf  Seite  47 
und  48  ausgewiesen  worden  sind,  so  stellt  sich  die  Gesammt- 
zahl  der  Pfründen 


h)  Privatvereiü  zur   Uuterstützung  verschämter  Armen 
iu  den  (ehemaligen)  Wiener  Vorstädten:  Matzleinsdorf^ 
Nikolsdorf,  Margarethen,  Hungelbrunn  und  Laurenzer- 
grund. 

Derselbe  wurde  von  mehreren  in  den  genannten  Vorstädten 
Wuhnenden  Wohlthätern  im  Jahre  1811,  iu  welchem  eine  unge- 
wöhnlich drückende  Nuth  unter  den  arbeitenden  Volksclassen 
der  Vorstädte  Wiens  eingetreten  war,  gegründet  und  hat  den 
Zweck,  die  in  den  obgenannten  Vorstädten  wohnenden  ver- 
schämten Armen  zu  unterstützen,  wenn  deren  Notb stand  durch 
Alter,  Krankheit,  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  oder  Unglücks- 
fälle herbeigeführt  wird  und  wenn  diese  Armen  ktjine  Bethei- 
luuf»'  von  einer  öffentlichen  Wohlthätigkeitsanstalt  geniessen. 

Die  Vnterstützuugeu  bestehen  in  der  Betheilung  mit  Brenn- 
materialien, dann  in  Geklaushilfen,  in  unentgeltUcher  ärzt- 
licher Behandlung,  unentgeltlicher  Verabreichung  der  erforder- 
lichen Medicaniente,  ferner  in  angemessenen  Geldvorschüssen  an 
rechtschaffene  Gewerbsleute. 

Die  Vereinsmitglieder  theilen  sich  in  wirkliche,  w- eiche 
eine  Einlage  leisten  und  zugleich  eine  Stelle  bei  dem  Vereine 
bekleiden,  in  mitwirkende,  welche  unentgeltlich  eine  nothweudige 
Function  bekleiden,  und  in  beitragende,  welche  'ohne  Verwal- 
tung eines  Amtes  blos  eine  jährliche  Einlage  leisten. 

Die  fünf  ehemaligen  Vorstädte,  auf  welche  sich  das  Wirken 
des  A'ereines  erstreckt,  sind  in  19  Bezirke  getheilt;  für  jeden 
derselben  ist  ein  Vereinsmitglied  als  Hespicient  mit  der  Aufgabe 
betraut,  mit  Vermeidung  alles  Aufsehens  und  ohne  Nennung 
der  Namen  die  Bedürftigen  des  Bezirkes  aufzusuchen  und  dem 
Vereine  die  entsjjrecheude  Anzeige  zu  machen. 

Die  Leitung  der  (Tcsehäfte  besorgt  das  aus  dem  ersten 
Vorsteher  und  drei  Vice-A'orsteheru  bestehende  Directorium  des 
Vereines  und  ein  Berathuugsausschuss,  die  oberste  Leitung  der 
Protector  <les  Vereines. 

r)ie  Mittel  zur  Erreichung  des  Vereinszweckes  bestehen 
in    den  jährlichen   Geldeinlagen   der  Vereinsmitglieder,   in   Bei- 
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Aus  dieser  Tabelle  ist  zu  entnehmen,  dass  der  Stand  der 
Pfründner  dieses  Fondes  bis  zum  Jahre  1870  ein  ziemlich  con- 
Btauiter  war;  erst  von  diesem  Jahre  angefangen  zeigt  sich  ein 
Stögen  in  der  Pfründnerzahl,  zu  dessen  Erklärung  auf  das 
Aber  den  Vermögensstand  des  Bürgerspitalfondes  auf  Seite 
154  des  I.  Theiles  dieses  Werkes  Angeführte  hinge\iieseu 
wird.»") 

Im  Ganzen  wurden  während  des  Decenniums  1863  —  1872 
12.762  Pfründner  aus  dem  „Bürgerspitalfonde^  unterstützt  und 
hieffir  im  Ganzen  1,109.772  fl.  ö.  W.  verausgabt.  Es  ergibt 
ueh  daher,  dass  nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte^auf  jedes  der 


'*)  Bezüglich  der  auf  oben  bezeichneter  Seite  des  I.  Theiles  erw&hnten 
Ausdehnung  der  Armenpflege  des  Bürgerspitalfondes  auf  „Bür- 
fenkinder^  und  „Bürgers waisen"  muss  hier  anhangsweise  erwähnt  werden, 
dtfls  die  Bürgerspitals-'Wirthschailscommission,  nachdem  sich  herausgestellt 
hatte,  dafili  die  betheilten  Bürgerskinder  und  -Waisen  bei  fortgesetzter 
Berneksichtigung  bald  die  Mehrzahl  —  die  eigentlichen  Percipienten 
der  Stiftung  (Bürger  und  Bürgersfrauen)  dagegen  die  Minderzahl  bilden 
wfirden  —  am  30.  December  1874  beschlossen  hat: 

1.  die  Betheilung  und  Versorgung,  sowie  die  Unterstützung  der 
erwachsenen  Bürgerskinder  aus  dem  Bürgerspitalfonde  vom  Jänner  187'> 
an  wieder  einzustellen ; 

i.  die  bisher  in  die  Betheilung  des  Fondes  übernommenen  derlei 
Büigerskinder  in  ihren  bisherigen  Bezügen  zu  belassen,  jedoch  eine  Vor- 
rüeknng  der  einzelnen  in  eine  höhere  Kategorie  nicht  zu  bewilligen; 

3.  die  bereits  zur  Betheilung  vorgemerkten  Bürgerskinder  mit  Jilnner 
1875  in  die  Betheilung  mit  7  fl.  zu  übernehmen  und  gleichfalls  nicht  weiter 
rorrücken  zu  lassen; 

4.  die  bereits  mit  Genehmigung  der  AViilhsehaftscommission  in  der 
Versorgung  befindlichen  Bürgerskinder  gleichfalls  in  der  ferneren  Ver- 
pflegung für  Rechnung  des  Bürgerspitalfondes  zu  belassen  und  gleich  den 
Bürgern  und  Bürgersirauen  mit  der  Zulage  zu  betheilen,  denselben  jedoch 
die  Uebersetzung  ins  Bürgerversorgungshaus  in  der  Regel  nicht  zu  be- 
willigen : 

3.  alle  Gesuche  von  derlei  Bürgerskindern  um  Unterstützung,  Hand- 
betheilung oder  Versorgung  fernerhin  an  den  Magistrat  zur  Amtshand- 
lang zu  weisen. 


5 


•• 


•• 


9  Frauen   gebildeten    Vorstand    und   einen   als  Stellvertret^ 
nach  aussen  fungirenden  Secretar  geleitet. 

Dom  VereinszM'ecke :  die  verschämte  Armuth  zu  untef- 
stützen,  entsprechend,  soll  die  strengste  Geheimhaltung  der  Namen 
der  Unterstützten  beachtet  werden. 

Die  reellen  Ausgaben  des  Vereines  während  der  Jahre 
1866—1872**)  betrugen,  u.  z.: 

im  Jalire  1866 10.526  fl.  04  kr. 

.,      1867  11.200  „  70 

„       ..      1868 11.168  „  53 

..      1869 10.593  „  20    „ 

1870  12.044  „  56    „ 

..       ..      1871  12.377  „  93    „ 

aurehscliuittlieh 11.622  fl.  39  kr. 

(!)  r)ie  israelitische  Armenanstalt. 

Diese  im  Jahre  1821  gegründete,  unter  der  Leitung  des 
Vorstandes  iler  Wiener  israelitischen  Cultusgemeinde  stehende 
Anstalt  hat  den  Zweck,  die  Armuth  unter  den  Israeliten  in 
Wien  nach  Möglichkeit  zu  lindern. 

Die  Unterstütziinir(Mi  bestehen  in  jährlichen  Pensionen,  in 
Betheilung  mit  Geld,  Vertheilnng  von  Holz,  Kohlen  und  Oster- 
br<jd;  ausserdem  wird  eine  unentgeltliche  „Speiseanstalt"  iur  arme 
Studirende  unterhalten. 

Die  zur  Erreichung  des  Vereinszweckes  erforderlichen 
Mittel  werden  durch  die  Beiträgt*  der  Mitglieder,  durch  Samm- 
lungen. Geschenke  und  L(*gate  aufgebracht. 

Die  Leistungen  der  Anstalt  i^rgeben  sich  aus  den  nach- 
stehenden Daten: 


*M   Vnv  die  hiilu'icn  Jaliir  standou   «lern  >tatisti.selien    Bureau  keim» 
Datou  hImt  die  ..Ausuabj'n"  zu  (ichotc:  «'hrMiso    wenii:'   über    die  Zahl -der 
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Reiche  dem  Annen  zakommen  Hess,  ohne  hiezu  durch  eine 
indere  Vorschrift  als  die  der  Nächstenliebe  verpflichtet  zu 
sein,  bildet  zugleich  das  erste  Capitel  in  der  Geschichte  der 
Pri?atwohlthfttigkeit. 

So  lange  die  Wohl thätigkeitsacte  immer  nur  von  einzelnen 
Personen  ausgeübt  wurden,  konnten  sie  ihrer  Unfassbarkeit 
wegen  kein  Gegenstand  einer  statistischen  Bearbeituug  werden. 

„Wir  erinnern"  —  sagt  Dr.  Göttisheim  *")  in  dieser  Hin- 
sicht zutreffend  —  „an  die  grossen  und  mannigfaltigen  Beitrajre, 
welche  bei  privatem  und  allgemeinem  Unglücke,  bei  ßrandlälleu 
nnJ  bei  Wasserverheerungen,  zu  Zeiten  der  Epidemien  und  beim 
Eintreten  anderer  Katastrophen  auf  den  Altar  der  Bruderliebe 
gelegt  werden,  ohne  dass  sie  in  der  Statistik  Aufnahme  finden: 
wir  erinnern  an  das  oft  ausgegebene  Scherflein,  welches  der 
Arne  dem  Armen  in  tausenderlei  Foimen  zukommen  lässt,  in 
«ler  Kirche  als  Opfergeld,  auf  der  Heerstrasse  als  Zehq>feunig, 
in  der  Stube  als  Labetrunk  oder  als  Mahlzeit;  sie  alle  entgehen 
der  Berechnung." 

Erst  als  im  Anfange  dieses  Jahrhund(»rts  das  Wirken  der 
Einzelnen  sich  für  gewisse  Zwecke  zu  concentriren  suchte. 
und  durch  die  Vereinigung  der  Einzelnleistuugeu  einerseits  die 
Wirksamkeit  derselben  gehoben,  anderseits  ein  gleichförmigeres 
nnd  planmässigeres  Vorgehen  in  der  Zuwendung  der  Wohl- 
thätigkeitsa(*te  gefunden  werden  sollte  —  als  mit  einem  Wort(» 
die  Privat-Wohlthätigkeits vereine  entstanden,  **)  welche 
öl>er  ihre  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  Vor- 
schreibungen führten  und  Rechnung  legten,  erst  von  dieser 
Z(nt  an  war  es  möglich  geworden,  auch  die  Privatwohlthätig- 
k(^it  zum  Gegenstande  statistischer  Beobachtung  zu  machen. 

*•)  Vortrag,  gehalton  in  d<*r  Jahrosversammlunir  (l«'r  Schweiz,  atati- 
stischon  Gesellschaft  am  2f>.  Juni  1871  in  Basel  über  die  „Statistik  der 
freiwilligen  Armenpflege".  (Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik  1S7I. 
S.  \m.) 

*•)  Mit  kais.  Resolution  vom  8.  September  181i  wurde  angeordnei. 
die  Bildung  von  Privat- Wohlthiitigkeits vereinen  zu  begünstigen. 
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Welchen  Erfolg  das  humane  Wirken  dieser  freiwiliigen 
Armenpflege  innerhalb  des  zehnjährigen  Zeitraumes,  welcher  fiBlr 
sämmtUche  statistische  Zi£fem  dieser  Abhandlung  fixirt  worden 
ist,  erreichte,  wird  sich  ans  der  Zusammenstellung  am  Schiasse 
dieses  Abschnittes  entnehmen  lassen. 

Die  Privatwohlthätigkeit  hat  zwar  kein  Feld  der  Armen- 
pflege unbeachtet  gelassen  und  selbst  in  der  Vorsorge  zur 
Verhinderung  der  Armuth  erfreuliche  Leistungen  aufzuweisen; 
ihre  reichste  und  wichtigste  Thätigkeit  entfaltet  sie  jedoch  in 
der  vorübergehenden  Armenbetheilung. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  freiwillige 
Armenpflege  mit  einer  für  den  einzelnen  Armen  dauernden, 
regelmässigen  Unterstützung  sich  viel  weniger  beschäftigen  kann, 
als  mit  einer  vorübergehenden,  weil  zu  der  erstem  ein  för 
diesen  speciellen  Zweck  geM'idmetes  Stammvermögen  erforderlich 
ist,  die  freiwillige  Armeuj)flege  aber  nur  in  einzelnen  Fällen 
über  ein  solches  Vermögen  verfügt,  und  wo  dies  der  Fall  ist, 
dasselbe  meistens  der  Errichtung  von  humanitären  Anstalten, 
wie:  Krippen,  Kindergärten,  Hospitälern  etc.,  gewidmet  wurde. 

Die  freiwillige  Armenpflege  wirkt  daher  in  der  Regel  nur 
mit  jenen  Geldmitteln,  welche  derselben  theils  durch  regel- 
mässige Beiträge  (in  den  Vereinen),  theils  durch  nicht  vorher- 
gesehene Acte  der  Mildthätigkeit,  auf  welche  daher  auch. nicht 
im  Vorhinein  gerechnet  werden  kann,  zur  Verfügung  gestellt 
M^erden, 

In  dem  Bestreben,  diese  Acte  des  Wohlthuns  ihres 
zufälligen  Charakters  so  viel  als  möglich  zu  entkleiden  und  in 
regelmässig  wiederkehrende  Leistungen  zu  verwandeln,  vereint 
mit  der  Nothweudigkeit  der  Aufstellung  von  bestimmt  aus- 
gesprochenen Zwecken,  welche  durch  das  opferwillige  Wirken 
der  Privatarmenpflege  erzielt,  und  der  Festsetzung  jener  Grund- 
sätze, nach  welchen  diese  Zwecke  erreicht  werden  sollen,  lag 
das  -Hauptmotiv  zur  Constituirung  einer  grossen  Anzahl  von 
Privatvereinen,    von    welchen    der  bei  weiten   grösste  Theil 
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sich  mit   der  vorfibergehenden  Betheilong  tod   Armen   mit 

Geld  oder  Nataralien  beschäftigt. 

Es  wurde  bereits  in  der  Einleitung  zur  I.  Abüieilung  dieses 

Werkes  bemerkt,  dass  eine  vollständige  Darstellung  des 
Wirkens  der  ^freiwilligen'^  Armenpflege  nicht  Gegenstand  der 
vorliegenden  Arbeit  sein  könne.  Wenn  daher  dieses  Wirken 
mm  Theile  in  diesem  und  in  den  folgenden  Abschnitten  in 
einzelnen  Mittheilungen  geschildert  oder  en^ähnt  wird,  so 
geschieht  dies  hauptsächlich  zu  dem  Zwecke,  um  den  Ein- 
flass  und  den  Umfang  der  freiwilligen  Armenpflege,  dieses 
wichtigen,  die  öffentliche  Armenpflege  in  der  Erfüllung  ihrer 
Aufgabe  allseits  unterstützenden  Factors  und  den  Erfolg  dieses 
Wirkens  wenigstens  in  allgemeinen  Umrissen  klar  zu  machen. 
Zu  diesem  Zwecke  werden  nun  im  Nachfolgenden  jene 
Privatvereine  und  zwar  nach  der  Zeit  ihres  Entstehens  in 
.chronologischer  Ordnung  angeführt,  welche  sich  mit  der  vor- 
ttbergehenden  Armenbetheilung  beschäftigen  und  zur  Darstel- 
lang  ihrer  Thätigkeit  dem  statistischen  Bureau  die  erforderlichen 
Daten  zukommen  Hessen. 

Diese  Daten  umfassen  in  der  Kegel  die  Angaben  über  die 
Entstehung  und  den  Zweck  des  Vereines,  die  Bedingungen 
der  Aufnahme  in  denselben,  die  Zusammensetzung  des  Direc- 
tions-  oder  Verwaltungskörpers,  ferner  über  die  Art  und  Weise 
der  Aufbringung  der  Mittel  zur  Erfüllung  der  Vereiuszwecke 
und  eine  ziflermässige  Uebersicht  über  die  Resultate  des  Wirkens 
jedes  dieser  Vereine  innerhalb  des  Decenniums  1863  bis  1872. 

a)  Die  Gesellschaft  adeliger  Damen  zur  Beförderung 

des  Guten  und  Nützlichen. 

Die  Gründung  dieser  Gesellschaft  erfolgte  im  Jahre  1810. 

Der  ursprüngliche  Zweck  derselben  war,  wie  schon  (hr 
Name  des  Vereines  andeutet,  die  Unterstützung  „alles  Guten 
und  Nützlichen". 

Nach  einem  dreissigjährigen  Bestände  wurde  jedoch  von 
der  Gesellschaft,    um    eine  Zersplitterung  ihrer  Mittel  zu  ver- 


deren  Stell vertreterinneu  und  zwei  von  jedem  BezirksYoneine 
dazu  abgeordneten  Mitgliedern,  dann  aus  der  Obervorsteherin 
und  deren  Stellvertreterin. 

Zur  Besorgung  der  Sehreib-  und  der  Gassageschäfte  wählt 
der  Hauptverein  und  jeder  Bezirksverein  einen  oder  nach  Bedarf 
auch  einen  zweiten,  redliehen  und  für  diese  Geschäfte  geeig- 
neten Mann. 

Die  Einuahmen  bestehen  in  wohlthätigen  Gaben  und 
periodisehen  Beiträgen  der  Mitglieder,  in  Interessen  ausVereins- 
gelderu  und  dem  aus  dem  Erträgnisse  einer  im  Jahre  1862  ver- 
anstalteten Effecteulotterie  gebildeten  Stiftungsfonde,  in  dem  Er- 
trage der  für  Voreinszwecke  veranstalteten  Bälle,  Lotterien  und 
Coneerte,  in  Gesehenken  etc.  ete. 

Die  einzelnen  Bezirksvereine  erhalten  Jahresdotationen  aus 
der  Centralcassa. 

Für  die  zehnjährige  Uebersieht  der  Mitgliederzahl,  dan 
der  Leistungen  dieses  Wohlthätigkeitsvereines  ergeben  sie 
folgende  Ziffern: 

Zahl  der  in  den 
unentgeltlichen 
Arbeitsschulen  der 

unterrichteten  a„  »  u 

Mfulchen  Ausgaben 

1.145  27.758  fl.  74 
1.305  25.970  „  64=  »' 
1.308  24.504  „  99    ^ 
1.308  30.535  „  90  »» 
1.308  24.083  „  60  r^ 
1.330  24.868  „  74  ^ 
1.390  25.111  „  96  „ 
1.367  24.662  „  82  „ 
1.089  25.638  „  16  „ 
988  27.156  „  06  „ 

imlOjähr.Diirchschii.  163  8.692  1254  26.029  fl.  16  kr. 

lu    der    Summe    der  Ausgaben    siud  jeue  Beträge  nicht 

enthalten,  welche  den  Werth   der  in  natura  gespendeten  und 


.laLr 

Zahl  der 
Mitgliedor 

Zahl  der 

•Untcr- 

»tütziings- 

fälle 

1863 

171 

9.735 

1864 

161 

8.931 

1865 

159 

8.527 

1866 

166 

8.232 

1867 

164 

8.659 

1868 

169 

8.448 

1869 

163 

8.375 

1870 

169 

8.620 

1871 

158 

8.616 

1872 

146 

8.773 

Summe 
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Verwandten  eine  Sammlung  zum  Besten  des  Vereines  zu  ver- 
«nstalten. 

Die  Einnahmen  des  Vereines  bestehen  demnach  zunächst 
in  den  Beiträgen  der  Gesellschaftsmitglieder,  dann  in  dem  Er- 
trage Yon  Sammlungen  und  Unternehmungen,  dem  Interessener- 
trage  von  Stiftungs-  undGesellschaftscäpitalien  und  in  den  Spitals- 
«npfingen  (Bettstiftungs-Interessen  und  Verpflegsgobühren).  **) 
.    Das  Wirken  dieser  Gesellschaft  während  des  Decenniums 
1863—1872  ist  aus  folgenden  Daten  zu  entnehmen: 


Im 

worden 

kategorie- 

mäs.sige 

Arme 

unterstützt 

mit  Betrugen 

von 
znsammen 
n.        kr. 

Fiir  Unterstützung 

aus<-»»r  den 

Kategorien   *") 

A\urden  im  Ganz<'n 

verausgabt 

fl.        kr. 

Zahl  der  im 

Marien -Spitale 

zu 

WeikiTsdorf 

veq»flegten 

Personen 

Aufwand 

für  das 

Marien- 

SpiUl 

fl.       kr. 

1863.... 

5.719 

15.984  25 

2.391  — 

209 

6.330  99 

1864.... 

5.652 

16.459  87 

2.107  — 

192 

6.929  83 

1865..., 

5.521 

15.771  78 

1.666  — 

192 

.').336  10 

1866.... 

5.664 

16.285  49 

93Ö  — 

224 

5.928  «8 

1867.... 

5.796 

15.770  92 

1.071   -- 

215 

6..391  99 

1868... 

5.551 

16.178  88 

1.241  — 

260 

6.287  89 

1869... 

.5.407 

15.556  27 

2.754  — 

294 

6.436  96 

1870.... 

4.948 

15.689  95 

1.173 

321 

6.595  44 

1871.... 

4.871 

16.077  94 

1.332  - 

341 

7.851  97 

im,... 

4.796 

16.088  95 

720  — 

354 

7.465  47 

«.imlOji 
Dnrchs( 

ihr. 

?hn.  5.393 

\l)Am\  43 

I.:)39 
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*•)  Die  Üesellschalt  be.sorgt  iiueh  die  Admiuistratioii  der  Graf 
Lamberg-Sprinzenslein'sehen  Stiftung  (Stiftbrief  vom  11.  Juni  1846)  „zur 
Betheilung  von  Armen  und  Nothleidenden  des  o.sterr.  Kaiserstaates"  mit 
•inem  Capitale  von  209.100  fl.  ö.  W.  und  20.650  fl.  C.-M.  in  Wortlipapieren  : 
^er  Intere.ssenbezug  betrug  im  Jahre  1874  9788  fl.  40  kr.  ö.  W. 

**)  Die  Gesellschaft  hat  in  ihren  Satzungen  bestimmte  Kategorien  von 
Armen  festgesetzt  und  für  die  Betheilung  innerhalb  dieser  Kategorien  be- 
stimmte Normen  und  Erfordernisse  aufgestellt. 

Es  wird  aber  alljrihrlieh  von  den  einzelnen  Gesellseliaftsdamen  auch 
eine  Anzahl  von  solchen  Personen  unterstützt  und  zwar  mittelst  der  von 
bliesen  Damen  im  eigenen  Kreise  aufgebrachten  Betifige,  bei  welchen 
nicht  alle  für  die  Katetrorien  der  aus  den  Vereinsmitteln  zu  bet heilenden 

CT» 

Armen  erforderlichen  Momente  vorhanden  zu  sein  brauchen.  Ueber  die 
Anzahl  dieser  Personen  wird  keine  besondere  Vorschreibung  gefuhrt 
QBd  ist  nur  die  Summe  der  verwendeten  Beträge  registrirt  worden. 


Schenkuugeu  und  Vermächtnisse,  die  Interessen  vom  Vereins- 
vermögeu,  dann  durch  Erträgnisse  von  Concerten  und  Theatern 
n.  8.  w.,  soM^e  durch  persönliche  Thätigkeit  von  Mitgliedern 
und  Wohlthätem  beschafft. 

Das  Wirken   dieses  Vereines  im  Laufe  des  Jahrzehntes 
1863—1872  wird  durch  die  folgenden  Ziffern  illustrirt: 

y  .    \    \  Summe  der  für 

'^   ^  ^li^se  Unter-                   Summe 

*^*'^^'*              Aar         ^^^^'    ^^^^'^'-  Stützungen 

Mito-lieder     ^^"^^«"i?^-  verausgabten         ^^i'  i'^ellen  Ausgaben 

^                   fälle  Beträge 

1863  488    157     2.305  fl.    3.153  fl.  21  kr. 

1864  489    164     2.280  „    3.248  .,  62  „ 
lb65    463    174     2.350  „    3.355  „  71  ., 

1866  443  185  2.540  „  3.407  „  07  , 

1867  441  227  3.070  ..  4.294  „  18  ,. 

1868  421  209  3.265  „  5.384  „  48  .. 

1869  402  218  3.590  ,.  4.755  „  92  ,. 

1870  406  209  2.648  ,.  4.421  „  86  ,. 

1871  393  208  2.795  ,.  4.360  „  77  ,. 

1872  382  193  3.158  „  4.677  „  02 


9? 


im  lOjährigeii 

Diinhsoliniiie       433  194  2.800  fl.         4.105  fl.   88  kr. 

h)  Wiener  Wohlthäti^kiMtsvereiu  für  Hiuisarmi*. 

Derselbe  wurde  im  Jahre  1849  gegrüudet  uud  hat  den 
Zweck,  verschämte  Arme,  welche  ihren  bleibenden  Wohnsitz 
in  Wien  oder  iu  dew  zum  Vereiue  i!:eliürigeu  Vororten  haben, 
ohne  Unterschied  der  Confession,  jedoch  uach  vorausgegangener 
Prüfung  zu  unterstützen,  um  dadurch  der  Verannung,  sowie 
dem  Hausbettel  nach  Kräften  eutgei;(Mi  zu  wirkeu. 

Der  Verein  ist  auch  bereit,  vou  Wohlthätem  grössere 
Summen  uud  wiederkehrende  uaudiafte  Beträge,  welche  sie 
für  Anne  im  Allgemeiuen  oder  nur  für  die  von  ihnen  besonders 
bezeichneten  Bittsteller  widmen  wollen,  zu  übernehmen  und 
hierüber  besondere  Rechnung  zu  legen. 


Der  Vereiu  unterhält  ausserdem  eine  imentf!:eltliche  Arbeits- 
schule iü  Weinhaus. 

Die  Mitglieder  des  Vereines  zertalleu: 

a)  in  Gründer,  welche  beim  Eintritte  ein  für  allemal 
zum  Stammcapitale  mindestens  5  fl.  widmen  und  sich  zu  einem 
jährlichen  Beitrage  von  wenigstens  6  fl.  verpflichten; 

h)  in  unterstützende  Mitglieder,  welche  jährlich  wenigstens 
2  fl.  zum  Vereine  beitragen,  dann 

c)  in  wirkende  Mitglieder,  welche  ausser  «Muer  jährlichen 
Beitragsleistung  sich  zugleich  bereit  erklären,  zur  Erreichung  des 
Vereinszweckes  persönlich  nach  Kräften  thätig  zu  sein,  endlich 

d)  in  Ehrenmitglieder,  welche  die  Vereinszwecke  iu  hervorra- 
gender Art  fördeni,  oder  durch  ihre  Stelbmg  und  ihr  Wohlwollen 
dem  Vereine  zur  besonderu  Ehre  uud   zum  Nutzen  i»:ereicheu. 

Die  Geschäftsführung  «les  Vereines  geschieht  durch  die 
jedes  dritte  Jahr  einzuberufende  allgemeine  Versammlung,  durch 
einen  aus  30  Vereinsmitgliedern  bestehenden  Ausschussuud  durch 
dieaus dem  Central-  unddenßezirksdireetoreu  bestehende  Direction. 

Die  Mittel  zur  Erreichung  A^^  Vereinszweckes  werden 
aufgebracht:  durch  Beiträge  der  Gründer  und  Mitglieder,  durch 
die  Gaben  der  Wohlthäter  in  baarem  Gelde  und  in  Credit- 
^'ifecten,  dann  durch  Naturalien  (Nahrungsmittel,  Reheizungs- 
niateriale,  Kleidungsgegenständi»  und  sonstige  Utensilien),  durch 
Saiümlungen,  Werbebriefe,  Veranstaltimg  von  Lotterien.  Theater- 
vorstellungen, Ooncerte  u.  dgl. 

Der  Verein  veranstaltete  zuerst  am  26.  [)eeembi.'r  1853 
^in  Christbaumfest  ^xw  die  Armen  Wiens.  Er  errichtete  im 
selben  Jahre  auch  die  erste  Wärmestube  uud  vertlK^lte  daselbst 
an  Hilfsbedürftige  SupfM»  in  56.361  Portionen.  Hei  der  Wärme- 
stnbe  war  ein  eigener  Arzt  angestellt.  weU-her  zur  Zeit  der 
Cholera  -  Epidemie  105  armen  Krauken  ärztlichi^  Hilfe  und 
S«>r£cfalt  widmete.  *') 


**)  Durch  die  Wirksamk.'it  dipsrs  VeiviiH'>.  w«'leh<'  ^ieli  ;iiil"  Naiiunt- 
liche  Bezirke  und  mehrerf  Vorort.»  AViofis  (Horuals.  Neulerclu'nfold,  Fünt- 
haiis.  Uudolfsheim,  Ottakrintr.  WahriiiLr)  rr>tivckt.  wurden  seit  dor  Gründiinu- 
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9  Frauen   gebildeten   Vorstand   und   einen   als  SteUvertrete» 
nach  aussen  fungirenden  Secretär  geleitet.  • 

Dem  Vereinszwecke:  die  verschämte  Armnth  zu  unter- ^ 
stützen,  entsprechend,  soll  die  strengste  Geheimhaltung  der  Naaiflij 
der  Unterstützten  beachtet  werden. 

Die  reellen  Ausgaben  des  Vereines  während  der  Jah» 
1866—1872  •*)  betrugen,  u.  z. : 

im  Jahre  1866    10.626  fl.  04  kr. 

„       „      1867    11.200  „    70   ^ 

„       „      1868 11.168  „    53   ^ 

,4  «•         xOO«/     •. ' x\y.0«70    j)     c\j     91 

„       „      1870    12.044  „   56   „ 

,.      „      1871    12.377  „    93   „ 

.,       „      1872 13.445  „    79   „ 


durchschnittlich 11.622  fl.  39  kr. 

d)  Die  israelitische  Armenanstalt. 

Diese  im  Jahre  1821  gegründete,  unter  der  Leitung  des 
Vorstandes  der  Wiener  israelitischen  Cultusgemeinde  stehende 
Anstalt  hat  den  Zweck,  die  Armuth  unter  den  Israeliten  in 
Wien  nach  Möglichkeit  zu  lindern. 

Die  Unterstützungen  bestehen  in  jährlichen  Pensionen,  "^ 
Botheilung  mit  Geld,  Vertheilung  von  Holz,  Kohlen  und  Ostßt- 
brod;  ausserdem  wird  eine  unentgeltliche  „Speiseanstalt"  für  atöi^ 
Studirende  unterhalten. 

Die  zur  Erreichung  des  Vereinszweckes  erforderlich*^ 
Mittel  werden  durch  die  Beiträge  der  Mitglieder,  durch  Saml^' 
hingen,  Geschenke  und  Legate  aufgebracht. 

Die  Leistungen  der  Anstalt  ergeben  sich  aus  den  nac)^ 
stehenden  Daten: 


**)  Für  die  fruhtnen  Jahre  standen  dem  statistischen  Bureau  keU^' 
Daten  Ober  die  „Ausgaben"  zu  Gebote;  ebenso  wenig  über  die  ZahVd^ 
„ünterstütziingsfalle"  überhaupt. 
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Ausserdem  wurde  in  den  Jahren  1863— 1872  an  130  Personen:^ 
zusammen  der  Betrag  von  31.860  fl.  80  kr.  als  ^Jahrespen^ 
sionen^  gezahlt. 

e)    Erster    Verein    zur    Bekleidung    dürftiger    Schul- 
kinder. 

Die  menschenfreundliche  Ab  sieht  diesesseit  demJahrel817 
bestehenden  Vereines  geht  dahin,  durch  wohlihätige  Beiträge  di« 
Kinder  armer  Eltern,  welche  sich  in  so  drückender  Lage  befin- 
den, dass  sie  unvermögend  sind,  ihre  die  Schule  besuchendes 
Kinder  zu  bekleiden,  mit  Kleidungsstücken  zu  versehen. 

Der  Verein  besteht  aus  beitragenden  Mitgliedern,  welche 
fiir  jedes  Vereinssemester  1  fl.  30  kr.  ö.  W.  und  daher  j&hrlich    ^ 
2  fl.  60  kr.  ö.  W.  im  Vorhinein  entrichten. 

Die  Vereinsleitung  steht  einer  auf  sechs  Semester  ge- 
wählten Vorsteherin  und  dem  Vereinsausschusse  zu. 

Die  Einnahmen  des  Vereines  bestehen  in  Spenden  und 
in  den  Beiträgen  der  Mitglieder. 

Das  Wirken  des  Vereines  A^ird  durch  die  nachfolgenden 
Ziffern  ersichtlich. 

Es  betrug: 
im  Jahre  1863  die  Zahl  der  betheilten  Kinder  127  and  die  AasgabenJamme  1.099 i.27kr. 


)9 


1864  „ 

9? 

V? 

99 

97 

111  „ 

9» 

•• 

960  „54, 

1865  „ 

9> 

n 

99 

99 

110  „ 

99 

•t* 

904  „02  „ 

1866  „ 

yt 

99 

99 

115  „ 

»9 

99 

899  „83, 

1867  „ 

?> 

« 

99 

99 

116  „ 

99 

99 

924„74„ 

1868  „ 

n 

19 

99 

99 

80  „ 

99 

99 

712„12„ 

1869^ 

n 

»9 

99 

«4 

160  „ 

99 

9» 

1.291  „85  „ 

1870  „ 

» 

»» 

99 

99 

120  „ 

99 

*9 

979  „04  „ 

1871  .. 

?7 

n 

99 

99 

119  „ 

99 

1» 

948  „  17  „ 

1872  „ 

t» 

v> 

n 

» 

132  „ 

99 

99 

1.174  „96  „ 

durchschniuh'cb  die  Zahl  der  betheilten  Kinder  119  und  die  Ausgaben-Summe     98911. 45kr. 
Seit  dem  Bestehen  des  Vereines  wurden  aus  den  Mitteln 
desselben  4564   Schulkinder  mit   einem   vollständigen    Anzüge 
betheilt. 


betmg  die  Zahl  der  zu  gleicher 

Zeit  besuchten  ^Familieu. .     656 
wnnilen  in  Obhut  genommen  Kiuder      10 
„      in     ErziehuQgsaaätalteu 

nutergebracbt  Kiuder 35 

beaufsichtigt  Lehvlinge  . 


648 
U 


35 

41 


35 

66 


beirag  die  Summe  der  Ausgaben  20.7»III.IJHr.  l!l.linil.!IUr.  2ll.262B.2ikr. 

l)  Maria  EHsabeth-Vereiu. 

Dieser  Verein  wurde  im  Jahre  1854  in  s  Lobeu  gerufen 
und  hat  den  Zweck,  der  leiblichen  Noth  der  Armen  durch 
l'nterstützung  mit  Nahrungsmitteln,  Kleidungsstücken  und  anderen 
Lebensbedürfniäseu  abnuhelfou  nml  durch  den  persüulic-hen  Wr- 
kehr  der  Vereiüsmitgliedcr  mit  deu  Nothleidendeu  auch  )ur  da.s 
geistige  Wohl  derselben  zu  sorgen. 

Ausserdem  werden  iu  dem  von  dem  Vereiui-  gegrüudeteu 


Institute   „Mater  misericordiae^'' ")   ai 
unterrichtet. 

Die  Einnahmen   des  Vereines   I 
Vereiüsmitgliedern  gesaiumelteu  Almosi 
.  «;.L   dit'  ZiiLl 


■  Kinder 


^ogcn    lind 


Jahre 

der 
Mhgliwlci- 

ri.'i'  rnt,.|- 

>..ii 

1863 

39 

180 

2.934  li 

84  kr 

X864 

44 

206 

3.001    .. 

äfi    ,. 

1865 

47 

230 

3.071   .. 

1866 

46 

207 

2.957  ,. 

10    .. 

1867 

40 

252 

3.200   . 

16    .. 

1868 

37 

201 

2.704   ,. 

—    .. 

1869 

30 

240 

2.562   ., 

09    .. 

1870 

27 

270 

2.612  ,. 

88    .. 

1871 

28 

L'67 

2.975    .. 

—    ,. 

1872 

28 

285 

2.789   .. 

3»    .. 

m)  Es  folgen  nun  vier  Vereine,  welche  schon  länger  als 
zwei  Deceunien  bestehen  und  sämmtlich  den  Zweck  haben, 
würdige  und  dürftige  Studirende  an  der  hiesigen  Univer- 
sität und  der  technischen  Hochschule  zu  unterstützen. 

Das  wohlthätige  Wirken  dieser  Vereine  beschränkt  sich 
daher  auf  einen  engeren  uud  besonderen  Kreis  von  Bedürftigen 
und  ist,  da  mit  dem  Unterstützungsacte  eine  specielle  Tendenz 
verfolgt  wird,  unter  die  „freiwillige  Armenpflege"  im  allge- 
meinen Sinue  wohl  uur  uueigentlich  zu  subsumiren.  Das 
Wirken  dieser  Vereine  ist  aber  ein  so  erfreuliches,  dass  es 
sicherlich  von  Interesse  sein  wird,  nähere  Daten  darüber,  nachdem 
solche  dem  statistischeu  Bureau  zu  Gebote  standen,  zu  veröffentlichen. 

Diese  4  Vereine  siud  folgende: 

OL.    der  Sauet  Gregorius-Vereiu; 

ß.  der  l  nterstützuugsverein  für  würdige  und  dürf- 
tige   Hörer    der    Rechte    au    der    Universität    zu  Wien; 

Y.  der  rnterst[ützungsverein  für  arme  und  würdige 
Studireudean  der  pliilosojjhischen  Facultät  der  Wiener 
Universität: 

^j.  der  Verein  zur  Unterstützung  dürftiger  und 
würdiger  Hör(*r  an  der  k.  k.  technischen  Hochschule 
in  Wien. 

Der  Zweck  dieser  Vereine  ist  schon  oben  angegeben 
worden  und  erstreckt  sich  bei  dem  ersten  uud  dem  letzten  auf 
sämmtliche  Hörer  der  betreffenden  Hochschulen,  bei  den  beiden 
anderen  auf  die  der  bezüt::lichen  zw.'i  Facultäten. 

OL.  Bei  dem  Sauet  Gregori  iis- Verein,  welcher  im 
Jahre  1854  gegründet  wnr<l(\  kann  die  zu  gewährende  Unter- 
stützung ])estehen:  in  regelmässigen  halbjährigen  Geldbeiträgen, 
in  augenblicklichen  Geldaushilfen,  in  Zuweisung  von  Freitischen 
uud  Speisekarten,  ferner  in  der  Zuweisung  unentgeltlicher  ge- 
meinsamer WuhnungiMi  unter  der  nöthigeu  l'ebervvachung,  in 
Betheilung  mit  Kleidungsstücken  und  anderen  Lebensbedürf- 
nissen   uud    in    der  Ertheiluug    der    unentgeltlichen    Pflege    im 


81 

r^beilton  Kleidungsstücke,  Wäschesorteu,  Nahrungsmittel,  Brenu- 
fflatenalien  u.  dgl.  repräsentiren. 

Ausser  der  ausgewiesenen  Zahl  der  Betheilungen  wurden 
ins  den  Vereinsmitteln  jährlich  zur  Weihnachtszeit  auch  noch 
mehr  als  500  Kinder  armer  Eltern  mit  Kleidungsstücken,  Wäscht^ 
nnd  Christgeschenken  bethoilt 

g)  ünterstützungsverein  für  aus  den  n.-ö.  Landesirren- 
anstalten geheilt  entlassene  hilflose  Personen. 

Der  Zweck  dieses  im  Jahre  1848  in's  Leben  gerufenen 
Vereines  ist  die  Unterstützung  der  aus  den  oben  genannten 
Anstalten  geheilt  entlassenen  Personen,  ohne  Unterschied  des 
Geschlechtes,  der  Religion  und  Nationalität. 

Die  Th&tigkeit  des  Vereines  war  ursprünglich  auf  die  als 
geheilt  entlassenen  Personen  der  k.  k.  Wiener  Irrenanstalt,  welche 
später  als  n.-ö.  Landesirrenanstalt  erklärt  wurde,  beschrankt, 
erstreckt  sich  jedoch  gegenwärtig  auf  die  aus  sämmtlichen  n.-ö. 
Landesirrenanstalten  (in  Wien,  Klosterneuburg  und  Ybbs)  als 
geheilt  entlassenen  hilflosen  Personen.  Der  Gründung  des  Ver- 
eines lag  der  Gedanke  zu  Grunde,  den  vielen  Rückfällen  vor- 
zubeugen, die  so  häufig  aus  der  Wiederkehr  der  geheilt  Ent- 
lassenen in  häusliches  Elend  entstehen. 

Die  Unterstützung  besteht  in  Betheilung  mit  Geld, 
Kleidern,  Wäsche,  Reisemitteln,  in  der  Unterbringung  in  einem 
Dienste  oder  Geschäfte,  in  Ermöglichung  der  Fortführung  eines 
Handwerkes  oder  Geschäftes  oder  eines  Studiums,  endlich  in 
besonderen  Fällen  auch  in  Beistellung  eines  ärztlichen  oder 
anderen  Beistandes. 

Der  Verein  besteht  aus  Ehrenmitgliedern,  ordentlichen 
Mitgliedern  und  Vereinswohlthütem. 

Die  Vereinsaugelegenheiten  werden  durch  die  Generalver- 
sammlung und  die  aus  9  Mitgliedern  bestehende  Vereinsdirection 
geleitet  und  geregelt. 

Die  Mittel  zur  Erfüllung  der  Vereinszwecke  werden 
durch  die  Beiträge   von  Mitgliedern    und  Wohlthätem,    durch 

6 


Schenkungen  und  Vermächtnisse,  die  Interessen  vom  Vereins — 
vermögen,  dann  durch  Erträgnisse  von  Concerten  und  Theaten= 
n.  8.  w.,  sowie  durch  persönliche  Thätigkeit  von  MitgHedenz^a 
und  Wohlthätem  beschafft. 

Das  Wirken  dieses  Vereines  im  Laufe  des  Jahrzehnten 
1863 — 1872  wird  durch  die  folgenden  Ziffern  illustrirt: 

y  „  1   ,  Summe  der  für 

^  ^  ^  *  diese  Unter- 

Jahr  j  der    Unter-        Stützungen 

MitcrlifldPi-     stützungs-       Verausgabten 
Mitgiieaei  ^^^^^  Beträge 

1863  488  157  2.305  fl. 

1864  489  164  2.280  „ 

1865  463  174  2.350  „ 

1866  443  185  2.540  „ 

1867  441  227  3.070  „ 

1868  421  209  3.265  „ 

1869  402  218  3.590  „ 

1870  406  209  2.648  „ 

1871  393  208  2.795  „ 

1872  382  193  3.158  „ 

im  iOjährigen 

Durchschüitte       433  194  2.800  fl. 

h)  Wiener  Wohlthätigkeitsvereiu  für  Hausarme. 

Derselbe  wurde  im  Jahre  1849  gegi-tindet  und  hat  den 
Zweck,  verschämte  Aime,  welche  ihren  bleibenden  Wohnsitz 
in  Wien  oder  in  de»  zum  Vereine  gehörigen  Vororten  haben, 
ohne  Unterschied  der  Confession,  jedoch  nach  vorausgegangener 
Prüfung  zu  unterstützen,  um  dadurch  der  Verarmung,  sowie 
dem  Hausbettel  nach  Kräften  entgegen  zu  wirken. 

Der  Verein  ist  auch  bereit,  von  Wohlthätem  grössere 
Summen  und  wiederkehrende  namhafte  Beträge,  welche  sie 
für  Arme  im  Allgemeinen  oder  nur  für  die  von  ihnen  besonders 
bezeichneten  Bittsteller  widmen  wollen,  zu  übernehmen  und 
hierüber  besondere  Rechnung  zu  legen. 


s 

1  u  m  m  e 

der  reellen 

Ausgaben 

3.153 

fl. 

21  kr. 

3.248 

?» 

62   , 

3.355 

n 

71    „ 

3.407 

99 

07   « 

4.294 

W 

18   „ 

5.384 

n 

48   . 

4.755 

»» 

92   „ 

4.421 

»9 

86   „ 

4.360 

99 

77   , 

4.677 

n 

02   „ 

4.105 

fl. 

88  kr. 
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Der  Verein  unterhält  ausserdem  eine  unentgeltliche  Arbeits- 
Bchole  iü  Weinhaus. 

Die  Mitglieder  des  Vereines  zerfallen: 

a)  in  Gründer,  welche  beim  Eintritte  ein  für  allemal 
tm  Stammcapitale  mindestens  5  fl.  widmen  und  sich  zu  einem 
jihriichen  Beitrage  von  wenigstens  6  fl.  verpflichten; 

h)  in  unterstützende  Mitglieder,  welche  jährlich  wenigstens 
2  i.  zum  Vereine  beitragen,  dann 

c)  in  wirkende  Mitglieder,  Melche  ausser  einer  jährlichen 
Beitragsleistung  sich  zugleich  bereit  erklären,  zur  Erreichung  des 
Vereinszweckes  persönlich  nach  Kräften  thätig  zu  sein,  endlich 

d)  in  Ehrenmitglieder,  welche  di«*  Vereinszwecke  in  her\orra- 
gender  Art  fördern ,  oder  durch  ihre  Stellung  und  ihr  Wohlwollen 
^m  Vereine  zur  besondern  Ehre  und  zum  Nutzen  gereichen. 

Die  Geschäftsführung  des  Vereines  geschieht  durch  die 
jerfes  dritte  Jahr  einzuberufende  allgemeine  Versammlung,  durch 
einen  aus  30  Vereinsmitgliederii  bestehen<len  Ausschuss  und  durch 
Jieausdem  Central- unddenBezirksdirectorenbestehendeDirectiou. 
Die  Mittel  zur  Erreichung  des  Vereinszweckes  werden 
aufgebracht:  durch  Beiträge  der  Gründer  und  Mitglieder,  durch 
<lie  Gaben  der  Wohlthäter  in  baarem  Gelde  und  in  Credit- 
effecten,  dann  durch  Naturalien  (Nahrungsmittel,  Beheizungs- 
niateriale,  Kleidungsgegenstände  und  sonstige  Utensilien),  durch 
Sammlungen,  W^erbebriefe,  Veranstaltung  von  Lotterien,  Theater- 
viirstellungen,  Ooncerte  u.  dgl. 

Der  Verein  veranstaltete  zuerst  am  26.  December  1853 
ein  Christbaumfest  für  die  Armen  Wiens.  Er  errichtete  im 
selben  Jahre  auch  die  erste  Wärmestube  und  vertheilte  daselbst 
an  Hilfsbedürftige  Suppe  in  56.361  Portionen.  Bei  der  Wärme- 
stnbe  war  ein  eigener  Arzt  angestellt,  weichin-  zur  Zeit  der 
Cholera  -  Epidemie  105  armen  Kranken  ärztliche  Hilfe  und 
Siirgfalt  widmete.  **) 

*^)  Durch  die  Wirksainkoit  dio.sos  Vereines,  welche  sich  auf  sämnit- 
liehe  Bezirke  und  mehrere  Vororte  AViens  (Hernais,  Neulerchenfcld,  Ffinf- 
liaus,  Rudolfsheim,  Ottakring.  Wahrinpr)  erstreckt,  wurden  seit  der  Grundunji: 

(3* 
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Durch  die  nachfolgenden  Ziffern  wird  das  \\'irken 
Vereines  charakterisirt: 


Zahl  der 

Auisserdem  wurdc-n  vert 

Jahr 

Unter- 

StÜtZUDgS- 

Mc 

Ausgftl>on 

Klft.  Holz 

Ctr.  Stein- 
kohlen und    {. 
Coaks 

1863 

3.842 

12.847  fl. 

57  kr. 

56V, 

321 

1864 

4.015 

12.250  „ 

15 

5» 

47 

509 

1865 

2.675 

8.248  „ 

47 

9? 

47 

400 

1866 

3.344 

10.167  „ 

46 

9? 

33 

405 

1867 

3  501 

10.178  „ 

93 

9? 

34 

405 

1868 

5.498 

14.878  „ 

84 

»• 

26 

371 

1869 

5.135 

14.179  „ 

23 

•• 

4 

30 

467 

1870 

5.535 

16.283  „ 

98 

n 

90 

396 

1871 

4.923 

19.449  „ 

47 

?' 

57 

487 

1872 

4.763 

15.935  „ 

12 

>» 

31 

366 

in  lOjibrig. 
DurcluchniUe  4.323 

13.441  fl. 

,  92  kr. 

■ 

desselben  bis  zum  Sclilusse  des  Jalires  1872  in  l()9.i30  Betlieilui 
nahezu  22.000  verschämte  Arme  ohne  Unterschied  der  Religion  hi 
Ständen,  worunter  grösstentheils  Witwen  und  AVaisen,  dann  viele  ^ 
dete  und  invalide  Soldaten  begriften  sind,  mit  227.186  fl.  90  kr.  im 
1.200  Klaftern  Holz  in  Portionen  von  mindestens  40  Seheitern,  3.20 
nern  Steinkohlen  und  Coaks,  dann  mit  66.410  Portionen  Suppe,  813 
Erdäpfel,  31.169  Laib  Brod,  7.113  Wannen-  und  Sehwitzbädern,  y 
Fleisch,  1.992  Pf.  Reis,  2.ol2  Pf.  Mehl,  1.143  Pf.  Seife  und  andei 
tualien,  und  3.520  von  diesen  Armen  auch  mit  Kleidungsstücken, 
und  Schuhen  unterstützt. 

In  den  Jahren  1849  und  1866  wurde  von  diesem  Vereim*  i 
Spital  für  verwundete  Krieger  errichtet  und  erhalten,  710  Näheiinne 
2  Jahre  mit  Näharbeiten  versehen  und  denselben  dadurch  ein  G( 
Terdienst  von  mehr  als  21.000  fl.  ö.  AV.  verschallt.  Auch  wurde  vor 
Vereine  im  Jahre  1849  die  erste  unentgeltliche  Mädchen- Industi 
in  Weinhaus  gegründet,  überwacht  und  zu  deren  Unterhalte,  so 
Prämien  an  arme  Schülerinnen,  bestehend  in  Sparcasse-Einlai 
Bildungsbüchern,  bis  Ende  Mai  1875,  nachdem  diese  Industrieschule 
d«r  Eröffnung  einer  öffentlichen  Volksschule  in  Weinhaus  wieder  ge.> 
wurde,  der  Betrag  von  4.617  fl.  8  kr.  verausgabt. 
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i)  Katholische  Frauou-Wohlthätigkeitsvereiue  auf  der 
Laimgrube,  auf  der  Wiedeu  und  in  Reiudorf. 

Diese  drei  Vereine  wurden  im  Jahre  1850  gegründet,  haben 
gemeinsame  Statuten,  einen  gemeinsamen  Vereinsleiter  und  ver- 
öffentlichen auch  ihre  Jahresrechnung  gemeinschaftlich,  bihlen 
aber  trotzdem  keinen  Gesammtverein,  sondern  ver^valten  jeder 
ihre  Angelegenheiten  selbstständig. 

Der  Zweck  derselben  ist,  die  Armen  in  ihren  Wohnungen 
aufzusuchen,  den  Grad  der  Dürftigkeit  dersell)en  z»i  prüfen,  um 
darnach  «lie  zweckmässige  Betheilung  zu  bemessen,  auch  rück- 
ständige Miethzinse  der  Armen  zu  berichtigen,  dürftigen  Hand- 
werkern die  nothigen  Arbeitswerkzeuge  anzuschaffen  oder  die 
verpfändeten  auszulösen.  Kranken  ärztliche  Hilfe  zuzuwenden 
oder  die  Unterbringung  derselben  in  ein  Spital  zu  veimitteln, 
sehwachen  und  gebrechlichen  Personen  angemessene  Nahrung 
zu  verabreichen,  <len  Schulbesuch  armer  Kinder  durch  Beischaf- 
fung von  Kleidungsstücken  und  Schuhen  zu  ermöglichen  und 
unentgeltliche  Arbeitsschulen  für  Mädchen  zu  gründen. 

Die  Mittel  hiezu  werden  durch  die  Beiträge  der  Mitglie- 
der und  durch  Sammlungen  aufgebracht. 

Die  nachfolgenden  Ziffern  zeigen  die  Wirksamkeit  dieser 

drei  Vereine  während  des  Decenniums  1863 — 1872: 

Zahl  Zahl 

Jahr  der  der  ünter- 

31itgliedor       stützungslallo 

1863  1.412  639  3.194  fl.  55  kr. 

1864  1.407  629  3.143  ,.  93  „ 

1865  1.396  626  3.130  „  32  .. 

1866  1.925  959  4.713  „  37  ,. 

1867  1.785  861  4.297  „  70  „ 

1868  1.521  703  3.514  „  19  „ 

1869  1.552  724  3.614  „  40 

1870  1.468  674  3.363  „  98 


Sumnu' 
der  Ausgaben 


5? 

•9 


1871  1.467      676     3.373  „  81 

1872  1.681      804     4.012  „  31 


5?         ^  *         » 
»5 


» lOjihr.  DorchschniUe    1.561  730  3.635  fl.  86  kr. 


o)    riiterstützuüg:svereiu    für     entlassene     Sträflinge, 
sowie    ffir    hilf-    und    schuldlose    Familien    von    Ver- 
hafteten. 

Ein  derartiger  Verein  hatte  in  \\'ien  bereits  im  Jahre  1844 
unter  dem  Namen  „Wiener  Schutzverein  für  aus  Straf-  und 
Venvahrungsorten  entlassene  Personen"  bestanden,  welcher  jedoch 
im  Jahre  1848  seine  Thätigkeit  einstellte  und  sich  auflöste. 

Der  Umstaud,  dass  das  Bedürfniss  und  di(^  Nothwendig- 
keit  eines  solchen  Vereines  gerade  von  jenen  Männern  am 
meisten  gei'fihlt  wurde,  welche  im  praktischen  Justizdienste  thätig 
waren,  veranlasste  im  Jahre  1866  den  damaligen  Staatsanwalt 
in  Wien.  T^berlandesgerichtsrath  Lienbacher,  und  <leu  damaligen 
Präsidenten  des  Laudesgerichtes,  A.  Ritter  von  Boschan,  den  im 
Jahre  1848  aufgelösten  Verein  wieder  in's  Leben  zu  rufen. 

„Die  hauptsächliche  Veranlassung  zur  Gründung  ilieses 
Vereines  gab  der  häufige  Rückfall  entlassener  Sträflinge  und 
ihr  steter  Elutschuldigungsgrund,  dass  sie  von  allen  Thüren 
zurückgestossen  werden,  keinen  Erwerb  finden  und  daher  ge- 
nöthigt  wurden,  sich  neuerlich  dem  Verbrechen  in  die  Arme  zw 
w^ei-fen." 

Aus  demselben  Grunde  entstanden  auch  die  verschiedenen 
auswärtigen,  den  gb'iehen  Zweck  verfolgenden  Vereine.  *^ 

Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dass  entlassene  Sträflinge 
äusserst  schwer,  ja  fast  nie  in  Arbeit  unterzubringen  sind,  weil 
man   die   Aufnahme   eines    solchen   Individuums    überhaupt    als 

*'•)  S(»  (•nt>t;ni(l  im  .laliie  l><)iu  dor  >flilt'si.sclie  Pro\inzi;ilveieiii  für 
VerlM'sseiiinir  «ler  Sfialii'^r;iii 'jenen  nnd  rnlerluini^Minu-  iler  Kutlassenen  zu 
Biolaii.  im  J.-ihie  ls:{S  d<^r  Verein  zum  Wolile  entlMs.sener  Zuchtlinge  zu 
PiaL»-.  im  Jahre  iSio  der  Vendn  lür  entlassene  Sliätlini>-e.  ans  dem  Land- 
drnstei-IJe/.irk  /.n  Ilannovei'.  im  Jahre  ist:}  <]er  nialnisrh-^elde>isehe  Schntz- 
verein  für  vciwahrlost«*  .liiut-nd  und  entlassene  Sfiätlinne.  im  Jahre  184?^ 
der  Verein  zur  rnter>tützuiii!-  und  HeautsicditiuMiiiLi'  der  \\\\>  den  iiTosslier/oir- 
lichen  Jiande>-  ,'nnd  Pr<t\  iii/inlan>talfen  l'jiilasseneu  /u  I>arm>tadt,  im 
Jahre  iSö:}  der  Vei>ojuunu">-  und  Arl>eif>li;Mis-\'ereiii  zu  Krakau,  eudlieh 
im  Jahre  ISfÜ^  der  Vei'ein  zur  ()lv->orue  iVir  en'i.-i>>ene  StrartinL,^^  in 
Schwaben  nnd  Nenlninr  zu   AuLi>l>ur"i'. 
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1870 


betrog  die  Zahl  der  za  gleicher 

Zeit  besuchten  ^Familien. .  656 

vnrden  in  Obhut  genonunen  Kinder  10 
„     in    Erziehungsanstalten 

untergebracht  Kinder 35 

»     beaufsichtigt  Lehrlinge  . .  89 


Im  Jahre 
1871 

648 
11 

35 
41 


1872 


706 
15 

35 
66 


betrog  die  Summe  der  Ausgaben 20.794fl.63kr.f9.6fii.94kr.20.2620.27kr. 

l)  Maria  Elisabeth-Verein. 

Dieser  Verein  wurde  im  Jahre  1854  in's  Leben  gerufen 
and  hat  den  Zweck,  der  leiblichen  Noth  der  Armen  durch 
Unterstützung  mit  Nahrungsmitteln,  Kleidungsstücken  und  anderen 
Lebensbedürfnissen  abzuhelfen  und  durch  den  persönlichen  Ver- 
kehr der  Vereinsmitglieder  mit  den  Nothleidenden  auch  für  das 
geistige  Wohl  derselben  zu  sorgen. 

Ausserdem  werden  in  dem  von  dem  Vereine  gegründeten 
Institute  „Mater  misericordiae^  **)  arme  Kinder  erzogen  und 
unterrichtet. 

Die  Einnahmen  des  Vereines  bestehen  in  den  von  den 
Vereinsmitgliedem  gesammelten  Almosen. 

Im 
Jahre 

1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
■i'ii  lOjlb.  DurcJiKhiliUe   37 


war  die  Zahl 


der  der  Unt«r- 


dic  Summe 
der 


Mitgliedei 

'    stützungüfällc 

Ausgraben 

39 

180 

2.934  fl.  84  kr. 

44 

206 

3.001  „  56    „ 

47 

230 

3.071  „  —   ,. 

46 

207 

2.957  „  10   ,. 

40 

252 

3.200  „  16    ,. 

37 

201 

2.704  „ 

30 

240 

2.562  „  09    ,. 

27 

270 

2.612  „  88   ., 

28 

267 

2.975  ., 

28 

285 

2.789  „  39   „ 

234 

*')  Siehe  die  Mittheilung  über  dasselbe  in 
Knderpflege"  in  diesem  II.  Theile  des  Werkes. 


2.880  fl.  80  kr. 

dem  Abschnitte  „Armen- 


m)  Es  folgen  nun  vier  Vereine,  welche  schon  länger  aloE 
zwei   Decennien   bestehen   und   sämmtlich    den   Zweck    haben^. 
würdige  und  dürftige  Studirende  an  der  hiesigen  Univer- 
sität und  der  technischen  Hochschule  zu  unterstützen. 

Das  wohlthätige  Wirken  dieser  Vereine  beschränkt  sich 
daher  auf  einen  engereu  und  besonderen  Kreis  von  Bedürftigen 
und  ist,  da  mit  dem  Unterstützungsacte  eine  specielle  Tendenz 
verfolgt  wird,  unter  die  „freiwillige  Armenpflege**  im  allge* 
meinen  Sinuc  wohl  nur  uneigentlich  zu  subsumiren.  Das 
Wirken  dieser  Vereine  ist  aber  ein  so  erfreuliches,  dass  es 
sicherlich  von  Interesse  sein  wird,  nähere  Daten  darüber,  nachdem 
solche  dem  statistischen  Bureau  zu  Gebote  standen,  zu  veröffentlichen. 

Diese  4  Vereine  sind  folgende: 

a.    der  Sanct  Gregorius-Verein; 

ß.  der  Unterstützungsverein  für  würdige  und  dürf- 
tige  Hörer   der   Rechte   an    der   Universität   zu  Wien; 

Y.  der  Unterstjützungsverein  für  arme  und  würdige 
Studirendean  der  philoso})hischenFacultät  der  Wiener 
Universität; 

8.  der  Verein  zur  Unterstützung  dürftiger  und 
würdiger  Hörer  an  der  k.  k.  technischen  Hochschule 
in  Wien. 

Der  Zweck  dieser  Vereine  ist  schon  oben  angegeben 
worden  und  erstreckt  sich  bei  dem  ersten  und  dem  letzten  auf 
sämmtliche  Hörer  der  betreffenden  Hochschulen,  bei  den  beiden 
anderen  auf  die  der  bezüglichen  zwei  Facultäten. 

a.  Bei  dem  Sanct  Gregorius-Verein,  welcher  im 
Jahre  1854  gegründet  wurde,  kann  die  zu  gewährende  Unter- 
stützung bestehen:  in  regelmässigen  halbjährigen  Geldbeiträgen, 
in  augenblicklichen  Geldaushilfen,  in  Zuweisung  von  Freitischen 
und  Speisekarten,  femer  in  der  Zuweisung  unentgeltlicher  ge- 
meinsamer Wohnungen  unter  der  nöthigen  Ueberwachung,  in 
Betheilung  mit  Kleidungsstücken  und  anderen  Lebensbedürf- 
nissen und  in  der  Ertheilung  der  unentgeltlichen  Pflege  im 
Erkrankungsfalle. 
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Die  Vereinsleitung  besteht  aus  einem  Vorstände,  einem 
SteUrertreter  desselben,  Secretär,  Cassier  und  einem  Control- 
fthrer,  welche  s&mmtlich  der  „Geutralleitung^  als  Mitglieder 
iDgehören.  Diese  selbst  besteht  aus  16  Nationsmitgliedern  (von 
jader  der  vier  akademischen  Nationen  vier). 

Mitglied  des  Vereines  wird  jedes  Nationsmitglied,  wenn 
es  sich  zu  dem  Jahresbeiträge  per  2  fl.  10  kr.  ö.  W.  verpflichtet, 
oder  42  fl.  ö.  W.  mit  einem  Male  als  Fondsbeitrag  erlegt. 

Die  Einnahmen  des  Vereines  bestehen  in  den  Beiträgen 
der  Nationsmitglieder  oder  anderer  wohlthätiger  Personen,  dann 
ans  den  Interessen  des  Fondscapitals,  in  Geschenken  und  Legaten. 


Im 

war 

die  Zahl 

der  ünter- 
stützungsfälle 

31 

die  Summe 

Jalire 
1863 

der 

Mitglieder 

198 

der 
Ausgaben 

1.333  fl.  06  kr. 

1864 

186 

41 

1.223  „  55    „ 

1865 

195 

31 

1.651  „  90    „ 

1866 

197 

24 

1.306  „  —    „ 

1867 

175 

29 

1.150  „    -    „ 

1868 

210 

40 

1.210  ., 

1869 

219 

33 

1.377  ., 

1870 

224 

33 

1.880  .. 

1871 

212 

37 

1.752  „ 

1872 

203 

35 

1.472  „  —    „ 

■  lOjihngen  DuTchschniUe    202  33  1.435  fl.  55  kr. 

ß.  Der  ünterstützungsverein  für  würdige  und  dürf- 
tige Hörer  der  Rechte  an  der  Universität  zu  Wien  wurde 
im  .Jahre  1854  gegründet  und  erfüllt  seine  Aufgabe  theils  durch 
Geldunterstützungen,  theils  durch  Ausgabe  von  Kostkarten,  Ver- 
mittlung von  Lehrer-  und  Kanzlistenstellen  etc. 

Die  Vereinsmitglieder  theilen  sich  in  „Ehrenmitglieder", 
welche  besonderer  Verdienste  wegen  gewählt  werden,  dann  in 
„Mitglieder",  zu  welchen  jene  ordentlichen  Hörer  der  Rechte 
gehören,  die  jährlich  an  die  Vereinscassa  mindestens  zwei  Gul- 
den ö.  W.  entrichten,  und  in  „Beförderer",  welche  den  Verein 
überhaupt  unterstützen. 


Die  Einnahmen  desselben  bestehen  in  den  Beiträgen 
Vereinsmitglieder.  ^°) 

Im  Jahre  1869  wurden  22  Parteien  mit  zusammen  325  fl.  —  kr. 
„     „      1870      ,28        „       „  „        463  ^  -  ^ 

„        r»         loll  Yf  ob  „  „  n  öo4    „  ^ 

„     „      1872       ,48        „        „  r        636  „  —  , 


daher  durchschnittlich  33  Parteien  mit  zusammen  489  fl.  50  kr. 
unterstützt. 

r)    Der   israelitische  Frauenwohlthätigkeitsverein   im 

Bezirke  Sechshaus. 

Derselbe  wurde  im  Jahre  1870  errichtet  und  verfolgt  den 
Zweck,  im  Bezirke  Sechshaus  wohnende  Arme,  insbesondere 
Witwen,  Waisen,  Wöchuerinnen,  kranke  Reconyalescenten 
und  Curbedürftige,  endlich  —  wenn  die  Vereinsmittel  es 
erlauben  —   auch   auszustattende  arme  Bräute  zu  unterstützen. 

Mitglieder  des  Vereines  sind  jene  Frauen,  welche  einen 
jährlichen  Beitrag  von  mindestens  vier  Gulden  und  einen  zum 
mindesten  dem  Jahresbeiträge  gleichen  Gründungsbeitrag  geleistet 
haben.  Diejenigen,  welche  sich  besondere  Verdienste  um  den 
Verein  ei'M'erbeu,  werden  von  der  Vereinsleitung  zu  „Ehren- 
mitgliedern" ernannt.  „Wohlthäter"  des  Vereines  sind  diejenigen, 
welche  einen  Beitrag  von  wenigstens  25  fl.  für  den  Vereins- 
fond leisten. 

Die  Vereiusleitiing  besteht  aus  der  Vorsteherin,  deren 
Stellveitreteriu,  aus  der  Cassieriu,  Schriftführerin  und  10  Bei- 
sitzerinnen, welche  das  Ehrenamt  sämmtlich  unentgeltlich 
bekleiden. 

Die  Mittel  des  Vereiues  bestehen  lediglich  in  Beitragen 
der  Mitglieder  und  Wohlthüter  und  den  sonstigen  dem  Vereine 
zugedachten  Sj)endeu. 


^••)  Im  .lahiü  lfS74  zählte  der  Verein  2O0  Mitg-licder  und  ausser 
denselben  noch  2r>  Ehrenmitglieder. 

Von  die.soni  Vereine  wurde  auch  das  im  Kahlenbergerdorfe  befind- 
liche  „TM>te  österr.  Kinder-A.syl"   gegründet   nnd  im  Jahre  1875  eröffnet. 
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Die  unterstützenden  Mitglieder  leisten  einen  jährlichen 
^Bcärag  von  mindestens  zwei  Gulden  ö.  W. 

Die  Vereinsangelegenheiten  leitet  ein  aus  12  Mitgliedern 
ikeitehender  Ansschuss,  welcher  aus  seiner  Mitte  einen  Cassier, 
flnen  Controlor  und  zwei  Schriftführer  wählt. 

DasVereinsvermögen  besteht  aus  dem  unantastbaren  Stamm- 
eapital  und  dem  verfügbaren  Vermögen,  welches  letztere  aus 
den  Beiträgen  der  Mitglieder  und  Beförderer  des  Vereines,  dem  Er- 
üignisse  des  Stammcapitales  u  nd  dem  Erträgnisse  der  zum  Besten  des 
Vereines  veranstalteten  Wohlthätigkeits-lJntemehmungen  besteht. 

die  Summe 

der 
Ausgraben 

1.332  fl.  50  kr. 


Im 
Jahre 


war  die  Zahl  der 


1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 


Beförderer  und      Unter- 
unterstntzenden  statzuDg,s- 
Mitglieder 

143 


113 
98 
139 
140 
160 
187 
182 
184 
186 


fällo 

112 
149 
183 
210 
161 
201 
235 
269 
93 
132 


1.157 
1.530 
1.284 
969 
1.409 
1.626 
2.438 
1.373 
2.153 


77 


58 
20 
05 
80 
70 
80 
82 
48 
66 


»7 


?} 


?? 


77 


••«ÜälirifeHDurchschniile    153  174  1.527  fl.  66  kr. 

5.    Der  Verein    zur    Unterstützung    dürftiger    und 

Würdiger   Hörer    an  der   k.  k.  technischen  Hochschule 
^flWien  wurde  im  Jahre   1858  gegründet  und  gewährt  seine 

vnterstützung  theils  durcli  Geldbeträge  und  Verabfolgung  von 
Speisekarten,  theils  durch  Zugäuglichmachuug  von  Büchern,  Schul - 
Behelfen  und  Zeichnenrequisiten,  durch  Zumittlung  vuu  Lehrstunden 
^der  anderen  Nebenbeschäftigungen  und  auch  durch  Empfehlung 
^  Transportunteruehmuugen  behufs  Ermässigung  der  Fahrpreise. 
Die  Unterstützungen  in  Geld  werden  theils  in  der  Form 
"^on  Stipendien,  theils  von  Fall  zu  Fall,  namentlich  zum  Behufe 

^w  Erleichterung  der  Theilnahrae  an  wissenschaftlichen  Excur- 
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sionen,    theils   endlich    fQr  Einschreibung   in   den    Studei 
Krankenverein  verabfolgt. 

Der  Verein  besteht  aus  „wirklichen  Mitgliedern",  näo 
jenen  Hörern  an  der  Hochschule,  welche  dem  Vereine  jäh 
mindestens  4  fl.  zuwenden,  dann  aus  „Ehrenmitgliedern",  we 
jährlich  mindestens  6  fl.  oder  ein  für  alle  Mal  mindestens  i 
in  Qeld  oder  Geldeswerth  ^vidmen,  und  aus  „Theilnehme 
deren  Leistungen  geringer  sind,  als  die  eben  angeführten. 

Die  Vereinsverwaltunp:   wird   von    zwei    Leitern 
einem  Ausschusse  besorgt. 

Die  Ei u nahmen  des  Vereines  fliesseu  aus  Spenden 
a.  h.  Hofes,  mehrerer  Landtage,  des  Qemeinderathes  der  i 
Wien,  eiuer  Anzahl  von  Eisenbahn-,  Bank-,'  Bau-  und  A 
curanz-Untemehnmngen,  der  k.  k.  Professoren  des  polyt 
nischen  Institutes  und  anderer  Ehrenmitglieder,  dann  aus 
Beiträgen  der  Mitglieder  und  Theilnehmer,  aus  den  vom  üi 
richtsministerium  und  dem  Professoren-CoUegium  dem  Ve 
zugewendeten  Taxen  für  Duplicate  von  Zeugnissen  uud  Meldu 
büchem,  und  endlich  aus  den  Zinsen  des  Vereinsvermogen 

Das  zehnjährige  Wirken  und  der  Stand  des  Vereines 
Jahre  1863 — 1872  ergibt  sich    aus    der   folgenden  Uebers 


Ehren- 
mitglieder 

Zahl  der 

Summe 

Jahr 

Mitglieder 

und 

Theilnehmer 

Unter- 

.stützungs- 

fäUe 

der 
Ausgaben 

1863 

39 

49 

120 

1.385  fl.  18  \ 

1864 

54 

43 

122 

1.161   ,.  11 

1865 

56 

21 

144 

1.163  „  11 

1866 

51 

67 

107 

911  „  57 

1867 

70 

119 

115 

1.002  ..  80 

1868 

78 

83 

137 

1.631  .,  Ol 

1869 

94 

144 

116 

1.875  „  40 

1870 

106 

143 

151 

2.288  ,.  80 

1871 

115 

124 

188 

2.575  ,. 

1872 

118 

164 

186 

2.833 '  „ 

Ijibr.  Durchscknille  78 

96 

139 

1.682  fl.  70  1 

Da  nach  §.  12  des  Statutes  mit  der  Ertheilung  von  Unter- 
stützungen erst  zu  beginnen  war,  nachdem  der  Vereinsfond  die 
Höhe  von  1000  fl.  erreicht  hatte,  konnten  Unterstützungen  von 
diesem  Vereine  erst  vom  October  1872  '^*)    angefangen    verab- 
reicht werden. 

«J  Gesellschaft  zur  Unterstütziing  dürftiger  Franzosen 

in  Wien. 

Der  Zweck  dieser  im  Jahre  1871  gegründeten  Gesellschaft 
ist  in  ihrem  Titel  ausgesprochen.  Zur  Unterstützung  werden  im 
Allgemeinen  alle  Personen  französischer  Nationalität  und  aus- 
luhmsweise  auch  Personen  französischen  Urs])runges  zugelassen. 

Um  Mitglied  der  Gesellschaft  zu  werden,  ist  es  nicht 
öothwendig  Franzose  zu  sein;  es  genügt,  wenn  der  Verwaltungs- 
Tath  die  Aufnahme  gewahrt.  Die  Jahres -Subscribenten  haben 
6fl.  per  Jahr,,  die  Gründungsmitglieder  120  fl.  ein-  für  allemal 
äIs  Beiträge  zu  entrichten. 

Die  Leitung  der  gesellschaftliehen  Angelegenheiten  wird 
durch  das Verwaltungseomite  und  durch  die  Generalversammlung 
besorgt.  Das  von  der  Generalversammlung  gewühlte  Comite  be- 
steht aus  neun  Mitgliedern,  wovon  mindestens  fünf  Franzosen 
sein  müssen.  Die/ Generalversammlung  erwählt  zugleich  unter 
den  Mitgliedern  des  Comites  einen  Präsidenten,  zwei  Vice-Präsi- 
denten,  einen  Cassier  und  zwei  Secretäre.  Das  Ehrenpräsidium 
der  Gesellschaft  gebührt  grundsätzlich  dem  französischen  Ge- 
sandten. 

Der  Gesellschaftsfond  zerfällt  in  unveräusserliches  und 
verfügbares   Capital.    Ersteres  besteht  aus   Schenkungen   von   je 

**)  In  den  folgenden  Jaliren  wmt  die  Zahl  der  „rntoititutzungsfaUe" 
'^Dd  die  Summe  der  „Ausgahon  lur  die  L'ntüiötütziing"  folgende: 

Jahr:  1873  ünteistützung.sfälle:   7G  Ausgabensuiiinio:  2r.:j  tl. 
„1874  ^  11*2  „  4:^^  „ 

„      1875  „  llö  „   .  4ü7  „ 

„1876  „  107  .,  380   „ 

„1877  ^  130  .,  400   ,, 

«1878  .  HS  ,.  3S4   ., 
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o)    Unterstützungsvereiu    für     entlassene     Strftflinge, 
sowie   für    hilf-    und    schuldlose   Familien    von    Ver- 
hafteten. 

Ein  derartiger  Verein  hatte  in  Wien  bereits  im  Jahre  1844 
unter  dem  Namen  „Wiener  Schutzverein  für  aus  Straf-  und 
Ven^^ahrungsorten  entlassene  Personen"  bestanden,  welcher  jedoch 
im  Jahre  1848  seine  Thätigkeit  einstellte  und  sich  auflöste. 

Der  Umstand,  dass  das  Bedürfniss  und  die  Nothwendig- 
keit  eines  solchen  Vereines  gerade  von  jenen  Männern  am 
meisten  gefühlt  wurde,  welche  im  praktischen  Justizdienste  thätig 
waren,  veranlasste  im  Jahre  1866  den  damaligen  Staatsanwalt 
in  W^ien,  Oberlandesgerichtsrath  Lienbacher,  und  den  damaligen 
Präsidenten  des  Landesgerichtes,  A.  Ritter  von  Boschan,  den  im 
Jahre  1848  aufgelösten  Verein  wieder  in's  Leben  zu  rufen. 

„Die  hauptsächliche  Veranlassung  zur  Gründung  dieses 
Vereines  gab  der  häufige  Rückfall  entlassener  Sträflinge  und 
ihr  steter  Entschuldigungsgrund,  dass  sie  von  allen  Thüren 
zurückgestossen  werden,  keinen  Erwerb  finden  und  daher  ge- 
nöthigt  wurden,  sich  neuerlich  dem  Verbrechen  in  die  Arme  zu 
werfen." 

Aus  demselben  Grunde  entstanden  auch  die  verschiedeneu 
auswärtigen,  den  gleichen  Zweck  verfolgenden  Vereine,  *•) 

Die  Erfahnmg  hat  gelehrt,  dass  entlassene  Sträflinge 
äusserst  schwer,  ja  fast  nie  in  Arbeit  unterzubringen  sind,  w^eil 
man  die  Aufnahme  eines    solchen  Individuums    überhaupt    als 

*®)  So  entstand  im  Jahre  1830  der  schlesische  Pro  vi  nzial  verein  für 
Verbesserung  der  Strafgefanj^enen  und  Unterbringung  der  Entlassenen  zu 
Breslau,  im  Jahre  1838  der  Verein  zum  Wohle  entlassener  Züchtlinge  zu 
Prair.  im  Jahre  1840  der  Verein  für  entlassene  Sträflinge,  aus  dem  Land- 
drostei-Bezirk  zu  Hannover,  im  Jahre  1843  der  mAhrisoh-sehlesisehe  Schutz- 
verein  für  verwahrloste  Jusrend  und  entlassene  StrAflinge,  im  Jahre  1845» 
der  Verein  zur  ITnterstützung  und  Beaufsichtigung  der  aus  den  grossherzojr- 
lichen  Landes-  fund  Provinzialanstalten  Entlassenen  zu  Parmstadt,  im 
Jahre  1853  der  Versorgungs-  und  Arbeitshaus- Verein  zu  Krakau,  endlich 
im  Jahre  1863  der  Verein  zur  Obsorge  lür  entlafc»sene  Sträflinge  in 
Schwaben  und  Neuburg  zu  Augsburg. 
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tt)  Verein    „Weihnachtsbaum"    zur    Betheilung    armer 
Schulkinder  aus  den  Gemeinden:  Rudolfsheim,  Fünf- 

und  Seehshaus. 

Dieser  im  Jahre  1872  ins  Leben  getretene  Verein  hat  den 
Zweck,  arme  Kinder  aus  den  bezeichneten  Gemeinden,  und  zwar 
olrne  Unterschied  der  Confession,  alljährlich  am  Weihnachts- 
abende mit  Kleidern,  Wäsche  etc.,  insoweit  es  die  Mittel  des 
Vereines  erlauben,  zu  beschenken. 

Mitglied  des  Vereines  kann  Jedermann  werden,  welcher 
jährlich  einen  Beitrag  von  mindestens  3  fl.  leistet. 

Der  Vorstand  des  Vereines  wird  in  der  Art  gebildet,  dass 
Äe  Generalversammlung  aus  ihrer  Mitte  einen  Aufsiehtsrath  von 
15  Personen  wählt;  dieser  wählt  dann  aus  seiner  Mitte  das  aus 
dem  Director,  dessen  Stellvertreter,  dem  Cassier  und  dem  Contro- 
lor  bestehende  Directorium. 

Sowohl  der  Aufsiehtsrath  als  das  Directorium  haben  ein- 
jihrige  Functionsdauer.  Sämmtliche  Stellen  siud  Ehrenämter  uud 
Verden  unentgeltlich  besorgt. 

Die  Mittel  des  Vereines  werden  gebildet:  aus  den  Jahres- 
beiträgen der  Mitglieder,  aus  den  Reiuerträgnissen  von  zu  diesem 
Zwecke  veranstalteten  Concerten,  Bällen  und  Theatervorstellungen, 
Geschenken  und  anderen  wohlthätigen  Gaben. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  betrug  im  Jahre  1872:  665  mit 
Beiträgen  von  zusammen  2435  fl.  50  kr.  Die  Zahl  der  betheilten 
Kinder  war  mehr  als  1000. 

Die  Kinder  wurden  zum  grössten  Theile  vollständig  mit  Wiu- 
^rkleidern  versehen  und  am  Weihnachtsabende  festlich  bewirthet. 


Ausser  den  bisher  augeführteH  Vereinen  beschäftigen  sich 
^neh  noch  einzelne  geistliche  Corporatiouen  mit  der  „Armen- 
Detheilung",  indem  dieselben,  ^ne  z.  H.  der  Convent  der  hochw. 
^hulschwestern  vom  3.  Orden  des  heil.  Franciscus,  das  Herz- 
•'ösnkloster  etc.,  die  Kinder,  welche  in  den  von  diesen  Corporationen 
^Aaltenen  Arbeitsschulen  unentgeltlich  unterrichtet  werden,  zur 
♦Weihnachtszeit  auch  mit  „Kleidern  und Nahruui^smitteln" betheilen. 
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Die  Generalver Sammlung  erwählt  den  Präsidenten  u 
dessen  Stellvertreter  und  die  Mitglieder  des  Ausschusses  i 
3  Jahre.  Die  Letzteren  wählen  aus  den  IVIitgliedem  des  Verein 
das  zur  Verwaltung  des  Vereines  bestimmte,  aus  einem  Direcfa 
einem  Secretär  und  einem  Cassier  bestehende  Directoriu 
ebenfalls  auf  drei  Jahre. 

Die  Mittel  zur  Erreichung  seiner  vorbezeichneten  Zwec 
erhält  der  Verein: 

1.  durch  die  Jahresbeiträge  der  Vereinsmitglieder, 

2.  durch  Geschenke  in  Oeld  und  Naturalien, 

3.  durch  die  Erträgnisse  von  Wohlthätigkeitsunteme! 
mungen  und  von  den  dem  Interesse  des  Vereines  gewidmet 
Schriften, 

4.  durch  Erträguisse  der  für  den  Verein  gemachten  St 
tungen  und  veranstalteten  Sammlungen,  und 

5.  durch  Zuschüsse  von  Seite  der  Staatsverwaltung. 

Von  dem  Jahre  1869  an,  iu   welchem  der  Verein  ni 
aussen  hin  zu   wirken  begann,  bis   zum  Jahre  1872  war 
Zahl  der  von  demselben  unterstützten  Personen  und  die  Sun 
der  Ausgaben  des  Vereines  folgende: 


Jahr 

1869 

Zahl  der  Unter- 
btfttziiDgsfälle 

65 

Summt*  der 
Ausgaben 

449  fl.        kr. 

1870 

77 

483  „  91    „ 

1871 

88 

569  „  85    „ 

1872 

83 

516  „  95    ,, 

daher  durchschnittlich 

..   78 

504  fl.  92  kr. 

'p)  Der  italienische  Wohlthätigkeitsverein  in  \Vi( 

Dieser   zu  Ende   des  Jahres    1869   in*s  Leben    getie 
Verein  hat  den  Zweck,  italienische  Unterthanen,    welche 
oder  vom  Unglücke  betroflfen  sind  und  in  Wien  ihren  Auf 
halt  haben,  oder  auf  der  Durchreise  begriffen  sind,  zu   un 
stützen. 
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Abgesehen  davon,  dass  es  bei  der  heutigen  Einrichtung 
der  Armenpflege  überhaupt  nicht  möglich  ist,  die  Leistungen 
der  Pnvatwohlthätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  „Arraonbetheilung" 
«ifferm&ssig  bis  auf  ein  von  der  wirklichen  Ausgabe  nur 
wenig  abweichendes  Minimum  zu  bestimmen,  abgesehen  ferner 
da?OD,  dass  ja  auch  zu  den  von  Seite  der  „öflfentlichen"  Armen- 
pflege verausgabten  Summen  ein  beträchtliches  Scherficin  durch 
die  Privatwohlthätigkeit  in  der  Form  von  Geschenken,  Legaten, 
Sammlungsgeldern  etc.  eingeht  —  ist  aber  noch  insbesondere 
zu  beachten,  dass  in  den  voranstehenden  Summen  jene  Auslagen- 
ziffern vollkommen  fehlen,  welche  den  Werth  der  zur  Verthei- 
lüüg  gelangten  Naturalien  zu  repräseutiren  hätten. 

Bei  dem  Umstände  aber,  als  beinahe  alle  Privatvereine, 
velchesichmitderwArmenbetheilung" beschäftigen, auch  Natural- 
betheilungen  vornehmen,  ja  eine  Anzahl  derselben  sogar  aus- 
schliesslich nur  solche  vornimmt,  ist  die  Höhe  des  durch  die 
vertheilten  Naturalien  repräsentirten  Werthes  sielierlich  eine 
bedeutende  und  es  müsste  sich  daher  die  oben  angegebene 
Summe  der  Ausgaben  für  die  „Armenbetheihing*'  durch  Hinzu- 
rechnung des  Werthes  der  zur  Vertheilung  gelangten  Naturalien 
jedenfalls  namhaft  erhöhen. 

Damit  wäre  die  Darstellung  der  Armenbetheihing  im 
Wiener  Armenbezirke  während  des  bezeichneten  Zeitraumes 
80  weit  und  so  eingehend  gegeben,  als  eine  solche  uuter  den 
obwaltenden  Verhältnissen  eben  möglich  ist. 

Zur  Beantwortung  der  Frage,  was  während  der  Jahre 
1863 — 1872  auf  dem  Gebiete  der  „Armeubetheilung''  geleistet 
^Tirde,  wenn  die  dafür  verwendeten  Mittel  aller  jeuer  Organe, 
deren  Wirken  in  der  vorangehenden  Darstellung  geschildert 
^rde,  zusammengefasst  Averden,  kann  die  folgende  Zusammeu- 
stellnng  dienen,  aus  welcher  die  Gesanimtsumme  aller 
Während  des  bezeichneten  Deceuniuais  im  Wiener  Annenbezirke 
ftr  die  Armenbetheibmg  mit  Geld  und  Naturalien  gemachten 
Ausgaben  sich  ergibt. 

Es  wurden  verausirabt: 
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Die  Einnahmen  desselben  bestehen  in  den  Beiträgen  de 
Vereinsmitglieder.  ^^) 

Im  Jahre  1869  wurden  22  Parteien  mit  zusammen  325  fl.  —  kr. 
„     „     1870      ^28        „       „  ^        463  ^  -  „ 

y,     „      1871       ^      36        „        „  M        634  „  —  « 

„     n     1872       »      48        „        „  r,        636  „  —  ^ 

daher  durchschnittlich  33  Parteien  mit  zusammen  489  fl.  50  kr. 
unterstützt. 

r)   Der  israelitische  Frauenwohlthätigkeitsverein  in 

Bezirke  Sechshaus. 

Derselbe  wurde  im  Jahre  1870  errichtet  und  verfolgt  dei 
Zweck,  im  Bezirke  Sechshaus  wohnende  Arme,  insbesonden 
Witwen,  Waisen,  Wöchnerinnen,  kranke  Reconvalescente] 
und  Curbedürfüge,  endlich  —  wenn  die  Vereinsmittel  ei 
erlauben  —  auch  auszustattende  arme  Bräute  zu  unterstützen 

Mitglieder  des  Vereines  sind  jene  Frauen,  welche  einei 
jährlichen  Beitrag  von  mindestens  vier  Gulden  und  einen  zun 
mindesten  dem  Jahresbeiträge  gleichen  Oründungsbeitrag  geleiste 
haben.  Diejenigen,  welche  sich  besondere  Verdienste  um  dei 
Verein  erwerben,  werden  von  der  Vercinsleitung  zu  „Ehren- 
mitgliedern" ernannt.  „Wohlthäter"  des  Vereines  sind  diejenigen, 
welche  einen  Beitrag  von  w^enigstens  25  fl.  für  den  Vereins- 
fond leisten. 

Die  Vereinsleitung  besteht  aus  der  Vorsteherin,  derer 
Stellvertreterin,  aus  der  Cassierin,  Schriftführerin  und  10  Bei- 
sitzerinnen, welche  das  Ehrenamt  sämmüich  unentgeltlich 
bekleiden. 

Die  Mittel  des  Vereines  bestehen  lediglich  in  Beiträgö^ 
der  Mitglieder  und  Wohlthäter  und  den  sonstigen  dem  Verein 
zugedachten  Spenden. 


^**)  Im  Jahre  1874  zählte  der  Verein  200  Mitglieder  und  aus^' 
denselben  noch  2G  Ehrenmitglieder. 

Von  diesem  Vereine  wurde  auch  das  im  Kahlenbergerdorfe  beüa^ 
liehe  „Erste  österr.  Kinder- Asyl"  gegründet  und  im  Jahre  1875  eröffa^ 
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Da  nach  §.12  des  Statutes  mit  der  Ertheilung  von  Unter- 
itöteongen  erst  zu  beginnen  war,  nachdem  der  Vereinsfond  die 
Höhe  von  1000  fl.  erreicht  hatte,  konnten  Unterstützungen  von 
diesem  Vereine  erst  vom  October  1872  **)  angefangen  verab- 
reicht werden. 

i)  Gesellschaft  zur  Unterstützung  dürftiger  Franzosen 

in  Wien. 

Der  Zweck  dieser  im  Jahre  1871  gegründeten  Gesellschaft 
ist  in  ihrem  Titel  ausgesprochen.  Zur  Unterstützung  werden  im 
Allgemeinen  alle  Personen  französischer  Nationalität  und  aus- 
nahmsweise auch  Personen  französischen  Ursprunges  zugelassen. 

Um  Mitglied  der  Gesellschaft  zu  werden,  ist  es  nicht 
fiothwendig  Franzose  zu  sein;  es  genügt,  wenn  der  Verwaltungs- 
nth  die  Aufnahme  gewährt.  Die  Jahres -Subscribenten  haben 
61  per  Jahr,,  die  Gründungsmitglieder  120  fl.  ein-  für  allemal 
als  Beiträge  zu  entrichten. 

Die  Leitung  der  gesellschaftlichen  Angelegenheiten  wird 
iliiich  dasVerwaltungscomitä  und  durch  die  Generalversammlung 
besorgt  Das  von  der  Generalversammlung  gewählte  Gomite  be- 
stdit  aus  neun  Mitgliedern,  wovon  mindestens  fünf  Franzosen 
seia  müssen.  Die/ Generalversammlung  erwählt  zugleich  unter 
den  Mitgliedern  des  Comites  eiuen  Präsideuteu,  zwei  Vice-Präsi- 
denten,  einen  Cassior  und  zwei  Secretäre.  Das  Ehrenpräsidium 
der  Gesellschaft  gebührt  grundsätzlich  dem  französischen  Ge- 
sandten. 

Der  Gesellschaftsfoud  zerfällt  in  unveräusserliches  und 
verfügbares  Capital.    Ersteres  besteht  aus  Schenkungen  von  je 

**)  In  den  folgenden  Jahren  war  die  Zahl  der  y,UnterstutzungsfäUe" 
'u^d  die  Summe  der  „Ausgaben  für  die  Unterstützung"  folgende: 

Jahr:  1873  UnterstützungsfäUe :  76  Ausgabensumme :  26ö  ü. 
„      1874  „  iit  „  433  „ 

«      1875  „  115  „   .  457  „ 

„     1876  „  m  „  380  „ 

«1877  „  130  „  459  „ 

„     1878  „  118  „  384  „ 

7* 


e)  der  Armen-Unterstätzungsverein  Maskil  el  Dal  im  Bezirke  Sechs- 

haus: 

im  Jahre  1876: 

f)  der  Unterst ützungsverein    für   dürftige   und   würdige    Hörer    der 
k.  k.  Hochschule  für  BodencuUur  in  AVien; 

g)  der  Taboaverein,  eine  Verbindung  von  Frauen  und  Jungfraue 
ohne  Unterschied  des  Standes  oder  der  Confession  zu  Wohlthätigkeits 
zwecken;  ferner 

im  Jahre  1877: 

h)  der  Verein  zur  Unterstützung  dürftiger  und  würdiger  Studirende 
an  der  Akademie  der  bildenden  Künste  in  AVien; 

i)  der  Unterstützungsverein  für  hilfsbedürftige  und  würdige  Studi 
rende  an  der  Wiener  Handelsakademie; 

\)  der  israelitische  Wohlthätigkeits verein  ^Tischre  Lew"    in  Wien;^ 

l)  der  kaufmrinnischü  Unterstützungsverein  „Osten"  zur  Unterstützun 
hilfsbedürftiger  l>raeliten  aus  den  östlichen  Ländern; 

in)  der  Wien**r  Humanitäts-  und  Krankenverein  „Union"; 

n)  der  Wiener  Humanitätsverein  „Vindobona";  endlieh 

im  Jahre  1878: 

o)  der  deutsche  Hilfsverein  in  Wien   zur  Unterstützung  hilfsbedürf- 
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%)  Verein    «Weihnachtsbaum^    zur    Betheilung   armer 
Seholkinder  ans  den  Gemeinden:  Rudolfsheim,  Fünf- 

und  Sechshans. 

Dieser  im  Jahre  1872  ins  Leben  getretene  Verein  hat  den 
Zweck,  arme  Kinder  aus  den  bezeichneten  Gemeinden,  und  zwar 
ohne  Unterschied  der  Gonfession,  alljährlich  am  Weihnachts- 
ibende  mit  Kleidern,  Wäsche  etc.,  insoweit  es  die  Mittel  des 
Vereines  erlauben,  zu  beschenken. 

Mitglied  des  Vereines  kann  Jedermann  werden,  welcher 
jährlich  einen  Beitrag  von  mindestens  3  fl.  leistet. 

Der  Vorstand  des  Vereines  wird  in  der  Art  gebildet,  dass 
die  Generalversammlung  aus  ihrer  Mitte  einen  Aufsichtsrath  von 
15  Personen  wählt;  dieser  wählt  dann  aus  seiner  Mitte  das  aus 
dem  Director,  dessen  Stellvertreter,  dem  Cassier  und  dem  Contro- 
lor  bestehende  Directorium. 

Sowohl  der  Aufsichtsrath  als  das  Directorium  haben  ein- 
jduige  Functionsdauer.  SämmÜiche  Stellen  sind  Ehrenämter  und 
Vtfden  unentgeltlich  besorgt. 

Die  Mittel  des  Vereines  werden  gebildet:  aus  den  Jahres- 
beiträgen der  Mitglieder,  aus  den  Reinerträgnissen  von  zu  diesem 
Zwecke  veranstalteten  Concerten,  Bällen  und  Theatervorstellungen, 
Geschenken  und  anderen  wohlthätigen  Gaben. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  betrug  im  Jahre  1872:  665  mit 
Beiträgen  von  zusammen  2435  fl.  50  kr.  Die  Zahl  der  betheilten 
Bnder  war  mehr  als  1000. 

Die  Kinder  wurden  zum  grössten  Theile  vollständig  mit  Win- 
terkleidern versehen  und  am  Weihnachtsabende  festlich  bewirthet. 


Ausser  den  bisher  angeführten  Vereinen  beschäftigen  sich 
ÄUch  noch  einzelne  geistliche  Corporationen  mit  der  „Armen- 
ketheilung",  indem  dieselben,  wie  z.  B.  der  Convent  der  hochw. 
Schulschwestem  vom  3.  Orden  des  heil.  Franciscus,  das  Herz- 
Jesukloster  etc.,  die  Kinder,  welche  in  den  von  diesen  Corporationen 
cAaltenen  Arbeitsschulen  unentgeltlich  unterrichtet  werden,  zur 
»eilmachtszeit  auch  mit  „Kleidern  und  Nahrungsmitteln"  betheilen. 


102 


Weihnachtsbokleidungen  werden  übrigens  auch  von  Seit« 
der  Vereioe  fiir  Kinderbcwahranstalten  und  Krippen,  sowie  von 
Seite  der  Direction  der  Kinderspit&ler,  Irrenanstalten  und  anderer 
Humanitäts-Anstalten  alljährlich  vorgenommen.  — 

um  schliesslich  ein  Gesammtbild  über  das  Wirken  alW 
der  vorangeführten  mit  der  „Armenbetheilung"  sich  besch&ftigendei 
Privatvoreine  während  des  Decenniuras  1863 — 1872  zu  erhalten, 
werden  noch  die  nachfolgenden  Summarziffem  angeführt 

Es  betrug  während  dieses  Jahrzehnts  bei  sämmtlichen  genann- 
ten Vereinen 


im 

die  Zahl 

die  Summe 

Jahro 
1863 

der  Mit- 
glieder ** 

6.902 

der  ünter- 
1  stützungsfälle 

25.012 

der 

Ausgaben 

127.267  fl.  60  kr. 

1864 

6.861 

24.899 

124.994  „  67   „ 

1865 

6.698 

22.933 

115.911  ,,  73   ., 

1866 

7.187 

23.362 

134.091  „  37  „ 

1867 

7.012 

24.528 

128.990  „  84  „ 

1868 

6.953 

25.599- 

136  786  „  58   „ 

1869 

7.278 

24.437 

142.772  „   94    „ 

1870 

7.095 

25.563 

146.414  „Ol    „ 

1871 

7.669 

24.673 

153.834  „  78    „ 

1872 

8.853 

26.611 

164.843  „   61    „ 

u.  i.  iOjähr.  Durcbsch.    7.250         24.761  137.590  fl.  81  kr. 

Daraus  ergibt  sich,  dass  von  Seite  der  Privat  wo  hl 
thätigkeit  durch  die  angeführten  mit  der  ^Armenbctheilung 
sich  beschäftigenden  Vereine  im  Durchschnitte  jährlich  24.76 
Betheilungon  mit  einem  Aufwände  von  137.590  fl.  81  kr.  ö.  \^ 
vorgenommen  wurden,  wouach  auf  je  eine  dieser  Betheilunge 
durchschnittlich  der  Betrag  von  5  fl.  56  kr.  entfiel. 

Es  muss  hier  nochmals  betont  werden,  dass  die  vorstehend  a 

gef&hrten  Summen,  welchediei^uzelnenPrivatwohlthätigkeitsvereii 

im  Laufe  des  Decenniums  verausgabten,  keineswegs  jene  Summ( 

repräsentiren,  welche  ,von  Seite  der  Privatwohlthätigkeit  für  d 

Armenbetheilung  in  der  That  aufgewendet  worden  sind. 

•')  Bei  7  Vereinen  war  die  Zahl  der  „Mitglieder"  nicht  angegebe 
bei  2  Vereinen  fehlte  auch  die  Summe  der  „ünterstutzungsfäUe". 
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Abgesehen  davon,  dass  es  bei  der  heutigen  Einrichtung 

äer  Armenpflege  überhaupt  nicht   möglich  ist,   die  Leistungen 

der  Privatwohlth&tigkeit  auf  dem  Gebieten  der  „Armonbetheihing** 

liffermässig  bis    auf  ein  von    der   wklichen   Ausgabe    nur 

wenig  abweichendes  Minimum  zu  bestimmen,  abgesehen  femer 

davon,  dass  ja  auch  zu  den  von  Seite  der  „öffentlichen^  Armen- 

plege  verausgabten  Summen  ein  beträchtliches  Scherflein  durch 

die  Privatwohlthätigkeit  in  der  Form  von  Geschenken,  Legaten, 

Sammlungsgeldern  etc.    eingeht  —  ist  aber  noch   insbesondere 

zu  beachten,  dass  in  den  voranstehenden  Summen  jene  Auslagen- 

ziffem  vollkommen  fehlen,  welche  den  Werth  der  zur  Verthei- 

Inng  gelangten  Naturalien  zu  repräseutiren  hätten. 

Bei  dem  Umstände  aber,  als  beinahe  alle  Privatvereine, 
Weichesich  mit  der  „Armenbetheilung"  beschäftigen,  auch  Natural- 
betheilungen  vornehmen,  ja  eine  Anzahl  derselben  sogar  aus- 
schliesslich  nur  solche  vornimmt,  ist  die  Höhe  des  durch  die 
vertheilten  Naturalien  repräsentirten  Werthes  sicherlich  eine 
bedeutende  und  es  müsste  sich  daher  die  oben  angegebene 
Summe  der  Ausgaben  far  die  „Armenbetheilung'*  durch  Hinzu- 
rechnung des  Werthes  der  zur  Vertheilung  gelangten  Naturalien 
jedenfalls  namhaft  erhöhen. 

Damit  wäre  die  Darstellung  der  Armenbetheilung  im 
\\iener  Armenbezirke  während  des  bezeichneten  Zeitraumes 
Bo  weit  und  so  eingehend  gegeben,  als  eine  solche  unter  den 
obwaltenden  Verhältnissen  eben  möglich  ist. 

Zur   Beantwortung    der   Frage,    was    während    der  Jahre 
1863 — 1872  auf  dem  Gebiete  der  „Armenbetheilung"  geleistet 
"^Tirde,  wenn  die  dafür  verwendeten  Mittel  aller  jener  Organe, 
deren   Wirken   in    der   vorangehenden    Darstellung    geschildert 
"Wurde,  zusammengefasst  werden,  kann  die  folgende  Zusammen- 
stellung   dienen,    aus    w^elcher    die    Gesamratsurame    aller 
^ihrend  des  bezeichneten  Decenniums  im  Wiener  Armenbezirke 
färdie  Armenbetheilung  mit  Geld  und  Naturalien  gemachten 
Ausgaben  sich  ergibt. 
Es  wurden  verausgabt: 


104 


■BBSS 

^B 

sn 

lA 

BS 

™^ 

SB 

A 

s 

■"" 

■BBSS 

BB^B 

§ 

^ 

oc 

a» 

^ 

CO 

00 

00 

•^ 

Od 

^H 

o 

<^ 

91 

1         cc 

)        oa 

t* 

© 

o 

CO 

M» 

^^ 

CO 

»« 

CO 

© 

© 

^H 

m       iT" 

"^ 

«^ 

•« 

^^ 

oc 

00 

<^ 

^^ 

t* 

•«M 

^ 

^ 

00 

ao 

CO 

t* 

^1 

a« 

o» 

^p( 

t* 

CO 

^p4 

•9 

^> 

CO 

00 

CO 

oa 

CO 

o> 

FN 

00 

00 

^f^ 

«o 

oa 

aö 

^ 

CO 

ia 

•9 

CO 

^ 

ao 

© 

Ot 

• 

_• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

■ 

• 

9 

• 

m 

1 

«a 

00 

t* 

oa 

t^ 

^r* 

<^ 

oa 

CO 

CO 

CO 

oa 

00 

00 

«o 

IN 

Oi 

CO 

CO 

<^ 

CO 

r- 

© 

:o 

CO 

«^ 

^i4 

© 

00 

o> 

00 

Oi 

Sa 

oa 

oa 

oa 

oa 

#• 

CO 

oa 

•9 

99 

^^ 

oa 

^i^ 

£ 

7 

o 

t* 

co' 

t* 

•<• 

00 

<^ 

*H 

00 

^^ 

CO 

99 

1 

1 

99 

« 

CO 

;o 

c^ 

CO 

00 

iO 

oa 

© 

c^ 

t^ 

•9 

00 

1 

« 

JSt 

?    3S 

c^ 

-* 

^-1 

«^ 

o 

;o 

<N 

•« 

<^ 

CO 

00 

© 

© 

^s 

>     MI 

<Ä 

at 

«H 

OS 

oa 

00 

t^ 

^^ 

CO 

Mjl 

© 

oa 

oa 

s 

(T» 

Oi 

Oi 

© 

oa 

c^ 

l^ 

«^ 

00 

00 

oa 

ao 

ao 

2  i 

• 

• 

• 

• 

• 

00 

• 

• 

(N 

• 

CO 

CO 

• 

aö 

« 

1 

1 

l^ 

iS 

99 

<N 

«^ 

CO 

V9 

CO 

«^ 

«^ 

ao 

CO 

C^ 

CO 

CO 

e 

^^ 

^p* 

«-4 

^i« 

^f4 

«H 

^^ 

^H 

•»< 

^>4 

CO 

^t 

^ 

^ 

©^    fcc 

lA 

lA 

lA 

tf» 

9 

"2  *»  »— 

• 

• 
•<• 

• 
CO 

•9 

Oi 

• 

CO 

^^ 

• 

oa 

•9 

ae 

•« 

ao 

r* 

■    1 

•9 

9 

M 

O   :-'3 

o 

CO 

00 

aö 

•4< 

ao 

l^ 

•«J« 

ao 

oa 

•^ 

** 

1 

S 

^ 

so 

Oi 

«-4 

CO 

CO 

^ 

CO 

CO 

CO 

oa 

•«> 

09                1 

l^ 

« 

w 

Oi 

ao 

c^ 

t^ 

oa 

00 

t* 

^^ 

CO 

M» 

91 

Oi 

• 

^* 

B 

fd 

m 

00 

:o 

• 

o 

• 

CO 

• 

© 

aa 

• 

oa 

CO 

CO 

• 

•9 

• 

oa 

oa 
ao 

CO 

• 

CO 

^^ 

CC 

•<• 

«o 

oo 

t^ 

oo 

00 

00 

© 

© 

aft 

r- 

CO 

»2  =  E 

?o 

:o 

:0 

fj> 

;o 

CO 

CO 

CO 

t* 

l> 

t^ 

X 

^p4 

00 

a> 

^    < 

CO 

JO 

^^ 

■^ 

^^ 

1  1 

lA 

lA 

le 

2  ® 

• 

t-i 

•<)• 

• 

• 

o 

CO 

l> 

oa 

CO 

^•4 

Mjl 

l^ 

ao 

oa 

>       oa 

00 

fM 

•4< 

00 

ys 

t^ 

aß 

(N 

00 

l> 

;-o 

oa 

Mjl 

CO 

r- 

t^ 

oa 

ao 

CO 

o 

ao 

CO 

Mjl 

CO 

CO 

99 

CO 

CO 

94 

1          99          CO 

00 

CO 

o 

-* 

t^ 

»1 

ao 

CO 

ar? 

00 

»9 

ao 

© 

>          CO 

00 

30 

^H 

<w 

00 

CO 

oa 

X 

•X> 

OS 

l^ 

ao 

oc 

9»          © 

© 

^ 

• 

• 

o 

• 

• 

• 

• 

© 

• 

CO 

m 

• 

OC 

• 

• 

CO 

• 

oc 

94 

•                             • 

1        oa        oo 

• 

© 

o 

o 

9* 

»4 

»1 

•et 

<w 

CO 

94 
99 

94 

00          ^ 

CO 
99 

■^ 

e  ä) 

^^ 

■^"^ 

^~ 

^" 

• 

b  • 

'     C3      • 

^  ♦: 

M       «^4 

• 
• 

•     3 

•^  a 

a 

173 

.    cd    • 

a> 

S 

0 

>     V 

•    to   • 

®  ti 

.      CO       • 

-      3       • 

s-a 

c 

^ 

.     00  ^ 

s-g 

Vi 

.  CS 

i 

s 

^ 

s 

g 

g 

g 

1 

•  mm 

c 
c 

a 
^^ 

1  .2    ». 
1  ^ 

s  « 

>      Vi 

o  a 

C3 

s 

S 

s 

S 

s 

c 

•c 

«38 

J 

C 

^  -«-1 

,  2  = 

a 
1' 

5 -"5 

p-sl 

>     3    « 
!    TS  -P 

1          u 
1    a  s 
l    e  N 

cd 

.2    3 

o   cd 

•-a 

o 

.— .— 

C 

i         ;* 

TS 

so 

r 

ESSSTÄ 

in  din 

,.„....„      1 

h 

'1 

■1 

-1 

1 

^1 

^h 

„u..„   1   „.w. 

öeMKiKhti 

<...,I...,L.          1 

IT 

3 

i 

2 

„ 

- 

^ 

-T^ 

30 
12 

17 
18 
S 

23 

10 

41) 

fi 

3S 

— 

— 

— 

— 

13 

S3 

31 

37 

1 

3 

1 

:i 

— 

— 

— 

— 

5 

13 

7 

11 

-^ 

^ 

^^ 

^ 

^ 

~ 

^ 

^ 

2 

10 

7 
7 

G 

4  1   la 

3  1      7 
-i9-|-S8- 

9 
33 

—  1     — 

16 

~ 

^ 

^ 

^ 

— 

^--^ 

9 

— 

25 

52 

-^ 

~r^ 

^ 

3U  1     87 
1   1       2 

Sl 

i>3 

~ 

— 

1 

2 

(5 

61 

S9 

37 

— 

—     — 

— 

113  '  :i;;i  |  1S9 

376 

i 

^ 

t 

~r 

_ 

~  '-^ 

_ 

ö!    10 

3 

li 

^ 

— 

18         ül 

33 
10 

4G 

__ 

8 

n 

15 
16 
122 

T 

T 

^ 

^ 

— 

5 
48 
11 

le 

1« 
37 

7 

^ 

7i 

T 

~T 

"4" 

~r 

so 

28 

23 

43 

19  1     64 

35 

4K 
20 

li 

1 

9 

— 

— 

— 

7  i     21  1     12 

4 

3 

2 

— 

— 

— 

— 

8 
1 

28       Iti 

— 

^ 

~ 

-^ 

-  r^ 

^ 

3 

— 

ta 

18 

lÜ 

—  1     — 

— 

— 

14G  \  4.>G  ,  2J3 

36a 

- 
10" 

^ 

~T 

-^ 

- 

- 

— 

^ 

-E 

2  1      II)   1       S 

"^7~ 

— 

— 

— 

— 

~-   1""- 

11  _J 
13   ,     S7 

4 

3 

^ 

~ 

^ 

-         - 

— 

38 

liG 

73 

38 

73 
18  ■ 

91 

— 

— 

— 

13 

S7 

IS 

28 

~ 

— 

— 

IS 

4-. 

2t 

13 

44 

7L 

21 

~!9~ 

38 

— 

— 

— 

SS 

71 

Vi 

(i7 
11 
4 

25 

67 

— 

— 

— 

6 

16 

1 

li        Ifi 

11 

""3~ 

11 

— 

- 

— 

! 

2 

3 
"15- 

4 

— 

— 

6 

15 

9 

""^ 

6 

12 

8""" 

— 

— 

8 

3 

.1  1       8 

lU  1     5  1     7 

10«  1  3Ml  ,    UU 

259 

111   1   321)   1   lliS 

269 

106 


e)  der  Armen-Unterstützungsverein  Maskil  el  Dal  im  Bezirke  Seehs- 
haus: 

im  Jahre  1876: 

f)  der  UnterstützuDgsTerein   für  dürftige  und  würdige   Hörer  der 
k.  k.  Hochschule  für  BodencuUur  in  Wien; 

g)  der  Tabeaverein,  eine  Verbindung  von  Frauen  und  Jungfiraoei 
ohne  Unterschied  des  Standes  oder  der  Confession  zu  Wohlth&tigkeftä- 
zwecken;  ferner 

im  Jahre  1877: 

h)  der  Verein  zur  Unterstützung  dürftiger  und  würdiger  Studirender 
an  der  Akademie  der  bildenden  Künste  in  Wien; 

i)  der  UnterstützungsTerein  fdr  hilfsbedürftige  und  würdige  Studi- 
rende  an  der  Wiener  Handelsakademie; 

k)  der  israelitische  Wohlth&tigkeits verein  „Tischre  Lew^   in  VTmi; 

l)  der  kaufmännische  Unterstützungsverein  „Osten'^  zur  Unterstütziuf 
hilfsbedürftiger  Israeliten  aus  den  östlichen  Ländern; 

m)  der  Wiener  Humanitäts-  und  Erankenrerein  „Union*'; 

n)  der  Wiener  Humanitätsverein  „ Vindobona** ;  endlich 

im  Jahre  1878: 

o)  der  deutsche  Hilfsverein  in  Wien  zur  Unterstützung  hilfsbedürf* 
tiger  Angehöriger  des  deutschen  Reiches,  und 
p)  der  Wiener  Humanitätsverein  „Imperial*'. 
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Verii&ltiiisse  des  Aufzunehmenden  gefordert,  und  dass  in  den 
iAqrlhftasern  des  Morgens  und  Abends  unentgeltlich  eine  Suppe 
▼embreicht  wird,  musste,  trotzdem  die  Aufenthaltszeit  in  den 
iAflylhftiisem  auf  ein  Minimum  herabgesetzt  ist,  den  Zug  der 
iBobdAchlos**  gewordenen  Personen  natürlicher  Weise  in  diese 
Znfluchtsstfttten  lenken. 

Ueber  das  Entstehen,  die  Einrichtung  und  die  Leistungen 
dieser 

Asylhäuser 
ütin  Kürze  Folgendes  anzuführen: 

Der  menschenfreundliche  Sinn,  für  jene  Armen  zu  sorgen, 
die  plötzlich  „obdachlos"  werden,  rief  im  Jahre  1870  einen 
Verein  ins  Leben,  welcher  einzig  und  ausschliesslich  die 
Einrichtung  und  Erhaltung  eines  oder  mehrerer  Unterstandsorto 
(Asyle)  zur  zeitweiligen  Beherbergung  obdachloser  Personen 
zum  Zwecke  hat. 

„Mitglied**  dieses  Asylvereines')  kann  Jedermann  wer- 
ben, der  sich  zu  einem  im  Voraus  zu  leistenden  Jahresbeiträge 
von  mindestens  1  fl.  ö.  W.  verpflichtet.  Wer  zur  En'eichung 
^68  Vereinszweckes  einen  einmaligen  Betrag  von  mindestens 
100  fl.  ö.  W.  leistet,  wird  als  „Gründer"  des  Vereines  in  das 
Weza  bestimmte  Buch  eingetragen. 

Die  Vereinsgeschäfte  werden  von  der  Generalversamm- 
lung und  einem  von  derselben  gewählten,  aus  12  Personen 
bestehenden,  leitenden  Ausschusse  (der  nach  Bedarf  bis  auf 
24  Personen  erhöht  werden  kann)  besorgt. 

Die  Mittel  des  Vereines  bestehen  in  den  statutenmässigen 
Beiträgen  der  Gründer  und  Mitglieder  und  in  freiwilligen  Gaben  ^) 
und  Leistungen. 


•)  Die  Statuten  des  Vereines  ^ziir  Becrründunir  von  Asylen  für 
Obdachlose  in  Wien"  wurden  von  d«'r  k,  k.  n.  ö.  Statt  halterei  am 
^•Februar  1870,  Z.  5111  genehuiiijrt. 

•)  Mit  Gemeinderaths-Beschluss  vom  Id.  Septeml)er  1872  wurde 
*iieseiu  Vereine  eine  Subvention  von  i()<M)  H.  bewilli.ut,  in  den  Jahren  1874 


Der  Verein  hat  zwei  solche  Asyle  eröffnet,  und  zwar  a^ 
13.  December  1870  ein  „Asylhaus  für  Personen  weiblichen 
Geschlechtes"  (Elisabethinum)  im  III.  Bezirke  (Landstrasse),  Blatt— 
gasse  Nr.  4  und  am  24.  December  1871  das  „Asylhaus  füx 
Personen  männlichen  Geschlechtes**  ebenfalls  im  III.  Bezirke, 
Blattgasse  Nr.  6.*) 

Jedes  der  beiden  Asylhäuser  war  ursprünglich  för  100  Per- 
sonen berechnet;  der  grössere  Bedarf  für  Männer  erforderte  je- 
doch bald  eine  Erweiterung  des  Belegraumes  für  dieselben.  Es 
wurdeu  daher  in  dem  Totalbelegraume  von  210  Betten  in 
den  beiden  Asylhäusern  132  Betten  für  Männer  und  78  Betten 
für  Frauen  aufgestellt. 

Die  Angabe  des  Namens  und  der  sonstigen  persön- 
lichen Verhältnisse  wird,  wie  bereits  erwähnt,  von  den  Perso- 
nen, welche  das  Asyl  benützen  wollen,  nicht  gefordert.  Das 
Asyl  darf  aber  von  einer  und  derselben  Person  nicht  öfter 
als  monatlich  fünfmal,  also  durch  5  Tage,  resp.  Nächte  benützt 
werden. 

Die  Benützung  findet  im  Winter  von  5  Uhr  Abends  bis 
8  Uhr    Morgens,    im  Sommer   von  7  Uhr   Abends    bis    7  Uhr 

Morgens  statt. 

Abc^nds  und  Morgens  wird  na(^h  Bestimmung  des  Vor- 
standes eine  Sni)pe  verabreicht.  — 

Die  Tabelle  anf  Seite  116  und  117  gibt  eine  Uebersicht 
über  die  Anzahl  und  Verköstignng  der  in  beiden  Asyl- 
häusern  in  den  Jahren  1871  und  1872  beherbergten  Personen. 


bis  1S77  ei  hielt  dersoll«»  ein«*  jäbrliclie  Subvention  von  .oOO  fl.  Am 
8.  Fi'bniar  IHTS  votirte  der  (nMiiciuderath  diesem  Vereine  neuerdings  eine 
jährlielie  8iil)vention  und  zwar  von  SdO  \\.  auf  drei  Jahre. 

*)  Am  ().  December  1S7")  wurde  eine  Filiale  (im  III.  Bezirke,  Raben- 
gasse  )))  erölTnet,  welche  von  die.>eui  Tatre  aug-elangen  bis  30.  März  1876 
und  vom  19.  NovemV»er  1S70  bis  '.]0.  April  1S77  jedoch  nur  mit  Männern 
boleg-t  und  seit  April  1877  wieder  aufgelassen  wurde. 


^Bie  Barakenbewohner  haben  sich  längstens  bis  10  Uhr  Nachts, 

m.  welcher  Stunde  die  Thüren  vom  Aufseher  gesperrt  werden,  in  die  Barake 

n  TerfÜgen,   zu  welcher  Zeit  auch  das  Licht  ausgelöscht  werden  muss« 

hm»  Personen,  welche  erst  nach  der  Thorsperre  eintreffen,   haben  dem 

lansau&eher  ein  Sperrgeld  Ton  5  Kreuzern  zu  entrichten,  sich  ruhig  zu 

ikrer  Schlafstelle  zu  verfügen  und  jede  Störung  der  übrigen  Barakenbewohner 

a  Termeiden.'^ 

„Den  Bewohnern  der  Baraken  wird  zwar  gestattet,  bei  Tage  Besuche 
auunehmen,  jedoch  dürfen  dieselben  nicht  über  eine  Stunde  dauern.  Dagegen 
kt  68  streng^  untersag^,  dass  sich  eine  fremde  Person  zur  Nachtzeit  in  den 
Bacaken  oder  im  Hofraume  aufhalte."^ 

„Das  Rauchen  ist  sowohl  in  den  Baraken  selbst,  als  innerhalb  der 
fiafiiedang  derselben  unbedingt  verboten.*' 

„Wenn  ein  Barakenbewohner  erkrankt,  haben  dies  die  Mitbewohner 
4m  Aufseher  anzuzeigen,  damit  der  Erkrankte  in  die  Krankenabtheilung 
gebracht  werde.^ 

„Kaeh  Ablauf  der  Zeit,  w&hrend  welcher  einer  Partei  der  Aufenthalt 
ii  der  Barake  gestattet  war,  hat  dieselbe  ohne  Widerrede,  bei  sonstiger 
xviagsweiser  Entfernung,  auszuziehen." 

Es  folgt  nun  die  ziffermässige  ZusammenstelluDg  dor 
Individuen,  welche  als  „obdachlos^  in  den  früher  bezeichneten 
Loealitäten  während  der  Jahre  1870—1872  aufgenommen  worden 
sind,  da  nur  f[Lr  diese  3  Jahre,  nicht  aber  fQr  das  ganze 
Decenninm  1863—1872  verlässliche  Daten  beschafft  werden 
konnten. 

Der  Personalstand  in  den  Jahren  1870,  1871  und  1872 
ist  aus  der  nachfolgenden  Tabelle  ersichtlich. 
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Wahrend  der  Jahre  1870—1872  worden  also,  wie  a 
der  vorstehenden  Zusammenstellung  hervorgeht,  im  Ganzen  3 
Parteien  mit  zusammen  1134  Kindern  als  „obdachlos^  aafgenomnu 
daher  wfihrend  dieser  3  Jahre  im  Ganzen  1&04  und  nach  de 
dreijährigen  Durchschnitte  jährlich  500  Individuen  in  den  i 
,,Obdachlose^  bestimmten  Localitäten  Unterknnfl  fanden. 

Die  Auslagen  für  die  Beaufsichtigung  und  iheilweii 
Beleuchtung  der  Localitäten,  die  znr  Unterbringung  von  Uata 
standslosen  dienten,  betrugen  nach  dem  Durchschnitte  der  Jah 
1863—1872  jährUch  273  fl.  ö.  W. 

Da  die  Daten  der  vorstehenden  Tabelle  nur  den  kiirz( 
Zeitraum  von  drei  Jahren  umfassen,  erscheinen  dieselben  wol 
nicht  geeignet  irgend  einer  Schlussfolgerung  als  Basis  i 
dienen. 

Der  einigermassen  auffällige  Umstand,  dass  in  den  Jahn 
1871  und  1872  die  grösste  Frequenz  in  den  Sommermonat« 
vorgekommen  ist,  erklärt  sich  dadurch,  dass  die  aufgenommene 
^Obdachlosen^^  dazumal  nach  Bedarf  bald  in  diese,  bald  in  jei 
Localität  und  im  Jahre  1872  sämmtlich  in  die  berei 
besprochenen  Baraken  transportirt  wurden,  daher  die 
den  Zahlen  erscheinenden  Schwankungen  keineswegs  als  „nati 
liehe"  angesehen  werden  können. 

Dass  es  —  begreiflicher  Weise  —  die  ersten  u 
letzten  Monate  des  Jahres  sind,  in  welchen  die  Armuth  ai 
in  dieser  Richtung  die  Armenpflege  am  meisten  in  Anspri 
nimmt,  geht  aus  den  Ziffern  der  folgenden  Tabelle  herv 
welche  eine  Ucbersicht  über  die  Anzahl  jener  Individuen  g: 
die  in  den  durch  die  Privatwohlthätigkeitspflege  i 
Leben  gerufenen  und  erhaltenen  Asylhäusern  beherbergt  i 
theilweise  auch  verköstigt  werden. 

Die  Eröffnung  dieser  Asylhäuser  erklärt  auch  das  rase 
Abnehmen  in  der  Zahl  der  in  den  Baraken  im  Jahre  II: 
untergebrachten  Personen. 

Der  Umstand,  dass  bei  der  Aufnahme  in  die  Asylhäu 
weder  die  Angabe  des  Namens,  noch  der  sonstigen  persönlicl 
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ferfalltnisse  des .  Anficunehmenden  gefordert,  und  dass  in  den 
ibylhäiisem  des  Morgens  und  Abends  unentgeltlich  eine  Suppe 
venbreieht  wird,  musste,  trotzdem  die  Aufenthaltszeit  in  den 
isylhftasem  auf  ein  Minimum  herabgesetzt  ist,  den  Zug  der 
»obdachlos**  gewordenen  Personen  natürlicher  Weise  in  diese 
Zufluchtsstätten  lenken. 

Ueber  das  Entstehen,  die  Einrichtung  und  die  Leistungen 


Asylhäuser 
iat  in  Kürze  Folgendes  anzuführen: 

Der  menschenfreundliche  Sinn,  für  jene  Armen  zu  sorgen, 
die  plötzlich  ^obdachlos^  werden,  rief  im  Jahre  1870  einen 
,  Verein  ins  Leben,  welcher  einzig  und  ausschliesslich  die 
ESnrichtnng  und  Erhaltung  eines  oder  mehrerer  Unterstandsorte 
(Asyle)  zur  zeitweiligen  Beherbergung  obdachloser  Personen 
som  Zwecke  hat. 

„Mitglied**  dieses  Asylvereines*)  kann  Jedermann  wer- 
den, der  sich  zu  einem  im  Voraus  zu  leistenden  Jahresbeiträge 
Ton  mindestens  1  fl.  ö.  W.  verpflichtet.  Wer  zur  Erreichung 
dee  Vereinszweckes  einen  einmaligen  Betrag  von  mindestens 
100  fl.  ö.  W.  leistet,  wird  als  „Gründer**  des  Vereines  in  das 
hiezQ  bestimmte  Buch  eingetragen. 

Die  Vereinsgesch&fte  werden  von  der  Generalversamm- 
Inng  und  einem  von  derselben  gewählten,  aus  12  Personen 
bestehenden,  leitenden  Ausschusse  (der  nach  Bedarf  bis  auf 
24  Personen  erhöht  werden  kann)  besorgt. 

Die  Mittel  des  Vereines  bestehen  in  den  statutenmässigen 
Beitragen  der  Gründer  und  Mitglieder  und  in  freiwilligen  Gaben  *) 
^d  Leistungen. 


•)  Die  Statuten  des  Vereines  „zur  Begründung  von  Asylen  für 
Obdachlose  in  Wien"  wurden  von  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  am 
ti  Februar  1870,  Z.  5111  genehmigt. 

•)  Mit  Geraeinderaths-Besehluss  vom  M),  September  1872  vrurde 
diesem  Vereine  eine  Subvention  von  2000  fl.  bewilligt,  in  den  Jahren  1874 
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Der  Verein  hat  zwei  solche  Asyle  eröflhet,  und  zwar  i^ 
13.  December  1870  ein  „Asylhaus  für  Personen  weiblichen 
Geschlechtes^  (Elisabethinum)  im  III.  Bezirke  (Landstrasse),  Blatt- 
gasse Nr.  4  und  am  24.  December  1871  das  „Asylhaas  Ar 
Personen  männlichen  Geschlechtes*^  ebenfalls  im  III.  Bezirke, 
Blattgasse  Nr.  6.*) 

Jedes  der  beiden  AsylhÄuser  war  ursprünglich  für  100  Per- 
sonen berechnet;  der  grössere  Bedarf  für  M&nner  erforderte  je- 
doch bald  eine  Erweiterung  des  Belegraumes  für  dieselben.  Es 
wurden  daher  in  dem  Totalbelegraume  von  210  Betten  in 
den  beiden  Asylhäusem  132  Betten  für  M&nner  und  78  Betten 
für  Frauen  aufgestellt. 

Die  Angabe  des  Namens  und  der  sonstigen  persön- 
lichen Verhaltnisse  wird,  wie  bereits  erw&hnt,  von  den  Perso- 
nen, welche  das  Asyl  benützen  wollen,  nicht  gefordert  Da8 
Asyl  darf  aber  von  einer  und  derselben  Person  nicht  öfter 
als  monatlich  fünfmal,  also  durch  5  Tage,  resp.  Nächte  benütxt 
werden. 

Die  Benützung  findet  im  Winter  von  5  Uhr  Abends  biß 
8  Uhr   Morgens,   im  Sommer   von  7  Uhr   Abends   bis    7  Uhr 

Morgens  statt. 

Abends  und  Morgens  wird  nach  Bestimmung  des  Vor- 
standes eine  Suppe  verabreicht.  — 

Die  Tabelle  auf  Seite  116  und  117  gibt  eine  Uebersicht 
über  die  Anzahl  und  Verköstigung  der  in  beiden  Asyl- 
häusern in  den  Jahren  1871  und  1872  beherbergten  Personen. 


bis    1877    erhielt    derselbe    eine   jährliche    Subvention    von    500    fl.    Am    ' 
8.  Februar  1878  votirte  der  Gemeinderath  diesem  Vereine  neuerdings  eine 
jährliche  Subvention  und  zwar  von  800  fl.  auf  drei  Jahre. 

*)  Am  6.  December  1875  wurde  eine  Filiale  (im  III.  Bezirke,  Raben- 
gasse 3)  eröffnet,  welche  von  diesem  Tage  angefangen  bis  30.  März  1876 
und  vom  19.  November  187G  bis  30.  April  1877  jedoch  nur  mit  Männern 
belegt  und  seit  April  1877  wieder  aufgelassen  wurde. 


Es  mnss  ausdrücklich  bemerkt  werden,  dass  die  dort 
aogeMrten  Zahlen  über  die  in  das  Asyl  aufgenommenen  Per- 
sooen  aus  den  täglich  am  Abende  vor  Vertheilung  der  Suppen 
und  Brodportionen  stattfindenden  Zählungen  der  beherbergten 
Personen  resultiren.  Wie  oft  daher  eine  und  dieselbe  Person 
vfthrend  des  Jahres  wieder  gezählt  wurde,  lässt  sich,  da  — 
irie  bereits  erwähnt  —  die  Angabe  des  Namens  und  Standes 
des  Au&unehmenden  nicht  gefordert  wird,  nicht  bestimmen. 
Der  Ausdruck  „Personen^'  ist  demnach  hier  gleichbedeutend 
mit  „Frequenzf&llen^ ')  zu  nehmen. 

*)  Für  die  über  das  Decennium  1863  bis  1872  hinausfallenden,  nächst- 
kommenden  Jahre   1873  bis  1878  sind  die  Daten  aus  der  nachfolgenden 


■  Uebersieht 

zu  entnehmen. 

• 

Kp 

in  Franen-Aaylhaaa 

im  Üänner-Asyihaas 

in  beiden  Anyl- 1 

liinnern        1 

ps  Jahre 

a 

s 

a 

»mm 

Zu- 
sammen 

mit  Por- 
tionen 

a 
a 

CS 

14 

Zu- 
sammen 

mit  Por- 
tionen 

Per- 
sonen 

mit  Por-   n 
tionen      H 

Sippe 

Rrii 

Ssppe 

Brtd 

Sopp^ 

Br*d 

1873 

25.533 

4.464 
1422 

3.985 

2.492 

2.436 

4.914 
2!737 

29.697 

57.534 

57.534 

39.320 
46.449 

387 
446 
482 

46 
602 

76 

395 

4 

254 

423 

39.707 

79.444 

79.444 

69.404  436.948 

436.948 
446.223 

1874 

24.755 

27.477 
28.594 

53.474 

53.474 

46.526 

5^.860 

4.864 

93.952 

93.952 

73.703 

446.223 

1875 

25.596 

56.598 

56.598 

58.378 

447.729 

447.729 

87.454 

474.228 

474.228 

iwHlcrto 

29.249 

58.498 
55.724 

— 

4.848 

3.728 

3.728 

1876 

26.847 

58.498 

67.734 

68.333  436.666 

436.666 

97.582 

495.464 

495.464 

4«r  male 

— 

40.699 

40.775 

24.550 

24.550 

1877 

25.426 

27.862 

55.724 

66.475 

66.870 

433.7*0 

433.740 

94.732 

489.464 

489.464 

«MWtar  Im 
4ot  PUlalc 

— 

43.242 

9.004 

9.005 

48.040 

48.010 

476.649 

1878 

49.691 

24.696 

43.2 12 

66.483 

66.737 

433.437 

433.437 

88.343 

476.649 

«■reh- 
tchaiitiicb 

24.626 

27.363 

54.498  54.408 

57.446 

57.839  145.67i 

445.674 

85.202 

469.779 

469.779 

Seit  Eröffnung  der  beiden  Asylhäuser  wurden  daselbst  bis  31.  De- 
eamber  1878  im  Ganzen  598.073  solche  Frequenzfälle  gezählt  und  1,196.146 
Rationen  Suppe  und  Brod  vertheilt. 

Im  Durchschnitte  der  Jahre  1871—1878  wurden  in  dem  Asyl- 
liause  fiir  Frauen  jährlich  26.005  Frequenzfälle  verzeichnet,  während  die 
Zahl  derselben  im  Asylhause  für  Männer  während  der  Jahre  1872  bis  1878 
durchßehnittlieh  55.571   betrug,  mithin  mehr  als  doppelt  so  gross  ist   als 

im  Asylhause  für  Frauen. 

8* 


Es  wurilBU 
beherbergt  und  verUatlgt 

im  Frauen -AflylhRna 

FiHuen 

Kinder 

sam"Jen 

mit  Portio 

Suppe 

E 

Toml3.bäsiiicl,31.Deo.l870 

130 

37 

167 

«69 

ini  Jäunor         1871 

I.0S4 

15{ 

1.177 

2.110 

„   Februar          „     

1.61» 

343 

1.961 

3.6ät 

„   Mftr:!              „     

981 

427 

1.408 

a.647 

„   April              „     

i.Ui 

196 

4.740 

3.291 

*   Mfti                ,     

89i 

S14 

1.4Ü6 

2.742 

„  Jani                „     

6a5 

■177 

878 

1.616 

„  JuU                „     

'ii9 

121 

870 

1.648 

„   August           „     

944 

184 

1.28S 

1.288 

757 

321 

1,078 

1.996 

,    Octübar          p     

904 

227 

1.131 

2.134 

,  Novembor       „     

1.0B4 

29! 

1.376 

2.681 

L2S1 

tdo 

1.507 

2.872 

vom  U. -bis  31.  Bec.  1871.. 

— 

— 

~ 

Siimnie  pro  187t., 

12.113 

3.S3S 

1S.754 

29.619 

9 

im  Jännor          187*  

i-ise 

3«3 

1.789 

3.418 

„    FobruM           „      

1.505 

eis 

2.113 

4.028 

_ 

„    März                ,      

1.893 

595 

2.488 

4.698 

„    April                „     

1.560 

589 

2.149 

4.033 

„  Mai               „    

1.714 

716 

1.430 

4.574 

„  Juni              ,    

1.36S 

489 

1.854 

3.300 

^  Jnli               

1.546 

6S3 

2.099 

3.984 

,    Aipiist           „     

1.78G 

836 

2.622 

4.871 

„    Söptember      

1.770 

464 

5.234 

4.278 

p   Oekber           ,     

«.162 

Sil 

2.683 

S.148 

„    November        _      

!.3!9 

630 

8.959 

B.692 

„    DBComber        

2.I7S 

497 

2.67S 

5.164 

Summa  pio  lÄ7ä. . 

21234 

6.871 

2S.105 

Ö3.3B2 

S 

1 
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' 

taMM^. 

Asylhaiis 

in  beiden  Asjrlliäiiseni 

zusammen 

Minner 

Kindez 

zu- 
sammen 

mit  Portionen 

Personen 

mit  Portionen 

Suppe 

Brod 

Suppe 

Brod 

_ 

._ 

_- 

^_ 

167 

269 

284 

— 

— 

— 

1.177 

2.110 

2.110 

— 

— 

— 

— 

— 

1.961 

3.652 

3.652 

— 

— 

— 

— 

1.408 

2.647 

2.647 

— 

— 

— 

— 

1.740 

3  292 

3.292 

— 

— 

— 

— 

1.406 

2.742 

2.742 

— 

— 

872 

1.616 

1.616 

— 

— 

— 

870 

1.648 

1.648 

— 

— 

— 

— 

— 

1.228 

2.288 

2.288 

— 

— 

— 

— 

— 

1.078 

1.996 

1.996 

— 

— 

— 

1.131 

2.134 

2134 

-5- 

— 

— 

— 

— 

1.376 

2.622 

2.622 

— 

— 

— 

— 

1.507 

2.872 

2872 

827 

16 

843 

1.686 

1.686 

843 

1.686 

1.686 

827 

16 

843 

1.686 

1.686 

16.597 

31.305 

31.305 

3.515 

48 

3  563 

7.126 

7.126 

5.352 

10.544 

10.544 

3.557 

55 

3.612 

7.224 

7.224 

5.735 

11.246 

11.246 

3.835 

54 

3.889 

7.778 

7.778 

6.377 

12.476 

12.476 

3.267 

86 

3.353 

6.706 

6.706 

5.502 

10.739 

10.7.39 

3.306 
3.489 

92 

3.398 

6  796 

6.796 

5.828 

11.370 
10.614 

11.370 

68 

3.557 

7.114 

7.114 

5.411 

10.614 

3.101 
3.059 
3.370 
3.547 

_3.523; 

_3.619 
41.188 

63 

3.164 

6328 

6.328 

5.268 

10.31  i 

10.312 

50 

3.109 

6.218 

6218 

5.731 

11.089 

11.089 

68 

3.438 

6.876 

6.876 

'5.672 

11.154 

11.154 

77 

3.624 

7.248 
7.192 

7.248 
7.192 

6.307 

12.396 

12.396 

73 

3.596 

6.555 

12.884' 

12.884 

67 

3.676 

7.352 

7..352 

6.3.^1 

12.516 

12.516 

791 

41.979 

83.958 

83  958 

70.084 

137.340 

137.340 

!I^ 

1 

1 
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Was   endlich  die   Einnahmen   nnd   Ausgaben   dies 

Vereines  betrifll,  so  betrugen 

in  Jahre  1870  die  Einnali.  35.120  fl.  49  kr.  o.  die  Ausgab.  22.317  L  79  kr. 

^     1871«     n  25.794^77^«  „      „     30.608^04« 

„     1872^     ^  27.379  ^  36  ^  ^  ^      ^     33.943  ^  24  ^ 

a.iM.1jälir.Diircli8ch.d.EiDiiali.  29.431  i.  54  kr.    die  Ausgab.  28.956  L  36  kr. 

Von  den  Ausgaben  entfielen: 

im  Jahre 


1871  i87S 

auf  Asylistenverpflegung    920  fl.  71  kr.    4.338  fl.  86      kr. 

„  Beheizung 558   ^  33    ^         760  „   91       „ 

„Beleuchtung 223  „   88   „         614  „   35 

zusammen  1.702  fl.  92  kr.    5.714  fl.  12      kr.*) 

Aus  den  in  der  vorausgehenden  Darstellung  ^  enthaltenea 

Ziffern  ergeben  sich  für  die  „Unterbringung  unterstandslos  ge- 


•)  Die  Ausgaben  pro  1870  sind  mit  Ausschluss  der  „Verpflegskostei* 
fClr  die  unmittelbar  nach  der  Eröffnung  der  Anstalt  vom  13.  bis  31.  Deeember 
beherbergten  (167)  Individuen  beinahe  ausschliesslich  n^&U"  ^^^  Einrieh- 
tungskosten".  In  den  folgenden  Jahren  1871  und  1878  betrugen  die  bBah- 
auslagen''  22.968  fl.  93  kr.  und  20.048  fl.  50  kr.  5.  W. 

')  Während  der  folgenden  Jahre  1873 — 1878  betrugen: 

Von  den  Ansg:aben  entfielen  »nf        _ 
die  Einnahmen  die  Ausgaben     '     Aüviutün 

vtÄng  »•^•'^^^  ^»«^^ 

1 873  25.766  fl.  19  kr.  —  14.665 1 95  kr.  4.287 1 31  kr.    869  i  69  kr.    868 1 05  b 

1874  1 3.804  „  35  „  —  10.874  „  53  „  4.700  „  70  „     776  „  68  „     895  „  85 , 

1875  13.970  „  56  „  —  14.283  „  50  „  4.507  „  88  „  1.245  „  10  „     864  «  75  » 

1876  11.612  „  49  „  —  13.825  „  40  „  4.833  „  79  „     739  „  89  „  1.008  „69« 

1877  11.232  „  80  „  —12.586  „18  „  4.682  „41  „     699  „  41  „     758^83« 

1878  10.529  „  22  „  —  11.364  „  05  „  4.307  „  98  „     495  „  72  „     696  „  35j; 

dorekckn.  14.485  fl.  93  kr.  —  12.933  fl.  27  kr.  4.553  fl.  34  kr.    804  L  41  kr.     848 1 65  k 

*)  Anhangsweise  ist  hier  noch  der  Asylverein  für  hilf^ 
bedürftige  Hörer  der  Wiener  üniversit&t  anzuführen,  derimAp' 
1874  zu  dem  Zwecke  gegründet  wurde,  den  ordentlichen  hilfsbedöritig^ 
Hörern  aller  Facultäten  an  der  hiesigen  Universität  ohne  Unterschied  ^* 
Confession  oder  Nationalität  in  eigenen  Localitäten  gegen  massiges  Entg^ 
oder  unentgeltlich  Unterkunft  zu  verschalTen. 
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Wordener    Personen^    w&hrend    des    Jahrzehnts    1863—1872 
[durchschnittlich   per   Jahr  folgende  Ausgaben: 

a)  Ton  Seite   des  „allgemeinen   Yer- 

sorgnngsfondes'^  für  Beaufsichtigung' 

und  Beleuchtung  der  zur  Aufnahme 

Ton    Unterstandslosen    bestimmten 

Localitftten 273  fl.  —  kr. 

h)  yon  Seite  ,des  „Asylvereines"  für 

Obdachlose   (fOr    Asylistenverpfle- 

gung,  Beheizung  und  Beleuchtung)        3.708  „  52    „ 

in  Summe        3.981  fl.  52  kr. 


Der  Verein  bestellt  ans  „Stiftern",  welche  einen  einmaligen  Beitrag 
TOB  mindestens  200  fl.  dem  Yereinszwecke  widmen,  aus  „unterstützenden 
Ifitgüedem",  welche  einen  Jahresbeitrag  yon  mindestens  10  fl.  leisten,  aus 
,^rdentlichen  Mitgliedern",  zu  denen  jene  Studirende  der  Universität  gehören, 
velehe  eine  Eintrittsgebühr  von  i  fl.  erlegt  haben  und  sich  verpflichten, 
einen  Semestralbeitrag  von  1  fl.  zu  leisten,  und  aus  „Ehrenmitgliedern". 

Die  Plenarversammlung  wählt  aus  ihrer  Mitte  einen  Ausschuss 
Ton  10  Mitgliedern  und  aus  diesen  den  Präses  und  dessen  Stellvertreter. 

Die  Mittel  zur  Erreichung  des  Yereinszweckes  bestehen  aus  den 
Bdträgen  der  Stifter  und  der  Mitglieder,  dann  aus  den  Ergebnissen  der 
anzuleitenden  Sammlungen  und  sonstigen  Spenden. 

In  der  Zeit  vom  April  bis  October  1874  erhielten,  da  das  Vermögen 
^  Fondes  noch  gering  war  und  ein  Theil  der  Einkünile  statutenmässig 
Meh  zu  anderweitigen  Unterstützungen  verwendet  werden  kann,  21  Be- 
werber „Handstipendien"  im  Betrage  von  150  fl.  ö.  "W.  Vom  October  1874 
l>i£  October  1875  hatten  im  Wintersemester  10,  im  Sommersemester 
20  Studirende  freie  Wohnung  erhalten,  wofür  1141  fl.  50  kr.  verausgabt 
wurden. 
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m.  Sorge  für  Arbeitslose. 

Es  wurde  bereits  in  dem  Capitel  nSoige  für  Obdachlose* 
erwähnt,  dass  obdachlos  gewordene  arme  M&nner  in  die  fird* 
willige  Arbeitsanstalt  gewiesen  werden. 

Die  freiwillige  Arbeitsanstalt  (eigenilioh:  Besch&f- 
tigungsanstalt  fär  freiwillige  Arbeiter)  im  II.  Bezirke,  Leopold- 
gasse Nr.  32,  ist  eine  Local- Armenanstalt. 

Der  Zweck  und  die  Aufgabe  derselben  besteht  darin,  jenen 
nach  Wien  zuständigen,  über  14  Jahre  alten,  dürftigen  Per- 
sonen, welche  zwar  arbeitsfähig,  aber  ohne  ihr  Yerschnlden 
vorübergehend  arbeits-  oder  unterstandslos  oder  beides  zugleich 
geworden  sind,  für  einige  Zeit  den  nOthigen  Erwerb  und  Unter- 
stand, respective  diesen  letzteren  allein  zu  gewähren.  Dies  gilt 
auch  insbesonders  für  die  „entlassenen  Sträflinge^,  welchen  bei 
ihrem  Austritte  aus  der  Straf-  oder  Oorrectionsanstalt  für  die  erste 
Zeit  in  der  Regel  jeder  anderweitige  Erwerb  abgeschnitten  ist  0 

Personen,  welche  noch  nicht  14  Jahre  alt  sind,  femer 
solche,  die  in  Folge  ihrer  Gebrechlichkeit  oder  Krüppelhaftig- 

*)  In  der  stadthauptmannschaftlichen  Note  vom  2.  Mai  i816,  womit 
der  Auftrag  ertlieilt  wurde,  der  Polizei-Oberdirection  von  jeder  aus  dem 
Provinzial-Strafliause  an  die  freiwillige  Arbeitsanstalt  abgegebenen  Person, 
sobald  dieselbe  diese  Anstalt  wieder  verlässt,  den  künftigen  Wohnort  des 
Entlassenen  bekannt  zu  geben,  hersst  es: 

„Die  k.  k.  n.-ö.  Landesregierung  hat  schon  mehreremal  solche  Per- 
sonen, welche  nach  vollendeter  Strafe  aus  dem  Provinzial-Strafhause  ent- 
lassen wurden  und  nach  dem  Urtheile' nicht  abgeschoben  werden 
können,  die  sich  also  fernerhin  hier  aufhalten  dürfen,  aber  weder  Bekannte 
noch  Verwandte  haben,  denen  sie  übergeben  werden  können  und  welche 
sich  auch  nicht  über  die  Möglichkeit  eines  hinreichenden  Erwerbes  aas- 
weisen können,  durch  die  Polizei- Oberdirection  in  die  freiwillige  Arbeits- 
anstalt auf  der  Laimgrube  anweisen  lassen,  wo  sie  Gelegenheit  haben, 
sich  etwas  zu  verdienen  und  sich  so  lange  aufhalten  können,  bis  sie  irgenp 
anderswo  Arbeit  und  Unterkommen  gefunden  haben. ^ 
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kdt  gänslich  arbeitsunfähig  oder  mit  Leiden  behaftet  sind, 
welche  die  anderen  Bewohner  gef&hrden,  sind  von  der  Auf- 
nahme in  die  Anstalt  ausgeschlossen.*) 

Um  das  Einschleppen  yon  Krankheiten  in  die  Anstalt  zu  ver- 
liindem,  wird  jede  neu  aufgenommene  Person  dem  Anstalts- 
lote,  welcher  die  Anstalt  t&glich  mindestens  einmal  zu  besuchen 
hat,  zur  Untersuchung  vorgestellt  Ebenso  werden  die  Kleider  des 
Anfisonehmenden  untersucht  und  gereiniget  und  dieser  selbst  ange- 
viesen,  in  der  Badelocalität  der  Anstalt  ein  Bad  zu  nehmen.'), 

Die  Anstalt  besitzt  auch  ein  eigenes  Marodezimmer 
anf  welches  die  Insassen  der  Anstalt  zur  Vermeidung  des 
nmsttndlichen  Transportes  in  ein  Krankenhaus  in  Fällen  yorüber- 
g^enden  Unwohlseins  oder  leichterer  und  nur  einige  Tage 
dauernder  Krankheiten  gebracht  werden. 

Die  Anstalt*)  umfasst  einen  Flächenraum  yon  2221  D  Kl. 
(19-98  Ar),  wovon  1323  DKl.  16  D'  86  D''  (4759  Ar)  auf 
die  Banarea  entfallen,  und  hat  einen  Belegraum  für  432 
Uloner  und  40  Frauen,  welcher  jedoch  in  den  Sommermonaten 

*)  Erlass  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  13.  Mai  1871.  Personen 
QBter  14  Jahren  dürfen  in  die  Anstalt  nicht  aufgenommen  werden,  selbst 
wenn  die  Eltern  oder  Vormünder  und  die  Vormundschaftsbehörde  ihre  Ein- 
viffignng  geben  würden. 

•)  Regierungsdecret  Tom  23.  November  1824. 

*)  Die  Anstalt  war  früher  räumlich  mit  dem  am  1.  October  1804  im 
ehemaligen  Carmeliterkloster  auf  der  Laimgrube  eröffneten  „Zwangsarbeits- 
und  Besserungshause^  verbunden  und  war  ursprünglich  eine  Corrections- 
Anstalt  für  junge  Leute,  in  welche  jedoch  auch  solche  Individuen  aufge- 
nommen wurden,  die  sich  freiwillig  zur  Aufnahme  meldeten. 

Im  Jahre  1825  wurde  die  Aufnahme  in  diese  Anstalt  auf  jene  Per- 
sonen beschränkt,  welche  in  dem  Wiener  Annenbezirke  zuständig  sind. 

Mit  Hofkanzlei-Decret  vom  13.  Mai  1844,  Z.  13.6(>8  (intimirt  mit 
Begiemngsdecret  vom  6.  Juni  1844,  Z.  33.928)  wurde  die  Anstalt  in  die 
Administration  und  Verwaltung  des  Magistrates  übergeben,  von  der  Zwangs- 
arbeitsanstalt  räumlich  getrennt  und  vom  1.  November  1844  an  in  dem 
ehemaligen  Versorgungshause  am  Alserbach  untergebracht.  Seit  dem  Jahre 
1861  befindet  sich  die  Anstalt  in  dem  derzeit  der  Commune  Wien  gehörigen 
Gebäude  des  ehemaligen  Provinzial-Strafhauses  im  IL  Bezirke  (Leopoldstadt)» 
Leopoldgasse  Nr.  32. 
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Die  BetheiliguDg  des  weiblichen  Geschlechtes  ist,  wie 
aus  diesen  Ziffern  sich  ergibt,  im  Vergleiche  zu  jener  des  männ- 
lichen Geschlechtes  eine  sehr  geringe,  indem  von  den  während 
des  Decenniums  1863 — 1872  im  Ganzen  als  „Zahler"  aufge- 
nommenen 16.554  Personen  nur  849,  also  B.i3  Percent  auf  das 
weibliche  Geschlecht  entfielen. 

Die  Inanspruchnahme  der  Anstalt  von  Seite  der  ^.Zahler** 
ist  während  des  bezeichneten  Decenniums  der  Zahl  nach  keine 
gleich  starke  gewesen,  sondern  ist,  wie  die  vorstehende  Zusammen- 
stellung zeigt,  vom  Jahre  1863 — 1867  ebenso  constant  gesunken, 
als  sie  von  da  an  bis  1872  wieder  gestiegen  war. 

Durchschnittlich  wurde  die  Anstalt  als  zeitweiliger  Unter- 
standsort jährlich  von  1.655  Personen  benützt.  — 

Es  sind  nun  die  Einrichtungen  der  Anstalt  zu  besprechen, 
welche  bezüglich  jener  Personen  bestehen,  die  in  derselben 
Unterkunft  und  Verpflegung  für  die  Dauer  ihres  Aufent- 
haltes erhalten,  wofür  sie  der  Anstalt  ihre  Arbeitskräfte  zur 
Verfügung  zu  stellen  haben. 

Die  Zahl  der  als  „Arbeiter"  in  die  Anstalt  aufgenommenen 
Personen  betrug,  wie  aus  der  folgenden  Tabelle  ersichtlich  ist^ 
durchschnittlich  4.000  iu  einem  Jahre. 


Jahr 
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Summo  ilor  für 
die    tjolipffrtou 
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Zahl  dieser  Personen  nach  den  Ziffern  der  ToransgeheDden  , 
Tabelle  circa  4.000  beträgt,  woraus  sich  ergibt,  dass  jede  der  j 
aufgenommenen  Personen  durchschnittlich  mehr  als  dreimal  als  i 
„aufgenommen"  oder  „ausgetreten"  durchzuführen  war. 

Von  deu  nach  der  Tabelle    auf  Seite  126  in  die  Anstatt 
als  „Arbeiter"  aufgenommenen  Personen  standen: 


liu 
Jahre 

im   Alter  von  Jahren 

Summe 
der  ilrbeiter 

li— io 

^U— 3(1 

3ü-ii> 

iO  — 30 

30-60 

üb.f;o 

1  1! 

lll 

■i  1  -■ 
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lll 
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1  11 

"3 

(}  e  a  t;  h  1  e  c  L  t  s 
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1SH4 
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1.(1861% 
l-035|älj 
l.CSaiiK. 
8äü|U:-! 
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iWX    (il 

J 1 ,  .i-l 

Mae. 

ii    3 
27    4 

a,9l0631 
i.l9'.i;663 
l"^ärt4 
:t.l3(l«7 
:;.09ti|3i0 

4.S3t 

4.96i 

I86S 

916 

i.858 
3.36/ 
3.43fi 
3.549 

isee 

18B7 

!)81 
377 

I.Dfil 

71, 

I8ß8 

xtii 

38! 

34;; 

405 
347 
196 

■AMi 
4.708 
4.193 
2.468 

ilurcb- 
icbnilllicb 

1 
1.1134    8J 

!m,s 

ni 

70  i 

81 

64o[  9i 

1 

i-73I 

3i'  4 

3.;i93 

4H 

4.017 

Aus  diesim  Ziffern  ist  ku  entnehmen,  dass  von  den,  während 
der  Jahrit  1863 — 1872  in  die  .Au.stalt  aufgenommenen  Personen 
die  gnliRte  Anzahl  in  einem  Alter  tou  14— 20  Jahren  gestanden 
ist;  die  uiH-hst  JK'nliste  Ziffer  weist  die  sich  auschlioasende 
Rubrik  „20-30  Julire"  au.s. 

Ks  .stand  demnacli  mehr  als  die  Hälfte  der  aufge- 
iii>rnn[cncii    l'er.sunfn    in    einem    .\lter    /.wischen     „14    "od    30 


^m         Die  hauptsächlichsten  Arten  der  Beschäftigungen,  welche 
•  iii  der  „freiwilligen  Arbeitsanstalt"  ausgeübt  werden,  sind  folgende* 
■  Jfontamäherei,  Pappearbeit,  Cartonnagearbeit,  Weben  und  Spulen 
f  von  Seide  und  Leinwand,  Schneiderei,  Schuhmacherei,  Tischlerei. 
Drechslerei.    Ausserdem    werden  die  zur  Verfügung  stehenden 
Arbeitskräfte    yon^  der  Anstalt   auch    als  Maurer,    Handlanger, 
Krankenwärter,    zur   Reinigung    der   Hauswäsehe    und   zu    der 
sogenannten    Hausarbeit     verwendet,    welch    letztere    in    der 
Reinigung  und  Instandhaltung  der  Anstaltslocalitäteu,  der  Besor- 
gung der  Beleuchtung  derselben  und  in  der  Holzverkleinerung  etc. 
1>e6teht 

Bei  der  Zutheilung  der  in  die  Anstalt  eintretenden  Per- 
sonen zu  dieser  oder  jener  Art  der  Arbeiten  wird  von  der 
Verwaltung  die  von  dem  Betreffenden  erlernte  Beschäftigung 
oder  das  besondere  Ansuchen  derselben  nach  Möglichkeit 
berücksichtiget. 

Für  die  Herbeischaffung  der  zur  Beschäftigung  der  vor- 
handenen Arbeitskräfte  nöthigen  Arbeit  sorgt  die  Venvaltung. 
Reicht  die  vorhandene  Arbeit  hiezu  nicht  aus,  dann  wird  das 
Ton  den  Arbeitern  täglich  ui  liefernde  Arbeitsquantum  ver- 
mindert. In  diesem  Falle  fällt  der  nun  zu  besprechende  „Ueber- 
verdienst**  we^. 

Es  hat  nämlich  jeder  in  der  Anstalt  befindliche  Arbeiter 
täghch  ein  bestimmtes  Arbeitsquantum,  welches  uach  der  Art 
der  Beschäftiigung  verschieden  ist,  das  sogenannte  Pensum, 
zu  liefern,  für  welches  er  statt  des  Lohnes  —  Kost  und 
Interstand  in  der  Anstalt  erhält.  Was  er  über  dieses  Pensum 
arbeitet,  wird  ihm  tarifmässig  entlohnt  und  bildet  seinen  U eber- 
verdienst, welcher  ihm  wöchentlich- auf  die  Hand  ausbezahlt 
wird.  Der  Tarif  für  die  Entlohnung  der  geleisteten  Arbeiten 
wird  über  Vorschlag  der  Verwaltung  und  uach  Einvernehmung 
<l''r  städtischen  Buchhaltung  vom  Genieinderatlie  festgesetzt.  Bei 
'  üükliciien  oder  gebrechliclien  Personen  wird  über  Anordnung 
Arztps  ein  geringeres  Pensuui  als   das  normale  zugemessen, 


'• « 


126 


Die  Betheiligung  des  weiblichen  Geschlechtes  ist,  wie^ 
aus  diesen  Ziffern  sich  ergibt,  im  Vergleiche  zu  jener  des  mJSmr, 
liehen  Geschlechtes  eine  sehr  geringe,  indem  von  den  währeol' 
des  Decenniums  1863 — 1872  im  Ganzen  als  „Zahler^  aufge- 
nommenen 16.554  Personen  nur  849,  also  5.13  Percent  auf  das 
weibliche  Geschlecht  entfielen. 

Die  Inanspruchnahme  der  Anstalt  von  Seite  der  ,,Zahlffl* 
ist  während  des  bezeichneten  Decenniums  der  Zahl  nach  keine 
gleich  starke  gewesen,  sondern  ist,  wie  die  vorstehende  ZusammeiH 
Stellung  zeigt,  vom  Jahre  1863 — 1867  ebenso  constant  gesunken« 
als  sie  von  da  an  bis  1872  wieder  gestiegen  war. 

Durchschnittlich  wurde  die  Anstalt  als  zeitweiliger  Unter- 
standsort jährlich  von  1.655  Personen  benützt.  — 

Es  sind  nun  die  Einrichtungen  der  Anstalt  zu  besprechen, 
welche  bezüglich  jener  Personen  bestehen,  die  in  derselben 
Unterkunft  und  Verpflegung  fftr  die  Dauer  ihres  Aufent- 
haltes erhalten,  wofür  sie  der  Anstalt  ihre  Arbeitskräfte  zur 
Verfugung  zu  stellen  haben. 

Die  Zahl  der  als  „Arbeiter*^  in  die  Anstalt  aufgenommenen 
Personen  betrug,  wie  aus  der  folgenden  Tabelle  ersichtlich  ist, 
durchschnittlich  4.000  in  einem  Jahre. 
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Zahl   dieser   Personen   nach    den   Ziffern    der   vorausgeheaden  1 
Tabelle  circa  4.000  betraf  woraus  sich  ergibt,  dass  jede  dff  M 
aufgenommenen  Personen  durchaehnittlich  mehr  als  dreimal  ab  M 

„aufgenommen"  oder  „ausgetreten"  durchzuführen  war.              M 

Von   den  nach   der  Tabelle    auf  Seite  12ö  in  die  Anstalt  M 

al3  „Arbeiter"  aurgenommcneu  Personen  standen:                      H 

Im 
Jahre 

im  Alter  von  Jahren 

Summe         H 
der  Aibäta      ■ 

14— 30 

iO— 30 

3Ü— 4Ü 

40—50 

50-60 

fib.60 
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3.436       3 
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1868 
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3.887 

3.549 

1869 

1.06t 
1.S35 
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tl 
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345J3.90l| 
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Aus  diesen  Ziffern  ist  zu  entnehmen,  dass  von  deii,wShrend 
der  Jahre  1S63 — 1873  in  die  Anstalt  aufgenommenen  Personen 
die  grösate  Anzahl  in  einem  Alter  von  14— 20  Jahren  gestuiden 
ist;  die  nächst  höchste  Ziffer  veist  die  sich  anschliessende 
Rubrik  „20—30  Jahre"  aus. 

Es  stand  demnach  mehr  als  die  Hälfte  der  anfge- 
Dommenen  Personen  in  einem  Alter  zwischen  „14  nnd  30 
Jahren". 


Die  hauptsächlichsten  Arten  der  Beschäftignngen,  welche 
oder  „freiwilligen Arbeitsanstalt^^  ausgeübt  werden,  sind  folgende: 
lontomäherei,  Pappearbeit,  Cartonnagearbeit,  Weben  und  Spulen 
Ton  Seide  und  Leinwand,  Schneiderei,  Schuhmacherei,  Tischlerei, 
Drechslerei.  Ausserdem  werden  die  zur  Verfügung  stehenden 
Arbeitskräfte  yoa  der  Anstalt  auch  als  Maurer,  Handlanger, 
Erankenw&rter,  zur  Reinigung  der  Hauswäsche  und  zu  der 
sogenannten  Hausarbeit  verwendet,  welch  letztere  in  der 
Beinigung  und  Instandhaltung  der  Anstaltslocalitätep,  der  Besor- 
gimg der  Beleuchtung  derselben  und  in  der  Holzverkleinerung  etc. 
besteht 

Bei  der  Zufheilung  der  in  die  Anstalt  eintretenden  Per- 
fionen  zu  dieser  oder  jener  Art  der  Arbeiten  wird  von  der 
Verwaltung  die  von  dem  Betreffenden  eriemte  Beschäftigung 
oder  das  besondere  Ansuchen  derselben  nach  Möglichkeit 
berfteksichtiget 

Für  die  Herbeischaffung  der  zur  Beschäftigung  der  vor- 
bndenen  Arbeitskräfte  nöthigen  Arbeit  sorgt  die  Verwaltung. 
Bricht  die  vorhandene  Arbeit  hiezu  nicht  aus,  dann  wird  das 
Ton  den  Arbeitern  täglich  zu  liefernde  Arbeitsqnantum  ver- 
mindert. In  diesem  Falle  t&Ut  der  nun  zu  besprechende  „Ueber- 
Terdienst"  weg. 

Es  hat  nämlich  jeder  in  der  Anstalt  befindliche  Arbeiter 

t&glich  ein  bestimmtes  Arbeitsquantum,    welches  nach  der  Art 

der  Beschäftigung   verschieden   ist,    das    sogenannte   Pensum, 

IQ  liefern,    far  welches  er  statt  des  Lohnes  —  Kost   und 

Unterstand  in  der  Anstalt  erhält.  Was  er  über  dieses  Pensum 

arbeitet,  wird  ihm  tarifmässig  entlohnt  und  bildet  seinen  Ueber- 

Terdienst,   welcher  ihm  wöchentlich- auf  die  Hand  ausbezahlt 

wird.    Der  Tarif  für   die  Entlohnung    der   geleisteten  Arbeiten 

wird  über  Vorschlag  der  Verwaltung  und  nach  Einvernehmung 

doT  städtischen  Buchhaltung  vom  Gemeinderathe  festgesetzt.  Bei 

'  •  äuklicheu  oder  gebrechlichen  Personen  wird  über  Anordnung 

1«  Arztes  ein  geringeres  Pensum  als  das  normale  zugemessen, 
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jedoch  als  volles  angerechnet.  Den  auf  dem  Marodezimm^r 
befindlichen  Personen  wird  das  Pensum  gänzlich  nachge- 
sehen. 

Wer  das  vorgeschriebene  Pensum  nicht  fertig  macbt, 
wird  durch  Hausarrest  oder  Fasttage  bestraft.  — 

Gewisse  Arten  der  Beschäftigung,  wie  z.  B.  das  Spnlei 
und  Weben  der  Seide  und  die  Cartonnagearbeit,  werden  fttr 
Rechnung  von  Privaten  betrieben,  welche  für  die  zur  Ver- 
fugung gestellten  Arbeitskräfte  per  Kopf  und  Tag  einen  vertrags- 
mässig  fixirten  Betrag  an  die  Anstalt  entrichten.  Die  in  solcher 
Weise  beschäftigten  Personen  werden  bezüglich  des  „üeber- 
verdienstes^  von  dem  betreffenden  Contrahenten  schadlos  ge- 
halten. 

Die  grösste  Anzahl  der  in  der  freiwilligen  Arbeitsanstalt, 
beschäftigten  Arbeiter  fand  bei  der  „Pappearbeit**  Verwendung,  J 
weil  zu  dieser  Beschäftigung  die  erforderliche  mechanische 
Fertigkeit  in  ein  oder  zwei  Tagen  zu  erlangen  ist.  Die  Zahl 
der  zur  „Füllung  mit  Zündhölzchen**  bestimmten  Salonbüchsen, 
Schuber  und  Eapselpappen  betrug  während  des  Decenniums 
1863 — 1872,  wie  aus  der  Tabelle  auf  Seite  137  zu  entnehmen 
ist,  im  Ganzen  396,208.415  Stücke. 

Die  einzelnen  Beschäftigungsarten  und  die*  Zahl 
der  hiebei  verwendeten  Arbeitstage  erscheinen  in  der  folgenden 
Tabelle  ^  übersichtlich  zusammengestellt. 


'')  Auch  in  dieser  Tabelle,  sowie  in  jener  auf  Seite  126  erseheint  — 
der  Anlage  der  JournalbQcher  der  Anstalt  entsprechend  —  jede  Person 
so  oft  verzeichnet,  als  dieselbe  im  Laufe  des  Jahres  zur  Aufnahme  ge- 
langte. 
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Die  Verköstigung  der  in  der  Anstalt  befindlichen  Arbeiter 
wird  durch  den  Traiteur  der  Anstalt  besorgt,  welcher  hiefür 
während  des  Decenniums  1863—1872  per  Kopf  und  Tag  14  kr. 
ö.  W.  erhielt. 

Die  in  der  Anstalt  verpflegten  Personen  müssen  die  Kost 
in  derselben  nehmen.  Nur  an  Sonn-  und  Feiertagen  wird  den- 
jenigen ^Arbeitern",  welche  eine  tadellose  Aufi'ühruug  bewährten, 
m  Relutum  von  14  kr.  per  Tag  gegeben.  Die  Einführung 
eines  Relutums  kann  aber  nach  den  gemachten  Erfahrungen 
keineswegs  als  zweckmässig  erkannt  werden,  weil  sich  der 
Arbeiter  mit  dem  geringen  Reluitionsbetrage  eine  solche  Kost, 
wie  er  sie  in  der  Anstalt  bekommt,  ausserhalb  derselben 
sicherlich  nicht  verschafi'en  kann  und  weil  es  nur  zu  häufig 
geschieht,  dass  solche  Individuen,  wenn  sie  nicht  bei  einem 
Bekannten  Verköstigung  finden,  sich  dieselbe  erbettelu.  In  einem 
solchen  Falle  wird  aber  der  erhaltene  Reluitionsbetrag  in  der 
Regel  zum  vorhandenen  „Ueberverdienste"  gesehlagen  und  als 
Fond  zur  Bestreitung  der  Auslagen  für  „Spirituosen"  be- 
trachtet. •)  — 

Um  den  in  der  Anstalt  befindlichen  Personen  Gelegenheit 
zu  geben,  sich  ausserhalb  derselben  um  Arbeit  umzusehen, 
ist  es  denselben  erlaubt,  die  Anstalt  au  Souu-  und  Feiertagen 
und  alle  14  Tage  auch  an  einem  Wochentage  zu  verlassen.  Da 
aber  die  zu  diesem  Zwecke  gewahrte  Zeit  in  der  Regel  zum 
Herumlungern  und  Betteln  auf  der  Gasse  verwendet  Avird,  so 
sind  die  Fälle,  in  welchen  es  diesen  Individuen  erlaubt  ist,  sich 
ausserhalb  der  Anstalt  aufzuhalten,  möglichst  eingeschränkt 
worden. 

Die  durchschnittliche  Zeit,  welche  ein  „Arbeiter"  in  der 


■)  Schon  durch  die  Regieriincrsdecrctc  vom  22.  Jänner  1840,  Z.  4.'j3i 
und  vom  14.  März  desselben  Jahres  war  es  dem  „Traiteur*'  der  Anstalt 
strenge  untersagt  worden,  in  derselljen  Branntwein  auszuschenken  und 
Massregeln  getroffen,  um  das  Kinselil('i»p«Mi  dieses  (iciniukes  von  aussen 
nach  Möglichkeit  zu  verhüten. 
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AusBerdem  wurden  noch  beschäftigt: 

beim  Knopfmachen im  Jahre  1863  . . 

„    Möbelstoffweben  ...»  »  ^^^3  •  • 

„    Harmonikamachen    .    „  „  1863  . . 

bei  Erdarbeiten  f.  dll.Bz.   „  „  1871.. 

beim  Blumen- Elegiren  . . .    „  „  1865  . . 

„    Sangapparatflechten    „  „  1865  . . 

„    Kotzenstoppen . „  „  1866  . . 

„    Pferdedeckennfthen  .    „  „  1864 . . 

„    Strohroulett«nweben    „  „  1863  . . 

„    PlachennAhen   „  „  1863  . . 

„    Charpiezupfen  „  „  1866 . . 

„    Einsäumen  von  Tisch- 
tüchern u.  Servietten     „  „  1863  . . 

zusammen  . . 
„    Zeitnähen im  Jahre  1865  . . 


19  Männer  doreh  306  Ti^l 
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91 
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450 
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■     «        » 

91 
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101 
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■    «        » 

V 

160 

ff 
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IS 
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.  19  Weiber 

9) 

43 

J! 

5  Männer 

6  Weiber 

11  Personen 
81  Männer 
3  Weiber 


t8 


zusammen  ...  84  Personen 


868 


Es  wurden  ferner  angefertigt  in  dieser  Anstalt: 


1871  von  250,- 1872    von  237  Personen    «nd  im    zehnjährigen 
Durchschnitte  jährlich  von  510  Personen. 

Der  aufiallende  Unterschied  in  diesen  Frequenzziffern  zwischen 
denen  pro  1863  bis  1867  gegen  jene  der  folgenden  Jahre  findet 
seine  Erklärung  in  dem  Umstände,  dass  in  den  erstbezeichneteu 
Jahren  der  Schulkatalog  monatlich  abgeschlossen  und  jede 
Veränderung  in  der  Art  durchgeführt  wurde,  dass  die  Ausge- 
bliebenen immer  ausgestrichen,  bei  dem  jedesmaligen  Wieder- 
eintritte im  Laufe  des  Jahres  aber  als  „neu  aufgenommen"  in 
fortlaufender  Nummer  wieder  eingestellt  wurden,  während  vom 
Jahre'  1868  an  der  Schulkatalog  mit  dem  Schlüsse  eines 
jeden  Schuljahres  abgeschlossen  und  das  zeitweilige  Aus- 
bleiben der  Frequentanten  nur  in  der  Rubrik  „Anmerkung"  des 
Kataloges  ersichtlich  gemacht  wurde. 

Die  Anstalt  besitzt  auch  eine  eigene»  Capelle;  die  geist- 
lichen Functionen  daselbst  besorgt  ein  Priester  der  Pfarre  St. 
Leopold  in  der  Leopoldstadt. 

Wie  bereits  bemerkt,  ist  jede  in  die  Anstalt  aufzunehmende 
Person  dem  Anstaltsarzte  zur  ärztlichen  l'uU^rsiichuug  vor- 
zustellen. Personen,  welche  während  ihres  Aufenthaltes  in  der 
Anstalt  erkranken,  werden  iu  das  Spital  abgegeben.  Für  leichter 
Erkrankte  bestehen,  wie  ebenfalls  schon  erwähnt,  in  der  Anstalt 
selbsteigene„Marodezimmer",mitderenBelegungainl.  Jäimerl869 
begonnen  wurde. 

Die  folgende  Tabelle  gibt  eine  Uebersicht  über  die  Krauken- 
bewegung in  der  Anstalt  und  die  Zahl  der  daselbst  ver- 
abfolgten Bäder.  '") 


")  Hinsichtlieh  der  nicht  aiisjxt^fülltcu  ('olt)unoii  (lios»»r  Tabelle  ist 
zu  bemerken,  dass  die  zur  Aiisfülhiiiir  erforderliclieu  Zifl'eni  fehlten,  ^veil 
*•  Hn  „TodtenprotokoU^'  in  der  Anstalt  erst  seit  dem  .lalire  ISdC»  geführt, 
2- mit  der  Belegung  von  ,,Marodezimnvern-  erst  am  1.  Jänner  \M\)  l)egt)nnen 
^"rde,  und  8.  bis  zum  Jahre  18<il)  über  die  in  der  Anstalt  verabfolgten 
flBädpr"  keine  specielle  Vormerkung  geführt  worden  \>\. 
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Ausserdem  wurden  nocli  beschäftigt: 

beim  Knopfmaehen im  Jabre  1863  . . 

„    Möbelstoffweben  . . .  „  »  1863  . . 

„    Harmonikam&chen    .  „  „  1863  . . 

bei  £rdarbeiten£d.ILBz.  „  „  1871.. 

beim  Blumen- Elegiren  . . .  „  „  1865  . . 

„    Saugapparatfleehten  „  „  1865  . . 

„    Kotzenstoppen „  „  1866 . . 

„    Pferdedeckennfthen  .  „  „  1864 . . 

^    Strohrouletten  weben  „  „  1863  . . 

„    Plachennfthen   „  „  1863 . . 

„    Charpiezupfen  „  „  1866 . . 

„    Einsäumen  von  Tisch- 

tüehem  u.  Servietten  „  „  1863  . . 

zusammen  . . 
.„    Zeitnähen im  Jahre  1865  . . 


.   19  Männer  doreh  306  Tafi 
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zusammen  ...  14  Personen 


161 


Es  wurden  ferner  angefertigt  in  dieser  Anstalt: 
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Anstalt  zubringen  kann,  beträgt  in  der  Regel  zwei  Monate.*) 
Sind  über  den  Aufenthalt  eines  solchen  Individuums  in  der  AnBtaU 
vier  Monate  verstrichen,  so  wird  dasselbe  entlassen,  wenn  nicht 
Umstände,  wie  z.  B.  dessen  besondere  Tauglichkeit  zu  irgend 
einer  Beschäftigung,  um  deren  Ausübung  der  Anstalt  zu  thim 
ist,  den  längeren  Aufenthalt  des  Betreffenden  wünschenswerth 
erscheinen  lassen.  Dies  gilt  insbesondere  von  jenen  Beschftf* 
tigungen  und  Verrichtungen,  deren  Ausübung  einen  gewisse 
Grad  von  Vertrauen  in  die  mit  der  Ausfllhrung  derselben  be- 
trauten Personen  voraussetzt,  wie  z.  B.  die  Hausarbeit,  Beleuch- 
tung etc. 

Im  Falle  einer  eintretenden  Ueberflillung  der  Anstalt  werden 
die  zum  Austritte  geeigneten  Personen  aus  derselben  entlassen. 

Ob  die  Entlassenen,  insbesonders  solche,  bei  welche 
die  Verletzung  der  bestehenden  Hausordnung  Ursache  der  Ent- 
lassung wurde^  vor  Ablauf  der  nächsten  sechs  Monate  wieder 
in  die  Anstalt  aufzunehmen  sind,  bleibt  dem  Ermessen  der  Ver- 
waltung anheimgestellt.  — 

Für  die  in  jugendlichem  Alter  stehenden  Arbeiter  wird  in 
der  Anstalt  auch  Unterricht  in  den  Elementargegenständen 
u.  z.  täglich  von  7 — 8  Uhr  Abends  ertheilt.  Diesem  müssen 
sämmtliche  in  der  Anstalt  befindliche  unter  20  Jahren  alte 
männliche  Arbeiter  beiwohnen,  welche  nicht  durch  eine  Prüfnng 
die  Eenntniss  der  in  der  Schulstunde  gelehrten  Gegenstände 
nachzuweisen  vermögen.  Die  Verweigerung  des  Schulbesuches 
wird  mit  Hausarrest  und  Fasten  gestraft. 

Die  erforderlichen  Lehrmittel  besorgt  die  Anstalt. 

Das  Schulzimmcr  der  Anstalt  hat  Raum  für  50  Personen. 

Die  Schule  wurde  im  Jahre  1863  von  704  Personen 
besucht,  1864  von  788,  1865  von  943,  1866  von  774, 
1867  von  680,  1868  von  245,  1869  von  238,  1870  von  241, 


*)  Durch  das  Kegierungsdecret  vom  23.  Juni  1828,  Z.  33.026  war 
die  Dauer  des  Aufentbaltes  der  freiwilligen  Arbeiter  in  der  Anstalt  im 
Winter  auf  2,  im  Sommer  auf  1  Monat  bebcliränkt  worden. 


1871  Ton  250,- 1872    von  237  Personen    und  im    zehnjährigen 
Dorehschnitte  j&hrlich  von  510  Personen. 

Der  aufiallende Unterschied  in  diesen  Freqnenzziffem  zwischen 
denen  pro  1863  bis  1867  gegen  jene  der  folgenden  Jalire  findet 
mne  Erklärung  in  dem  Umstände,  dass  in  den  erstbezeiehneteu 
Jahren  der  Schulkatalog  monatlich  abgeschlossen  und  jede 
Veränderung  in  der  Art  durchgeführt  wurde,  dass  die  Ausge- 
bliebenen immer  ausgestrichen,  bei  dem  jedesmaligen  Wieder- 
eintritte im  Laufe  des  Jahres  aber  als  „neu  aufgenommen^  in 
fortlaufender  Nummer  wieder  eingestellt  wurden,  während  vom 
Jahre'  1868  an  der  Schulkatalog  mit  dem  Schlüsse  eines 
jeden  Schuljahres  abgeschlossen  und  das  zeitweilige  Aus- 
Udben  der  Frequentanten  nur  in  der  Rubrik  „ Anmerkung'*  des 
Eataioges  ersichtlich  gemacht  i^iirde. 

Die  Anstalt  besitzt  auch  eine  eigene  Capelle;  die  geist- 
lichen Functionen  daselbst  besorgt  ein  Priester  der  Pfarre  St. 
Leopold  in  der  Leopoldstadt. 

Wie  bereits  bemerkt,  ist  je^le  in  die  Anstalt  aufzunehmende 
Person  dem  Anstaltsarzte  zur  ärztlichen  Untersuchung  vor- 
Mstellen.  Personen,  welche  während  ihres  Aufenthaltes  in  der 
Anstalt  erkranken,  werden  in  das  Spital  abgegeben.  Für  leichter 
Erkrankte  bestehen,  wie  ebenfalls  schon  erwähnt,  in  der  Anstalt 
selbst  eigene  „Marodezimmer",  mit  deren  Belegung  am  1 .  Jänner  1 869 
begonnen  wurde. 

Die  folgende  Tabelle  gibt  eine  üebersicht  über  die  Kranken- 
bewegung in  der  Anstalt  und  die  Zahl  der  daselbst  ver- 
abfolgten Bäder.  **') 


")  Hinsichtlich  der  nicht  ausgefüllton  Colonnen  dieser  Tabelle  ist 
zu  bemerken,  dass  die  zur  Ausfüllung  erforderlichen  Ziffern  fehlten,  weil 
I.  ein  „Todtenprotokoll**  in  der  Anstalt  erst  seit  dem  Jahre  1866  geführt, 
1  mit  der  Belegung  von  „ Marodezimmern "  erst  am  1.  Jfmner  1869  begonnen 
wurde,  und  3.  bis  zum  Jahre  1869  über  die  in  der  Anstalt  verabfolgten 
„Bäder"  keine  specielle  Vormerkung  geführt  worden  ist. 
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Das  ^MorbiütStsperL'ent"  in  dieser  Anstalt  betrug  ubigen 
Ziffern  zufolge  wäbreDd  der  zehujährigen  Beobachtungsperiiidfl 
von  1863—1872  dun-hsehnittlich  95  Pereent.  Das  „Mortaliläts- 
percent"  beziffert  sich  fQr  die  siebenjährige  Beobachtnngsperiode 
vom  Jahre  1866—1872  mit  M3  Pereent. 

Die  aufiäUig  geringe  Höhe  sowohl  des  „Morbilit&ts^  als 
des  jVIortalitätspercentes"  in  einer  Anstalt,  welche  in  einem  Jahre 
durehsrhnittlich  mehr  als  4.400  Äufiiahmsfälle  ausweist  und  welche 
Ton  den  ärmsten,  den  Entbehrungen  am  meisten  ausgesetzten  Indi- 
viduen frcquentirt  vird,  findet  ihre  Erklärung  hauptsächlich  darin, 
daaa,  wie  bereits  bei  Besprechung  der  Tabelle  auf  Seite  128  be- 
merkt wurde,  mehr  als  die  Hälfte  der  in  der  Anstalt  befindlichen 
Individnen  dem  kräftigsten,  widerstandfähigsten  Alter  von  14  bis 
30  Jahren  angehört.  Ein  weiterer  Grund  dürfte  in  dem  grossen  und 
in  der  Regel  raschon  Wechsel  der  Bevölkerung  dieser  Anstalt  zu 
suchen  sein.  Endlich  trftgt  auch  die  strenge  Ordnung  in  der  Anstalt 
und  dass  die  Insassen  derselben  bei  geregelter  Beschäßigung  eine 
genügende  Verköstigung  erhalten,  jedenfalls  zur  Venninderuog 
der  Morbilität  der  Anstaltsbevölkerung  wesentlich  bei,  — 

Ueber  die  in  der  Anstalt  vorgekommenen  Straffälle  gibt 
die  folgende  Zusammenstellung  eine  Uebersicht. 
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Die  grösste  Anzahl  von^Straffällen'^  w&hrenddesDccenniams! 
1863—1872  weist  die  Rubrik  ^Verkauf  der  Anstaltskleider"  wd. 

Es  erbalten  nämlicb  jene  Personen,  welche  bei  ihrer  Auf- 
nahme in  die  Arbeitsanstalt  oder  auch  während  ihres  Aufent- 
haltes daselbst  an  den  nothwendigsten  Kleidungsstücken  Mangel 
haben,  dieselben  von  der  Verwaltung  det  Anstalt  „nnentgeltlieh'' 
ausgefolgt. 

Erst  wenn  ein  und  dasselbe  Individuum  iux  yerhältniss- 
massig  kurzer  Zeit  abermals  um  Ausfolgung  von  Kleidungs- 
stücken ansucht,  hat  dasselbe  die  neu  erhaltenen  Kleidungs- 
stücke aus  dem  „Ueberverdienste'*,  resp.  durch  den  von  dem- 
selben wöchentlich  zu  machenden  Abzug  zu  vergüten. 

Da  die  Strafiälle,  welche  jährlich  ^-egen  des  „Verkaufes** 
der  Anstaltskleider"  zu  verzeichnen  sind,  sehr  häufig  ^vorkommen, 
so  wäre  es   vielleicht  zweckmässig,    wenn  jede  Person,   welche 
von  der  Verwaltung  der  Anstalt  ein  Kleidungsstück   ausgefolgt 
erhält,  verpflichtet  würde,  die  Anschaffungskosten  desselben  aus 
dem  in  der  Anstalt  erworbenen  „Ueberverdienste"  in  der  Wrise 
zu  ersetzen,  dass  dem  Betreffenden  erst  dann  ein  „üeberverdienst* 
ausbezalilt  i^drd,  wenn  die  Kosten  der  verabreichten  Heidungs. 
stücke   vollkommen    berichtiget   sind.    Die    Durchführung 
einer  solchen  Massregel  wäre  in  mehrfacher  Hinsicht  von  Nutzen. 
Denn  es    kommt  der   Fall    nicht    selten   vor,    dass  Individuen, 
welche    sich    entschliessen,    in  der  „freiwilligen  Arbeitsanstalt" 
Aufnahme  zu  suchen,  früher  ihre  letzten  Kleidungsstücke  ver- 
kaufen, weil  sie  mit  Sicherheit  darauf  rechnen,  bei  ihrem  Ein- 
tritte in  die  Anstalt  neue  Kleider    „unentgeltlich"  zu    erhalten. 

Diese  kostenfrei  erhaltenen  Kleider  werden  aber  dauB 
bei  der  ersten  Gelegenheit  abermals  verkauft  und  das  betreffende 
Individuum  sucht  sich  der  Verpflichtung  des  Kostenersatze« 
dadurch  zu  entziehen,  dass  es  eines  Tages  ohne  weiters  auf 
der  Anstalt  ausbleibt,  um  aber  dann  nach  einiger  Zeit,  natürlicb 
wieder  der  Kleidung  möglichst  entblösst,  sich  zur  neuerlicher 
Aufnahme  zu  melden. 

Die  unersotzt  p:eblie])enpn  Kosten  sollten  daher  dem  betret 


faden  Individaum  zur  Last  geschrieben  und  von  demselben, 
ji  nadidem  sich  die  Gelegenheit  zu  vinem  «Ueberverdienste^' 
«ipbt,  eingebradit  werden. 

Das  Bewusstsein  der  Schuld  an  die  Anstalt  und  in  Folge 
dessen  die  unangenehme  Aussicht,  für  längere  Zeit  auf  allen 
aDeberverdienst^  verzichten  zu  müssen,  dürfte  dann  viele  Indivi- 
dnen  abhalten,  die  Anstalt  überhaupt  wieder  aufzusuchen. 

Dass  der  Erlös  flr  die  verkauften  Kleider,  sowie  der 
gpöesere  Theü  des  Ueberverdienstes  meist  zur  Befriedigung  des 
Bedfirfnisses  nach  „geistigen  Getränken^'  verwendet  i^ird,  zeigt 
die  Zahl  der  Fälle,  in  welchen  die  Verwaltung  gezwungen  war, 
regen  ^Trunkenheit^  Strafen  zu  verhängen. 

Die  Ziffer  dieser  Straflfälle  ist  nach  jener  für  den  „Verkauf 
der  Anstaltskleider^  die  nächst  höchste ;  diesen  zunächst  kommen 
dum  die  Straffälle  wegen  „Pensum-Rückstand",  „schlechter 
Aibeit^  and  „unanständigem  Betragen".  — 

Das  Personale  der  Anstalt  besteht  aus  einem  Verwalter, 
daem  Gontrolor,  einem  Oberaufseher,  drei  Aufsehern  I.  Classe, 
vier  Aufsehern  ü.  Classe,  vier  Aufsehern  III.  Classe  und  einer 
Aufseherin,  welche  die  Waschküche  zu  besorgen  hat.  **) 

Der  Gehalt  des  Verwalters  ist  mit  1500  fl.,  des  Controlors 
mit  1000  fl.,  des  Oberaufsehers  mit  600  fl.,  der  3  Aufseher 
L  Classe  mit  ä  500  fl.,-der  4  Aufseher  II.  Classe  mit  k  450  fl., 
«1er  4  Aufseher  111.  Classe  mit  k  400  fl.  und  der  Wäschauf- 
seherin mit  350  fl.  systemisirt. 

Das  Personale  hat  ausser  dem  Gehalte  noch  die  Natural- 
wohnung;  femer  beziehen:  der  Verwalter  ein  Zuschneidepauschah» 
von  jährlich  26  fl.  25  kr.  und  die  Aufseher  die  Montur.  *') 

")  Mit  Gemeinderaths-Bescliluss  vom  2.  Mai  1879  wurde  auch  die 
Stelle  eines  „Werkmeisters"  creirt,  welcher  nobst  Natuvalwohnung  in  der 
-instAlt,  eine  monatliche  Entlohnung  von  60  fl.  erhält.  Die  Bestallung  des- 
selben ist  insofeiTie  eine  „provisorische",  als  sie  nur  auf  die  Dauer  des 
Bestehens  der  Anstalt  erfolgte,  und  eine  beiderseitige  monatliche  Kündigung 

vorbehalten  wurde. 

*•)  Da  rücksichtlich  dieser  Anstalt  im  Lauf«»  der  Jahre  wiederholt 
(las  Bedenken  erhoben  wurde,  dass  dieselbe  in  ihrem  dermaligen  Zustande 

10 


Nach  den  im  Vorstehenden  angefahrten  Daten  verorsadkft^ 
die  „Sorge  für  arbeitslose  Anne**  im  Durchschnitte   der  Ji 
1863—1872,   wenn   von   der  jährlichen   Oesammtaaslage  jwlri 
51.541  fl.  47  kr.  die  aus  dem  Ertrage  für  „Schlafstellen",  flf 

nicht  geeignet  sei,  dem  Zwecke,  für  welchen  sie  besteht,  yoUkommen  n 
entsprechen,  so  erscheint  es  angezeigt,  anhangsweise  über  die  diesfälBgci 
Reformantrftge  noch  eine  Mittheilung  zu  machen. 

Schon  in  der  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom  3.  August  1871  wuidi 
eine  aus  sechs  Mitgliedern  bestehende  Fachcommission  beauftragt^  deh  aÜ 
dem  Studium  der  Frage  zu  beschäftigen:  „Ob  und  unter  welchen  ModaU- 
tftten  das  Institut  der  freiwilligen  Arbeitsanstalt  beizubehalten,  was  eTentndl 
an  dessen  Stelle  zu  setzen,  oder  wie  cüese  Anstalt  behufs  Behebung  der 
mannigfaltigen  in  derselben  sich  zeigenden  Uebelst&nde  zu  reorgMifsim 
wäre." 

Alle  bisher  über  die  Reorganisation  und  eventuelle  Auflassung  dff 
freiwilligen  Arbeitsanstalt  gepflogenen  Berathungen  führten  aber  zu  keines 
Resultate.   Man  war  auch  bestrebt,  durch  Erhöhung  der  Einnahmen  und 
möglichste  Reducirung  der  Ausgaben  die  Kosten  für  die  Erhaltung  dieser 
Anstalt  zu  verringern.  Allein  die  bisher  gemachten  Versuche :  an  die  St^ 
des  „Zündhölzchen-Eapselpappens"  einen  lohnenderen  Arbeitszweig  in  der 
Anstalt  einzuführen,  scheiterten  an  dem  Umstände,  dass  die  kurze  Auf- 
enthaltsdauer der  Arbeiter  in  der  Anstalt  nicht  hinreicht,  dieselben  in  deriei 
lohnenden  Arbeiten  zu  unterrichten  und  weiters  auch  an  dem  Mangel  der 
erforderlichen  ArbeitsrÄume  in  den  für  die  Zwecke   einer  solchen  Arb^te- 
anstalt   wenig   entsprechenden   Localltäten   des   gegenwärtigen    Anstalt«^ 
geb&udes.   Andererseits   bewogen    aber    auch    die   Consequenzen,  welche 
die  Aufhebung  dieser  Anstalt  nach  sich  ziehen  würde,  die  Gemeinde- Ver- 
tretung, von  dieser  Aufhebung  wenigstens   vorlaufig  Umgang  zu  nehmen. 
Denn  im  Falle  als  die  Auflassung   der  Anstalt   stattfinden  sollte,   müssten 
dann  jene   daselbst   befindlichen  Personen,   welche   wegen   ihrer  körper- 
lichen Gebrechen  nicht  im  Stande  sind,  sich  selbstständig  zu  erhalten,  in 
eine  Versorgungsanstalt  untergebracht  werden,  in  welcher  aber  die  Erhal- 
tung derselben  der  Commune  jedenfalls  theurer  zu   stehen  kommen  würde. 
Die  noch  rüstigen  und  arbeitsfähigen  Personen  dagegen,  unter  welchen  sich 
ein  grosses  Contingent  arbeitsscheuer  und  wiederholt  abgestrafter  Individuen 
befindet,  müssten  entlassen  werden,   was  aber  sicherlich   zur  Vermehrung 
der  in  der  Grossstadt  vorhandenen  eigenthumsgefährlichen  Elemente  beitr^:^n 
würde. 

In  jüngster  Zeit  (i  877)  ist  die  erwähnte  Commission  neuerdings  mit 
Anträgen  zur  Reorganisirung  dieser  Anstalt  hervorgetreten,  welche  folgender- 
massen  lauten: 


1871  von  250,- 1872    von  237  Personen    nnd  im    zehnjährigen 
Durchschnitte  jährlich  von  510  Personen. 

Der  auffallende  Unterschied  in  diesen  Frequenzziifern  zwischen 
denen  pro  1863  bis  1867  gegen  jene  der  folgenden  Jalire  findet 
»eine  Erklärung  in  dem  Umstände,  dass  in  den  erstbezeichneten 
Jahren  der  Schulkatalog  monatlieh  abgeschlossen  und  jede 
Veränderung  in  der  Art  durchgeführt  wurde,  dass  die  Ausge- 
bliebenen immer  ausgestrichen,  bei  dem  jedesmaligen  Wieder- 
eintritte im  Laufe  des  Jahres  aber  als  „neu  aufgenommen"  in 
fortlaufender  Nummer  ^\^eder  eingestellt  Avurden,  Avährend  vom 
Jahre*  1868  an  der  ISchulkatalog  mit  dem  Schlüsse  eines 
jeden  Schuljahres  abgeschlossen  und  das  zeitweilige  Aus- 
bleiben der  Frequentanten  nur  in  der  Rubrik  „Anmerkung"  des 
Kataloges  ersichtlich  gemacht  wurde. 

Die  Anstalt  besitzt  auch  eine  eigene  Ctxpelle;  die  geist- 
lichen Functionen  daselbst  besorgt  ein  Priester  der  Pfarre  St. 
Leopold  in  der  Leopoldstadt. 

Wie  bereits  bemerkt,  ist  jede  in  die  Anstalt  aufzunehmende 
Person  dem  Anstaltsarzte  zur  ärztlichen  rntersuehung  vor- 
zustellen. Personen,  welche  während  ihres  Aufenthaltes  in  der 
Anstalt  erkranken,  werden  in  das  Spital  abgegeben.  Für  leichter 
Erkrankte  bestehen,  wie  ebenfalls  schon  erwähnt,  in  (b*r  Anstalt 
selbsteigene  „Marodezimmer",  mitdereuBelegungani  I.Jänner  1869 
begonnen  wurde. 

Die  folgende  Tabelle  gibt  eine  Uebersidit  über  die  Kranken- 
bewegung in  der  Anstalt  und  die  Zahl  der  daselbst  ver- 
abfolgten Bäder.  *') 


*•*)  Hinsichtlieh  der  nicht  au>g-üfiUltcn  ('oIohihmi  dwsw  Tabelle  ist 
zu  bemerken,  dass  die  zur  Ansfüllunu-  erforderlichen  Ziflern  fehlten,  w<'il 
i.  ein  „Todtenprotokoll^  in  der  Anstalt  erst  s«'it  dem  Jahre  {Mi]  geführt, 
2.  mit  der  Belehrung  von  ^Marodezimmern"  erst  am  I.  Jänner  iStit)  he.LT^nnen 
wurde,  und  3.  bis  zum  Jahre  IH(il)  über  die  in  der  Anstalt  verabtoljj^ten 
^Bäder"  keine  specieUe  Vormerkung  geführt  worden  i>t. 


I 

•  - 
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IV.  Die  Armenkrankenpflege. 

Es  wurde  bereits  in  dem  Absätze  „geschichtlicher  üeber- 
blick''  im  I.  Theile  dieses   Werkes    erwähnt,    dass    schon 
ältesten   Anstalten,    welche   die    Stadt   Wien   als  Pflegestftttei^ 
christlicher  Wohlthätigkeit  und  Nächstenliebe  besass,  sich  nicht 
auf  die  Aufnahme   armer  gebrechlicher  Personen   beschränkteD^ 
sondern   dass  in   dieselben    auch   arme  Kranke   zur  HeilaDg;j 
und  Pflege  aufgenommen  wurden. 

Diese  Verbindung  der  Armen-  mit  der  KrankeiH 
pflege  in  den  meisten  der  damals  bestandenen  Spitäler  dauerte 
bis  zu  der  von  Kaiser  Josef  ü.  durchgeführten  Reform  des 
Armenwesens,  zufolge  welcher  dann  die  Armenpflege  voll- 
ständig von  der  Krankenpflege  getrennt  worden  ißt. 

So  waren  denn  auch  die  ältesten  in  der  ersten  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts  in  Wien  gegriindeten  Huraanitätsanstalten  -^ 
nämlich  das  heil.  Geistspital  und  das  Bürgerspital  —  Asyle,  welche 
nicht  nur  für  die  Armen-,  sondern  auch  für  die  Krankenpflege 
und  für  die  Pflege   armer,  verlassener  Kinder   bestimmt  waren. 

Namentlich  war  es  das  Letztere,  welches  Jahrhunderte 
hindurch  den  Centralpunkt  für  die  Armen-  und  Krankenpflege 
unserer  Stadt  gebildet  hatte. 

Als  in  demselben  Jahre  1550  die  Auslagen  für  Arzneien 
die  Summe  von  300  Gulden  erreichten,  wurde  die  Creirung 
einer  eigenen  Hausapotheke  beschlossen,  die  im  nächsten 
Jahre  auch  wirklich  errichtet  worden  ist. 
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Das  fortwährende  Steigen  der  Auslagen  für  Arzneien  im 
ii^inne  des  17.  Jahrhunderts  (dieselben  erreichten  damals  die 
[öhe  von  1000  fl.)  veranlasste  dann  die  Umwandlung  dieser 
hosapoiheke  in  eine  grosse  Apotheke  in  der  Kämtnerstrasse 
taip  heil.  Geiste),  welche  das  Bürgerspital  und  dessen  Filialen 
Bit  Arzneien  versah  und  berechtigt  war,  solche  auch  an  Private 
n  yerahreichen. 

Geschützt  durch  ein  Privilegium  des  Kaisers  Leopold*) 
tarde  diese  Apotheke  von  der  Verwaltung  des  Bürgerspitales 
llis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in  eigener  Regie  betrieben, 
Aum  aber  bis  zu  dem  im  Jahre  1870  erfolgten  Verkaufe  der- 
«Iben  verpachtet.  Eine  Filiale  dieser  Apotheke  bestand  im  St. 
Ihixer  Armenhause  bis  zur  Auflösung  dieser  Anstalt. 

Gleichzeitig  bestand  bis  zum  Jahre  1784  in  Wien  auch 
«n  sogenannter  „Armenleut-Doctor",  welcher  den  Armen  dieser 
Slidt  in  leichteren  Krankheitsfällen  oder  bei  Erkrankungen,  in 
Folge  deren  sich  die  Erkrankten  nicht  in  ein  öffentliches  Spital 
legeben  konnten,  unentgeltlich  ordinirte  und  die  erforderlichen 
Ameien  verabreichte. 

Als  jedoch  im  Jahre  1784  das  ehemalige  Grossannenhaus 
b  eine  Central-Krankenanstalt  umgewandelt  und  das  dadurch 
entstandene  allgemeine  Krankenhaus  in  Wien  eröflFnet 
«rorden  war,  wurde  angeordnet,  dass  in  einem  eigens  dazu 
bestimmten  Saale  dieses  Krankenhauses  täglich  (im  Sommer 
HD  7  Uhr,  im  Winter  um  8  Uhr  Früh)  von  dem  Medicus  uud 
[)hinirgus  der  Anstalt  eine  unentgeltliche  Ordinations- 
itonde  für  solche  Arme  abzuhalten  sei,  welche,  ohne  durch 
kre  Krankheit  an  das  Bett  gefesselt  zu  sein,  ärztliche  Hilfe 
nd  Arzneimittel  benöthigten,  in  Folge  ihrer  Armuth  und  Krank - 
eit  aber  nicht  im  Stande  waren,  sich  dieselben  zu  verschaffen. 
^er  durch  ein  von  dem  betreffenden  Pfarrer  und  Armenvater 
isgefertigtes  Zeugniss  seine  Armuth  nachwies,  wurde  zur 
entgeltlichen  Ordination  zugelassen  und  erhielt  daselbst  nicht 


')  Siehe  I.  Abtheilung  dieses  Werkes,  Seite  146. 


Die  grösste  Anzahl  von  „Straff&llen**  während  des  Decenniums 
1863—1872  weist  die  Rubrik  „Verkauf  der  Anstaltskleider**  aaf. 

Es  erhalten  nämlich  jene  Personen,  welche  bei  ihrer  Auf- 
nahme in  die  Arbeitsanstalt  oder  auch  während  ihres  Aufent- 
haltes daselbst  an  den  nothwendigsten  Kleidungsstücken  Mangel 
haben,  dieselben  von  der  Verwaltung  dei*  Anstalt  rtUnentgeltiüch** 
ausgefolgt. 

Erst  wenn  ein  und  dasselbe  Individuum  iux  verhältniss- 
mässig  kurzer  Zeit  abermals  um  Ausfolgung  von  Kleidungs- 
stücken ansucht,  hat  dasselbe  die  neu  erhaltenen  Kleidungs- 
stücke aus  dem  „Ucberverdienste",  resp.  durch  den  von  dem- 
selben wöchentlich  zu  machenden  Abzug  zu  vergüten. 

Da  die  Straffälle,  welche  jährlich  wegen  des  „Verkaufes** 
der  Anstaltskleider"  zu  verzeichnen  sind,  sehr  häufig  ^vorkommen, 
so  wäre  es  vielleicht  zweckmässig,  Avenn  jede  Person,  welche 
von  der  Verwaltung  der  Anstalt  ein  Kleidungsstück  ausgefolgt 
erhält,  verpflichtet  würde,  die  Anschaffungskosten  desselben  aus 
dem  iu  der  Anstalt  erworbenen  „Ueberverdienste"  in  der  Weise 
zu  orsetzeu,  dass  dem  Betreffenden  erst  dann  ein  „Ueberverdienst** 
ausbezahlt  wird,  wenn  die  Kosten  der  verabreichten  Kleidungs. 
stücke  vollkommen  berichtiget  sind.  Die  Durchführung 
einer  solchen  Massregel  wäre  in  mehrfacher  Hinsicht  von  Nutzen. 
Denn  es  kommt  der  Fall  nicht  selten  A'or,  dass  Individuen, 
welche  sich  entschliessen,  in  <ler  , .freiwilligen  Arbeitsanstalt** 
Aufnahme  zu  suchen,  früher  ihre  letzten  Kleidungsstücke  ver- 
kaufen, weil  sie  mit  Sicherheit  darauf  rechnen,  bei  ihrem  Ein- 
tritte iu  die  Anstalt   neue  Kleider    „unentgeltlich"  zu    erhalten. 

Diese  kostenfrei  erhaltenen  Kleider  werden  aber  dann 
bei  der  ersten  Gelegenheit  abermals  verkauft  und  das  betreffende 
Individuum  sucht  sich  der  Verpflichtung  des  Ivxstenersatzes 
dadurch  zu  entziehen,  dass  es  eines  Tages  ohne  weiters  aus 
der  Anstalt  ausl)leil»t,  um  aber  dann  nach  einiger  Zeit,  natürlich 
wieder  der  Kleidung  möglichst  eutblösst,  sich  zur  neuerlichen 
Anlnahnu'  zu   melden. 

Die  unersetzt  pd»li(d(enen  Ansten  sollten  daher  dem  betret- 
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An  SteUe  der  Ordinationen  im  allgemeinen  Krankenhanse 
Würde  das  Institut  der  ^Stadtarmenärzte"^  und  später  jenes  der 
»fiezirksarmenärzte^^  ins  Leben  gerufen. 

Das  ad  hoc  ernannte  Sanitätspersonale  bestand  aus 
«nem  Stadtarmenarzte  und  einem  Stadtarmen-Wundarzte 
Ar  die  innere  Stadt,  dann  aus  je  einem  Bezirksarzte,  einem 
Bezirkswundarzte  und  einer  Hebamme  für  jeden  Polizei- 
bezirk. 

Während  der  Jahre  1813  bis  1840  wurde  dieses  Personale 
Doch  durch  einen  zweiten  besoldeten  Stadtarmenarzt  und  durch 
je  einen  unbesoldeten  Armenarzt  für  die  Bezirke  Wieden, 
Xariahilf,  St.  Ulrich,  Josefstadt,  Alservorstadt  und  Leopoldstadt 
Termehrt.  In  Folge  der  wachsenden  Anzahl  von  Augenkranken 
war  bereits  im  Jahre  1806  auch  die  Stelle  eines  Stadtarmen- 
Aügenarztes  creirt  worden. 

Die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Armenordinationen  ist 
damals  von  der  Landesregierung  ausgeübt  worden.  Mit  Erlass 
vom  10.  October  1807  wurden  die  Armenärzte,  sowie  die  im  Jahre 
1791  creirten  Polizeibezirks  -  Aerzte  und  Polizeibezirks-Wund- 
tote  in  Bezug  auf  den  „armenärztlichen"  Dienst  unter  die 
Oberleitung  der  Direction  des  allgemeinen  Krankenhauses  gestellt. 

Gegenwärtig  steht  die  Oberaui'sicht  über  das  gesammte 
Sanitätswesen  und  die  oberste  Leitung  der  Medicinalangelegen- 
heiten  der  Staatsven^'altung  zu.  *)  — 

Nach  dieser  geschichtlichen  Skizze  werden  im  Nachfol- 
genden zuerst  die  Einrichtungen  beschrieben  werden,  welche 
fiir  die  Armenkrankenpflege  ausserhalb  der  für  die  Aufnahme 


Seit  der  im  Jahre  4842  erfolgen  Vereinigung  des  Armeninstituts- 
fondes  mit  mehreren  anderen  der  Annenpflege  gewidmeten  Fonden  zu  einem 
.allgemeinen  Versorgungsfonde^  (siehe  Seite  15  des  I.  Theiles  dieses 
Werkes)  wird  das  früher  auf  den  ^Armeninstitutsfoud'^  entfaUende  Diitt- 
theil  der  Arzneikosten  vom  ^allgemeinen  Versorgungsfonde^  bestritten. 
(Siehe:  hierüber  auch  das  auf  Seite  156  in  der  Anmerkung  11  Angeführte.) 

*)  Gesetz  vom  30.  April  1870,  R.-G.-Bl.  Nr.  6^,  betreffend  die 
Organisation  des  öffentlichen  Sanitätsdienstes. 
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Nach  den  im  Vorstehenden  angeführten  Daten  verarsachte^s 
die  „Sorg:e  für  arbeitslose  Arme"  im  Durchschnitte   der  Jahre— =■ 
1863—1872,    wenn    von    der  jährlichen    Gesammtanslage   per^ 
51.541  fl.  47  kr.  die  aus  dem  Ertrage  für  „Schlafstellen",  für 

iii c h t  geeignet  sei,  dem  Zwecke,  für  welchen  sie  besteht,  Tollkommen  zu 
entsprechen,  so  erscheint  es  «angezeigt,  anhangsweise  über  die  diesfÜllligen 
Reforman träge  noch  eine  Mittheilung  zu  machen. 

Schon  in  der  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom  3.  August  1871  wurde 
eine  aus  sechs  Mitgliedern  bestehende  Fachcommission  beauftragt,  sich  mit 
dem  Studium  der  Frage  zu  beschäftigen:  „Ob  und  unter  welchen  Modali- 
täten das  Institut  der  freiwilligen  Arbeitsanstalt  beizubehalten,  was  eventuell 
an  dessen  Stelle  zu  setzen,  oder  wie  diese  Anstalt  behufs  Behebung  der 
mannigfaltigen  in   derselben    sich   zeigenden  Uebelstände  zu  reorganisiren 


wäre." 


Alle  bisher  über  die  Reorganisation  und  eventuelle  Auflassung  der 
ireiwilligen  Arbeitsanstalt  gei>flogenen  Berathungen  führten  aber  zu  keinem 
Resultate.  Man  war  auch  bestrebt,  durch  Erhöhung  der  Einnahmen  und 
möglichste  Reducirung  der  Ausgaben  die  Kosten  für  die  Erhaltung  dieser 
Anstalt  zu  verringern.  Allein  die  bisher  gemachten  Versuche:  an  die  Stelle 
des  „Zündhölzchen- Kapselpappens"  einen  lohnenderen  Arbeitszweig  in  der 
Anstalt  einzuführen,  scheiterten  an  dem  Umstände,  dass  die  kurze  Auf- 
enthaltsdauer der  Arbeiter  in  der  Anstalt  nicht  hinreicht,  dieselben  in  derlei 
lohnenden  Arbeiten  zu  unterrichten  und  weiters  auch  an  dem  Mangel  der 
erforderlichen  Arbeitsräume  in  den  für  die  Zwecke  einer  solchen  Arbeits- 
anstalt wenig  entspreeliejulen  Loeaütäten  des  gegenwärtigen  Anstalts- 
gebäudes. Andererseits  bewogen  aber  auch  die  Consequenzen,  welche 
die  Aufhebung  dieser  Anstalt  nach  sich  ziehen  würde,  die  Gemeinde-Ver- 
tretung, von  dieser  Aufhebung  wenigstens  vorläutig  Umgang  zu  nehmen. 
Denn  im  Falle  als  die  Auflassung  der  Anstalt  stattfinden  sollte,  müssten 
dann  jene  daselhst  befindlichen  Personen,  welche  wegen  ihrer  körper- 
lichen Gebrechen  nicht  im  Stande  sind,  sich  selbstständig  zu  erhalten,  in 
eine  Versorgungsanstalt  untergebracht  werden,  in  welcher  aber  die  Erhal- 
tung derselben  der  Commune  jedenfalls  theurer  zu  stehen  kommen  würde. 
Die  noch  rüstigen  und  arbeitsfähigen  Personen  dagegen,  unter  welchen  sich 
ein  grosses  Contingent  arbeitsscheuer  und  wiederholt  abgestrafter  Individuen 
befindet,  müssten  entlassen  werd«Mi,  was  al)er  sicherlich  zur  Vermehrung 
der  in  der  Grossstadt  vorhandeni^n  eigenthumsgefährlichen  Elemente  beitragen 
würde. 

In  jüngster  Zeit  (1877)  ist  die  erwähnte  Conimission  neuerdings  mit 
Anträgen  zur  Reorganisirung  «lieser  Anstalt  hervorgetreten,  welche  folgender- 
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1.  Dm  armenftrztllche  Personale. 

Die  entweder  ausschliesslich  oder  theilweise  för  Zwecke 
4er  »Armenkrankenpflege*  systemisirteu  ärztlichen  Stellen  sind 
Mgende: 

a)  im  Wiener  Gemeiudebezirke 

a)  10  Polizeibezirks-Aerzte; ') 

ß)  10  Polizeibezirks-Wundärzte; ') 

T)  6  polizeiärztliche  •)  und  8  polizeibezirkswundärztliche  ') 
Fnnctionäre. 

Diese  ärztlichen  Organe  siud  deu  k.  k.  Polizei- 
Commissariaten  zugetheilt. 

ut  allem  Fleisse  und  aller  Redlichkeit  zu  unterziehen,  bei  Behandlung 
Hoker  und  Niederer,  Reicher  und  Armer  die  gleiche  Sorgfalt  anzuwenden 
Md  insbesondere  in  was  immer  für  Unglücksfällen,  z.  B.  bei  Feuers- 
brinsten  und  dgl-,  seine  Hilfeleistung  unter  keinerlei  Vorwand  zu  versagen: 
(N.-d.  Regier ungsdecret  vom  7.  April  1798  und  vom  5.  Jänner  1813; 
Beeret  des  Ministeriums  des  Innern  vom  29.  September  1848,  Z.  3327; 
Yerordnnng  der  n.-ö.  Regierung  vom  10.  November  1848,  Z.  49.779.) 

Ebenso  ist  der  Arzt  verpflichtet,  dem  einmal  übernommenen  Kranken 
weh  fortan  die  erforderliche  Aufmerksamkeit  zu  widmen.  AVflrde  er  den- 
selben zum  wirklichen  Nachtheile  seiner  Gesundheit  vernachlässigen,  so  ist 
«  in  eine  Geldstrafe  von  50—200  fl.  zu  verfallen.  (§.  358  St.  G.)  Wäre 
dttans  aber  eine  schwere  Verletzung  oder  gar  der  Tod  dos  Kranken  er- 
folgt, so  tritt  die  Bestrafung  nach  §.  335  St.  G.  ein. 

Dieselben  Vorschriften  gelten  auch  für  die  „Wundärzte  und 
Hebammen". 

•)  Im  I.,  IL,  IV.,  V.,  Vll.  und  IX.  Bezirke  je  eine  Stelle;  die  Stellen 
im  III.,  VI.,  VIII.  und  X.  Bezirke  sind  derzeit  unbesetzt. 

')  Gegenwärtig  fungirt  nur  im  VI.  Bezirke  ein  Polizeiwundarzt,  in 
allen  übrigen  Bezirken  sind  die  Stellen  unbesetzt. 

*)  Im  II.  Bezirke  zwei  Stellen,  davon  eine  für  den  Prater:  im  III., 
n.  und  VIII.  Bezirke  je  eine  Stelle;  die  Stelle  im  X.  Bezirke  ist  derzeit 
iiobesetzt. 

•j  Für  den  I.,  II.,  111.,  IV.,  Vll.,  VIII.,  IX.  und  X.  Bezirk.  Für  dio 

zum  II.  Bezirke  gehörige  Brigittenau  fungirt  eine  und  dieselbe  Person  als 

polizeibezirksärztlicher  und  polizeibezirkswundärztlicher  Functionär.  Ebenso 

ist  der  Polizeibeziiksarzt   des  V.    Beziikes    zugleich    polizeiwundärztlicher 

fanctionär  in  diesem  Bezirk«*. 


IV.  Die  Armenkrankenpflege, 

Es  wurde  bereits  in  dem  Absätze  „geschichtlicher  üeber- 
blick^'  im  I.  Theile  dieses  Werkes  erwähnt,  dass  schon  die 
ältesten  Anstalten,  welche  die  Stadt  Wien  als  Pflegestätten 
christlicher  Wuhlthätigkeit  und  Nächstenliebe  besass,  sich  nicht 
auf  die  Aufnahme  armer  gebrechlicher  Personen  beschränkten, 
sondern  dass  in  dieselben  auch  arme  Kranke  zur  Heilung 
und  Pflege  aufgenommen  wurden. 

Diese  Verbindung  der  Armen-  mit  der  Kranken- 
pflege in  den  meisten  der  damals  bestandenen  Spitäler  dauerte 
bis  zu  der  von  Kaiser  Josef  II.  durchgeführten  Reform  des 
Armenweseus,  zufolge  welcher  dann  die  Armenpflege  voll- 
ständig von  der  Krankenpflege  getrennt  worden  ist. 

So  waren  denn  auch  die  ältesten  in  der  ersten  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts  in  Wien  gegründeten  Humanitätsanstalten  — 
nämlich  das  heil.  Geistspitiil  und  das  Bürgerspital  —  Asyle,  welche 
nicht  nur  für  die  Armen-,  sondern  auch  für  die  Krankenpflege 
und  für  die  Pflege    armer,  verlassener  Kinder    bestimmt  waren. 

Namentlich  war  es  das  Letztere,  welches  Jahrhunderte 
hindurch  den  Centralpunkt  für  die  Armen-  und  Krankenpflege 
unserer  Stadt  gebildet  hatte. 

Als  in  demselben  Jahre  1550  die  Auslagen  für  Arzneien 
die  Summe  von  300  (iulden  en'eiehton,  wurde  die  Creirung 
einer  eigenen  Hausapntheke  besehlossen,  die  im  nächsten 
Jahre  auch  wirk  lieh  errichtet  worden  ist. 
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8)  Früher  war  in  jedem  der  Bezirke  Wiens  eine  Polizei- 
bezirks-Hebamme  bestellt.  Nach  dem  Ableben  der  Bestellten 
blieben  aber  einige  Stellen  unbesetzt,  so  dass  derzeit  nur  noch 
in 3 Bezirken,  nämlich:  Wieden,  Mariahilf  und  Josefstadt,  Polizei- 
bezirks-Hebanunen  bestehen.  Dieselben  beziehen  einen  Gehalt  von 
jährlich  200  fl.  und  haben  die  Verpflichtung,  ihre  Dienste  den 
armen  Wöchnerinnen  ihres  Bezirkes  „unentgeltlich^  zu  leisten. 

£)  4  k.  k.  Stadtarmenärzte. 

Nach  der  mit  Hofkanzleidecrct  vom  5.  März  1835  geneh- 
migten Instruction  sind  die  „k.  k.  Stadtarmenärzte^  zunächst 
zur  „Armenkrankenpflege''  bestimmt. 

Das  k.  k.  Polizeibezirks-Commissariat  der  inneren  Stadt 
ist  aber  bei  allen  Vorfällen,  welche  die  öffentliche  Fürsorge  und 
Sicherheit  der  Person  betreffen  und  behufs  Erhebung  und  Beur- 
theilung  der  Umstände  die  Kenntnisse  eines  Arztes  erfordern, 
aaf  die  Stadtarmenärzte  augewiesen,  welche  somit  zugleich  als 
„Polizeibezirks- Aerzte"  fungiren.  Für  diese  polizeiärztliche  Thätig- 
keit  erhielten  dieselben  mit  Erlass  des  k.  k.  Polizeiministeriums 
vom  13.  November  1862,  Nr.  6488  bis  zur  definitiv  erfolgenden 
Regulirung  der  polizeiärztlicheu  Sauitätspflege  Remimerationen, 
n.  z.  von  200  fl.  für  die  Stadtarmenärzte  und  von  150  fl.  für 
Jie  Stadtarmen-Wundärzte  zugewiesi^n. 

Den  „Stadtarmeuärzten"  obliegen  im  Bereiche  der  inneren 
Stadt  (im  I.  Bezirke)  dieselben  Pflichten  wie  dem  Armenärzten 
in  dt»n  neun  Vorstadtbezirken. 

Die  dienstlichen  Bezüge  und  sonstigen  Verhältnisse  der 
nStadtannenärzte"sindiudemHofkammer-Decrete  vom  10.  Julil840 
und  in  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom 
6.  Juli  1848  normirt. 

Der  Jahresgehalt  des  ersten  Stadtarmenarztes  beträgt  525  fl., 
jener  des  zweiten  420  fl.  ö.  \V.;  beide  Bezüge  werden  aus  dem  k.  k. 
-Krankenhausfonde"  bezahlt.  Der  3.  und  4.  Stadtarmenarzt  beziehen 
keinen  Gehalt,  sondern  eineRennmeration  von  jährlich  315  fl.  ö.  W., 
M'elche  zu  zwei  Drittheilen  aus  dem  „Krankeuhausfonde"  und  zu 
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einem  Drittheil  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde**  bezahlt 
wird.**) 

Ursprünglich    waren    diese    beiden   letzteren    Stadtarmen — 
arztessteilen,    sowie  jene  der  „Vorstadtarmenärzte**    unbesoldet. 
Erst  mit  dem  Regierungsdecrete  vom  29.  Mai  1848,  Z.  24.072^ 
wurde    eröffnet,    dass  das  Ministerium    des  Inneren   den  bisher 
unbesoldeten  zwei  Stadtarmenärzten,    sowie    den   übrigen  unbe- 
soldeten   Vorstadtarmenärzten    eine   jährliche    Remuneration 
von    300  fl.    C.-M.  (315   fl.  ö.  W.)    zugewiesen  habe,    wovon 
y,  der  Krankenhausfond  und  */,  der  Versorgungsfond  zu  bestreiten 
haben.  Sämmtliche  „Armenärzte" wurden  dann  förmlich  beeidet. 

Für  jeden  der  vier  Stadtarraenärzte  ist  ein  Quartiergeld   von 
84  fl.  ö.  W.  systemisirt.  '^) 


")  Das  im  Jahre  1784  eröffnete  allgem.  Krankenspital  (das  jetzigre 
k.  k.  allgem.  Krankenhaus)  hatte  in  Folge  der  Einbeziehung  des  ^Dreifal- 
tigkeitsspitales^  und  der  diesem  Spitale  schon  bei  seiner  Gründung  im  Jahre 
1741  einverleibten  reichen  Stiftungen  des  ehemaligen  Leibarztes  Kaiser 
Leopold  L  und  n.-ö.  ständischen  Protomedicus  Dr.  Franz  BiUote  aus  dem 
Jahre  1677  und  des  n.-ö.  Regimentsrathes  J.  U.  Dr.  Joh.  Jos.  Ilofmann 
aus  dem  Jahre  1719  die  Verpflichtung  überkommen,  auch  an  nicht  bett- 
lägerige, aimc  Kranke  ambulante  Ordinationen  zu  ertheilen  und  denselben 
die  Arzneien  unentgeltlich  aus  der  Spitalsapotheke  erfolgen  zu  lassen. 

Aus  diesem  Titel  hat  der  „Krankenhausfond*  da,  wie  bereits  erwähnt, 
m  Jahre  1796  die  Einrichtung  der  unentgeltlichen  Ordination  und  Verab- 
reichung von  Medicamenten  aufgelassen  und  an  deren  Stelle  das  Institut 
der  Armenärzte  creirt  wurde,  noch  heute  zwei  Drittheile  der  für  die 
ambulante  Armenordination  auflaufenden  Kosten  zu  tragen.  (Siehe:  Dr. 
Josef  Hoffmann,  „Das  "Wiener  allgemeine  Krankenhaus",  Wien  1873.) 
lieber  diese  „Beitragsleistung  des  Krankenhausfondes"  siehe  auch  das  auf 
Seite  150  und  169  Angeführte. 

Seit  1.  Juli  1872  ist  sämmtlichen  Vorständen  der  verschiedenen 
Kliniken  und  Abtheilungen  des  allgem.  Krankenhauses,  welche  sich  zur 
Abhaltung  von  Ambulatorien  bereit  erklärt  haben,  neuerdings  das  Recht 
eingeräumt  worden,  dass  die  von  ihnen  ausgehenden  Ordinationen  für  Arme 
„auf  Kosten  des  Armenfondes"   unentgeltlich  dispensirt  werden  dürfen. 

*•)  Derzeit  werden  die  Stellen  des  3."  und  4.  Stadtarmenarztes  einst- 
weilen unbesetzt  gelassen  und  von  den  zwei  Stadtarmen-Wundärzten,  welche 
zugleich  Doctoren  der  Medicin  und  Chirurgie  sind,  versehen.  Seit  dem  1.  Mai 
1875  wurde  auch  die  Stelle  des  2.  Stadtarmenarztes  nicht    mehr    besetzt. 
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C)  2  Stadtarmen  Wundärzte;  die  eine  Stelle  ist  mit 
420  fl.  Gehalt  und  einem  Quartiergelde  von  73  fl.  50  kr.  dotirt ; 
die  zweite  ist  eine  unentgeltliche. 

•   r^  18  Armenärzte  in  den  nenn  (seit  1873  zehn)  Vorstadt- 
bezirken. 

Bis  zum  Jahre  1833  hatten  die  „Polizeibezirks-Aerzte"  auch 
die  „Armenkrankenpflege"  zu  besorgen.  Von  diesem  Zeitpunkte  an 
wurden  denselben  aber,  da  sie  in  Folge  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  den  armenärztlichen  Dienst  nicht  mehr  allein 
versehen  konnten,  dem  Bedürfnisse  entsprechend  „Armenärzte" 
beigegeben. 

Die  Annenärzte  der  Vorstadtbezirke  sind  beeidet,  *0  beziehen 
aber  weder  einen  Gehalt  noch  ein  Quartiergeld,  sondern  nur  eine 
Remuneration  und  haben  daher  auch  keinen  Peusionsanspruch.  **) 

Hinsichtlich  der  Stellung  der  Wiener  Armenärzte  wurde 
mit  a.  h.  Entschliessung  vom  23.  October  1863  Folgendes 
angeordnet: 

1.  Es  sei  in  eine  Systemisirung  der  Annenarztesstellen 
iu  Wien  vorläufig  nicht  einzugehen,  daher  auch  dermalen  den 
Wiener  Armenärzten  ein  Pensionsrecht  nicht  zuzugestehen.  Bei 
Einrückuug  auf  einen  systemisirteu  Posten  des  öiTentlichen 
Sanitätsdienstes  sei  aber  die  in  der  armenärztlichen  Verwendung 
zugebrachte  Zeit  einzurechnen  und  es  dürfen  im  Falle,  als 
Armenärzte  in  dieser  Eigenschaft  dienstunfähig  werden  oder 
mit  Tod  abgehen,  nach  vollstreckter  zehnjähriger  Verwendung 
fiir  sie  oder  ihre  Angehörigen  „Gnadengaben*'  von  Amtswegen 
in  Antrag  gebracht  werden. 

2.  Die  „Jahresremuuerationen"  dieser  Aerzte  sind  in 
drei  Kategorien  zu  bemessen  u.  z. 

a)  bei  einer  mehr  als  zehnjährigeu  Dienstleistung  mit  dem 
Betrage  von  600  fl.  ö.  \V.. 


'^)  I)ie  Armen  Wundärzte  werden  nicht  beeidigt.   (Statth.-Decret 
vom  30.  August  1867,  Z.  27.406.) 

**)  Regierun gsdecn't  vom  18.  Noveml>or  1848,  Z.  "il.GOl. 
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und  Heilung  von  Kranken  bestimmten  Anstalten  bestehen, 
worauf  dann  das  Wirken  und  die  Einrichtung  dieser  Anstalten 
selbst  zu  schildern  sein  'wird. 

In  beiden  Fällen  besteht  die  „Armenkrankenpflege**  in  der 
Ertheilung  der  unentgeltlichen  Ordination  und  in  der 
unentgeltlichen  Verabfolguug  der  erforderlichen  Medi- 
camente, Bäder,  Bandagen  etc.;  in  den  Anstalten  tritt  noch 
die  unentgeltliche  Verpflegung  der  aufgenommenen  armen 
Kranken  hinzu. 

A)  Armenkrankenpflege  ausserhalb  der  Heilanstalten. 

Für  die  unentgeltliche  Behandlung  armer  Kranker  ausser- 
halb der  für  die  Krankenpflege  bestehenden  Anstalten  fungiren, 
wenn  man  von  den  in  verschiedenen  öffentlichen  und  Privat- 
VHumauitätsaustalten  zur  Besorgung  der  „Armenkrankenpflege" 
bestellten  ärztlichen  Orgauen,  von  welchen  bei  Besprechung 
dieser  Anstalten  die  Rede  sein  wird,  absieht,  die  „k.  k.  Polizei- 
bezirks-Aerzte",  „Polizeibezirks-Wundärzte"  und  „Polizeibezirks- 
Hebammen",  ferner  die  „k.  k.  Armenärzte"  und  ,, Special-Armen- 
ärzte" für  besondere  Krankheiten. 

Hiezu  kommen  noch  die  ambulatorischen  Ordinationen 
an  den  Kliniken  der  olTentliclien  und  Privat-Krankenanstalten,  in 
den  Kinders])itälern,  in  der  allii:emeiuen  Poliklinik,  im  Mariahilfer 
Ambulatorium  etc.,  sowie  die  von  deu  Aei*zten  überhaupt 
während  der  täglichen  (>rdiuationsstundeu  dersell>en  an  kranke 
Annen  uneutjreltlich  ertheiltt^n  Ordinationen.  *) 


^)  Schon  «luieh  dio  Venndnune:  KaiM-r  Josi-f  II.  vom  3.  Juli  1782 
wurd«'  normirt:  «Die  iiHMluMnisplic  Facultät  h«%t  die  Aerzte,  Wundärzte-. 
Apotheker  und  Ilebauinien  auf  da.s  Nachdrüekliehste  zu  eimahnen.  zufol^o 
der  höchsten  Gesetze  uud  ihres  Eides,  den  sie  auf  .sich  haben,  den  wahr- 
haft armen  Leuten  in  Krankheitsfallen  nach  Erfordernis.^  beizuspring"en.*- 

Nach  §.  4  der  Instruction  für  Aerzte  (Hofkanzlei-Deeret  vom 
3.  November  1808,  Z.  16.135  und  Ilofdecret  vom  24.  Jänner  183S.  Z.  5891) 
ist  jeder  Arzt  verpflichtet,  wenn  er  von   einem  Kranken   zu    irirend   einer 


Patienten  demselben  die  erforderlichen  Medicamente  zur  nn ent- 
geltlichen Dispensimng  zu  verschreiben. 

b)  Ausserhalb  des  Wiener  Gemeindebezirkes 
1  z.  in  den  zum  „Wiener  Armenbezirke"  gehörigen  Vororten 
bestehen : 

a)  f&r  Fünfhans,  Sechshaus  und  Rudolfsheim  (Pfarre 
Beindori):  2  Armenärzte  und  1  Armenwundarzt;  *°) 

ß)  f&r  Hemals:  1  Armenarzt'*)  und 

7)  fftr  Neulerchenfeld:  1  Armenarzt. ") 

Die  Auslagen  fQr  die  Remunerationen  dieser  Armenärzte  wer- 
im  ganz  aus  dem  ^^allgemeinen  Versorgungsfonde"  bestritten.  *') 

Die  Polizeibezirks-Aerzte  undPolizeibezirks- Wundärzte  un- 
terstehen zunächst  der  Polizeibehörde  und  durch  diese  derStatt- 
Ittlterei;  die  im  Gemeindegebiete  fungirenden  Armenärzte  und 
innenwundärzte  unterstehen  unmittelbar  der  Statthalterei,  jene 
k  den  Armenbezirken  vor  den  Linien  aber  der  Commune  Wien. 

2.  Bestimmungen  über  den  unentgeltlichen  Bezug 

Ton  Medicamenten. 

Zur  Verschreibung  des  unentgeltlichen  Bezuges 
Ton  Arzneien  sind  berechtigt: 

die  beiden  Stadtphjsiker,  die  Polizeibezirks-Aerzte  und 
Polizeibezirks- Wundärzte,  die  polizeiärztlichen  und  polizeiwund- 

■•)  Hofkanzleidecret  vom  4.  November  1833  und  vom  3.  October  1837. 
Die  für  diesen  Pfarrbezirk  creirte  ^Armenwundarztstelle'*'  wurde  mit  Gemeinde- 
nthsbeschluss  vom  25.  October  1878  als  überflüssig  aufgelassen  und  an 
St^  derselben  eine  dritte  provisorische  ^Armenarztstelle*^  für  diesen  Bezirk 
mit  der  üblichen  Remuneration  von  300  fl.,  mit  dem  Yorrückungsrechte 
itteh  fünf  Jahren  in  die  Kategorie  von  500  fl.  und  nach  10  Jahren  in  jene 
TOQ  600  fl.  per  Jahr  systemisirt;  der  ernannte  Arzt  hat  in  dem  Pfarrbezirks- 
tliefle  zwischen  der  Westbahn  und  dem  Schmelzer  Friedhofe  zu  wohnen. 

•*)  Hofkanzleidecret  vom  9.  November  1839. 

••)  Hofkanzleidecret  vom  22.  December  1838. 

••)  Die  Auslagen   ftir   die  „Remunerationen   des   armenärztlichen 

Personales"  betrugen  im  Jahre  1863:  5281  fl.  26  kr.,  1872:  11.875  fl.  81  kr. 

und  im  Jahre  1878:  11.701  fl.  24*5  kr.  Davon  entfielen  auf  den  „allgemeinen 

Fersorgungsfond«    im  Jahre    1863:  2180  fl.  42  kr.,  1872:  5225  fl.  27  kr. 

nnd  1878:  5387  fl.  43*5  kr.  ö.  W. 

H 


162 

ärztlichen  Functionäre,  danu  die  Armenärzte  and  Annenwnnd^ 
ärzte,  die  Armenaugenärzte,  die  Armenohrenärzte  und  die 
Armenzahnärzte. 

Ausserdem  wurde  dieses  Recht  auch  den  Vorständen  d« 
Wiener  Universitätskliniken,  den  Inhabern  der  bereits  erwähnten 
Üjnder-Krankenordinationsinstitute  und  zwar  unter  der  Bedingung 
eingeräumt,  dass  sich  dieselben  in  Allem  nach  den  bestehenden 
Normen  und  Vorschriften  benehmen  und  sich  den  Folgen  dieser 
Bestimmungen  (Bemänglung  beiUeberschreitungen)zu  fügen  haben. 

Mit  dem  Regierungsdecrete  vom  21.  November  1841  ist 
angeordnet  worden,  dass  alle  jene  Apotheker,  welche  einen 
30%gen  Preisnachlass  von  der  Arzneitaxe  zugestehen,  berechtigt 
sein  sollen,  für  Rechnung  des  Krankenhaus-  und  Ver- 
sorgungsfondes  gegen  die  von  den  Armeninstituts-Vor- 
stehern  ausgestellten  Bezugsanweisungen  Arzneien  an  die 
Armen  zu  verabreichen.  Da  sich  alle  Apotheker  Wiens  hien 
bereit  erklärten,  so  ist  seit  dieser  Zeit  dem  in  was  immer  Ar 
einem  Stadttheile  wohnenden  armen  Kranken  die  ärztliche  HiUe 
sowohl,  als  der  erforderliche  Arzneibezug  in  der  Nähe  ihrer 
Wohnungen  ermöglicht. 

Um  aber  eine  angemessene  Schonung  der  beiden  genannten 
Fonde,  welche  die  Kosten  der  unentgeltlichen  Verabreichung  von 
Arzneien  zu  tragen  haben,  zu  erzielen,  wurde  von  Seite  der 
Regierung  eine  Norm  herausgegeben,  durch  deren  Bestimmungen 
das  für  Rechnung  der  bezeichneten  Fonde  verschreibende  und 
dispensirende  Sanitätspersonale  bei  der  Verschreibung,  resp.  Dis- 
pensation der  Arzneien  an  gewisse  Vorschriften  gebunden  vnirde. 

Es  wurde  durch  diese  Ordinationsnorm  bestimmt,  dass 
nur  die  in  der  österreichischen  Pharmacopöe  enthaltenen  Arznei- 
mittel verschrieben  werden  dürfen,  dass  die  Verschreibung 
theuerer  Arzneimittel,  wenn  dieselben  durch  wohlfeile  und  ein- 
heimische Medicaraeate  substituirt  werden  können,  zu  vermeiden 
und  dass  in  Allem  und  Jedem  ohne  Beeinträchtigung  4^8  Heil- 
zweckes die  grösste  Sparsamkeit  und  Einfachheit  zu  beob- 
achten sei. 
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Diese  OrdinationsDorm,  welche  zuerst  im  Jahre  1813  er- 
en  ist,  erhielt  in  den  Jahren  1836  und  1854  verschiedene 
erungen.  Die  letzte  Revision  derselben  erfolgte  mit  Erlass 
inisteriums  des  Innern  vom  21.  März  1870,  Z.  229,  und 
;  Kundmachung  der  n.-ö.  Statthalterei  vom  30.  Juli  1870, 
037  (L.-G.-B1.  1870,  XXXII.  Stück,  Nr.  47)  als  die  noch 
geltende  Ordinationsnorm '*)  eingeführt  worden. 
Die  Controle  über  die  genaue  Beobachtung  der  einzelnen 
imungen  der  Ordinationsnorm  seitens  der  Aerzte  erfolgt 
iie  Revision  der  einzelnen  Verschreibungen,  welche 
jährig  dem  Apothekerconto  anzuschliessen  sind.  Diese 
on,  die  sogenannte  Prüfung  quoad  lineatn  medicam^ 
heils  von  dem  Sanitätsdepartement  der  n.-ö.  Statthalterei 
Iministrationsbehörde  des  y,Krankenhausfondes^,  u.  z.  in 
Fällen,  wo  dieser  Fond  zwei  Drittheile  der  Arzneikosten 
vorgenommen,  theils  wird  dieselbe  und  namentlich  in 
Fällen,  wo  der  „Versorgungsfond"  allein  die  Kosten  der 
arzneien  zu  tragen  hat,  von  dem  Stadtphysikate,  als 
ichlichen  Organe  des  Wiener  Magistrates  (der  Administra- 
ehörde  des  „Versorgungsfondes")  ausgeübt. 
Eine  zweite  Prüfung  —  nämlich  die  der  ökonomischen 
ireibungsweise  und  die  Ueberprüfuug  der  einzelnen  ziffer- 
jen  Contoansätze,  also  die  Prüfung  quoad  taxam^ 
so  wie  in  der  früher  angegebenen  Weise,  theils  von  dem 
3chnungsdepartement  der  Statthalterei,  theils  von  der  Buch- 
g  des  Magistrates  vorgenommen.  Es  sind  zu  diesem  Zwecke 


■*)  Einzelne  Bestimmungen  dieser  Ordinationsnorm  wurden  mit  Erlass 
listeriums  des  Innern  vom  8.  April  1877,  Z.  1249  abgeändert.  (Statth.- 
vom  4.  Mai  1877,  Z.  11.201.)  Es  wurden  nämlich  die  in  der  Ordi- 
norm  vom  21.  März  1870  im  alten  Medicinalgewichte  ausgedrückten 
täten  einzelner  Arzneikörper  im  metrischen  Gewichte  festgesetzt 
ne  ergänzende  Anordnung  bezüglich  der  Normalibrmate  für  Arznei- 
reibungen erlassen. 

Zur  besseren  Beurtheilung  der  Nothwendigkeit  einer  gemachten  Ver- 
eng muss  auf  jedem  Recepte  auch  der  Name  der  Krankheit  (die 
►sc)  und  das  Alter  des  Kranken  angegeben  werden. 

11* 
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einem  Drittheil  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde**  bezahlt 
wird.**) 

Ursj)rünglich  waren  diese  beiden  letzteren  Stadtarmen- 
arztesstellen, sowie  jene  der  „Vorstadtarmenärzte"  unbesoldet. 
Erst  mit  dem  Kegiernnp:sdecrete  vom  29.  Mai  1848,  Z.  24.072, 
wurde  eröffnet,  dass  das  Ministerium  des  Inneren  den  bisher 
unbesoldeten  zwei  Stadtanuenarzten,  sovrie  den  übrigen  unbe- 
soldeten Vorstadtamienär/teu  eine  jährliche  Remuneration 
von  300  fl.  C.-M.  (315  fl.  ö.  \V.)  zugeMnesen  habe,  wovon 
/3  der  Krankenhausfond  und  \\  der  Versorgungsfond  zu  bestreiten 
haben.  Sämmtliche  „Armenärzte" wurden  dann  förmlich  beeidet. 

Ffir  jeden  der  vier  Stadtarnieuärzte  ist  ein  Quartiergeld  von 
84  fl.  ö.  W.  svstemisirt.  '-') 


")  Das  im  .lahrc  1784  «-löftncu-  allg-em.  Krankenspital  (das  jetzicre 
k.  k.  allirtMu.  Krankmiliaiis)  hatte  iu  Folg-e  der  Kinbeziehung  des  ,.Dreifal- 
tigkeits.spitales-  und  der  diesem  Spitale  schon  bei  seiner  Gründung  im  Jahre 
1741  einverleibten  reichen  Stiftiinu-en  des  ehemaligen  Leibarztes  Kaiser 
Leopold  I.  und  n.-ö,  standischen  Protomedicus  Dr.  Franz  Billote  aus  dem 
Jahre  1(177  und  des  n.-ö.  Hegimentsrathes  J.  V.  Dr.  Joh.  Jos.  Hofmann 
aus  dem  Jahre  17 ll*  die  Verpflichtung  überkommen,  auch  an  nicht  bett- 
lägerige, arme  Kranke  ambulante  Ordinationen  zu  ert heilen  und  denselben 
die  Arzneien  unentgeltlieh  au>  der  Spilalsapoiheke  erfolgen  zu  lassen. 

Aus  diesem  Titel  hat  der  „Krankenhau>roud~  da.  wie  bereits  erwähnt, 
m  Jahre  17!m;  die  Liiiriehtung  der  unentgeltlichen  Ordination  und  Verab- 
reichung Von  Medicamenten  aufgelassen  und  an  deren  Stelle  das  Institut 
der  Armenärzte  creirt  wunle.  nt»ch  heute  zwei  Drittheile  der  für  die 
ambulante  Armenordination  auflaufenden  Ko.^ten  zu  tragen.  (Siehe:  Dr. 
Josef  HufVmann.  ^l)a>  AViener  allgemeine  Krankenhaus-.  Wien  1S7)^.) 
Teber  die.^^e  ^Heitrag>lei>tung  de>  Krankenhau>fonde>"  siehe  auch  da>  auf 
Seite   l'iO  und   Du»  Angeführte. 

Seit  1.  Juli  \^li  \>\  sämmtlichen  Vorständen  der  verschiedenen 
Kliniken  und  Abtheilungen  de>  allgeui.  Kiankenhau^e>.  welche  sich  zur 
Abhahung  V(»n  Ambulatorien  b«-reit  erkläit  haben,  m-uerdings  da>  Heoht 
eingeräumt  worden.  da>s  die  von  ihnen  au>gelientlen  Ordinationen  für  Arme 
.,auf  Ko>ten   de>  Arment'onde>"    unentgeltlich  di>pen.sirt  werden  dürfen. 

'*'')  Derzeit  werden  die  Stellen  de.s  ;>.und  4.  Stadtarmenarztes  ein>t- 
weilen  unbesetzt  Lrelassen  und  noii  den  zwei  Stadtarmen-AVundärzteu,  Welche 
zugleich  Doct(»ren  der  Mediein  uml  Chirurgie  >iud.  \er>ehen.  Seit  dem  1.  Mai 
1S7.'»  wurde   auch   die  Stolle  des    •*.  Statltarmeuarzt.'>    nicht    mehr    b. «setzt. 
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C)  2  Stadtarm eu Wundärzte;  die  eine  Stelle  ist  mit 
420  fl.  Gehalt  und  einem  Quartiergelde  von  73  fl.  50  kr.  dotirt; 
die  zweite  ist  eine  unentgeltliche. 

'   Tj)  18  Armenärzte  in  den  neun  (seit  1873  zehn)  Vorstadt- 
bezirken. 

Bis  zum  Jahre  1833  hatten  die  „Polizeibezirks- Aerzte''  auch 
die  „Armenkrankenpflege"  zu  besorgen.  Von  diesem  Zeitpunkte  an 
wurden  denselben  aber,  da  sie  in  Folg<».  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  den  armenärztlichen  Dienst  nicht  mehr  allein 
versehen  konnten,  dem  Bedürfnisse  entsj)rechend  „Armenärzte'' 
beigegeben. 

Die  Annenärzte  der  Vorstadtbezirke  sind  beeidet,  "*)  beziehen 
aber  weder  einen  Gehalt  noch  ein  Qnartiergeld,  sondern  nur  eine 
Remuneration  und  haben  daher  aucli  keinen  Peusionsauspruch.  '*) 

Hinsichtlich  der  Stellung  «ler  Wiener  Armenärzti^  wurde 
mit  a.  h.  Entschliessuug  vom  23.  October  1863  Folgendes 
angeordnet: 

1.  Es  sei  in  eine  Systemisirung  <ler  Anuenarztesstellen 
lu  Wien  vorläufig  nicht  einzugehen,  daher  auch  dermalen  den 
^^^icner  Armenärzten  ein  Pensiousrecht  nicht  zuzugestehen.  Bei 
Einrückuug  auf  einen  systemisirten  Posten  des  öffentlichen 
Sanitätsdienstes  sei  aber  die  in  der  armeuärztlichen  Verwendung 
eingebrachte  Zeit  einzurechnen  und  es  dürfen  im  Falle,  als 
Armenärzte  in  dieser  Eigenschaft  dienstunfähig  werden  oder 
"iit  Tod  abgehen,  nach  volLsti'eckter  zelmjäliriger  Verwendung 
^^T   sie  oder  ihre  Angehörigen  ,,(iuad('i]i::abeir'  von  Amtswegen 

• 

^^    Antrag  gebracht  werden. 

2.  Die  „Jahresreimnieraiiouen**  dieser  Aerzte  sind  in 
^^^i  Kategorien  zu  bemessen  u.  z. 

a)  bei  einer  mehr  als  zehnjilliriiiiMi  Dieusth'isiuug  mit  dem 
Retrage  von  600  11.  ö.  W.. 


^^)  Die  AriTiPii  wuiidärz  1 1^  wt-nlcii  nielii    Ix-uiiliLif.    (Stattli.-I)eerot 
^■"JU  .30.  August   iHtn.  Z.   27.4(10.) 

'*)  Regierungsdeen'T   vom   18.  NovchiImt   Isis.  Z.  'Jl.tKU. 


166 

taie'*;    die    Zahl    derartiger   Verschreibungen    beträgt  jährlich 
circa  2-  3000; 

2.  die  Prufuug  der  Rechnungen  und  dazu  gehörigen  Re- 
ccpte  für  die  ausserhalb  der  Linien  Wiens  befindlichen  Armen, 
so  weit  sich  der  Rayon  des  Wiener  Anneninstitutes  'O  erstreck^ 
sowie  jener  Arzneiconten,  welche  in  den  nicht  zum  Wiener 
Armenbezirke  gehörigen  Vororten  Wiens:  Meidling,  Döbling  etc., 
ferner  in  fremden  auswärtigen  Städten  und  Gemeinden  für  „nach 
Wien  zuständige"  Arme  auflaufen.  Die  Zahl  dieser  Verschrei- 
bungen beträgt  jährlich  circa  20.000; 

3.  die   Controle  über  die  Ordinationen   im  Bürgerspitale. 
Die  Zahl  derselben  beträgt  jährlich  circa  10.000;") 

4.  die  Controle  über  die  Ordinationen  in  den  städtischen  , 
Versorgungsanstalten,  und  zwar  zu  Wien  mit  circa  20.000  Ver- 
schreibungen,   zu   Ybbs   mit   circa  10.000,   zu  St.  Andrä  mit 
circa  1500   und   zu  Klosterneuburg  mit  circa  2000  jährlichen 
Verschreibungen;  **^ 

•^)  Bei  Einführung  der  „Annenarzneitaxe"  wurden  die  Apotheker 
jener  Vororte  (Neulerchenfeld,  Hernals,  Fünfhaus,  Sechshaus  und  Rudolfs- 
heim), in  welchen,  wie  bereits  wiederholt  ermähnt  wurde,  die  Commune 
"Wien  die  Kosten  der  „Armenpflege''  und  speciell  auch  der  „Armen- 
krankenpflege"  ganz  allein  zu  tragen  hat,  aufgefordert,  die  an  die  dor- 
tigen Armen  dispensirten  Arzneien  ebenfalls  nach  der  „Armenarzneitaxe 
zu  berechnen.  Es  erklärten  sich  jedoch  nur  5  Apotheker  hiezu  bereit;  die 
4  übrigen  Hessen  sich  hiezu  nicht  bestimmen,  sondern  berechnen  die  Contetv 
noch  nach  der  jeweilig  giltigen  „Civiltaxe"  mit  SO'/o  Kachlass. 

**)  Die  Arzneien  für  das  Bürgerspital  liefert  die  Apotheke  zu  S* 
Anna  in  Wien  nach  den  Preisen  der  jeweiligen  Civilarzneitaxe  mit  40^> 
Nachlass  unter  besonderen  contractlich  festgesetzten  Bestimmungen,  welcl^ 
noch  weitere  Ermässigungen  in  sich  schliessen. 

••)  Die  Arzneien  für  die  Versorgungsanstalt  zu  Wien  liefert  die  ^ 
Anna- Apotheke  in  Wien  zu  denselben  contractlichen  Bestimmungen  wi 
für  das  Bürgerspital.  Die  Arzneien  für  das  Versorgungshaus  in  Ybl^ 
liefert  die  Apotheke  in  Ybbs  nach  der  „Civiltaxe"  mit  35*/,  Nachlass  un^ 
jene  für  St.  Andrä  die  Apotheke  in  Herzogenburg  nach  der  jeweilige! 
„Civiltaxe'*  mit  25%  Nachlass.  Die  Arzneien  für  das  Versörgungshaus  ii 
Klosterneuburg  liefert  die  Apotheke  in  Klosterneubuig  nach  den  Ansätzei 
der  „Armentaxe". 
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5.  die  Controle  über  die  OebaroDg  mit  den  Arzneimate- 
Tialien  der  Hausapotheke  in  Mauerbach  und  die  jährliche  Vor- 
uhme  einer  Scontrirung  dieser  Materialien. 

Die  Bereitung  der  Arzneien  aus  den  Materialien  und  die 
Yeirechnnng  obliegt  instructionsgemäss  dem  zweiten  Hausarzte 
dieser  Anstalt;  **) 

6.  die  Controle  über  die  Verschreibungen  (jährlich  circa 
600)  für  die  städtische  Feuerwehr;  **) 

7.  die  Controle  über  die  Ordinationen  in  den  städtischen 
%idemiespitälem. 

Die  Zahl  dieser  Verschreibungen  ist  selbstverständlich 
lutch  dem  Umfange  und  der  Intensität  der  Epidemie  eine  sehr 
rer&nderliche;**) 

8.  die  Controle  über  die  Verschreibungen  für  das  städtische 
Polizeigefangenhaus,  jährlich  circa  300; ")  endlich 

9.  die  Controle  über  die  Ordinationen  in  der  Beschäftig 
pmgsanstalt  für  freii^-illige  Arbeiter,  jährlich  circa  400,  **) 

Im  Falle  bei  der  Ueberprüfung  der  ärztlichen  Verschrei- 
bnngen  durch  die  Communalorgane  Anstände  wegen  Nichtbe- 
achtung der  Ordinationsnorm  oder  der  durch  verschiedene  specielle 
Verordnungen  festgestellten  ökonomischen  Verschreib« ngsweise 
erhoben  werden,  wird  von  denselben  die  dadurch  dem  ^Ver- 
sorgungsfonde"  erwachsene  Mehrauslage    berechnet    und    dem 


••)  Die  Materialien  für  die  in  diesem  Versorgungshause  bestehende 
HAos&potheke  liefert  die  Apotheke  zu  St.  Anna  in  Wien  nach  dun  Preisen 
der  jeweiligen  „Civiitaxe"  mit  40Vo  Nachlass. 

•*)  Die  Arzneien  für  dieses  Corps  liefert  die  Apotheke  zum  Engel 
aia  Hof  nach  der  jeweiligen  ^Civiltaxe"  eontractmässig  mit  30%  Nachlass. 
**)  Für  diese  Spitäler  liefert  die  Apotheke  zur  heiligen  Margaretha  im 
V.  Bezirke  die  Arzneien  nach  der  vom  A\lener  Apothekergremium  zuge- 
standenen „Krankenhaustaxe^. 

**)   Die  Arzneien   liefert   die  Apotheke   zum  Bären   am  Lugeck  in 

Wien  nach  den  Preisen  der  jeweiligen  „Civilarzneitaxe"  mit  4o%  Nachlass. 

**)   Für    diese   liefert,    die   Apotheke   zu    St.    Anna    in   Wien    die 

Arzneien    nach    den   Preisen    der  jeweiligen   „CiviUirzneitaxe'*    mit    40®/, 

Nachlass. 
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Magistrate  angezeigt,  um  wegen  Hereinbringong  dieses  Betrages 
durch  Abzug  desselben  von  der  Jahresremnneration  des 
betreffenden  Armenarztes  das  Geeignete  zu  veranlassen.  *')  Tax- 
überschreitungen, mangelhafte  Berechnungen  der  einzelnen  Conto- 
ansätze und  Nachlässe  werden  sofort  von  der  Contosumme  in 
Abzug  gebracht.  ••) 

Bei  jenen  Conten,  deren  Prüfung  der  n.  ö.  Statthalteiei 
obliegt,  werden  nach  erfolgter  Gensur  Conto  und  Recepte  dem 
Magistrate  zugemittelt. 

Die  auf  den  „Krankenhausfond''  entfallenden  2  Drittheile 
der  Medicamentenkosten   werden   den   betreffenden  Apothekern 


'*)  Die  Aerzte  haben  die  aus  nicht  vorschriftsm&ssigen  Ordina^onMi 
erwachsenden  Mehr  au  slagen  nur  dann  zu  ersetzen,  wenn  sie  sieh  hieb« 
nicht  gehörig  rechtfertigen  können.  Zu  diesem  Behufe  ist  es  den  Aerxten 
gestattet,  in  die  fraglichen  Recepte  unter  Aufsicht  der  Behörde  Einsieht 
zu  nehmen,  aus  denselben  sich  Notirungen  oder  Abschriften  zu  machen 
und  hiema^ih  entweder  die  Ueberzeugung  von  der  Ordnungsm&ssigkeit  des 
Mangels  zu  erschöpfen  oder  eine  begründete  Rechtfertigung  ihres  Vor- 
ganges zu  liefern. 

Hiemach  hat  sich  der  Wiener  Magistrat  bei  derlei  Ordinations- 
bemängelungen  zu  benehmen  und  die  allfälligen  Aufklärungen  der  Aerzte 
mit  seinem  eigenen  Gutachten  und  den  hierauf  Bezug  habenden  Verhand- 
lungsacten  zur  weiteren  Prüfung  vorzulegen.  (Regg8.-Decr.  vom  1.  Sep- 
tember 1847,  Z.  46.532.) 

••)  Wenn  ein  Apotheker  die  Vergütung  der  an  Arme  verab- 
reichten Arzneien  aus  Communalrenten  anzusprechen  hat,  so  unterliegt  sein 
diesfälliges  Ansuchen  bei  der  Commune  dem  „Eingabenstempel"  nicht, 
da  der  Magistrat  in  einer  solchen  Angelegenheit  nicht  als  öffentliche  Be- 
hörde oder  öffentliches  Amt  erscheint,  sondern  als  Verwaltung  des  Commu- 
nal-,  also  eines  Privatvermögens. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  in  einem  solchen  Falle  auch  der 
dem  nicht  st^ipelpfliehtigen  Gesuche  beiliegende  Conto  dem  Beilagenstempel 
nicht  unterliegt  und  es  kann  die  Stempelpflicht  nach  §.  83,  Z.  3  des  Stempel- 
und  Taxgesetzes  auch  dann  nicht  eintreten,  wenn  derlei  Apotheker- Rech- 
nungen zum  Behufe  der  Revision  von  der  Commune  einer  öffentlichen 
Behörde  oder  einem  öffentlichen  Amte  vorgelegt  werden.  Dasselbe  gilt  von 
den  als  Beilagon  dienenden  ärztlichen  Ordinationen  (Recepten).  (Regierungs- 
decret  vom  13.  November  1844,  Z.  67.315.) 
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Patienten  demselben  die  erforderlichen  Medicaraente  zur  unent- 
geltlichen Dispensirung  zu  verschreiben. 

b)  Ausserhalb  des  Wiener  Gemeindebezirkes 
u.  z.  in  den  zum  „Wiener  Armenbezirke"  gehörigen  Vororten 
bestehen : 

a)  für  Fünfhaus,  Sechshaus  und  Rudolfsheira  (Pfarre 
Reindort):  2  Armenärzte  und  1  Armenwundarzt;  *") 

ß)  für  Hemals:  1  Armenarzt**)  und 

7)  für  Neulerchenfeld:  1  Armenarzt.  '*) 

DieAuslagen  für  dieRemunerationen  dieser  Armenärzte  wer- 
den ganz  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde"  bestritten.  ") 

Die  Polizeibezirks-Aerzte  undPolizeibezirks- Wundärzte  un- 
terstehen zunächst  der  Polizeibehörde  und  durch  diese  derStatt- 
halterei;  die  im  Gemeindegebiete  fuugirenden  Armenärzte  und 
Armenwundärzte  unterstehen  unmittelbar  der  Statthalterei,  jene 
in  den  Armenbezirken  vor  den  Linien  aber  der  Commune  Wien. 

i.  Bestimmungen  fiber  den  unentgeltlichen  Bezug 

von  Medieamenten. 

Zur  Verschreibung  des  unentgeltlichen  Bezuges 
von  Arzneien  sind  berechtigt: 

die  beiden  Stadtphysiker,  die  Polizeibezirks-Aerzte  und 
Polizeibezirks-Wundärzte,  die  polizeiärztlichen  und  polizeiwund- 

■")  HoiTfanzleidecret  vom  4.  Noveniljer  lbi33  und  vom  3.  October  1837. 
^iefür  diesen  Pfarrbezirk  ereilte ,. Armen wimdaiztstolle''  wurde  mit  Ciemeiiido- 
rathsbeschluss  vom  2ö.  October  1H7S  als  übortlussi!^  aufgelassen  und  au 
Stelle  derselben  eine  dritte  provisorische  „Arnienarztstolle"  für  diesen  Bezirk 
^it  der  üblichen  Remuneration  von  300  tl.,  mit  dem  Vorrückungsrechte 
^^h.  fünf  Jahren  in  die  Kategorie  von  öOO  Ü.  und  nach  10  Jahren  in  jene 
^on  600  fl.  per  Jahr  systemisirt;  der  ernannte  Arzt  hat  in  dem  Pfarrbezirks- 
theile  zMvischen  der  Westbahn  und  dem  Schmelzer  Friedhofe  zu  wohnen. 

•*)  Hofkanzleidecret  vom  9.  November  1839. 

••)  Hofkanzleidecret  vom  iti.  December  1838. 

•■)  Die  Auslagen  für  die  „Remunerationen  des  armen;lrztlichen 
Personales"  betrugen  im  Jahre  1803:  5281  Ü.  iß  kr.,  1872:  11.875  ll.  81  kr. 
und  im  Jahre  1878:  11.701  fl.  2i'ß  kr.  Davon  eutlielen  auf  den  „allgemeinen 
Versorgungsfond^  im  Jahre  1863:  2180  fl.  42  kr.,  1872:  5225  fl.  27  kr. 
und  1878:  5387  fl.  43-5  kr.  ö.  AV. 
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und  die  Medicamente  für  die  Armen  zwei  Drittheile  bei,  so  dass 
auf  den  Versorgungsfond  nur  ein  Drittheil  entfällt,  mit  Ausnahme 
der  Pfarre  Reindorf,  Neulerehenfeld  und  Hemals,  wo  der  Ver- 
sorgungsfond diese  Kosten  allein  zu  tragen  hat**  **) 

Um  eine  Anweisung  zum  unentgeltlichen  Hedicamenteo- 
bezuge  zu  erlangen,  muss  der  Bewerber  durch  ein  ftrztlichef 
Zeugniss  darthun,  dass  er  oder  eines  seiner  Angehörigen  kiank 
seien,  dann  muss  dessen  Dürftigkeit  entweder  ohnehin  no- 
torisch oder  durch  die  von  den  betreffenden  Armeninstitats-  , 
Vorstehern  gepflogene  Nachsicht  oder  sonstige  Erhebungen 
constatirt  sein. 

Sind  diese  beiden  Erfordernisse  nachgewiesen,  so  sind  die 
Armeninstituts-Vorsteher  ermächtigt,  dem  Armen  alsogleich  die 
Anweisung  zum  unentgeltlichen  Medicamentenbezuge  auszu- 
folgen. 

Die  Berechtigung  zu  einem  solchen  Medicamentenbezuge 
erstreckt  sich  auf  alle  Glieder  der  Familie  und  dauert  fort,  so 
lange  sich  die  Verhältnisse  des  Familienhauptes  nicht  günstiger 
gestaltet  haben.  Um  aber  allfalligen  Missbräuchen  vorzubeugen, 
haben  die  Armeninstituts-Vorsteher  bei  jedem  Krankheitsfelle 
dem  Berechtigten  eine  Anweisung  zum  unentgeltlichen 
Medicamentenbezuge  nur  auf  die  Dauer  eines  Monates 
auszufertigen,  welche  daher,  wenn  die  Krankheit  länger  an- 
halten sollte,  immer  auf  die  gleiche  Zeit  zu  verlängern  ist.**) 


")  §.  27  der  Instruction  (§.  S7  der  neuen  Vorschrift). 

»»)  §.  28  der  Instruction  (§.  60  der  neuen  Vorschrift).  Dieser  letzter^ 
Paragiaph  lautet  folgendermassen :  ,^Um  eine  Anweisung  zum  Medicamenten^ 
bezuge  zu  erlangen,  muss  der  Bewerber  ein  vom  Armenarzte  aus^ 
gestelltes  Zeugniss  über  seine  oder  die  Erkrankung  eines  seiner  Familien^ 
glieder  dem  Armen rathe  vorweisen  und  es  muss  die  Dürftigkeit  des 
Bewerbers  consta-tirt  sein.^ 

„Ist  diesen  beiden  Erfordernissen  entsprochen,  so  ist  im  Falle,  als  der 
Bewerber  in  einer  der  zum  Wiener  Armenbeziriie  gehörigen  Gemeinden 
„hoimatberechtiget"  ist,  der  betreffende  Armenrath  allein,  bei  jenen  aber, 
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Alle  IndiTidaen,  welche  im  Genüsse  einer  zeitlichen  oder 
blühenden  PfrtLnde  stehen;  ferner  die  Kinder,  die  für  Rechnung 
des  allgemeinen  Versorgungsfondes  bei  Privaten  in  der  Pflege 
nnd,  erhalten  das  Recht  zum  unentgeltlichen  Medicamenten- 
belüge  mit  der  Pfrönde,  mit  der  Kostgeldanweisung,  auf  die 
Diner  der  Pfründe,  des  Kostgeldes;  es  ist  ihnen  daher  im  Er- 
knukungsfalle  ohne  weiters  die  Anweisung  zum  unentgeltlichen 
Medicamentenbeznge,  u.  zw.  gleichfalls  jederzeit  auf  die  Dauer 
eines  Monates  zu  erfolgen.  *^)  — 

Nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  erhielten  während 
der  Zeit  von  1863—1872  jährlich  30.710  arme  Personen  die 
»tetliche  Ordination'^  und  die  erforderlichen  „Medicamente^  un- 
entgeltlich. 

Die  Gesammtkosten  für  die  unentgeltliche  Verabreichung 
Ton  Medicamenten  beliefen  sich  während  des  bezeichneten  Zeit- 
raomes  jährlich  durchschnittlich  auf  24.766  fl.  75  kr.,  wovon 
10.317  fl.  17  kr.,  also  circa  42y^  (41',%)  auf  den  „allge- 
meinen Versorgungsfond"  entfielen.  Nahezu  30Vo  (SS'^V«)  von 
dem  den  allgemeinen  Versorgungsfond  betreffenden  Antheile  an 
dieser  Ausgabssumme  entfallen  auf  die  vorortlichen  Pfarr- Armen- 
institute: Neulerchenfeld,  Hernais  und  Reindorf.  , 

In  den  einzelnen  Jahren  des  Deceuniums  1863 — 1872 
wurden  für  die  unentgeltliche  Verabreichung  vonMedi- 
eamenten  verausgabt,  u.  z. 


Welche  daselbst  „nicht  heimat berechtiget"  sind,  die  Armeninstituts-Vor- 
siehimg  ermächtigt,   dem  ^Arinen   alsogleich  die    Anweisung  auszufolgen." 

„Die  Berechtigung  zum  Medicamcntenbozuge  erstreckt  sich  auf  alle 
erkrankten  Glieder  der  Familie." 

„Um  aber  Missbräuchen  vorzubeugen,  haben  die  Armenräthe  eine 
Anweisung  zum  Medicamentenbezuge  nur  auf  die  Dauer  eines  Monates  aus- 
^fertigen,  welche  im  Bedarfsfalle  und  wenn  sich  die  Verhältnisse  der 
Familie  nicht  günstiger  gestaltet  haben,  wieder  auf  einen  Monat  verlängert 
rerden  kann,  wobei  jedoch  vor  Ausfertigung  der  Verlängerung  von  der 
Fortdauer  der  Krankheit  sich  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen  ist." 

*•*)  §.  29  der  Instruction  (§.  58  der  neuen  Vorsclirift). 
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•»%  4A  I.-  — #  Von  d«i  auf  das  WieB«r 

pavon  entflelw  >nf  GemelndegeWet  entfkUenden      Aoftei 

Im  im  ^j^  ^.,^„g^        die  vorort-  Kogten  sahlte  der 

Jaiire               Ganzen            Oemelndege-      H^™"  ?i!7"  Kranlten-  allgem.   Ver-  ^^1, 

biet              ArmMÜnsti-  ^^onä  y,  aorgungafond  ^S? 

*"^  mit  V,  mit 

iL       kr.            fl.        kr.          fl.       kr.  fl.       kr.  iL       kr.            fl. 

1863 27.044  53  25.014  64.^  2.026  88.^  46.676  43  8.338  24.  |  4«Jfl 

4864 24.947  08  22.949  64  4.967  47  45.299  74  7.649  87            9.647 

4865 25.424  64.5  24.889  23  3.532  44. ^  44.59182  7.296  44  40.821 

4866 27.985  48.5  23.753  86.5  4.234  32  45.835  94  7.947  95.5  414« 

4867 24.422  37.5  20.528  34  3.594  06.5  43.685  54  6.842  77  41.436 

4868 24.374  25.5  24.628  32  1742  93.5  44.448  88  7.209  44           9.952 

4869 27.446  56  23.482  65  3.633  94  45.655  40  7.827  55  44.4(4  W 

4870..:...  26.000  54.5  21207  75.5  3.792  76  44.805  47  7.402  58.5  44.495 

4874 27.034  05.5  24.303  28.5  1730  77  46.202  49  8.404  09.5  41.834 

4872 43.657  30.5  40.985  915  1674  38  7.323  95  3.664  97.5        13» 

Di^h£tte  24.766  75         24.674  35         3.092  39  44.449  57       7.224  78  41.347  0 

Die  auffalleDd  niedere  Ziffer  der  Ausgabssomme  im 
Jahre  1872  für  die  im  „Wiener  Gemeindegebiete**  unentgeltBch 
verabreichten  Medicamente  erklärt  sich  dadurch,  dass,  wie  bereits 
erwähnt,  in  diesem  Jahre  die  sogenannte  „Armenarzneitaxe"  für 
jene  Arzneien  eingeführt  wurde,  welche  für  Arme  der  Armen- 
institute innerhalb  der  Linien  Wiens  verschrieben  wurden. 
Auch  dürfte  der  aus  Anlass  der  Weltausstellung  gebotene  höhere 
Verdienst  der  Arbeiterbevölkerung,  in  Folge  dessen  die  Armen- 
pflege  in  diesem  Jahre  überhaupt  etwas  weniger  in  Anspruch 
genommen  wurde,  zu  dem  Zurückgehen  der  besprochenen  Auö' 
gabeziffer  des  Jahres  1872  beigetragen  haben. 

Aus  Humanitätsrücksichten  kann  bei  Nachweis  der  Ejrank^ 
heit   und  Armuth  in    besonders   rücksichtswürdigen  Fällen  def 
unentgeltliche  Medicamentenbezug  auch  solchen  Personen  gestatte^ 
werden,  welche  in  dem  Wiener  Armenbezirke  nicht  znstän-- 
dig  sind. 

Bei  den  hierüber  in  den  Hauptberichten  zu  erstattenden 
Anzeigen  an  den  Magistrat  sind  aber,  wenn  der  unentgeltliche 
Medicamentenbezug  über  einen  Monat  dauern  würde,  oder  wenn 
voraussichtlich  die  Medicamentcnkosten  einen  Gulden  übersteigen 
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2.  Durch  die  Statthalterei  wird  ferner  noch  die  Revision 
der  Rechnungen  des  Pächters  der  Apotheken  in  den  drei  öffent- 
lichen „Krankenhäusern"  (allgemeines  Krankenhans,  Krankenhaus 
Wieden  und  Krankenanstalt  Rudolfstiftung)  gepflogen. 

Zur  Lieferung  dieser  Arzneien,  für  welche  die  Kosten  zur 
Gänze  aus  dem  „Krankenhausfonde"  bestritten  werden,  hat  sich 
das  Wiener  Apotheker-Hauptgremium  als  Consortium  constituirt. 

Dem  Magistrate,  respective  dem  StaÄtphysikate  und  der 
städtischen  Buchhaltung  fallen  zu: 

1.  die  Prüfung  der  Rechnungen  und  der  dazu  gehörigen 
Recepte  für  die  innerhalb  der  Liuien  Wiens  au  solche  Arme 
verschriebene  Arzneien,  welche  nicht  nach  Wien  „zustäudig*'  siud. 

Die  Kosten  für  diese  Arzueien  bestreitet  im  Sinne  des 
§.  28  des  Heimatgesetzes  vom  Jahre  1863  die  Commune  Wien 
gegen  seinerzeitigen  Rückersatz  von  den  betreffenden  Heimat- 
gemeinden.  Für  die  Berechnung  dieser  Conten  gilt  die  „Arznei- 


Zustimmung  des  "Wiener  Gemeinderathes  mit  Statthalt erci-Erlass  vom  lö.  Mai 
^877,  Z.  11.648  der  von  dieser  Commission  auf  der  Basis  der  allüremeinen 
österreichischen    Arzneitax  e     ausgearbeiteten     „  A  r  m  e  n  a  r  z  n  e  i  t  a  x  e  " 
^ie  Genehmigung   ertheilt    und    ange«ndnet   worden,    dass    alle    seit 
^•Jänner  1877  an  AViener  Arme  abgegebene  Arzneiversehreibungen,  deren 
hosten  gemeinschaftlich   aus  dem  Fondc   der  k.  k.  Krankenanstalten 
^nd  dem  Wiener  allgem.  Versorgungsfond«»  bestritten  werden,   nach   dieser 
^euen  Arzneitaxe  zu  taxiren  sind.  Zugleich  wurde  bestinuiit,  dass  aUjähr- 
■«' ich  eine  Revision  dieser  Taxe  nach  Massgabc  der  vom  ^lini^^tcniim  des 
Innern  bezüglich  der  allgemeinen  Arzneitaxe  alljährlich  A'>tzusetzeudcn  Ab- 
änderungen voi*genonimen  werde.    Für  die  Vorlage  die.sor  Revision,  welche 
Aron  den  Organen  des  3Iagistrates  einerseits  und  des  Apotheker-rJremiunis 
andererseits  vorzunehmen  ist,  wurde  als  Teriuin  si^ätt'stens  der  l'i.  Februar 
\)estimmt.  (Statth.-Erlass  vom  ID.  Jänner  187i),  Z.  211)2.)  Am  Schlüsse  der 
"^ahre  1877  und  1878   siud  solche  Revi.sioncn  vorgenomiiu'U    und   die   rcvi- 
^hrte   Taxe   pro  1878,   resp.   187i)  dureli    den   l)ru<dv    vcrötlV-ntlicht    worden. 
Bezüglich  der  aus  dem  ..Wiener  allgem.  Ver.sorgungstonde"   allein 
3U  bestreitenden  Medicamentenlieferungen  für  Wiener  Arme,  welehe  ausser- 
halb des  Stadtgebietes  w<din«'n,  sowie  be/.iiglieh  der  Medieauientenliefeiungeu 
lur  die  Anstalten  der  Commune  AVieii  wurde  es  dov  Gemeinde  AVien  anbeini- 
gestellt,    besondere   Uebereinkouiuu'n    mit   den   beznglielien   Apothekern   zu 
treffen.  (Statih.-Erlass  vom  lö.  Mai   1877,  Z.   ll.iiiS.) 
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Während  der  Zeit  von  1867—1872  waren  im  Ganze» 
1759  fl.  47  kr.  als  Ersatz  angesprochen  worden,  wovon 
1155  fl.  64  kr.  ö.  W.  rückvergütet  wurden. 

3.  Bestimmnngen  Aber  den  nnentgeltUchen  Bezug  voa 

Bandagen. 

Hinsichtlich  der  anentgeltlichen  Betheilnng  der  Armen 
mit  Bandagen,  Bruchbändern  u.  dgl.  ist  aus  der  „InstnictioD 
Kur  die  Armeninstitute'^  Folgendes  zu  entnehmen: 

Für  die  am  häufigsten  vorkommenden  Bandagearbeiten  ist 
mit  einem  hiesigen  „Bandagisten^  ein  Uebereinkommen  abge- 
schlossen worden,  nach  welchem  demselben  far  diese  Gegen- 
stände fixirte  Preise  bezahlt  werden,  daher  die  Armen  nur  an 
diesen  Bandagisten  gewiesen  werden  dürfen.  **) 

**)  §.  32  der  Instruction  (§.  62  der  neuen  Vorschrift). 

Nachfolgende    „Bandagearbeiten    und   sonstige   Gegenst&nde*'  flisd 
contractmässig  sichergesteUt :  Ein  einfaches,  resp.  doppeltes  Bruchbud, 
ein  einfaches,  rcsp.  doppeltes  Federbruchband  mit  beweglichen  Pelotten,  eine 
T-Binde  von  jeder  Grösse,  ein  gestieltes  Mutterkr&nzchen  Ton  Birnbaumholz, 
ein  Nabelbruchband  mit  4  Gurten  (Köpfen),  ein  leinener  Schnürstrumpf,  ein 
einfaches,  resp.  doppeltes  Federbruchband  mit  festgestellter  Pelotte,  Sus- 
pensorien Nr.  i,  Ä  und  3,  Suspensoriumträger,  Krücken,   eine  elastiscbe 
Bougio  oder  Katheter,  Darmsaiten  von  verschiedener  Dicke,  ein  Achsel- 
träger,  ein  Ilarnrecipicnt  aus  Metall,  ein  elastisches  Mutterkränzchen  aus 
Kautschuk  (auch  gestielt  oder  mit  T-Binde),  ein  grünseidener  AugenschinHi 
eine  elastische  Leibbinde  mit  Riemen,  ein  Zwang^sches  Pessarium,  Gutta' 
perchapapier  und  eine  Mutterspritze. 

Ausser  den  vorangeführten  Gegenständen  waren  nach  §.  32  der 
Instruction  noch  contractmässig  sichergestellt,  erscheinen  jedoch  in  §.  62 
der  neuen  Vorschrift  nicht  mehr  als  solche  angeführt:  Ein  ungestielte^ 
Muttorkränzchen  von  Wachs,  von  jeder  Form  und  Grösse,  ein  Suspensorium, 
ohne  Schenkelriemcn,  Wollenfatschon  20,  resp.  29  Linien  breit  per  Elle, 
ein  künstlicher  Fuiss  oder  Stelzen  für  Oberschenkel,  eine  Aderlassfatsche 
4%  Ellen  mit  2  Bändchen,  eine  Bandage  von  Elfenbein  zum  Urinhalten, 
ein  grosser  Tragbeutel  mit  Achselbinde,  ein  Stelzfuss  mit  amputirtem  Unter- 
schenkel. 

Dagegen  erscheinen  n«ach  der  neuen  Vorschrift  noch  contractmässig 
sichergestellt:  Eine  leinene,  resp.  flanellene  Rollbinde  von  4%,  resp.  6*/,  Cm. 
Breite  per  Meter  und  Charpie  per  Dekagramm, 
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•  Meldet  sich  Jemand  um  eine  ^unentgeltliche  Bandage- 
3eit*^,  so  ist  derselbe  nach  vorausgegangneer  Abhörung,  oder 
mn  er  bereits  abgehört  w&re,  nach  Erhebung  der  Abhörzahl 
L  dem  k.  k.  Polizeibezirks-  oder  Armenarzte  mit  der  „An- 
eisung  fflr  Bandagearbeiten^  zu  schicken,  damit  er  untersucht 
nd  die  Bandagearbeit,  welche  er  benöthigt,  mit  Angabe  der 
'arifpost  von  dem  Arzte  bezeichnet  werde.  Wird  die  Noth- 
rendigkeit  einer  solchen  Arbeit  bestätigt,  so  ist  der  Bedürftige 
idt  der  Anweisung  an  den  betreffenden  Bandagisten  zur  Ueber- 
[ommung  des  yerschriebenen  Gegenstandes  zu  weisen  und  es  hat 
liese  Anweisung  nach  vorläufiger  Bestätigung  des  empfangenen 
Gegenstandes  yon  Seite  des  Armen  als  Rechnungsbeleg  in  den 
Bänden  des  Bandagisten  zu  verbleiben. 

Der  gleiche  Vorgang  hat  auch  behufs  Reparaturen  von 
schadhaft  gewordenen  Bandagen  stattzufinden,  insofeme  die 
Kosten  für  eine  solche  Reparatur,  welche  vorher  mittelst  Ueber- 
Bchlages  des  Bandagisten  festzustellen  sind,  den  Betrag  von 
5  fl.  nicht  übersteigen. 

Die  Armeninstituts-Yorsteher  haben  dann  im  nächsten 
Haaptberichte  den  Namen  des  Armen  unter  Anschluss  des 
Abhörbogens  oder  Anführung  der  Abhörzahl  aufzunehmen  und 
in  der  Rubrik  „Gutachten**  blos  zu  bemerken:  „wurde  mit 
einer  Anweisung  für  eine  tarifinässige  Bandagearbeit  betheilt.^ 

Benöthigt  der  Arme  laut  ärztlicher  Bestätigung  einen 
Gegenstand,  der  unter  den  in  der  Anmerkung  43  auf  Seite  174 
verzeichneten  Gegenständen  nicht  vorkommt,  oder  benöthigt 
BF  die  Reparatur  einer  Bandagearbeit  im  Kostenbetrage  von 
Da  ehr  als  5  fl.,  so  muss  um  die  Bewilligung  zur  Beischaffung 
uigesucht  und  dem  Einschreiten  nebst  dem  ärztlichen  Gutachten 
uich  ein  von  dem  in  der  Anweisung  bezeichneten  Bandagisten 
iusgestellter  „Kostenüberschlag"  beigeschlossen  werden. 

Sollte  der  Arme  den  erhaltenen  Gegenstand  seinen  Be- 
lürfnissen  nicht  entsprechend  finden,  und  seine  Vorstellung 
lagegen  bei  dem  Bandagisten  erfolglos  geblieben  sein,  so  ist 
erselbe  an  den  betreffenden  Arzt,  welchem  allein  die  Beur- 
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theilnng  über  die  Zweckmässigkeit  zusteht,  zn  weisen  und  der 
Bandagist  ist  verpflichtet,  die  beanständete  Bandagcarbeit  gegea 
eine  andere  entsprechende  umzutauschen. 

Wegen  alliälliger  Anweisung  von  Bandagearbeiten  an 
Personen,  die  in  dem  Wiener  Armenbezirke  ,,nicht  zuständig* 
sind,  gilt  dasselbe,  was  hinsichtlich  des  „unentgeltlichen  Hedi-' 
camentenbezuges"  derselben  früher  erwähnt  wurde.**) 

Während  des  Decenniums  1863 — 1872  erhielten  im  Durch- 
schnitte jährlich  400 — 500  arme  Personen  Bandagen  auf  Eostea 
des  „allgemeinen  Versorgungsfondes^^  Die  Auslagen  hief&r  be* 
trugen: 


im  Jahre  1863.  .675  fl.  76  kr. 

1864.. 744  „    64 

1865  .810  „    84 

1866.. 914  „    19 

1867.  869  „    46 


n 


99 


99 


W 


» 


w 


w 


w 


w 


w 


» 


w 


im  Jahre  1868 . .  906  fl.  20  kr. 

1869.. 884  „  76, 

1870.. 826  „  84, 

1871.. 823  „  08, 

1872.. 769  „  47, 


ff 


» 


99 


» 


» 


» 


» 


und  daher  im  Durchschnitte  jährlich 821  fl.  52  b* 


4t.  Badeanwelsnngen  ffir  Arme. 

Wegen  üeberlassung  „warmer  Donau-  und  anderer  B&- 
der'^  ^')  wird  alljährlich  mit  den  Badhausinhabem  in  und  nächst 
Wien  ein  Uebereinkommen  abgeschlossen,   damit  diese  an  die 


^)  §.  33  der  Instruction.  (§.  63  der  neuen  Vorschrift  Nach  den 
Bestimmungen  dieses  Paragraphes  ist  der  Arme,  welcher  um  eine  Bandage- 
arbeit  ersucht,  mit  einem  Anweisungs-Blankette  für  Bandagearbeiten  zu  dem 
k.  k.  Polizeibezirks-  oder  Armenarzte  zu  schicken,  damit  er  ?on  diesem  unter- 
sucht und  die  Bandagearbeit,  welche  der  Arme  benöthigt,  mit  Angabe  der 
Tarifpost  in  der  Anweisung  bezeichnet  werde.  Mit  dieser  ärztlicherseits 
ausgefüllten  Anweisung  hat  sich  der  Bittsteller  zu  dem  Armenrathe  za 
begeben,  welcher,  im  Falle  die  für  nöthig  erkannte  Bandage  in  dem  Ver- 
zeichnisse der  contractmässig  sichergestellten  Bandagearbeiten  aufgeführt 
ist,  die  in  der  Anweisung  enthaltene  Bewilligungsclausel  zu  unter- 
fertigen hat,  welche  vom  Vorsteher  zu  bestätigen  ist.) 

**)  Schon  durch  die  Regierungs- Verordnung  vom  88.  Juni  i815  war 
angeordnet  worden,  dass  den  Armen  in  Wien  nach  den  für  die  Armen- 
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Annen  ,3&der**  nm  ermftssigte  Preise  gegen  Beibringung  von 
Anweisnngen  verabfolgen  lassen. 

Diese  Anweisungen,  die  auf  die  Namen  der  betheilten 
Parteien  auszustellen  sind,  hat  jeder  der  betreffenden  Badhaus- 
Inhaber  zu  sammeln  und  mit  Ende  der  Badezeit  dem  Magistrate 
Toizulegen,  womach  der  entfallende  Betrag  aus  dem  „allgem. 
Yersorgungsfonde^^  ausbezahlt  wird/*) 

„Badeanweisungen^^  dürfen  nur  an  jene  Personen  erfolgt 
Verden,  welchen  die  B&der  von  den  k.  k.  Polizeibezirks-  oder 
Annenärzten  als  Heilmittel  verordnet  wurden.  Es  muss  daher 
ein  ärztliches  Parere  beigebracht  werden,  in  welchem  anzugeben 

ist,  welche  und  wie  viele  Bäder  der  Arme  benöthigt. 

I 

Die  Ausgabe  der  „Badeanweisungen^'  erfolgt  in  der  Kegel 
durch  die  Armeninstituts-yorsteher  und  im  Armendepartement 
des  Magistrates.  Zu  diesem  Zwecke  werden  den  Armeninstituts- 
Vorstehem  mit  Beginn  der  Badezeit  eine  entsprechende  Anzahl  vun 
Badeanweisungen  zugemittelt  und  es  sind  dieselben  ermächtigt, 
bis  zehn  Badeanweisungen  an  einzelne  Individuen  abzugeben.  Für 
einen  grösseren  Bedarf  muss  aber  unter  Vorlage  des  ärztlichen 
Paro^  vorläufig  die  Bewilligung  des  Magistrates  eingeholt 
werden. 

Mit  Ende  der  Badesaison  haben  die  „Armen instituts- Vor- 
steher** dem  Magistrate  ein  Namensverzeichniss  jener  Parteien  zu 
überreichen,  an  welche  sie  „Badeanweisungen"  abgegeben  haben. 
In  demselben  ist  anzugeben,  wie  viele  Anweisungen  jeder 
Partei  gegeben  wurden  und  es  sind  die  ärztlichen  Parere  beizu- 
schliessen,  auf  deren  Grundlage  die  Badeanweisungen  erfolgt 
worden  sind. 

Sind  die  den  Armeninstituts- Vorstehern  zugekommenen  „Bade- 


}rdinatioii  veifügten  Vorschriften  auch  „warme  Donaubäder"  unentgeltlich 
erabreicht  werden.  (Zaleisky,  Handbuch  der  Gesetze  und  Verordnungen, 
reiche  für  die  Polizeiverwaltung  im  österreichischen  Kaiserstaato  von 
740 — 1852  erschienen  sind.  Wien  1853.) 

••)  §.  34  der  Instruction.  (§.  64  der  neuen  Vorschrift.) 
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anweisungen^'  bereits  vergriffen,  und  melden  sich  noch  Badebedür^ 
tige,  oder  sollen  Arme  nach  dem  ärztlichen  Parere  solche  B&der  ge 
brauchen,  für  welche  den  Armeninstituts- Vorstehern  keine  AnweS 
snngen  zugekommen  sind,  so  haben  dieselben  hiertlber  dem  MagL 
strate  die  Anzeige  zu  erstatten,  worauf  das  Erforderliche  ver- 
fügt wird. 

In  sehr  rücksichtswürdigen  und  besonders  dringenden  Fällen 
können  Badeanweisungen  auch  an  nicht  in  den  Wiener  Armen- 
bezirk  gehörige,  aber  in  demselben  wohnhafte  Individuen  verab- 
folgt werden. 

Die  „Badeanweisungen''  sind  nur  für  das  Jahr  giltig,  in 
welchem  sie  ausgefertigt  wurden.*'') 

Während  des  Decenniums  1863  —  1872  wurden  betheilt 
und  zwar: 


a  Jahre 

Personen 

mit  Badean- 
weisungen    in 
d.  Anzahl  von 

Die  Kosten  hiefür 
betrugen: 

Durchschnittlich 

kam  ein  solches 

Armenbad  zQ 

stehen  auf: 

1863 

3.091 

18.238 

2.615  fl.  60    kr. 

14..*  kr. 

1864 

4.031 

23.785 

3.549  „  25    ,, 

14.»t      r 

1865 

3.334 

19.674 

3.114  „  52..  „ 

16.S4      r 

1866 

2.378 

14.032 

2.772  „44    „ 

19.7.      ., 

1867 

3.456 

20.392 

O.aOO    „  0«7.i   V 

16.1.      r 

1868 

3.017 

17.850 

3.167  „  66.1  V 

17.71       .• 

1869 

2.289 

13.516 

2.139  „  28     „ 

15.BS        .* 

1870 

3.325 

19.619 

a.GÖL  9,    t/O       $. 

14.**    ., 

1871 

1.756 

10.359 

1.543  ,,  49    „ 

14.90        .; 

1872 

4.173 

24.625 

4.597  „  98     „ 

18..T         9* 

dahcrdorchschn.   3.085         18.209       2.962  fl.  06    kr.         16.,.  kr. 

Für  den  Gebrauch  der  Heilbäder  in  Baden  und  in  Hai 
bestehen  „besondere  Bestimmungen",  deren  Anführung  mit  de 
nachfolgenden   Mittheilungen    über  jene   wohlthätigen   Anstaltc 


")  §.  35  der  Instruction.  (§.  6.5  der  neuen  Vorschrift.) 
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fotbunden  werden   wird,    in   denen   die   Gemeinde  Wien   arme 
Fereonen,  welehe  dieser  besonderen,  heilkräftigen  Bäder  bedürfen, 
mterzobringen  berechtigt  oder  in  der  Lage  ist. 
Diese  Anstalten**)  sind: 

1.  das  k.  k.  Wohlthätigkeitshaus  in  Baden, 

2.  die  Hermann  Todesko'sche  Stiftung  in  Baden, 

3.  das  Spital  für  scrophulose  Kinder  in  Baden,  und 

4.  der   Kaiserin   Elisabeth  -  Kinderhospital  verein    und   das 
Annenbadspital  zu  Hall  in  Oberösterreich. 

i)  Oeffentliche   Anstalten    für    badebedürftige    Arme. 

Das  k.  k.  Wohlthitigkeftthans  in  Baden. 

Diese  Anstalt  wurde  unter  Kaiser  Franz  I.  gegründet,  um 
die  Heilkräfte  der  Badner  Schwefelquellen  auch  solchen  Personen 
wgänglich  zu  machen,  welche  in  Folge  ihrer  Armuth  die  Kosten 
dieser  Badecur  nicht  zu  bestreiten  im  Stande  sind. 

In  dem  Stiftbriefe  vom  2.  Juni  1808  bestimmte  der  Monarch 
den  in  Baden  gelegenen  ehemaligen  Mariazeller  Dominicalhoi 
8Ämmt  3300  D*  (1*19  Ha.)  Wiesengrund  zu  einem  Wohlthätig- 
keitshause  mit  der  Widmung,  in  dasselbe  arme,  kranke,  bade- 
bedürftige Personen  aufzunehmen,  welche  daselbst  ausser  dem 
unentgeltlichen  Genüsse  des  Bades  auch  die  ärztliche  Pflege 
und  ausserdem  fiir  die  Dauer  der  Badecur  Kost  und  Wohnung 
erhalten  sollen. 


*•)  Obgleich  das  Whken  dieser  vier  Stiftungsanstalten  dem  Wesen 
nach  bereits  in  den  Wirkungskreis  der  „Annenkrankenpflege   innerhalb 
der  Heilanstalten^   iäUt,   erschien   es   dennoch   angezeigt,  die  Einrichtung 
dieser  Anstalten    und   die  Beziehungen    der  Armenpflege  Wiens   zu   den- 
wflben  schon  hier  zu  besprechen,  einerseits   um   die  für   die  unentgelt- 
liche Verabfolgung  von  Bädern  bestehenden  Bestimmungen  einheitlich 
darstellen  zu  können    und   andererseits,   weil   die   bezeichneten   Anstalten 
simmtlich  ausserhalb  des  Wiener  Gemeindegebietes  gelegen  sind,  wah- 
rend die  bei  Darstellung   des  Wirkens  der    „Arnienkrankenpflege   inner- 
halb  der    Heilanstalten^    zu    besprechenden    Krankenhäuser   im   engeren 
Sinne   des   Wortes   im   Wiener    Armenbezirke   selbst    oder   doch   in   der 
nächsten  Nähe  der  Grenze  desselben  sich  befinden. 

12* 
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Die  Anstalt  erhielt  zu  ihrer  Gründung  ursprünglich  eil 
Capital  von  20.000  fl.  in  5  V«  igen  Staatspapieren  zugewieseiL 
Zu  den  Interessen  dieses  Stiftungscapitals  kamen  aber  spftterlim 
noch  verschiedene  Zuflüsse  durch  Sammlungen  bei  den  Bade- 
gästen, dann  durch  Theatervorstellungen,  Bälle  und  Coneertiv 
die  zu  Gunsten  der  Anstalt  untemonunen  wurden,  durch  Legate 

und  Geschenke  und  endlich  durch  die  von  zahlenden  Partridi  i 

I 

erlegten  Verpflegskosten,  deren  Höhe  alle  Jahre  vor  An&ng  dflf 
Badecur  ausgemittelt  und  mit  Bewilligung  der  Landesstella 
bestimmt  wird. 

Die  erste  Einrichtung  der  Anstalt,  sowie  die  späterea  I 
Nachschafiungen  bis  zum  Jahre  1814  wurden  aus  den  eben  ' 
genannten  Zuflüssen  bestritten.  Da  jedoch  die  Zahl  von  Bade- 
bedürftigen fortwährend  stieg  und  daher  eine  Vergrösserung 
der  Anstalt  nöthig  erschien,  welche  aus  den  eigenen  beschränkten 
Mitteln  derselben  nicht  bewerkstelligt  werden  konnte,  so  musste 
sich  die  ehemals  bestandene  Wohlthätigkeits-Hofcommission  und 
die  Landesstelle,  welchen  beiden  Behörden  die  Oberleitung  der 
Wohlthätigkeitsanstalt  in  Baden  zugewiesen  war,  bewogen  finden, 
mehrere  Herstellungen  aus  dem  sogenannten  „WohlthätigkeitS' 
disponiblen  Fonde"  zu  bewilligen. 

Als  dann  später,  nämlich  im  Jahre  1825,  die  dringende 
Nothwendigkeit  sich  herausstellte,  einen  Um-  und  Zubau  der 
Anstalt  vorzunehmen,  und  die  Localitäten  mit  den  nöthigen 
Einrichtungsstücken  zu  versehen,  wurde  von  der  Landesstelle 
angeordnet,  dass  das  gesammte  Erfordemiss  zur  Regulirung  der 
Anstalt  wieder  aus  einem  fremden  Fonde  u.  zw.  aus  dem 
„gemeinnützigen  Anstaltenfonde**  bestritten  werden  solle.  Auf 
Grund  dieser  Verordnung  sind  vom  Mai  1825  bis  Jänner  1832 
zu  verschiedenen  Anstaltszwecken  aus  dem  eben  genannten 
Fonde  44.699  fl.  39*/^  kr.  C.-M.  verwendet  worden. 

Die  Kosten,  welche  in  den  nächstfolgenden  Jahren  1832 
bis  inclusive  1843  für  Nachschaffung  von  Bettfoumituren, 
Geräthen  und  Einrichtungsstücken,  sowie  für  Reparaturen  in  der 
Anstalt   überhaupt    aufgelaufen  sind,  wurden   wieder  aus    den 
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iten  der  Wohlthfttigkeitsanstalt  zu  Baden  selber  bestritten, 
EU  aber  der  „Wohlth&tigkeits-  disponible  Fond^  nach  Mass- 
be  der  in  diese  Anstalt  angewiesenen  armen  Badebedürftigen 
Q  Wien  auf  Grund  der  Regierungsverordnung  vom  29.  Juni 
18,  Z.  26.389,  beigetragen  hat.**j 

Durch  die  Einbeziehung  des  vorbezeichneten  Fondes  in  den 
Ugemeinen  Versorgungsfond^  und  in  Folge  der  im  Jahre  1842 
blgten  üebergabe  des  letzteren  an  die  Commune  wurde 
a  Seite  der  Verwaltung  dieses  k.  k.  Wohlthätigkeitshauses 
eh  noch  in  den  folgenden  Jahren  die  Gemeinde  wiederholt 
gefordert,  zu  den  „Kosten  der  Erhaltung  der  Anstalt^  beizu- 
gen.  Die  bezüghchen  Verhandlungen,  welche  unten**)  näher 


*')  Aus  der  „Darstellang  des  Wohlthätigkeitshauses  zu  Baden^, 
lebe  Ton  der  k.  k.  n.-ö.  Prov.- Staatsbuchhaltung  ver&sst  und  dem 
igistrate  mit  Regierungsdecret  vom  11.  October  1844,  Z.  56.555  zur 
nntniss  zugestellt  wurde. 

**)  Da  sich  durch  die  Einverleibung  des  „Wohlthätigkeits-  disponiblen 
ödes"  in  den  „allgemeinen  Versorgungstbnd^,  welch'  letzterer  im 
1»  1842  in  die  Verwaltung  der  Gemeinde  Wien  überging,  und  durch 
•  hierauf  erfolgt«  Vorgehen  der  Landesstelle  ein  eigenthümliches  Rechts- 
hlltniss  zwischen  den  Administrationsbehörden  des  ^^allgemeinen  Ver- 
jungsfondes'^  und  des  „Stiftungsfondes  des  Wohlthätigkeitshauses'"*  in 
ien  entwickelte,  so  dürfte  es  von  Interesse  sein,  die  hierauf  bezüglichen 
en  im  Detail  anzuführen. 

Im  Jahre  1843  war  für  dieses  Wohlthätigkeitshaus  ein  neuer 
Bctor  ernannt  worden,  welcher  bei  Gelegenheit  der  Üebergabe  der  An- 
t  mehrere  Verbesserungsanträge  in  Bezug  auf  deren  innere  Einrichtung 
egte.  Diese  Anträge  sind  mit  dem  Regierungsbescheide  Tom  25.  Sep- 
ber  1843,  Z.  49.235  dem  Magistrate  zur  Aeusserung  zugefertigt  worden, 
lern  Berichte,  welchen  der  Magistrat  am  28.  November  1843,  Z.  55.5i3 
über  erstattete,  weigerte  sich  derselbe  zugleich  bei  Bestreitung  der 
ten  für  Anschaffungen  und  Herstellungen  in  diesem  Wohlthätigkeits- 
56  zu  concurriren. 

Darauf  wurde  demselben  mit  Regierungsdecret  vom  17.  April  1844, 
3.282  bedeutet,  dass  zur  Zeit,  als  die  seither  in  die  Verwaltung  des 
istrates  übergebenen  Armenfonde  in  der  unmittelbaren  Verwaltungs- 
rge  der  n.-ö.  Landesregierung  standen,  mit  Verordnung  vom  29.  Juni 
,  Z.  26.389  festgesetzt  worden  sei:  dass  der  „Wiener  Wohlthätigkeits- 
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angefahrt  erscheinen,  endeten  mit  der  im  Ministerialerlasse  vom 
10.   August   1848,   Z.   1891,    enthaltenen   Entscheidung,   nack 


tond"  bezüglich  der  in  das  Wohlthätigkeitshaus  in  Baden  angewiesene 
^».•ulebedürftigeii  Armen  von  "Wien  nicht  nur  die  Kosten  der  NaturalFer^ 
ptiegung  und  der  Arzneien,  sondern  auch  die  Kosten  aller  übrigen  wie 
immer  Namen  habenden  Reg^e-  und  sonstigen  Auslagen  der  Anstalt  ^ 
rata  zu  tragen  habe  un<l  dass  in  dieser  Art  dem  Wohlthätigkeitsfonde  ii 
Baiien  die  vollständige  Entschädigung  der  Verpflegskosten  und  der 
Zuschuss  zu  den  übrigen  Auslagen  geleistet  werde.  Es  liege  —  heisst « 
in  diesem  Regierungserlasse  —  kein  gesetzlicher  Grund  vor,  der  von  dea 
Magistrate  vorgebrachten  Weigerung  zur  Beitragsleistung  Raum  zu  geh«, 
da  die  diesfailige  Verptiichtung  auf  dem  „disponiblen  Wohlthätigkeitsfonda* 
ruht  und  dem  Magistrate  die  Armenfonde,  wozu  auch  dieser  gehört,  mt 
allen  daraut  haftenden  Lasten  übergeben  worden  sind  und  er  selbe  vor  d« 
Hand  ganz  in  der  Art,  wie  früher  die  Regierung,  verwalten  muss. 

Qegen  diesen  Erlass  wurde  von  dem  Magistrate  eine  VorsteUuf 
eingebracht,  und  in  derselben  hervorgehoben,  dass  das  Wohlthätigkeitshus 
in  Baden  für  arme  Badebedürftige  ohne  aUen  Unterschied,  mithin  fiir  dis 
Wiener  Armen  ebensogut  als  wie  ftir  die  Landarmen  bestimmt  wurde,  und  dtfs 
für  dieses  Haus  ein  eigener  Fond  besteht,  zu  welchem  auch  verschiedeitf 
anderweitige,  -nicht  unbeträchtliche  Zuflüsse  gerechnet  werden  müssen.  Ib 
Folge  dessen  sei  dieser  Fond  nicht  nur  berufen,  sondern  auch  hinreicheiA 
zunächst  jene  Auslagen  zu  bestreiten,  welche  zur  Erhaltung  und  Vtf- 
l>essorung  der  Anstalt  nothwendig  seien.  Mit  dem  von  diesen  Auslagen 
t'twa  erübrigten  Betrage  könnten  aber  auch  die  Kosten  der  Verpdtfgiug 
und  der  Regie  für  die  Landarmen  ebensowohl,  als  wie  für  die  Wiener 
Armen  ohne  allen  Unterschied  in  einem  festgesetztea  legalen  Ver- 
hältnisse l>estntten  wenien.  so  dass  nur  die  unbedeckten  Auslag^en  nach  ebes 
diesem  Verhältnisse  von  den  betreffenden  Gemeinden  oder  Armenfonden  za 
vergüten  wären.  Dies  hielt  der  Magistrat  in  der  Natur  der  Sache  begründet 
und  der  Anonlnung  des  Stillers  entsprechend  und  zwar  um  so  mehr,  als  der 
von  der  Landesstelle  in  dieser  Angelegenheit  beobachtete  Vorgang  «cb 
nur  als  eine  durch  zeitweise  Geldverlegenheiten  hervorgerufene  und  durch 
keine  höhere  Entscheidung  snnctionirte  Uebnng  darstellte. 

Ueber  diese  Vorstellung  wurde  mit  dem  Regieningsdecrete  ^^^ 
7,  Jänner  184«»,  Z,  71^.671  abermals  darauf  hingewiesen,  dass  der  Wiener 
Magistn'^f  laut  dos  Kegierungsde«retes  vom  17.  April  1844,  Z.  13.«8t  den 
^allgemeinen  Vorsonrungsfond,-  dem  auch  der  «disponible  Wohlthätigkeits- 
fond-  einxorloibt  ist,  vorderhand  so  wie  trüher  die  Regiemng  verwalten 
müsse,    und  das>  auf  dem  dis|H>niWen  Wohltbätigkötsfonde  in  Folge  de» 
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reicher  die  Gemeinde  Wien,  respective  der  »»allgemeine  Ver- 
tOTgungsfond^  zu    einem  Beitrage    zu   den    dnrch    die  Ein- 


Biegiemiigsdeeretes  Yom  29.  Juni  1813,  Z.  26.389,  die  ausdrückliche  Verpflich- 
tni^nüie,  dem  WohlthAtigkeitshausfonde  in  Baden  von  Seite  des  disponiblen 
WoUthAtigkeits-  nunmehr  „allgemeinen  Versorgungsfondes''  die  vollständige 
Sitschidig^ng  der  Verpilegskosten  und  der  übrigen  Auslagen  fUr  die  da- 
liigewiesenen  badebedürftigen  Wiener  Armen  zu  leisten.  Auch  würde  es, 
Uitete  das  Beeret  weiter,  ganz  unbillig  erscheinen,  wenn  man  die  Kr&fte 
im  Wohtthäügkeitshausfondes  in  Baden,  die  derselbe  doch  zunächst  fQr 
die  badebedürftigen  Landarmen  benöthigt,  durch  Verwendung  eines 
TleOes  seiner  Einnahmen  fUr  die  badebedürftigen  Armen  von  Wien 
idoiftlem  wollte,  was  offenbar  bei  der  grossen  Anzahl  der  letzteren  ent- 
weder eine  geringere  Aufnahme  von  badebedürftigen  Landarmen  oder  mit 
4er  Zeit  sogar  Cassaabgänge  herbeiführen  würde  und  den  bezogenen 
Begierungsnormen  ganz  zuwider  wäre. 

Hierüber  wurde  nun  von  dem  Magistrate  der  Uofrecurs  am 
t  Xai  1846,  Z.  6.S32,  eingebracht  und  in  demselben  hauptsächlich  her- 
TOfgehoben,  dass  die  Regierung  bei  allen  diesbezüglichen  Entscheidungen 
iuMf  von  dem  (hrundsatze  ausgegangen  sei,  dass  der  Magistrat  den  „all- 
geiieinen  Versorgung^fond^  so  verwalten  müsse,  wie  derselbe  früher  von 
der  Regierung  verwaltet  worden  war  und  dass,  weil  früher  die  Regierung 
die  besprochenen  Auslagen  auf  den  genannten  Wohlthätigkeitsfond  über- 
Bommen  habe,  dies  nun  auch  bei  dem  Magistrate  geschehen  müsse. 

Der  Magistrat  wies  aber  in  dieser  Hinsicht  auf  die  a.  h.  Ent- 
seUiessung  vom  24.  Februar  184S  hin,  nach  welcher  demselben  die  Armen- 
pflege in  Wien  mit  dem  Auftrage  übergeben  wurde,  hiebei  wohl  vor  der 
Hand  auf  den  bisherigen  Grundlagen  fortzufahren,  seinerzeit  jedoch  zweck- 
mässige Anträge  auf  Regulirungen  und  Verbesserungen  in  diesem 
Administrationszweige  in  gehörigem  Wege  zur  Verhandlung  zu  bringen. 
Wenn  nun  einem  jeden  von  dem  Magistrate  für  zweckdienlich  erachteten 
Antrage  zur  Aenderung  der  bisherigen  Verhältnisse  der  einfache  uner- 
schütterliche Satz  entgegengestellt  werde,  dass  die  Verhältnisse  nicht  geän- 
dert werden  dürften,  weil  sie  also  schon  unter  der  Regierung  der  Landes- 
«telle  bestanden  haben,  und  der  Magistrat  verpflichtet  sei,  ebenso  vorzu- 
^hen,  wie  früher  die  Landesstelle,  dann  müsste  sich  jeder  diesfäUige  An- 
ng  Von  selbst  beheben,  hiedurch  aber  auch  der  allerhöchste  Auftrag  seine 
fanze  W^irksamkeit  verlieren. 

Weiters  wurde  hervorgehoben,  dass  das  Wohlthätigkeitshaus  zu 
laden  und  das  demselben  gewidmete  Fondsvermögen  sammt  dazu  gehörigen 
»sonderen    Zuflüssen    durch    den    Stiftungsbrief   vom   2.  Juni   1808    eine 
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nahmen    der    Anstalt    nicht    gedeckten    Auslagen    i&r 
dieselbe   nur   im  Verhältniss   der   von  der  Gemeinde  in 


allgemeine  Bestimmung  für  arme  Badebedürftige  sowohl  von  Wien  als 
vom  flachen  Lande  erhalten  habe.  Diese  allgemeine  und  unbeschrAnkt  aus- 
gesprochene Bestimmung  sei  durch  keine  nachträgliche  a.  h.  Willensmeiniuig 
geändert  oder  modiiicirt  und  auch  dadurch  nicht  aufgehoben  worden,  dass 
zur  Erweiterung  der  Anstalt  aus  ^dem  gemeinnützigen  Anstaltenfonde''  die 
Summe   von   44.699  fl.  Z^y^  kr.  C.-M.  verwendet  wurde,  weü  auf  diesen 
aussehliessend  von  Wienern  errichteten  Fond  die  Stadt  Wien  vorzugs- 
weise, vielleicht  sogar  einen  ausschliessenden,  das  flache  Land  aber  gar 
keinen  oder  doch  nur  einen  secundären  Anspruch  haben  dürfte,  bei  welehem 
Sachverhalte  die  Erweiterung  der  Anstalt  nur  zu  Gunsten  der  Stadt  Wien 
hätte  dienen  sollen.    Die  Anstalt  habe  gegen  Wiener  und  Landarme  ver- 
hältnissmässig   gleiche   Verpflichtungen,   wobei   nur  jene  Rücksichten  zu 
beachten  wären,  welche  die  höheren  Behörden  in  Absicht  auf  den  Anthett 
dieser  Participenten  gesetzlich  statuirt  haben  wollen,  in  welcher  Beziehung 
der  Antheil  für  Wien  mit  55  Männer-  und  116  Weiberplätzen  bereits  normlit 
erscheint. 

Der  Vorgang,  nach  welchem  für  die  Verpflegung  der  Landarmen 
gar  nichts  von  Seite  der  Gemeinden  derselben  gezahlt  werde,  indem  diese 
auf  Kosten  des  Anstaltsfondes  erhalten  und  verpflegt  werden,  was  den 
Wiener  Armen  zum  Mindesten  ebensogut  zu  Statten  kommen  solle,  als  den 
Armen  des  flachen  Landes,  während  für  die  Wiener  Armen  nicht  nur  die 
ganze  Verpflegung,  sondern  auch  noch  alle  wie  immer  gearteten  Auslagen 
aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde''  verlangt  werden,  Verstösse  nicht 
blos  gegen  die  Stiflungsanordnung,  sondern  gegen  alle  Rechtsgrundsätze 
überhaupt. 

So  wie  die  Landesstelle  selbst  den  „gemeinnützigen  Anstaltenfond'*, 
der  doch  auch  in  den  Jahren  1825 — 1832  mit  dem  bereits  erwähnten 
Betrage  in  Anspruch  genommen  wurde,  aus  diesem  Grunde  allein  nicht 
für  fortwährend  zur  Beitragsleistung  verpflichtet  erklärte,  ebensowenig 
könne  eine  solche  fortwährende  Pflicht  dem  „Wiener  Armenfonde"  aufer- 
legt werden,  nachdem  in  dem  Stiftbriefe  diesfalls  nichts  enthalten,  auch 
keine  höhere  ausdrückliche  Weisung  darüber  erfolgt  ist  und  diesem  Fonde 
nach  rechtlichen  Grundsätzen  überhaupt  keine  grössere  Verpflichtung  auf- 
erlegt werden  kann  als  allen  übrigen  in  gleichen  Verhältnissen  stehenden 
und  gleiche  Rechte  geniessendcn  Theilnehmern. 

Endlich  sei  das  eigene  Vermögen  des  „allgemeinen  Versorgungs- 
fondes^  in  hohem  Grade  unzureichend  zur  Befriedigung  aller  an  ihn  ge- 
stellten Anforderungen,   daher  jede   weitere  ungebührliche  Belastung  des- 
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Meldet  sich  Jemand  um  eine  „unentgeltliche  Bandage- 
arbeit",  so  ist  derselbe  nach  vorausgegangneer  Abhöning,  oder 
wenn  er  bereits  abgehört  wäre,  nach  Erhebung  der  Abhörzahl 
zu  dem  k.  k.  Polizeibezirks-  oder  Armenarzte  mit  der  „An- 
weisung für  Bandagearbeiten"  zu  schicken,  damit  er  untersucht 
und  die  Bandagearbeit,  welche  er  benöthigt,  mit  Angabe  der 
Tarifpost  von  dem  Arzte  bezeichnet  werde.  Wird  die  Noth- 
wendigkeit  einer  solchen  Arbeit  bestätigt,  so  ist  der  Bedürftige 
mit  der  Anweisung  an  den  betreffenden  Baudagisten  zur  Ueber- 
kommung  des  verschriebenen  Gegenstandes  zu  weisen  und  es  hat 
diese  Anweisung  nach  vorläufiger  Bestätigung  des  empfangenen 
Gegenstandes  von  Seite  des  Armen  als  Rechnungsbeleg  in  den 
Binden  des  Baudagisten  zu  verbleiben. 

Der  gleiche  Vorgang  hat  auch  behufs  Reparaturen  von 
schadhaft  gewordenen  Bandagen  stattzufinden,  iusoferne  die 
Kosten  füx  eine  solche  Reparatur,  welche  vorher  mittelst  Ueber- 
schlages  des  Baudagisten  festzustellen  sind,  den  Betrag  von 
5  fl.  nicht  übersteigen. 

Die  Armeninstituts-Vorsteher  haben  dann  im  nächsten 
Hauptberichte  den  Namen  des  Armen  unter  Auschluss  des 
Abhörbogens  oder  Anführung  der  Abhörzahl  aufzunehmen  und 
in  der  Rubrik  „Gutachten"  blos  zu  bemerken:  „wurde  mit 
einer  Anweisung  für  eine  tarifmässige  Bandagearbeit  betheilt." 

Benöthigt  der  Arme  laut  ärztlicher  Bestätigung  einen 
Gegenstand,  der  unter  den  in  der  Anmerkung  43  auf  Seite  174 
verzeichneten  Gegenständen  nicht  vorkommt,  oder  benöthigt 
er  die  Reparatur  einer  Bandagearbeit  im  Kostenbetrage  von 
niehr  als  5  fl.,  so  muss  um  die  Bewilligung  zur  Beisclmffung 
^ögesucht  und  dem  Einsclireiten  nebst  dem  ärztlichen  Gutachten 
*uch  ein  von  dem  in  der  Anweisung  bezeichneten  Baudagisten 
änsgestellter  „Kostenüberschlag"  beigeschlossen  werden. 

Sollte  der  Arme  den  erhaltenen  Gegenstand  seinen  Be- 
dürfnissen nicht  entsprechend  finden,  und  seine  Vorstellung 
dagegen  bei  dem  Baudagisten  erfolglos  geblieben  sein,  so  ist 
derselbe   an   den  betreffenden   Arzt,   welchem   allein   die   Beur- 
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Die  Gemeinde  Wien  hat  das  Recht  im  Ganzen  169  Bet 
in  der  Anstalt  zu  besetzen;  hievon  entfallen  auf  Männer  50, 
Frauen  111  und  für  die  Aufseher  und  das  Wartpersonale  8  Bett 
Es  können  daher  aus  dem  Wiener  Armenbezirke  beiläufig  400  P* 
sonen  in  jeder  Badesaison  daselbst  Aufnahme  finden.  *0 

Bei  Besetzung  der  Betten  wird  in  der  Weise  vorgeganp 
dass  zuerst  die  Aufnahms  -  Gesuche  nach  Wien  „zuständige 
Badebedürltiger  berücksichtigt  werden;  erübrigen  nach  ünU 
bringung  dieser  noch  Plätze,  respective  Betten,  dann  werd 
auch  „nicht  zuständige'^  Bittsteller  in  die  Anstalt  gewiesen. 

Wenn  Gesuche  steiermärkischer  Individuen  um  ( 
unentgeltliche  (d.  h.  durch  den  steiermärkischen  Landesfo 
zu  bestreitende)  Aufnahme  in  das  Wohlthätigkeitshaus  zum  G 
brauche  der  Badecur  einlangen,  so  müssen  selbe  dem  genannt 
Landesausschusse  rechtzeitig  zur  Bewilligung  eingesendet  we^* 
weil  sonst  der  Eostenersatz  aus  dem  Landesfonde  nicht  geleu 
werden  würde.*') 

Dasselbe  gilt  von  Personen,  welche  im  Herzogthume  Sa 
bürg  heimatberechtigt  sind.**) 

Ausser  der  nachzuweisenden  „Zuständigkeit**  nach  W 
oder  der  vor  Aufnahme  in  die  Anstalt  einzuholenden  Zusti 


„Ebenso  müsse  aber  auch  der  anf  die  Badenden  des  flachen  Lai 
entfallende  Abgang,  insoferne  er  nicht  durch  die  £rträgnisse  des  Cap 
von  20.000  fl.  und  der  übrigen  für  die  Landarmen  bestehenden  Stiftui 
bestritten  werden  kand,  von  den  bezüglichen  Gemeinden  oder  Am 
Instituten  getragen  werden,  oder  nach  Umständen  durch  die  Kreisrepart 
bedeckt  werden."  — 

**)  Die  Anweisung  dieser  Personen  erfolgt  in  drei  aufeinander 
genden  Zeitabschnitten  und  zwar  vom  15.  bis  17.  Mai,  1.  bis  3.  Juli 
15.  bis  17.  August.  (§.  66  der  neuen  Vorschrift.) 

In  dem  letzten  in  die  Schulferien  fallenden  ZeitAbsohnitte  wird 
jene  badebedürftigen  armen  Kinder  Rücksicht  genommen,  die  nach 
ärztlichen  Ausspruche  die  Badner-Bäder  zur  Heilung  benöthigen;   filr 
Kinder  sind  speciell  17 — 22  Betten  reservirt.  (§.  68  der  neuen  Vorsch 

»»)  Statthaltereidecret  vom  18.  März  1862,  Nr.  6177. 

•«)  Statthaltereidecret  vom  28.  September  1865,  Nr.  30.873. 
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Armen  „Bäder"  um  ermässigte  Preise  gegen  Beibringung  von 
Anweisungen  verabfolgen  lassen. 

Diese  Anweisungen,  die  auf  die  Namen  der  betlieilten 
Parteien  auszustellen  sind,  hat  jeder  der  betreffenden  Badhaus - 
inhaber  zu  sammeln  und  mit  Ende  der  Badezeit  dem  Magistrate 
vorzulegen,  womach  der  entfallende  Betrag  aus  dem  ,,allgem. 
Versorgungsfonde"  ausbezahlt  wird.*®) 

„Badeanweisungen"  dürfen  nur  an  jene  Personen  erfolgt 
werden,  welchen  die  Bäder  von  den  k.  k.  Polizeibezirks-  oder 
Armenärzten  als  Heilmittel  verordnet  wurden.  Es  muss  daher 
ein  ärztliches  Parere  beigebracht  werden,  in  Avelchera  anzugeben 
ist,  welche  und  wie  viele  Bäder  der  Arme  benOthigt. 

Die  Ausgabe  der  „Badeanweisungeu"  erfolgt  in  der  Kegel 
durch  die  Arraeninstituts- Vorsteher  und  im  Arraendepartement 
des  Magistrates.  Zu  diesem  Zwecke  werden  den  Arnieuinstituts- 
Vorstehem  mit  Beginn  der  Badezeit  eine  entsprechende  Anzahl  von 
Badeanweisungen  zugeinittelt  und  es  sind  dieselben  ermächtigt, 
tis  zehn  Badeanweisungen  an  einzelne  Individuen  abzugeben.  Für 
einen  grösseren  Bedarf  muss  aber  unter  A^)rlage  des  ärztlichen 
Parere  vorläufig  die  Bewilliguug  des  Magisti*ates  eingeholt 
werden. 

Mit  Ende  der  Badesaison  haben  die  ,. Armen instituts- Vor- 
steher" dem  Magistrate  ein  Namensverzeichuiss  jener  Parteien  zu 
überreichen,  an  welche  sie  ,, Badeanweisungen''  abgegeben  haben. 
In  demselben  ist  anzugeben,  wie  viele  Anweisungen  jeder 
Partei  gegeben  wurden  und  es  sind  die  ärztlichen  Parere  beizu- 
schliessen,  auf  deren  Grundlage  die  Badeauweisuugi^u  erfolgt 
Worden  sind. 

Sind  die  den  Armeninstituts- Vorstehern  zugekommenen  ,,Bftde- 


^rdination  verfügten  VorschrifU^n  auch  .,wanue  Doiiaiibätlcr''  iiiU'Utg'eUlich 
^^rabreicht  werden.  (Zalcisky.  Ilaiulbuch  dw  (Icsotze  und  Vt'roi<lniing-f*n. 
Welche  für  die  Polizoiverwaltung  im  i>sten'ficLi.s('b«'n  Kaiserstaat<*  vuii 
1740— 1852  erschienen  sind.  AVion  1853.) 

**)  §.  34  der  Instruction.  (§.  (il  der  neuen  VorscliiiCt.) 
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Monates  März  an  in  ihren  Hauptberichten  Anträge  auf  Anweisung:^! 
für  die  Badner  Bäder  erstatten.**) 

Sobald  die  Mittheilung  von  der  Eröffiiung  des  WoU- 
thätigkeitshauses  an  den  Magistrat  gelangt,  werden  die  Bade* 
anweisungen  an  so  viele  Vorgemerkte  ausgegeben,  als  Plätze  zo 
besetzen  sind.  Die  übrigen  Vorgemerkten,  sowie  die  erst  spftter 
zur  Vormerkung  Kommenden  rücken  nach,  wenn  die  ersteien 
die  Cur  vollendet  haben,  oder  auf  eine  andere  Art  Plätze  leer 
geworden  sind. 

Die  Angewiesenen  erhalten  in  der  Anstalt  unentgeltlich 
Unterkunft,  gänzliche  Verpflegung  und  die  Bäder  auf  die 
von  dem  dortigen  Hausärzte*^  bestimmte  Zeit,  gewöhnlich  auf 
die  Dauer  von  6  Wochen. 

Jeder  Badebedürftige,  welcher  an  diese  Anstalt  gewiesen 
wird  und'  in  den  Wiener  Armenbezirk  zuständig  ist,  erhält 
sowohl  bei  seinem  Eintreffen  als  bei  seinem  Austritte  aus  dem 
Wohlthätigkeitshause  Einen  Guldon  österr.  Währ,  als  Eeise- 
entschädigung.**)  Wenn  derselbe  im  Genüsse  einer  „Pfründe*' 
steht,  so  wird  sie  ihm  während  der  Badecur  zur  besseren  Pflege 
belassen. 


*•)  §.  36  der  Instruction.  (§..ü6  der  neuen  Vorschrift.)  Die  Gesucbe 
der  Bürgerspit&lfonds-Piründner  um  Aufnahme  in  das  k.  k.  Wohlthätig- 
keitshaus  in  Baden  werden  von  den  Armeninstituts-Yorstehern  unmittelb»!* 
an  die  Bürgerspitalwirthsehafts-Commission  gewiesen.  (Decret  des  M»' 
gistrate«  vom  3.  Juli  185.^),  Z.  oö.4H.) 

*')  Mittelst  Erlasses  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  21.  Octobei 
1873,  Z.  27.318,  wurde  der  Commune  Wien  das  Vorschlagsrecht  hinsichtlicl 
der  BcstcUung  des  Ordinarius  für  die  Wohlthätigkeitsanstalt  in  Baden 
zugestanden. 

**)  Bis  zum  Jahre  1839  wurde  dieses  Reisegeld  per  1  fl.  von  den 
betreffenden  Piarren  in  Wien  als  Armeninstituts-Vorstehern  ausbezahlt:  da 
aber  viele  Personen  nach  Erhalt  dieser  Gabe  nicht  nach  Baden  kamen, 
wurde  mit  Regierungsdecret  vom  15.  Mai  1839,  Z.  16.039,  angeordnet, 
dass  der  Reisegulden  der  betreffenden  Person  beim  Einlangen  in  der 
Anstalt  auszuzahlen  sei. 

In  der  Magistratssitzung  vom  11.  Mai  1847,  ist  sub  G.-Z.  23.939  be- 


Die  dem  Badebedürfügen  aasgefertigte  Badeanweisang 
ist  nur  durch  drei  Tage  vom  Aasstellangstage  an  giltig;  nach 
Yorlanf  derselben  muss  sich  um  eine  neue  Aufhahmsbewilligung 
leim  Magistrate  beworben  werden. 

Bezüglich  der  Zahlungspfiicht  hiesiger  Innungen  für  ihre 
im  Wohlthätigkeitshause  zu  Baden  verpflegten  Angehörigen  wurde 
im  Magistrate  mit  Erlass  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  vom 
22.  Jänner  1859,  Z.  53.294  bekannt  gegeben,  dass  nach  dem 
bestehenden  Verpflegsnormale  vom  Jahre  1837  die  Innungen 
wohl  verpflichtet  sind,  die  in  den  hiesigen  „Krankenhäusern'^ 
angelaufenen  Verpflegskosten  fOr  ihre  Innungsglieder  zu  be- 
richtigen, dass  jedoch  hiemit  Verpflegskosten,  welche  durch  den 
Gebrauch  der  Badecur  in  diesem  Wohlthätigkeitshause  auf- 
gelaufen sind,  nicht  verstanden  sein  können,  welche  Kosten, 
wenn  sie  nach  Wien  nicht  zuständige  Individuen  betreffen,  der 


schlössen  worden,  in  Hinkunfl  jedem  angewiesenen  Badebedürftigen  sowohl 
bei  dessen  Eintritte  in  die  Anstalt,  aU  bei  seinem  Austritte  aus  derselben  nur 
33  kr.  auf  Kosten  des  „allgemeinen  yersorgungsfondes"^  zu  verabfolgen,  da 
dieser  Betrag  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  kurzen  Eisenbahnfahrt  hinreiche. 
Diese  Verfügung  des  Magistrates  wurde  jedoch  mit  Regierungsdecret  vom 
ü.  October  1847,  Z.  53.424  wieder  aufgehoben  und  die  alte  Norm  mit  1  fl. 
nr  Hin-  und  36  kr.  G.-M.  zur  Rückreise  eingeführt,  da,  wie  in  dem 
Deerete  ausgeführt  wurde,  nach  §.13  der  Statuten  schwere  Kranke  von 
dem  Transporte  auf  Eisenbahnen  ganz  ausgeschlossen  sind,  minder  Kranken 
aber  nicht  zugemuthet  werden  könne,  den  Weg  aus  den  oft  entferntesten 
Vorstädten  zum  Bahnhofe  und  von  da  bei  ihrer  Ankunft  bis  zu  dem  ent- 
fernt liegenden  Wohlthätigkeitshause,  bei  ihrer  Rückkehr  aber  wieder  zu 
ihren  Wohnungen  zu  Fuss  zurückzulegen,  daher  es  die  Billigkeit  und 
Menschlichkeit  fordern,  diese  armen  Badebedürftigen  mit  dem  nothwen- 
<üg8ten  Fahrgelde  zu  versehen. 

In  der  Gemeinderathssitzung  vom  25.  August  1876  wurde  der  Be- 
Khlnss  gefasst,  für  das  Jahr  1876  und  die  folgenden  Jahre  bis  auf 
Widerruf  den  in  der  k.  k.  Wohlthätigkeitsanstalt  in  Baden  untergebrachten 
Yersorgungshaus-Pfründnem  während  des  Curgebrauches  zur  Bestreitung 
Ueinerer  Nebenbedürfnisse  per  Kopf  und  Monat  einen  Betrag  von  %  fl. 
WS  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde''  zu  erfolgen. 


Die  Anstalt  erhielt  zu  ihrer  Gründung  ursprünglich  ein 
Capital  von  20.000  fl.  in  5%  igen  Staatspapieren  zugewiesen. 
Zu  den  Interessen  dieses  Stiftungscapitals  kamen  aber  späterhin 
noch  verschiedene  Zuflüsse  durch  Sammlungen  bei  den  Bade- 
gästen, dann  durch  Theatervorstellungen,  Bälle  und  Concerte, 
die  zu  Gunsten  der  Anstalt  unternommen  wurden,  durch  Legat« 
und  Geschenke  und  endlich  durch  die  von  zahlenden  Parteien 
erlegten  Verpflogskosten,  deren  Höhe  alle  Jahre  vor  An&ng  d^r 
Badecur  ausgeinittelt  und  mit  Bewilligung  der  Landesstell^ 
bestimmt  wird. 

Die  erste  Einrichtung  der  Anstalt,  sowie  die  spätere ^ 
Nachschaffungen  bis  zum  Jahre  1814  wurden  aus  den  ehe* 
genannten  Zuflüssen  bestritten.  Da  jedoch  die  Zahl  von  Bad^— " 
bedürftigen  fortwährend  stieg  und  daher  eine  Vergrösserun 
der  Anstalt  uOthig  erschien,  welche  aus  den  eigenen  beschränkte 
Mitteln  derselben  nicht  bewerkstelligt  werden  konnte,  so  musst^ 
sich  die  ehemals  bestandene  Wohlthätigkeits-Hofcommission  un 
die  Landesstelle,  welchen  beiden  Behörden  die  Oberleitung  de 
Wohlthätigkeitsanstalt  in  Baden  zugewiesen  war,  bewogen  finden^ 
mehrere  Herstellungen  aus  dem  sogenannten  „Wohlthätigkeits — 
(iisponibleu  Fonde*'  zu  bewilligen. 

Als  dann  später,  nämlich  im  Jahre  1825,  die  dringender 
Nothweudigkeit  sich  herausstellte,  einen  Um-  und  Zubau  der 
Anstalt  vorzunehm(m,  und  die  Localitäten  mit  den  nöthigen 
Einrichtungsstücken  zu  versehen,  wurde  von  der  Landesstelle 
augeordnet,  dass  das  gesaramte  Erlbrderniss  zur  Regulirung  der 
Anstalt  wieder  aus  einem  fremden  Fonde  u.  zw.  aus  dem 
„gemeinnützigen  Anstalteufonde"  bestritten  werden  solle.  Auf 
Gnmd  dieser  Verordnung  sind  vom  Mai  1825  bis  Jänner  1832 
zu  verschiedenen  Anstaltszwecken  aus  dem  eben  genannten 
Fonde  44.699  fl.  39%  kr.  C.-M.  verwendet  worden. 

Die  Kosten,  welche  in  den  nächstfolgenden  Jahren  1832 
bis  inclusive  1843  für  Nachschaifung  von  Bettlbumituren, 
Geräthen  und  Einrichtungsstücken,  sowie  für  Reparaturen  in  der 
Anstalt    überhaupt    aufgelaufen  sind,   wurden    wieder   aus    den 
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dem  zehnjährigen  Durchschnitte  11.092  fl.  59  kr.  per  Jahr  ver- 
lOBgabt. 

Es    wurden    nämlich  in    dieser  Anstalt  auf  Rechnung  des 
„fQlgemeinen  Versorgungsfondes"  verpflegt: 

B  fahre  1863.  .  .    390  Pers.  mit  einem  Kostenaufw.  von  33.110  fl.  22  5  kr. 


1864 . . . 

417 

1865.  . 

438 

1866. . . 

384 

1867... 

423 

1868 . . . 

418 

1869 . . . 

421 

1870. . . 

424 

1871 . . . 

429 

1872 . . . 

410 

s» 


*• 


n 


51 


>? 


9< 


14.146  „  50 

7.067  „  35 

6.374  „  30-5 

6.100  ,.  — 

7.932  .,  89  s 

7.124  ..  67  5 

10.522  ,.  52 

9.472  „  26 

9.075  ,,  22    „ 


?• 


9? 


U.jüir1.  inDorchschn.  415  Pers.  mit  einem  Ko.stenaufw.  von  11.092  fl.  59    kr. 


b)  Privatanstalten  für  badebedfirftige  Arme. 

a)  Hermann  Todesco's  Stiftung. 

Hermann  Todesco  widmete  laut  Stiftungsurkunde  vom 
22.  August  1846  ein  Capital  von  20.000  fl.  C.-M.  zur  Errich- 
tung eines  Hospizes. 

Dieses  Hospiz  wurde  mit  einem  Kostenaufwande  von  mehr 
«Is  14.000  fl.  C.-M.  in  dem  Bezirke  der  Herrschaft  Wcikers- 
iiürf  bei  Baden  auf  dem  vormals  Punik'schen  Baugrunde  in  der 
Nähe  des  Armenbades  nach  einem  von  den  Erben  des  Stifters 
genehmigten  Bauplane  zu  dem  Zwecke  erbaut,  damit  in  dem- 
selben nach  Zulässigkeit  des  Raumes  arme  Personen,  welche 
zur  Herstellung  ihrer  Gesundheit  der  Badner  Heilquelle  bedürfeu, 
WohTiung  und  unentgeltliche  ärztliche  Hilfe  erlangen 
können.  Zur  Erhaltung  des  Gebäudes,  welches  auf  seiner 
Torderen  Fronte  die  stiftbriefmässige  Aufschrift:  „Hermanu 
Todesco's  Stiftung"  führt,  und  zur  inneren  Eiurichtung  desselben, 
dann  zur  Besoldung  des  Dienstpersonales  und  anderer  uuum- 
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gänglicher  Ausgaben  wurde  stdftbriefinässig  ein  Capital  Yoa 
7000  fl.  G.-M.  grundbücherlich  sichergestellt.  Von  den  Zinsei 
dieses  Capitals  sind  die  eben  erw&hnten  Auslagen  zu  bestreiten,* 
allfällige  Ersparnisse  oder  sonstige  Zuflüsse  aber  sollen  zur 
Verbesserung  und  Erweiterung  der  Anstalt  verwendet  werden. ")  i 

Das  Hospiz  bietet  für  mehr  als  40  arme  Kranke  beideriei 
Geschlechtes  eine  gesunde,  hinlänglich  bequeme  Unterkonfi. 
Eine  Hälfte  des  Hospizes  ist  für  christliche,'  die  andere  Hälfte 
für  israelitische  Arme  in  der  Art  gewidmet,  dass  sie  von  ein- 
ander getrennt  wohnen  können,  und  zwar  sollen  die  chrisHicheii 
links,  die  jüdischen  rechts  vom  Eingange  des  Hauses  ihre 
Wohnung  einnehmen.  Die  für  eine  Confession  bestimmte  Haus- 
hälfte  darf  nicht  mit  Armen  der  anderen  Confession  belegt  werden. 

Jeder  in  dem  Hospize  aufgenommene  Kranke  hat,  wenn 
er   sich    sonst   der   bestehenden    „Hausordnung**  •*)   fflgt,  das 


*')  Aus  diesem  Bedeckungsfonde  sind  auch  die  von  dem  Hospize 
zu  entrichtenden  Giebigkeiten  zu  bestreiten.  Nach  §.  3  des  Stiftbriefes  er- 
klärte die  Herrschaft  Weikorsdorf  sich  mit  einem  jährlichen  Dienste  von 
30  kr.  C.-M.  und  einer  jährlichen  Renovationsgebühr  von  vier  Gulden  C.-BI. 
für  ewige  Zeiten  zufriedenzustellen  und  keine  sonstigen,  wie  immer  Namen 
habenden  Geld-   oder  Naturalgiebigkeiten  von  dem  Hospize  anzusprechen. 
Die  Herrschaft   Weikersdorf  übernahm    auch    stiftbriefmässig   filr   immer- 
währende Zeiten  unentgeltlich  die  Aufsicht,  Verwaltung,  Rechnungsführung 
und  Direction   dieser  Anstalt   und   die    Sorge,   dass   immer   ein  Arzt  den 
armen  badebedürftigen  Bewohnern  des  Hospizes  unentgeltliche  Hilfe  leiste. 
Das  Recht  der  Aufnahme  und  Entlassung   des   dienstthuenden  Personals 
hat  der  Stifter  sich  und  seinen  Erben  vorbehalten. 

**)  Die  Bestimmungen  dieser  Hausordnung  sind  folgende: 
1.  Diese  Stiftung  ist  in  der  wohlwollenden  Absicht  errichtet  worden, 
Badebedürftigen,  welche  das  hinreichende  Vermögen  nicht  besitzen,  um 
sich  die  zur  Genesung  nöthige  Unterkunft  in  Baden  zu  verschaffen  und  im 
Falle  der  Erkrankung  ärztliche  Hilfe  zu  erlangen,  eine  gesunde,  reinliche 
Wohnung  und  ärztliche  Hilfe  unentgeltlich  darzubieten.  Auf  anderweitige 
Unterstützungen,  wie  Verpflegung,  Bekleidung,  Betheilung  in  Geld,  Arzneica, 
Beheizung  etc.,  kann  kein  Anspruch  gemacht  werden  und  es  müssen 
daher  diejenigen,  welche  sich  um  einen  Platz  in  diesem  Hospize  bewerben, 
mit  den  Mitteln  zur  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  umsomehr  versehen  sein, 
als  man  sie  in  deren  Ermangelung  in  der  Anstalt  nicht  belassen  könnte 
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Becht,  wahrend  der  Badezeit,  d.  i.  vom  1.  Mai  bis  31.  October 

«Ines  jeden  und  nöthigenfalls  auch  des  folgenden  Jahres,  somit 

•0  lange  im  Hospize   zu   verbleiben,    als   derselbe   nach   dem 

.  Gutachten  des  Hausarztes  die  Badner  Heilquelle  zur  Herstellung 

Bdner  Gesundheit  benöthigt.  Da  es  aber  nach  §.11  der  ^Hausord- 

inmg^  von  dem  Ausspruche  des  Arztes  allein  abzuhängen  hat,  ob 


t.  Nachdem  daa  Hospiz  zur  H&lfle  für  Christen  und  zur  Hälfte  für 
Israeliten  gewidmet  ist^  somit  zwei  Religionsconfessionen  unter  einem 
Daehe  aufnimmt,  so  wird  billigerwoise  vorausgesetzt,  dass  die  Bewohner 
des  Hospitals  sich  in  dem  Geiste  der  Toleranz,  welcher  den  Stifter  be- 
stimmte, allen  seinen  Mitmenschen  ohne  Unterschied  der  Religion  eine 
Wohlthat  zu  erweisen,  vereinigen  und  sorgfältig  vermeiden  werden,  durch 
Hudiangen  oder  Worte  eine  Missachtung  des  abweichenden  Glaubens- 
bekenntnisses oder  eine  Geringschätzung  des  Bekenners  der  fremden 
Religion  an  den  Tag  zu  legen.  Wer  sich  daher  aus  Anlass  der  Religions- 
Tersehiedenheit  was  immer  fär  eine  Störung  des  Hausfriedens  zu  Schulden 
kommen  lässt,  wird  sogleich  und  ohne  vorausgegangene  Warnung  aus  dem 
Hospize  sich  entfernen  müssen. 

3.  Das  Hospiz  müssen  auch  diejenigen  ohne  weiters  verlassen, 
welche  nach  fruchtloser  Warnung  des  Inspectors,  wenngleich  ohne  wirkliche 
Störung  des  Hausfriedens,  die  Verschiedenheit  des  Glaubensbekenntnisses 
mm  Gegenstande  ihrer  Unterhaltung  wählen,  oder  Versuche  machen, 
Jemanden  in  seinem  Glaubensbekenntnisse  aus  was  immer  für  einem  Grunde 
zum  Wanken  zu  bringen. 

4.  Es  ist  nicht  gestattet,  dass  die  verschiedenen  Parteien  in  den 
Zimmern  zusammenkommen. 

5.  Sie  haben  sich  ruhig,  anständig,  sittlich  und  im  höchsten  Grade 
reinlich  zu  verhalten  und  es  ist  verboten  in  den  Zimmern  oder  auf  den 
Gängen  Tabak  zu  rauchen. 

6.  Jede  in  das  Hospiz  aufgenommene  Partei  erhält  bei  ihrem  Eintritte 
ein  Verzeichniss  der  ihr  zum  ausschliessenden  Gebrauche  angewiesenen 
Möbel,  Bettzeuge  und  sonstigen  Gegenstände,  hat  deren  Zuweisung  und 
EmpÜEUig  zu  bestätigen  und  Alles  beim  Austritte  vollzählig  und  in  gutem 
Zustande  zurückzustellen. 

7.  Das  Bett  wird  jeder  neu  ankommenden  Partei  mit  rein  gewa- 
fiehener  Wäsche  übergeben  und  in  der  Regel  wird  alle  14  Tage  frisch 
gewaschene  Wäsche  verabreicht;  die  von  den  Parteien  mitgebrachte  und 

13 
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eine  Partei  länger  als  die  in  der  Regel  festgesetzte  Corseit 
von  4  Wochen  in  dem  Hospize  verweilen  könne,  so  muss  IB 
dem  Falle,  als  die  Badecur  im  nächsten  Jahre  fortgesetzt  werdea 
soll,  sich  der  Badebedürfdge  gleich  dem  ersten  Male  nntor 
Beibringung  einer  vom  Haasarzte  ausgestellten  BestfttignDf 
über  die  Nothwendigkeit  der  Cur  zur  Aufnahme  neuerdings 
melden. 

üeber  die  Art  und  Weise  der  Besetzung  der  Plätze  in 
diesem   Hospize   bestimmen   die   §§.  5  und  6  des  Stiftbiiefes 


benutzte   eigene  Bettwäsche   wird   alle   14  Tage  auf  Kosten   der  Anstalt 
gewaschen  werden. 

8.  Wer   von   den   übergebenen   Gegenständen  etwas  verliert  oder 
beschädigt,  hat  den  von  dem  Inspeotor  angeforderten  Ersatx  zu  lebten. 

9.  Wenn  Fremde   die   Anstalt   besuchen,   so   dürfen   sie  um  kerne 
Unterstützung  oder  Aushilfe  angesprochen  werden. 

10.  Bei  der  täglichen  Ordination  hat  jede  Partei  anwesend  zu  sein, 
und  dem  Arzte  über  die  Erfolge  des  Bades,  sowie  über  den  Gesundheits- 
zustand überhaupt  die  gewissenhafteste  Auskunft  zu  ertheilen  und  sieh  in 
die  Anordnungen  desselben  genau  zu  fügen. 

11.  Von  dem  Ausspruche  des  Arztes  hat  es  auch  allein  abzuhängen, 
ob  eine  Partei  länger  als  die  in  der  Regel  festgesetzte  Curzeit  von  vier 
Wochen  in  dem  Hospize  verweilen  könne. 

i2.  Das  Aufrichten  des  Bettes  vor  dem  Ausgange  in  das  Bad  hat 
in  der  Regel  jede  Partei  selbst  zu  besorgen;  das  Reinigen  der  Fussböden, 
der  Thüren,  Fenster,  Kästen  u.  s.  w.  wird  von  der  Hausinspection  ge- 
schehen. 

13.  Jede  Partei  hat  sich  den  Anordnungen  des  Inspectors  zu  fUgen; 
Beschwerden  und  Bitten  sind  zuerst  bei  diesem  anzubringen  und  erst 
dann,  wenn  keine  Abhilfe  erfolgt,  ist  sich  an  das  Verwaltungsamt  der 
Herrschaft  Weikersdorf  zu  wenden. 

14.  Zur  Aufrechthaltung  der  Würde  und  zur  Ehre  des  Institutes 
ist  es  unerlässlieh  nöthig,  dass  die  Bewohner  desselben  sich  auch  ausser 
dem  Hause  keiner  unsittlichen  oder  polizeiwidrigen  Handlung  schuldig 
ma<;hen;  sie  haben  sich  daher  des  unbefugten  Geschäftemachens,  des 
Handels,  Hausirens,  Betteins,  der  Unmässigkeit  in  geistigen  Getränken, 
des  Besuches  verdächtiger  Orte  u.  s.  w.  bei  sonstiger  augenblicklicher 
Entlassung  aus  dem  Hospize  zu  enthalten. 
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^ndes.  „Die  Wahl  der  aufzunehmenden  Christen  soll  dem 
eiligen  Bürgermeister  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien 
der  Herrschaft  Weikersdorf  nach  dem  getroffenen  Einver- 
men  in  der  Art  zustehen,  dass  der  Bürgermeister  von  Wien 
H&lfte  der  Plätze,  jedoch  vorzugsweise  an  arme  „Wiener 
ger^  vergebe,  da  es  im  Sinne  del^  Stifters  lag,  diese  Stiftung 
onders  für  verschämte  arme  Badebedürftige  zu  widmen.  *•) 
)  andere  Hälfte  der  christlichen  Badebedürftigen  wird  die 
rrschaft  Weikersdorf  nach  bestem  Ermessen  wählen.  Beide 
rden  jedoch  hiebei  auf  etwaige  Anempfehlungen  der  Familie 
3  Stifters  ihunlichsten  Bedacht  nehmen.'^ 

„Die  zur  Aufnahme  in  das  Hospiz  würdig  erachteten 
nen  israelitischen  Badebedürftigen  wird  der  Vorstand 
r  Wiener  Israeliten  jederzeit  namhaft  machen;  die  letzte 
istimmung  der  Aufnahme  steht  aber  der  männlichen  Nach- 
mmenschaft  des  Stifters  und  zwar  seinen  Söhnen  Max, 
loard,  Moriz  und  Adolf  Todesco  und  ihren  männlichen 
lehkommen  nach  dem  Grundsatze  der  Protogenitur  für  alle 
aten  zu."  — 

Die  folgende  Zusammenstellung  gibt  eine  Uebersicht 
er  die  Zahl  der  Personen^  welche  während  des  Decenniums 
63 — 1872  in  diesem  Hospize  Aufnahme  fanden,  und  über 
)  Summe  der  während  der  einzelnen  Jahre  verausgabten 
träge. 


15.  Das  Thor  des  Hospizes  wird  allabendlieh  um  9  Uhr  geschlossen 
i  dann  in  der  Regel  keinem  Bewohner  mehr  der  £in-  und  Austritt 
Uttet. 

16.  Jede  Partei  erhält  bei  ihrem  Eintritte  ein  Exemplar  dieser  Haus- 
nnng  und  wird  sieh  daher  mit  der  Unkenntniss  derselben  nicht  ent- 
uldigen  können. 

••)  Nach  §.  69  der  neuen  Vorschrift  werden  diese  10  vom  Bürger- 
Lster  zu  yergebenden  Plätze  über  Ermächtigung  desselben  vom  „Ma- 
trate'^  besetzt 

13* 
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Aulgenommcn  wurden  Personen : 

christlicher  israelitischer 

Jahr                Confession  Confession 

männl.    weibl.  männl.    weibl. 

Geschlechts  Geschlechts 

1863 33   35  9   22 

1864 33   31  9   25 

1865 26   34  8   27 

1866 22   32  3   25 

1867 23   36  4   27 

1868 32    33  7    27 

1869 30    31  6    25 

1870 27    37  9    23 

1871 34   39  5   24 

1872 40    38  5    30 

nnd  im  (Ojihrigen 

DurchMhnitte ...  30        35  6         25 


Summe 


zu- 
sammen 

der  Teraosgsbta 
'            BetrSge 

99 

356  fl.  28  kr. 

98 

349  „    19  „ 

95 

324  „    22  „ 

82 

334„  90  „ 

90 

367  „   23  „ 

99 

401  „    18  „ 

92 

373  „   83  „ 

96 

350  9,   36  „ 

102 

459  „   04  „ 

113 

488  „   40  „ 

96      380  fl.  46  kr. 


ß)  Das  Spitai  fOr  soropholSse  Kinder  (Braon-Radislowitsch'aohe  StHliii) 

In  Baden. 

Im  Jahre  1852  kam  der  Gründer  des  hiesigen  St  Anna- 
Kinderspitales,  Dr.  Mauthner  v.  Mauthstein,  nach  Baden,  um 
daselbst  für  die  in  diesem  Kinderspitale  untergebrachten  scrophu- 
lösen  Kinder  unentgeltliche  Bäder  zu  erhalten,  welche  demselbeu 
auch  von  der  Badepachtgesellschaft  ffir  die  Dauer  der  Pacbtr 
zeit  bereitwillig  zugesagt  wurden. 

Mit  der  Frage  der  „Verpflegung  und  Unterbringui»-?^ 
solcher  armer  Kinder  in  Baden  beschäftigte  sich  aber  glei^^' 
zeitig  ein  zu  diesem  Zwecke  gebildetes  provisorisches  Com  ^^ 
welches  —  obschon  aller  Mittel  baar  —  im  Vertrauen  auf 
Nächstenliebe  das  Spital  sogleich  ins  Leben  zu  rufen  beschlc^^^ 
und  dasselbe  einstweilen  dem  St.  Anna-Kinderspitale  adjungit:^  ' 
Für  die  erste  Saison  hatte  der  Gemeindevorstand  von  Bad^- 
dem  Spitale  ein  Local  in    dem   neu  erbauten  Armenhause  auf 


wiesen. 


In    dem    im    selben  Jahre  (1852)  erlassenen  Aufrufe, 
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JDung  des  betreffendeu  Landesausschusses,  welche  auch  der 
Anstalt  auf  der  betreffenden  Aufnahmsanweisung  bekannt  gege- 
ben wird,  ist  zur  Bewilligung  der  Aufnahme  noch  die  Beibrin- 
gung eines  „Zeugnisses  des  k.  k.  Polizeibezirks-  oder  Armen- 
arztes" über  die  Nothwendigkeit  des  Gebrauches  der  Badner 
Bäder  für  den  betreffenden  Gesuchsteller  erforderlich  uud  der 
„Nachweis",  dass  derselbe  nicht  in  der  Lage  sei,  die  mit  dies<»r 
Badecur  verbundenen  Kosten  aus  Eigenem  zu  ti*ageu/*) 

Es  muss  übrigens  bemerkt  werden,  dass  zur  Erlangung 
dieser  unentgeltlichen  Badecur  ein  solcher  Grad  der  Armutli, 
wie  er  zur  Erlangung  einer  ., Pfründe*'  oder  zur  Aufnahme  in 
«in  „Versorgungshaus"  vorausgesetzt  wird,  nicht  erforderlich 
ist;  es  genügt,  wie  bereits  erwähnt,  der  Ausweis,  dass  der 
Bewerber  nach  seinen  Erwerbsverhältnissen  die  Curkosten  zu 
bestreiten  nicht  in  der  Lage  ist,  daher  auch  gering  besoldeten 
Beamten  und  Dienern,  welche  eine  grosse  Familie  habtm.  derlei 
Anweisungen  erfolgt  werden/*) 

Da  die  Badesaison  jährlich  Mitte  Mai  beginnt  und  vor 
dieser  Zeit  keine  Badebedürftigen  im  Wohlthätigkeitshause  in 
B^den  aufgenommen  werden,  mit  dem  Beginue  der  Saison  aber 
alle  Plätze  auf  einmal  besetzt  werden  s<)llen,  so  werden  vor- 
läufig die  Badebedürftigeu  in  Vorm(»rkung  genommen.  Die 
'^rmeninstituts-Vorsteher  können  daher  schon  vom  Anfange  des 


**)  In  ßetreft"  der  ..nicht  zn.stäutliuiMi  Badebediültigcn"  ist  aus  i^.  (;7 
^^^'    neuen  Vorschrift  folgender  Ah>at/.  anzuführen: 

Dem  Einschreiten  für  Fremde  müssen  aber  n(d>.>t  dt'U  «duLcen  Kv- 
'^^^'U.ernissen  auch  die  Docuniente,  welchi*  das  Heiuiatreclit  nachweisen,  un<l 
^ine  Erklärung:  l)eiii:eschlossen  werden,  ol)  /.ahluuL''sj)tlichiii,^(*  Aii\erwandte 
""'^    allenfalls  weiche  vorhanden   sind,    oder  t)l)    dei    aiilVilliii-e    I)i«*n>TL!:»d)er 

*^*  Kosten  berichtitc^^n  werde,  weil,  wenn  solche  ]NT>oiien  nieiit  vorhanden 
^^'^^l,  unter  Anschluss  der  Erhobun,u:en  die  ZusnuimuuLi'  des  betretVenden 
^^^desausschusses    zur    Aufnahme    in     das     IJaduiT    Wohlthätii^kcithliaus 

seitens    des    Magistrates   erwirkt  werden  muss,  es  wäi<*  di'un.    dass    diese 

^'^s-tiramung:  schon  von  der  Partei  beigebracht   wurde. 

**)  §.  37  der  Instruction.  (§.  07  der  neuen   Vorschrift.) 
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h)  aas  dem  jeweiligen  Bürgermeister  nnd  den  Oemeinder&dien 
der  Stadt  Baden  als  „permanenten  Mitgliedern'^ '*)  Der  das 
Comitä  verstärkende  Ausschuss  besteht  ans  zehn  Mitgliedem 
des  Vereines  und  hat  mit  dem  Oomit^  die  ihm  zum  Beschlösse 
vorbehaltenen  Geschäfte  zu  erledigen.  Der  ordinirende  Arzt  ist 
zugleich  Director  der  Anstalt  und  hat  die  Oberleitung  des 
Spitales. 

Die  ökonomischen  Angelegenheiten  des  Spitales  besorgt 
der  Verwalter. 

Die  Mittel  zur  Erhaltung  des  Spitales  bestehen  ausser 
den  Interessen  des  Anstaltsvermögens**)  in  Beiträgen  derWohl- 
thäter,  in  Geschenken  und  Legaten,  in  dem  Ertrage  von  Theatw- 
vorstellungen,  Sammlungen  und  in  Verpflegsgebühren. 

Aufgenommen  werden  in  diese  Anstalt  arme  badebe- 
dürftige Kinder  jeder  Religion  zur  unentgeltlichen  Pfl^e  wäh- 
rend der  Dauer  einer  Badesaison,  insoweit  die  Mittel  der 
Anstalt  auslangen.  Hiezu  gehören  auch  jene  Kinder,  welche 
als  badebedürftig  von  den  »»Kinderspitälem  Wiens^  angewiesen 
werden. 

Es  werden  aber  gegen  Entrichtung  einer  Taxe  (von  täg- 
lich 75  kr.)  auch  solche  badebedürftige  Kinder  aufgenommen, 
deren  Angehörige  zwar  im  Stande  sind,  die  Taxe  zu  zahlen, 
deren  Vermögens-  oder  häusliche  Verhältnisse  es  aber  nicht 
erlauben,  mit  ihren  kranken  Kindern  zugleich  den  Aufenthalt 
in  Baden  zu  bestreiten. 

Die  aufzunehmenden  Kinder  dürfen  nicht  unter  drei  und 
nicht  über  zwölf  Jahre  alt  sein. 

Um  die  Aufnahme  eines  Kindes  zu  bewirken,  müssen  ^® 
Eltern  oder  Angehörigen  desselben  noch  vor  Eröffnung  der  Ct^' 


•'"')  Wenn  die  bei  der  Commune  Baden  bestehenden  „Gemeinderät t*^ 
die  Zahl  Tier  nicht  erreichen,  so  ist  an  die  Stelle  jedes  fehlenden  ein  Hf-^^' 
glied  des  Vereines  zu  wählen. 

«")  Mit  Ende  des  Jahres  1872  besass  die  Anstalt  16.660  fl.,  tP^^ 
Ende  des  Jahres  1877  18.950  iL  in  Werthpapieren. 


199 

wAt  sich  sclujfllich  an  die  „Direction  des  Spitales^^  in  Baden 
oder  den  ^^Oemeindevorstand^^  wenden  und  nebst  dem  ärztlichen 
Zeugnisse  auch  das  vollständige  Nationale  des  Kindes  einsen- 
ifio.  Bei  Zahlenden  ist  bei  der  Aufnahme  der  Taxbetrag  für 
iwei  Monate  in  vorhinein  zu  entrichten;  bei  gratis  aufzunehmen- 
den Kindern  aber  ist  ein  obrigkeitlich  bestätigtes  Armuthszeugniss 
beizulegen. 

Die  Ueberbringung  der  Kinder  in  das  Spital  geschieht  auf 
Kosten  der  Eltern  oder  Angehörigen. 

Das  Spital  hat  einen  Belegraum  für  28  Betten. 

Im  Jahre  1872  sind  56  kranke  Kinder  in  der  Anstalt 
yerpflegt  worden.  ••) 

In  diesem  Jahre '^^)  hatten  die  Einnahmen  3527  fl.  70  kr. 
und  die  Ausgaben  2706  fl.  19  kr.  betragen;  an  „Verpflegs- 
gebühren**  waren  170  fl.  eingegangen. 

T)  Kalseria  Ellsabeth-Kinderhospitalverein  zo  Hall  in  OberSsterreich. 

Dieser  Humanitätsverein  ist  von  einigen  Menschenfreunden, 
an  deren  Spitze  der  verstorbene  kaiserliche  Leibchirurg  Hofrath 
Freiherr  von  Wattmann  stand,  gegründet  worden  und  bezweckte 
die  Erhaltung  eines  Spitales  für  scrophulöse  Kinder  jedes 
Glaubensbekenntnisses  und  Standes  aus  allen  Ländern  des 
österreichischen  Kaiserstaates. '') 

Die  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  werden  durch 
Stiftungen,  Jahresbeiträge,  Geschenke,  Vermächtnisse,  Erträgnisse 
von  Lotterien  etc.  herbeigeschafft. 


••)  In  der  Badesaison  1878  befanden  sich  38  Kinder  in  der  Anstalt, 
d*nuiter  28  aus  Wien  und  dessen  Vororten. 

'•)  Die  entsprechenden  Daten  für  die  früheren  Jahre  zu  geben  war 
nicht  möglieh,  weil  die  betreffenden  Rechenschaftsberichte  fehlten. 

'*)  Die  Statuten  des  Vereines  wurden  von  der  k.  k.  o.-ö.  Statt- 
kalterei  am  16.  October  1850,  Z.  5519  und  nach  Abänderung  derselben 
zuletzt  am  12.  August  1869,  Nr.  6659  genehmigt. 


kann,")  da  weiters  die  von  den  Stiftern  empfohlenen  Kinder 
immer,  die  Zöglinge  der  Lehrinstitute  aber  in  den  Ferienmonaten 
tü^enommen  werden  sollen,  so  werden,  um  eine  entsprechende 
finlheilung  in  der  Aufnahme  der  kranken  Kinder  zu  ermöglichen, 
die  Bewerber  von  der  Centraldirection  des  Vereines  im  Wege 
dar  Kundmachung  aufgefordert,  die  mit  dem  Geburtsscheine, 
dem  ärztlichen  und  Armuthszeugnisse  versehenen  Aufnahms- 
gesQche  bis  längstens  Ende  März  eines  jeden  Jahres  einzu- 
kingen.  Die  in  Ober-  und  Niederösterreich  Zuständigen  haben 
&  Gesuche  bei  dem  betreffenden  Landesausschusse,  die  „in 
Vien  Zuständigen'^  bei  dem  Magistrate,  alle  anderen  bei  der 
Centraldirection   des  Vereines  einzureichen.  — 

2)  Das  Armenbadepital  in  Hall. 

Dasselbe  ist  für  Personen  über  14  Jahre  bestimmt. 

Laut  Mittheilung  der  k.  k.  Statthai terei  in  Oberösterreich 
m  1.  Mai  1857,  Z.  2140  und  vom  17.  Mai  1860,  Z.  2760 
liaben  für  arme  Kranke,  welche  in  dem  Badeorte  Hall  bei 
Iremsmünster  in  Oberösterreich  Heilung  suchen,  folgende 
JBestimmungen  zu  gelten,  welche  auch  von  der  Heimat- 
gemeinde, die  es  betrifft,  zur  genauen  Richtschnur  zu 
lehmen  sind. 

1.  Der  arme  Kranke  hat  sich  mit  einem  legalen  Armuths- 
aeagnisse  und  mit  dem  Zeugnisse  eines  Heilarztes,  dass  für 
«einen  Zustand  der  Gebrauch  des  Haller  Bades  nöthig  ist,  zu 
versehen. 

2.  Gegen  diesen  Ausweis  wird  ihm  von  der  ständischen 
ladedirection  in  Hall  die  nöthige  Anzahl  von  Bädern  unent- 
geltlich verabfolgt. 


")  Nach  dem  Jahresberichte  dieses  Vereines  pro  1878  wurden  im 
VtitTerflossenen  Jahre  276  Kinder  und  darunter  106  „unentgeltlich"  in  der 
-Aflstalt  aufgenommen  und  verpflegt.  Durchschnittlich  entfielen  auf  ein  Kind 
^'8  Verpflegstftge.  Der  in  der  letzten  Vereinsversammlung  beschlossene 
Ifeubau  eines  stockhohen  Hauses  mit  einem  Belegraumo  für  28  Betten 
"^ffd  im  August  1.  J.  in  Benützung  genommen  werden  können. 
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Der  Verein   besteht  aus  Gründern,^*)   beitragenden  Mit« 

gliedern'*)  und  Ehrenmitgliedern.'*) 

Jeder  Oründer  hat  för  je  volleingezahlte  1000  fl.  des 
Stiltungsbetrages  für  sich  und  seine  Erben  das  Recht,  jAhrM 
Ein  Kind  in  das  Hospital  zur  „unentgeltlichen  Verpflegung  und 
Cur"  zu  senden.  \ 

Der  Verein  bestreitet  die  Kosten  der  Reise,  Heilung  und 
Verpflegung. 

Die  aufzunehmenden  Kinder  dürfen  nicht  unter  4  und 
nicht  über  14  Jahre  alt  sein.  Es  muss  für  dieselben  ein 
„ärztliches  Parere"  vorgelegt  werden,  in  welchem  ausdrücklich 
ausgesprochen  ist,  dass  for  das  betrefl'ende  Kind  die  Haller 
Jodbäder  nothwendig  sind. 

Die  Commune  Wien  hat  in  dieser  Heilanstalt  3  Stiflplätze  ") 
gegründet  und  damit  das  Recht  erlangt,  zum  Mindesten  21  scropha- 
lOse  Kinder  in  einem  Jahre  dahin  zur  Heilung  abzugeben/*) 
da  an  die  Stelle  der  nach  vollendeter  Cur  (welche  sich  nicht 
über  6  Wochen  erstrecken  soll)  austretenden  Kinder  wieder 
neue  Patienten  in  das  Spital  gewiesen  werden  können. 

Da  die  Anstalt  gleichzeitig  nur  70  Kinder  beherbergen 

")  Gründer  sind  ausser  jenen,  welche  bis  zum  Tage  der  Genehnü- 
gung  der  Statuten  bereits  Gründer  waren  und  deren  bisherige  Rechte  unbe- 
rührt bleiben,  jene,  die  a)  entweder  auf  einmal  den  Betrag  von  1000  fl.  öAV. 
baar  erlegen,  oder  b)  dieses  Capital  in  regelmassigen  Theilbeträgen  im  Ver- 
laufe von  längstens   10  Jahren  einzahlen,  oder  endlich  c)  einen  grösseren 
Betrag  (mindestens  300   fl.)  auf  einmal  dem  Vereine  mit  der  Bestimmung 
übergeben,  dass  diese  Summe  insolange  fruchtbringend  angelegt  werde,  bis 
sie  nebst  Zinsen  und  Zinseszinsen  den  vollen  Betrag  einer  Stiftung  erreicht. 

'•)  Die  beitragenden  Mitglieder  haben  einen  jährlichen  Beitrag 
von  wenigstens  5  fl.  ö.  AV.  zu  leisten. 

'*)  Ehrenmitglieder  heissen  jene  Personen,  welche  vermöge  ihrer 
Stellung,  ihres  Einflusses  und  ihrer  Verdienste  um  den  Verein  als  solche 
gewählt  werden.   Sie  sind  zu  keiner  bestimmten  Geldleistung  verpflichtet. 

'*)  Die  Gründung  dieser  ,,Stift])lätze"  erfolgte  in  der  Weise,  dass 
die  Commune  Wien  jährlich  den  Betrag  von  945  fl.  o.  W.  bezahlt,  und  zwar 
mit  dem  R<^chte  der  ganzjährigiMi  Kündigung  dieses  üebereinkommens, 

'")  §.  39  der  Instruction,  (g.  ö9  der  neuen  Vorschrift.) 
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.kaim^^O  dft   weiters  die  von   den  Stiftern   empfohlenen  Kinder 

Limmer,  die  Zöglinge  der  Lehrinstitute  aber  in  den  Ferienmonaten 

•Benommen  werden  sollen,  so  werden,  nm  eine  entsprechende 

f üntheilung  in  der  Aufnahme  der  kranken  Kinder  zu  ermöglichen, 

die  Bewerber   von  der  Centraldirection  des  Vereines   im  Wege 

ier  Kundmachung    aufgefordert,    die   mit   dem  Geburtsscheine, 

dem  ärztlichen  und  Armuthszeugnisse  versehenen  Aufnahms- 

gesnche  bis   längstens  Ende  März    eines  jeden  Jahres    einzu- 

kingen.  Die  in  Ober-  und  Niederösterreich  Zuständigen  haben 

die  Gesuche   bei  dem   betreffenden  Landesausschusse,    die    „in 

Wien  Zuständigen^'    bei  dem  Magistrate,  alle   anderen  bei    der 

Centraldirection   des  Vereines  einzureichen.  — 

S)  Da8  Armenbadspltal  In  Hall. 

Dasselbe  ist  für  Personen  über  14  Jahre  bestimmt. 

Laut  Mittheilung  der  k.  k.  Statthalterei  in  Oberösterreich 
Tom  1.  Mai  1857,  Z.  2140  und  vom  17.  Mai  1860,  Z.  2760 
baben  für  arme  Kranke,  welche  in  dem  Badeorte  Hall  bei 
Kremsmünster  in  Oberösterreich  Heilung  suchen,  folgende 
Bestimmungen  zu  gelten,  welche  auch  von  der  Heimat- 
gemeinde, die  es  betrifft,  zur  genauen  Richtschnur  zu 
nehmen  sind. 

1.  Der  arme  Kranke  hat  sich  mit  einem  legalen  Armuths- 
zeugnisse und  mit  dem  Zeugnisse  eines  Heilarztes,  dass  für 
seinen  Zustand  der  Gebrauch  des  Ilaller  Bades  nöthig  ist,  zu 
Tersehen. 

2.  Gegen  diesen  Ausweis  wird  ihm  von  der  ständischen 
Badedirection  in  Hall  die  nöthige  Anzahl  von  Bädern  unent- 
geltlich verabfolgt. 


'')  Nach  dem  Jahresberichte  dieses  Vereines  pro  1878  wurden  im 
letztverflossenen  Jahre  276  Kinder  und  darunter  106  „unentgeltlich"  in  der 
Anstalt  aufgenommen  und  verpflegt.  Durchschnittlich  entfielen  auf  ein  Kind 
44*8  Verpflegstage.  Der  in  der  letzten  Vereins  Versammlung  beschlossene 
Neubau  eines  stockhohen  Hauses  mit  einem  Belegraume  für  28  Betten 
wird  im  August  1.  J.  in  Benützung  genommen  werden  können. 
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3.  Jedem  armen  Kranken  hat  die  Heimalgemeinde  za  seiner 
y  erköstigung  in  Hall  mindestens  einen  Geldbetrag  von  10  fl.  60  kr^ 
jetzt  12  fl.  ö.  W.  mitzugeben;  femer  hat  sie  die  Kosten  der 
Hin-  und  Rückreise  auf  sich  zu  nehmen. 

4.  In  dem  in  Hall  bestehenden  Armenspitale  findet  ehr 
arme  Kranke  nach  Oestattung  des  Raumes  unentgeltlich  ^Unter- 
kunft und  ärztliche  Behandlung^  und  wenn  er  einen  Gteldb^n; 
von  10  fl.  50  kr.,  jetzt  12  fl.  ö.  W.,  erl^  auch  die  gändiehe 
„Verpflegung"  während  eines  Monates. Für  die  übrigeZeit,  welche 
der  Kranke  im  Armenbadspitale  nach  der  Entscheidung  des 
Arztes  noch  zubringen  muss,  hat  die  Heimatgemeinde  die  Ver- 
gütung nach  den  Verpflegungstaxen  und  den  jeweiligen  Ver- 
köstigungspreisen  zu  leisten. 

5.  Die  Aufnahme  in  das  Armenbadspital  geschieht  dorcb 
den  Ortspfarrer  in  Hall.  ") 

In  dem  Gesuche  um  Aufnahme,  welchem  die  schon  oben 
eub  1  bezeichneten  Documente  und  der  ^^Heimatschein^  beizu" 
schliessen  sind,  ist  zugleich  um  die  Festsetzung  des  Zeitpunkte^ 
des  Eintreffens  zu  bitten. 

Wenn  der  Badebedürftige,  der  in  das  Armenbadspital  auf- 
genommen zu  werden  wünscht,  die  Verpflegskosten  und  die 
Kosten  der  Hin-  und  Herreise  zu  bestreiten  ausser  Stande  ist, 
so  wird  demselben  über  Ansuchen  eine  „Aushilfe'*  vom  Magi- 
strate bewilliget.  '•) 


'»)  Erlass  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  10.  Juni  1860,  Z.  25.864. 
—  Nach  §.  69  der  „neuen  Vorschrift"  sind  die  Gesuche  um  Aufnahme  in 
dieses  Spital  an  den  oberösterreichischen  Landesausschuss  zu  Linz  za 
richten. 

''^)  Da  aber  Fälle  vorkamen,  dass  Arme,  welche  eine  Aushilfe  zum 
Zwecke  des  Besuches  des  Armenbadspitales  in  Hall  erhalten  hatten,  die 
Aushilfe  für  sich  verwendeten,  ohne  das  Armenbadspital  zu  besuchen,  so 
wurde  seit  dem  Jahre  1874  im  Armendepartement  des  Wiener  Magi- 
strates die  Uebung  eingeführt-,  dass  dem  um  Aufnahme  in  das  Hailer 
Armenbadspital  ansuchenden  Armen  keine  Aushilfe  auf  die  Hand  ge- 
geben wird,  sondf'rn  für  denselben  die  Kosten  einer  ein  monatlichen  V^er- 
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Zu  erw&hnen  ist  noch,  dass  von  dem  Bninnen-Inspectorate 

dfiB  Marienbader  Erenzbrunnens  seit  einer  Beihe  von  Jahren 

tUj&hrlich    500  Ejrüge  mit   diesem  Brunnenwasser  dem  Wiener 

Magistrate  übersendet  werden,  welche  über  ärztliche  Verschrei- 

iKmg  seitens  der  Stadtphysiker  an  in  Wien  domicilirende  Arme 

Tertheilt  werden. 

i  Bestlnimuiigeii  Aber  die  unentgeltliche  Beerdlgong  ver- 
storbener armer  Personen. 

Schliesslich  werden  noch  die  verschiedenen  Normen  ange- 
filhrt,  welche  über  die  Pflicht  zur  Bestreitung  der  Begräbnis  s- 
lösten  solcher  verstorbenen  Personen  bestehen,  deren  Nachlass 
m  Bestreitung  dieser  Kosten  nicht  ausreicht. 

Eine  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung  zur  Beant- 
wortung der  Frage,  wer  die  Kosten  für  die  Beerdigung  eines 
nttellos  Verstorbenen  zu  tragen  habe,  ist  nicht  vorhanden. 

In  einem  Patente  Kaiser  Josef  11.  vom  25.  Jänner  1782 
lieisst  es:  ^Die  armen  Leute,  welche  ausser  wenigem  Hausrathe 
nichts  verlassen  und  deren  Mittellosigkeit  entweder  durch  obrig- 
ketüiches  Zeugniss  oder  von  dem  Grundrichter  bescheinigt  wird, 
sind  aus  christlicher  Liebe  und  Barmherzigkeit  unentgeltlich 
lu  begraben." 

Reichte  demnach  der  Nachlass  des  Verstorbenen  nicht  hin, 
nm  aus  demselben  die  Begräbnisskosten  zu  decken,  und  waren 
aach  keine  zum  Ersätze  oder  zur  Bestreitung  derselben  ver- 
pflichteten Anverwandten  vorhanden,  so  verzichtete  die  Kirche 
ond  die  Gemeinde  auf  die  Zahlung  der  für  dieselben  aus  dem 
Begräbnissacte  entfallenden  „Gebühren".  Wenn  aber  eine  solche 
in  Wien  verstorbene  mittellose  Person,  welche  auf  „Gemeinde- 


pflegung  im  Betrage  von  12  fl.  aus  dem  „allgomeinen  Versorgungsfonde" 
an  die  Verwaltung  des  Armenbadspitales  abgeführt  werden. 

Im  Laufe  des  Jahres  1874  befanden  sich  7,  im  Laufe  des  Jahres  1875 
6  arme  Kranke  auf  Kosten  des  „allgemeinen  Vorsorgungsfondes^'  im  Haller 
Armenbadspitale  in  Verpflegung  und  wurde  hiefür  im  Jahre  1874  ein  Betrag 
Ton  7t  fl.  und  im  Jahre  1875  67  fl.  20  kr.  verausgabt. 


*®)  In  einer  an  den  hiesigen  Magistrat  gerichteten  Note  des  Stadt- 
rathes  in  Graz  vom  13.  April  1875  wurde  rücksichtlieh  eines  derartigen 
Ersatzanspruches  der  Gemeinde  Wien  auf  die  Entscheidungen  des  Ministe- 
riums des  Innern  vom  15.  März  1869,  Z.  2694  und  vom  27.  December  1872, 
Z.  18.657  hingewiesen,  denen  zufolge  „Beerdigungskosten^  nicht  unter 
die  der  Heimatgemeinde  auferlegten  Verpflichtungen  subsumirt  wer- 
den können. 

„In  Anbetracht  des  Umstandes,**  —  heisst  es  weiters  in  dem  Statt- 
haltereidecrete  vom  18.  September  1875,  Z.  22.811  —  „dass  in  Folge 
wiederholter  Weisungen  und  Entscheidungen  des  k.  k.  Ministeriums  des 
Innern,  in  welcher  üinsicht  auch  auf  den  (unten  folgenden)  in  einem 
analogen  Falle  erlassenen  Ministerial-Erlass  vom  15.  August  d.  J.,  Z.  11.921 
hingewiesen  wird,  „Beerdigungskosten"  für  Arme  als  polizeiliche  Sani- 
tätsauslagen von  den  Gemeinden,  wo  der  Todesfall  eingetreten  ist,  zu 
tragen  sind,  ist  die  Statthalt erei  nicht  in  der  Lage,  dem  Ansuchen  des 
Wiener  Magistrates  um  Vermittlung  des  Ersatzes  der  Beerdigungskosten 
für  die  in  Wien  verstorbenen  A.  K.,  F.  S.  und  A.  S.  seitens  der  Zuständig- 
keitsgemeinde Graz  Folge  zu  geben." 

Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  15.  August 
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kosten^  zu  beerdigen  war,  einer  fremden  Hdmatgemeinda 
angehörte,  so  wurde  von  derselben  der  Ersatz  der  BegrÄbniss- 
kosten  verlangt  und  in  der  Regel  auch  geleistet. 

Nach  dem  Erscheinen  des  Heimatgesetzes  vom  3.  De- 
cember 1863  ergaben  sich  jedoch  bei  Einbringung  solcher 
„Begräbnisskosten'^  Miederholte  Anstände,  indem  einzelne  Gemein- 
den die  Leistung  des  beanspruchten  Ersatzes  aus  dem  Grunde 
verweigerten,  weil  ihrer  Ansicht  nach  die  „Beerdigungskosten* 
nicht  zu  den  im  §.  29  das  Heimatgesetzes  bezeichneten  »Yer- 
pflegskosten^  zu  rechnen,  sondern  als  eine  in  das  Ressort  der 
„Sanitätspolizei^  fallende  Auslage  zu  betrachten  seien« 

In  einem  speciellen  Falle  ist  auch  zu  Ungunsten  der 
Gemeinde  Wien  und  zwar  mit  einem  Ministerialerlasse  vom 
3.  September  1866,  Z.  14.067  (Statthaltereidecret  vom  6.  Sep- 
tember 1866,  Z.  29.557)  entschieden  worden,  dass  unter  den 
im  §.  29  des  Heimatgesetzes  besagten  „Verpflegskosten^  in 
letzter  Linie,  nämlich  bei  einem  tödtlichen  Ausgange  der  Krank- 
heit, auch  die  „Beerdigungskosten"  zu  verstehen  seien.  "•) 
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welchem  die  Errichtung  dieses  Spitales  bekannt  gegeben  und  di(» 

Bitte  um  Förderung  des  humanen  Zweckes  ausgesprochen  wurde, 

war  zugleich  bekannt  gegeben  worden,  dass  die  neugegründete 

instalt  bereits  im  Juni  1852  ihr  Wirken  beginne,  und  dass  zur 

Attfiiahme    armer    scrophulöser    Kinder    6    Betten    eingerichtet 

irorden  seien.    Es  wurden  auch  im  ersten  Jahre  des  Bestehens 

der  Anstalt  bereits  15  Kiuder  in  derselben  verpflegt. 

Im  Jahre  1856  schenkte  Frau  Louise  Braun  der  Anstalt 
ftin  zur  Unterbringung  solcher  armer  Kiuder  eigens  erbautes 
Haus,  welches  am  7.  August  desselben  Jahres  bezogen  wurde. 
Die  von  dem  Comite  festgestellten  Statuten  behufs  Grün- 
dung eines  „Vereines  zur  Erhaltung  eines  Spitales  für  scrophu- 
löse  Kinder  in  Baden"  sind  mit  dem  Statthalterei -Erlasse  vom 
14.  Jänner  1859  genehmigt  worden. 

Nach  denselben  besteht  der  Zweck  dieses  Vereines  in  der 

Erhaltung  eines  Spitales,  um  scrophulose  Kiuder  in  Kost,  Wartung, 

fetliche  Pflege  und  Behandlung  zu  nehmen  und  ihnen  besonders  die 

K^ohlthat  des  Gebrauches  der  Baduer  Bäder  augedeihen  zu  lassen. 

Der  Verein    besteht    ausser    der    obersten  Schutzfrau    und 

deren  Stellvertreterin  aus    den  Grundern  *^*),    Mitgliedern  ^^)  und 

Wohlthätern. "') 

Die  Geschäftsführung  besorgt  ein  leitendes  Comite  uud 
ein  dieses  verstärkender  Ausschuss.  Das  Comiti5  besteht  a)  aus 
sechs  aus  den  Mitgliedern  des  Vereines  gewählten  Personen  uud 


*•*)  Gründer  sind:  a)  joder  Stifter  eines  Bettes  und  jeder,  der 
nebst  dem  jährlichen  Beitrage  von  mindestens  'j  fl.  auch  noch  zum  Grün- 
dungsfonde  die  Summe  von  50  fl.  beisteuert: 

bj  die  Mitglieder  des  provisoriselien  Comites,  welche  im  Jahre  1852 
zur  Creirung  des  Spitales  zusammengetreten  sind: 

ej  die  beiden  Frauen  Louise  Braun  und  Elise  Boldrini  (Stifterinnen 
des  Armenhauses)  als  grosse  Wohlthäter  der  Commune  Baden;  und 

d)  die  Commune  Baden,  repräs(»ntirt  durch  ihren  Gemeindevorstand. 

•^)  Mitglied  ist  jeder,  der  sich  zu  einem  jährlichen  Beitrage  von 
mindestens  5  fl.  bereit  erklärt, 

•*)  Wohlthäter  ist  jeder,  der  zum  Spitalfonde  irgend  einen  wohl- 
thätigen  Beitrag,  wenn  auch  nur  ein-  fiir  allemal,  leistet. 
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Aulgenommen  wurden  Personen : 

christlicher  israelitischer 

Jahr                 Confession  Confession 

männl.    weibl.  männl.    weibl. 

Geschlechts  Geschlechts 

1863 33   35  9   22 

1864 33   31  9   25 

1865 26   34  8   27 

1866 22    32  3    25 

1867 23   36  4   27 

1868 32    33  7    27 

1869 30   31  6   25 

1870 27   37  9   23 

1871 34    39  5    24 

1872 40   38  5   30 

Dnd  im  lOjlbrigen 

Dnrcbselinitte ...  30        35  6         25 


Summe 


zu- 
sammen 

der  Teransgabti 
'           Betrige 

99 

356  fl.  28  kr. 

98 

349  „    19  „ 

95 

öark    99      aa     99 

82 

334„  90  „ 

90 

367  „    23   „ 

99 

401  „    18  „ 

92 

373  „    83  „ 

96 

350  „   36  „ 

102 

459  „   04  „ 

113 

488  „    40  „ 

96      380  fl-  46  kr. 


ß)  Da8  Spital  fOr  sorophulSse  Kinder  (Braun-Radialowltsoh'sohe  Stlftoag) 

In  Baden. 

Im  Jahre  1852  kam  der  Gründer  des  hiesigen  St.  Anna- 
Kinderspitales,  Dr.  Mauthner  v.  Mauthstein,  nach  Baden,  um 
daselbst  für  die  in  diesem  Kinderspitale  untergebrachten  scrophu- 
lösen  Kinder  unentgeltliche  Bäder  zu  erhalten,  welche  demselben 
auch  von  der  Badepachtgesellschaft  für  die  Daner  der  Pacht- 
zeit  bereitvnllig  zugesagt  wurden. 

Mit  der  Frage  der  „Verpflegung  und  Unterbringung* 
solcher  armer  Kinder  in  Baden  beschäftigte  sich  aber  gleich- 
zeitig ein  zu  diesem  Zwecke  gebildetes  provisorisches  Comite, 
welches  —  obschon  aller  Mittel  baar  —  im  Vertrauen  auf  die 
Nächstenliebe  das  Spital  sogleich  ins  Leben  zu  rufen  beschloss, 
und  dasselbe  einstweilen  dem  St.  Anna-Kinderspitale  adjungirte. 
Für  die  erste  Saison  hatte  der  Gemeindevorstand  von  Baden 
dem  Spitale  ein  Local  in  dem  neuerbauten  Armenhanse  ange- 
wiesen. 

In    dem   im    selben  Jahre  (1852)  erlassenen  Aufrufe,  mit 
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welchem  die  Errichtung  dieses  Spitales  bekannt  gegeben  und  die 
Bitte  um  Förderung  des  humanen  Zweckes  ausgesprochen  wurde, 
war  zugleich  bekannt  gegeben  worden,  dass  die  neugegründete 
Anstalt  bereits  im  Juni  1852  ihr  Wirken  beginne,  und  dass  zur 
Ao&ahme  armer  scrophulöser  Kinder  6  Betten  eingerichtet 
worden  seien.  Es  wurden  auch  im  ersten  Jahre  des  Bestehens 
der  Anstalt  bereits  15  Kinder  in  derselben  verpflegt. 

Im  Jahre  1856  schenkte  Frau  Louise  Braun  der  Anstalt 
ein  zur  Unterbringung  solcher  armer  Kinder  eigens  erbautes 
Haus,   welches  am  7.  August  desselben  Jahres  bezogen  wurde. 

Die  von  dem  Gomitä  festgestellten  Statuten  behufs  Grün- 
dang eines  „Vereines  zur  Erhaltung  eines  Spitales  für  scrophu- 
löse  Kinder  in  Baden"  sind  mit  dem  Statthalterei -Erlasse  vom 
14.  Jänner  1859  genehmigt  worden. 

Nach  denselben  besteht  der  Zweck  dieses  Vereines  in  der 
Erhaltung  eines  Spitales,  um  scrophulöse  Kinder  in  Kost,  Wartung, 
ärztliche  Pflege  und  Behandlung  zu  nehmen  und  ihnen  besonders  die 
Wohlthat  des  Gebrauches  der  Badner  Bäder  angedeihen  zu  lassen. 

Der  Verein  besteht  ausser  der  obersten  Schutzfrau  und 
deren  Stellvertreterin  aus  den  Gründern  **),  Mitgliedern  •*)  und 
Wohlthätern.  ••) 

Die  Geschäftsführung  besorgt  ein  leitendes  Comitö  und 
ein  dieses  verstärkender  Ausschuss.  Das  Comit^  besteht  a)  aus 
sechs  aus  den  Mitgliedern  des  Vereines  gewählten  Personen  und 


*^)  Gründer  sind:  a)  jeder  Stifter  eines  Bettes  und  jeder,  der 
nebst  dem  jährlichen  Beitrage  von  mindestens  5  fl.  auch  noch  zum  Grün- 
dungsfonde  die  Summe  von  50  fl.  beisteuert; 

b)  die  MitgUeder  des  provisorischen  Comites,  welche  im  Jahre  1852 
zar  Creirung  dos  Spitales  zusammengetreten  sind; 

e)  die  beiden  Frauen  Louise  Braun  und  Elise  Boldrini  (Stifterinnen 
des  Armenhauses)  als  grosse  Wohlthäter  der  Commune  Baden;  und 

d)  die  Commune  Baden,  repräsentirt  durch  ihren  Gemeindevorstand. 
•*)  Mitglied  ist  jeder,  der  sich  zu  einem  jährlichen  Beitrage  von 
mindestens  5  fl.  bereit  erklärt. 

••)  Wohlthat  er  ist  jeder,  der  zum  Spitalfonde  irgend  einen  wohl- 
thätigen  Beitrag,  wenn  auch  nur  ein-  für  allemal,  leistet. 


h)  ans  dem  jeweiligen  Bürgermeister  und  den  Oemeinder&thra 
der  Stadt  Baden  als  „permanenten  Mi^liedem'S**)  Der  das 
Comitö  verstärkende  Aussehuss  besteht  ans  zehn  Mitgüedem 
des  Vereines  und  hat  mit  dem  Gomitä  die  ihm  zum  Beschlüsse 
Yorbehaltenen  Geschäfte  zu  erledigen.  Der  ordinirende  Arzt  ist 
zugleich  Director  der  Anstalt  und  hat  die  Oberleitung  des 
Spitales. 

Die  ökonomischen  Angelegenheiten  des  Spitales  besorgt 
der  Verwalter. 

Die  Mittel  zur  Erhaltung  des  Spitales  bestehen  ausser 
den  Interessen  des  Anstaltsvermögens  ••)  in  Beiträgen  der  Wohl- 
thäter,  in  Geschenken  und  Legaten,  in  dem  Ertrage  von  Theat»- 
Vorstellungen,  Sammlungen  und  in  Verpflegsgebühren. 

Aufgenommen  werden  in  diese  Anstalt  arme  badebe- 
dürftige Kinder  jeder  Religion  zur  unentgeltlichen  Pfl^e  wäh- 
rend der  Dauer  einer  Badesaison,  insoweit  die  Mittel  dar 
Anstalt  auslangen.  Hiezu  gehören  auch  jene  Kinder,  welche 
als  badebedürftig  von  den  ^Kinderspitälem  Wiens^  angewiesen 
werden. 

Es  werden  aber  gegen  Entrichtung  einer  Taxe  (von  täg- 
lich 75  kr.)  auch  solche  badebedürftige  Kinder  aufgenommen, 
deren  Angehörige  zwar  im  Stande  sind,  die  Taxe  zu  zahlen, 
deren  Vermögens-  oder  häusliche  Verhältnisse  es  aber  nicht 
erlauben,  mit  ihren  kranken  Kindern  zugleich  den  Aufenthalt 
in  Baden  zu  bestreiten. 

Die  aufzunehmenden  Kinder  dürfen  nieht  unter  drei  unc 
nicht  über  zwölf  Jahre  alt  sein. 

Um  die  Aufnahme  eines  Kindes  zu  bewirken,  müssen  däi^ 
Eltern  oder  Angehörigen  desselben  noch  vor  EröflOiung  der  Cit<^— 


*'^)  Wenn  die  bei  der  Commune  Baden  bestehenden  ^GemeinderättB-^ 
die  Zahl  vier  nicht  erreichen,  so  ist  an  die  Stelle  jedes  fehlenden  ein 
glied  des  Vereines  zu  wählen. 

**)  Mit  Ende   des  Jahres  1872   besass   die  Anstalt  16.660  fl., 
Ende  des  Jahres  1877  18.950  iL  in  Werthpapieren. 
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Mit  sich  schriftlich  an  die  „Direction  des  Spitales^'  in  Baden 
oder  den  „Oemeindevorstand^'  wenden  und  nebst  dem  ärztlichen 
Zeugnisse  auch  das  vollständige  Nationale  des  Kindes  einsen- 
den. Bei  Zahlenden  ist  bei  der  Aufnahme  der  Taxbetrag  für 
iwei  Monate  in  vorhinein  zu  entrichten;  bei  gratis  aufzunehmen- 
den Kindern  aber  ist  ein  obrigkeitlich  bestätigtes  Armuthszeugniss 
beizulegen. 

^  Die  Ueberbringung  der  Kinder  in  das  Spital  geschieht  auf 

Kosten  der  Eltern  oder  Angehörigen. 

Das  Spital  hat  einen  Belegraum  für  28  Betten. 

Im  Jahre  1872  sind  56  kranke  Kinder  in  der  Anstalt 
yerpflegt  worden.  ••) 

In  diesem  Jahre '^^)  hatten  die  Einnahmen  3527  fl.  70  kr. 
und  die  Ausgaben  2706  fl.  19  kr.  betragen;  an  „Verpflegs- 
gebühren**  waren  170  fl.  eingegangen. 

T)  Kaiserin  Elisabeth-Klnderhospltaivereln  zu  Hall  In  OberSaterreloh. 

Dieser  Humanitätsverein  ist  von  einigen  Menschenfreunden, 

An  deren  Spitze  der  verstorbene  kaiserliche  Leibchirurg  Hofrath 

Freiherr  von  Wattmann  stand,  gegründet  worden  und  bezweckte 

die  Erhaltung    eines    Spitales    für    scrophulöso    Kinder   jedes 

Glaubensbekenntnisses    und   Standes    aus    allen   Ländern    des 

öaterreichischen  Kaiserstaates.  '*) 

Die  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  werden  durch 
Stiftungen,  Jahresbeiträge,  Geschenke,  Vermächtnisse,  Erträgnisse 
^on  Lotterien  etc.  herbeigeschafft. 


••)  In  der  Badesaison  1878  befanden  sich  38  Kinder  in  der  Anstalt, 
^^runter  28  aus  Wien  und  dessen  Vororten. 

''•)  Die  entsprechenden  Daten  für  die  früheren  Jahre  zu  geben  war 
^\cht  möglich,  weil  die  betreffenden  Rechenschaftsberichte  fehlten. 

^')  Die  Statuten  des  Vereines  wurden  von  der  k.  k.  o.-ö.  Statt- 
^^Iterei  am  16.  October  18öG,  Z.  5519  und  nach  Abänderung  derselben 
Zuletzt  am  1«.  August  18G9,  Nr.  6659  genehmigt. 
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Der  Verein  besteht  aus  Gründern/*)  beitragenden  Mit- 
gliedern")  und  Ehrenmitgliedern.'*) 

Jeder  Gründer  hat  für  je  yolleingezahlte  1000  fl.  des 
Stittungsbetrages  für  sich  und  seine  Erben  das  Recht,  jährlich 
Ein  Kind  in  das  Hospital  zur  ^unentgeltlichen  Verpflegung  und 
Cur**  zu  senden. 

Der  Verein  bestreitet  die  Kosten  der  Reise,  Heilung  und 
Verpflegung. 

Die  aufzunehmenden  Kinder  dürfen  nicht  unter  4  und 
nicht  über  14  Jahre  alt  sein.  Es  muss  für  dieselben  ein 
„ärztliches  Parere"  vorgelegt  werden,  in  welchem  ausdrücklich 
ausgesprochen  ist,  dass  für  das  betrefi'ende  Kind  die  Haller 
Jodbäder  nothwendig  sind. 

Die  Commune  Wien  hat  in  dieser  Heilanstalt  3  Stiflplätze  '*) 
gegründet  und  damit  das  Recht  erlangt,  zum  Mindesten  21  scrophu- 
löse  Kinder  in  einem  Jahre  dahin  zur  Heilung  abzugeben,  '*) 
da  an  die  Stelle  der  nach  vollendeter  Cur  (welche  sich  nicht 
über  6  Wochen  erstrecken  soll)  austretenden  Kinder  wieder 
neue  Patienten  in  das  Spital  gewiesen  werden  können. 

Da  die  Anstalt  gleichzeitig  nur  70  Kinder  beherbergen 

'*)  Gründer  sind  ausser  jenen,  welche  bis  zum  Tage  der  Genehmi- 
gung der  Statuten  bereits  Gründer  Avaren  und  deren  bisherige  Rechte  unbe- 
rührt bleiben,  jene,  die  a)  entweder  auf  einmal  den  Betrag  von  1000  fl.  ö.W. 
baar  erlegen,  oder  b)  dieses  Capital  in  regelmässigen  Theilbeträgen  im  Ver- 
laufe von  längstens  10  Jahren  einzahlen,  oder  endlieh  c)  einen  grösseren 
Betrag  (mindestens  300  fl.)  auf  einmal  dem  Vereine  mit  der  Bestimmung 
übergeben,  dass  diese  Summe  insolange  fruchtbringend  angelegt  werde,  bis 
sie  nebst  Zinsen  und  Zinseszinsen  den  vollen  Betrag  einer  Stiftung  erreicht. 

'•)  Die  beitragenden  Mitglieder  haben  einen  jährlichen  Beitrag 
von  wenigstens  5  fl.  ö.  W.  zu  leisten. 

'*)  Ehrenmitglieder  hoissen  jene  Personen,  welche  vermöge  ihrer 
Stellung,  ihres  Einflusses  und  ihrer  Verdienste  um  den  Verein  als  solche 
gewählt  werden.   Sie  sind  zu   keiner  bestimmten  Geldleistung  verpflichtet. 

'*)  Die  Gründung  dieser  „Stiflplätzo"  erfolgte  in  der  Weise,  dass 
die  Commune  Wien  jährlich  den  Betrag  von  945  fl.  ö.  W.  bezahlt,  und  zwar 
mit  dem  Rechte  der  ganzjährigen  Kündigung  dieses  Uebereinkommens. 

'•)  §.  39  der  Instruction.  (§.  ÖU  der  neuen  Vorschrift.) 
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kann,")  da  weiters  die  von  den  Stiftern  empfohlenen  Kinder 
immer,  die  Zöglinge  der  Lehrinstitute  aber  in  den  Ferienmonaten 
Mifgenommen  werden  sollen,  so  werden,  nm  eine  entsprechende 
Einiheilnng  in  der  Aufnahme  der  kranken  Kinder  zu  ermöglichen, 
die  Bewerber  von  der  Centraldirection  des  Vereines  im  Wege 
der  Kundmachung  aufgefordert,  die  mit  dem  Oeburtsscheine, 
dem  ärztlichen  und  Armuthszeugnisse  versehenen  Aufnahms- 
gesuche bis  längstens  Ende  März  eines  jeden  Jahres  einzu- 
bringen. Die  in  Ober-  und  Niederösterreich  Zuständigen  haben 
die  Gesuche  bei  dem  betreffenden  Landesaussehusse,  die  „in 
Wien  Zuständigen^  bei  dem  Magistrate,  alle  anderen  bei  der 
Centraldirection   des  Vereines  einzureichen.  — 

S)  Da8  Armenbadspltal  In  Hall. 

Dasselbe  ist  für  Personen  über  14  Jahre  bestimmt. 

Laut  Mittheilung  der  k.  k.  Statthalterei  in  Oberösterreich 
7om  1.  Mai  1857,  Z.  2140  und  vom  17.  Mai  1860,  Z.  2760 
haben  für  arme  Kranke,  welche  in  dem  Badeorte  Hall  bei 
Kremsmünster  in  Oberösterreich  Heilung  suchen,  folgende 
Bestimmungen  zu  gelten,  welche  auch  von  der  Heimat- 
gemeinde, die  es  betrifft,  zur  genauen  Bichtschnur  zu 
nehmen  sind. 

1.  Der  arme  Kranke  hat  sich  mit  einem  legalen  Armuths- 
zeugnisse und  mit  dem  Zeugnisse  eines  Heilarztes,  dass  für 
seinen  Zustand  der  Gebrauch  des  Haller  Bades  nöthig  ist,  zu 
Tersehen. 

2.  Gegen  diesen  Ausweis  wird  ihm  von  der  ständischen 
Badedirection  in  Hall  die  nöthige  Anzahl  von  Bädern  unent- 
geltlich verabfolgt. 


")  Nach  dem  Jahresberichte  dieses  Vereines  pro  1878  wurden  im 
letztverflossenen  Jahre  276  Kinder  und  darunter  106  „unentgeltlich"  in  der 
-^talt  aufgenommen  und  verpflegt.  Durchschnittlich  entfielen  auf  ein  Kind 
448  Verpflegstage.  Der  in  der  letzten  Vereinsversammlung  beschlossene 
Neubau  eines  stockhohen  Hauses  mit  einem  Belegraumo  für  28  Betten 
^ird  im  August  1.  J.  in  Benützung  genommen  weiden  können. 


3.  Jedem  armen  Kranken  hat  die  Heimatgemeinde  zu  seinex^ 
Verköstigung  in  Hall  mindestens  einen  Geldbetrag  von  10  fl.  60  kr.« 
jet2t  12  fl.  ö.  W.  mitzugeben;   femer  hat   sie   die  Kosten  der 
Hin-  und  Bückreise  auf  sich  zu  nehmen. 

4.  In  dem  in  Hall  bestehenden  Armenspitale  findet  der 
arme  Kranke  nach  Gestattung  des  Raumes  unentgeltlich  ^Unter- 
kunft  und  ärztliche  Behandlung^  und  wenn  er  einen  Geldbetrag 
von  10  fl.  50  kr.,  jetzt  12  fl.  ö.  W.,  erl^  auch  die  gänzlich» 
^Verpflegung"  während  eines  Monates.  Für  die  übrige  Zeit,  welch© 
der  Kranke  im  Armenbadspitale  nach  der  Entscheidung  de» 
Arztes  noch  zubringen  muss,  hat  die  Heimatgemeinde  die  Ver- 
gütung nach  den  Verpflegungstaxen  und  den  jeweiligen  Ver- 
köstiguugspreisen  zu  leisten. 

5.  Die  Aufnahme  in  das  Armenbadspital  geschieht  durch 
den  Ortspfarrer  in  Hall.  ") 

In  dem  Gesuche  um  Aufnahme,  welchem  die  schon  oben 
eub  1  bezeichneten  Documente  und  der  „Heimatschein^  beizu- 
schliessen  sind,  ist  zugleich  um  die  Festsetzung  des  Zeitpunktes 
des  Eintreffens  zu  bitten. 

Wenn  der  Badebedürftige,  der  in  das  Armenbadspital  auf- 
genommen zu  werden  wünscht,  die  Verpflegskosten  und  dia 
Kosten  der  Hin-  und  Herreise  zu  bestreiten  ausser  Stande  ist, 
so  wird  demselben  über  Ansuchen  eine  „Aushilfe**  vom  Magi- 
strate bewilliget.  '•) 


'»)  Erlass  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  10.  Juni  1860,  Z.  25.864. 
—  Nach  §.  69  der  ^neuen  Vorsclirift"  sind  die  Gesuche  um  Aufnahme  in 
dieses  Spital  an  den  oberösterreichischen  Landesausschnss  zu  Lim  zu 
richten. 

'*)  Da  aber  Fälle  vorkamen,  dass  Arme,  welche  eine  Aushilfe  »^^ 
Zwecke  des  Besuches  des  Armenbadspitales  in  Hall  erhalten  hatten,  ^^ 
Aushilfe  für  sich  verwendeten,  ohne  das  Armenbadspital  zu  besuchen,  ^^ 

• 

wurde  seit  dem  Jahre  1874  im  Armendepartement  des  Wiener  iis^" 
strates   die  Uebung   eingeführt,   dass   dem   um  Aufnahme   in   das  H.'U^^ 
Armenbadspital  ansuchenden  Armen   keine  Aushilfe  auf  die  üand  ^^^ 
geben  wird,  sondern  fQr  denselben  die  Kosten  einer  einmonatlichen  Y^^^ 


203 

Zu  erw&hnen  ist  noch,  dass  von  dem  Brunnen-Inspectorate 
des  Marienbader  Ereuzbrunnens  seit  einer  Reihe  von  Jahren 
illj&hrlich  500  Krüge  mit  diesem  Brunnenwasser  dem  Wiener 
Magistrate  übersendet  werden,  welche  über  ärztliche  Verschrei- 
bang  seitens  der  Stadtphysiker  an  in  Wien  domicilirende  Arme 
Tertheilt  werden. 

h.  Bestimmungen  Aber  die  unentgeltliche  Beerdlgong  ver- 
storbener armer  Personen. 

Schliesslich  werden  noch  die  verschiedenen  Normen  ange- 
fWirt,  welche  über  die  Pflicht  zur  Bestreitung  der  Begräbniss- 
kosten solcher  verstorbenen  Personen  bestehen,  deren  Nachlass 
zur  Bestreitung  dieser  Kosten  nicht  ausreicht. 

Eine  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung  znr  Beant- 
wortung der  Frage,  wer  die  Kosten  für  die  Beerdigung  eines 
nnttellos  Verstorbenen  zu  tragen  habe,  ist  nicht  vorhanden. 

In  einem  Patente  Kaiser  Josef  11.  vom  25.  Jänner  1782 
heisst  es:  „Die  armen  Leute,  welche  ausser  wenigem  Hausrathe 
nichts  verlassen  und  deren  Mittellosigkeit  entweder  durch  obrig- 
lerüiches  Zeugniss  oder  von  dem  Grundrichter  bescheinigt  wird, 
sind  ans  christlicher  Liebe  und  Barmherzigkeit  unentgeltlich 
zu  begraben." 

Reichte  demnach  der  Nachlass  des  Verstorbenen  nicht  hin, 
Um  aus  demselben  die  Begräbnisskosten  zu  decken,   und  waren 
*öch   keine   zum  Ersätze   oder   zur  Bestreitung    derselben  ver- 
pflichteten Anverwandten  vorhanden,    so    verzichtete  die  Kirche 
önd  die  Gemeinde  auf  die  Zahlung  der  für  dieselben  aus  dem 
öegräbnissacte  entfallenden  „Gebühren".  Wenn  aber  eine  solche 
i*i  Wien  verstorbene  mittellose  Person,  welche  auf  „Gemeinde- 


Pflegung  im  Betrage  von  12  fl.  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde" 
^*1.  die  Verwaltung  des  Armenbadspita,les  abgel'ülirt  werden. 

Im  Laufe  des  Jahres  1874  befanden  sich  7,  im  Laufe  des  Jahres  1875 
^  arme  Kranke  auf  Kosten  des  „allgemeinen  Versorgungsfondes"  im  Haller 
^-XTnenbadspitale  in  Verpflegung  und  wurde  hiefür  im  Jahre  1874  ein  Betrag 
Von  72  fl.  und  im  Jahre  1875  67  fl.  20  kr.  verausgabt. 


kosten^  zu  beerdigen  war,  einer  fremden  Heimatgemeind^ 
angehörte,  so  wurde  von  derselben  der  Ersatz  der  Begribniss — 
kosten  verlangt  und  in  der  Regel  auch  geleistet. 

Nach  dem  Erscheinen  des  Heimatgesetzes  vom  3.  De— 
cember  1863  ergaben  sich  jedoch  bei  Einbringung  solcher 
^Begräbnisskosten"  wiederholte  Anstände,  indem  einzelne  Gemein- 
den die  Leistung  des  beanspruchten  Ersatzes  aus  dem  Grunde 
verweigerten,  weil  ihrer  Ansicht  nach  die  „Beerdigungskosten* 
nicht  zu  den  im  §.  29  das  Heimatgesetzes  bezeichneten  „Ver- 
pflegskosten^'  zu  rechnen,  sondern  als  eine  in  das  Bessort  der 
„Sanitätspolizei^  fallende  Auslage  zu  betrachten  seien« 

In  einem  speciellen  Falle  ist  auch  zu  Ungunsten  der 
Gemeinde  Wien  und  zwar  mit  einem  Ministerialerlasse  vom 
3.  September  1866,  Z.  14.067  (Statthaltereidecret  vom  6.  Sep- 
tember 1866,  Z.  29.557)  entschieden  worden,  dass  unter  den 
im  §.  29  des  Heimatgesetzes  besagten  „Verpflegskosten^  in 
letzter  Linie,  nämlich  bei  einem  tödüichen  Ausgange  der  Krank- 
heit, auch  die  „Beerdigungskosten"  zu  verstehen  seien.  "•) 


^^)  In  einer  an  den  hiesigen  Magistrat  gerichteten  Note  des  Stadt- 
rathes  in  Graz  vom  13.  April  1875  wurde  rücksichtlieh  eines  derartigen 
Ersatzanspruches  der  Gemeinde  Wien  auf  die  Entscheidungen  des  Ministe- 
riums des  Innern  vom  15.  März  1869,  Z.  2694  und  vom  27.  December  1872, 
Z.  18.657  hingewiesen,  denen  zufolge  „Beerdigungskosten^  nicht  unter 
die  der  Heimat  gemeinde  auferlegten  Verpflichtungen  subsumirt  wer- 
den können. 

„In  Anbetracht  des  ümstandes,"  —  heisst  es  weiters  in  dem  Statt- 
haltereidecrete  vom  18.  September  1875,  Z.  22.811  —  „dass  in  Folge 
wiederholter  Weisungen  und  Entscheidungen  des  k.  k.  Ministeriums  des 
Innern,  in  welcher  Hinsicht  auch  auf  den  (unten  folgenden)  in  einem 
analogen  Falle  erlassenen  Ministerial-Erlass  vom  15.  August  d.  J.,  Z.  11.921 
hingewiesen  wird,  „Beerdigungskosten"  für  Arme  als  polizeiliche  Sani- 
tätsauslagen von  den  Gemeinden,  wo  der  Todesfall  eingetreten  ist,  zu 
tragen  sind,  ist  die  Statthalterei  nicht  in  der  Lage,  dem  Ansuchen  des 
Wiener  Magistrates  um  Vermittlung  des  Ersatzes  der  Beerdigungskosten 
für  die  in  Wien  verstorbenen  A.  K.,  F.  S.  und  A,  S.  seitens  der  Zust&ndig- 
keitsgemeinde  Graz  Folge  zu  geben.** 

Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  15.  August 
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Mit  der  „nnentgeldichen^  Beerdigung  mittellos  verstorbener 
Personen  beschäftiget  sich  auch  die  „Privatarmenpflege'*  und 
zwar  der 

St.  Josef  von  Arimathäa-Verein. 

Diesen  Verein  haben  mehrere  katholische  Bürger  Wiens 
im  Jahre  1857  zu  dem  Zwecke  gegründet,    um  statt  der  seit 

1875,  Z.  11.9tl  (Statthaltereidecret  vom  22.  August  1875,  Z.  24.202)  ist 
den  Recurse  des  Wiener  Magistrates  gegen  die  Entscheidung  der  k.  k. 
B.-Ö.  Statthalterei  Tom  25.  Mai  1875,  Z.  10.378,  womit  der  Anspruch  der 
Gemeinde  Wien  gegen  die  Gemeinde  Hadersdorf  auf  Ersatz  der  für  eine 
dieser  Gemeinde  angehörige  Person  erwachsenen  „Beerdigungskosten^ 
wrückgewiesen  wurde,  keine  Folge  gegeben  worden. 

Obgleich  diese  Entscheidungen  nur  specielle  Fälle  betrafen,  setzten 
sie  doch  die  Commune  Wien  ausser  Stand,  dergleichen  Entsch&digungs- 
usprüche  noch  fernerhin  zu  erheben,  weil  sie  bei  der  Zahlungsverweigerung 
vieder  nur  die  Abweisung  ihres  Recurses  zu  gewärtigen  hatte. 

Mit   Rücksicht   darauf  wurde    dem   Gemeinderathe   von   Seite   des 

Magistrates    der   Antrag   vorgelegt,    den    Gemeinderathsbeschluss    vom 

6.  October  1874,   „nach   welchem  die   Kosten   für   die   sogenannten 

Oratisleichen  armer,  nicht  nach  Wien  zuständiger  Personen  von  deren 

Heimatgemeinde    zu   beanspruchen    waren,   aufzuheben^  —  indem   die 

Befolgung  desselben   mit  Rucksicht   auf  die  vorangeführten  ministerieUen 

Entscheidungen  nicht  weiter  durchführbar  erschien.  Es  sind  bei  den  Gratis- 

Idehen    dieser    Individuen     nach     dem     Gemeinderathsbeschlusse    vom 

23.  Februar  1875   nur  die  Kosten  für  die  Grabstelle  u.  zw.  bei  Personen 

über  10  Jahre  mit  3  fl.,   bei  solchen  unter  10  Jahren  mit  1  fl.  50  kr.  und 

die  Kosten  für  den  Transport  mit  1  fl.  in  Anspruch  genommen  worden. 

Mit  Gemeinderaths-Beschluss   vom  28.  November  1876  wurde   nun 
fiberden  angeführten  Magistratsantrag  Folgendes  angeordnet:  „Die  Gemeinde 
Wien  beansprucht  von  „Auswärtigen"  keinen  Ersatz  der  „Beerdigungs- 
kosten" für  in  Wien  verstorbene,  diesen  Gemeinden  angehörige  Individuen, 
der  Magistrat  wird  jedoch  beauftragt,   fremden  Gemeinden  für  auswärtig 
verstorbene  Angehörige  der  Gemeinde  Wien  ebenfalls  keinen  Ersatz    der 
„Beerdigrungskosten"  zu  leisten.  Sollte  in  einem  ähnlichen  Falle  zu  Ungunsten 
der   Gemeinde  Wien    neuerlieh  eine    ministerielle  Entscheidung  erfliessen, 
so  ist  hierüber  sofort  dem  Gemeinderathe  Bericht  zu  erstatten." 

Eine  Ausnahme  hieven  besteht  nur  hinsichtlich  der  Ilereinbringung 
der  ^ Begräbnisskosten"  für  nach  Böhmen  zuständige,  hier  verstorbene 
mittellose  Personen,    da  in  Böhmen    zu  Folge    §.  12,    al.  3   des   dortigen 


den  letzten  Decennien  des  vorigen  Jahrhunderts  in  den  öffent- 
lichen Spitälern  üblich  gewesenen  „Einsackung^  (d.  L  ein- 
fache Einhüllung  in  Strohsackleinwand)  der  Leichname  eine 
christlich  übliche  Bestattung  derselben  zu  ermöglichen.  Der 
Verein  übernimmt  daher  die  Bestattung  armer  verlassener  Ifit- 
menschen  ohne  Unterschied  des  Glaubens,  Alters,  Standes  und 
der  Nationalität,  für  welche  weder  ein  Familienglied  noch  eine 
Corporation  dieselbe  besorgt,  stellt  für  jeden  solchen  Ver- 
storbenen einen  Sarg  sammt  Zugehör  bei  und  bestreitet  die 
Contrahirten  Todtengräber-  und  Leichenanziehergebühren« 

Der  Umfang  der  Thätigkeit  des  Vereines,  welche  derselbe 
am  15.  August  1857  begann,  erstreckte  sich  anfangs  nur  auf 
einzelne  Spitäler.  Im  Jahre  1869  dehnte  derselbe  seine  Wirksam- 
keit aber  auf  alle  Spitäler  Wiens  und  der  Vororte  aus,  und 
auch  auf  alle  ausserhalb  der  Spitäler  in  Wien  und  den  Vororten 
verstorbenen  Armen.    Ausserdem   bestehen   in   einer  Reihe   von 


Annengesetzes  Yom  23.  December  1868,  L.-G.-B.  Nr.  59,  die  Gemeinde 
fQr  Arme,  deren  Versorgung  ihr  obliegt,  auch  die  unerlftsslich  nöthigen 
„Begräbnisskosten"  zu  bestreiten  hat.  Obgleich  nun  ein  derartiges  Geseti 
für  Niederösterreich  nicht  besteht,  werden  doch  in  reciprocer  Weise  Ton 
der  Commune  Wien  auch  die  Beerdigungskosten  für  ihr  angehörige,  in 
Böhmen  verstorbene  arme  Individuen  der  Gemeinde,  in  welcher  die  Beerdi- 
gung erfolgte,  ersetzt.  (Statthaltereidecret  vom  10.  Juli  1877,  Z.  20.662  und 
Gemeinderathsbesohluss  vom  4.  December  1877.) 

Bezüglich  der  Beistellung  von  Gratissärgen  wurde  in  der 
Sitzung  des  Gemeinderathes  vom  22.  März  1878  beschlossen: 

1.  Es  sei  denjenigen  Organen,  welche  bis  jetzt  die  Gratisleichen 
bestimmten  (die  städtischen  Beschauärzte  und  die  Armenärzte),  aueh  die 
Anweisung  von  Gratissärgen  zu  überlassen. 

2.  In  jenen  Fällen,  in  welchen  in  der  Leichenbestattnng  weg^en  Mangels 
eines  Sarges  eine  Verzögerung  zu  gewärtigen  ist,  seien  die  Bezirksvor- 
Steher  zu  ermächtigen,  sofort  eine  Anweisung  auf  einen  Gratissarg  bei- 
zustellen. 

3.  Es  sei  in  jeder  Leichenkammer  ein  Holzsarg  im  Vorrath  za  halten. 
Die  Kosten  für  die  Gratisleichen  werden  gegenwärtig  beiden 

eigenen  Geldern  der  Commune  und  zwar  auf  derHubrik  „Sanit&tsauBlagen*' 
verrechnet. 
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P&rren    Ober-    und   Niederösterreichs,    dann   Böhmens   Filial- 
Tereine   unter   der  Leitung   yon  Ehrenconsulenten   des  Vereines. 

Mitglied  des  Vereines  kann  jeder  Christ  ohne  Rücksicht 
Inf  Alter  und  Stand  oder  Geschlecht  werden,  welcher  einen 
jdurlichen  Beitrag  von  1  fl.  25  kr.  ö.  W.  leistet. 

Die  Vereinsleitung  besteht  aus  einem  Vorstande,  welcher 
d^  Priesterstande  angehört,  und  aus  wenigstens  12  Consulenten, 
Ton  denen  einer  als  Cassier  und  ein  zweiter  als  Controlor 
foBgirt.  Die  Functionsdauer  ist  auf  3  Jahre  festgesetzt;  die 
Aastretenden  sind  wieder  wählbar.  Die  Vereinsleitung  erfolgt 
uentgeltlich 

Die  Einnahmen  des  Vereines  bestehen  in  Interessen  yon 
Stiftungen  und  Werthpapieren,  in  milden  Spenden  der  Wohl- 
Üi&ter  und  in  Jahresbeiträgen  der  Mitglieder  des  Vereines,  femer 
in  dem  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  der  Effecten  der  Bestatteten 
und  in  dem  Ertrage  der  jährlichen  Subventionen  des  Vereines. 

Während  des  Decenniums  1863—1872  betrug: 

die  Anzahl  der  bestatteten  Individuen    die  Summe  d. 


B  Jahre 

die  Zahl 
d.  Mitgl. 

m&nnl.              weibl. 
Qeschlecht 

zasammen 

Auslagen  fdr 
d.  Bestattung 
fl.     kr. 

1S63 

2.046 

974 

368 

1.342 

4.013  40 

1864 

2.065 

1.255 

487 

1.742 

4.573  74 

1865 

2.070 

1005 

399 

1.404 

4.152  Ol 

1866 

1.730 

952 

444 

1.396 

4.049  74 

1867 

1.716 

906 

376 

1.282 

3.340  53 

1868 

1.707 

1.013 

417 

1.430 

3.230  63 

1869 

1679 

918 

393 

1.311 

8.867  38 

1870 

1.824 

1.237 

446 

1.683 

4.280  96 

1871 

1.837 

1.583 

569 

2.152 

4.375  06 

^872 

1.897 

1.457 

642 

2.099 

4.668  15 

nd  in  lebojibr. 

hrcbchoitte. .  1.857       1.130  454  1.584       4.05516 

Seit  dem  Gestehen  dieses  Vereines  wurden  bis  Ende  1872 
23.561  arme  Personen  auf  Kosten  desselben  bestattet.  In  der 


208 

Anzahl  der  bestatteten  Individuen  sind  jedoch  auch  viele 
in  Wien  verstorbene  Personen  mit  inbegriffen.  **)  — 

Diesem  Vereine  sind  noch  „zwei  israelitische  Wohlth 
keitsvereine"  anzuschliessen,  welche  die  Unterstützung  8 
erkrankter  Glaubensgenossen,  dann  beim  Ableben  solche 
Sorge  für  eine  „anstandige  Leichenbestattung"  hauptsächlich 
Zwecke  ihres  Wirkens  gemacht  haben. 

Chevra  Kadischa. 

Verein  für  fromme  und  wohlthätige  "Werke. 

Laut  der  im  Archive  der  israelitischen  Cultusgem( 
vorhandenen  Documente  datirt  die  Entstehung  dieses  Ven 
vom  Jahre  1764. 

Die  Vereinszwecke  bestehen  im  Krankenbesuche,  ii 
Leichenbestattung,  in  der  Bestreitung  der  Kosten  für  die  E 
digungen  sowohl  von  vermögenslosen  Vereinsmitgliedern, 
auch  von  anderen  ausserhalb  des  Israelitenspitales  hier 
storbenen  dürftigen  Israeliten,  in  der  Krankenpflege  vera: 
Mitglieder  und  Unterstützung  derselben,  wo  möglich  auch 
allenfalls  zurückbleibenden  Witwen  und  Waisen,  endlich  ir 
Unterstützung  hiesiger  israelitischer  Armer  überha 
namentlich  im  Falle  der  Erkrankung  derselben. 

Die    Geschäftsleitung  und  Verwaltung  der  Verein 
gelegenheiten  steht  dem  aus  fünf  Mitgliedern  bestehenden 
Stande  zu. 

Die  Einnahmen  des  Vereines  bestehen  in  den  Eint 
gebühren  und  Jahresbeiträgen  der  Mitglieder,  in  Spenden 
Sammelgeldem  und  den  Zinsen  der  dem  Vereine  gehö 
Werthpapiere. 

Die  Theilnahme  an  dem  Vereine,  sowie  dessen  W: 
ist  aus  nachfolgenden  Ziffern  zu  entnehmen. 


*')  Im  lotztverflossenen  Jahre  1878  sind  3003  arme  Persone 
Kosten  dieses  Vereines  bestattet  worden,  zu  welchem  Zwecke  eine  Au 
von  7730  fl.  77  kr.  gemacht  worden  ist. 
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Jthr 

1863 

Mitglie- 
derzaU 

642 

Zahl  der  unterstützten 

mftnnlieh.     weiblich. 

Geschlechts 

1.049        543 

Personen 
zusammen 

1.592 

Summe  der  für  die 
Unterstützung 
i        aufgewendeten 
Beträge 

9. 172  fl.  45  kr. 

1864 

639 

1.198 

692 

1.890 

11.160  „  09  „ 

1865 

636 

1.285 

687 

1.972 

9.463  „  37  „ 

1866 

625 

1.252 

688 

1.940 

8.015  „  05  „ 

1867 

706 

1.464 

895 

2.359 

9.582  „  54  „ 

1868 

719 

1.386 

908 

2.294 

9.843  „  52  „ 

1869 

732 

1.200 

869 

2.069 

9.994  99  78  99 

1870 

744 

1.365 

888 

2  253 

11.802  „  92  „ 

1871 

750 

1.300 

898 

2.198 

10.962  „  52  „ 

1872 

748 

1.270 

919 

2189 

10  731  „  06  „ 

WnekiittL  694 

1.277 

799 

2  076 

10.072  fl.  83  kr. 

Nachlath  Jeschurum. 

Homanit&tsYerein  der  jüdischen  Bewohner  des  VI.  und  VIT.  Bezirkes  in  Wien. 
Dieser  Verein  wurde  im  Jahre  1869  gegründet  und  ist  in 
erster  Linie  ein  religiös-humanitärer,  indem  zu  seiner  Hauptauf- 
gabe die  Leistung  von  Trost  und  Ermuthigung  in  der  Scheidestunde 
des  Lebens  gehört.  Der  Verein  sorgt  für  99anständige  Leiehenbe- 
glngnisse"  seiner  Mitglieder  und  für  Abhaltung  der  üblichen  Gebete. 
Ausserdem  aber  unterstützt  der  Verein  auch  Erkrankte  mit  mehr- 
^ochentlichen  Beiträgen  und  ist  bemüht  Nothleideudeu  mit  Spenden 
und  der  Gewähning  von  unverzinslichen  Darlehen  beizustehen. 

Die  Mittel  zur  Erreichung  der  Vereinszwecko  bestehen  in 
^len  Beiträgen  der  Mitglieder  und  Spenden. 

Das  Wirken  des  Vereines,  soA\ie  die  Betheiligung  an  dem- 
®^lben  ergibt  sich  aus  den  nachfolgenden  Ziffern. 

Zahl  d.  untorstützt.  Personen     Summe  der  für  die 


Jahr 

1869 

1870 .... 
1871 .... 
1872 

^ckschiiltlich 


Zahl  der 
Mitglieder 


38 
120 
121 

108 


97 


mftnnl.        weibl. 

zu- 

Geschlechts 

sammen 

3 

3 

28              1 

29 

27              1 

28 

26              5 

31 

21              2 

23 

Unterstützung 

aufgewendeten 

Beträge 

18  fl.  —  kr. 
161  „    - 

212  „    - 

213  „    - 


n 


n 


n 


151  fl.  —  kr. 
li 


* 
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Nach  den  im  vorstehenden  Abschnitte  angefahrten 
betrug  die  durchschnittliche  jährliche  Ausgabe  : 
„Armenkrankenpflege  ausserhalb  der  Heilanstalten^ 

Ton  Seite  der 
öffentlichen  privat 

Armen-Krankenpflege 

ftbr  das  „armenärztliche  Per- 
sonale"       29.706  fl.  50  kr. 

„  die  unentgeltliche  Verab- 
reichung von  „Medica- 
menten"    24.766  „  76  „ 

„  die  unentgeltliche  Verab- 
reichung von  „Bandagen"       821  „  62  „ 

„  die  unentgeltliche  Verab- 
reichung von  „Badeanwei- 
sungen"       2.962  „  06  „ 

„  fQr  das  k.  k.  Wohlthätig- 
keitshaus  in  Baden   .  .    .   11.092  „  69  „ 

„  das  Hospiz  zu  Weikers- 
dorf  (Hermann  Todesco's 
Stiftung) 380  fl. 

„  für  das  Kaiserin  Elisabeth- 
Kinderhospital  in  Hall 945  „ 

des  St.  Josef  Arimathäa- Ver- 
eines      4.055  „ 

der  beiden  israel.  Wohlthätig- 
keitsvereine:  Che\TaKadi- 
scha  und  Nachlath  Je- 
schurum    10.223  „ 

in  Summa 69.349  fl.  42  kr.  15.604  fl. 

uud  zusammen  . .  84.953  fl.  87  kr. 
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B)  Annenkrankenpflege  innerhalb  der  Hellanstalten. 

Die  öffentlichen  und  Privat-Krankenanstalten,  Kran- 
ken-Ordinationsinstitute  und  mit  der  Armenkranken- 
pflege  sich   beschäftigenden   Vereine. 

1.  Oeffentlfche  Krankenanstalten. 

a)  Die  k.  k.  Wiener  Krankenanstalten. 

In  Wien  bestehen  gegenwärtig  drei  öffentliche  k,  k.  Kranken- 
&D8taIten,  nämlich: 

a)  das  k«  k.  allgemeine  Krankenhaus, 
P)  das  k.  k.  Krankenkaus  „Wieden"  und 
Y)  die  k.  k.  Krankenanstalt  „Rudolfstiftung".  *•) 
Diese  drei  Anstalten  unterstehen  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei.  * 
Der  Vorstand  der  Verwaltung  des  „allgemeinen  Kranken- 
iaases"  fungirt  zugleich  als  Oberverwalter  für  die  beiden  anderen 
Ustalten. 

Die  Bestreitung  der  Auslagen  für  diese  drei  Krauken- 
nstalten  erfolgt  aus  dem  von  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  ver- 
""alteten  „Krankenhausfonde"  (jetzt  „Fond  der  drei  k.  k.  Wiener 
'rankenanstalten"  genannt)  und  aus  dem  im  Jahre  1864  errich- 
iten  und  ebendort  verwalteten  „Reservefond  der  drei  k.  k.  Wiener 
Irankenanstalten". 

Die  Einnahmen  des  „Krankenhausfondes"  und  des 
Reservefondes"  bestehen: 

1.  in  den  Interessen  von  den  Pondscapitalien  (freie 
nd  Stiftungscapitalien).  Die  Interessen  aus  den  „freien  Activ- 
ipitalien"  wurden  mit  Erlass  des  Staatsministeriums  vom 
D.  October  1863,  Z.  18.393  vom  Jahre  1864  an  dem  erwähnten 
Reservefonde"  zugewiesen. 

2.  in  Zinsen  und  Bestandgeldern.  Dieselben  bestehen: 


••)  Wird  derArmenrayon  Wiens  in's  Auge  gefasst,  so  ist  hieher 
ach  noch  das  Bezirkskrankenhaus  in  Sechshaus  (im  Pfanr-Armenbezirke 
teindorO  zu  rechnen. 

14* 
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a)  aus  ilcm  DuitrAg«  des  StndienfondflB  ftir  die  im  allge — 
incii)(!n  KrAnkßiihaiiae  bcünillicho  meiücinische  Sclmle  und  di^ 
patliolügische  Anstalt  mit  jährlich  20.060  fl.; 

b)  aus  dem  Bi'itrftgc  des  Gel>ftrhauses  fÜlr  die  Benlltzai^^ 
dftr  path<i1o(;i.seU<iii  Anstalt  und  diverser  Localitäten  im  Kranken-  - 
hiiuso  mit  jäliriidi  1842  fl.   15  kr,; 

cj  m  (]<>m  Itfitragi;  des  IiTeiihiiusfondes  aus  gleichem 
Anlivssc  mit  jrilirlich  283  fl.  65  kr.; 

d)  in  d<'tii  Iteitm^«  des  Justiz-Etats  mit  jährlich  468  fl.  und 

e)  in  drill  Itcitrast^  dur  Gumoindo  Wien  mit  jährlich  468  fl, 
filr  di.'  vi>n  (Icrsi'Iln'n  in  Oemein.schan;  mit  dem  k.  k.  Landes- 
fTi'rifhtft  1»nril/lcn  Lin'jiliiriti.'ii,  der  im  Leidionliofe  des  allge- 
mein<Mi  Kmnkfuhaiisi's  licliiidiich<-n  (lathulogiächon  Anstalt  für 
sjinitfttsiiiilixoiliclii)  Zwecke  und  gerichtliche  Obductionen.  ") 
Kiidlieh  /.ahlt 

/)  dii^  Wiener  Privdl-Telpgraiihongpsellsehaft  als  Miethe  für 
Ldcaliläteii  im  allfremrinen  Krankenlmiise  und  in  jenem  auf 
der  Wieden  jiihrlieh  den  Helniu:  von  275  fl. 

HüninilÜelie  an^elnhrle  Zinsp  und  Bestandgeldcr  wurden 
mit  ileni  iH-reiii  anirefuhrten  Erlasse  de.s  Staatsministeriums  vom 
20.  Oii.ilipr  ]S(j;J  dem  ..Kesi^rvefondo  der  drei  k.  k.  Wiener 
KrankeuiUislalten-'  /ui!:e  weint  et. 

3.  in  den  Ver|ir!ei;skostcnersj'it/.eu; 

4.  in  d'U  liesliniiiileii  beitragen  des  „Hfirgerapital- 
fondes"  mit  jiiliHieh  r)r).05S  II.  9l>  kr.  und  des  „Joliannes- 
s|.itair.Mide.s"  inil  jälirlieh  7.')7  II.  «15  kr.,  welche  beide  mit 
llDlkiiMül.-idecret  vom  -24.  Au,^'Ms^  17H2,  Ueg,-Z.  104  dem  Krankeu- 
Iiaiit^londe  zufiewendet  wiirdi-ii.  "') 

"1  Hi.'  li.'iifii/,!cii  ll.>st:Liii|iliH!f  .Ici'  .\ii.-t;tl1  linbcti  .-in  FIAchenmass 
v..n  iS  (;ii:iLli;ill,l,'ili.ni  li;:(  .\i|.  nii.i  <\:i  <U-i-  Ziii:*  fiir  J.-.le  (Jimdralklaftir 
in  riiiiili'i' Nuiiiiiii'  \:>  II.  -W  kr.  Mifi'j^,  <'\\t(:i\]i  iiiiC  <1;ls  k.  k.  Lftnili^sgemht 
,111,1  IUI'  Cii Wli'ii  M!^  Zlii>  ilrr  üiiiM^-  von  !):!ii  tl..  iiilthia  auf  einen 
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Die  Keilräge  dfs  HiirgLTHjiitals  kumoIiI,  als  ilvs  Juliaiiuts- 
^iUlfondes  gehören  vor  Allem  zur  UcckuuR  diT  Verpflegs- 
kosten  fiHr  die  in  den  k.  k.  KrankcuaustaUcn  butiudlidien 
"Wiener  Pfrflndner,  d.  h.  zur  Deckung  jenes  Theiiea   der 

Kachdum  nämlich  <las  FinilulLius,  iln^i  Wiii^unlmus  iinil  il.tn  nlljre- 
niriae  Krank^hau:«  eniclitut  wuiiltin  wnivo,  bt-lili'li  ihi.-^  It  rirt'<'i  >|iil]il 
not  noch  die  Versorgung  d.T  alltn,  t-r«  ..il>.-.iJiirnUij;Mi  liürtror, 
wogegifn  die  Findlinge  in  das  Findvlbaiis,  dii'  W;ii.-i'ii  in  d.t.s  \\';ii=un!i;iu^ 
Und  die  Kranken  in  das  Krankenhaus  gi'lnai-hi  ivunlüji  wiiivii. 

Dafür  nun,  dn^s  das  Bürgt^r^iiilal  fi'! nuihiii  kt-im'  fiiidlingr'.  \Viii>i'ii 
*Jer  Kranke  mehr  zu  ver|ill('gi'u  hatlc,  uLii>5to  aa~M'llie  iiu.i  si-iiit-m  Vfi- 
"ügen  jflhrliehe  BeitrSgp  iin  die  bftrt(ri'iiiit-n  An>tiLl!en  IlL-Iiu,  ivi'lche  nncli 
einem  mehrjfihrigen  (ffir  das  Wiilscnhitus  ii:ii-h  cini'm  si'cli>i;i]Liigi'ii,  ffir 
^  Pindel-  und  Krankenhans  nach  i'in<.'iii  zi'liiiiäluip'Q)  |)iir<-lLsi'hniltf  ili-s 
Aufwandes  für  die  fröhtT  im  Bui(,''T>iiii;il«  \ .■rpllfg'm  Individiicn  !>.'- 
fMhnel  wurden. 

Diese  Bpilrfigc,  iielchi'  ri.'i'e,''Miiäs>i;.'t'  (iebiilirrn  genannt 
»eiden,  betrugen  ursimniglidi  ffir  das  Wi(Ni'iLli:iii.-  li.:US  il.  17'/,  kr.,  fflr 
ilsHndelhaus  S4.WH  6.  '-W  kr.  und  ffir  li.v,-  Kiriiili.'nliiiii,-  Cli.iMi  11.  S%  kr. 

Im  Jahre   im  sind  vun  dein   l!iii>'"r.s|<i':d<'  di"  rni>:t;ilirr)   Iin'i.'r 

Spocieller  Stiftungen  an  da.,  Kr;iiik.>n-  und  U';tiM-i;h;iii.-  Ml.p'liihrl  vr- 
»Jea,  wofür  demselben  pesialtet  \\\m\-.  die  Ziri-eu  di-r  lü:::iii>l"'z;ililtfn 
Capitalien  vun  den  dien  aiig.'lubileii  H.'i;r,-tir..ii  in  Alireehming  ?ii  lniiigeii. 
-Auf  diese  Weise  Biinien  bis  \::n  an  d:<s  Wai-eiilia"s  l'.Jül  ll.  :iT/j  kr., 
an  das  Krnnk.'iihans  tili.:i7:i  ll.  :;;'■.  und  an  .la^  riu.lelbaits  ii.r.iu:  (1.  ;;ii  kr. 
JährUch  als  (Jmite  gezahlt.  Im  .lahie  ni'l  i,>I  auf  (initid  eim^r  Vi>isi.-lUing 
des  Brirgers).ilnls.  .iass  d:i.-s.'ll"-  in  I-'.d-e  der  lir.he  die.,er  ileitra-v.|ii,ilen 
die  ihr  .ddiegt-nde  l'Hiehf  d^r  IlfiigerM>i>..rgiin-  nur  iitn  i>ll:,l  iüidlg 
erfüllen  könne,  dfr  Beitrag  /im,  l'iad.'Uiaii,-e  im  W.-^.-  der  (iiiad.'  iii,-"la[ig'i 
auf  17.318  tl.  :jf;  kr.  beral'ge^,-tzl  n.na.'ii.  bi>  lU-r  lliugei~|n::iM-..iid  iliiieh 
besseren  Siilzei-trag  .winer  l(eiiliM'.-ii  im  Siaii.l-  >.■)<,  k..,,!,..  .\\-  ui-^prfm^'- 
liche  BeiTragM|Uiile  «-ieder  /ii  eiiiiiehi.-ii  .\1.-  im  .l.iluv  1s():l  il:i>  Knuikeii- 
haus  ia  peciirdäre  Verlegi^idn^iteii  jr.'iatlieii  »ai.  i-i  ^iil^iL-e  .imi  a,  h,  KiH- 
wllUefisung  beslimin:  wurden,  ..d,i?>.  wenn  die  Vi'riieiL;eii.~liiiil'i'ile,-,  liiii^-ei- 
Bpilftle»  dermalen  edi'r  in  liei  I-"iilgi'/iiieiebi'ii.  -i-lbo.-  fiher  di'ii  l-i  lOiiiehliiiig 
des  Krankeuliaiises  beslimmlen  B"i  ra-  ["-i  '--^''-''i  ll.  alU-idi^m'^  .inen 
grössen-n  Beiliag  l.-ibt.>ii  llln^^e.    weil    iliw    u-'/.i    el.en>..    »vie    dem    ally- 
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a)  aus  dem  Beitrage  des  Studienfondes  filr  die  im  allg 
meinen  Erankenhause  befindliche  medicinische  Schule  und  d 
pathologische  Anstalt  mit  jährlich  20.060  fl.; 

h)  aus  dem  Beitrage  des  Gebärhauses  für  die  Benützui 
der  pathologischen  Anstalt  und  diverser  Localitäten  im  Kranke: 
hause  mit  jährlich  1842  fl.  15  kr. ; 

c)  in  dem  Beitrage  des  IiTenhausfondes  aus  gleiche 
Anlasse  mit  jährlich  283  fl.  65  kr.; 

d)  in  dem  Beitrage  des  Justiz-Etats  mit  jährlich  468  fl.  ui 

e)  in  dem  Beitrage  der  Gemeinde  Wien  mit  jährlich  468 
für  die  von  derselben  in  Gemeinschaft  mit  dem  k.  k.  Landei 
gerichte  benutzten  Localitäten,  der  im  LeicSienhofe  des  allg( 
meinen  Krankenhauses  befindlichen  pathologischen  Anstalt  f 
sanitätspolizeiliche  Zwecke  und  gerichtliche  Obductionen.  " 
Endlich  zahlt 

f)  die  Wiener  Privat-Telegraphengesellschaft  als  Miethe  1 
Localitäten  im  allgemeinen  Krankenhause  und  in  jenem  a 
der  Wieden  jährlich  den  Betrag  von  275  fl. 

Sämmtliche  angeführte  Zinse  und  Bestandgelder  wurd 
mit  dem  bereits  angeführten  Erlasse  des  Staatsministeriums  vc 
20.  October  1863  dem  „Reservefonde  der  drei  k.  k.  Wien 
Krankenanstalten"  zugewendet. 

3.  in  den  Verpflegskostenersätzen; 

4.  in  den  bestimmten  Beiträgen  des  „Bürgerspita 
fondes"  mit  jährlich  55.958  fl.  90  kr.  und  des  ^Johanne 
spitalfondes"  mit  jährlich  757  fl.  95  kr.,  welche  beide  r 
Hofkanzleidecret  vom  24.  August  1782,  Reg.-Z.  164  dem  Kranke 
hausfonde  zugewendet  wurden.  ") 


**')  Dio  benützten  Bostandtheile  der  Anstalt  haben  ein  Flächenmj 
von  48  Quadratklaftern  (173  Ar),  und  da  der  Zins  für  jede  Quadratklaf 
in  runder  Summe  10  fl.  50  kr.  beträgt,  entfällt  auf  das  k.  k.  Landesgeri< 
und  die  Commune  Wien  als  Zins  der  Betrag  von  936  fl.,  mithin  auf  ein 
Theil  468  fl.  (Gemeinderathsbeschluss  vom  29.  October  1863.) 

**)  Biese  beiden  Beiträge  stammen  aus  der  Zeit  der  Josefinisch 
Reform  der  Ilumanitätsanstalten. 
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Die  Beiträge  des  Bürgerspitals  sowohl,  als  des  Johauues- 
^italfondes  gehören  vor  Allem  zur  Deckung  der  Verpflegs- 
kosten  für  die  in  den  k.  k.  Krankenanstalten  befindlichen 
Wiener  Pfründner,  d.  h.  zur  Deckung  jenes  Theiles    der 

Nachdem  nämlich  das  Findelhaus,  das  Waisenhaus  und  das  aligo- 
meine  Krank^haus  errichtet  worden  waren,  behielt  das  Bürgerspital 
Dür  noch  die  Versorgung  der  alten,  erwerbsunfähigen  Bürger, 
Wogegen  die  Findlinge  in  das  Findelhaus,  die  Waisen  in  das  Waisenhaus 
Und  die  Kranken  in  das  Krankenhaus  gebracht  worden  waren. 

Dafür  nun,  dass  das  Bürgerspital  fernerhin  keine  Findlinge,  Waisen 
oder  Kranke  mehr  zu  verpflegen  hatte,    musste  dasselbe  aus  seinem  Ver- 
mögen jährliche  Beiträge  an  die  betreff"enden  Anstalten  leisten,  welche  nach 
einem  mehrjährigen  (för   das  Waisenhaus   nach    einem   sechsjähiigen,    für 
das  Findol-  und  Krankenhaus  nach  einem  zehnjährigen)  Durchschnitte  des 
Aufwandes   für   die   früher  im   Bürgerspitale    verpflegten    Individuen    be- 
rechnet wurden. 

Diese    Beiträge,    welche     recessmässige    Gebühren     genannt 
'Verden,  betrugen  ursprünglich  für  das  Waisenhaus  9.328  fl.  17  Vi  kr.,  für 
^as  Findelhaus  24.566  fl.  50  kr.  und  für  das  Krankenhaus  69.680  fl.  8%  kr. 
Im  Jahre  1788  sind  von  dem  Bürgerspitale  die  Capitalien  mehrerer 
Bpecieller  Stiftungen  an  das  Kranken-  und  Waisenhaus  abgeführt  wor- 
den,  wofiir   demselben   gestattet   wurde,    die   Zinsen   der   hinausbezahlten 
Oapit^en  von  den  eben  angeführten  Beiträgen  in  Abrechnung  zu  bringen. 
-A.uf  diese  Weise  wurden  bis  1191    an  das  Waisenhaus  9.191  fl.  57*74  kr., 
«.a  das  Krankenhaus  69.573  fl.  52%  und  an  das  Findelhaus  24.566  fl.  50  kr. 
Jährlich  als  Quote  gezahlt.  Im  Jahre  1791  ist  auf  Grund  einer  Vorstellung 
^es  Bürgerspitals,  dass  dasselbe  in  Folge  der  Höhe  dieser  Beitragsquoten 
^ie   ihr    obliegende    Pflicht    der    Bürgerversorgung    nur    unvollständig 
^i^üUen  könne,  der  Beitrag  zum  Fiudelhauso  im  Wege  der  Gnade  insolange 
*^iif  17.318  fl.  36  kr.  herabgesetzt  worden,    bis   der  Bürgerspitalfond  durch 
besseren  Nutzertrag  seiner  Realitäten  im  Stande  sein  werde,  die  ursprüng- 
liche Beitragsquote  wieder  zu  entrichten.  Als  im  Jahre  1803  das  Kranken- 
haus in  pecuniäre  Verlegenheiten  gerathen  war,  ist  zufolge  einer  a.  h.  Ent- 
schliessung  bestimmt  worden,  „dass,  wenn  die  Verniögenskräfte  des  Bürger- 
spitales  dermalen  oder  in  der  Folge  zureichen,  selbes  über  den  bei  Errichtung 
des  Krankenhauses    bestimmten    Beitrag    per    G9.573    fl.    allerdings    einen 
grösseren  Beitrag  leisten  müsse,    weil    ihm  jetzt    ebenso    wie    dem    allge- 
meinen Krankenhause  die  Kranken  viel  hoher  zu  stehen  kommen  würden.^' 
Bei  dieser  Gelegenheit  wurde   der  Grundbatz    aufgestellt,   dass    die 
„recessmässigen  Gebühren''   je    nach    dem  St-tmde    der  Mittel    des    Foiules 
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m  Jahre  1870  angefangen  dem  „Reservefonde  der  drei  k.  ^ 
iener  Krankenanstalten"  zugewiesen  worden. 

Die  Einnahmen  aus  dem  letzteren  Titel  wurden  vom 
64    als    dem  Gründungsjahre  des  „Reserrefondes"    bis    zu 
hre    1869  bei    diesem  Fonde    in  Empfang    genommen;    vo 
hre    1870   angefangen    sind    dieselben   aber    zufolge    Erlaa. 
s  Ministeriums    des  Innern    vom    11.    April    1870,  Z. 
ieder  dem  „Krankenhausfonde"  zugewiesen  worden. 

Endlich  sind  als  Eiunahmsposten  noch  zu  verzeichnen: 

7.  Legate  und  Geschenke  und 

8.  verschiedene  Einnahmen. 

Von  Letzteren  sind  bemerkenswerth: 

a)  der  Ersatz  der  über  die  gewöhnliche  Verpflegsgebüh 
lausgehendeu  Mehrauslageu    für  die  auf  den  „Kliniken"    des^^'® 
ankenhauses  veq)flegton  Kranken,  welcher  von  dem  Studien- 
ule   geleistet    wird    (im   Jahre    1873:    97.415    fl.    66    kr.); 
•ner 

b)  der  Reitrag  des  „Studeuteu-Krankeuvereines",  wofür 
n  kranken  Angehörigen  desselben  besondere  Begünstigungen, 
e  die  Freistellung  eigener  Zimmer,  zu  Theil  werden  (im 
hre  1873..  .    2110  11.): 

c)  der  Pauschalbetrag  der  Privat- Telegraphengesellschaft 
r  Beheizung  und  Beleuchtung  der  von  ihr  geniietheten  Loca- 
äten  im  allgemeinen  Krankenhause  und  im  Krankenhause 
iedeu  (im  Jahre  1873:    .  .  .   fl,  75  kr.)  und 

d)  der  Beitrag  des  Gebäriiauses  für  die  demselben  beige- 
Bllten  Bäder  (im  Jahre  1873:  298  fl.  42  kr.). 

Unter  diese  .^verschiedenen  Einnahmen"  gehören  auch  noch 
e  ,J{echnungsersiUze",  die  ,,Krsätze  für  al>gängige  und  der  Erlös 
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Einen  weiteren  Beitrag  zu  den  Einnahmen  bilden: 
5.  die  gesetzliehen  Gefälle.  Es  sind  dies 
a)  der  Antheil  an  dem  „ Verzehrungssteuerzuschlage"  **)  und 
h)  die  Verlassenschaftsgebühren.  ••) 
Der  Ertrag  der  Einnahmspost  a  ist  mit  Erlass  des  Ministeriums 
des  Innern  voni  11.  April  1870,  Z.  5002  (Statthalterei-Z.  10.941) 


**)  Zur  besseren  Dotirung  des  Erankenhausfondes  wurde  demselben 
mittelst  des  Hofdecretes  vom  30.  April  1803,  Z.  7201  durch  Erhöhung  des 
fnr  Zwecke  der  Annenpflege  bereits  bestehenden  ,,Localzuschlages  auf 
Holz"  ein  Antheil  an  diesem  Aufschlage  und  mit  Hofdecret  vom  13.  October 
1807,  Z.  20.702  za  demselben  Zwecke  ein  ,,Aufschlag  auf  Kohlen^^  be- 
vOIigt.  Als  im  Jahre  1829  in  Folge  Einfuhrung  der  Verzehrungssteuer  die 
Loealaufschl&ge  aufhörten,  wurde  durch  die  Regierung  verfügt,  dass  der 
nlrankenhausfond^^  in  dem  Masse  an  dem  an  Stelle  der  aufgelassenen 
Oel&lle  (namentlich  der  Stadtmauth)  eingeführten  Verzehrungssteuerzu- 
sehlage  participiren  solle,  als  derselbe  früher  an  den  aufgelassenen  Gefällen 
putidpirte. 

••)  Von  sämmtlichen  „Verlassenschaften"  (auch  fideicommissarischen) 
ist,  wenn  der  Erblasser  seinen  bleibenden  Wohnsitz  in  Wien  hatte,  von 
dem  reinen  Nachlasse  ein  Beitrag  zum  „Erankenhausfonde^^  und  zwar 
TOD  dem  gesammten  wo  immer  „befindlichen^  beweglichen  und  von  dem  im 
Kronlande  unter  der  Enns  befindlichen  „unbeweglichen*'  Vermögen  zu  ent- 
richten, daher  nur  das  in  einem  andern  Kronlande  befindliche  unbeweg- 
liche Vermögen  diesem  Beitrage  nicht  unterliegt.  (Hofdecret  vom  21.  Sep- 
tember 1811,  Nr.  959,  J.-G.-S.  n.-ö.  Appellationsgerichtsverordnung  vom 
16.  September  1842,  Z.  10.719  und  vom  8.  Mai  1843.) 

Dieser  Fondsbeitrag  ist  aber  nur  von  dem  210  fl.  ö.  W.  übersteigen- 
den reinen  Nachlasse  zu  entrichten  und  beträgt 
von  mehr  als  210  fl.  bis  ausschliessend  420  fl.  ö.  W. 
420  fl.  bis    2.100  fl.  von  je  420  fl.  ö.W.  . 
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Ein  in  der  letztwilligen  Anordnung  zum  allgemeinen  Krankenhaus- 
fonde  in  Wien  vermachter  Betrag  darf  in  die  nach  dem  Gesetze  für  diesen 
Fond  zu  bemessendc  Gebühr  nicht  eingerechnet  werden.  (Verordnung  des 
O.-L.-G.  vom  28.  März  1866,  Z.  4715.) 
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m  Jahre  1870  angefangen  dem  ^Reservefonde  der  drei  k. 
iener  Krankenanstalten"  zugewiesen  worden. 

Die  Einnahmen  aus  dem  letzteren  Titel  wurden  vom 
i64    als    dem  Grundungsjahre  des  „Reserrefondes"    bis    z 
hre    1869  bei    diesem  Fonde   in  Empfang   genommen;    vo 
hre    1870   angefangen    sind   dieselben    aber    zufolge    Erlas 
s  Ministeriums    des  Innern    vom    11.    April    1870,  Z. 
ieder  dem  „Krankenhausfonde"  zugewiesen  worden. 

Endlich  sind  als  Einuahmsposten  noch  zu  verzeichnen: 

7.  Legate  und  Geschenke  und 

8.  verschiedene  P^iunahmen. 

Von  Letzteren  sind  bemerkenswerth: 

a)  der  Ersatz  der  über  die  gewöhnliche  Verpflegsgebüh 
aausgehenden  Mehrauslagen  für  die  auf  den  „Kliniken"  des 
ankenhauses  ver}^)flegteu  Kranken,  welcher  von  dem  Studien- 
ide geleistet  wird  (im  Jahre  1873:  97.415  fl.  56  kr.); 
mer 

b)  der  Beitrag  des  „Studenteu-Krankenvereines",  wofür 
n  kranken  Angehörigen  desselben  besondere  Begünstigungen, 
e  die  Freistellung  eigener  Zimmer,  zu  Theil  werden  (im 
hre  1873..  .    2110  11.);^ 

c)  der  Pauschalbetrag  der  Privat -Telegraphengesellschaft 
r  Beheizung  und  Beleuchtung  der  von  ihr  gemietheten  Loca- 
äten  im  allg(*iueinen  Kraukenhause  und  im  Krankeuhause 
ieden  (im  Jahre  1873:    .  .  .   fl.  75  kr.)  und 

d)  der  Beitrag  des  Gebärhauses  für  die  demselben  beige- 
ßllten  Bäder  (im  Jahre  1873:  298  fl.  42  kr.). 

Unter  diese  .^verschiedenon  Einnahmen"  gehören  auch  noch 
e  „Pechnungsersätze",  die  „Ersätze  für  abgängige  und  der  Erlös 
r  unbrauchbar  gewordene  EÜVctcu""'  u.  dgl.  m. 


^r 
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Währemi  des  Ilecenuiunis  1863-1872  haben  sich 
.Eionahmen  und  Aiispiliea  des  Kr;iiikenh)iusrüuiles  und 
üeseirefondes"  tblgendermassen  heraus^stellt: 

egabe 


217 

die 


JllU 

dea  Kranken- 

dca   lieserve- 

des  KranköD- 

dfs  llosi-rvo- 

hausfondes 

fundcs 

liJiusruiiücs 

fundf.s 

fl.        kr. 

fl.        kr. 

fl.         kr. 

fl,         kr. 

iK3 

..    1,018.631  58j 

— 

1,030..)  1.^  U-5 

— 

1*64 

..       881.066  60-, 

138.659  ii-j 

i,ou;i.ai*  10 

36.411  16 

tm 

..    1,014.431  53-1 

111.614  88 

l,m.(18  89 

88.746   19  i 

IBM 

..       893.899  67 

179.581  56-i 

'gyi.ie;  63-^ 

117.146  8i 

1867 

..       9i3768  33 

166.433  10 

9r>0.r,33  91-, 

l!3,i90  19'i 

1868 

..    1,138,004  - 

148.180  GO 

1,078.070  83 

118-946  06'i 

1U9 

..    l,09i.!9l  3i', 

157.438  95 

1,133.588  85 

114.355  04 

1870 

..    1,187.167  8lj 

133.1  r,7  06 

1,169.700  98 

ISfi.Ui  71 

1S7I 

..    1,116.858  61 

183.189  61-5 

1,114.171   45;, 

133.t50  9ä-s 

1871 

..    1,i06.506  80 

801.793  79-5 

1,0S1.43I  Ni-j 

369.816  86-s 

«kl 

KCk- 

«üiu 

bk    1,040.886  73 

161.106  10 

1,072.3*1   16 

144.91 1  77 

a)    Dfts  k,    k.  alli,'LMLeiiie    Kraukeuliaiis 
(im  IX.  Bi'/iikL',  AlM-i>lni>*.-  Nr.  4). 
Am  16.  August    1784  wurde  iliose    vou    Kaiser  Jusef  II, 
ins  Lebeu  gerufene  Austalt  als  „üffeutlidies  aUgemeiues  Kraukcn- 
spital"  erüffuet.  ") 

Die    Anstalt    uiiifasste  das    lU Igen i eine  Krankenhaus,    das 
Gebärhaus,  das  Narreuhaus,  die  SiecheiiUäuser  und  das  Finde!- 


•')  Diu  dt-nkviliai^Tn  W.nl 

,    iiiil   <l.-ii<'ii   di" 

:.'>tliiiiii-  .1 

r  Allst 

dw  Bevölkeriiny;  iiiiicezi-i!,'!  "iirdi-, 

l;.Li(..t..„   «i.-   iMig 

..\Hi-  l,icl 

■    IVm- 

allgi-nicinc    MeiLseliht-it    itii<t    Miili 

de»     g.-g.-,i     r„;;l 

i'klielii'.     d 

\u-h  ; 

traungca  Unistämli'  liill'«'  iiLid  Iti'i> 

:uid  iiiM'iitlMdirlii-h 

i,U'v  ,li,>  ) 

iihiu:k 

skU  dksellJt'n  splbM   /.a  wrM'lj.iltV 

i\niii;>i.-lieti  iii:i<'li>' 

hllil'll     Sl- 

.M,i,.^ 

l>eB-og.'Ti.   niil   Vi-rschiiniinir   ilrr    . 

r,.|illi,-li,.(.    Sl:L,■l1^. 

iikmili...  ,■11 

>  ilii- 

Eigenen  die  öflentlidf  .\iiM;dl   ■^ 

UtiI.':^lÜI/.rri.  tt-.' 

■h-  iiril.^r  d 

r  lirn. 

nung    des    IIaii|)t>[ii(.'ile,-    d,i- 

ll^viii.^ine    Krank. 

ilnii^.    .iic 

ImO.ui 

Lilfe,  das  Findling,—  und  Nitin-nli; 

iMiml  wr>,-l.i..d,.i 

.■  Si,rlirlilir 

l,-el-  V 

einliart,    deren    eiiiifr^'    durcli    ilii' 

■i.r-nrüviid.'    lifit.' 

d..>   M..nai 

lieli    1 

218 

haus.  Mit  ihrer  Eröffnung  sind  die  bis  dahin  bestandene 
kleineren  zur  Aufnahme  von  Kranken  bestimmten  Anstalten 
St.  Marx  und  am  Alserbach,  dann  das  sogenannte  „spanisch» 
Spital'*  und  das  „Bäckenhäusel*'  u.  dgl.  aufgelassen  worden. 
Es  war  aber  für  die  Zwecke  dieser  grossartigen  Centralanstalt 
kein  eigener  Neubau  aufgeführt  worden,  sondern  es  wurden 
hiezu  die  Baulichkeiten  des  im  Jahre  1693  gegründeten,  als 
Invaliden-  und  Armenhaus  dienenden  sogenannten  „Grossarmen- 
hauses** auf  Kosten  der  kaiserlichen  Privatcassa  adaptirt.  Nur 
das  gegenwärtig  noch  existirende,  aber  seit  1870  zu  Magazinen 
und  Dienerswohniingen  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses 
benützte  thurniartige  Gebäude  des  Narrenhauses  (der  alte  Narren- 
thiirm)  ist  dazumal  vom  Griiude  aus  neu  erbaut  worden.  Weitere 
bedeutende  Neubauten,  welche  durch  die  in  Folge  des  wach- 
sendeu  Bedürfnisses  nothwendige  Erweiterung  der  Anstalt  hervor- 
gerufen wurden,  sind  erst  in  den  Jahren  1834  und  1862  aus- 
geführt worden. 

Im  Jahre  1850  sind  in  Folge  einer  a.  h.  Entschliessung 
vom  5.  September  d.  J.  drei  abgesonderte  Directionen  für 
die  Kranken-,  die  IiTen-  und  die  vereinigte  Gebär-  und  Findel- 
anstalt anfgestellt  worden.  **") 

Das  allgemeine  Krankenhaus,  dessen  specielle  Bestim- 


"^)  Die  TiPiiniinü;-  der  V«'nii ö^cnsg-obarung-  des  Gebär-  und 
IiTeiihriiibCs  voii  jeiuM-  dr.s  Kiaiik«Miliaii.s»^s  war  bereits  mit  llofkanzleidecret 
vom  ii.  August  IfSiO,  Z.  24.392  ang:tM)idiiet  wurden. 

Im  Jalire  18G*>  ist  das  Gebär-  und  Findelliaus,  sowie  die  im  Jahre 
18.'J3  erört'net«^  niMie  Iir(Mian>talt  in  die  Administration  der  n.-ö.  Landes- 
V  e r t r e \\\\\g  überL'<'b(*ii  worden. 

Der  alte  ..Xarreiilliurm^  wurde  iui  Jalire  1870  von  dem  Krankenhaus- 
fonde  uui  GO.OdO  11.  angekauft.  Dadureb,  dass  sieh  der  Krankenhausfond 
dureh  einen  mit  dcui  n.-ö.  Laudesaus.-^ehusse  abgesehlossenen  W-rtrag  auch, 
die  Besitzerwi'ibunij;-  des  ..Gobärhau.se>"  gvg-en  einen  Kanfschilling  von 
320.000  H.  ö.  W.  gcsiclicrt  bat,  ist  dem  allgruieinen  Krankenhause  seiner- 
zeit ein  Zuwaehs  au  J>eb\L;rauui  üir  uiiu(l«*stens  ^jOO  Kranke  in  Aussicht 
g<\stellt.  (Dr.  .Jos«'!'  IlolVmann:  „Da.>  Wit-n^r  k.  k,  allgemeine  Kraukenhaus.'* 
Wien   1873.) 
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noBg  in  den  ober  dem  Hauptportale  angebrachten  Worten 
^tduti  et  Bolatio  aegrorum'^  treffend  bezeichnet  ist,  umfasst 
nitEinschlnss  des  in  seinem  Umfange  befindlichen  Gebärhauses, 
des  alten  Narrenthurmes  und  des  im  Jahre  1862  vollendeten 
Oebftudes  der  pathologisch-anatomischen  Anstalt  ein  Terrain 
m  26.718  D*  (9-61  Hektar),  wovon  6.350 D"  (2.28  Hektar)  auf 
e  Gebäude  und  20.368 D"  (7*33  Hektar)  auf  Höfe  und  Gärten 
ttitfallen.  Es  hat  einen  Normalbelegraum  für  2.000  Betten, 
welche  Anzahl  im  Nothfalle  um  250  vermehrt  werden  kann, 
imd  enthält  100  Krankensäle.  Im  Durchschnitte  entfallen  auf 
einen  Krankensaal  12—14  Fenster  und  26.376  Kubikfuss 
(83084  Km.)  Luftraum.  Der  durchschnittliche  kubische  Luft- 
lanm  per  Bett  beträgt  1.196  Kubikfuss  (3767  Km.). 

Zweck   der  Anstalt   ist   die  Heilung   und   Pflege   der 
;  Kranken'*)   ohne   Unterschied   des  Standes,  Geschlechtes   und 
der  Religion. 

**)  Dass  die  Anstalt  auch  zur  Ausbildung  angehender  Aerzte 
und  Erweiterung  der  ärztlichen  W^issenschaft  zu  dienen  habe,  davon  ist  in 
der  als  Stiftbrief  geltenden,  bereits  citirten  „Nachricht  Kaiser  Josef  IL  an 
das  Publicum  ddto.  20.  Juni  1784"  keine  Erwähnung  gemacht.  Das  k.  k. 
%emeine  Krankenhaus  hat  jedoch  von  jeher  auch  „Unterrichtszwecken" 
gedient. 

„Anstatt  der  vormals  einzigen  medicinisch  -  praktischen  Schule  mit 
2  Zimmern  zu  je  6  Betten  gibt  es  derzeit  im  allgemeinen  Krankenhause 
'0  Universitätskliniken  mit  19  Krankonsälen  und  308  Betten,  welchen  noch 
öberdies  als  Reserveabtheilung  21  Säle  mit  476  Betten  adnectirt  sind. 
Ausserdem  ist  es  8  Abtheilungsvorständen  des  allgemeinen  Krankenhauses, 
Worunter  5  a.  o.  Professoren  und  3  Privatdocenten,  mit  Bewilligung  des 
^nisteriums  des  Innern  gesta,ttet,  je  2  Krankensäle  ihrer  betreffenden 
•^btheilungen  (zusammen  1(3  Säle  mit  356  Betten)  zu  „Unterrichtszwecken" 
zu  benützen. 

In  Folge  Errichtung  so  violer  Kliniken  mussten  viele  ursprünglich 
zur  „Krankenaufnahme'^  bestimmte  Säle  theils  zu  Hörsälen,  theils  zu  anderen 
klinischen  Zwecken  verwendet  werden,  wodurch  der  Belegraum  für  Kranke 
Belir  geschmälert  wurde.  Diesem  Umstände  ist  es  zuzuschreiben,  dass  trotz 
des  im  Jahre  1834  vollendeten  Zubaues  des  Neugebäudes  und  trotz  der 
iia  Jahre  1870  nach  Ankauf  des  Narrenthurmes  erfolgten  Adaptirung 
Diehrerür    vordem    zu  Magazinen    benützten  lläume    des  Neujjre])äudes    der 
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Die  Oberleitung  des  allgemeinen  Krankenhaoses,  sowie 
der  beiden  anderen  öffentlichen  Spitäler  (Krankenhaus  Wiedm 
und  Rudolfstiftung)  fahrt  —  wie  bereits  erwähnt  wurde  —  die 
k.  k.  n.-ö.  Statthalterei. 

Die  Organisining  des  Dienstes  in  dem  allgemeinen  Kranken- 
hause  beruht  auf  dem  mit  a.  h.  Entschliessung  vom  16.  Juni  1867 
genehmigten  Organisationsstatute.  An  der  Spitze  der  Anstalt 
steht  ein  Director  und  ein  Verwalter. 

Die  Aufnahme  von  Kranken  erfolgt  theils  gegen 
Bezahlung,  theils  unentgeltlich.  Es  können  nur  solche 
Personen  in  einer  der  drei  Wiener  k.  k.  Krankenanstalten  auf- 
genommen werden,  welche  wirklich  heilbedürftig  sind.  **) 

Ausgeschlossen  von  der  Aufnahme  sind  die  mit 
langwierigen  und  unheilbaren  Krankheiten  Behafteten  und  Kinder 
vor  Vollendung  des  vierten  Lebensjahres.  **) 

Personen  mit  zweifelhaftem  Geisteszustände  werden 


Belegraum  des  allgemeinen  Krankenhauses  eigentlich  keinen  Zuwachs  er- 
halten hat,  und  da^s  der  gegenwärtige  Gesammtbelegraum  des  allge- 
meinen Krankenhauses  in  der  Höhe  von  2000  Betten  lediglich  derselbe 
geblieben  ist,  wie  er  ursprünglich  bei  Eröffnung  der  Anstalt  gestiftet 
worden  war."  (Dr.  Jos.  Hoffmann  „üas  "Wiener  k.  k.  allgemeine  Kranken- 
haus. Wien  1873^) 

•»)  Verpflegskosten-Normale  vom  30.  März  JSS*!^,  Z.  11834 
Staatsministerial-Decret  vom  29.  September  1865,  Z.  19.195  und  Erlass  de 
k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  10.  October  1865,  Z.  27.774.  Personen,  welch 
mit  blossen  „Schönheitsfehlern^^  behaftet  sind,  z.  B.  Schielende,  dürfen  nu 
aufgenommen  werden,  wenn  sie  durch  ihr  Gebrechen  in  der  Arbeit  ode 
in  ihrem  Verdienste  gehindert  werden. 

®*)  Zur  Aufnahme  von  Kindern  unter  5  Jahren,  insoweit  sie  nicl 
im  Kinderspitalo  zu  St.  Anna  untergebracht  werden  können,  ist  nach  eine 
Bestimmung  der  Direction  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses  vo 
17.  October  1859,  Z.  1844,  jedesmal  die  Bewilligung  derselben  einzuhole 
Der  Abtheilungs vorstand  ist  ermächtigt,  zu  erkrankten  Kindern  die  Mut te 
derselben  als  Wärterinnen  gegen  Verabreichung  der  Kost  und  d< 
Bettes  aufzunehmen,  ohne  dass  für  letztere  Verpftegskosten  beansprud 
oder  verrechnet  werden.  (Erlass  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  30.  Sej 
tember  1867,  Z.  28.977.) 


iH  flach  erfolgter  Aufnahme  in  das  Beobaehtungszimmer  untergc- 
m  bracht;  zweifellos  Irrsinnige  und  mit  Säufervwihnsinn  behaftete 
■  Individaen  werden  unmittelbar  an  die  im  Folgenden  zu  besprechende 
I    »Irrenanstalt^  abgegeben.  °*) 

l  Anch  Schwangere    werden  in  der  Regel    nicht  in    eine 

f    der  L  k.  Krankenanstalten  aufgenommen;  für  dieselben  besteht 

die  von  dem  n.-ö.  Landesausschusse  verwaltete  n.-ö.  „Landes- 

gcbÄr-  und   Findelanstalt",    deren  Einrichtung  ebenfalls  später 

besprochen  werden  wird.   — 

Hinsichtlich  der  erkrankten  armen  Personen,  die  zu  Hause 
t«ine  Pflege  erhalten  können,  sind  folgende  Bestimmungen  zu 
l>€merken : 

Wenn  der  erkrankte  Arme  eine  Betheilung  geniesst, 
also  zu  den  Pfründnern  gehört  und  in  eines  der  hiesigen  k.  k. 
Krankenhäuser,  in  das  Krankenhaus  zu  Sechshaus  oder  in  eine 
der  Landesirrenanstalten  abzugeben  ist,  so  haben  die  Annen- 
instituts-Vorsteher  ihm  sein  Pfrüudentäfelehen  oder  Bücliel  abzu- 
nehmen, **)  dasselbe  bis  zu  seinem  Austritte  aus  der  genannten 
Anstalt  aufzubewahren  und  ihm  einen  Meldzettel  (eine  Anwei- 
sung) zur  Aufnahme  in  dieselbe  auszufertigen,  in  welchem  ins- 
besondere die  Abhörzahl  und  der  Pfründeubetrag  ersichtlich  zu 
machen  ist. 

Die  Pfründe  ist  vom  Tage  des  Eintrittes  des  PiVundners 
Jöeine  dieser  Heilanstalten  einzustellen,  weil  derselben  darin  für 
Rechnung  seiner  Pfründe  veii)flegt  wird;  sie  ist  aber  gleich 
vom  Tage  des  Austrittes,  den  der  Pfründuor  durch  den  Entlass- 
schein aus  der  Anstalt  auszuweis(Mi  hat,  wieder  flüssig  zu 
dachen.  Trifft  es  sich,  dass  der  Pfründner  am  Zahluugstage, 
nachdem  er  bereits  die  Pfründe  behoben  hatte,  oder  an  einem 
späteren  Tage  desselben  Monates  in  einer  der  genannten  Anstalten 


••)  Deciete  (U*r  k.  k.  n.-ö.  Statthaltorci  vom  II.  Frbnmr  lS'i2, 
^'  3264  und  vom  Vi.  März  iMöö,  Z.  (\i\H)  nn<l  Miiii.stpiialoiia.^s  vom 
^6-  Jänner  18;ij<,  Z.  83Ö2. 

••)  In  der  innorn  Stadt  i.st  «lic  st:i(|fi>cli«'  llaiiptca>>f'  zu  vcr- 
standi^on. 


222 

aufgenommen   wurde,    so  hat   er   keinen   Rückersatz   von   der 
behobenen  Pfründe  zu  leisten. 

Dem  mit  einer  Stiftung  betheilten  Armen  ist  nebst  dem 
Meldzettel  auch  sein  Stiftungsbüchel  oder  sein  Zahlungsbogea 
auszufolgen,  weil  derselbe  beides  bei  der  Heilanstalt  abzugeben 
hat,  wo  er  aufgenommen  wird.  •*) 

Alle  wahrhaft  armen  Kranken,  •*)  welche  keine  Bethei- 
lung gemessen,  aber  nach  Wien  zuständig  sind,  werden, 
wenn  sie  keine  Verwandten  in  auf-  oder  absteigender  Linie 
besitzen,  welche  die  Yerpfiegskosten  bestreiten  kOnnen,  noch 
sonst  einen  Erwerb  haben  und  nicht  zu  solchen  Kategorien 
gehören,  för  welche  die  Dienstgeber,  Innungen  oder  einzelne 
zu  keiner  Innung  gehörige  Künstler,  Fabrikanten,  Handelsleute 
und  Professionisten  die  Yerpflegsgebühr  entrichten  müssen,  sobald 
sie  mit  dem  vorschriftmässigen  und  von  dem  Eigenthümer  oder 
Administrator  des  Hauses,  in  welchem  sie  wohnen,  und  der 
k.  k.  Polizeibezirks-Direction  bestätigten  Armuthszeugnisse 


•*)  §.  21  der  Instruction  für  die  Armeninstitute  des  Wiener  Annen- 
bezirkes. (§.  70  und  87  der  neuen  Vorschrift.) 

•*)  Personen,  welche  für  den  Fall  ihrer  Erkrankung  von  einer  Ver- 
sicherungsgesellschaft eine  Rente  oder  aus  einem  Krankenunter- 
stützungsvereine ein  Krankengeld  bezichen,   können  im  Falle  ihrer 
Spitals  Verpflegung  nicht   den  „Zahlungsunfähigen",  deren  Verpflegskost^n 
aus  Landesmitteln    zu    vergüten  sind,   beigez&hlt  werden,   indem  die- 
selben im  Hinblicke  auf  die  grundsätzliche  Verpflichtung,   dass   in  ersterer 
Linie  der  Kranke  selbst  die  mit  der  Wiederherstellung   seiner  Gesundheit 
verbundenen  Auslagen  zu  tragen  habe,  sich  eben  durch  die  „Versicherung 
für  den  Erkrankungsfall''  oder  durch  den  Beitritt  zu  einem  „Krankenunter- 
stützungsvereine",   bei   dem  Entfallen  des   sonstigen   Erwerbes   die  Mitt« 
beschaff'en,  um  die  vorbezeichneten  Auslagen,   worunter   selbstverstandlic) 
die  Spitalsverpflegskosten  gehören,   letztere  nach  Massgabe  der  Höhe  de 
Versicherungsrente  oder  des  Krankengeldes  entweder  ganz  oder  theilweis* 
zu  bestreiten. 

Behufs  sicherer  und  rascher  Einbringung  der  Verpflegskosten  ii 
derlei  Fällen  hat  die  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  mit  Erlass  vom  46.  Mai  1871 
Z.  1 3.146,  besondere  Normativbestimmungen  festgestellt. 


Tereehen  sind,  unentgeltlich  zur  Verpflegung  und  Heilung  in 

dB8  allgemeine  Krankenhaus  aufgenommen.  *') 

üeber  die  Zahlungspflicht  bezüglich  der  Verpflegs- 
losten  f&r  ein  in  einer  der  drei  k.  k.  Wiener  Krankenanstalten 
Tttpflegtes  Individuum  sind  hauptsächlich  folgende  Normen 
bemerkenswerth.  *0 

In  der  Regel  ist  die  verpflegte  Person  zunächst 
rerpflichtet,  die  für  die  Spitalsbehandlung  erwachsenen  Kosten 
U8  eigenem  Vermögen  zu  berichtigen. 

Ausnahmen  von  dieser  Regel  treten  ein,  wenn  der  Ver- 
pflegte zahlungsunfähig  ist,  oder  wenn  mit  Rücksicht  auf 
die  Eigenschaft  der  verpflegten  Person  als  Arbeiter,  Gehilfe, 
DifiQ8d)ote  oder  Lehrling  etc.  bestimmte  Personen  oder 
Oorporationen**)  gesetzlich  zur  Zahlung  der  Verpflegskosten 
ftr  eine  solche  Person  verpflichtet  erscheinen.  ••) 

•^  §.  14  des  Verpflegskosten-Normales  vom  30.  März  i837,  Z.  12.234. 

*^)  Gesetzliche  Bestimmungen  über  Aufnahme,  Entlassung,  Zahlungs- 
pilieht,  Höhe  der  Verpflegskosten  und  Einbringung  derselben,  giltig  für  die 
^i  k.  k.  Wiener  Krankenanstalten.  Wien  1874. 

**)  Das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  hat  mit  Erlass  vom  2.  August 
1873,  Z.  6173,  zu  entscheiden  befunden,  dass  für  die  Zöglinge  des 
Sehntzvereines  zur  Rettung  verwahrloster  Kinder,  wenn  diese  in  eine 
k  k.  Krankenanstalt  abgegeben  werden,  in  dem  Falle  als  ein  solcher 
Zögling  unentgeltlich  vom  Verein  erzogen  wird,  derselbe  arm  und  ohne 
tthlongspflichtige  und  zahlungsfähige  Verwandte  ist,  der  betreffende  Lan- 
^esfond  die  Kosten  zu  tragen  habe,  in  dem  Falle  aber,  als  der  Verein 
fir  einen  solchen  Zögling  ein  „Kostgeld"  bezieht,  der  für  die  Zeit  der 
^erpflegping  entfallende  Kostgeldbetrag  an  die  Krankenanst-alten  vom 
Vereine  abzuführen,  ein  hierüber  verbleibender  Rest  aber,  insoferne  er  nicht 
^  dem  Vermögen  des  Zöglings  oder  von  zahlungspflichtigen  Verwandten 
angebracht  werden  kann,  von  den  betreffenden  „Landesfonden"  zu  vergüten 
komme.  (Statthalterei- Erlass  vom  27.  September  4873,  Z.  23.304.) 

••)  Hofkanzleidecret  vom  18.  Februar  1837,  Z.  12.356;  Erlass  der 
B<*ö.  Landesregierung  vom  30.  März  1837,  Z.  12.234. 

Nur  im  Falle  einer  Erkrankung  an  Syphilis,  oder  wenn  das  Mit- 
K^ied  einer  Innung  in  einem  anderen  als  dem  ihm  angewiesenen  Spitale 
Heilung  sucht,  sind  die  Verpflegskosten  immer  von  dem  Verpflegten  selbst 
ind  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  desselben   vom  „Landesfonde"  ein- 
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Diese  Verpflichtung  tritt  ein,  wenn  die  Erkrankung 
des  verpflegten  Individuums  während  der  Dauer  des 
Dienst-,  Arbeits-  oder  Lehrverhältnisses  vorkam  ***)  ood 
bezieht  sich  in  der  Regel  auf  die  Dauer  einer  einmonatlichen 
(30  Tage)  Spitalsverpfiegung.  *'*')  Sie  erlischt  selbst  dann  nicht, 
wenn  der  Arbeiter,  Gehilfe,  Dienstbote  etc.  bereits  als  krank  in 
die  Arbeit  getreten  und  daher  während  derselben  spitalsbediirftig 
geworden  ist,  '®*)  oder  wenn  der  Arbeiter,  Gehilfe  etc.  von  der 
ihm  angebotenen  privatärztlichen  Hilfe  wegen  Mangel  an  Ver- 
trauen keinen  Gebrauch  macht  und  sich  in  eine  der  dm  k.  k. 
Wiener  Krankenanstalten  begibt.  *•") 

EineBefreiungvonder  Zahlungspflicht  der  Arbeits- 
oder Dienstgeber  tritt  nur  ein:  1.  im  Falle  einer  Spitals- 
erkrankung, 2.  im  Falle  der  Schwangerschaft  und  bei  Erkran- 
kungen in  Folge  derselben,  wenn  diese  durch  ärztliches  Parere 
erwiesen  sind;  3.  wenn  Lehrlinge  nicht  zur  Haüsgenossenschaft 
der  Lehrherren   gehören;  ***)  4.  bei  einem   während  der  Arbeit 

zuhoben.  (Erlass  der  n.-ö.  Landesregierung  vom  17.  November  1847, 
Z.  58.619  und  vom  31.  August  1848,  Z.  39.246;  Erlass  des  Ministeriuins 
des  Innern  vom  23.  August  1853,  Z.  20.134  und  Erlass  der  k.  k.  n.-ö. 
Statthalterei  vom  31.  August  1853,  Z.  33.178.) 

*«<>)  Hofkanzleidecret  vom  18.  Februar  1837,  Z.  12.356;  §§.  84,  8' 
und  86  der  mit  kaiserlichem  Patente  vom  1.  Mai  1810  erlassenen  Gesinde 
Ordnung  für  Wien,  in  dermaliger  Giltigkeit  für  den  „Wiener  Polizeibezirk*"' 
—  Art.  60  des  Handelsgesetzbuches  vom  17.  December  1862;  Regierungs 
Verordnung  vom  20.  November  1843,  Z.  47.484  und  §.  113  der  Gewerbe 
Ordnung  vom  20.  December  1859,  Nr.  227  R.-G.-Bl. 

*®*)  Regierungsverordnung  vom  17.  März  1841,  Z.  15.209,  voi 
1.  Februar  1842,  Z.  30.818  und  vom  15.  März  1843,  Z.  14.312;  Statt 
halterei-Erlass  vom  4.  April  1856,  Z.  13.315  und  vom  20.  November  185t: 
Z.  46.288. 

*o«)  Erlass  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  15.  December  186S 
Z.  34.621. 

*ö^)  Erlass  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  29.  September  1870 
Z.  26.833. 

*<>*)  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  9.  Juli  1870,  Z.  8708 
Statthalterei- Erlass  vom  26.  Juli  1870,  Z.  20.765  und  §.94  der  Gewerbe 
Ordnung. 


enyetreteneii  Unglücksfalle;  '^O  5.  im  Falle  der  Erkrankung 
Ton  Taglöhnem,  welche  nicht  zur  Betreibung  eines  Gewerbes 
oder  Geschäftes,  sondern  zu  anderweitiger  Arbeit  verwendet 
werden,  '••)  und  6.  bei  Geistesstörungen.  '^')  7.  Endlich  kann 
sich  der  Dienst-  oder  Arbeitgeber  von  der  Zahlung  der  Ver- 
pleg;skosten  dadurch  befreien,  dass  er  der  von  der  Gemeinde 
Wien  errichteten  und  verwalteten  Dienstboten-Kranken- 
eassa  '•")  beitritt,  welche  bei  pünktlicher  Einzahlung  der  jähr- 
lieh zu  bestimmenden  Beitragsgebühr  die  Kosten  der  Verpflegung 
des  erkrankten  Dienstboten  für  Einen  Monat  bestreitet. 

Wenn  die  Mitglieder  einer  Genossenschaft  oder 
Innang  in  einer  k.  k.  Krankenanstalt  verpflegt  werden,  so 
haftet  dieselbe  fiOr  die  Zahlung  der  Verpflegskosten.  "•) 

Wenn  keine  der  im  Vorstehenden  angefahrten  „Personen" 
oder  „Corporationen"  als  zahlungspflichtig  erscheint  und  die 
Zahlungsunfähigkeit  des  Verpflegten  amtlich  constatirt  ist, 
dann  ftllt  die  Verpflichtung  zum  Ersätze  der  aufge- 
laufenen Verpflegskosten  auf  jenes  der  im  Keichsrathe 
Tertretenen  Königreiche  und  Länder,  in  welchem  die 
Zuständigkeitsgemeinde  des  Verpflegten  liegt,  und 
im  Falle  die  Zuständigkeit  des  Verpflegten  nicht 
ermittelt  werden  kann,  auf  den  „n.-ö.  Landesfond".  — 

In    der   Absicht    einerseits    den    allgemeinen    öffentlichen 


*•■)  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  28.  December  1855, 
Z.  29.067. 

*••)  Regierungsverordnung  vom  16.  August  1840,  Z.  43.766. 

*•*)  Allerhöchste  Entschliessung  vom  28.  Juli  1824,  Hofkanzleidecret 
^om  8.  Juni  1824,  Z.  19.718:  Erlass  der  obersten  Polizeibehörde  vom 
i.  Juli  1853,  Z.  8150  und  Ministerialerlass  vom  7.  September  1855, 
Z.  15.0^2. 

*®*)  Das  Statut  für  die  in  Wien  von  der  Gemeinde  enichtete 
I^ienstbotcn-Krankencassa  wurde  mit  Statthaltereidecret  vom  9.  No- 
vember 1864,  Z.  43.670  und  vom  7.  April   1871,  Z.  35.661   genehmigt. 

^^)  Die  Modcalitäten  dieser  Haftung  sind  im  §.  9  d»\s  VtTpfl«'gs- 
Wten-Normales  vom  30.  März  1837  angegeben. 

15 
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Krankenanstalten  den  Ersatz  der  aufgewendeten  Ver- 
pflegskosten  zu  sichern,  anderseits  aber  für  den  Fall  der 
sonstigen  ,,Uneinbringlichkeit"  des  jenen  Anstalten  gebührenden 
Betrages  eine  auf  dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit  begrün- 
dete Concurrenz  gleichmässig  zur  Geltung  zu  bringen,  hat  das 
Ministerium  des  Innern  bereits  mit  dem  Erfasse  vom  6.  M&rz  1855, 
Z.  6382  Folgendes  verordnet: 

I.Verpflegskosten,  welche  öffentliche  allgemeine  Kranken- 
anstalten nach  Massgabo  ihrer  Stiftungen  und  der  für  sie  gel- 
tenden Reglements  für  darin  aufgenommene  Kranke  anzusprechen 
berechtigt  sind,  und  welche  nicht  von  den  Verpflegten  selbst 
oder  Anderen  zufolge  allgemeiner  oder  specieller  Gesetze  und 
Vorschriften  oder  nach  besonderen  Verträgen,  Stiftungsverbind- 
lichkeiten, richterlichen  oder  administrativen  Erkenntnissen  und 
dgl.  zunächst  ersatzpflichtigen  physischen  oder  morali- 
schen Personen  (Körperschaften,  Vereinen,  Innungen  u.  s.  f.) 
hereingebracht  werden  können,  sind  den  Anstalten  aus  dem 
Landes fonde  jenes  Kronlandes  oder  Verwaltungsgebietes, 
wohin  der  Verpflegte  zuständig  ist,  und  wenn  die  Zuständigkeit 
nicht  ermittelt  werden  kann,  aus  welchem  er  in  die  betreffende 
Anstalt  gebracht  wurde,  zu  vergüten. 

n.  Die  Veri)flegsgebühren,  \Celche  öffentliche  allgemeine 
Krankenanstalten  für  darin  behandelte  zahlungsunfähige 
Ausländer  aufzurechnen  haben  und  wofür  ihnen  zufolge 
bestehender  Staatsverträge  oder  wegen  Fruchtlosigkeit  der  iiD 
diplomatischen  Wege  gepflogenen  Vorhandhingen  keine  Ver- 
gütung zu  Theil  wird,  werden  von  dem  Land  es  fonde  dei 
Kronlandes  oder  Verwaltungsgebietes,  in  welchem  sich  di^ 
Anstalt  befindet,  bezahlt.  *'°) 

Durch    diese    Grundsätze    wurde    an    der    auf'  speciellen 
Anordnungen    beruhenden  Beitragsleistung  des  Aerars-fiir    ein- 


*")  Diese  Ersatzpfliclit  des  „Landesfondos"  hatte  jedoch  erst  mit 
dem  Verwaltungsjahre  1HÖ5 — 1«;)6  zu  beyfinnen  und  bezieht  sieh  dahi-r 
nur  auf  vom  1.  November  1855  angefangen  in  solchen  Krankenanstalten 
aufgelaufene  Verpflegskosten  für  „Aiislfinder". 
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^ine  Anstalten  oder  bei  gewissen  Gattungen  von   Krankheiten, 

^wie  an  den  in  besonderen  Uebereinkomnien,  Stiftungen  u.  dgl. 

*>€gTmideten  Spitalsbeiträgen  einzelner  Corporationen,  Innungen, 

V^ereine,  Gemeinden  u.  s.  f.  nichts  geändert.  Nachdem  überhaupt 

^e  „Regulirung  der  Verpflegsgebuhren**  einer  besonderen  Ver- 

lümdluDg   vorbehalten    blieb,    so    hatten    diese    Bestimmungen, 

3Ä.bgesehen    davon,    dass    sie    den    Krankenanstalten    für    viele 

Xron  vorneherein  uneinbringliche  Verpflegskosten  die  Vergütung 

US  den  Landesfonden    gewährten,    keinen  Einfluss    weder    auf 

onstige  Einkommensquellen  der  fraglichen  Anstalten,  noch  auf 

ie  Verpflichtung,  w^elche  die  Gemeinden,  in  denen  sich  diese 

Anstalten  befinden,  oder  für  welche  sie  vorzugsweise  gewidmet 

»nd,  aus  besonderen  Gründen,   namentlich   weil  etwa  für  ihre 

-Angehörigen    geringere  Veq)flegsgebühren  als  für  auswärtige 

-Kranke  aufgerechnet  werden,  eben  diesen  Anstalten  gegenüber 

^uf  sich  haben. 

Zur  Durchführung  der  obigen  Grundsätze  hat  das 
^Mnisterium  des  Innern  mit  dem  Erlasse  vuiu  4.  December  1856, 
Z.  26.641  ausführliche  Bestimmungen  erlassen,  welche  mit  dem 
blasse  der  k.  k.  n.-O.  Statthalterei  vom  20.  December  18ö6, 
^.  55.786,  den  Anstalten  und  politischen  Behörden  mitge- 
tleilt  und  in  dem  Landes-Ret;ierungsblatte  vom  Jahre  1857, 
il.  Abtheilung,  I.  Stück,  Nr.  1  verötleutlicht  worden  sind. 

Dieselben  enthalten  zumeist  formale  Bestimmungen  über 
^en  von  den  Krankenanstalten  bei  Aufnahme  von  Kranken  zu 
V)eobachtenden  Vorgang,  sowie  über  die  periodischen  Ausweise, 
^Velche  den  Landesstellen  über  die  unberichtigten  Verj)flegs- 
iiosten  überhaupt  und  dann  über  jene,  die  aus  dem  Landes- 
Ifonde  zu  ersetzen  sind,  vorgelegt  werden  müssen.  '") 


*")  Von  (U'n  naclii  r.'i.uiiclie  n  liiorauf  bcziiiiliflH'ii  V«'i(»i(lnunir»'ii 
^ind  noch  folgend«»  nnziilTilmMi: 

Das  k.  k.  Miuisteniiiu  dos  Innern  liat  in  Botrcfl'  des  Kilasse.s  vom 
■10.  April  1857,  Z.  10.!)4(i,  mit  welchem  der  StatJliallerei  meliiere  (iiund- 
Säätze  als  Leitfaden  1>ei  der  Dereeli  n  n  nL*"  und  l'e>tsetzunL;"  d<'r  V»T|»tleüs- 
^osten    in    öfl"entlichen    Kiankcnanstallen    .*in    die    Hand    <4'e'r<d)en    w  nnlen. 
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Speciell  über  den  niederösterreichischen  Landeg- 
fond  und  dessen  Zahlungspflicht  ist  Folgendes  anzuführen. 

In  Anwendung  des  Grundsatzes,  dass  die  uneinbring- 
lichen  Verpflegskosten  der  öffentlichen    allgemeinen 


erinnert,  dass  in  die  Zahl  der  einem  in  einer  Krankenanstalt   verpflegtea  i 
Kranken  anrechenbaren  Verpflegstage  sowohl  der  Tag  seiner  Auf- 
nahme in  die  Anstalt,  als  der  Tag  seines  Ausscheidens  aus  derselben  ein- 
zubeziehen  sei,  daher  es  von  anderen  diesfälligen  Uebungen  abzukommen 
habe.  (Erlass  der  k.  k.  n.-5.  Statthalterei  vom  \o.  April  1808,  Z.  14.008.) 

Das  k.  k.  Staatsministerium  hat  mit  Erlass  vom  9.  August  1863, 
Z.  12.%1)7,  die  volle  Ausdehnung  der  Bestimmungen  des  Ministerial- 
erlasses  vom  G.  März  1855,  Z.  (>882,  auch  auf  jene  Spital  verpflegskosten 
genehmigt,  welche  bisher,  wenn  der  Dienstgeber  eines  im  aDgemeinen 
Krankenhause  verpflegten  Dienstboten  zahl ungsunfä. big  war,  für  die 
Zeit  von  innerhalb  4  Wochen  (nach  dem  Rogierungscirculare  vom  30.  Man 
1837,  n.-ö.  Prov.-G.-Sammlung,  XIX.  Band,  Seite  70,  von  einem  Monat) 
lediglich  beim  Spitalfonde  abgeschrieben  wurden,  und  es  werden  in  Zukunft 
diese  von  dem  Dienstherrn  ^uneinbringlichen"  Verpflegskosten,  so  wie  dieses 
bei  dem  Wiedner  Krankenhause  geschieht,  von  den  Verpflichteten 
hereinzubringen  sein.  (Erlass  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  26.  August 
1863,  Z.  33.165.) 

"Wenn    eine   öffentliche   allgemeine  Krankenanstalt   es    durch  drei 
Jahre  verabsäumt   hat,    in    den    durch    die  Verordnung   des  Ministeriums 
des  Innern  vom  4.  December  1856,  Z.  26.641,  B..  10    bestimmten    periodi- 
schen Zeitabschnitten  und  in  der  dort  bestimmten  Form   die   am  Schlüsse 
des  Zeitabschnittes  unberichtigt   gebliebenen  Verpflegskosten    der   während 
dieses  Zeitraumes  durch  Entlassung  oder  Tod  aus   der  Anstalt  getretenen 
Individuen   zum  Zwecke   der  Vergütung   auszuweisen,   so   ist    der  Ersatz- 
anspruch der  Anstalt  gegenüber  dem  Landesfonde  erloschen. 

Diese  Frist  von  drei  Jahren  fängt  mit  dem  ersten  Tage  nach  den 
Ende  jenes  periodischen  Zeitabschnittes  zu  laufen  an,  mit  dessen  Ablau 
die  Kosten  auszuweisen  gewesen  wären. 

Wenn  aber  bis  dahin  das  Land,  in  welchem  der  Verpflegte  alj 
„heimatberechtigt"^  zu  behandeln  ist,  nicht  festgestellt  werden  konnte  unc 
der  Anstalt  eine  Verabsäumung  der  ihr  in  dieser  Beziehung  obliegi»ndei 
Verpflichtung  nicht  nachgewiesen  werden  kann,  so  ist  der  dreijährig« 
Anmeldungstermin  erst  von  dem  Ablaufe  jenes  periodischen  Zeitabschnittej 
an  zu  berechnen,  innerhalb  dessen  bekannt  wurde,  in  welcher  Oemeind« 
der  Verpflegte  heiniatberechtigt,  oder  als  heiniatbereehtigt  zu  behandeln 
welcher  ,.Landesfond^  daher  in  Anspruch  zu  nehmen  ist. 
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Krankenhäuser  aus  den  Landesfonden  zu  ersetzen 
f^ijti^  hat  das  Ministerium  des  Innern  mit  dem  Erlasse  vom 
U.  September  1858,  Z.  8924*'')  genehmigt,  dass,  vom  Ver- 
»altangsjahre  1860  angefangen,  die  Verpflegskosten  des  hiesigen 
t  k.  allgemeinen  und  des  Wiedner  Krankenhauses  für  ^zah- 
lungsunfähige, nach  Wien  zuständige"  Kranke  mit  dem  Betrage 
Ton  18%  kr.  per  Tag  und  Kopf  (d.  i.  mit  jenem  Betrage, 
welcher  durch  die  zur  Verpflegung  dieser  Kranken  bestimmten 
Einnahmen  des  Krankenhausfondes  aus  Localquellen  nicht 
gedeckt  ist),  ebenso  mittelst  instruirter  Ausweise  durch  die 
Directionen  dieser  Anstalten  periodisch  ausgewiesen  und  sohin 


Wenn  nachtrÄglich  hervorkommt,  dass  Verpflegskosten  aus  Irrthum 
in  einem  zU  „geringen^  Zifioransatze  ausgewiesen  worden  sind,  so  kann  die 
geb&hrende  Nachzahlung  aus  dem  Landesfonde  noch  innerhalb  dreier  Jahre 
Tom  Ablaufe  desjenigen  Verwaltungsjahres  der  Anstalt  an  verlangt  werden, 
in  welchem  die  zu  gering  verrechneten  Kosten  aufgelaufen  sind. 

Später  können  derartige  Anspräche  an  den  Landesfond  nicht  mehr 
gestellt  werden. 

Fällt  der  Anfang  der  in  diesem  Gesetze  bestimmten  dreijährigen 
Frist  auf  einen  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  vorher- 
gehenden Zeitpunkt,  so  kann  diese  Frist  nicht  früher  als  drei  Jahre  von 
dem  Tage  an  ablaufen,  mit  welchem  das  Gesetz  in  "Wirksamkeit  getreten  ist. 
Auf  Ersatzansprüche  der  Krankenanstalten  gegenüber  anderen  phy- 
Bischen  und  juristischen  Personen  und  Fonden  findet  dieses  Gesetz  keine 
Anwendung.  (Gesetz  vom  1.  Mai  1869,  Nr.  5«,  R.-G.-B1.) 

Die  mit  Note  vom  16.  October  1871,  Z.  22.969,  anhergelangten 
Verhandlungsacten  betreftend  die  Verpflegskosten  der  im  dortigen  Communal- 
Choleraspitale  vom  11.  bis  27.  October  1866  verpflegten,  nach  Szomlinszko 
zuständigen  E.  M.  werden  dem  löblichen  Magistrate  mit  dem  Bemerken 
rückgesendet,  dass  die  in  Rede  stehenden  Curkosten  zur  Li(iuidirung  nicht 
geeignet  sind,  da  im  Sinne  der  hierortigen  an  das  k.  k.  Ministerium  des 
Innern  gerichteten  Note  vom  22.  August  1870,  Z.  12.077,  nur  jene  Cur- 
kosten vergütet  werden  hönnen,  welche  noch  im  Jahre  der  erfolgten  Ver- 
pflegung oder  spätestens  in  dem  darauffolgenden  in  Ausweisung  gebracht 
Verden.  (Erlass  des  k.  ung.  Ministeriums  des  Innern  vom  1.  Jänner  1872, 
l  27.510.) 

"•)  Erlass  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  M.  November  1859, 
Z.  40..H54. 


230 

aus  dem  „Landcsfonde"  vergütet  werden  dürfen,  wie  dies 
rücksiehtlich  der  Angehörigen  des  flachen  Landes  mit  de 
vollen  Gebühr  III.  Classe  geschieht. 

Die  Directionen  der  beiden  oben  genannten  Anstato 
wurden  demnach  beauftragt,  die  vom  Verwaltungsjahre  1860 
an  auflaufenden,  uneinbringlichen  Verpflegskosten  für 
Wiener  unter  Vorlage  der  mit  den  Anfnahmsdocumenten  und 
den  sonstigen  Belegen  instruirten  Ausweise  in  Ansprach  za 
nehmen  und  dafür  zu  sorgen,  dass  die  ^Zuständigkeit^  der 
Verpflegten  und  die  „Uneinbringlichkeit"  der  Gebühren  von 
diesen  oder  anderen  Zahlungspflichtigen  derart  vollständig  nach- 
gewiesen werden,  dass  die  Aufnahme  in  die  „Landesomlage^ 
ohne  weitere  einzuleitende  Erhebungen  geschehen  kann. 

Die  vom  Verwaltungsjahre  1860  angefangen  in  den  öffent- 
lichen allgemeinen  Krankenhäusern  des  flachen  Landes  Nieder- 
österreichs, dann  in  jenen  der  übrigen  Kronländer  auflaufen- 
den „uneinbringlichen"  Verpflegskosten  für  „Wiener"  wurden 
nicht  mehr  der  Gemeinde  Wien  aufgerechnet,  sondern 
sind  aus  dem  „n.-ö.  Laudesfonde"  vergütet  worden 

Der  „n.-ö.  Landesfond"  ist  also  verpflichtet,  für  jene 
zahlungsunfähigen  Kranken  in  den  Wiener  öffentlichen 
Krankenanstalten,  welche  nach  Niederösterreich,  jedoch  ausser- 
halb Wien  zuständig  sind,  die  Verpflegsgebühr  und  zwai 
nach  der  3.  Classe  zu  bestreiten;  für  die  in  diesen  Kranken- 
anstÄlten  veri)flegten,  aber  nach  Wien  zuständigen  zahlungs- 
unfähigen Kranken  leistet  derselbe  nur  einen  Verpflegs 
kostenbeitrag,  welcher  früher  18* 5  kr.  ö.  W.  betrug,  seit  1.  De 
cember  1863  aber,  als  die  Verpflegsgebuhren  für  die  3.  Class 
auf  66  kr.  erhöht  wurden,  in  der  Höhe  von  31  kr.  und  sf 
1872  in  der  Höhe  von  55  kr.  ö.  W.  eingehoben  wird. 

Ueber  die  Ursaehe  dieser  getheilten  Zahlungspflicht  i 
Folgendes  anzuführen : 

Die  nach  Wien  „zuständigen"  und  in  Wien  erkrankt 
Armen  sind  stiftungsgemäss  aus  dem  allgemeinen  Krankei 
hansfonde  zu  erhalten,  welchem  zu  diesem  Behufe  nebst  di 


ursprünglichen   StiftungsvcM'iuogen    auch    noch    besondere   Eiu- 

töüfte,    wie  der  schon  bei  den  „Einnahmen  des  Krankenhaus- 

foüdes"  (Seite  215)  erwähnte  Aufschlag  auf  die  „Verzehrungs- 

ßteuer  von  Holz  und  Kohle",  sowie  die  Gebühr  für  die  „Ver- 

fflichtnisse"  angewiesen  worden  sind. 

Mit  den  a.  h.  Entsehliessungen  von  den  Jahren  1803  und 
1807  erhielten  aber  die  aus  diesen  beiden  Einuahmequellen 
herstammenden  Einkünfte  des  Krankenhausfondes  die  Bestim- 
mung, zur  Tilgung  des  Passivstandes  und  zur  Verbesserung 
der  ökonomischen  Verhältnisse  des  allgemeinen  Krankenhauses 
verwendet  zu  werden,  wodurch,  und  zwar  namentlich  durch  die 
Verwendung  ersterer  Art,  im  Laufe  der  Jahre  die  Folge  her- 
beigeführt wurde,  dass  dieses  Einkommen  zur  Erhaltung  der 
nach  Wien  „zuständigen"  armen  Kranken    nicht  mehr  genügte. 

Eiue  weitere  Folge  davon  war  dann  der  Erlass  des  k.  k. 
Ministeriums  des  luoern  vom  5.  März  1855,  Z.  6382,  mit 
welchem  angeordnet  worden  ist,  dass  der  Landesfund  das 
Fehlende  zu  ergänzen  hätte,  um!  seither  wird  auch  von  dem 
„Landesfonde"  der  oben  bezifferte  Rintrag  per  Kopf  und  Tag 
für  jeden  nach  Wien  zuständigen  zahlungsunfähigen 
Kranken  geleistet.  — 

Bezüglich  des  Ersatzes  der  Verpflegskosten  für 
Ausländer  wird  auf  <las  auf  Seite  49  des  L  Tlieiles  dieses 
Werkes  angeführte  Decret  der  k.  k.  u.-n.  Slulthalterei  \om 
30.  AprU  1868,  Z.  13.688  verwiesen. 

Die  in  die  Anstalt  aufgeuoinni  neu  Kranken  werden  nach 
drei  Classen  verpflegt 

In  der  L  und  II.  Verpflej;'selasse    (den    eiii'entlielien  Zahl- 

abtheilnngen)  können  nur  zahl  nnu'slaliii;'e  Kranke  oline  Iiüek- 

sieht  auf  deren  Zuständiii-keit  und  \\'(»!mort  iA^'i^-en  VoranszMhlimij: 

der  betreffenden    einninnatlielien    \'i'r])tle,u-s-el»ulir    anri;vn()iinnen 

werden. 


Die  Verpflegsgebühr   für    die    III.  Verpflegsciasse  zerC 
in  4  Kategorien  u.  zwar: 

1.  für  nach  Wien  nicht  zuständige  Kranke; 

2.  für  zahlungsfähige  Wiener; 

3.  für    zahlungsunfähiü:e    Wiener    (nach    Wien    ! 
ständige  Arme  uud  alle  Heimatlosen); 

4.  für  Pfründner. 

Die  für  zahlungsfähige  und  zahlungsunfähige  Partei 
welche  innerhalb  der  Linien  Wiens  wohnen,  bemesse 
niederen  Gebühren  bilden  lediglich  die  Ergänzung  auf  die  \ 
der  Commune  Wien  an  den  Krankenhausfond  gel 
steten  Beiträge,  in  welchen  auch  die  Ergänzung  auf 
Pfrüuduergebühr  ihre  Deckung  findet. 

Während  des  Deceuuiums  1863—1872  betrugen  die  V 
pflegsgebühren  für 

die  III.  Ciasso   und  zwj 

die  die  für    ni.lu        .  tiir    X 


vom   1.  Jan.    1802 

bis  :io.  Nov.  18(;:^ 


1.   Chisse       II.    Classe  "^'' '' ^vi.u    .^  l^'.       luas* 

l'arteieu  ^N  i^ner  ^vion 

2  d.  4:;  kr.       1  ri.  O:;  kr.      63  kr.      42  kr.       18-Ö  : 


vom    1.     [>«'('.      lSr»:5   l        ..  <  «n  rr  L"  Ol 

l.is  :n.  \n-.    lX(i(i  ,•<■•-••        l   -  i"  ••        '"'  «        4-^  .         ^1 

:!"",;■  p'^-  j^^';!     :!  ..  -  ..        I   .,  :;..  .,       70  ..       47  „         33 
bis  .il.  Jan.     iN/H  I  " 

vom   1.   Fi'b.    I.s7(»  I      ,  .,       _  ^,  ,^  .... 

bis  .>! .    1 '('('.     1  S  /<»  I  " 

vom    1.  Jan.     1 S7 1  j       ,        _  ,)         _  ^^  ...  .,.x 

b)>  :n.  I  ).'(•.    1S71  I     *■  "     "  ^^       ~  "        "       '    ''       '*    ^        '^'^ 

voml.Jän.  lS72**")«ni  4  .,    -   ..        2  ..   —  .,        SO  .,        (10  ..*»»)  .S'j 

Für  die  „PtVüiuliicr'*  wird  der  jeweilige  Pfrüuduerbet 
als  Verpüt'g.sgebühr  eiiiii:ehuben. 

^'')  Vom  1.  JäiuiiT  1S77  aniirianiirn  betriigon  die  Ver}>dogsirebül 
für  die  1.  ('Ia^^<'  4  H..  iVir  die  11.  ria>.<r  'l  ti.  nnd  für  die  111.  Classe 
4->  und    IS  kr. 

"*)  Fiir  dio  VcrpHcirinm'  eines  innerhalb  der  Linien  AVienj? 
l>i«'nste  stellend. -11  nml  eikiaiikicii  l)  ien s  I  Im»  (eii  in  einer  der  k.  k.  Wi 
Kraiikcüaii-^ialieii  i^'  die  (nduilir  iiii  laulieli  HO  kr.  zn  eii'iieliten.  Ersel 
jedoi-li  in  l'\>lue  der  ..ZalilniiLisiiiiläliiukeit  des  Dieustnudiers"  der  betrefti 
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Die  Enokcn  sind  iu  dieser  Austalt  uach  Gijtuclileuhurn 
I  «lifeMüdeit  Der  Besuch  der  Krankeü  der  I.  uud  II.  Classe 
1  is  zu  ailen  Stunden  des  Ta^jes,  der  Besuch  der  übrigi'n  KraDken 
f  »iar  onr  von  9  Uhr  Früh  bis  4  l'hr  NachiDittugs  gestattet. 

Als  Voratäüde  ditr  vurschiedpuen  Kninkeuabtheilungen 
8  Spitales  t'ungiren  Primarärzti',  als  Vurstäud*.-  der  10  ver- 
schiedenen Kliniken  dagegen  ß  o.  0.  und  2  a.  ö.  Universitäta- 
pfofessoren  und  l  Privatdm-ent, 

Den  Primarärzten  sind  in  der  Hegel  je  ein  Seeuudararzt 
I-  Classe  und  zwei  Ri'Ciindarrirete  II.  ('lasse  zur  Itescirgung  des 
Abtheifungsdienstes,  den  betreffenden  kliui-sehen  Vorstünden  aber 
meist  zwei  Assistenten  zugewiesen. 

Das  ärztliche  Personale,  welches  für  den  ärzliiehen 
Oieost  auf  säinmtlicben  AMlieilungen  und  Kliniken  des  allge- 
nieiaen  Krankenhauses  systeiuisirt  i.st,  besteht  im  (Janzeu  aus 
8i  Aerzten,  wozu  über  lÜO  .ispirauten  und  16  Oi'eratiuns- 
KÖglinge  koniraen.  Dif  Primär-  und  Sccundarärzte  werden  iius 
*lem  „Kraukenhaustnude-  dolirt  und  iiuter.sti-beu  als  Aerzte  der 
Anstalt    unmittelbar    der  Krankeidi:ius-[)ir.-eliiiii.    Ilie  Vorstünde 

Land«^fiJlnl  ;iU  /.;iUliiii:,->]itli,-li,:^'.  ^.i  wii.l  soa  .li>m>-l("-n  die  U.'lifiUr 
"Uii  läßlich  8Ü  kr.  i-iiiir-lmbcn.  (Smi.liiilliT.n- l^rla.ss  v.iiii  H.  Hin  1Ö71, 
Z.  1(16(1.  iinil  voui  :;.  .Tuni   1S7I.  Z.   Il.o:;?,) 

Wenn  ein  im  lHi-i,^t-  ("i.-r  Al■l»■il^ll■lllälrlli.-.^.■  .■rkr,iiikr.-r  Dionst- 
'•"te  uiiiT  (i-'liilfe  iTlilrir;.  ,lii'  fftr  <n<-  ViTiillr-iiii;,-  ,l.'>,-rllM-ii  iti  .■in.T  itfr 
•f-  k.  KninkcraiisUlIi-n  aiirL'.'l^Liirt-ii^n  Vi'qitl.>|;-li".-l.'ii  ini>  Ki.ir-Mii'm  tii- 
^'ihUn  zu  w.iU.-ri.  «i.rIi'H  .ii.-M.ll...n  .Aim  Hiu-U^irht  ;iiU- il,-is  Dini^tinlirLlT- 
"iss  nitph  der  Zu,-t;iiuügk.-it  lU-.s  Vrii.ll.v-(>>n  i'iii-iOi.ilii'ii.  ( l^•f.'i.■nllli,'s- 
'''f■^i,rdlHln(,'  v,>m  il.  Miu-z  l,s:!!i.  Z.  ]'i:ML) 

Dir  B.>grui^iif.'iiii_ir  ^iir  Y.Mvu-^  d.;-  \V\.;,.-r  i;.-lM"ihr  mit  6fi  kr. 
I"^r  Ta-r  und  K»pf  olim-  Üiick-ii'lu  jiuV  dii'  Zu^'iiiiili-ki'il  d.->  V.rpÜi'iili'ii 
ts"tiiMSi;n  silHinmii'Lc  Ui-iii.s.sni.-eli.-ill.'ii  in  Wi.'ii  liiv  ilin-  (Ji^nnwi']!- 
*'<'ll«ft.Mui!gUwler.  lii.-  :ill-.'iiiHii.-  Wi.'ii.'r  Ai'l.rii.'ilaiink.'ii-  und  Ii,iiLli,i,'ii- 
'^«s.m;  und  die  Dire.-u.in  d.-r  .SiidlNiliri  liir  ^lii'  am  srilib.'ilLnIulC,'  uii.i 
"ii»    B;ihn!ii>ri-    in    .M,'ir/Ii:iii>d..ir   ln-i-liälij-h'ii    Ail»>ilir.    (Kii;i>.-;   <i--r   n.-ö. 


der  Kliniken  dagegen,  sowie  deren  Assistenten  beziehen  i 
Dotationen  aus  dem  „Unterrichtsfonde"  und  unterstehen 
Personal-  und  Unterrichtsaugelegenheiten  unmittelbar  nur  < 
raedicinischen  Professoren-Decanate,  respective  dem  Unterricl 
ministerium.  Insoferne  ihnen  aber  die  ärztliche  Obsorge  der  ih 
zu  „Unterrichtszwecken"  von  der  Anstalt  überlassenen  Kran 
obliegt,  sind  sie  als  Vorstände  der  klinischen  und  insbesom 
der  Reserveabtheiluugen,  sowie  die  übrigen  AbtheilungsvorstS 
verpflichtet,  die  für  das  Krankenhaus  bestehenden  Vorschri 
zu  beobacliteu. 

An  jeder  Abtheilung  "wird  täglich  zweimal  zu  bestimn 
Stunden  Vor-  uud  Nachmittags  die  vorgeschriebene  allgem< 
Kranken visite  gehalten. 

Pen  permanenten  ärztlichen  Inspectionsdienst  für  ^ 
Abtheilung,  sowie  den  Krankenaufnalimsdienst  haben  dieSecum 
ärzte  nach  einem  bestimmten  Turnus  zu  versehen. 

Das  gesammte  Wartpersonale  der  Anstalt  zählt  geg 
wärtig  220  Köpfe  (211  Wärterinnen  und  9  Wärter),  so  < 
im  Durchschnitte  auf  circa  10  Kranke  je  eine  Wartpei 
entfallt. 

Die  ArzueiliefiTung  für  das  allgemeine  Krankenl 
ist  sv'it  12.  Juli  1870  an  ein  Consortium  dos  Wiener  Apothe" 
gremiums  ülj.^rlass.'n.  Die  I^asis  des  betreffenden  Couti^a 
bildet  die  von  der  k.  k.  Stattlialterei  mit  dem  contrahirci 
Consortium  für  die  drei  k.  k.  öffeutlieheu  Krankeuaustaltou  eif 
vereinbarte  ,,S})itals-Arzneitax.'",  welche  einem  45-  bis  öOVo: 
Naelilasse  ii:egenül)er  der  a11<j;'emein  giltigen  Arzneitaxe 
sprechen  dürfte. 

Auf   (jirund    dieser    „Spitaltaxe''    wird    mit    (lenehmiij 
der  StatthaltiM'ei  aueli  das  „k.  k.  Waisenhaus"    und    die   „t 
Landesi;*ebär-     und    Findol-,    sowie    die    Irrenanstalt"    aus 
Apothek<»  des  allgi^mi'inen   Krankenhauses  versorgt."^) 

^'■')  Di«'  Ausla.m'U  liir  di.'  im  .l:iiiie  IS71  nn  die  Kranken  des 
gemeinen  Kiankeidiauses  allein  uclicrcrtcn  Arzneien  betru.u:  im  Gi\ 
ti-MO  li.  S8  kr..  al>o  jp-i    Kojd'  1:1, d  T.-.g  :;•:  kr.   ...  AV. 
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Die  Entlassung  ftiis  dx-m  allp-mr^lii.'u  K rankcnliause 
eriiilgt  iu  der  Rt'gd  erst  dann,  wenn  iler  Arzt  döu  Kranken  fflr 
»uJlkommen  liergiistiillt  erklart.  Vor  roÜBtÄndiger  Wiederlior- 
«BÜuug:  "vrird  kein  Kranker  Knni  Austritt  penütliigt.  Ungehoilte 
Knoke  werden,  wenn  nk'  zur  Trausferirung  geeignet  sind,  über 
Begehren  derselben  jederzeit  entlassen,  hei  einem  etwaigen  Rück- 
falle in  die  Krankheit  aber  uielit  mehr  aufgenommen. 

Kranke  Schwangere,  welelie  ihrer  Entbindung  nahe 
Bind,  werden  in  das  Gebärliaus,  mit  sehr  langwierigen  oder 
als  unheilbar  erkannten  l'ebeln  lu-haft(!te  Kranke  aber,  sowie 
jene,  welche  an  Altersschwäche  leiden,  werden  znm  Zwecke 
ihrer  „Versorgung"  an  ihre  Ileimatgeineiude  übergeben;  "*) 
Kranke  endlieh,  bei  welchen  sieh  Spuren  des  Wahnsinnes 
»igen,  werden  in  die  Irrenanstalt  übersetzt.  Arme  Recou- 
falescenten,  welche  aus  den  Krankenanstalten  austreten, 
srhalten,  wenn  sie  in  Fidge  der  überstaudenen  Krankheit  körper- 
lieh  herabgekommen  \uui  iv,'nigsteu.s  luv  die  rrslo  Zi-it  erwerbs- 
unfähig sind,  nb.T  Vv-rsdir.'ibnng  i!.s  Ix-livfremlen  l'rimariua  aus 
^er  Cassa  der  Anstalt  eine  „('nterstiiti^iing  iu  Geld"  eingehändigt, 
ttentuell  die  notliwendigsleu  Kleidi-r  beigestellt,  wobei  jedoch 
das  definitiv  festg.-setzt'  Jlaxiiuuin  von  14  fl.  per  Kopf  nicht 
überschritten  werden  darf.'") 

Personen,  welche  unmigeltlich  aiifgcnoniint'U  wurden  und 
gestorben  sind,  werdi'ii,  wenn  ilie  Li'iclienkrsteii  weder  durch 


die  Ilinterlas-sensehaCt  der  Verslorbvn.'n 

selbst,     n 

r\t    von  öfit> 

dritter  Personen    bestritten    \ierdeii    köri 

icn.    iiai'l 

ilireni    IJin- 

scheiden  auch  ,,un;>nti.-,>ltiicli"  be.Tdi.Ln, 

") 

'")    lli.,>irlllli,.h    jc.„-r     K,;il,l;.n.     v..\r 

-iH-fjmifr   an    «Ui 

lli.imatffeiiL,.iiid,-    iib,n->.Wt,    wnilri.  .-..lU'ii 

vW\\''    IUI'    ('"111- 

miirM'  Wi.-n  u  »um-h'-u   f;Lll..ti  -lu.-    ,.i.ni-. 

i-,-1 1 

1   piTimnuMil. 

Unlcrbnniriiiijr    y.u    U-^:r^-.-ü    \iM.    .-i:..!   .Vu-    1.. 

"yliJi.'ii  \ 

Schills?«  ilii-f"-.-  Al'Sfliiiiti.'s  /ii>:iiiiiiK'i,^.>^t,'lli. 

■"J   llurk;ni/,lri,k.civl    \,„u    1:!,    ,\ii!;u^(    ) 

IG.  Sii'hi' 

llp.T     llil'M'    „Bl>- 

thi-iliiDL"  dii>  auf  Sriti'  ii  .\iiL'ilTihil,>. 
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Der  Josef  von  Arimathäa-Vereio  ****)  liefert  hieza  a^^vi^ 
den  Vereinsiiiitteln  einen  einlachen  Sarg  jind  leistet  überdies  ei  ^^ 
kleine  Remuneration  an  die  Kirchendiener  und  den  Todtengräb^^^- 


Vom  Ta^e  der  Eröffnung  des  allgemeinen  Krankenhaus^^^' 
also  vom  16.  Aufrust  1784  bis  zum  15.  August  1872,  sind  ^^ 
demselben  1,403.015  Kranke  aufgenommen  worden. 

Durchschnittlich  wurden   daher  während   dieses   achtun« 
achtzigjährigen  Zi^itraunies  jährlich   15.943  Individuen  in  die     ^^^ 
Anstalt  aufgenommen. 

Noch  grosser  ist  die  Zahl  derjenigen  Kranken,  welche  in  d«^*^^ 
ambulatorischen  Ordinationen  der  Kliniken  ärztlichen  Ra'  — -^ 
erhielten.  Diese  Zahl  musstc  vom  1.  Juli  1872  an  noch  bedeute t:::^^^^^ 
steigen,  da  von  diesem  Tage  an  sämmtlichen  Vorständen  der  \e^^' 
schiedeuen  Klinik <ii  und  Ablheilungeu,  welche  sich  zur  AbhaltUB^^S 
von  Ambulatorien  bereit  erklärten,  muierdings  das  Recht  eingeraun:^:^^^ 
wurde, dass  die  von  ihnenausgehi  udenOrdinationeU  für  Arme  au:^^* 
K 0 s t  e u  de s  A r m e n f o u d  (* s  unentgeltlich dispensirt werden dürfer:::^^- 


Die  folgende  Zusammenstellung  gibt  eine  Uebersicht  übes?^^^ 
den  Krankenstand  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhause  -^ 
während  des  Decenniums  IsHH — 1872,  ferner  über  die  Gesammt' — "^ 

summe  der  Ausgaben  und  der  auf  die  unentgeltliche,  d.  h — 

auf  Kosten    verseliiedener   Ftnide   uder  Stiftungen   erfolgte  Ver- 
pflegung entlalb'nden  Ansgabsbeträge. 

coinin.'iüd«»    iintciiii    7.   .I.'iiiiUM'    |s.")i.   Z.  -'Mii   gj-iii-luMieii   Weisung"    über  lii 
Bi'ii'chniiiiy' mnl  Vriuiitmii,'-  il«»r  Boi'rdiirn  ng^skosten  für  die  in  Civil 
spir  aU'in   v  «m  >  t  orhr  um  St»l(lnt«'n  wird   nuniindir  auch  tur  jene  Fäüe^ 
w«Miu    eiu   tr.'iiix'iM'i-   (mIi'i    lMMirlaul»t«'i   Soldat  ;4U>.s«'ilialb  eines  Cisilspitale 
.s!irl)t    und    wi-ltcu  .Maii,u«'l>   an   i'iui'um  .Alittcln   von  der  (lenieinde  beer 
diü't   wt'Kb'U  niu^>>,    beMiiuiut.    da>.>    dif    bfiretiendiMi  (ieuieiuden  bei  diese 
Soldateu  mit  ifilcMiialiui-r   Ib'i^elialluiiir   eines    ei,i!,eueu  Sarii"e>  dieselbe  Be- 
eiiliL;;inLr>art    wie    bei    ilirt-n    .-unii'U     (icinciiideuiiedeiu    einzuhalten  und  di 
hii'iaus  ei waelix'iirii    Ko.xicn    /um   Ibluilr   der  Vt'rniiluuLr  aus  dem  Militfu- 
ärar    miliel.st    ••iiu'r    \i'ii    ilurr    jioliiix'bt'U    Ohcrbcliörib'    zu    bestätigenden 
Kreliuimu'   au>/u\\  tl>fii    hal'rii.    (JüKi»   der   k.    k.    n.-o.    Statthalterei    vom 
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Der  Josef  von  Arimathäa-Verein  ****)  liefert  hiezu  a«^s 
deu  Vereinsmittelu  einen  einfachen  Sarg  jind  leistet  überdies  ei:^^^ 
kleine  Remuneration  an  die  Kirchendiener  und  den  Todtengräb^^^- 


I 


Vom  Tage  di^r  Eröffnung  des  allgemeinen  Krankenhaus^^^^^ 
also  vom  16.  August  1784  bis  zum  15.  August  1872,  sind  ^^ 

demselben  1,403.015  Kranke  aufgenommen  worden. 

Durchschnittlich  wurden  daher  während  dieses  achtun< 
achtzigjährigen  Zeitraumes  jährlich  15.943  Individuen  in  diej 
Anstalt  aufgenommen. 

Noch  grösser  ist  die  Zahl  derjenigen  Kranken,  welche  in  d( 
ambulatorischeu  Ordinationen  der  KHniken  ärztlichen  Rat 
erhielten.  Diese  Zahl  musste  vom  1.  Juli  1872  an  noch  bedeuten 
steigen,   da  von  diestnu  Tage  an  sämmtlichen  Vorständen  der  vei 
schicdcnt^u  Kliniken  und  Abtiunlungen,  welche  sich  zur  Abhaltunj 
von  Ambulatorien  bereit  erklärten,  n(Hierdings  das  Recht  eingeräui 
wurde, dass  die  von  ihnenausgehendeuOrdinationeU  für  Arme  ao.-^  ^ 
Kosten  desArmenfoudes  uuentgeltlichdispensirt  werden  dürfend  - 

Die  folgende  Zusammeustelluug  gibt  eine  Uebersicht  übet^" 
den    Krankenstand    des    k.    k.    allgemeinen    Krankenhauses^ 
während  des  Deeeuninms  lS(ir5  — 1872,  ferner  über  die  Gesammt^ — 
summe  derAusgal>en  uud  der  auf  die  unentgeltliche,  d.  h^ 
auf  Kosten    verschiedeuer  Foutle   oder  Stiftungen   erfolgte  Ver — 
plleguug  entfalleudeu  Ausgabsbeträge. 

cniiiiiiaiKlo  iint«Tiii  7.  J;imnM-  l.s.">4,  Z.  MV*  uc.u^'beiicn  Weisung"  über  dl 
Bi-ii'chnuiiLt"  iiinl  V«'iuiitujii^'-  iler  Bec  rilitrungskosten  für  die  in  Civil- 
is pitä  lern  VHisi  orluMicn  Sold.-i  t  l*  n  wird  nunnichr  auch  für  jene  FäUe, 
wenn  ein  trauscurr  oiWi  l)ciirlaubt«'i  Suldat  aur5.si'rlialb  eines  Civilspitales 
.stirbt  und  mulccu  MauLTt'l.s  an  t'iLicnrn  Mitteln  von  tler  (le  mein  de  beer- 
diirt  Averdeii  nui>s.  lu'siiniiut.  da>s  die  befrellenden  (ienieinden  bei  diesen 
8(dtlaten  mit  jedesmalii^rr  lJei>eliall\ni,L;-  eines  ««iiifenen  Sarii'es  dieselbe  Be- 
erdiiJiiinii\sait  wie  bei  ilin-n  ainiea  (icineiiidc^iiedern  einzuhalten  und  die 
hieran.^  eiwaeli.sencii  Kt»>ten  /um  IirliiilV'  «lei-  Veiiiülung*  aus  dem  Militfu- 
ärai"  mith'löt  riner  \on  ilim  jioliil.selien  Obfibehörde  zu  bestätigenden 
iveeliuuuL;-  aii>/uw('i>rii  lialtfii.  (Kiia>.s  der  k.  k.  n.-ö.  Statlhalterei  vom 
'iS.  Mai    In.*!!».  Z.   I7.1IMi.) 

"")  Sifjic  die   Miiflii'iliiu.L:'  uImt  drnM-lbeu  auf  Seite  20ö. 
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Bezüglich  der  Uebernahme  unheilbarer  oder  alters- 
;hwacher  Kranker  aus  der  Spitalspflege,  welche,  wie  schon 
if  Seite  235  erwähnt  wurde,  zum  Zwecke  der  Versorgung 
a  ihre  Heimatgemeinde  abgegeben  werden  sollen,  sind 
ehrere  normative  Bestimmungen  erflossen  und  hierüber  be- 
its  in  einem  Decrete  der  n.-ö.  Laudesregierung  vom  17.  Octo- 
jr  1844,  Z.  60.822  leitende  Grundsätze  aufgestellt  worden. 

Auf  diesen  Grundsätzen  basirte  die  ein  Jahr  später  er- 
hienene  Regierungs-Vorordnuug  vom  8.  Mai  1845,  Z.  22.003, 
3lche  den  fraglichen  Gegenstand  ausführlich  behandelte  und 
jmnach  dem  ganzen  Inhalte  nach  hier  angeführt  wird.  Dieselbe 
utet: 

„Um  das  Vt'ifahron  liiiisiclitlich  (Ut  Entlassung  der  unheilbare^ 
men  Kranken  aus  (1«mii  hi(;.sig(M\  k.  k.  allgemoinen  Krankenhause  5i* 
inon,  allen  Zweifeln  und  darrus  heivorj^^ebenden  Einwendungen  und  Vo^* 
iUnngen  zu  begfg-nen,  liudet  sieh  die  Keg-ierung  über  die  hierüber  v^*^^ 
r  Dii'eetion  des  k.  k.  allgenifineu  Krankenhauses  und  dem  WieC»-^^ 
igistrate  erstatteten  Beriehte  l)e>iinniit,  diesfalls  nachfolgende  Grün  ^* 
tzo  festzustellen,  welche  künfilg  in  vtakouiuienden  Fällen  zur  genai»  ^' 
n  und  unahweiehliehen  Jxielitseliuiir  zu  dienen  haben  worden: 

I.  Ist  (Irr  Wiener  Mai^istrat  verpflichtet,  jene  unheilbar^^^ 
ankeu,  «b'ren  Z  ii  st  ändiirk  eit  nach  VV^ien  ausser  Zweifel  ist,  ül^  ^^ 
flordminu'  der  k.  k.  Krankcnhau.^-Direction  also  gleich  von  selber  >^^ 
•ruehnnMi.  wo]»fi  die  k.  k,  KrankciiUaiis-Din'eiion  dem  Wiener  Magistra*"** 
^-leich  die  Aetm,  weleln*  dies«'  Kraiik«Mi  bfiretlen,  uiitzutheilen  hat. 

II.  EbeiKso  ist  der  \\'i»Mi<'r  Maijistrat  ver}>flichtet,  jene  unhei 
reu  Kranken,  der«'ii  Zii^taiKÜLikeit  nach  Wien  wohl  angeblich  u 
ihrscheinlieh,   aber   iiieli!  aii>M'r  ZweilVl  gestellt  ist,  über  Auftordef 

lg  der  k.  k.  Kraiikciihan.s-Dineiiou  vaiiiiiil  den  ihre  Aufnahme  betreffen -^ 

I  Doemiicnteii  und  ilen  Mälin-iid  ilirt-r  Behandlung  von  der  k.  k.  Kranken 
i^-Directiou  eing^'h-itctrii  r.)rri'>i)oRdenzen  und  Erhebungen  über  ilir 
itändigki'it  selb>t  dauu  /.ii   libciui-limeu.   wenn  diej>«*  Erhebungen  nocl 

keinem   Kcsiiltati'   gfliilirr    Ii.mI'i'M    und   M>mit  deren   Zuständigkeit   nae 
ien    noch   zwrif»'lliali    i>'.    \V(»    r>  dann  Sache  des  Magistrates  sein  wird 

weiteren  Erli»')»nnuen   iil'»'r  di-it-n  Zn.>;andi,ukeit  selbst   zu  })tlegen. 
Jll.    llin.^iehilicli    der    der    l're\iuz     Niederösterreich    zustän- 
•■en,  Jedoeli   Wien    nielil    anucli<»iiLien    unheilbaren   Kranken   hat  es   be 

hierortigen  Venutlunnu'  \oin    17.  Oetubt-r  v.  J.,  Z.  0(1.82^  zu  verbleibe 
nach  die  k.  k.  Krankenhaus- i>ir<eti()n   vorläufig  das  betretfende  Demi 
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a  zu  deren  Uebernahme  aufzufordcMn ,  und  wenn  dioselbo  innerhalb 
e  der  Entfernung  angemessenen  Terniines  nicht  erf«)lg't,  diese  Kranken 
ann  unter  Mittheilung  der  AufnahniMlocum«Mit<'  und  Coi  iJ-spondiMizen 
1  Wiener  Magistrate  zur  Uebernahme  anzuzeigen  hat,  dessen  J^rticht  es 
m  ist,  selbe  hierauf  ungesäumt  zu  übernehmen  und  die  weitere  Amts- 
idlang  wegen  ihrer  Uebernahme  durch  ihre  betreftende  Zu  ständigkeit  s- 
liörde  zu  veranlassen. 

IV.  Hinsichtlich  der  in  die  übrigen  den! seh -erbländi sehen 
OTinzen,  sowie  nach  Ungarn,  Siebenbürgen,  Dalmatien,  lllyrien 
d  die  lombardisch- ven et ianischen  Staaten  zuständigen  unheil- 
kren  Kranken  hat  die  k.  k.  Kranken  hau  s-Dirc^ction  während  ihrer 
'luindlung  die  erforderliche  Correspondt'nz  wegen  ihrer  Ueber- 
hme  mit  den  betreffenden  Behörden  selbst  zu  |»tU*gen. 

Im  Falle  aber  deren  Uebernahme  von  Seite  dieser  B«»hörden 
lüen  einer  Zeitfrist  von  zwei  Monaten  bei  den  die  Provinz  Nieder- 
erreich begrenzenden  und  von  drei  Monaten  hv\  den  entfernter  gele- 
len  Ländern  nicht  erfolgt,  hat  der  Wiener  Magistrat  sodann  diese 
tegorie  unheilbarer  Kranken  über  An/.eiire  d.T  k.  k.  K rankenhaus- Direc- 
l,  welche  demselben  alle  selbe  betretlendeu  A  n  f  n  a  h  in  >  d  o  e  u  m  e  n  t  e 
l  Correspondenzen  mitzutheilen  hat,  un\er\v(*i!t  zu  übernehnu'n  und 
S'en  Ausmittlung  ihrer  ZusTändigkeit  und  UelMMU.-ilnne  von  Seite  ihrer 
reffenden  Zuständigkeits«)brigkeit  die  weitere  Anit>har.dluitg  zu  }>tlegen. 
nit  aber  die  vorläufig  von  der  k.  k.  Ki;iiikenlinns-l)ir»M'*io!i  wegen 
)emahmG  dieser  Kranken  zu  j»tlogenden  Correspondenzen  von  Seite  der 
reffenden  Behörden  mit  ent^|ueeliender  Be.>ehleunigung  beantwortet 
•den,  findet  sich  die  K«»gierung  \eranlasst,  unter  Kinem  sä mnit liehe 
nderstellen  der  Mtniareliie  um  eutspreeliende  Anweisung  der 
2rstehenden  Ortsobrigkeiten  und  beiretb-nden  Beliordm  in  die>er  Be- 
lung  anzugehen. 

V.  Jene  unlieilb;ir«Mi  Kranken,  welehe  in  au  .>]ändiseh  en 
taten  zuständig  sind,  sowi«»  jene,  deren  lIeiniatverliMltni>se  ,uänzli<*li  u  n- 
cannt  sind  und  zu  deren  KriiiniiiL;-  gm-  keine  Anh.'il!>|>iinkre  vorhanden 
l,  oder  Daten  erhoben  wrrdi-n  kt'nin'i:.  i>l  d<'r  AX'iciirr  M;iu-i>trat  ver- 
»htet,  alsogleieh  ül)er  AufTordiniing  dei  k.  k.  Kr.'iiik(']ih;iiis-I)ireeiion  zu 
?rnehmen,  wo  es  dann  nach  ihrer  Ufl»crnalim<*  Sacln-  dos  Magi>tratt's 
i   wird,  die  weitere  selbem  zur  AnMiiiitinng  ilirer  Zii>täii<liuk<'it>.ii''nieinde 

Uebernahme   dureli    selbe   zweckdieiilieli    >elieineniio   Ainl.shaiidlring  zu 
anlassen. 

VI.  Uebrigens  wird  d'-r  A\'i"iit'r  Maui>:ra{  aI:L•'^\  ii-x-n.  {Vir  Jene 
aeilbarr'U  Kranken,  welclif  (1(m>"11m'.  .'li-l-icli  >!.■  liidu  nadi  W'icii 
tändig  sind,  naeh  don  \  tMaiiluoicUtei!  (innKhät/cii  pi  <•  \  i>or  iseli 
die    Versorgung    zu     iilx-i  iiflmn-n     hat.    I'i^    /in     P.iw  n  k>'<-lliiii!i.u'"    ilir«'r 


^ 
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[Tebcrgrabo  an  di»  betreffende  Znstandigkeitaobrigkeit  in  der  Art  Sorge  afö 
ragen,  dass  selbe   bi8  zu  diesem  Zeitpunkte  in  das  Ve^sorgungshanff' 
in   der  Währin gergas se    untergebracht   und   daselbst  unter  Vorb€h»R    B^^' 
les  Regresses  in  Bezug  auf  die  für  ihre  Verpflegung   auflaufenden  Kosten 
gleich  anderen  hieher  zusttlndigen  Individuen  verpflegt  werden. 

VII.  Diesem  gemäss  dürften  derlei  unheilbare,  übrigens  bürgeriich 
unbescholtene    Kranke    bis    zur    Ausmittlung   ihrer   Zuständigkeit    weder 
in    Verhaft    genommen,    noch    nach    Ausmittlung   derselben  ^^ 
Wege    des   Schubes    an    ihre   Zu.ständigkeitsobrigkeit  befordert  werdet 
sondern  es  hat  deren  Beförderung  dahin  auf  andere  schickliche  Wei^® 
zu  geschehen. 

VIII.  Hievon  darf  nur  bei  polizeilich  bezeichneten  Indirid.*®*    ^erJ 
eine  Ausnahme  gemacht  werden,  welche  allerdings  in  Verhaft    * 

nehmen  und  mit  Schub   in  ihre  Heimat  zu  befordern  sind,  wobei  je3-**^ 

•"  st- 
eine  durch   ihren   Krankhoitszustand   allenfalls   gebotene   schonende  RH  *^ 

sieht  nicht  vcriiaclilas>iu:t  werden  darf. 

IX.  Jene    g<'W(\senen    Kranken,    welche    zweifellose   Ausweise    ü 
ihre  Zuständigkeit  in  Händen  haben,   sind,   sobald  gegen  selbe  keine  p^*' 
zeilichen  Bedenken  obwaltpn.  von  der  Krankenhaus-Direction  ohne  weit^ 
bei  ihrer  Genesung   gänzlich   zu    entlassen   und  nicht  unter  dem  T** 
des  Mangels   an  Untersland  un<i  Erwerb   oder   wegen  Erhebung  ihrer  ^"' 
ständigkeit  an  die  k.  k.  Polizeibezirks- Direction  Aiser  Vorstadt  zu  übergel^^*"' 

Bei     polizeilich    bezeiehneton    gänzlich    ausweislosen    ni^-*^ 
unh«'ilbanMi   Kranken    hat   bis   auf  weitere  Verfügung  die  k.  k.  Kranke ^' 
haus-Dircetion  sich  noch  vor    deren    gänzlicher    (renesung   an   d^^ 
Wiener  Ma.tristrat  zu  wenden,  damit  derselbe  ihr«*  Vernehmungen  und  C^^ 
auf  die  Erliehung  ihrer  Zuständigkeit  Bezug  nehmende  Verhandlung  frü^^" 
zeitig  einh'iten    könne,    um  den  Uel)el>Tand  zu  beseitigen,  dass  derlei  Ind  ^ 
viduen    bei   ihrer   Entla»UMtr   aus    dem    alltremeinen    Krankenhause,    wonr^- 
ihre   Abgabe   an    die  Ortsindizeibehrjrde  verbunden   ist,   nicht   zu   lange   i 
Arrest  angehalten  zu  werden  luauchen.  um  an  ihre  Zuständigkeitsobrigk^^^ 
in  Schub  gesetzt,  werden  zu   können. 

Mit   lliuwci.siiug    auf  diese    Regieniugs- Verordnung     vo 
30.  April   1845   crlicss   die   k.  k.  n.-ö.  Statthalterei   am  2.  No 
vember  lsß7   eine   Auilordcruui;'   an   den   Maiz:istrat.,   alle  in  de^ 
Kraukenanstaltv'U   iM'lindiiclini  unlicilbareu  Kranken  über  An- 
Sueben  der  Anstalten  binnen  8  Tagen  zu  übernebmen,  widri^ 
genfalls    die    Verplb'guui;   dieser    Kranken    di'r    Cunimune   rn^ 
Vorbebait  des  Kegressreebtes  an   (li(^  betrellendeu  Zustiiudigkeits 
genieindeu   aulg(M'(M*linet  werden  wurde. 
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Dagegen  hatte  der  Magistrat  den  Reeurs  an  das  Ministerium 
Innern  ergriffen,  welches  mit  Erlass  vom  28.  Februar  1868, 
Z.  119Ö  anordnete,  dass  im  commissiouellen  Wege  die 
Hodalitäten  zu  vereinbaren  seien,  unter  welchen  die  Ueber- 
nahme  der  „unheilbaren"  Kranken  aus  den  öffentlichen  Spitälern 
m  erfolgen  hätte. 

In  Folge  dessen  wurde  ein  Uebereinkommen  für  ein 
Jahr  mit  der  Bestimmung  getroffen,  dass,  wenn  3  Monate  vor 
Ablauf  eines  Jahres  von  einer  oder  der  anderen  Seite  keine 
ienderung  oder  Lösung  des  Uebereinkommens  begehrt  würde, 
dasselbe  für  ein  weiteres  Jahr  in  Wirksamkeit  zu  bleiben  habe.  ****) 

Die  Bestimmungen  dieses  Uebereinkommens   sind  folgende: 
^enn  die  Directionen  der  hiesigen  k.  k.  Civilkrankenhäuser  erachten,  dass 
®*ii  dortorts  bereits  seit  90  Tagen  in  Verptiegung  stehender  Armer  (nach 
<Jeni    Statthalterei-Erlasse  vom  20.  December  1856,    Z.    5:).786    sind    die 
Krankenanstalten   verpflichtet,  Kranke  durch  90  Tage  im  Spitale  zu  ver- 
pflegen, bevor  sie  als  unheilbar  entlassen  Averden)  —  ohne  Rücksicht  auf 
*^ie  bereits  festgesteUte  oder  noch  zu  ermittelnde  ..Zuständigkeit"  desselben 
^^   fiir   die    Spitalspflege    nicht    mehr    geeignet,    mit    einem    „unheilbaren'^ 
^^l)el    behaftet    oder  sonst    in   die  „Armenversorgung'-    abzugeben  ist,  so 
*^ben   die  besagten  Krankenanstalten   hieven   dem  Wiener  Magistrate  — 
^^ter  Bekanntgabe  der  für  die  Entlassung  des  Kranken  aus  dem  Spitale 
Sprechenden  Gründe  —  die  Mittheihmg   mit  der  Auflorderung  zu  machen, 
^^^^s    das   betrefl"ende    Individuum   längstens    binnen  8  Tagen    von  der 
Commune    zu    übernehmen    sei.    In    der  bezüglichen  Auff'orderung   ist  der 
^  ag,   an  welchem  die   Uebernahme  spätestens  zu  geschehen  hat,  genau 
*^^nd  ziffermässig  auszudrücken. 

Die  besagte  achttägige  Frist  beginnt  vom  Zustellungstage  der  Auf- 
^•or-derung."*) 

Der  Commune  bleibt  es  freigestellt,  das  betrefl'ende  Individuum  ent- 
^"eder  ohne  jede  weitere  Erhebung  zu  übernehmen,  oder  aber  sich  vorerst 
^'«n  der  Richtigkeit  der  für  die  Entla>sung  aus  dem  Spitale  angeführten 
Gründe  durch  die  Entsendung  eines  eigenen  Conimunahu-ganes  in  die 
^^ankenanstalt  zu  überzeugen.  Wenn  von  dem  besagten  Comniunalorgane 


"°)  öemeinderaths-Beschluss  vom  20.  October  1868. 

,  t>  "')  Zufolge  der  Ministerial- Veruidnung  vom  3.  October  1874.  Z.  12.584 

L^J'lass  der  k.  k.  n.-ö.  Stattlialleivi  vcni  y.  Oetob.T  1874,  Z.  30.009)  ist 
^^^  Zustellungstag  der  Autl'orderunu-  in  die  achttägiixe  Frist  nicht  einzu- 
mahnen. 


lie  Richtigkeit  der  für  die  Kntlassung  namhaft  gemachten  Gründe  aner- 
kannt wird,  so  ist  der  Kranke  innerhalb  der  vorgezeichneten  aehttiigigeiL 
Frist  vom  Magistrate  zu  übernehmen.  Bei  divergirenden  Ansichten  zwischei^ 
1er  Krankenhaus- Direetion  und  dem  abgesandten  Communalorgane  hat  di^ 
[temeinde  innerhalb   der  mehrerwähnten   achttägigen  Frist  den  Recurs  bei 
ler  k.  k.  n.-ö.  Stalthalterei   einzubringen,   welch'  letztere   sofort  in  leti^ 
Instanz  endgiltig  zu  entscheiden,   und  wenn  sie  die  von  der  Spitaldirectk-^^ 
für    die    Entlassung    geltend   gemachten    Gründe    bestätigt   findet,    aus"^*^' 
sprechen   hat.   dass  das  betreffende  Individuum  längstens  binnen  3  ^-'-^^^^ 


vom  Zustellungstage  gerechnet,   von  der  Commune  zu  übernehmen  seL 

ler  bezüglichen  Statthalterei-Entscheidung  ist  ebenfalls  der  Tag,  an  welct— ^^ 

lue  L'ebernahuie  spätestens  zu  geschehen  hat,  genau  und  ziflfermässig  a^  ^— **' 

Eindrücken. 

AVenn  der  Kranke,  gegen  dessen  Uebernahme  von  der  Commune  nic^^^ 
recurrirt  wird,  binnen  8  Tagen  nach  Zustellung  der  üebernahms-Auffor^"^     ,* 
rung  vom   Magistrate   nicht  übernommen  wird,    so   hat  die  Commune 
nach  Ablauf  der  achttägigen   Frist    für   das    betreffende  Individuum   a"  ^-^^*' 
laufenden  Krankenhaus-Verj)flegskosten  dem  Krankenhausfonde  zu  Hancl-^^^^" 
der  betreffenden  Krankonanstalt  zu  ersetzen. 

In  jenem  Falle  aber,  wo  die  (remcinde  gegen  die  Uebernahme  eiiL^^^ 
Kranken  den   Recurs  rechtzeitig    bei   der  k.   k.   n.-ö,   Statthalterei   eing^^^^' 
bracht  und  sachfällig  geworden  ist,  hat  die  Commune  jene  Verpflegskost ^^^^^^ 
zu   zahlen,   welch«*   lür  den   Kranken   von  dem  Tage  an  aufgelaufen  siiC^^^^  ' 


wo  die  in  der  bezüglichen  Statthalterei-Entscheidung  zur  Uebernahme  d  ' 

Kranken  vorgczeiehnete  dreitägige  Frist  fruchtlos  abgelaufen  ist. 

Von  allen  Statthalterei-Eutscheidungen,  mit  welchen  im  Recurswe^^  ^^ 
auf  die  Uebernahme    oder  Niehtübernalniie   eines  Kranken  durch  die  Con  •^^' 


riiune  erkannt  wird,  ist  auch  die  betivtfende  Krankenanstalt  in  die  Kennf  -^  ' 
niss   zu   setzen,    welch*    letztere   diese    Entscheidung   den   an   die   Lande^^^ 
ausschü^se   zu    leitenden  Verptleg.skostenausweisen    anzuschliessen   hat. ''^ 

*")  Bezüglich  der  nach  Mähren  und  Schlesien  zuständigen,  m: 
langwierigen  Krankheiten  behafteten,  jedoch  transportablen  Kranken  wurde 
die  Direclioiien  «les  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses  und  des  k.  k.  Kranken 
hauses   auf  d«'r  A\'ieden,   dem    Ersiiclien   der   k.   k.   mährisch  -  schlesische: 
Statthallerei   gemäss.   a!ig«'wiesen,   wegen  Transportirung   solcher  Kranke^ 
in  deren  Heimat  mit  den  betiellciiden  mährischen  und  schlesischen  Bezirks-^ 
ämtern  und  (leiiieiiulebehörden   unmittelbar   zu    corres])ondiren  und  nacÄ^ 
zweimaligem    ei!"olglos<'n  Einsehleiten    die><'lben    auf  Gefahr   und  Koster^ 
di'r  betrellenden  ZM.siäiuli.ukeiisornieindcn  in  Mähren  und   Schlesien  in  ihrc^ 
Heimat    iranspoiiiren    zu    lassen.    (Erlass  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  voiir:* 
n.  A])ril   1b61.  Z.   n.938.) 


-j* 
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Zur  Behebung  des  ungleichartigen  Vorgangi's  deruffent- 
Men  Krankenanstalten  bei  •  dem  Verfahren    mit    den  an  lang- 
wierigen Krankheiten  Leidenden,  die  aber  für  eine  fernere  Pflege 
ii  einer   öffentlichen  Heilanstalt  geeignet  sind,  und  mit  jenen 
Kranken,  welche  mit  „unheilbaren",  aber  für  die  Behandlung  in 
einer   öffentlichen  Krankenheilanstalt  nicht   geeigneten  Krank- 
heiten   behaftet    sind,  ist  in  Folge    des  Erlasses    des  Ministers 
les  Innern    vom  17.  Juni    1809,  Z.    1713,  '")    auf  Grund    der 
i'erordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  4.  December  1856, 
».    26641    und    des   Heimatgesetzes    vom    3.   December    1863, 
L-G.-Bl.  Nr.  105,  den  „allgemeinen  öffentlichen  Krankenanstalten 
i  Niederösterreieh"  Nachfolgendes  zur  Darnachachtung   be- 
annt  gegeben  worden: 

1.  Die  mit  der  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern 
om  4.  December  1856,  Z.  26.641  B.  12  vorgeschriebenen 
nzeigen  über  langwierige  Krankheiten  sind  ausnahmslos,  daher 
hne  Rücksicht  auf  den  Umstand,  ob  ihn-  Kranke  transportabid 
t  oder  nicht,  in  jenem  Zeitpunkte,  in  welchem  sich  der  Krank- 
3itsverlauf  als  ein  chronischer  herausstellt,  jedenfalls  aber 
ingstens  mit  Ablauf  eines  Vierteljahres  vom  Tage 
er  Aufnahme  des  Kranken  zu  erstatten  und  mit  ßerück- 
ehtigung  der  in  dem  hierzu  vorgeschriebenen  Formulare  ersicht- 
shea  Daten  zu  verfassen. 


Der  königlieh  ungariselip  Statthaltt'n'irath  zu  Ofen  hat  den  n.-ö. 
i^ndesausschuss  ersucht,  veranlassen  zu  wollen,  dass  die  in  Ungarn 
jimatbereehtigten,  über  dn-i  Monate  in  den  ötTi-nllielien  Kianken- 
tusern  AViens  in  IMlege  l>eliudliehfn  u  nheill>:)  ren  Kranken,  die  ihres 
raiikheitszustandes  wegen  in  di«'  Heini;it  nieht  abgesiMulel  weiden  können, 
tmhaft  gemacht  werden,  damit  l)ezriglieli  die>er  Individuen  das  Ansuchen 
1  den  Magistrat  gestellt  werden  könn«'.  die>ell»en  auf  Ko.slen  des  un- 
i-rischen  J^andesleudes  intcM iniist isch  in  ein  N'eixMuiin.L^shaus  «ler  Stadt 
rien  gegen  die  Bericiitigung  d<']'  iagli(dien  Ver)dleu>ge!)ulir  \o\[  42  kr. 
,oit  1.  Jänner  1874  CA)  kr.)  zu  iil>erneln!ien.  (Nute  {\vy.  k.  ungar.  Statt- 
altereirath^'s  zu  Ofen  vom   10.  Oetober  l,sof^.  Z.  79.!>20.) 

^^^)  Kundmachung  des  k.  k.  n.-ö.  St."<ith;iUereileiiers  \eni  17.  August 
869,  Z.  17.Ö32. 


2.  Nach  den  bestehenden  Vorschriften  können  die  für 
„unheilbare^  und  zur  Behandlung  in  einer  öffentlichen  Kran- 
kenheilanstalt  nicht  geeigneten  Kranken  aufgelaufenen  Ver- 
pflegskosten  von  den  Landesfonden  nicht  angesprochen 
werden. 

Demnach  dürfen  öffentliche  Krankenanstalten  solche  Kranke« 
beziehungsweise  Sieche,  nur  dann  in  die  Pflege  aufnehmen,  wenn 
es  sich  um  eine  zwischenlaufende,  einer  besonderen  ärztlichen 
Behandlung  bedürfende  Verschlimmerung  der  unheilbaren  Krank- 
heit oder  um  eine  nebeugehende,  anderweitige  Erkrankung 
handelt. 

Aus  demselben  Grunde  ist  ein  in  der  Pflege  befindliches 
krankes  Individuum,  sobald  sich  bei  demselben  jener  Zostand 
der  Unheilbarkeit  herausstellt,  welcher  es  für  die  fernere  Behand- 
lung in  einer  öffentlichen  Krankenheilanstalt  ungeeignet  macht, 
ohne  Rücksicht  auf  die  bis  dahin  verstrichene  Verpflegsdauer 
aus  der  Anstalt  zu  entlassen.  Wenn  jedoch  ein  solches  Indivi- 
duum sich  selbst  nicht  überlassen  werden  könnte,  ist  diejenige 
Gemeinde,  in  welcher  sich  die  Krankenanstalt  befin- 
det, unter  Mitthoilung  der  aus  dem  vorgeschriebenen  Formulare 
ersichtlicheu  Daten  anzugehen,  das  betreffende  Individuum  binnei»- 
einer  kurzen  Frist  zu  übernehmen. 

Für  die  geuanute  Gemeinde  sind  die  Bestimmungen  dej 
Heimatgesetzes  vom  3.  December  1863,  R.-G.-Bl.  Nr.  105. 
Abschnitt  IV,  bei  „auswärtigen"  Armen  insbesondere  noch  dei 
§.  28  dieses  Gesetzes  massgebend.  *'*) 


*-*)  Mit  Bi'.schliLsj,  der  Vll.  Section  dos  (ieiiieiiiderathes  vom  23.  De- 
cember  1878  wurde  nach  dem  Ma^nstratsantrage  da«  mit  der  Oberver- 
waltinig  der  k.  k.  olTeutlicheu  Krankenhäuser  in  Wien  getroffene  Ueber- 
einkommen  in  Betreff  <'ines  gl  eich  massigen  Vorganges  bei  Vergütung 
der  Kosten  für  den  Trans)>ort  ^Unheilbarer"^  in  das  stiultische  Ver- 
sorgungshaus und  in  Betreff  der  Art  dieses  Transportes  genehmigt. 

I)ie  Transportkosten  betragen  rücksichtlich  des  „Rudolfspitales" 
für  einen  Einspänner  l  tl.  50  kr.,  für  die  Tragbahre  1  fl.  50  kr.,  für  den 
begleitenden  Krankenwärter  'ÖO  kr.:  rücksiehllich  des  „Wiedener  Spitales'' 


Oßhört  übrigens  ein  Htikrhos  zur  l'ebomalimi'  goeignotes 
iDoividuiim  einer  benachbarten  Gemeinde  an,  so  kann  sich 
die  KrankenanstaJt    uumittulbar    uu   ilicsu  üeim'imle  wenden. 

3.  Die  OfTentUcheD  Kraukeuaiistatlt'n  und  die  Gemeinden 
hateo  für  die  genaue  Erfüllung  der  ibneu  uacb  dem  Voran- 
gehenden obliegenden  Ver|ifliebtuugeu. 


Während  des  Deceuuiums  1863—1872  aind  aus  verschie- 
deoen  Krankenanstalteu  2909  Personen,  welche  als  „unheilbar*' 
bezeichnet  wurden,  vun  der  Gemeinde  Wien  ül)erQonimen 
forden. 

Die  nachfolgend«  Uebersicht  detailirt  diese  ZilTur  für  jedes 
einzelne  Jahr  nach  dem  „Geschlechte"  dieser  Personen,  nach 
4er  „Heimatberechtiguug"  und  der  „Anslall",  in  welcher  sie 
^ch  befanden. 


f^T  den  Ernfip.T.nnor  1  tl,  !0  kr.,  ffii'  ilfii  liii'iicr  HO  kr.,  IBr  ilii"  TrairbHÜri' 
%.  fl.  50  kr.:  fQr  das  „allgeniehie  Kranki'nlifti !.■,■'  für  die  Sos.sdlniittT  70  kr,, 
«ur  eine  Fuür  1  II.;  für  die  Dot'lohiiiii:  .■ntliillt  ,iip  EniM-hilili'riinK. 

Die  S|iitalsdirepliont'ii  sind  7U  i'rsiU'li.Mi,  l'.'i  jcdc^r  .Vliii'aiL.spoitiriiuj,' 
^er  Versorgungsbaus-VtTwnll.uiifr  üiipldch  iiiil  lii-m  zu  QWviiPlimi'iidfn  „L'n- 
^eilbarcD"  die  Transportkosten  Vkannt  zu  ^•.■hpii.  damit  ilii'>o  clinüL/pitif; 
«nit  den  Veriiflfgskosluli  aufgon-clirivt  und  liiigfi.n iIl'iI   im-iiIi-ii  köiinon. 
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ß)  Das  k.   k.   Krankenhaus   Winden 

(im  IV.  Bezirke,  Favoritenstra»ss('  Nr.  32). 

Ln  Jahre  1834  trat  die  Noth wendigkeit  ein,  am  k.  k. 
tDgemeinen  Krankenhause  einen  „Zubau"  auszuführen  und  in 
sämmtlichen  Krankensälen  desselben  eine  dritte  Reihe  von  Betten 
einzustellen. 

Auch  das  Spital  der  bannherzigen  Schwestern  zu  Gumpen- 
dorf,  das  Spital  der  Elisabethinerinnen  auf  der  Landstrasse  und 
das  Spital  der  barmherzigen  Brüder  in  der  Leopoldstadt  mussten 
erweitert  werden.  Im  Jahre  1840  trat  die  weitt^re  Nothwendig- 
kdt  ein,  sogar  in  dem  Versorgungshause  in  der  \\'iihringergasse 
und  in  der  freiwilligen  Arbeitsanstalt  Zimmer  zur  Aufnahme 
Ton  Kranken  einzurichten. 

Allein  trotz  aller  dieser  Zubauten  und  Erweiterungen  waren 

in  Folge  der  raschen  Zunahme  der  Bevölkerung  Wiens  und  der 

^Hmt   wachsenden  Anzahl    derjenigen  Personen,  welche  in  den 

Spitälern  Hilfe    suchten,    die    disponiblen  Räume    der  Kranken- 

^^fiaser  derart  überfüllt,  dass  die  Kraukenaufutihine  in  dens(*lbeu 

beschlossen    werden    musste.    Damit    war    die  Tuabweislichkeit 

^«r  Errichtung  eines  neuen  Krankenhauses  constatirt. 

In  Folge  dessen  wurde  im  Jahre  1841  auf  Anregung  der 
"^,  k,  n.-ö.  Landesregierung  unter  Mitwirkung  des  damaligen 
-t^rotomedicus  Dr.  Knolz,  des  Bürgermeisters  Czapka,  der  Polizei- 
vfcezirks-Direction  und  der  Repräsentanten  sämmtlicher  Pfarreien 
X^üd  Gemeinden  des  Polizeibezirkes  Wieden  ein  Comit^  gew'älilt, 
Welches  sich  die  Aufgabe  stellte,  ein  „Bezirkskrankenhaus  in 
^er  Vorstadt  Wieden"  zu  errichten.  Die  Mitglieder  dieses 
C])oinites  *")  bildeten  zugleich  die  Directiou  dieses  Kraukenhauses, 
"Welches,  nachdem  in  der  Danhauser'schen  Realität  Nr.  302  auf 
der  Favoritenstrasse  eine  i)assemle  Localität  gefunden  und  nebst 


*'•)  Die  Naiiwn  der  r«tiiiit«'-Mifglit*d»M-  >iiul  in  »Irin  Anlsnlzo  „Chronik 
cies  k.  k.  Krankeubnus«'s  Wicilon-  in  ilcni  Bi'iiclit«'  (lics('.>  Kr;ink»Miliaust'> 
vom  Solarjahre  1877  angelTihrl.  wclclicni  B<*riclitt*  anch  d'w  oben  uiitge- 
t  hi'ilten  historischen  DattMi  «•ntn«»ninjeii  sind. 
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Die  Verpflegsgebühr  für   die   in.  Verpflegsclasse  »erfä/// 
in  4  Kategorien  u.  zwar: 

1.  far  nach  Wien  nicht  zuständige  Kranke; 

2.  für  zahlungsfähige  Wiener; 

3.  für   zahlungsunfähige   Wiener    (nach    Wien  zu- 
ständige Arme  und  alle  Heimatlosen); 

4.  für  Pfrüudner.  , 
Die   für   zahlungsfähige    und    zahlungsunfähige   ParteieD, 

welche  innerhalb  der  Linien  Wiens  wohnen,  bemesseneu 
niederen  Gebühren  bilden  lediglich  die .  Ergänzung  auf  die  Ton 
der  Commune  Wien  an  den  Krankenhausfond  gelei- 
steten Beiträge,  in  welchen  auch  die  Ergänzung  auf  die 
Pfründnergebühr  ihre  Deckung  findet. 

Während  des  Decenniums  1863—1872  betrugen  die  Ver- 
pflegsgebühren  für 

die  III.  Ciasso  und  zwar:     * 


die                       die             für   nUht  mr  xah- 

I.    Classe         II.     Ciasso   ^^'^^  Wicn  J"^  '^.^-  lunssun 

zusUndlc«  lungifahi^e  fähige 

Parteien          Wiener  Wieuor 

y?™.,,V  i^^J    \l^l  I     8  fl.  45  kr.      1  11.  05  kr.     63  kr.  42  kr.  18Ö  kr. 
bis  .iü.  Nov.  iMhi  ) 

vom  1.  Dec.    1863  |      «                      4        tn            ««  «"  q4 

bis  31.  Allt,^   1866  |      '^  "  —  '^        i   r  *^  r        t>t>  „  ^o  „  rfl      „ 

vom   1.  Sept.  1866  |      .v                       .        ..              ,^  .«  ^^ 

bis  31.  Jäu.    1870  (     '^  ^  —  "        i   «  '^'>  n        /"  .,  */  „  ^-^      « 

vom  1.  Feb.    1870  I      i       __            9       _            nn  m  qq 

bis  31.  Dec.    1870        *  "         "        ^  '^         ^         '*  "  *'   "  '^'^      " 


vom  1.  Jfin.    1871  | 


4  ,,  —  „        2  „  —  ,,        79  r)        ö6  „         33 


bis  31.  Dec.    1871  I      '  '^         "        "  "         '^        ""  '^  ''^  "         ""      " 

vom  I.Jan.  1872^»»)  an  4„-^        2.,  —  „        86  „  &\  ..  *«•)  .5o      „ 

Für  die  „Pfründner"  wird  der  jeweilige  Pfründnerbetrag 
als  Verpflegsgebühr  eingehoben. 


**"j  Vom  1.  Jänner  1877  angefangen  betrugen  die  Verpllegsgebühren 
für  die  I.  Classe  4  11.,  für  die  II.  Classe  2  11.  und  für  die  III.  Classe  8ö, 
4:;  und  18  kr. 

"*)  Für  die  Verpflegung  eines  innerhalb  der  Linien  "Wiens  im 
Dienste  stehenden  und  erkrankten  Dienstboten  in  einei- der  k.  k.  Wiener 
Krankonanstalti^n  ist  die  Gobfihr  mit  tfiglich  66  kr.  zu  entrichten.  P>seheint 
j«'doch  in  Folgt*  der  ..ZahlungsuntahigktMt  des  Dienstgebers"  der  betreffende 


selbe  beendet  worden.  Die  Kosten  per  376.000  fl.  wurden  theils 
aas  dem  ^Krankenhausfonde",  theils  aus  dem  „Ilospitalfonde" 
bestritten. 

Im  Jahre  1851  ging  diese  bis  dahin  noch  immer  von  dem 
Directionscomit^  verwaltete,  aber  von  der  Staatsverwaltung  beauf- 
sichtigte und  subventionirte  Anstalt  in  die  Verwaltung  der 
Staatsbehörde  über  und  erhielt  die  Benennung:  „k.  k.  Be- 
zirkskrankenhaus Wieden." 

Durch  Verordnung  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom 
U.  October  1857,  Z.  214  wurden  in  diesem  Spitale,  welches 
nunmehr  den  Namen  „k.  k.  Krankenhaus  Wieden"  erhielt,  vier 
medicinische  und  eine  chirurgische  Abtheilung  mit  je  einer 
Primararztesstelle  organisirt. 
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Nach  VollenduDg  des  Baues  des  Administrationstractes 
war  daselbst  auch  ein  „Ambulatorium"  für  arme  Kranke  einge- 
richtet und  mit  einem  Wartezimmer  und  zwei  Ordinations- 
zimmern ausgestattet  worden. 

Das  ärztliche  Personale  der  Anstalt  besteht  ausser  den 
fünf  Primarärzten  als  Abtheilungsvorständen  aus  fünfzehn  Se- 
cundarärzten  und  einem  Prosector  als  Leiter  der  pathologisch- 
anatomischen Anstalt. 

Das  Krankenhaus  Wieden  hat  gegenwärtig  einen  Beleg- 
raum für  600  Betten. 

Die  Aufnahmsbediugungen  für  die  Patienten  sind 
mit  jenen  des  allgemeinen  Krankenhauses  gleich,  jedoch 
mit  vorziigsweiser  Bestimmung  für  die  hilfesuchenden  Bewohner 
des  Polizei buzirkes  Wieden. 

Unentgeltlich  aufgenommen  werden  alle  wahrhaft  Armen, 
welche  keine  Betheilung  gemessen  und  in  Wien  geboren  oder 
daselbst  zuständig  sind,  keine  Verwandten  in  auf-  und  ab- 
steigender Linie  haben,  welche  die  Yerpflegskosten  bestreiten 
können,  selbst  erwerblos  sind  und  keiner  Classe  angehören, 
für  welche  der  Dienstgeber  oder  eine  Genossenschaft  etc.  die 
Verpflegsgebühren  entrichten  müssen.  Solche  mittellose  Kranke 
haben  einen  behördlich  bestätigten  Ausweis  hierüber  beizu- 
bringen.   — 

Die  folgende  Tabelle  gibt  eine  Uebersicht  über  den 
Krankenstand  in  diesem  Krankenhause  während  der  Jahre 
1863  1872  und  die  Bewegung  in  demselben,  ferner  über  die 
Summe  der  Ausgaben  und  die  für  die  unentgeltliche,  d.  h. 
auf  Kosten    der    verschiedenen   Fonde    oder  Stiftungen    erfolgte 
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Der  Josef  von  Arimathäa-Verein  **')  liefert  hiezuaus 
den  Vereinsmitteln  einen  einfachen  Sarg  jind  leistet  überdies  eine 
kleine  Remuneration  an  die  Kirchendiener  und  den  Todtengräber. 

Vom  Tage  der  Eröffnung  des  allgemeinen  Krankenhaases, 
also  vom  16.  August  1784  bis  zum  15.  August  1872,  sind  in 
demselben  1,403.015  Kranke  aufgenommen  worden. 

Durchschnittlich  wurden  daher  während  dieses  achtund- 
achtzigj ährigen  Zeitraumes  jährlich  15.943  Individuen  in  diese 
Anstalt  aufgenommen. 

Noch  grösser  ist  die  Zahl  derjenigen  Kranken,  welche  in  den 
ambulatorischen  Ordinationen  der  Kliniken  ärztlichen  Rath 
erhielten.  Diese  Zahl  rausste  vom  1.  Juli  1872  an  noch  bedeutend 
steigen,  da  von  diesem  Tage  an  sämmtlichen  Vorständen  der  ver- 
schiedenen Khniken  und  Abtheilungen,  welche  sich  zur  Abhaltung 
von  Ambulatorien  bereit  erklärten,  neuerdings  das  Recht  eingeräumt 
wurde, dass  die  von  ihnenausgehenden Ordinationen  fürArraeauf 
Kosten  desArmenfon  des  unentgeltlich  dispensirt  werden  dürfen. 

Die  folgende  Zusammenstellung  gibt  eine  üebersicht  über 
den  Krankenstand  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses 
wähnend  des  Decenniums  1863 — 1872,  femer  über  die  Gesammt- 
summe  der  Ausgaben  und  der  auf  die  unentgeltliche,  d.h. 
auf  Küsten  verschiedener  Fonde  oder  Stiftungen  erfolgte  Ver- 
pflegung entfallenden  Ausgabsbeträge. 

c»>ininan(io  unterm  7.  Jänner  1854,  Z.  ö64  gog^obenen  Weisung  über  tÜe 
Berechnung  und  Vergütung  der  Beerdigungskosten  für  die  in  Civil- 
spitälern  verstorbenen  Soldaten  wird  nunmehr  auch  für  jene  Fälle, 
wenn  ein  transener  oder  beurlaubter  Soldat  ausserhalb  eines  Civilspitales 
stirbt  und  wegen  Mangels  an  eigenen  Mitteln  von  der  Gemeinde  beer- 
digt werden  muss,  bestimmt,  dass  die  betreffenden  Gemeinden  bei  diesen 
Soldaten  mit  jedesmaliger  Beischaffung  eines  eigenen  Sarges  dieselbe  Be- 
erdigungsart wie  bei  ihren  armen  Gemeindegliedern  einzuhalten  und  die 
hieraus  erwachsenen  Kosten  zum  Behufe  der  Vergütung  aus  dem  Militär- 
ärar mittelst  einer  von  ihrer  politischen  Oberbehörde  zu  bestätigenden 
Uechnung  auszuweisen  haben.  (Erlass  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom 
28.  Mai   I8:J9,  Z.  17.1)80.) 

**»)  Siehe  die  Mittheilung  über  deUbelben  auf  Seite  äOö. 
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l'eber  deo  Stand  der  Kranken  in  diesem  Krankenhause 
Tum  Zt.'it])ankte  der  Eröffnung  desselben  bis  zum  Jalire  1872, 
&  lii'iii'gnng  in  demselben,  die  Siimiiie  der  Ausgaben 
fifurhaupt  und   der  auf  die   unentgeltliche  Verpfiegiiug  ent- 

Mlcadeu   Ausgalsbftvilgi'    gibt   die  folgende  Tabelle   eine  ent- 

iprechende  Uebersicht. 
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Bezüglich  der  üebernahme  unheilbarer  oder  alters- 
schwacher Kranker  aus  der  Spitalspflege,  welche,  wie  schon 
auf  Seite  235  erwähnt  wurde,  zum  Zwecke  der  Versorgung 
an  ihre  Heimatgemeinde  abgegeben  werden  sollen,  sind 
mehrere  normative  Bestimmungen  erflossen  und  hierüber  be- 
reits in  einem  Decrete  der  n.-ö.  Landesregierung  vom  17.  Octo- 
ber  1844,  Z.  60.822  leitende  Grundsätze  aufgestellt  worden. 

Auf  diesen  Grundsätzen  basirtc  die  ein  Jahr  später  er- 
schienene Regierungs- Verordnung  vom  8.  Mai  1845,  Z.  22.003, 
welche  den .  fraglichen  Gegenstand  ausführlich  behandelte  und 
demnach  dem  ganzen  Inhalte  nach  hier  angeführt  wird.  Dieselbe 
lautet: 

„Um  das  Verfahren  hinsichtlich  der  Entlassung  der  unheilbaren 
armen  Kranken  aus  dem  hiesigen  k.  k.  allgemeinen  Krankenhause  la 
ordnen,  allen  Zweifeln  und  darr.us  hervorgehenden  Einwendungen  und  Vor- 
stellungen zu  begegnen,  findet  sich  die  Regierung  über  die  hierüber  Ton 
der  Direction  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses  und  dem  Wiener 
Magistrate  erstatteten  Berichte  bestimmt,  diesfalls  nachfolgende  Grund- 
sätze festzustellen,  welche  künftig  in  vorkommenden  Fällen  zur  genaue- 
sten und  unabweichlichen  llichtsehuur  zu  dienen  hahen  werden: 

I.  Ist  der  "Wiener  Magistrat  verjjflichtet,  jene  unheilbaren 
Krankei),  deren  Zuständigkeit  nach  Wien  ausser  Zweifel  ist,  über 
Aufforderung  der  k.  k.  Krankenhaus-Direction  also  gl  eich  von  selber  zu 
übernehmen,  wobei  die  k.  k.  Krankenhaus-Direction  dem  Wiener  Magistrate 
zugleich  die  Acten,  welche  diese  Kranken  betreffen,  mitzutheilen  hat. 

II.  Ebenso  ist  der  Wiener  Magistrat  verpflichtet,  jene    unheil- 
baren   Kranken,    deren  Zuständigkeit    mmh  Wien  wohl  angeblich  und 
wahrscheinlich,  aber  nicht  ausser  Zweifel  gestellt  ist^  über  Aufforde- 
rung der  k.  k.  Krankenhaus-Direction  samnit  den  ihre  Aufnahme  betreffen- 
den Documenten  und  den  während  'ihrer  Behandlung  von  der  k.  k.  Kranken- 
haus-Direction eingeleiteten  Correspondenzen    und    Erhebungen    über  ihre 
Zuständigkeit  selbst  dann  zu  übernehmen,  wenn  diese  Erhebungen  noch 
zu  keinem  Resultate  geführt  haben   und  somit  deren  Zuständigkeit  na^^ 
Wien  noch  zweifelhaft  ist,   wo   es  dann  Sache  des  Magistrates  sein  wir^i 
die  weiteren  Erhebungen  über  deren  Zuständigkeit  selbst  zu  pflegen. 

III.  Hinsichtlich  der  der  Provinz  Niederösterreich  zustäi^' 
digen,  jedoch  Wien  nicht  angehörigen  unheilbaren  Kranken  hat  es  l>*^^ 
der  hierortigen  Verordnung  Mm  17.  October  v.  J.,  Z.  60.82:2  zu  verbleibt?^ 
wonach  die  k.  k.  Krankenhaus-Direction  vorläufig  das  betreft'ende  D<mi* 
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Qm  ZD  deren  Uebemahme  aufzufordern,  und  wenn  dieselbe  innerhalb 
les  der  Entfernung  angemessenen  Terniines  nicht  erfolgrt,  diese  Kranken 
d&nn  unter  Mittheilung  der  AufnahuiKdoeumonte  und  Correspondenzen 
n  Wiener  Magistrate  zur  Uebernahnio  anzuzeigen  hat,  dessen  Pflicht  es 
in  Lst,  selbe  hierauf .  ungesfiumt  zu  übernehmen  und  die  weitere  Amts- 
idinng  wegen  ihrer  Uebemahme  durch  ihre  betreffende  Zuständigkeits- 
örde  zu  veranlassen. 

IV.  Hinsichtlich  der  in  die  übrigen  deutsch- erbl&ndischen 
nnzen,  sowie  nach  Ungarn,  Siebenbürgen,  Dalmatien,  Illyrien 

die  lombardisch- venetianischen  Staaten  zuständigen  unheil- 
en  Kranken  hat  die  k.  k.  Krankenhau$-Dire<ction  während  ihrer 
andlung  die  erforderliche  Correspondenz  wegen  ihrer  Ueber- 
me  mit  den  betreffenden  Behörden  selbst  zu  pflegen. 

Im  Falle  aber  deren  Uebemahme  von  Seite  dieser  Behörden 
len  einer  Zeitfrist  von  zwei  Monaten  bei  den  die  Provinz  Nieder- 
rreich  begrenzenden  und  vun  drei  Monaten  bei  den  entfernter  gele- 
en  Ländern  nicht  erfolgt,  hat  der  Wiener  Magistrat  sodann  diese 
egorie  unheilbarer  Kranken  ul)er  Anzeige  der  k.  k.  Krankenhaus-Direc- 
,  welche   demselben   alle   selbe   betreffenden  Aufnahmsdocumente 

Correspondenzen  mitzutheilen  hat,  un verweilt  zu  übernehmen  und 
;en  Ausmittlung  ihrer  Zuständigkeit  und  Uebemahme  von  Seite  ihrer 
effenden  Zuständigkoitsobrigkeit  die  weitere  Amtshandlung  zu  pflegen, 
tiit  aber  die  vorläufig  von  der  k.  k.  Krankenhaus-Direction  wegen 
lernahme  dieser  Kranken  zu  pllegenden  Correspondenzen  von  Seite  der 
reffenden  Behörden  mit  entsprechender  Beschleunigung  beantwortet 
•den,  findet  sich  die  Regierung  veranlasst,  unter  Kinem  sä mmt liehe 
nd  er  st  eilen  der  Monarpliie  um  entsprechende  Anweisung  der 
erstehenden  Ortsobrigkeiten  und  betreffenden  Behörden  in  dieser  Be- 
mng  anzugehen. 

V.  Jene  unheilbaren  Kranken,  welche  in  ausländischen 
tat  e  n  zuständig  sind,  sowie  jene,  deren  Heimat  Verhältnisse  gänzlich  u  n- 
fcannt  sind  und  zu  deren  Krnirung  gar  keine  Anhaltspunkte  vorhanden 
l,  oder  Daten  erhoben  werd«'n  könn«»ij,  i.st  der  "Wiener  Magistrat  ver- 
Jhtet,  alsogleieh  über  Aufforderung  der  k.  k.  Krankenhaus-Direction  zu 
Jrnehmen,  wo  es  dann  nach  ihrer  Uebemahme  Sache  des  Magistrates 

wird,  die  weitere  vselbem  zur  Ausmittlung  ihrer  Znständiirkeitsgemeinde 
Uebemahme  durch  selbe  zweckdienlich  scheinende  Amtshandlung  zu 
inlassen. 

VI.  Uebrigens  wird  der  Wiener  Magistrat  angi'wiesen,  für  jene 
iftilbaren  Kranken,  weleh««  derselbe.  ol)gl«Moh  sir  nicht  nach  Wien 
ändig  sind,  nach  den  voraufee>tellt<*n  (Grundsätzen  provisorisch 
die  Versorgung    zu    ribrii.i'linn'n    hat.    l)is    zur    newcrkstelliirunL'    iluvr 


der  Kranken  steht  unter  der  Leitung  und  Obsorge  der  ^arm-    ^ 

herzigen  Schwestern"  (derzeit  46).  Denselben  obliegt,  mit  Aus 

nähme  der  Bestimmung  des  ärztlichen  Personales  und  der 
die  Apotheke  Bezug  habenden  Normen,  Alles,  was  auf  di^ 
häuslichen  Bedürfnisse  uud  Einrichtungen  des  Spitales  sowohl, 
als  auch  auf  die  Wartung,  Verköstigung  und  Verpflegung  der 
Kranken  Beziehung  hat.  Die  Congregation  verrechnet  daf^ 
vertragsmässig  einen  bestimmten  Betrag  per  Kopf  und  Tag» 
welcher  von  der  Spitalsverwaltung  an  die  Oberin  der  Congre- 
gation ausbezahlt  wird. 

In  das  Spital  werden  Kranke  ohne  Unterschied  de» 
Geschlechtes  uud  der  Religion  aufgenommen,  welche  entweder 
mit  eiuem  die  Nothweudigkeit  der  Spitalspflege  nachweisenden 
ärztlichen  Z.eutruisso  in  dasselbe  gebracht  werden,  oder  sich 
selbst  melden  uud  vou  dem  Anstaltsarzte  zur  Aufnahme  geeignet 
befundeu  worden. 

Ausü:eschlossen  vou  der  Aufnahme  bleiben  unheilbare, 
in  eiue  Versorsruuirsausialt  irehörige  Kranke,  Greisteskrauke,  mit 
Wa:sserschou,  Svphilis  oder  Krätze  behaftete  Individuen,  Augen- 
krauke.  Kranke,  an  welcheu  eiue  wichtige  Operation  vorge- 
nommen Worden  ninss.  und  Kiuder  uuter  vier  Jahren. 

Die  läiTli^h.'  \\  rpfleirsgebühr**')  wird  seit  1.  Juni  1873 
mit   72  kr.  b/nKss.n. 

Zur   uneuiiTolilieheu  Verpflegung    in   der  Anstalt  ist  — 
die    Nachwi'isung    rru^rderliih,    dass    die  Veq^flegskosten    nichl 
nur  von  dem  Verpflegt  -u  selbst,    soudr-m    aueh    von   den    etwa 
sonst   zur  Zahlimi:  Berufen  n,    n:unentiich  Verwandten    in    auf- 
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Dagegen  hatte  der  Magistrat  den  Kecnrs  an  das  Ministerium 
B  Innern  ergriffen,  welches  mit  Erlass  vom  28.  Februar  1868, 
1190  anordnete,  dass  im  commissionellen  Wege  die 
Zitaten  zu  vereinbaren  seien,  unter  welchen  die  Ueber- 
une  der  ^unheilbaren^  Kranken  aus  den  öffentlichen  Spitälern 
erfolgen  h&tte. 

In  Folge  dessen  wurde  ein  Uebereinkommen  far  ein 
ur  mit  der  Bestimmung  getroffen,  dass,  wenn  3  Monate  vor 
lauf  eines  Jahres  von  einer  oder  der  anderen  Seite  keine 
nderung  oder  Lösung  des  Uebereinkommens  begehrt  würde, 
jselbe  für  ein  weiteres  Jahr  in  Wirksamkeit  zu  bleiben  habe. "") 

Die  Bestimmungen  dieses  Uebereinkommens  sind  folgende: 
inn  die  Directionen  der  hiesigen  k.  k.  Civilkrankenhäuser  erachten,  dass 
dortorts  bereits  seit  90  Tagen  in  Verpflegung  stehender  Armer  (nach 
1  Statthalterei-Erlasse  vom  40.  December  1856,  Z.  55.786  sind  die 
inkenanstalten  verpflichtet,  Kranke  durch  90  Tage  im  Spitale  zu  ver- 
igen, bevor  sie  als  unheilbar  entlassen  werden)  —  ohne  Rücksicht  auf 
bereits  festgestellte  oder  noch  zu  ermittelnde  „Zuständigkeit"  desselben 
für  die  Spitalspflege  nicht  mehr  geeignet,  mit  einem  „unheilbaren" 
)el  behaftet  oder  sonst  in  die  „Armenversorgung"  abzugeben  ist,  so 
len  die  besagten  Krankenanstalten  hievon  dem  Wiener  Magistrate  — 
er  Bekanntgabe  der  für  die  Entlassung  des  Kranken  aus  dem  Spitale 
Behenden  Gründe  —  die  Mittheilung  mit  der  Aufforderung  zu  machen, 
s  das  betreffende  Individuum  längstens  binnen  8  Tagen  von  der 
amune  zu  übernehmen  sei.  In  der  bezüglichen  Aufforderung  ist  der 
g,  an  welchem  die  Uebernahme  spätestens  zu  geschehen  hat,  genau 
1  zifTermässig  auszudrücken. 

Die  besagte  achttägige  Frist  beginnt  vom  Zustellungstage  der  Auf- 
lerung.  "*) 

Der  Commune  bleibt  es  freigestellt,  das  betreffende  Individuum  ent- 
ler ohne  jede  weitere  Erhebung  zu  übernehmen,  oder  aber  sich  vorerst 
der  Richtigkeit  der  für  die  Entlassung  aus  dem  Spitale  angeführten 
mde  durch  die  Entsendung  eines  eigenen  Communalorganes  in  die 
mkenanstalt  zu  überzeugen.  Wenn  von  dem  besagten  Communalorgane 


"®)  Gemeinderaths-Beschluss  vom  20.  October  1868. 

**^)  Zufolge  der  Ministerial- Verordnung  vom  3.  October  1874,  Z.  1«.584 
lass  der  k.  k.  n.-o.   Stattlialteroi   vom  9.  October  1874,  Z.  30.009)  ist 
Zustellungstag  der  Aufl'orderung  in  die  achttägige  Frist  nicht  einzu- 
ben. 

\6 


gen   für    die    Verpflegung    unentgeltlich    aufgenommener 

anker  und  zwar 

im  Jahre  1868      42.295  1  40  kr. 
^      1869      39.949  „  19  ^ 
„      1870     41.794  „  42  ^ 


Jahre  1863  31.221  fl.  60  kr. 

1864  34.297  „  55  „ 

1865  33.123  „  U  „ 

1866  36.163  „  38  „ 

1867  39.306  „  63  „ 


„      1871      38.450  „  43  „ 
„      1872      40.478  „  47  ^ 


und  im  Durchschnitte 37.708  „  02  ^ 


c)   Die    u.-ö.    Irrenheil-    und   Pflegeanstalt 

(im  IX.  Beziiko,  Lazarethgasse  Nr.  14). 

Bei  dem  Baue  des  allgemeinen  Krankenhauses  wurde,  wie 
reits  erwähnt,  ein  eigenes  Gebäude  zur  ausschliesslichen  Auf- 
lime  uud  Heilung  von  „Geisteskranken"  errichtet. 

Es  war  dies  der  noch  bestehende  Irrenthurm  oder  Narren- 
irm,  ein  kreisrundes,  5  Stockwerke  hohes  Gebäude,  welches 
er,  wie  auf  Seite  218  schon  erwähnt  wurde,  seit  dem  Jahre 
70  nur  mehr  als  Magazin  und  für  Dienerswohnungen  des 
geraeinen  Krankenhauses  benützt  wird.  *^') 

Bei  Errichtung  der  Irrenheilanstalt,  welche  am  19.  April 
B4  eröffnet  wurde,  herrschte  noch  bei  Aerzten  und  Laien  die 
sieht,  dass  Geisteskranke  „unheilbar"  seien.  Man  war  daher 
dieser  Errichtung  in  erster  Linie  darauf  bedacht,  auf  dem 
'insten  Räume  die  möglichst  grosse  Anzahl  dieser  Unglück- 
len  unterzubringen,  für  welche  es  bisher  noch  keine  Heil- 
er Pflegeanstalt  gab  und  welche  nothdürftig  bekleidet,  in  Ketten 
K-hlagen,  wie  in  einem  Kerker,  gleich  Thieren  gefüttert  wur- 
1.  Da  die  „Heilung"  dieser  Unglücklichen  nicht  angestrebt 
rde,  so  handelte  es  sich  nur  darum,  dieselben  für  die  Menseh- 

*^*)  Dio    xVuflassuiif^    des    IrnMithuniies    war  vom  n.-ö.  Landtag"^ 
eits  mit  Boschluss  vom   1  i-.  Februar  18G(>  aii«,'-e ordnet  worden.  Nach  all-^ 
lit-'i-r  Kodncirung'    dor  Zald    dor    im  Tliurmo    untorg^ebrachten   Pflegling'^^ 
•dl'  dor.selbo  am  4.  Juni  1861)  iTir  di«*  Krankenpfloye  geschlossen;  a 
März   Ih^TO  eiiolg-to  aiit'Cinind  drr  mit  dor  Staatisbehörde  abgeschlossene 
li.  gcmdimigtt'U  INinctationcn  die  comnii.^.sioneUe  Ueb ergäbe    des  alte 
Milhurmos  an  dio  n.-6.   Statt li.-illcri'i. 


25^ 

^eit  unschädlich  zu  machen;  daher  das  Zellonsystem  und  wahr- 
Bcheinlich  auch  die  Idee  der  Thurmforra. 

Im  Jahre  1803  kam  aber  die  Einsicht  zur  Geltung,  dass 
die  Geistesverwirrung  in  die  Reihe  der  „Krankh(M'ton"  aufzu- 
nehmen sei,  und  dass  die  Ileihing  derselbou  nicht  ausge- 
schlossen, daher  jedenfalls  anzustreben  sei. 

Von  nun  an  wurden  nicht  blos  unheilbare,    sondern  auci 

ruhige  Geisteskranke,  bei  welchen  noch  eine  Heilung  zu  erwartet 

'^ar,  in  die  Anstalt  aufgenommen  und   in  dem  mit  dem  Tliurmc 

'V'creinten,  von  der  Wiener  Stadtgemeinde  bereits  zur  Zeit  Kaisei 

'Jf)sef  IL  acquirirteu  „Lazareth"  *'*)  unt;^rgebracht. 

Die   wachsenden    Fortschritte    der  A\'issenschafl   auf  den 
lebiete    der  Psychiatrie    und   die    stets    wachsende  Anzahl  vor 
feistesk ranken  forderten    aber    dringend  die  Vergrösseruug  dei 
^r  dieselben  im  Thurmo  und  im  Lazarethe  bestimmteu  Localitäten 
Es  wurde  daher  im  Jahre  180()   im  Versorgungshause  zi; 
^*Vlauerbach  eine  Abtheilung  für  30 — 40  und  iu  Ybbs  eiue  solche 
280  Geisteskranke  eingerichtet. 
Diese  Massregeln  zeigten  sich  jedoch  als  nicht  zureichend; 

*•*)  üa^  Lazaroth  (Nr.  233  in  der  Al>orvor.stadt)  war  sanimt  dem 
azugehörigen  Garten  Eigenthum  des  ..IMrirorspitalfondes-^,  an  welchen  das- 
"^^elbe  im  Jahre  1()48  theils  durch  lSch«Mikuiig,  thcihs  durch  Verniäehtniss 
^gekommen  war. 

Im  Jahre  1784  wurde  das  damals  an  Wolinparteien  venniethete 
lazarethgebäude  zufolge  eines  Di'cri'tus  der  U.  k.  „Obeidircction  in  niilden 
Stiftungen  und  Armenleutsaehen''  vom  \i.  August  mit  a.  h.  Eutschlicssung 
^^om  11.  August  1784  der  „Krankenhaus-Oir»'eti<«n"  zurHenützung  zugewiesen 
>jnd  anfangs  zur  Unterbringung  Kranker,  später  aber  als  eine  Abtheilung 
^der  „Irrenanstalt''  benützt. 

Die  wiederholten  (Jesuchc  der  Brirgcrspital -Wirthsehaftscommission, 
^^espective    des    Magistrates    um    Kückgabe    des    (»hne    Entgelt    benfitzten 
^Iiebäudes    wurden    unter    Hinweis    auf    den    Mangel    eines    anderweitigen 
^^elegraumes  ab  weislich  be.^chieden. 

Erst  mit  a.  h.  Entschlie.<s.sung  vom  13.  Februar  1857  (Ministerial- 
^rlass  vom  23.  Februar  18ö7,  Z.  43(i<))  wurden  die  Zurückstellung  des 
Xjazarethgebäudes  an  das  Bürgersj^ital  angeordnet  und  von  diesem  am 
'%,  Mai  1857  wieder  übernommen.  Auf  der  Stelle  des  Lazarethes  ist  im 
^ahre  1860  das  neue  ,,IJüigerv<Msorgungshaus'^  erbaut  W(»rden. 


iraontlich  war  es  die  inaugelhaft(s  Qur  eine  kümmerliche  Ver- 
ahriing  iiikI  Verkösti|;iing  gestatteude  Einrichtung  aller  hiäher 
r  die  Aufnahme  von  GiisU\skranken  bestehonden  Anstalten, 
3lche  im  Jahre  1820  den  damaligen  Krankenhaus-Director  Dr. 
limann  veranhxsst%  hieröbv^r  hohen  Ortes  ernstliche  Vorstellungen 
machen,  in  Folge  deren  dann  zum  Aufbau  einer  neuen 
•enanstalt  circa  50  Joch  Aecker  und  Gartengruude  am  Michel- 
uer'scheu  Grunde  angv'kauft  wurden. 

Allein  erst  im  Jahre  1853  konnte  die  neuerbaute  Irren- 
istalt  zur  Benützung  erofluet  "')  werden. 

Der  Thiirm  und  das  Lazareth  waren  —  ersterer  bis  zum 
hre  1870,  letzter^-s  bis  zum  Jahre  1857  —  als  Pflegeanstalten, 
thin  als  Theile  der  IiTenaustalt  belassen  worden. 

Die  neue  Irrenanstalt  hat  einen  Belegraum  für  480 
•anke"');  dv-r  Tlinnu  hatte  für  270,  das  Lazareth  für  100 
•anke  Belrgrauni.  — 

Mit  I.Jänner  1865  sind  die  Irrenanstalten  von  der  Staats- 
rwaltung  in  die  Verwaltung  der  Landesvertretungeu  über- 
gangen. *^') 

Die  wichtigsten  Bestinimung^'U  des  derzeit  für  die  n.-ö. 
ndesirrenaiisfalt  in  Win  bv-stehenden  „Statuti^s", "*)  welches 
t  1.  Ji'umer  18()9  ins  Lvben  trat,  sind  folgende. 

Di(*  Anstalt  ist  zur  An  fii ah  nie  von  heilbaren  und  zur  Ver- 
hrung  und  Pfleg*'  \on  grmiiusehadliehvMi  unhv'ilbaren  Geistes- 
mken  bestiiniiit.  die  nach  Niv-dcrOst.  rr^ich  zuständig  sind. 

Nach  Niedi'röstA'rnich  nicht  zuständige?  od^r  nicht  gemein 

*^^)  I)i«*si'll)i'  unif;i>>t  viwo  Aio;i  von  circa  (^0.000  □  Klafter 
•58   II«'ktnr.):  die   Baiikost.'n   Ix-tniiicii   über  1,^00.000  fl.  C.-M. 

*^'')  (icg-cnwartig-  keimen  in  Foli^o  verscliicih'nor  in  den  Wohnunge: 
Diroctor.s    und    dov    Anslalislicamtm    Viuiicniunmenen    Vcränderunge 
l  Adnj>tining*on  lioO   Kranke  irlck-lizciiiii'  unter^-cliracbt  worden. 

'")  (icsctz  vom  17.  F.luiiar   ISfii,  IJ.-iJ.-Bl.  Nr.  22.  Die  üebergab 
„Irrenfondo".    sowie  der  ('assaltotändt'  der  Irrenanstalt   an  den  n.-ö 
idesanssclniss  (Mlolutt'  am  M.  I)(M'.Miil>fr   181)4,   die  rörmliche  Cehergabt' 
Irrenaii.stalt  s«'ll>.s(  in  den  engten  Ta^'U  dos  Monatos  Jänner  1805. 
'-*'*)  KundmaclmiiLi:   dos   n.-«».   I>and''>aiissolins>os  vom  28.  Decembei 
iS.  Z.   1Ö.982.   L.-(i.-B.  dahr-ai;-   18G!».  (i.  Siiiok.   Nr.   12. 


Gehört  übrigens  ein  solches  zur  Uobemahme  geeignetes 
Individuum  einer  benachbarten  Gemeinde  an,  so  kann  sich 
die  Krankenanstalt   unmittelbar   an  diese  Gemeinde  wenden. 

3.  Die  öffentlichen  Krankenanstalten  und  die  Gemeinden 
liaften  für  die  genaue  Erfüllung  der  ihnen  nach  dem  Voran- 
gehenden obliegenden  Verpflichtungen. 


Während  des  Decenniums  1863—1872  sind  aus  verschie- 
denen Krankenanstalten  2909  Personen,  welche  als  ^unheilbar^ 
bezeichnet  wurden,  yon  der  Gemeinde  Wien  übernommen 
worden. 

Die  nachfolgende  Uebersicht  detailirt  diese  Ziffer  ßli  jedes 
einzelne  Jahr  nach  dem  ^Geschlechter  dieser  Personen,  nach 
der  „Heimatberechtigungr  und  der  „Anstalt^,  in  welcher  sie 
sieh  befSuiden. 


Ar  den  Emfip&nner  1  fl.  SO  kr.,  für  den  Diener  50  kr.,  für  die  Tragbahre 
1 1  50  kr. ;  fQr  das  „allgemeine  Krankenhaus^^  ftkr  die  Sesseltr&ger  70  kr., 
für  eine  Fuhr  i  fl. ;  für  die  Begleitung  entfällt  die  Entschädigung. 

Die  Spitalsdirectionen  sind  zu  ersuchen,  bei  jeder  Abtransportimng 
der  Versorgungshaus- Verwaltung  zugleich  mit  dem  zu  übernehmenden  „Un- 
Maren^  die  Transportkosten  bekannt  zu  geben,  damit  diese  gleichzeitig 
o^t  den  Yerpflegskosten  aufgerechnet  und  eingefordert  werden  können. 
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ß)  Das  k.  k.  Krankenhaus  Wieden 

(im  IV.  Bezirke,  Favoritonstrasso  Nr.  32). 

Im  Jahre  1834  trat  die  Nothweudigkeit  ein,  am  k.  k. 
allgemeinen  Krankenhause  einen  „Zubau"  auszuführen  und  iu 
simmtlichen  Krankensälen  desselben  eine  dritte  Reihe  von  Betten 
cinzostellen. 

Auch  das  Spital  der  barmherzigen  Schwestern  zu  Qumpen- 
dorf,  das  Spital  der  Elisabethinerinnen  auf  der  Landstrasse  und 
<Us  Spital  der  barmherzigen  Brüder  in  der  Leopoldstadt  mussten 
erweitert  werden.  Im  Jahre  1840  trat  die  weitere  Nothweudig- 
keit ein,  sogar  in  dem  Versorgungshause  in  der  Währingergasse 
mid  in  der  freiwilligen  Arbeitsanstalt  Zimmer  zur  Aufnahme 
Ton  Kranken  einzurichten. 

Allein  trotz  aller  dieser  Zubauten  und  Erweiterungen  waren 
in  Folge  der  raschen  Zunahme  der  Bevölkerung  Wiens  und  der 
damit  wachsenden  Anzahl  deijcnigen  Personen,  welche  in  den 
Spit&lem  Hilfe  suchten,  die  disponiblen  Räume  der  Kranken- 
h&oser  derart  überfallt,  dass  die  Krankenaufnahme  in  denselben 
geschlossen  werden  musste.  Damit  war  die  Unabweislichkeit 
der  Errichtung  eines  neuen  Krankenhauses  constatirt. 

In  Folge  dessen  wurde  im  Jahre  1841  auf  Anregung  der 
1.  k.  n.-ö.  Landesregierung  unter  IVIitwirkung  des  damaligen 
Protomedicus  Dr.  Knolz,  des  Bürgermeisters  Czapka,  der  Polizei- 
bezirks-Direction  und  der  Repräsentanten  sämmtlicher  Pfarreien 
und  Gemeinden  des  Polizeibezirkes  Wieden  ein  Comiti  gewählt, 
Welches  sich  die  Aufgabe  stellte,  ein  „B^zirkskrankenhaus  in 
der  Vorstadt  Wieden"  zu  errichten.  Die  Mitglieder  dieses 
Comitfis  *••)  bildeten  zugleich  die  Direction  dieses  Krankenhauses, 
welches,  nachdem  in  der  Danhauser'schen  Realität  Nr.  302  auf 
der  Favoritenstrasse  eine  passende  Localität  gefunden  und  nebst 


*••)  Die  Namen  der  Couiiti'-Mitgliedcr  sind  in  dem  Aufsatze  „Chronik 
^«8  k.  k.  Krankenhauses  Wiedon"  in  dem  Berichte  dieses  Krankenhauses 
^om  Solarjahre  1877  angeführt,  welchem  Berichte  auch  die  oben  mitge- 
tbj'ilten  historischen  Daten  entnommen  sind. 
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den  erforderlichen  Spital-EinrichtaDgsgegeiist&ndeii  auch  eine 
Summe  von  13.737  fl.  35  kr.  aufgebracht  worden  war,  am 
7.  December  1841  eröffnet  wurde. 

Die  Anstalt  hatte  damals  einen  Belegraum  von  150  Betten 
und  besass  eine  mediciniscbe  und  chirurgische  Abtheilung.  Die 
Anstellung  der  Primarien,  welche  unentgeltlich  fungirten,  ym 
der  Genehmigung  des  Landes-Protomedicus  vorbehalten.  Die 
Krankenpflege  wurde  im  ersten  Jahre  von  den  barmherzigen 
Schwestern  übernommen. 

Dieses  Krankenhaus  war  hauptsächlich  für  die  armen  Be- 
wohner des  Polizeibezirkes  Wieden  bestimmt  und  es  sollten 
daher  Kranke  aus  anderen  Bezirken  nur  nach  Massgabe  des 
Belegraumes  aufgenommen  werden.  Mit  ä.  h.  Entschliessnog 
vom  4.  Juli  1842  wurden  die  von  dem  Directions-Comitö  ge- 
troffenen Massregeln  genehmigt  und  das  Krankenhaus  zugleich  der 
Aufsicht  und  dem  Schutze  der  Regierung  unterstellt. 

Im  Jahre  1844  wurde  das  Eaus  Nr.  302  auf  der  Wieden 
sammt  Garten  im  Ausmasse  von  4288DKlaftem  (15.422-44  D  Meter) 
um  den  Preis  von  57.500  fl.  angekauft;,  welcher  durch  ein  mit 
a.  h,  Bewilligung  aus  dem  „Krankenhausfonde"  entnommenes 
unverzinsliches  Darlehen    von    60.000  fl.    bestritten  worden  ist 

In  Folge  der  anhaltenden  üeberfüllung  des  allgemeinen 
Krankenhauses  ist  am  16.  Februar  1847  das  nächst  dem  BeziAs- 
krankenhause  Wieden  gelegene  Haus  Nr.  371 — 373  und  am 
24.  Jänner  1848  auch  noch  das  Nachbarhaus  Nr.  368  —369  in 
der  Karolygasse  gemiethet  worden,  welche  beide  Häuser  «u 
„Aushilfsspitälern",  ersteres  mit  einem  Belegraume  von  340  Betten» 
letzteres  mit  einem  Belegraume  von  300  Betten  eingerichtet 
wurden,  deren  Leitung  und  Verwaltung  dem  Bezirkskranken- 
hause Wieden  oblag. 

Noch  im  Jahre  1848  ist  der  Neu  bau  des  alten  Danhauser'scheo 
Gebäudes  Nr.  302  bewilligt,  *"')  aber  erst  im  Jänner  1854  ist  der- 


*")  Docret  des  Ministerinnis  des  Innern  vom  25.  Mai  1848. 
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-Angelegenheiten  **")    steht    ein^m    von    dorn    Landv^sausschus 

^/nannten    und    von    dem    Kaiser   bestätigton,    verantwortlich 

fiirector  zu,  während  die  unmittelbare  Leitung  der  rein  admii 

slrativen  Angelegenheiten  d^m  ersten  Verwaltiingsbeamten  übe 

tragen  ist. 

Die  Regierung  übt  die  sanitutspolizeiliche  Aufsicht  dur 
ihre  Organe  aus;  allfällige  Mängel  sind  durch  die  k.  k.  Stal 
kalterei  dem  Landesausschusse  zur  Abhilfe  auzuzei.ü:eu. 

Die  Kosten  der  Anstalt  werdeu  bestritten  aus  den  E 


Bei  Zusammenfassun«^  der  vor;mst«*lii'iid(Mi  Ausfuhrung^on  or^ibt  si 

^a,ss  die  Gemeinde,  ubsjreselien  von  den  ihr  aus  dem  Titel  d«T  SiclK'rbei 

I^olizei   zukommenden  Angaben,   nach    dem   8Miii(äts-    und    Hi'imatgese 

'^icht  weiter  als  dahin   verpflichtet   werden  kann,    für  die   Bestellung  ( 

^^thigen,  nicht  etwa  ohnehin  bereits  zu  (jcbot  stehenden  Sanitätspersona 

5*^    einer  Weise,   dass  dessen  Hilfe   in   der   Ciemeinde   aÜL-enioin   erreichl 

*"^t,   zu    sorgen,    eine    inhumane    Behandlung    oder    ungerochtf<*rtigte    E 

.^^^^hränkung  der  in  Priva-pHege  belindlichen  Irren  hintanzuhalten,   die  thi 

■^ "allste  Unterbringung  aruier  Irren  in  ötVentliehen  Irrenanstalten  zu  bewei 

"^eiligen,  bis  zu  dieser  Abgabe  jedoeh  für  die  Ver[)riegung  armer  Jrren 

^ner  Weise,  dass  sie  weder  eine  Schädigung  an  ihrer  (Te.>undheit  erleid 

^ch   einer  inhumanen   Behandlung:   «xler   un^erechtfertinten  Eiuschränki 

^terworfen   werden,  insolange  Sorge  /u  tragen,   bis  deren   Entlassung 

Inne  der  §§.  29  und  .'^0  des  Heiniatg»\selzes  erfolgen  kann. 

Nur  insoweit   die   Gemeinde   gegen    die   in  \or>tehender  Weise  u 
^chriebenen  V'erpflichlungen  in  einem  concreten  Falle  ver>tösst,  ist  ein  E 
"^hreilen  der  Behörden  im  Verfügung>-  oder  Entscheidungswege  gesetz' 
egründet. 

Die  angefochtene  Entscheidung  hält  sich  jedoch,  wie  aufgez« 
orden  ist,  in  ilirem  Ennnciate  weder  in  Bezug  auf  den  Umfang  der 
emeinde  auferlegten  Viuk^-hrnngeu,  uech  in  Bezug  auf  die  I*er>onen,  de 
egenüber  eine  (iemeindeverptlegung  eintrin,  inneiliall»  der  angegebe 
renzen  und  beschränkt  sich  —  indem  >ie  der  (ieineinde  Anstalten 
»mporäre  Irrenunterbrimxunu-  und  Krank^Mibeliantllnni;-  indiicct  auflrägt 
icht  auf  ein  EinschreiU'ii  treirennbi-r  der  vciiens  der  (ieineinde  erloli; 
'erletznni:  der  ihr  oltüenenden    I'llirliteii  im  eoneiften   l\-tlle. 

Die  Entscheidung  mus>te  dali»-r  als  gesetzwidrig  anlgehol»en  wenl 

**^)  Mit  Beschluss  des  Landiage>  \..m  1.  Seplniib.T  !S70  wu 
'■^  Folge  a.  h.  Ent>chlie»nng  \«»ni  !.  .Inli  Ih^ii  diu  ICnieiitung  ei 
-  psychiatiischen  Klinik'*   in  dei    lijenanst;:lt   in   \\'i<ii   uenehmiui 
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ägnissen  der  Anstalt,  aus  Vermächtnissen  und  sonstigen  Wid- 
lungen,    dann   aus   dem  Erträ^sse   von  Stiftungen   nnd  den 

'erpflegskost^ü-Ersatzbelrägen. 

Diese  letzteren  sind  für  zahlungsunfähige  Kranke  von 
eren  zahluugöfähigen  und  gesetzlich  verpflichteten  Verwandten, 
on  Gemeinden  und  anderen  Corporationen ,  insofern  dieselben 
ach  den  bestehenden  Gesetzen  „zahlungspflichtig*'  erscheinen, 
on  anderen  Parteien  auf  Grund  besonderer  Rechtsverpflichtung 
der  specielleu  Uebereinkommens,  endlich,  wenn  keiner  der  vor- 
tehcnden  Fälle  eintritt,  von  den  „Landesfonden"  der  Heimat- 
inder  zu  bestreiten.'**) 

Die  Aufnahme  von  Kranken^*')  erfolgt  durch  die  Anstalt 
egeu  Vorweisung  der  Aufuahmsdocumente.  ***) 


**V)  §.  1  des  Gcsetzos  vom  17.  Februar  1864,  R.-G.-B.  Nr.  22. 

"')  Die  Cfemoinden  und  insbesondere  ihre  ärztlichen  Organe  sind 
prpfliehtet,  die  innerhalb  ihres  Gebietes  befindlichen  Irren,  die  nicht  in 
[rrenanstalten"  untergebraelit  sind,  in  Evidenz  zu  halten  und  die  Pflege 
LMselben  zu  überwachen  (§.  A,  Absatz  c  des  Gesetzes  vom  30.  April  1870). 
ie  haben  in.^best)ndere  ihr  AuLrennierk  darauf  zu  richten,  dass  derlei  Kranke 
cht  einer  inhumanen  Behandlung»-  preiscrecreben  oder  Einschränkungen 
iterworfen  wi-nlcn,  die  durch  die  Beschaftenheit  ihrer  Krankheit  nicht 
'ieehtf«Ttlgt  sind.  Sie  haben  endlich  für  die  Verpflegung"  armer  Geistes- 
ranker und  für  dt-rm  tluinliehste  L'nteibiiug'tnig  in  ötfentlichen  Irrenanstalten 
»rge  zu  traiT'Mi  (§.  i'*  d»\s  Gesetzes  vom  3.  December  18G3,  R.-G.-Bl. 
r.  10"')).  Geisteskranke,  woleh«*  nicht  unter  der  väterlichen  oder  vonnund- 
^haftlichfu  Gewall  stehen,  haln-n  die  Gemeinden  dem  Gerichtshofe  erster 
istanz,  zu  dessen  Sprengel  sie  zugewiesen  sind,  behufs  der  weiteren  Ver- 
gung  nandiaft  zu  maelien.  (^.  i'.l  der  Verordnung  des  Ministeriums  des 
mern    vom    14.  Mai    l,s7i.  K.-G.-Bl  Nr.   71.) 

*")  Bei  der  Aufnahme  von  Geisteskranken  sind  an  Aufnahms- 
0  c  u  m  e  n  t  e  n  vorzuweisen : 

1.  ein  von  einem  ötlentlieh  angestellten  oder  in  Ermanglung  dessen 
>n  ein»'m  zur  Praxis  berechtigten  Med.-Doctor  ausgestelltes  Zeugniss, 
ISS  der  aufzunehmende  Kranke  wirklieh  geist(>skrank  sei: 

i.  i'ine  Kraiikheitsgeseliiehte.  die  in  der  Regel  von  dem  behandelnden 
rzte  abzul'a>sen  und  in  welcher  auch  das  Gutaehten  über  die  Heilbarkeit 
lei'  Unhellbarkeit.  sowie  über  die  Zweekdienliehkeit  oder  Nothwondigkeit 
■r  Unterbrinirunu:  in  eine  Irrenanstalt  aufzunehmen  ist: 


Kranke,  für  welche  die  Verpflichtung  überaommen  wi 
^ie  ganze  Verpflegsgebühr  zu  ersetzeu,  werden  über  Bewilligi 
der  «Anstaltsdirection^  aufgenommen. 

Zur  Aufnahme  von  Kranken,  für  welche  auf  die  unei 
geltliche  Verpflegung  ganz  oder  theilweise  Anspruch  gema 
wild,  ist  die  Bewilligung  des  „Landesausschusses"  erforderli 

Gemeinschädliche  Kranke  werden,  wenn  sie  nicht 
mderer  Weise  in  Sicherheit  gebracht  werden  können,  nacli  Zul 
des  Raumes  über  Veranlassung  der  k.  k.  u.-O.  Statthaltt 
»aufgenommen**. 

Gegen  die  von  der  Direction  verweigerte  iVufuah 
findet  die  Berufung  an  den  „Landesausschuss"  statt. 

Wenn    ein   Kranker,    welcher    des  Irrsinns    verdäch 

^Verwirklich  irrsinnig  befunden  wird  und  dessen  persöull 

^^rhältnisse    sein    Verbleiben   in    seiner    Wuliuung    unzulü^ 

5^^hen,  mittelst    behördlichen  Auftrages  sofort  auderwi 

die  geeignete  Pflege  und  Obhut    abgegeben  werden  soll, 


3.  die    ämtliche   NachweisuDg  der  Zuständigkeit   dfs  Kranken 
Falle  seiner Oemeingefährlichkeit  ein  di«.'Stdl)»*  l>e.>tütig«*ndfs  AnitszAHigi 

4.  die  Erklärung,   ob  die  Verpflegung  gegen  ganze    oder    theihv 
^Zahlung  aus  dem  eigenen  Vermögen  oder  von  Anderen  und  nach  wel 

dret  Verpflegseiassen  erfolgen  soll. 

Diese  Erklärung  (ZaLlungsrcvcrs)  muss  die  Verpflichtung  entha 

e  VerpflegsgebQhren  zum  mindest<'n  monatlieh  vt>rhiuein  bei  der  Anstü 

^^ssa  zu   entrichten.    Wt-nn   der  Zahlende   eine  Privatperson   ist,    so    i 

^e    Zahlungsfähigkeit    desselben    amtlich     be>iätigt    si'in.    Bei  Ausbin 

^^^^t  überdies  die  Bürgschaftserklärung  eines  Inlandeis   für  den  vollständ 

Ostenersatz     beizubringen,     dessen    Zahlnugstahigkeit     eV>enfalls    am 

estätigt  sein   muss.  Endlich  i^t  in  den  ivever>en  die  Ver[>flichtung    eii 

eben,  die  Kranken  auf  Verlangen  der  Anstalt  zuiück/.un«-hmen. 

Ferner  ist  noch  beizubringen: 

o.   im    Falle   der   gänzlichen    mler   tlieilwei.>en  Zahlungsun  fäl 
eit  das   vorschriftsmäs>ige  ..Armut li^zeiigni>.s-'   und 

G.  die  Angabe  des  g«'riehtHch  be>t»'llten  Curalors  (ulrr  falls  noch 
^^^oleher    bestellt    ist,    die     Bez«'ichnung    jener    Pcimmi,    die     bis   dahin 
ranken  in  seinem  W-rhältnisse  zur  Anstalt  zu  v»'iueien  haben  wird. 
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der  Kranken  steht  unter  der  Leitung  und  Obsorge  der  ^arm- 
herzigen  Schwestern"  (derzeit  46).  Denselben  obliegt,  mit  Aus- 
nahme der  Bestimmung  des  ärztlichen  Personales  und  der  auf 
die  Apotheke   Bezug   habenden   Normen,   Alles,    was    auf  die 
häuslichen  Bedurfnisse  und  Einrichtungen  des  Spitales  sowohl, 
als  auch  auf  die  Wartung,  Verköstigung  und  Verpflegung  der 
Kranken   Beziehung    hat.    Die    Congregation    verrechnet  dafür 
yertragsmässig  einen   bestimmten   Betrag   per   Kopf  und  Tag, 
welcher  von  der  Spitalsverwaltung  an  die  Oberin  der  Congre- 
gation ausbezahlt  wird. 

In  das  Spital  werden  Kranke  ohne  Unterschied  des 
Ooschlechtes  und  der  Religion  aufgenommen,  welche  entweder 
mit  einem  die  Nothwendigkeit  der  Spitalspflege  nachweisenden 
ärztlichen  Zeugnisse  in  dasselbe  gebracht  werden,  oder  sich 
selbst  melden  und  von  dem  Anstaltsarzte  zur  Aufnahme  geeignet 
befunden  werden. 

Ausgeschlossen  von  der  Aufnahme  bleiben  unheilbare, 
in  eine  Versorgungsanstalt  gehörige  Kranke,  Geisteskranke,  mit 
Wasserscheu,  Syphilis  oder  Krätze  behaftete  Individuen,  Augen- 
kranke, Kranke,  an  welchen  eine  wichtige  Operation  vorge- 
nommen werden  muss,  und  Kinder  unter  vier  Jahren. 

Die  tägliche  Verpflegsgebühr*»'»)  wird  seit  1,  Juni  1873 
mit  72  kr.  bemessen. 

Zur  unentgeltlichen  Verpflegung  in  der  Anstalt  ist 
die  Nachweisung  erforderlich,  dass  die  Verpflegskosten  nicht 
nur  von  dem  Verpflegten  selbst,  sondern  auch  von  den  etwa 
sonst  zur  Zahlung  Berufenen,    namentlich  Verwandten   in  aof- 


la«)  fTör  die  Dienst-  oder  Arbeitgeber  im  Amtsbezirke  SechshMS 
besteht  die  Begünstigung,  dass  es  ihnen  freigestellt  ist,  ffir  ihre  erkrankten 
Dienstboten  oder  Arbeiter,  entweder  per  Kopf  die  tagliehe  Verpflegsgebühr 
per  72  kr.  ö.  W.  zu  bezahlen,  oder  durch  alljährigo  Entrichtung  eines 
Pauschalbetrages  per  1  fl.  50  kr.  ö.  W.,  welcher  ganz  oder  halbjälirig 
vorhinein  an  die  Spitalscasse  abzuführen  ist,  sieh  von  einer  weiteren 
Zahlung  der  Ven)fleg8gebühren  für  den  erkrankten  Dienstboten  oder  Ar- 
beiter, welcher  aber  namentlich  zu  bezeichnen  ist,  zu  entheben. 
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Für  die  Ueberbringung  der  Krauk(^u  und  für  die  Bestrei- 

toög  der  dafür  erwachsenden  Kosten  haben  Diejenigen  zu  sorgen, 

welche  um  die  Aufnahme  in  die  Anstalt  angesucht  haben. 

Die  Verpflegsgebfiliren  betragen  für  die  I  Classe  3  fl., 

"^^    ftr  die  IL  Classe  1  fl.  50  kr.    und  für    die  III.  Classe  80  kr. 

per  Kopf  und  Tag. 

Von  jeder  Aufnahme  eines  Geisteskranken  ist  behufs  Consta- 

ftrung  des  Geisteszustandes  des  Kranken  innerhalb  24  Stunden, 

^om   Zeitpunkte    der    Aufnahme    angefangen,    der    com])etenten 

civilgerichtliehen  Personalinstanz  unter  genauer  Angabe 

^^€8  Nationales,  des  Zuständigkeits-  und  Wohnurtes,   dann  des 

^iintrittstages    und    der   Personen    oder  Behörden,    welche    die 

Aufnahme    nachsuchten  oder  veranlassten,  sowie  der    sonstigen 

"^ufnahrasdocumente  die  Anzeige  zu  erstatten. 

Die  Kranken  fiud^'U  in  (hv  Anstalt  eine  d  n  vcrschiiMh^nartigen 
^^rankheitszuständen    und    den  übrigc^i    Wnliältnissrn    (h^rselben 
"^►ngemessene  Beschäftigung;  für  dir  hieben*  geleisteten  Arbeiten 
^^rhalten    die    beschäftigten  Krauken    nach    (^iueiii    vom  Landes- 
usschusse  festgesetzten  Tarife  und  naeh  Ermessen  des  Directors 
ine  Entlohnung.   Aus  derselben  können  jene  Bedürfnisse  be- 
stritten werden,  welche  aus  dem  eig^m  n  VermögiMi  der  Verpflegte  n 
^der  aus  Anstaltmitteln  nicht  gedeckt  werden  können.  Diese  Ver- 
^ienstgelder   sind    Eigenthnm   d(M*    betretfiMuleii  Kranken    und 
>;v"erden  für  jeden  einzeln  abges(>ndert    verrechnet,    rvberschüsse 
>\-erden  nutzbringend  angvlegt.  Beim  Austritte  der  Kniiiken  wird 
^er  denselben  g(  bührendi»  Uestb.  trag  entweder  iluiiu  selbst  oder 
^ler  Curatelbehörde  und    im  Falle    ihres   Ablebens    der  Abliaud- 
lungsinstanz    übergebt  n.    Nur    im    Falle    d -s    Absterbens    eines 
unentgeltlich"  odt-r  .,g(\gen  eine  Theilgebiihr*  Ver|>negten  Avird 
ler    verbliebene    Verdienstbc^trag    für    die    Anstalt    in    Fmpfang 
genommen,    bi-i  den  g^gen  Theilzaliinng  Verpllegten  jedoch  nnr 
insoweit,  als  die  Verpflegskosten  niclit  bedeekt  sind. 

Nach  erfolgter  Heilung  d^'r  Kranken   hat  der  Director  die 
lEntlassung  derselbm  nnverzüglieli  einzuleiten. 
Fngeheilte  Kranke  W(  rdcMi  »ntlassiMi: 
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namentlich  war  os  die  mangelhafU^  nur  eine  kümmerliche  Ver- 
wahrung und  Verköstiguug  gestatteude  Einrichtung  aller  bisher 
für  die  Aufnahme  von  Geisteskranken  bestehc-nden  Anstaltoö, 
welche  im  Jahre  1820  den  damaligen  Krankenhaus-Director  Dr. 
Raimann  veranlasste,  hierüber  hohen  Ortes  ernstliche  Vorstellungen 
zu  machen,  in  Folge  deren  dann  zum  Aufbau  einer  neuen 
Irrenanstalt  circ«  50  Joch  Aecker  und  Gartengründe  am  Michel- 
beuer'schen  Grunde  angekauft  wurden.  i 

Allein  erst  im  Jahre  1853  konnte  die  neuerbaute  Irren-   : 
anstalt  zur  Benützung  eröffnet  *'^)  werden. 

Der  Thurm  und  das  Lazareth  waren  —  ersterer  bis  zum 
Jahre  1870,  letzteres  bis  zum  Jahre  1857  —  als  Pflegeanstalten, 
mithin  als  Theile  der  Irrenanstalt  belassen  worden. 

Die  neue  Irrenanstalt  hat  einen  Belegraum  für  480 
Kranke*'");  der  Thurm  hatte  für  270,  das  Lazareth  für  100 
Kranke  Belegraum.  — 

Mit  1.  Jänner  1865  sind  die  Irrenanstalten  von  der  Staats- 
verwaltung in  die  Verw^altung  der  Landesvertretungen  über- 
gegangen. *'0 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  derzeit  für  die  n.-ö. 
Landesirrenanstalt  in  Wien  bestehenden  „Statutes", '•*)  welchem 
mit  1.  Jänner  1869  ins  Leben  trat,  sind  folgende. 

Die  Anstalt  ist  zur  Aufnahme  von  heilbaren  und  zur  Ver- 
wahrung und  Pflege  von  gi^raeinschädlichen  unheilbaren  Gk^istt^s- 
kranken  bestimmt,  die  nach  Niederösti  rr^ich  zustundig  sind. 

Nach  Niederosterreich  nicht  zuständige  odor  nicht  geraein- 

»»^)  Dieselbo  umfasst  eine  Are«a  von  circa  60.000  Q  Klaftern 
(21-58  Hektar.);  die  Baukosten  betrugen  über  ^, 200.000  fl.  C.-M. 

*■•)  Gegenwärtig  können  in  Folge  verschiedener  in  den  Wohnung^ii 
des  Directors  und  der  Anstaltsbeamten  vorgenommenen  Veränderungi'Q 
und  Adaptirungen  550  Kranke  gleichzeitig  untergebracht  werden. 

'»')  Gesetz  vom  17.  Februar  18(>i,  U.-Ü.-Bl.  Nr.  22.  Die  üebergabe 
des  „Irrenfondes",  sowie  der  Cassabestände  der  Irrenanstalt  an  den  n.-«'*- 
Landesausschuss  erfolgte  am  31.  Decembor  18134,  die  lonnlicho  Ueberga^*^ 
der  Irrenanstalt  selbst  in  den  ersten  Tagen  des  Monates  Jänner  IStio. 

***)  Kundmachung  des  n.-ö.  Landesausschusses  vom  28.  Decembi*r 
1868,  Z.  15.98«,  L.-G.-B.  Jahrgang  1869,  6.  Stuck,  Nr.  12. 
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Die  folgende  Tabelle  gibt  eine  Uebersieht  über  den 
Stand  der  Pfleglinge  in  der  Irrenanstalt  in  Wien  **')  während 
des  Decenniums  1863 — 1872  und  über  die  daselbst  unent- 
geltlich, d.  h.  auf  Kosten  von  Fouden  oder  Stiftungen  ver- 
pflegten Personen,    nebst   Angabe    der   auf  letztere    entfallenen 

Verpflegstage   und   der    Summe    der   für   die   unentgeltliche 

Verpflegung  verausgabten  Beträge. 

den  nicht  zur  Ausgabe  gelangten  Krankonverdienstbet ragen.  Das  Capital 
beträgt  gegenwärtig  (1878)  2694  fl.,  die  Intere.ssen  desselben  sind  für 
»unbemittelte"  Kranke  der  Anstalt  zu  verwenden,  welche  entweder  gar 
'^cht  in  der  Lage  sind,  sieh  durch  Arbeit  einen  V'erdienst  zu  erwerben, 
^der  bei  welchen  die  Entlohnung  für  die  Beischaffung  eines  dringenden, 
^on  der  Anstalt  nicht  beizustellenden  Bedürfnisses  nicht  ausreicht.  Die 
Verwaltung  des  Fondes  obliegt  der  Anstaltsdirection,  welche  auch  die  Ver- 
*^ Teilung  der  Fondsinteressen  vornimmt. 

e)  Im  Jahre  1874  wurde  in  der  Irrenanstalt  in  Wien  eine  Ausstellung 
^er  Arbeiten  der  Pfleglinge  veranstaltet,  deren  Keinerlragniss  nach  dem 
Erlasse  des  n.-ö.  Landesausschusses  vom  13.  März  187i>,  Z  1<I.(;24  als 
^tammeapital  des  zu  gründenden  Aiisstelluugs fondes  der  Wiener 
-Irrenanstalt  zu  gelten  hat.  Der  Zweck  die>es  Fondes  ist  einerseits  die 
Verbesserung  der  Lage  der  in  der  Anstalt  belindlichen  unbemittelten 
i^eglinge,  andererseits  die  Anschaffung  von  Hilfsmitteln  für  geistige  und 
sonstige  Beschäftigungen  der  Ptli'glini!:e,  sowoit  hiefür  keine  anderen  Mittel 
'der  Anstalt  zu  Gebote  stehen.  Die  Verwendung  der  Fondsinteressen  ist 
"«der  Direction  der  Anstalt  überlassen,  welche  auch  die  Verwaltung  des 
Mondes  besorgt.  Das  Stammcapital  desselben  betrug  Ende  1878:  (iSOO  fl. 

f)  Endlich  wurde  im  Jahre  1877  noch  der  Anna  von  (Irimme'sche 

TJnterstützungsfond  errichtet.  Die  Verwendung  des  gegenwartig  noch  frncti- 

-ficirten,  theils    in  Werth])apieren,    theils   in  Sparcasbaeinlagen   bestehenden 

Stammcapitals    von    1300    fl.  3-i  kr.  ö.    W.    ist  der  Widiiiiing  zufidge   dem 

Ermessen    der    AnstaUsvorsteher   überlassen:    die  Verwaltung  des    Fondes 

l)e8orgt  der  n.-ö,  Landesausschuss. 

**^)  Bis  zum  Jahre  1870  erseheinen  auch  die  in  einer  Abtheilung 
des  Krankenhauses  in  Klosterneuburg  unleru'-''braeliten  Ptleglinge 
in  den  Gesammt stand   der  Ptleg-llnge    der   hie,sio-en  Aii>;alt    eingerechnet. 

Im  Jahre  1870  aber  begann  die  BeleLcung  d«*r  neuerbauten 
Irrensiechen-  und  Versorginigsnnslalt  zu  K  1  os  t  er  neu  bu  rg.  Der  Stand 
der  dort  untergebrachten  IMleglinge  wird,  sowie  jeiii'r  der  Ptleglinge  in  der 
Ybbser  Anstalt,  separat  geführt,  und  i^t  hier  nicht  weiter  iu  Betracht 
zu  ziehen. 
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Krankenpflege  im  Allgemeinen  und  bezüglich  Geisteskranker  insbesonde/ir^ 
obliegen,  sind  einerseits  im  Sanitätsgesetze  vom  30.  April  18  JO,  R.-0.-B.' 
Nr.  68,  und  andererseits  im  Heimatgesetze  vom  3.  December  1863,  R.-G.-B. 
Nr.  lOo,  festgestellt,  und  stützt  sich  auch  die  Entscheidung  auf  diese  Gesetze. 

Der  in  der  Entscheidung  citirte  Absatz  b  des  §.  3  des  Sanitäts- 
gesetzes  erklärt  als  im  Wirkungskreise  der  Gemeinde  gelegen  die  Fürsorge 
für  die  Erreichbarkeit  der  nöthigen  Hilfe  bei  Erkrankungen. 

Dass  darunter  die  Errichtung,  respective  Bereithaitang 
für  den  Heilzweck  eingerichteter  Anstalten  zu  verstehen  sei, 
kann  nicht  mit  Grund  behauptet  werden. 

Der  bezogene  Passus  deutet  vielmehr  auf  die  Verpflichtung  der 
Gemeinden  hin,  das  erforderliche  Sanitätspersonale,  insoferne  es  nicht  ohne- 
hin bereits  zu  Gebote  stehen  sollte,  in  einer  für  die  Einwohner  der  Gemeinde 
erreichbaren  Weise  zu  bestellen. 

Dies  geht  aus  dem  Umstände,  dass  Erkrankungen  und  Entbindungen, 
bei  welchen  letzteren,  seltene  Ausnahmen  abgerechnet,  eine  Anstalt  nicht 
gesucht  und  nur  vorübergehender  Beistand  während  der  häuslichen  Pflege 
gerufen  wird,  neben  einander  gestellt  und  für  beide  die  gleiche  Anordnung 
getroffen  wird,  und  speciell  in  Bezug  auf  Irre  daraus  hervor,  dass  die 
Alinea  e  des  §.  3  des  Sanitätsgesetzes  den  Gemeinden  auferlegte  Ver- 
pflichtung die  Privatpflege  zur  ausdrücklichen  Voraussetzung  hat. 

Auch  ist  es  nach  §.  5  des  Sanitätsgesetzes  Sache  der  Landes- 
gesetzgebung, über  zu  trefl*cnde  Einrichtungen  Bestimmungen  zu  erlassen. 

Das  Heimatgesetz  spricht  (IV.  Abschnitt  §§.  24  und  29)  nur  von 
der  der  Gemeinde  obliegenden  Armenversorgung  und  verpflichtet  die  Ge- 
meinde nur  zur  Verpflegung  armer  Kranker,  worunter,  da  das  Gesetz  nicht 
unterscheidet,  auch  der  Vcrwaltungsgericbtshof  Geisteskranke  verstehen  muss. 

In  Uebereinstimmung  mit  dieser  Gesetzesbestimmung  und  unter  aus- 
drücklicher Berufung  auf  selbe  constatirt  auch  die  Ministerialverordnung 
vom  14.  Mai  1874,  R.-G.-B.  Nr.  71,  eine  Verpflichtung  der  Gemeinde  in 
Bezug  auf  Verpflegung  von  Irren  nur  hinsichtlieh  armer  Geisteskranker; 
und  auch  diese  Verpflichtung  ist  nur  eine  bedingte  und  ausnahmsweise. 

Sie  ist  eine  bedingte,  weil  sie  gemäss  den  §§.  23  und  2*  des  Ueimat- 
gesetzes  nur  insoweit  eintritt,  als  diese  Aufgabe  die  Pflichten  und  Mittel 
bestehender  Anstalten  übersteigt,  und  nicht  dritte  Personen  zur  Fürsorge 
gesetzlich  verpflichtet  sind. 

Sie  ist  eine  ausnahmsweise,  weil  eine  dem  Heilzwecke  entsprechende 
Behandlung  armer  Irrer  in  der  Kegel  nur  durch  Unterbringung  in  einer 
öff'entlichen  Irrenanstalt  erreicht  werden  kann,  weshalb  diese  als  Regel 
angestrebt  werden  muss,  und  die  j)olitisehen  Behörden  und  Amtsärzte  io 
der  citirten  Ministerialverordnung  vom  Jahre  1874  angewiesen  sind,  di« 
(Gemeinden  und  Angehörigen  armer  Irrer  in  dieser  Biehtung  zu  unterstützen- 
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d)  Die  Commuual-Nuthspitäler. 

Es  bestehen  dermalen  zwei  von  der  Commune  errieht 
„Nothspitäler",  nämlich  das  „Epidemiespital"  auf  der  Triestc 
Strasse  ausser  der  Matzleinsdurferliuie  und  das  „Blatteruspitj 
wf  der  Siebenbrunnenwiese  im  V.  Bezirke. 

Beide  wurden,  sowie  die  übrigen  nur  provisorisch  besta 
denen  Nothspitäler,  von  denen  im  Verlaufe  der  uaelifolgenil 
Darstellung  die  Rede  sein  wird,  von  der  Gemeinde  zu  Zeil 
grösserer  in  Wien  hen*scheuder  Epidemien  en-iehtet,  wenn  ( 
in  den  öffentlichen  Krankeuaustalten  zur  Aufnahme  v 
Cholera-  oder  Blatternkranken  bestimmti^u  Localitäteu  sich 
Verhältnisse  zur  Zahl  derAufuahniebeduiitigen  als  uuzureichei 
^irwiesen. 

Als  in  den  Jahren  1854 — 1856  eine  Cholera-  und  Typhu 

^Jiidemie    ausgebrochen  war,  sind  solche  „Nothspitäler*'  in  d 

** ^'ersorgungsanstalt  am  Alserbach"*  und  iu  j«'uer  „in  di^r  Wäl 

^ingergasse"  enichtet  worden.  Die  dieslalligcii  aus  tlt^u  ,,Kraukei 

"■^^usfonde"  zu  ersetzenden  Auslai!;»Mi  luibeu  11.960  11.  97  kr.  ö.  \ 

^«tragen.  '*^ 

Im  Jahre  1861  wurde  die  Gem.'inde  Wien  mit  dem  Stat 

;5^^lterei-Erlasse  vom  24.  Jauuer  1861,  Z.  3595,  auiilsslich  d 

eberfüllung  der  k.  k.  Kraukenanstalteu  mit  der  Errichtur 

^jn    „Nothspitälern"    neuerdings    beauftragt    uud    es    sind    a 

rund  dieses  Auftrages  in  der  „Bescliäfti^uugsaustalt  für    fre 

illige  Arbeiter",    dauu  im  „Versorguugshause    am   Alsi-rbadi 

*  :iid  in    der  „Reitercaserue    iu    der  Leo])oldstadt-'    Nutlispitäl( 

^^Tiehtet  worden. 

Wegen  Vergütung  der  Kosten,  welche  durch  die  Erhal 
^  ^ng    dieser    Spitäler    d  e m    V e r s « >  r g  u  n g s  f o  u  d  e     erwüchse] 
urde  auf  Grund  des  Statthalterei-Erlasses,  Z.  89.109,  v.  J.  186 
er  Vorschlag  der  Direction  des  k.  k.  Knuikeuhanscs  ein  Ueber 
^^  in  kommen  dahin  getroflVn,  dass  dii»  Kranken  in  diesen  Xoth 

***J  Von   diebtMi  Au:>lair«'ii    \var  zu   Kiid«*  (W>  .lalll■•'^    \t<'ix  noch   ei 
^stbetrag  von  30()U  H.  i*.l -,  kr.  iml>piicliiiii:t. 
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in  Folge  Erlasses  des  Ministeriums  desinnem  voml6.Febraarl87 
Z.  1218  nach  folgenden  ß.»stimmungen  vorzugehen: 

a)  Des  Irrsinnes  verdächtig  befundene  Kranke  sind  i 
die  Beobachtungszimmer  des  Wiener  allgemeinen  Krankenhaase 
zu  weisen,  wenn  kein  anderes  leichter  zu  erreichendes  und  voll 
kommen  geeignetes  Beobachtungslocale  zur  Verfügung  steht; 

h)  Kranke,  welche  als  wirklich  geisteskrank  unc 
zugleich  als  gemeinschädlich  befunden  werden,  ebenso 
Geisteskranke,  für  welche  die  Verpflichtung  übernommen  wird, 
die  ganze  Verpflegsgebühr  zu  ersetzen,  sind  unmittelbar  an 
eine  der  beiden  niederOsterreichischen  Landesirrenanstalten  in 
Wien  und  in  Ybbs  zu  weisen; 

c)  zahlungsunfähige  Kranke,  welche  zwar  als  geistes- 
krank, aber  nicht  als  gemeinschädlich  befunden  werden,  sind  in 
die  Beobachtungszimmer  des  Wiener  allgemeinen  Krankenhause« 
zu  weisen,  wenn  für  den  Zeitraum,  welchen  entweder  die  Ein- 
holung der  Bewilligung  des  n.-ö.  Landesausschusses  zur  Auf- 
nahme in  eine  der  n.-ö.  Landesirrenanstalten  oder  die  Einlei- 
tung der  Abtransportirung  der  Kranken  in  ihre  Heimat  erforden 
würde,  ein  anderer  leicht  zu  erreichender  und  geeigneter  Unter- 
kuuftsort  nicht  zur  Verfügung  steht.  ***) 

Kranke  aus  anderen  österreichischen  Ländern  oder  aus 
dem  Auslande,  welche  über  Ersuchen  der  n.-ö.  Statthalterei  als 
„gemeinschädlich"  aufgenommen  worden  sind,  sind  ehestens  io 
ihre  Heimat  zurückzubringen.  »*»)         • 


'*♦)  Decret  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  24.  Februar  1870,  Z.  5018. 

"*)  Mit  dem  Decrcte  der  n.-ö.  Statthalterei  vom  II.  Juni  1869, 
•  Z.  15.180  uurde  dem  Magistrate  eröffnet,  d«ass  künftighin  die  nach 
Böhmen  zuständigen  gemeinschädlichen  Geisteskranken  in  die  heimat- 
lichen Irrenanstalten,  die  nicht  gemeinschädlichen  aber  in  ihre  Heimatgemeinde 
zu  tiansporiiren  sind.  Gleichzeitig  wurde  über  Ersuchen  des  n.-ö.  Landes- 
ausschusses angeordnet,  dass  nach  Böhmen  zuständige  Geisteskranke  düt 
im  äussersten  Falle,  bei  grosser  Gefahr  am  Verzuge  in  die  AViener  Lande?- 
irrenanstalt  abzugeben,  dagegen  ruhige  transportable  Geisteskranke,  deren 
Zuständigkeit  nach  Böhmen  constatirt  ist,  direct  an  die  böhmische  Landes- 
irrenanstalt zu  Prag  oder  Kosm«anos  zu  befc^rdern  sind. 
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Für  die  üeberbringung  der  Kranken  und  für  die  Bestrei- 
tang  der  dafür  er^'achseuden  Kosten  haben  Diejenigen  zu  sorgen, 
irelcbe  um  die  Aufnahme  in  die  Anstalt  angesucht  haben. 

Die  Verpflegsgebfihren  betragen  für  die  I.  Chisse  3  fl., 
fli  die  IL  Classe  1  fl.  50  kr.  und  für  die  III.  Classe  80  kr. 
per  Kopf  und  Tag. 

Von  jeder  Aufnahme  eines  Geisteskranken  ist  behufs  Consta- 
tinmg  des  Geisteszustandes  des  Krauken  innerlialb  24  Stunden, 
Tom  Zeitpunkte  der  Aufnahme  angefangen,  der  competenten 
ci?ilgerichtlichen  Personalinstanz  unter  genauer  Angabe 
des  Nationales,  des  Zuständigkeits-  und  Wohnortes,  dann  des 
Bntrittstages  und  der  Personen  oder  Behörden,  welche  die 
Aufnahme  nachsuchten  oder  veranlassten,  sowie  der  sonstigen 
Aufhahmsdocumente  die  Anzeige  zu  erstatten. 

Die  Kranken  finden  in  der  Anstalt  eine  du  v(;rschiedenartigen 
Krankheitszuständen  und  den  übrigen  Verhaltnissen  derselben 
angemessene  Beschäftigung;  für  die  hiebei  geleisteten  Arbeiten 
erbalten  die  beschäftigten  Krauken  nach  einem  vom  Landes- 
aussehusse  festgesetzten  Tarife  und  nach  Ermessen  des  Directors 
eine  Entlohnung.  Aus  derselben  können  jene  Bedürfnisse  be- 
stritten werden,  welche  aus  dem  eigenen  Vermögen  der  Verpflegt»  n 
oder  aus  Anstaltmitteln  nicht  gedeckt  werden  können.  Diese  Ver- 
dienstgelder sind  Eigenthum  der  betreifendeu  Kranken  und 
werden  für  jeden  einzeln  abgesondert  verrechnet.  Ueberschüsse 
werden  nutzbringend  angelegt.  Beim  Austritte  der  Krauki^n  wird 
der  denselben  gibührende  Restb; trag  entweder  ihnen  selbst  oder 
der  Curatelbehörde  und  im  Falle  ihres  Ablebens  der  Abhand- 
Inngsinstanz  übergeben.  Nur  im  Falle  des  Absterbens  eines 
»nnentgeltlich"  oder  „gegen  eine  Theilgebühr"  Veri)flegten  wird 
der  verbliebene  Verdienstbetrag  für  die  Anstalt  in  Empfang 
genommen,  bei  den  geg(?n  Theilzahlung  Verpflegten  jedoch  nur 
insoweit,  als  die  Verpflegskosteu  nicht  bedeckt  sind. 

Nach  erfolgter  Heilung  der  Kranken  hat  der  Director  die 
Entlassung  derselben  unverzüglich  einzuleiten. 

Ungeheiltc  Kranke  werden  entlassen: 
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d)  Die  Commuual-Nothspitäler. 

Cs  bestehen    dermalen  zwei  von  der  Commune    errichtete 
jpitäler",  nämlich  das  „Epidemiespital**  auf  der  Triester- 
ausser  der  Matzleinsdorferlinie  und  das  „Blattemspital" 
r  Siebenbrunnenwiese  im  V.  Bezirke. 

Jeide  wurden,  sowie  die  übrigen  nur  provisorisch  bestan- 
Nothspitäler,  von  denen  im  Verlaufe  der  nachfolgenden 
llung  die  Rede  sein  wird,  von  der  Gemeinde  zu  Zeiten 
er  in  Wien  herrschender  Epidemien  errichtet,  wenn  die 
1  öffentlichen  Kraukenanstalten  zur  Aufnahme  von 
i-  oder  Blattemkrauken  bestimmten  Localitäten  sich  im 
nisse  zur  Zahl  derAufnahmebedürftigeu  als  unzureichend 
n. 

Is  in  den  Jahren  1854 — 1856  eine  Cholera-  und  Typhus- 
ie  ausgebrochen  war,  sind  solche  „Nothspitäler"  in  der 
rgungsanstalt  am  Alserbach**  und  in  jener  „in  der  Wäh- 
asse"  errichtet  worden.  Die  diesfalligen  aus  dem  „Kranken- 
ide"  zu  ersetzenden  Auslagen  haben  11.960  fl.  97  kr.  ö.  W. 

n.  ^'«O 

ci  Jahre  1861  wurde  die  Gemeinde  Wien  mit  dem  Statt- 
-Erlasse  vom  24.  Jänner  1861,  Z.  3595,  anlässlich  der 
Füllung  der  k.  k.  Krankenanstalten  mit  der  Errichtung 
sothspitälern"  neuerdings  beauftragt  und  es  sind  auf 
dieses  Auftrages  in  der  „Beschäftigungsanstalt  für  frei- 
Arbeiter",  dann  im  „Versorgungshause  am  Alserbach" 
der  „Reitercaseme  in  der  Leopoldstadt"  Nothspitäler 
t  worden. 

^egen  Vergütung  der  Kosten,  welche  durch  die  Erhal- 
ieser  Spitäler  dem  Versorgungsfonde  erwuchsen, 
luf  Grund  des  Statthalterei-Erlasses,  Z.  39.109,  v.  J.  1862 
rschlag  der  Direction  des  k.  k.  Krankenhauses  ein  Ueber- 
imen  dahin  getroffen,  dass  die  Kranken  in  dies(^n  Noth- 


•)  Von  diesen  Auslaj^a^n  war  zu  Ende  des  Jahres    1878  noch  eia 
lg  von  3060  fl.  29-5  kr.  unberichtigt. 

18 
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nde''  erwachsenen  Kosten,    über  die  Höhe  der  aafgelaafeiie=:Ki 
erpfiegsgebühreu,    deren  Vertheilung  auf  die  zur  ZahliinL|g^ 
erpflichteten  und  über  die  Summe  der  eingezahlten  Verp f legi»« 
3steubeträge    geben    die    min    folgenden    Daten    die    en^:  - 
)rechende  Auskunft. 

Ks  betrugen  im  Jahre  1872 

die  Einrichtungskosten      die  Erhaltungskost"  ««» 
r  das  Blatternspital  in 

der    Karolygasse    im 


s 


IV.  Bezirke 28.468  11.  75-.    kr.     69.216  fl.  63*5      ^»^ 

r  das  Blatternspital  auf 
der     Siebenbrunnen- 
wiese  im   V.  Bezirke  32.595  „  17..     „     10.265  ..   30 
r  das  Blatternspital  in 

Zwischenbrüekeu     .  .     6.766  „  98*3     .,     10.759  „   72' 
r  das  Spital  für  Haut- 
kranke  in  derBeschäf- 
tigungsanstalt  für  frei- 
williice    Arbeiter    (im 

11.  Bezirke) 3.841  ,.  96        „       2.820  „   40 

r  die  Errichtung  eines 
Chuleraspitales  •'').  .    13.190  „  56  — 


zusammen 84.863  11.  43',    kr.     93.062  fl.  06       k^^* 

r)i(\se    „Errichtuügs-     und    Erhaltungskosten"    zusamrae  ^^ 
.»liefen  sich  daher  auf  177.925  tl.  id\     kr. 

p]in  Ersatz  dieser  „Erhaltungskosten"   wurde  nur  theil 
eise  dadurch  erzielt,  dass  von  den  „Verpflegten"  selbst  oder*^    .^ 
ei  zahlungsunfähigen  Krankem  von  den  „Landesfonden"  die  für 
as  k.  k.  allgemeine  Krankenhaus    festgesetzten   Gebühren  (86, 
6  und  55  kr.  j)er  Kopf  und  Tag)  cingehoben  wurden. 


-^t 


*""*)  Diese  AusL,Mbe  entstand  «liirch  An.schati'ung  von  Kleidung, 
/jL-^ehe  und  Bettfournituren  für  ein  zu  eröftnendes  CholeraspitaL,  welches 
dech  nicht  errichtet  wurde.  Die  (iei^enstände  wurden  später  im  Spitzle 
II  der  Triesterstrasse  in  Verwendunir  genommen. 


-6^ 
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LL  Krankenhausfonde  gebührenden  „Antheiles  am  Verzehrungs- 
riMer-Oemeindezuschlago^  angeordnet,  wodurch  in  den  Jahren 
1866—1868  diese  Fordening  im  vollen  Botrage  beglichen 
forden  ist. 

Es  betrugen  nämlich  in  den  Jahren  1861— -1865  die  Kosten 
fir  die  Erhaltung  des  Spitales 


im    J  a li  r e 

1861          1862 

1863            1864 

\  865 

in   Summa 

fl.    kr.          fl.       kr. 

fl.       kr.            fl.       kr. 
4«.6!7  M'^    15.51«  92*5 

fl.    kr. 
2.538  39 

fl.         kr. 
42.i68   W^ 

iiklactirtifup- 

Mliltllr  (reiffilL  9.749  fJ    1».9S8  46'. 
■MmT 

24.633  49      25.391  \i'^ 

312  38 

19. m  67 

iiitrläleitaicnt)               47««ft»;4- 

—                 — 

— 

17.898  51-5 

zusammen 

139.281  fl.  33  Lr. 

Auf  diese  Oesammtsumme  der  „Erhaltungskosten^  wurden 
als  Rückersätze: 

iiUre  1862      5.257  fl.  93      kr,  im  Jahre  1866    56.214  fl.  17        kr. 
„    1867    68.922  „  16-,    „      und  1868      8.887  ^     6-^     „ 
geleistet,  womit  die  Auslagensumme  per  139.281  fl.  33  kr.  voll- 
kommen gedeckt  erschien.  — 

Als  im  Jahre  1866  neuerdings  die  Cholera  m  Wien  epide- 
misch aufgetreten  war,  sind  von  der  Commune  **•)  im  IL,  III., 
V.,  Yll.  und  IX.  Bezirke  iprovisorische  „Nothspitäler"  in  hiezu 
pjeigneten  Localitäten  ^'^O  errichtet  und  mit  allem  Noth wendigen 
wsgestattet  worden;  auch  die  daselbst  wirkenden  „Aerzto"  wurden 
von  der  Commune  ernannt  und  besoldet. 


**•)  Oemeiodoraths-Boschluss  vom  7.  August  1866. 

*••)  Die  fünf  Aushilfsspitälcr  der  Commune  wurden  errichtet: 

1.  im  Schulgebäude  vou  Zwisehenbrücken  (eröffnet  den  15.  August, 
t'^hlossen  am  ii.  November): 

t.  im  SchulgebÄude  von  Erdberg  (eröffnet  den  20.  September, 
geschlossen  am  1.  November): 

3.  im  Schulgobäude  von  Matzleinsdorf  (eröffnet  den  28.  August, 
geschlossen  am  8.  November) : 

18* 


280 

Die  „Blatternkranken",  welche  im  Jahre  1872  theils 
Hause  Nr.  8  in  der  Karolygasse,  theils  im  Nothspitale  in  Zwischen 
brücken  untergebracht  worden  waren,  blieben  daselbst  bis 
1.  Mai  1873;  an  diesem  Tage  aber  übersiedelten  sie  in  das  neu 
erbaute  Spital  an  der  Triosterstrasse  und  am  17.  Juli  vo 
dort  in  das  bereits  erwähnte  Barakenspital  auf  der  Sieben 
brunnonwiese. '  **®) 


***»)    Mit    d<Mi    bisher   anij:«'fübrten   Thatsaelien  und  Notizen  ist  di  -^^ 
Darstellunt^  hinsichtlich  der  commiinalen    „Nothspitäler'*    bis  zur  Grenz—    ^ 
jenes    DreeiiniiMus,    auf    welches    sich    in    dieser   ganzen   Abhandlun^^^ 
beschränkt  wird,  al)tceschlossen. 

Da  aber  die  Angelegenheit  dieser  „Nothspitäler'^  für  die  Conunun»*  -*^ 
von  besonderer  Ariehtigkeit  ist ,  so  erscheint  es  angezeigt,  auch  nocÄ^  '" 
den  weite  reu  Verlauf  «lerselben  —  anhangsAveise  —  darzustellen. 

AVähren«!  der  Epidemie  »les  Jahres  1873  hatte  die  Commune  dre— *-^^ 
Spitäler  für  Cholera  kranke  eröfinet,  und  zwar: 

1.  das  neu  erbaute  Spital  an   der  Triesterstrasse  mit  einem  Beleg 
räume  für  300  Betten,  von  welchem  noch  die  Rede  sein  wird; 

:J.   das  Noths]>ital   in   dem   für  Spitalszwecke  hergerichteten  Schul 
gebäude  in  Zwischenbrucken  mit  einem  Belegraume  für  120  Betten,  welche« 
am  23.  Juli  eröftnet  und  am  15.  November  geschlossen  wurde,  und 

3.  das  ehemalige  iieconvalescentenhaus  der  bannherzigen  Brüder  im 
III.  Bezirke,  Ilauptstrasse  Nr.  108.  Dasselbe  bot  in  3  Sälen  und  15  kleineren 
Zimmern  Kaum  für  100  Kranke,  wobei  noch  für  Aerzte,  Beamte,  Kanzlei- 
zwecke, Wäscherei  etc.  eine  ausreichende  Zahl  von  Nebenlocalitäten  zur 
Verfügung  blieb.  Dieses  Nothspital  wurde  am  ii.  August  eröffnet  und  am 
12.  October  geschlossen. 

Das  Spital  an  der  Triesterstrasse  war  bereits  am  1.  Mai  1873 
eröftnet  und  dem  Charakter  der  damals  in  Wien  herrschenden  Epidemie 
entsprechend  zunächst  für  die  Aufnahme  von  „Blatternkranken"  bestimmt 
worden. 

Seine  excliisi\e  Benützung  als  ..Choleraspital''  begann  erst  am 
17.  Juli  1873,  an  welchem  Tage  —  wie  schon  früher  erwähnt  —  alle  im 
Hause  noch  betindlichen  ..Blatternkranken''  (59)  in  das  Blatternspital  „auf 
der  Siebenbrunnenwiese''  transportirt  wurden. 

Am  15.  December  1873  wurde  das  Spital  an  der  Triesterstrasse 
geschlossen  und  war  in  den  nächstfolgenden  fünf  Jahren  nicht  belegt. 

Erst  im  Oct«)ber  1878  kam  dasselbe  wieder  zur  Benützung,  indem 
mit  dem  Gemeinderaths-Beschlusse  vom  18.  October  1878  angeordnet  wurde, 
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Damit    wäre    die    Darstellung    di^s  Wirkens    der    öffent- 
iichen  Armenkrankenpflege  {reschlossen. 


m     dASS  das  „Blatternspital'^  auf  dt*r  Siol>cnbniiiiuMiui«'.s«*   in   das  ,,C<)nnuunal- 

I      Opidemiespital  an  der  TriestcMstrassc^'  vfile^r  wcrd«'!!  soll. 

r  Die  nächste  Veranlassuni^"  zum  IJauc  dieses  letzteren,  auf  der  halben 

Cöhe  des  AVienerberges   in   freiester   Lage   an   der   iiaeh   Triest   führenden 

Strasse  gelegenen   Spitales   hatte   —  wie   bereits   eiwähnt   —  das   heftige 

-Auftreten  der  Blatternepidemie   im  Jahre  1872  gegeben.    Nachdem  nämlich 

^e    von   der  Gemeinde   errichteten   ..Nothspitäler*   brreits   so  stark   beh-gt 

"Vraren,  dass  eine  weiten*  Aufnahme  in  denselben  unmöglich  wurde  und  eine 

Erweiterung  dieser   Nothspitaler   sich   als  nicht  durchführbar  herausstellte, 

Äiachdera  ferner  die  k.  k.  Statthalierei  auf  i^ne   Krweilerung   der  Blattern- 

-^.btheilungen  in  den   drei   öffentlichen    Kiank»ndi;uisern   nicht   eingehen   zu 

können  erklärte  und  das  —  nur  aus  Kiegelwänden  gebaute  —  „Nothspital 

*^uf  der  Siebenbrunnen\iiese^^  zur  Belegung  mit  Kranken  in  der  kälteren 

"^^ahreszeit  nicht   geeignet   erschien,   beschloss   der   (Jemeinderath  in   seiner 

Sitzung  vom  20.  August  1H72,  trotz  der  dadurch  erwachsenden  tinanziellen 

^pfer  ein  neues  Epidemiespital  zu  erbauen.    Ein  hauptsächliches  Motiv  für 

diesen  Beschluss  lag  darin,  in   Zukunft   nicht  mehr  gezwungen   zu  werden, 

Schulen   und   andere   städtische   Oebände    zu   Spitalzwecken    verwenden   zu 

müssen. 

Behufs  Ausführung  des  Beschlu>ses  begab  sich  eine  aus  einem 
Magistrat srathe,  einem  Oberingenieur  und  einem  der  beiden  Stadr physiker 
l>estehende  Coramission  nach  LeiJ)zi.:u^  um  daselbst  da>  nach  amerikanischem 
System  neuerbaute  Krankenhaus  zu  besichtigen. 

Nach  Rückkehr  dieser  r»)mmission  wurde  am  '2.  Ocfober  1872  der 
Bau  des  Spitales  nach  dem  genannten  Systeme  begonnen  und  mit  solcher 
Energie  geführt,  dass  das  Gebäude  schon  Ende  December  1872  vollendet 
war  und  am  1.  Mai  1873  dieses  erste  in  0»^sterreicli  nach  dem  Pavilbm- 
systeme  erbaute  Spital  eröffnet  werden  konnte. 

Die  Kosten  für  die  Errichtung  dieses  Spitales,  welche  nach  den 
Ziffern  des  Rechnungsabschlusses  pro  1877  im  (ianzen  458.443  fl.  4*  kr. 
betragen,  wurden  aus  dem  40  Millionen -Anlehen  bestritten. — 

Von  Mitte  December  1873  bisO  c.ober  1878  war  jedoch  von  sämmtlichen 
der  vorangeführten  „Nothspitaler*  nur  jenes  auf  der  Siebenbru  nnen- 
wiese  benützt  worden,  welches  noch  im  Jahre  1872  behufs  Belegung  in 
den  Wintermonaten  eine  mit  einem  schlechten  Wärmeleiter  (Asche)  aus- 
gefüllte Verschallung  in  der  Weite  von  einem  Fuss  {0-31  m.)  erhalten  hatte. 

Den  ärztlichen  Dienst  in  demselben  versahen  ein  Primär-  und  ein 
Seeundararzt.  Die  Verwaltung  war  ein«-m  prtnisorisch  angestellten  Ver- 
walter ilbertragen,  welchem  ein  Diurnist  als  Hilfsarbeiter  beigeireben  wurde. 
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Die  „Blattemkranken^,  welche   im  Jahre  1872  theils    ir, 
Hause  Nr.  8  in  der  Karolygasse,  theils  im  Nothspitale  in  Zwischen- 
brücken  untergebracht  worden  waren,   blieben  daselbst  bis  ziuo 
1.  Mai  1873;  an  diesem  Tage  aber  übersiedelten  sie  in  das  neo- 
erbaute  Spital  an  der  Triesterstrasse  und  am  17.  Juli  von 
dort  in  das  bereits  erwähnte   Barakenspital  auf  der  Sieben- 
brunnenwiese.  *••) 


*••)  Mit  den  bisher  angeführten  Thatsaehen  und  Notizen  ist  die 
DarsteUung  hinsichtlich  der  communalen  ,,Noth8pit&ler^^  bis  zur  Grenze 
jenes  Decenniums,  auf  welches  sich  in  dieser  ganzen  Abhandlung 
beschränkt  wird,  abgeschlossen. 

Da  aber  die  Angelegenheit  dieser  „Nothspitäler*'  für  die  Commnne 
von  besonderer  AVichtigkeit  ist,  so  erscheint  es  angezeigt,  auch  noch 
den  weiteren  Verlauf  derselben  —  anhangsweise  —  darzustellen. 

AVährend  der  Epidemie  des  Jahres  1873  hatte  die  Commune  drei 
Spitäler  für  Cholerakranke  eröflnet,  und  zwar: 

1.  das  neu  erbaute  Spital  an  der  Triesterstrasse  mit  einem  Beleg- 
raume  für  300  Betten,  von  welchem  noch  die  Rede  sein  wird; 

2.  das  Nothspital  in  dem  für  Spitalszwecke  hergericht<»ten  Schul- 
gebäude in  Zwischenbrücken  mit  einem  Belegraume  für  120  Betten,  welches 
am  23.  Juli  eröffnet  und  am  15.  November  geschlossen  wurde,  und 

3.  das  ehemalige  Reconvalescentenhaus  der  barmherzigen  Brüder  im 
ITT.  Bezirke,  Hauptstrasse  Nr.  108.  Dasselbe  bot  in  3  Sälen  und  15  kleineren 
Zimmern  Raum  für  100  Kranke,  wobei  noch  für  Aerzte,  Beamte,  Kanzlei- 
zwecke, Wäscherei  etc.  eine  ausreichende  Zahl  von  Nebenlocalitäten  zur 
Verfügung  blieb.  Dieses  Nothspital  wurde  am  21.  August  eröffnet  und  am 
12.  October  geschlossen. 

Das  Spital  an  der  Triesterstrasse  war  bereits  am  1.  Mai  1873 
eröffnet  und  dem  Charakter  der  damals  in  Wien  herrschenden  Epidemie 
entsprechend  zunächst  für  die  Aufnahme  von  „Blattemkranken"  bestimmt 
worden. 

Seine  exclusive  Benützung  als  „Choleraspital"  begann  erst  am 
17.  Juli  1873,  an  welchem  Tage  —  wie  schon  früher  erwähnt  —  alle  im 
Hause  noch  befindlichen  „Blatteinkranken"  (59)  in  das  Blattemspital  „»«f 
der  Siebenbrunnenwiese"  transportii-t  wurden. 

Am  15.  December  1873  wurde  das  Spital  an  der  Triesterstrass*' 
geschlossen  und  war  in  den  nächstfolgenden  fünf  Jahren  nicht  belegt. 

Erst  im  October  1878  kam  dasselbe  wieder  zur  Benützung,  indem 
mit  dem  Gemeinderaths-Besehlusse  vom  18.  October  1878  angeordnet  wurde» 


2.  Die  F^lTa^KraQkeDanstBlteD. 

Hier  ist  üiivördi'rsl  dns  Wirki'ii  iIlt  in  Wii'ii  bi'sti>hiinili!n, 
Blmmtlicb  von  Privatvi'r.-iu.'ti  i'rliiUti'ii'.'n 

,1)  Kiinli-rs[iitäliT 
dirzustelleu. 

IlieSLi  sind;  a)  das  St,  Josi-I-Kimii'rsjiitiil,  ^i  dds  Sl.  Auria- 
K'indersiiiliil,  7)  das  KiudtTspital  in  di'r  Ltüppoldstiidt  iiiitl 
t)  diin  Kronprinz  Ruilull'-KiiidtjruiiiliU. 

1)  Das  St.  Jostil'-KiüdiTspital 

(im    IV.    Bezirke,    Kulscliit/.kvfjus.sc    Nr.    9). 

Das  Si.  Jos.'!'-  iimmtgtiltlii'iii'  Kiuderspiltil  auf  cIt  Wii;<len 

Warde  am  19.  Marx  1842  Jiiil'  .\uri:(i;iirig  di-s  Mi'd.   [)r.  Viucen/. 

Alexovits  von  edleu  Mi;n8cheiifri.iunden  /.nniZwtM-ke  di'r  tiniMit- 

gcltlichen  Vi;ii)flegiing   und  Ili-iliiii^  arnior   kranker    Kiudur  des 


^.  S  <ieA  obioi  i^ilittt-ii  Ui'ad/.i's  i'i'sl  <laiiii  ^u  iinil'cn  liiUtc,  wenn  auT 
Griinil  ilcrselben  duo  siieci«!!«  V'erfiiijiiHif  .»Ipr  Entwln'idung,  »■"diircli 
ftich  ilie  (li-meindn  Wien  in  iLren  Rfeliti-ii  bcscliwfrt  {An<l>;  vilnssen  «■■nkii 
W-ünle."  Diese  Entscbuiiiii»^'-  wiiwic  in  ilev  Sii;(tinir  lii-s  (!empini!pia.ihfs 
v,.m   28.  NrtvpinlHT  1H7«.  /,ur  Ki-iintni.-^  avii.imm.Ti. 

Dil^    i;U-,.il.-    llil'V    /ll  -MAVilllQl.lld.'     l':il(Sl'll,-i.lmLy     a.'S   V.MW.-iltllll-,- 

}i:.TicUisliülc>  v,im  9.  Ni.n'iiiWv  |S"K  iT.scb.Oiit  Viviis  iiui'  Sfile  Uli  11.  rlir.U>. 
anir-^frihrt.  In  liiesiT  Knl.-phi'Miinir  uiinlr  aiisdrik-liUclL  lii'ivuriiPliodiMi.  i's 
kr>iinü  Hiebt  mir  liriiiul  lir'haiiiHi'l  itvnli'ii.  il.os  iiiiU'i  ili-i  ii.icli  |i.  :l  iIcs 
täanitÄIsgeset/eä  mm  30.  Ainil  1H70  im  \V:Lkuii.,'>kLvi>i>  il.-i  (Inim-iiiil.' 
t-^lpgcm>n  Försontc  ffii-  Aw  Ki T.-iohlinrkfit  lii^r  nölhijirn  [üin-  li..i  ICrkiiLikimi*''" 
.-wiüti  dU:  Ki-rii-litiin^'.  L-c-^iK-cdvi!  B,-ivLtli;ilninir  tiii-  diMi  ll.il/.ii-i'i'k 
•  ^iiiKfi'icIiti'iiM-  Aii.st;tlieii  M  v.■r^r.■ln'll  s.'i. 

Mil    R'-MS    iiuf  di0,W    iolZtiTO    KlliM-ilriiillH-    wiiidv    .(■■r  lIiLyi.-.lL-;tt    mit 
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Im  Nachfolgeuden  wird  noch  die  Schilderung  des  reichen 
und  umfassenden  Wirkens  versucht  werden,  welches  die  Privat- 
wohlthätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Armenkrankeu- 
pflege  entfaltet. 


Die  Aufnahme  in  das  Spital  erfoljfte  entweder  entgeltlich  oder 
unentgeltlich.  Die  Verpflegstaxen  sind  jenen  des  allgemeinen  Kranken- 
hauses gleichgestellt  worden. 

In  diesem  Spitale  wurden  im  Jahre  1874:  770,  im  Jahre  1875:  675, 
im  Jahre  1876:  1003  und  im  Jahre  1877:  81«  Kranke  behandelt.  Imfol- 
genden Jahre  1878  fand  die  bereits  früher  erwähnte  Transferirung  dieses 
Spitales  in  das  „Communal- Epidemiespital  an  der  Triesterstrasse"  statt-' 

Zum  Schlüsse  sind  hier  noch  zwei  Entscheidungen  anzufilhrea,  welche 
sich  auf  die  Verpflichtung  der  Gemeinde  bezüglich  der  „Errichtung  von 
Nothspitälern"  beziehen. 

Mit  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  6.  Mai  1876, 
Z.  3170  wurde  der  Gemeinde  "Wien  Folgendes  bekannt  gegeben:  „Die  im 
Abschnitte  IV  des  Heimatgesetzes  vom  3.  December  1863  in  Ansehung  der 
Kranken-  und  Armenpflege  normirte  Verpflichtung  der  Gemeinde  Wien  tritt 
in  dem  Momente  ein,  als  die  zur  Aufnahme  von  Kranken  in  den  drei  Wiener 
Krankenanstalten  vorhandene  Anzahl  von  Betten  mit  Kranken  ihatsächlieh 
belegt  ist.  Erheischt  —  heisst  es  in  dem  Erlasse  weiter  —  die  Spitals- 
hygiene  zur  Zeit  des  häufigeren  Auftretens  irgend  einer  ansteckenden 
Krankheit,  wie  z.  B.  Flecktyphus,  Blattern  u.  s.  w.,  die  zeitweise  Sistirung 
der  Aufnahme  solcher  Kranker  in  die  Pflege  der  drei  Wiener  Kranken- 
anstalten bei  selbst  noch  vorhandenem  Belegraum  und  stellt  sich  deren 
Isolirung  als  nothwendig  dar,  so  hat  nach  §.  4  lit.  a  des  Gesetzes  vom 
30.  April  I8'"i0,  R.-G.-B1.  Nr.  68  die  Gemeinde  Wien  die  örtlichen  Vor- 
kehrungen zur  Verhütung  der  Weiterverbreitung  solcher  Krankheiten  durch 
Eröfl*nung  von  Nothspitälern  zu  trefi'en  und  ihren  Regress  nach  den  Bestim- 
mungen des  Ileimatgesetzes  zu  suchen." 

Gegen  diesen  Erlass  hatte  die  Commune  eine  Beschwerde  hei  dem 
k.  k.  Ver^\'altungsgerichtshofe  üben*eicht.  Die  Entscheidung  desselben 
vom  ii.  August  1878,  Z.  58  lautete  dahin,  „dass  die  Beschwerde  der 
Commune  im  Sinne  des  §.  21  Absatz  1  des  Gesetzes  vom  82.  October  1875, 
R.-G.-Bl.  Nr.  36  ex  1876  ohne  weiteres  Verfahren  aus  dem  Grunde 
zurückgewiesen  werde,  weil  der  erwähnte  Ministerialerlass  nicht  als  eine 
Entscheidung  oder  Verfügung  betrachtet  werden  kann,  über  welche  der 
Verwaltungsgerichtshof  nach  §.  2  des  letzt  citirten  Gesetzes  zu  erkennen 
hat,  sondern  sich  vielmehr  als  eine  allgemeine  Norm,  d.  i.  als  eine 
Verordnung   darstellt,    deren   Giltigkeit    der   Verwaltungsgerichtshof  n»ck 
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Die    Aufnahme    der    krankeu    Kiuiler    vom  1.    bis    zum 
4.  Lebensjahre    geschieht    durchaus    unentgeltlich   und  ist 
daher  durch  die  Beibringung  eines  Armuthszeugnisses    bedingt. 
Die  Verpflegung  der  Kinder  im  Alter  vom  4.  bis  zum  12.  Lebens- 
jahre   erfolgt  auf  Kosten  des  k.  k.  Krankenhauses  Wieden  *•"). 
(Siehe  die  Anmerkung  165  auf  Seite  286.) 

Mehrere  solche  Theilbeträge  werden  zur  Errielituiii^  i'iiies  Stift iiui^s- 
btjttes  vereinigt. 

Ordentliche  Mitg-lieder  .sind  jene,  welche  ein  für  jiilenuil  oder 
in  The  übet  ragen  öO  fl.  ö.  W.  haar  oder  in  Geldeswerth  erleg-en  oder  durch 
namhafte  persönliche  Leistungen  zum  Wohle  des  Instiuiies  beitragen, 
kindlich  jene,  welche  wenigstens  •*>  H.  ö.  W.  jährlich  zum  Institutsfonde 
einzahlen. 

Unterstützende  Mitglieiler  sind  jene,  welche  sieh  zu  Beiträgen 
^flter  j5  ll.  herbeilassen,  dem  Institute  jährlich  eine  Unterstützung  von 
Wenigstens  2  H.  ö.  W.  zuführen  oder  endlich  dem  Vereine  andere  Zuflüsse 
^■^rschaffen. 

Im  Jahre    1872   zählti;   tler  Verein   \)  „JStilter*,   u.   z.    Ihre  Majestät 

^e  Kaiserin  Carolina  Augusta,  Stifterin   von  i  Betten;  lieruiaun    Freiherr 

^«    Todesco    (1844);    Paulim;    Gräfin    von  llardegg,  geb     (hälin    ('hois«nil 

^^'Alencourt     (I84ö):    die    Diiection     tles    St.    Josef  -  Kiuders])itales      mit 

*  Bettötiftungen  (eine  aus  V^n'ehrung  für  den  Curator:  lirafen  von  Bombelles 

^^^46),   die  zweite  aus  Anhiss  der  glücklichen  Eireüung  Sr.   Majestät  des 

■"^^J-ibers    (18'>3);  Freiherr  v.  Sina  (IS.'jt;);    die  erste    ö^tenvichische    Spar- 

^siisa  mit  t  Bettstiftungen  (1804  und  1871);  Dr.  Andreas  Zelinka  (1808): 

A-dele  Grälin  von  Dzinkowsky  (Theilstiftung  per  lOUO  tl.)  und  da»  Comite 

^*^»   Balles  der  industriellen  Gesellschaften  (Thciiätiflung  1^71   per  HiOti  fl. 

'^    lu:.). 

28  Personen    waren    durch   Krlag  einer   grosseren  Geldsumme    oder 
^^'Hiöge  hervorragender  perftruilicluM'  Leistung«Mi  ., Mitglieder"  des  Vereines. 
^mich  zählte  derselbe  I8ö  ordentliche  und  l">  unterstützende  .,Mitglieder" 
'^^^    Jahresbeiträgen  von  zusammen  \'M'}0  tl.  t)'>  kr.  o.  W. 

„Stifter^  und  .^ordentliche  Mitglieder''  hab«'n  «las  IJecht,  arme  kranke 
^^^^der  zur  Aufnahme  zu    empfehlen.  Eine    solche  Kmplehiung  ist    lur  den 
^i'^in  nnter  der  Voraussetzung  bindend,  da>s  die  l>etretVenden  Kinder  nacli 


«i«. 


U     Statuten    zur     Aufnahme    geeignet    und    die    Foiulrimittel    dazu    hin- 


^*<ihend    sind. 


*•*)  In  der  Regel  werden  nur  Kinder  zwi.schen  dem  1.  und  \t  Lebens- 
^*X^e  aufgenommen,  Säuglinge  au^nahlJlsweise  nur  dann,  wenn  sie  von 
^^^r    acutten  Krankheit  befallen  >i)nl    und  ileren  Mütter  sich   verptlichten, 
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Bezirkes  Wieden    ohne  Unterschied   des  Geschlechtes   und  der 
Religion  ins  Leben  gerufen. 

Die  Anstalt  besass  ursprünglich  kein  Stammcapital:  bald 
aber  hoben  sich  die  Mittel  derselben  durch  reichliche  Beiträge 
derart ,  dass  nicht  nur  Kinder  aus  der  inneren  Stadt  und 
den  anderen  Vorstädten,  sondern  auch  aus  der  nächsten  Umgebung 
Wiens,  ja  selbst  aus  entfernteren  Provinzen  zur  unentgelt- 
lichen Pflege  und  ärztlichen  Behandlung  übernommen  werden 
konnten. 

Das  Spital  ist  in  den  theils  adaptirten,  theils  umgebauten  *") 
Häusern  Nr.  28  und  29  des  ehemaligen  Schaumburgergrundes 
untergebracht.  Dieselben  waren  im  Jahre  1842  für  die  Anstalt 
gemiethet  worden,  gingen  jedoch  1843  in  das  Eigenthum  de5 
Vereines  über. 

Das  St.  Josef-Kinderspital  hat  gegenwärtig  (1878)  einen 
Belegraum  för  100  Betten. 

Die  Leitung  desselben  ist  einem  von  dem  Proteetor 
ernannten  Curator  und  einer  Direction  von  12  Mitgliedern  über- 
tragen, welche  von  der  Generalversammlung  des  Vereines  gewählt 
w^erden.  Die  ökonomische  Gebarung  und  Vermögensverwaltung 
wird  unter  der  Controle  von  zwei  der  Direction  nicht  ange- 
hörigen  Vereinsmitgliedern  ***)  (dem  Oekonomen  und  Cassaver- 
walter)  über^-acht. 


161 


*)  Der  rml)au  erfolgte  im  Jahre  1«()9  mit  Zuhilfenahme  eines 
Betrages  von  30.000  fl.,  welchen  die  „erste  österreichische  Sparcassa""  zur 
Feier  ihres  SOjÄhrigen  Bestandes  dieser  HeilanstAlt  gespendet  hatte. 

*••)  Jede  Person  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes,  der  Religion 
und  Zuständigkeit,  sowie  ganze  Gesellschaften  und  Corporationen  können 
dem  Vereine  beitreten  u.  zw.  als  Stifter,  als  ordentliche  oder  als  unter- 
stützende Mitglieder. 

Stifter  sind  jene  Mitglieder,  die  zur  Errichtung  eines  Kranken- 
bettes einen  Betrag  von  2500  fl.  ö.  W.  oder  zur  Gründung  eines  solchen 
einen  Theilbetrag  von  wenigstens  JiOO  fl.  ö.  W.  auf  einmal  oder  in  Raten- 
zahlungen von  wenigstens  50  fl.  ö.  W.  erlegen. 
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Die  Aufnahme  der  krankeu  Kiuder  vom  1.  bis  zum 
Lebensjahre  geschieht  durchaus  unentgeltlich  und  ist 
lier  durch  die  Beibringung  eines  Armuthszeugnisses  bedingt. 
)  Verpflegung  der  Kiuder  im  Alter  vom  4.  bis  zum  12.  Lebens- 
re  erfolgt  auf  Kosten  des  k.  k.  Krankenhauses  Wieden  **•). 
ehe  die  Anmerkung  165  auf  Seite  286.) 

Mehrere  äolclie  Tlieilbeträge  werden  zur  Errichtunt^  eines  Stirtunj^s- 
;es  vereinigt. 

Ordentliche  Mitjflieder  sind  jene,  welche  ein  für  allemal  oder 
'heil betragen  30  fl.  ö.  W.  baar  oder  in  Geldeswerth  erlegen  oder  durch 
ihafte  persönliche  Leistungen  zum  Wohle  des  Institutes  beitragen, 
lieh  jene,  welche  wenigstens  ö  fl.  ö.  W*  jährlich  zum  Institutsfonde 
zahlen. 

unterstützende  Mitglieder  sind  jene,  welche  sich  zu  Beiträgen 
er  "i  fl.  herbeilassen,  dem  Institute  jährlich  eine  Unterstützung  von 
ligstens  i  fl.  ö.  W.  zuführen  oder  endlich  dem  Vereine  andere  Zuflüsse 
schaffen. 

im  Jahre  1872  zählte  der  Verein  9  „Stifter^  u.  z.  ihre  Majestät 
Kaiserin  Carolina  Augusta,  Stifterin  von  t  Betten;  Hermann  Freiherr 
Todesco  (1844);  Paulme  Grätiu  von  Ilardegg,  geh  Gräfin  Choiseul 
lencourt  (l84o);  die  Direction  des  St.  Josef  -  Kinderspitales  mit 
ettstii^ungen  (eine  aus  Verehrung  für  den  Curator:  Grafen  von  Bombelies 
46),  die  zweite  aus  Anhiss  der  glücklichen  Errettung  Sr.  Majestät  des 
bers  (18.j3);  Freiherr  v.  Siua  (18ötj);  die  erste  österreichische  Spar- 
sa  mit  t  ßettstiftungen  (18()4  und  1871);  Dr.  Andreas  Zelinka  (18ü8): 
ele  Gräfin  von  Dzinkowsky  (Theilstiftung  per  1000  fl.)  und  das  Comite 
Balles  der  industriellen  Gesellschaften  (Theilstiftung  1S71  per  1606  fl. 
kr.). 

iS  Personen  waren  durch  Erlag  einer  grösseren  Geldsumme  oder 
Oiöge  hervorragender  persönlicher  Leistungen  „Mitglieder"  des  Vereines, 
llieh  zählte  derselbe  185  ordentUcho  und  Vi  unterstützende  „Mitglieder'^' 
Jahresbeiträgen  von  zusammen  1360  fl.  9ö  ki*.  ö.  W. 

„Stifter*^  und  „ordentliche  Mitglieder*^  haben  das  Recht,  arme  kranke 

der  zur  Aufnahme  zu    empfehlen.  Eine    solche  Empfehlung  ist  .für  den 

nn  unter  der  Voraussetzung  bindend,  dass  die  betrefifenden  Kinder  nach 

Statuten    zur    Aufnahme   geeignt^t    und   die    Fondsmittel    djizu    hin- 

tiend    sind. 

*••)  In  der  Regel  werden  nur  Kinder  zwischen  dem  1.  und  lÄ.  Lebens- 
e  aufgenommen,  Säuglinge  ausnahmsweise  nur  dann,  wenn  sie  von 
r  acutten  Krankheit  befallen  >hu\    und  deren  Mütter  sich  verpflichten. 
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Der  ärztliche  Dienst  wird  von  einem  Primarärzte,  einem 
Primarwundarzte,  einem  Augenärzte,  einem  Zahnarzte,  einem 
Elektrotherapeuten  (sämmtlich  unentgeltlich)  und  zwei  Secundar- 
ärzten  versehen. 

Die  Einnahmen  des  Vereines  bestehen:  in  den  Interej^sen 
des  Vereinsvormögens  (1872:  2.366  fl.  58  kr.  ö.  W.),  in  den 
Interessen  der  Dr.  Biehler'schen  Stiftung  (1872  73  fl.)  *"),  ferner 
iu  den  Jahresbeiträgen  der  Vereinsmitglieder,  in  den  vom  k.  k. 
Krankenhause  Wieden,  *•*)  von  der  u.-ö.  Landesfindelanstalt  und 
von  Privaten  *••)  bezahlten  Verpflegsgebühren  und  in  dem 
Erträgnisse  von  Sammlungen,  Subventionen,  ^'^)  Geschenken, 
Legaten,  Concerten  etc. 

Am  Schlüsse  des  Jahres  1872  besass  der  Verein  ausser  dem 
auf  48.520  fl.  bezifferten  Werthe  des  Spitalgebäudes  und  einem 
Inventarialwerthe  von  8.685  fl.  ein  Vermögen  von  682  fl.  74  kr.  in 
Barem  und  56.694  fl.  95  kr.  in  Spareinlagen  und  Werthpapieren. 

Während  des  Decenniums  1863—1872  wurden  im  St. 
Josef- Kinderspitale  7.356  Kinder  in  der  Anstalt  verpflegt,  46.726 

taglich  dreimal  in  die  Anstalt  zu  kommen,  um  bie  mit  der  Muttermilch  zu 
ernähren.  Bei  starkem  Andränge  kranker  Kinder  haben  jene  mit  acuten 
Krankheiten  den  Vorzug,  ebenso  jene,  deren  Eltern  innerhalb  der  Linien 
Wiens  wohnen. 

*•*)  Mit  dem  St.  Josef-Kinderspitale  ist  auch  das  von  Dr.  Biehle^" 
gestiftete  „Institut  zur  Heranbildung  brauchbarer  Kindergärtnerinnen*''  ver^ 
bunden. 

»•*)  Mit  Deeret  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  87.  August  iSST- 
Z.  37.026,  wurde  dem  St.  Josef-Kinderspitale  die  Bewilligung  ertheilt,  di«^" 
in  das  „Krankenhaus  Wieden"  zur  Aufnahme  gebrachten  Kinder  bis  zui^' 
12.  Lebensjahre,  mit  Ausnahme  der  mit  Blattern,  Syphilis  oder  Kritz^^^ 
Behafteten,  vom  10.  October  1857  angefangen  in  das  St  Josef-Kinder—^ 
spital  gegen  eine  tägliche  Pauschal  Vergütung  in  Pflege  zu  nehmen. 

"")  AV^enn  sich  Piivate  bereit  erklären,  die  Kosten  für  die  Ver--^ 
pflegung  eines  Kindes  zu  bezahlen,  werden  dieselben  mit  60  kr.  per  Tag — " 
und  Kopf  berechnet. 

*•')  Vom  öemeinderathe  der  Stadt  Wien  erhielt  dieses  Krankenhaus 
eine  jährliche  Subvention  u.  zw.  im  Jahre  1860:  300  fl.,  im  Jahre  1861: 
500  fl.,  in  den  Jahren  1862—1876  aber  700  fl.  und  seit  dem  Jahre  1877 
jährlich  800  fl. 
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inder  im  Ambulatorium  behandelt  und  2342  Kinder  geimpft. 
1  Ganzen  wurden  daher  w&hrend  dieses  Zeitraumes  56.424 
inder  in  diesem  Kinderspitale  ärztlich  behandelt.  '**) 

Nach  denJahresberichten  der  Anstalt  wurden  nämlichKinder 

i-n  Jahre     ^^2^}^     trit.l'       tonisch       geimpft     ärztlich  be- 

•1863..  582  15.250  3.911  207  4.700 

1864..  656  14.528  4.929  213  5.798 

1865..  645  15.331  3.956  287  4.888 

1866.  .  724  13.538  4.822  405  5.951 

1867..  792  13  562  4.390  256  5.438 

1868..  696  12.440  4.822  194  5.712 

1869  .  609  11.136  4.661  103  5.373 

1870..  675  13.291  5.050  103  5.828 

1871..  760  15.828  4.961  166  5.887 

1872..  1.217  20.713  5.224  408  6.849 

«l  kduchniul.      736  14.562        4.673        234        5.643 

Von  den  „im  Spitale"  behandelten  Kindern  waren  wohnhaft: 

in  (lenzum Wiener    daher  „im  ganzen 
im  Jahre  in  Wien      Armenrayon  ge-      Wiener  Axmen- 

hörigen    Vororten  rajron" 

1863 464  17  481 

1864 536  24  560 

1865 525  22  547 

1866 617  22  639 

1867 657  24  681 

1868 553  29  582 

1869 501  32  533 

1870 525  49  574 

1871 606  41  647 

1872 978 59 1.037 

rclischniulick 596  32  628 

•••)  Seit  dem  Bestehen  der  Anstalt,  d.  i.  vom  Jahre  184t  bis  Ende 
178  sind  daselbst  15..%S8  Kinder  mit  Verpflegung  im  Spitale,  80.845  Kinder 
.  Ambulatorium  behandelt  und  67!>0  Kinder  geimjift  worden. 
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Während  des  Decenniuras  1863 — 1872  betrugen  in  diesei 
Kinderspitale 

die  AusU^eii  für  die  uc 
die    Qesammtauslagen  entg-eltliche   Verpflt 

kr.        5.503  fl.  36      kr. 


im  Jahn 

!  1863  . . . 

9.244  fl. 

86 

» 

1864  . . . 

9.546  „ 

55 

n 

1865  . . . 

9.958  „ 

94 

n 

1866  . . . 

9.675  „ 

63 

« 

1867  . . . 

9.724  „ 

08 

w 

1868  . . . 

9.301  „ 

72 

» 

1869  . . . 

9.468  „ 

87 

» 

1870  . . . 

10.169  „ 

25 

« 

1871  . . . 

12.125  „ 

50 

n 

1872  . . . 

üittlich  .... 

13.282  „ 

31 

und  darchschi 

10.249  fl. 

77 

6.723 

r> 

15 

6.638 

n 

49 

6.262 

*i 

78 

6.688 

•»» 

88 

6.876 

M 

22 

6.646 

•« 

14 

7.502 

?> 

40 

7.664 

w 

75 

7.043 

95 

46 

ß  9ft9  7« 

„  6.876  M    22      ^ 

w 
n 


kr.        6.754  fl.  96      kr. 
ß.    Das    St.    Anna-Kinderspital 

(im  IX.  Bez.,  Kinderspitalga^ise  Nr.  6). 

Dieses  Spital  war  ursprünglich  als  eiue  Privataustalt  von 
dem  Professur  Dr.  Mauthuer  in  dem  Hause  Nr.  26  am  Sehottcn- 
felde,  einer  der  gewerbereiehsteu,  derzeit  dem  VII.  Gemeinde- 
bezirke (Neubau)  einverleibten  Vorstädte  Wiens,  auf  eigene 
Kosten  errichtet  und  am  26.  August  1837  eröffnet  worden. 

In  demselben  sollt^'u  vorzüglich  kranke  Kinder  mittelloser 
Eltern  unentgeltlich  die  erforderliche  Pflege  und  ärztliche 
Hilfe  (erhalten. 


Im  letzt verliossoueü  Jahre  1878  wurde  7261  Kindern  ärztliche  Hilfe 
erwiesen;  davon  wurden  699  im  Spitale  verpflejjt,  6447  ambulatorisch  be- 
handelt und  115  Kinder  jjeimpft. 

*•*)  Die  „Auslagen  für  die  unentgeltliche  Verpflegung"  wui-deu  in 
der  Weise  ermittelt,  dass  von  den  „(lesammtauslagen"  sowohl  die  von 
„Privaten"  als  von  Seite  des  „k.  k.  Krankenhauses  Wieden"  bezahlten 
Verptlegsgebühren  in  Abzug  gebracht  wurden,  letztere  «aus  dem  Grunde, 
um  Doppelzuildungen  zu  vermeiden,  da  die  Auslagen  für  die  Verpflegung 
jener  Kinder,  welche  auf  Kosten  dieses  k.  k.  Krankenhauses  im  St.  Josef- 


Am  25.  Juli  1842  übergab  Dr.  Maiithuer  das  Institut  einem 
Vereine,  welcher  an  diesem  Tage  ins  Leben  getreten  war,  um 
dasselbe  fortzuführen.  *^°) 

Das  leitende  Comite  des  Spitales  besucht  aus  der 
Präsidentin  und  deren  Stellvertreterin,  dem  Director  der  Anstalt 
und  8  Comit^mitgliedern;  ausserdem  fungiren  zwei  Rechnungs- 
tevidenten,  eine  Verwalterin  und  ein  Rechnungsführer. 

Als  die  Räumlichkeiten  des  alten  Hauses  sich  gegenüber 
der  grossen  Anzahl  von  Hilfesuchenden  als  unzureichend  er- 
wiesen,   wurde   im  August   des  Jahres   1847    zum  Baue    eines 

üeuen  Spitales    geschritten,    welches   im  September   des  Jahres 

1848  eröffnet  wurde. 


^inderspitale  verpflegt   wurden,    bereits  in  den  Ausgabesummen  des  k.  k, 
Krankenhauses  Wieden  ausgewiesen  erscheinen. 

Von  „Privaten"  geleistete  Verpflegskostenersätze  erscheinen  in  den 
^a-bresberichten  dieses  Kinderspitales  in  den  Jahren  1870,  1871  und  1872 
^^  Betrage  von  67  fl.  40  kr.,  287  fl.  50  kr.  und  839  fl.  10  kr.  ö.  W. 
^errechnet. 

"•)  Nach  den  Vereinsstatuten  leistet  jedes  „Mitglied'^  bei  seiner 
Aufnahme  zur  Gründung  eines  Stammcapitales  eine  Einlage  von  wenigstens 
-^ehn  Gulden  C.-M.  (10  fl.  50  kr.  ö.  W.)  in  Barem  und  verpflichtet  sich 
^u  einem  jährlichen  Beitrage  von  5  fl.  C.-M.  (5  fl.  25  kr.  ö.  W.)  in  Barem 
«der  in  brauchbaren  Naturalien  oder  Spit^Usrequisiten.  Durch  einen  Beitrag 
von  50  fl.  C.-M.  (52  fl.  50  kr.  ö.  W.)  ein-  für  allemal  können  die  Mit- 
glieder sich  dieser  jährliehen  Leistung  auch  entheben. 

Im  Jahre  1872  zählte  der  Verein  als  „Stifter"  und  „Gründer"  des 
Vereines:  Se.  Majestät  Kaiser  Ferdinand  I.,  Ihre  Majestät  die  Kaiserin 
Maria  Anna  Carolina  Pia,  Stifterin  von  6  Betten,  dann  der  Capelle  nebst 
der  in  derselben  zu  lesenden  heiligen  Messe  und  einer  Ca])lanei;  Ihre 
Majestät  die  Kaiserin  Carolina  Augusta,  Stifterin  eines  Bettes:  Ihre  k.  k. 
Hoheit  Frau  Erzherzogin  Gisela,  Stifterin  eines  Bettes:  Dr.  Ludwig  Wilh. 
Mauthner  Hitler  von  Mauthstein,  (iründer  der  Anstalt;  Frau  Maria  (irätin 
Sedlnitzky,  geb.  Gräfin  von  Haugwitz,  Stifterin  eines  Bettes  seit  doin  Jahre 
1841:  Frau  Josefa  Kern,  Stifterin  von  4  Betten  seit  dem  Jahre  1842: 
Frau  Fürstin  Louise  von  Schöuburg,  geb.  Fürstin  von  Seliwarzeiiberg, 
Stifterin  eines  Bettes  seit  dem  Jahre  1844:  Frau  Franeisca  Fürstin  von 
Liechtenstein,  geb.  Gräfin  von  Kin&ky,  Stifteriu  eines  Bettes  seit  dem  Jahre 
1844;  Frau  Gräfin  Esterhazy.  geb.  (iräfiii   von  Bezobrasow,  Stifteiin  eines 
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Das  neue  Gebäude  nimmt  einen  Flftchenraum  yoq 
669nKlaftetn  (23*70  Ar)  ein,  besitzt  ausserdem  einen  an  das- 
selbe grenzenden,  für  eine  Erweiterung  bestimmten  Baugrund 
von  540  D  Klaftern  (19*42  Ar),  ist  ringsum  von  Gartenanlagen 
umgeben  und  hat  einen  Belegraum  für  120  Krankenbetten.  "^ 

Die  Aufnahme  in  die  Anstalt  erfolgt  theils  entgelt- 
lich, theils  unentgeltlich.  Die  Entscheidung  aber  die  Than- 


Bettes  seit  dem  Jahre  4844;  Carl  Emanuel  Ritter  von  Liebenberg,  Stift« 
eines  Bettes  seit  dem  Jahre  1846;  Frau  Carolina  Löwenthal,  geb.  Kann  Edle 
YonAlbest,  Stifterin  eines  Bettes  seit  1853;  eine  ungenannte  Dame,  Bett- 
stifterin  seit  dem  Jahre  1853  durch  Se.  Eminenz  Yiale  Prela;  Salomon 
Freiherr  v.  Rothschild,  Stifter  eines  Bettes  seit  dem  Jahre  1853;  Fm 
Elise  Ilerz,  geb.  Edle  von  Lämmel,  Stifterin  von  t  Betten  seit  dem  Jahre 
4854;  Ritter  Ton  Löwenthal  und  Simon  Freiherr  von  Sina,  Stifter  eines 
Bettes  seit  dem  Jahre  1856;  Josef  Constantin,  Stifter  eines  Bettes  seit  dem 
Jahre  4857;  Frau  Josefine  QtMtl  Falkenhayn-Paar,  Stifterin  eines  Bettes 
seit  dem  Jahre  1868;  Louis  Ritter  von  Marx  und  dessen  Qemaiin,  Stifter 
eines  Bettes  seit  dem  Jahre  1870. 

Zur  Verpflegung  der  Kinder  „israelitischer  Religion"  werden  die 
Interessen  der  Bettstiftungen  verwendet,  welche  Frau  Babette  v.  Herz,  geb. 
Edle  von  Lämmel  im  Jahre  1856  dieser  Anstalt  gewidmet  hat. 

Weitere  „Bettstift ungen"  an  dieser  Anstalt  bestehen  von  Frau  Louise 
Fürstin  v.  Sehönburg,  geb.  Fürstin  Schwarzenberg,  Frau  Francisca  Fürstin 
von  Liechtenstein,  geb.  Gräfin  v.  Kinsky  mit  dem  Interessenbetrage  von  je 
457  fl.  50  kr.;  von  Frau  Helene  Gräfin  von  Esterhazy,  geb.  Gräfin  von 
Bezobrasow  mit  dem  Interessenbetrage  von  155  fl.  50  kr.  und  von  J.  M. 
Löwenthal  Ritter  von  Binau  mit  dem  Interessenbetrage  von  157  fl.  50  kr. 

Weiters  gehörten  dem  Vereine  18  Mitglieder  an,  welche  durch  Erlag 
eines  Capital s  den  Jahresbeitrag  für  immerwährende  Zeiten  in  vorhinein 
entrichtet  oder  durch  wohlthätige  Leistungen  sich  um  die  Anstalt  besonders 
vordient  gemacht  haben,  und  188  ordentliche  Mitglieder  mit  einem  Jahres- 
beiträge von  zusammen  1484  fl.  30  kr.  ö.  W. 

"*)  Vom  Jahre  1851  bis  1864  war  mit  diesem  Kinderspitale  9>^^ 
ein  kleines  „Sommerspital  in  Baden"  bei  Wien  mit  einem  Belegraume  von 
12  Betten  verbunden. 

In  dasselbe  wurden  arme,  scrophulöso  Kinder  im  Alter  von  J  bis  6 
Jahren  aufgenommen,  unentgeltlich  verpflegt  und  erhielten  daselbst  »o^ 
(Hp  Mineralbäder  gratis.  (Siehe  das  auf  Seite  196  bei  Besprechung  des 
..Spitales  für  scrophulöse  Kinder  bei  Baden*'  Angeführte.) 
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lichkeit  der  Aufnahme  nach  Beschaffenheit  der  Krankheit  bleibt 
dem  Ermessen  des  dirigirenden  Arztes  anheimgestellt.  An  eine 
fortdaaemde  Behandlung  und  Verpflegung  eines  bestimmten  Kindes 
isl  die  Anstalt  nicht  gebunden;  jede  innerhalb  der  Orenze  der 
Wohlthätigkdt  an  dieselbe  gestellte  Anforderung  kann  nur  bitt- 
weise geschehen. 

Jedes  kranke  Kind  armer  Eltern  ohne  Unterschied 
kann,  wenn  es  ärztlicher  Hilfe  bedarf,  die  Wohlthat  der  Anstalt 
in  Anspruch  nehmen.  Die  Armuth  soll  jedoch  erwiesen,  das 
Kind  nicht  jünger  als  14  Tage  und  nicht  &lter  als  12  Jahre 
sein.  In  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  können  auch  Säug- 
linge sammt  der  Mutter  aufgenommen  werden,  wenn  sie  hUfs- 
bedürftig  sind. 

Kranke  Kinder  bemittelter  Eltern  finden  gegen  eine  ange- 
messene Vergütung  in  einer  eigenen  Abtheilung  Auihahme. 

Arme  externe  Kranke  erhalten  die  Arzneien  und  ärzt- 
lichen Besuche  gratis.  *'•) 

Den  von  den  Stiftern  und  Vereinsmitgliedem  empfoh- 
lenen kranken  Kindern  soll  bei  der  Auihahme  nach  Möglichkeit 
der  Vorzug  gegeben  und  ihnen  in  eintretenden  Fällen  die  ärzt- 
liche Hilfe  auch  ausser  dem  Spitale  zu  Theil  werden. 

Den  ärztlichen  Dienst  in  diesem  Spitale  versehen  gegen- 
wärtig (1878)  der  Director  der  Anstalt  im  Vereine  mit  5  ordi- 
oirenden  Aerzten  (sämmtlich  unentgeltlich),  dann  3  Secundar- 
*rrte  und  1  Aspirant.  Für  die  mit  Ministerialerlass  vom 
24.  October  1849  in  diesem  Spitale  errichtete,  mit  2500  Gulden 
dütirte    „Kinderklinik"    ist   ein   Professor   und    ein     Assistent 


Die  jährlichen  Einnahmen  der  Anstalt  bestehen  in  den 


"•)  Mit  Stattbalterei-Erlass  vom  29.  Jänner  i8ö3,  Z.  1412  wurde  der 
Direction  des  St  Anna  -  Kindorspitales  gegen  den  Antrag  des  Magistrates 
^e  Bewilligung  ertheilt,  den  ambulanten  kranken  Kindern,  welche  sich  mit 
l^farrämtlichen  Anweisungen  versehen,  auf  Rechnung  des  öffentlichen  „Armen- 
fondes"  Arzneien  verschreiben  zu  dürfen. 

19* 
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Jahresbeiträgen  der  Vereinsmitglieder,  den  Interessen  von  Staats- 
und Privatpapieren,  der  aus  Staatsmitteln  zu  leistenden  Entschä- 
digung fär  die  Klinik,  den  vom  k.  k.  allgemeinen  Kranken- 
hause, von  der  k.  k.  Findelanstalt,  vom  k.  k.  Blindeninstitate, 
vom  Wiener  Magistrate  und  von  anderen  Parteien  gezahlten 
Yerpflegsgebühren,  in  dem  Pachtzinse  fär  die  dem  Vereine 
gehörigen  Grundstücke  und  in  Spenden**')  sowohl  in  Geld, 
als  in  Naturalien,  Einrichtungsstücken,  Weihnachtsgesehenken  etc., 
wozu  die  Interessen  der  Stiftungscapitalien  kommen. 

Mit  Ende  des  Jahres  1872  besass  der  Verein  ausser  dem 
Spitalsgebäude  im  angenommenen  Werthe  von  75.000  fl.,  dem 
Mobilar  und  dem  anderen  Inventare  per  9800  fl.  ein  Vermögen 
von  1943  fl.  34  kr.  als  Cassarest  und  von  143.431  fl.  in 
Staatspapieren  und  Privatschuldscheinen. 

In  dieser  Anstalt  wurden  während  des  Decennioms  1863— 
1872  arme  kranke  Kinder 


im  Jahre 

verpflegt 

durch    Ver- 
pflegstage 

ambulat«  - 
risch  be- 
handelt 

geimpft 

im  Ganiea 

ärztUch 

behandelt 

1863 

1.046 

29.332 

5.503 

74 

6.623 

1864 

1.126 

27.705 

7.054 

122 

8.180 

1865 

1.161 

26.632 

8.096 

150 

9.407 

1866 

1.220 

26.864 

8.559 

147 

9.926 

1867 

1.163 

26.960 

7.703 

138 

9.004 

•1868 

1.104 

24.342 

8.994 

140 

10.238 

1869 

1.024 

22.197 

7.096 

83 

8.203 

1870 

1.006 

22.846 

8.202 

116 

9.324r 

1871 

1.033 

21.535 

8.322 

133 

9.488 

1872 

1.211 

22.582 

9.502 

163 

10.876 

in  Durchschnitte 

jährlich .  . .  . 

.   1.109 

25.099 

7.903 

127 

9.127 

*^")  Voui  Gemeinderathe  der  Stadt  Wien  erhielt  dieses  Spital  in  de  ^ 
Jahren  1859  und  1860  eine  jahrliche  Subvention  von  500  fl.,  seit  1861  abr^ 
eine  solche  von  800  fl. 
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Vondottin   den  cinzelnon   Jahren  1863—1871*'*)   ver- 
pfl^n  Kindern  waren  zugeschickt: 

im  Jahre  1863  1864  1865  1866  1867  1868  1869  1876  1871  dirckichi. 
rom  k.  k.  aUg.  Kranken- 
kause 457  554  662  620  758  783  649  581  734    644 

ron  der  k.  k.  Findelanstalt  tiS  25i  223  208  128  190  143  143    80    175 
rom  k.  k.  Blinden- Ersie- 

-       4      3      5 

4      5      9      4 


2 
4 


4 

6 


4 

5 


14 

23 


10 
31 


5 

10 


1    —      3    -.    —    —    -.    — 


0-4 


0-3 


kangsinstitute 

rom  Wiener  Bfagistrate . . 

ron  der  Congregation  der 
Töchter  d.  göttl.  Erlösers 

Ton  der  Congregation  vom 
armen  Kinde  Jesu 

Unentgeltlich     wurden 
verpflegt 357  296  251  361  248 

DieVerpflegsgebflhren  wur- 
den gezahlt  mr 14    16    16    16    20 

Von  den  ärztlich  behandelten  Kindern  waren  wohnhaft: 

in  den  zum  Wiener    mithin  im  Umfange 


89  192  208  140    238 


32    31    35    38      24 


im  Jahre 

in  ' 

Spitals - 
kranke 

Wien 

Ambu- 
lante 

Armenrayon    ge- 
hörigen   Vororten 

Spitals-     Ambu- 
kranke       lante 

des  ganzen  Wiener 
Armenravons 

Spitals-     Ambu- 
luanke       lante 

1863 

591 

2.469 

172 

1.482 

763 

3.951 

1864 

638 

3.104 

228 

2.061 

866 

5.165 

1865 

713 

3.758 

260 

2.379 

973 

6.137 

1866 

729 

4.458 

224 

2.023 

953 

6.481 

1867 

646 

3.947 

278 

1.992 

924 

5.939 

1868 

640 

4.216 

231 

2.630 

871 

6.846 

1869 

566 

3.274 

221 

2.194 

787 

5.468 

1870 

573 

3.677 

208 

2.472 

781 

6.149 

1871 

488 

3.419 

298 

2.970 

786 

6.389 

1872  *") 

478 

3.708 

391 

3.506 

869 

7.214 

inlndigjulicb  . . 

..  606 

3.603 

251 

2.371 

857 

5.974 

"•)  In  dem  Jahresberichte  pro  1872  erschienen  nicht  mehr  die 
behandelten^,  sondern  blus  die  „aufgenommenen^  Kinder  ausgewiesen, 
iiher  die  Zahlen  derselben,  da  sie  zur  Vergleichung  ungeeignet  sind,  hier 
cht  mehr  eingestellt  wurden. 

"*)  Seit  1837,  dem  Gründungsjahre  der  Anstalt,  bis  Ende  1872 
urden  in  diesem  Kinderspitale  im  Ganzen  28.866  Kinder  im  Spitale  ver- 
legt und  172.381  Kinder  ambulatorisch  behandelt. 

Im  letztverflossenem  Jnhre  1878  betrug  diu  Zahl  der  ärztlich  be- 
mdelten  Kinder  13.693;  hie  von  wurden  1081  in  der  Anstalt  verpflegt, 
1.037  ambulatorisch  behandelt  und  7ö  geimpft. 
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der  gebührende  Eiofluss  auf  die  Verwaltung  der  Anstalt  statnten- 
massig  werde  gewahrt  werden. 

Die  fflr  diesen  Verein  entworfenen  Statuten,  welche  von 
dem  hiezu  bestellten  Comitä  ausgearbeitet  worden  waren,  wurden 
von  der  Direction  der  Sparcasse  gutgeheissen  und  von  der  Statt- 
halterei  mit  Erlass  vom  8.  April  1870,  Z.  9843  genehmigt 

Nach  denselben  können  dem  Vereine  Jedermann  ohne 
Unterschied  des  Oeschlechtes  und  der  Religion,  sowie  aoch 
Gesellschaften  und  Corporationen  beitreten,  u.  zw.  a)  als  Stifter, 
b)  als  Oründer,  c)  als  ordentliche  Mitglieder  und  d)  als  unter- 
stützende Mitglieder.  **") 

Die  erste  Generalversammlung  des  Vereines  fand  am 
13.  Mai  1871,  die  Schlusssteinlegung  des  Gebäudes  am  31.  Oc- 
tober  1872  statt 

Die  Anstalt  selbst  wurde  am  16.  Jänner  1873  eröffnet; 
dieselbe  hat  einen  Belegraum  ftlr  90  Kinder  und  für  das 
nöthige  Personale.  Auf  jedes  Krankenbett  entfallen  bei  12  Schah 
(3*79  m.)  Zimmerhöhe  und  über  800  Kubikfuss  (2b't%  Km.) 
Luftraum.  In  je  einem  Zimmer,  mit  Ausnahme  der  kleineren 
Beobachtungszimmer,  befinden  sich  6 — 8  Betten. 

In  das  Spital  werden  aufgenommen: 

1.  arme   kranke   Kinder    beiderlei  Geschlechtes,  ohne 


"')  Stifter  sind  jene,  die  entweder  zum  Baue  des  Spitales  einen 
Botrag  von  mindestens  iOOO  fl.  oder  zur  Errichtung  und  Erhaltung  eines 
Bettes  den  Betrag  von  2500  fl.  ö.  W.  auf  einmal  oder  in  Raten  im  Ver- 
laufe von  längstens  zwei  Jahren  erlogen. 

Als  Gründer  werden  jene  bezeichnet,  die  mindestens  iOO  fl.  ^^ 
500  fl.  ö.  W.  auf  einmal  oder  in  jährlichen  Raten  zu  erlegen  sich  ver- 
pflichten. 

Ordentliche  Mitglieder  sind  diejenigen,  welche  wenigstens  50  fl- 
ö.  W.  baar  oder  in  Geldeswerth  erlegen  oder  einen  jährlichen  Beitrag  von 
wenigstens  5  fl.  ö.  W.  leisten,  letztere  jedoch  nur  insolange,  als  sie  den 
Jahresbeitrag  leisten. 

Unterstützende  Mitglieder  endlich  sind  jene,  die  geringer« 
Beiträge  leisten  als  die  ordentlichen  Mitglieder,  oder  aber  die  humanen 
Zwecke  des  Vereines  in  irgend  einer  Weise  fördern. 


Unterschied  der  Religion  und  des  Standes  der  Eltern,  sowie 
Findlinge  Yom  vollendeten  ersten  bis  einschliesslich  zwölften 
Lebensjahre.  Die  Kosten  der  ärztlichen  Behandlung  und 
Verpflegung  der  Kinder  vom  1.  bis  4.  Lebensjahre 
bestreitet  der  Verein;  über  4  Jahre  alte  Kinder  werden  auf 
Rechnung  der  k.  k.  Krankenanstalt  „Rudolfstiftung'*  verpflegt 
und  es  betragen  ^e  für  die  Verpflegung  zu  verrechnenden  Kosten 
45  kr.  per  Kopf  und  Tag.  *'•) 

2.  aus  anderen  Anstalten  zugewiesene  Kinder  vom  1.  bis 
12.  Lebensjahre  gegen  einen  vertragsmftssigen  Beitrag. 

3.  Aus  Humanitätsrücksichten  können  bei  freiem  Beleg- 
raome  auch  ausnahmsweise  Kinder  bemittelter  Eltern  gegen 
entsprechendes  Entgelt  —  gegenwärtig  (1878)  70  kr.  per  Tag  — 
aufgenommen  werden. 

Kinder  innerhalb  des  ersten  Lebensjahres  werden  nur 
aosnahmsweise,  in  besonders  berücksichtigungswerthen  Fällen 
aufgenommen. 

In  das  Spital  können  auch  kranke  Kinder  zur  ambula- 
torischen, unentgeltlichen  ärztlichen  Behandlung  gebracht 
werden;  eine  unentgeltliche  Verabfolgung  der  Arzneien 
findet  aber  nur  an  erwiesen  arme  Kinder  statt. 

Die  Kosten  für  die  Erhaltung  des  Spitales  werden 
bestritten  aus  den  Interessen  des  Vereinsvermögens,  aus  dem 
Erträgnisse  von  Wohlthätigkeitsvorstellungen,  Legaten,  Subven- 
tionen, **•)  Spenden  etc.,  aus  den  Beiträgen  der  Gründer,  der 
ordentlichen  und  unterstützenden  Mitglieder  und  aus  dem  Ersätze 


"")  Mit  Erlass  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  J8.  Juni  1873, 
2.  16.308  wurde  dem  Spitalo  gestattet,  vom  1.  Juli  1873  angefangen 
Kinder  im  Alter  von  4  bis  it  Jahren  für  Ueelinung  der  k.  k.  Kranken- 
anstalt „Rudolfötiftung"  unter  den  für  die  öffentlichen  Krankenanstalten 
^tigen  Normen  aufzunehmen. 

"•)  Vom  Gemeinderathc  der  Stadt  Wien  erhält  dieses  Spital  seit 
5>einem  Bestehen  eine  jährliche  Subvention  von  800  fl.  ö.  W. :  vom  n.-ö. 
^andesausschusse  eine  solche  von  jährlich  300  fl.  ö.  W. 


Grenzen  der  jeweilig  vom  Verwaltungscomitö  nach  den  vorhan- 
denen Mitteln  bestimmten  Belegziffer.  *") 

Die  ärztliche  Behandlung  und  Verpflegung  ist 
unentgeltlich,  wenn  die  Eltern  ihre  Mittellosigkeit  erweisen. 

Für  die  Verpflegung  jener  Kinder,  welche  „bemittelte" 
Eltern  dem  Spitale  zur  Pflege  übergeben,  wird  ein  vom  Ver- 
waltungscomite  von  Jahr  zu  Jahr  festzustellender  „Verpflegs- 
beitrag"  für  je  14  Tage  vorhinein  eingehoben  und  findet  bei 
Entlassung  des  Kindes  diesfalls  Abrechnung  statt.  ***) 

Die  Administration  des  Spitalfondes,  wie  des  Spitales 
selbst  erfolgt  durch  ein  Comite  von  sieben  Personen. 

Der  jeweilige  Vorsteher  des  III.  Gemeindebezirkes  ist  stän- 
diger Obmaun  desselben ;  ein  männliches  grossjähriges  Mitglied 
der  Familie  Mauthner-Markhof  und  der  jeweilige  Primararzt 
sind  ständige  Mitglieder  dieses  Comites;  die  übrigen  Mitglieder 
werden  vom  Ausschusse  des  Gemeiudebezirkes  Landstrasse  aus 
den  Bewohnern  dieses  Bezirkes  auf  drei  Jahre  gewählt.  Eine  Neu- 
wahl dieser  Mitglieder  erfolgt  stets  unmittelbar  nach  Consti- 
tuirung  einer  neu  gewählten  Bezirks  Vertretung. 

Das  Verwaltungscomite  wählt  aus  seiner  Mitte  ein  Mitglied, 
welches  insbesondere  die  Oekonomie  des  Spitales  zu  leiten  hat, 
als  Ilausökonom  und  bestellt  den  dirigirenden  Primararzt.  *") 

'*•)  Kinder,  welche  an  den  echten  „Blattern"  erkrankt  sind,  werden 
in  das  Sj»ital  nicht  aufgenommen.  Als  „Autnahmsdocumont"  genügt  bei  un- 
ehelichen Kindern  der  Geburtsschein  der  Mutter,  bei  ehelichen  der  Trauungs- 
schein der  Eltern.  Zum  Nachweise  der  „Zahlungsunfähigkeit"  ist  ein  Zeug- 
uiss  erforderlich,  welches  vom  Hausherrn  oder  Hausinspeetor  der  betreffenden 
Partei  ausgestellt  und  vom  Armen vater  (Armenrathe)  oder  dem  Gemeinde- 
amte bestätigt  ist. 

***)  Im  Jahre  1877  w^ar  dieser  Verpflegsbeitrag  mit  i  fl.  ö.  W. 
festgesetzt. 

*«*)  In  dem  Zeiträume  vom  20.  September  187ö  bis  31.  December  1878 
erstreckte  ^ich  die  Thätigkeit  dieses  Spitales  auf  10.802  Individuen,  von 
welchen  i[ii  in  der  Anstalt  verpilegt,  9427  im  Ambulatorium  behandelt 
und  2*>l  g«'impft  wurden. 

Dur  Vermoirensstand  war  zu  Ende  des  letztverflossenen  Jahres  1878: 
110.000    ti.   iu  Jiealitaten  und  Invuntar  und  98.300  tl.  in  Werthpapieren. 
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b)  Das  Spital  der  barmherzigen  Brüder 

(im  II.  Bezirke,  Taborstrasse  Nr.  16). 

Der  Orden  der  bannherzigen  Brüder  wurde  im  Jahre  1534 
von  Johann  von  Gott  gestiftet.  Die  Ordensglieder  leben  nach 
der  Regel  des  heiligen  Augustin  und  nach  eigenen  Ordens- 
satzungen. *'•)  Sämmtliche  Communitaten  der  barmherzigen 
Brüder,  deren  jede  einem  „Prior**  untersteht,  bilden  eine  Ordens- 
provinz,  *'^)  deren  Vorsteher  „Provinzial"  genannt  wird. 

Zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  lernte  Fürst  Carl  Eusebius 
von  Liechtenstein  das  Wirken  dieses  Ordens  in  Rom  kennen, 
nahm  zwei  Ordensbrüder  mit  nach  Oesterreich  und  erbaute  im 
Jahre  1605  zu  Feldsberg  ein  eigenes  Kloster,  welches  er  zur 
Aufnahme  von  Kranken  einrichten  und  mit  allem  Erforderlichen 
ausstatten  liess. 

Im  Jahre  1614  wurden  die  barmherzigen  Brüder  von 
Kaiser  Mathias  in  Wien  aufgenommen  und  für  dieselben 
behufs  Errichtung  eines  „Spitales"  ein  Haus  im  unteren  Werd 
angekauft,  welches  am  11.  September  1615  auf  die  Zeit  der 
Existenz  dieses  Ordens  von  allen  Abgaben  und  Steuern  befreit 
wurde.  \ 

Unter  Kaiser  Ferdinand  II.  wurde  dieses  Haus  zufolge 
des  Stiftbriefes    vom    21.  September  1624    durch  Hinzustiftung 

***)  Die  zum  Novieiate  sich  Meldenden  dürfen  bei  ihrem  Eintritte 
nicht  unter  18  und  nicht  über  34  Jahre  alt  sein.  Nach  bestandenem  Novieiate 
werden  dieselben  durch  geheime  Abstimmunjj:  der  Ordonsglieder  zum  „Ordens- 
gliede^*  gewählt  und  zur  Ablegung  der  Gelübde  zugelassen.  (Knolz  „Dar- 
stellung der  Humanitäts-  und  Heilanstalten  im  Erzherzogthume  unter  der 
Enns^  Wien  1840.) 

"^  In  der  deutsch-österreichischen  „Ordensprovinz  der  barmherzigen 
Brüder"  befinden  sich  folgende  Hospitäler: 

zu  Wien  (das  Krankenhaus  in  dor  Leopoldstadt  und  das  früher  auf 
der  Landstrasse,  jetzt  in  Hütteldorf  befindliche  Koconvalescentenhaus); 
zu  Feldsberg  in  Nieder-Oosterreich :  zu  Linz  in  Obcr-Ocsterreich:  zu  Prag, 
Neustadt  a.  d.  Mettau  und  Kukus  in  Böhmen:  zu  Brunn,  Prossnitz,  Letto- 
witz  und  Wisowitz  in  Mähren:  zu  Teschen  in  Schlesien:  zu  Krakau  und 
Zebrzydowicc  in  Galizien:  zu  Graz  in  Stiiermark  und  zu  (Jörz  im 
Küstenlande. 
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Grenzen  der  jeweilig  vom  Verwaltungscomitä  nach  den  vorhan- 
denen Mitteln  bestimmten  Belegziffer.  ^") 

Die  ärztliche  Behandlung  und  Verpflegung  ist 
unentgeltlich,  wenn  die  Eltern  ihre  Mittellosigkeit  erweisen. 

Für  die  Verpflegung  jener  Kinder,  welche  Mhemittelte' 
Eltern  dem  Spitale  zur  Pflege  übergeben,  wird  ein  vom  Ver- 
waltungscomitä  •  von  Jahr  zu  Jahr  festzustellender  «Verpflegs- 
beitrag^  für  je  14  Tage  vorhinein  eingehoben  und  ^findet  bd 
Entlassung  des  Kindes  diesfalls  Abrechnung  statt.  ^^) 

Die  Administration  des  Spitalfondes,  wie  des  Spitales 
selbst  erfolgt  durch  ein  Comitä  von  sieben  Personen. 

Der  jeweilige  Vorsteher  des  III.  Oemeindebezirkes  ist  stän- 
diger Obmann  desselben;  ein  männliches  grossjähriges  Mitglied 
der  Familie  Mauthner-Markhof  und  der  jeweilige  Primararat 
sind  ständige  Mitglieder  dieses  Comit^;  die  übrigen  Mitglieder 
werden  vom  Ausschusse  des  Gemeindebezirkes  Landstrasse  aus 
den  Bewohnern  dieses  Bezirkes  auf  drei  Jahre  gewählt.  Eine  Neu- 
wahl dieser  Mitglieder  erfolgt  stets  unmittelbar  nach  Consti- 
tuirung  einer  neu  gewählten  Bezirksvertretung. 

Das  Verwaltuogscomitö  wählt  aAis  seiner  Mitte  ein  Mitglied, 
welches  insbesondere  die  Oekonomie  des  Spitales  zu  leiten  hat, 
als  Hausökonom  und  bestellt  den  dirigirenden  Primararzt.  ***) 

*•■)  Kinder,  welche  an  den  echten  „Blattern"  erkrankt  sind,  werden 
in  das  Spital  nicht  aufgenommen.  Als  „Aufnahmsdocument"  genügt  bei  un- 
ehelichen Kindern  der  Geburtsschein  der  Mutter,  bei  ehelichen  der  Trauungs- 
schein der  £ltern.  Zum  Nachweise  der  „Zahlungsunfähigkeit"  ist  ein  Zeng- 
niss  erforderlich,  welches  vom  Hausherrn  oder  Hausinspector  der  betreffenden 
Partei  ausgestellt  und  vom  Armenvater  (Armenrathe)  oder  dem  Gemeinde- 
amte bestätigt  ist. 

*•*)  Im  Jahre  1877  war  dieser  Verpflegsbeitrag  mit  1  fl.  ö.  W. 
festgesetzt. 

*•*)  In  dem  Zeiträume  vom  20.  September  1875  bis  31.  December  1878 
erstreckte  sich  die  Thätigkeit  dieses  Spitales  auf  10.802  Individuen,  von 
welchen  1124  in  der  Anstalt  verpflegt^  9427  im  Ambulatorium  behandelt 
und  251  geimpft  wurden. 

D«r  Vermögensstand  war  zu  Endo  des  letztverflossenen  Jahres  1878: 
110.000  fl.  in  Realitäten  und  Inventar  und  98.300  fl.  in  Werthpapieren. 
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Zur   Besorgung   des    ärztlichen    Dienstes    für    interne 

Knmkheiten   ist   ein    eigener  Ordinarius  bestellt,    welcher   kein 

Geistlicher  ist.    Mit  Ausnahme  der  ärztlichen  Thätigkeit  dieses 

Ordinarius  und  der  Verrichtungen,  welche  die  für  Hausknechts- 

dienste  aufgenommenen  Leute  zu  besorgen  haben,    werden  alle 

in   der  Anstalt   erforderlichen  Dienstleistungen    (mit  Einschluss 

jener  der  Aerzte,  Wundärzte,***)  Apotheker  und  Krankenwärter) 

von  den  Conventsmitgliedern  versehen. 

Die  Mittel  zur  Bestreitung  der  für  die  Anstalt  erforder- 
lichen Auslagen  werden  theils  aus  den  Interessen  des  gestifteten 
Vermögens,  theils  durch  Almosensararaeln,  diu*ch  milde  Gaben, 
durch  die  Einnahmen  aus  der  Klosterapotheke,  Verpflegskosten- 
pauschalien  für  Innungsmitglieder  und  durch  die  Erträgnisse 
der  dem  Convente  gehörigen  Realitäten  aufgebracht.  — 

Die  folgende  Zusammenstellung  gibt  eine  Uebersicht  über 
die  in  dem  Krankenhause  der  „barmherzigen  Brüder"  in  der 
Leopoldstadt  während  der  Jahre  1863—1872  unentgeltlich 
verpflegten  Personen,***)  die  Zahl  der  Verpflegstage,  die  Aus- 
lagen für  das  Spital  überhaupt  und  den  Aufwand  für  die 
unentgeltliche  A^erpflegnng. 


*••)  Die  als  „Chirurgen"  approbirten  bariuherziLron  Ordensbrüder 
sind  nach  ihrem  Austritte  aus  dem  Orden  im  \\eltliehen  Stande  nicht 
berechtigt,  die  chirurgische  Praxis  auszuüben,  daher  bei  dem  Austritte 
eines  jeden  derlei  Bruders  aus  dem  Orden  sein  I)ii>lom  durch  die  betreft'endc 
Behörde  an  die  Körperschaft,  welche  es  ausgefeiligt  hat,  zurückzustellen 
ist.  (Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  und  jenes  für  Cultus  und 
öffentlichen  Unterricht  vom  2.  Mai  1856,  R.-G.-Bl.,  Nr.  7i.) 

*•*)  In  den  sfimmtliehen  auf  Seite  301  an.u:<*führten  Hospitälern  der 
deutsch-österreichischen  Ordensprovinz  wurden  v<'rptlogt: 


im  Jahre  1863....   15.179  Personen 
-       1864. . . .   15.675 


r> 


1865....  16.147 
1866....  16.934 
„   1867....  16.947 


11 


11 


im  Jahre  1868....    17.587  Personen 
.,       1869.  ...    16.402 


11 


1JS70..  ..    16.388 

1871.  .    .    16.160 

1872.  .  ..    16.203 


Und  daher  im  Durch^ehnitte  jälirlich 16.362  IN'r.sonen. 

Im   Jahre    1878    betrug   ilie    Anzahl   «irr    V('rpf]i\u^t»*ii    1  >.717,  w<»vou 
4.402  auf  das  Ordensspital  in  drr  L(M»p«»l(i>tadt  «iiitall«'!!. 
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y 


eines  Orundes  und  Gartens  vergrössert  nnd  den  Brüdern  ge- 
stattet, sowohl  in  Wien  als  auch  in  den  Erbkönigreichen  und 
Ländern  milde  Beiträge  zu  sammeln. 

Der  Orundstein  zu  dem  heutigen  Spitale  wurde  im  Jalire 
1676  gelegt;  das  alte  Hospital,  welches  zu  enge  geworden 
war,  ist  zur  Apotheke  verwendet  worden. 

Dieses  Ordensspital  hat  die  Bestimmung,  dürftige  m&nü- 
liche  Kranke,  ohne  Rücksicht  auf  Confession  und  Nationalität, 
Stand  und  Heimat  aufzunehmen  und  denselben  unentgeltlieh 
die  ärztliche  Hilfe  angedeihen  zu  lassen. '") 

Im  Erankensaale  ist  Raum  für  106  Betten;  es  sind  aber 
in  der  Anstalt  noch  mehrere  kleinere  zur  Krankenpflege  geeignete 
Localitäten  vorhanden,  so  dass  dieselbe  im  Oanzen  einen  Beleg- 
räum  für  226  Krankenbetten  hat  Die  früher  in  der  Anstalt 
befindliche  eigene  „Irrenanstalt^  wurde  im  Jahre  1866  aufge- 
lassen. Die  Anstalt  besitzt  ihre  eigene  Apotheke,  ^**)  eine 
Badeanstalt  und  einen  Garten  zur  Erholung  für  die  Recon- 
valescenten. 

Früher  wurden  dieselben  in  das  Reconvalescentenhaas 
auf  der  Landstrasse  gebracht,  welches  im  Jahre  1756  von  Maria 
Theresia  Herzogin  von  Savoyen  und  Piemont  gestiftet  und 
erbaut  worden  ist.  Dieses  Reco nvalescentenhaus,  welches  2  S&Ie 
mit  30  Betten  und  2  Gärten  hatte,  wurde  im  Jahre  1875  verkauft 
und  dafür  das  jetzige  Reeonvalescentenhaus  in  Hütteldorf  mit 
einem  Belegraume  für  40  Betten  angekauft. 


"*)  Schon  in  einer  im  Jahre  1814  erschienenen  „Geschichte  des 
Klosters  der  bannherzigen  Brüder  in  Wien"  wurde  hervorgehoben,  daßS 
daselbst  zum  Dienste  der  Kranken  immer  73  Brüder  und  120  Betton  bereit- 
stehen, und  dass  jährlich  bis  2000  Kranke  mit  Heilmitteln  und  Kost  von 
den  Brüdern  unentgeltlich  versorgt  werden. 

'*")  Die  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Ärztliche  Praxis  und  die 
Apotheken  der  barmherzigen  Brüder,  dann  die  näheren  Modalitäten  über 
din  Kranken  Verpflegung,  das  Personale  etc.  siehe  bei  Andreas  Haidinger- 
„Das  Wühlthätige  und  geuieinnützigo  Wien,"  Wien  1844. 
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Zur  BesorguDg  des  ärztlichen  Dienstes  für  interne 
heiten  ist  ein  eigener  Ordinarius  bestellt,  welcher  kein 
eher  ist.  Mit  Ausnahme  der  ärztlichen  Thätigkeit  dieses 
irius  und  der  Verrichtungen,  welche  die  für  Hausknechts- 
B  aufgenommenen  Leute  zu  besorgen  haben,  werden  alle 
r  Anstalt  erforderlichen  Dienstleistungen  (mit  Einschluss 
der  Aerzte,  Wundärzte,  *••)  Apotheker  und  Krankenwärter) 
en  Conventsmitgliedem  versehen. 

Die  Mittel  zur  Bestreitung  der  flbr  die  Anstalt  erforder- 
Auslagen  werden  theils  aus  den  Interessen  des  gestifteten 
gens,  theils  durch  Almosensammeln,  durch  milde  Oaben, 
die  Einnahmen  aus  der  Klosterapotheke,  Yerpflegskosten- 
lalien  füi  Innungsmitglieder  und  durch  die  Erträgnisse 
m  Convente  gehörigen  Realitäten  aufgebracht.  — 
[)ie  folgende  Zusammenstellung  gibt  eine  Uebersicht  Aber 
1  dem  Krankenhause  der  „barmherzigen  Brüder^  in  der 
Idstadt  während  der  Jahre  1863—1872  unentgeltlich 
gten  Personen,  *•*)  die  Zahl  der  Verpflegstage,  die  Aus- 
fur  das  Spital  überhaupt  und  den  Aufwand  für  die 
geltliche  Verpflegung. 


•**)  Die  als  „Chirurgen"  approbirten  "barmherzigen  Ordensbrüder 
ich  ihrem  Austritte  aus  dem  Orden  im  weltlichen  Stande  nicht 
igt,  die  chirurgische  Praxis  auszuüben,  daher  bei  dem  Austritte 
den  derlei  Bruders  aus  dem  Orden  sein  Diplom  durch  die  betreffende 
3  an  die  Körperschaft,  welche  es  ausgefertigt  hat,  zurückzustellen 
rlass  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  und  jenes  für  Cultus  und 
;hen  Unterricht  vom  2.  Mai  4856,  R.-G.-B1.,  Nr.  71.) 
'•*)  In  den  sämmtliehen  auf  Seite  301  angeführten  Hospitälern  der 
-österreichischen  Ordensprovinz  wurden  verpflegt: 

im  Jahre  1868 17.587  Personen 

„      1869....   16.40t         „ 
„       4870....   16.388  „ 

„       1871...    16.160 
„      187Ä....  16.203 

her  im  Durchschnitte  jährlich 16.362  Personen. 

[m  Jahre   1878   betrug  die  Anzahl  der  Verpflegten    14.717,  wovon 
.uf  das  Ordensspital  in  der  I^copoldstadt  entfallen. 


e  1863 

15.179  Personen 

1864.... 

15.675         „ 

4865.... 

16.147 

1866.... 

16.934 

4867.... 

46.947 
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Jahr 
1863.. 

1864.. 
1865. . 
1866. . 
1867 . . 
1868. . 
1869. . 
1870. . 
1871 . . 
1872.. 


GesAmmt- 

zahl  der 

verpflegten 

Personen 

4.196 
4.555 
4.949 
4.928 
5.146 
5.085 
4.814 
5.120 
4.866 
5.090 


Zahl 

der  Ver- 

pflegstage 

49.887 
57.113 
59.490 
58.669 
60.022 
64.289 
64.090 
59.706 
60578 
64.061 


Oesammtauslage 
für  das  Spital 

34.820  fl.  90  kr. 
39.979  „  10  „ 
41.643 


41.068 
42.015 
45.002 
44.863 
41.794 
42.404 
44.842 


M 


n 


n 


n 


79 


30 
40 
30 

20 
60 
70 


M 


« 


W 


W 


n 


n 


n 


ff 


Ausgabe  für  die 

unentgeltlieke 

Krankenpflege 

24.364  fl.  63  kr. 


27.985 
29.150 
28.747 
29.410 
31.501 
31.404 
29.255 
29.683 
31.389 


n 


n 


» 


n 


37  „ 

10» 

81« 
78, 

61. 
10« 
94, 
22„ 

89. 


durcbschiiulich  4.875      59.790    41.843  fl.  35  kr.     29.289  fl.  34  kr. 


c)  Die  Spit&ler  der  barmherzigen  Schwestern  in  Wien 

(im   VI.   Bezirke,    Gumpendorferstrasse  Nr.   iiO,  und  im 
II.  Bezirke,  Carmelitergasse  Nr.  9). 

Der  Orden  der  barmherzigen  Schwestern,  dessen  Entstehung 
in  die  erste  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  fällt,  wurde  auf 
Ansuchen  des  Domherrn  an  der  Metropolitankirche  zu  St  Ste&n 
Grafen  Carl  von  Coudenhove  von  Kaiser  Franz  I.  mit  a.  b. 
EntSchliessung  vom  12.  November  1831  in  Wien-  eingeführt  **0 

Erzherzog  Maximilian  von  Este  kaufte  zum  Zwecke  der 
Errichtung  eines  „Spitales^'  und  einer  Hausapotheke  das  Haus 
Nr.  195  in  der  ehemaligen  Vorstadt  Gumpendorf,  welches  später 
in  den  Jahren  1835  und  1839  durch  beträchtliche  Zubauten 
noch  erweitert  wurde.  Die  allseits  unterstützte  Anstalt  wurde 
am  27.  Juni  1832  eröffnet  und  gleichzeitig  4  Schwestern  dieses 
Ordens    aus  Zams   in  Tirol,    woselbst   er    bereits    seit  Langem 


'•')  Siehe:  A.  Haidinger  undKnolz  (wie  früher  Seite  301  u.  302),dADn: 
lieber  das  Entstehen  des  Ordens  und  die  Lebensgeschichte  des  Stift^^ 
Vinecnz  von  Paul,  auch  Dr.  W.  Fleischmann:  „Das  Wirken  der  barraher- 
zigrcn  Si^hwestern  in  Wien.  Wien  1839." 
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nach  Wien  berufen,  um  die  Neueintretenden  für  den 
lienst  zn  bilden.  Am  12.  Juli  1833  fand  die  Einklei- 
r  6  ersten  Novizen  statt.  *••) 

r  Zweck  des  Institutes  der  barmherzigen  Schwestern 
Wartung  und  Pflege  der  dürftigen  Kranken  beiderlei 
htes,  ohne  Unterschied  der  Religion  und  des  Vaterlandes 
.usserhalb  des  Hauses  und  der  unentgeltliche  Unter- 
jr  weiblichen  Jugend. 

s  Institut  erhält  ein  Spital  fär  Personen  beiderlei 
htes  im  VI.  Bezirke  und  ein  Filialspital  im  II.  Bezirke, 
t  einem  Belegraume  von  je  80  Betten. 
)  Ärztliche  Behandlung  besorgt  ein  Primararzt,  welcher 
Jt  täglich  zweimal  besucht,  und  ein  Secundararzt,  welcher 
e  wohnen  und  sich  so  weit  es  die  Verschiedenheit  der 
isse  zulässt,  nach  der  Instruction  für  die  Exankenhaus- 
ärzto  zu  benehmen  hat.  Beide  müssen  der  Vorschrift 
geprüfte  Doctoren  der  Medicin  sein.  *®*)  Der  Kranken- 
1  Spitale  wird  von  den  Schwestern  versehen.  '**) 

I  Die  in  den  Orden  „Aufzunehmenden"  treten  nach   einer  mehr- 
in Probezeit  in   das  Noviciat,   welches   zwei  Jahre  lang   dauert; 
sse   desselben   legt   die   Novize    die    Profess,   die   gewöhnlichen 
Qbde,  ab.  Diese  Gelübde  sind  löslich ;  es  steht  daher  den  Schwestern 
trete  n,  wie  es  andererseits  dem  Orden  vorbehalten  bleibt,  einzelne 
Stern  zu    entlassen.  Zur  Aufnahme  in    den  Orden   ist   das  Alter 
unter  18  und  nicht  über  24  Jahren,  ferner  Gesundheit,  sittlicher 
und  die  entsprechende  Schul-  und  häusliche  Bildung  erforderlich. 
•  geistliche  Oberhirt  des  Ordens  in  Wien  ist  der  Fürst-Erzbischot. 
e  Leitung  hat  ein  Superior  und  ihm  zunächst  die  aus  der  Mitte 
stem  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  für  drei  Jahre  gewählte  Oberin, 
Einverständnisse  mit  dem  Superior  die  Aufnahme  oder  Entlas- 
Individuen,    dann   die  Vertheilung   der  Hausämter   und  Dienst- 
und die  Leitung,    sowie  die  Aufsicht   über  die  Oekonomie    des 
»sorgt. 

I  Die  ärztliche  Behandlung  ist  die  „homöopathische".  In  dem  Filial- 
ler Leopoldstadt  bestehen  aber  2  Abtheilungen:  eine  allopathische 
iiomöopathische  (seit  1850). 

I  Jene  Person,  welcher  die  selbstständige  Besorgung  der  Haus- 
0  anvertraut  ist,  muss  sich  über  jedesmalige  Aufforderung  mit 

20 


I 
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Ausgeschlossen  von  der  Aufnahme  in  das  Spital  sind  jene 
Kranke,  welche  mit  äusseren  Uebeln,  mit  venerischen  Krankheitei 
oder  mit  der  Krätze  behaftet  sind,  dann  Kinder  nnter  4  JahreiL 

Die  Verpflegung  der  aufgenommenen  Kranken  ist  unent- 
geltlich, gemeinschaftlich  und  qualitativ  gleich. 

Jeder  ausser  der  Anstalt  verpflegte  Kranke  erhält  zrrei 
Schwestern  zur  Pflege,  welche  sich  alle  24  Stunden  im  Dienste 
ablösen. 

Die  Erhaltung  dieses  Institutes  und  Spitales,  sowie  des 
im  Jahre  1838  in  der  Leopoldstadt  zu  gleichem  Zwecke  errieh" 
teten  Filialspitales  ^^^)  beruht  einzig  und  allein  auf  mildthätigeB 
Spenden,  dem  Zinserträgnisse  des  Hauses  Nr.  46  zu  St.  Ulrich^ 
den  Interessen  von  Kraukenbett-  und  Messenstiftnngen  und 
sonstigen  dem  Institutszwecke  gewidmeten  Capitalien. 

In  den  beiden  Spitälern  der  „barmherzigen  Schwestern* 

in  Wien  sind  während  der  Jahre  1863 — 1872  unentgeltlich 

verpflegt  worden: 

Kranke        °^^  einem  Gesammtkostea- 

aufwande  von 

im  Jahre  1863 2.768  20.509  fl.  72  kr.    . 

„  1864 2.591  22.222  „  59  „ 

„  1865..: 2.841  22.958  „  69  „ 

„  1866 2.997  22.438  „  50  „ 

„  1867 2.869  25.357  „  54  r 

„  1868 2.939  25.892  „  32  „ 

„  1869 2.792  26.247  „  84  ^ 

„  1870 2.421  27.310  „  30  „ 

„  1871 2.462  27.723  „  39  „ 

„  1872 2.558  27.297  ,,  50  ^_ 

durchschnittlich 2.724     24.795  fl.  84  kr.^ 

einem  Zeugnisse  über  die  3jährige  Lehrzeit  bei  einem  öffentliehen  Apotheke 
und  über  die  beim  Apotheker- Gremium  abgelegte  Tiroeinialprüfung  aus- 
weisen. 

*••)  Die  Leitung  des  Filialspitales  obliegt  zunächst  der  FilialoberiBi 
welcher  in  der  Regel  16  Schwestern  aus  dem  Mutterhause  behufs  Besor- 
gung der  Spitalsdieustc  zur  Seite  stehen. 


;^07 

Die  in  den  Spitälern  der  barmherzigen  Schwestern  ambu- 
Utorisch  behandelten  Kranken,  deren  Zahl  jährlich  4 — 5000 
beträgt  (im  Jahre  1872:  6529),  erhalten  auch  die  Arzneien 
Dnentgeltlich. 

In  Privathäusern  werden  so  viele  Kranke  gepflegt,  als 
die  Zahl  der  Schwestern  dies  gestattet. 

Die  Zahl  der  Kinder,  welchen  die  Schwestern  in  den 
Säuglings-  und  Kinderbewahranstalten,  in  den  Arbeits- 
schulen in  Gumpendorf  und  in  der  Leopoldstadt  Pflege  und 
Unterricht  zu  Theil  werden   Hessen,    beträgt  jährlich  mehr    als 

8O0.  *"0 

Endlich  wird  noch  seit  Jahren   an  mehrere  hundert  Arme 
die  Mittagskost  Tag  für  Tag  unentgeltlich  verabreicht. 


197J  ^[q  bereits  früher  erwiihnt  wurde,  erstreckt  sieh  das  Wirken 
dieses  Ordens  nicht  blos  auf  die  ,,Krank«*n}>t1('^e'',  sondern  auch  auf  den 
«-»Unentgeltlichen  Unterricht  der  weihliehen  JuLrend". 

Wie  ausgedehnt  diese  Thätigk^-it    in   beiden  Richtungen   ist,   kann 
*^s  der  nachfolgenden  Zusammenstellung  der  Anstalten  entnommen  werden, 
"Welche  unter  Obsorge  der  barmherzigen  Schwestern  stehen. 
aj  Spitäler: 

in  Wien:  das  homöopathische  Spital   im  Mutterhause   zu  Gumpcn- 

^<^rf  mit  80  Krankenbetten:   das   alh^pathische   und   das   homöop.  Spital  in 

^**f  Leopoldstadt,   jedes  mit  40    Kb.:    das   Bezirksspital   zu  Sechshaus  mit 

300  Kb. ;  das  Beziiksspital  zu  Penzing  mit  80  Kb.  und  das  Pfründenspital 

^^elbst    mit   6  Kb. :    das  M;niensi»ital    zu  Baden    bri  Wien    mit  40    Kb.; 

^^^  aUop.  Spital  zu  Feld.sb^Mg  in  Nieder- Oe  st  erreich  mit  8  Kb. ;  ferner 

'n  Ober-Oest  er  reich:  das  homöop.  Spital  zu   Linz  mit  40  Kb.  und  das 

^'f^derspital  daselbst  mit  12  Kb  :  in  Steyr  das  hiMuöop.  SjMtal  mit  60  Kb. 

^^'^  da,s  Pfründenspilal  daselbst  mit  :J2   Kl».:  zu  Ki«'d  das  all*)})   Spital  mit 

^'^  Kb. :  zn  Hall  das  allop.   Kiiiderspital  innl  das  Aniienspital  mit  18  Kb. : 

''^  Oaspoltshofen  das  allop.  Spiial    mit    \'Z   Kb.:    zu  Obcmberg    das    allop. 

^I'ital  mit  8   Kb.  uu<l  das   lMVün(leii>pital  mit   18  Kb.:    endiieli  in  Mahren 

f^   Kremsier    das    homö(»p.  Spiial   mit    ii  Kl»,  und    das   homöop.  Sjiiial  zu 

^^'»ttaii  mit  12  Kb. 

b)  Arbeitsschulen  für  arme  Madelu'u: 

in  Wien  im  Mutlerliau.se  zu  (ium[»eiid«>rr  l'ür  230  Kinder,  im  (Je- 
*^*inclehanse  daselbst  für  ItIO  Kdr.  und  im  Filialhauso  in  dn  Le«>iu)ldsta<lt 
*^^'    lOO  Kdr.:    im   Filialhause  zu   Kuaoir>li.'iui   bei  Wi.'U    für   370  Kdr.:    in 
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d)  Das  Spital  der  ElisabethinerinneD 

(im  III.  Bezirke,  Hauptstrasse  Nr.  4). 

Als   in  den  Jahren  1225  und  1226  Ueberschwemmi 
Krankheiten  und  Nahrungsmangel  im  deutschen  Lande  herrsch! 
und    dadurch    grosse   Noth   entstanden   war,   liess    die   heil 
Elisabeth,  Tochter  Andreas  IL  Königs  von  Ungarn  und  OemBÜij 
des  Landgrafen  Ludwig  von  Hessen  und  Thüringen,  am  Ftiml 
des   Berges,    auf  welchem   ihr   Wohnsitz,   die    Wartburg 
Eisenach  lag,  zwei  Spitäler  erbauen. 

Nachdem  diese  fürstliche  Frau  mit  22  Lebensjahren  verwitvflt^ 
worden  war,  entsagte  sie  dem  Prunke  des  Hofes  und  stiftete  ii: 
Marburg  ein  Hospital,  in  welchem  sie  selbst  die  Leitung  der 
„Krankenpflege^^  übernahm.  Um  den  Fortbestand  dieses  Institutai 
zu  sichern,  stellte  sie  es  unter  den  Schutz  des  deutschen  Ordens, 
unter  dessen  Obsorge  dasselbe  auch  von  mitleidigen  Fraaei 
fortdauernd  erhalten  worden  ist.  Die  unter  dem  Namen  „Elisabe- 


Nieder-Oesterreich  im  Füialhause  zu  Feldsberg  für  100  Kdr.;  ia 
Ober-Oesterreich  im  Filialhause  zu  Qaspoltshofon  und  zu  Obernbeif 
für  je  50  Kdr.;  in  Mähren  im  Filialhause  zu  Zwittau  für  870  Kdr.;  n 
Kremsier  für  160  Kdr.;  zu  Paclavic  für  160  Kdr.  und  in  der  Pfarrsclwle 
letzteren  Ortes  für  ebenfalls  160  Kdr. 

c)  Kinderbewahr-Anstalten: 

in  Wien  im  Gemeindehause  zu  Gumpendorf  für  300  Kinder*)  is 
Rudolfsheim  bei  Wien  für  230  Kdr.;  in  Fünfhaus  für  80  Kdr.;  in  Pewiiig 
bei  Wien  für  150  Kdr.  und  in  Ober-Oesterreich  im  Filialhause  « 
Obernberg  für  50  Kdr. 

d)  Erziehungs-Anstalten    für   arme  Waisenkinder  u,  tv. 
in  Wien  im  Mutterhause  zu  Gumpendorf  für  40  Kinder;  im  Ffli«l- 

hauso  zu  Fünfhaus  bei  Wien  für  15  Kdr.;  in  Obor-Oesterreich  in  den 
Filialhftusem  zu  Linz  für  40  Kdr.;  zu  Steyr  für  30  Kdr.  und  zu  Obem- 
berg  für  24  Kdr.;  in  Mähren  in  den  Filialhäusern  zu  Zwittnu  für  15  Kdr. 
und  zu  Paclavic  für  24  Kdr. 

Endlich  noch  die  Säuglingsbe  wahr- Anstalt  in  Wien  zu  Gumpen- 
dorf  für  12  Kinder.  *) 


*)  Bezüglich  dieser  im  Gemeindehause  in  Gumpendorf  untergebraehteß 
„Säuglings-  und  Kinderbewahr- Anstalt"  siehe  die  Anmerkung  49,  im  nächsten 
Capitel  V  „Armenkinderpflege". 
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thiaerinnen"  gestiftete  Gesellschaft  mitleidiger  Frauen  verband  sich 
im  Jahre  1395  zu  einem  klösterlichen  Vereine,  fügte  den  gewöhn- 
lichen drei  Gelübden  noch  das  Gelübde  des  „beständigen  Kranken- 
dienstes" hinzu  und  führte  die  Clausur  ein.  Die  Erhaltung  des 
Ordens  beruhte  auf  den  Beiträgen  wohlthuender  Menschen. 

Das  erste  Kloster  der  „Elisabethinerinnen  in  Oesterreich" 
Bestand  in  Graz,  wohin  Jakob  Graf  Leslin  und  seine  Geraalin 
'Hieresia,  geb.  Fürstin  Liechtenstein  im  Jahre  1690  eine  Colonio 
^es  Ordens  von  Dürren  im  Herzogthume  Jülich  gebracht  hatten. 
Von  Graz  kamen  im  Jahre  1709  drei  der  dortigen  Kloster- 
frauen nach  Wien. 

Im  Jahre  1710  schenkte  die  Fürstin  Moutecuculi  zur  Her- 
stellung eines  „Spitales  der  Elisabethinerinnen  in  Wien"  die 
^^forderlichen  Gründe  (den  sogenannten  BartoUoti'scheu  Garten), 
"ieses  Geschenk  und  dann  bedeutende  freiwillige  Beiträge 
^^xnöglichten,  dass  bereits  im  Jahre  1715  die  Kirchs»,  das  Kloster 
^^^d  das  Spital  vollends  hergestellt  sein  konnten.  — 

Weiters  ist  diesen  geschichtlirheu  Notizen  nur  noch  bei- 
^ affigen,  dass  der  Orden  durch  nandiafto  Erbschaftsbeträge  und 
^^rie  besondere  Sammlung  erst  im  Jahre  1834  in  den  Stand 
S^setzt  wurde,  den  längst  gewünschten  Umbau  des  innerhalb 
**^^s  Klosters  befind i  liehen  Spitals  zum  Zwecke  einer  besseren 
Einrichtung  und  P> Weiterung  vurzuurhrntm  und  dass  das  neu- 
^^taute  Spital  am  21.  Juni  1837  eröirn('t  worden  ist. 

Die  Geldmittel  zur  Erbauung  desselbi*u  waren  theils  durch 
^ilde  Beiträge,  theils  durch  das  Ergebniss  der  mit  Bewilligung 
^^r  Kegierung  in  der  Stadt  und  auf  dem  flachen  Lande  einge- 
'-^iteten  Sammlungen  aufgebracht  worden. 

Die  Anstalt  hat  ihre  eigene  Apotheke.*®*) 


**•)  .Teile  der  im  Sj>itale  fung"irenden  ..Apotheki'iimioii"  niuss  drei  Jahre 
"^n  einer  Wiener  Apotheke  lerneu  und  die  Prüfunj^  vor  dnm  A}»otheker- 
Gremiuin  ablegen. 

Die  Aufnahme  von  Candidatinnt^n  dos  Ordens  hei^nnnt  mit  einer 
mehrmonatliehen  Probe  und  Prüfung":  hierauf  folgt  das  zweijährige  Novi- 
ziat. Nach    der  Einkleidung    bleibt    es   noch    ein  volles    Jahr    freigestellt. 


In  dem  Spitale  der  Elisabethinerinnon  werden  anne  wei 
iche   Kranke    ohne  Rucksicht   auf  Religion    oder  Nationalit^*-^ 
n entgeltlich  ärztlich  behandelt  und  verpflegt. 

In  der  Anstalt  ist   ein  Primararzt,    ein  Secundararzt   un 
n    Wundarzt   augestellt.  Den    „Krankendienst**    besorgen   di^^ 
losterfraueu.  Personen,    welche  mit  einem   langwierigen 
ach    unheilbaren  Uebel    behaftet   sind,    werden    in    der  Regel 
icht  aufgeuoraraeu  und  hiebei  nur  auf  Empfehlung  der  Wohl- 
läter  des  Institutes  eine  Ausnahme  gemacht. 

„Dienst-  und  unterstandst  ose  Personen"  erhalten  bei  ihrer 
ntlassuug  aus  dem  Spitale  nach  dem  Ermessen  der  Oberin 
IS  den  luteressen  mehrerer  speciell  zu  diesem  Zwecke  im  Spitale 
estehindeu  „Stiftiuigeu"  Unterstützungen  in  Geld. 

Für  arme  Verstorbeue,  deren  Verwandte  ebenfalls 
littellos  sind,  bestn^itet  die  Anstalt  sämmtliche  Auslagen. 

Das  Spital   hat    einen  Belegraum  für  95  Krankenbetten. 

Die  Einnahmen  des  Spitales  bestehen:  a)  in  dem 
iten^ssenerti'age  der  für  die  Erhaltung  von  Krankenbetten 
'machten  „Stiftungen",  '"®)  h)    in    einem  Beitrage   des    »Hof- 


iszutn-ttMi:  cr.s!  im  Jalin^  liiTnach  und  nach  dem  vollendeten  24.  Lebens — 
lire  darf  die  Profcss   abj^n-lcg^t    wenk'U.    Nach  Ablegung    der  Profess  isr% 

)er  der  Au.stiitt  aus  dem  KlusTer  nicht  mehr  möglich. 

*ö»)  E.s  bi'.st.du'n  Gl  >s(»lchrr  ,,Krankt'ul)ett-Stiftungen^  für  95  Kra»- 
•nl)etten  mit  cinrm  C'aidtal^lM-tr.Mgc  von  zut>ammen  149.725  fl.,  deren  ^^' 
fi^-niss  .sich  im  Jahre  1S72   auf  WMt   ll.  österr.  AVähr.  stellte. 

Ks  .sind  dio  in  ehroncdouischer  Ordnung  folgende  „Stiftungen": 
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nw 
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1.000 

lirälin  Bri-Ja 

1-iu 

Savoyen,  Hei-zofm  v.,  Thur 

3.000 
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1.000 
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Davugt  ElUalielh 

1.400 
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3 
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*75i 
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1,000 
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I.äO0 

1 
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De  KuBKi  Anton  Nicola us 
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1758 

Fekete,  Graf  v. 

1.800,     1    .|i.                            i'.'i^ 

1759 

liuohs  V.  Luchsunfultl  M;<ria 

1.000,     1 
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1761 
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1768 

Scliunian  Maria  Regina  v 
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1771 
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1,5001     1 

V.  Talln-iiH 
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1.500      l 

(Ji'fillii  Alu'nsi.ei-Lt-Tnmn 

1777  [DsmiftD  Miuiit  K^jrinfi 

4.80o'    t  ilittron  Giiil'-iiiis 

1780    Sli'tlner  Miiiiji  KsUhJu-iun,  v. 

l.äOO     1    <lic  I-'aiiiili.-  il.'i  Siilt.Tiii 
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Mfillt-r  Miin;i  Ajiiiu 

l.oUn 

liT  Ciiini'iii  ikT  KlUil'^Uii- 

in    einem  Beitrage  Sr.    Majestät  Kaiser  Franz   Josef  I.   tod 
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tungs- 
Capital 
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800 
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827 
333 
333 
B35 
336 
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Bock  V.  Arenholz  Johann 

Posch  Maria  Anna 
Herzog  Albrecht  v.  Sachsen- 

Teschen 
Wunderl  Josefa 
Ilugon  Elisabeth 
Maul  Thoresia 
Buol-Sehauenstoin,  liraf 
Unbenauute  AVohlthäter 

Unbenannte  Wohlthüter 


336  Kempf  Bernhard  v. 

336  Ebner  Theresia 

=;37  'Feuchtersleben,  Baron  v 

^38  Müller  Ferdinand 

i38  I Löweniels  Clara  v. 

^i4  Starheniberg,  GrAfin  v. 


iio    (ievay  Anton  v. 
U6    Sehwaninger  Anna 
J47    Koller  Fr.,  Kitter  v. 
^52    Klevniayrn.  Baron  v. 
^55    Alter  xiieresia 
^56  [Fost  Anna 
JÖ9    M(>Kser,  Baron  v. 
J59    Pranzer  Maria 

Arlt  Friedrieh 

Knorr  Jo.sef 

Kechenberg  Ludovica, 
ronin  v. 


561 
(64 
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llohensinner    Jo.seline    v 
llohenbinn 
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1.000 

1 

3.600 

2 

2.000 

1 

5.000 

2 

1.000 

1 

13.425 

2.000 

1 

2.000 

2 

2.000 

1 

1.000 

1 

1.200 

1 

1.200 

1 

1.200 

1 

1.900 

1 

1.200 

1 

1.000 

1 

der  Conyent  der  Elisabethi- 
nerinnen 

Se.  k.  Höh.  Erzherzog  Ca  r 

Albrecht 
die  Familie  der  Stifterin 


Familie  Sigl- Joachim 
Adeliger  Damenverein 
der  Convent  der  Elisabethi- 

nerinnen 
der  Convent  der  Elisabethi- 

nerinnen 
Anna  von  Baumgarten 
die  Familie  der  Stifterin 
'die  Familie  v.  Lilienbrunn 
jdie  Familie  des  Stifters 
'die  Familie  der  Stifterin 
die  Familie  der  Stiftorin  und 

deren  Erben 
Menz  v.  Thoren 
Frau  Alt  mann 
1   l Baron  Moser 

die  Erben  des  Stifters 
die  Familie  der  Stifterin 
Caroline  Uehlein  und  Brodel 
die  Familie  des  Stifters 
die  Erben  der  Stifterin 


3.0001     1 


der  älteste  Curat  b.  St.  Stefan 

Paiilow  Ritter  v.  Rosenthal 
und  IL  W'^immer 


jiliTlich  100  fl.;  d)  Sv.  k.  k.  Hoheit  des  Erzherzogs  Carl  Ludwig 

^on  jährlich   25  fl.  20  kr.;   e)  in    einem  Beitrage    der  Gräfin 

Chambord  von  jährlich  100  fl.;/)  in  einem  Beitrage  des  Fürsten 

Schwarzenberg  von  jährlich  42  fl. ;  g)  in  dem  Ertrage  der  Saram- 

iungen  mit  der  Büchse  und  den  Sammlungsbögen ;   h)  in  frei- 

''«^lligen  Beiträgen  der  im  Spitale  verpflegten  Kranken  und  i)  in 

Crcschenken,  Legaten  und  milden  Gaben. 

Der    durch  die  Einnahmen  nicht   gedeckte  Rest  der  Aus- 
ben  wird  aus  dem  Vermögen  des  Conventes  '^^)  gedeckt. 

In  dem  Spitale  der  Elisabethinerinnen    sind    während  des 
^cenniums  1863— -1872  unentgeltlich  verpflegt  worden: 

._  T  u  T»  mit  einem 

im  Jahre  Personen  tt    .        r       i 

Kostenaufwande  von 

1863 842  19.206  fl.  90  kr. 

1864 748  20.975  „  57  „ 

1865 880  21.961  „  42  ,. 

1866 846  19.015  „  80  ,, 

1867 839  18.120  ,,  67  „ 

1868 858  19.165  ,.  24  „ 

1869. 815  18.626  „  77  „ 

1870 840  19.931  „  14  ,. 

1871 795  16.284  „  17  „ 

1872 812  19.165  „  91  „ 

'iaher  im  jährlichen  Durchschnitte  ...      827  19.245  fl.  36  kr. 

e)  Das  Klosterspital    der  Schwestern   vom  Orden    des 

heil.  Franz  von  Assisi 

(im  V.  Bezirke,  Hartmann.'igasse  Nr.  7). 

Die  Schwestern  dieses  Ordens  hatten  sich  bereits  vor  ihrer 
im  Jahre  1857  stattgehabten  Keguliriing  als  weltliche  Tertiane- 
rinnen im  k.  k.  Krankenhauses  auf  der  Wieden  der  „Kranken- 
pflege"   gewidmet.  Im  November  des  Jahres  1861    gab    jedoch 

—  _  -  _  — 

^^°)  Der  Convent  verfügt  ausser  den  Int<*res.son  von  den  eij.r^iien 
Capitalien  noch  über  das  Zinserträgniss  d^^r  deiiisclbün  gehörigen  Häuser 
Nr.  2  auf  der  Hauptstrasse  und  Nr.  .3  in  dt-r  Ungargas.se  auf  der  Land- 
Jitrasse,  welches  Erträgni>ss   im  Jahre  1872...    19.041  fl.   öst.  W.  betrug. 
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die  GoQgregatioD  diesen  Krankendienst  anf  nnd  widmete  sich 
eine  Zeit  lang  der  „Privatkrankenpflege'*,  bis  dieselbe  durdi 
Sammlungen  und  wohlthätige  Spenden  in  den  Stand  gesetzt 
wurde,  selbst  ein  „Spital^  errichten  zu  können,  welches  im 
November  1865  eröffnet  wurde. 

Das  Klosterspital  hat  einen  Belegraum  f&r  58  Betten, 
wovon  50  Betten  für  unentgeltlich  zu  verpflegende  Kranke 
bestimmt  sind ;  8  Betten  sind  für  sogenannte  „Ertrakranke*'  reM- 
virt,  welche  dermalen  (1878)  per  Kopf  und  Tag  eine  „Ver- 
pflegsgebühr"  von  zwei  Gulden  ö.  W.  zu  entrichten  haben. 

Die  ärztliche  Leitung  des  Spitales  besorgt  ein  Ordi- 
narius. 

Aufgenommen  werden  Kranke  sowohl  aus  Wien,  als 
aus  den  Vororten  und  den  Provinzen. 

Zur  unentgeltlichen  Aufnahme  in  die  Krankonpflege 
wird  weder  ein  Armuthszeugniss,  noch  ein  sonstiger  Ausweis 
über  die  MitteUosigkeit  verlangt.  In  der  Regel  werden  aber  nur 
solche  Kranke  aufgenommen,  deren  Krankheit  voraussichtlicb 
keine  langwierige  ist.  Ganz  ausgeschlossen  von  der  Auf- 
nahme sind  Geisteskranke,  Schwangere  und  mit  Syphilis  behaf- 
tete Personen. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben,  über  deren  Beschaffenheit 
und  ziffermässige  Höhe  in  den  einzelnen  Jahren  keine  Daten 
erlangt  werden  konnten,  sollen  sich  nach  den  Angaben  der 
Schwestern  so  ziemlich  das  Gleichgewicht  halten,  da  im  Falle, 
als  die  Unterstützungen  zahlreicher  einfliessen,  mehr  Kranke 
aufgenommen  werden 

Zwei  von  den  im  Spitale  bestehenden  Betten  sind  gestiftet; 
für  das  eine  Bett  erliegt  ein  Capitalsbetrag  von  1200  fl.,  för 
das  zweite  von  2850  fl.,  beide  in  Werthpapieren. 

Seit  der  im  Jahre  1865  erfolgten  Errichtung  des  Spitales 
bis  zum  Jahre  1872  wurden  in  demselben  687  Männer  und 
1669  Frauen,  im  Ganzen  daher  2356  Personen  verpflegt,  darunter 
175  im  Feldzuge  des  Jahres  1866  schwer  verwundete  Soldati^n. 


älär 

f)  Das  Maria  Thoresia-Frauen-Hospital 

(im  VI  IL  Bezirke,  Laudongasse  Nr.  26). 

Dasselbe  wurde  von  einem  Privatvereine  ins  Loben  gerufen 
nd  am  15.  December  1872  eröffnet;  es  ist  eine  Krankenanstalt 
Hospital  und  Ambulatorium)  für  unbemittelte  Frauenspersonen, 
reiche  an  Frauenkrankheiten  leiden. 

Der  Verein  tr&gt  nicht  blos  für  die  Errichtung  und^Erhaltung 
iner  dem  Vereinsyermögen  entsprechenden  Anzahl  von  Betten, 
)wie  für  die  unentgeltliche  ärztliche  Behandlung  und  Verpfle- 
ang  armer  kranker  Frauen  in  der  Anstalt  Sorge,  sondern 
ttchfOr  unentgeltliche  ärztliche  Hilfe  und  kostenfreie  Ver- 
bfolgung  der  nöthigen  Arzneien,  Apparate  und  Bandagen  an  jene 
rinen  Frauen,  welche  ambulatorisch  behandelt  werden  sollen. 

Die  Mittel  zur  Erreichung  des  Vereinszweckes  liefern: 

a)  die  jährlichen  Beiträge  der  Mitglieder,  und  anderer 
'^ohlthäter,  h)  einmalige  Schenkungen,  c)  die  Erträgnisse  von 
ammlungen,  ferner  d)  jene  Summen,  welche  durch  Veranstal- 
ng  öffentlicher  Feste,  Akademien,  Theatervorstellungen  etc. 
litweise  dem  Spitale  zufliessen,  dann  e)  die  dem  Spitale  zufal- 
nden  Erbschaften,  Legate  oder  Geschenke  und  endlich  f)  die 
terossen  der  Stiftungseapitalien  nach  Massgabe  der  stifterischen 
lordnung  und  des  Vereins  Vermögens. 

Dem  Vereine  kann  jede  Person  ohne  Unterschied  des 
schlechtes,  auch  können  ganze  Gesellschaften  oder  Corpora- 
nen  beitreten  u.  zw.  entweder  als  „Stifter",  als  „Gründer", 
i  ordentliche  oder  als  unterstützende  „Mitglieder".  '**) 

•®*)  Stifter  heissen  jene  Mitglieder,  welche  zur  Errichtung  eines 
Mikenbettes  einen  Betrag  von  iöOO  fl.  widmen,  und  Gründer  jene^ 
che  ein-  für  allemal  mindestens  100  fl.  erlegen  und  einen  jährlichen 
inig  von  wenigstens  10  fl.  leisten. 

Ordentliche  Mitglieder  sind  jene,  welche  einen  jährlichen  Beitrag 
1  mindestens  10  fl.  zum  Institutsfonde  einzahlen  oder  durch  namhafte 
sönliche  Leistungen  zum  Wohle  des  Institutes  beitragen,  und  unter- 
tzende  Mitglieder  jene,  die  geringere  Beitnige  als  die  eben  bezeich- 
en  leisten,  dem  In.stitute  jrthiiich  eine  Unterstützung  von  wenigstens 
.  ö.  W.  zuführen,  oder  endlieh  dem  Vereine  andere  Zuflüsse  verschaff'en 
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Der  Verwaltungsausschuss  besteht  aus  dem  Director 
der  Anstalt  oder  dessen  Stellvertreter  und  aus  8  Mitgliedern,  welche 
alle  drei  Jahre  von  der  Generalversammlung  neu  gew&hlt  werden. 

Derselbe  hat  die  ökonomischen  Verhältnisse  des  Vereines 
und  der  Anstalt  zu  überwachen  und  wählt  aus  seiner  Mitte  ein 
SubcomitÄ  für  die  Spitalsverwaltung,  welches  aus  zwei 
Mitgliedern  besteht,  die  im  Vereine  mit  dem  Spitalsdirector  die 
specielle  ökonomische  Verwaltung  des  Spitales  leiten  und  die 
Hausordnung  in  demselben  überwachen. 

Der  Verwaltungsaussöhuss  ernennt  ferner  alljährlich  aus 
der  Reihe  der  Vereinsmitglieder  ein  Damen-Comit6,  welches 
die  Verwaltung  durch  Rathschläge  bei  der  Anschaffung  mancher 
Bedürfnisse  für  die  Anstalt  unterstüzt  und  durch  zeitweiligen 
Besuch  der  armen  kranken  Frauen  im  Hospitale  seinem  humanen 
Sinne  Ausdruck  gibt. 

Das  ärztliche  Personale  besteht  aus  dem  Director,  den 
ordinirenden  Aerzten  und  Hilfsärzten. 

Zur  Aufnahme  und  Behandlung  von  Kranken  in  der 
y, Ambulanz"  bedarf  es  nur  der  Anmeldung  bei  einem  Anstalts- 
arzte; für  die  ^stationäre"  Aufnahme  ist  in  der  Regel  ein 
„Empfehlungsbrief"  nothwendig.  "*) 

Sowohl  die  ärztliche  Behandlung  als  die  Verpflegung  im 
Hospitale  sind  vollkommen  unentgeltlich.  Ebenso  erhalten 
die  im  „Ambulatorium"  behandeltem  Kranken  im  Falle  nach- 
gewiesener Armuth  die  erforderlichen  Medicamente  unent- 
geltlich. "•) 


•'**)  Am  Schlüsse  des  Jahres  1878  hatte  dieses  Spital  einen  Belcg- 
raum  für  9  Betten. 

"•)  Nach  einem  die  Zeit  vom  86.  Mai  1875  bis  31.  December  1876 
umfassenden  „Berichte  des  leitenden  Arztes  dieser  Anstalt"  waren  am 
26.  Mai  1875  7  Kranke  daselbst  übernommen  worden.  Von  diesem  Tage 
an  bis  zum  31.  December  1876  wurden  101  Kranke  und  im  Verlaufe  des 
Jahres  1877  79  Kranke  in  dieser  Ansta,lt  verpflegt. 

Die  Zahl  der  im  „Ambulatorium"  behandelten  Kranken  betrug  ii» 
Jahre  1876  286,  im  Jahre  1877  49Ä.  Die  efl'ectivon  Auslagen  betrugen 
im  Jahre  1877:  6778  fl.  89-5  kr. 


I  aid 

f  f)  Dftfi  Maria  Tlicr.Kiii-FriiiieD-Hosiiital 

(im  VIII.  Btzirkf,  Laudongasisf  Nr.  So). 

Dasselbe  wurde  von  oiaem  Priratvereiuü  ius  Leben  gerufen 
nnd  am  16.  Deeember  1872  eröffuet;  es  ist  eine  Kraukeaanstalt 
(Hospital  und  Ambulatorium)  für  uDbemitteltoFraueuspersonuu, 
*elcho  an  Frauenkrankheiten  leiden. 

Der  Verein  trägt  nicht  blos  für  die  Errichtung  und,, Erhaltung 
«iner  dem  Veroinsvermögen  entspreeht'udeu  AuKahl  von  Betten, 
»»■wie  für  die  uneutgeltliche  ärKtliche  B.'haudhnig  und  Verpfle- 
8"ng  anner  kraukcr  Frauen  iu  der  Anstalt  Sorge,  Sündern 
*»»chfür  unentgeltliche  äratlichc  Hilfe  und  kostenfreie  Vor- 
*^folgung  der  DÖthigeu  Ar/,ueien,  Apparate  und  ßaudägen  an  jene 
^nnen  Frauen,  welche  ambiilaturisch  behandelt  werden  sollen. 

Die  Mittel  zur  ErnMchuug  des  Vereiuszweckes  liefern: 

a)  die  jährlichen  Beiträge  der  Mitglieder  und  anderer 
n'ohlthätwr,  h)  einmalige  Schenkungen,  c)  die  Erlräirniaso  von 
Sammlungen,  ferner  d)  jime  Summen,  welche  ilureh  Veranstal- 
lung  öffentlicher  Feste,  Akademien,  Theatervorstellungen  etc. 
zeitweise  dem  Spitale  zufliesseu,  dann  e)  die  dem  S]iitalu  zufal- 
lenden Erbschaften,  Legate  oder  fieschenkc  nnd  endlich  f)  die 
Interessen  der  Stiftuugscapitalieu  nach  Massgalte  ticr  stifterischen 
Anordnung  und  des  Vereinsvermügens. 

Dem  Vereine  kann  jede  Persun  ohne  Unterschied  des 
Geschlechtes,  auch  können  ganze  Gesell  scharten  oder  Corpora- 
tionen  beitreten  u.  zw,  entweder  als  „Stifter",  als  „(iniuder", 
als  ordentliche  otler  als  uiiterslülzendc  „Milglieder".  "") 

"')  Stifter  li.rissi>n  ji-ne  Jlii-Ii.'.lcr,  wi'lflie  ziir  Emeliliins  i'ines 
Kr.iiikL'nbt-ttes  einen  Ü.'lriis  um  ;:iOil  fi.  wiiliiu'ii.  und  (iiümiei-  jene, 
H'cleliu  ein-  l'ür  ii1l<muil  mindoti'u»  lUi>  ll.  vx\-^-^y\\  uml  y\\v'\\  Jäliilk'lu'ii 
Bi-iintg  vun  wuni seitens  tO  II.  Ii-i>len. 

Or.luiHllclieMi(-lie.lei-,-.h,ilji'ii.-,  «■.■kdi.- i^im/n  j-ilirUHifiL  li.'itwiir 
von  niindföluBs  10  II.  znm  ln,^li^n;,■.|i.ndt■  .iii^.nbUTi  o,l,.i-  diiicli  ;i:e:Lli;illi' 
pri-sfinliclie  I.eistnngvn  zum  Wi.lilo  d.'r.  ln>lililt,'S  l.viliiii,'iii.  und  niiti;!- 
BtiiIzundeMit(jliMi.-r  ji-nr,  dir  -.Thi-.^iv  ['..-iini-.' :il---  .ü''  '■'"■"  l"'/i>i<di- 
nttcn    leisten,    dem  inslirute   jüliiliidi    >.'\w    l'nfeivül/.niifr    vmi    «..ni|,-slrn>  ■ 
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(lass  für  den  durch  die  Snbscription  nicht  gedeckten  Betrag 
sämmtliche  ^Tolerirte^  die  Haftung  zu  übernehmen  hätten,  daher 
dieser  Betrag  auf  dieselben  zu  repartiren  sei. 

Zur  Begleichung  der  Baurechnung  und  zur  Erhaltung  des 
Spitales  ist  sohin  ein  Zuschlag  von  1  kr.  auf  jedes  Pfund 
Koscherfleisch  bewilligt  und  in  Folge  einer  am  4.  September  1792 
eingereichten  Petition  auch  gestattet  worden,  Ton  den  in  Wien 
lebenden  Cultusgenossen  directe  Beiträge  von  12,  24  und  36  t 
einzusammeln,  welche  bis  zum  Jahre  1848  unter  dem  Namen 
^Büchelgeld"  geleistet  wurden. 

Durchschnittlich  sind  in  diesem  Spitale  jährlich  100  Kranke 
verpflegt  worden. 

Als  die  bereits  erwähnten,  zur  Erhaltung  des  Spitales  be- 
stimmten Mittel  nicht  mehr  ausreichten,  schritt  man  zur  Ein- 
hebung von  „Verpflegsgebühreu"  (45  kr.  fQr  Fremde  und  30  kr. 
für  hier  bedienstete  Personen).  Gleichzeitig  wurde  auch  bestimmt, 
dass  bei  allen  vorkommenden  „Heiraten'^  die  Brautleute  je  Dach 
ihren  Verhältnissen  einen  Beitrag  von  mindestens  25  fl.  zu  er- 
legen hatten  und  dass  bei  jeder  „Entbindung"  wenigstens  10  fl. 
als  Spitalsbeitrag  zu  entrichten  waren.  Endlich  sollten  bei  Gele- 
genheit aller  grösseren  Feierlichkeiten  Sammlungen  zur  Erhal- 
tung des  Spitales  veranstaltet  werden,  durch  welche  insbesondere 
jährlich    ein    namhaftes  Erträgniss  erzielt  wurde. 

Im  Haushalte  des  Spitales  selbst  sind  die  grösstmöglichen 
Ersparungen  eingeführt  und  ist  eine  eigene  „Instruction  für  den 
Arzt  und  Wundarzt"  aufgestellt  worden,  welche  mit  Erlass  der 
n.-ö.  Landesregierung  vom  28.  Jänner  1807,  Z.  338  genehmigt 
wurde.  Weiters  ist  mit  dem  Regieruugserlasse  vom  27.  November 
1810,  Z.  32.827  bestimmt  worden,  dass  das  Judenspital  gleich 
allen  anderen  öffentlichen  Versorguugs-  und  Krankenanstalten 
nach  dem  Gesetze  von  der  Militäreinquartierung  befreit  sei. 

Trotz  aller  Ersparungsmassregelu,  welche  im  Haushalte 
des  Spitales  eingeführt  wurden,  sahen  sich  die  Vertreter  dt^^s- 
selben    durch    den    immer    mehr    steigenden  Aufwand    dennoch 
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g)  Das  Spital  der  israelitischen  CultusgomeiDile 

(ürfther  im  IX.  Bezirke,  Seegasso  Nr,  9,  seit  1B73  in  Wäbriog,  Dailinger- 

straase  Nr,  2t). 

Das  Gebäude,  iu  welchem  das  Spital  dur  israelitischen 
Cultusgemeinde  bis  zum  Jahre  1873  unkTgebracht  war,  wurde 
ina  Jahre  1793  erbaut  uml  zwar  au  Stelle  des  bereits  iu  hohem 
Qrade  bauföllig  gewordeuen  älteren  Spitales,  "*)  aus  welchem 
<iie  Kranken  bei  dem  immer  mehr  eintretenden  Verfalle  des 
Qebaudes  in  das  allgemeine  Krankenhaus  gebracht  worden 
'*ms8l«u.  Es  trug  die  Aufschrift:  ■  „Krankenhospital  fQr  die 
'^^ideüdo  Menschheit,  vun  der  hiesigen  israelitischen  Nation 
erbaut  1793." 

Zur  Aufbringung  der  für  den  Bau  und  die  Einrichtung 
•i^ia  Spitales  erforderlichen  Summe  war  unter  den  Israeliten  eine 
^ubscriptiun  eröffnet  und  flberdies  von  der  österreichischen 
^-'audearegierung  ara  14.   September   1792    angeordnet    worden, 

■"*)  Der  ZdlpiLiikt  <\i-r  GründuTi;,'  oines  „Spitalos  für  Isracülen"  ist 
*3ti  dem  Um^laadc,  als  nlK'  hicniuf  bezüglichen  UrliiiDdt>n  mangeln,  biaher 
Stellt  zu  ormiltdu  ((i'nesi'u. 

Nachdem  aber  bereil.s  In  einem  vom  Kaiser  Fevilinanil  III.  am 
10,  Juai  1(136  ratilieiilt'n  V.Tfrleielii-,  welcher  nwisehen  dem  vom  Wiener 
Slndlralhn  ernannten  Cniuml^srii-  eiiierM-its  und  lien  von  iler  Juilenschaft 
als  bevollmäebiigteni  Ans>ehusse  gewählten  -i  .liiileuriehterii  andererseits 
über  die  Pfliehlen  und  liechfi-  der  Isra.Oiten  ab-i'.-i-lilu.^sen  ivorden  war  — 
eines  Superintendenten  des  .liiden-pilale>  Knvähimiis;  ^'e^-liiehl  und 
oachdeai  ferniT  in  dem  V'-r/eiehni.ini!  di-r  lliuiM-r.  welehi-  im  J:ihie  171ÜI 
^als  den  Israeliten  gehüiij.'"  aiil'  Befehl  Kai>'-r  I.eii])iild  I,  g.*r;uimt  werden 
muKsten,  aueh  ein  auf  d'*r  Ilaide  j,'''lej.'i'iii->  Spiuilh.iius  an^'irfiilirl  wird, 
Ell  int  anzunehmen,  da.ss  sehiMi  damaU  i-iti  zur  Aufnahme  kjaukcr  Israiditen 
bcälinimt  gewesenes  lln.spital  e>;i.-iiri  hui»'. 

Nach  einem  im  israeliti.schen  Spitab'  aun>'MvaLr<r'ii  Kujif.'r.stii-ho 
wftre  Samuel  Oppenhi-imt-r  ibT  Sfifter  und  (irfindi^r  dieses  Kratiketihauseü 
gewesen.  (Siebe  liieritbiT:  „Hiis  alle  unil  neue  W'ii-in'r  Israeliteuipila!,  nach 
ftutbentischen  Quellen  davfreslellt  vnii  Med.  u.  L'hir.  IT,  Le.mhard  Wülller," 
Wien    1873,    dessen    ir->,Oueliiliehe   Daten    der    v„rlief,'eiidi'n    Hi>>ehr.-ibune 
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am  Frontispice  des  neuen  Gebindes  ersichtlich  gemadit  werde, 
dass  dasselbe  ^zum  Andenken  an  den  Vater  des  Stifters  Salomon 
Freiherrn  von  Rothschild"  gegründet  worden  sei. 

Der  Bau  des  neuen  Spitales  war  zu  Ende  des  Jahres 
1872  vollendet;  dasselbe  befindet  sich  in  dem  Vororte  „Währing* 
in  unmittelbarer  Nähe  der  Währingerlinie  und  umfasst  im 
Ganzen  einen  Flächenraum  von  236 1  dK.  (0*85  Hectar),  wovon 
792  DK.  (0-29  Hectar)  verbaut  sind  und  1569  DK.  (0-66Hecter) 
bepflanzte  Höfe  und  Gärten  bilden.  ■^•) 

Auf  einen  einzelnen  Kranken  entfällt  ein  Kubikraum  von 
1B60  Kubikfuss  (4914  Kubikmeter). 

Die  oberste  Aufsicht  über  die  gesammte  Leitung  des 
Spitales   führt  der  Vorstand   der   israelitischen  Cultusgemeinde. 

Die  Leitung  des  Krankenhauses  zerfällt  in  die  ärztliche 
und  in  die  administrativ-ökonomische.  Die  beiden  ersten  Func- 
tionäre  der  Anstalt,  nämlich  der  Primararzt  und  der  Verwalter, 
sind  coordinirt  und  es  sollen  daher  alle  Vorkommnisse,  mit  Aus- 
nahme der  rein  ärztlichen,  durch  gegenseitiges  Uebereinkommen 
geordnet  werden.  Den  ärztlichen  Dienst  versehen  der  vom 
Vorstande  ernannte  Primararzt,  zwei  Secundarärzte  und  externe 
Praktikanten. 

Die  Aufnahme  der  Kranken  geschieht  in  der  Regel  unent- 
geltlich. Es  genügt  zur  unentgeltlichen  Aufnahme  die  blosse 
Erklärung  des  Kranken,  die  Verpflegskosten  nicht  zahlen  zu 
können.  Die  Taxe  für  die  Verpflegung  der  Krankon  auf  den 
Eitrazimmo*-n  wird  jener  im  k.  k.  allgemeinen  Krankeuhause 
gleichgehalten. 

Ausgeschlossen  von  der  Aufnahme  sind:  kranke  Kinder 
unter  8  Jahren,  Schwangere  in  den  letzten  2  Monaten,  stillende 


■***)  Das  alte  Spital  wurde  Ton  den  Brüdern  David  und  Wülieta 
Gutmann  auf  eigene  Kosten  mit  einem  Aufwände  von  mehr  als  4O.O0Ö  fl. 
zu  einem  Waisenhause  für  israelitische  Mädchen  adaptirt,  welches  im 
Jänner  1874  eröffnet  worden  ist  und  aus  dem  Erträgnisse  der  für  dasselbe 
veranstalteten  Sammlungen  erhalten  wird. 


Jriederholt  genöthigt,    an  den    Wohlthätigkeitssinn   der  Cultns- 
jenossen  appelliren  zu  müssen. 

Der   von  Jahr   zu  Jahr    immer   grösser    werdende    Zuzug 

^on  Kranken,  von    welchen    der    grössere  Theil    in  Folge    des 

Mangels  an  Belegraum  in  dem  alten  Spitale  abgewiesen  werden 

flinsste,  liess  die  Forderung  einer  Erweiterung  dieser  Anstalt 

immer   dringender    erscheinen,    umsomehr    als    auch   der  Bau- 

^tand  derselben  es  nicht  gestattete,  die  den  Anforderungen  der 

Vorgeschrittenen  Sanitatspflege  entsprechenden  Einrichtungen  zu 

treffen  —  und  als    viele    israelitische  Kranke   es    verweigerten, 

^^^ch  in  „christliche"  Heilanstalten  aufnehmen  zu  lassen,  obgleich 

^^reits    die  Veranlassung    getroffen    war,    dass  den  in    solchen 

:^xistalten  aufgenommenen  kranken  Israeliten  di(»  „Kosf  aus  dem 

^  ^raelitenspitale  gesendet  werde. 

Nachdem  diese  Uebelstünde  von  Seite  des  Spital  es  wieder- 
^^olt  zur  Kenntniss  des  Vorstandes  der  Cultusgenieinde  gebracht 
^^orden  w^aren  und  in  einer  am  25.  December  1868  zur  Bera- 
ubung, der  Spitalsangelegenheiten  abgehalteneu  Versamnilung  der 
-feeschluss  gefasst  worden  war,  dass  jeder   der  Auwes(Mideu  in 
«seinem  Kreise    die    angestrengteste  Thätigkeit    entwickeln  solle, 
Xim    die  Errichtung  eines    neu    zu    erbauenden    Sjutales    für 
100  Kranke  zu    ermöglichen    uu«l    dass,    wenn  die  Mittel    zum 
Baue    desselben    herbeigeschafft  und    di<'    uötliigen    Vorarbeiten 
besorgt  sein    würden,    der  Bau    s^4bst  und  die  ferner^'  Leitung 
des  Spitales  dem  Sdiutze  der  Cultusgenieinde  übergeben  werden 
solle,    wurde    dem   Vorstande    di*r   Cultusgenieinde    in    der    am 
17.  Jänner  1869  abgehaltenen  Plenarsitzung  derselbcMi  die  Mit- 
theilung gemacht,  „dass  sich  Herr  Ausidui  Freiherr  von  Kotlischild, 
welcher    von    den  Berathungen    über    ein    di'u  Zeitverhaltnissv^n 
entsprechendes  jüdisches  Hospital  vrrnoiiimeii  hatte,  cntsehlosscn 
habe,  ohne  die  Suraiue  strenge  zu  bi'grenzcn,  der  Cultusgenieinde 
200.000  fl.  zur  Verfügung  zu  stelK'u.  für   welche  ein  Baugrund 
angekauft  und  ein  Spital  mit  100  1^'tten   erl)aut   und  v«dlständig 
eingerichtet  werden  solle.'' 

An    diese  Schenkung  war  die  Bedingung    geknüpft,    dass 


Zur  Betheilung  armer  austretender  Reconvalescentei) 
besteht  die  von  dem  ehemaligen  Spitalsphysikus  Dr.  Hinsdifeld 
und  dem  ehemaligen  Spitalsverwalter  A.  Matzel  am  1.  Jänner 
1815  gegründete  Aushilfscasse,  deren  Einnahmen  in  den 
Interessen  der  ihr  eigenthümlichen  Fondseffecten  und  in  den 
für  dieselbe  gemachten  Legaten  und  Spenden  bestehen.  '*0 

Diese  „Aushilfscasse  für  Reconyalescenten^  steht  unter  der 
Aufsicht  der  ärztlichen  und  ökonomischen  Leitung.  Die  Betheflung 
geschieht   nach   einer   vom  Vorstände   festgestellten  Instrnctiaxi< 
Zur  Vertheilung  aus  derselben  gelangten: 
im  Jahre  1863     2.162  fl.  20  kr. 


„  1864  2.698  „  13  „ 

„  1865  2.409  „  03  „ 

„  1866  2.529  „  05  „ 

„  1867  2.417  „  10  „ 


im  Jahre  1868  2.845  fl.  78  Ict. 

„      1869  3.708  „  98 

„      1870  3.406  „  06 

„      1871  4.348  ^  27 

„      1872  3.641  „  74 


und  daher  durchschnittlich  jährlich  '3.016  fl.  63 

Es  folgt  noch  die  üebersicht  der  in  jedem  einzelnen  Jah^^ 

während  des  Decenniums  1863—1872   in   diesem  Spitale  ver'— 

pflegten  Personen,  sowie  des  alljährlichen  Kostenaufwandes^ 

*^'')  Der  Stand  dieser  Au shilfscasse  war  im  Jahre  i874  11.480  fl- 
in  Effecten. 

Bei  der  ^israelitischen  Cultusgemeinde^  in  Wien  wurden  aber  ium 
„Betheilung  von  aus  Krankenhäusern  überhaupt  austretenden  Reeon- 
valescenten  israelitischer  Confession"  noch  folgende  Stiftungen  verwaltet: 

Fischer  Philipp mit  einem  Stiftungseapitale  von       853  fl.  —  kr. 

Folkmann  Jakob,  Dr.   ....     „       „  „  „         100   „  —    « 

Hermann  Aron .....       „       „  „  „         300   «  —    « 

Kobler  Therese    „       „  „  „         100   «  —    u 

Königswarter  Jonas    „       „  „  •  „       4.000  «  —   » 

Meyersberg  Amalie „       „  „  „         500    n  —   r 

Oppenheim  Samuel    „       „  „  „    23.370  „  —  >» 

Richter  Isidor „       „  „  „         50Ö  „  —  » 

Rothschild  Betty  Freifr.   v.     „       „  „  „    30.000  «  —  » 

Schlesinger  Nanette „       „  „  „      5.137  «  SO  u 

Steiner  Elias „       „  „  „      J.OOO  „  —  « 

Wölfler  Bernhard,  Dr ?i       «  n  n      2.500  n  "^Vl 

in  Summa: 68.860  fl.  50  kr 
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irosn  aber  bemerkt  werden  mnss,  dass  der  grössere  Theil  der 
Knmlceii  aus  fremden  Kronländem  gekommen  ist  und  auf  Nieder- 
Oesterreich  in  der  Regel  nur  ein  geringes  Gontingent  entfällt. 

Jahr  Verpflegte  Personen         Kostenaufwand***) 

1863 601. .. .  15.826  fl.  08  kr. 

1864.  ...  661...  15.931  „  61  „ 

1866 673....  15.554  „  68  „ 

1866...  .  634...  15.206  „  14  „ 

1867 684....  16.623  „  13  „ 

1868 776....  17.000  „  54  „ 

1869 784..  .  17.791  „  49  „ 

1870 761 ... .  18.995  „  75  „ 

1871 762.  ..  19.078  „  66  „ 

1872 629.  ..  24.099  „  74  „ 

clurchschnittlieh.  697.»   .  17.610  fl.  77  kr. 

h)  Die  allgemeine  Poliklinik 
(im  I.  Bezirke,  Oppol2ergasse  4). 

Im  Oct/ber  des  Jahres  1871  vereinigte  sich  eine  Anzahl 
von  Doctoren  der  Medicin  zu  dem  Zwecke,  in  der  inneren  Stadt 
eme  Poliklinik  aus  eigenen  Mitteln  zu  gründen  und  so  lange 
zu  unterhalten,  bis  dies  durch  die  anzuhoffende  Unterstützung 
der  Behörden  und  Privaten  ermöglicht  werden  würde. 

Bereits  am  2.  Jänner  1872  wurde  die  Poliklinik,  in  12 
Sectionen  getheilt,  von  den  Gründern,  welchen  sich  jüngere 
Collegen  bereitwillig  als  Assistenten  zugesellten,  eröffnet. 

Dass  sich  dieses  in  deutschen  Städten  und  in  London 
'^ngst  eingebürgerte  Institut  einer  Poliklinik  auch  hierorts 
P^ktisch  und  den  Zeitverhältnissen  entsprechend  erwies,  geht 
*U8  der  Thatsache  hervor,  dass  gleich  im  ersten  Jahre  des 
Bestehens  derselben  11.962  Kranke  daselbst  unentgeltlich 
t^ehandelt  wurden. 


•••)  Der  durch  die  Einnahmen  nicht  bedeclfte  Theil  der  Ausgaben 
^'ird  von  der  israelitischen  Cultusgemeinde  gedeckt. 

21* 
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Aber  eben  die  grosse  und  stets  wachsende  Zahl  det 
Kranken,  die  in  der  Poliklinik  Hilfe  suchten,  forderte  dringend 
eine  baldige  Erweiterung  der  Localitaten  der  Anstalt. 

Um  nun  einerseits  die  zur  Existenzfrage  gewordene  Locali- 
täten-Angelegenheit  rasch  einer  erspriesslichen  Lösung  zuzuführen 
und  andererseits  die  Frage  für  das  so  schnell  über  die  ursprüng- 
lich gesteckten  Grenzen  hinaus  gewachsene  Institut  entsprechend 
im  Auge  behalten  zu  können,  beschloss  der  ärztliche  Körper 
der  Poliklinik,  sich  in  einen  Verein  umzugestalten  und  anf 
diese  Weise  den  Gönnern  der  Anstalt  eine  entsprechende  Ein- 
flussnahme  zu  ermöglichen. 

Die  in  dieser  Absicht  entworfenen  Statuten  wurden  von 
der  n.-ö.  Statthalterei  mit  Decret  vom  28.  December  1872, 
Z.  37.258,  genehmigt. 

Der  Verein  führt  den  Namen  ^Poliklinik  in  Wien"  unc 
verfolgt  den  Zweck: 

1.  unbemittelten  Kranken  unentgeltliche  Ordinatid 
durch  zur  Praxis  berechtigte  Aerzte  zu  ertheilen  und  ihnen  di 
Heilmittel  entweder  zu  herabgesetzten  Preisen  oder  wen 
die  Vermögensverhältnisso  des  Vereines  es  gestatten,  voll 
kommen  unentgeltlich  zu  beschaffen; 

2.  klinischen  Unterricht  zu  ertheilen; 

3.  unbemittelte  Kranke,  so  weit  die  Kräfte  des  Vereines  ua 
die  localen  Verhältnisse  es  gestatten,  „in  ihren  Wohnungen 
unentgeltlich  zu  behandeln  und 

4.  für  solche  unbemittelte  Kranke,  die  weder  ambular 
noch  in  ihren  Wohnungen  behandelt  werden  können,  eia 
„Anstalt"  zu  errichten,  in  welcher  eine  Anzahl  erkrankter  Indi 
viduen  unentgeltlich  behandelt,  operirt  und  verpflegt  werde 
kann. 

Der  Verein  besteht  aus  „Mitgliedern"  und „ Wohl thätern".  *** 

•"®)  Mitglieder  des  Vereines  sind  die  „Gründer"  und  jene  üniTer- 
sitäts-Docenten,  welche  vom  Vereine  als  „Mitglieder"  erwählt  werden. 

Die  Mitglieder  haben  unbemittelten  Kranken  in  der  Anstalt  unent- 
geltliche Ordinationen  zu  ertheilen,  eine  Eintrittstaxe  zu  entrichten,  welche 
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Die  Vereinsleitung  liegt  in  der  Hand  des  jährlich  zu 
wählenden  Verwaltungs-Ausschusses,  welcher  aus  dem  Vorstände, 
dem  Secretär  und  dem  Rechnungsführer  besteht. 

Das  Vermögen  des  Vereines  besteht: 

a)  aus  dem  Fundus  instructus  und  dem  Vermögen  der 
derzeit  bestehenden  ^allgemeinen  Poliklinik  in  Wien",  welches 
die  Gründer  der  letzteren  dem  Vereine  als  Eigenthum  über- 
liessen,  b)  aus  den  Eintrittstaxen  der  Mitglieder,  c)  aus  den  Unter- 
8t(ltzttngen  der  Wohlthäter  und  anderweitigen  Schenkungen,'*®) 
Erbschaften  etc.  und  d)  aus  jenen  Beiträgen,  welche  die  Mit- 
glieder des  Vereines  zu  leisten  verpflichtet  sind,  wenn  die 
übrigen  Hilfsquellen  zur  Erhaltung  des  Vereines  nicht  aus- 
reichen. 

In  dieser  Anstalt  sind  im  Jahre  1872  11.962  Personen 
in  56.456  Ordinationen  unentgeltlich  behandelt  worden;  die 
Ausgaben  betrugen  4796  fl.  59  kr.  ö.  W.  *'')  — 

Anhangsweise  (als  nach  dem  Jahre  1872  gegründet) 
ist  noch  zu  besprechen : 


jährlich  von  der  Generalversammlung  bestimmt  wird,  und  für  den  Fall,  als 
durch  Unterstützungen  das  Erforderniss  nicht  gedeckt  wird,  die  Kosten 
2D  gleichen  Theilen  zu  bestreiten. 

"Wohlthäter  des  Vereines  sind: 

1.  die  „Stifter",  d.  h.  jene  Personen,  welche  die  Summe  von  3000  fl. 
*Q'  einmal  oder  in  Raten  im  Verlaufe  von  zwei  Jahren  zur  Stiftung  und 
^^haltung  eines  Bettes  oder  ohne  besondere  Bestimmung  widmen,  oder 
^^^ehe,  welche  die  Interessen  benannter  Summe  zu  Gunsten  des  Vereines 
^hypothekarisch  versichern,  und 

2.  jene  Personen,  welche  einen  Jahresbeitrag  von  mindestens  10  fl. 
oder  einen  einmaligen  Beitrag  von  100  fl.  leisten. 

Jeder  Stifter,  sowie  dessen  Rechtsnachfolger  kann,  so  weit  es  den 
^^ocken  der  Anstalt  nicht  widerspricht,  einen  Kranken  zur  Aufnahme  vor- 
schlagen. 

•*•)  Vom  Gemeinderathe  der  Stadt  Wien  wurden  diesem  Institute 
bisher  jährlich  300  fl.  als  Subvention  zugemittelt. 

•**)  In  den  nächst  kommenden  Jahren  zeigte  sich  ein  rasches  An- 
wachsen in  der  Zahl  der  behandelten  Personen  sowohl  als  der  crtheilten 
Ordinationen,  wie  sich  aus  den  folgenden  Zifl^ern  entnehmen  lässt. 
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i)  Das  Mariahilfer    Ambulatoriam 

(im  VI.  Bezirke,  Mariahilferstrasse  Kr.  55). 

Dasselbe  wurde  wie  die  ,,al1gemeiiie  Poliklinik*'  von  mehreren  Aerztea 
u.  zw.  im  Jahre  1874  in's  Leben  gerufen  und  verfolgt  dieselben  Zwecke. 
Die  Vereinsstatuten  sind  von  der  n -ö  Statthalterei  mit  Decret  vom 
21.  August  1874,  Z.  Sli637  genehmigt  worden. 

Woblthäter  des  Vereines  sind  auch  hier: 

a;  die  Stifter,  d   h.  jene  Personen,  welche  die  Summe  yon  1000  fl. 
ö.  W.  auf  einmal  oder  in  Raten  im  Verlaufe  von  zwei  Jahren  zur  Sdftong 
und  Erhaltung  eines  Bettes  oder  ohne  besondere  Bestimmung  widmen,  oder 
solche,  welche  die  Interessen  einer  solchen  Summe  zu  Gunsten  des  Vereines 
hypothekarisch  versichern,  und 

b)  jene  Personen,  welche  einen  Jahresbeitrag  von  wenigstens  5  i 
ö.  W.  oder  einen  Beitrag  von  50  fl.  ö.  W.  leisten. 

Die  Vereinslcitung  besteht  aus  dem  Vorstande,  dem  Seeretir 
und  dem  Rechnungsführer,  welche  von  der  jährlichen  Vereinsversammlong 
gewählt  werden. 

Die  Einnahmen  der  Anstalt  bestehen  in  den  Beiträgen  derWohl- 
thäter,  in  Spenden  und  den  Zinsen  fructificirter  Gelder. 

Das  „Mariahilfer  Ambulatorium''  ist  vorzüglich  iBr  die  Kranken  der 
Vorstadtbezirke  „Mariahilf  und  Neubau''  und  der  an  diese  Bezirke  an- 
grenzenden „Vororte"  bestimmt  und  wurde  hauptsächlich  zu  dem  Zwecke 
gegründet,  damit  die  Hilfesuchenden  aus  diesen  Stadttheilen  weniger  d&r&af 
angewiesen  seien,  die  weit  entlegenen  Spitäler  auf  der  Wieden  oder  Ib 
der  Alservorstadt  oder  die  ebenfalls  entlegene  allgemeine  Poliklinik  in  der 
inneren  Stadt  aufzusuchen,  deren  Besuch  der  Entfernung  wegen  nameDtlich 
den  armen,  dem  Arbeiterstande  angehörigen  Kranken,  welche  ihre  Beschäf- 
tigung nicht  völlig  unterbrechen   oder   sich  nicht  so   oft  für  längere  Zeit 


Es  betrug  nämlich: 

die  Zahl  der  , 

>  -   -      ,  ,        ^  ,   „  die  Summe  der  reel- 

benandelten  ertheilten  ißjj  Auslairen 

Personen  Ordinationen 

im  Jahre  1873 17.508  83.405  7.«01  fl.  10  kr. 

„         1874 23.560  106.«00  10.541  „    87   n 

„        1875.    25.130  126.124  13.206  „   93   „ 

„         1876 26.606  —  11.109  „    75   » 

1877 27.650  —  11.840  „    56   „ 

Für  die  Jahre  1876  und  1877  war  die  Zahl  der  ei-theilten  „Ordina- 
tionen" in  den  Jahresberichten  der  Anstalt  nicht  ausgewiesen  worden. 
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Die  VereinsleituDg  liegt  iu  der  Haud  des  jahrlich  zu 
Wählenden  Verwaltungs-Ausschusses,  welcher  aus  dem  Vorstaude, 
i^m  Secretär  und  dem  Rechnungsführer  besteht. 

Das  Vermögen  des  Vereines  besteht: 
a)  aus  dem   Fundus   instructus  und    dem  Vermögen    der 
Vorzeit  bestehenden    „allgemeinen  Polikhnik  iu  Wien",  welches 
^e  Gründer   der   letzteren    dem  Vereine   als  Eigenthuni    über- 
^^ssen,  h)  aus  den  Eintrittstaxen  der  Mitglieder,  c)  aus  den  Uuter- 
*^Qtzungen  der  Wohlthäter  und  anderweitigen  Schenkungen,'*®) 
^^bschaften  etc.  und  d)  aus  jenen  Beiträgen,   welche   die  Mit- 
glieder   des    Vereines    zu    leisten    verpflichtet    sind,    wenn    die 
^virigen   Hilfsquellen    zur   Erhaltung    des  Vereines    nicht    aus- 
^^ichen. 

In  dieser  Anstalt  sind  im  Jahre  1872  11.962  Personen 
■^ti  56.456  Ordinationen  unentgeltlich  behandelt  worden;  die 
Ausgaben  betrugen  4796  fl.  59  kr.  ö.  W. '*')  — 

Anhangsweise  (als  nach  dem  Jahre  1872  gegründet) 
ist  noch  zu  besprechen: 


jährlich  von  der  Generalversammlung  bestimmt  wird,  und  für  den  Fall,  als 
durch  Unterstützungen  das  Erft)rderniss  nicht  gedeckt  wird,  die  Kosten 
2u  gleichen  Theilen  zw  bestreiten. 

Wohlthäter  des  V^ereines  sind: 

1.  die  „Stifter",  d.  h.  jene  Personen,  welche  die  Summe  von  3000  tl. 
aut  einmal  oder  in  Raten  im  Verlaufe  von  zwei  Jahren  zur  Stiftung  und 
Erhaltung  eines  Bettes  oder  ohne  besondere  Bestiuimung  widiuru,  oder 
Solche,  welche  die  Interessen  benannter  Summe  zu  Gunsten  des  V'eri'ines 
hypothekarisch  versichern,  und 

2.  jene  Personen,  welche  einen  Jahresbeitrag  von  mindestens  10  tl. 
oder  einen  einmaligen  Beitrag  von  100  tl.  leisten. 

Jeder  Stifter,  sowie  dessen  Rechtsnachfolger  kann,  so  weit  es  den 
Zwecken  der  Anstalt  nicht  widersi>richt,  einen  Kranken  zur  Aufuahuie  vor- 
schlagen. 

•*°)  Vom  Gemeinderathe  der  Stadt  Wien  wurden  dieseui  Institute 
V>isher  jahrlich  300  ll.  als  Subvention  ziigemittelt. 

'*')  In  den  nächst  konimendcii  Jaln»'n  zt'iute  ,>Icli  t.'in  rasches  An- 
\viichsen  in  der  Zahl  der  behandt-ltun  Pcisouen  sowohl  als  der  i-rtheilten 
Ordinationen,  wie  sich  aus  den  folgenden  Ziffern  eutnehmeu  lässt. 
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der  Gemeindebezirke  ^Mariahilf,  Neubau  und  der  angrenzendeo 
Vororte^.  Die  Anstalt  soll  auf  immerwährende  Zeit  den  Namen 
„Erzherzogin  Sofien-Spital"  führen. 

Jede  Person  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes,  sowie 
ganze  Gesellschaften  und  Corporationen  können  dem  Vereine 
als  Stifter,  Gründer,  ordentliche  oder  unterstützende  Mitglieder 
beitreten.  •*•) 

Sowohl  die  „Stifter**  als  die  „Gründer**  und  „ordentlichen 
Mitglieder**  haben  das  Recht,  arme  Kranke  zur  Aufnahme  in 
das  Spital  zu  empfehlen,  zu  welchem  Zwecke  ihnen  gedruckte 
Empfehlungsbriefe  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Ein  „Stifter* 
hat  insbesondere  das  Recht,  das  seinen  Namen  führende  Bett, 
wenn  es  nicht  bereits  occupirt  ist,  durch  yon  ihm  empfohlene 
Kranke  belegen  zu  lassen. 

Der  Vcrwaltungs-Ausschuss,  welcher  die  ökonomischen 
und  finanziellen  Verhältiiisse  des  Spitals  zu  überwachen  hat, 
besteht  aus  dem  Protector  des  Vereines  als  Präsidenten  und  aus 
sechzig  von  der  Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern  des 
Vereines. 

Die  Ausschussmitglieder,  deren  Function  eine  unentgelt- 
liche ist,  wählen  aus  ihrer  Mitte  einen  ersten  und  zweiten  Vice- 
präsidenten,  zwei  Schriftführer  und  einen  Cassenrevisor  auf  die 
Dauer  eines  Jahres. 

Das  SpitalS'Directorium  besteht  aus  dem  ärztlichen 
Director,  dem  Oekonomen,  dem  Cassaverwalter,  dem  Primarärzte 


•*•)  Stifter  sind  jene  Mitglieder,  die  zur  Errichtung  eines  Kranken- 
bettes einen  Beitrag  von  2500  fl.  o.  W.  erlegen,  und  Gründer  jene, 
welche  ein-  für  aUemal  mindestens  100  fl.  ö.  W.  erlegen  und  einen  jähr- 
lichen Beitrag  von  mindestens  10  fl.  ö.  W.  leisten. 

Die  ordentlichen  Mitglieder  zahlen  einen  jährlichen  Beitrag  von 
mindestens  10  fl.  öu  W.  zum  Institutsfonde,  oder  tragen  durch  namhaft« 
pi^rsönliche  Leistungen  zum  "Wohle  des  Institutes  bei. 

Unterstützende  Mitglieder  endlich  sind  jene,  die  sich  zn  Bii- 
trägon  herbeilassen,  welche  geringer  sind  als  jene  der  „ordentlichen'*  Mit- 
glieder, d(mi  Institute  jährlieh  eine  Unterstützung  von  wenigstens  t  fl.  ö.  W- 
zuführen,  oder  endlich  dem  Vereine  andere  Zuflüsse  verschaflfen. 


'"n  Hause  entfernen  ki'mnon, 
■"'sUeh  gemaobt  wird. 

In  diesem  Ambulatorium  betrug- 


höchslen  ärodc  nrsehwpn,    <ift  ganz  i 


dif»  Zalil  der  difiAuslago  ff 


"  -»»lire  187Hin  8.  Semet 

„      1873   

,      1876 

„      1877  


bi'hnnrtelte, 
KiaiiktiD 

f       im» 


rrlbpilton 
Ordinal  ioiiea 
M.41S 
S9.9S- 
33.0« 
33.359 


BetiiLndiuDg 
1.1503   fl.  3ä  kr. 
S,003  „    3i    „ 


Von  dea  Privatvereinen,  welche  sieh  mit  dt'r  Arnien- 
"•"ankenpflege  beschäftigen,  sind  noch  die  folgenden  anzu- 
fahren. 

^)   Die  GeBellaehaft  adeliger  Frauen    zur  Beförderung 
I  des  Guten  und  Nützlichen. 

'  Ueber  das  Wirken  dieses  Vereines,  so  weit  sich  derselbe 

ait  der  „ArmenkrankeHpflege"  beschäftigt,  wurden  die  ent- 
sprechenden Daten  bereits  auf  Seite  72  angeführt,  wo,  um  die 
L'ebersicht  über  das  Wirken  des  Vereines  znsamiui'u  zu  lassen, 
nebst  den  Dat«n  über  die  „Ärinenunterstülzung"  überhaupt  — 
auch  die  Zahl  der  im  „Marieuspitale"  iu  Weikersdorf  bei  Itadeu 
Verpflegten  und  die  für  diese  Verpflegung  jährlich  verausgabten 
Beträge  augeführt  erscheinen. 

Wie  aus  den  dort  augeführten  Ziffern  zn  entnehmen  ist, 
betrug  während  des  Deceuniums  1S63  1872  die  Zahl  der 
Personen,  welche  in  diesem  von  der  Gesellsclmfl  erhaltenen 
„Spitale"  alljährlich  verpflegt  wurden,  im  t)urchsehrMtte  260 
und  die  jähriiche  „Ausgabe"  für  die  Verjiflegiing  diiselhsl  durch- 
schnittlich 6555  fl.  53  kr.  >..  W. 

l)    Der  Verein  zur  Errichtung   und  Erhaltung   des  Erz- 
herzogin Suficn-Spitales. 
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öffentliche 


private 


Annenkrankenpfl^^e 

Uebertrag 494.047  fl.  53  kr. 

im  k.  k.  Krankenhause  Ru- 

dolfstiftang  mit 157.093  ^  08  „ 

im  k.   k.  Erankenhause  zu 

Sechshaus  mit 37.708  „  02  „ 

und  in  der  n.-ö.  Irrenheil - 

und  Pflegeanstalt  mit    . .   125.923  „  77  „ 
imSt.  Josef-Kinderspitalemit    . 
„  St.  Anna-  „  „      .     . 

^  Spitale  der  barmherzigen 

Brüder  mit 

9,  Spitale  der  barmherzigen 

Schwestern  mit 

n  Spitale   der  Elisabethine- 

rinnen  mit 

„  Spitale  der  Israelit.  Cul- 

tusgemeinde  mit 

Weiters  wurden  für  Zwecke 

der     Armenkrankenpflege 

verausgabt  in  der  allgem. 

Poliklinik 4.769  „  59 

zusammen   815.672  „  40  ^     115.770  „  64 

DieHauptsumme  der  durch- 
schnittlichen Jahresausga- 
ben for  die  „Krankenpflege 
innerhalb    der    Heilan- 
stalten" beträgt  daher 931.443  fl.  04  kr. 

Mit  Hinzurechnung .  der  auf 
Seite  210  der  ausgewiesenen 
Auslagen  für  die  „Armen- 
krankenpflege ausserhalb 
der  Heilanstalten"  pr. . . .     69.349  fl.  42  kr.     15.604  fl.  45jr. 

""  84.953  fl.  87  kr. 


6.754  fl.  96  fr. 
13.304  „  78  . 

au^oOv  n  '^  ff 

24.795  „  84  , 
19.246  „  36 , 
17.610  „  77  « 


n 
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der  medicinischen  und  dem  Primarärzte  der  chirurgischeu  Ab- 
AeiluDg.  Die  Mitglieder  des  Directoriums  werden  vom  Verwal- 
tangs-Ausschusse  ernannt;  ihre  Function  ist  eine  unentgeltliche, 
^hre  Anstellung  eine  bleibende. 

Das  Direetoriura  fuhrt  die  unmittelbare  Leitung  des  Spitales 
^Hd  erledigt  die  currenten  Geschäfte. 

Zur  Aufnahme  und  Behandlung  von  Kranken  in  der 
A.xiQbulanz  bedarf  es  nur  der  Anmeldung  bei  einem  Anstaltsarzte, 
^'^^Shrend  die  „stationäre"  Aufnahme  nach  den  vom  Directorium 
^tt  treffenden  besonderen  Bestimmungen  geregelt  wird. 

Die   Mittel    zur  EiTeichung    des  Vereinszweckes    liefern: 
*ie  jährlichen  Beiträge  der  Mitglieder  und  anderer  Wohlthäter, 
^e  Erträgnisse  einzuleitender  Sammlungen   und   der  Veranstal- 
tungen   von    öffentlichen    Festen,     Akademien,    Theatervorstel- 
*^Vingen   etc.,    dann    die    dem    Spitale    zufallenden    Erbschaften, 
^•egate    oder    Geschenke    und    die    Interessen    der    Stiftungs- 
capitalien.  ***) 


Werden  zum  Schlüsse  die  bei  Besprechung  des  Wirkens 
der  „Armenkrankenpflege  innerhalb  der  Heilanstalten"  ange- 
führten durchschnittlichen  Jahresausgabon  übersichtlich  zu- 
sammengestellt, so  ergibt  sich  Folgendes. 

Die  Kosten  für  die  unentgeltliche,  d.  h.  auf  Kosten 
von  „Fonden  oder  Stiftungen"  erfolgte  Verpflegung  kranker 
Armen  bezifferten  sich  jährlich  für  die 

otVentliche  private 

Armenkrankenpflege 

im  k.  k.  allgem.  Kranken- 
hause mit 362.615  fl.  51  kr. 

im  k.  k.  Kraukenhause  Wie- 

den  mit 131.482  „  02  „ 

Fürti-ag 494.047  fl.  53  kr. 


*")  Mit  der  Erbauung"  des  vom  Vorfini«  im  Vlll.  Bezirke  (Xeubau), 
Kaiserstrasse  Nr.  7  zu  errichtenden  Spitales  wurde  im  Miirz  1879  begonnen. 


»-#»^  \  ' 


öfTeDtliche  private 


Armenkrankenpflege 

Uübertrag 494.047  fl.  53  kr. 

im  k.  k.  Krankenhause  Ru- 
dolfstiftung mit 157.993  „  08  „ 

im   k.    k.  Krankenbause  zu 

Sechshaus  mit 37.708  ^  02  „ 

und  in  der  n.-ö.  Irrenheil- 

uud  Pflegeaustalt  mit    .  .   125.923  „  77  „ 
imSt.  Josef-Kinderspitalemit    .      .      .  6.754  fl.  96 

„  St.  Anna-  „  „ 13.304  „  78 

„  Spitale  der  barmherzigen 

Brüder  mit 29.289  ,,  34   ^ 

„  Spitale  der  barmherzigen 

Schwestern  mit 24.795  „  84  ^ 

„  Spitale   der  Elisabethiue- 

rinnen  mit 19.245  „  36  „ 

„  Spitale  der  israelit.  Cul- 

tusgemeinde  mit 17.610  ^  77  „ 

Weiters  wurden   für  Zwecke 

der     Armenkrankeupflege 

verausgabt  in  der  allgem. 

Poliklinik 4.769  „  59  „ 

zusammen    815.672  „  40  „      115.770  „  64  „ 

DieHauptsunirae  der  durch- 
schnittlichen Jahresausga- 
ben für  die  „Krankenpflege 
innerhalb     der    Heilan- 
stalten" beträgt  daher 931.443  fl.  04  kr. 

Mit  Hinzurechnung  der  auf 
Seite  210  der  ausgewiesenen 
Auslagen  für  die  „Armen- 
kraukenplb^ge  ausserhalb 
der  lleilaustaltcn^'  pr 69.349  fl.  42  kr.     15.604  fl.  45  kr. 

84.953  fl.  87  kr. 
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itlftssen  werden  können  —  andererseits  aber  die  Kosten  der  „nnentgelt- 
iehen*'  Verpflegung  entweder  ans  Landesniitteln  oder  durch  die  Privat- 
Foblthätigkeit  bestritten  werden,  wäre  eine  Beschränkung  der  Zahl  der 
Bönentgeltlich"  Tcrpflegten  armen  Kranken  auf  die  in  den  Wiener  Armen- 
bezirk zuständigen  Personen  kaum  gerechtfertigt.  Es  wäre  also  der 
BMbaehtungskreis  mindestens  auf  alle  jene  Personen  zu  erstrecken  ge- 
wesen, welche  vor  ihrer  Aufnahme  in  die  Heilanstalt  im  Wiener  Armen- 
\mrke  gewohnt  haben. 

Abgesehen  aber  Ton  der  bereits  angedeuteten  Schwierigkeit,  die 
Zahl  dieser  Personen  zu  erfassen  —  wenigstens  unter  den  in  den  ,,öffent- 
lehen"  Krankenanstalten  Verpflegten,  welche  den  grösseren  Theil  der  un- 
eitgeltlich  behandelten  Personen  ausweisen,  da  für  diese  Anstalten  vor 
Allem  wohl  der  Ausweis  der  Zuständigkeit  von  Wichtigkeit  ist,  weniger 
aVer  der  des  Domicils  —  wäre  auch  mit  der  Möglichkeit  eines  solchen 
tlffermässigen  Erfassens  noch  nicht  viel  gewonnen  gewesen,  da  ausser- 
dem auch  die  Zahl  der  auf  diese  Personen  entfallenden  Verpflegstage 
liitte  ermittelt  werden  müssen.  Die  Anzahl  letzterer  wäre  dann  zu  multi- 
pliciren  gewesen  mit  <jenem  Betrage,  welcher  im  Durchschnitte  mit  Zugrunde- 
legvng  der  Jahresauslagen  der  betreflenden  Anstalt  überhaupt  auf  einen 
Terpflegstag  entfällt.  Erst  mit  der  Durchführung  aller  dieser  Rechnungs- 
operationen könnte  die  Frage  beantwortet  werden,  was  in  unserer  Stadt 
für  die  unentgeltliche  Verpflegung  von  in  Wien  wohnhaften  Per- 
sonen im  Durchschnitte  jährlich  verausgabt  worden  ist.  Das  Interesse  für 
die  Beantwortung  dieser  Frage  dürfte  aber  schwerlich  im  Verhältnisse 
stehen  zu  dem  Umfange  der  für  die  Beantwortung  derselben  noth wendigen 
Arbeit. 

Mit  Rücksicht  auf  die  bestehenden  Verhältnisse  und  Einrichtungen 
ersehien  es  daher  dem  statistischen  Bureau  zweckmässiger,  die  Frage  so 
M  förmuliren:  Was  wurde  während  des  Decenniums  1863 — 1872  im  Wiener 
Armenbezirke  für  Zwecke  der  Armenkrankenpflege  überhaupt  sowohl 
von  Seite  der  „öffentlichen"  als  der  „Privatarmenpflege"  jährlich  veraus- 
^bt?  Diese  Frage  erscheint  in  den  Zifl'ern  der  auf  Seite  329  befindlichen 
Zosammenstellung  beantwortet.. 

Bemerkt  muss  noch  werden,  dass  in  dieser  Zusammenstellung  nur 
iöne  Kosten  in  Betracht  gezogen  sind,  welche  als  „regelmässig  T^ieder- 
^ehrende"  und  nur  der  Ziffer  nach  Variante  erscheinen  und  daher  die  Kosten 
^r  die  Errichtung  von  Spitälern  hier  eben  so  wenig  einbezogen  erschei- 
^6n,  als  jene  Beträge,  welche  nur  in  einzelnen  Jahren  oder  noch  kleineren 
^eittbeilen  für  Zwecke  der  „Armenkrankenpflege"  verausgabt  wurden,  wie 
z.  B.  bei  den  „Communal-Nothspitälern"   der  Fall  ist. 
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Zum  Schlüsse  dieses  Capitels  sind  noch  jene  „Anstalten  und  V< 
anzuffihrea,  welche  seit  dem  Jahre  1872,  mit  welchem  die  dieser  Abhaai* 
lung  zu  Grunde  liegende  Periode  der  zifTermässigen  Beobachtung  »bschUeaili 
der  „Armenkrankenpflege^  zugewachsen  sind. 

£s  sind  dies  namentlich  das  „ Leopolds tädter*^  und  das  „Eronpriu 
Rudolf-Kinderspital",  das  „Maria  Theresia-Frauen-Hospital",  das  „Maria- 
hilfer  Ambulatorium"  und  der  „Verein  für  Errichtung  des  Erzherzogii 
Sofien-Spitales",  deren  Darstellung  aber  bereits  in  die  Torausgehende  Ab^ 
handlung  „über  die  Armenkrankenpflege  innerhalb  der  Anstalten"  qbI 
zwar  desswegen  einbezogen  wurde,  weil  die  Gründung  dieser  AnstsItM 
—  mit  Ausnahme  des  „Ambulatoriums"  —  noch  in  die  Decennal-PeriodI 
1863—1872  hineinfiel. 

In  jüngster  Zeit  ist  noch  zugewachsen  das  im  Jahre  1878  Ton  te 
k.  Rathe  und  pensionirten  Oberstabsarzte  Dr.  Johann  Taubes  von  Lebctfr 
warth  gegründete  Lcbenswarth'sche  Einderspital  zur  „unentgeHIiekM? 
Behandlung  und  Pflege  kranker  Kinder  von  armen  Arbeitern  oder  TN 
wenig  bemittelten  kleinen  Gewerbsleuten. 

Der  Genannte  errichtete  eine  Stiftung,  darin  bestehend,  dass  ff  ii 
VI.  Bezirke  in  der  Liniengasse  das  Haus  Nr.  19  zu  aineni  „Kinderspitoli^ 
herrichten  Hess  und  die  barmherzigen  Schwestern  in  Gumpendorif  daadt 
betraute,  daselbst  kranke  Kinder  homöopathisch  zu  behandeln.  Zu  diaMt 
Zwecke  wurde  denselben  ein  Capital  von  80.000  fl.  und  nach  dem  am  15.  JIbm 
1879  erfolgten  Tode  des  Stifters  weitere  30.000  fl.  mit  der  Bestimmung  flb«r« 
geben,  dass  für  den  Fall,  als  die  barmherzigen  Schwestern  nicht  mdirii 
der  Lage  sein  würden,  das  Kinderspital  in  dem  hiezu  bestimmten  Hhm 
zu  erhalten,  dieselben  verpflichtet  sind,  die  ihnen  zur  Erhaltung  des  SpitilM 
übergebenen  Capitalien  pr.  80.000  fl.  und  30.000  fl.  und  den  Fundos 
instructus,  insoweit  derselbe  auf  Kosten  des  Stifters  beigestellt  wurde,  der 
Commune  Wien  zu  übergeben,  welche  dann  Vorsorge  zu  treffen  WUtoi 
dass  im  Einvernehmen  mit  dem  Vereine  homöopathischer  Aente  dn  Üb* 
derspital  activirt  werde. 

Ferner  ist  noch  anzuführen  das  laut  testamentarischer  VeiüBgang 
der  im  Jahi-ö  1878  verstorbenen  Frau  Katharina  Riedl  gestiftete  Kind«r- 
spital  im  IX.  Bezirke,  Sehubertgasse  Nr.  2,  welches  wahrseheinlidi  ia 
Jahre  1879  eröff'net  werden  wird,  und  weiters  noch  der  im  Jahre  1875 
gegründete  „Verein  zur  unentgeltlichen  Verpflegung  Brustleidender  auf  den 
Lande",  welcher  eine  Pflegeanstalt  in  Kierling  erhält 


V.  Armenkinderpflege. 

Unter  diesem  Titel  folgt  nun  die  übersichtliche  Darstellung 
.  jener  Einrichtungen  und  Anstalten,  welche  getroffen  wurden, 
-im  dem  armen,  verlassenen  oder  ven^^aisten  Kinde  zunächst  die 
Befriedigung  seiner  physischen  Bedürfhisse,  dann  aber  auch  die 
Wohlthaten  der  Erziehung  und  des  Unterrichtes  und  damit  die 
Möglichkeit  zu  gewähren,  sich  seinerzeit  seinen  Lebensunterhalt 
ehrlich  verdienen  zu  können. 

Um  das  hilflose,  verwaiste  oder  von  Allen  verlassene  Kind 
davor  zu  bewahren,  das^  es  entweder  zu  Grunde  gehe  oder 
der  Verwahrlosung,  dem  Bettel  und  durch  diese  nicht  selten 
aach  dem  Verbrechen  anheimfalle,  reichen  die  gewöhnlichen 
Mittel  der  Armenpflege  nicht  mehr  aus.  Hier  genQgt  weder  die 
Unterstützung  noch  selbst  die  Versorgung  allein,  denn  es  han- 
delt sich  darum,  dem  Körper  des  zu  Unterstützenden  sowohl 
als  dem  Oeiste  desselben  eine  den  Anforderungen  der  Humanität 
und  dem  Fortschritte  der  Zeit  angemessene  Pflege  und  Erzie- 
hung angedeihen  zu  lassen. 

Die  Armenpflege  unserer  Stadt  sucht  dieser  Aufgabe  *) 
auf  eine  zweifache  Weise  gerecht  zu  werden.  Die  Kinder  werden 
nämlich  entweder  bei  sogenannten  „Pflegeparteien^  in  Kost  und 
Verpflegung  gegeben  oder  sie  werden,  soweit  es  der  Raum  der 
für  diesen  Zweck  bestehenden  Anstalten  zulässt,  in  den  „Waisen- 


*)  Der  Gemeinderath  hat  mit  Beschluss  vom  S4.  September  1861 
zur  Verwaltung  der  mit  dieser  wichtigen  Aufgabe  verbundenen  Angelegen- 
heiten eine  eigene  Commission  unter  dem  Titel:  „Commission  für  Waisen- 
a-ngelegenheiten"  eingesetzt. 
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Zum  Schlüsse  dieses  Capitels  sind  noch  jene  „Anstalten  nnd  Yer&juf^ 
anzuführen,  welche  seit  dem  Jahre  1872,  mit  welchem  die  dieser  Abhaai* 
lung  zu  Grunde  liegende  Periode  der  zifTermässigen  Beobachtung  »bsehliessli 
der  „Armenkrankenpflege^  zugewachsen  sind. 

£s  sind  dies  namentlich  das  „Leopoldstädter''  und  das  „Eronprins 
Rudolf-Kinderspital^,  das  „Maria'  Theresia-Frauen-Hospital*',  das  „Maria- 
hilfer  Ambulatorium^  und  der  „Verein  für  Errichtung  des  Erzher»^ 
Sofien-Spitales*',  deren  Darstellung  aber  bereits  in  die  Torausgehende  Ab» 
handlung  „über  die  Armenkrankenpflege  innerhalb  der  Anstalten"  obI 
zwar  desswegen  einbezogen  wurde,  weil  die  Gründung  dieser  Anstaltei 
—  mit  Ausnahme  des  „Ambulatoriums''  —  noch  in  die  Decennal-PeriodI 
1863—1872  hineinfiel. 

In  jüngster  Zeit  ist  noch  zugewachsen  das  im  Jahre  1878  Ton  d« 
k.  Rathe  und  pensionirten  Oberstabsarzte  Dr.  Johann  Taubes  von  Lebeifr 
warth  gegründete  Lebens warth'sche  Einderspital  zur  „unentgeltlieheft* 
Behandlung  und  Pflege  kranker  Kinder  von  armen  Arbeitern  oder  tm 
wenig  bemittelten  kleinen  Gewerbsleuten. 

Der  Genannte  errichtete  eine  Stiftung,  darin  bestehend,  dass  erit 
VL  Bezirke  in  der  Liniengasse  das  Haus  Nr.  19  zu  einem  „Kinderepitak^ 
herrichten  liess  und  die  barmherzigen  Schwestern  in  Gumpendorif  duoit 
betraute,  daselbst  kranke  Kinder  homöopathisch  zu  behandeln.  Zu  diese» 
Zwecke  wurde  denselben  ein  Capital  von  80.000  fl.  und  nach  dem  am  15.  J&&Btf 
1879  erfolgten  Tode  des  Stifters  weitere  30.000  fl.  mit  der  Bestimmung  fiber- 
geben, dass  für  den  Fall,  als  die  barmherzigen  Schwestern  nicht  mehr  ii 
der  Lage  sein  würden,  das  Kinderspital  in  dem  hiezu  bestimmten  Hmbi 
zu  erhalten,  dieselben  verpflichtet  sind,  die  ihnen  zur  Erhaltung  des  Spitales 
übergebenen  Gapitalien  pr.  80.000  fl.  und  30.000  fl.  und  den  Fundus 
instructus,  insoweit  derselbe  auf  Kosten  des  Stifters  beigestellt  wurde,  der 
Commune  Wien  zu  übergeben,  welche  dann  Vorsorge  zu  treflfen  h&tte, 
dass  im  Einvernehmen  mit  dem  Vereine  homöopathischer  Aerzie  ein  KiO' 
derspital  activirt  werde. 

Ferner  ist  noch  anzuführen  das  laut  testamentarischer  Verfügung 
der  im  Jahrd  1878  verstorbenen  Frau  Katharina  Riedl  gestiftete  Kinder- 
spital im  IX.  Bezirke,  Schubertgasse  Nr.  2,  welches  wahrscheinlieh  in 
Jahre  1879  eröffnet  werden  wird,  und  weiters  noch  der  im  Jahre  1875 
gegründete  „Verein  zur  unentgeltlichen  Verpflegung  Brustleidender  auf  deo 
Lande",  welcher  eine  Pflegeanstalt  in  Kierling  erhält. 


V.  Armenkinderpflege. 

Unter  diesem  Titel  folgt  nun  die  übersichtliche  Darstellung 
jener  Einrichtungen  nnd  Anstalten,  welche  getroffen  wurden, 
HU  dem  armen,  verlassenen  oder  verwaisten  Kinde  zunächst  die 
Befriedigung  seiner  physischen  Bedürfnisse,  dann  aber  auch  die 
Wohlthaten  der  Erziehung  und  des  Unterrichtes  und  damit  die 
Möglichkeit  zu  gewähren,  sich  seinerzeit  seinen  Lebensunterhalt 
ehrlich  verdienen  zu  können. 

Um  das  hilflose,  verwaiste  oder  von  Allen  verlassene  Kind 
davor  zu  bewahren,  das  >  es  entweder  zu  Orunde  gehe  oder 
ier  Verwahrlosung,  dem  Bettel  und  durch  diese  nicht  selten 
mch  dem  Verbrechen  anheimfalle,  reichen  die  gewöhnlichen 
ftittel  der  Armenpflege  nicht  mehr  aus.  Hier  genügt  weder  die 
Jnterstützung  noch  selbst  die  Versorgung  allein,  denn  es  han- 
telt sich  darum,  dem  Körper  des  zu  Unterstützenden  sowohl 
Is  dem  Geiste  desselben  eine  den  Anforderungen  der  Humanität 
md  dem  Fortschritte  der  Zeit  angemessene  Pflege  und  Erzie- 
lang  angedeihen  zu  lassen. 

Die  Armenpflege  unserer  Stadt  sucht  dieser  Aufgabe  *) 
wif  eine  zweifache  Weise  gerecht  zu  werden.  Die  Kinder  werden 
länilich  entweder  bei  sogenannten  „Pflegeparteien"  in  Kost  und 
Verpflegung  gegeben  oder  sie  werden,  soweit  es  der  Raum  der 
ur  diesen  Zweck  bestehenden  Anstalten  zulässt,  in  den  „Waisen- 


*)  Der  Gemeinderath  hat  mit  Beschluss  Yom  S4.  September  1861 
!ur  Verwaltung  der  mit  dieser  wichtigen  Aufgabe  verbundenen  Angelegen- 
leiten  eine  eigene  Commission  unter  dem  Titel:  „Comniission  für  Waisen- 
ingelegenheit^n"  eingesetzt. 


läiisern",  in  der  „Landesfindelanstalt"  etc.  nnteigebraeht  od^ 
n  „Blinden-  und  Tauhstiiraraeninstituten**,  wenn  sie  an  den  böi 
len  Pfleglingen  dieser  letzteren  Anstalten  herrschenden  Gebrechen 
leiden. 

Es  wurde  bereits  bei  Besprechung  der  „zeitlichen  Pfiründea** 
;Seite  46)    angeführt,    dass  für    eheliche  Kinder,  welche  durch 
ihres  Vaters  Tod  Waisen    geworden    sind,    Waisenpfründen 
im  Betrage  von    monatlich  drei  Gulden  ö.  W.    gezahlt  werden, 
wenn  sich  die  Kinder  bei  ihren  Müttern  in  Verpflegung  befinden 
und  diese  mittellos  sind.  Ferner  wurde  daselbst  auch  bemerkt, 
dass    eine    zeitliche    Pfründe    im    Betrage    von    monaflich 
zwei    Gnlden    ö.    W.    für    ein    Kind    verabreicht    wird,    wötf* 
ein    Elterntheil,    insbesondere    der   Vater,  als    „krank**   in  eio 
Krankenhaus    aufgenommen    oder   in    einem    Versorgungshausö 
untergel »rächt  w  urde,  so  dass  die  Sorge  für  die  Kinder  nur  dem 
L*inen    ohneliiu    in    dürftigen    Umständen    lebenden    Elterntheile 
r»bliegt.  Unter  Hinweis  auf  das  dort  bereits  Angeführte  werden 
hier  zuerst  die  Bestimmungen  über  die  Unterbringung  der  Kinder 
bei  Pflegeparteien,    dann    die  Normen    über    die    Aufnahme 
solcher  KiudiT    in   die    hiezu    bestimmten  Anstalten    und    die 
Einrichtung    dieser  Anstalten    besprochen    werden,    w^obei   auch 
das    einschlagige    Wirken    der    Privatwohlthätigkeit    seine 
Darstellung  linden  wird. 

1.  Die  Unterbringung  der  Kinder  bei  Pflegeparteien. 

Ä)  Fürsorge  der  öffentlichen  Armenpflege. 

Als  Pflege  Parteien  werden  jene  Personen  bezeichnet, 
welehe  gegen  ein  bestimmtes,  denselben  monatlich  zu  zahlen- 
des Kostgi.'M  Kinder  in  „Kost  und  Pflege"  übernehmen. 

Von  Seite  des  Magistrates  erfolgt  die  Uebergabe  der  Kinder 
an  solehe  Parti'ieii  diireh  (bis  Armen(lej)artement,  von  Seite  der 
n.-n.  Landes-! Jelulr-  und  Findehmstalt  durch  die  Verwaltung 
diesvT  Anstalt. 

Es  ist  nun  zu(;rst  die  Frage  zu  beantwort(^n,  welche  Kinder 
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\^i  „Pflegeparteien"  untergebracht  werden  und  in  welcher  Weise 
die  Ueberwaehung  derselben  bewerkstelligt  wird. 

In  Pflege  und  Erziehung  werden  bei  Pflegeparteien 
untergebracht:  *) 

1.  Kinder,  welche  beide  Elterntheilo  durch  den  Tod  ver- 
loren haben;  2.  solche,  deren  Eltern  unbekannten  Aufenthaltes 
sind,  und  3.  Kinder,  von  denen  beide  Eltt».rntheile  oder  der  noch 
lebende  Theil  in  ein  Krankenhaus  oder  Versorgungshaus  unter- 
gebracht oder  deren  Eltern  verhaftet  wurden  oder  wegen  des 
ZnsamraentreflFens  besonders  ungünstiger  Umstände  die  Verpfle- 
gung eines  oder  mehrerer  ihrer  Kinder  auf  einige  Zeit  oder  gar 
öicht  mehr  besorgen  können. 

Wenn  in  diesen  Fällen  die  Kinder  noch  unter  sechs 
Jahren  sind  und  sich  keine  Pflegeeltern  für  dieselben  finden 
sollten,  so  werden  dieselben  auf  Rechnung  des  „allgemeinen 
Versorgungsfondes"  vorläufig  in  die  Landesfindelanstalt  ab- 
gögeben*)  und  es  wird  in  einem  solchen  Falle  für  dicso  Kinder  — 
üai*h  einem  mit  der  Anstalt  getroffenen  Uebereinkommen  —  ein 
^monatliches  „Kostgeld"  entrichtet,  welches  nach  dem  Alter  des 
l^indes  verschieden  ist.  *) 


*)  §.  42  der  Instniction.  (g.  20  der  neuen  Vorschrift.) 

•)  Siehe  hierüber  Seite  403. 

*)  Auf  das    von   der   n.-ö.    Statthalterei    gestellte   Ansuchen:    der 

Üemeinderath  wolle  zur  thunlichen  Behebung  der  unverkennbaren  üebel- 

•stände  bezüglich  der  an  Pflegeparteien  abgt*gebenen  Findelkinder  die  n.-ö. 

^'indelanstalt   durch   Ausmittlung    pausender   Pflegeparteien    und   durch 

Teberwachung  derselben  unterstützen,  wurde  beschlossen: 

1.  Der  Magistrat  ist  aufzufordern,  unter  Mitwirkung  der  Bezirks- 
ausschüsse und  ArinenvÄtor  (jetzt  Armenräthe)  vierteljährig  ein  Verzeiehniss 
verlässlicher  und  vertrauenswert  her  „Pflegeparteien  für  Findelkinder"  abzu- 
fassen und  der  Findelhaus -Verwaltung  zur  Benützung  zu  übermitteln. 

t.  Den  Bezirksausschüssen  soll  es  obliegen,  die  ihnen  sodann  bekannt 
l^egebenen  Pflegekinder  unter  Mitwirkung  der  Bezirksarmenväter,  Bezirks- 
arnienärzte  und  der  von  der  Krankenhaus-Direction  bestellten  vier  Doctoren 
der  Medicin  einer  genauen  und  sorgfältigen  Ueberwaehung  zu  unterziehen. 

3.  Süllen  durch  halbjährige  Berichte  der  Bezirksvorstände  alle  über 

ii 
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häusern",  in  der  „Landesfindelanstalt"  etc.  untergebracht  oder 
in  „Blinden-  und  Taubstumraeninstituten",  wenn  sie  an  den  bei 
den  Pfleglingen  dieser  letzteren  Anstalten  herrschenden  Gebrechen 
leiden. 

Es  wurde  bereits  bei  Besprechung  der  „zeitlichen  Pfiründen** 
(Seite  46)  angeführt,  dass  für  eheliche  Kinder,  welche  durch 
ihres  Vaters  Tod  Waisen  geworden  sind,  Waisenpfründen 
im  Betrage  von  monatlich  drei  Gulden  ö.  W.  gezahlt  werden, 
wenn  sich  die  Kinder  bei  ihreu  Müttern  in  Verpflegung  befinden 
und  diese  mittellos  sind.  Ferner  wurde  daselbst  auch  bemerkt, 
dass  eine  zeitliche  Pfründe  im  Betrage  von  monatlich 
zwei  Gulden  ö.  W.  für  ein  Kind  verabreicht  wird,  wenn 
ein  Elterntheil,  insbesondere  der  Vater,  als  „krank**  in  ein 
Krankenhaus  aufgenommen  oder  in  einem  Versorgungshause 
untergebracht  wurde,  so  dass  die  Sorge  für  die  Kinder  nur  dem 
einen  ohnehin  in  dürftigen  Umständen  lebenden  Elterntheile 
obliegt.  Unter  Hinweis  auf  das  dort  bereits  Angeführte  werden 
hier  zuerst  die  Bestimmungen  über  die  Unterbringung  der  Kinder 
bei  Pflegeparteien,  dann  die  Normen  über  die  Aufnahme 
solcher  Kinder  in  die  hiezu  bestimmten  Anstalten  und  die 
Einrichtung  dieser  Anstalten  besprochen  werden,  wobei  auch 
das  einschlägige  Wirken  der  Privatwohlthätigkeit  seine 
Darstellung  finden  wird. 

» 

1.  Die  Unterbringung  der  Kinder  bei  Pflegeparteien. 

A)  Fürsorge  der  öffentlichen  Armenpflege. 

Als  Pflegeparteien  werden  jene  Personen  bezeichnet, 
welche  gegen  ein  bestimmtes,  denselben  monatlich  zu  zahlen- 
des Kostgeld  Kinder  in  „Kost  und  Pflege"  übernehmen. 

Von  Seite  des  Magistrates  erfolgt  die  Uebergabe  der  Kinder 
an  solche  Parteien  durch  das  Armendepartement,  von  Seite  der 
n.-o.  Landes-Gebär-  und  Fiudelanstalt  durch  die  Verwaltung 
dieser  Anstalt. 

Es  ist  nun  zuerst  die  Frage  zu  beantworten,  welche  Kinder 


387 

bei  „Pflegeparteion"  untergebracht  werden  und  in  welcher  Weise 
die  Ueberwachung  derselben  bewerkstelligt  wird. 

In  Pflege  und  Erziehung  werden  bei  Pflegeparteien 
untergebracht:  *) 

1.  Kinder,  welche  beide  Eltern theile  durch  den  Tod  ver- 
loren haben;  2.  solche,  deren  Eltern  unbekannten  Aufenthaltes 
sind,  und  3.  Kinder,  von  denen  beide  Elterntheile  oder  der  noch 
lebende  Theil  in  ein  Krankenhaus  oder  Versorgungshaus  unter- 
gebracht oder  deren  Eltern  verhaftet  wurden  oder  wegen  des 
ZusammentreflFens  besonders  ungünstiger  UmstÄnde  die  Verpfle- 
gung eines  oder  mehrerer  ihrer  Kinder  auf  einige  Zeit  oder  gar 
nicht  mehr  besorgen  können. 

Wenn  in  diesen  Fällen  die  Kinder  noch  unter  sechs 
Jahren  sind  und  sich  keine  Pflegeeltern  für  dieselben  finden 
sollten,  so  werden  dieselben  auf  Rechnung  des  „allgemeinen 
Versorgungsfondes"  vorläufig  in  die  Landesfindelaustalt  ab- 
gegeben*) und  es  wird  in  einem  solchen  Falle  für  diese  Kinder  — 
nach  einem  mit  der  Anstalt  getroffenen  Uebereinkommen  —  ein 
monatliches  „Kostgeld"  entrichtet,  welches  nach  dem  Alter  des 
Kindes  verschieden  ist.  *) 


•)  §.  42  der  Instruction.  (§.  26  der  neuen  Vorschrift.) 

*)  Siehe  hierüber  Seite  403. 

*)  Auf  das  von  der  n. -ö.  Statthalterei  gestellte  Ansuchen:  der 
Gemeinderath  wolle  zur  thunlichen  Behebung  der  unverkennbaren  Uebel- 
stände  bezüglich  der  an  Pflegeparteien  abgegebenen  Findelkinder  die  n.-ö. 
Findelanstalt  durch  Ausmittlung  p^issender  Pflegeparteien  und  durch 
Ueberwachung  derselben  unterstützen,  wurde  beschlossen: 

1.  Der  Magistrat  ist  aufzufordern,  unter  Mitwirkung  der  Bezirks- 
ausschüsse und  Armenväter  (jetzt  Armenräthe)  vierteljährig  ein  Verzeichniss 
vorlässlicher  und  vertrauenswerther  „Pflegeparteien  für  Findelkinder"  abzu- 
fjvssen  und  der  Findelhaus -Verwaltung  zur  Benützung  zu  übermitteln. 

t.  Den  Bezirksausschüssen  soll  es  obliegen,  die  ihnen  sodann  bekannt 
g-ogebenen  Pflegekinder  unter  Mitwirkung  der  Bezirksannenväter,  Bezirks- 
ar nienärzte  und  der  von  der  Krankenhaus- Direetion  bestellten  vier  Doctoren 
der  Mediein  einer  genauen  und  sorgfältigen  Ueberwachung  zu  unterziehen. 

3.  Sollen  durch  halbjährige  Berichte  der  Bezirksvorstände  alle  über 

it 
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Weil  mit  den  Kindern  eine  Verfügung  alsbald  getroflfen 
werden  muss,  so  sind  die  Armeninstituts -Vorsteher  angewiesen, 
im  Falle  ad  1,  wenn  erwiesen  ist,  dass  die  verstorbenen  Eltern 
einer  fremden  Gemeinde  angehörten,  die  Kinder  der  Polizei- 
behörde zur  weiteren  Verfügung  anzuzeigen,  sonst  aber,  solide 
in  den  Fällen  ad  2  und  3,  mittelst  Separatberichtes  die  Anzeige 
an  den  Magistrat  zu  erstatten. 

Bei  „Pflegeparteien"  sind  femer  noch  unterzubringen: 

4.  jene  ^Findelkinder",  welche,  weil  sie  das  Normalalter 
für  das  Findelhaus,  d.  i.  das  sechste  (gegenwärtig  das  zehnte  *} 
Lebensjahr  erreicht  haben,  vom  Findelhause  in  die  magistratische 
Verpflegung  übergeben  werden. 

In  allen  diesen  Fällen  können  die  Kinder  aber  nur  dann 
in  die  „städtische  Verpflegung"  übernommen  werden,  wenn  keine 
Grosseltern,  die  zur  Verpflegung  verpflichtet  sind  und  dazu  die 
Mittel  besitzen,  oder  sonstige  Verwandte,  die  die  Kinder  unent- 
geltlich übernehmen  würden,  bekannt  sind,  diese  Kinder  daher 
für  sich  „allein"  dastehen  und  „mittellos"  sind. 

Die  Vorschriften,  welche  für  die  Pflegcparteien 
erlassen  worden  sind,  lauten  wie  folgt:  ®) 

Jede  Partei  hat  zur  Erlangung  eines  Pflegekindes  ein  vom  Haus- 
eigenthümer  ausgestelltes,  von  der  betreffenden  Gemeinde  und  vom  k.  k. 
Polizei-Commissariate  bestätigtes  Zeugniss  über  ihre  Moralität  und  Eig- 
nung zur  Kindererziehung,  dann  über  die  gesunde  Beschaffen- 
heit der  "Wohnung  beizubringen. 

Dem  übernommenen  Kinde  ist  jene  Treue  und  Pflege  zu  widmen, 
welche  Eltern  ihren  leiblichen  Kindern  schuldig  sind.  Jede  erwiesene  Ver- 
nachlässigung,  Verwahrlosung   oder   Misshandlung   des   Pflegekindes  hat 


die  Verpflegung  der  Kinder  gemachten  "Wahrnehmungen  dem  Gemeinde- 
rathe  und  der  Findelhaus-Direction  zur  Kenntniss  gebracht  werden.  (Sitzung 
des  Gemeinderathes  vom  27.  Februar  1863.) 

')  §.  32  des  Statutes  für  die  n.-ö.  Landesgebär-  und  Findelaostalt 
(Kundmachung  d<»s  n.-ö.  Landesausschusses  vom  30.  März  1870.) 

•)  Diese  Vorschriften  sind  auf  der  Vorderseite  des  jeder  Pflegepartei 
einzuhändigenden,  mit  der  Abhörzahl  und  der  Betheilungsnummer  versehenen 
Kostgelder-Zahlungsbogens  abgedruckt. 
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nicht  nur  dessen  Begleiche  Abnahme  zur  Folge,  sondern  wird  nach 
Umstanden  auch  nach  Yorschrifl  des  Strafgesetzes  bestraft.^) 

Jedes  Kind  hat  mit  dem  erreichten  6.  Lebensjahre  die  Schule  zu 
besuchen  und  ist  hiezu  auch  fleit»sig  anzuhalten.  Die  Pflegepartei  hat  die 
Bestätigung  des  betrefTenden  Lehrers  über  den  regelmässigen  Schulbesuch 
des  Kindes  durch  Beisetzung  seiner  Untcrschriit  auf  dem  Zahlungsbogen 
beizabringen,  widrigenfalls  das  Kostgeld  nicht  ausbezahlt  wird. 

Wird  ein  Pflegekind  krank  und  kann  die  Pflegepartei  dasselbe 
nicht  bei  sich  zu  Hause  behalten,  so  hat  sich  dieselbe  wegen  Ausfertigung 
einer  Anweisung  zur  unentgeltlichen  Aufnahme  des  Kindes  in  ein  Kranken- 
haus an  die  Armen-Institutsvorsteher  zu  wenden.  Stirbt  das  Kind,  so  ist 
der  Zahlungsbogen,  auf  welchem  der  Todestag  des  Kindes  pfarrämtlich 
bestätigt  sein  muss,  dem  Armendepartement  des  Magistrates  zu  übergeben. 

Da  für  jedes  elternlose  oder  nur  vom  Vater  verwaiste  Kind  ein 
Vormund  bestellt  werden  muss,  so  hat  die  Pflegepartei,  falls  der  auf- 
gestellte Vormund  gestorben  wäre,  alsobald  dem  Armendepartement  die 
Anseige  zu  machen. 

Die  Pflegepartei  hat  sich  in  allen  wichtigen  Angelegenheiten  des 
Kindes  mit  dem  Vormunde  desselben  ins  Einvernehmen  zu  setzen  und 
insbesondere  gemeinschaftlich  mit  demselben  wegen  der  Unterbringung 
des  Kindes  in  eine  Lehre  nach  vollstreckten  Schuljahren  Sorge  zu 
tragen. 

Das  Kostgeld  für  jedes  Kind  wird  bei  der  städtischen  Oberamts- 
casse  (der  städtischen  Hauptcasse)  am  20.  jeden  Monats  und  wenn  auf 
diesen  Tag  ein  Sonn-  oder  Feiertag  fällt,  am  nächsten  Wochentage  und 
zwar  für  die  Zeit  vom  1. — 20.  verfallen  und  vom  21.  bis  Letzten  des 
Monates  vorhinein  gegen  Beibringung  des  mit  der  jedesmaligen  Lebens- 
bestätigung des  Kindes  versehenen  Zahlungsbogens  ^)  ausbezahlt. 

Der  Zahlungsbogen  darf  auf  keine  Art  verpfändet  werden  und  die 
Kostgelder  werden  nur  den  Pflegeeltern  ausbezahlt,  üebrigens  würde  bei 
vorkommender  Verpfändung  des  Zahlungsbogens  das  Pflege- 
kind sogleich  abgenommen  werden. 

Endlich  ist  jede  Pflogepartoi,  so  oft  sie  ihre  Wohnung  geändert  hat, 
verpflichtet,    längstens  8  Tage    nach    erfolgter  üebersiedlung    den    neuen 


^)  Die  Bezirksvertretungen  sind  von  jeder  Verfügung,  die  von  Seite 
des  Magistrates  mit  einem  in  dem  betreff*enden  Bezirke  untergebrachten 
Pflegekinde  getroffen  wird,  sogleich  in  Kenntniss  zu  setzen.  (Gemeinderat  lis- 
Beschluss  vom  20.  September  1864.) 

*)  Für  die  Unterschriften  des  „Pfarrers"  bezüglich  der  Lebons- 
bestätigung  und  des  „Lehrers"  bezüglich  des  Schulbesuches  sind  auf  dem 
nach  Monaten  rubricirten  Zahlungsbogen  eigene  Colonnen  angebracht. 

22* 
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Antrag  des  Magistrates  oder  des  Bezirksvorstandes  von  dem 
Bürgermeister  ernannt  und  dem  Magistrate  bekannt  gegeben/'O 

3.  Das  vom  Bürgermeister  gefertigte  „Bestellungsdecrct** 
dient  dem  Waisenvater  und  der  Waisenmutter  als  Vollmacht 
zu  ihren  Functionen  auf  Grund  der  dem  Decrete  beigelegten  In- 
struction.") 

4.  Die  Zuweisung  der  zu  überwachenden  ^Waisenkinder" 
an  die  Waisenväter  und  Waisenmütter  in  ihrem  Bezirke  erfolg 
durch  den  Magistrat,  welcher  hierüber  die  genauesten  Vormer- 
kungen zu  führen  hat.  Zugleich  hat  dieser  zu  veranlassen,  dass 
die  „Kostpartei"  rechtzeitig  verstandigt  werde,  wer  als  Waisen- 
vater des  bei  ihr  in  Pflege  stehenden  Kindes  bestellt  w^orden  ist. 

5.  Sowohl  der  Waisenvater  als  die  Waisenmutter  haben 
dem  Bürgermeister  mit  Handschlag  das  „Oelöbniss^  zu  geben, 
dass  sie  ihren  Verpflichtungen  getreu  und  gewissenhaft  nach- 
kommen werden. 

6.  Die  Bezirksvorstände  und  Bezirksausschüsse  haben  der 
„Instruction"  der  Waisenväter  und  Waisenmütter  ihre  Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden,  ihre  Bemerkungen  halbjährig  in  einen 
Bericht  zusammen  zu  fassen  und  an  den  Oemeinderath  zn 
leiten.  *») 

7.  Waisenväter  oder  Waisenmütter,  welche  sich  als  solche 
besondere  „Verdienste"  erworben  haben,  werden  vom  Gemeinde- 
rathe  in  entsprechender  Weise  ausgezeichnet. 


*")  §.17  der  neuen  Vorsclirift,  Alin.  1  lautet:  „Die  Waisenväter  und 
-Mütter  werden  im  Einvernehmen  mit  denselben  vom  Obmanne,  resp.  vom 
Vorsteher  des  Armeninstitutes  dem  Magistrate  in  Vorschlag  gebracht  und 
von  demselben  ernannt." 

**)  Im  §.  17  der  neuen  Vorschrift,  Alin.  2  heisst  es:  „Sie  erhalten aflt 
ihren  Namen  lautende  Legitimationskarten  und  haben  die  Angelobung  ilirer 
Obliegenheiten  zu  leisten." 

*•)  §.  17   der   neuen   Vorschrift,  Alin.  3  lautet:  „Die  Geschältsfoli- 
rung  erfolgt  im  Sinne  dieser  Vorschrift  und  ist  der  jeweilig  gewählte  Obmann 
und  Obmannstellvertreter,  resp.  der  Vorsteher  und  Vorsteher- Stellvertreter 
des  Armeninstitutes  zugleich   der  Obmann   und  Obmann-Stellvertreter  der 
Waisenvdter  und  -Mütter  des  betreft'enden  Bezirkes." 
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8.  W^senvätern  und  Waisenmüttorn,  welche  ihren  über- 
amenen  Verpflichtungen  nicht  nachkommen,  kann  ihr  Bestel- 
gsdecret  nur  durch  den  Bürgenneister  entzogen  werden.    — 

Die  Bestimmungen  der  für  die  Waisenväter  iind 
lisenmütter  vom  Gemeinderathe  in  der  (S.  341)  bezeichneten 
mng  erlassenen  Instruction  lauten  folgendermassen. 

§•  1«  Die  Waisenväter  (Waisenmfitter)  verpflichten  sick,  commu- 
n  Waisenkindern  zur  Erzielung  einer  guten  körperlichen  und  morali- 
m  Erziehung  väterliche  (mütterliche)  Sorgfalt  zuzuwenden.  *•) 

§•  2.  Ihre  Aufgabe  besteht  daher  darin,  auf  das  Ernstlichste  die 
)er1iche  und  geistige  Entwicklung  der  Kinder  zu  überwachen  und  mög- 
st  beizutragen,  sie  brauchbar  zu  machen  fürs  Leben.  **) 

§•  8«  Der  Waisenvater  soll  etwa  4  bis  5  Kinder  in  seine  Obsorge 
rnehmen  und  soll  auch  nicht  zu  entfernt  von  ihnen  wohnen,  um  wo 
rlich  einige  Male  im  Monate  bei  ihnen  nachsehen  und  im  Falle  des 
arfes  auch  rasch  über  sie  benachrichtiget  werden  zu  kOnnen.  *') 

§•  4«  Die  Waisen  Väter  sollen  fortwährende  Kenntniss  des  körper- 
?n,  geistigen  und  sittlichen  Zustandes  ihrer  Waisenkinder  haben  und 
Anlagen  beobachten,  um  dadurch  Anhaltspunkte  für  ihren  künftigen 
id  zu  gewinnen.  *•) 

§•  5*  Die  Waisenväter  haben  ein  Vormerkbuch  über  alle  unter 
r  Obhut  stehenden  Kinder,  über  deren  jeweilige  Kostgeber,  Lehrherren 
Dienstgeber  zu  führen  und  alle  die  Verhältnisse  der  Kinder  zu  diesen 
:^ren  oder  die  Kiuder  selbst  betreffenden  wichtigeren  Bemerkungen  in 
»elbe  aufzunehmen.  ") 

§.  6.  Der  Waisenvater  flösse  den  Kindern  Achtung  ein  vor  Gesetz 
Ordnung.  Er  kläre  sie  über  ihr  Verhältniss  zur  Gemeinde  auf^  welche 
väterlich  versorgt,  und  wecke  Dankbarkeit  in  ihren  jungen  Herzen. 

§.  7.  Er  prüfe  bei  den  Besuchen  der  Kostorte  seiner  Pflegekinder, 
ie  Wohnung  in  jeder  Hinsicht  gesund,  ob  die  Kleidung  genügend,  reinlich 
in  gutem  Zustande  ist  und  ob  das  Kind  körperlich  rein  gehalten  wird.  **) 


**)  §.  93  d.  n.  Vorschrift,  Alin.  \  lautet:  „Die  Waisenväter  (Waisen- 
ter)  haben  den  ihnen  vom  Obmanne  zur  Ueberwachung  zuge- 
senen  Waisen  behufs  Erzielung  einer  guten  körperlichen  und  mora- 
en  Erziehung  vfiterliclie  (mütterliche)  Sorge  zuzuwenden." 

'*)  §.  93  der  neuen  Voröcbrift,  Alin.  2. 

**)  §.  94  der  neuen  Vorschrift,  Alin.  1. 

**»)  §.  93  dor  neuen  Vorschrift,  Alin.  2. 

*')  §.  9'>  der  neuen  Vorschrift,  Alin.   1. 

***)  §.  9G  der  neuen  Vorschrift,  Alin.  i. 
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§•  8«   Zugleich  verschaffe  er   sich   die   möglichst  genaue  Kenntnis^ 
über  alle  jene  Verhältnisse  der  Kostpartei,  welche  auf  das  körperliche  und 
geistige  Wühl  der  Kinder  irgend   welchen    Einfluss   auszuüben   im  Stande 
sind. »») 

§•  9«  Gegenstand  seiner  besonderen  Beachtung  sei  der  Unterrichf. 
Er  bestehe  mit  Strenge  auf  dem  regelmässigen  Besuche  der  öffentlichen 
Schulen,  wie  der  Kirche  und  überzeuge  sich  von  den  Fortschritten  der 
Kinder  bei  den  Lehrern.  • ')  Er  sorge,  dass  die  Kinder  technische  Fertig- 
keit erlangen  und  dringe,  wo  die  Verhältnisse  es  gestatten,  auf  des 
Zeichen-  und  Turnunterricht. 

!•  10«  Er  trachte,  dass  Schul-  und  Kirchenbesuch,  körperliche  Arbeit 
(wenn  sie  schon  verrichtet  werden  kann),  Wiederholungsunt«rricht  und 
Erholung  auf  die  Tageszeit  entsprechend  vertheilt  werden.  •') 

§•  11«  Der  Waisenvater  beachte  sorgfältig  die  Gesundheit  der  Kinder. 
Er  hat  die  Kostpartei  zu  beauftragen,  bei  vorkommendem  Unwohlsein  des 
Kindes  ihn  sogleich  zu  verständigen.  Er  sorge  dann  für  Berufung  des  Arztes, 
welcher  die  häusliche  Pflege  genügend  oder  die  Uebertragung  nach  dem 
Spitale  als  nöthig  erklären  wird.  Sind  Kinder  nicht  geimpft,  beantrage  er 
die  Impfung.  ••) 

§•  12«  Wenn  der  Waisenvater  über  die  gute  Behandlung  der  Kinder 
von  Seite  der  Kostpartei  gegiündete  Zweifel  hat,  oder  wenn  er  wahrnimmt^ 
dass  sie  Zeugen  sind  von  sittenlosen  Reden  und  Thaten,  so  hat  er  die 
Versetzung  in  einen  anderen  Kostort  zu  beantragen.  Dagegen  soll  er 
wahre  Verdienstlichkeit  der  Pflegepartei  beloben  und  dazu  beitragen,  dass 
diese  auch  von  der  Gemeinde  anerkannt  und  hervorgehoben  werde.  ••) 

§•  13*  Der  Waisenvater  soll  die  Gebarung  des  Waisenkindes  mit 
seiner  etwa  vorhandenen  kleinen  Cassa  überwachen. 

§•  14«  Die  Waisen  Väter  sollen  die  Kinder  ein  paarmal  im  Jahre 
zu  sich  rufen.  Ueber  die  näheren  Verwandten  des  Kindes  erkundige  sieh 
der  Waisenvater  und  suche  bei  jenen  Verwandten  der  Kinder,  wo  es  ihm 
zweckmässig  und  ausführbar  erscheint,  ein  gutes  Einvernehmen  zwischen 
ihnen  und  den  Kindern  zu  erzielen.  '*) 

§•  15«  Sind  die  Waisenväter  nicht  zugleich  auch  die  Vormünder, 
80  haben  sie  sich  mit  diesem  zu  gemeinschaftlichem  Wirken  in  das  Ein- 
vernehmen zu  setzen.  •^) 


***)  §.  96  der  neuen  Vorscnrift,  Alin.  J. 

••)  §.  97  der  neuen  Vorschrift,  Alin.  1. 

•*)  §.  97  der  neuen  Vorschrift,  Alin.  2. 

••)  §.  98  der  neuen  Vorschrift,  Alin.  1. 

")  §.  98  der  neuen  Vorschrift,  Alin.  2. 

")  §.  94  der  neuen  Vorschrift,  Alin.  2. 

")  §.  95  der  neuen  Vorschrift,  Alin.  t. 
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8.  Waisenväteru  und  Waiseumüttern,  wolcho  ihren  üb  t- 
nonamenen  Verpflichtungen  nicht  nachkommen,  kann  ihr  Bestel- 
löögsdecret  nur  durch  den  Bürgenneister  entzogen  werden.    — 

Die  Bestimmungen  der  für  die  Waisen väter  und 
Waisenmütter  vom  Gemeiuderathe  in  der  (S.  341)  bezeichneten 
Sitzung  erlassenen  Instruction  lauten  folgeudermassen. 

§•  1«  Die  "Waisenväter  (Waisenmütter)  verpflichten  sieh,  commu- 
naleu  Waisenkindern  zur  Erziehing  einer  guten  körperlichen  und  morali- 
Bchen  Erziehung  väterliche  (mütterliche)  Sorgfalt  zuzuwenden.  *") 

§•  2«  Ihre  Aufgabe  besteht  daher  darin,  auf  das  Ernstlichste  die 
^^rperliehe  und  geistige  Entwicklung  der  Kinder  zu  überwachen  und  mög- 
lichst beizutragen,  Isie  brauchbar  zu  machen  fürs  Leben.  **) 

§•  8«  Der  "Waisen vater  soll  etwa  4  bis  5  Kinder  in  seine  Obsorge 
Übernehmen  und  soll  auch  nicht  zu  entfernt  von  ihnen  wohnen,  um  wo 
möglich  einige  Male  im  Monate  bei  ihnen  nachsehen  und  im  Falle  des 
Bedarfes  auch  rasch  über  sie  benachrichtiget  werden  zu  können.  **) 

§•  4.  Die  Waisen  väter  sollen  fortwährende  Kennt  niss  des  körper- 
liehen, geistigen  und  sittlichen  Zustandes  ihrer  Waisenkinder  haben  und 
ihre  Anlagen  beobachten,  um  dadurch  Anhaltspunkte  für  ihren  künftigen 
Stand  zu  gewinnen.  *•) 

§•  5.  Die  Waisenväter  haben  ein  Vormerkbuch  über  alle  unter 
ihrer  Obhut  stehenden  Kinder,  über  deren  jeweilige  Ko^tgeber,  Lehrherren 
und  Dienstgeber  zu  führen  und  alle  die  Verhältnisse  der  Kinder  zu  diesen 
letzteren  oder  die  Kinder  selbst  betretlenden  wichtigeren  Bemerkungen  in 
dasselbe  aufzunehmen.  *^) 

§.  6.  Der  Waisen  vater  Ilösse  den  Kindern  Achtung  ein  vor  Gesetz 
und  Ordnung.  Er  kläre  sie  über  ihr  Verhalt  niss  zur  Gemeinde  auf,  welche 
ßie  väterlich  versorgt,  und  wecke  Dankbarkeit  in  ihren  jungen  Herzen. 

§.  7.  Er  prüfe  bei  den  Besuchen  der  Kostorte  seiner  Ptlegckiuder, 
ob  die  Wohnung  in  jeder  Hinsieht  gesund,  ob  die  Kleidung  genügend,  reinlieh 
und  in  gutem  Zustande  ist  und  oh  das  Kind  körperlich  rein  gehalten  wird.  *•*) 


")  §.  93  d.  n.  Vorschrift,  Alin.  1  lautet:  »,l)ie  Waisenvätor  (Waisen- 
mütter) haben  den  ihnen  vom  Ol» manne  zur  Ueberwachung  zuge- 
wiesenen Waisen  l>e]iul^s  Ki/.iclung  einer  guten  kr»ri>erlielien  und  mora- 
lischen Erziehung  väterliehe  (niütterliclie)  Sorge  zuzuwenden.^ 

'*)  §.  \y.i  der  neuen  Voisehrifr.  Alin.   2. 

*^)  §.  1)4  iler  neuen   Vniseliiil"!.  Alin.   1. 

^^)  §.  !>:i  der  neuen  Voi-sehiill,   Alin.  2. 

*')  §.  \)")  der  neuen   V(»i\seliril'i.  Alin.    1. 

***)  §.  9tl  der  neuen  Vorselirilt,  Alin.   1. 
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Zur  Beaufsichtigung  der  ausserhalb  des  Wiener  Gemeinde— 
gebietes  u.  zw.  im  Pfarr-ArmenbezirkeReindorf  untergebrachtfex] 
Pflegekinder  ist  ein  Revisor  bestellt,  während  in  Neulerchea- 
f  eld  diese  Beaufsichtigung  von  den  Armenräthen,  welche  zagleicli 
Waisenväter   sind,    und   in  Hernais   von  jenen  Waisenvätem, 
respective  Waisenmüttem   besorgt   wird,   welche   der  Magistrat 
bestellt.  Alle  ausser  dem  Wiener  Armenbezirke  in  Pflege  unter- 
gebrachten magistratischen  Kostkinder  werden  von  dem  Waisen- 
Gommissär  des  Armen-Departement  beaufsichtigt. 

Die  Aufsicht  über  jene  Kinder  endlich,  welche  zur  Zeit 
ihrer  üebemahme  in  die  Verpflegung  noch  nicht  sechs  Jahre  alt 
waren,  und  daher  vom  Magistrate  gegen  Bezahlung  bestimmter 
Gebühren  ")  an  die  „n.'-ö.  Findelanstalt"  abgegeben  und  durcli 
diese  bei  „Pflegeparteien"  untergebracht  wurden,  bildet  eine 
Obliegenheit  der  Bezirksvorsteher,  welche  für  die  Führung 
dieser  Aufsicht  in    entsprechender  Weise  zu  sorgen   haben.  -:: 

Ueber  das  „Kostgeld",  womit  die  Vergütung  bezeichnet 
wird,  welche  jenen  Privatpersonen,  die  Kinder  in  „Kost  und 
Pflege"  übernehmen,  für  die  damit  verbundenen  Mühen  und  Aus- 
lagen erhalten,  ist  Nachfolgendes  anzufülMren. 

Das  von  Seite  des  Magistrates  bezahlte  Kostgeld  ")  wurde 
für  ein  Kind  bis  zum  1.  August  1875  monatlich  mit  dem  Be- 
trage von  5  fl.  25  kr.  ö.  W.  festgesetzt.  Befand  sich  das  Kind 
aber  bei  seinen  „Grosseltern",  so  wurde  das  Kostgeld  für  selbes 
mit  4  fl.  20  kr.  ö.  W.  bemessen  und  nur  dann  bezahlt,  wenn 
die  Mittel  der  Grosseltem,  welche  zu  den  zur  Erhaltung  des 
Kindes  gesetzlich  verpflichteten  Personen  gehören,  zn 
dieser  Erhaltung  nicht  ausreichten. 

Diese  Bestimmungen  gelten  nur  für  Kinder  üb  er  sechs  Jahre. 
Ueber  die  Dauer  des  Kostgeldes  sind  dieselben  Normen  mass- 
gebend wie  für  die  „Erziehungsbeiträge  und  Waisenpfründen".  **) 

")  Siehe  dieselben  auf  Seite  403. 

®^)  Ueber  die  von  Seite  der  n.-ö.  Landesgebär-  und  Findelanstalt 
bezahlten  „Kostgeldbeträge"  siehe  Seite  409. 

»*)  §.  43  der  Instruction.  (§.  38  der  neuen  Vorschrift.) 


§•  16«  Der  Waisenvator  soll  es  sich  angelegten  sein  lassen,  Waisen- 
xät^X"     und  passende  Kostparicien  auszumitteln,    inn   sie   entweder  bei    dem 
ilag^Strate  oder  bei  der  Bezirksvorstebung  bekannt  zu  ge])en. 

§•  17«    Die  Waisenvfiter  sollen  naeh  Thunlicbkeit   sich  mit  einander 
^sprechen,  um  ein  übereinstimmendes  Wirken  zu  (»rzielen.  ••*) 

§•  18«    Im  Allgemeinen  gilt  bei  den  älteren  Waisen   wohl  dasselbe 
^®   ^ei  den  jüngeren.  Macht  der  Waisen vat er  die  Wahrnehmung,  dass  die 
Weisen  durch  die  ihnen  von  dem  Dienstgeber  oder  dem  I^ehrherrn  aufge- 
tragene Arbeit  überbürdet,  dass  sie  nicht  vertragsnulssig  behan«Udt,  unver- 
^ent  zurückgesetzt  oder  gar  misshandelt  werden,  so  trage  er  Sorge  für   die 
ßcMeunigste  Abstellung    dieser  Vorgänge.  •')    Er   dringe    bei    den   Knaben 
*tif  den  Besuch  der  Gewerbeschule,  der  Sonntagsschule   und   namentlich 
*ttf  die  Benützung  des  Unterrichts  im  Zeichnen,    besonders  wo   dies  mit 
Hinsicht  auf  den  künftigen  Stand  von  besonderem  Vortheile  ist. 

§.  19.  Verlässt  der  Waisen vater  oder  der  Ptlegling  den  Bezirk,  so 

theile  der  Erstere,  so  weit  es  ihm  nöthig  scheint,  die  an  dem  Pfleglinge  von 

ihm   geraachten  Wahrnehmungen    soinem    Nachfolger    mit    und    übergebe 

demselben  die  bei  ihm  aufbewahrten,  das  Kind  betreffenden  Documente. '") 

§•  20.  Der  Waisenvater  soll  halbjährig  einen  kurzgefassten  Bericht 

über  seine  Waisenkinder  dem  Magistrate  oder  der  Bezirksvorstehung  abge- 

bi*n.   Der   leichteren    Redigirung   und   Ueborsicht    wegen    geschehe  dies  in 

tabellarischer  Form,  wozu  die  gedruckton  Formulare  beim  Bezirksvorstande 

oder  im  Armendepartement  des  Magistrates  zu  erhalten  sind.  *") 

§•  21.  Was  in  dieser  Weisung  von  den  Waisenvätern  vorausgesetzt 
wird,  gilt  auch  von  den  Waisenmüttern,  so  weit  es  sich  eben  auch 
auf  die   von  ihnen   übernommene  Obsorge   der  Kinder  anwenden   lässt.  "®) 

Am  Schlüsse  des  Jahres  1872  wareu  205  Waisen väter  und 
40  Waisenmütter  zur  Beaufsichtiguu|i:  der  innerhalb  des 
Gemeindegebietes  der  Stadt  auf  Kosten  des  „allgemeinen  Ver- 
sorgungsfondes"  bei  Pflegeparteien  untergebrachten  Kinder 
bestellt.  »0 


»^)  §.  100  der  neuen  Vorschrift,  Alin.  1 
*')  §•  ^9  der  neuen  Vorschrift. 


•")  §.  100  der  neuen  Vorschrift,  Alin.  1. 

••)  §.  100  der  neuen  Vorschrift,  Alin.  3  und  4. 

*°)  §.  101  der  neuen  Vorschrift. 

'*)  Die  Aufsicht  über  jene  Kinder,  für  welche  in  den  im  §.  li  der 
Instruction  (§§.  21  und  23  d»n-  neiioii  Vorsehiift )  be/eiehneten  FälbMi 
„Waisenpfründen''  und  ^  Erziehungsbeil  rage''  bewilliget  worden  sind,  steht 
den  Armenräthen  zu. 
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Die  Durchführung  des  Beschlusses  über  die  ^Prämien  und 
Zulagen^  sollte  nach  der  Activiruug  des  Institutes  der  Waisen- 
vätcr  und  Waiseumütter  beginnen,  welches  Institut  am  9.  April 
1863  wirklich  ins  Leben  trat. 

Da  dasselbe  aber  nur  im  „Wiener  Gemeindegebiete" 
besteht,  so  musste  eine  Entscheidung  auch  darüber  getroffen 
werden,  was  in  Betreff  jener  Kinder  zu  geschehen  habe,  die  a) 
in  den  zum  „Armenbezirke",  aber  nicht  zum  Oemeindebezirke 
Wiens  gehörigen  Ortschaften  untergebracht  sind,  dann  b)  bezüg- 
lich jener  Kinder,  welche  sich  in  „Erziehungsanstalten"  und 
endlich  c)  hinsichtlich  jener,  welche  sich  bei  Pflegeeltern  „auf 
dem  Lande"  befinden. 

In  dieser  Hinsicht  wurde  in  der  Sitzung  des  Gemeinde- 
rathes  vom  3.  Mai  1864  beschlossen,  sowohl  für  die  Kinder 
in  den  „Erziehungsanstalten",  als  auch  für  die  in  Pflege  „auf 
dem  Lande"    befindlichen  keine  Remunerationen  zu    zahlen.**) 

Bezüglich  der  sub  a  er\i'ähnten  Kinder  wurde  aber  darauP 
hingewiesen,  dass  auch  in  den  nicht  zum  „Gemeindegebiete" 
gehörigen  Annenbezirken  Wiens  Revisoren  bestehen,  welcha 
die  Kinder  inspiciren  und  über  dieselben  Bericht  erstatten,  daher 
beschlossen  wurde,  dass  auch  an  Pflegeeltern  in  diesen  Bezirken 
„Remunerationen"  ausbezahlt  werden  sollten. 

Solche  „Remunerationen"  oder  „Prämien",  resp.  Zulagen 
für  die  durch  die  Waisenväter  oder  Waisenraütter  constatirte 
gute  Erziehung  und  Verpflegung  der  in  Pflege  genommenen 
Kinder  haben  erhalten:") 


")  Es  wurde  hiebei  geltond  gemaeht,  dass  die  Kinder  in  den  „Erzie- 
hungsanstalten'* besser  verpflegt  seien  als  die  anderen  und  dass  das  „Kost- 
geld^, welches  ffir  Stadt  und  Land  mit  dem  gleichen  Betrage  bemessen 
sei,  auf  dem  Lande  eine  grössere  Leistung  ermdglichc. 

••)  Diese  Verleihung  von  „Prämien,  resp.  Remunerationen"  wurde 
mit  Gemeinderaths-Beschluss  vom  13.  Juli  187.'i  wieder  eingestellt  uihI 
zugleich  bestimmt,  dass  die  mit  Gemeinderaths-Beschluss  vom  18.  Deceniber 
1874  normirte  Erhöhung  des  Kostgeldes  für  die  in  der  Privat- 
pflege untergebrachten  Waisenkinder  von  .'i  fl.  t'i  kr.  auf  H  ^ 
pr.  Monat  vom  1.  August  1875  angefangen  in  Wirksa^nkeit  zu  treten  bab 
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im   Jahre   1864 21  Pflegeparteien  im  Gesannitbelraf^  von  244  fl. 

„    1865 132    „    „    ^     „  1.515  „ 

w    1866 56    „    M    99     w  577  „ 

»    1867 45    „    „    „     „  517  „ 

V        1868 78    „    „    „     „  860  „ 

»    1869 56    M    „    ^     „  680  „ 

1870 58    „    „    „     „  665  „ 

1871 94    „    „    ,„     „  1.095  „ 

„         1872 94 n w w »  1.035  „ 

vlurehschnitttlich  ...   70  Pflegeparieieu  im  Gesammtbetrage  von  799  fi. 

Nachstehende  Tabelle  gibt  eine  Uebersicht  über  die 
^Kostgeldbeträge"  verschiedener  Höhe,  welche  für  die  bei  Pflege- 
parteien untergebrachten  Kinder  während  des  abgelaufenen 
Decenniums  1863 — 1872  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungs- 
fonde"  gezahlt  worden  sind. 

Als  Grund  der  Aufhebung  der  Prämien  wurde  angegeben,  dass  durch 
die  Erhöhung  des  Kostgeldes  ohnedies  ein  bedeutender  Betrag  für  die 
Pflege  dieser  Kinder  ausgesetzt  sei. 

Zugleich  mit  dem  vorbezeichneten  Gemeinderaths-Beschlusse  wurde 
auch  eine  Reihe  von  Anträgen,  welche  die  Verbesserung  des  Loses  der 
^in  Privatpflege^  befindlichen  Waisen  zum  Zwecke  haben,  zum  Beschlüsse 
erhoben  und  zwar  folgende. 

a)  Es  soll  eine  genaue  Revision  sämmtlicher  Pflegeparteien  statt- 
finden und  nur  solchen  die  Kinder  überlassen  bleiben,  von  welchen  die 
üeberzeugung  gewonnen  ist,  dass  selbe  gut  verpflegt  werden. 

b)  Der  Magistrat  sei  zu  beauftragen,  alle  Schritte  einzuleiten,  um 
Pflegeparteien  aus  dem  Beamtenkreise,  dem  Lehrerstande  und  der  mittleren 
Geschäftswelt  heranzuziehen.  (Bisher  war  es  meist  nur  die  ärmste  Classe, 
welche  Kinder  in  Pflege  nahm.) 

e)  Keine  Partei  darf  mehr  als  zwei  Waisenkinder  in  Pflege  bekommen. 

d)  Auf  die  Vermehrung  der  „Waisenväter  und  Waisenmütter" 
ist  thunlichst  hinzuwuken  und  es  soll  ein  Waisenvater  nicht  mehr  als  vier, 
höchstens  sechs  Waisen  zu  überwachen  haben. 

e)  Bei  der  Aufnahme  der  Pflegeparteien  sei  von  dem  Magistrate 
insbesondere  auf  die  Vorschläge  der  Waisenväter  Rücksicht  zu  nehmen. 

fj  Die  Anweisungen  zur  Behebung  des  „Kostgeldes"  für  die 
Wai.senkinder  sollen  von  den  Waisenvätern  gegengezeichnet  werden,  da 
der  Waisenvater  am  besten  weiss,  dass  das  Kind  vorhanden  ist  und  gut 
gepflegt  wird. 


Die  Durchführung  des  Beschlusses  über  die  „Prämien  und 
Zulagen"  sollte  nach  der  Activirung  des  Institutes  der  Waisen- 
väter und  Waisenraütter  beginnen,  welches  Institut  am  9.  April 
1863  wirklieh  ins  Leben  trat. 

Da  dasselbe  aber  nur  im  „Wiener  Gemeindegebiete" 
besteht,  so  musste  eine  Entscheidung  auch  darüber  getroflfen 
werden,  was  in  BetreflF  jener  Kinder  zu  geschehen  habe,  die  a) 
in  den  zum  „Arraenbezirke",  aber  nicht  zum  Gemeindebezirke 
Wiens  gehörigen  Ortschaften  untergebracht  sind,  dann  b)  bezüg- 
lich jeuer  Kinder,  welche  sich  in  „Erziehungsanstalten"  und 
endlich  c)  hinsichtlich  jener,  welche  sich  bei  Pflegeeltern  „auf 
dem  Laude"  befinden. 

In  dieser  Hinsicht  wurde  in  der  Sitzung  des  Gemeinde- 
rathes  vom  3.  Mai  1864  beschlossen,  sowohl  für  die  Kinder 
in  den  „Erziehungsanstalten",  als  auch  für  die  in  Pflege  „auf 
dem  Lande"    befindlichen  keine  Renmnerationen  zu    zahlen.**) 

Bezüglich  der  sub  a  erwähnten  Kinder  wurde  aber  darauf 
hingewiesen,  dass  auch  in  den  nicht  zum  „Geraeindegebiete" 
gehürifj^en  Armeubezirkeu  Wiens  Revisoren  bestehen,  welche 
die  Kinder  inspiciren  und  über  dieselben  Bericht  erstatten,  daher, 
beschlossen  wurde,  dass  auch  an  Pflegeeltern  in  diesen  Bezirken 
„Remunerationen"  ausbezahlt  Averden  sollten. 

SoIcIk*  „Remunenitioneu"  oder  „Prämien",  resp.  Zulagen 
für  die  durch  dw  W^iiseuväter  oder  Waisenmütter  constatirte 
gute  Erziehung  und  Verj)fleguug  der  in  Pflege  genommenen 
Kinder  haben  erhalten:^*) 


•'*)  Ks  wurde  liielx'i  ic''lt<'Tnl  tromaoht,  dass  die  Kinder  in  den  „Erzie- 
liunij^sans'altj'n''  l)css«*r  v^Mptlejirt  seien  als  die  anderen  nnd  dass  das  „Kost- 
L^eld",  welehes  für  wStadi  und  Land  mit  dem  g-l eichen  Botrage  bemessen 
sei,  auf  dem  Lan«le  eine  j^Tössere   Leistung  ermögliche. 

^^)  Diese  Verleihung  von  „Präuüen,  resp.  liemunerationen"  wurde 
mit  (nMneindeniths-Besc)ilu>s  vou»  1!^.  Juli  187.*)  wieder  eingestellt  und 
zugleich  hestinunt,  dass  die  mit  (remeindiMaths-Bj'schlnss  vom  IS.  Deeeniber 
i <S7 4  normirte  V]  v \i ö li  u  n g  des  Kost g e  1  (\ e s  f ü  i'  die  in  der  Privat- 
pflege  u  n  teige  hr  a  ch  t  en  Wa  isen  1{  iud  er  von  '>  fl.  2')  kr.  anl"  8  {[. 
pr.  Monat  vom  1.  August  l!S7'i  angefangen  in  Wirksamkeit  zu  treten  habe 
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im     Jahre    1864 2f  POcfeparieien  im  Gesiii[nlli(lra|[P  von       244  II. 

1865 132    „    „    „     „  1.515  „ 

1866 56    „    „    „     „   577  „ 

1867 45    „    „    „     „   517  „ 

1868 78    „    „    „     „   860  „ 

1869 56    „    „    „     „680  „ 

1870 58    „    „    „     „   665  „ 

1871 94    ,.    „    .,     ,.  1.095  „ 

1872   ,  ...   94  „         „  „  „     1.035   „ 

'^^Utchschuitttlich  ...  70  PDegeparlcicn  in  Ccsanmllielrimt  tvii  799  fl. 
Naehsteheode  Tabelle  gibt  oine  Uebersicht  über  die 
> Kostgeldbeträge"  verschieilener  Hölie,  welche  für  die  bei  Pflege- 
parteiea  untergebrachten  Kinder  Hjihreml  des  .ibgelaufenen 
Decenniuiiis  1863 — 1872  au.s  dem  „allgeiueiueu  Verswrguugs- 
fonde"  gezahlt  wuideu  sind. 

Als  Ürmid  tlLT  Aiifhi'liiinp:  .liM-  I'rämi.'ii  «uiile  jiti?.-i.-i'I,>-h.  ii;i.s>  .liircli 
die  Krlifthimg:  dvs  Ko^tfr<■ll^■^  l>llIll>liil■^  i'iii  lu'di'iHvii.i.T  lii-lni^'  iTiv  ili.! 
Pflege  ilk'SCT  Kinder  rLii.-^iti'si-lit  mh. 

Zugk'icü  mit  <Wm    \ .«U. /.•■;.■] {<■»  (ii.|nciiiiirnitlis-H,-chlii^.si'  HMinic 

auch  eine  Uvibv  um  .\iinri,i,'i-ii,  nt-lcliv  dii>  V.m  biv-Ti  iinir  dc.s  Loses  der 
-in  Privntjifl.-gp-'  li..tiiidliclieii  W;d>eii  zu»,  Zwwko  lLiil.,.ii,  zum  BB^ddii^e 
erhoben  und  zwnr  l'.dgfud.'. 

lO  Es  .-uU  ein«  j^euiiuc  l{.-vi>ii.ii  sriniiurlielifv  l'll<'ge|iiirleii-n  ,-l.-ilt- 
linilen  und  nur  .solirlipn  div  Kindi-r  ülit'i la.^.v'tl  Mt'ilien,  ii>u  Wälclii-n  dii- 
t'clu'Kuiigun^r  p'wonni'n  ist.  dri>,i  .s.dlii'  friit  \er|'Hi'}rt  Hpidi'n, 

b/  Der  Jlnirislmt  ;..-i  m  Ui-iiuftniirni,  .-Uli'  Si-liiHtc  uiii/uloit.'u,  iiui 
Pflflg^)iiirtci(-n  iiu.-<  dm»  ltt,nmi<'rikn'i>i'.  di'iu  l.r'|)i'i'i'>r;imli'  und  di'i  uiiitlcrun 
GfseliÄllssrelt  heninmuielien.  (Kislier  Uiir  i»  iiii'i.-i  tiui  diu  i"iiiii>ti>  ('lii,-^i', 
wt'lehe  Kinder  in   l'Hetre  iiiiliui.) 

cj  Keine  I'urt.-i  d;iif  mi'l,i  :lI>  /iv.-i  Wi,i>i.i.kiud,-r  in  l'll.>-«  liek,.imn.-ii. 

d;  Auf  diu  Vpiincluuin;  d..T  „W.uM.niiiier  und  WaiM-nnifitTi-i" 
ist  tbnnlielisl  hin^mviilfn  niid  •'>  >rl1  <\i\  \VaiM'nv;ili'r  ni<-hi  ni.-lir  n]>  tiei-, 
höchstens  seelis  WniM'U  r.w   ülirniui-ln'n  lial'cn. 

«J  Bei    d.T  Allfn;ll,iiie    .i,-r  l'll.;r,:|.;iili-ii'ii    >fi    i»ii    ,1 .\l;L,u'i.-,li;d.; 

insbesondere  auf  die  ViuM'lihl^'i'  di^r  ^V^iM'tlv^ll(^l■  Uin-lc-it-hi  tv  nidiiin-n. 
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Es  wird  nicht  übersehen  werden  können,  dass  in  diesem 
Capitel  noch  manche  wichtige  Fragen,  so  namentlich  über  die 
„Bewegung  im  Stande"  dieser  Kinder  und  über  deren  „Alter", 
über  die  „Zahl  und  Beschäftigung  der  Pflegepaiiieien"  und  deren 
Vertheilung  auf  die  einzelnen  Bezirke  der  Stadt,  über  die 
„Ursachen",  aus  welchen  diese  Kinder  der  Armenpflege  zur 
Last  fielen  (ob  wegen  Verlustes  eines  oder  beider  Eiterntheile, 
ob  wegen  Krankheit  oder  Inhaftirung  der  Eltern  etc.),  dann 
über  die  Aveitere  „Versorgung"  der  Kinder  nach  dem  Austritte 
derselben  aus  der  Verpflegung  u.  dgl.  zu  beantworten  w&ren. 
Leider  fehlten  aber  hiezu  die  erforderlichen  Daten.  Es  muss 
daher  mindestens  als  sehr  wünschenswerth  bezeichnet  werden, 
die  Aufzeichnungen  über  die  auf  Kosten  des  allgemeinen  Ver- 
sorguugsfondes  bei  Pflegeparteien  untergebrachten  Kinder  nacii 
und  nach  zu  erweitem  und  so  weit  auszudehnen,  dass  wenigstens 
die  wichtigsten  Fragen  über  den  „Zustand",  das  „Fortkommen", 
die  „Morbilität"  und  „Mortalität"  etc.  dieser  Kinder  befriedigend 
beantwortet  werden  könnten.   — 

Wenn  unter  den  bei  Pflegeparteien  unterzubringenden 
Kindern  solche  vorhanden  sind,  welchen  es  an  den  nothwendigen 
Kleidungsstücken  mangelt,  so  erhalten  dieselben  vom  Armen- 
dopartement  des  Magistrates  eine  Anweisung  auf  die  erforder- 
liche Anzahl  von  Kleidern,  welche  denselben  sohin  von  der 
Verwaltung  des  Versorgungshauses  am  Alserbach  ausgefolgt 
werden. 

Während  des  Decenniums  1863 — 1872  wurden  im  Durch- 
schnitte jährlich  429  „Kleidungsstücke"  an  solche  arme 
Kinder  verabfolgt  und  hiefür  ein  Betrag  von  jährlich  596  fl.  80  kr. 
verausgabt. 
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Die  nun  folgende  Zusammenstellung  gewährt  eine  Ueber- 
siclit  über  die  Zahl  sämmtlicher  Kinder,  für  welche  während 
des  Deeenniums  1863 — 1872  Waisenpfründen,  Erziehungs- 
beiträge und  Kostgelder  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungs- 
fo  nde"  gezahlt  wurden,  und  über  die  Summe  der  hiefüi*  veraus- 
gabten Beträge. 
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Von  diesen  im  Laufe  des  Ttei^^eiiniimis  1863—1872  nr 
Vorthciiung  gelangten  ^KleidiinfcwstiH-ken"  (.■iitliek'»  62  Perwat 
auf  die  Kuaben  und  38  Perc«nt  auf  die  Mädcheu.  — 

In  Anbetracht  des  Uinstandes,  dass  die  Pflegeeltern  der 
eommunalen  Waiaeakinder  mit  dem  Ivo>.ff|:i^!illii'lr;i^t'  nicht  nur 
die  Verpflegung  uuil  Ilrkh^iihiuf;  derselben  bestreiten,  sondern 
auch  noch  die  zum  >irbullji.'.su(^ht'  uulhwendigun  „Bücher  und 
Schreibrequisiten"  anschafll'en  sollen,  oft  aber  nicht  in  der  Lag« 
sind,  die  Waisen  mit  dem  nöthigen  Schulbedarfe  zu  versehen, 
wurde  iu    der  Sitzung    des  Gemeiuderathes    vom  12.  Mai  1863 
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Unter  den  gesetzlichen  Normen,  welche  die  nnentgeli 
liehe  Betheilung  armer  Kinder  mit  Schulrequisite 
zum  Gegenstände  haben,  ist  namentlich  der  Ministerial-Erln«— a 
vom  4.  December  1856,  Z.  14.592  anzuführen,  durch  welche=^  : 
bestimmt  worden  ist,  dass  die  Bücher  für  arme  Kinder  hmL 
inclusiye  der  3.  Classe  yom  Staate  aus  unentgeltlich  ver  - 
abfolgt  werden  sollen,  und  es  sind  von  dem  für  Schulbuchs: 
in  Niederösterreich  erhielten  Betrage  25  Percent  für  BetheiluiL^ 
armer  Kinder  dieses  Landes  mit  Schulbüchern  bestimmt  wordei 

Gegenwärtig  sind  nach  §.  50  des  Gesetzes  vom  5.  Api 
1870  (L.-G.-B1.  34)   betreffend  „die  Regelung  der  Errichtuni 
der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  öffentlichen  YolksschuleiE^ 
die  Schulbücher  und  anderen  Lehrmittel  den  Kindern  durch  die 
Eltern  oder  deren  Stellvertreter  und  im  Falle  erwiesener  Dürftig-- 
keit   derselben   durch  die  Schulgemeinde*')  beiznschaffea 


Das  Erstere  hat  durch  den  „Oberlehrer  oder  Director"  anter  Yidiraog 
des  Ortschulrathes  zu  erfolgen.  Die  Armuth  ist  mit  Hintansetzung  aU«r 
Weitwendigkeiten  durch  den  betreffenden  „Armenrath"  zu  bestätigen.  Diese 
Bestätigung  hat  jedoch  in  dem  Falle  zu  nnterbleiben,  als  der  Oberlehrer^ 
rüeksichtlich  Director  auf  Qrund  der  sogenannten  Abhörzahl  die  Armuth 
zu  bestätigen  selbst  in  der  Lage  wäre.  Von  diesem  Letzteren  ist  auch  das 
^Zuständigkeitsverhältniss"  zu  erheben  und  ersichtlich  zu  machen. 

Bezüglich  der  in  den  Armenbezirk  Wien  „zuständigen"  Parteien 
ist  unter  den  obigen  Vorsichten  die  Ausbezahlung  unbedingt,  bezüglich  der 
„nicht  zuständigen*^  aber  gegen  Regress  an  die  Heimatgemeinde  zn  leisten 
und  es  sind  zu  diesem  Behufe  die  diesfälligen  in  tabellarischer  Form  aus- 
zufertigenden Ausweise  vierteljährig  an  den  Magistrat  zu  erstatten.  Die 
diesfällige  Tabelle  enthält  nachstehende  Rubriken:  1.  Name  des  Kindes; 
2.  Name  und  Charakter  der  Angehörigen;  3.  Wohnort;  4.  Lehrmittel; 
5.  Zuständigkeitsgemeinde;  6.  Nachweis  der  Armuth. 

Diese  Tabellen  werden  dem  „Ortsschulrathe"  zugeschickt,  welcher  die 
Namen  einträgt.  (Gemeinderaths-Beschluss  vom  30.  August  i872.) 

*')  Zu  diesem  Zwecke  w^urde  nach  dem  Gemeinderatha- Besohlasse 
vom  tt.  Februar  1878  ursprünglich  ein  Betrag  von  2000  fl.  ö.  W.  In  düs 
Präliminare  eingestellt.  Gegenwärtig  erfolgt  die  Präliminirüng  dieses  Be- 
trages auf  Grund  des  Erfordernisses  des  jeweiligen  Beobachtungsjahres 
und  die  Verrechnung  der  bezüglichen  Ausgaben  bei  den  eigenen 
Geldern  der  Commune. 
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Betreffend  den  Vorgang  beim  Bezüge  der  Armenbücher 
fftr  die  Volksschulen  bestimmt  der  Erlass  dos  Ministeriams 
ftr  Cultus  und  Unterricht  vom  1.  März  1871,  Z.  13.666 
(Ü.-V.-Bl.  20)  im  Wesentlichen  Folgendes: 

Die  k.  k.  Schulbücher- Verlagsdirection  ermittelt  alljährlich  nach  dem 
^halbüeherabsatze  des  n&chstvorausgegangenen  Jahres  die  Geldbeträge, 
^welche  in  dem  nächstfolgenden  Jahre  Armenbücher  für  die  öffent- 
Uehen  Volksschulen  der  einzelnen  Königreiche  und  Länder  aus  dem  k.  k. 
Sehulbücherverlage  angesprochen  werden  können.  (§.  i.) 

Das  Ministerium  f&r  Cultus  und  Unterricht  gibt  die  auf  dieser  Grund- 
^^  festgestellte  Armenbüchergebühr  den  Landesschulbehörden  bekannt, 
^elehe  diese  Gebühr  nach  Yerhältniss  der  schulpflichtigen  Kinder  auf  die 
einzelnen  Schulbezirke  vertheilen  und  den  Bezirksschulräthen  kundgeben. 
CS§.  2-4.) 

Den  Bezirksschulräthen  steht  es  zu,  nach  eigener  Auswahl  Yon 
J^oen  Yerlagsartikeln  des  k.  k.  Wiener  Schulbücherverlags  Armenbücher 
^^zQsprechen,  welche  an  den  Volksschulen  ihres  Bezirkes  thatsächlich 
gebraucht  werden,  doch  darf  der  Gesammtwerth  dieser  Annenbücher,  nach 
dem  Preise  eingebundener  Exemplare  berechnet,  die  für  den  Bezirk  fest- 
gesetzte Gebührsumme  nicht  übersteigen.  (§.  5.) 

Die  Anspmchsschreiben  sind  von  den  Bezirksschulräthen  an  die 
Lasdessehulbehörde  zu  senden.  Diese  hat  dieselben  in  Bezug  auf  deren 
Uebereinsümmung  mit  der  festgesetzten  Gebühr,  sowie  bezüglich  der  Eig- 
nung für  den  betreffenden  Schulbezirk  zu  prüfen  und  die  richtiggestellten 
Anspruchsausweise  gesammelt  auf  Einmal  der  Wiener  Schulbücher- Vor- 
lagsdirection  zuzusenden.  (§§.  6  und  7.) 

DieVerlagsdirection  hat  sich  lediglich  zu  überzeugen,  ob  die  Anspruchs^ 
summe  des  Landes  mit  der  für  dasselbe  ausgewiesenen  Armenbüchergebühr 
übereinstimme  und  sohin  ohne  weitere  Prüfung  der  Anspruchschreiben 
der  einzelnen  Schulbezirke  die  verlangten  Armenbücher  unmittelbar  an  die 
betreffenden  Bezirksschulrat  he  kostenfrei  abzusenden.  (§.  8.) 

Bis  Ende  August  eines  jeden  Jahres  sollen  die  Armenbücher  an 
staimtliche  Bezirksschuhräthe  abgeliefert  werden.  (§.  9.) 

Sollte  die  Landesschulbehörde  eine  über  die  Gebühr  gehende  reich- 
lichere Betheilung  einer  oder  mehrerer  Schulen  mit  Armenbüchern  als 
wünsohenswerth  erachten,  so  ist  diesfalls  unter  genauer  Angabe  der  Bücher- 
text« an  das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  zu  berichten,  welches 
die  weitere  Verfügung  durch  die  Sehulbücher-Verlagsdirection  treffen  wird. 

Der  Werth  solcher  ausserordentlicher  Armenbücher- Sendungen  wird 
dann  von   der  Gebühr  für  das   nächstfolgende  Jahr  in  Abschlag   gebracht 


Untvr  den  gesetzlichen  Honnen,  velche  die  aoeatgelt' 
licho  Betheilung  armer  Kinder  mit  SehnlTeqoisitei 
zum  Gegenstande  haben,  ist  namentlich  der  Ministeriäl-Eilua 
Tom  4.  Deeembcr  1856,  Z.  14.592  anzufahren,  dnrch  velcheii 
bestimmt  uonlen  ist,  dass  die  Bücher  fftr  aime  Kinder  bis 
inclusive  der  3.  Clas&e  vom  Staate  aus  unentgeltlich  vtst- 
abfülf^t  wcrdcu  süHeu,  uud  es  sind  von  dem  fOi  Schulbücher 
in  Nietlerüsterrcith  erzielten  Betrage  25  Percent  fiJr  Betheilong 
armer  KIihIit  dieses  Landes  mit  Schulbüchern  bestimmt  vorden. 

Gi'pcnwärtig  sind  nach  §.  50  des  Gesetzes  vom  6.  April 
1870  (L.-Ö.-li].  34)  betreffend  „(Ue  Regelung  der  Errichtung, 
der  ErhaWiuig  nnd  de»  Besuches  der  Öffentlichen  VolksschnleD" 
die  Schulliücher  und  anderen  Lehrmittel  den  Kindern  durch  die 
Elteni  oder  diTen  Ölellvertreler  und  im  Falle  onviesener  Dürftig- 
keit derselben    durch  die  Scbulgemeinde  **)  beizuschaffea. 

Uns  Ersteru  h;ii  diiivh  ilen  „Oborlehror  wler  Director"  anter  VidiniDg 
<ICH  Ortsrlnilrntbe^s  z^i  crl'»!;:«'!!.  Die  Armutli  ist  mit  Hiatansetzung  aller 
Weituendiglieiten  iliiii-ii  <li-n  UirlrairdKlen  „ÄriiieDriith"  zu  bestätigen.  Die» 
Bestütipimir  hnt  jeili>ph  in  ilcin  Kallo  zu  untorbloiben,  als  <Ier  Ober1ebr«r, 
i'üi;ksic.-blli['li  Dirvi'lor  auf  Grund  dor  änguDAnnton  Ahbnrzahl  die  Annuät 
zu  Iicstäligen  M-lb.-^i  in  dei'  L»g«  v.-i\n:  Vim  diesem  Letzleren  ist  aneh  das 
„ZiislAndigkcitstorlüllinisä"  zu  erholten  und  ersiehllicli  zu  machen. 

Dezflglicli  di'r  iii  di'n  Amittiliezirk  Wien  „zustftndigen"  Parteien 
Lit  unter  den  uliigen  Vi>r.sii'liti'n  ilio  Ausbezaliliing  unbedingt,  bezüglich  der 
^nipht  xusländif^un"  nln-r  g<'gon  {{i'^rre^ü  im  die  Ileimatgemeinde  zu  leisten 
lind  es  ßimt  zu  dioeni  Itvliufe  die  dieslAlligca  in  tabeUurischer  Form  aas- 
zu fertige II doli  Aii.su-uisu  vierteljährig  an  den  Magistrat  zu  erstatten.  IKe 
iliesrällig«  Tiibelk-  i-ntliillt  naebälehendc  liubrtkeu:  I.  Name  des  Kindes; 
i.  Nnnii'  und  (.'liarakter  der  AngcliArigun :  3.  Wohnort;  4.  Lehrmitlel; 
l>.  ZiiNtiliidigki'iisgemcinde :  6.  Naehweis  der  Arrnulh. 

I)ies<'  Tiibelleii  werden  dum  „OrtM^chnlrathe"  zugeschickt,  welcher  die 
Namen  eintrAgl.  (GeBieindeniths-Hesehluss  vom  30.  August -1B78.) 

")  Zu  diesem  Zueeke  viirde  nach  dem  Oemeinderatha-Beschlusse 
vom  28.  Februnr  iS-;i  urs|iranglf«h  ein  Betrag  ven  iOOO  fl.  ö.  W.  in  das 
Präliiriinare  c inge stell I.    Gegeuvärtig  erfülgt    die  Prilliiiiinirung    dieses  Be- 
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Betreffend  den  Vorgang  beim  Boziigo  der  Armonb 
für  die  Volksschulen  bestimmt  der  Erlass  dos  Minist 
fiir  Cultus  und  Unterricht  vom  1.  März  1871,  Z.  ] 
(Ü.-V.-Bl.  20)  im  Wesentlichen  Folgendes: 

Die  k.  k.  Schulbücher- Verlagsdirection  erraittelt  alljährlich  na 
Sehulbüeherabsatze    des   nächstvorausgegangenen  Jahres   die  Geldl 
am  welche  in  dem  nächstfolgenden  Jahre  Armenbücher   für   die 
liehen  Volksschulen  der  einzelnen  Königreiche  und  Länder   aus  der 
Sehulbüchervcrlage  angesprochen  werden  können.  (§.  i.) 

Das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  gibt  die  auf  dieser  i 
luge  festgestellte  Armenbüchergebühr   den   Landesschulbehörden    b 
welche  diese  Gebühr  nach  Verhältniss  der   schulpflichtigen  Kinder 
einzelnen  Schulbezirke   vertheilen  und  den  Bezirksschulräthen  kun( 

C§§.  8-4.) 

Den  Bezirksschulräthen  steht  es  zu,  nach  eigener  Auswa 
j^nen  Verlagsartikeln  des  k.  k.  Wiener  Schulbücherverlags  Armer 
anzusprechen,  welche  an  den  Volksschulen  ihres  Bezirkes  thati^ 
gebraucht  werden,  doch  darf  der  Qesammtwerth  dieser  Armonbüchei 
dem  Preise  eingebundener  Exemplare  berechnet,  die  für  den  Bezir 
gesetzte  Gebührsumme  nicht  übersteigen.  (§.  5.) 

Die  Anspruchsschreiben  sind  von  den  Bezirksschulräthen 
Landesschulbehörde  zu  senden.  Diese  hat  dieselben  in  Bezug  auf 
Uebereinstimmung  mit  der  festgesetzten  Gebühr,  sowie  bezüglich  de 
nung  für  den  betreffenden  Schulbczirk  zu  prüfen  und  die  riehtiggei 
Anspruchsausweise  gesammelt  auf  Einmal  der  Wiener  Schulbüehe 
lagsdirection  zuzusenden.  (§§.  0  und  7.) 

Die  Verlagsdirection  hat  sich  lediglich  zu  überzeugen,  ob  »He  Ansp 
samme  des  Landes  mit  der  für  dasselbe  ausgewiesenen  Armeubüehor 
übereinstimme    und    sohin    ohne    weitere    Prüfung   der   Anspruchsei 
der  einzelnen  Schulbezirke  die  verlangten  Arnionbüeher  unmittelbar 
betreffenden  Bezirkssehulräthe  kostenfrei  abzusenden.  (§.  S.) 

Bis  Ende  August    eines  jeden  Jahres    sollen    die  Armenbücl: 
sämmtliche  Bezirksschulrat  ho  abgeliefert  werden.  (§.  9.) 

Sollte  die  Landesseliulbehördo  eine  über  die  Gebühr  gehende 
liebere  Betheilung  einer  oder  mehrerer  Schulen  mit  Armenbüche 
wün Sehens werth  erachten,  so  ist  diesfalls  unter  genauer  Angabe  der  B 
texte  an  das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  v.w  berichten,  w 
die  weitere  Verfügung  durch  die  Schnlbneher-Verlair><lir«H*tion  trelVon 
Der  Werth  solcher  ausseroidentllcUer  Arnienbiieher-Sendungoi 
dann  von  der  Gebühr  für  das  nächstfolgende  Jahr  in  Absehlag  ge 
werden.  (§.  10.) 


360 

diesem  Bedürfhisse   durch    die   gesetzlich  hiezu  Verpfliehtetec^ 
sofort  abgeholfen  werde." 

Schliesslich  ist  noch  anzuf&hren,  dass  an  mehreren  SchuleK:^ 
auch  Stiftungen  bestanden,   deren  Ertrftgniss   zum  Ankauf^ 
von  Prftmienbüchern    und   bei   zweien  zum   Ankaufe  vo 
Kleidungsstücken  fär  arme  Schüler  gewidmet  war.  ^) 


^)  Zu  diesen  Stiftungen  gehören  die  folgenden: 

i .  die  Lorenz  Zimmermann'sclie  Stiftung  für  die  Schule  im  HeiUgasi. 
kreuzerhof  im  I.  Bezirke.   Die  H&lfle  der  Gapitalszinsen   (87  fl.  C.-M.)  ist 
zu  Prüfungsgesehenken,  die   andere   H&lfte   zur  Zahlung  des  Sehulgeldes 
für  Kinder  bestimmt,   deren  Zieheltern   nioht  befineit  sind.   In  letzter  Zeft 
wurde  das  glänze  Ertr&gniss  für  „Pr&mien**  verwendet. 

8.  die  Georg  Goldmann'sche  Stiftung  mit  einem  Ci4)itale  Yon  500  i 
Kationalanlehens-Obligationen,  deren  Interessen  nach  der  Aeosserong  des 
Stifters  —  seit  Aufhebung  der  „Pr&mien"  —  zur  Anschaffung  Ton  ^^AnEeii« 
büchem  und  Schreibrequisiten"  ftlr  arme  Kinder  an  der  Pfarrhauptsehole 
in  der  Brigittenau  bestimmt  sind; 

3.  die  Sebastian  Lochner'sche  Stiftung  für  die  Schule  unter  des 
'Weissg&rbem.  Die  Stiflungs-Obligationen  per  200  fl.  sind  in  der  dortig«! 
Kirchencasse  verwahrt;  die  Interessen  der  Stiftung  sollten  der  Widmung 
gemäss  zum  Ankaufe  von  „Prämien"  oder  von  „Kleidungsstücken"  für 
arme  Kinder  verwendet  werden.  Seit  Aufhebung  der  Schulprämien  wurde 
aber  das  Erträgniss  dieser  Stiftung  zur  Anschaffung  von  „Schuhen"  ßr 
arme  Kinder  verwendet. 

4.  die  Yincenz  Prick'sche  Stiftung,  mit  60  fl.  Kationaluilehens- 
Obligationen  dotirt,  für  ^e  Knabenschule  auf  der  Landstrasse,  Schulgafise 
Nr.  3.  Die  Zinsen  sollen  jährlich  am  Ende  des  Schuljahres  u.  zw.  am 
Prüfungstage  einem  armen  verdienstvollen  Knaben  verabfolgt  werden. 

5.  und  6.  zwei  Carl  Scharfenberger'sche  Stiflungen  für  die  eben 
genannte  Schule.  Die  erste  derselben  mit  einem  Gapitalsbetrage  von  60  i 
Kationalanlehens-Obligationen  hat  so  wie  die  Prick'sche  Stiftung  den  Zweck, 
am  Prüfungstage  ein  armes  verdienstvolles  Mädchen  zu  betheilen.  Die 
zweite  Stiftung  mit  einem  Capitale  von  200  fl.  in  gleichen  Werthpapierea 
ist  ausdrücklich  zur  Anschaffung  von  „Schulprämien"  gewidmet 

7.  Die  Interessen  der  von  Ignaz  Stehle,  Aegyd  Rauch,  Johann  Wndy 
und  Paul  Herndl  für  die  Schule  auf  der  Wieden,  Soflengasse  Nr.  12  er- 
richteten Stiftung  mit  einem  aus  zwei  Fünftheilen  1860ger-Los6  ä  100  i 
bestehenden  Capitale  sind  zunächst  zur  Anschaffung  von  „Prämien"  be- 
stimmt worden.   Im  Falle   diese  Stiftung  aber   durch  •  Gewinnste  vennehit 
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In  Betreff  der  Anschaffung  von  Materialien  für  arme 
Under  der  weiblichen  Arbeitsschulen  wurde  mit  Ge- 
ineinderaths-Beschlusse  vom  1.  October  1872  bestimmt,  dass 
Stricknadeln,  Wolle  u.  dgl.  unter  Aufsicht  der  den  Unterricht 
«rtheilenden  Damen  anzukaufen  und  die  Listen  hierüber  dem 
llagistrate  vorzulegen  sind.  Die  Arbeiten,  welche  die  armen 
linder  das  Jahr  hindurch  anfertigen,  sollen  dann  in  der  Schule 
gesammelt  und  zu  Weihnachten  an  arme  Kinder  vertheilt 
iverden. 

Die  §§.  5  und  72  der  Ministerial-Verordnung  vom  20.  Au- 
gust 1870,  womit  eine  „Schul-  und  Unterrichtsordnung  für  die 
allgemeinen  Volksschulen"  erlassen  wurde  (R.-G.-Bl.  Nr.  105), 
bestimmen  ferner:  „dass,  wenn  bei  nachgewiesener Armuth  der 
Mangel  an  Bekleidung  den  Grund  des  Schulversäumnisses 
bildet,  die  Ortsschulbehörde    dafür  Sorge  zu    tragen   hat,    dass 


Im  IV.  Beziike  (Wieden)  bestehen  : 

a)  die  Carl  Baron  von  Renne varsche  Stiftung  mit  einem  Cai)ital- 
betrage  von  1000  fl.  in  Obligationen,  aus  welcher  jährlieh  an  der  Schule 
in  der  Sofiengasse  Nr.  12  arme,  fleissige,  gesittete  Schiller  mit  den  er- 
forderlichen Schulbüchern  im  Beisein  des  Pfarrers  zu  den  heiligen  Schutz- 
engeln und  des  Ortsschulrathes  zu  betlieilen  sind  ; 

b)  an  der  Schule  in  der  Kainergasse  Nr.  13  die  A.  M.  Pollak'sche 
Stiftung  mit  einem  Ca})ital  von  100  tl.  C.-M.  in  Nationalanlehens-Obliga- 
tionen  mit  der  Widmung,  dass  aus  dem  P^rträgnisse  die  nothwendigsten 
Schulbücher  gekauft  und  alljährlich  am  Namensfeste  Sr.  Maj.  des  Kaisers 
an  die  vom  Bezirksvorsteher  im  Einvernohmon  mit  dem  Oberlehrer  ge- 
wählten armen  Kinder  im  Beisein  eines  Bezirksausschusses  vertheilt 
werden. 

Im  VIII.  Bezirke  (Josefstadt)  bestehen  : 

a)  für  die  beiden  Schulen  in  der  Albertgasse  Nr.  20  und  am  Albert- 
platz  Nr.  7  die  Neu'sche  Stiftung,  aus  deren  Erträgiii.^r>e  jo  lU»  Knaben  und 
30  Mädchen  durch  die  Obi-rlehrer  unter  Aufsicht  des  IMarrers  mit  Schul- 
büchern betheilt  werden  : 

b)  an  der  Schule  in  der  l^iaristengasse  Nr.  23  die  Clara  Reichen- 
bergersche  Stiftung  mit  einem  Erträgnisse  von  jährlieh  2t)  tl.  25  kr.,  aus 
welchem  arme  Kinder  vom  Oberlehrer  im  Einverstäiuluisse  mit  dem  Bezirks- 
vorsteher mit  Schreibreijuisiten  bet heilt  werden.  — 
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arme  Kinder  und  zur  unentgeltlichen  Betheilung  mit  Schul- 

Ton  50  fl.  in  Nationalanlehens-Obligationen  ist  zur  Betheilung  eines  armen 
Mädchens  an  der  Schale  in  der  Lichtenthalerga^se  Nr.  3  im  IX.  Bezirke 
bestimmt,  welches  sich  bei  der  Prüfung  besonders  ausgezeichnet  hat 

Bezäglich  der  früher  üblich  gewesenen  Yertheilung  sogenannter 
„Prämienbücher^  ist  zu  bemerken,  dass  der  Gemeinderath  aus  Anlass  des 
Umstandes,  dass  bei  der  Austheilung  dieser  Bücher  sich  oftmals  unrer- 
meidliche  Missbr&uche  einstellten,  die  nicht  zu  yerhindern  waren,  schon  in 
seiner  Sitzung  vom  14.  Juni  1866  den  Beschluss  gefasst  hatte,  aus  pädago- 
gischen sowohl,  als  aus  finanziellen  Gründen  von  der  Austheilung  der 
Schulprämienbücher  seitens  der  Gemeinde  fernerhin  abzustehen  and 
daher  den  bis  dahin  im  Budget  zum  Einkaufe  dieser  Bücher  alljährlieh 
ausgeworfenen  Betrag  per  2000  fl.  nicht  mehr  ins  Präliminare  einzosetien 

Nachdem  die  Vertheilung  von  „Prämien"  in  den  Volksschulen  uüt 
Ministerial-Erlass  vom  10.  April  1868,  Z.  2425  grundsätzlich  und 
allgemein  abgestellt  worden  war,  wurden  in  der  Sitzung  des  Gemeinde- 
ratnes  am  21.  November  1871  in  Bezug  auf  die  künftige  Yerwaltang  und 
Verwendung  der  vorerwähnten  „Stiftungen"  die  folgenden  Anträge  gesteUt 

1.  Der  Magistrat  hat  mit  aller  Beschleunigung  zu  veranlassen,  das5 
die  Capitalien  der  (bereits  angeführten  16)  „Schulstiftungen"  ihrer  gegen- 
wärtigen Verwahrung  entnommen  und  dem  „Ortsschulrathe",  in  dessen 
Sprengel  die  Schule,  für  welche  die  Stiftung  gehört,  gelegen  ist,  zur  Ver- 
wahrung und  Verwaltung  übergeben  werden. 

2.  Die  ganzen  Erträgnisse  der  Stiftungen  des  Lorenz  Zimmermani^ 
Carl  Scharfenberger,  Ignaz  Stehle,  Ignaz  Bauhofer,  Johann  Michael  Rudolf 
und  Johann  Georg  ünger  sind,  insolange  die  Vertheilung  von  Schulprämien 
untersagt  ist,  zur  Errichtung  oder  Erweiterung  einer  „Schülerbibliothek** 
für  die  betreffenden  Schulen  zu  verwenden. 

3.  Die  Erträgnisse  der  Stiftungen  des  Georg  Goldmann,  Vincenz 
Moser  und  Johann  Kreuthner  sind  zur  Anschaffung  von  Schulbüchern 
und  anderen  Lehrmitteln  für  arme,  die  betreffende  Schule 
besuchende  Kinder  zu  verwenden. 

4.  Die  Erträgnisse  der  Sebastian  Lochner'schen  und  Margarethe 
Schmid'schen  Stiftung  sind  zur  Anschaffung  von  Kleidungsstücken 
u.  zw.  bei  der  ersteren  von  Schuhen,  bei  der  zweiten  von  "Winterkleidern 
für  arme,  die  betreffenden  Schulen  besuchende  Kinder  zn 
verwenden. 

5.  Die  Verabfolgung  der  Erträgnisse  der  Vincenz  Prik'schen  Stiftung 
an  einen  armen,  verdienstvollen  Knaben,  der  Carl  Scharfenberger'scben 
Stiftung  an  ein  armes,  verdienstvolles  Mädchen  und  der  Heinrich  Pollak'schen 
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Welche  Beträge  zur  Anschaffung  von  Lehrmitteln  für 


ivürde,    sind   die    weiteren    Zuflüsse    zu    anderen    wohlthätigen    Zwecken 
^widmet 

"8.  Die  Vincenz  Moser'sche  Stiftung  mit  einem  Capitale  von  200  fl. 
in  MetaU.-Obligationen  ist  zur  Anschaffung  von  „ Prämien"  für  die  Schule  in 
der  Nikolsdorfergasse  Nr.  18  im  V.  Bezirke  gewidmet  und  wird  gegen- 
wärtig zufolge  Statthalt erei-Erlasses  vom  13.  September  1867,  Z.  24.367 
aur  Anschaffung  von  „Winterkleidern"  verwendet. 

9.  Auch  die  für  die  Schule  im  V.  Bezirke,  Wienstrasse  Nr.  34 
bestimmte  Ignaz  Bauhofer'sche  Stiftung  mit  einem  Capitale  von  200  fl.  in 
Obligationen  hat  den  Zweck  der  Anschaffung  von  ^Prämien".  Seit  Ab- 
schaffung derselben  werden  aber  aus  den  Stiftungsinteressen  „Schulbücher" 
gekauft  und  am  Beginne  des  Schuljahres  an  arme  und  fleissige  Kinder 
yertheilt 

10.  und  11.  Für  die  Schule  im  IV.  Bezirke,  Alleegasse  Nr.  11,  be- 
stehen zwei  Stiftungen,  nämlich  die  Margarethe  Schmid'sche  Stiftung  mit 
lOOO  fl.  in  4y^  Obligationen,  deren  Interessen  zur  Beischaftung  von 
„Winterkleidern"  bestimmt  sind,  und  die  Joh.  Michael  Rudolfscho  Stiftung 
per  400  fl.  in  5  %  Obligationen,  deren  Zinsen  zur  Anschaffung  von 
^Prämien"  gewidmet  wurden.  Auch  bezüglich  dieser  Stiftung  würde  mit 
dem  bereits  citirten  Erlasse  der  n.-ö.  Statthalterei  vom  13.  September  1867 
angeordnet,  dass  das  Stiftungserträgniss  zur  Anschaffung  von  „Winter- 
kleidern" zu  verwenden  ist. 

12.  Bei  der  Schule  im  VI.  Bezirke,  Magdalenenstrasse  Nr.  98, 
besteht  eine  Prämienstiftung,  welche  mit  der  Pfarre  Mariahilf  insoferne  in 
Verbindung  steht,  als  das  Barnabiten-CoUegium  das  Stiftungserträgniss  per 
8  fl.  74  kr.  dem  Oberlehrer  der  benannten  Schule  zusendet. 

13.  Die  Johann  Kreuthner\sche  Stiftung  besteht  für  die  Schule  in  der 
Burggasse  Nr.  20  im  VII.  Bezirke.  Das  Ertrügniss  des  Stiftungscapitales 
von  2060  fl.  in  4  y^  Obligationen  wird  zur  Anschaffung  von  „Büchern^ 
für  arme  Kinder  an  den  vier  in'  die  Pfarre  St.  Ulrich  .gehörigen  Schulen  und 
der  üeberrest  für  die  „Schulbibliothek"  verwendet. 

14.  An  der  Knabenschule  in  der  Strozzigasse  Nr.  8  im  VIII.  Bezirke 
besteht  die  Johann  Georg  Unger'sche  Stiftung  mit  öOO  fl.  in  5  Ti,  Obliga- 
tionen, von  deren  Ertragni.sse  20  fl.  auf  .^Pränjien^  verwendet,  ;>  fl.  aber  an 
den  Lehrer  und  die  Gehilfen    zu    gliMcluMi  Theilen  vertbeilt  werden    sollen. 

15.  Bei  der  Knabenschule  im  VUI.  Bezirke,  Albeilgasse  Nr.  20, 
besteht  die  Johann  Müller'sebe  Stiftung  mit  i^öO  fl.  in  ö%  Obligationen, 
von  deren  Zinsen  zwei  Drittel  der  erste  und  ein  Drittel  der  zweite  „Prämiaut^ 
erhalten  soll. 

16.  Die    Heinrich  PoUak'sche  Sliliung    endlich    mit    einem    Capitale 
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pflege  bestimmten  Anstalten  sich  in  Wien  auch  die  Privat- 
wohlthätigkeit  vielfach  beschäftiget,  so  folgt  nan  die  Dar- 
stellung des  Wirkens  der  zu  diesem  Zwecke  gegründeten 


B) 

a)  Der  Centralverein  für  Kostkinder-Beaufsichtigun  ^ 

und  Krippen. 

Dieser  Verein,   dessen  Gründung  im  Jahre  1847   erfolgte, 
hat  den  Zweck: 

a)  durch  Ueberwachung  der  Pflege  jener  Kinder,  welcfci.c 
nicht  bei   ihren  Eltern  oder  in  einer   öffentlichen   oder  Priv&^ 
anstalt,  sondern  bei  anderen  innerhalb  des  Gemeindebezirkes  woho« 
haften  Personen   gegen  Entgeld   erzogen  werden  und  zwar  tod 
der  Geburt  dieser  Kinder  an  bis  zu  ihrem  vollendeten  10.  Lebens* 
jähre,  zu  verhüten,  dass   deren   geistiges  oder   leibliches  Wohl 
durch  Unvorsichtigkeit,  Rohheit,  Habsucht  oder  sonst  auf  eine 
Art  gefährdet  werde,  und 

b)  gesunde  Kinder  aus  der  arbeitenden  Classe  von  d^ 
Geburt  bis  zu  Ende  des  zweiten  Lebensjahres  und  in  jenen 
Bezirken,  in  welchen  sich  keine  Kleinkinder-Bewahranstalten  befin- 
den, ausnahmsweise  auch  ältere  Kinder  in  Krippen  gegen  eine 
kleine  Vergütung  von  Seite  der  Eltern  (3  Kreuzer  pr.  Tag  far 
ein  Kind  unter  2  Jahren  und  5  Kreuzer  fär  ein  älteres  Kind) 
während  der  Tageszeit  aufzunehmen,  zu  pflegen  und  zu  über- 
wachen, wenn  die  Eltern  sich  über  ihre  Armuth  und  Sittlich- 
keit ausweisen  und  genöthigt  sind  ihrem  Erwerbe  auaser 
dem  Hause  nachzugehen. 

Die    erste  Krippe**)   wurde   am  4.  November    1849  in 


•*)  „Warteanstalt en"  oder  Krippen  (Cröches),  welche  aus  humani- 
tären Rücksichten  Kindern  unter  drei  Jahren  jene  Pflege  angedeihen  lassea, 
die  ihnen  die  Eltern  nicht  gewähren  können,  sind  lediglich  den  sanitäts- 
polizeilichen Normen  unterworfen.  (Verordnung  des  Ministers  für  Cultus 
und  Unterricht  vom  22.  Juni  1872,  K.-Q.-B.  Nr.  108,  womit  „BestimmungeD 
über  Kindergärten  und  damit  verwandte  Anstalten^  erlassen  wurden.) 
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der  Vorstadt  am  Breitenfelde  (jetzt:  VHI.  Bezirk),  Feldgasse  Nr.  17 
mit  16  Bettchen  eröffnet. 

Im  darauffolgenden  Jahre  1850  sind  vier  Krippen  eröffnet 
worden  und  zwar  am  5.  März  am  Schottenfeld  (VII.  Bezirk),  welche 
derzeit  nicht  mehr  besteht;  am  24.  August  in  der  Brigittenau 
Cn.  Bezirk),  Dammstrasse  Nr.  29  mit  15  Bettchen ;  dann  am 
3.  September  am  Schaumburgergrund  (IV.  Bezirk),  welche  eben- 
falls nicht  mehr  besteht,  und  am  4.  October  in  der  Leopoldstadt 
(IL  Bezirk),  Nestroygasse  Nr.  11  mit  18  Bettchen. 

Am  15.  Mri  1851  folgte  die  Eröffnung  der  Krippe  in  der 
inneren  Stadt  (I.  Bezirk),  Seilerst&tte  Nr.  10  mit  23  Bettchen; 
am  17.  August  1854  jene  der  Krippe  im  Lichtenthai  (IX.  Bezirk), 
Drrihackengasse  mit  22  Bettchen;  am  26.  Juli  1855  jene  der 
Krippe  auf  der  Landstrasse  (III.  Bezirk),  Hauptstrasse  Nr.  68 
^i  12  Bettchen,  und  am  9.  September  1858  die  Eröffnung  der 
Krippe  am  Neubau  (VII.  Bezirk),  Neubaugasse  Nr.  65  mit 
20  Bettchen. 

Der  Verein  gliedert  sich  in  a)  die  Oesammtheit  aller 
Mitglieder  (Gründer,  wirkliche  und  Ehrenmitglieder),  b)  den  Aus- 
schuss,  welcher  aus  sämmtlichen  Mitgliedern  der  Directionen, 
aas  18  jährlich  von  der  GeneralTcrsammlung  zu  wählenden  Aus- 
schossmitgliedem,  aus  den  leitenden  und  besuchenden  Aufsichts- 
damen der  Vereinskrippen  und  aus  den  für  die  Krippen  bestell- 
ten Aerzten  besteht,  und  cj  die  Direction,  welche  aus  18  vom 
Aasschusse  auf  3  Jahre  gewählten  Vereinsmitgliedern  besteht. 

Die  Directionsmitglieder  wählen  jährlich  aus  sich  den  Vor- 
stand, dessen  Stellvertreter  und  die  übrigen  Functionäre  (Secretär, 
Cassier  etc.).  Jede  Krippe  wird  einem  Directionsmitgliede  zur 
Ueberwachung   und  Verwaltung   zugewiesen. 

Die  Einnahmen  des  Vereines  bestehen  in  Beiträgen  der 
Mitglieder,  in  Verpflegsbeiträgen  und  kleinen  Spenden  in  den 
Krippen,  in  Geschenken  und  Bettstiftungen,  in  dem  Erträgnisse 
von  Sammlungen  und  der  Veranstaltung  von  Bällen,  Akademien, 
Theatervorstellungen  u.  dgl.,  in  dem  Ertrage  aus  dem  Verkaufe 
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des  Krippenkalenders,  in   Capitalsinteressen  und   in  dem  Zins- 
ertrage des   Vereinshauses. 

Die  folgende  Tabelle  gibt  eine  Uebersicht  über  das 
Wirken  des  Vereines  in  den  Jahren  1863 — 1872,  sowie  über 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Vereines. 


Jahr 

Zahl  der 

ETlMMMka— 

A  aa^^AL 

^ 

Wärte- 
rinnen 

Ver- 

pflegs- 

tage 

cinnanbien 

AatBabsii  i 

fl. 

kr. 

ii. 

kr. 

4863    

26 

225 

67.690 

18.990 

40-5 

i6*5 
50 

12-, 

59 

16.818 
17.249 

51s 
75 

83 

iL 
55 

29-s 

1864   

23 

212 

63.310 

18.026 

1865    

23 

216 

64.820 

19.260 

17.255 

1866  (1.  Jiiier  bis  31.  lai) 

23 

191 

23.601 

8.450 

7.879 

1866—1867    

24 

212 

57.692 

15.718 

14.936 

1867—1868    

25 

259 

71.609 

18.063 

96 

17.424 

1868—1869    

24 

252 
244 

76.123 

18.395 

82 

18.059 

20 

95 

31 

36-j 

96-, 

17 

1869—1870    

24 

73.243 

18.481 

06-j 

18.783 

1870—1871  *) 

24 

247 

74.175 

46.869 

54 

45.278 

1871—1872  *) 

24 

236 

70.833 

46.835 

19 

46.980 

1872—1873*) 

24 

243 

73.239 

19.925 

62s 

21.194 

in  lOjihrifea  Darcbcboitte  . . 

24 

235 

69.273 

24.056 

69 

23.398 

In  den  Anstalten  dieses  Vereines  wurden  daher  nach  dem 


*)  Unter  den  in  der  vorstehenden  Tabelle  ausgewiesenen  „Ein- 
nahmen" der  Jahre  1870/71  und  1871/72  erscheinen  aber  auch  die  für  den 
Bau  des  Yereinshauses  aufgenommenen  Vorschüsse  miteinbezogen, 
u.  z.  im  ersteren  Jahre  mit  19.000  fl.  und  im  nächstfolgenden  mit  24.000  fl. 

Ebenso  erseheinen  im  Jahre  1870/71  ein  Betrag  von  28.061  fl- 
87*6  kr.  und  in  den  beiden  folgenden  Jahren  von  25.141  fl.  13  kr.  und 
1872/73  2930  fl.  56  kr.  als  ^Kosten  des  Vereinshauses"  und  im  Jahre  1871/78 
ausserdem  ein  Betrag  von  3600  fl.  zur  „Entlastung  des  Vereinshauses"  in 
den  Ausgaben  miteingorechnet. 

Mit  Hin  weglassung  dieser  „ausserordentlichen"  Einnahmen  und  Aus- 
gaben stellt  sich  im  Durchschnitte  die  „Jahreseinnahmo"  auf  19.756  fl.  69  kr. 
und  die  „Jahresausgabe"  auf  17.424  fl.  82  kr. 


der  Vorstadt  am  Breitenfelde  (jetzt:  VIII.  Bezirk),  Feldgasse  Nr.  17 
mit  16  Bettcheu  eröffnet. 

Im  darauffolgenden  Jahre  1850  sind  vier  Krippen  eröffnet 
worden  und  zwar  am  5.  März  am  Schottenfeld  (VII.  Bezirk),  welche 
derzeit  nicht  mehr  besteht;  am  24.  August  in  der  Brigittenau 
(II.  Bezirk),  Dammstrasse  Nr.  29  mit  15  Bettchen;  dann  am 
3.  September  am  Schaumburgergriind  (IV.  Bezirk),  welche  eben- 
falls nicht  mehr  besteht,  und  am  4.  October  in  der  Leopoldstadt 
(IL  Bezirk),  Nestroygasse  Nr.  11  mit  18  Bettchen. 

Am  15.  Mai  1851  folgte  die  Eröffnung  der  Krippe  in  der 
inneren  Stadt  (I.  Bezirk),  Seilerstätte  Nr.  10  mit  23  Bettchen; 
am  17.  August  1854  jene  der  Krippe  im  Liehtenthal  (IX.  Bezirk), 
Dreihackengasse  mit  22  Bettchen;  am  26.  Juli  1855  jene  der 
Krippe  auf  der  Landstrasse  (III.  Bezirk),  Hauptstrasse  Nr.  68 
mit  12  Bettchen,  und  am  9.  September  1858  die  Eröffnung  der 
Krippe  am  Neubau  (VII.  Bezirk),  Neubaugasse  Nr.  65  mit 
20  Bettehen. 

Der  Verein  gliedert  sich  in  a)  die  Gesammtheit  aller 
Mitglieder  (Gründer,  wkliche  und  Ehrenmitglieder),  h)  den  Aus- 
schuss,  welcher  aus  sämratlichen  Mitgliedern  der  Directionen, 
aas  18  jährlich  von  der  Generalversammlung  zu  wählenden  Aus- 
schttssmitgliedern,  aus  den  leitenden  und  besuchenden  Aufsichts- 
damen der  Vereinskrippeu  und  aus  den  für  die  Krippen  bestell- 
ten Aerzten  besteht,  und  c)  die  Direction,  welche  aus  18  vom 
Ausschusse  auf  3  Jahre  gewählten  Vereinsmitgliederu  besteht. 

Die  Directionsmitglieder  wählen  jährlich  aus  sich  den  Vor- 
stand, dessen  Stellvertreter  und  die  übrigen  Fuuctionäre  (Secretär, 
Cassier  etc.).  Jede  Krippe  wird  einem  Directionsmitgliede  zur 
Ueberwachung    und  Verwaltung    zugewiesen. 

Die  Einnahmen  des  Vereines  bestehen  in  Beiträgen  der 
Mitglieder,  in  Veri3flegsbeitragen  und  kleinen  Spenden  in  den 
Krippen,  in  Geschenken  und  Bettstiftungen,  in  dem  Erträgnissv3 
Ton  Sammlungen  und  der  Veranstaltung  von  Bällen,  Akademien, 
Theatervorstellungen  u.  dgl.,  in  dem  Ertrage  aus  dem  Verkaufe 
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Uebelstande  möglichst  abzuhelfen^  hatten  Josef  Wertheimer  za 
dem  Entschiasse  gebracht,  durch  die  Uebersetzung  und  Yer-  '' 
Tielf&ltigung  eines  Werkes  ^über  frühzeitige  Erziehung  der 
Kinder  in  den  englischen  Kleinkinderschulen^  die  Bewohner 
Wiens  zur  Errichtung  von  »»Kinderbewahranstalten^  anzuregen. 
Den  durch  die  Herausgabe  des  genannten  Werkes  erzielten 
Reinertrag  per  116  fl.  stellte  der  Genannte  der  Regierung  mit 
der  Bitte  zur  Verfügung,  seine  Ansichten  und  Wünsche  bezüg- 
lich der  Kinderbewahranstalten  der  Würdigung  zu  unter- 
ziehen. 

Die  Landesstelle  und  das  Consistorium  hatten  sich,  nach-  . 
dem  sie  das  Gutachten  der  Seelsorger  Wiens .  eingeholt  und 
für  die  hierorts  zu  errichtenden  Kinderbewahranstalten  eine 
theilweise  Abänderung  der  in  den  Kleinkinderschulen  Londons 
eingeführten  Wirksamkeit  verordnet  hatten,  für  die  unges&omte 
Errichtung  solcher  Anstalten  ausgesprochen. 

Der  damalige  Pfarrer  am  Rennwege  und  Josef  Wertheimer 
waren  die  Ersten,  welche,  dem  Rufe  dieser  Behörden  folgend, 
sich  zur  „Errichtung  und  Erhaltung  einer  Kinderbewahranstalt^ 
einigten.  Dieselbe  wurde,  nachdem  die  hiezu  erforderlichen 
Geldmittel  durch  Geschenke  und  Veranstaltung  von  Sammlungen 
aufgebracht  worden  waren,  am  4.  Mai  1830  in  dem  Hause 
Nr.  185  am  „Rennwege"  eröffnet. 

Hierauf  folgte  im  Juli  desselben  Jahres  die  Eröffiiung  der 
Kinderbewahranstalt  am  „Schaumburgergrund"  und  am  4.  No- 
vember jener  in  „Margarethen".  Auch  für  diese  beiden  Anstalten 
waren  die  Mittel  zu  ihrer  Errichtung  und  Erhaltung  theils  durch 
Geschenke,  theils  durch  Sammlungen  aufgebracht  worden. 

Im  nächsten  Jahre  1831  erfolgte  die  Constituirang  eines 
Central  Vereines  mit  der  Aufgabe,  den  schon  bestehenden 
„Kinderbewahranstalten"  helfend  und  unterstützend  zur  Seite  zu 
stehen,  neue  Anstalten  zu  errichten  und  die  vereinzelten  Krftfte 
und  Anstrengungen  in  Beziehung  auf  diese  Institute  zu  sammeln 
und  dem  Zwecke   entsprechend  zu  leiten. 


In  demselben  Jahre,  1831,  sind  solche  Anstalten  in  Neu- 
lerchenfeld, dann  zu  Reindorf,  in  Ilemals  und  in  Erdberg  er- 
richtet worden. 

Im  Jahre  184B  erfolgte  die  Eröffnung  der  Kinderbewahr- 
anstalt  im  Lichtenthai  und  im  Jahre  1846  jener  in  der  Rossau. 
Endlich  sind  solche  Anstalten  noch  im  Jahre  1853  am  Schotten- 
feld,  1858  am  Hundsthurm  und  in  der  Alscrvorstadt  und  1856 
in  der  Leopoldstadt  errichtet  worden. 

Der  Zweck,  welcher  durch  dieses  Institut  erreicht  werden 
soll,  besteht  darin,  die  noch  nicht  schulfähigen  Kinder 
solcher  Eltern,  welche  wegen  Abwesenheit  vom  Hause  oder  in 
Folge  ihrer  gewerblichen  Beschäftigung  verhindert  sind,  die 
Beaufsichtigung  ihrer  Kinder  und  die  physische  und  moralische 
Erziehung  derselben  zu  besorgen  oder  durch  geeignete  Personen 
besorgen  zu  lassen,  vom  zweiten  Lebensjahre  der  Kinder  an- 
gefangen in  eigens  hiezu  eingerichteten  Localitäten  unentgelt- 
lich aufzunehmen,  durch  Lehrer  und  Wärterinnen  zu  über- 
wachen und  ihre  körperlichen  und  geistigen  Kräfte  naturgemäss 
zu  entwickeln,  femer  auch  die  die  Schule  besuchenden  Kin- 
der unter  gleichen  Verhältnissen  auf  ähnliche  Weise  zu  beherbergen 
und  dieselben  vor  Gefahr  und  Müssiggang  zu  bewahren.  ^^) 

Die  einzelnen  Kinderbewahranstalten  werden  durch  die 
verschiedenen  Pfarr-  (Particular-)  Vereine  errichtet  und  erhalten, 
welche  aus  gründenden,  befördernden  und  unterstützenden  Mit- 
gliedern **)  bestehen. 


*•)  §.  1  der  mit  Regierungsdecret  vom  7.  Janner  1831  genehmigten 
Statuten.  Mit  Regierungs- Verordnung  vom  14.  März  1832,  Z.  14.046  wurde 
weiters  bekannt  gegeben ,  dass  laut  Eröffnung  der  k.  k.  Studien-IIof- 
commission  vom  26.  Februar  1832,  Z.  857  mit  a.  h.  Entschliessung  vom 
21.  desselben  Monats  die  Einführung  von  Kleinkinder- Wartan/italten  und 
das  Fortbestehen  der  zu  diesem  Bohufe  gebildeten  Vereine  gegen  dem  ge- 
nehmigt wurde,  dass  dieselben  im  strengsten  Sinne  nur  als  Privatvereine 
and  Anstalten,  nicht  als  Schulen  zu  bestehen  haben  und  dass  keine 
Kinder  über  5  Jahre  aufzunehmen  sind. 

'^)  Gründende  Mitglieder  sind  nebst  dem  Pfarrer  jene,  welche 
entweder   durch   Sammlung   oder   andere    VeranstÄltung   dem  Pfarrvereine 
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Uebelstande  möglichst  abzuhelfen,  hatkea  Josef  Wertheimer  n 
dem  Entschluäse  gebracht,  durch  die  üeberaetnmg  und  Ter- 
vieU&ltiguug  eines  Werkes  „Ober  frühzeitige  Emehimg  dt« 
Kinder  in  den  englischen  Kleinkinderäcfaulen"  die  Bevohim 
Wiens  zur  Errichtung  von  „Kinderbewahraostalten"  kiuQTegeu. 
Den  durch  die  Herausgabe  des  genannten  Weikes  anleiten 
Reinertrag  per  116  fl.  stellte  der  Genannte  der  Bt^erung  mit 
der  Bitte  zur  Verfügung,  seine  Ansichten  und  WOaache  besOg- 
lich  der  Kinderbevahranstalten  der  Würdigung  kd  unter- 
ziehen. 

Die  Landesstellc  uud  das  Gonsistorium  hatten  ücfa,  naeh- 
dem  sie  das  Gutachten  der  Seelsoigcr  Wiens .  mngeholt  nnd 
für  die  hierons  ku  errichtenden  Kinderbewahraastalten  eine 
theilweise  Abänderung  der  in  den  Kleinkinderscholea  Londons 
eingeführten  Wirksamkeit  verordnet  hatten,  für  die  UDges&amte 
Errichtung  solcher  Anstalteu  ausgesprochen. 

Der  damalige  Pfarrer  am  Keunwege  und  Josef  Wertbeimer 
waren  die  Ersten,  welche,  dem  Rufe  dieser  Behörden  folgend, 
sich  zur  „Errichtung  und  Erhaltung  einer  Kinderbewahranstalt" 
einigten.  Dieselbe  wurde,  nachdem  die  hiezu  erforderlichen 
Geldmittel  durch  Geseht^nte  und  Veranstaltung  von  Sammlungen 
aurgebracht  worden  waren,  am  4.  Mai  1830  in  dem  Hause 
Nr.  185  am  „Kenuwege"  eröfTnet. 

Hierauf  folgte  im  Juli  desselben  Jahres  die  Eröfihnng  der 
Kinderbewahranstalt  am  „Schaumburgergrund"  uud  am  4.  No- 
vember joner  in  „Margarethen".  Auch  für  diese  beiden  Anstalten 
waren  die  Mittel  zu  ihrer  Errichtung  und  Erhaltung  tbeils  durch 
Geschenke,  tlieils  durch  Sammlungen  aufgebracht  worden. 

Im  nächsten  Jahre  1831  erfolgte  die  Constituirnng  eines 
Ceritralviireines  mit  der  Aufgabe,  den  schon  bestehenden 
„Kinderbewahraiistalten"  helfend  und  unterstützend  zur  Seite  «u 
stehen.  n<!Uij  Anstalteu  y.u  t;rrichteii  uud  die  vereinzelten  Kr&ite 
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In  demselben  Jahre,  1831,  siad  solche  Anstaltim  io  Sou- 
lerchenfeld,  dana  zu  Reindorf,  in  Ilern&lti  und  ia  F>dl)erg  er- 
richtet Tordeu. 

In»  Jahre  1845  erfolgte  die  Eröffnimtr  der  Kiudi^rliewahr- 
anstalt  im  Lichtenthai  und  im  Jahre  184(i  jeaer  iu  der  Hossau. 
Endlich  siad  solche  Anstalleu  uoch  im  Jahri'  1853  am  Schottt'n- 
feld,  1858  am  Hundsthurm  und  in  der  AIs,^rvorstadi  und  1856 
iD  der  Leopoldstadt  errichlet  worden 

Der  Zweck,  welcher  durch  dicsus  Institut  erreicht  werden 
soll,  besteht  darin,  die  noch  nicht  a c h u I f a h i g e n  KindiT 
solcher  Eltern,  welche  wegen  Ahwestnheit  vom  Hause  oder  in 
Folge  ihrer  gewerblichen  Beachäftiguug  verhindert  sind,  die 
Beaufsichtigung  ihrer  Kinder  uud  die  physische  und  moralisrhe 
Erziehung  derselben  zu  besorgi'U  oder  durch  geeignete  Personen 
besorgen  zu  lassen,  vom  zweiten  Lel'cnsjahre  der  Kiuder  an- 
gefangen in  eigens  hiexu  eiugerichli;li'u  Lucalilüten  unentgelt- 
lich aurznnehiueu,  durch  Lehrer  und  W'iirteriuui'U  /,u  über- 
wachen uud  ihre  körperlichen  uud  geistigen  Kriilie  uaturgemäss 
ZQ  entwickeln,  ferner  anch  die  die  Schule  besucheudeu  Kiu- 
der unter  gleichen  Verhältuissen  auf  ähnliche  Weise  zu  beherberge  u 
und  dieselben  vor  Gefahr  und  Müssigf^aug  zu  bewahreu.  *') 

Die  einzelnen  Kimlerbewaliranstalteu  werden  durch  die 
verschiedenen  Pfarr-  (Particnlar-)  Vereine  errichtt«  und  erhalten, 
welche  aus  gründenden,  befürdernden  uud  unterstutzendeu  Mit- 
gliedern *')  bestehen, 

*■)  §.  i  d.T  mit  HfgUTUnirsdL'WOl  vn.u  7.  ,l;iiuk'r  IS3I  yiTii>limi,L;t.>u 
Statuten.  Mit  RpKieriinps-V.-ii-ii!niinfr  imii  li.  MArz  1X3*.  7..  It.iUfi  wurde 
weiters  hekannl  gi'frc^pn .  dii^s  liiiit  EiülTuuiiLr  di'i'  k,  k,  Sliiiiii'iL-Hol- 
ciiniTnUsion  v.nii  i(j.  Febni.-ir  1K38.  Z,  «5/  mit  ;..  li,  KlllM•iliil■^^.llnl:  \om 
U.  deäsellwn  M.mftls  lii«  ICiiilTil.rii»;.'  i.m  Kli'iiikiiuiin-\V!ii-(ai..sliLltriL  uixl 
das  Frtribesti-lifn  der  zu  die.smn  llidiiili'  j;'-liil'!''i"ii  Vm'^iiie  pej."'"  '^•■'"  !-'''■ 
nehmißt  wiirdc,  diiss  difM'llii'ii    im  ,stii'ii^>ti-ii   Siiiin'    nur    ;ii.--   l'rivulM'n'in« 


Einnahme  von  wenigstens  100  fl.  verschaiTen,  oder  ein-  für  alle- 
^^a.1  eine  Einlage  von  50  fl.  machen,  oder  sich  verpflichten, 
durch  6  Jahre  jahrlich  10  fl.  beizutragen;  b)  aus  „unter- 
stützenden Mitgliedern",  welche  durch  3  Jahre  wenigstens  5  fl. 
"^itragen,    und  c)  aus    den  Vorstehern    der  Particular- Vereine. 

In  Bezug  auf  die  Verwaltung  besteht  der  „Centralverein" 
^us  einem  Präsidenten,  dessen  Stellverti*eter,  dem  Geschäfts- 
^^iter,  dem  leitenden  Ausschusse  und  dem  grossen  Ausschusse. 

Ersterer  Ausschuss  besteht  aus  dem  Geschäftsleiter,  dem 
^ecretär,  Cassier  und  Rechnungsführer,  dann  aus  den  Pfarrern, 
in  deren  Sprengein  „Kinderbewahranstalten"  bestehen,  und  aus 
Einern  oder  zwei  Mitvorstehern  der  Particularvereine. 

Die  Gründer    des  Hauptvereines  mit    den  Mitgliedern  des 
leitenden  Ausschusses  und  dem  Präsidenten  oder  dessen  Stell- 
vertreter an  der  Spitze  bilden  den  grossen  Ausschuss. 

Dem  „Central vereine"  unterstehen  gegenwärtig  (Ende  1878) 
20  Particular  -  Vereine  mit  eben  so  vielen  „Kinderbewahran- 
stalten" **)  u.  zw.  nach  den  „Gründuugsjahren"  gereiht : 

seit  1830  am  Rennweg  (III.  Bez.,  Stein- 

gasseNr.  16,  im  eigenen  Hause)  mit  180— 200  Kindern 

„  „  am  Schaumburgergrund  (IV.  Be- 
zirk, Ilungelbrunngasse  Nr.  15, 

im  eig.  Hause) ,,  120  ,. 

„  „  zu  Margarethen  (V.  Bez.,  Garton- 
gasse Nr.   8,  im  eig.   Hause)  „     120 — 140 


***)  Zur  Erficht  mm"  einer  Kimlerbcwahranstalt  ist  «lio  lJo\villiu:nnc: 
der  „Landes-Schulbebörile^*  erfonlerlieh,  wolchor  os  in  JimIcui  Fallo  zusteht 
auch  die  Bedingungen  dieser  Bewilligung  festziisetzen. 

Für  die  Beaufsichtigung  der  Kinderbewahranstalten  gelten  die- 
selben BestimniHngen  wie  für  die  Aufsieht  der  „Kindergärten**.  Hicbei  ist 
(ins  Augenmerk  hauptsäehlieh  darauf  zu  richten,  dass  die  F/inrichtungen 
den  päd<agogischen  und  sanitären  Anforilerung«Mi  der  (xegenwart  entsproch(Mi 
und  dass  jeder  Schulunterricht  von  diesen  Anstalten  streng  ausgeschlossen 
bleibe.  (Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  22.  .Tuni  1.S72 
R.-G.-Bl.  Nr.  lOH.) 


>)  /:  A 


seit  1831  in     Neiilerchenfeld     (G&rtner- 

^asse  Nr.  27,  im  eig.  Hause)  mit       219       Kindect^ 
„     1832  zu  Heruals  (Stiftgasso  Nr.  3,  im 

eig.  Hause) „    180—200      „ 

„     1835  iu  Erdberg  (HI.  Bezirk,  Apostel- 

gasso  Nr.  9)   „    300—400 

„     1845  im    Lichtenthai    (IX.    Bezirk, 

Liechtensteinstrasso  Nr.  80)  .    „         242 
„     1846  iu    der    Rossau    (IX.    Bezirk, 

Servitengasse  Nr.  9) „         120 

„        „      zu  Rudolfsheim  (Carolineugasse 

Nr.  1,  im  eig.  Hause) „         300 

„     1850  in    Gumpendorf   (VI.    Bezirk, 

Gumpendorferstr.  Nr.  106,  im 

eig.  Hause)  *•) „         300 

„     1853  am  Schottenfeldo  (VH.  Bezirk, 

Halbgasse  Nr.  8,  im  eig.  Hause)    „    250 — 300 
„     1854  am    Hundsthurm    (V.    Bezirk, 

Mauthhausgasse  Nr.  5,  im  eig. 

Hause) „    100—110 


rt 


w 


n 
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*")  Dio  Sriu^^lings-  und  Kind  erbe  wahranst  alt  im  Gemeinde- 
hanse in  Gumpendorf  wurde  im  Jahre  1850  von  der  ehemaUgen,  jetzt 
dem  VI.  Bozirko  incorporirten  Gemeinde  Ginnpendorf  mit  BewiUigung  des 
Gomeinderathes  vom  i').  Jänner  IH'JO  gegründet  und  ist  in  einem  in  dem 
Garten  dosGumjxMidorfor  Gemeindehauses  errichteten  Gebäude  untergebracht 

Die  „Baukosten"  für  dasselbe  wurden  zum  Theile  aus  dem  4000  1 
betragenden  Erlöse  des  Verkaufes  von  Gemeindegründen  zum  Baue  des 
Schlachthauses,  zum  Theile  aus  dem  Erträgnisse  der  zu  diesem  Zwecke 
eingeleiteten  Samuilungen  bestritten. 

Zur  „Erhaltung'*  der  Anstalt  war  von  der  Gemeinde  Gumpendorf 
ursprünglich  das  mit  «00  tl.  C.-M.  vmanschlagto  Zinsorträgniss  des  Gemeinde- 
hausos bestimmt  worden  und  es  hatte  sich  dieselbe  mit  Vertrag  vom 
14.  November  ISöO  verpllichtet,  d<'m  Institute  der  „barmherzigen  Schwestern", 
welches  die  Beaufsichtigung  und  den  Unterricht  der  Kinder  zu  besorgen 
übernahm,  für  joden  Verptlog^tag  eines  Kindes  (j  kr.  C.-M.  zu  zahlen. 

Seit  der  im  Jahre  {Hl')i  erfolgten  Centralisirung  des  Vermögens  der 
Vorstadtgemeindon     wurde     voui    Gemeinderathe     alljährlich     (zuerst    uüt 
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58  in  der  Alservorstadt  (IX.  Be- 
zirk, Marianneugasse  Nr.  26, 
im  eig.  Hause) mit       130      Kindern 

68  in  der  Leopoldstadt  (II.  Bezirk, 

untere  Augartenstrasse  Nr.  36)    „         280  „ 

71  in  Fünfhaus  (Zollgasse  Nr.  3)    „  45  ^ 

72  in  Margarethen  (V.  Bezirk, 
Arbeitergasse  2,  im  eig.  Hause)    „         160  „ 

zusammen    16  Anstalten    mit   circa   3000    Kindern, 

isserhalb  des  Wiener  Armenrayons  sind  noch  Anstalten 
)8  in  Ottakring  (Hauptstr.  Nr.  77, 

im  eig.  Hause) mit      180      Kindern 

JO  in  Penzing  (Bahngasse  17,  im 

eig.  Hause) „        120  „ 

f  1  in  Dombach  (im  Stift  St.  Peter- 

schen  Hause  5) „     70—80         „ 

in  Stockerau  (Stögergasse  287)     „        140  ^ 

e  Einnahmen  sowohl  des  Central-  als  der  Particular- 
bestehen  in  den  Interessen  von  Stammcapitalien,  in 
liträgen,  in  dem  Erträgnisse  der  Welzer'schen  und  Hoyet- 
iftuugen,  femer  in  dem  Ertrage  der  Sammlungen,  dem 
lerträgnisse  von  den  den  einzelnen  Vereinen  eigenthüm- 
örigen  Häusem,  endlich  in  Geschenken  und  Legaten. 
3  folgeude  Zusammenstellung  enthält  eine  Ueb ersieht 
e  Einnahmen  und  Ausgaben  bei  dem  „Centralvereiuo" 
den  verschiedenen  im  Wiener  Armenbezirke  liegenden 
ar- Vereinen"  während    des  Decenniums    1863 — 1872. 

vom  4.  Mai  1852)  ein  Beitrag  von  800  fl.  C.-M.  (840  fl.  ö.  W.) 
ung  dieser  Anstalt  bewilligt,  wogegen  die  Verwaltung  derselben 
einderathe  alljährlich  eine  Gebaruugsübersicht  vorlegt,  deren 
jbeilagen  von  der  städtischen  Buchhaltung  adjustirt  werden, 
u  1.  Jänner  1879  angefangen  wurde  in  dieser  Anstalt  das 
ü  ünterrichtssystem  für  Kindergärten  eingeführt  und  es  sind  die 
lieht  besorgenden  barmherzigen  Schwestern  ^geprüfte  Rinder- 
en". 
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c)    Verein   zur  Erhaltung   der  Säuglingsbewahranstalt 

auf  der  Wieden 
(im  IV.  Bezirke,  Hauptstrasse  Nr.  76). 

Der  Zweck  dieses  im  Jahre  1851  gegründeten  Vereines 
besteht  darin,  gesunde  Kinder  erweislich  armer  Eltern  aus  dem 
Bezirke  Wieden  von  der  Geburt  an  bis  zum  dritten  Jahre  den 
Tag  über  in  einem  geeigneten  Locale  gegen  eine  geringe  Vergütung 
mit  Sorgfalt  zu  überwachen  und  zu  pflegen.  Die  in  der  Anstalt 
Terpflegten  Kinder  werden  im  Falle  der  „Erkrankung"  zu  Hause 
Ton  den  beiden  Vereinsärzten  „unentgeltlich"  behandelt  und  er- 
halten auch  die  erforderlichen  Medicamente  unentgeltlich  verabfolgt. 

Der  Verein  besteht  aus  Ehrenmitgliedern,  Gründern,  ordent- 
lichen Mitgliedern  und  Förderern.  *®) 

Die  Vereinsangelegenheiten  werden  a)  durch  die  allgemeine 


an  einzelne  Partioular- Vereine  gegebenen,  aber  wieder  zurückgezahlten 
Darlehen  sowohl  unter  den  Einnahms-  und  Ausgabsposten  des  „Central- 
Vereines",  als  auch  der  betreffenden  „Particular- Vereine",  daher  doppel 
eingestellt  erscheinen. 

Wird  von  diesem  Umstände  abgesehen  und  werden  demnach  diese 
zum  Theile  aus  „durchlaufenden"  Posten  bestehenden  Summen  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  als  „effectiv"  angesehen,  so  ergibt  sich,  dass  von 
dem  „Central- Vereine"  für  Kinderbewahranstalten  inclusive  der  im  "Wiener 
Armenbezirke  liegenden  Particular- Vereine  im  Durchschnitte 
jährlich  41.000  fl.  ö.  W.  in  Barem  für  die  Zwecke  des  Vereines  verausgabt 
wurden.  — 

Im  Jahre  1878  betrugen  bei  dem  „Central- Vereine"  die  Einnahmen 
9516  fl.  30  kr.  in  Barem,  die  Ausgaben  dagegen  ebenfalls  in  Barem  23.746  fl. 
71  kr.,  worunter  18.631  fl.  als  Vorschuss  zum  Neubau  des  "Wartlocales 
in  Hernais.  Bei  den  im  Wiener  Armonrayon  befindlichen  ^Particular- Vereinen^ 
betrugen  die  Einnahmen  35.416  fl.  63  kr.  ö.  W.  und  16.325  fl.  50  kr.  in 
Obligationen,  die  Ausgaben  34.403  fl.  63  kr.  in  Barem  und  550  fl.  in 
Obligationen. 

*•)  Zu  „Ehrenmitgliedern"  erwählt  der  Verein  solche  Personen, 
welche  sein  Interesse  wesentlich  Jörderten.  Die  „Gründer"  leisten  einen 
Beitrag  von  mindestens  40  fl.  ein-  für  allemal,  die  „ordentlichen  Mitglieder" 
von  wenigstens  2  fl.  jährlich.  „Förderer"  des  Vereines  sind  jene,  welche 
sich  an  der  Anstalt  durch  personliche  Mitwirkung  betheiligen  oder  derselben 
Spenden  irgend  einer  Art  zufliesson  lassen. 
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VersMiinilung  der  ordentlichen  nnd  Ehrenmitglioder  und  b)  durch 
die  Vereiusdirüction ,  beziehungsweise  durch  ein  gewähltes 
EiecutiT-ComiW,  bestehend  ans  einem  Präsidenten  und  vier  Mit- 
gliedern, geleitet  und  geregelt 

Die  Vereinadirection,  welcher  die  unmittelbare  Leitung 
der  Geschäfte  obliegt,  besteht  aus  dem  Vereiusvorstande,  Eeha 
männlichen  und  sechs  weiblichen  Directionsmitgliedem;  sie  wählt 
aas  ihrer  Mitte  den  Cassier,  den  Secret&r  und  den  RechnungsfOhrer. 

Die  Mittel  zur  Erreichung  der  Vereinszwecke  werden 
ausser  den  Zinsen  des  Vereinsvermdgeas  *')  durch  Beiträge  von 
Wohlthätem  und  Mitgliedern,  durch  Erträgnisse  von  Concerten 
und  Theaterrorstellungen  etc.,  sowie  durch  persönliche  Tbätig- 
keit  von  Mitgliedern  nnd  Wohlthätem  aufgebracht 

Die  folgende  Zusammenstellung  gibt  eine  Ueberaieht 
ober  das  Wirken  des  Vereines  und  dessen  finanzielle  Gebanu^ 
während  des  Decenniums  1863—1872. 


Jabr 

1 

1 

Summe 
Einnahmen 

gebShi-en 

Summe 

der 

Ausgaben 

liHTunU'rftn 
V-r,,fleg8- 
kusten  (IkL 
1  f  irlwuri) 

fl.     |kr. 

li. 

k.. 

tl.       kr. 

fl. 

kr. 

186a 

m 

*7_ 
83 

1.97M 
i.310 
£.000 

u 

50 
80 

176 

13 
Oi 

1.496 
1.586 

U 

473 

il 

l»S4 

1-5S 

76-, 

495 

0*1 

1B65 

II! 

91 

1.371 

9ß"n 

483 

10» 

IBSe 

%y. 

l.loä 

73 
4B 

13H 

136 

75 

1-648 
1.331 

48 

491 

40 

18li7 

--J^ 

ZVi\ 

1.763 

8R 

K43 
S4t 

45 
80 

1868 
1869 

29 

1.74ä 

17 
13 

93 
_9_8 
6.J 

U" 

18 

1.481 

46 

!8-., 

I.S4ä 

15! 

63 

1.43;i 

IS 

90', 

670 
571 

5i_ 

07 

1870 

19 

1.419 

i..iia 

141 

1.S4! 

1871 

145 

65 

1.395 

11 

518 

11 

67 

187  S 

41 

1.S73 

8ft 

83 

1.133 

6G 

496 

toli-tbnillli'li  .     , 

16 

l\t 

l.wlid 

-(, 

i:(ii 

M 

l.iü 

59 

61« 

Ob 

")  Das  Vereins  vermögen  bestand  am  Sclilusse  des  Jahree  1878  aus 
8930  fl.  in  Obligatiimun  und  11.557  fl.  ."iO  kr.  in  Hypothekar- C»pitaliea. 
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d)  Die  israelitische  Kinderbewahranstalt 

(im  II.  Bezirke,  Schiffamtsgasso  Nr.  15). 

Aach  diese  am  15.  Mai  1843  eröffiiete  Anstalt  verdankt 
ihr  Entstehen  den  Bemühungen  Josef  Weriheimer's,  der  —  wie 
bereits  (S.  368)  erwähnt  —  überhaupt  die  erste  Anregung  zur 
Enrichtung  von  „Einderbewahranstalten'*  in  Deutschland  und 
specieil  in  Wien  gegeben  hat. 

Im  ersten  Jahre  ihres  Bestehens  wurde  diese  Anstalt  von 
Wertheimer  und  seiner  Gattin  ganz  allein  geleitet  und  ver- 
waltet; im  Jahre  1845  übernahm  aber  ein  ^Frauencomit^^  die 
Leitung. 

Die  Räumlichkeiten,  welche  ursprünglich  für  die  Zwecke 
dieser  Anstalt  in  dem  Hause  Nr.  5  in  der  oberen  Donaustrasse 
der  Leopoldstadt  gemiethet  worden  waren,  erwiesen  sich  nach 
einigen  Jahren  schon  als  unzureichend. 

Durch  unausgesetzte  Bemühung  des  Vorstandes  und  die 
thatkräftige  Theilnahme  der  Mitglieder  der  israelitischen  Cultus- 
gemeinde  wurde  aber  im  Jahre  1856  die  käufliche  Erwerbung 
der  oben  bezeichneten  Realität  ennöglicht,  welche  im  Mai  1858 
als  specieil  den  Anstaltszwecken  gewidmetes  Haus  feierlich  ein- 
geweiht worden  ist. 

Die  israelitische  Kinderbewahranstalt  hat  den  Zweck, 
Kinder,  welche  zwischen  dem  dritten  und  sechsten  Lebensjahre 
stehen,  während  der  Tageszeit  zu  bewahren  und  zu  überwachen 
und  zugleich  für  den  künftigen  Schulunterricht  vorzubereiten. 
Es  ist  dabei  vorzüglich  auf  die  Erleichterungen  solcher  hier 
wohnhaften  israelitischen  Eltern  abgesehen,  welche  arm  oder 
doch  wenig  bemittelt  sind.  Es  sollen  dieselben  jedoch  durch 
mindestens  zwei  Jahre  bereits  in  Wien  gewohnt  haben.  Für  die 
Verköstigung  der  Kinder  haben  die  Eltern  täglich  5  kr.  zu 
entrichten. 

Seit  dem  Jahre  1868  ist  mit  dieser  Austalt  auch  eine 
Bildungsanstalt  fiir  Kindergärtnerinnen  und  Bonnen  verbunden. 

Die  Einnahmsquelleu  der  Austalt  bestt^hen:  in  Zinsen 
von  Stammcapitalien,    in  den  Jahresbeiträgen  der  Mitglieder  der 
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Cultusgcmeinde,  in  Spenden  nnd  Vermächtnissen,  in  dem  Ertrag:^ 
der  in   der  Anstalt   angebrachten  Sammelbüchse,   in    allfäUigeD 
Gebühren  zahlender  Kinder,   in  dem  Ertrage  der  Yeranstaltuo^ 
von  Bällen  u.  dgl. 

Die   folgende   Zusammenstellung   gibt   eine   Ueb ersieht 
über  das  Wirken  der  Anstalt  während  des  Decenniums  1863 — 1872. 

Es  betrug: 

die  An-      die  Anzahl  der  aufgenom-  die  Summe  dar 


,'?,„             zahl  der 
Janre           Mitglieder 

menen 

K.inder 

hiefHr  aufgewende- 

Knaben 

Mädchen 

ten  Beträge 

1863    ...       726 

135 

115 

250 

6.413  fl..  43  b. 

1864 743 

144 

134 

278 

5,199  „   23  „ 

1865 

,     735 

114 

104 

218 

4.474  „   44  „ 

1866 

.     740 

117 

140 

257 

4.667  „    15  „ 

1867  . .    . 

.     778 

162 

139 

301 

4.274  „   36  „ 

1868  .... 

798 

211 

181 

392 

4.984  „   08  „ 

1869  . . . 

.     764 

198 

170 

368 

6.141  „   04  „ 

1870 

780 

187 

148 

335 

6.523  „   72  „ 

1871 

750 

194 

176 

370 

6.424  „   51  „ 

1872 

762 

174 

159 

333 

7.635  „   37  „ 

daher  im  lOjihr 

• 

DarcbschniUe    . 

758 

164 

146 

310 

5.673  fl.  73  kr. 

Dass  in  allen  „Kinderbewahranstalten'*  bei  den  Gründungs- 
festen oder  am  Christfeste  Betheilungen  der  Kinder  mit 
Kleidungsstücken  und  Lebensmitteln  vorgenommen  werden, 
wurde  bereits  in  dem  Abschnitte  „Armenbetheilung^    erwähnt 


e)    Der    Theresien  -  Kreuzerverein    zur    Unterstützung 

armer  israelitischer  Kinder. 

Dieser  Verein  besteht  seit  dem  Jahre  1848  und  ist  nach 
seiner  Gründerin  Theresia  Mayer  so  genannt. 

Derselbe  hat  den  Zweck,  armen  israelitischen  Kindern  die 
denselben  fehlenden  Mittel  zum  Besuche  der  Lehr-,  Religious- 
und  Arbeitsschule  zu  verschaflfen,  ihre  Fortschritte  und  ihr  sitt- 
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liches  Betragen  zu  überwachon,  sie  während  der  Schuljahre  mit 
Schulbüchern,  Schreibmaterialien  u.  dgl.  zu  versehen,  und  die 
Mädchen  nach  beendetem  Unterrichte  in  solchen  Handarbeiten 
unterweisen  zu  lassen,  welche  sie  in  den  Stand  setzen,  entweder  als 
»Dienstboten^  oder  anderweitig  ihren  Liebensbedarf  zu  erwerben. 
Der  Verein  besteht  aus  „Mitgliedern**  und  „Wohlthätem**.**) 
Der  Verein  wird  von  fünf  oder  bei  grösserem  Wirkungs- 
kreise auch  von  sieben  Vorsteherinnen  geleitet. 

Die  Einnahmen  des  Vereines  bestehen  in  dem  Erträgnisse 
seines  Stammvermögens,  dann  der  Stiflungsiuteressen,  in  den 
regelmässigen  Beiträgen  der  Vereinsmitglieder  und  in  wohlthätigen 
Spenden. 

Während  des  Decenniums  1863—1872")  betrug 

die  Zahl  der  ^^  ^*^^  ^®^  ^®  Summe  der  fttr  die 
iif u»it»^».  unterstützten  Unterstützung  auffi^e- 
Mitgheder        j^.^^^^  wendeten  Betr&|e 

im  Jahre  1863 674  357  8.261  fl.  71  kr. 

1864 652  395  8.371  „  34  „ 

1865 640  351  8.089  „  65  „ 

1866 640  472  7.523  „  99  „ 

1867 657  446  7.116  „  47  „ 

1868 657  449  8.322  „  64  „ 

1869 655  446  7.294  „  89  „ 

1870 671  455  8.215  „  20  „ 

1871 678  513  10.027  „  51  „ 

1872 700  558  11.406  „  42  „ 

im  lOjjähr.  Durchschnitte  662     444     8.462  fl.  98  kr. 

*•)  Mitglied  des  Vereines  kann  Jeder  werden,  der  sich  verpflichtet, 
wenigstens  durch  ein  Jahr  taglich  den  Betrag  eines  Kreuzers  zu  spenden, 
welcher  Betrag  in  halb-  oder  ganzjährigen  Raten  zu  entrichten  ist.  Wohl- 
thäter  des  Vereines  sind  Diejenigen,  welche,  ohne  sich  an  eine  bestimmte 
Norm  zu  binden,  dem  Vereine  einen  zeitweiligen  Beitrag  an  Geld  oder 
Gegenständen:  Schulbüchern,  Schreibrequisiten,  Kleidungsstücken  u.  dgl., 
zukommen  lassen. 

**)  Im  letzt  verflossenen  Jahre  1878  befanden  sich  in  der  Obhut  des 
Vereines  656  Kinder,  wovon  371  mit  Schulmittehi  versorgt  und  630  zu 
Weihnachten  bekleidet  worden  sind. 
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f)  Der  Verein  zur  Versorgung  hilfsbedürftiger  Waisen 
der  israelitischen  Cnltusgemeinde. 

In  der  Sitzung  der  Vertreter  der  hiesigen  Cnltusgemeinde 
am  8.  März  1860  wurde  von  Josef  Wertheimer  der  Antrag  ge- 
stellt, zur  dankbaren  und  patriotischen  Erinnerung  an  die  den 
Israeliten  in  Oesterreich  wiedergewährte  Orundbesitzfähigkeit  eine 
wohlthätigo  Stiftung  in's  Leben  zu  rufen. 

Der  von  dem  damaligen  Präses  der  Gemeinde  Leopold 
Edlen  von  Wertheimstein  in  Folge  dieses  Antrages  gemachte 
Vorschlag:  einen  „Fond  zur  Unterstützung  armer  jüdischer 
Waisen  dieser  Gemeinde^  zu  schaffen,  ist  in  der  Sitzung  vom 
10.  März  1860  zum  Beschlüsse  erhoben  worden. 

Gleichzeitig  wurde  Josef  Wertheimer  ersucht,  in  der  am 
nächstfolgenden  Tage  abzuhaltenden  Generalversanmilung  des 
Vereines  „Chevra-Cadischa^  von  diesem  Beschlüsse  Mittheilung 
zu  machen,  was  auch  geschah  und  zur  Folge  hatte,  dass  noch 
an  demselben  Abende  ein  ansehnlicher  Betrag  filr  den  beab- 
sichtigten Zweck  gezeichnet  wurde. 

In  einer  folgenden  Sitzung  und  zwar  am  1.  April  1860 
ist  ein  eigenes  Comit^  zur  Durchfuhrung  der  bereits  eingeleiteten 
Sammlung  bestellt  worden,  welches  in  verhältnissmässig  kurzer 
Zeit  im  Stande  war,  den  Betrag  von  über  45.000  fl.  theils  in 
Baarem,  theils  in  Werthpapieren  bei  der  Cassa  der  israelitischen 
Cnltusgemeinde  zu  deponiren. 

Nachdem  dauu  noch  mehrere  Gemeindemitglieder  die 
Leistung  eines  Jahresbeitrages  zugesichert  hatten,  wurde  eine 
Generalversammlung  der  Gründer,  Stifter  und  Beitragleistenden 
einberufen,  welche  sich  zu  einem  Vereine  constituirten,  einen 
aus  sieben  Personen  bestehenden  Vorstand  ernannten  und  die 
Statuten  des  Vereines  aufstellten,  die  mit  Decret  der  n.-ö.  Statt- 
halterei  vom  4.  Juli  1862,  Z.  28.536  genehmigt  wurden. 

Der  Verein  hat  als  seinen  Zweck  erklärt:  arme  jüdische 
Waisen  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  durch  moralische 
und  materielle  Unterstützung  erwerbsfähig  zu  machen. 
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Bedingung  zur  Erlangung  einer  Unterstützung  aus  den 
Yereinsmitteln  ist,  dass  der  verstorbene  Vater  der  Waisen 
entweder  Mitglied  des  „Vereines^'  oder  doch  Mitglied  der 
israelitischen  y^Cultusgemeinde^  gewesen  ist. 

Die  Unterstützung  wird  als  Erziehungsbeitrag  bis  auf 
Widerruf  g^eben,  richtet  sich  in  ihrer  Höhe  nach  der  Bedürf- 
tigkeit der  Waisen  und  wird  im  Betrage  von  50 — 200  fl.  per 
Kopf  und  Jahr  verliehen.  Der  bewilligte  Betrag  wird  von  den 
i&r  jede  einzelne  Familie  hiezu  ernannten  ,, Waisenvätern  oder 
Waisenmüttem^  V^jährig  in  vorhinein  behoben  und  im  Interesse 
der  Waisen  verwendet. 

*   Während  des  Decenniums  1863—1872  wurden  aus  diesem 
Vereine  unterstützt: 


im  Jahre 

"Waisen 

Ulli    j:ii<iivuuuKi>uci~ 

träfen  in  Gesammt- 
betrage  von: 

Die  Oesammtausgabe 
betrug: 

1863... 

63 

5.327  fl. 

kr. 

6.962 

fl.  09  kr. 

1864. . . . 

79 

6.927    „  66 

» 

7.519 

«  08    > 

1865. . . . 

89 

8.214    „  — 

» 

8.572 

»9    91     „ 

1866. . . . 

104 

8.632   „  49 

» 

9.114 

„  09    „ 

1867.    .. 

116 

9.845   „  84 

« 

10.224 

»,  15    „ 

1868  ... 

134 

10.081    „  67 

» 

10.563 

»J    12     M 

1869. . . 

153 

11.160   „  83 

» 

11.752 

»  71    « 

1870... 

161 

11.622    „  76 

n 

12.554 

n    «9     „ 

1871  ... 

170 

12.693    „ 

M 

13.623 

„  58    ^ 

1872 . . . 

160 

12.990    „  65 

»5 

14.174 

w  87    „ 

lOjlkr.  DwtkKk. 

122 

9.749  fl.  59  kr. 

10.506 

fl.  14  kr. 

g)    Der    Wiener    Schutzverein   zur   Rettung   verwahr- 
loster Kinder. 

Dieser  Verein  wurde  bereits  im  Jahre  1844  ins  Leben 
gerufen.  Die  ursprüngliche  Aufgabe  desselben  war:  jene  Unglück- 
lichen, welche  aus  Straf-  und  Untersuchungs-Gef&ngnissen  oder 
aus  einem  Zwangsarbeitshause  entlassen  werden,  in  Obsorge  zu 
nehmen,    ihnen    passende    Dienste,    die    erforderlichen    Kleider, 
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Werkzeuge  u.  s.  w.  zu  verschaffen,  um  sie  auf  diese  Weise 
vor  dem  Rückfalle  auf  die  Irrwege  des  Lasters  und  Verbrechens 
zu  schützen.  Für  jugendliche  Schützlinge  war  die  Errichtung 
einer  eigenen  Erziehungsanstalt  in  Aussicht  genommen. 

Die  Schwierigkeiten,  mit  welchen  der  Verein  bei  der 
Lösung  dieser  Aufgabe  zu  kämpfen  hatte,  führten  im  Jahre  1850 
zu  dem  Beschlüsse,  seine  Thätigkeit  auf  die  Rettung  jugend- 
licher Schützlinge  zu  beschränken  und  die  Vereinsmittel  zur 
Vergrösserung  und  Vervollkommnung  der  beiden  Anstalten  „zur 
Rettung  verwahrloster  und  entarteter  Kinder"  zu  verwenden. 

Seither  verfolgt  dieser  Verein  den  Zweck,  „verwahrloste 
Kinder  beiderlei  Geschlechtes  ohne  Unterschied  der  Religion  in 
Obsorge  zu  nehmen,  sie  zu  erziehen  und  durch  Verschaffimg 
der  ihren  Anlagen  und  Verhältnissen  entsprechenden  Kenntnisse 
und  Fertigkeiten  ihnen  die  Begründung  eines  redlichen  Erwerbes 
und  den  Eintritt  in  die  ehrbare  bürgerliche  Gesellschaft  zu 
erleichtem.** 

Der  Verein  steht  unter  dem  Schutze  eines  auf  Lebenszeit 
gewählten  Protectors  und  besteht  theils  aus  „wirklichen  Mit- 
gliedern", welche  sich  wenigstens  zu  einem  jährlichen  Beitrage 
von  2  fl.  10  kr.  ö.  W.  in  Geld  oder  Geldeswerth  verpflichten, 
theils  aus  „Ehrenmitgliedern",  welche  durch  ihre  Stellung 
und  ihreu  Einfluss  die  Zwecke  des  Vereines  zu  fördern  geeig- 
net sind. 

Die  Generalversammlung,  welche  in  der  Regel  einmal  im 
Jahre  stattfindet,  wählt  den  aus  36  Vereinsmitgliedem  beste- 
henden Ausschuss  und  dieser  aus  seiner  Mitte  auf  drei  Jahre 
den  Vorstand  und  11  Directionsmitglieder,  welche  sich  nach 
gemeinschaftlichem  Einverständnisse  in  die  Geschäfte  der  Cassa- 
leitung,  Kanzleiaufsicht,  Rechnungscontrole  u.  s.  w.  theilen. 

Sämmtliche  Mitglieder  der  Direction  und  des  Ausschusses 
besorgen  die  übernommenen  Geschäfte  „unentgeltlich"  als  ein 
Ehrenamt. 

Die  Einnahmen   des  Vereines  bestehen  in   den  Jahres- 
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beitragen  der  Mitglieder,  in  Goschenken  und  Legaten,  in  Inter- 
essen von  Werthpapieren,  dem  Zinserträgnisse  des  Hauses 
Nr.  88  in  der  Lerchenfelderstrasse  im  VIII.  Bezirke,  in  Ver- 
pflegskosteners&tzen  und  in  dem  Erträgnisse  der  Arbeiten  der 
Zöglinge  in  den  beiden  Rettungshäusern  zu  St.  Veit  (für  Knaben) 
nnd  dem  eben  erwähnten  Hause  im  VIH.  Bezirk  (für  Mädchen). 

Das  Bettungshaus  für  „Knaben"  hat  einen  Belegraum  für 
100,  jenes  filr  „Mädchen"  einen  Belegraum  für  50  Kinder. 

Die  Erziehung  der   aufgenommenen  Kinder   findet   in   der 
Begel  in  den  bezeichneten  zwei  Rettungshäusem  und  nur  aus- 
nahmsweise auch  in  einem  Privathause  statt.  Die  Bedingungen 
der  Aufnahme  sind:  ein  Alter  von  mindestens  8  und  höchstens 
14  Jahren,  körperliche  Gesundheit,  eine  glaubwürdige  Bestäti- 
piDg  über   den  Zustand  der  Verwahrlosung  des  Aufzunehmen- 
den,  die   Nachweisung,    dass   keine    zur   Sorge   für   dieselben 
gesetzlich  verpflichteten  Personen  vorhanden,  oder  dass  solche 
f    ^egen  Armuth  oder  eigener  Sittenlosigkeit  zu  dessen  Erziehung 
nicht   geeignet   sind  und  die  „Zuständigkeit"  in    eine  der  den 
Polizeibezirk  Wien    bildenden  Gemeinden.  **)  Von    den   beiden 
letztgenannten    Erfordernissen    kann    nur    ausnahmsweise    und 
gegen  Erstattung  der  Kosten  Umgang  genommen  werden. 

Die  Schützlinge  verbleibci;  in  dem  Rettungshause  oder 
in  der  von  der  Direction  gewählten  Privatveq)flegung  so  lange, 
bis  dieselbe  sie  für  hinreichend  ausgebildet  und  moralisch  ge- 
bessert erkennt,  um  sie  in  einen  selbstständigen  Erwerb  ein- 
führen zu  können. 

Nach  der  Entlassung  werden  die  Schützlinge  bei  achtbaren 


**)  Die  Gesuche  um  Aufnahme  von  in  den  Gomoindon  des  Wiener 
Polizeirayons  nicht  „zuständigen"  Kindern  sind  direct  an  den  n.-ö.  Landes- 
aasschnss  zu  richten,  welcher  im  Falle,  -als  die  Aufnahme  genehmigt  wird, 
auf  Grund  eines  mit  der  Vereinsdirectioi  getroffenen  üebereinkommens  die 
„Verpflegskosten"  nach  vorhergegangener  Verrechnung  in  vierteljährigen 
Raten  bezahlt.  Dieselben  betragen  für  Knaben  200  ti.:  für  Miwlchen  150  fl. 


T_  V_ 
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Werkzeuge  u.  s.  w.  zu  verschaffen,  um  sie  auf  diese  Weise 
vor  dem  Rückfalle  auf  die  Irrwege  des  Lasters  und  Verbrechens 
zu  schützen.  Für  jugendliche  Schützlinge  war  die  Errichtong 
einer  eigenen  Erziehungsanstalt  in  Aussicht  genommen. 

Die   Schwierigkeiten,    mit    welchen    der  Verein    bei   der 
Lösung  dieser  Aufgabe  zu  kämpfen  hatte,  führten  im  Jahre  1850 
zu  dem  Beschlüsse,  seine  Thätigkeit  auf  die  Rettung  jugend- 
licher Schützlinge  zu   beschränken  und    die  Vereinsmittel  zur 
Vergrösserung  und  Vervollkommnung  der  beiden  Anstalten  „zur 
Rettung  verwahrloster  und  entarteter  Kinder"  zu  verwenden. 

Seither  verfolgt  dieser  Verein  den  Zweck,  „verwahrloste 
Kinder  beiderlei  Geschlechtes  ohne  Unterschied  der  Religion  in 
Obsorge  zu  nehmen,  sie  zu  erziehen  und  durch  Verschaffimg 
der  ihren  Anlagen  und  Verhältnissen  entsprechenden  Kenntnisse 
und  Fertigkeiten  ihnen  die  Begründung  eines  redlichen  Erwerbes 
und  den  Eintritt  in  die  ehrbare  bürgerliche  Gesellschaft  zn 
erleichtem." 

Der  Verein  steht  unter  dem  Schutze  eines  auf  Lebenszeit 
gewählten  Protectors  und  besteht  theils  aus  „\*irklichen  Ifit- 
gliedern",  welche  sich  wenigstens  zu  einem  jährlichen  Beitrage 
von  2  fl.  10  kr.  ö.  W.  in  Geld  oder  Geldeswerth  verpflichten, 
theils  aus  „Ehrenmitgliedern",  welche  durch  ihre  Stellung 
und  ihren  Einfluss  die  Zwecke  des  Vereines  zu  fördern  geeig- 
net sind. 

Die  Generalversammlung,  welche  in  der  Regel  einmal  im 
Jahre  stattfindet,  wählt  den  aus  36  Vereinsmitgliedem  beste- 
henden Ausschuss  und  dieser  aus  seiner  Mitte  auf  drei  Jahre 
den  Vorstand  und  11  Directionsmitglieder,  welche  sich  nach 
gemeinschaftlichem  Einverständnisse  in  die  Geschäfte  der  Cassa- 
leitung,  Kanzleiaufsicht,  Rechnungscontrole  u.  s.  w.  theilen. 

Sämmtliche  Mitglieder  der  Direction  und  des  Ausschusses 
besorgen  die  übernommenen  Geschäfte  „unentgeltlich"  als  ein 
Ehrenamt. 

Die  Einnahmen   des  Vereines  bestehen   in   den  Jahres- 


Beiträgen  der  Mitglieder,  in  Geschenken  und  Legaten,  in  Inter- 
essen von  Werthpapieren,  dem  Zinsertnignisse  des  Hauses 
Nr.  88  in  der  Lerchenfelderstrasse  im  VIII.  Bezirke,  in  Ver- 
pflegskostenersätzen  und  in  dem  Erträgnisse  der  Arbeiten  der 
Zöglinge  in  den  beiden  Rettuugshäusern  zu  St.  Veit  (für  Knaben) 
und  dem  eben  erwähnten  Hause  im  VIU.  Bezirk  (für  Mädchen). 

Das  Rettungshaus  für  „Knaben"  hat  einen  Belegraum  für 
100,  jenes  für  „Mädchen"  einen  Belegraum  für  50  Kinder. 

Die  Erziehung  der  aufgenommenen  Kinder  findet  in  der 
Regel  in  den  bezeichneten  zwei  Rettungshäusern  und  nur  aus- 
nahmsweise auch  in  einem  Privathause  statt.  Die  Bedingungen 
der  Aufnahme  sind:  ein  Alter  von  mindestens  8  und  höchstens 
14  Jahren,  körperliche  Gesundheit,  eine  glaubwürdige  Bestäti- 
gung über  den  Zustand  der  Verwahrlosung  des  Aufzunehmen- 
den, die  Nachweisung,  dass  keine  zur  Sorge  für  dieselben 
gesetzlich  verpflichteten  Personen  vorhanden,  oder  dass  solche 
wegen  Armuth  oder  eigener  Sittenlosigkeit  zu  dessen  Erziehung 
nicht  geeignet  sind  und  die  „Zuständigkeit"  in  eine  der  den 
Polizeibezirk  Wien  bildenden  Gemeinden.  ''*)  Von  den  beiden 
letztgenannten  Erfordernissen  kann  nur  ausnahmsweise  und 
gegen  Erstattung  der  Kosten  Umgang  genommen  werden. 

Die  Schützlinge  verbleibea  in  dem  Rettungshause  oder 
in  der  von  der  Direction  gewählten  Privatverpflegung  so  lange, 
bis  dieselbe  sie  für  hinreichend  ausgebildet  und  moralisch  ge- 
bessert erkennt,  um  sie  in  einen  selbststiindigen  Erwerb  ein- 
führen zu  können. 

Nach  der  Entlassung  werden  die  Schützlinge  bei  achtbaren 


**)  Die  Gesuche  um  Autnahmo  von  in  don  G^Mnoindon  dos  Wiener 
Polizeiravons  nicht  „zuständiiren"  Kindern  sind  direct  an  den  n.-O.  Landes- 
aiisschuss  zu  richten,  welcher  im  Falle,  -als  di»»  Aufnahme  gonelimii^^t  wird, 
auf  Grund  eines  mit  der  VereinsdirectioH  getridleueii  U«d)ereiiiki)nnn<Mis  die 
„Verpflegskoston'''  nach  vorherireg-an'j^ener  Vcrrecliminir  in  vierteljalirii^-en 
Katen  bezahlt.  Dieselben  hcTrai,^en  für  Knaben  200  H.:  für  Mä<lchen  IJiO  tl. 
pr.  Jahr. 
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Arbeits-  oder  Dienstgebem,  welche  sich  zur  Annahme  derselben 
bereit  erklären,  in  der  Regel  „unentgeltlich^  untergebracht.  Die 
Schützlinge  erhalten   vom  Vereine   ausser   dem  Unterhalte  und 
der  Erziehung  auch    die   nothwendigo  Kleidung,    die   zu  ihieii  ( 
Berufe   nöthigen  Werkzeuge  und  Geräthschaften   und   im  Falk  I 
der  Erkrankung  ärztliche  Hilfe  und  Arzneien,  insofeme  iho« 
die  Verpflegung  und  Behandlung  in  den  bestehenden  Kranken- 
anstalten   nicht  aus  anderen  Mitteln  zu  Statten  kommt  Ebenso 
trägt  der  Verein  die  „Aufding-  und  Freisprechgelder**  f&r  seine 
Schützlinge. 

Diese  Unterstützung  wird  dem  Schützlinge  aber  nur  in 
dem  Masse  und  so  lange  gewährt,  als  er  nicht  im  Stande  ist, 
die  Auslagen  selbst  zu  bestreiten. 

Jedes  der  beiden  Rettungshäuser  des  Vereines  steht  in 
Beziehung  auf  die  häusliche  Disciplin  und  die  ökonomische 
Gebarung  unter  der  unmittelbaren  Leitung  eines  Localdirecton, 
welchem  im  Rettungshause  für  Mädchen    eine  Frau  als  „Ober- 

leiterin**  der  weiblichen  Erziehung   zur  Seite  steht.    Die  diesen 

« 

Localdirectoren    zustehenden  Rechte   und   obliegenden  Pflichten 
sind  durch  besondere  „Instructionen"  geregelt. 

Die  Zöglinge  der  Rettungshäuser  werden  in  Familien 
getheilt,  deren  jede  unter  der  janmittelbaren  Aufsicht  eines  Haas- 
vaters steht,  und  erhalten  in  den  Rettungshäusem  den  gewöhn- 
lichen Elementarunterricht  und  die  Unterweisung  in  angemessenen 
landwirthschaftlichen  und  gewerblichen  Beschäftigungen.  Der 
Religionsunterricht  wird  den  Schützlingen  durch  Seelsorger  ihres 
Glaubensbekenntnisses  ertheilt. 

Die  folgende  Zusammenstellung  gibt  eine  Uebersicht 
über  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Vereines,  die  reellen  EinDahmen 
und  Ausgaben  und  den  Stand  der  Schützlinge  des  Vereines 
während  des  Decenniums  1863—1872. 
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1863 

976 

17.131 

09 

99 

47 

31 

31 

58 

46*) 

15 

92 

42 

14.763 

56 
77 
49 
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1864 

948 

16.567 
15.546 

17  014 

1865 

883 

16.281 

1866 

849 

17.681 
15.849 
14.507 
95.048 

14.229 
16.272 

i9 

29 
23 
20 
22 
27 

1867 

847 

60 
49 
16**) 

74 

^ 

1868 

789 

15.708 

103  ***) 

1869 

751 

848 

43.680 

43 
35 
42 
55 

25 

91 

1870 

19.811 
18.195 

20.091 
12.477 

05 
26 

32 
24 

87 

1871 

799 
1.256 

88 

1872 

16.417 

13.406 

76 

25 

107 

M  Dirchicki. 

895 

24.670 

57 

18.392 

54 

50 

24 

21 
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Seit  dem  Bestände  des  Vereines  bis  zum  Schlüsse  des 
Jahres  1872  waren  453  Knaben  und  143  Mädchen,  zusammen 
daher  596  Kinder  in  den  beiden  Rettungshäusern  aufgenommen 
worden,  von  welchen  500  gebessert  wurden. 

Für  jene  verwahrlosten  Waisenkinder,  welche  auf  Kosten 
des   ^allgemeinen  Versorgungsfondes"  in  diesen  Rettungshäuseru 


*)  Darunter  34.021  fl.  in  Werth])apieren  als  Geschenke  und  Legate, 
dann  23.491  fl.  in  Barem  als  Beitrag  für  den  Hausbau  und  13.527  fl. 
durch  Verkauf  des  Hauses  in  Penzing. 

**)  Darunter  39.424  fl.  für  den  Bau  des  Hauses  in  St.  Veit. 

***)  Für  die  vorausg<»h enden  Jahre  fohlen  die  entsprechenden 
Daten.  In  den  Jahren  1873 — 1878  bezirterte  sich  in  den  Rottungshäusern 
der  Stand  der  „Knaben"  im  Durchschnitte  mit  50,  jener  der  „Mädchen" 
mit  30  und  jener  der  „Lehrlinge"  mit  2.^5,  daher  der  Gesammtstand  der 
Schützlinge  durchschnittlich  105  betrug. 


Arbeits-  oder  Dienstgebern,  welche  sich  zur  Annahme  derselben 
bereit  erklären,  in  der  Regel  „unentgeltlich^  untergebracht.  Die 
Schützlinge  erhalten  vom  Vereine  ausser  dem  Unterhalte  und 
der  Erziehung  auch  die  nothwendige  Kleidung,  die  zu  ihrem 
Berufe  nöthigen  Werkzeuge  und  Geräthschaften  und  im  Falle 
der  Erkrankung  ärztliche  Hilfe  und  Arzneien,  insofeme  ihnen 
die  Verpflegung  und  Behandlung  in  den  bestehenden  Kranken- 
anstalten nicht  aus  anderen  Mitteln  zu  Statten  kommt.  Ebenso 
trägt  der  Verein  die  „Aufding-  und  Freisprechgelder"  für  seine 
Schützlinge. 

Diese  Unterstützung  wird  dem  Schützlinge  aber  nur  in 
dem  Masse  und  so  lange  gewährt,  als  er  nicht  im  Stande  ist, 
die  Auslagen  selbst  zu  bestreiten. 

Jedes  der  beiden  Rettungshäuser  des  Vereines  steht  in 
Beziehung  auf  die  häusliche  Discipliu  und  die  ökonomische 
Gebarung  unter  der  unmittelbaren  Leitung  eines  Localdirectors, 
welchem  im  Kettungshause  für  Mädchen  eine  Frau  als  „Ober- 
leiterin" der  weiblichen  Erziehung  zur  Seite  steht.  Die  diesen 
Localdirectoren  zustehenden  Rechte  und  obliegenden  Pflichten 
sind  durch  besondere  „Instructionen"  geregelt. 

Die  Zöglinge  der  Rettungshäuser  werden  in  Familien 
getheilt,  deren  jede  unter  der  jiiumittelbaren  Aufsicht  eines  Haus- 
vaters steht,  und  erhalten  in  den  Rettungshäusern  den  gewöhn- 
lichen Elementarunterricht  und  die  Unterweisung  in  angemessenen 
landwirthschaftlichen  und  gewerblichen  Beschäftigungen.  Der 
Religionsunterricht  \\ird  den  Schützlingen  durch  Seelsorger  ihres 
Glaubensbekenntnisses  ertheilt. 

Die  folgende  Zusanimenst(dluug  gibt  eine  Uebersicht 
über  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Vereines,  die  reellen  Einnahmen 
nnd  Auspiben    nnd  den  Stand    ihr  Schützlinge    des  Vereines 


l\  •  ^  r\r*r\  -4  nnr% 


Es  bctrup 


im 
J«hre 

die  Summe  der  reellen 

die  Anzahl  der  SchDtzlinge 

Eirin^ihmi-i) 

Aiisgybuii 

im  iM- 

-.iinu-.-li;LU>.- 

eammen 

fl.        kr. 

fl. 

kr. 

tulbrn    1lid.l»i. 

1K63 

!»76 

17,131 
16.667 

09 
99 

14.763 
17614 

36 
77 

^ 

^ 

I- 

_ 

1864 

^4!^ 

— 

1805 

883 

IS.54S 

47 

ie,s8i 

49 

— 

— 

^- 

— 

1866 

849 

I7.6M1 

31 

14,SS9 

i9 

— 

— 

— 

1867 

847 

1S.S49 
14.507 

95.048 

31 

1Ö.S74 

60 
i9 
16**) 

74 

~~t[i 

_ 

_ 

1M6S 

7Hy 
7S1 

46*) 

15,708 
4a.6«0 

_ 

103  »**) 

1869 

43 

83 

!5 

91 

1870 

848 
7»fl 

19,811 

18.l<)5 

iti.in 

15 

94 
42 

80.091 

ia,i77 

05 

i6 

3.5 

41 
~35 

SO 

3i 

87 

1871 

!i 

88 

187« 

i.ise 

la,466]76 

il 

iin 

i>  liiirbutt 

8Ub 

J1-Ü7J 

r)7 

is,j9j;j.i 

Sil 

i'i 

21 

','ü 

Seit  dem  Bestände  des  Vereiues  bis  zum  Schlüsse  des 
Jahres  1872  waren  453  Knabeu  und  143  Mädcheo,  zusammen 
daher  596  Kinder  in  den  beiden  Rettungshäiisern  aufgenommen 
worden,  von  welchen  500  gebessert  wunleu. 

Für  jene  verwahrigsten  Waisenkinder,  welche  auf  Koston 
des  „allgemeinen  Versorgungsfondes"  in  diesen  Rettungshäiiserii 


•)  Darunler  34.031  fl,  in  \Ver(hp^|>ier(!n  als  Geschenke  und  Legate, 
d&nn  !3,491  fl,  in  Barem  nls  Beitrag  lür  den  ütiuslmu  und  13.527  fl, 
durch  Vorkauf  des  Hausps  in  Penzing. 

•*)  Darunter  39.434  fl,  für  diTi  Bau  des  Hauses  in  St.  Veit. 

*••)  Für  die  Tiiriiup.|r<'henden  Jalin-  li-blcn  dii-  i-ntsiiri-clienden 
Daten.  In  den  Jahren  1873—1878  l>i-/.iflVrli-  mcL  in  den  RetlungsLäusprn 
der  Stand  der  , Knaben"  im  lJuroh^cbIlitte  mit  50,  jenei-  der  pHüdclien" 
mit  30  und  jener  der  „Lebrlinj.'e"  mit  !ü,  d;iher  di>i  «.ieaammtslnnd  di'r 
Schützlinge  dnrclischniltlieh  lOo  belrng. 


386 

durch  den  Magistrat  **)    untergebracht  worden  sind,    wurden  an 
den  Vorein  gezahlt  u.  z.: 

für  5  Knaben   375  fl.  75  kr. 


im  Jahre 

1863 

für  5 

n 

1864 

„  7 

n 

1865 

„  5 

n 

1866 

„  5 

w 

1867 

«  3 

w 

1868 

«  2 

n 

1869 

„  2 

» 

1870 

n 

w  

n  

n  

^  ••••••     •• 

„  •••«••     •• 

9J  •    • 


„       1871 


M    1  Mädchen 


561 

„  75  „ 

292 

»  50  „ 

403 

„  43  , 

234 

«      « 

300 

>»      » 

300 

»     r» 

w      " 

12 

»     » 

30 

M        « 

„       1872 


„   2  Knaben 51    „  —  « 

„   1  Mädchen '.  .    . .  .     33    n  —  n 

Wenn  von  den  Summen  der  jährlichen  „Ausgaben",  die 
in  obiger  Zusammenstellung  verzeichnet  sind,  jene  Beträge  in 
Abzug  gebracht  werden,  die  von  den  Eltern  oder  Angehörigen 
der  aufgenommenen  Schützlinge  an  den  Verein  als  „Verpfiegs- 
kostenbeitrag"  gezahlt  wurden,  so  beziffern  sich  die  Summen 
der  jährlichen  Ausgaben  für  die  unentgeltliche,  d.  h.  auf 
Kosten  von  öffentlichen  oder  Privatfonden  erfolgte  Ver- 
pflegung 


im  Jahre  1863  mit  13.929  B.  91  kr. 
„  1864  n  14  565  „  56  ^ 
„  1865  „  15.944  „  27  „ 
„  1866  „  13.534  „  41  „ 
„    1867  „  15.268  „  85  „ 


im  Jahre  1868  mit  15.708  fl.  49  kr. 
„    1869  „  14.186^58  „*•) 
„    1870  „  19.325  „  20  „ 
„    1871  „  11.743  „  27  „ 
„    1872  „  12.222  „  48  „ 


und  im  10jährigen  Durchschnitte  mit 14.642  E.  90  kr. 


*•)  §.  35  der  neuen  Vorschrift. 

••)  Nach  Abzug  des  in  diesem  Jahre  für  den  Hausbau  in  St  Veit 
verausgabten  Betrages  von  29.424  fl.,  welcher  als  ^ausserordentliche  Aus- 
gabe^ hier  ausgeschieden  wurde. 


2.   Die  Unterbringung  der  Kinder  In  der  Findelanstalt^ 
in    Blinden-   nnd  Tanbstnmmen-Instltnten   nnd    In   den 

Waisenhäusern. 

Es  kommen  nun  die  Einrichtungen  jener  Anstalten  zur 
Besprechung,  deren  Wirken  entweder  ausschliesslich  oder 
th  eil  weise  der  „Armenkinderpflege"  gewidmet  ist. 

Die  Unterbringung  eines  Kindes  in  eine  der  genannten 
Anstalten  trägt  bereits  den  Charakter  eines  Actes  der  „Armen- 
versorgung" und  unterscheidet  sich  von  dieser  nur  durch  die 
Zeitdauer,  indem  die  „Armenversorgung"  sich  in  der  Regel 
auf  die  Lebensdauer  des  Versorgten  erstreckt,  während  das 
in  einer  solchen  Anstalt  aufgenommene  Kind  nach  Erreichung 
eines  bestimmten  Lebensjahres  dieselbe  wieder  verlässt 

Bereits  auf  Seite  337  ist  erwähnt  worden,  dass  arme, 
verlassene  oder  verwaiste  Kinder,  welche  noch  nicht  sechs 
Jahre  alt  sind,  auf  Kosten  des  „allgemeinen  Versorgungsfondes" 
der  Findelanstalt  zur  Verpflegung  übergeben  werden. 

Auf  Kosten  dieses  Fondes  werden  auch  arme  blinde  oder 
taubstumme  Kinder  in  das  Blinden-  oder  Taubstummen- 
Institut  abgegeben,  so  weit  die  Räumlichkeiten  dieser  Institute 
es  zulassen.  *'') 

Die  in  diese  Institute  aufzunehmenden  Kinder  dürfen  für 
das  „Blindeninstitut"  nicht  unter  sieben  und  nicht  über  zwölf 
Jahre,  fär  das  Taubstummeninstitut  nicht  unter  sieben  und  nicht 
über  vierzehn  Jahre  alt  sein;  sie  müssen  femer  lemföhig,  geimpft 
und  gesund  sein. 

Zu  ihrer  Aufnahme  ist  es  ferner  nicht  nothwendig,  dass 
die  Eltern  gestorben  oder  so  mittellos  sind,  wie  es  zur  Er- 
langung eines  „Erziehungsbeitrages"  oder  einer  „Waisenpfründe" 
gefordert  wird. 

Die  Eltern  haben  diesfalls  nur  nachzuweisen,  dass  ihre 
Erwerbs-    und  Veimögens Verhältnisse  nicht  derartig  sind,    um 


*')  §.  47  der  Instruction.  (§.  33  der  neuen  Vorschrift.) 
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die  Verpflegskosten  für  das  Kind  bestreiten  zu  können.  Es  muas 
daher  dem  Ansuchen  um  die  Aufoahme  eines  Kindes  in  eines 
dieser  Institute  der  „Tauf-  oder  Geburtsschein",  der  „Impf- 
zettel^  oder  die  Bestätigung  der  bestandenen  natürlichen  Blattern, 
ferner  das  „Zeugniss  der  Direction"  der  betreffenden  Anstatt 
über  die  Lernfähigkeit  und  ein  ^ärztliches"  Zeugniss  über  die 
Gesundheit  des  Kindes,  dann  ein  „Mittellosigkeitszeugniss"  der 
Eltern  in  obigem  Sinne  beigeschlossen  werden.  '*) 

Soll  ein  Kind  in  eines  der  städtischen  Waisenhäuser, 
von  denen  später  ausführlich  die  Rede  sein  wird,  untergebracht 
werden,  so  können  die  „Armeninstituts -Vorsteher"  um  die  Auf- 
nahme des  Kindes  in  den  Hauptberichten  einschreiten.  Wenn 
es  sich  aber  um  einen  ^Chaos'schen  Stiftplatz"  **)  im  k.  k. 
Waisenhause  oder  um  die  Aufnahme  eines  Kindes  in  das 
k.  k.  Taubstummen-,  k.  k.  Blinden- Institut  oder  in  ein  Rettungs- 
haus handelt,  darf  nur  mittelst  Separatberichtes  darum 
eingeschritten  werden.  •*) 


*")  §.  48  dor  Instruction.  (§§.  33  und  34  der  neuen  Vorschrift.) 
Das  Nähere  über  die  „Bedingungen  der  Aufnahme^  in  diese  Institute 
wird  bei  Besprechung  der  Einrichtung  derselben  angeführt  werden. 

*>)  Siehe:  „Die  Chaos'sche  Stiftung''  auf  Seite  318  des  I.  Theiles 
dieses  Werkes. 

Dem  Magistrate  steht  das  Recht  zu,  für  die  im  k.  k.  Waisenhaose 
befindlichen  Ghaos'schen  Stiftplätze  der  k.  k.  Statthalterei  Kinder  211 
präsentiren.  Die  Erledigung  eines  solchen  Stiftplatzes  wird  behufs  der 
Verleihung  jederzeit  durch  die  f^Wiener  Zeitung''  kund  gemacht,  daher 
innerhalb  der  Concursfrist  die  Gesuche  bei  dem  Magistrate  zu  über- 
reichen sind. 

Nach  dem  Stiftbriefe  sind  für  diese  Stiftpl&tze  die  „Findel-,  Haus- 
armen«  und  Waisenkinder",  jedoch  nur  Knaben,  berufen,  die  nicht  unter 
sieben  und  nicht  über  zwölf  Jahre  alt  und  gesund  sind;  die  ron  Wien 
gebürtigen  haben  den  Vorzug. 

Den  Gesuchen  ist  ein  legales  Armuthszeugniss,  die  Todt«nscheine 
beider  Eltern,  respecüve  des  Vaters,  das  Tauf-,  Schul-,  Impfungs-  und 
Gesundheits-Zeugniss  des  Kindes  beizulegen.  (§.  46  der  Instructioii.  §.  3t 
der  neuen  Vorschrift.) 

•®)  §.  49  der  Instruction.  (§.  36  der  neuen  Vorschrift.) 


A  Die  n.-ö.  Landes-Gebär-  und  Findelanstalt 

(im    IX.  Bezirke,    Aiserstrasse   Nr.   4    und  im  Vill.   Bezirke,    Aiserstrasse 

Nr.  21—23). 

Bei  Darstellung  der  Einrichtungen  des  k.  k.  allgem. 
Krankenhauses  wurde  bereits  erwähnt,  dass  rait  dem  von  Kaiser 
Josef  IL  gegründeten  und  im  Jahre  1784  eröffneten  General- 
spitale  auch  das  „Gebärhaus"  und  das  „Findelhaus"  verbunden 
waren.  Daselbst  ist  auch  angeführt  worden,  dass  mit  a.  h. 
EntSchliessung  vom  5.  September  1850  drei  abgesonderte 
„Directionen"  für  die  Kranken-,  Irren-  und  für  die  vereinigte 
Gebär-  und  Findelanstalt  aufgestellt  wurden. 

Mit  1.  Jänner  1865  ist  die  Gebäranstalt  und  mit  1.  Juli 
1868  auch  die  Findelanstalt  in  die  Verwaltung  der  Landes- 
vertretung übergegangen.  **) 

Beide  Anstalten  bestehen  nun  unter  einer  Direction  und 
Verwaltung  als  eine  vereinigte  Landesanstalt,  welche  in  das 
Gebärhaus  und  in  das  Fiudelhaus  zerfällt. 

Mittelst  Kundmachung  des  n.-ö.  Landesausschusses  vom 
30.  März  1870  wurde  das  von  demselben  in  der  Sitzung  vom 
29.  September  1869  beschlossene  Statut  der  u. -ö.  Landes- 
Öebär-  iind  Findelanstalt  zu  Wien  zur  allgemeinen  Kennt- 
niss  gebracht,  welches  mit  1.  April  1870  in's  Leben  trat.") 

Insofeme  die  Ueberwachung  aller  Sanitätsanstalten  im 
Interesse  der  Handhabung  der  allgemeinen  Sanitätsvorschriften 
der  Regierung  zusteht,  wurde  derselben  auch  das  gleiche  Recht 
bezüglich  der  n.-ö.  Landesanstalt  für  Gebärende  und  Findel- 
kinder gewahrt. 


")  Gesetz  vom  17.  Februar  1864,  R.-G.-Bl.  Nr.  i2  und  vom 
29.  Februar  1868,  R.-G.-Bl.  Nr.  15. 

®*)  Landesgesetz-  und  V'crordnunersblatt,  Jahrgang  1870,  XX V^.  Stück, 
Nr.  36.  Siehe  auch:  Kundmachung  de^  n.-ö.  Landc.sau.sschu.-s.ses  vom 
22.  December  1877  botrefiend  d\o  mit  a.  h.  Entschlit'>sung  vom  7.  Decembor 
1877  genehmigte  Aendcrung  der  §§.  4 — 10  dtvs  .,S(atutcs  ITir  die  n.-ö. 
Landes-Gebär-  und  Findelaustalt  zu  Wien/*  {Laud(':?geselz-  und  Vei\)rd- 
iiungsblatt,  Jahi'gaug  1878,  1.  Stüclv.  Nr.  2.) 
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Die  Anstalt  steht  unter  der  Oberleitung  des  n.-ö. 
Landesausschusses. 

Die  unmittelbare  Leitung  der  Anstalt  in  allen  nicht  im 
administrativen  Angelegenheiten  ist  dem  verantwortliclieo 
Director  übertragen,  der  die  Anstalt  den  Behörden  und  dem 
Publicum  gegenüber,  insofeme  dies  nicht  durch  den  L&ndes- 
ausschuss  oder  durch  andere  von  demselben  bestimmte  Organe 
geschieht,  repräsentirt. 

Der  Director  der  Anstalt  wird  von  dem  Landesausschusse 
ernannt;  die  Ernennung  unterliegt  der  Bestätigung  Sr.  Maj. 
des  Kaisers.  Als  Stellvertreter  des  Directors  fungirt  der  rang- 
ftlteste  Abtheilungsvorstand. 

Die  unmittelbare  Leitung  in  rein  administrativen 
Angelegenheiten  steht  dem  ersten  Verwaltungsbeamten  (Ver- 
walter) zu.  Der  Verwalter  ist  für  diese  Angelegenheiten  allein 
verantwortlich,  jedoch  verpflichtet,  den  Weisungen  des  Directors 
in  Allem,  was  die  gesaminte  Verpflegung  der  in  der  Anstalt 
Aufgenommenen  betrifft,  innerhalb  des  Voranschlages  nach- 
zukommen und  ihm  die  gewünschten  Auskünfte  zu  ertheilen. 

Als  Abtheilungsvorstände  fungiren  die  Professoren 
der  Kliniken  gleich  den  Primarien,  dann  der  Primär  der  Zahl- 
abtheilung des  Gebär-  und  der  Primär  des  Findelhauses.  Diese 
sind  für  alle  Vorkommnisse  an  ihren  Abtheilungen  verantwortlich, 
und  es  sind  ihnen  daher  auch  die  subalternen  Aerzte,  die  Heb- 
ammen und  das  Wartpersonale  unmittelbar  untergeordnet. 

Die  dem  Director,  sowie  den  übrigen  Aerzten,  Beamten 
und  Dienern  obliegenden  Geschäfte  werden  durch  besondere 
„Instructionen"  vorgeschrieben. 

a)  Das  Gebärhaus. 
Das  Gebärhaus  hat  den  Zweck,  den  daselbst  Aufiiahme 
suchenden  Schwangeren  ohne  Unterschied  der  Confession  und 
des  Civilstandes  derselben  als  Zufluchtsort  zu  dienen,  den  Ge- 
bärenden und  Wöchnerinnen,  sowie  deren  Kindern  eine  Unter- 
kunft und  die  entsprechende  Hilfe  zu  gewähren,  das  Findelhaus 


mit  Ammen  zu  versorgen,  andererseits  aber  in  innigster  Ver- 
bindung mit  der  Wiener  Universität  die  Ausbildung  von  Aerzten 
und  Hebammen  "*)  möglich  zu  machen,  und  es  erfüllt  die  ihm 
gestellte  Aufgabe  in  der  Weise,  dass  die  Aufgenommenen  jo 
nach  ihren  Verhältnissen  und  den  Bedingungen  ihrer  Auf- 
nahme vor  dem  Bekanntwerden  ihrer  Lage  thunlichst  geschützt 
werden. 

Das  Gebärhaus  hat  einen  Belegraum  für  420  Personen, 
welcher  im  Nothfalle  noch  vergrössert  werden  kann. 

Die  Verpflegung  findet  nach  vier  Classen  °*)  statt;  die 
nach  den  drei  ersten  Classen  Verpflegten  werden  auf  der 
Zahlabtheilung,  die  der  vierten  Olasse  aber  auf  den  Kliniken 
untergebracht. 

a)  Die  Zahlabtheiluug. 

Zahlende  Frauenspersonen  können  in  jedem  Monate  ihrer 
Schwangerschaft  in  die  Anstalt  aufgenommen  werden.  ^0 


®^)  Die  Beaufsichtigung  in  Bezug  auf  die  wissenscliaftlicheu 
und  ünterrichtszwecke  ist  dem  medieinischen  Lehrlvörper  vorbehalten, 
der  unmittelbar  dem  UnteiTichts-Ministeriuui  unter&teht;  der  praktische 
Unterricht  wird  nach  den  von  diesem  31inisteriiim  erlassenen  Verordnungen 
und  Kegulativen  ertheilt. 

°*)  Die  Verpflegsgebühr  der  1.  Olasse  ist  mit  täglichen  3  fl.  50  kr., 
die  der  11.  mit  2  fl.,  der  111.  mit  1  fl.  50  kr.  und  der  IV.  Classe  mit  95  kr. 
täglich  bemessen.  —  (Kundmachung  des  n.-ö.  Landesau.sschusses  vom 
26.  Jänner  1879,  Z.  1578,  Landesgesetz-  und  Verordnungsblatt  Jahrgang 
1879,    XI.  Stück,  Nr.  21.) 

")  Die  Verpflegs kosten  sind  für  je  zehn  Tai^'-e  in  vorhinein  zu 
entrichten.  Von  dem  erstt-u  Einzahliiugsbetrage  findet  bei  einem  Austritte 
vor  Ablauf  der  ersten  zehn  Tage  kein  Kückersatz  statt,  wohl  aber  von 
den  späteren  Einzahlungen,  wenn  der  Austritt  vor  Ende  des  betreff'enden 
Termines  stattfindet. 

Im  Falle  das  Kind  in  die  Findelanstalt  aufgenommen  wird, 
ist  ausser  dem  Erläge  der  lur  die  zehnjährige  Verjjtlegung  eines  Kindes 
in  vorhinein  zu  bezahlenden  Nullen  Vcrplleg^^koslen  (deren  Höhe  vom 
L«audesausschusse  jährlich  bi-stimmt  wird  und  im  Jalne  1S79  mit  <)00  fl^ 
bemessen  wurde)  auch  die  Boibriugung  des  „Ileimat.'seheines^  der  Mutter 
iiothweudig. 
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Die  Anstalt  steht  unter  der  Oberleitung  des  n.-ö. 
Landesausschusses. 

Die  unmittelbare  Leitung  der  Anstalt  in  allen  nicht  rein 
administrativen  Angelegenheiten  ist  dem  verantwortücben 
Director  übertragen,  der  die  Anstalt  den  Behörden  und  dem 
Publicum  gegenüber,  insofeme  dies  nicht  durch  den  L&ndes- 
ausschuss  oder  durch  andere  von  demselben  bestimmte  Organe 
geschieht,  repräsentirt. 

Der  Director  der  Anstalt  wird  von  dem  Landesausschusse 
ernannt;  die  Ernennung  unterliegt  der  Bestätigung  Sr.  Maj. 
des  Kaisers.  Als  Stellvertreter  des  Directors  fungirt  der  rang- 
ftlteste  Abtheilungsvorstand. 

Die  unmittelbare  Leitung  in  rein  administrativen 
Angelegenheiten  steht  dem  ersten  Verwaltungsbeamten  (Ver- 
walter) zu.  Der  Verwalter  ist  für  diese  Angelegenheiten  allein 
verantwortlich,  jedoch  verpflichtet,  den  Weisungen  des  Directors 
in  Allem,  was  die  gesammte  Verpflegung  der  in  der  Anstalt 
Aufgenommenen  betrifft,  innerhalb  des  Voranschlages  nach- 
zukommen und  ihm  die  gewünschten  Auskünfte  zu  ertheilen. 

Als  Abtheilungsvorstände  fungiren  die  Professoren 
der  Kliniken  gleich  den  Primarien,  dann  der  Primär  der  Zahl- 
abtheilung des  Gebär-  und  der  Primär  des  Findelhauses.  Diese 
sind  für  alle  Vorkommnisse  an  ihren  Abtheilungen  verantwortlich, 
und  es  sind  ihnen  daher  auch  die  subalternen  Aerzte,  die  Heb- 
ammen und  das  Wartpersonale  unmittelbar  untergeordnet. 

Die  dem  Director,  sowie  den  übrigen  Aerzten,  Beamten 
und  Dienern  obliegenden  Geschäfte  werden  durch  besondere 
„Instructionen"  vorgeschrieben. 

a)  Das  Gebärhaus. 

Das  Gebärhaus  hat  den  Zweck,  den  daselbst  Aufiiahme 
suchenden  Schwangeren  ohne  Unterschied  der  Confession  und 
des  Civilstandes  derselben  als  Zufluchtsort  zu  dienen,  den  Ge- 
bärenden und  Wöchnerinnen,  sowie  deren  Kindern  eine  Unter- 
kunft und  die  entsprechende  Hilfe  zu  gewähren,  das  Findelhaus 


mit  Ammen  zu  versorgen,  andererseits  aber  in  innigster  Ver- 
bindung mit  der  Wiener  Universität  die  Ausbildung  von  Aerzten 
und  Hebammen  *')  möglich  zu  machen,  und  es  erfüllt  die  ihm 
gestellte  Aufgabe  in  der  Weise,  dass  die  Aufgenommenen  je 
nach  ihren  VerhältHissen  und  den  Bedingungen  ihrer  Auf- 
nahme vor  dem  Bekanntwerden  ihrer  Lage  thunlichst  geschützt 
werden. 

Das  Gebärhaus  hat  einen  Belegraum  für  420  Personen, 
welcher  im  Nothfalle  noch  vergrössert  werden  kann. 

Die  Verpflegung  findet  nach  vier  Classen  °*)  statt;  die 
nach  den  drei  ersten  Classen  Verpflegten  werden  auf  der 
Zahlabtheilung,  die  der  vierten  Classe  aber  auf  den  Kliniken 
untergebracht. 

a)  Die  Zahlabtheiluug. 

Zahlende  Frauenspersonen  können  in  jedem  Monate  ihrer 
Schwangerschaft  in  die  Anstalt  aufgenommen  werden.  ^^) 


**)  Die  Beaufsichtigung  in  Bezug  auf  die  wissenscliaftlielieu 
und  Unterrichtszwecke  ist  dem  medieiuischeu  Lehrkörper  vorbehalten, 
der  unmittelbar  dem  ünterrichts-^Iinisterium  untersteht;  der  praktische 
Unterricht  wird  nach  den  von  diesem  31inisterium  erhissenon  Verordnungen 
und  Regulativen  ertheilt. 

®*)  Die  Verpflegsgebühr  der  1.  Classe  ist  mit  täglichen  3  fl.  50  kr., 
die  der  11.  mit  2  fl.,  der  111.  mit  \  fl.  50  kr.  uud  der  IV.  Classe  mit  95  kr. 
täglich  bemessen.  —  (Kundmachung  des  n.-ö.  Landesausschusses  vom 
26.  Jänner  1879,  Z.  1578,  Laudesgesetz-  uud  Verordnungsblatt  Jahrgang 
1879,    XI.  Stück,  Nr.  21.) 

•'*)  Die  Verpflogskosten  sind  für  je  zehn  Tage  in  vorhinein  zu 
entrichten.  Von  dem  ersten  Einzahlungsbetrage  lindet  bei  einem  Austritte 
vor  Ablauf  der  ersten  zehn  Tage  kein  Kückorsatz  st;itt,  wohl  aber  von 
den  späteren  Einzahlungen,  wenn  der  Austritt  vor  Ende  des  betreflenden 
Termines  stattfindet. 

Im  Falle  das  Kind  in  die  Findelaustalt  aufgenoiu men  wird, 
ist  ausser  dem  Erläge  dtn-  für  die  zehnjährige  Verjjtlegung  eines  Kindes 
in  Vorhinein  zu  bezahlenden  volh'u  \  «•rptlegsko.>ten  (deren  Höhe  vom 
Landesausschusse  jährlich  bestimmt  wird  und  im  Jahre  iS/i)  mit  (iOO  fl, 
bemessen  wurde)  auch  die  Beibringung  des  .,lleimatscheiues'*  der  Mutter 
nothweudig. 
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Die  Wöchnerinnen  dürfen  mit  Ausnahme  soldier  FfiUe,  in 
welchen  wichtige  Gründe  vorhanden  sind^  worüber  der  Abtfaei- 
lungsvorstand  entscheidet,  nicht  l&nger  als  sechs  Wodien  nach 
der  Entbindung  an  der  Anstalt  behalten  werden. 

Der  freiwillige  Austritt  ist  nach  vorhergegangener  Anmel* 
düng  beim  Abtheilungsvorstande  zu  jeder  Zeit  gestattet. 

ß)  Die  Kliniken. 

Nach  der  vierten  Classe,  d.  i.  auf  den  Kliniken,  **)  werden 
im  Gebärfaause  1.    alle  Personen   verpflegt,  welche   bei  ihrem. 

Wenn  eine  auf  der  Abtheilung  für  „Zahlende**  Aufgenommene  naclä 
Ablauf  einer  Zahlperiode  die  Vorausbezahlung  für  die  n&ehste  Periode 
nicht  leistet,  so  hat  sie  aus  der  Abtheilung  für  „Zahlende**  aosiutreien. 

Die  auf  dieser  Abtheilung  Verpflegten  haben  nicht  dem  Unterrichte 
zu  dienen,  sind  vom  Ammendienste  befreit  und  haben  das  Recht,  gegen 
Entrichtung  der  vollen  Gebühr  die  Uebemahme  des  Kindes  in  die  ,^Findel- 
anstalt**  zu  beanspruchen.  Sie  haben  ferner  das  Rechte  sich  von  einem  selbst 
gew&hlten  Geburtsarzte  entbinden,  sowie  auch  im  Erkrankung^s&Ue  einen 
Arzt  zur  Consultation  auf  ihre  Kosten  rufen  zu  lassen.  In  jedem  solcheo 
Falle  hat  aber  der  Primär  oder  dessen  SteUvertreter  gegenw&rtig  su  sein. 

Die  auf  der  Zahlabtheilung  Verpflegten  haben  das  Recht  ihren  Namen 
zu  verschweigen,  jede  Angabo  über  ihre  Herkunft  zu  verweigern  und 
ihre  Person  unkenntlich  zu  machen,  wenn  sie  die  Anstalt  nur  der  „Entbin- 
dung**  halber  aufgesucht  haben  und  die  Kinder  mit  sich  nehmen. 

Diejenigen,  welche  von  diesem  Rechte  Gebrauch  maebea  wollen, 
haben  jedoch  ihren  Namen,  um  ihn  im  Todesfalle  in  Erfahrung  bringen  in 
können,  sowie  ihren  Wohnort  auf  einen  Zettel  zu  schreiben  und  versiegelt 
dem  Primarärzte  zu  übergeben,  welcher  diesen  Zettel  den  Betreffenden  bei 
dem  Austritte  uneröflnet  zurückzustellen  hat.  Bei  Aufnahme  des  Kindes  in 
die  „Findelanstalt**  ist  die  Mutter,  mag  sie  auf  was  immer  für  einer  Classe 
geboren  haben,  zur  Angabe  ihres  Namens  und  ihrer  Heimatveriifiltnisse 
zu  verhalten,  doch  wird  ihr  die  Geheimhaltung  zugesichert.  (Die  Bedin- 
gungen dieser  Geheimhaltung  siehe  S.  411.)  Ueber  die  an  der  AnstaU  Befind- 
lichen dürfen  an  Privatpersonen  keine,  an  Gerichtsbehörden  nar 
aus  öffentlichen  Rücksichten  Auskünfte  ertheilt  werden. 

Auch  bei  Veriassungder  öffentlichen  Todtenlisten  ist  Fürsorge  zu  treffen, 
dass  der  Aufenthalt  der  im  Gebärhause  Verpflegten  nicht  bekannt  werde. 

**)  Die  geburtshilflichen  Kliniken  sind  als  integrirende  BestandtheUe 
(Abtheilungon)  des  Gebärhauses  anzusehen  und  bilden  gleichzeitig  einen 
nothwendigen  Theil  der  modicinischen  Facultät  an  der  Wiener  Universität. 
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Eintritte  in  die  Gebärabtheilung  die  y^VerpflegsgebAhren^  nicht 
entrichten,  und  2.  alle  diejenigen,   welche,   wenn  sie   auch  die 
«»Yerpflegsgebühren^    bezahlen,  eben  nach   dieser  Classe  ver- 
pflegt sein  wollen,  mögen  sie  ledig  oder  verheiratet  sein.  *^ 

An  den  Kliniken  können  „Schwangere^,  „Gebärende^  und 
bereits  „^thnndene^  Aufnahme  finden.  *') 

Die  Verpflegsgebühren  werden  in  der  Regel  entweder 
nach  denselben  Modalitäten  wie  von  den  „Zahlenden^  überhaupt 
in  Yoriiinein  erlegt  oder  nachträglich  eingebracht 

Von  denjenigen,  welche  die  Verpflegskosten  nicht 
entrichten,  sind  alle  Momente  zur  Feststellung  ihres 
Beimatrechtes  genau  zu  erheben,  um  selbe  zur  Geltend- 
machung des  Ersatzanspruches  dem  bezüglichen  Landesau s- 
schusse  mittheilen  zu  können. 

Solche  Individuen  haben  sich  daher  beim  Eintritte  in  die 
Anstalt  ,mit  einem  Documente  über  ihre  Zuständigkeit  auszu- 
weisen; auch  haben  dieselben  ein  Armuthszeugniss  beizu- 
bringen, insofeme  die  betreffenden  Landesausschüsse  die  Vorlage 
eines  solchen  fordern. 

Unabweisbare  Schwangere  sind  ohne  Documente  aufzu- 
nehmen; es  hat  jedoch  die  Verwaltung  das  Nationale,  sobald 
es  der  Gesundheitszustand  der  Mutter  gestattet,  richtig  zu  stellen, 
um  die  Beschaffung  der  Documente  im  Correspondenzwege  ein- 
leiten zu  können. 


^)  Witwen,  welche  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  schwanger 
wurden,  sind  den  „ledigen*^  Personen  gleich  zu  achten. 

^)  Schwangere  sollen  nicht  vor  Ende  des  siebenten  Monates, 
ausser  wenn  eine  Fehlgeburt  zu  befürchten  wäre,  aufgenommen  werden. 

Geb&rende  sind  unter  allen  Umständen  unabweisbar. 

Entbundene  (sogenannte  Gassengeburten)  sind  nur  dann  aufzu- 
nehmen, wenn  sie  noch  einer  Pflege  im  Wochenbette  bedürfen. 

Kranke  Wöchnerinnen  sind  in  ein  Krankenhaus  zu  senden  und 
nur  dann  ausnahmsweise  aufzunehmen,  wenn  sie  an  eine  Klinik  überbracht 
wurden  und  ihr  Transport  in  eine  andere  Anstalt  in  sanitärer  Beziehung 
unzulässig  erscheint. 
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Eine  Uebertragung  der  Verpflegskosten  für  die  in 
die  Gebftranstalt  anentgeltlich  Aufgenommenen  yom 
zahlenden  Landesfonde  an  die  Heimatgemeinde  findet 
nicht  statt  ••)  — 

Die  „an  den  Kliniken  Verpflegten'^  sind  yerpflichtet,  dem 
Unterrichte  zu  dienen,  ferner  so  lange  sie  als  Schwangere 
sich  daselbst  aufhalten  und  ihr  Zustand  es  gestattet,  zu  den  an 
den  Kliniken  nöthigen  Arbeiten  sich  verwenden  zu  lassen,  und 
wenn  ihre  Kinder  in  das  „Findelhaus^  übernommen  werden, 
vier  Monate  als  Ammen  zu  dienen. 

Alle  „an  den  Kliniken'^  entbundenen  ledigen  Mütter 
haben  das  Recht  ihre  Kinder  dem  Findelhause  in  den  blei- 
benden Verband  zu  übergeben,  während  jene  ledigen  Wöch- 
nerinnen, welche  erst  nach  vollständigem  Ablaufe  des  Geburts- 
actes  an  die  Anstalt  gekommen  sind,  nur  eine  temporäre  Auf- 
nahme ihrer  Kinder  in  dasselbe  beanspruchen  können.  ^^ 

Ueber  die  Standesbewegung  in  der  n.-ö.  Landes- 
gebäranstalt  während  der  Jahre  1863 — 1872  ")  gibt  die  nach- 
folgende Tabelle  die  entsprechende  Uebersicht. 


••)  Gesetz  vom  17.  Febi-uar  1864,  R.-G.-BI.  Nr.  28. 

'"*)  Gesunde  Wöchnerinnen  werden  am  10.  Tage  nach  ihrer  Entbin- 
dung mit  ihren  Kindern  in  das  „Findelhaus^  abgegeben,  um  dort  zam 
^Ammendienst''  verwendet  oder  wenn  sie  dazu  untauglich  sind,  von  dort 
aus  entlassen  zu  werden. 

Jene  Wöchnerinnen,  welche  ihre  Kinder  in  die  „eigene  unentgelt- 
liche Pflege"  mitnehmen,  werden  ohne  Vorstellung  im  Findelhause  entlassen, 
was  auch  bei  denjenigen  der  Fall  ist,  deren  Kinder  vor  der  Zeit  ihres  Aus- 
trittes aus  dem  Gebärhause  gestorben  sind. 

'*)  Seit  der  im  Jahre  1784  erfolgten  Gi;ündung  der  Anstalt  sind  bis 
Ende  December  des  Jahres  1862  in  dieselbe  300.234  Mütter  und  287.612 
Kinder  aufgenommen  worden,  von  denen  daselbst  11.302  Mütter  ==  3*^ 5*/« 
und  16.396  Kinder  =  5* 70%   gestorben    sind. 
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Als  Einnahmen  bei  der  n.-ö.  Landes-Oebäranstalt,  aas 
denen  sich  das  Erträgniss  des  letzten  Jahres  im  Decenninm 
1863—1872  in  Summa  mit  133.429  fl.  90  kr.  ergab,  sind 
namentlich  folgende  Posten  anzufahren: 

1.  Activ- Interessen  vom  Fondscapitale  ")  839  fl.  80  kr.; 

2.  Ertrag  der  Realitäten  und  Rechte  und  zwar  die  vom 
„Krankenhausfonde'^  und  vom  ^Studienfonde^  mit  660  fl.  und 
2047  fl.  56  kr.  zu  leistenden  Zinse; 

3.  der  Beitrag  des  „Bürgerspitalsfondes**  pr.  387  fl.  03  kr.; 

4.  der  Beitrag  des  Studienfondes  '*)  far  Verpflegung  Ton 
100  Schwangeren  mit  6977  fl.  52  kr.; 

5.  die  Verpflegskosten Vergütung  per  111.208  fl.  81 '5  kr.; 
endlich 

6.  verschiedene  Einnahmen  in  Summa  pr.  11.419  fl.  23'5  kr., 
unter  welchen  insbesondere  die  vom  ^Studienfonde**  zu  leisten- 
den „Ersätze  für  rein  klinische  Zwecke"  mit  9960  fl.  21-5  kr.  zu 
erwähnen  sind. 

Während  des  Quinqueuniums  1869—1873  (fQr  welche 
Jahre  dem  statistischen  Bureau  die  bezüglichen  Angaben  vorlagen) 
betrugen  die  reellen 

Einnahmen  Ausgaben 

im  Jahre  1869   .  122.187  fl.  86*5  kr.  102.997  fl.  36-5  kr. 

„       1870  87.218   „  81-Ö  „  107.385   „  99       „ 

„      1871.  120.543   „  22:5  „  115.386  „  94*5    „ 

„       1872..  133.429   „  90  „  120.075   „  25-5    „ 

„       1873..  141.643   „  85  „  136.226   „  71       „ 

uml  .lur.b.bniiilich .  .  .     121.004  fl.  73     kr.     116.414  fl.  45     kr. 
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')  Im  Jahre  1872  bestand  das  „FondscapitaP  aus  11.900  fl.  5%igen 
Staatssehuld- Ver.sehreibungen  und  8000  fl.  ö%\gen  Staatslotto-Anlehen. 

^•^)  Der  .,Studieufond"  zahlt  das  Phis  zwischen  der  systemisirten 
Vtirptlegsgebühr  ;].  Classe  und  der  wirklichen  nach  dem  reellen  Ergeb- 
nisse der  Gebarung  auf  rinen  Kopf  entfallenden  Gebühr;  ferner  leistet 
dieser  Fond  einen  Beitrag  zu  den  Regieauslagen  der  Anstalt  für  die  mit 
demselben  in  Verbindung  stehende  ..geburtshiltliche  Klinik**  und  sind  um 
die  diosom  Beitrage  entsprechende  Quote  die  ,,Verpflegsgebühren"  für 
nach  der  4.  Classe  (auf  den  Kliniken)  Verpflegte  niedriger  zu  bemessen. 


lieber  die  Zahl  der  wahrend  des  Decouniums  1863 — 1872 

in    der  n.-ö.    Lan^es-Gebäraustalt  in  Wien'*)   unentgeltlich, 

d.  h.  auf  Kosten  verschiedener  Fonde  veq)flegten  Personen  und 

die  Summe    der  Ausgaben  für    diese  Verpflegung    geben    die 

folgenden  Ziffern  Auskunft. 

Zahl  der  un- 
entgeltlich, Durchschnittlicher  Summe    der  Ausga- 
j  .               d.  h.  auf  Kosten  Verpflegskosten-  ben  für  die  unent- 
^               verschiedener  betrag  per  Kopf  gelt  liehe    Verpflo- 
Fonde verpfleg-           und  Tag:  ^^^^S'- 
ten  Personen : 

1863 8.832  66-5  kr.  98.361  fl.  48  kr. 

1864 9.284  66-5  „  98.781  „  76  „ 

1865 9.110  66  5  „  96.930,,  40  „ 

1866 9.238  70  „  100.623,,  60  „ 

1867 8.195  70  „  89.262,,  60  „ 

1868  7.519  70  „  80.070  „  20  „ 

j  70  ^  39.554  „  20  ., 

1869 7.653  ...  78  „  .     40.333  „  80  „ 

I  79.888  „  —  „ 

1870 7.809  78  „  84.770  „  40  „ 

1871 7.781  78  „  91.186  „  68  „ 

178      „     .  . .  .         2.839  „  98    . 
95      „     105.317  „    95   „ 
108.157  „    98   „ 

Durcbschnittl.  8.291  —  92.803  fl.  30  kr. 


'*)  Bei  dieser  AnstaU  ist  auch  noch  der  daselbst  bestehende  Reco n- 
Talescentenfond  für  besonders  arme  verlassene  Wöchnerinnen 
zu  besprechen,  dessen  Programm,  welches  die  Stelle  eines  Stiftbriefes  zu 
vertreten  hat,  von  dem  n.-ö.  Landesausschusse  mit  Erlass  vom  10.  April 
1873,  Z.  7380  genehmigt  wurde. 

Der  Fond,  über  dessen  Interessen  die  jeweilige  ärztliche  Direction 
nach  freiem  Ermessen  verfügen  kann,  wurde  —  wie  schon  sein  Name 
besagt  —  zum  Zwecke  der  „Unterstützung"  besonders  armer,  verlassener 
Wöchnerinnen  der  Wiener  allgemeinen  Gebäranstalt  gegründet. 

Die  Capitalsanlage  wird  von  der  Direction  nach  eingeholter  Zustim- 
mung des  n.-ö.  LandesausscluKssi's  besorgt.  Das  Vermögen  bis  zum  Betrage 


b)  Das  Findelhaus. 

Diese  Anstalt  wurde  zu  dem  Zwecke  gegründet,  den 
daselbst  aufgenommenen  „unehelichen"  Kindern  ohne  Unter- 
schied der  Confession  die  elterliche  Pflege  möglichst  zu  ersetzen. "") 

Insoweit  dieser  Hauptzweck  keinen  Abbruch  erleidet,  hat 
die  Anstalt  auch  das  in  Niederösterreich  öffentlich  angestellte 
Sanitätspersonale  mit  der  unerlässlich  nothwendigen  Menge  ver- 
lässlichen  „Schutzpockenstoffes"  bei  dringender  Blatterngefahr  und 
zum  Behufü  der  Verimpfung  zu  versehen,  anderseits  aber  den 
angehenden  Aerzten  den  vorgeschriebenen  praktischen  Unter- 
richt in  der  Ausübung  der  Schutzpockenimpfung  zu  ertheilen  '*) 
und  dem  Publicum  arztlich  garantirte  Ammen  zu  verschaffen. 

Das  Fiudelhaus  hat  gegenwärtig  einen  Belegraum  ßr 
200  Personen. 


von  iiOOO  fl.  erliegt  im  Deposilenamte  der  Anstalt,  alle  höheren  Beträge 
werden  aber  beim  n.-ö.  Landesausschusse  aufbewahrt,  an  welchen  auch  im 
Jänner  jeden  Jahres  die  summarische  Verrechnung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  des  Fondes  erfolgt. 

Das  (\ipital  dieses  Fondes  betrug  Ende  1878:  15.200  fl.  in  Obli- 
gationen, 8(55  fl.  58  kl*,   in  AVertheflecten    und  5  fl.  bar,  zusammen    daher 

i(;.o7()  fl.  :;.s  kr. 

Im  Jahre  1878  wurden  196  A\'öchnerinnen  mit  dem  Gesammtbetrage 
von  819  fl.  50  kr.  aus  diesem  Fonde  unterstützt.  Diese  Wohlthat  war 
namontlich  für  jene  Wöchnerinnen  hilfreich,  welche,  von  schwerer  Erkran- 
kung reconvalescent  und  aller  Mittel  entblösst,  nirgends  Obdach  und  Unter- 
stützung fanden,  weil  sie  damit  in  die  Lage  gebracht  wurden,  in  ihre  Heimat 
zu  reisen  und  sich  daselbst  zu  pflegen,  um  wieder  arbeitstauglich  werden 
zu  können. 

")  Die  Findelanstalt  ist,  wie  bereits  S.  389  erwähnt,  mit  1.  Juli  1868 
in  die  Verwaltung  der  Landes  Vertretung  übergegangen  und  es  ist  der 
mit  der  Anstalt  verbundene,  durch  ihre  eigenen  Einnahmen  nicht  gedeckte 
Aufwand,  insoferne  der  Ersatz  nicht  gebührt  oder  aus  was  immer  für  einem 
(üinule  nicht  hereingebracht  werden  kann,  aus  den  Mitteln  des  Landes, 
wo  die  Anstalt  be.>telit,  zu  bestreiten.  (Gesetz  vom  29.  Februar  1868, 
H.-G.-Bl.  Nr.    15.) 

'")  Staatsiuini.^terial-Frlass   V(MU   ii.   Docember   1S(;3.  Z.    H34(). 
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Die  Aufnahme  der  Kinder")  in  das  Findelhaus  ist 
entweder  eine  bleibende  (für  die  ganze  Vei-pflegsdauer)  oder 
eine  vorübergehende  und  geschieht  ent^veder  entgeltlich 
oder  unentgeltlich. 

Die  bleibende  entgeltliche  Aufnahme  hat  für  alle  in 
der  „Zahlabtheilung"  des  Gebärhauses  oder  „ausserhalb"  desselben 
gebomen,  zur  Aufnahme  gebrachten  unehelichen  Kinder  zu 
gelten  und  erfolgt  unter  Beibringung  des  Ileimatscheines  der 
Mutter  gegen  Erlag  der  vollen  Verpflegskosten.  '0 

''')  Zur  Aufnahme    eines  Kindes  in  das  Findelhaus  ist  nothwendig: 

a)  der  Nachweis  der  „Gemeindeangehörigkeit'*.  Nach  dem  Gesetze 
vom  89.  Februar  1868,  R.-G.-Bl.  Nr.  15,  sind  alle  Momente  zur  Feststel- 
lung der  Heimat  des  Kindes  genau  zu  erheben,  insoweit  dies  nicht  schon 
aus  Anlass  der  Aufnahme  der  Mutter  in  die  Gebaranstalt  geschehen  ist. 

h)  der  Nachweis  der  „Confession". 

Im  Falle  die  Aufnahme  in  eine  Confession  noch  nicht  geschehen  ist, 
wird  dieselbe  von  Seite  der  Direction  der  Anstalt  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  25.  Mai  1868,  R.-G.-Bl.  Nr.  49,  „über  die  interconfessionellcn  Verhält- 
nisse" veranlagst.  „Uneheliche"  Kinder  haben  sonach  der  Religion  der 
Mutter  zu  folgen. 

c)  Behufs  Aufnahme  in  den  bleibenden  Verband  ist  der  Nach- 
weis der  unehelichen  Geburt  erforderlieh. 

''*)  Die  Aufnahme  „unehelicher"  Kinder  aus  der  Zahlabth ei- 
lung der  Landes  -  G  ebär  an  st  alt  in  die  Landes  -  Findelanstalt  wird 
gestattet: 

a)  nach  eingeholter  Bewilligung  der  DiiTction  der  n.-ö.  Landes- 
gebär-  und  Findelanstalt  gegen  nachträgliche  Genehmigung  dos  Laudes- 
ausschusses, gegen  Erlag  eines  Betrages  von  IrlO  11.  ö.  AV.  für  nach 
Niederösterreich  zuständige  Personen,  dann  von  300  fl.  und  in  besonders 
berücksichtigungswürdigen  Fällen  200  fl.  für  jene  Personen,  welche  nach 
anderen  Kronländern  zuständig  sind,  als  nicht  rückzahlbare  Pauschalgebühr 
unter  Nachweis  der  Gemeindeangehörigkeit  (d.  i.  gegen  Vorwei- 
sung des  Heimatscheines,  Passes,  Dienstbotenbuches,  der  Legitimatiuns- 
karte  oder  einer  andern,  von  competenter  Behörde  ausgestellten  Zuständig- 
keitsbestätigung). Bei  Erlag  eines  solchen  Pauschalbetrages  wird  die  Bei- 
bringung des  „Armuthszeugnisses^  der  Zuständigkeitsgemeinde  nicht 
gefordert. 

h)  ohne  Vorweisung  des  Zuständigkeitsdocumen tes  und 
ohne  Beibringung  des  Armuth-szeugnisse^  g^^'gen   Erlag  der  Pauschalgt-bühr 
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b)  Das  Findelhaus. 

Diese  Anstalt  wurde  zu  dem  Zwecke  gegründet,  den 
daselbst  aufgenommenen  „unehelichen"  Kindern  ohne  Unter- 
schied der  Confession  die  elterliche  Pflege  möglichst  zu  ersetzen.  '*) 

Insoweit  dieser  Hauptzweck  keinen  Abbruch  erltidet,  hat 
die  Anstalt  auch  das  in  Niederösterreich  öffentlich  angestellte 
Sanitätspersonale  mit  der  unerlässlich  nothwendigen  Menge  yer- 
lässlichen  „Schutzpockenstoffes"  bei  dringender  Blattemgefahr  und 
zum  Behufe  der  Verimpfung  zu  versehen,  anderseits  aber  den 
angehenden  Aerzten  den  vorgeschriebenen  praktischen  Unter- 
richt in  der  Ausübung  der  Schutzpockenimpfung  zu  ertheilen  *•) 
und  dem  Publicum  ärztlich  garantirte  Ammen  zu  verschaflfen. 

Das  Findelhaus   hat  gegenwärtig    einen  Belegraum 
200  Personen. 


von  5000  fl.  erliegt  im  Depositenamte  der  Anstalt,  alle  höheren  Beträge 
werden  aber  beim  n.-ö.  Landesausschusse  aufbewahrt,  an  welchen  auch  im 
Jänner  jeden  Jahres  die  summarische  Verrechnung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  des  Fondes  erfolgt. 

Das  Capital  dieses  Fondes  betrug  Ende  1878:  15.200  fl.  in  Obü- 
gationen,  865  fl.  58  kr.  in  Wertheffecten  und  5  fl.  bar,  zusammen  daher 
16.070  fl.  58  kr. 

Im  Jahre  1878  wurden  196  Wöchnerinnen  mit  dem  Gesammtbetrage 
von  819  fl.  50  kr.  aus  diesem  Fonde  unterstützt  Diese  Wohlthat  war 
namentlich  für  jene  Wöchnerinnen  hilfreich,  welche,  von  schwerer  Erkran- 
kung reconvalescent  und  aller  Mittel  entblösst,  nirgends  Obdach  und  Unter- 
stützung fanden,  weil  sie  damit  in  die  Lage  gebracht  wurden,  in  ihre  Heimat 
zu  reisen  und  sich  daselbst  zu  pflegen,  um  wieder  arbeitstauglieh  werden 
zu  können. 

^^)  Die  Findelanstalt  ist,  wie  bereits  S.  389  erwähnt,  mit  i.  Juli  1868 
in  die  Verwaltung  der  Land  es  Vertretung  übergegangen  und  es  ist  der 
mit  der  Anstalt  verbundene,  durch  ihre  eigenen  Einnahmen  nicht  gedeckte 
Aufwand,  insoferne  der  Ersatz  nicht  gebührt  oder  aus  was  immer  für  einem 
Grunde  nicht  hereingebracht  werden  kann,  aus  den  Mitteln  des  Landen 
Avo  die  Anstalt  besteht,  zu  bestreiten.  (Gesetz  vom  29.  Februar  1868, 
R.-G.-Bl.  Nr.  15.) 

^")  Staatsniinisterial-Erlass  vom  tt.  December  1863,  Z.    8340. 
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Die  Aufnahme  der  Kinder")  in  das  Fiudelhaus  ist 
entweder  eine  bleibende  (für  die  ganze  Verjiflegsdauer)  oder 
eine  vorübergehende  und  geschieht  ent^veder  entgeltlich 
oder  unentgeltlich. 

Die  bleibende  entgeltliche  Aufnahme  hat  für  alle  in 
der  „Zahlabtheilung"  des  Gebärhauses  oder  „ausserhalb"  desselben 
gebomen,  zur  Aufnahme  gebrachten  unehelichen  Kinder  zu 
gelten  und  erfolgt  unter  Beibringung  des  Heiraatscheiues  der 
Mutter  gegen  Erlag  der  vollen  Verpflegskoston.  ") 


'^J  Zur  Aufnahme   eines  Kindes  in  das  Findelhaus  ist  nothwendi^: 

a)  der  Nachweis  der  „Gemeindeangehörigkeit'*.  Nach  deui  Gesetze 
vom  89.  Februar  1868,  R.-G.-Bl.  Nr.  15,  sind  alle  Momente  zur  Feststol- 
lung  der  Heimat  des  Kindes  genau  zu  erheben,  insoweit  dies  nicht  schon 
aus  Anlass  der  Aufnahme  der  Mutter  in  die  Gebtäranstalt  geschehen  ist. 

h)  der  Nachweis  der  „Coniession". 

Im  Falle  die  Aufnahme  in  eine  Confessiou  noch  nicht  geschehen  ist, 
wird  dieselbe  von  Seite  der  Direction  der  Anstalt  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  25.  Mai  1868,  R.-G.-Bl.  Nr.  49,  „über  die  interconfessionellen  Verhält- 
nisse" veranlasst.  „Uneheliche"  Kinder  haben  sunach  der  Religion  der 
Mutter  zu  folgen. 

c)  Behufs  Aufnahme  in  den  bleibenden  Verband  ist  der  Nach- 
weis der  unehelichen  Geburt  erforderlich. 

'*)  Die  Aufnahme  „unehelicher"^  Kinder  aus  der  Zahlabth ei- 
lung der  Landes-Gebar  anstatt  in  die  Landes  -  Findelanstalt  wird 
gestattet : 

a)  nach  eingeholter  Bewilligung  der  Dii'oction  der  n.-ö.  Landi's- 
gebär-  und  Findelanstalt  gegen  nachträgliche  Genehmigung  dos  Laudes- 
ausschusses, gegen  Erlag  eines  Betrages  von  i-JO  ll.  ö.  W.  für  nach 
Niederösterreich  zuständige  Personen,  dann  von  300  fl,  und  in  besonders 
berücksichtigungswürdigen  Fällen  200  fl.  für  jene  Personen,  welche  nach 
anderen  Kronländern  zuständig  sind,  als  nicht  rückzahlbare  Pauschalgebühr 
unter  Nachweis  der  Gemeindeangehörigkeit  (d.  i.  gegen  Vorwei- 
sung des  Ileimatscheines,  Passes,  Dienstbotenbuches,  der  Legitimations- 
karte oder  einer  andern,  von  competonter  Behörde  ausgestellten  Zuständig- 
keitsbestätigung). Bei  P^rlag  eines  solchen  Pauschalbetrages  winl  die  Bei- 
bringung des  „Armuthszeugnisses**  der  Zuständigkeitsgemeinde  nicht 
gefordert. 

h)  ohne  Vorweisung  des  Znst  ändigk  eit  sdocumontes  und 
ohne  Beibringung  des  Armuthszeugnisse>  gegen   Krlag  der  Pauschalgebühr 
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Nur  ausnahmsweise  kann  mit  Oenehmignng  des  n.-ö.LaDdes- 
ausschnsses  die  Aufnahme  auch  gegen  eine  geringere  Yer- 
pflegsgebühr  stattfinden. 


von  150  fl.  und  der  „Taxe  für  das  Heimatreoht   des  Kindes   naeh  Wien*^ 
Ton  tO  fl.,  zusammen  pr.  170  fl.  (vom  Mai  1878  bis  dahin  1888). 

Der  Gemeinderath  hat  in  seiner  Sitzung  vom  22.  Februar  1878 
erklärt,  dass  jedes  Kind  der  „Zahlabtheilung^,  für  welches  bd  der  Gebort 
ein  Betrag  von  20  fl.  zu  Gunsten  des  Communals&ekels  ohne  Rflekver|^- 
tung  erlegt  wird,  mit  dem  erreichten  10.  Lebensjahre  (mit  welchem  du 
Kind  aus  der  Pflege  der  Findeknstalt  tritt)  die  Zuständigkeit  naeh 
Wien  erhält 

Hiebei  wird  die  Geheimhaltung  des  Namens  der  Mutter  aof  Ver- 
langen zugesichert  und  erhält  das  betreffende  Kind  in  einem  solchen  FaDe 
vom  Landesausschusse  einen  Namen. 

Die  volle  Aufnahmstaxe  kann  über  besondere  Bewilligung  des  Landes- 
ausschusses  in  nicht  rückzahlbaren,  ganz-,  halb-  oder  vierteljährigeo 
Anticipativraten  nach  Massgabe  des  fortschreitenden  Lebensalters  des 
Kindes  bis  zu  dessen  Austritt  aus  der  Anstalt  oder  dessen  Ableben  eiabe- 
zahlt  werden,  wenn  fAr  die  Einzahlung  der  Rateniidiliuigen  genügende 
Sicherheit  bestellt  wird. 

Um  die  Erledigung  der  Gesuche  um  „Aufnahme  von  Kindern  ia 
die  Findelanstalt^  zu  beschleunigen,  die  Geheimhaltung  der  Mutterschaft 
zu  wahren  und  jeden  Aufenthalt  in  der  Abgabe  der  Kinder  in  die  Findel- 
anstalt zu  vermeiden,  war  die  Anstaltsdirection  mit  Erlass  des  n.-^.  Landes- 
ausschusses vom  12.  November  1873,  Z.  20823  angewiesen  worden,  die  in 
der  „Zahlabtheilung^  der  Gebäranstalt  gebomen  ^unehelichen^  Kinder  und 
zwar  die  nach  Wien  oder  Nieder  Österreich  zuständigen  Kinder  gegen  Erlag 
einer  Taxe  von  100  fl.  (jetzt  150  fl.)  und  die  nach  anderen  Ländern  zustän- 
digen Kinder  gegen  Erlag  einer  Taxi  von  2 — 300  fl.  unveriflgliehii 
die  Findelanstalt  aufzunehmen  und  die  nachträgliche  Genehmigung  des 
Landesausschusses  hiezu  summarisch  allmonatlich  einzuholen. 

Nur  in  zweifelhaften  Fällen  oder  wenn  um  eine  andere  Bemessung 
der  Aufnahmstaxe  oder  um  Ratenzahlung  angesucht  wird,  sind  derlei 
der  Direction  vorgelegte  Ansuchen  immer  aber  erst  nach  der  Gebort  des 
Kindes  dem  Landesausschusse  vorzulegen. 

Gleichzeitig  ist  aber  die  ofierirte  Pauschalgebähr,  beziehongswdfte 
die  erste  Rate  derselben,  sogleich  in  Empfang  zu  nehmen,  das  betreffende 
Kind  aber  ungesäumt  in  den  Status  der  Findelanstalt  provisorisch  and 
nach  herabgelangter  Bewilligung  des  Landesausschusses  definitiv  aufzu- 
nehmen. Sollte   die  Genehmigung  des  Landesausschusses   nicht  erfolgen. 
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Im  Falle  der  Zurücknahme  oder  des  Todes  eines  Kindes 
wird  der  nicht  verausgabte  Betrag  zurückerstattet. 

Bei  Zwillingen  und  Drillingen  ist  die  Verpflegsgebühr  so 
vielmal  zu  entrichten,  als  Kinder  in  Verpflegung  genommen 
werden. 

Die  unentgeltliche  Aufnahme  eines  unehelichen 
Kindes  aus  der  Zahlabtheilung  des  Oebärhauses  in  die 
Findelanstalt  kann  nur  unter  der  Bedingung  stattfinden,  dass 
die  Mutter  dem  Ammendienste  in  der  Findelanstalt  sich  unter- 
zieht und  diesen  Dienst  daselbst  auch  wirklich  leistet.  '•) 

Eine  bleibende  unentgeltliche  Aufnahme  ge- 
niessen:  **) 

1.  alle  jene  ^ unehelichen'^  Kinder,  deren  Mütter  in  den 
dem  öffentlichen  Unterrichte  gewidmeten  „Gebärkliniken''  ge- 
boren haben,  und 

2.  die  „unehelichen"  Kinder  solcher  Mütter,  welche  in 
den  Oebärkliniken  aufgenommen  wurden,  jedoch  krankheitshalber 
in  eine  „Krankenanstalt"  transferirt  werden  mussten  und  daselbst 
geboren  haben. 

3.  Ausnahmsweise  und  nur  über  Genehmigung  des  „Landes- 
ausschusses" gemessen  diese  Aufnahme  auch  die  „unehelichen" 
Kinder  solcher  Mütter,  bei  denen  zur  Zeit  der  Aufnahme  das 
Kind  zwar  geboren,    aber   der  Geburtsact  noch   nicht   gänzlich 


so  ist  das  Kind  der  Mutter  zuräckzusteUea,  beziehungsweise  der  Heimat- 
gemeinde  zu  übergeben  und  es  ist  die  erlegte  Aufnahmsgebühr  nach  Abzug 
der  faetischen  Yerpflegskosten  des  Kindes  rückzuvergüten,  eventueU  der 
Heimatgemeinde  bei  Ausfolgung  des  Kindes  auszuhändigen. 

'•)  Ein  Loskauf  vom  Ammendienste  darf  bei  einer  solchen 
Mutter  nicht  gestattet  werden,  jedoch  kann  sich  dieselbe  auch  nach  an- 
getretenem Ammendienste  von  dieser  Verpflichtung  gegen  Erlag  des 
Pauschalbetrages  von  200  fl.  befreien. 

•**)  §.    26   des   Statutes    für    die    n.-ö.  Landesgebär-    und  Findel- 
anstalt. 

tu 
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abgeschlossen  war,  oder  welche  bei  behördlich  nachgewiesener 
Absicht,  sich  rechtzeitig  in  die  „Gebärkliniken"  aufnehmen 
zu  lassen,  von  der  Geburt  überrascht  wurden,  oder  in  der 
Ausführung  dieser  Absicht  ohne  ihr  Verschulden  gehindert 
wurden. 

4.  Ausnahmsweise  werden  ferner  auch  noch  ausserhalb 
der  Gebäranstalt  geborene  „uneheliche"  Kinder  armer  Mütter 
mit  Genehmigung  des  Landesausschusses  entweder  ebenfalls 
unentgeltlich,  oder  unter  gewissen,  nach  Massgabe  der  Leistungs- 
fähigkeit der  betreffenden  Zuständigkeitsgemeinde  gestellten  Be- 
dingungen aufgenommen. 

Jene  nach  Niederösterreich  zuständigen,  ledigen  Frauens- 
personen oder  Witwen,  welche  aus  was  immer  für  einem  Grunde 
verhindert  waren,  zur  Entbindung  in*  die  Landesgebäranstalt 
sich  zu  bege^ben,  jedoch  armuthshalber  nicht  im  Stande  sind, 
ihre  Kinder  zu  ernähren,  können  behufs  Aufnahme  ihrer  „uu- 
ehelichen"  Kinder  in  die  Findelanstalt  sich  mit  einem  schrift- 
lichen Gesuche  an  den  u.-ö.  Laudesausschuss  wenden.  "*) 

Zeitweilige  Aufnahme  gegen  Entgelt  linden: 

1.    die   Kinder   jener  Mütter,    welche    nach  Ablauf  des 


**)  In  dem  Gesuche  haben  die  Bittsteller  anzugeben,  ob  und  welchen 
„Pauschalbetrag^  sie  zu  erlegen  im  Stande  sind,  und  es  sind  dem  Gesuche 
folgende  „Docuipente^  anzuschliessen :  a)  der  Tauf-  oder  Geburtsschein  des 
unehelichen  Kindes,  bj  ein  ärztliches  Zeugniss  über  den  Gesundheitszustand 
dieses  Kindes  oder  über  die  Verhinderung  der  Ueberbringung  desselben 
in  die  Wiener  Findelanstalt,  e)  der  Heim<atschein  oder  ein  anderes  dii« 
Zuständigkeit  der  Mutter  erweisendes  Document,  d)  das  ArmuthszeugnisÄ 
der  Mutter  und. eventuell  der  Eltern  derselben,  e)  das  Sitten-  und  Wohl- 
standszeugniss  der  gewählten  PHegepartei  und  /)  die  ämtliche  Nachweisunjir 
der  überraschend  eingetretenen  Geburt  des  Kindes,  oder  der  Ursachen  der 
Verhinderung  der  Kindesmutter,  die  Hilfe  der  Wiener  Landesgebäranstali 
nicht  aufgesucht  zu  haben. 

(Kundmachung  des  n.-ö.  Laudesausschusses  vom  26.  Jänner  1879, 
Z.  1578,  Landesgesetz-  und  Verordnungsblatt  Jahrgang  1879,  XL  Stück 
Nr.  21.) 
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Geburtsactes  in  die  Gebäranstalt  aufgenommen  worden  sind, 
und  zwar  auf  Kosten  der  zahlungspflichtigen  Verwandten, 
widrigenfalls  auf  Kosten  derjenigen  Gemeinde,  wohin  dergleichen 
Kinder  „zuständig"  sind,  und 

2.  ausnahmsweise  sowohl  uneheliche  als  auch  ehe- 
liche Kinder  für  die  Dauer  der  Erkrankung  oder  wegen 
Ablebens  der  Mutter,  oder  über  Auftrag  der  Behörde  aus  ander- 
weitigen Gründen. 

Für  jene  Kinder,  welche  vom  Wiener  Magistrate  an  die 
Findelanstalt  abgegeben  werden,  sind  jene  Beträge  zu  zahlen, 
welche  von  der  Verwaltung  der  Anstalt  als  von  den  betreffenden 
Landesfonden  zu  zahlender  Rückersatz  der  Verpflegskosten  in 
Anspruch  genommen  werden.  "*) 


**)  Bis  zum  Jahre  1869  wurden  diese  Ersatzbeträge  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Alter  des  Kindes  nach  dem  jeweiligen  Erfordernisse 
ermittelt  und  festgesetzt. 

Im  Jahre  1869  aber  waren  diese  Verpflegskosten  pr.  Kopf  und  Tag 
für  Kinder  bis  zum  1.  Lebensjahre  mit  16  kr.,  vom  1.  bis  zum  t.  Lebens- 
jahre mit  13  kr.,  vom  2.  bis  zum  3.  Lebensjahre  mit  9  kr.  und  vom 
3.  bis  zum  10.  Lebensjahre  mit  7  kr.  festgesetzt. 

In  den  Jahren  1870 — 1872  waren  dieselben  normirt  für  Kinder  bis  zum 
1.  Lebensjahre  mit  20  kr.,  bis  zum  2.  Lebensjahre  mit  15  kr.,  bis  zum  3.LebenS' 
jähre  mit  \t  kr.  und  bis  zum  10.  Lebensjahre  mit  9  kr.  per  Kopf  und  Tag. 

'  Vom  Jahre  1873  bis  Ende  1878  endlich  betrugen   diese  Kosten  für 

Kinder  im  1.  Lebensjahre  täglich  26  kr.,  im  2.  Lebensjahre  täglich  22  kr. 
und  vom  3.  bis  zum  10.  Lebensjahre  täglich  17  kr.  ö.  W. 

Es  sind  dies  höhere  Beträge  als  die  „Kostgeldbeträge",  welche  von 
der  Anstalt  an  jene  „Parteien"  gezahlt  werden,  welche  Kinder  vom  Findel- 
hause in  Verpflegung  nehmen.  (Siehe  bezüglich  dieser  „Kostgeldbeträge"  die 
Anmerkung  94  auf  Seite  409.)  Die  durch  die  Zahlung  von  Seite  des  Magi- 
strates sich  ergebenden  Mehrbeträge  werden  von  der  Anstalt  als  „Regie- 
kosten" und  für  „Prämien"  in  Anspruch  genommen. 

Vom  1.  Jänner  1879  angefangen  wurden  die  bis  Ende  1878  geltend 
gewesenen  Verpflegskostenbeträge  in  jeder  Altersclasse  um  einen  Kreuzer 
lerabgesetzt. 

26* 
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Wenn  die  Aufnahme  des  Kindes  in  der  Anstalt  nur  eine 
yorübergehende  sein  soll,  so  muss  von  Fall  zu  Fall  und  zwar 
innerhalb  eines  Monates  an  die  Zuständigkeitsgemeinde 
berichtet  werden,  welche  das  betreflfende  Kind  so  bald  als  möghch 
in  die  eigene  Verpflegung  zu  übernehmen  hat  und  auch  auf  eigene 
Kosten  überbringen  lassen  muss,  insofeme  der  Gesundheitszustand 
des  Kindes  diese  Ueberbringung  zulässt. ")  — 

Die  Verpflegung  der  in  die  Findelanstalt  aufgenommenen 
Kinder  dauert  gegenwärtig  bis  zur  Vollendung  des  zehnten 
Lebensjahres.  ") 

Nach  Vollendung  desselben  ist  das  Kind  von  der  „Zustän- 
digkeitsgemeinde" zu  übernehmen,  wenn  nicht  eine  anderweitige 
Vorsorge  getroflfen  wird.  Im  Falle  unbekannter  Zuständigkeit 
eines  Kindes  haben  die  Bestimmungen  des  Heimatgesetes  vom 
3.  December  1863  zu  gelten.  ") 


••)  §.  29  des  Statutes  der  n.-ö.  Landesgebär-  und  Findelanstalt 

»*)  §.  32  des  Statutes. 

Für  die  vor  dem  1.  Mai  1870  aufgenommenen  Findlinge  dauerte 
die  Verpflegung  von  Seite  der  Anstalt  nur  bis  zum  6.  Lebensjahre. 

^'^)  Siehe  die  betreffenden  Bestimmungen  über  die  Zuweisung  an 
eine  Gemeinde  auf  Seite  42  des  I.  Theiles  dieses  Werkes. 

Mit  £rlass  des  n.-ö.  Landesausschusses  vom  28.  August  187ö, 
Z.  14131  wurde  der  Verwaltung  der  Landes-Gebar-  und  Findelanstalt  bedeu- 
tet, dass  Wiener  Findlinge,  welche  das  Normalalter  erreichen  und 
sich  in  der  Findelanstalt  befinden,  am  Tage  des  erreichten  Normalalters  in 
solchen  Fällen,  als  sie  von  ihren  Eltern,  Müttern  oder  Angehörigen  oder 
von  ihren  Pflegeparteien  nicht  in  die  „unentgeltliche"  Pflege  übernommen 
werden,  nur  in  jenen  Fällen,  wo  ihre  directe  Beförderung  in  ihre  „Zustän- 
digkeitsgemeinde'^  wegen  zu  grosser  Entfernung  derselben  von  Wien  oder 
aus  anderen  Ursachen  nicht  möglich  ist  und  falls  die  Anstaltsdirection  keine 
eigene  Verfügung  wegen  abgesonderter  Heimbefbrderung  der  Findlinge  fär 
nöthig  erachtet,  ohne  Aufschub  dem  Wiener  Magistrate  sammt  ihren 
Documenten  und  Nachweisungen  zur  zeitweiligen  Verpfle- 
gung zu  übergeben  sind. 

Gleichzeitig  aber  sind  die  betreffenden  k.  k.  Bezirkshauptmann- 
schaf^on,  beziehungsweise  die  k.  ungarischen  Stuhlgerichte  wegen  der  unge- 
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Die  Verpflegung  der  in  die  Findelanstalt  aufgenommenen 
Kinder  geschieht  entweder  in  der  Anstalt  selbst  oder  ausser- 
halb derselben. 

Die  Verpflegung  der  Kinder  in  der  Anstalt  geschieht 
in  der  Regel  durch  „Ammen**.  •*)  Alle  an  den  „Kliniken"  Ver- 


säumten Veranlassung  der  Abholung  der  Findlinge  beim  Wiener  Magi- 
strate zu  verständigen  und  ist  dieser  Verständigung  beizufügen,  dass  die 
Findlinge  durch  eine  Vertrauensperson  gegen  Beibringung  einer  Legitima- 
tion beim  Wiener  Magistrate  abgeholt  werden  können,  widrigens  dieselben 
den  Heimatgemeinden  mittelst  Wohlthatsfuhr  zugestellt 
werden  müssen. 

Femer  ist  beizuiiigen,  dass,  falls  die  Abholung  der  Findlinge  von 
Seite  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaflen  oder  k.  Stuhlgerichte  beabsich- 
tiget werden  sollte,  dieselben  sich  diesfalls  direct  mit  dem  „Wiener  Magi- 
strate'' ins  Einvernehmen  setzen  wollen,  indem  noch  weiters  zu  bemerken 
ist^  dass  die  für  die  Verpflegung  der  Findlinge  über  das  erreichte  Normal- 
alter erwachsenen  „Verpflegskosten^  und  Auslagen  den  Zuständigkeits- 
gemeinden zur  Last  fallen  und  dem  „Wiener  Magistrate^  rückzuver- 
güten  sind. 

"*)  Jede  Amme  leistet  Ammendienste  in  der  Regel  ihrem  eigenen 
Kinde  und  im  Falle  besonderer  Tauglichkeit  auch  einem  zweiten  Kinde. 
Keine  Amme  dai'f  aber  verhalten  werden,  mehr  als  zwei  Kinder  an  der 
Brust  zu  ernähren.  Ausserdem  sind  die  Ammen  verpflichtet,  sich  zu  „häus- 
lichen Arbeiten"  verwenden  zu  lassen.  (§.  34  des  Statutes.) 

Die  Abgabe  der  Ammen  in  Privatdienste  ist  erst  nach  drei- 
monatlicher Dienstleistung  in  der  Anstalt  (Erlass  des  n.-O.  Landesaus- 
schusses vom  26.  Juli  1Ö75,  Z.  15.717)  und  gegen  Erlag  der  Gebühr  von 
60  fl.  gestattet.  Eine  in  Privatdienst  abgegebene  Amme  darf  nur  einmal 
u.  zw.  nur  vor  Ablauf  von  acht  Tagen  gegen  eine  andere  vertauscht 
werden. 

Vom  1.  Jänner  1873  angefangen  wird  jeder  Amme  der  Wiener 
Landesflndelanstalt  statt  der  bisherigen  „Entlohnung"  von  4*/,  kr.  eine 
solche  mit  täglichen  10  kr.  bei  ihrem  Austritte  aus  der  Anstalt  erfolgt. 
(Kundmachung  des  n.-ö.  Landesausschusses  vom  6.  Jänner  1873,  Z.  22.190 
ex  1872,  L.-G.-  u.  Vdgs.-Bl.  1873,  XIV.  Stück,  Nr.  25.) 

Ammen,  welche  ausser  dem  Leben  des  e'genen  Kindes  auch  das 
Leben  des  anvertrauten  „fremden"  Kindes  durch  besonders  sorgfältige 
Pflege  zu  erhalten  bemüht  sind,  bekommen  für  jede  Woche  der  Dienstleistung 
eine  besondere  Remuneration   aus   dem   von  dem  Director  der  Findel- 
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pflegten  sind,  wenn  ihre  Kinder  in  das  „Findelhaus"  über- 
nommen werden  (wie  schon  Seite  394  em'ähnt  wurde),  ver- 
pflichtet, im  Falle  ihrer  Tauglichkeit  vier  Monate  als  „Ammen" 
in  der  Findelanstalt  Dienste  zu  leisten.  Diese  Verpflichtung  er- 
lischt mit  dem  Tode  des  Kindes. 

Die  Verpflegung  der  Kinder  ausserhalb  der  An- 
stalt geschieht  durch  Uebergabe  derselben  an  „Pflegeparteien''. 

Bei  der  Verpflegung  der  Kinder  in  der  „Privatkost**  wird 
der  Möglichkeit  des  Beisammenseins  von  Mutter  und  Kind 
in  erster  LinieRechnung  getragen.  *')  Wenn  dieMütter  ihre  Kinder 
in  eigene  Pflege  nehmen,  haben  sie  nur  ein  „Wohnungs- 
zeugniss**  beizubringen,  jede  Veränderung  der  Wohnung  aber 
anzuzeigen. 

Andere  Personen,  welche  Findlinge  in  entgeltliche  Pflege 
übernehmen  wollen,  haben  sich  mit  einem  nicht  über  drei 
Monate  alten,  von  der  Ortsobrigkeit  ausgestellten  „Zeugnisse" 
über  ihren  häuslichen  W^ohlstand  und  ihre  Sittlichkeit  auszu- 
weisen. ■•) 


anstalt  Dr.  Fridinger   durch  Sammlungen   aufgebrachten  „Fonds   zur  Ver- 
besserung der  Lage  der  Findlinge". 

Nach  dem  Durchschnitte  der  Jahre  1863 — 1872  war  der  Stand 
der  am  Anfange,  respective  am  Ende  des  Jahres  in  der  Anstalt  befind- 
lichen Ammen  137.  Die  Zahl  der  vom  „Gebärhause"  gestellten  Wöchnerinnen 
betrug  im  Durchschnitte  jährlich  6728,  wovon  1060  als  zum  Ammendienste 
tauglich  in  der  Findelanstalt  behalten  wurden.  In  den  „Privatammendienst' 
wurden  durchschnittlich  in  jedem  Jahre  404  abgegeben  und  44  der  aus 
der  Privatammenschaft  zurückgestellten  Ammen  „ausgetauscht". 

■')  §.  36  u.  flgde.  des  Statutes  der  n.-ö.  Landes-Gebär-  und  Findelan- 
stalt. Die  Kinder  sind  daher:  1.  den  eigenen  Müttern,  jedoch  mit  der  Beschrän- 
kung auf  ein  Kind,  2.  den  von  den  Müttern  bezeichneten  Verwandten  oder 
Freunden  und  3.  sonstigen  von  den  Müttern  bezeichneten  Pflegeparteien 
zu  übergeben;  4.  wenn  von  der  Mutter  entweder  keine  den  angeführten 
Vorschriften  entsprechende  oder  überhaupt  keine  Pflegepartei  namhaft  ge- 
macht wird,  bestimmt  dieselbe  der   ^Abtheilungsvorstand"  des  Fiadelhauses. 

*')  Regierungsdecret  vom  18.  März  1821.  In  Wien  sind  diese  Zeug- 
nisse von  der  Polizeibehörde  auszustellen. 
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Vorzüglich  giiteu  und  bewährten  Pflegeparteien  können 
mehrere  Kinder  zugleich  zur  Pflege  anvertraut  M'erden. 

Dieselben  müssen  jedoch,  um  Verwechslungen  vorzubeugen, 
von  namhaft  verschiedenem  Alter  oder  von  verschiedenem  Ge- 
schlechte sein. 

Die  Bestimmung  des  Zeitpunktes,  in  welchem  die  Kinder 
in  die  „Privatkost^  zu  übergeben  sind,  steht  dem  „Abtheilungs- 
vorstande"  des  Findelhauses  zu.  Es  gilt  dies  auch  in  jenen 
Fällen,  in  denen  die  Kinder  von  den  „eigenen**  Müttern  in 
Pflege  übernommen  werden  oder  in  welchen  von  der  Mutter 
„Pflegeparteien  präsentirt"  worden  sind. 

Die  Pflegekinder  werden  den  Pflegeparteien  wie- 
der abgenommen**)  in  nachfolgenden  Fällen: 

1.  wenn  dieselben  als  sogenannte  Brustparteien  sich  ver- 
pflichtet haben,  die  in  Pflege  genommenen  Kinder  „an  der 
Brust**  zu  ernähren  und  dieser  Verpflichtung  während  des  ärzt- 
licherseits als  nothwendig  erkannten  Zeitraumes  nicht  nach- 
kommen; 

2.  wenn  die  Pflegeparteien  die  anvertrauten  Kinder 
schlecht  ernähren   oder  erziehen,'®)  ein  vagabundirendes 


•*®)  §.  42  des  Statutes  der  n.  -  ö.  Landes-Gebär-  und  Findelanstalt. 

^0  Laut  Zuschrift  des  n.-ö.  Landesausschusses  vom  21.  Jänner 
1873,  Z.  1578  hat  derselbe  Ti^^^en  Ueberwachung  des  Schulbesuches 
schulpflichtiger  Findlinge  die  Direction  der  n.-ö.  Landes-Gebär-  und  Findel- 
anstalt beauftragt,  die  Pflegeeltern  zu  verhalten,  dass  dieselben  für  solche 
Findlinge,  welche  die  Schule  wechseln,  von  der  zuletzt  besuchten  Schule 
„Uebersiedlnngs-  oder  Frequentations-Zeugnisse"  sich  verschaffen,  ohne 
welche  derlei  Kinder,  welche  schon  eine  Schule  besuchten,  nicht  früher 
den  bisherigen  Pflegeeltern  bei  dem  Wohnungswechsel  belassen  bleiben, 
beziehungsweise  abgenommen  werden  sollen,  sowie  nicht  früher  die  letzte 
„Eostgeldquote^  ausbezahlt  werden  darf,  bis  die  benöthigten  „Schulfrequen- 
tations-Zeugnisse"  vorgewiesen  werden,  Aber  deren  weiteren  Gebrauch  die 
Pflegeeltern  zu  belehren  sind.  Handelt  es  sich  nämlich  um  einen  Schul- 
wechsel der  Findlinge  in  der  Pflege  der  bisherigen  Pflegeeltern,  so  sind 
den  letzteren  die  Frequentations-Zeugnisse  zu  belassen  uml  sind  die  Pflege- 
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Leben  führen,  wegen  Betteins  oder  gewerbsmässiger  Unsittlich- 
keit  straffällig  wurden,  oder  wenn  die  Kinder  in  gesundheits- 
schädlichen Wohnungen  angetroffen  werden  und 

3.  wenn  die  Kinder  bei  anderen  Pflegeparteien  getroffen 
werden,  als  sie  zur  Pflege  übergeben  wurden.  •*) 

Jede  Mutter  kann  ihr  Kind  zu  jeder  Zeit  gegen  ^^Revers^ 
d.  h.  ohne  weiteren  Anspruch  auf  die  Wohlthat  der  Anstalt  ans 
derselben  zurücknehmen. 

Das  Recht  und  die  Pflicht  der  Beaufsichtigung  der 
auswärtigen  Pflege  fällt  in  erster  Linie  den  Müttern  und 
deren  Angehörigen  zu.'*) 

Ueberdies  findet  eine  Ueberwachung  von  Seite  der  Ge- 
meinden nach  Vorschrift  der  Punkte  5  und  8  des  §.  26  der 
Gemeindeordnung  statt 

In  Orten,  in  welchen  das  Institut  der  Armenräthe  und 
Waisen  Väter  eingeführt  ist,  besorgen  auch  diese  die  Ueber- 
wachung der  bei  Pflegeparteien  untergebrachten  Findlinge.  Wo 
dies  nicht  der  Fall  ist,  theilen  sich  die  „Pfarrer"  des  Ortes 
und  die  sogenannten  „Findelkinderärzte"**)  in  die  Aufsicht 


Parteien  aufmerksam  zu  machen,   dass  diese  Zeugnisse  den  Findlingen  bei 
Eintritt  in  die  neue  Schule  mitzugeben  sind. 

Werden  aber  die  Pflegeparteien  mit  den  Schulen  gewechselt,  so 
sind  die  Frequentations-Zeugnisse  den  bisherigen  Parteien  abzunehmen  und 
den  neuen  Pflegeparteien  mit  der  gleichen  Information  ilber  deren  Ge- 
brauch zu  übergeben.  (Erlass  des  n.-5.  Landesschulrathes  vom  7.  Febraar 
1873,  Z.  609.) 

•*)  Wenn  die  üebertragung  in  „gewinnsüchtiger**  Absicht  geschah, 
wird  die  Handlung  auch  den  Strafgerichten  zur  Anzeige  gebracht. 

*')  §.  41  des  Statutes  der  n.-ö.  Landes-Gebär-   und   FindelansUlt. 

*')  Es  sind  dies  jene  „Aerzte**,  welche  gegen  eine  vom  Landes- 
ausschusse  zu  bestimmende  „Remuneration**  die  ärztliche  Behandlung 
«erkrankter  Findlinge  übernehmen.  Alle  anderen  Aerzte,  sowie  auch  alle 
Hebammen,  Gemeinden,  Vereine  und  Private,  welche  sich  um  die  Pflege 
der  Findelkinder  und  deren  Erziehung  besondere  Verdienste  erwerben^ 
können  vom  Landesausschusse   durch  schriftliche  Anerkennungen  ausge- 


409 

Die  Höhe  der  Verpflegsgebühreo  für  die  aus  der 
Anstalt  übernommenen  Kinder  wird  durch  den  Landtag  be- 
stimmt und  durch  den  Landesausschuss  kundgemacht.**) 

Zum  Bezüge  des  9,Pflegegeldes^  sind  nur  jene  Personen 
berechtigt,  welche  die  Pflege  der  ihnen  übergebenen  Kinder 
thatsdchlich  selbst  besorgen. 


zeichnet  werden  und  es  sind  daher  deren  Namen,  beziehungsweise  deren 
Wohnsitze  dem  Landtage  bekannt  zu  geben.  (Kundmachung  des  n.-ö. 
Landesaussohusses  vom  6.  Jftnner  1873,  Z.  tS.190  ex  1872.  L.-G.-  u. 
Vdgs.-BL  Tom  Jahre  1873,  XIV.  Stück,  Nr.  25.) 

•♦)  In  den  Jahren  1863 — 187t  wurde  den  „Pflegeparteien"  von 
Seile  der  Anstalt  för  die  Verpflegung  eines  Findlings  bis  zum  vollendeten 
ersten  Lebensjahre  monatlich  4fl.  37*5  kr.,  bis  zum  zweiten  3  fl.  50  kr,, 
bis  zum  sechsten  t  fl.  62*5  kr.,  bis  zum  vollendeten  zehnten  Lebensjahre 
1  fl.  75  kr.  und  ausserdem,  wenn  das  verpflegte  Kind  das  erste  Lebens- 
jahr erreichte,  bei  einer  achtmonatlichen  ununterbrochenen  Verpflegung 
eine  „Remuneration"  von  4  fl.  20  kr.  ö.  W.  bezahlt. 

Vom  1.  J&nner  i873  angefangen  wird  den  Pflegeeltern  der 
aus  der  Anstalt  übernommenen  Kinder,  es  mögen  letztere  bereits  bei  ihnen 
in  Pflege  sein  oder  erst  übernommen  werden,  a)  für  ein  Kind,  bis  es  das 
t^rste  Jahr  zurückgelegt  hat,  monatlich  6  fl.  oder  jährlich  72  fl.,  bj  vom 
vollendeten  ersten  Jahre  an  bis  zum  vollendeten  zweiten  Jahre  monatlich 
'6  fl.  oder  jährlich  60  fl.,  c)  vom  vollendeten  zweiten  Jahre  an  bis  zum 
zurückgelegten  zehnten  Jahre  monatlich  4  fl.  oder  jährlich  48  fl.  als  „Kost- 
geld" bezahlt  werden. 

Vom  selben  Tage  angefangen  wird  der  Pflegepartei,  welche  ein 
Findelkind  übernommen  hat,  a)  bei  einer  Verpflegung  des  Kindes  bis  zum 
vollendeten  ersten  Verpflegsjahre  nebst  dem  „Kostgelde"  noch  eine  beson- 
dere Remuneration  von  10  fl.  ö.  W.,  bj  für  die  nächstfolgenden  zwei 
Jahre  der  Verpflegung,  d.  L  vom  ersten  bis  zum  vollendeten  dritten  Ver- 
pflegsjahre, von  weiteren  1 0  fl.,  e)  vom  dritten  bis  zum  vollendeten  fünften 
Lebensjahre  von  weiteren  10  fl.,  <(>  vom  fünften  bis  zum  vollendeten  siebenten 
Verpflegsjahre  von  weiteren  10  fl.,  ej  vom  siebenten  bis  zum  vollendeten 
neunten  Verpflegpsjahre  von  weiteren  10  fl  und  /)  filr  das  zehnte  Verpflegs- 
jahr  des  Findlings  im  Falle,  als  die  Pflegepartei  das  Kind  in  der  „unent- 
geltlichen" Pflege  weiter  behält,  10  fl.,  sonst  aber  bei  nachgewiesener  guter 
Püege  bis  zum  vollendeten  zehnten  Lebensjahre  des  Kindes  5  fl.,  somit  für  die 
ganze  Verpflegsdauer  eines  Kindes  bei  ununterbrochener  Verpflegung 
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Zum  Zwecke  der  Geltendraachunp  des  Ersatzan- 
spruches auf  die  Verpflegskosten  für  die  in  anderen  Kron- 
ländern heimatberochtigten  Kinder  sind  innerhalb  eines  Monates  alle 
Erhebungen  dem  betreflFenden  Landesausschusse  mitzutheilen.  Die 
„Verpflegskosten"  für  die  in  anderen  Kronländem heimatbereeh- 
tigten  Kinder  dürfen  nicht  höher  bemessen  werden,  als  ffirdie 
Kinder  des  eigenen  Landes:  sie  sind  in  vierteljährigen  Aus- 
weisen zu  beanspruchen  und  vom  betreflFenden  Landesfonde  zu 
leisten. 

Dein  Landesausschusse  eines  anderen  Kronlandes  bleibt 
lis  freigestellt,  die  Kinder  in  „eigene"  Verpflegung  zu  übernehmen 
und  auf  seine  Kosten  überbringen  zu  lassen,  insofeme  der 
Gesundheitszustand  des  Kindes  die  Ueberbringung  zulässt.  **) 


desselben  ö5  fl.,  eventuell  60  fl.  ö.  W.  „Remuneration**  bewillig.  (Kund- 
machung des  n.-A.  Landesausschusses  vom  6.  Jänner  1873,  Z.  22.190  ex  1S7S; 
L.-G.-  u.  Vdgs.-Bl.  vom  Jahre  ISIS,  XIV.  Stück,  Nr.  25.) 

Bezüglich  der  vom  Gemeinderathe  beschlossenen  „Kostgeld- 
erhöhung" für  die  in  Privatpflege  untergebrachten  Kinder  oinechliesslich  der 
nicht  nach  Wien  zuständigen  Findlinge  siehe  das  auf  Seite  347  Angeführte. 

**)  §.  27  des  Statuts  der  n.-ö.  Landes-Gebär-  und  Findclanstalt. 

In  Betreff  der  Ileimbefo  rderung  der  normal  alten  Findlinge  der 
Wiener  Findelanstalt  in  ihre  Zuständigkeitsgemeinde  hat  der  n.-ö.  Landtag 
in  seiner  Sitzung  vom  30.  April  1875  bezüglich  der  heimatlosen  Find- 
linge nachstehenden  Beschluss  gefasst: 

„Es    werde   dem  Wiener  Magistrate    bezüglich   der  im  Grunde  des 
Heimatgesetzes  vom  3.  December  1863,  §.  19,  Punkt  3  der  Gemeinde  Wien 
als  „heimatlos"  zugewiesenen  Findlinge  im  Grunde  des  §.  27,  Alinea ! 
dieses  Gesetzes   die  Vergütung  der   besonderen  Auslagen  der   separaten 
Verpflegung  und  Heimbef(>rderung  der  besagten  Findlinge  geleistet,  insofeme 
diese  Auslagen  den  Rahmen  der  Passirungsnormen  des  Reichsgesetzes  vom 
27.  Juli    1871    und    des  Landesgesetzes    vom    15.  December    1871    nicht 
überschreiten  und  von  der  beim  Wiener  Magistrate  mittlerweile  nachträg- 
lich  ermittelten  „Heimatgemeinde"  nicht   hereingebracht  werden  können. 
Der  Magistrat  wurde   hie  von   mit  Zuschrift  des   n.-ö.  Landesausschusses 
vom  8.  Juni   1875,  Z.    11.332  mit  dem  Beisätze  in   die  Kenntniss   gesetzt, 
dass  hiedurch   keine  Aendening  in  der  Abgabe  der   normalalten,  „heimat- 
losen Wiener  Findlinge"  in  die   zeitliche  oder   definitive  Versorgung  durch 
die  Grosscommune  Wien  einzutreten  hat. 
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Eiue  Tebertraguu^  des  Ersatzes  der  Verpfleucs- 
kosten  auf  die  Ileiinatperaeinde  des  Kindes  findet  nicht 
statt.  ••)  — 

Wenn  einem  Findlinge  ein  bewegliches  oder  unbewegliches 
Vermögen  zufällt,  so  hat  die  Anstalt  einen  Anspruch  darauf 
bezüglich  des  Ersatzes  der  aufgelaufenen  Kosten.  Bei  einem 
solchen  Ersätze  ist  der  Beti'ag  der  bei  der  Aufnahm»  entrich- 
teten Taxe  vorerst  in  Abzug  zu  bringen.  °") 

Nach  dem  Hofkanzleidecrete  vom  20.  Februar  1837  ist 
aus  den  erblosen  Verlassenschafte n  diM*  Wiener  Findlinge 
der  Findelanstalt  Alles  zu  ersetzen,  was  der  Verstorbene  v»)n 
derselben  bezogen  hat:  es  sind  daher  die  Vorpflegskosten  aus 
dem  „Caducvermögen"  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Die  Geheimhaltung  der  Mutterschaft  wird  der 
Mutter  durch  die  strenge  Verpflichtung  der  Angestellt/u  der  An- 
stalt zur  Wahrung  des  Amtsgeheimnisses  zugesichert.  Ilievon 
kann  nur  eine  Ausnahme  gemacht  werden:  ®*) 

1.  insoferne  dies  bezüglich  des  „Rückersatzes"  der  Ver- 
pflegskosten  des  Kindes  von  den  betrefl'enden  „Laudesfonden" 
noth wendig  ist: 

2.  wenn  das  Kind  nach  Abhiuf  d(*r  Verpflegsdauer  der 
„Zuständigkeitsgemeinde"  übergel)en  werden  muss,  und 

3.  wenn  ^.Gerichtsbehörden"  aus  öffentlichen  Kücksichten 
um  Auskunft  ersuchen.  °^) 

So  lange  ein  Kind  sich  im  Verbände  der  Anstalt  befindet, 


"»)  Oesetz  vom  i\).  Februar  isiis,  K.-(f.-BI.  Ni.  l.*). 

^')  Regienincrsdeeret  vom  17.  December  1S29. 

^^)  §.  31  des  Statuto.s  der  n.-ö.    Laiule.s-Gobju-    und  Fludulaustalt. 

^^)  Sonst  werdi'U  „Auskünfte  über  Findelkinder^*  nur  .ti'eg'en  Beibrin- 
gung der  bei  deren  Uebernahme  ausgestellten  und  den  Müttern  oingehän- 
diglen  Bestätig-ung  (Aurnahm.<>ehein)  ertheilt.  Müttern,  die  den  Aiifnalims- 
schein  verloren  haben,  kann  neiren  Antrabe  von  s(dehen  rmständeii,  welche 
ihre  Mutterschaft  nachweisen,  ein  „Duplicat"  ausn^e.sfellt  werden.  In  zweifel- 
haften Fällen  kann  hiezu  der  Landesau>sehu>s  die  Bewilliu-uni--  ueben. 
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sind  die  elterlichen  Rechte  an  die  Anstaltsdirection  als  Vor- 
mnnd  übertragen.  *••)  Tritt  aber  ein  uneheliches  oder  Taterloses 
Kind  aus  dieser  Obsorge  heraus,  so  muss  demselben  ein  Vor- 
mund bestellt  werden. 

Die  beiden  folgenden  Tabellen  geben  eine  Uebersicht  über 
die  Standesbewegung  der  Kinder  in  der  n.-ö.  Landes- 
iindelanstalt  sowohl  im  Hause  allein,  als  auch  im  ganzen 
Umfange  derselben  während  der  Jahre  1863— 1872.  *•*) 


»«•)  §.  44  des  Statuts. 

'<»<)  Seit  dem  Gründungsjahre  (1784)  bis  Ende  December  186S  siod 
in  (tie  Findelanstalt  365.830  Kinder  aufgenommen  worden  und  dnYon  inner- 
halb der  normalen  Verpflegsdauer   286.627  Kinder  =  78.35*/^   gestortjen. 

Der  n.-5.  Landtag  hat  schon  mit  einem  am  21.  Oetober  1869 
gefassten  Beschlüsse  den  Bau  einer  neuen,  den  Anforderungen  der  Humanitit 
und  Wissenschaft  entsprechenden  vereinigten  Geb&r-  und  Findel- 
anstalt als  eine  Noth wendigkeit  anerkannt. 

Zur  Herstellung  derselben  soU  der  Kaufschilling  aus  den  Gebäadea 
der  n.-ö.  Landes-Gebär-  und  Findelanstalt  und  des  Irrenthurmes  verwendet 
werden.  Letzterer  wurde  um  den  Preis  von  60.000  fl.  an  den  „Krankenhaus- 
fond'' verkauft,  welcher  Kaufschilling  einbezahlt  und  fructificirt  worden  ist. 
Auch  die  Gebäude  der  Gebäranstalt  sind  an  den  ^Krankenhausfpnd^  um 
320.000  fl.  bereits  verkauft  worden;  es  ist  jedoch  derselbe  nicht  verpflichtet, 
eine  Kaufschillingsrate  früher  als  nach  vollzogener  factischer  Uebergabe 
dieser  Objecte  zu  leisten.  Die  der  Findelanstalt  gehörigen  Häuser  sind  bis 
jetzt  nicht  verkauft  worden. 
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Die  Kinnahmcii  der  a.-ö.   Landesfiadelanstalt  mit  dem 

Ertr^e  der  emzeloen  Posten  im  Jahre  1872  bestehen: 

1.  indenluteressen  vonActiv-Capitalienpr.  29.760  fl.  95    kr. 

2.  iu  dem  Ertrags  der  Kealitäten  pr 4.333  „  12.5  « 

3.  iu  Uciträgen  und  zwar: 

aj  vom  Aurar  für    dio    Schiitziioclceu- 

Impfanstalt 336  „   —     .. 

b)  vom  Bürgerspitakfoudi! 11.638  „  10    „ 

c)  vom  Waisenhausfonde  ausderCtious- 

schun  Stiftung 2.625  „  —     „ 

Fürtrag. . .  48.693  fl.  17-s  kr. 
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Ueliertrag. . .  48.693fl.  17'5  br^ 

4.  in  deo  Aufnahmstaxeu  für  Findlinge.  .  13.846  „  —     ,, 

5.  in  Ammen -Abgaljstaxon ....  12.870  „  —    „ 

6.  in  Verpflegsküsten  und  zwar: 

<i)  für  die  vor  dem    1.  Juli   aufgeuom- 
menen  Findlinge 

a)  vom  Aerar 76.800  „  —     „ 

3)  vom  n.-ö.  Laudesfonde 42.251  „  97 :;  „ 

1J  von  fremden  LandeslViudun  ....  32.269  „  Ol:;  „ 

Fürtrag...  226.730  fl.  16.5  kr. 
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198.795  „  72-5  „ 
265.201  „  87-3  „ 


Uebertrag...  226.730 fl.  16-5 kr. 

b)  füa  die  vom  1.  Juli  1868  an  aufge- 
nommenen Findlinge 

5)  vom  n.-ö.  Landesfonde 

e)  von  fremden  Landesfonden 

c)  vom  allgemeinen  Yersorgungsfonde 
fOr  eheliche,  auf  Krankheitsdauer 
oder  Arrestdauer  der  Mutter  aufge- 
nommene Kinder 

d)  von  Zuständigkeitsgemeinden  ftir  zeit- 
weilig verpflegte  Kinder 

7.  in  verschiedenen  Einnahmen  und  zwar: 
Materialerlös,  Ersatzbetr&ge  u.  dgl.  . . 


3.038,,  14   „ 
1.968  „  205  r 


in  Summa .... 
Während  des  Deceuniums  1863—1872 


die  G-esammtaus- 
im  Jahre  lagen  für  sämrat- 
Tiehe  Findlinge 


1863 . . 
1864 . . 
1865.. 
1866 . . 

1867. . 
1868. . 
1869 . . 
1870 . . 
1871 . . 
1872 . . 


711.580  fl.  —  kr. 

706.103 

708.643 

713.925 

67.2,856 

669.921 

657.439 

680.865 

641547 

628.867 


darnnter  an  Pflege- 
parteien bezahlte 
Kostgelder 

510.681  fl.  56  kr. 


'? 


?9 


»» 


W 


99 


99 


99 


99 


16 
68 
92 
63 


506.777 
510.231 
514.400 
484.809 
482.694 
471.706 
513.113 
481.003 
446  607 


99 


99 


9' 


99 


99 


99 


99 


9? 


17 
60 
15 
53 
25 
72 
45 
69 
97 


»9 


99 


99 


»9 


99 


99 


99 


99 


•s 


1.167  „  195  „ 

696.901  fl.  30  5  kr. 
betrugen: 

die  Auslagen  für  die 

unentgeltliche 

Verpflegung  der 

Findlinge 

610.150  II.  -  kr. 

611.509  „  - . 

624.412  ,.  -  r 

664.313  ,,  — ». 

610.896  „  -T-^ 

610.754  ,.  - « 

613.319  „  - « 

657.770  „  -  . 

628.496  ,.  -„ 

614.864  „  - ,, 


daher  durch- 
schniulich  679.174  fl.  84  kr.     492.202  fl.  59  kr.     624.648  fl.-  — kr. 

Für  die  Zweck«  der  Austalt  bestehen  die  von  der  Direction 
derselben  unter  Oberaufsicht  des  Landesausschusses  verwalteten 
„Stiftungsfonde":  üämlich  der  „Dr.  Fridinger'sche  Findel- 
kinder-Unterstützungsfond" und  die  ,.Frauz  Josef-Stiftung". 
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Der    Dr.    Fridingersehe    Findelkinder-Uüter- 

stützungsfond 

,  '^virde  im  Jahre  1870  durch  Sammlungen,    welche  von  dem  gegenwärtigen 
*^ir©ctor  der  Anstalt  veranstaltet  worden  waren,  ins  Leben  gerufen. 

Aas  diesem  Fonde  werden  einerseits  Unterstützungen  für  die 
**l^ge  s^deher  Findlinge  ertheilt,  welche  wegen  ihrer  schwächlichen  Con- 
^^tuTion  oder  in  Folge  von  Krankheiten  einer  besonders  aufmerksamen  und 
^ber  schwierigen  Pflege  benOthigen:  anderseits  werden  aus  diesem 
^^nde  schulpflichtige  Findlinge,  welche  sich  mit  guten  Schulzeugnissen 
ausweisen  können,  mit  Sparcassabüchern  im  Betrage  von  10.  15  und  iO  fl. 
"^theflt,  die  denselben  nach  erreichtem  2i.  Lebensjahre  ausgefolgt  werden. 
Stirbt  das  Kind  früher,  so  fällt  das  Capiial  sammt  den  aufgelaufenen 
Interessen  wieder  an  den  Fond  zurück.  Endlieh  werden  aus  diesem  Fonde 
auch  -  Aromen*^  mit  Beträfren  von  1  fl.  bis  iö  fl.  unterstützt. 

Die  Interessen  dieses  Fondes  *®')  (jährlich  circa  5000  tl.  ö.  W.) 
können  von  der  jeweiligen  ärztlichen  Du'ection  nach  eigenem  Ermessen 
verwendet  werden.  *'^) 

Die  Capitalsanlacre  s?e>chieht  von  der  Direetion  nach  einireholter 
Zostimmnng  des  n.-ö.  Landesausschusses.  Das  FondsvurmögHn  wird  bis  zum 
Betrage  von  5000  fl.  im  Depositenamte  der  Findelan^talt  aulTw-wahit:  höhere 
Beträge    werden   beim    n.-ö.  Landesausschusse  deponirt. 

Die  Verrechnung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Fundes  er- 
folgt, von  den  übrigen  (iegenständen  der  Anstalt  getrennt,  im  Jänner  eines 
jeden  Jahres  an  den  n.-ö.  Lan'lesau>sehu>>. 


***J  Ende  1878  be-tand  das  Veruiögen  dieses  F«»ndes  aus  1847  Ü. 
38   kr.  in  Barem  und  9Ö.700  rl.  in  "Wenhpapieren. 

*®')  In  welcher  "Weise  die  F3inkünfte  dieses  Fundes  verwendet 
-werden.  erLnbt  sich  aus  folgenden  Zillern.  welche  dem  Ausweise  über  di»^ 
im  Jahre  1878  aus  den  Interessen  diese>  Fondes  erf<dgten  -Betheilungen" 
entn«»mmen  sind. 

Es  wurden  in  diesem  Jahre  aus  dem  Fonde  4n*3  tl.  13  kr.  ver- 
ausgabt, wovon  o'}^  tl.  32  kr.  an  !M  Parteien  für  -bd.enswenhe  Pllege- 
440  tl.  >'j3  kr.  an  i^i  Ammen  bei  der  «(jennsung  erkrankter  Beilagskinder- 
und  >*ol  fl.  10  kr.  für  -Siuireas-aeinla-j-en-  an  ^'.i  Findlinge  mit  guten 
Schulzeuimissen  enttielen.  3i  Parteien  erhielten  feiner  als  -Verptlegs- 
gebühren*'  für  Fin<llinge  über  dem  Normalalter  einen  Betrag  von  D;mO  fl.. 
während  der  Rest  der  bezeichneten  Inteiessensumine  per  743  fl.  8  kr. 
auf  Kleide^anschalTunL^  Reiseko-tenvergüuing.  Betheilung  der  Kinder  mit 
Spielsachen   und  veischietieno  and^r»-  An -lagen  verwendet  worden  ist. 
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Im  Falle  die  Wiener  Findelanstalt  aufgelassen  würde,  werden  nach 
dem  über  die  Errichtung  und  Verwendung  dieses  Fondes  aufgestellten  und 
von  dem  n.-ö.  Landesausschusse  mit  Decret  vom  29.  October  1870,  Z.  15.320 
genehmigten  Programme  aus  den  Fondsinteressen  Stipendien  für 
„uneheliche",  in  Niederösterreich  heimatberechtigte  Kinder  gebildet,  deren 
Höhe  und  Dauer  für  jeden  Stipendisten  der  n.-ö.  Landesaussehnss  be- 
stimmen wird.  — 

Die  Kaiser  Franz  Josef  -  Stiftung 

« 

wurde  von  Dr.  Fridinger  im  Jahre  1873  zum  Andenken  an  das  SSjährig« 
Jubiläum  des  Regierungsantrittes  Sr.  Majestät  des  Kaisers  Franz  Josef  I. 
und  zwar  als  ein  Erziehungsfond  für  Findlinge  gegründet. 

Nach  dem  für  dieselbe  genehmigten  Programme  haben  alle  i^  den 
verschiedenen  Ländern  der  Monarchie  heimatberechtigten  Kinder  Ansprach 
auf  Stipendien  aus  dieser  Stiftung,  wenn  sie  das  sechste  Lebensjahr 
überschritten  haben  und  laut  ärztlichen  Gutachtens  „lemf&hig"  befanden 
worden  sind.  Die  Verleihung  der  Stipendien  erfolgt  am  2.  December  jeden 
Jahres  von  Sr.  Majestät  dem  Kaiser  aus  dem  Ternovorschlage  der  ärztlichen 
Direction  der  Findelanstalt.  Die  Höhe  und  Dauer  der  Stipendien 
richtet  sich  nach  dem  Ermessen  der  ärztlichen  Direction,  so  lange  die 
Kinder  die  in  den  öffentlichen  Schulen  vorgetragenen  Gegenstände  gut 
erlernen.  Deshalb  sind  alljährlich  und  nach  vollendetem  Findlingsalter  die 
Schulzeugnisse  der  Kinder  der  Findelhaus-Direction  zu  präsentiren  und  von 
dieser  die  Fortgangsclassen  in  Evidenz  zu  führen. 

Die  Capital sanlage  und  die  Verwaltung  dieser  Stiftung  geschieht 
durch  den  n.-ö.  Landesaussehnss.  Alle  eingehenden  „Schenkungen"  werden 
^um  Capital  geschlagen  und  immer  nur  die  Interessen  davon  zur  Erziehung 
der  Kinder  verwendet. 

Im  Falle  der  Auflassung  der  Findelanstalt  haben  alle  „unehelichen" 
Kinder  der«  Monarchie  auf  diese  Stiftung  Anspruch  und  es  wird  dann  die 
Verleihung  der  Stipendien  von  Sr.  Majestät  dem  Kaiser  über  Temovor- 
schlag  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vorgenommen  werden.  In  diesem  Falle 
würde  dann  auch  die  Capitalsanlage  und  die  Verwaltung  der  Stiftung  durch 
die  n.-ö.  Statthalteroi  besorgt  werden.*"*)  — 


*°*)  Im  Jahre  1878  betrugen  die  Einnahmen  des  Stiftungsfondes 
2076  fl.  02  kr.  in  Baarem  und  1308  fl.  89  kr.  in  Etfecten,  während  die 
Summe  der  reollen  Auslagen  21öO  fl.  69  kr.  betrug,  worunter  841  fl.  67  kr, 
auf  „Vorpflegskosten"  entfielen.  Die  Auslagen  für  einen  Zögling  oder 
Stiftung  können,  je  nach  den  Mitteln  dos  Fondes,  bis  auf  500  fl.  jährlich 
erhöht  werden. 
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B.  Blindeninstitate. 

a)     Oeffentliche    Anstalten. 

a.  Das  k.  k.  Blinden-Erzlehungsinstitut 

(im.    Vlll.    Bezirke,    Blindengasse    Nr.    31). 

Dieses  Institut ^*^*)  verdankt  seine  Entstehung  dem  Armen- 
bezirksdirector  Wilhelm  Klein/®')  welcher  sich  im  Jahre  1804 
mit  glücklichem  Erfolge  der  Erziehung  und  dem  Unterrichte  eines 
neunjährigen  blinden  Knaben  unterzogen  hatte. 

Ueber  Auftrag  des  Kaisers  Franz  I.  fand  am  6.  August  1805 
in  Gegenwart  mehrerer  Mitglieder  der  k.  k.  Hofcommission  in 
Wohlth&tigkeits-Angelegenheiten  die  Prüfung  des  von  Klein  unter- 
richteten Knaben  statt.  Diese  Commission  erstattete  dann  hierüber 
einen  Vortrag  an  den  Kaiser,  worauf  zu  Folge  a.  h.  EntSchliessung 
Tom  8.  November  1808  Klein  angemessen  besoldet  und  die  Auf- 


Zu  erwähnen  ist  hier  auch  noch  die  Dr.  Johann  Carl  Seyfferfscho 
Stiftung  (Stiftbrief  vom  9.  October  1874)  mit  einem  Capitale  von  527  fl. 
83  kr.,  dessen  Interessen  zu  gleichen  Theilen  als  „Weihnachtsgeschenke*' 
an  zi^'ei  Säuglinge  solcher  Mütter  zu  vertheilen  sind,  welche  ihren  Beileg- 
kindern bezüglich  der  Lebenserhaltung  derselben  nach  dem  Ermessen  der 
Anstaltsärzte  besonders  erspriessliche  Dienste  gelebtet  haben. 

*®*)  Laut  Decret  der  Studienhofcommission  vom  4.  Februar  1844, 
Z.  860  ist  zu  Folge  a.  h.  Entschliessung  vom  30.  Jänner  1844  zur  Be- 
zeichnung der  hiesigen  Blinden- Erziehungsanstalt  dem  allgemeinen  Namen 
„Blindeninstitut"  der  bestimmtere  Name  „Blinden-Erziehungsinstitut"  zu 
substituiren. 

*••)  Johann  Wilhelm  Klein  war  der  erste  deutsche  Blindenlehrer  und 
Gründer  der  ersten  deutschen  Blinden-Bildungsanstalt ,  nämlich  des  k.  k. 
Blinden-Erziehungsinstitutes  in  Wien:  er  hat  mit  Valentin  Hauy,  dem  ersten 
Blindenlehrer  in  Frankreich  und  Gründer  des  k.  Blinden-Erziehungsinstitutes 
zu  Paris,  den  Impuls  zur  Gründung  der  Blinden-Bildungsanstalten  in  der 
Welt  gegeben. 

Eine  interessante  Zusammenstellung  über  ^die  Zahl  der  Blinden 
und  die  Blindenanstalten  der  Gegenwart '^  findet  sich  in  dem  Werke  des 
gegenwärtigen  Directors  des  k.  k.  Blinden-Erziehungsinstitutes  in  Wien, 
M.  Pablasek  „Die  Blinden-Bildungsanstalten,  deren  Bau,  Einrichtung  und 
Thätigkeit^  Wien  1876. 
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nähme  von  8  armen  blinden  Kindern  anf  Kosten  des  n.-ö.  Land- 

bruderschaftsfondes  in  Klein's  Privatanstalt  bewilligt  wurde.  Im 

Jahre  1816  wurde  dieselbe  als  eine  ^Öffentliche  Staatsanstalt^ 
erklärt.  *•') 

Der  Zweck  dieser  Anstalt,  welche  der  Einrichtung  nach  den 
Charakter  einer  besonderen  Volks-  oder  Bürgerschule  hat,  be- 
steht darin,  blinde  Kinder  beiderlei  Geschlechtes  durch  Unter- 
richt und  Uebung  zur  Sittlichkeit  und  zu  bürgerlicher  Brauchbar- 
keit zu  erziehen. 

Aufgenommen  werden  die  Kinder  zwischen  dem 
siebenten  und  zwölften  Lebensjahre.  Für  ältere  Blinde  mit 
dreizehn,  vierzehn,  höchstens  filnfzehn  Jahren  muss  beim  Ein- 
schreiten um  Aufnahme  zugleich  die  „Altersnachsicht**  ange- 
sucht werden.  Erwachsene  Blinde,  welche  sich  nicht  mehr 
im  schulbildungsfthigen  Alter  befinden,  gehören  entweder  in 
die  „Blinden -Versorgungsanstalt"  oder  in  ein  „Versorgungs- 
haus**. 

Das  aufzunehmende  blinde  Kind  muss  gesund  und  bildungs- 
fähig sein;  blödsinnige  und  schwächliche  Kinder  sind  von  der 
Aufnahme  ausgeschlossen. 

Die  Aufnahme  **•)  ist  entweder  entgeltlich  oder  unent- 
geltlich. 


*®')  Das  Statut  für  das  k.  k.  Blinden- Erziehungsinstitut  wurde  mit 
a.  h.  Entschliessung  vom  11.  September  1818  genehmigt.  Die  Anstalt 
selbst  war  bis  zum  Jahre  1810  in  dem  Privathause  des  Grunders  unter- 
gebracht; von  1810 — 1829  befand  sich  dieselbe  in  dem  über  Auftrag  des 
Statthalters  Grafen  von  Saurau  aus  dem  „Fonde  für  wohlthätige  Anstalten"* 
angekauften  Hause  Nr.  213  in  der  grossen  Steingasse  zu  Gumpendorf  nnd 
wurde,  als  die  Localitüten  dieses  Hauses  sich  als  nicht  mehr  ausreichend 
erwiesen,  am  31.  October  1829  in  das  gegenwärtige,  aus  dem  freien  Ver- 
mögen des  Institutes  angekaufte  Institutsgebäude  versetzt.  (Siehe  „das  k.  k. 
Blindeninstitut  in  Wien"  von  M.  Pablasek,  1864.) 

****)  Bei  dem  Eintritte  hat  das  blinde  Kind  seinen  „Taufschein", 
dann  ein  ^ärztliches  Zeugniss*^  über  die  Pockenimpfung  und  den  sonstigen 
Gesundheitszustand  mitzubringen.  Blinde  Kinder  aus  der  Nähe  von  Wien 
soUen  der  Institutsdirection  zur  vorläufigen  Prüfung  ihrer  Bildungsfähigkeit 
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Das  Ansuchen  um  entgeltliche  Aufnahme  ist  unmittelbar 
an  die  Institutsdirection  zu  richten,  die  unentgeltliche  Auf- 
nahme dagegen  ist  bei  der  n.-ö.  Statthalterei  als  der  Administrativ- 
behörde  des  Institutes  anzusuchen  und  ist  bedingt  durch  die 
Beibringung  eines  obrigkeitlich  bestätigten  Armuthszeugnisses 
und  des  Nachweises,  dass  weder  die  ersatzpflichtigen  Ver- 
wandten noch  die  betreffende  Gemeinde  oder  deren  Ortsarmen- 
fond die  Verpflegskosten  zu  bestreiten  im  Stande  sind. 

Die  Aufnahme  armer  blinder,  nach  Wien  „zuständiger** 
Kinder  auf  Kosten  des  Wiener  allgemeinen  Versorgungs- 
fondes  ist  bei  dem  Wiener  Magistrate  anzusuchen.  *"•) 

Die  in  der  Anstalt  bestehenden  Panadi'schen  Stiftungs- 
plätze"*) hat  der  Vorstand  der  griechisch-nichtunirten  Ge- 
meinde, die  Stiftungsplätze  der  Kaiser  Franz  Josef-Stiftung*") 
aber  die  Institutsdirection  zu  verleihen,  daher  auch  die  bezüg- 
lichen Gesuche  an  diese  zu  richten  sind. 

Für  blinde  Militärkinder  kann  die  Aufnahme  auf  Kosten 
des  „Fondes  zur  Erziehung  und  Versorgung  von  Blinden  aus 
dem  k.  k.  Militärstande"  bei  dem  k.  k.  Landes-General-Commando 
in  Wien  erbeten  werden. 

Die    Gesuche    endlich    um    Aufnahme    auf  Kosten    eines 


und  dem  Institutsarzte  zur  Untersuchung  des  Gesundheitszustandes  vorge- 
steUt  und  darüber  sogleich  die  erforderlichen  Zeugnisse  ausgestellt  werden. 
Von  weit  Entfernten  sind  über  diese  Eigenschaften  die  betreffenden 
Zeugnisse  von  dem  Pfaner  oder  Schullehier  und  dem  Bezirksarzte  bei- 
zubringen. 

*<*•)  Die  Anzahl  der  auf  Kosten  dieses  Fondes  in  das  k.  k.  Blinden- 
Erziehungsinstitut  abzugebenden  Kinder  ist  nicht  fixirt;  es  werden  jedoch 
jährlich  die  Verpflegskosten  für  10  Individuen  präliminirt.  Eine  Aufnahme 
über  diese  Anzahl  kann  daher  nur  mit  besonderer  Genehmigung  des 
Gemeinderathes  geschehen.  Gegenwärtig  (1878)  werden  10  Kinder  auf 
Kosten  des  „aUgemeinen  Versorgungsfondes"    in   dieser  Anstalt    verpflegt. 

"•)  Siehe  die  Stiftung:  Panadi  Constantin  auf  Seite  308  des  I.  Theileß 
dieses  Werkes. 

*")  Siehe  die  Stiftung:  SaAzer  Johann  (Kaiser  Franz  Josef-Stiftung) 
auf  Seite  309  des  I.  Theiles. 
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„Vereinsfoudes"  sind  unmittelbar  an  die  betreffende  Vereins- 
leitjung  zu  richten. 

Blinde  Kinder  aus  dem  Aus  lande  können  nur  gegen 
Entrichtung  des  Verpflegskostenbetrages  aufgenommen  werden, 
von  welchem  Betrage  (im  Jahre  1878:  289  fl.)  die  Hälfte  beim 
Eintritte  des  Kindes  in  das  Institut  und  dann  alle  Halbjahr  die 
jedesmalige  Hälfte  vorauszubezahlen  ist. 

Kinder,  welche  den  aus  den  Verhältnissen  des  Instituten 
hervorgehenden  Anforderungen  nicht  entsprechen,  können  jeder- 
zeit e atlassen  werden.  — 

Der  Unterricht,  welchen  die  blinden  Kinder  während 
ihres  6-  bis  8jährigen  Aufenthaltes  im  Institute  erhalten,  ist  ein 
dreifacher,  nämlich  der  Schul-,  Musik-  und  Arbeitsunterricht.  *") 

Zur  rk\sorgung  des  „Schulunterrichtes"  in  den  vier 
Classen  sind  systemisirt:  ein  Director,  ein  Katechet,  ein  erster 
Lehrer  (zup:l(nch  Rechnungsführer),  ein  zweiter  Lehrer  und  ein 
Stipendist. 

Den  „Musikunterricht"  besorgen,  unter  Mitwirkung  der 
obigen  Classenlehrer,  vier  definitive  Musiklehrer.  Die  Mehrzahl 
der  Zöglinge  des  Blinden-Erziehungsinstitutes  (circa  6/7tel 
besteht  aus  Kindern  armer  Eltern,  daher  geht  auch  das  Haupt- 


***)  l)('r  Sohn  1 11  nt erriclit  unifasst  als  Lehrgegenstände:  die 
Religionslchre.  deutsebe  Spiacho,  Schreiben  flacher  und  tastbarer  Schrift, 
Heclnion,  (leometrie,  Vaterlandskunde,  allgemeine  Geographie  und  Ge- 
schichte, Naturgeschichte,  Naturlehre,  Technologie,  Vorlesen,  Turnen  (in 
Abtheilungen  für  Knaben  und  Mädchen)  und  Gesang  (in  Abtheilungen  für 
Anfanger  und  V^^rgeschrittene).  Für  einzelne  besonders  begabte  Zöglinge 
kann  als  freier  Gegenstand  auch  das  Lernen  einer  zweiten  Sprache/ in 
besonderen  Stunden  hinzutn*ten. 

Der  Unterricht  in  der  Musik  wird  für  Ciavier,  Harmonium,  alle 
Streichinstrumente,  die  Holz-  und  Blech-Blasinstrumente,  für  Harfe  und 
Zither  erthc'ilt. 

Vi'V  A  r  1)  e  i t  s  u  n  t  o  r r  i  c  h t  endlich  umfasst  für  Mädchen :  Stricken, 
Spinnen,  Netzen,  Nähen,  Häkeln,  Flecht- und  Klöppelarbeiten;  für  Knaben: 
Stricken  (als  Gelenk-  und  Vorübung  zur  Handarbeit),  Netzen  oder  Knüpfen. 
Spinnen  und  Seilern,  Flecht-   und  Klöppelarbeiten,  Bürstenbinden,  Drechs- 
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bestreben  bei  dem  Unterrichte  derselben  dahin,  die  Zöglinge 
in  angemessenen  Handarbeiten  zu  unterweisen,  mit  welchen  sie 
sich  in  der  Folge  ihr  Brod  erwerben  können. 

Nach  vollendeter  Erziehung,  welche,  wie  bereits  erwähnt, 
sechs  bis  acht,  höchstens  zehn  Jahre  dauert,  werden  die  Zög- 
linge ihren  Angehörigen  zurückgegeben,  oder  im  Falle  Plätze 
in  der  „Versorgungs-  und  Beschäftigungsanstalt  für  erwachsene 
Blinde**  frei  sind,  in  dieser  Anstalt  untergebracht. 

Bedenklich  oder  schwer  erkrankte  Zöglinge  werden  bis 
zu  ihrem  zwölften  Lebensjahre  ins  „Kinderspital **,  sonst  vor- 
schriftsmässig  in  das  „allgemeine  Krankenhaus"  abgegeben. 
Leichtere  Erkrankungen  werden  im  Institute  selbst  entweder  von 
dem  Hausarzte,  welcher  eine  Jahresremuneration  von  100  fl.  ö.  W. 
bezieht,  oder  von  einem  der  Specialärzte  behandelt,  welche  im 
Institute  „unentgeltlich**  ärztliche  Dienste  leisten. 

Stirbt  ein  Zögling  in  der  Anstalt  oder  im  Krankenhause, 
so  wird  für  denselben  ein  Sarg  beigeschafft  und  das  Leichen- 
begängniss  nach  der  letzten  Classe  bestellt. 

Die  „Krankenkosten"  sowohl,  als  die  Kosten  für  die  „Be- 
erdigung** werden  aus  jenem  Fonde  bestritten,  auf  dessen  Kosten 
die  Verpflegung  des  Zöglings  erfolgt  war.    — 

Für  die  Zwecke  des  k.  k.  Blinden-Erziehungsinstitutes  be- 
stehen 42  Stiftungen.  ***) 

In  administrativer  Hinsicht  untersteht  das  Institut  der 
n.-ö.  Statthalterei,  welche  die  Verpflegung  und  die  Ausgaben 
bestimmt  und  die  Institutsrechnungen  controlirt;  in  Beziehung 
auf  den  Unterricht  untersteht  das  Institut  der  Landesschul- 
behörde. 

Die  Anstalt  hat  Raum  zur  Aufnahme  von  80  Zöglingen. 


'*■)  Diese  Stiftungen  sind  in  dem  „Stiftungenverzeichnisse"  auf  Seite 
303  des  I.  Theiles  dieses  Werkes  angeführt. 
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Während  des  Decenniums  1863- 

-1872  betrag: 

m  Jahre 

1863 . . . 

die  Zahl  der  verpflegten 
Zöglinpo  «'^) 

KDaben    Mädchen    zusammen 
45            28            73 

der  Verpflegskostenbetng  Ar 
einen  auf  Kosten  des  „»X)g. 
Versorgungsfondes"  ver- 
pflegten ZdgKng 

tAglich              per  Jahr 

63  4  kr.      231 11.62  kr. 

1861 . . . 

44 

32 

76 

80-9  „ 

295„  38  „ 

1865 . . . 

41 

34 

75 

67-3  „ 

245  „  70  „ 

1866... 

41 

30 

71 

67-7   „ 

246  „  27  ^ 

1867 . . . 

47 

30 

77 

66-9  „ 

243  „  93  „ 

1868 . . . 

47 

30 

77 

69-4  „ 

253  „  13  „ 

1869. . . 

50 

30 

80 

68-9  „ 

251  „  62  „ 

1870. . . 

50 

29 

79 

72-1   „ 

263  „  28  „ 

1871 . . . 

49 

27 

76 

70-1  „ 

255  „  95  „ 

1872 . . . 

48 

27 

75 

761   „ 

274  „  02  „ 

uod  dwclischBittl.       46 


30 


76        70-2  kr.      256  fl.  09  kr. 


Hinsichtlich  der  Vertheilung  der  Zöglinge  auf  die  ein- 
zelnen „Fonde",    aus   welchen   die   Kosten   ihrer   Verpflegung 


"*)  Als  Externisten  besuchten  die  Anstalt:  im  Jahre  4863 
2  Knaben,  im  Jahre  1864  und  1865jel  Knabe,  im  Jahre  1866  t  Knaben, 
im  Jahre  1867  4  Knaben  und  1  M&dchen,  im  Jahre  1868  2  Knaben 
und  i  Mädchen,  im  Jahre  1869  1  Knabe  und  3  Mädchen  und  im  Jahre  1872 
2  Knaben  und  3  Mädchen. 

Von  den  im  letztabgelaufenen  Jahre  1878  in  der  Anstalt  verpflegten 
Zöglingen  wurden 

10    auf  Kosten    dos   Wiener    „allgemeinen  Versorgungsfondes^, 

n.-ö.  Landbruderschaftsfondes, 
k.  k.  Militärfondes, 

„     Gefälls-Strafgoldorfondes, 
Institutsfondcs  und 
Instituts-Stiftungen  verpflegt. 
Für  3  Zöglinge  wurden  die  Kosten  der  Verpflegung  von  den  Angehörigen 
gezahlt:  4  besuchten  die  Anstalt  als  „Externisten'*,  also  nur  zum  Zwecke 
des  Unterrichts. 

Acht  Plätze   sind  derzeit    wegen    unzureichenden  Erträgnisses    der 
betreffenden  Stiftungsfonde  unbesetzt. 
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bestritten  wurden,  haben  sich  in  den  einzelnen  Jahren  im  Ver- 
gleiche mit  den  in  der  Anmerkung  114  angeführten  Ziffern  nur 
unbedeutende  Veränderungen  ergeben.  — 

Die  Einnahmen  des  Institutes  bestehen  in  dem  Interessen- 
ertrage der  Stiftungscapitalien,  in  den  Interessen  des  freien 
Institutsvermögens,  welches  aus  den  demselben  zur  Förderung 
seiner  Zwecke  überhaupt  zum  Geschenke  gemachten  und  an 
keine  besonderen  Zwecke  gebundenen  Beiträgen  entstand,  ferner 
aus  Verpflegskosten- Rückvergütungen  (für  Zöglinge,  welche 
von  den  Eltern,  von  Ven^andten  und  sonstigen  Wohlthätem 
oder  auf  Kosten  öffentlicher  oder  Privatfonde  dem  Institute  zur 
Verpflegung  übergeben  werden),  endlich  in  Geschenken,  Legaten 
und  sonstigen  Unterstützungen. 

Mit  der  grösseren  Stabilität  der  Zahl  der  Institutszöglinge 
ist  auch  eine  gewisse  Un Veränderlichkeit  der  für  die  unent- 
geltliche Verpflegung  ***)  und  Erziehung  derselben  jährlich 
verausgabten  Beträge  verbunden. 

Es  kann  durchschnittlich  ein  Betrag  von  38.500  fl.  ange- 
nommen werden,  auf  welchen  die  unentgeltliche  Verpflegung 
und  Erziehung  der  Zöglinge  in  diesem  Institute  jährlich  zu 
stehen  kommt. 

ß.  Die  nleilerSsterreiohlsohe  Landes-Blindenvorschule 

(in  Oberdöbling:,  Herrengasse  Nr.  17).  **•) 

Aus  den  statistischen  Zusammenstellungen  über  die  in 
Niederösterreich    lebenden  Blinden    ergab    sich  das   betrübende 


»*»)  Im  Jahre  1877  hatten  die  effectiven  Ausgaben  für  diese  unent- 
geltliche Verpflegung  38.579  fl.  betragen,  wobei  zu  bemerken  ist,  dass  alle 
jene  Zöglinge  als  unentgeltlich  verpflegt  angesehen  wurden,  für  welche 
die  Verpflegskosten  nicht  von  diesen  selbst  oder  von  deren  zahlungspflich- 
tigen Anverwandten  bestritten  worden  sind. 

"•)  Obwohl  die  Gründung  dieser  Anstalt  (im  October  1873)  erst 
nach  jenem  Jahrzehnt  erfolgte,  mit  welchem  die  Darstellung  der  „Armen- 
pflege" in  diesem  Werke  nach  allen  Richtungen  hin  abgeschlossen  wird,  so 
erscheint  es  doch  angezeigt,  einiges  Detail  über  diese  Vorschule  anzuführen, 
sowohl  der  Tendenz  als  auch  des  Zusammenhangos  mit  dem  vorausge- 
henden Erziehungsinstitute  wegen. 
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b)  Privatanstalten. 

Das   israelitische   Blindenlnstltut 

(auf  der  hohen  Warte  bei  Wien). 

Dasselbe  verdankt  seine  Entstehung  einem  Vereine"*), 
dessen  Statuten  mit  Statthalterei-Erlass  vom  3.  März  1871, 
Z.  5529  genehmigt  wurden. 

Der  Bau  des  Institutes  wurde  am  1.  December  1872 
vollendet  und  dasselbe  im  Jänner  1873  eröffnet. 

Die  Anstalt  hat  einen  Belegraum  für  50  Zöglinge. 

Der  Zweck  derselben  ist  die  geistige,  religiös-sittliche  und 
gewerbliche  Ausbildung  von  Blinden  beiderlei  Geschlechtes, 
um  dieselben  für  einen  entsprechenden  Beruf  tüchtig  zu  madien. 

Als  Ergänzung  dieser  Bildungsanstalt  dient  eine  mit  der- 
selben   verbundene    „Bhnden-Beschäftigungsanstalt".    In   diese 


der  Zöglinge  dieser  Anstalt  und  die  Auslagen  für  die  Erhaltung  der-  • 
selben  seit  dem  Bestehen  des  Instituts. 

Gesammtzahl  Toi  desselbei  kat-  Die  Auslagen 

der   unent-    tenuröerAof-      Summe  der  Aus-  für  einen  Zög- 

Jahr       geltlich*)    lalime  im  ^Vieoer  lagen  für  die  Erhal-  ling  betrüget 

verpflegten     ArmeDbexirke'*  ge-  tung  der  Anstalt:  im  Durch- 

Zdglinge:            w«liit:  schnitte: 

1873(8.DfMnib.)           14                    3                 —    fl.  —  kr.  —  fl.  —  kr. 

1874 n                    7             11.900  „    —    „  517  „    39   ^ 

1875 30                   it            11666  ^    80    „  422  „    23   r 

1876 30                  12            14.289  „    20    ^  476  ^    30   „ 

1877 30                   12            14.977  „    32    „  499  ^    24  ^ 

1878 29                   12            14.308  „    33    „  493  „    39   , 

*")  Mitglied  des  Vereines  ist  derjenige,  der  dem  Institute  eiaen 
j&hrlichen  Unterstützungsbeitrag  von  mindestens  o  fl.  zuwendet,  oder  einen 
Baarbetrag  von  100  fl.  auf  einmal  zu  Gebote  stellt. 

Personen,  welche  der  Anstalt  durch  Widmung  eines  Capitales  eia« 
Jahresrente   von  300  fl.  ö.  W.    sicherstellen,    werden  Stifter  der  Anstalt. 

Wer  durch  besondere  Leistungen  seine  Theilnahme  für  das  Institut 
in  hervorragender  Weise  bewiesen  oder  für  das  Blinden- Eraiehungs-  oder 
Beschaßigungswesen  im  Allgemeinen  verdienstlich  gewirkt  hat,  kann  vom 
Curatorium  zum  Ehrenmitgliede  ernannt  werden. 

**)  Zahlzoglinge  wurden  bisher  in  die  Anstalt  nicht  aufgenommen. 
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können  solche  männliche  Zöglinge  versetzt  und  daselbst  bis 
zum  vollendeten  zwanzigsten  Lebensjahre  belassen  werden,  die 
nach  Zurücklegung  ihrer  Bildungszeit  zur  Ausübung  ihres  Berufes 
noch  nicht  reif  sind  oder  für  die  der  Ort  hiezu  nicht  ermittelt  ist. 
Das  Blindeninstitut  wird  von  einem  aus  sieben  Männern  und 
drei  Frauen  bestehenden  Curatorium  geleitet,  welches  von  der 
Plenarversammlung  für  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewählt  wird 
und  aus  seiner  Mitte  einen  Vorsitzenden,  einen  Schriftführer 
und  einen  Cassier  wählt 

Die  Bedingungen  zur  Aufnahme  *")  in  das  Institut 
sind:  1.  unheilbare  oder  voraussichtlich  durch  Jahre  hindurch 
währende  vollständige  Blindheit  oder  ein  solcher  Grad  von 
Schlechtsichtigkeit,  welcher  voraussichtlich  Jahre  hindurch  das 
Kind  von  der  Theilnahme  an  jedem  anderen  Unterrichte  ausser 
dem  für  Blinde  bestimmten  ausschliesst;  2.  das  zurückgelegte 
9.  Lebensjahr;  3.  Bildungsfähigkeit  des  Kindes;  4.  dessen 
körperliche  Gesundheit  und  5.  die  Staatsangehörigkeit  zur  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie. 

Die  Lehrzeit  soll  nicht  unter  sechs  und  nicht  über  acht 
Jahre  dauern.  Der  gewissenhaften  Erwägung  des  Curatoriums  bleibt 
es  jedoch  überlassen,  ein  Kind,  dessen  Verbleiben  in  der  Anstalt 
für  die  eigene  Entwicklung  uud  Bildung  ohne  Vortheil  oder  für 


*•*)  Dem  Gesuche  um  Aufnahme  sind  das  „Geburtszeugniss",  das 
„Impfungszeugniss"  und  der  „Ileimatsehein"  beizuschliessen.  Die  Gesuche 
sind  an  das  Curatoi^um  zu  richten. 

Der  definitiven  Aufnahme  eines  Zöglings  geht  eine  Probezeit  von 
6  bis  10  Monaten  voran,  während  welcher,  wenn  sich  Anstände  ergeben, 
die  das  Verbleiben  des  Zöglings  in  der  Anstalt  als  nicht  thunlich  erscheinen 
lassen,  derselbe  aus  dem  Institute  zu  entfernen  ist.  Die  Eltern  oder  Vor- 
münder oder  die  Heimat  gemeinde  haben  die  bezüglichen  Kosten  zu  tragen 
und  den  Entlassenen  sofort  in  ihre  Obhut  zu  übernehmen. 

In  gleicherweise  haben  sich  bei  der  definitiven  Aufnahme  eines 
Pfleglings  die  Eltern,  Vormünder  oder  die  Heimatgemeinde  durch  einen 
Revers  zu  verpflichten,  dass  sie  den  herangebildeten  Zögling  nach  vollen- 
deter Lehrzeit  oder  über  Aufforderung  des  Curatoriums  auch  früher  zurück- 
nehmen. 
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h)  Privatanstalten. 

Das   fsraefitisohe   Biindeninatitut 

(auf  der  hohen  Warte  bei  Wien). 

Dasselbe  verdankt  seine  Entstehung  einem  Vereine"*), 
dessen  Statuten  mit  Statthalterei-Erlass  vom  3.  M&rz  1871, 
Z.  5529  genehmigt  wurden. 

Der  Bau  des  Institutes  wurde  am  1.  December  1872 
vollendet  und  dasselbe  im  Jänner  1873  eröffnet. 

Die  Anstalt  hat  einen  Belegraum  für  50  Zöglinge. 

Der  Zweck  derselben  ist  die  geistige,  religiös-sittliche  und 
gewerbliche  Ausbildung  von  Blinden  beiderlei  Geschlechtea, 
um  dieselben  für  einen  entsprechenden  Beruf  tüchtig  zu  machen. 

Als  Ergänzung  dieser  Bildungsanstalt  dient  eine  mit  der- 
selben   verbundene    „Blii^tl^i^'Beschäftigungsanstalt'*.    In   diese 


der  Zöglinge  dieser  Anstalt  und  die  Auslagen  für  die  Erhaltung  der-  • 
selben  seit  dem  Bestehen  des  Instituts. 

Gesammtzahl  Toi  deisclbea  hat-  Die  Auslagen 
der   u  n  e  n  t-    ten  ler  der  Aof-      Summe  der  Aus-  fQr  einen  Z^g- 
Jahr       geltlich*)   uhne  im  ^Wieur  lagen  für  die  Erhal-  ling  betragen 
verpflegten     Ameobeiirke- ge-  tung  der  Anstalt:  im  Durch- 
Zöglinge:           w«liit:  schnitte: 

1873(8.  DtMBb.)  14  3                —    fl.  —  kr.  —  fl.  —  kr. 

1874 S3  7  11.900  „    —    „  517  „    39   ^ 

1875 30  12  11666  ^    80    ^  482  „   23   , 

1876 30  12  14.289  „    20   „  476  „   30   „ 

1877... 30  12  14.977  ^    32    „  499  „   24  ^ 

1878 29  12  14.308  „    33    „  493  „   39   ^ 

"•)  Mitglied  des  Vereines  ist  derjenige,  der  dem  Institute  einen 
jahrlichen  Unterstützungsbeitrag  von  mindestens  5  fl.  zuwendet,  oder  emen 
Baarbetrag  von  100  fl.  auf  einmal  zu  Gebote  stellt. 

Personen,  welche  der  Anstalt  durch  Widmung  eines  Capitales  eine 
Jahresrente   von  300  fl.  ö.  W.    sicherstellen,   werden  Stifter  der  Anstalt. 

Wer  durch  besondere  Leistungen  seine  Theilnahme  für  das  lostitat 
in  hervorragender  Weise  bewiesen  oder  für  das  Blinden- Erziehongs-  oder 
Beschäftigungswesen  im  Allgemeinen  verdienstlich  gewirkt  hat,  kann  vom 
Curatorium  zum  Ehrenmitgliede  ernannt  werden. 

*)  Zahlzöglinge  wurden  bisher  in  die  Anstalt  nicht  aufgenommen. 
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können  sulehe  mäuoliclie  Z-iglinge  versetzt  und  daselbst  bis 
zum  vollendcleu  zwanzigsten  Lebensjahre  belassen  werden,  die 
nach  Zurücklegung  ihrer  Biklungs^eil  zur  Ausübung  ihres  Berufes 
noch  nicht  reif  sind  oder  für  die  der  Ort  hiezu  nicht  ennitteU  ist. 

Das  Itliriili'iiinslitut  wird  vnn  eineio  aus  siebi'n  Männern  und 
drei  Frauen  liesl..')i enden  Curatorium  geieJttit,  welches  von  der 
Plenarversammlung  fflr  die  Dauer  vuu  drei  Jahren  gewählt  wird 
und  aus  seiner  Mitte  einen  Vursitzeudeu,  einen  yehriftfühver 
uttd  einen  Cassier  wühlt. 

Die  Bedingungen  zur  Aufnahme'")  in  das  Institut 
sind:  1.  unheilbare  oder  vuraussichllich  durch  Jahre  hindurch 
währende  vollständige  Blindheit  oder  ein  solcher  Grad  von 
Schlechtsichtigkeit,  welcher  voraussichtUch  Jahre  hindurch  das 
Kind  von  der  Theilnahme  au  jedem  anderen  Unterrichte  ausser 
dem  für  Blinde  bestimmten  ausscbliesst;  2.  das  zurfiekgelegte 
9.  Lebensjahr;  3.  Bildungsraiiigkeit  des  Kindes;  4.  dessen 
körperliehe  Gesundheit  und  5.  die  Staatsangehörigkeit  zur  öster- 
reichisch-ungarischen Miiuarchie. 

Die  Lehrzeit  suU  nicht  unter  sechs  und  nicht  über  acht 
Jahre  dauern.  Der  gewissenhaften  Erwägung  des  Curatoriums  bleibt 
es  jedoch  überla.ssen.  ein  Kind,  dessen  Verbleiben  in  der  Anstalt 
far  die  eigene  Entwicklun.i,'  und  Bildung  .diue  Vortheil  oder  für 


'")   [ipiii  «.■.■.utlii'    um  AulnahiiL.'    sitnl 

.■(s  .nelinr'>z.'iiirniÄ*''.  das 

„Imprungszeiigniss''   iimi  •i-t  ..ll.>iiiiatfi>liciii"    l>t 

/ii->^lili.'^-i-ii.  Dil'  (i.->ueh.- 

siml  an  das  (.'iiratoniiiii  /.»  lii'htHii. 

Ürr  .iflinitivi.ii  AiiliiH im-s  Z.-'irUii^'- 

^'.-H  .-ine   E'iiibizi-if   von 

6  Ws  10  .Monaten  unnn-    "iilii.-u.l  «-Idi-r.  v- 

n  -ieb  An>tjliule    eriji-beii. 

6iv  Jns  VerM.'ilien  des  Zriirlinirs  in  d.T  .\n-i;tli  ;i 

la.^sen.    der>.-lV  aus  dem   In-tilut-  zu    -ntl'i-rn.'n 

i>i.  I>i.-  E!t..jn  ..der  V.ir- 

raünder  od^r  .lie  HdmaiL'.^u.'in.i.'  li.'ilH-n  di..  !>.■/ 

lu'iii-ln'ii   K.'Sten  zu  (rai^n 

und  den  Entla^>enen  sofort  in  ihr./  >Mnn  zu  ul 

'HK'limen. 

In  gleicher  W.■i^..■  liul>en  -idi  Ivi  dn-  di 

iuiriv,-nAuluahme  eim-s 

Pfleglings    die  Eltern.  Vi.rniund^i    -"X-t    di.>   ll-i 

i,'iti,'i-m"inde  diiicli    .^inf  n 
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die  anderen  Zöglinge  der  Anstalt  nachtheilig  werden  könnte, 
auch  vor  der  festgesetzten  Zeit  aus  der  Anstalt  zu  entfernen, 
gleichwie  die  Versetzung  eines  Zöglings  aus  der  Bildongs-  in 
die  „Beschäftigungsanstalt^  dem  Ermessen  des  Curatorinms 
anheimgegeben  ist. 

Der  Unterricht  umfasst  die  Gegenstände  der  Volks-  und 
Mittelschule,  insoweit  selBe  Blinden  fassbar  gemacht  werden 
können,  femer  Musik,  Handwerke  und  Leibesübungen. 

Die  für  die  Erziehung  und  Verpflegung  eines  Zöglings 
zu  entrichtende  Jahresgebühr  wird  von  dem  Curatoriom  l)e- 
stimmt  und  ist  vierteljährig  vorhinein  zu  bezahlen. 

Angehörige  der  österreichisch  -  ungarischen  Monarchie 
können,  falls  ihre  Vermögensverhältnisse  die  Zahlung  der  Jahres- 
gebühr nicht  zulassen,  auch  zu  ermässigten  Bedingungen, 
bei  erwiesener  gänzlicher  Armuth  aber  auch  unentgeltlich 
aufgenommen  werden. 

Kinder  aus  dem  Auslande  können  nur  gegen  eine  mit 
dem  Curatorium  zu  vereinbarende  Jahresgebühr  in  die  Anstalt 
aufgenommen  werden. 

Die  Anstalt  wird  erhalten:  durch  die  Zinsen  i^ 
Gründungscapitales,  durch  die  Verpflegsgebühren  der  Zöglinge, 
durch  Beiträge  aus  öffentlichen  Fonden,  durch  regelmässige 
Jahresbeiträge  und  ausserordentliche  Spenden,   Legate   u.  s.  w. 

Seit  dem  Bestehen  der  Anstalt  wurden*  25  Zöglinge  in 
dieselbe  aufgenommen,  welche  sich  auch  derzeit  noch  daselbst 
befinden.  ***) 


"*)  Von  densefben  leisten  nur  zwei  einen  theilweisen  £n>atz  der 
Verpflegskosten,  welche  sich  im  Jahre  1874  mit  667  fl.  30  kr.  ö.  W.  fiir 
einen  Zögling  bezifferten.  Die  übrigen  in  der  Anstalt  befindlichen  Zöglingo 
werden  unentgeltlich  verpflegt. 

Der  Effectenstand   des  Institutes   repräsentirt  ein  Capital    von  circa 
114.000  fl.  mit  einem  jährlichen  Zinsenerträgnisse  von  circa  6800  fl,  ö.  W 
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C.  Taubstummen -Institute. 

a)  Oeffentliche  Anstalten. 

Da«  k.  k.  Taubatummen-Inatitttt 

(im  IV.  Bezirke,  Favoritenstrasse  Nr,  13). 

Dieses  Institut  wurde  unter  der  Regierung  der  Kaiserin 
Maria  Theresia  auf  Veranlassung  Kaiser  Josef  IL  im  Jahre  1779 
gegründet.  Es  hat  den  Zweck,  gehör-  und  sprachlose  Kinder 
beiderlei  Geschlechtes  nach  ihrer  Anlage  geistig  und  körper- 
lich zu  bilden  und  zur  Erlernung  einer  zweckmässigen  Beschäfti- 
gung zu  befähigen  und  ist  eine  dem  Gebiete  der  Volks-  und 
Bürgerschulen  angehörige  öffentliche  „Lehr-  und  Erziehungs- 
anstalt". 

Das  Institut  war  ursprünglich  auf  70  Zöglinge  berechnet; 
•es  reichte  aber  bald  nicht  mehr  aus,  imi  auch  nur  den  grösseren 
Theil  der  um  Aufnahme  in  dasselbe  Ansuchenden  aufnehmen  zu 
können.  Es  kam  daher  beinahe  jährlich  der  Fall  vor,  dass  mehrere 
jener  taubstummen  Kinder,  die  von  dem  Wiener  Magistrate  zur 
Aufnahme  vorgeschlagen  waren,  wegen  Mangels  an  Raum 
zurückge^iiesen  werden  mussten,  wodurch  dieselben  Gefahr 
liefen,  das  zur  Aufnahme  vorgeschriebene  Alter  zu  überschreiten, 
bevor  sie  noch  zur  Aufnahme  gelangen  konnten. 

Die  Erweiterung  der  Anstalt  durch  den  Bau  eines 
zweiten  Stockwerkes  erschien  demnach  dringend  nothwendig. 
Um  den  durch  Sammlungen  bereits  aufgebrachten  „Baufoud" 
auf  die  zum  Erweitern ngsbaue  erforderliche  Höhe  zu  bringen, 
wurdevom  Wiener  Gern  ein  derathe  in  der  Sitzung  vom  4.  Juli 
1862  der  Beschluss  gefasst,  zu  diesem  Baue  10.000  fl,  unter 
der  Bedingung  zu  bewilligen,  dass  mit  der  n.-ö.  Statthalterei 
ein  Uebereinkommeu  getroffen  werde,  dem  zufolge  die  Com- 
mune nach  Vollendung  des  auszuführenden  Baues  berechtigt 
^ein  sollte,  in  diesem  Institute  eine  entsprechende,  zu  ermittelnde 
Anzahl  taubstummer,  nach  Wien  zuständiger  Kinder  auf  ihre 
Jtosten  unterzubringen. 

Ueber  diesen  Beschluss    w^irde  am   1.  Juli  1863    an  die 
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n.-O.  Statthalterei  Bericht  erstattet  und  zugleich  bemerkt,  dass 
der  Commune  Wien  daran  gelegen  sei,  alle  taubstummen  Kinder 
mittelloser  Eltern  gegen  Zahlung  der  entfallenden  Verpflegs- 
kosten  in  dem  Institute  unterzubringen,  damit  diese  Unglück- 
lichen nach  erlangter  Ausbildung  sich  eher  fortzubringen  in  die 
Lage  kämen  und  nicht  frühzeitig  der  städtischen  Yersorgong 
anheimfallen  müssten. 

Am  3.  August  1863  wurden  die  Modalitäten  über  die 
Aufnahme  der  „auf  Kosten  des  allgemeinen  Versorgungsfondes** 
aufzunehmenden  Kinder  zwischen  den  Repräsentanten  der  Statt- 
halterei und  dem  Director  des  Taubstummen-Institutes  einerseits 
und  den  Vertretern  der  Commune  andererseits  protokollarisch 
festgesetzt  und  von  dem  k.  k.  Staatsministerium  mit  Ehrlass  Tom 
28.  September  1863,  Z.  8346  genehmigt. '") 

Hiemach  soll  die  Aufnahme  der  Zöglinge  auf  Rechnung 
des  „allgemeinen  Versorgungsfondes"  nicht,  wie  bisher,  zu  jeder 
beliebigen  Zeit,  sondern  wie  bei  allen  übrigen  Institutszöglingai 
nur  bei  Beginn  des  Schuljahres  erfolgen. 

Die  Commune  ist  vom  Schuljahre  1864/6  angefangen 
berechtigt,  jederzeit  auf  Rechnung  des  „allgemeinen  Versorgungs- 
fondes"  30  Zöglinge  im  Institute  unterzubringen.  Sollte  in  einem 
oder  dem  anderen  Jahre  die  Commune  eine  grössere  Anzahl 
von  Zöglingen  unterzubringen  wünschen,  was  jedoch  nur  dann 
geschehen  könnte,  wenn  die  für  das  Taubstummen-Institut  fest- 
zusetzende Maximalsumme  sämratlicher  im  Institute  unterge- 
brachten Zöglinge  nicht  überschritten  wird,  so  hat  die  Commune 
von  Fall  zu  Fall  das  Ansuchen  an  die  Institutsdirection  zu 
richten,  welche  dasselbe  unter  Nachweisung  des  Standes  der 
Zöglinge  und  der  Möglichkeit  der  Aufnahme  der  Statthalterei 
zur  Entscheidung  vorzulegen  haben  wird. 

Damit  die  Commune  rechtzeitig  in  der  Lage  ist,  zu  wissen, 
wie  viele  Plätze  für  „Versorgungsfonds-Zöglinge**  beim  Beginne 


"«)  Erlass    der   k.    k.    n.-ö.    Statthalterei    vom    19.    Oetober    1863. 
Z.  401o(). 
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eines  Schuljahres  in  Erledigung  kommen,  um  das  ihr  zustehende 
„Besetzungsrecht**  ausüben  zu  können,  hat  die  Direetion  des 
Institutes  im  Monate  Mai  jeden  Jahres  dem  Magistrate  eine 
Nominalliste  der  auf  Rechnung  des  „allgemeinen  Versorgungs- 
fondes"  untergebrachten  Zöglinge  zu  übergeben,  welche  aus 
dem  Institute  auszutreten  haben  und  fOür  welche  daher  mit  dem 
Beginne  des  n&chsten  Schuljahres  neue  Zöglinge  in  das  Institut 
anfgenonmien  werden  können. 

Für  die  Aufnahme  in  das  k.  k.  Taubstummen-Institut  ist 
das  Alter  von  sieben  bis  vierzehn  Jahren  *")  vorgeschrieben. 
Die  Aufzunehmenden  dürfen  nicht  blödsinnig  sein  und  keine 
Gebrechen  haben,  welche  dem  Zwecke  der  Anstalt  entgegen- 
stehen. 

Die  Aufnahme  selbst  wird  nach  dem  Vorschlage  der 
Institutsdirection  von  der  Statthalterei  bewilligt,  eventuell  von 
der  Verwaltungsbehörde  des  „Fondes^  oder  den  Repräsentanten 
der  „Stiftung",  auf  deren  Kosten  die  Verpflegung  in  der  Anstalt 
erfolgt;  dieselbe  ist  eine  „entgeltliche"  oder  eine  „unentgelt- 
liche". Uebrigens  können,  so  lange  die  nach  dem  Statute  nor- 
mirte  Schülerzahl  nicht  überschritten  ist,  auch  ausser  dem 
Institute  wohnende  Taubstumme  an  dem  „Schulunterrichte"  *'*) 
in  der  Anstalt  theilnehmen. 

Die  Aufnahme  erfolgt  entweder  auf  Kosten  des  Staates 
oder  des  Fondes  öffentlicher  Anstalten  und  Stiftungen  oder  end- 


^*')  Seit  dem  Jahre  1873  ist  zur  Aufnahme  ein  Alter  von  sieben 
bis  zwölf  Jahren  vorgesehrieben. 

*  **)  Die  Zöglinge  des  k.  k.  Taubstummen-Institutes  erhalten  Unter- 
richt im  Lesen  und  Schreiben,  in  der  Religion,  im  Rechnen,  in  der  Katnr- 
geschichte,  Geographie,  Geschichte,  Naturlehre,  in  der  Kenntniss  der  Katur- 
erzeugnisse,  deren  Gewinnung  und  Verarbeitung,  im  Zeichnen,  im  Malen 
und  in  AUem,  was  auf  ihre  künftige  Bestimmung  als  Handwerker  Be- 
zug hat. 

Die  weiblichen  Taubstummen,  welche  der  Unterricht  befÄhigen  soll, 
sich  ihren  Lebensunterhalt  durch  erlernte  Handarbeiten  selbst  zu  verschaffen, 
werden  überdies  im  Nähen,  Stricken  und  Zuschneiden  der  WÄsche  und 
Kleidung  etc.  unterrichtet. 
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lieh  gegen  Zahlung  des  Verpflegskostenbetrages,  welcher  Ton 
Jahr  zu  Jahr  durch  Repartition  der  Jahresaiuigabssuiiime  ftof 
die  Anzahl  der  verpflegten  Zöglinge  neu  bestinunt  wird. 

Das  Lehr-  und  Erziehungspersonale  der  Anstalt 
besteht  aus  einem  Director,  einem  Katecheten,  sieben  Lehim^ 
zwei  Stipendisten,  einer  Lehrerin  und  einer  Gtehilfin  für  weib- 
liche Handarbeiten  und  drei  Lehrmeistern  flr  die  Handaibdteii 
der  Knaben. 

Beim  Austritte  wählt  sich  der  Taubstumme  ein  seiner 
Neigung  und  seinen  Fähigkeiten  entsprechendes  y,Handwerk^ 
oder  eine  „Kunst",  die  er  betreiben  "will.  Seine  Eltern  oder 
Angehörigen  übernehmen  ihn  und  er  wird,  wenn  er  sich  einem 
Handwerke  zuwenden  will,  in  eine  Lehre  ^'O  gebracht.  Die 
Bedingungen  werden  mit  dem  Lehrherrn  schriftlich  aufgenommen; 
die  Auslagen  für  das  Aufdingen  und  Freisprechen  trägt  der 
„Fond  oder  die  Stiftung",  auf  deren  Kosten  die  Verpflegung  des 
Zöglings  in  der  Anstalt  erfolgte.  Mit  dem  Freisprechen  oder 
mit  dem  Eintritte  in  einen  Dienst  kommt  der  Zögling  völlig  aus 
der  Obsorge  des  Institutes. 

Bezüglich  der  Verwendung  der  Stiftungszinsen  aus  den 
verschiedenen  bei  dem  k.  k.  Taubsturamen-Institute  bestehenden 
Stiftungen*'*)  zur  Verabreichung  von  Remunerationen   oder 


"*)  Voü  d»'ii  wahr.Mid  dt-s  Deceiiniums  1863 — 1872  aus  der  Anstalt 
ausgetroteuen  Zügliiip.'n  trateu  in  eine  Lohre  als  B&cker  2,  Bildhauer  3. 
Binder  1,  BuchbiucUT  (i,  Dreclhsler  i,  Fleisehselcher  2,  Geschirrmacher  1. 
Goldarbeiter  1,  bei  der  Landwii-thschaft  17,  als  Ledergalanteriearbeiter  6. 
Manufaeturzeichner  1,  Metalldreber  I,  Porzellanmaler  1,  Schneider  4, 
Sehriftenmaler  1,  Scbiiftsetzer  3.  Schuster  -27,  Tischler  3,  Uhrkastentischler  1. 
Weber  1. 

Die  ausgetretenen  Mädebeu,  oS  an  der  Zahl,  wurden  theils  bei  ihren 
Ellern  als  Näherinnen  o«ler  Kleidermacherinnen,  theils  in  Diensten  unter- 
gebracht. 

*"j  Siehe  das  Verzeichniss  der  bei  dem  k.  k.  Taubstummen-Institute 
bestehenden  ,,Stiftungen^  auf  Seite  313  des  I.  Theiles  dieses  "WArir^e 
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Lehrgeldbeitrftgen  an  Oewerbsleute  oder  Fabrikanten  für  die 
von  denselben  übernommenen,  aus  dem  Taubstummen-Institute 
ausgetretenen  Zöglinge  wurde  bestimmt:  ^*^  dass  diese  Lehr- 
h^rren  und  Fabrikanten  nach  erfolgter  Freisprechung  oder  yoU- 
endeter  anderweitiger  Ausbildung  der  Zöglinge  eine  Remuneration 
Ton  60  fl.  f&r  einen  männlichen  und  von  40  fl.  C.-M.  für  einen 
weiblichen  Zögling  erhalten  sollen.  Diese  Remunerationen  sind 
für  die  Zöglinge  des  Yersorgungs- ,  dann  des  n.-ö.  Land- 
bmderschafls-  und  des  freien  Taubstummen-Institutsfondes  aus 
diesen  Fonden,  für  die  Zöglinge  aber,  welche  „gestiftete^ 
Pl&tze  haben,  aus  der  betreffenden  Stiftung  zu  bestreiten.  Falls 
letztere  aber  dieser  Verfügung  widerstreitet  oder  einen  Abgang 
zu  decken  hat,  können  die  Remunerationen  für  die  Zöglinge  von 
derlei  Stiftungen  aus  dem  „freien  Institutsvermögen'^  gedeckt 
werden/**) 

Das  k.  k.  Taubstummen-Institut  hat  einen  Belegraum 
für  122  Personen. 

Die  Mittel,  aus  welchen  das  Institut  erhalten  wird,  be- 
stehen aus  dem  freien  Institutsvermögen,  in  dem  Interessen- 
ertrage  der  für  die  Anstalt  bestehenden  Stiftungen,  dann  aus 
den  Verpflegskostenersätzen,  Geschenken  und  Legaten.  — 

Während  des  Decenniums  1863 — 1872  wurden  in  der 
Anstalt  verpflegt: 


1*^)  Decret  der  k.  k.  Studienhofcoinmissioa  vom  30.  JudI  1842, 
Z.  3373.  (Regierungsdecret  vom  15.  Juni  1842,  Z.  34.225.) 

its^  Für  die  C  am  er  al  Zöglinge  wurde  mit  a.  h.  fintsthliessung 
vom  24.  Juni  1842  die  Leistung  dieser  „Remuneration^  aus  dem  Gameral- 
fonde  bewilligt. 

Bezüglich  der  auf  Kosten  des  k.  k.  Uofkriegszahlamtes  verpflegten 
Zöglinge  hat  sich  der  k.  k.  Hofkriegsrath  bezüglich  der  im  Wiener  Taub- 
stummen-Institute untergebrachten  Militärkinder  vorbehalten,  in  eintre- 
tenden F&llen,  wenn  ein  solches  Militärkind  zur  Erlernung  eines  Gewerbes 
ausgemustert  wird,  den  Remunerationsbetrag  für  den  Gewerbsmann,  für 
Lehre  und  Freisprechung  eines  solchen  Kindes  nach  Mass  der  vorhandenen 
Mittel  aus  dem  Fonde  für  taubstumme  „MUitärkinder"  einzeln  zu  be- 
willigen. 
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BofKoBteo  du   n^Us*    ^'^' 
gungBfondes" 
„        „      derinteressen  derffir 
dieses  Institut  beste- 
henden SlilYuDgen . . 
„        „      des  Cameralfondes 
„        „      des    Landb  rüder' 

schaftsfondes 

„  „  des  iDstitutsfonde)« . 
„  „  des  Hilitärfondes . . 
„        „      des     Gefällenstraf- 

gelderfondes 

„        „      des   n.-a.  Landes- 

fondes  .... . 

fi        „      des  sehles.  Laadt-s- 

fondes 

„         „       des  kroatiacti.  Lan- 

deafondes 

n        1      der  Eltern  oder  An- 

gehürigen 

Im  Ganzen  standen    daher   ii 

Verpflegung 

Die  Schule  besuchten  ^nnent- 
geltlieb" 

Es  betrugen 

im  Jahre  1863 

„      1864  ...... 

„       1865  

„       1866  

„       1867  

„       1868  

„       1869  

„       1870  

„       1871  

„       1872  

nnd  dnFchächuittlieh  . 


S63|t86i|lg6a|lgM|lM;|)gM|lgM|l87>tlg;i!)ll7i|' 


80    il    27    31 


\ä    96    94    98  108ilS10t  IO9ilO8  113  103 


SB  S8  r.K 


8]  10     g|    T 

die  Aaslagen  fOr  dit 

I«  Verpneys-  uaentgeUlich,  d.  i. 

Osten  perKopf  auf  Koatan  Ton  Foadti 

und  Tag  oder  Stiftungen  Ver- 

pflegten 

55-1  kr.  18.703  fl.  69  kr. 

61s    „  20.327   „  58  „ 

55      „  18.067  „  60  „ 

56-3    „  19.522    „   02   „ 

53'9    „  19.083  „  29  „ 

521    „  19.586   „  99  „ 

55-9    „  19.587  „  36  „ 

53-6    „  18.977  „  08  „ 

62-1    „  21.986  „  50  „ 

61-6    n  22.708   „  M  , 

56-7  kr.  19.855  fl.  08   kr. 
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b)  Privatanstalten. 
Das  allflenelM  Baterrelehlach-Ianialitiaoha  Taabatunmaii-Inatltut 

(im  III.  Bezirke,  Rudolfsgasse  Nr.  tt). 

Dieses  Institul  wurde  iiu  October  1844  durch  Hirsch 
EoIUscb  und  J.  Deutsch,  den  gegeuwärtigea  Director  des 
Institutes,  und  zwar  ursprüaglich  zu  Nikolsburg  iu  Mähren  ia's 
LfebeD  gemfen.  ^s  fanden  iu  selbem  anfangs  nur  sechs  Taub- 
stamme aus  Mähren  Aufnahme;  in  kurzer  Zuit  war  aber  die 
Zahl  der  Zöglinge  auf  32  gestiegen. 

Der  Wunsch,  den  ausgebildeten  ZügÜagen  eine  grössere 
Auswahl  in  der  Erlernung  einer  Professiuu  und  einen  Wieder- 
holungaunterricht  während  der  Lehrzeit  zu  bieten,  sowie  die 
Absicht,  die  wohlthätigen  Glaubensbrüder  der  Residenz  für  diese 
bedauernswerthen  Mitmenschen  zu  gewinneu,  waren  Veranlassung, 
da8S  die  Anstalt  iiu  April  1852  vuu  Kikolsburg  nach  Meidling 
nächst  Wien  übersiedelte  und  zugleich  au  die  Bildung  eines 
„Vereines"  zur  Erhaltung  des  Institutes  geschritten  wurde. 

Im  September  1858  war  der  Bau  eines  eigenen  lustituts- 
gebäudes  innerhalb  der  Linien  Wiens  und  zwar  im  Hl.  Bezirke 
vollendet;  die  Mittel  zur  Bestreitung  der  Baukosten  und  zum 
Ankaufe  des  erforderlichen  Grundes  waren  durch  Spenden 
mittelst  Subscriptiou  aufgebracht  worden. 

Das  Institut  umfasst  einen  Gruudcomplei  von  13940" 
(ÖOIS-TSD"),  wovon  1830"  (eöSuin")  verbaut  sind,  daher 
eiae  Area  von  1211D"  (4355  tioG")  auf  den  das  Institut  um- 
gebenden Garten  entfällt.  Es  hat  einen  Belegraum  für  HO 
Züglioge  (74  Knaben  und  36  Mädchen). 

Der  Zweck  des  Institutes"')  ist:  taubgeboreae  oder  früh- 
zeitig taub  gewordene  biliiungsfahige  Kinder  ohne  Unterschied 
des  Geschlechtes  und  der  Cuufessiuu  körperlich  und  geistig 
80  weit  auszubilden,  dass  sie  brauchbare  Mitglieder  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  werden. 
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Die  Anstalt  wird  von  einem  ans  sieben  m&nnlichen  nnd 
vier  weiblichen  Mitgliedern  bestehenden  Vorstände  nnd  dem 
Director  des  Institutes  verwaltet  und  geleitet."*) 

Aufgenommen  werden  in  das  institnt  nur  Kinder  im 
Alter  vom  vollendeten  7.  bis  zum  vollendeten  12.  Jahre.  Knmk- 
heiten,  welche  die  Aufnahme  eines  Zöglings  unmöglich  machen, 
sind  vorzüglich:  Blödsinn,  Lungensuoht,  Lähmung,  Fallsueht, 
bösartige  Kopf-  und  Hautaussohlftge,  ein  höherer  Grad  von 
Scrophulose  etc. 

Die  Aufnahme***)  geschieht  theils  ^entgeltlich",  theils 
^unentgeltlich'^  und  theils  auf  Kosten  der  für  dieses  Institut 
bestehenden  „Stiftungen^,  von  welchen  bei  Besprechung  der 
„Einnahmen**  der  Anstalt  noch  die  Rede  sein  wird. 

Wird  die  Aufnahme  bewilligt,  so  haben  die  Eltern  oder 
Vormünder  sowohl  für  die  pünktliche  Einzahlung  der  Gebühren, 
als  auch  für  die  Uebemahme  der  Zöglinge  nach  vollendeter 
Bildungszeit  oder  auch  während  derselben,  wenn  jene  den  an  sie 
gestellten  Forderungen  nicht  genügen,  ein  hiesiges  accreditirtes 
Haus  zu  bestellen  und  von  diesem  einen  Revers  über  die  pünkt- 
liche Gebühren-Einzahlung  und  Uebemahme  des  Taubstummen 
bei  seinem  Austritte  ausstellen  zu  lassen.  Für  die  Aufnahme  dnes 
Zöglings  bemittelter  Eltern  aus  allen  Kronländem  ist  der  jähr- 
liche Betrag  von  400  fl.  ö.  W.  festgesetzt,  welcher  in  viertel- 
jährigen Raten    an    die  Anstalt   in  vorhinein  zu    entrichten  ist. 


^*^)  Der  Vorstand  des  zur  Erhaltung  dieses  Institutes  besteliend«B 
Vereines  ist  auf  Lebensdauer  gewählt  und  cooptirt  sich  bei  dem  Abgänge 
eines  Mitgliedes  desselben  aus  den  Vereinsmitgliedern. 

Mitglied  dieses  Vereines  kann  jede  Person  ohne  Untersehied  des 
Geschlechtes  und  der  Confession  werden,  wenn  sich  dieselbe  zu  ehiem 
Jahresbeiträge  von  mindestens  5  fl.  verpflichtet. 

'*')  Eltern  oder  Vormünder,  welche  einen  Taubstammen  in  der 
Anstalt  unterbringen  wollen,  haben  ein  mit  dem  „Geburtsseheine*',  einem 
„ärztlichen  Zeugnisse^  und  im  Falle  der  unentgeltlichen  Aufnahme 
auch  mit  einem  legalen  „Armuthszeugnisse"  belegtes  Gesuch  bei  dem  Vor- 
stande der  Anstalt  einzubringen.  Die  wirkliche  Anfnahme  erfolgt  erst  nicli 
einer  von  dem  Director  und  dem  Institntsarzte  vorgeBommenen  Prüfang. 


439 

Das  Verbleiben  eines  Zöglings  in  der  Anstalt  ist  in  der 
Regel  auf  6  Jahre  festgesetzt  und  nur  ausnahmsweise  durch 
besondere  Umstfinde  auf  ein,  höchstens  zwei  Jahre  zu  verlängern. 

Bei  Zöglingen,  welche  bereits  aus  dem  Institute  ausge* 
treten  sind,  jedoch  noch  in  oder  nicht  ferne  von  dem  Orte  des- 
selben bei  Meistern  als  Lehrlinge  untergebracht  sind,  wird 
Yon  ^em  Institutsdirector  von  Zeit  zu  Zeit  bezüglich  des  Ver- 
haltens derselben  und  ihrer  Behandlung  wegen  nachgesehen. 
Denselben  wird  auch  von  dem  Director  an  jedem  Sonn-  und 
Feiertage  ein  ^Wiederholungsunterricht**  ertheilt. 

Entsprechend  der  auf  sechs  Jahre  festgesetzten  *Bildungs- 
daner  in  der  Anstalt  bestehen  auch  sechs  [Jahrgänge  oder 
Classen.  ^") 

Das  Lehrpersonale  besteht  aus  dem  Director  und  sieben 
Lehrern.  *»•) 

Den  ärztlichen  Dienst  in  der  Anstalt  versieht  derzeit 
(1878)  Dr.  Omstein  unentgeltlich.  Leichtere  Erkrankungen  werden 
auf  den  Marodezimmern  der  Anstalt  behandelt;  die  schwer 
erkrankten  Zöglinge  werden  in  das  dem  Institute  gegenüber- 
liegende Rudolfspital  gebracht. 

Die    Verpflegung    der    Zöglinge,     sowie    des    Dienst- 


*")  Der  Unterricht  erstreckt  sich  auf  folgende  Gegenstände: 
lautes  Sprechen  oder  Tonspraehe,  Lesen  in  allen  Gattungen  deutscher  und 
hebräischer  Typen,  Schreiben  (Current,  Latein,  Rond  und  Hebräisch), 
Rdig^on  nnd  biblische  Geschichte,  Rechnen,  Sprachformen  und  schriftliche 
Aufsätze,  Naturgeschichte  und  Naturlehre,  Kenntnisse  der  Gewerbe,  vater- 
ländische Geographie  und  eine  gemeinfassliche  Darstellung  der  vaterländi- 
schen Geschichte,  Zeichnen  und  Turnen.  Die  Mädchen  erhalten  einen 
ihrer  eigentlichen  Bestimmung  angemessenen  Unterricht  in  weiblichen  Hand- 
arbeiten nebst  Belehrung  über  die  Qualität  der  zu  verarbeitenden  Stoffe, 
sowie  Anleitung  zur  Führung  eines  geordneten  Hauswesens. 

Ein  gewerblicher  Unterricht  wird  in  der  Anstalt  selbst  nicht  ertheilt. 

*•■)  Der  Director  der  Anstalt,  welcher  eine  Naturalwohnung  im  Insti- 
tute hat,  bezieht  einen  Jahresgehalt  von  1200  fl.;  zwei  Lehrer  beziehen  je 
1000  fl.,  fünf  Lehrer  je  600  fl.  und  die  Industriallehrerin  400  fl.  jährlich. 
Drei  Lehrer  und  die  Industriallehrerin  Wohnen  im  Institutsgebäude;  zwei 
Lehrer  beziehen  ein  Quartiergeld  von  itO  fl. 
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personales  der  Anstalt  geschieht  in  eigener  Regie.  Die  Ko8t«]i 
fär  die  jährliche  Verköstigung  eines  Zöglings  stellen  sich  tof 
120  fl.,  die  Kosten    der  vollen  Verpflegung   auf  circa  3001 

Die  Einnahmen  des  Institutes  bestehen  in  Verpflegs- 
gebühren,  in  den  Beiträgen  der  Vereinsmitglieder,  in  Geschenken 
nnd  Legaten,  Bethausspenden,  dem  Erträgnisse  des  Instituts- 
fondes,  *'^)  in  Beiträgen  von  Gemeinden  und  dem  Ertrage  der 
für  das  Institut  bestehenden  Stiftungen.  *•*) 

Die  folgende  Zusammenstellung  gibt  eine  Uebersieht  über  die 
in  den  einzelnen  Jahren   des  Decenniums  1863 — 1872  sich  er- 


*'^)  Der  Stand  des  Institutsfondes  war  am  Schlüsse  des  Jahres 
1874  Dach  dem  Nomiaalwerthe  der  Effecten  91.089  fl.  and  des  Lehrer- 
pensionslondes  18.500  fl. 

***)  Es  bestehen  gegenwärtig^  nachfolgende  Stiftungen,  welche 
ausschliesslich  von  dem  Vorstande  der  Anstalt  verwaltet  werden. 

Boschan  Friedr.  Ritt.  v.  Zur  Creirung  eines  P>eiplatzes  fQr  einen 
Zr)gling.  Stiftbrief  aus  dem  Jahre  lö7i.  Capital  7i00  fl.  in  Werth- 
papieren.  Jährl.  Interessen  30t  fl.  40  kr. 

Königs  wart  er  Jonas,  Freih.  v.  Die  Zinsen  sind  jährlich  für  austretende 
Zöglinge  als  Beitrag  zur  Erlernung  eines  Handwerkes  zu  verwenden. 
Stiftbrit'f  auÄ  «lern  Jahre  186  i.  Capital  1000  fl.  in  Werthpapieren. 
Jährl.  Interessen  4i  fl. 

Königs  wart  er  Jonas,  Freih.  v.  Zur  Creirung  von  Freiplätzen  für  fünf 
Zöglinge.  Stiftbrief  aus  dem  Jahre  1870.  Capital  35.700  fl.  in  Werth- 
papieren. Jährl.  Interessen  1490  fl.  40  kr. 

Schiff  Max  Theodor.  Zur  Creirung  eines  Freiplatzes  für  einen  Zögling. 
Stiftbrief  au^  dem  Jahre  1870.  Capital  7200  fl.  in  Werthpapieren. 
Jährl.  Inteiv>seu  30i  tl.  40  kr.  ö.  W. 

Weiss  Wanda  von  Wellenstein.  Zur  Creirung  eines  F'reiplatzes  für 
einen  Zögling.  Stiftbrief  aus  dem  Jahre  1870.  Capital  7200  fl.  in  Werth- 
papieren. Jährl.  Interessen  302  fl.  40  kr.  ö.  W. 

Auf  Kosten  der  für  das  Institut  bestehenden  ^Stiftungen^  können 
derzeit  (1878)  acht  Zöglinge  in  dasselbe  aufgenommen  werden.  Ausserdem 
werden  in  der  Anstalt  jährlich  zwanzig  Zöglinge  auf  Kosten  des  „ungarischen 
israelitischen  Schulfondes"^  und  sechs  Zöglinge  auf  Kosten  des  „uiährischen 
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gebenden  Summen  der  Gesamm  taus  lagen,  die  Zahl  der  im 
Institute  verpflegten  Zöglinge  überhaupt  und  der  unentgeltlich 
Verpflegten  insbesondere,  dann  über  die  auf  einen  Zögling  im 
Durchschnitte  entfallenden  Ausgabsbeträge  und  den  jährlichen 
Aufwand  für  die  unentgeltliche  Verpflegung. 


Jahr 

1863. 
1864. 
1865. 
1866. 
1867. 
1868. 
1869. 
1870. 
1871. 
1872. 


Gesa  m  rat - 
ausla$re 

fl.  kr. 

20.827  23 

21.557  25 

22.530  29 

22.637  35 

23.305  24 

25.796  19 

29.565  18 

29.517  38 

37.522  28 

42.133  36 


durcU- 
Zahl   der  ""^T'  l'VC  schaittlich« 
Verpfleg-  *'"'"''*•"■  Jahresaus- 
ten  über-  .    .V.    c.-.    läge  lur  ei- 


DiraiUr  oient- 


haupt 

73 
78 
76 
76 
80 
91 
89 
90 
96 
102 


fon 
Foodeo  oder  Stif- 
tDBgro 


nenZögling 
fl.     kr. 

49  285  30 

53  276  37 

54  296  45 
52  297  86 
52  291  32 
52  283  47 
52  332  19 
57  327  97 
63  390  86 
71  413  07 


Auslagen  für 
die  unent- 
geltliche 
Verpflegung 

fl.   kr. 

13.979  70 

14.647  61 

16.008  30 

15.488  72 

15.148  64 

14.740  44 

17.273  88 

18.694  29 

24.624  18 

29.327  97 


darchscho.      27.539  18       85 


55 


319  49       17.993  37 


2>.   Unterbringung  der  Kinder  in  den  Waisen- 
häusern. 

a)  Ans  Mitteln  der  öffentlichen  Armenpflege  erhaltene  Anstalten. 

1.  Das    k.    k.    Waisenhaus    iu    Wieu 

(im  IX,  Bezirke,  Waisenliausgasse  Nr.  ö). 

Wie  aus  dem  historischen  Ueberblicke  im  I.  Theile  dieses 
Werkes  bereits  zu  entnehmen  war,  hat  die  Kaiserin  Maria 
Theresia  bald  nach  ihrem  Re^erungsantritte  ihre  Sorgfalt  der 
Erziehung  und  Versorgung  armer  Waisen  zugewendet,  wodurch 
eine  Reform  der  Waisenpflege  oder  der  damaligen  Armenkinder- 
pflege überhaupt  augebahnt  worden  ist. 

Die    Hen'scherin    fand    in    den    Anstalten   die    elternloseD 
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Kinder  zusammen  mit  erwachsenen  Armen  und  Kranken  nntar- 
gebracht,  so  z.  B.  die  Waisen  unter  einem  Dache  mit  einge- 
fangenen BetÜem  in  dem  Zucht-  und  Arbeitshause.  ^**)  Diesem 
Uebelstande  der  gemeinschaftlichen  Unterbringung  hilfloser 
Kinder  mit  erwachsenen,  siechen  und  grösstentheils  moralisch 
und  physisch  verwahrlosten  Personen  sollte  die  Reform  in  erster 
Linie  ein  Ende  machen. 

In  dieser  Absicht  erbaute  über  Anregung  des  damaligen 
Domherrn,  sp&teren  Weihbischofes:  Anton  Marxer,  Michael 
Kienmayer  im  Jahre  1742  neben  seinem  am  Rennw^e  gelegenen 
Fabriksgebäude  ein  Haus,  welches  bestimmt  war,  verwaisten 
Kindern  ein  Heim  zu  geben,  in  welchem  sie  Unterricht  und 
Verpflegung  erhalten  sollten.  Mit  dem  Stiftbriefe  vom  16.  April 
1763  ist  diesem  Waisenhause  sohin  das  von  der  Kaiserin  Maria 
Theresia  dem  Kienmayer,  welcher  inzwischen  in  den  Adelstand 
erhoben  worden  war,  abgekaufte  Fabriksgebäude  nebst  don 
Wohngebäude  und  den  zugehörigen  Grundstücken  geschenkt 
worden.  ***) 

Bei  Gelegenheit  der  von  Kaiser  Josef  E.  bewerkstelligten 


^*^)  „Im  Jahre  ilH  wurde  zur  Hintanhaltung  des  Mflssiggioges 
ein  Theil  des  Zuchthauses  zu  einem  Arbeitshause  verwendet  und  in  dem- 
selben die  Waisen  nebst  den  eingefangenen  müssigen  Leuten  Terpflegt 
und  in  der  Religion,  im  Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  Spinnen,  Stricken  etc., 
bis  sie  zur  Erlernung  einer  Profession  oder  zu  einem  Dienste  tanglick 
wurden,  unterrichtet.*^  (v.  Geusau,  Geschichte  der  Stiftungen  und  Erziehongs* 
und  Unterrichtsanstalten  in  Wien.  Wien  1803.) 

Geusau  bemerkt  ferner,  dass  bereits  in  der  im  Jahre  1727  ge- 
druckten „Infectionsordnung  und  von  den  Pestanstalten"  (IL  Theil,  Cap.  3, 
S.  181)  eines  Waisenhauses  mit  folgenden  Worten  Erwähnung  gesehieht: 
„es  wurde  auch  1713  in  dem  an  dem  Donauarme  ausser  dem  Lichtenthai 
eröffneten  Kötzerischen  Waisenhaus  bis  zu  seiner  Aufhebung  tigM 
Mess  gelesen  und  ffir  die  Waisen  täglich  4  kr.  dem  Obervater  für  Kost 
und' Verpflegung,  den  Mütt«m  aber,  welche  unter  der  Obsioht  des  Ober- 
vaters  standen,  t&glich  8  kr.  abgereicht,  wofür  sie  die  Kinder  sAnb^nu 
waschen,  putzen  und  für  sie  kochen  mussten." 

^*'')  Eine  ausführliche  Darstellung  der  damab'gen  Beschaffenheit  und 
Einrichtung  dieses  Waisenhauses  befindet  sich  in   dem  „Berichte   von  d«r 
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Reform  der  Humanitfttsanstalten  erhielt  auch  das  »^ Waisenhaus'* 
eine  neue  Einrichtung,  in  Folge  dessen  die  Findelkinder  und 
Waisen  aus  den  Anstalten,  in  welchen  sich  solche  noch  be- 
fanden (Bürgerspital,  Hof-  und  Johannesspital),  ausschliessend 
dem  „Waisenhauses  fibertragen  worden  sind  und  mit  demselben 
auch  eine  „Anstalt  flir  Findelkinder"  eingerichtet  worden  ist. 

Am  14.  October  1785  wurde  das  „Waisenhaus**  vom  Kaiser 
Josef  II.  vom  Rennwege  in  das  spanische  Spital  in  der  Alser- 
vorstadt  (vom  Kaiser  Carl  VI.  im  Jahre  1722  fdr  Spanier  und 
Niederländer  gestiftet)  übersetzt,  wobei  das  „Findelhaus**  im 
^Strudelhof*  untergebracht  wurde.  Als  derselbe  im  Jahre  1786 
von  dem  Waisenhause  zur  Unterbringung  von  „Waisenmftdchen** 
in  Anspruch  genommen  worden  war,  sind  die  Oebäude  des 
sogenannten  Mölkergartens  in  der  Aisergasse  für  das  „Findelhaus** 


Beschaffenheit  des  Waisenhauses  unserer  lieben  Frau  auf  dem  Rennwege." 
Wien  1776. 

Aus  diesem  Berichte  ist  zu  entnehmen,  dass  in  dieses  Waisenhaus 
Kinder  von  OfHcieren,  Beamten,  armer  Bürger,  armer  Soldaten,  armer 
Bedienten  und  Taglöhner  aufgenommen  und  daselbst  verpflegt  worden  sind. 
Es  wurden  Kinder  beiderlei  Geschlechtes  und  auch  solche  aufgenommen, 
deren  Eltern  noch  am  Leben,  aber  arm  waren  oder  sich  bereit  erklärten, 
aus  ihrem  Vermögen  das  Kostgeld  zu  bezahlen.  Die  aufzunehmenden  Kinder 
mussten  wenigstens  sechs  und  durften  nicht  über  dreizehn  Jahre  alt  sein, 
sie  mnssten  gesund,  von  guter  Fähigkeit  zum  Lernen  und  inner  den  Linien 
geboren  sein;  blinde,  taube,  stumme  oder  blödsinnig^  Kinder  wurden  nicht 
aufgenommen.  Es  konnten  auch  fremde  Landeskinder  aufgenommen  werden, 
wenn  für  dieselben  das  Kostgeld  gezahlt  wurde,  oder  eine  besondere  Stif- 
tung dafür  bestand. 

Die  Knaben  wurden  in  der  Religion,  im  Lesen,  Schreiben  und 
Rechnen,  in  der  Geographie,  im  Zeichnen  und  der  Geometrie,  in  Musik  und 
militärischen  Exercitien,  die  Mädchen  im  Nähen,  Stricken,  Putzen  und 
anderen  weiblichen  Arbeiten  unterwiesen. 

Bei  dem  im  dreizehnten  oder  vierzehnten  Lebensjahre  erfolgten  Aus- 
tritte erhielten  die  Kinder  ausser  der  nothwendigen  Wäsche  eine  besondere 
Kleidung  und  solche,  welche  in  eine  Lehre  eintraten,  auch  das  Aufding- 
und  Freisprechgeld. 

Das  Waisenhaus  wurde  zum  Theile  aus  den  für  dasselbe  gemachten 
Stiftungen,  zum  Theile  aus  der  „Armeneassa^  erhalten. 
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eingerichtet  worden.  Seit  dieser  Zeit  (1788)  blieb  das  „Findel- 
haus^  sowohl  in  Bezug  auf  die  Verpflegung,  als  auch  auf  die 
Verwaltung  seiner  Einnahmen  von   dem  Waisenhause   getrennt 

Das  k.  k.  Waisenhaus  ist  eine  Staatsanstalt  und  unter- 
steht als  solche  der  n.-ö.  Statthalterei.  Den  Zweck  derselbdn 
bezeichnet  die  über  dem  Haupteingange  des  Anstaltsgeb&udes 
angebrachte  Ueberschrift  „Orptianis  cUendis  et  erudiendis, 
Josephus.^ 

Aufgenommen^")  werden  in  dieses  Haus  eheliche, 
verwaiste,  arme  und  verlassene  Kinder,  welche  nicht  unter  6 
und  nicht  über  13  Jahre  alt  ^'*),  gesund,  mit  keinem  physischen 
Gebrechen  behaftet  und  bildungsfähig  sind. 

Die  Aufnahme  erfolgt  theils  auf  Rechnung  eines  Fondes, 
theils  für  Stiftplätze;  im  letzteren  Falle  geschieht  sie  nach  den 
Bedingungen  des  Stiflbriefes  und  über  Vorschlag  des  stiftbrief- 
m&ssigen  Repräsentanten.  '^^) 

Die  Genüsse  der  Waisenhauszöglinge  haben  bei  Knaben 
im  Allgemeinen  bis  zum  20.  und  bei  Mädchen  bis  zum  16.  Lebens- 
jahre zu  dauern,  wenn  sie  nicht  auf  Rechnung  einer  Stiftung, 
welche  ein  anderes  Normalalter  vorschreibt,  verpflegt  werden.  ***) 

Mit  der  in  diesem  k.  k.  Waisenhause  befindlichen  Schule 


^**)  Dem  Aufnahme- Ansuchen,  dessen  BewiUigung  der  n.-ö.  Statt- 
halterei zusteht,  ist  der  Taufschein,  der  Impfschein  und  ein  ärztliches  Zeug- 
niss  über  die  Gesundheit  und  Bildungsfähigkeit  des  Aufzunehmenden  bei- 
zuschliessen. 

^^)  Eheliche  Waisen,  welche  noch  nicht  sechs  Jahre  alt  sind, 
werden  an  die  n.-ö.  Findelanstalt  abgegeben. 

*^'^)  Siehe  die  für  diese  Anstalt  bestehenden  „Stiftungen"  auf  Seite  316 
des  I.  Theiles  dieses  Werkes. 

£s  werden  in  dieses  Waisenhaus  aber  auch  zahlende  „Privatz6g- 
linge^  und  zwar  jederzeit  aufgenommen,  so  lange  in  der  Anstalt  Platz 
vorhanden  ist.  Das  Honorar  für  die  ganze  Verpflegung,  für  W&sehe, 
Kleidung  und  den  Unterricht  in  den  obgenannten  Gegenstanden  betragt 
für  „Privatzöglinge"  25  fl.  ö.  W. :  für  das  Erlernen  einer  fremden  Spraehe 
sind  jedoch  monatlich  noch  3  fl.  und  für  Musik  4  fl.  zu  entrichten.  Die 
Zahlung  geschieht  vorhinein. 

«*»)  Regierungs-Normale  vom  lt.  Juni  1833,  Z.  30.817. 


war  bereits  im  Jahre  1810  eine  öffentliche  Norraalhauptclasse 
in  Verbindung  gesetzt  worden.  Gegenwärtig  (1878)  wird  in  der 
Schule  dieser  Anstalt  der  Unterricht  in  den  Gegenstanden  der 
achtclassigen  Volks-  und  Bürgerschule,  in  der  französischen 
Sprache,  im  Gesang  und  Clavierspielen,  in  der  Gymnastik 
und  in  militärischen  Exercitien  ertheilt.  Nach  abgehaltener 
Prüfung  werden  den  Schülern  „staatsgiltige  Zeugnisse"  aus- 
gestellt. '••) 

Die  Leitung  dieses  k.  k.  Waisenhauses  ist  im  Jahre  1857 
der  „Congregation  der  Brüder  christlicher  Schulen''  übertragen 
worden.  Bei  diesem  Anlasse  sind  die  in  der  Anstalt  befindlichen 
„Waisenmädchen"  in  die  Waisenanstalt  zu  Judenau  übersetzt 
worden,  von  welcher  später  die  Rede  sein  wird;  seitdem  wurden 
in  das  k.  k.  Waisenhaus  in  Wien  nur  ,, Knaben"  aufge- 
nommen. 


^*')  Die  Tagesordnung  in  diesom  Waisenhause  ist  folgender- 
massen  bestimmt. 

Um  5Vi  tlbr  Morgens  wird  mit  der  Glocke  das  Zeichen  zum  Auf- 
stehen gegeben.  Nach  dem  Ankleiden  werden  die  Zöglinge  nach  den  ein- 
zelnen Schlafsälen  in  den  gemeinsamen  "Waschsaal  geführt,  woselbst  auch 
die  Stiefel  und  Kleider  geputzt  werden. 

Nach  Verrichtung  des  Morgengebetes  wird  um  7  Uhr  das  Frühstück 
eingenommen;  um  7*/,  Uhr  haben  die  Zöglinge  der  h.  Messe  beizuwohnen. 

Von  8  Uhr  bis  11  Uhr  sind  d ie  U  n  t  e  r r i  c  h  t  s  stunden;  von 
H — 12  Uhr  ist  die  Erholung  und  nur  die  grösseren  Knaben  haben  bis 
12  Uhr  Nach  schule. 

Um  12  Uhr  ist  Mittagsmahl  und  hierauf  bis  2  Uhr  Nachmittags 
Erholungszeit. 

Von  2  bis  o  Uhr  dauert  der  Nachmittagsunterricht.  Um  ö  Uhr  ist  die 
Jause,  dann  freie  Zeit  bis  (1  Uhr  und  hierauf  bis  7  Uhr  Studium.  Um 
7  Uhr  Abends  \^ird  das  Abendmahl  eingenommen,  worauf  wieder  bis  8  Uhr, 
im  Sommer  bis  8%  Uhr  Abends  Erholungszeit  ist,  nach  welcher  die  Zög- 
linge  in  die  Schlafsa-le  geführt  werden. 

An  jedem  Mittwoch  und  Samstag  ist  der  Nachmittag  fr^i  und 
werden  die  Zöglinge  bei  günstiger  Witterung 
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In 

dieser    ^natalt    wurden    wthrend    de« 

Decenniums 

1863-1872  verpflegt 

and 

zvar: 

Zöglinge: 

Von  deDB«lben 

wann 

Stiltlinge 

zahlende 
Zöglinge 

auf  Koston  det 
„aUg.    Versot- 
gungsfondes" 
verpflegte  Zög- 
linge 

im  Jahre 

1863  .... 

387 

201 

69 

117 

M 

1864  ... 

362 

174 

82 

106 

« 

1865  .... 

339 

173 

90 

76 

« 

1866  ... 

371 

212 

100 

59 

»5 

1867  .... 

336 

200 

103 

33 

n 

1868  .... 

324 

206 

107 

11 

« 

1869  .... 

349 

225 

116 

8 

w 

1870 .... 

356 

235 

118 

3 

» 

1871  .... 

368 

244 

121 

3 

» 

1872  .... 
nittlich .... 

37ö 

250 

128 

durchscb 

357 

212 

103 

Aus  der  Zusammenstellung  dieser  Ziffern  ergibt  sich,  dass 
die  Zahl  der  auf  Kosten  des  „allgemeinen  Versorgungsfondes'' 
in  diesem  Hause  verpflegten  Waisenkinder  seit  dem  Jahre  1863 
stetig  abgenommen  hat,  nachdem,  wie  bei  Besprechung  der 
„communalen"  Waisenhäuser  angeführt  werden  wird,  bereits 
am  15.  October  1861  von  dem  Gemeinderathe  der  Stadt  Wien 
der  Beschluss  gefasst  worden  war,  keine  Waisenkinder  mehr 
in  das  k.  k.  Waisenhaus  zu  geben,  und  dass  femer  eben  so 
stetig,  wie  diese  Abnahme  —  dagegen  in  der  Ziffer  der  „zahlen- 
den" Zöglinge  von  Jahr  zu  Jahr  eine  Steigerung  und  zwar 
derart  eingetreten  ist,  dass  diese  im  Jahre  1872  beinahe  das 
Doppelte  der  im  Jahre  1863  vorhandenen  Anzahl  betrug. 

Die  Verpflegsgebühr  für  einen  „zahlenden"  Zögling 
betrug  in  dieser  Anstalt  vom  Jahre  1863—1869  jährlich  230  fl., 
in  den  Jahren  1870—1872  jährlich  250  fl. 
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Von  den  Zöglingen  dieses  k.  k.  Waisenhauses  wurden 


im  Jahre  1863 

1864 

1865 

1866 

1867 

1868 

1869 

1870 

1871 

1872 


in  eine  Lekre 
unterge- 
bracht 

38 
39 
34 
53 
34 
28 
29 
21 
22 
44 


beim  Austritte  tod 

Angehörigen  Ober- 

nonuaen 

39 
54 
29 
42 
41 
42 
76 
64 
46 
75 


darchschnittlich 


34 


51 


Die  Anstalt  besitzt  ein  eigenes  Spital,  in  welchem  die 
erkrankten  Zöglinge  gepflegt  werden,  doch  bleibt  es  den  Ange- 
hörigen derselben  unbenommw,  sich  für  die  Behandlung  des 
Kindes  entweder  durch  ihren  eigenen  Arzt  oder  durch  den 
Hausarzt  zu  entscheiden. 

Von  den  Zöglingen  der  Anstalt  sind 


» 


7f 


erkrankt 

187 

86 

56 

178 

91 

95 

169 

139 

138 

140 


gestor- 
ben 

4 
4 
2 
8 
4 


Es  betrug  daher 


im  Jahre  1863 . . . 

1864.. 

1865  ., 
„         1866 . . , 

1867 . . 
„         1868. . 

1869.. 

1870.. 

1871 . . 

1872.. 

durchschnittlich  . . .         128  3  35*83  0*89 

Die  Auslagen  für  dieses  Waisenhaus  werden  im  Fol- 
genden gemeinschaftlich  mit  jenen  des  k.  k.  Waisenhauses  in 
-Judenau  besprochen  werden.  — 


2 
5 


das  Morbili- 

das  MortaU- 

tätspercent 

tätspercent 

48-32 

1*03 

23-76 

liO 

16-52 

0-59 

47-98 

2-16 

27-08 

1*19 

29-32 

O'OO 

48-42 

0-86 

39-04 

0-00 

37-50 

0-54 

37-04 

1-32 
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2.  Das  k.  k.  Waisenhaus  in  Judenau. 

Dasselbe  ist  in  dem  ehemaligen  Fürst  Liechtenstein'schen 
Schlossgeb&ude  zu  Judenau  unteigebracht,  velches  sammt  dem  dazu 
gehörigen  Garten  von  drca  3  Joch  von  demEigenthfimer  dorch  Eaof 
aus  den  Mitteln  des  k.  k.  Waisenfondes  erworben  und  zu  seinem 
nunmehrigen  Zwecke  entsprechend  umgebaut,  erweitert  und  ein- 
gerichtet worden  ist  Der  letztere  grössere  Zuban  wurde  im  Jahn 
1872  aufgeführt.  Das  Anstaltsgeb&ude  in  einer  gesunden  Gegend 
zwischen  Tulln  nndSieghartskirchen  stehend,  ist  von  einem  Garten 
umgeben,  welcher  von  drei  Seiten  vom  TuUnbache  umflossen  wird. 

Dieses  Waisenhaus  ist  nur  ftlr  „Mädchen"  bestimmt  Es 
wurde  nach  dem  zwischen  der  n.-ö.  Statthalterei  und  der  Con- 
gregation  der  „Schulschwestem"  geschlossenen  Vertrage  rom 
30.  November  1858  von  letzterer  Congregation  zur  Tollständigen 
Leitung  der  Erziehung,  der  Schul-  und  anderweitigen  Ausbildung 
und  Pflege  der  weiblichen  Waisen  flbemommen,  nachdem  die- 
selben successiTe  vom  16.  Juli  1856  bis  9.  Mai  1857  Ton  Wien, 
wo  sie  bis  dahin  mit  den  Knaben  gemeinsam  in  dem  k.  k.  Waisen- 
hause untergebracht  waren,  nach  Judenau  übersetzt  worden  waren. 

Die  Anstalt  hat  Raum  zur  gleichzeitigen  Aufnahme  too 
180  Kindern. 

In  derselben  wurden  verpflegt  und  zwar: 


vom  3J.  Juli  des  Vor- 
jahres bis  1.  Aug^ist 

1863 

1864 

1865 

1866 

1867 

1868 

1869 

1870 

1871 

1872 

durchschnittlich  . 


Darnnter  waren: 


Waisen- 
m&dclien : 


183 
180 
183 
191 
191 
187 
195 
193 
174 
168 


184 


StifUinge 

143 
147 
144 
151 
147 
146 
149 
148 
136 
137 

145 


auf  Kosten  des 
zalilende    „a3ig.  Yersor- 
Zöglinge     gungsfondes' 
Verpflegte 


36 
30 
37 
39 
43 
41 
46 
45 
38 
31 

39 


4 
3 
2 
1 
1 


Wie  sich  aus  diesen  Zifferii  ergibt,  war  die  Zahl  der  in 
diesem  Waisenhause  während  des  Deeenniuius  1863 — 1872 
verpflegten  „Waisenmädchen"  nur  um  wenig  grösser  als  die 
Hälfte  der  in  der  Wiener  Anstalt  verj)flegten  „Waisenknaben", 
indem  sich  in  letzterer  durchschnittlich  357  Kinder,  im  Judenauer 
Waisenhause  aber  durchschnittlich  nur  184  Waisenkinder  in 
Pflege  befanden. 

Während  der  angegebenen  Zeit  wurden  von  den  Waisen- 
mädchen 

nach  dem  Austritte  von 
in  die  Lehre  (xicr      den  Angehörigen  über- 
in  einen  Dienst       nommen  oder  in  unent- 
untergebracht  geltliche  Versorgung 

gebracht 

im  Jahre  1863 10  11 

„   1864 3  14 

1865 3  16 

„   1866 7  11 

,.   1867 2  12 

•.   1868  .......  3  21 

„   1869 3  10 

1870 9  14 

„   1871 9  13 

„   1872 6  21 

durchschnittlich 6  14 

In  beiden  k.  k.  Waiseuhäuseru  war  die  Zahl  der  Kinder, 
welche  bei  dem  Austritte  aus  der  Anstalt  von  ihren  „Ange- 
hörigen" übernommen  wurden,  beinahe  doppelt  so  gross  als 
die  Zahl  der  Kinder,  welche  in  einer  „Lehiv"  oder  in  einem 
„Dienste"  untergebracht  wurden.  — 

Ueber  die  Zalü  der  in  dem  k.  k.  ^\'aisenhause  zu  Judeuau 
vorgekommenen  Krankheitsfall«'  wurden  bis  zum  Jahre  1871 
keine  Aufschreibungen  gemacht. 

Die  Zahl  der  eingetretenen  Todesfälle  war  nach  den 
Angaben  der  Waisenhausverwaltung 

^9 
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im  Jahre  1863 1  und  das  Mortal.-Percent  0*55 

„      1864 —  „       „         „          „       Ooo 

r.     1865 —  „       „         „          „       O-oo 

„      1866 1  „       „         „          „       Om 

„      1867 2  „       „          „           „        1-05 

,,  loOO 1  99  99  99  99  ü*53 

9,  1869 —  9,  99  99  ,9  O'OÖ 

„      1870 1        ,9       „  „  „        Oo2 

„      1871 6        „       9,  ,,  .        3-45 

„      1872 4        „       ,9  9.  9.        2-38 

durclischnittlich 1-6  und  das  Mortal.-Percent  0*87 

Nach  diesou  Vorhältnisszahlen  ist  also  das  99Mortalitats- 
perceut*',  welches  während  der  Jahre  1863 — 1870  0*55  Pereent 
als  höchste  Ziffer  aufweist,  im  Jahre  1871  plötzlich  auf  3'45 
gestiegen,  und  im  folgenden  Jahre  wieder  auf  2'38  Percent 
herabgesunken. — 

Der  Schulunterricht  wird  im  Judenauer  Waisenhause 
in  6  Classcn  ertheilt  und  es  ist  demselben  der  für  sechsclassige 
Volksschulen  vorgeschricljene  Lehrplan  zu  Grunde  gelegt.  Der 
Industrieunterricht  wird  in  vier  Abtheilungen  ertheilt. 

Die  Kinder  besuchen  las  zum  14.  Lebensjahre  die  Schule 
und  werden  nach  dem  Austritte  aus  derselben  bis  zum  vollen- 
deten 16.  Jahre  für  Haus-  und  Gartenarbeiten,  sowie  in  anderen 
zum  seli)stäudig(m  Fortkummen  uoth  wendigen  Hand- und  Geschäfts- 
arbeiten ausgebildet.  Gewöhnlich  verlässt  der  Zögling  mit  dem 
vollendeten   16.  Lebensjahre  die  Anstalt. 

Die  Tagesordnung  des  Institutes  in  Judenau  ist  mit 
wenigen  l'nterschieden  dieselbe  wie  jene  des  Waisenhauses 
in  Wien.  ''') 

•*''^)  Dif  uio.ssoiTMi  Mädchon  steinen  während  der  wärmeren  Jahres- 
zeit (vom  Mai  h\s  ICiido  S<']»t<'inber)  um  :>  Ulir,  in  der  kälteren  Jahreszeit 
(vom  Octol)or  bis  Ende  April)  um  %(>  Uhr  Morgens  auf:  die  kleineren 
Mädchen  um  eine  halbe  Stund»;  sj>äter.  Nach  dem  Ankleiden  wird  das 
Morgenufebet  veirichtot  und  das  Frühstück  eingenommen. 

Von    6'/j    bis    7    Uhr    haben    die    Kinder    der    h.    Messe     beizu- 
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Die  Ausgaben  für  die  beiden  k.  k.  Waisenaustalten 
bestehen:  in  den  Auslagen  fiir  die  Besoldung  des  Dienstper- 
sonales, für  Schul-,  Spitals-  und  Kanzlei-Erfordernisse,  in  Aus- 
lagen für  Beistellung  der  Kost,  Kleidung,  Wäsche  und  Bettein- 
richtung, Beheizung  und  Beleuchtung  der  Anstalt,  für  diverse 
Anschaffungen  und  Reparaturen  an  den  Anstaltsgebäuden. 

Diese  Auslagen  werden  zum  Theile  aus  den  Interessen  der 
hiezu  bestimmten  bereits  erwähnten  Stiftungen,  im  Uebrigen  aber 
aus  dem  unter  der  Verwaltung  der  n.-ö.  Statthalterei  stehenden 
k.  k.  „Waisenhausfonde"  bestritten,  dessen  Einnahmen  in  Capi- 
talsinteressen,  in  freiwilligen  Beiträgen,  dem  Zinserträgnisse  der 
dem  Fonde  gehörigen  Häuser,  in  Verpflegsgelderu  und  anderen 
Ersätzen  und  in  zufalligen  Empfangen,  wie  Legate,  Geschenke  etc., 
bestehen.  — 

Es  folgt  nun  eine  Zusammenstellung  der  im  Deeennium 
1863—1872  für  die  beiden  k.  k.  WaisL-nhäuser  in  Wien  und 
Judenau  überhaupt  gemachten  Ausgaben,  dann  jeuer  Beträge, 
auf   welche    im  Durchschnitte    die  Verpflegung  eines  Zöglings 


wohnen;  dio  Zeit  von  7  bis  %H  ist  der  Vorbeii'itung:  für  die  Schule,  jene 
von  %8  Uhr  bis  10y4  Thr  dem  mit  Einsehaltunir  der  vorgeschriebenen, 
zur  Erholung-  der  Kinder  bestimmten  Pausen  abzuhaltenden  Schulunter- 
richte ge^\idmet. 

Um  11  Uhr  ist  Mittagstisch.  Die  Zeit  von  12  bis  1  Uhr  ist  zur 
freien  Bewegung  der  Kinder  im  Austaltsgarten,  jene  von  1  bis  */j4  Uhr 
zur  Handarbeit  in  dt-n  dazu  b»'stimmten  Localitäten  bestimmt:  um  y,4  Uhr 
wird  die  Jause  eiugenommm:  von  4  l)is  (i  Uhr  ist  Schulunterricht.  Um 
7  Uhr  Abends  wird  das  Abendessen  eingenommen,  worauf  die  Kinder  nach 
einer  zum  Ausgange  oder  zur  Kecreatiou  bestimmten  Stunde  um  8  Uhr 
nach  Verrichtung  des  Abcndgob»'tes  zur  Ruhe  geführt  werden. 

Auch  in  dieser  An.>taU  ist  an  jedem  Mittwoch  und  Samstag  keine 
Schule.  An  Sonntagen  werden  bei  günstiger  Witterung  weitere  Sj>aziergänge 
gemacht. 

Die    übrigbleibende  Zeit    können    die  Mädehen  heliebig  zum  Lesen, 
zu  leichteren  Handarbeiten,  z.  B.  Sticken,  Stricken  oder  Häkeln,   oder  zur 
Ausarbeitung     von    Schulaufgaben     verwenden.    Mädchen    im    Alter     von 
14 — IT)    Jahren,    welche    nicht   mehr   schulptlichtig  sind,  vf 
öchriften  entsprechend  zu  den  verschiedenen  Handarbeiten  h 
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zu  stehen  kam,  femer  über  die  Zahl  der  unentgeltlich,  d.  h. 
auf  Kosten  diverser  Fonde  oder  Stiftungen  Verpflegten  und 
über  die  Summe  der  Auslagen  für  diese  »^unentgeltliche  Ver- 
pflegung". 

Zahl  der  an- 
Durchschnitt-   entgeltlich,   Auslagen  für 
liehe   Jahres-    d.  h.  auf  Ko-     die  unent- 

auslage  fär     sten  von  Fon- 
einenZögling   den  oder  Stif- 
tungen Ver- 
fl. 


Jahr 


1863. 
1864. 
1865. 
1866. 
1867. 
1868. 
1869. 
1870. 
1871. 
1872. 


Summe 
der  Ausgaben 


geltliehe 
Verpflegung 


fl.         kr. 

155.396  06 
155.633  54 
137.618  07 
135.568  28 
101.973  41 
109.278  32 
149.495  89 
123.044  38 
107.188  30 
193.990  02 


kr. 
199  90 

198  29 
188  03 

199  81 

200  28 
199  21 
199  21 
199  21 
215  08 
222  68 


pflegten 

465 
430 
395 
423 
381 
363 
382 
386 
383 
387 


fl.  b. 
92.953  50 
85.264  70 
74.271  85 
84.519  63 
76.306  68 
72.313  23 
76.098  22 
76.895  06 
82.375  64 
86.177  16 


durchschnittlich     136.918  63         202  17 
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80.717  56 


3.  Die  communalen  Waisenhäuser. 

Es  wurde  bereits  bei  Besprechung  der  kaiserlichen  Waisen- 
häuser (Seite  445)  erwähnt,  dass  das  k.  k.  Waisenhans  Ar 
Knaben  in  Wien  im  Jahre  1857  der  „Congregation  der  Brflder 
christlicher  Schulen"  zur  Leitung  übergeben  worden  ist,  bei 
welcher  Gelegenheit  die  in  der  Anstalt  befindlichen  „Waisen- 
mädchen"  nach  Judcnau  versetzt  und  daselbst  den  aus  Baiern 
berufenen  „Schulschwestem"  zur  Erziehung  übergeben  wurden. 
Dieser  Umstand  gab  den  Anlass  zur  Gründung  der  commu- 
nalen Waisenhäuser. 

In  Folge  dieser  Versetzung  der  „Waisenmädehen",  wodurch 
dieselben  von  ihren  Angehörigen  entfernt  wurden,  ist  näm- 
lich  unter   Hinweis,    dass    sich    die   im  k.  k.  Waisenhause  in 
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Wien  befindlichen  „Waisenknaben"  mancher  Wohlthaten  erfreuen, 
deren  die  Waisenmädchen  in  Folge  ihrer  Entfernung  von  Wien 
nun  entbehren  müssen,  in  der  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom 
7.  Mai  1861  der  Antrag  gestellt  worden:  „der  Oemeinderath 
möge  dahin  wirken,  dass  die  Wiener  Waisenmädchen  unter  die 
Obhut  der  Commune  gebracht  werden." 

Die  Section  des  Oemeinderathes,  welcher  dieser  Antrag 
zur  Erörterung  zugewiesen  wurde,  fasste  in  Anerkennung  der 
Wichtigkeit  und  Tragweite  desselben  den  Beschluss,  die  Be- 
rathung  und  Berichterstattung  darüber  mit  dem  gesammten 
Waisenwesen  in  Verbindung  zu  bringen,  und  die  bei  demselben 
dringend  gewordenen  Reformen  anzubahnen.  Es  ist  daher  zur 
Behandlung  des  Gegenstandes  und  der  hiefür  nöthigen  Vor- 
arbeiten eine   eigene  Commission   eingesetzt  worden. 

Bei  Prüfung  der  nöthigen  Vorfragen  wurde  durch  die 
Erhebungen  festgestellt,  dass  die  Commune  nicht  verpflichtet 
sei,  eine  bestimmte  Anzahl  von  Waisen  für  Rechnung  des 
„Versorgungsfondes'^  in  das  kaiserliche  Waisenhaus  abzu- 
geben. ***)  Es  wurde  weiters  constatirt,  dass  der  Commune  jeder 
Einfluss  auf  die  Erziehung  und  den  Unterricht  der  in  den 
kaiserlichen  Waisenhäusern  zu  Wien  und  Judenau  unterge- 
brachten Kinder  mangle.  Es  wurde  femer  hervorgehoben,  dass 
die  klösterliche  Behandlung  und  die  strenge  Abschliessung  von 
der  Aussenwelt  in  den  bestehenden  Waisenanstalten  ***)  nicht 
geeignet  sei,  den  Kindern  zu  ersetzen,  was  ihnen  das  Schick- 
sal geraubt,  nämlich  die  leitende  Hand  des  Vaters,  die 
anermüdliche  und  liebevolle  Sorgfalt  des  mütterlichen  Herzens 
und  den  wohlthätigen  Einfluss  eines  geordneten,  sittlichen 
Familienlebens. 

In  Berücksichtigung  dieser  Verhältnisse  i^urden  in  der 
Sitzung  des  Gemeinderathes  vom  24.  September  1861  folgende 
Beschlüsse  gefasst: 

***)  Regierungsdecret  vom  20.  April  1846. 

*^)  Die  in  Judenau  befindliclien  Waisenmädchen  durften  mit  ihren 
Angehörigen  nur  in  Gegenwart  einer  dritten  Person  sprechen. 
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„Es  sei  Aufgabe  des  Gemeinderathes  dahin  zu  wirken,  dass  das 
gesammte  Waisenversorgungswesen  baldigst  unter  die  alleinige 
Obhut  der  Commune  gelange." 

„Die  in  Judenau  befindlichen  Waisenm&dchen  sollen  baldmögliebt 
in  Privatp flöge  nach  Wien  zurückgebracht  werden." 

„Es  sollen  kleine,  jedes  äusseren  Prunke»  entbehrende,  jedoch  mi 
kleinen  Gärten  versehene  Waisenhäuser  errichtet  werden,  in  welehea 
höchstens  40 — 50  Kinder  untergebracht  werden  sollen.  Zwei  solche  Waisen* 
häuser  sollen  sogleich  als  ,^Musteranstalten"  errichtet  werden,  das  eine 
für  Knaben,  das  andere  für  Mädchen.  Diese  Waisencolonien  sollen,  wo 
möglich,  in  der  Nähe  einer  Volksschule  errichtet  werden,  in  welcher  die 
Kinder  den  Unterricht  gleich  den  anderen  Kindern  der  Bevölkerung  Wiens 
unverkürzt  geniessen  sollen.  Dieselben  sollen  einem  verheirateten  Pädagogen 
zur  Ueberwachung  übergeben  und  unter  eine  entsprechende,  vom  Gemeinde- 
rathe  zu  regelnde  Aufsicht  gestellt  werden." 

,.6is  zur  Errichtung  der  beantragten  Communal- Waisenhäuser  soll  zur 
Ueberwachung  der  inzwischen  von  der  Commune  in  Privatpflege  und  Ver- 
sorgung gegebenen  Waisen  das  Institut  der  Waisenväter,  dessen  Mit- 
glieder fortan  den  Titel  „Wiener  Waisenväter"  zu  führen  haben,  reorganisirt 
und  mit  neuen  Instructionen  und  Vollmachten  versehen  werden.^ 

„Zur  Durchführung  dieser  Massregeln  endlich  soll  eine  eigene 
Commission  eingesetzt  werden." 

Demzufolge  ist  der  Magistrat  mit  dem  Gemeinderaths- 
Beschlüsse  vom  15.  Öctober  1861  beauftragt  worden,  keine 
Waisenkinder  mehr  in  das  k.  k.  Waisenhaus  zu  geben,  sondern 
dieselben  nach  Möglichkeit  in  „Privatpflege"  unterzubringen  und 
wo  dies  nicht  anginge,  von  Fall  zu  Fall  dem  Gemeinderathe 
die  Anzeige  zu  erstatten. 

Auf  Grund  des  Vortrages  der  erwähnten  Waisencommission 
über  die  Errichtung  eines  „Musterwaisenhauses"  wurde  sohin 
in  der  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom  17.  Jänner  1862  der 
Beschluss  gefasst,  dass  das  I.  Communal- Waisenhaus  blos  für 
„Mädchen"  bestimmt  sein  und  Räumlichkeiten  zur  Unterbringung 
von  50  Waisenkindern  haben  sollte.  Dasselbe  ist  im  Hause 
Nr.  67  (jetzt  92)  auf  der  Kaiserstrasse  im  VIT.  Bezirke  am 
1,  October  1862  eröffnet  worden. 

Nachdem  der  oben  angeführte  Beschluss  gefasst  worden 
war,  trat  zunächst  die  Frage  heran,  in  welcher  Weise  die  Aus- 
speisung der  Kinder  in  den  „Waisenhäusern"  erfolgen  sollte. 
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In  den  communalen  „Versorgungsanstalten"  ^  wird  dieselbe 
durch  den  Traiteur  der  Anstalt,  welcher  über  Verlangen  der 
Pfründner  denselben  die  Kost  gegen  tarifmässig  festgesetzte 
Preise  zu  yerabreichen  hat,  besorgt.  Abgesehen  davon,  dass  in 
dem  zu  eröffnenden  „Waisenhause"  keine  Wohnung  für  den 
„Traiteur"  vorhanden  war,  weshalb  derselbe  die  Kosten  für  die 
Wohnung  bei  seinen  Ansprüchen  hätte  in  Rechnung  bringen 
müsseUj  wnrde  auch  der  Umstand  in  Betracht  gezogen,  dass 
der  Gewinn  eines  Traiteurs,  durch  welchen  derselbe  in  den  Stand 
gesetzt  wird,  die  Speisen  um  billigere  Preise  zu  liefern,  in 
einem  grossen  Absätze  von  Speisen  und  namentlich  auch  in 
dem  Absätze  von  Getränken  bestehe,  auf  welche  aber  ein 
Traiteur  bei  der  Ausspeisung  von  50  Kindern  nicht  rechnen 
könne. 

Ausserdem  war  es  die  Intention  der  Commission,  dass  der 
als  „Leiter  der  Anstalt"  aufzustellende  Pädagoge  mit  seiner 
Gattin  bei  den  Waisenkindern  Vater-  und  Mutterstelle  vertreten 
solle.  Beide  sollten  daher  mit  den  Kindern  speisen,  ihnen  die 
Speisen  selbst  verabreichen,  die  Kinder  an  ein  geregeltes  Familien- 
leben und  namentlich  die  älteren  Mädchen  daran  gewöhnen, 
sich  auch  in  der  Küche  den  leichteren  Verrichtungen  zu  unter- 
ziehen. 

Es  wurde  daher  beschlossen,***)  dem  Leiter  des  Waisen- 
hauses im  Vereine  mit  seiner  Gattin  das  Ausspeisen  der 
Waisenkinder  nach  einer  vom  Gemeinderathe  beschlossenen 
„Speiseordnung"  versuchsweise  auf  ein  Jahr  zu  überlassen.  Dem- 
selben sollte  es  als  Hausvater  überlassen  bleiben,  den  Kindern, 
die  auf  Grund  der  Speiseordnung  zu  verabfolgende  Kost  (deren 
Quantität  nur  approximativ  angegeben  wurde)  nach  Bedarf  zu  ver- 
abreichen und  die  verabreichte  Kost  monatlich  unter  Controle  des 
Magistrates  und  der  Buchhaltung  zu  verrechnen. 

Weiters  wurde  beschlossen,  dass  der  vor  der  Hand  provi- 


**•)  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom  28.  August  1862. 
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sorisch  auf  ^n  Jahr  zu  bestellende  Hausvater  ^^^  sammt  Familie 
freie  Wohnung,  Licht,  Holz,  Wäsche  und  Kost  und  an  Gehalt 
600  fl.  ö.  W.  beziehen  solle. 

Leitet  die  Oattin  des  Hausvaters  den  in  der  Anstalt  in 
ertheilenden  Unterricht  in  den  „weiblichen"  Arbeiten  selbst, 
so  solle  sie  hiefur  200  fl.  ö.  W.  als  Besoldung  beziehen.  Wird 
dieser  Unterricht  nicht  von  der  Gattin  des  Leiters  ertheilt,  so 
bezieht  diesen  Gehalt  pr.  200  fl.  nebst  Kost  die  hiezu  bestellte 
Lehrerin. 

Mit  einem  weiteren  Beschlüsse  des  Gemeinderathes  vom 
11.  Juni  1872  ist  sohin  der  Gehalt  des  Waisenhausvaters  in 
diesem  ersten  Waisenhause  von  600  fl.  auf  800  fl.  und  die 
Entlohnung  seiner  Frau  von  200  fl.  auf  300  fl.  erhöht  worden, 
nachdem  die  Anzahl  der  Kinder  mittlerweile  von  50  auf  100 
gestiegen  war.  **•) 


^*^)  Bei  dem  Umstände,  als  die  Anstalt  schon  am  1.  October  1862 
eröffnet  wurde,  war  damals  bei  Besetzung  dieser  Stelle  von  der  Ausschrei- 
bung eines  „Concurses^  Umgang  genommen  worden,  um  durch  die  möglichst 
rasche  Ernennung  des  Hausvaters  diesen  in  den  Stand  zu  setzen,  das  vor 
der  Eröffnung  der  Anstalt  Erforderliche  noch  rechtzeitig  einzuleiten. 

***)  Bezüglich  des  Gehaltes,  der  Pensionsansprüche  und 
der  Diensteskategorie,  in  welche  die  Waisenhausväter  einzureihen 
sind,  hat  der  Gemeindcrath  in  der  Sitzung  vom  1.  Februar  1878  nach- 
folgende Beschlüsse  gefasst: 

1.  Die  "Waisenhausväter  werden  in  die  Diensteskategorie  der  Ver- 
sorgungsfonds-Beamten eingereiht,  wo  sie  einen  eigenen  Status  ohne  Rang- 
abstufung unter  sich  bilden,  t.  Sie  unterstehen  der  „Dienstpragmatik*^ 
unter  Aufhebung  der  bezüglichen  Bestimmung  des  Art.  III  der  Dienst- 
pragmatik und  sind  unmittelbar  dem  Magistrate  untergeordnet.  3.  Das 
Ansuchen  um  Zuweisung  von  Quinquennalzulagen  wird  abgewiesen.  4.  Der 
„Gehalt"  der  Waisenväter  bleibt  gleichmässig  mit  800  fl.  normirt.  5.  Zur 
Bemessung  der  „Pension"  eines  Waisenhausvaters  wird  ein  Gesammtbezug 
von  1500  fl.  als  Basis  angenommen.  6.  Derselbe  Bezug  wird  bei  Bemes- 
sung der  Pension  der  Witwen  und  Waisen  in  Anrechnung  gebracht.  7.  Bei 
Pensionirung  der  Waisenhausväter  wird  die  anrechenbare  „Dienstzeit^ 
in  jedem  einzelnen  Falle  nach  den  Bestimmungen  des  Pensionsnormales 
für  städtische  Beamte  und  Diener  berechnet.  8.  Bei  Pensionirung  der 
Waisenhausväter  findet  die  Pensionsvorschrift  für  städtische  Beamte  sinn- 
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In  der  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom  2.  September  1862 
war  die  Instruction  für  den  Hausvater  des  ersten  commu- 
nalen  Waisenhauses  und  die  für  dasselbe  aufzustellende  Haus- 
ordnung beschlossen  worden.  Diese  beiden  Normalien  lauten 
wie  folgt: 

Instruction 
iur  den  Hausvater  des  I.  Communal-Waisenhauses  für  Mädchen. 

Das  Waisenhaus  soll  eine  wohlgeordnete  Familie  bilden,  die  Waisen 
nicht  nur  ihre  leibliche  Verpflegung  erhalten,  sondern  auch  religiös  und 
sittlich  erzogen  werden.  Es  sollen  demnach  die  Keime  zur  Sittlichkeit,  die 
in  der  Familie  als  Liebe,  Vertrauen  und  Ehrfurcht  des  Kindes  den  Eltern 
gegenüber  sich  kundgeben,  in  dem  Waisenhause  entwickelt  und  gefordert 
werden,  wozu  allemÄchst  nothwendig  ist,  dass  der  Hausvater  durch  Religio- 
sität und  Qewissenhaftigkeit  als  Muster  dastehe  und  durch  Liebe  und 
Treue  die  Achtung  seiner  Pfleglinge  sich  erwerbe. 

Wie  in  der  Familie  die  natärlichen  Eltern,  muss  der  Hausvater 
sowohl  als  die  Hausmutter  den  Mittelpunkt  ausmachen,  zu  dem  die  Waisen 
darch  sittliche  Bande  sich  hingezogen  fühlen.  Der  Hausvater  hat  also  für 
das  leibliche  Qedeihen  der  Waisen  durch  deren  äussere  Verpflegung  und 
für  die  sittliche  Entwicklung  seiner  Pflegekinder  bestens  zu  sorgen.  Die 
Obliegenheiten  und  Päichten  des  Hausvaters  sind  somit  folgende. 

§.  1.  Der  Hausvater  hat  nach  den  Anordnungen  des  Gemeinderathes 
unter  Controle  des  Magistrates  und  der  Buchhaltung  für  die  ganze  Verpfle- 
gung, Bekleidung  und  die  sonstigen  Erfordernisse  der  Waisen  Sorge  zu  tragen. 
£r  hat  die  nöthigen  Einkäufe  aller  Bedarfsartikel  selbst  zu  besorgen,  hiebet 
die  möglichste  Oekonomie  zu  beachten,  eine  ordnungsmässige  Vorbuchung 
nach  den  ihm  von  der  Buchhaltung  vorgelegten  Formularien  zu  fuhren, 
sodann  allmonatlich  dem  Magistrate  eine  genaue  schriftliche  Rechnung  zu 
legen  und  dieselbe  mit  den  nöthigen  Ausweisen  und  Belegen  zu  adjustiren. 

§.  2.  Er  fuhrt  ein  genaues  Inventar  über  sämmtliche  Geräthschaften 
der  Anstalt,  über  den  Vonath  der  Haus-  und  Leibwäsche,  Kleidungsstücke 


gemässe  Anwendung.  9.  Dasselbe  findet  statt  bei  Pensionirung  der  Witwen, 
und  Waisen  derselben. 

Die  Frage,  ob  die  Gattin  eines  Waisenhausvaters  einen  doppelten 
Pensionsanspruch  habe,  nämlich  nach  dem  Gehalte  des  Waisenhausvaters 
und  nach  ihrem  eigenen  Gehalte  wurde  dahin  entschieden,  dass  dies  nicht 
der  Fall  sei,  da  die  Waisonhausmutter  nur  Unterricht  in  weiblichen  Hand- 
arbeiten ertheilt  und  daher  nicht  in  die  Kategorie  der  definitiven,  also 
pensionsfHhigen  Lehrerinnen  gehört. 
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der  Waisen,  wie  überhaupt  über  Alles,  was  an  die  Anstalt  abgeliefert 
worden  ist. 

§.  3.  £r  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Einrichtungsstücke  des 
Hauses,  sowie  die  Wäsche  und  Kleidung  der  Kinder  stets  in  brauchbarem 
Stande  sind. 

§.  4.  £r  hat  sein  Augenmerk  vorzüglich  auf  Reinlichkeit  zu  richten, 
und  zwar  in  Betreff  aller  Räumlichkeiten  und  Geräthe  des  Hauses,  sowie 
auch  in  Bezug  auf  die  körperliche  Reinlichkeit  der  Pfleglinge  und  ilirer 
Bekleidung. 

§.  5.  Es  liegt  ihm  die  unmittelbare  Aufsicht  über  das  Gebäude  der 
Anstalt  ob,  daher  es  ihm  zur  Pflicht  gemacht  wird,  über  die  ordentliehe 
und  reinliche  Instandhaltung  des  Gebäudes  zu  wachen  und  die  ihm  ah 
nöthig  erscheinenden  Reparaturen  zur  Kenntniss  des  Magistrates  zu  bringen. 

§.  6.  Da  ihm  als  Leiter  der  Anstalt  die  Hausmutter,  die  Lehrerin 
und  die  ihm  beigegebenen  Gehiltinnen  untergeordnet  sind  und  seinen  Anord- 
nungen nachzukommen  haben,  ist  es  seine  unabweisliche  Pflicht,  dahin  zu 
wirken  und  darüber  zu  wachen,  dass  die  Hausmutter  (auch  in  dem  FaUe> 
als  sie  zugleich  das  Amt  einer  Lehrerin  bekleidet)  und  die  Gehilfinnen  die 
Waisenmädchen  einige  Zeit  hindurch  beim  Waschen,  Kämmen  und  Ankleiden 
unterstützen,  bis  sie  diese  Geschäfte  unter  Aufsicht  ordentlich  selbst  zu  ver- 
richten gewohnt  sind. 

§.  7.  Er  hat  weiters  dahin  zu  sorgen,  dass  die  grösseren  Waisen- 
mädchen zur  Verrichtung  häuslicher  Geschäfte,  die  ihren  Kräften  angemessen 
sind,  angehalten  werden.  Unter  den  häuslichen  Geschäften  sind  gemeint: 
Trinkwasserholen,  Reinigung  der  eigenen  Kleider,  Leuchter-  und  Lampen- 
putzen,  Tischdecken,  Essbesteckereinigen,  Dienste  im  Hause  und  in  der 
Küche,  dem  Alter  angemessen. 

§.  8.  Eine  seiner  wichtigsten  Aufgaben  ist  der  Wiederholungsunter- 
richt in  der  Anstalt  selbst;  er  hat  täglich  die  Kinder  über  das  zu  Lernende 
abzuhören  und  ihre  ausgearbeiteten  Aufgaben  durchzusehen. 

§.  9.  Als  sittlichen  Erziehungsbehelf  hat  er  ein  Sittenbuch  vonu- 
legen,  worin  er  das  sittliche  Verhalten  sowohl,  als  auch  den  Fleiss  und  Fort- 
gang des  Zöglings  sowohl  in  der  Schule  als  im  Hause  zu  verzeichnen  hat. 

§.  10.  Im  Falle,  dass  sich  ein  Waisenmädchen  eines  grösseren  Ver- 
gehens schuldig  gemacht  hat,  wobei  jeder  Aufschub  für  die  Anstalt  gefähr- 
lich werden  könnte,  hat  der  Hausvater  die  Anzeige  davon  sofort  dem 
Bürgermeister  zu  machen. 

§.  11.  Im  Falle  der  Erkrankung  eines  Kindes  hat  er  dasselbe  aul 
das  eigens  eingerichtete  Marodezimmer  zu  bringen  und  den  bestimmten 
Arzt  holen  zu  la^ssen.  Falls  der  Arzt  erklären  sollte,  dass  bei  dem  erkrankten 
Kinde  eine  ansteckende  oder  eine  länger  andauernde  Krankheit  zu  befürchten 
sei,  hat   er  dasselbe   in   ein   dem  Alter  des  Kindes   entsprechendes  Spital 
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transportiren  und  daselbst  auf  Kosten  der  Commune  behandeln  zu  lassen.  ^*^) 
Es  wird  ihm  überdies  obliegen,  sich  täglich  von  dem  Befinden  des  Kindes 
zu  überzeugen. 

§.  12.  Seine  heiligste  Pflicht  wird  es  sein  und  bleiben,  beim  Aus- 
tritte eines  Waisenmädchens,  falls  nicht  dessen  Vormund  oder  dessen  Ver- 
wandte eine  andere  Bestimmung  getroffen  haben,  für  dasselbe  in  einem  ordent- 
lichen Hause  einen  Dienst  zu  verschaffen.  Unter  allen  Umständen  jedoch 
hat  der  Hausvater  unmittelbar  vor  dem  Austritte  eines  Waisenmädchens 
dem  Gemeinderathe  bekannt  zu  geben,  welche  Verfügung  bezüglich  dieses 
Mädchens  getroffen  werden  soll.  **®) 

§.  13.  Der  Hausvater  hat  in  Gegenwart  des  Obmannes  der  Waisen- 
commission  und  zweier  Mitglieder  derselben  dem  Bürgermeister  den  feier- 
lichen Diensteid  zu  leisten,  dass  er  auf  Grund  dieser  Instruction  seinen 
Verpflichtungen  treu,  redlich  und  gewissenhaft  nachkommen  werde. 

§.  14.  Die  Oberaufsicht  über  das  Waisenhaus  führen  die  Mitglieder 
der  Waisencommission.  Diese  haben,  falls  sie  Uebelstände  wahrnehmen, 
selbe  nicht  selbstständig  abzuschaff'en,  sondern  im  Vereine  mit  ihrem  Obmanne 
zur  Kenntniss  des  Gemeinderathes  zu  bringen. 

Die  Hausordnung 

des  Communal- Waisenhauses  für  Mädchen  lautet  folgender- 
massen : 

§.  1.  Die  Waisenkinder  sollen  dem  Hausvater,  der  Hausmutter  und 
den  Lehrerinnen  für  weibliche  Handarbeiten  mit  Ehrfurcht  begegnen  und 
ihnen  Gehorsam  leisten. 


149)  Für  die  aus  den  städtischen  „Waisenhäusern'*  zur  Heilung  in 
einer  öffentlichen  Krankenanstalt  abgegebenen  erkrankten  ZögUnge  ist 
für  die  Dauer  ihrer  dortigen  Verpflegung  der  Betrag  von  5  fl.  to  kr.  monatlich 
oder  17*/,  kr.  ö.  W.  per  Tag,  wie  dies  bereits  rücksichtlich  der  in  „Privat- 
pflege'* befindlichen  Waisenkinder  üblich  ist,  als  theilweiser  Verpflegs- 
kostenersatz    abzuführen.    (Gemeinderaths-Beschluss  vom  4.  Jänner  1867.) 

Auf  Grund  der  im  Jahre  1875  erfolgten  Erhöhung  der  „Kostgeld- 
quote" von  5  fl.  25  kr.  auf  8  fl.  wurde  mit  Beschluss  des  Gemeinderathes 
vom  28.  März  1876  auch  die  Quote  für  die  erkrankten,  in  einer 
Heilanstalt  befindlichen  Waisenhauszöglinge  auf  monatlich  8  fl.  erhöht. 

*••)  Zöglinge,  welche  aus  der  Waisenversorgung  direct  in  einen 
„Dienst"  treten,  erhalten  bei  ihrem  Austritte:  2  neue  Hemden,  2  Paar 
Strümpfe,  1  Unterrock,  1  Kleid,  1  Tuchjoppe,  1  Schürze,  2  Sacktücher, 
1  Kotzentüchel,  1  Halst üchel,  1  Häubchen,  1  Paar  Handschuhe,  1  Finger- 
hut, \  Schere,  1  Staubkamm,  1  Frisirkamm,  1  Zahnbürste  und  1  Koffer. 
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§.  2.  Das  Zeichen  zum  Aufstehen  wird  fUr  die   grösseren  ZögH^g« 

m  Sommer   um  5  Uhr,  für  die  kleineren  um  halb  6  Uhr,  im  Winter  für 

die  grösseren  um  6  Uhr,  für  die  kleineren  um  halb  7  Uhr  Früh  gegekL 

§.  3.  Unmittelbar  nach  dem  Aulstehen  wird  eine  halbe  Stunde  ver- 
wendet zum  Anziehen,  Waschen,  Kämmen ;  die  grösseren  M&dchen  machen 
m  Vereine   mit  den  Gehilfinnen  die  Betten,   die  Fenster  der  Sehli^zimmer 
werden,  sobald  die  Zöglinge  dieselben  verlassen  haben,  zum  Lüften  geöinet. 

§.  4.  Die  älteren  Mädchen  helfen  den  Tisch  zum  Frühstück  decken, 
ebenso  bei  Bereitung  des  Frühstücks  und  beim  Anziehen  der  jüngeren. 

§.  5.  Am  Frühstück  hat  nur  der  Zögling  Theil,  der  rein  und  ordent- 
lich erscheint,  worauf  besonders  zu  achten  ist. 

§.  6.  Vor  Beginn  des  Frühstücks,  wie  vor  dem  Mittagmahle  und  Tor 
dem  Schlafengehen  wird  ein  kurzes,  gemeinschaftliches  Gebet  gehalten 
entweder  von  dem  Hausvater  oder  von  der  Hausmutter.  Die  Zeit  nach  dem 
Frühstücke  bis  zur  Schulstunde  ist  zum  Wiederholen  der  Schulaufgaben, 
zum  Abhören  derselben,  zum  Ordnen  der  Bücher  und  Schriften  für  die  Schule 
zu  verwenden. 

§.  7.  Nach  der  Schule  bekommt  jedes  Waisenmädchen  ein  Stückehen 
Brot.  Nach  dem  Genuss  desselben  sind  die  Schulaufgaben  fertig  zu  machen. 
Die  Kleinen,  die  etwa  noch  keine  Aufgaben  haben,  können  die  Zeit  im 
Sommer  im  Garten,  des  Winters  in  der  Stube  mit  Spiel  zubringen.  Von 
halb  12  bis  12  Uhr  ist  Erholungszeit. 

§.  8.  Um  12  Uhr  wird  das  Zeichen  zum  Mittagmahle  gegeben,  welchei 
nicht  viel  über  eine  halbe  Stunde  ausgedehnt  werden  soll.  Die  Zeit  nach 
dem  Essen  bis  zur  Schulzeit  können  die  Zöglinge  im  Garten  oder  im  Arbeitfi- 
saale  ohne  bestimmte  Beschäftigung,  jedoch  unter  Aufsicht  zubringen. 

§.  9.  Nach  der  Schule  erhält  jedes  Waisenmädchen  das  Vesperbrot; 
sodann  folgt  eine  halbe  Stunde  Erholungszeit,  von  4  bis  6  Uhr  weibliehe 
Hand-  und  Schularbeit.  Die  Zeit  von  6 — 8  Uhr  wird '  mit  Ausgang  oder 
Spiel  zugebracht. 

§.  10.  Um  8  Uhr  erhalten  die  Kinder  ein  einfaches  Abendessen  und 
um  9  Uhr  wird  das  Zeichen  zum  Schlafengehen  gegeben;  die  grösseren 
Mädchen  müssen  beim  Auskleiden  der  kleineren,  beim  Putzen  der  Schuhe 
und  den  Vorbereitungen  für  den  folgenden  Morgen  behilflich  sein. 

§.11.  Nach  dem  Schlafengehen  soll  in  dem  Schlafzimmer  die  grösite 
Ruhe  herrschen. 

§.  12.  An  den  schulfreien  Wochentagen  ist  nach  gemachten  Schul- 
aufgaben mit  weiblichen  Handarbeiten  und  sonstigen  häuslichen  Geschäften 
die  freie  Zeit  zu  gemeinschaftlichem  Ausgange  oder  Spiel  zu  yerwenden. 
An  Sonn-  und  Festtagen  sind  die  Zöglinge  in  die  Kirche  zu  begleiten 
und  bleibt  an  diesem  Tage  die  übrige  Zeiteintheilung  dem  Hausvater 
überlassen. 
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§.  13.  An  Sonn-  und  Feiertagen  kann  nach  eingehulter  Erlaubniss 
des  HansTaters  nach  Umständen  auch,  gestattet  werden,  dass  ein  Zögling 
bei  Verwandten  oder  Wohlthätern  einen  Besuch  abstatte.  In  solchen  Fällen 
haben  jedoch  die  Zöglinge  im  Sommer  um  8  Uhr,  im  Winter  um  7  Uhr  in 
die  Anstalt  zurückzukehren. 

§.  14.  Die  Waisenkinder  sind  bei  allen  ihren  Verrichtungen  im  Hause 
vom  Hausvater  und  von  der  Hausmutter  zu  überwachen,  auf  ihren  gemein- 
schaftlichen Ausgängen  zu  begleiten,  und  werden  von  den  Gehilfinnen  der 
Anstalt  in  die  Schule  und  aus  dieser  in  die  Anstalt  geführt. 

§.  \o.  Allfällige  Besuche  von  Seite  der  Verwandten,  Vormünder  oder 
Wohlthäter  der  Zöglinge  können  nur  an  Sonn-  und  Feiertagen  von  9 — 18  Uhr 
Vormittags  abgestattet  werden. 


Das  Resultat  der  Gebarung  in  dem  ersten  städtischen 
Waisenhause  in  Wien  konnte  nach  Ablauf  des  Probejahres  als 
ein  Yollkommen  befriedigendes  anerkannt  werden. 

Es  zeigte  sich,  dass  trotz  der  Neuheit  des  Institutes  die 
Kosten  per  Kopf  nur  177  fl.  20  kr.  ö.  W.,  somit  gegenüber 
den  an  die  n.-ö.  Statthalterei  für  die  im  k.  k.  Waisenhause 
untergebrachten  Zöglinge  entrichteten  204  fl.  um  26  fl.  80  kr. 
per  Kopf  weniger  betrugen.  Auch  zeigte  sich  die  geistige  Aus- 
bildung der  Waisenmädchen  in  diesem  Waisenhause  als  eine 
so  befriedigende,  dass,  obwohl  selbe  zunächst  der  Schule  und 
ihren  Lehrern  zuzuschreiben  war,  dem  Hausvater  und  dessen 
Gattin  fär  die  üeberwachung  des  Lernens  der  Waisenmädchen 
und  für  den  fleissig  ertheilten  Wiederholungsunterricht  die  An- 
erkennung von  Seite  des  Gemeinderathes  schriftlich  ausge- 
sprochen worden  ist.  ***) 

Um  die  Unterbringung  von  noch  25  Kindern  in  diesem 
Hause  zu  ermöglichen  und  gleichzeitig  auch  die  Räumlichkeiten 
für  die  bereits  untergebrachten  Kinder,  namentlich  den  Schlaf- 
saal derselben  zu  erweitem,  ist  zufolge  Gemeinderaths- Be- 
schlusses vom  30.  August  1864  ein  Zubau  bei  diesem  Waisen- 
hause ausgeführt  worden. 

Im  Jahre  1871  ist  dann  noch  der  linksseitige  Hoftract  des 


*••)  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom  27.  November  1863. 
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Hauses  verlängert  und  ein  zweites  Stockwerk  aufgesetzt  worden, 
wodurch  der  Stand  der  Zöglinge*  auf  100  erhöht  werden  konnte. 


Zur  Erbauung  des  zweiten  städtischen  Waisenhauses, 
welches  zur  Aufnahme  von  Waisenknaben  bestimmt  wurde, 
ist  im  Bezirke  Margarethen,  und  zwar  in  Matzleinsdorf,  ein  ent- 
sprechender Bauplatz  angekauft  worden. 

In  Bezug  auf  den  projectirten  Neubau  machte  die  Waiseo- 
haus-Comniission  im  Gemeinderathe  geltend,  dass  es  nach  den 
geraachteu  P>fahrungen  zweckmässiger  erscheine,  das  Knaben- 
waisenhaus nicht  für  50,  sondern  für  100  Zöglinge  zu  erbauen, 
indem  ein  Waisi'uvater  auch  für  die  letztere  Knabenzahl  genüge 
und  es  sich  l)lo8  darum  handeln  könne,  einen  oder  zwei  Auf- 
seher mehr  auzust(*llen. 

Dom  Autrage  der  Waisenhaus-Commission  gemäss  wurde 
denn  auch  in  der  Sitzung  vom  9.  Jänner  1863  der  Beschluss 
gefasst,  das  neue  \\'aisenhaus  in  Matzleinsdorf  für  100  Knaben 
zu  erbauen  und  einzurichten. 

Jedenfjills  war  bei  diesem  Beschlüsse  die  finanzielle 
Rücksicht  in  erster  Linie  massgebend,  denn  die  Ansicht,  dass 
(MU  Hausvater  bei  dem  Stande  von  100  Waisen  den  ihm  oblie- 
genden Pflicliten  g(\i::(niüber  dem  einzelnen  Kinde  in  demselben 
Masse  nachzukommen  in  der  Lage  sei.  als  er  dies  bei  einem 
Stande  von  nur  50  Kindern  zu  thun  vermag,  dürfte  wohl  ebenso 
problematisch  sein,  als  die  Voraussetzung,  dass  durch  diese 
gesteigerte  Anzalil  (Um*  in  einem  Hause  untergebrachten  Kinder 
das vonderWaisencoinmissionbea])sichtigte familiäre  Zusammen- 
leben gefördert  werden  könne. 

Bei  Besetzung  der  „Hausvaterstelle"  für  das  zweite  Waisen- 
haus wurde  (»in  Concurs  ausgeschrieben.  '^*) 


'•''^)  Sitzunir  dos  (i<'m<-in(l«Tathos  vom  27.  November  1863. 

Die  B(Miinq:iinL,'"»^n  (l«\s  ('onoiirses  waren  folgende. 

1.  Der  n«'U  anziLstt^Ui-ndt'  Hausvater  soU  ein  verheirateter  Schul- 
mann sein.  i\ii>  Altor  mm\  X>  Jahnen  bereits  erreicht  und  für  den  Fall,  als 
derseU)e  nicht  heroits  im  Communaldienste  steht,  das  Alter  von  40  Jahren 
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Die  Bestimmungen  der  Instruction  und  Hausordnung, 
^reiche  in  der  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom  25.  Februar  1864 
beschlossen  wurden,  sind  identisch  mit  den  in  dieser  Hinsicht 


nicht    Cibersehritten  haben.  Bei  einem  im  Dienste  der  Commune   stehenden 
Petenten  ist  das  Maximalalter  zur  Aufnahme  50  Jahre. 

%  Derselbe  wird  den  Titel  eines  Hausraters  des  zweiten  Wiener 
Waisenhauses  für  Knaben  führen. 

3.  Er  erhält  einen  Jahresgehalt  von  800  fl.  6.W.  und  hat  eineCaution 
von  800  fl.  5.  W.  zu  leisten,  bezüglich  welcher  der  Gemeinderath  sich  vorbeh&lt, 
in  besonders  rücksichtswürdigen  F&llen  davon  abzustehen.  Ausserdem  steht 
derselbe  im  Genüsse  einer  im  Waisenhause  befindlichen  Natural wohnung, 
dann  des  f&r  die  Wohnung  nOthigen  Brennholzes,  des  Beleuchtungsmateriales 
und  theilt  mit  den  ihm  unterstehenden  Zöglingen  des  Waisenhauses  die 
Kost  in  natura  sowohl  für  sich  als  auch  für  seine  Frau  und  Kinder,  so 
lange  die  letzteren  sich  unter  seiner  väterlichen  Obhut  befinden,  und  zwar 
nach  dem  für  die  Zöglinge  bestimmten  Speisentarife. 

4.  Nebst  allen  nöthigen  Ausweisen  über  seine  Berechtigung,  sich  um 
diese  Stelle  zu  bewerben  und  über  seine  sonstigen  Fähigkeiten  werden 
von  dem  anzustellenden  Hausvater  auch  noch  wenigstens  die  Zeugnisse 
Aiber  die  zurückgelegte  Unterrealschule  gefordert.  Musikalische  Kennt- 
nisse sind  erwünscht. 

5.  Der  Hausvater  hat  die  Obsorge  sowohl  für  das  physische  als 
auch  das  moralische  Gedeihen  der  Zöglinge,  er  hat  den  häuslichen  Wieder- 
holungsunterricht, dann  die  Oberaufsicht  über  das  ganze  Gebäude,  die  voll- 
ständige Instandhaltung  desselben  in  allen  seinen  Theilen  und  des  gesamm- 
ten  Fundus  instrtActus  zu  übernehmen  und  untersteht  wie  jeder  städtische 
Beamte  dem  Gemeinderathe. 

6.  Müsste  derselbe  in  der  Lage  sein,  die  ihm  zuerkannte  Stolle  mit 
seiner  Gattin  am  1.  Mai  1864  anzutreten. 

7.  Die  Gattin  des  Hausvaters  übernimmt  mit  der  Anstellung  des- 
selben die  Verpflichtung  der  Besorgung  und  Ueberwachung  aller  in  einem 
ordentlichen  Haushalte  der  Familienmutter  obliegenden  Geschäfte,  als: 
Erhaltung  der  Ordnung  und  Reinlichkeit  in  jeder  Richtung,  Instandhaltung 
des  Mobiliars  sowohl  der  Schlafzimmer  als  der  Küche,  der  Wäsche,  Betten 
und  der  Garderobe  der  Zöglinge,  Reinigung  der  Kinder,  Leitung  der  Wasch- 
anstalt, der  Küche,  sowie  die  Leitung  des  einer  Hausfrau  zukommenden 
ökonomischen  Theiles. 

8.  Für  die  Erfüllung  dieser  von  Seite  der  Hausmutter  übernommenen 
Pflichten  ist  allein  der  Gatte  streng  verantwortlich  und  sind  die  Folgen 
^iner  Vernachlässigung  derselben  einzig  und  allein  von  demselben  zu  tragen. 
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för    das    erste  ,, Waisenhaus    für  Mädchen'^    uormirten  Bestim- 
iDungen. 

Die  mit  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  der  Waisenkiiider 
noth wendigen  Abänderungen  sind  folgende: 

Dem  Hausvater  des  Waisenhauses  für  Knaben  sind  „Gehilfen'^  bei- 
gegeben. Er  hat  beim  Austritte  eines  Waisenknaben  denselben  bei  einem 
ordentlichen  Meister  als  „Lehrling^  unterzubringen.  Es  ist  auch  Pflicht  des 
Hausvaters,  Meister  ausfindig  zu  machen,  welche  aus  Liebe  zu  den  Waisen- 
kindern während  der  freien  Stunden  denselben  im  Zeichnen^  Cartonnage-, 
leichten  Drechsler-  und  Garten- Arbeiten  Unterricht  ertheilen  wollen,  um  sie 
in  solcher  Weise  für  ihren  künftigen  Beruf  praktisch  vorzubereiten. 

An  Stelle  dos  für  das  ,^ Waisenhaus  für  Mädchen^  normirten  Unter- 
richtes in  weiblichen  Handarbeiten  tritt  im  „Knaben- Waisenhause^  der 
Turnunterricht,  welcher  genau  nach  dem  von  dem  Gemeinderathe  für 
die  Volksschule  genehmigten  Organisationsplane  zu  ertheilen  ist. 

Die  Schüler  der  ersten  und  zweiten  Glasse,  dann  jene,  welche  wegen 
körperlicher  Gebrecheiv  an  dem  Turnunterrichte  nicht  theilnehmen,  endlich 
jene  Schüler,  welchen  an  bestimmten  Tagen  der  Turnunterricht  nicht  er- 
theilt  wird,   haben  diese  Zeit  dem  ,. Wiederholungsunterrichte"  zu  widmen. 

Die  Eröffnung  des  zweiten  Communal -Waisenhauses 
erfolgte  am  20.  Juni  1864.  *") 


Es  ist  daher   auch   die   zu   leistende  Caution  als  nur  von  dem  Hausvater 
erlegt  zu  betrachten. 

9.  Zur  Durchführung  aller  dieser  Obliegenheiten  wird  sowohl  dem 
Hausvater  als  auch  der  Hausmutter  das  nöthige  Hilfspersonale,  über  desseo 
Anzahl  die  Bestimmungen  noch  ofl'en  bleiben,  beigestellt.  *) 

10.  Eine  eigene  Instruction  sowohl  für  den  Hausvater  als  auch  für 
die  Hausmutter,  sowie  eine  besondere  Hausordnung,  nach  welcher  sich  tod 
Seite  der  Genannten  strenge  zu  halten  ist,  werden  denselben  die  weiteren 
Details  ihres  Wirkens  bezeichnen. 

*••)  In  der  Gemeinderaths- Sitzung  vom  27.  September  1870  ist  die 
Errichtung  eines  dritten  Waisenhauses  und  zwar  „für  Knaben^  und  in 
der   Sitzung   vom   82.    December    1871    der    Bau    desselben    im    Bezirke 


*)  Für  das  II.  städtische  Waisenhaus  sind  vier  Aufseher  mit  20  fl- 
Monatsbezug  systemisirt  worden ;  dieselben  sind  nach  einjähriger  zufrieden- 
stellender Dienstleistung  vom  Magistrate  in  Eid  zu  nehmen.  Einer  dieser 
Aufseher,  welchen  der  Waisenvater  zu  bestimmen  hat,  leitet  den  „Wieder- 
holungsunterricht^  bei  den  kleineren  Knaben  und  erhält  hiefiir  eine  monat- 
liche Zulage  von  5  fl.  (Gemeinderaths-Sitzung  vom  27.  Mai  1873). 
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Hinsichtlich  der  Aufnahme  in  die  städtischen  Waisen- 
häuser bestehen  folgende  Bestimmungen. 

Es  werden  in  dieselben  aufgenommen: 

1.  Kinder  hiesiger  Bürger,  Gewerbsleute,  Beamten  und 
Diener,  deren  Väter  gestorben  sind  und  kein  Vermögen  hinter- 
lassen haben; 

2.  Kinder,  welche  zu  Pflegeparteien  in  Pflege  zu  bringen 
sind,  wenn  für  dieselben  keine  geeigneten  Pflegeparteien  auf- 
gefunden werden  konnten,  oder  dieselben  wegen  Unfolgsamkeit 
und  Böswilligkeit  aus  der  Privatpflege  genommen  werden  mussten, 
oder  wegen  nicht  zu  erwartender  Besserung  in  eine  Privatpflege 
nicht  abgegeben  werden  können.  ***) 

Kinder,  welche  für  Rechnung  des  „allgemeinen  Ver- 
sorgungsfondes^  in  das  Waisenhaus  abgegeben  werden,  müssen 
ausserdem,  dass  sie  mittellos  sind,  1.  beide  Eltern  oder 
doch    wenigstens    den    Vater    durch  Tod   verloren   haben,***) 


Aisergrund   beschlossen    worden.     Die    EröfTnung    fand   am   7.    Ootober 
1874  statt. 

Am  6.  März  1877  wurde  der  Beschluss  gefasst,  ein  viertes  Com- 
munal- Waisenhaus  ,,fiir  Knaben^^  und  zwar  im  X.  Bezirke  zu  erbauen,  dessen 
Eröffnung  am  15.  April  1879  erfolgte. 

"*)  §.  44  der  Instruction.  Im  §.  29  der  neuen  Vorschrift  heisst  es: 
.,Kinder,  welche  weder  in  der  elterlichen  Pflege  belassen,  noch  bei  Privaten 
untergebracht  werden  können,  finden  Aufnahme  in  eigenen,  für  solche 
Kinder  bestimmten  Anstalten." 

**•)  In  der  Gemcindoraths  -  Sitzung  vom  15.  Februar  1870  wurde 
beschlossen,  dass  bei  der  Aufnahme  in  d<as  Waisenhaus  solche  Kinder, 
welche  gänzlich  verwaist  sind,  bei  sonst  gleichen  Verhältnissen,  den 
Vorzug  gemessen. 

§.  30  der  neuen  Vorschrift  lautet :  „Bei  der  Aufnahme  in  die  städtischen 
Waisenhäuser  haben  ganz  verwaiste  Kinder  vor  einseitig  verwaisten  Hßn 
Vorzug." 

In  der  Gemeinderaths  -  Sitzung  vom  24.  Jänner  1879  wurde  be- 
schlossen: In  die  städtischen  Waisenhäuser  sind  in  der  Regel  nur  solche 
Kinder  aufzunehmen,  welche  von  beiden  Seiten  verwaist  sind,  und  kann 
hievon  nur  in  ganz  besonders  rücksiehtswürdigen  Fällen  abgegangen 
werden.  „Findlinge",  welchen  bisher  die  Aufnahme  verscagt  war,  sind  wie 
andere  Waisen  zu  behand^'ln. 
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2.  wenigstens  6  Jahre  tilt,  *"}  3.  lernfähig,  4.  geimpft  umi 
5.  gesund  sein. 

Die  vorbezeichneten  Erfordernisse  zur  Aufnahme  sind  darch 
ein  legales  Aimuthszeugniss,  durch  die  Todtenscheine  beider 
Eltern,  respective  des  Vaters,  das  Tauf-,  Schul-,  Impfungs-  und 
Gesundheitszeugniss  des  Kindes  nachzuweisen. 

Hätte  das  Kind  die  natürlichen  Blattern  überstanden,  so 
muss  hierüber  ein  ärztliches  Zeugniss  beigebracht  werden.  **^ 

Als  im  Jahre  1867  der  Fall  eintrat,  dass  eine  Anzahl  der 
im  zweiten  Waisenhause  untergebrachten  Knaben  das  zum  Aas- 
tritte aus  dem  Waisenhause  bestimmte  Normalalter  erreichte, 
handelte  es  sich  um  Aufstellung  näherer  Bestimmungen  über 
die  Unterbringung  der  austretenden  Zöglinge  in  eine  Lehre. 

In  dieser  Hinsicht  wurden  in  der  Sitzung  des  Gemeinde- 
rathes  vom  18.  Jänner  1867  folgende  Beschlüsse  gefasst: 

1.  Die  Unterbringung  der  Zöglinge  des  Communal-Waisenhauses  (ür 
Knaben  in  eine  ,.Lehre"  ist  Pflicht  des  Waisenhausvaters.  **•) 

3.  Die  Zöglinge  soUen  in  der  Regel  erst  nach  zurückgelegtem 
44.  Lebensjahre  und  nach  absolvirter  zweiter  Classc  der  „UnterreaLschule- 
in  eine  „Lehre-*  abgegeben  werden.  Minderbefähigte  können  auch  schon  nach 
absolvirter  vierter  Classe  der  „Volksschule",  falls  sie  körperlich  hinlänglich 
entwickelt  sind,  in  eine  Lehre  gebracht  werden. 

Sollte  der  Fall  eintreten,  dass  es  dein  "Waisenhaus vat er  als  zweck- 
mässig erscheinen  wfirde,  einen  Zögling  vor  Absolvirung  der  vierten  Cla&se 
in  eine  Lehre  unterzubringen,  so  hat  der  Waisenhausvater  unter  Darlegung 
der  Gründe  die  Genehmigung  des  Magistrates  einzuholen.  ****) 


****)  Die  Aufnahme  von  Kindern  in  die  städtischen  Waisenhäuser 
vor  der  normalmässigen  Zeit  erfolgt  über  Vorschlag  des  Magistrates  durch 
die  „Waisencommission"  des  Gemeinderathes.  (GemeinderatliÄ-Beschlu&j 
vom  24.  Jänner  1879.) 

**')  §.  45  der  Instruction.  (§.  31  der  neuen  Vorschrift.) 

***)  Dieselbe  Bestimmung  normirt  der  §.  13  der  Instruction  für  den 
Hausvater.  Zufolge  Gemeinderaths- Beschlusses  vom  24.  Jänner  1879  ist 
bei  Entlassung  der  Waisen  aus  den  städtischen  Waisenhäusern  über 
die  beabsichtigte  weitere  Bestimmung  des  Kindes  die  Zustimmung  der 
^Waisencommission"  einzuholen. 

**®)  Die  Entlassung  von  Kindern  aus  den  städtischen  Waisen- 
häusern vor  der  normalmässigen  Zeit  erfolgt  über  Vorschlag  des  Magistratea 


3.  Die  Wahl  deb  (iewer])i\s  bleibt  dem  Zogiingi.'  selbst  übeilasseu 
und  hat  nur  in  dem  Falle,  ali>  die  körperlichen  und  L,^eis(ifcen  Eigenschafteu 
des  Zöglings  sich  durchaus  nicht  lür  das  gewählte  Gewerbe  eignen  würden, 
oder  wenn  der  Waisen vat er  die  Uebei^eugung  gewonnen  hätte,  dass  das 
gewählte .  Gewerbe  schon  in  nächster  Zukunft  nicht  mehr  ertragsfähig  sei, 
oder  wenn  endlich  sich  für  das  gewählte  Gewerbe  kein  Lehrherr  finden 
sollte,  der  Waisenhausvater  für  den  Zögling  ein  anderes,  der  Neigung  und 
den  Fähigkeiten  desselben  entsprechendes  Gewerbe  zu  wählen. 

4.  Der  WaisenhausvatiM'  hat  darüber  zu  wachen,  diuss  die  „Probe- 
zeit" nicht  über  die  Dauer  von  zwei  Monaten  ausgedehnt  und  si'inerzeit 
in  die  Lehrzeit  eingerechnet  wcr«ie.  Sollte  ein  zur  Probe  gegebener  Zögling 
von  dem  Lehrherrn  der  Anstalt  zurückgegeben  werden,  so  ist  derselbe 
möglichst  bald  in  eine  andere  Lehre  unterzubringen.  Sollte  der  Fall  ein- 
treten, dass  ein  Zögling  wegen  Unfähigkeit  oder  Mangel  an  gutem  Willen 
wiederholt  der  Anstalt  zurückgegeben  wurde,  so  ist  hierüber  die  Anzeige 
an  den  Magistrat  zu  erstatten. 

5.  Sobald  die  Probezeit  zur  Zufriedenheit  beider  Theile  abgelauten 
ist^  hat  der  Waisenhausvater  mit  dem  Lehrherrn  einen  „Lehrcontract"  ab- 
zuschliessen.  Am  Schlüsse  der  Lehrzeit  wt-rden  4b  fl.  als  Beitrag  zum 
„Freigewaudü"  g«.'geben,  welches  unter  Intervention  der  Waiseucommission 
angeschaftt  wird. 

G.  Die  I.  Section  ist  au fzii (ordern,  den  vom  Magistrate  vorgelegten 
„Lehrcontracts-Eutwurf^  zu  re\idiren,  wonach  derselbe  in  Druck  zu  legen  und 
dem  Waisenhausvater  die  entsprechende  Anzahl  Blauqiiete  zu  erfolgen  wäre. 

7.  Der  Waisenhan svatt-r  ist  anzuweisen,  dass  er,  nachdem  ein  Bei- 
trag zur  Ansch.'ift'ung  des  Freigewandes  bezahlt  wird,  die  Zöglinge  nur  auf 
jene  Zeitdauer  abzugeben  habe,  welche  bei  den  einzelnen  Genossenschaften 
für  solche  Lehrjungen  bestinimt  ist,  für  welche  die  Kleidung  von  den  An- 
gehörigen beigochaft't  wird. 

8.  Jeder  Zögling  t-rhält  bei  seinem  Uel)ertritte  in  die  Lehre  an 
„Kleidungsstücken  und  Wäsche*':  1  Sommer-  und  1  Tuchhose,  1  Souimer- 
und  i  Tuchweste,  I  Blouse,  1  Tuchrock,  1  Tuchkappe,  3  Hemden,  2  Unter- 
hosen, 2  Paar  Zwirnsocken,  2  Paar  Wollsocken,  2  Sacktüchel,  i  Cravate,  alle 
diese  Gegenstände  ganz  neu :  endlich  2  Paar  Stiefel,  von  welchen  ein  Paar  ganz 
neu  sein   und  das  zweite  sich  in  ganz  brauchbarem  Zustande  befinden  soll. 

9.  Sollte  ein  Zögling  ein  ,.Sparcassabücliel**  besitzen,  so  ist  selbes 
beim  städtischen  Ob«  ikanimeramte  (der  städtischen  Hauptcassa)  bei  den 
Depositen  zu  erlegen,  d«'in.sell»on  ein  Kmpfangschein  auszufolgen  und  nach 
dessen  Freisi>rechen  über  >ein  Anmelden  zu  erft>lgen. 


durch  die  „Waisencommission-"  des  Genieinderathes.    Dieselbe  ist  auch  er- 
mächtigt,   Kinder    über  die  Normalzeit,    jed(>ch  nicht   länger  a^Mji^i 
in  der  Anstalt  zu  belassen.  (Geuieinderaths-Beschluss  vom  24 
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Für  den  Fall,  als  ein  Waisenkind  in  den  Besitz  eines  Betrages 
kommt,  welcher  zur  „Anlage  in  der  Sparca«sa"  geeignet  ist,  hat  der 
Waisenhausvater  diese  Anlage  sofort  zu  veranlassen,  das  Spareassabäehel^ 
welches  in  seinen  Händen  bleibt,  aufzubewahren,  in  den  Rechnungen,  die 
er  an  die  Buchhaltung  abzuführen  hat,  zu  verrechnen  und  nach  üebertritt 
des  Kindes  das  Sparcassabüchel  an  den  betreffenden  Vormund  zu  über- 
geben, welcher  es  bis  zur  Grossjährigkeit  des  Kindes  aufzubewahren  hat  *••) 

iO.  Die  Dircction  des  k.  k.  Waisenhauses  soll  ermächtigt  werden, 
für  die  dort  befindlichen  Versorgungsfond-Zöglinge  von  nun  an  48  fl.  ö.  W. 
unter  den  niinilicben  Bedingungen  wie  für  die  übrigen  Zöglinge  an  den 
Lehrhcrru  als  Beitrag  zur  Anschaffung  des  Freigewandes  zu  bezahlen. 

Nach  Anrühniug  (lieser  allgemeinen  auf  die  Entstehung 
und  Einrichtung  der  „coinmunalen  Waisenhäuser"  überhaupt  sich 
beziehenden  Daten  und  Normen  wird  im  Folgenden  jede  dieser 
Anstalten  in  Bezug  auf  die  wichtigsten  —  den  Stand  der  Zög- 
linge, das  Alter  und  den  Schulbesuch,  dann  die  weitere 
Sorge  für  die  Zöglinge  nach  deren  Austritte  aus  dem  Waisen- 
hause, die  Krankheits-  und  Sterblichkeitsverhältnisse, 
endlich  die  finanzielle  Gebarung  —  betreffenden  Momente  in 
Betracht  gezogen  werden.  — 

tt.   Das   I.   slädt.   Waisenhaus  (für   Mädchen) 

(im  VII.  Bezirke,  Kaiserstrasse  Nr.  92). 

r)as8<»lbe  wurde  —  wie  bereits  (S.  454)  erw^ähnt  —  am 
1.  Octohcr  1862  eröffnet;  es  unifasst  eine  Gesammtarea  von 
510D"  (IH'3  Ar),  wovon  128n'*  (4-({  Ar)  verbaut  sind  und 
194 D'*  (7(1  Ar)  auf  tlen  Garten,  188 D^  (6*7  Ar)  aber  auf  den 
Hofrauni  entfallen. 

Die  Kostiiu  für  die  Errichtung  dieses  Waisenhauses  be- 
zifferten sich  in  Summa  auf  69.080  fl.  56  kr.,  wovon  auf  den 
Kaufschilling  des  Hauses  35.500  fl.,  auf  die  Adaptirungen  8400  fl. 
und  die  Kosten  der  Zubauten  25.180  fl.  56  kr.  entfielen,  während 
der  Werth  der  inneren  Eim'ichtung  der  Anstalt  mi.  10.400  fl. 
angenommen  werden  kann.  "^') 

»'»")  Üoiiu^in.lcratlis-lk'.scliliiss  vom  26.  Oetober  1869. 

**')  Di»'  cnsteri'u  ZilVt'iii  liinltMi  sieh  im  „Hauptreehnungsabscbliissc 
pro  187(i",  iVw  Uv\\{'v\\\ni\i^  (l«'i-  iiiiM'icn  Kiiiriclituiig  iiu  „Inveutar  des  all- 
LfemeiiUMi   Vt'rsoiL'iiiiir.stiHiiUvs"    vor. 


Der  Staud  der  ZO^lin^e,  welcher  in  den  Jahren  1863  und 
1864  auf  je  50  sich  belief,  wurde  durch  die  in  den  voraus- 
gehenden allgenieiueu  Bemerkungen  über  die  städtischen  Waisen- 
häuser bereits  erwähnte  zweimalige  VergrOssernng  dieses  Waisen- 
hauses nach  und  nach  auf  100  erhöht. 

Während  des  Decenniums  1863 — 1872  war  die  Bewegung 
im  Stande  der  Zöglinge  dieses  AVaisenhauses  folgende: 
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Im  Ganzen  hatten  daher,  wie  aus  der  vorstehenden  Tabelle 
ersichtlich  ist,  während  der  Jahre  1863  —  1872  215  Waisen- 
mädchen Aufnahme  in  diesem  Hause  gefunden.  66  Zöglinge  wurden 
Avährend  dieses  Decenniums  in  eine  Lehre  oder  in  einen  Dienst 
untergebracht,  und  45  von  ihren  Angehörigen  wieder  übernommen. 

Unter  den  „ausgetretenen**  Zöglingen  haben  10  als  Kleider- 
macherinuen,  25  als  Geldeinnehmerinnen  oder  Aufschreiberinnen 
und  20  als  Stubenmädchen  ihren  Erwerb  gefunden;  30  sind 
Köchinnen  geworden  und  10  der  ausgetretenen  Waisenmädchen 
verehelichten  sieh. 

lieber  das  Alter  und  den  Schul  besuch  der  währenddes 
Decenniums  an  jedem  Jahresende  in  dem  Waisenhause  befind- 
liehen  Kinder  gibt  die  folgende  Tabelle  eine  ^ 
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Die  erste  und  letzte  Altersgruppe  weisen,  wie  aus  der 
Torstehcnden  Zusammeustellung  ersichtlich  ist,  die  nicdri^tco 
ZilFem  auf.  Zwischen  diesfu  beiden  steigt  die  Anzahl  der  Zßg- 
lingc  von  einer  Altersgruppe  zur  lindern;  die  grOssto  Anzahl 
entiallt  auf  die  Alteragruppe  von  10  — 11  Jahren  und  nach  dieser 
auf  jeue  Ton  11—12  Jahren. 

Da  die  comniunalcn  Waiscnliänser  —  vie  bereits  Aüher 
(S.  454)  bemerkt  —  keine  eigene  Schule  besitzen,  besuchen  die 
Zöglinge  dieser  Anstalt  die  derselben  nächst  gelegene  „Bürger- 
schule" im  VII.  Bezirke,  Lerchenfelderstrasae  Nr   61.'") 

Die-bei  weitem  grösate  Anzahl  der  Zöglinge  dieses  Waisen- 
hauses (BTisVo)  erhielt  ein  Zeugniss  mit  „sehr  gutem"  Erfolge; 
äSss"/,  daron  erhielten  ein  Zeugniss  mit  „gutem"  und  nur 
S'öiVo  ein  Zeugniss  mit  „schlechtem"  Erfolge. 

Was  die  in  der  Anstalt  vorgekommenen  Krankheits- 
und Todesfälle  betiilTt,  so  entfielen: 
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Die  ^Össte  Anzahl  von  „Krankheitslällcn"  entfallt  dem- 
nach auf  (las  Jahr  1866  nnd  nach  diesem  auf  die  Jabre  1871 
und  1872.  Unter  den  „Krankheitsursachen"  sind  Magen-  und 
Darmkatarrh,  dann  EntzQndiingen  der  LuftrOhrenftste  nnd  Saro- 
phulose  während  des  Decenniuras  1863—1872  in  diesem  Waisen- 
banse  am  häufigsten  vorgekommen.  Die  leichteren  Fälle  Ton 
Krankheiten  werden  in  den  städtischen  Waisenhäusern  von  dai 
„Anstaltsärzten"  n.  zw.  unentgeltlich  im  Hause  selbst  behandelt; 
die  schwer  erkrankten  und  die  mit  ansteckenden  Krankhütoi 
bebaßeten  Kinder  werden  aber  an  das  Spital  abgegeben.  Uobe- 
deiitende  und  vorflbergehcnde  Erkrankungen  der  Kinder  werden 
von  dem  die  Anstalt  täglich  besuchenden  Hausarzte  ambulato- 
risch behandelt.  — 

Die  in  diesem  Hause  untergebrachten  Waisenmädchen  sind 
häutig  mit  Anfertigung  von  Hemden  und  Kleiduugs- 
stäcken  aus  dem  auf  Kosten  des  „allgemeinen  Versorgungs- 
fondea"  beigestellten  Materiale  beschäftigt  gewesen. 

Dieselben  haben  für  die  Communal-Waisenhäuser  nacbfol> 
gende  „Wäsche  und  Kleidungsstücke"  angefertigt  nnd  zwar: 
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des  „Wiederholungsunleirkhles"  der  Zfiglinge  Im  Waisenliause  selbsl  »b- 
liegl,  ist  nach  dem  Gemeinderat  hs-Beschlusse  vom  3.  März  1874  Tcr|)fliehl<t, 
jeder  ^Locaieonforeaz"  dieser  Mädchenschule,  wobei  die  Fortfichritte  d«r 
Wnisenmädchen  einen  stdndigcn  Punkt  der  Tsgesordniing  zu  bilden  haben, 
während  der  Berathung  fiLcr  diesen  Punkt  beiziiwohnen  und  hat  überhaupt 
jeder  Einladung  seitens  der  Schuldirection  Folge  zu  leisten. 
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Es  worden  also  im  Vorlanfe  des  Decenniums  in  diesem 
Waisenhause  jährlich  circa  1000  Wäsche-  und  Kleidungsstücke 
angefertigt.  — 

Vom  Gründungsjahre  1862  bis  Ende  1872  sind  den  Zög- 
lingen dieses  Waisenhauses  von  verschiedenen  Wohlthätem  auch 
^Geldbeträge"  gespendet  worden.  Diese  beziffern  sich  in  Summa 
mit  9897  fl.  und  es  waren  hievon  im  Ganzen  215  Zöglinge  mit 
Beträgen  von  2  bis  2000  fl.  betheilt  worden. 

Während  des  Decenniums  1863—1872  betrugen 

dio  Gesammtauß.      die  Verpfleg s- 
1««...«  gebühr  per 

^^^*^^  Kopf  und  Tag 

im  Jahre  1863 8.674  fl.  13  kr.  48-9  kr. 

1864 10.737  „  15-5  „  45o   „ 

1866 10.953  „  —-5  „  57-5   „ 

1866 9.377  „  485  „  47-3   „ 

:iß67  16.482  „  94  „  44- i   „ 

1868 13.614  „  86  „  50-3   „ 

1869 12.994  „14  „  49ö   „ 

1870 13.185  „  38  „  45-7   „ 

„          1871.    ...  16.069  „  85-5  „  59-5   „ 

1872 16.968  „  35  „  55o   „ 

und  durchschnittlich  . . .       12.905  fl.  73      kr.  50-3  kr. 

ß)  Das  II.  städtische  Waisenhaus  (fOr  Knaben) 

(im  V.  Bezirke,  Gassergasse). 

Dieses  neu  erbaute  und  am  20.  Juni  1864  eröffnete  Waisen- 
haus umfasst  eine  Gesamratfläche  von  1163i8D**  (41*8  Ar), 
wovon  186*06 D""  (67  Ar)  verbaut  sind  und  977-12  D"  (35'i  Ar) 
auf  Hof-  und  Gartenraum  entfallen. 

Dio  Kosten  für  die  Erwerbung  des  Grundes  pr.  19.322  fl. 
72  kr.,  sowie  die  Baukosten  pr.  63.213  fl.,  zusammen  82.535  fl. 
72  kr.  wurden  aus  den  „eigenen"  Geldern  der  Commune  gedeckt. 
Der  Werth  der  Einrichtung,  wofür  die  Auslage  aus  dem  ^allge- 
meinen  Versorgungsfonde"  bestritten  wurde,  erscheint  im  Inventar 
desselben  pro  1865  mit  11.709  fl.  beziffert. 

Der    Stand    und    die    Bewegung    der   Zöglinge    dieses 
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Waisenhauses  war  von 

der  Eröffnung  desselben  bia 

t  zum 

Jahres-    1 
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durchschnittlich     86       27       113        12         3  1       16        97 

Von  den  245  Zöglingen,  welche  in  der  bezeichneten  Zeit  in 
diesem  Waisenhause  Aufnahme  gefunden  hatten,  wurden  während 
derselben  Zeit  110,  also  circa  45yoin  eine  „Lehre"  untergebracht 
und  widmeten  sich  nachstehenden  Gewerben.  Es  wurden  nämlich: 
Drechsler  und  Goldarbeiter  je  12,  Tischler  8,  Kaufmann  und  Buch- 
binder je  6,  Mechaniker  und  Bronzearbeiter  je  5,  Eisendreher,  Uhr- 
blattschmelzer und  Graveure  je  4,  Sattier  und  Uhrmacher  je  3, 
Schriftsetzer,  Binder,  Zuckerbäcker,  Schneider,  Gurtler,  Spängier 
und  Weber  je  2,  Taschner,  Korbflechter,  Metalldrehcr,  Glaser, 
Wagner,  Färber,  Clavieitischler,  Hafner,  Steinmetz,  Müller,  Buch- 
händler, Handschuhmacher,  Golddrahtzieher,  Kürschner,  Xyh>graph, 
Schlosser,  Kellner,  Seiler  und  Bildhauer  je  1.  Vier  der  ausgetreteueu 
Zöglinge  widmeten  sich  dem  Beamtenstande,  1  dem  Lehrorstaude. 

Von  den  aus  der  Lehre  tretenden  Waisenknaben  erhiiflteu 
ein  „Freigewand"  im  Werthe  von  je  50  fl.  im  Jahre  1869  und 
1870  je  einer,  im  Jahre  1871... 8  und  im  Jahre  1872...  19, 
zusammen  daher  29.  *"'*) 

Nach  dem  Alter  und  dem  Schulbesuche  vertheilteu  sich 
die  Zöglinge  dieser  Anstalt  in  folgender  Weise: 

*••)  Gemeinderatht)  -  Beschlusß  vom  18.  Jänner  1867. 
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Aucb  hier  weisen,  sowie  im  I.  Waisenlianse,  £e  niedrigste 
uod  höchst«  Altersclasse  die  kleiasten  Ziffem  auf  nad  es  steigen 
die  Zfthlea  der  einzelnen  Ältersclaasen  von  der  ersten  ange- 
fangen bis  zur  Gruppe  tob  11 — 12  Jahren,  welche  die  grOsste 
Anzahl  aufzuweisen  hat. 

Die  Zöglinge  dieses  Waisenhauses  besuchen  die  „Bürger- 
schule" in  der  Wiedner  Hauptstrasse  Nr.  82  und  die  „Volt»- 
schule"  in  der  Matzleinsdorferstrasse  Nr.  23. 

Hinsichtlich  des  Erfolges  im  Schulbesuche  zeigt  die  Tor- 
stehende  Zusammenstellung,  dass  während  der  Jahre  1864— 187S 
die  Anzahl  der  Zöglinge,  welche  ein  Zeugniss  mit  „sehr  gutem' 
Erfolge  erhielten,  sich  der  Zahl  jener,  die  ein  Zeugniss  mit 
„gutem"  Erfolge  erhielten ,  Tollkommen  gleichstellte;  8'4*/, 
erhielten  ein  Zeugniss  mit  „schlechtem"  Erfolge. 

Die  Krankonbewegung  war  in  diesem  Waiseohaose 
während  der  Jahre  1866-1872  folgende. 
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Die  grüsste  .Viimhl  von  „Knuikhuitsfdlleu"  findet  sich 
also  in  den  Jalireii  18(t7  und  1869  mit  \t;  fjö,  nacli  dii'scn  almr 
ia  den  Jahren  186(»  und  1870  mit  Ji;  49.  Am  hiuifig,strn  ür- 
scheinen  unter  deu  vfi-sdiiodcneii  KninliliL'iteii:  Magen-  nnd 
Darrakatarrh,  Eutxnndiins  dm"  IjultrOiireuäsle,  Auf^uiikrankheiten 
und  Hautan.s.schläge  vi'rtri'teu.  — 

Von  Seite  verschiedener  ^\'l>h[^llütL'r  wurden  auch  den 
Zöglingeu  diese.s  Wiiisenhause-s  vuui  Griindiinfifsjidiie  1864:  aii- 
gefangun  his  Ende  1872  ypendfii  um!  Kwar  im  (iesiuiimthclrapf 
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von  2768  fl.  zugomitlolt;  hie  von  waren  157  Zöglinge  mit  Spar- 
büchern mit  Einlagen  von  2  bis  105  fl.  betheilt  worden. 

Die  folgende  Zusammenstellung  gibt  eine  Uebersicht  über 
die  Auslagen  für  dieses  Waisenhaus  und  die  sich  ergebeudeo 
Verpflegsgebühren. 


Es  betrugen: 
im  Jahre  1864 

die  Uosammt- 
auslagcn 

9.887  fl.  95 

kr. 

die  Verpflegsgf- 
bühr  per  Kopf  tt.Ta{,' 

59-8  kr. 

» 

1865..    . 

18.164  „    ll-ö 

n 

59-0    „ 

n 

1 866 .... 

15.365  „    15r 

n 

53»    „ 

« 

1867.... 

26.572  „    71-5 

>5 

57-1    „ 

n 

1868  ... 

21.600  „    26 

n 

611    „ 

n 

1869  .. 

19.875  „   Ol 

n 

56-7    „ 

n 

1870.    . . 

21.330  „   58-5 

n 

61-5    „ 

n 

1871 .... 

21.144  „    48  5 

n 

61.0    „ 

n 

1872..    . 
chnittlich  . 

22.722  „    55 

n 

65-0    „ 

somit  durchsi 

19.629  fl.  20 

kr. 

59-4  kr. 

Zum  Behufe  der  Vollständigkeit  der  Darstellung  der  gegen- 
wärtig (1878)  bestehenden  „communalen  Waisenhäuser"  wird 
hier  auch  noch 

f.  das  III.  städtische  Waisenhaus  (für  Knaben) 
(im  IX.  Bezirke,  Galileigasse  Nr.  8  und  Dreihackengasse  Nr.  6) 

besprochen,  obgleich  die  Eröffnung  dieser  Anstalt  erst  nach 
Ablauf  jener  zehnjährigen  Berichtsperiode,  welche  für  das  vor- 
liegende Werk  festgestellt  wurde,  stattgefunden  hat. 

Der  Bau  eines  III.  städtischen  Waisenhauses  war  vom 
Gemeinderathe,  wie  schon  früher  (Seite  464)  erwähnt  wurde, 
in  der  Sitzung  vom  22.  December  1871  beschlossen,  und  es 
sind  als  Bauarea  die  Baustellen  XII,  XIII  und  XIV  in  der 
Galileigasse  im  IX.  Bezirke  bestimmt  worden. 

Die  Eröffnung  dieser  Austalt,  welche  mit  Rücksicht  anf 
ihre  Einrichtung  als  mustergiltig  bezeichnet  werden  kann,  *  erfolgte 
am  7.  October  1874. 
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Die  Anstalt  ist  zwei  Stockwerke  hoch;  es  befinden  sich  in 
derselben  sechs  Schlafsäle,  zwei  Lehrsäle,  ein  Speise-  und  ein 
Spielsaal  und  zwei  mit  Wasserleitung  versehene  Waschräume. 
Die  Anstalt  ist  mit  einem  geräumigen  Oarten  versehen  und 
besitzt  auch  ein  Vollbad  nebst  einem  Badezimmer  mit  sieben 
Badewannen. 

Die  Kosten  für  die  Erbauung  dieses  Waisenhauses  be- 
trugen 129.358  fl.  05  kr.  und  ffir  die  innere  Einrichtung 
15.627  fl.  02  kr.,  daher  in  Summa  144.985  fl.  07  kr.,  wovon 
10.745  fl.  82  kr.  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde",  der 
Rest  aber  aus  dem  25  Millionen- Anlehen  bestritten  wurde. 

Die  Verwaltung  der  Anstalt  ist  analog  jener  des  II. 
Waisenhauses  eingerichtet.  Dem  Waisenhausvater  sind  vier 
Aufseher  beigegeben,  von  welchen  einer,  der  zugleich  geprüfter 
Lehrer  ist,  den  Wiederholungsunterricht  der  Zöglinge  leitet. 
Dieselben  besuchen  die  „Volksschule"  in  der  Liechtenstein- 
strasse Nr.  137. 

Noch  im  Laufe  des  Eröflhungsjahres  waren  99  Zöglinge 
in  die  Anstalt  aufgenommen  worden,  und  es  beträgt  der  Stand 
derselben  seither  im  Durchschnitte  jährlich  100. 

Die  Gesammtauslagen  für  dieses  Waisenhaus  betrugen 
im  Jahre  1874:  9231  fl.  64  kr.,  im  Jahre  1875:  26.584  fl.  51  kr., 
im  Jahre  1876:  27.366  fl.  74  kr.  und  im  Jahre  1877:  29.174  fl. 
39  kr.  Die  Verpflegskosten  stellten  sich  im  Durchschnitte  per 
Kopf  und  Tag  im  Jahre  1874  auf  1  fl.  13  öt  kr.,  1875  auf 
77-34  kr.,  1876  auf  78-80  kr.  und  im  Jahre  1877  auf  87*48  kr. 
österr.  Währ.  — 

Am  6.  März  1877  war  vom  Gemeinderathe,  wie  bereits 
auf  Seite  465  erwähnt  wurde,  die  Erbauung 

eines  IV.  Communal -Waisenhauses 
im  X.  Bezirke  (Favoriten)  beschlossen  worden. 

Der  Bau  dieses  ao  die  Communalschule  in  der  Kep])ler- 
gasse    austossonden  Waisenhauses  (Laxenburgerstrasse    Nr.   43 
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und  45)    wurde   am   30.    September   1877    begonnen   und  im 
October  1878  vollendet. 

Die  Anstalt  umfasst  eine  Area  von  18ö6'88  D  m.,  woron 
815'85am.  verbaut  sind,  465*61  Dm.  auf  die  Hof-  und 
576*02  0  in.  auf  die  Gartenfläehe  entfallen,  und  hat  einen  Be- 
legraum für  100  Knaben. 

Die  baulichen  Auslagen  bezijQTerten  sich  mit  75.530  t, 
die  Kosten  für  die  innere  Einrichtung  betrugen  23.092  fl.  0.  W. 

Die  Eröffnung  dieses  Waisenhauses  erfolgte  am  15.  April 
1879;  am  20.  Mai  1879,  dem  Tage  der  feierlichen  Eröflhung 
dieser  Anstalt,  wai*en  bereits  60  Waisenknaben  in  derselben 
untergebracht. 


Wenn  nun  eine  Vergleichung  der  bei  den  einzelnen 
Waisenhäusern  angeführten  Daten  vorgenommen  wird,  so  ergeben 
sich  folgende  Resultate. 

Jedes  der  vier  gegenwärtig  bestehenden  „commnnalen^ 
Waisenhäuser  ist  zur  Aufnahme  von  je  100  Waisenkindern 
eingerichtet,  und  es  können  demnach  in  denselben  zusammen 
100  Waisenmädchen  und  300  Waisenknaben  jährlich  unter- 
gebracht werden. 

Im  I.  und  im  II.  städtischen  Waisenhause  sind  im  Durch- 
schnitte jährlich  43  Waisenkinder  aufgenommen  worden,  wovon 
auf  das  I.  16  und  auf  das  IL  27  entfielen.  In  dem  letzteren 
ist  die  Bewegung  im  Stande  der  Kinder  eine  bedeutendere, 
indem  hier  durchschnittlich  alle  Jahre  16  Kinder,  im  I.  Waisen- 
hause  dagegen  nur  11  Kinder  in  Abgang  kamen. 

Im  Ganzen  sind  während  der  Jahre  1863 — 1872  in  diesen 
beiden  städtischen  Waisenhäusern  460  Kinder  aufgenommen 
worden.  Unter  denselben  sind  die  „Altersgruppen"  von  10—13 
.Jahren  am  stärksten  vertreten. 

Während  ferner  im  I.  städtischen  Waisenhause  für 
„Mädchen"  im  Durchschnitte  jährlich   sechs  Kinder   in  einer 
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Lehre  oder  in  einem  Dienste  untergebracht  wurden,  beträgt  die 
Anzahl  der  auf  diese  Weise  untergebrachten  Kinder  im  II.  Waisen- 
hause fSr  ^Knaben"  das  Doppelte,  nämlich  12. 

Weiters  ergibt  sich  aus  der  Vergleichnng,  dass  durch- 
schnittlich mehr  Mädchen  als  Knaben  von  ihren  Angehörigen 
wieder  übernommen  wurden,  indem  die  Zahl  der  ersteren  während 
des  Decenniums  1863—1872  39%  des  „Abganges"  betrug,  bei 
den  Knaben  dagegen  nur  20yo. 

In  beiden  Waisenhäusern  aber  ist  die  Zahl  der  von  ihren 
„Angehörigen"  wieder  übernommenen  Kinder  kleiner  als  die 
Zahl  der  in  einer  „Lehre"  oder  in  einem  „Dienste"  unter- 
gebrachten, während  bei  den  beiden  Staatsanstalten,  den  k.  k. 
Waisenhäusern  in  Wien  und  Judenau,  sich  dagegen,  wie 
S.  449  bemerkt  wurde,  das  umgekehrte  Verhältniss  heraus- 
stellte. 

Ein  Vergleich  der  Ergebnisse  des  Schulbesuches  der 
Zöglinge  in  den  beiden  Communal-Waisenhäusem  zeigt,  dass 
die  „Mädchen"  verhältnissmässig  bessere  Fortschritte  in  der 
Schule  machten,  als  die  „Knaben",  denn  es  erhielten  während 
der  Jahre  1864 — 1872  bei  den  Mädchen  68yo  ein  Zeugniss  mit 
„sehr  gutem"  und  28yo  mit  „gutem"  Erfolge,  bei  den  Knaben 
dagegen  nur  45yo  ein  Zeugniss  mit  „sehr  gutem"  und  die 
gleiche  Anzahl  mit  „gutem"  Erfolge.  Der  „schlechte"  Erfolg 
beschränkte  sich  bei  den  Mädchen  auf  4yo,  während  er  bei 
den  Knaben  mit  9yo  zu  beziffern  war.  — 

Ueber  die  Krankenbewegung  und  Sterblichkeit  in 
den  beiden  Communal-Waisenhäusem  ist  vergleichsweise  Folgen- 
des zu  bemerken. 

Nach  den  Angaben  der  Anstaltsärzte  hat  sich  das  Mor- 
bilitäts-Percent  im  Detjennium  1863—1872  im  L  städtischen 
Waisenhause  durchschnittlich  mit  17o7  ergeben,  während  es 
sich  für  das  II.  städtische  Waisenhaus  nach  dem  siebenjährigen 
Durchschnitte  der  Jahre  1866—1872  mit  40i7  bezifferte.  Die 
bedeutende  Differenz,  welche  sich  zwischen  diesen  beiden  Ver- 

31 
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hältnisszahlen  herausstellt,  könnte  wohl  eine  ungunstige  Heinimg 
über  die  sanitären  Verhältnisse  in  dem  II.  Waisenhause  ver- 
anlassen, wenn  nicht  die  speci eilen  Ziffern  der  beiden  TabeUen 
auf  S.  471  und  476,  aus  denen  das  Morbihtäts-Percent  für  diese 
Anstalt  entwickelt  wurde,  einer  genaueren  Betrachtung  untw- 
zogeu  würden. 

Abgesehen  davon,    dass  für    die  in  Rede    stehende  Mor- 
bilitätsziffer  des  IL  Waisenhauses,  nachdem  dasselbe  zwei  Jahre 
später  als  das  1.  eröffnet  wurde,    nur  eine    siebenjährige  Beob- 
achtuugszeit  massgebend  sein  konnte,  dagegen  für  das  I.  Waiseo- 
haus  eine   zehnjährige  Beobachtung    vorlag,    liegt    die  Haupt- 
ursache dieser  Differenz   jedenfalls    darin,   dass  die  Haus- 
ärzte der  beiden  Waisenhäuser  bei   der  Verzeichnung   der  vor- 
gekommeneu „Krankheitslalle'^'  ungleichmässig  vorgegangen 
sind,    indem   der  eine   solche  Krankheitsfölle    in    der  Kranken- 
tabelle   ohne    weiters  verzeichnete,    welche  der  andere    zu  den 
„ambulatorisch"  behandelten  rechnete,  daher  nicht  verzeichnete, 
uud  wodurch  danu  natürlicher  Weise  die  Summe  der  ^Krank- 
heitsfälle" in  dem  erstereu    A'erzeichnisse    gegenüber    der  An- 
lage des    anderen    iu    uuregelmässiger    Art    gesteigert    werden 
musste.  '"*) 

Mit  Berücksichtig'uug  dieses  Umstandes  dürfte  sich  die 
Differenz  zwischi^u  dem  Morb ilitäts-Percente  der  beiden 
Oommunal-Waisenhünser  wahrscheinlich  auf  ein  Minimum  re- 
dnciren. 

Werden  Meiters    die    Mortalitäts-Percente    der  beiden 


*"*)  So  linden  >u-\\  /..  U.  in  dor  bozüj^liehea  Tabelle  des  IL  Waisen- 
hauses  wälirmd  der  Jahre  1»<)G — 1872  unter  der  Rubrik  „Zahuschmerzen" 
31  KraukbeiUläll«'  verzeichnet  und  ebenjjo  37  FfiUe  unter  „Auj^^enkrank- 
beiten^',  lür  welche  beide  liubriken  aber  iu  der  gleichartigen  TabeUe  für 
das  I.  Waiseniiaus  keine  Zitlern  eingesetzt  erscheinen,  obwohl  nicht 
leicht  anzunehineu  ist,  dass  nicht  in  der  letzteren  Anstalt  ebenso  wie 
in  der  ersteren    dergleichen  Krankheitsfälle    beider  Art    vorgekommen  sein 


.- 1  „_ 
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Waisenhäuser  mit  einander  verglichen,  so  ergibt  sich,  dass  au 
das  Communal-Waisenhaus  für  „Mädchen"  während  des  Decen- 
niums  1863 — 1872  durchschnittlich  ein  Mortalitäts-Percent  von 
046  und  auf  das  Communal-Waisenhaus  für  »Knaben"  wäh- 
lend der  siebenjährigen  Periode  1866 — 1872  von  0.72  ent- 
faUen  ist.  *") 

Um  diese  beiden  Verhältnisszifiern  mit  einem  allgemeinen 
Mortalitäts-Percente  vergleichen  zu  können,  wurde  auf  Grundlage 
der  Volkszählungsdaten  vom  Jahre  1869  über  die  Zahl  der  im 
Alter  vom  6.  bis  zum  vollendeten  15.  Lebensjahre  in  Wien 
dazumal  befindlichen  Personen,  dann  mit  Benützung  der  flir 
diese  Altersgruppe  ermittelten  Zahl  von  Verstorbenen  berechnet, 
dass  (nach  Abzug  der  in  Wien  verstorbenen,  aber  vor  ihrer 
Erkrankung  nicht  in  Wien  wohnhaft  gewesenen  Personen  dieses 
Alters)  auf  die  Altersgruppe  von  6  bis  mit  15  Jahren  ein  Mor- 
talitäts-Percent von  0-62%  entfiel. 

Bei  Vergleichung  dieser  Pereentziffer  mit  dem  für  die  Jahre 
1863 — 1872  ermittelten  Mortalitäts-Percente  des  I.  communalen 
Waisenhauses  von  durchschnittlich  0*46  kann  dasselbe  entschie- 
den als  ein  sehr  günstiges  bezeichnet  werden. 

Nicht  so  günstig  stellt  sich  bei  demselben  Vergleiche  das 
Mortalitäts-Percent  des  II.  Communal- Waisenhauses  „für  Knaben", 
welches  durchschnittlich  mit  0*72,  aber  nur  aus  einer  sieben- 
jährigen und  nicht  wie  beim  ersten  Waisenhause  aus  einer  zehn- 
jährigen Beobachtungsperiode  resultirt. 

Die  Verpflegsgebühr  pr.  Kopf  und  Tag  berechnete  sich 
im  Communal- Waisenhause  für  „Mädchen"  für  die  Jahre 
1863 — 1872  mit  durchschnittlich  503  kr.,  im  Communal- 
Waisenhause  für  „Knaben"  für  die  Jahre  1864—1872  mit  durch- 
schnittlich 59*4  kr. 


IM)  Für  die  beiden  k.  k.  Waisenhäuser  in  Wien  und  Judenau  ergab 

sich  im  Decennium    18G3— 1872  durchschnittlich  ein  „Mortalitäts-Percent" 

von  0-89  und  0*87.  (Siehe  S.  447  u.  450.) 

3i* 
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h)  Frivatanstalten. 

1.  Der  evangelische  Waisen-Versorgungsverein. 

Dieser  Verein  besteht  seit  dem  Jahre  1862  und  bezweckt 
die  Versorgung  evangelischer  Waisen  beider  Bekenntnisse  aus 
dem  Bereiche  der  deutseh-slavischen  Kronl&nder.  Die  Tom 
Vereine  aufgenommenen  Wldsen  werden  in  einem  demselben 
eigenthümUch  gehörigen  Hause  im  V.  Bezirke,  Wienstrasse 
Nr.  51  *••)  untergebracht  und  verpflegt  und  zwar  in  der  K^l 
bis  zum  14.  Lebensjahre.  Ausnahmsweise  ertheilt  der  Verein 
auch  Erziehungsbeiträge  für  bei  Pflegeeltern  untergebrachte 
Kinder. 

Der  Verein  besteht  aus  „Gründern**,  aus  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  „Mitgliedern"  und  aus  „Theilnehmem"  bei- 
derlei Geschlechtes.  **0 

Die  Verwaltung  des  Vermögens  und  der  Angelegen- 
heiten des  Vereines  besorgt  ein  aus  dem  Obmanne,  dessen  Stell- 
vertreter, dem  Cassier,  einem  Rechnungsföhrer,  einem  Schrift- 
führer und  22  Beisitzern  bestehender  Ausschuss. 

Die  Einnahmen  des  Vereines  bestehen  in  Gründnngs- 
beiträgen,  in  den  regelmässigen  Beiträgen  der  Vereinsmitglieder, 


*••)  Das  Haus  hat  einen  Inventarwerth  von  108.718  fl.  Zu  den 
Kosten  seiner  Erbauung,  die  durch  Sammlungen  unter  den  Glaubensgenossen 
aufgebracht  worden  waren,  hatte  die  Commune  Wien  in  Anerkennung 
der  wohlthätigen  Leistungen  dieses  Vereines  für  das  Interesse  yieler  annen 
Waisen  Wiens  zufolge  Gemeinderaths-Beschlusses  vom  7.  December  1869 
eine  Summe  von  10.000  ii.  beigesteuert,  wovon  die  eine  Hälfte  bei  Beginn, 
die  zweite  H&lfte  nach  Vollendung  des  Waisenhausbaues  zugesichert 
worden  war. 

*•*)  Gründer  sind  diejenigen,  welche  dem  Vereine  einen  Beitrag 
von  mindestens  25  fl.  ö.  W.  zum  Geschenke  machen. 

Zu  den  „ordentlichen"  Mitgliedern  werden  jene  gezählt,  welche 
sich  für  die  Dauer  von  wenigstens  drei  Jahren  zu  einem  Jahresbeitrag« 
von  mindestens  6  fl.  ö.  W.,  zu  den  „ausserordentlichen"  aber  jene,  welche 
sich  für  dieselbe  Zeitdauer  zu  einem  jährlichen  Beitrage  von  mindestens 
I^  fl.  ö.  W.  verpflichten. 

Die  Theilnehmer  leisten  beliebige  Beiträge. 
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deih  Ertragnisse  der  Stiftungen /••)  in  Geschenken  und  Ver- 
mdchtnissen,  dann  in  dem  Ertrage  periodischer  Sammlungen, 
endlich  in  den  Beiträgen  der  Theilnehmer  und  in  Capitals- 
Zinsen. 

Mit  Gemeinderaths-Beschluss  vom  29.  September  1863 
wurde  bestimmt,  dass  für  die  in  diese  Anstalt  aufgenommenen 
Pfleglinge,  welche  yor  ihrer  Aufnahme  bei  „Pflegeeltern"  unter- 
gebracht waren,  äer  Betrag,  welcher  an  die  Pflegeeltern  gezahlt 
wurde,  auch  an  das  Waisenhaus  abzuführen  sei,  so  lange  sich 
ein  solches  Kind  in  demselben  befindet. 

Die  nachfolgende  Zusammenstellung  gibt  eine  Ueb er- 
sieht über  die  Zahl  der  w&hrend  der  Jahre  1863  —  1872  so- 
wohl in  als  ausser  dem  Waisenhause  auf  Kosten  des  Vereines 
verpflegten  Waisen *••)  und  die  hiefür  dem  Vereine  erwachsenen 
Ausgaben. 


*••)   Für   die  Vereinszwecke   bestehen   gegenwärtig  folgende  zwölf 
Stiftungen: 

Brandauer  Rosine mit  einem  Capitale  von  25.000  fl.  Silberrtite 

Donin  Ludwig,  Pater 

£rba  Odescalchi  Eleonore,  Marquise 

Haber-Linsberg,  Baron 

Harnwolf  Sigmund .    . 

Hetzel  Fröhlich 

Herstan  Carl 

Peterl  Anton 

Schneider  Johann  Baptist 

SchöUkopf  Johann  Oeorg 

Steudel  sen.  Johann  Georg 

ISitb<ibir|. 
€nideitU 
ObKiat. 

Ausserdem  erhält  der  Verein  aus  den  Interessen  der  bei  der  n.-ö. 
Statthalterei  yerwalteten  „Liehtenhain'schen  Stiftung^  jährlich  den  Betrag 
von  1000  fl.  für  fünf  Waisenstiftungsplätze  für  protestantische  Waisen- 
kinder. 

*••)  Im  Jahre  1878  sind  43  verwaiste  Kinder  in  der  Anstalt  ver- 
pflegt und  seit  Errichtung  derselben  bis  zum  letzt  verflossenen  Jahre  110 
Waisenkinder  daselbst  aufgenommen  und  verpflegt  worden. 
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Zahl  der 
in  der 
Anstalt 

ver- 
pflegten 
Waiaea 

Darunter 

Ausserhalb  dw  Anstalt 
wurden  unterstatzt 

Waisen 
aus  dem 
„allgem. 
Versorg. 
Fonde" 
betheilt 

mit  Pfrün- 
den im  Ge- 
sanuntbe- 
trage  von 

fl.    kr. 

AasgabcD 
des 

Vernnes 

fl.      kr. 

JAhr 

Wusen 

mit  dem  Be- 
trage von 

fl.        kr. 

1863 

20 

6 

127  50 

3 

96  — 

4.230  33 

1864 

20 

9 

483  20 

9 

346 

4.987  06 

1865 

26 

9 

420 

18 

702  50 

5.265  52 

1866 

24 

8 

404  67 

23 

1.101 

6.143  Ol 

1867 

22 

9 

484  12 

20 

1.236  - 

6.311  68 

1868 

26 

8 

487  50 

22 

942 

6.181  29 

1869 

26 

12 

460  50 

22 

952    - 

5.726  14 

1870 

24 

8 

427  25 

23 

1.164  — 

6.394  13 

1871 

26 

7 

304  50 

22 

969  50 

6.179  36 

1872 

31 

6 

339  75 

22 

1.001 

8.866  96 

urchschi.    25 

8 

393  90 

18 

851 

6.028  55"n 

2.  Das  israelitische  Waisenhaus, 

welches  in  dem  neu  adaptirten  Gebäude  des  ehemaligen  „Israeliten- 
spitales**  untergebracht  ist,  wurde  bereits  bei  Besprechung  dieses 
Spitales  (S.  320)  erwähnt. ''") 

3.  Das  Asylhaus  für  arme  verlassene  Mädchen 

„Mater  miaericordicte'' 

(in  Fünfhaus,  Clementinengasso  Nr.  2ö). 

Im  Jahre  1857  schenkte  die  Baronin  Pereira  und  deren 
Tochter  Gräfin  Fries  das  bezeichnete  Haus  dem  bereits  (S.  87) 

170J  ■\^enn  von  der  Gesammtsumme  der  „durchschnittlichen**  Jahres- 
ausgabe jene  Beträge  in  Abzug  gebracht  werden,  welche  für  die  mit 
„Waisenpfründen  aus  dem  allgemeinen  Versorgungsfonde*'  betheilten  Kinder 
an  die  Anstalt  bezahlt  wurden,  so  beziffert  sich  diese  durchschnittliche 
Jahresausgabe  des  Vereines  mit  5634  fl.  05  kr. 

Im  Jahre  1878  betrug  die  „Gesammtausgabe"  9040  fl.;  der  „Ver- 
mögensstand^  des  Vereines  wurde  mit  176.127  fl.  nachgewiesen. 

*'*)  Dieses  Waisenhaus  wurde  im  JÄnner  1874  eröff'net,  hat  einen 
Belegraum    für    40   Zöglinge    und    es   wurden    im    Durchschnitte  jährlich 
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besprochenen  „Maria-Elisabeth- Vereine",  welcher  dasselbe  unter 
der  Bezeichnung  „Mater  misericordiae"  zu  einem  Asylhause 
für  arme  verlassene  Mädchen  bestimmte. 

Der  Zweck  dieser  Anstalt  besteht  in  der  Aufnahme,  der 
Verpflegung  und  dem  Unterrichte  solcher  armen  Kinder,  welche 
entweder  verwaist  sind,  oder  deren  Eltern  nicht  in  der  Lage 
sind,  die  Kinder  aus  Eigenem  zu  erhalten. 

Die  Leitung  der  Anstalt,  die  Pflege  und  der  Unterricht 
der  aufgenommenen  Mädchen  ist  den  armen  „Schulschwestern 
von  unserer  lieben  Frau"  (de  Notre-Dame)  übertragen.  Der 
Unterricht  wird  in  der  von  den  Schwestern  geleiteten  acht- 
classigen  Mädchenschule  ertheilt. 

Für  36  Zöglinge  werden  die  „Erhaltungskosten"  (monat- 
lich 9  fl.  für  je  einen  Zögling)  von  dem  oben  erwähnten  „Maria- 
EUisabeth  -  Vereine"  bestritten.  Es  werden  jedoch  auch  solche 
Kinder  in  das  Asyl  zur  gänzlichen  Verpflegung  und  zum  Unter- 
richte aufgenommen,  für  welche  die  Kosten  mit  monatlich  13  fl. 
von  Seite  der  „Eltern"  derselben  oder  von  „Wohlthätem"  be- 
stritten werden.  *") 

4.  Die  Gesellschaft  der  Töchter  der  göttlichen  Liebe. 

Diese  im  Jahre  1868  gegründete  Gesellschaft  ist  ein  „Verein 
von  Frauenspersonen",  *'•)  welche  sich  aus  christlicher  Nächsten- 


30  Waise nmädchen  in  diesem  Hause  untergebracht.  Der  Aufwand, 
welcher  sich  durchschnittlich  mit  8000  fl.  per  Jahr  beziffert,  wird  aus  den 
fSr  dieses  Waisenhaus  jährlich  gesammelten  Beträgen  bestritten. 

^^')  Am  Ende  des  Jahres  1878  befanden  sich  iiO  Kinder  in  dem 
Asylhause  in  gänzlicher  Verpflegung;  davon  wurden  für  36  die  Erhaltungs- 
kasten vom  Maria- Elisabeth- Vereine,  für  42  von  verschiedenen  Wohlthätem 
und  für  3i  von  den  Eltern  bestritten. 

Die  Gesammterhaltungskosten  stellen  sich  für  einen  Zögling  auf  180  fl. 
per  Jahr. 

"*)  Weibliche  Personen,  welche  in  diese  Gesellschalt  aufgenommen 
werden  wollen,  müssen  katholischer  Religion,  unverheiratet  und  gesund 
sein;  sie  müssen  das  17.  Lebensjahr  zurückgelegt  und  dürfen  das  30.  nicht 
überschritten  haben;  sie  müssen  endlich  ein  gutes  Leumundszeugniss  und 
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liebe  der  unentgeltlichen  Pflege  und  Erziehung  armer 
hilfsbedürftiger  Mädchen  i^idmen. 

Zweck  des  Vereines  ist  die  Errichtung  und  Leitung  von 
Anstalten,  in  welchen  o^  arme  Mädchen,  welche  Dienste  suchen, 
unentgeltlich  Unterkunft,  Verpflegung  und  Unterricht  erhalten, 
h)  arme  Waisenmädchen  für  ihren  künftigen  Lebensbenif 
herangebildet  und  c)  dienstuntauglich  gewordene  Per- 
sonen ein  Asyl  finden  sollen.  "*) 

Die  „Mitglieder^  der  Gesellschaft  wählen  aus  ihrer  Mitte 


eine  dem  Gesellschaftszwecke  entsprechende  Bildung  haben.  Sie  müssen 
ferner  ein  Capital  von  mindestens  100  fl.,  dann  die  filr  ihre  Person  nöthige 
Kleidung  und  Wäsche  mitbringen  und  vor  ihrer  definitlTen  Auüiahme  in 
die  Gesellschaft  eine  ,,Probezeit^  von  mindestens  einem  Jahre  in  der  Gesell- 
schaft zurücklegen. 

Nach  zurückgelegter  Probezeit,  während  welcher  ihnen  der  Austritt 
immer  freisteht,  verpflichten  sie  sich,  als  „Mitglieder^  auf  drei  Jahre  der 
Gesellschaft  anzugehören  und  für  die  Zwecke  derselben  thätig  zu  sein. 

Die  „Gesellschaft"  sorgt  für  "Wohnung,  Kleidung  und  Nahrung  ihrer 
Mitglieder,  für  ärztliche  Pflege  im  Erkrankungsfalle,  kurz  ftlr  AUes^  was 
zum  Lebensunterhalte  derselben  nothwendig  ist. 

Die  „Mitglieder"  der  Gesellschaft  haben  eine  gemeinschaftliche 
Wohnung;  das  Entfernen  aus  derselben,  sowie  der  Verkehr  mit  auswärtigen 
Personen  ist  an  die  Erlaubniss  der  Vorstehung  gebunden.  Die  Mitglieder 
haben  sich  einer  ,,eigenen  Kleidung"  zu  bedienen,  welche  von  schwarzer 
Farbe  ist,  sich  aber  sonst  von  der  anständigen  weiblichen  Kleidung  nicht 
unterscheidet. 

Die  Mitglieder  der  Gesellschaft  behalten  das  Eigenthumsrecht  ihres 
„Vermögens",  begeben  sich  aber,  so  lange  sie  der  Gesellschaft  angehören 
(mit  Ausnahme  des  Todesfalles),  der  freien  Verwendung  desselben.  Der 
„Fruchtgenuss"  des  den  Gesellschaftsmitgliedern  eigenthümlichen  Vermögens 
steht  für  die  Zeit,  als  die  Eigenthümerin  Mitglied  ist,  der  Gesellschaft  zu. 
Personen,  welche  eine  Pension,  eine  Rente  oder  einen  Gnadengehalt  beziehen, 
bleiben  im  Genüsse  derselben. 

*'*)  Der  Verein  bethätigt  sein  humanes  "Wirken  in  dreifacher  Rich- 
tung, in  welcher  namentlich  seine  Obsorge  für  „"Waise nmädchen"  und 
^^dienstuntauglich  gewordene  Personen"  für  die  „Armenpflege" 
von  Interesse  ist.  Da  nach  den  am  Schlüsse  folgenden  Zifi'em  die  erstere 
überwiegend  erscheint,  so  wurden  die  Mittheilungen  über  die  Gesellschaft 
hier  eingereiht. 


eine  Oberin  und  zwei  Assistentinnen  als  Stellvertreterinnen  der- 
selben auf  drei  Jahre.  *'^)  DieVorsteherinnen  der  Zweigabtheilungen 
d^  Gesellschaft  werden  von  der  Vorstehung  der  Gesellschaft 
in  Wien  ernannt. 

Die  „geistlichen"  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  leitet 
in  den  einzelnen  Orten  ein  von  der  Oberin  oder  mit  ihrer 
Zustimmung  gewählter  katholischer  Priester,  welcher  dadurch 
„Mitglied  der  Vorstehung"  wird.  Die  Oberin  wählt  auch  zwei  Ver- 
trauensmänner, welchen  insbesondere  die  Ueberwachung  der 
Vermögensgebarung  obliegt. 

Nur  die  Oberin  in  Wien  nimmt  Mitglieder  in  die  Gesell - 
schafH;  auf  und  entlässt  solche  im  Einverständnisse  mit  der  übrigen 
Vorstehung;  sie  übernimmt  alle  Einnahmen  der  Gesellschaft,  be- 
stimmt die  Ausgaben  derselben  und  legt  amEnde  jedes  Venvaltungs- 
jahres  Rechnung.  Die  Oberin  oder  im  Verhinderungsfalle  eine  der 
Assistentinnen  vertreten  die  Gesellschaft  auch  nach  aussen  hin. 

Die  Anstalten,  welche  von  der  Gesellschaft  gegenwärtig 
(1878)  erhalten  und  geleitet  werden,  sind  folgende: 

a>  in  Wien:  die  „ Marienanstalt "^  (im  111.  Bezirke,  Fa^augasse  Nr.  4) 
zur  Unterbringung  von  Waisenkindern  und  dienstsuchenden  Mädchen.  Die 
Anstalt  hat  Raum  zur  Aufnahme  von  42  Waisenkindern  und 
o5  Dienstmädchen  und  besteht  seit  dem  Jahre  1868.  Die  ganze  Anstalt 
hat  Belegraura  für  Iö'j  Betten. 

b)  in  Breiten  fürt  nächst  Wien:  das  Reconvalescentenhaus 
„Mariahilf",  in  welchem  solche  Dienstmädchen,  welche  aus  dem  Spitale  ent- 
lassen wurden,  so  lange  verpflegt  werden,  bis  dieselben  hinlänglich  gekräf- 
tigt erscheinen,  um  wieder  in  einen  Dienst  treten  zu  können;  dasselbe 
besteht  seit  November  1878  und  hat  einen  Belegraum  für  2()  Mädchen. 

ferner:  das  Zufluchtshaus  „zum  heiligen  Josef"  zur  Aufnahme  und 
unentgeltlichen  lebenslänglichen  Verpflegung  solcher  dienstuntauglich 
gewordener  Dienstboten,  welche  wenigstens  10  Jahre  in  einem  Hause  im 
Dienste  gestanden  waren.  Die  Anstalt  besteht  seit  dem  Jahre  1873  und 
hat  einen  Belegraum  für  DÖ  Personen. 

c)  in  weiterer  Entfernung:  di<*  Marienanstaltcn  in  Brunn  und 
Pest  (seit  1871),  in  Tropi)au  (seit  1870).  Dit's»-  dn*i  Anstalten  haben  eine 
dem  Mutterhause  in  Wien  ähnliehe  Eimiehtun"-. 


"^)  Nur    die    Gründerin    der   Gesellschaft    und    derzeitige    Oberin 
Francisca  Lechner  ist  auf  Lebensdauer  gewählt. 
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ferner  die  ,,Kinderbewahr- Anstalt ea^^  und  ^^Axbeitssckalen^  für 
Mädchen  zu  Georgenthal  in  Deutsch-Böhmen  (seit  1874),  zu  Toponar  ond 
Berczenze  in  Ungarn  (erstere  seit  1875,  letztere  seit  1876). 

Vom  Jahre  1871  bis  1873  hatten  die  Schwestern  dieser  GeseDschaft 
auch    die    Leitung   der   in    Dornbach    nächst  Wien   bestehenden  „Kinder 
bewahr-Anstalt'^  besorgt. 

Die  folgende  ZusammeDstellung  gibt  eine  Uebersicht  über 
die  Zahl  der  „Mitglieder"  der  Gesellschaft,  über  die  Zahl  der 
„Pfleglinge",  die  „Einnahmen"  der  Gesellschaft  und  die  „Ausgaben 
für    die  Erhaltung  der  Anstalten"  seit  dem  Bestehen  derselben 

y   t  1     ]  Kahl  der  ii  dei 

^ani    (lei.zjihl  der    ver-  ^.Arbcitwcholea-    Zahl  der  ver-       sm»  dtr 

ue^e  1-     pflegten   Wai-  „jd  SiuAttht-  pflegten  Dienst-  |,^^  tt») 

Jahr         •\^'"*?.   r       ^t^niiiädehen  niirasUltai"      mädchen  »") 


initglioder 
(Schwe- 
bt crn) 


fir  4m  hmUikM 

in       ausser  *o*s*f    ^'«       in        ausser  "  ^**'  "* 

Wien      AVien     «offMOMeiei     ^ien      ^jen  Briit«ifirl 

Kinder 


1«68...  3  —  —  --  —  —  — 

1869..  15  11  —  —  940  —  5.727 

1870...  27  26  —  —  1.207  —  11,136 

1871...  48  36  29  99  1.273  1.207  13.413 

1872  "")  60  41  61  221  1.261  1.677  15.791 


*'•)  In  den  folgenden  Jahren  ergaben  sich   folgende  Ziffern: 

\  trpflpiit«'  Wai-  ^         ?  t:  t-   '  Vpri>flo£te  I)ieustmildchea 

sciiuiadi  liMi  ti  r        's 'S  ^  ?  «3  ^i      '       ^^  Summe  iler 


§1"?  et  Hei  Aii         Ausgaben  für 

,,          .  -  .                                ^  =  ::  =     4,-z  ^^ji  gS^die   AnstalteA 

^''"      =^i'^        iu          uu.s.r    rill     ^-^S^  ^  i"         au>sor      |  £  n  |    in  Wien  und 

■j   =-f     _                             -i  r      t     'r=15^c  „.:„..        ,.-;_      «5gTc        Breiten- 


Wi.u        Whu     ----     <-^^.t%       ^Vi^"        Wien      ^|c|       «reiten- 


ft.*"/  iiifii  i«n-ii  ■—  . —  •—     r.    f.ii  _J2«*»  l'Tirt 

^    3  ^  J= 


i)^73  71  44  74  6  338  1.319  i.716  —  17.329 

1874  81  41)  H7  2(>  473  1.U02  i.693  77  il.9i2 

1S75  99  4C  88  20  724  901  1.712  83  22.315 

1870  111  41  93  28  862  997  1.733  97  23.643 

1877  138  4t»  94  i7  8oS  1.003  1.867  103  24.153 

1878  14G  39  99  29  1.049  911  1.412  92  25.233 

*'')  Die  Verpflegung  dieser  „Dienstmädchen",  deren  Zahl  hier  nur 
deshalb  aufgenommen  wurde,  um  ein  vollständiges  Bild  des  "Wirkens  der 
Gesellschaft  zu  geben,  ist  nicht  als  „Armenunterstützung''  im  strengea 
Sinne  des  Wortes,  sondern  als  eine  Alt  „Sorge  für  Arbeitslose"  zu  betracht^'n, 
da  eigentlich  der  Eintritt  der  Dienstlosigkeit  und  nicht  die  Armuth  des 
Dienstmädchens  den  (irund  der  Aufnahme  in  die  Anstalt  bildet. 


j  -1.,.-. 
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Denselben  Zweck  wie  das  früher  besprochene  Asylhaus 
yylfater  misericordiae^  verfolgt  auch 

6.  das  Knabenasyl:  St.  Josef  Vincentinum 

(in  Fflnfhaus,  Teilgasse  Nr.  3). 

Diese  im  Jahre  1872  errichtete  Anstalt"*)  wurde  be- 
gründet, um  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Bestimmungen^ 
insbesondere  des  Reichs- Volksschul-Gesetzes,  armen  Knaben, 
welche  die  Volksschule  ausser  dem  Hause  besuchen,  während 
der  übrigen  Zeit  eine  ordentliche  Beaufsichtigung  durch  die 
„barmherzigen  Schwestern"  von  Gumpendorf  zu  Theil  werden 
zu  lassen. 

Das  zur  Leitung  des  Asyles  bestimmte  ComitA  besteht 
aus  dem  Pfarrer  von  Fünfhaus,  der  General-Oberin  der  barm- 
herzigen Schwestern  in  Gumpendorf  und  acht  Mitgliedern.  Die 
Comiteglieder  wählen  aus  ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden,  welcher 
das  Asyl  nach  aussen  zu  vertreten  hat,  und  einen  Rechnungs- 
führer, der  zugleich  die  Cassa  führt. 

Aufgenommen  werden  in  diese  Anstalt  arme  Knaben 
von  4 — 6  Jahren,  welche  gesund  sind.  Dieselben  können  bis 
zum  vollendeten  14.  Lebensjahre  in  dem  Asyle  verbleiben;  nach 
demselben  werden  sie  ihren  Eltern  oder  Vormündern  zurück- 
gestellt. 

Das  Ersuchen  um  Aufnahme  in  das  Asyl  ist  an  eines  der 
Comiteglieder  zu  richten.  Bei  der  Aufnahme  ist  der  „Taufschein", 
„Heimatschein"  und  das  „Impfungszeugniss"  mitzubringen. 

Ist  in  dem  Asyle  Platz  vorhanden  und  gibt  das  Comit6 
seine  Zustimmung,  so  können  ausnahmsweise  auch  Knaben 
„bemittelter"  Eltern  aufgenommen  werden,  jedoch  nur  unter  der 


(Eine  Ausscheidung  der  specieU  auf  die  „Verpflegung  der  Waisen - 
mädchen''  entfallenden  Ausgaben  war  bei  dem  vorliegenden  Materiale 
nicht  thunUch.) 

*^)  Die  Statuten  der  Anstalt   wurden   vom   n.-ö.  Landesschulrathe 
am  23.  December  1874,  Z.  7775  genehmigt. 
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Bedingung,    dass  das  Asyl   seinem   eigentlichen  Zwecke  nidt 
entfremdet  ^ird. 

Die  Kinder  im  Alter  von  4 — 6  Jahren  besuchen  die  im 
Asylhause  befindliche  „Kinderbewahr- Anstalt**y  die  sdiulpflid- 
tigen  Kinder  dagegen  die  dem  Asylhause  gegenüberliegende 
mit  dem  Oeffentlichkeitsrechte  versehene  „Knabenvolksschule^ 
der  Schulbrüder  in  Fünfhaus. 

So  lange  ein  Knabe  in  der  Anstalt  ist,  darf  er  —  nach 
der  daselbst  bestehenden  „Hausordnung**  —  zu  keinem  Besuche 
herausgenommen  Averden,  ausser  bei  einem  aussergewOhnlichen 
Ereignisse  in  der  Familie  mit  Erlaubniss  der  Oberin  und  nach 
gemeinschaftlichem  Uebereinkommeu  auch  während  der  Ferien, 
Jedoch  nur  im  Krankheitsfälle  des  Zöglings.  Die  „erkrankten" 
Zöglinge  werden  entweder  auf  den  Marodezimmern  des  Asyl- 
hauses behandelt,  oder  in  das  Spital  der  barmherzigen  Schwestern 
in  Gumpendorf  gebracht.  Stellt  sich  eine  unheilbare  Krankheit 
ein,  so  wird  der  Knabe  entlassen. 

Das  Entgelt  für  die  Erwerbung  des  Asylhauses  und  die 
Kosten  für  die  weitere  Einrichtung,  so  wie  für  die  Erhaltung 
des  Hauses  wurdeu   durch   freiwillige  Beiträge    herbeigeschafft. 

Das  Erhaltuugsgeld  für  die  gänzliche  Verpflegung  eines 
Knaben  „bemittelter"  Eltern  beträgt  jährlich  150  fl.  ö.  W.  und 
muss  vierteljährig    in   vorhinein   entrichtet    werden.    Ausserdem 
sind  bei  der  Aufnahme   10  fl.    ö.  W.    als  Einschreibgebühr   zu 
erlegen,  ^^'ird  ein  Knabe  Avährend  eines  Vierteljahres,  für  welches 
das  Erhaltungsgeld  gezahlt  ist,  herausgenommen,   oder  stirbt  er 
während  dieser  Zeit,  so  wird  kein  Ersatz  geleistet,  nur  wird  er 
im     ersteren     Falle     anständig    gekleidet     entlassen     und    im 
letzteren  Falle  das  Leicheubegängniss  durch  die  Anstalt  besorgt. 
Wird  das  Erhaltungsgeld  nicht  zwei  Wochen   nach  der  festge- 
setzten Zeit  entrichtet,  so  wird  der  Knabe  entlassen.  **•) 


***")  Am  Ende  des  Jahres  1878  befanden  sich  70  Knaben  in  die^eIn 
Asyle,     von     denen     der    weitaus    grösste     Theil     unentgeltlich    ver- 
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Die  nun  folgende  Zusaminenstellung  gibt  eine  Uebersicht 
jener  Summen,  welche  während  des  Decenniums  1863—1872  im 
Durchschnitte  jährlich  für  die  verschiedenen  Zweige  der  Armen- 
kinderpflege sowohl  von  der  „öffentlichen**  als  vonder^Pri- 
vat-Wohlth&tigkeit**,  in  so  weit  letztere  in  die  vorausgehende 
Darstellung  einbezogen  werden  konnte,  verwendet  worden  sind. 


der 

Durchschnittliche  Jahresanslage 

iffeitlicheBl    prirttea 

zusammen 

Armenpflege 

fl.        kr.l       11.       kr. 

1.         kr. 

für  Unterstützung  überhaupt: 

vom  Vereine  zur  Versorgung  hilfsbedürf- 
tiger  "Waisen   der  israelit.   Cultus- 
gemeinde 

10.506 
2.000 

14 

98 

59 
73 

22 

66 

12.506 

aus    dem    Dr.  Friedinger'schen   Findel- 
kinder-Unterstützungsfonde  

14 

für   Betheilung    mit   Lehrmitteln 
und   Kleidungsstücken: 

zur    Anschaffung    von    Lehimitteln    für 
arme  Kinder 

4.368 
596 

41 
80 

8.462 

13.428 

zur  Anschaffung   von  Kleidungsstücken 
(aus  dem  „allg.  Versorgungsfonde") 

vom    Theresien  -  Kreuzer  -  Vereine    zur 
Unterstützung  armer  israelit.  Kinder 

19 

für  Kinderbewahranstalten 
und  Krippen: 

vom  Central- Vereine  für  Kinderbewahr- 
anstalten   

vom  Vereine   zur  Erhaltung  der  Säug- 
lingsbewahranstalt auf  der  "Wieden. 

für  die  israelit.  Kinderbewahranstalt. . . 

vom  Vereine  für  Kostkinderbeaufsichti- 
gung und  Krippen  (Erhaltungskosten 
der  Krippen)  . 

41.000 

1.421 
5.673 

13.273 

61.368 

U 

Fürtrag   . . . 

4.965 

ti 

82.337 

87.302 

81 
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Durchschnittliche  Jahresauslage 


der 


ifftB(lieheB|    piTitti 


Armenpflege 


fl.        kr. 


zQSJunmen 


Uehertrag. . . 

für  Unterbringung  ron  Pflege- 
kindern: 

für  Prämien  an  Pflegeparteien 

für  Kostgelder  an  Pflegeparteien 

Tom  Wiener  Schutzvereine  für  verwahr- 
loste Kinder 


4.965 


799 
56.898 


21 


22 


für   Blindenerziehung: 

für  das  k.  k.  Blinden-Erziehungsinstitut 
für  das  israelit.  Blinden-Erziehungsinstitut 

für  Taubstummen-Erziehung: 

für  das  k.  k.  Taubstummen- Institut . . . 
für  das  israelit.  Taubstummen- Institut . 

für  Waisenanstalten: 

für  die  k.  k.  Waisenhäuser  in  Wien 
und  in  Judenau 

für  das    I.  Communal-Waisenhaus  .... 

für  das  II.  Communal-Waisenhaus 

vom  evangelischen  Waisenversorgungs- 
Vereine 

von  der  Gesellschaft  der  Töchter  der 
göttlichen  Liebe 

für   Verpflegung    in    der    Gebär- 
und  Findelanstalt 

für  die  GebäranstAlt 

für  die  Findelanstalt. . .    


38.500 


19.855 


08 


80.717 
d  2.905 
19.629 


92.803 
624.648 


56 
73 

20 


30 


Hauptsumme 


951.721  30 


82.33766 


14.642 


15.347 


17.993 


5.634 


11.517 


90 


60 


37 


65 


147.473 


87J0J87 


72.340 


il 


53.847  60 


37.848i4o 


130.40414 


717.451 


18 


30 


1,099.19448 


Aus  den  Ziflfern  der  vorstehenden  Zusammenstellung  ergibt 
«ich,  dass  während  des  Decenniiims  1863 — 1872  im  Durch- 
schnitte jährlich  1,099.194  fl.  48  kr.  für  die  Armenkinder- 
pflege  verausgabt  wurden,  wovon  86  6yo  auf  die  „öffentliche'* 
und  13  4yo  auf  die  „private"  Armenpflege  entfallen. 
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In  dieser  Hauptsumme  sind  jedoch  die  för  ^^Ei^iohungs* 
beitrage"  und  „Waisenpfründen**  jährlich  verausgabten  Beträge 
—  welche  bei  der  Besprechung  der  „zeitlichen  Armenbetheüung** 
ziffermässig  ausgewiesen  wurden  —  nicht  mitinbegriffen. 

Mit  Hinzurechnung  derselben  u.  zw.  der  jährlichen  Aus- 
gabe von  durchschnittlich  21.780  fl.  für  „Erziehungsbeiträge** 
und  77.328  fl.  für  „Waisenhauspfründen**  bezififert  sich  dann 
die  durchschnittliche  Jahresausgabe  für  die  Armenkinder- 
pflege mit  1,198.302  fl.  48  kr.,  wovon  87-7%  auf  die  „öffent- 
liche** und  12 -ay«  auf  die  „Privat- Armenpflege**  entfallen. 

So  wie  bei  dem  Capitel  „Armenbetheilung^^  werden  schliesslich  auch 
hier  jene  mit  der  „Armenkinderpilege^^  sich  beschäftigenden  Vereine,  welche 
«rst  nach  dem  Jahre  1872  erstanden  sind,  anhangsweise  angeführt. 

Es  wurden  gegründet: 
im  Jahre  1874: 

a)  der    Verein    „Gumpendorfer   Weihnachtsbaum^'    zur    Bekleidung 
armer  Schulkinder  des  VI.  Bezirkes; 
im  Jahre  1876: 

bj  der  Verein  des  „Herz- Jesu- Asyles"  zur  unentgeltlichen  Erziehung 
armer  Terlassener  Kinder; 

c)  die  Gesellschaft  „Kinderfreunde''  zur  Bekleidung  armer  Kinder 
in  "Wien; 

,d)  der   „Leopoldstädter  Humanitätsverein"    zur   Bekleidung   armer, 
schulpflichtiger   im   IL  Bezirke   wohnhafter  Kinder   ohne  Unterschied    der 
Confession ; 
im  Jahre  1877: 

ej  der  Verein  von  „Schulfreunden  in  Neulerchenfeld*'  zur  Anschaffung 
von  Schreib-  und  Zeichenrequisiten  für  arme  Schulkinder  in  Neu- 
lerchenfeld ; 

fj  die  Humanitäts-GescUschaft  „Dicke  Freunde"  im  VII.  Bezirke 
mit  dem  Zwecke  alljährlicher  Betheilung  armer  Schulkinder  mit  Winter- 
kleidern ; 

gj  der  Wohlthätigkeitsclub  „Kinderfreunde"  in  Sechshaus  zur  Be- 
theüung  von  Kindern  unbemittelter  Eltern  mit  Kleidern,  "Wäsche  etc.  am 
Weihnachtsabende ; 

h)  der  „Kinderunterstützungö- Verein"; 

ij  der  Verein  der  „Kinderfreunde  in  Hernais"  zur  Unterstützung 
armer  würdiger  Schulkinder,  so  wie  zur  Errichtung  ron  Kindergärten  iu 
5ler  Gemeinde  Hernais; 


k)  der  Verein  „Pestalozzi*'   für  Kinderpflege    und  Erriehtung   einer 
Kost-  und  Erziehungsanstalt  in  Wiener-Neustadt; 

Ij  die  Gesellschaft  der  „Kinderfreu nde*'  an  der  Bürgerschule  für 
MAdehen  im  VIII.  Bezirk,  Albrechtplatz  Nr.  7  zur  Beistellung  von  Lehr- 
mitteln für  arme  Schülerinnen  dieser  Schule  und  anderweitige  UnterstQtzoDg 
derselben. 

Zu  bemerken  ist  noch,  dass  ausser  den  hier  angeführten  „Vereinen 
und  Anstalten"  noch  zahlreiche  andere,  namentlich  „klösterliche"  bestehen, 
welche  sich  mit  der  Kinderpflege  beschäftigen,  dass  aber  deren  Wirken, 
obgleich  sich  unter  ihren  Zöglingen  oftmals  eine  namhafte  Anzahl  armer, 
also  unentgeltlich  verpflegter  Kinder  befindet,  kein  Object  dieser 
Darstellung  bildet,  weil  bei  diesen  Vereinen  und  Anstalten  die  Hauptaufgabe 
nicht  in  der  Unterstützung,  sondern  vielmehr  in  der  Verfolgung  p&da* 


DIE 


ARMEN  VERSORGUNG. 


n 


'^« 


Bevor  das  Wirken  der  Armenpflege  auf  dem  Gebiete  der 
^, Armenversorgung"  überhaupt  dargestellt  wird,,  sind  nach  den 
dermaligen  Verhältnissen  und  Einrichtungen  der  Armenpflege 
in  Wien  früher  noch  zwei  Institutionen  zu  besprechen,  welche 
ihrer  Einrichtung  nach  gewissermassen  den  U ebergang  zu  der 
durch  die  Aufnahme  in  ein  „Versorgungshaus"  gewährten  voll- 
kommenen Versorgung  des  Armen  bilden;  es  sind  dies  die 
Armenhäuser  und  die  Grundspitäler. 

Man  kann  die  in  derlei  Anstalten  untergebrachten  Individuen 
nicht  zu  den  betheilten  Personen  rechnen,  weil  sie  daselbst 
nebst  den  Betheilungs-  oder  Stiflungsgeldem  auch  noch  den 
Unterstand,  dann  die  Beheizung,  Beleuchtung  u.  dgl.  unentgelt- 
lich erhalten.  Man  kann  sie  aber  auch  nicht  zu  den  voll- 
kommen versorgten  Personen  zählen,  weil  sie  sich  in  diesen 
Anstalten  selbst  verköstigen  müssen,  weil  femer  in  denselben 
keine  Krankenzimmer  vorhanden,  keine  eigenen  Anstaltsärzte 
bestellt  sind,  wie  dies  in  jedem  Versorgungshause  der  Fall  ist, 
und  daher  die  in  den  genannten  Anstalten  erkrankten  Personen 
in  ein  Krankenhaus  transferirt  werden  müssen. 

Diese  beiden  Gattungen  von  Versorgungsanstalten  ent- 
sprechen sowohl  ihrer  Einrichtung,  als  insbesondere  auch  den 
Bedingungen  der  Aufnahme  nach  dem  Charakter  jener  Zeit,  in 
Melcher  die  einzelnen  Territorien  und  die  betreffenden  Grund- 
obrigkeiten vei-pflichtet  waren,  die  auf  ihrem  Gebiete  verarmten 
und  arbeitsunfähig  gewordenen  Personen  zu  erhalten  und  zu 
versorgen. 

32* 
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Ein  Theil  dieser  Aastalten  ist  durch  milde  Stiftangen  in's 
Leben  gerufen  worden,  deren  Stifter  von  dem  Wansche  beseelt 
waren,  für  die  Armen  speeiell  jenes  Bezirkes  Sorge  zu  tragen, 
in  weleheiS  die  Stifter  selbst  oft  ihr  Leben  lang  gelebt  und 
gewirkt  lialten. 

Nacli  dem  l'mfange  der  V Uterstützung,  welche  den  in  di'ü 
versehieilineu  Austiiltto  aiifgenoinmenen  annen  Personen  gewährt 
wird,  sind  die  „Armenliänser"  nnd  die  „Gnindspitäler**  mehr 
oder  weniger  gleii-h  zu  stellen,  uud  es  besteht  zwischen  den- 
selben ein  UntiTschied  nur  in  Bezug  atif  die  Ingerenz,  irelelie 
die  ciimmunale  Armenverwaltuiig  auf  diese  Anstalten  ausflbt,  nnd 
in  Benug  nuldii' Leistungen,  welche  die  Gemeinde  für  dieselben 
fiberniimnu'U  ]i:it. 

Im  Nachfoigendi'n  werden  uiiu  zuerst  die  „GrundarmeD- 
häuser",  hierauf  die  „Gruudspitftler"  und  schliesslich  die  „Ver- 
sorgtmgshäusor"  selb.st  ui'bst  dem  Wirki'n  der  Privatwohlfliätig- 
keit    auf   dem  Gebiete    diT   Arinenversorgong    zur    Besprechuni: 


L  Die  Armenhäuser  und  die  Grundspitäler. 

A.  Die  Armenhäuser. 

Die  Armenhäuser  sind,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  An- 
stalten, welche  durch  die  Privatwohlthätigkeit  und  zwar 
mittelst  besonderer  „Stiftungen"  ins  Leben  gerufen  und  zunächst 
zur  Aufnahme  solcher  Armer  bestimmt  wurden,  welche  ihren 
Unterstand  nicht  mehr  bestreiten  können.  ^ 

Die  daselbst  untergebrachten  Personen  erhalten  in  der 
Regel  nur  die  „Unterkunft  und  die  erforderliche  „Beheizung" 
unentgeltlich.  In  jenen  Armenhäusern  aber,  in  welchen  eigene 
Stiftungen  zur  ^Jl^ndbetheilung"  der  in  das  betreffende  Haus 
aufgenommenen  Pfründner  bestehen,  erhalten  diese  Armen  die 
„Stiftungsinteressen"  als  Beihilfe  zur  Bestreitung  der  Auslagen 
für  ihre  Verköstigung  u.  z.  in  der  Regel  monatlich  auf  die  Hand 
ausbezahlt. 

Da  die  Armen  in  diesen  Häusern  sich  aus  eigenen  Mitteln 
verköstigen  müssen,  wird  zur  Aufnahme  derselben  erfordert, 
dass  sie  bereits  im  Genüsse  einer  „Pfründe",  einer  „Pension" 
oder  eines  anderen  fixen  Bezuges  stehen,  aus  welchem  sie  mit 
Hilfe  des  aus  den  .„Armenhausstiftungen"  erhaltenen  Zuschusses 
die  Kosten  der  Verpflegung  zu  bestreiten  im  Stande  sind. 

Der  Magistrat  übt  auf  die  VerM'altung  der  Armenhäuser 
keine  Ingerenz  aus;  dieselbe  obliegt  den  Vorstehern  des  Be- 
zirkes, in  welchem  das  Armenhaus  gelegen  ist.  Dieselben  haben 
auch   über   die  Aufnahme  der  Pfründner  theils  selbst,    theils 


*)  §.  50   der   neuen   Vorschrift    über   die  Armenpflege   im   Wiener 
Armenbezirke.  Wien  1879. 
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im  Einvernehmen  mit  dem  betreffenden  Ausschusse  zu  ent- 
scheiden. Dieser  und  der  weitere  Umstand,  dass  in  diese  An- 
stalten nur  solche  arme  Personen  aufgenommen  werden,  welche 
durch  eine  Reihe  von  Jahren  in  dem  Bezirke,  in  welchem  das 
Armenhaus  liegt,  Avohnhaft  Avaren,  lassen  die  Armenhäuser  ala 
locale  Bezirksinstitute  erscheinen. 

Solche  Institute  bestehen  in  Wien  im  III.  Bezirke  (Land- 
strasse) zwei  (eines  derselben  in  zwei  verschiedenen  Häusern), 
im  IV.  und  V.  Bezirke  (AVieden  und  Margarethen)  je  eines;  hie- 
zu  kommt  noch  das  vollständig  aus  Privatmitteln  erhaltene 
Francisca  Jeiteles'sche  Stiftungshaus  im  III.  Bezirke. 

1.  Die  Armenhäuser  im  Bezirke  Landstrasse. 

Das  eine  der  in  diesem  Bezirke  gelegenen  Armenhäuser» 
das  „sogi'uaunte "  Versorgungshaus  für  erwerbsunfähige 
weibliche  Dienstboten  iu  der  Rochusgasse  Nr.  8,  wurde  von 
dem  am  23.  April  1819  verstorbenen  bürgerlichen  Stärkmacher 
Lorenz  Hiess  gestiftet,  welcher  sein  kleines  Haus  Nr.  243  in 
der  Sterngasse  anf  der  Landstrasse,  sowie  ein  Capital  von  40.0(X)  fl. 
zum  Zwecke  der  Errichtung  eines  Armenhauses  widmete. ') 

Nach  dem  Testamente  Vi)m  6.  Jänner  1816  sollten  in  das- 
selbe nur  solche  arme  Frauenspersonen  aufgenommen  werden, 
M'elche  sich  nicht  mehr  zu  (»rhalteu  im  Stande  waren,  einen 
gesitteten  christlichen  Lebenswandel  führten  und  zur  Betheilung 
mit  einer  Bürgerspitalspfründe  nicht  geeignet  sind;  jede  Person 
sollte  mit  10  kr.  täglich  betheilt  und  mit  Holz  und  Licht  ver- 
sorgt werden. 

Ober  dem  Thore  des  bezeichneten  Hauses  sollte  das  "Bild- 
niss  der  heil.  Elisabeth  mit  der  Aufschrift  „Landstrasser 
Armen-  V  e  r  s  o  r  g u  n  gs  h  a u  s"  aufgerichtet  werden. 

In  den  Jahren  1846  un<l  1847  wurde  dieses  Armenhaus 
vom  Grunde  aus  neu  gebaut  und  derart  erAveitert,  dass  75  Pfnlnd- 


*)  Siehe  die  StitUiii^".  Hiess  Laurenz  .iiif  Seite  213  in  der  1.  Abthei- 
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nerinnen  daselbst  Unterkunft  finden  können.  Die  Mittel  zu  dem 
Baue  wurden  durch  den  Verkauf  der  Laurenz  Hiess'schen 
Stiftungsobligatlonen  beschafft;  der  eventuelle  Abgang  sollte 
durch  unverzinsliche,  in  angemessenen  Raten  rückzahlbare  Vor- 
schüsse aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde**  gedeckt  werden. 
Die  Kosten  für  die  innere  Einrichtung  wurden  im  Wege 
einer  Sammlung  aufgebracht,  welche  mit  sl  h.  EntSchliessung 
vom  14.  März  1846  bewilligt  und  im  Jahre  1847  in  jedem 
Hause  der  damaligen  Vorstadt  Laudstrasse  vorgenommen  wurde. 
Die  Verpfleg  s  k  osten  für  die  Pfrüudner  des  Armenhauses  sollten 
durch  einen  Beitrag  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde" 
insolange  gedeckt  werden,  bis  die  Anstalt  durch  das  ihr  legirte 
Vermögen  die  zur  Erhaltung  der  Pfründner  hinlänglichen  Mittel 
besässe.  Ausserdem  wurde  die  Gemeinde  ermächtigt,  insoweit 
die  Interessen  des  Fondes  zur  Erhaltung  der  Anstalt  nicht  hin- 
reichten,  jährlich  1500  fl.  C.-M.  zur  Bestreitung  der  Regiekosten 
aus  der  „Gemeindecassa"  zu  verwenden. 

Die  Anstalt  umfasst  einen  Flächenraum  von  158  DKL 
(5*68  Ar),  wovon  lllDKl.  (3-99  Ar)  verbaut  sind  und  47DK1. 
(1*69  Ar)  auf  die  Hof-  und  Gartenarea  entfallen.  Das  Gebäude 
selbst  erscheint  im  Inventar  mit  30.065  fl.  25  kr.  C.-M.  einge- 
stellt. In  sieben  Zimmern  sind  je  neun,  in  zwei  Zimmern  je 
s^chs,  im  Ganzen  daher  75  Pfründnerinnen  daselbst  untergebracht. 

In  den  sieben  grösseren  Zimmern  entfällt  auf  je  eine 
Person  ein  Raum  von  circa  24  Kubikmetern,  in  den  zwei  klei- 
neren Zimmern  von  circa  19  Kubikmetern. 

Die  Verwaltung  des  Armenhauses  erfolgt  nach  der  letzt- 
willigen Anordnung  des  Stifters  durch  den  jeweiligen  Vorsteher 
des  Gemeindebezirkes  Landstrasse,  welcher  zugleich  Leiter  der 
Anstalt  ist.  Die  Stiftungsrechuung  wird  mit  Ende  jedes  Jahres 
der  Gemeinderepräsentanz  zur  Prüfung  vorgelegt.  Zu  einer 
Rechnungslegung  an  die  Regierung  ist  der  Administrator  der 
Anstalt  nicht  verpflichtet. ' ) 


*)  Regierungs- Verordnung-  vom  26.  Juli  18Ä7,  Z.  39.91«. 
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Aufgenommen  werden  in  dieses  Armenhaus  —  nach  dem 
gegenwärtig  bestehenden  Usus  —  verarmte  und  erwerbsun- 
fähige Frauenspersonen,  welche  durch  eine  längere  Zeit  im 
Bezirke  Landstrasse  gedient  und  gewohnt,  sich  durch  einen 
ordentlichen  Lebenswandel  der  Aufnahme  würdig  gemacht  haben 
und  ihren  Unterstand  nicht  mehr  bestreiten  können.  Dieselben 
müssen  nach  Wien  ^zuständig^  und  im  Genüsse  einer  „PfnlAde^ 
oder  eines  sonstigen  Stiiltungsgenusses  sein. 

Ueber  die  Aufnahme  entscheidet  der  Gesammtausschuss 
des  Bezirkes. 

Die  in  die  Anstalt  aufgenommenen  Personen  erhalten  als 
Unterstützung  aus  dem  Erträgnisse  der  Stiftungscapitalien  auch 
eine  monatliche  Ilandbetheilung,  welche  von  50  kr.  bis  zu 
5  fl.  variirt  und  deren  „Höhe"  sich  nach  dem  Grade  der  Dürftig- 
keit und  nach  der  Höhe  der  Pfründe  richtet,  in  deren  Genuss 
die  betreffenden  Pfründnerinnen  bereits  stehen.  Ausser  dieser 
Handbetheilung  erhalten  die  Pfründnerinnen  nur  noch  die  „un- 
entgeltliche Wohnung,  die  Bettstelleu,  einen  Strohsack  und  einen 
Kasten". 

Das  „Bettzeug"  haben  die  Pfründnerinnen  in  der  Regel 
selbst  mitzubringen;  wenn  sie  aber  solches  nicht  besitzen,  so 
wird  es  ihnen  von  der  Verwaltung  des  Hauses  beigestellt 

Das  zur  „Beheizung"  der  Wohnlocalitäten  und  der  Küche 
erforderliche  Holz  wird  der  Anstalt  auf  Kosten  des  allge- 
meinen Versorgungsfondes  geliefert.*) 

Im  Falle  leichterer  und  vorübergehender  Erkrankungen 
erhalten  die  in  diesem  Armenhause  untergebrachten  Personen 
den  ärztlichen  Beistand  im  Hause  durch  den  k.  k.  Polizei- 
Bezirksarzt,  respective  Bezirkswundarzt,  welche  beide  bereits 
seit  einer  Reihe  von  Jahren  die  ärztliche  Hilfe  frei-willig  und 
unentgeltlich  leisten. 

Bei  länger  andauernden  Krankheiten  werden  die  Pfründ- 
nerinnen in  eine  der  öffentlichen  Krankenanstalten  oder  in  das 
Spital  der  Elisabethinerinnen  auf  der  Landstrasse  aufgenommen. 

*)  §.  50  der  neuen  Vorschrift. 
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Die  Summe  der  Interessen  aus  den  für  dieses  Armenhaus 
zu  persolvirenden  Stiftungen'')  beträgt  jährlich  3269  11. 
80.  kr.  ö.  W. 

Selbstverständlich  kann  die  Bewegung  im  Stande  der 
Pfründner  einer  solchen  Anstalt,  wenn  die  Zahl  derselben 
wie  in  diesem  Armenhause  eine  fiiirte  ist  und  beständig  „Vor- 
merkungen^ für  den  Fall  der  Erledigung  eines  Platzes  vorhanden 
sind,  keine  bemerkenswerthe  sein  und  bleibt  auf  den  Ersatz 
der  aus  der  Anstalt  abgegangenen  Personen  beschränkt.    Dem- 

*)Die  zu  persolvirenden  Stiftungen  sind  folgende: 

Auhl  Johann mit  dem  jährl.  Interessenertrage  von        4  fl.  20  kr. 

Iliess  Laurenz «      „        „  «  „    3224   „  80   „ 

Tscherny  Franz „      ^,        „  „  „  4   „  20   „ 

Tscherny  Rosine „      „        „  „  „  4   „  20   „ 

üehlein  Anna „      „        „  „  „        32   „40   „ 

Die  Interessen  der  Hiess'schen  Stiftung  werden  theils  zur  „Handbe- 
theüung",  theils  zur  „Erhaltung  des  Hauses"  verwendet.  Ausser  dem 
Capitale  der  Laurenz  Hiess'sehen  Stiftung  ist  dieses  Armenhaus  auch  im 
Besitze  von  Hiess'schen  „Satzcapitalien",  von  welchen  Ende  1878  noch 
ein  Restbetrag  von  5670  fl.  ausstand.  Die  zur  Zahlung  gelangten  Beträge 
dieser  Satzcapitalien  werden  zur  Vergrösserung  des  Stiftungscapitales  der 
Uiess'schen  Stiftung  verwendet. 

Da  die   beiden   hier   angeführten  Tschern y'schen  Stiftungen   in 
dem  Stiftungenverzeichnisse   des   T.    Theiles   dieses  Werkes   nicht  aufge- 
nommen erscheinen,   werden  hier  die  entsprechenden  Daten  nachgetragen: 
Tscherny  Franz,   zur  Betheilung   von  je   21   Pfründnerinnen   des  Armen- 
hauses in  der  Rochusgasse  Nr.  8  mit  je  10  kr.  Stift brief  vom  13.  Sep- 
tember 1874,   Capital    100  fi.   Papierrente,  jährliche   Interessen   4  f). 
20  kr.  ö.  W,  Gestiftete  Plätze:  21.   Repräsentant:  der  jeweilige  Vor- 
stand  des.  III.  Bezirkes.    Persolvent:   derselbe.   Persolvirung:  4.   und 
25.  October  jeden  Jahres. 
Tscherny  Rosine,  zur  Betheilung  von  je  21  Pfründnerinnen  desselben  Armen- 
hauses  mit  je    10    kr.    Stiftbrief  vom    10.  September    1874.    Capital 
100  fl.  Papierrente;  jährliche  Interessen  4  fl.  20  kr.    Gestiftete  Plätze. 
21.  Präsentant:  der  jeweilige  Vorstand  des  III.  Bezirkes.   Persolvent: 
derselbe.  Persolvirung:  13.  März  und  7.  November  jeden  Jahres. 
Die  aus  diesen  beiden  Stiftungen  Betheilten  haben  bei  den  für  die 
Verstorbenen    zu    lesenden    heiligen    Seelenmessen    für    deren    SeeHaheil 
zu  beten. 
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nach  war  der  Stand  der  in  diesem  Hause  untergebrachten 
Arraen  im  Laufe  des  Jahrzehnts  1863 — 1872  am  Anfang,  wie 
am  Ende  jedes  einzelnen  Jahres  unveränderlich  der  gleiche» 
nämlich  75;  der  jährliche  Zuwachs  und  Abgang  schwankte 
zwischen  6  und  14  und  stellte  sich  im  Durchschnitte  auf  11. 

Die  Auslagen  für  dieses  Armenhaus  betrugen  (mitAns- 
schluss  der  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde"  gezahlten 
„Pfründen"): 

davon  entüelen  auf  den 
im  Jahre  „allgemeinen  Versor- 

gungsfond" 

1863 2.395  fl.  62-:i  kr.  417  fl  88  kr. 

1804 2.667  „  79  „  733  „  40  „ 

1865 3.243  „  39  „  484  ,.  26  « 

1866 1.992  „  20  „  337  „  16  „ 

1867 2.028  „  70  „  458  „  30 

1868 2.130  „  54  „  393  „  40 

1869 1  783  „  54  ,,  398  „  — 

1870 1.835  „  80  „  476  „  50 

1871 3.331  „  55  „  523 


n 
n 
n 


9>  n 


1872 1.899    „   68-5   „  399  „   70 


n 


im  JOj;iliri<'ni  lliirilis.liiiide         2.330  fl.  88     kr.  462  fl.  16  kr. 


Ausser  diesem  s.  g.  Versorguugshause  besteht  im  III.  Be- 
zirke aber  noch  eine  Armenaustalt,  welche  in  zwei  ver- 
schiedenen Häusern  untergebracht  ist  und  daher  eigentlich  zwei 
Anstalten  bildet.  Da  aber  beide  Anstalten  demselben  Zwecke 
zu  dienen  haben  und  gemeinschaftlich  verwaltet  und  geleitet 
werden,  so  können  sie  Mohl  zusammen  als  ein  Armenhaus 
angesehen  werden.  Dieses  Armenhaus  des  III.  Bezirkes  (Land- 
strasse) ist  in  den  beiden  Häusern  Nr.  41  und  Nr.  5  in  der 
Wällisehgasse  untergebracht. 

Das  erstgenannte  Haus  Nr.  41  enthält  zwei  Realitäten, 
nämlieh  die  Conscriptionsnummern  286  und  287  in  Erdberg. 
Die  Realität  Nr.  287  wurde  im  Jahre  1840  von  dem  damaligen 
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Besitzer:  Michael  Göllner,  der  Gemeinde  Erdberg  mit  der  Be- 
stimmang  vermacht,  dass  in  derselben  ^arme  Frauenspersonen^ 
dieser  Gemeinde  Unterkunft  finden  sollten.  Die  zweite  Realität 
Nr.  286  ist  im  Jahre  1844  von  der  ehemaligen  Gemeinde  Erd- 
berg käuflich  erworben  worden;  der  Kaufschilling  wurde  durch 
freiwillige  Beiträge  der  Bürger  dieser  Gemeinde  gedeckt.  Beide 
Realitäten  haben  einen  gemeinschaftlichen  Garten,  in  welchem 
sich  eine  von  dem  gewesenen  Richter  der  Gemeinde  Erdberg: 
Josef  Hutzier,  erbaute  Capelle  befindet. 

Diese  zwei  Häuser  enthalten  ausser  der  Hausmeister- 
wohnung 10  Zimmer,  1  Kammer  und  7  Küchen.  In  diesen 
LfOcalitäten  sind  24  Personen  untergebracht;  auf  jede  der 
Pfiründnerinnen  entfallen  circa  14*5  Km.  Raum. 

Die  erforderliche  Einrichtung  und  das  Bett  haben  die 
Pfründnerinnen  in  dieses  Armenhaus  mitzubringen. 

Das  zweite  Haus,  Nr.  5  in  der  Wällischgasse  (alt  Nr.  307, 
Erdberg),  war  früher  ein  Schulhaus  und  wurde  nach  Erbauung 
des  neuen  Schulhauses  im  Jahre  1860  auf  Ansuchen  der  Gemeinde 
in  ein  Armenhaus  verwandelt. 

Das  Gebäude  ist  Eigenthum  des  allgemeinen  Ver- 
sorg ungsfondes,  welchem  dasselbe  vom  Gemeinderathe  mit 
Beschluss  vom  30.  Mai  1860  um  den  Schätzungswerth  von 
5200  fl.  ö.  W.  zu  dem  Ende  käuflich  überlassen  wurde,  dass 
in  demselben  ein  Armenhaus  für  die  Gemeinde  Erdberg  errichtet 
werde,  wozu  auch  die  n.-ö.  Statthalterei  in  Vertretung  des  als 
Patron  dieses  Hauses  betheiligten  Religionsfondes  ihre  Zustimmung 
ertheilte.  •) 

Das  Gebäude  besteht  ausser  der  Hausmeisterwohnung  aus 
einem  kleinen  und  einem  grossen  Zimmer  zu  ebener  Erde  und 
einem  grossen  Zimmer  sammt  Küche  im  ersten  Stocke.  Die  Ein- 
richtung dieser  Zimmer  ist  Eigenthum  der  bestandenen  Gemeinde 
Erdberg;  die  Kosten  der  Anschaflung  waren  im  Wege  freiwilliger 


•)  Beeret  der  n.-ö.  Statthalterei  vom  7.  Norember  1860,  Z.  46.821. 
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Spenden  aufgebracht  worden.  In  den  drei  genannten  Lociditäten 
des  Hauses  sind  21  Personen  untergebracht,  auf  welche  m 
Kubikraum  von  je  18*5  Km.  entfällt.  Dasnöthige  Bettzeug  haben 
auch  hier  die  Pfründnerinnen  selbst  mitzubringen. 

Die  Verwaltung  dieser  beiden  Armenhäuser  in  Nr.  5  und 
Nr.  41  Wällischgasse  wird  von  dem  jeweiligen  Vorsteher  des 
III.  Bezirkes  Landstrasse  besorgt,  während  mit  der  spedellea 
Ueberwachung  ein  oder  zwei  der  zunächst  wohnenden  Bezirks- 
ausschüsse betraut  sind. 

Aufgenommen  werden  arme  ^Frauenspersonen",  welche 
bereits  im  Oenusse  einer  Pfründe  stehen,  durch  eine  längere  Zeit 
in  Erdberg  gewohnt  haben  und  sich  nicht  mehr  fortzubringen  im 
Stande  sind,  lieber  die  Aufnahme  entscheidet  der  ^Bezirks- 
vorsteher**  über  Vorschlag  des  mit  der  speciellen  Ueberwachung 
betrauten  Ausschusses. 

Die  in  diesen  Armenhäusern  aufgenommenen  Personen 
erhalten  ausser  der  unentgeltlichen  Unterkunft  und  der  Hand- 
betheilung aus  den  dazu  bestimmten  Hausstiftungen  keinerlei 
weitere  Unterstützungen. 

Das  zur  Beheizung  nothwendige  Holzquantum  wird  aus 
dem  allgemeinen  Versorgungsfonde  beigestellt.  ')  Auch 
die  Kosten  für  die  nothwendigen  Reparaturen  und  Herstellungen 
im  Hause  werden  aus  demselben  bestritten. 

Die  Summe  der  für  diese  Armenhäuser  zu  persolvirenden 
„Stiftungsinteressen**  beträgt  jährlich  16  fl.  80  kr.  ö.  W. 

Der  Stand  der  Pfründnerinnen  in  diesen  Armen- 
häusern war  während  des  Decenniums  1863  —  72  unverändert 
am  Anfange  und  Ende  jedes  einzelnen  Jahres  derselbe,  nämlich 
45;  der  jährliche  Zuwachs  und  Abgang  variirte  zwischen 
2    und    10    und    stellte   sich    durchschnittlich  auf  6. 

Die  Auslagen  für  diese  beiden  Armenhäuser  betrugen: 


')  §.  50  der  neuen  Vorschrift. 


509 


im  Jahre 

1863  .] 344  fl.  12  kr. 

1864 107  „  09  „ 

1865 198  „  18  „ 

1866 142  „  80  „ 

1867 127  „  91  „ 

1868 247  „  15  „ 

1869 209  „  69  „ 

1870 156  „  18  „ 

1871 182  „  74  „ 

1872 128  „  99  „ 


davon  entfielen  auf  den 
allgem.  Versorgungsfond-' 

327  fl.  32  kr. 

90  „    29 

>? 

181  „    38 

J9 

126  „    - 

99 

111  ,,    11 

99 

230  „    35 

99 

192  „    89 

99 

139  „    38 

99 

165  „    94 

99 

112  „    19 

t^ 

im  lOjähr.  Durchschn.     184  fl.  49  kr.  167  fl.  69  kr. 

2.  Das  Armeuhaiis  im  Bezirke  Wiedeu 

(Xeumanngassc*  Nr.  «I). 

Die  ira  Jahre  1818  in  Wien  versturbeiie  Bür^erswitwe 
Elisabeth-  Rudolf,  i^eb.  Bretschneider,  hat  iu  ihrem  am 
2.  Juni  1818  errichteten  Testamente  und  Codicilie  eine  „Stif- 
tung für  zwölf  arme,  alte  und  gebrechliche  Personen"  angeordnet 
und  rüeksichtlich  derselben  die  folgenden  Bedingungen  fest- 
gesetzt. 

Als  Stiftungsca[utal  sind  35.200  fl.  W.  W.  bestimmt;  das- 
selbe soll  gegen  eine  5"  ,,ge  Verzinsung  auf  erste  llaussätze 
gegen  Pupillarsicherheit  augelegt  werden.  Von  den  hievon  jähr- 
lieh entfallenden  o""  ^gen  Interessen  sollen  12  alte,  arme  und 
gebrechliche,  zu  jedem  Erwerbe  unfähige  und  weder  auf  eine 
ßürgerspitals-  noch  auf  eiue  sonstige  Versorgung 
Anspruch  habende  Personen  beiderlei  Geschlechtes  aus  der 
ehemaligen  Vorstadt-Gemeinde  Wiedeu  ernährt  und  verpflegt 
werden.  Im  Falle  sich  al^er  für  einen  erledigten  Stiftplatz  keine 
Bewerber  ans  der  genannten  Gemeinde  linden,  sollten  bei  gleich - 
mässiicem  Nachweise  der  stiftbrieflichen  Erfordernisse  auch  Be- 
Werber  ans  den  benachbarten  Vorstädten:  M' 


brunn,  Nikolsdorf,  Reiuprechtsdorf  und  Margarethen  Berück* 
sichtigung  finden. 

Das  Vorschlagsrecht  sollte  dem  jeweiligen  Pfarrer  zn  den 
Paulanem  auf  der  Wieden,  dem  jeweiligen  Wiedner  Richter  und 
dem  ältesten  Gerichtsbeisitzer  zustehen.  Das  Emennangsrecht 
war  von  der  Stifteriu  den  Geschwistern  derselben  übertragen 
worden,  nach  deren  Ableben  es  zu  Folge  §.  8  des  Stiflbriefes 
auf  den  jeweiligen  Pfarrer  bei  den  Paulanem  auf  der  Wiedai 
und  den  Wiedner  Geraeinderichter  übergehen  sollte. 

Jeder  Stiftung  ist  verpflichtet,  für  das  Seelenheil  der  Stif- 
terin und  ihres  verstorbenen  Gatten  taglich  bei  dem  Messopfer 
einen  Rosenkranz  zu  beten  und  es  kann  denselben  nur  Ertuik- 
heit,  Altersschwäche  oder  sonst  ein  unüberwindliches  Hinder- 
niss  vou  dieser  Verpflichtung  entbinden. 

Die  Stiftung  s«>ll  für  ewige  Zeiten  den  Namen  „Johann 
Michael  und  Elisabeth  Rudolfsche  Stiftung")  führen.— 

Diese  Stiftung  wird  nun  von  dem  jeweiligen  Vorsteher  des 
IV.  Gemeiudebezirkes  und  dem  jeweiligen  Pfarrer  zu  den  Pau- 
laueru  auf  der  Wieden  verwaltet,  welche  auch  über  die  Auf- 
nahme zu  eutscheideu  haben. 

Die  Bedingungeu  der  Aufnahme  in  diese  Stiftung 
l^estehen  in  dem  Nachweise  des  Alters,  der  körperlichen 
Gebrechen,  derDienstboteneigenschaft  und  des Umstandes, 
dass  der  Bewerber  keinen  Anspruch  auf  die  Aufnahme 
in  eine  der  communalen  Versorgungsanstalten  hat. 

Die  Stiftlin^e,  14  an  der  Zahl,  und  zwar  7  männliche  und 
7  weibliche,  sind  in  zwei  separirten  Zimmern  des  ehemaligen 
Gemeindehauses  auf  der  Wieden  untergebracht;  auf  jeden  der- 
selben entfallt  ein  Kubikraum  von  24  Km. 

Die  Stiftlinc^e  erhalten  aus  den  Stiftungsinteressen  eine 
„Handbetheilun.c:"  von  täglich  22  kr.,  welche  denselben  am 
Sanistaic  jeder  Woche  ausbezahlt  werden.  Von  diesem  Betrage 
werdi^n  jedoch  jedem  Stiftlinge  täglich  2  kr.  ö.  W.  zur  Bestrei- 


•*)   Siebe  diosell)e  auf  Seite  260  des  1.  Theiles  dieses  Werkes. 
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tung  des  zur  Beheizung  der  Stuben  und  zur  Bereitung  der 
Mahlzeiten  erforderlichen  Brennmateriales  Ün  Abzug  gebracht. 
Ausser  dieser  Handbetheilung  erhalten  die  Stiftlinge  nur 
noch  die  unentgeltliche  Unterkunft.  Aus  dem  9,allgemeinen 
Versorgungsfonde"  beziehen  dieselben,  wie  auch  die  -  Stiftung 
«elbst,  nichts  und  es  könnten  die  Ersteren,  den  stiftbrieflichen 
Bestimmungen  gemäss,  wenn  sie  im  Genüsse  einer  „Armen- 
pfründe^  stehen,  in  die  Anstalt  gar  nicht  oder  doch  nur  gegen 
Verzichtleistung  auf  den  bisherigen  Oenuss  aufgenommen  werden. 

Die  „Stiflungsinteressen''  aus  der  Michael  und  Elisabeth. 
Rudoirschen  Stiftung  betragen  jährlich  1022  11.  89  kr.  ö.  W. 
Ausserdem  besteht  für  die  im  Armenhause  der  Gemeinde  Wieden 
befindlichen  Armen  noch  die  Michael  Schelskom'sche  Stiftung  *) 
mit  einem  jährlichen  Interessenertrage  von  21  fl.,  welche  am 
28.  Jänner  und  21.  April  jedes  Jahres  zur  Persolvirung  gelangen. 

Während  des  Decenniums  1863—1872  war  der  Stand  der 
Stiftlinge  durchschnittlich  13;  die  Bewegung  in  demselben  war 
keine  bemerkenswerthe. 

Die  Auslagen  für  dieses  Armenhaus  betrugen: 


im  Jahre  1863 

872  6.  57-5  kr. 

im 

Jahre  1868 

1.226  fl.  89  kr. 

9» 

1864 

1.092  „  09  ö  „ 

n 

1869 

1.169  „  33  „ 

W 

1865 

1.029  „  29  „ 

5? 

1870 

1.299  „  68  „ 

W 

1866 

2.635  „  39  5  „ 

n 

1871 

1.777  „27  „ 

n 

1867 

2.902  „  57  ö  „ 

w 

1872 

1.440  „  18-3  „ 

und  im  lOjährigen  Durchschnitte 1.644  fl.  53     kr 

3.  Das  Armenhaus  im  Bezirke  Margarethen 

(Pilgramgasse  3). 

Dieses  Armenhaus  wurde  am  8.  August  1829  von  Susanna 
Bach  mann  mittelst  Schenkungsurkunde  gegen  Vorbehalt  des 
lebenslänglichen  Fruchtgenusses  gestiftet  und  den  Pfarr-Armen- 
Instituts-Yorstehem  als  Stiftungseigenthum  übergeben. 


*)  Siehe  dieselbe  auf  Seite  263  des  I.  Theiles  dieses  Werkes. 
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Nach  dem  am  5.  Mai  1856  erfolgten  Ableben  der  Stifterin 
wurde  das  Stiftongshaus  wegen  Baufälligkeit  darch  die  Institots- 
Vorsteher  zum  Umbaue  gebracht  und  am  4.  Mai  1863  von 
sechs  Pfründneriunen  bezogen.  Zur  Bestreitung  der  Aus- 
lagen für  den  Umbau  des  Hauses  war  mit  Bewilligung  der 
Landesstelle  ein  Darlehen  im  Betrage  von  22.000  fl.  anfgenommen 
worden,  welches  bis  auf  einen  Rest  pr.  8800  fl.  (1876) 
zurückgezahlt  ist. 

Verwaltet  ^\^rd  dieses  Armenhaus  im  Sinne  der  Schen- 
kungsurkunde und  des  Stiftbriefes  vom  10.  Juli  1859  von  den 
Armon-Instituts-Vorstehern  der  Pfarre  St.  Josef  in  Margarethen, 
welche    auch    selbstständig   über  die   Aufnahme  in  dasselbe  zn 

entscheiden  haben. 

l)ie  sechs  Pfründnerinnen  .  dieses  Armenhauses  haben  bis 
zu  dem  Zeitpunkte,  wo  die  Bauschuld,  zu  deren  Tilgung  der 
Hauszins  verwendet  wird,  vollständig  abgetragen  ist,  keine 
anderen  Genüsse,  als  die  unentgelthche  Wohnung,  sowie  die 
Beheizung  und  B(»leuchtung  derselben;  es  werden  daher  nur 
Personen  aufgenommen,  welche  im  Genüsse  von  ^Pfründen" 
ans  dein  allgemeinen  Versorgungsfonde  stehen. 

Die  sechs  Pfründnerinnen  sind  in  einem  Zimmer  im 
Erdgeschosse  (l(»s  Hauses  untergebracht.  Weitere  Ubicationeu 
zur  Unterbringung  von  Pfründnerinnen  sind  in  demselben  nicht 
vorhanden  und  es  werden  solche  erst  in  späterer  Zeit,  wenn 
nämlich  nach  Inhalt  des  Stiftbriefes  auch  „männliche"  Indivi- 
duen aufzunehmen  sein  werden,  zu  ermitteln,  respective  zu 
adaptiren  sein. 

In  dem  Stande  der  6  Pfründnerinnen  dieses  Armenhauses 
ist  seit  dem  .lahre  1803  weder  ein  Zuwachs  noch  ein  Abgang 
zu  viM'zeichnen  gewesen.  '^) 


^'^)  Für  «ll^'Sf's  Armenliaus  >uu\  auch  dit*  Interessen  der  Monika 
Z  rlin  ka">rhen  Stiftung-  im  H»^traire  von  jährlich  30  fl.  10  kr.  u.  zw.  zur 
Bethf^iliing'  d*-i  (3  älte>ten  Pfründnorinm'U  (li(»ses  Armenhauses  zu  pcrsol- 
\ir<'n.  (vSiclip  S»'it(*  291   der  1.  Al'thcilunfT  <ii^s»^s  Werkes.) 
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4.  Das  Franziska  Jeiteles'sche  Stiftungshaus 

(im  III.  Bezirke,  Steingasse  Nr.  18). 

Mit  einem  Stiftbriefe  vom  14.  Jänuer  1858  wurde  von 
Frau  Franziska  J  eitel  es  ein  Capital  von  31.500  fl.  zum  Zwecke 
der  Gründung  eines  Armenhauses  zur  Aufnahme  von  Pfi'ündnerinnen 
israelitischer  Religion,  insbesondere  von  mit  Kindern  gesegneten 
armen  Witwen  bestimmt. 

Von  diesem  Stiftungseapitale  wurden  15.000  fl.  zum  An- 
kaufe des  Stiftungshauses  und  1500  fl.  zur  Adaptirung  und 
inneren  Einrichtung  desselben  verwendet,  während  für  den  noch 
ül)rigen  Restbetrag  zinstragende  Werthpapiere  angekauft  wurden. 
r)ie  Interessen  des  noch  übrigen  aus  „Werthpapieren"  im  Nominal- 
werthe  von  25.400  fl.  bestehenden  Stiftungscapitales  mit  jährlich 
1066  fl.  40  kr.  sind  zur  Erhaltung  des  Hauses  und  zur  „Hand- 
betheilung" der  in  dasselbe  aufgenommenen  Personen  bestimmt, 
welche  daselbst  eine  vollständig  eingerichtete  Wohnung  und  ein 
monatliches  Handgeld  von  6  fl.  erhalten,  im  Üebrigen  aber  sich 
selbst  verpflegen  müssen.  Ergibt  sich  am  Jahresschlüsse  bei  dem 
Stiftungsfonde  ein  Ueberschuss  des  Erträgnisses**)  über  die  aus 
demselben  zu  bestreitenden  Auslagen,  so  wird  derselbe  den 
Pfründnerinnen  im  Hause  zu  gleichen  Theilen  auf  die  Hand 
gegeben. 

Das  Recht  der  Aufnahme  steht  stiftbriefmässig  einem 
aus  drei  Mitgliedern  bestehenden  Curatorium  zu,  dessen  Präses 
der  jeweilige  Prediger  des  israelitischen  Bethauses  im  I.  Bezirke 
ist;  die  beiden  übrigen  Mitglieder  des  Curatoriums  werden  von 
dem  Präses  desselben  der  k.  k.  Statthalterei  zur  Genehmigung 
vorgeschlagen. 

Während  des  Decenniums  1863 — 1872  waren  im  Durch- 
schnitte jährlich  acht  Pfründnerinnen  in  diesem  Hause  unterge- 
bracht. 


»»)  Siehe  die  Stiftung  „Jeiteles  Fanni"  auf  Seite  34-')  des  I.  Theiles 
dieses  Werkes. 

33 
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« 

In  den  sämmtlicheu,  im  Vorhergehenden  besprocheneD 
„Armenhäusern"  waren  nach  dem  Durchschnitte  der  Jahre 
1863—1872  jährlich  147  Personen  untergebracht  worden  und 
es  betrug  die  jährliche  Gesammtauslage  für  die  Unterbrin- 
gung derselben  durchschnittlich  4043  fl.  10  kr.  ö.  W. 

B)  Die  Grundsfitäler. 

Von  den  Vorstädten  Wiens,  welche  im  Jahre  1706  durch 
die  Aufluhruug  des  Linienwalles  fest  begrenzt  worden  waren, 
gehörten  dazumal  nur  siebeu  dem  Burgfrieden  der  Stadt  an; 
weitere  sieben  bestanden  aus  Dörfern  und  Gütern,  über  welche 
die  Stadt  als  Ei^enthümerin  grundobrigkeitliche  Rechte  ausübte, 
achtzehn  derselben  aber  Maren  Freigründe  und  herrschaftliche 
Landgüt(*r,  also  fremdherrschaftliche  Vorstädte.**) 

Die  ICbelstände,  welche  eine  solche  Zersplitterung  des 
Grundbesitzes  uothwendigerweise  mit  sich  führen  musste,  mach- 
ten sich  um  Si»  fühlbarer,  als  in  den  fremdherrschaftlicheu 
Vorstädten  eine  Bevölkerung  sich  ansiedelte  und  vermehrte, 
welcln*  den  Bettel  in  ihn^r  Mitte  systematisch  grosszog  und  iu 
Foli^c  ihrer  unlauteren  Elemente  ein  stets  wachsendes  Contingeut 
an  die  Annen-  und  Krankenanstalten,  sowie  auch  an  die  Arbeits- 
nnd  Znclitliiiuser  abzugeben  hatte,  ohne  dass  die  betreffendeu 
Grundberren  an  den  Erlialtungskosten  dieser  Anstalten  partipicirteu, 
oder  in  irgend  *'iner  \\  eise  gegen  das  Bettelunwesen  einzu- 
schreiten sieh  bestimmt  linden  Hessen.  Klagen  hierüber  sind  iu 
den  meisten  schon  in  früherer  Zeit  gegen  das  Bettel wesen 
erlasscmcn  \'v  rordnungen  zu  vernehmen.  Es  ist  daher  begreiflieb, 
dass  die  Kegierunii."  darauf  bedacht  sein  musste,  diesem  immer 
mehr  einreisstMubMi  l'ebelstande  zu  steuern.  Zu  diesem  Zwecke 
wurde  in  einem  Patente  Tarls  VI.  vom  21.  Juli  1714  den  Grund- 
herren ausdnieklieh  zur  Pllieht  gemacht,  dass  ,,von  einer  jeden 
Grundcjbrigkeit   und   dero  Grundholden   diejenige    aut 


12 


)  Sirho    Weist;:  (ioscliichto  der  ötVentliehen  Anstalten,    Foiido    und 
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ihren  Grund  und  Boden  gebohrne  Unterthanen,  \iie  auch 
fremde,  wann  sie  lange  Jahre  hausssässig  gewesen,  und  allda 
erarmet  seynd,  auch  wegen  ermangelnder  Kraft  keiner  Arbeit 
mehr  vorstehen  können,  es  seyu  selbe  beschädigte  Soldaten  oder 
andere  arme  Mannes-  oder  Weibspersonen  oder  Kinder  hinfuhro 
gewiss  unterhalten  werden  sollen." 

In  der  im  nachfolgenden  Jahre  1715  u.  zw.  am  2.  Juli 
erlassenen  „Bettlerordnung**  wurde  weiters  anbefohlen,  ^dass  von 
sammtlichen  Herrschaften,  niemand  ausgenommen,  die  auf  ihren 
Grund  stehende  aufrechte  oder  in  Abgang  gerathene 
Spittäler  und  Armenhäuser,  auch  Mäeviel  in  jedem  Arme 
erhalten  werden  sollen,  innerhalb  vier  Wochen  der  n.-ö.  Regie- 
rung angezeigt  werden  sollten." 

Speciell  in  Bezug  aufW'ien  wurde  in  dem  Patente  vom 
30.  August  desselben  Jahres  Klage  geführt,  ^dass  die  zwischen 
denen  Linien  befindliche  Grundobrigkeiten  bei  einer 
Menge  der  auf  ihren  Gründen  ge])auten  Häuser  und  darinn  haben- 
den zahlreichen  Meistentheils  mittellosen  Inwohner  kein  ein- 
ziges Spital,  noch  andi^re  Versorgung  der  Armen  haben,  also 
dass  fast  die  Hälfte  der  Kinder  solcher  armen  Inwohner  in  und 
um  die  Stadt  auf  das  Betteln,  einige  wohl  auch  gar  auf  das 
Stehlen  sich  begeben." 

Zwei  Jahre  später  und  zwar  am  20.  Juli  1717  erschien 
neuerdings  ein  Patent  Carls  VI.,  aus  welchem  zu  entnehmen  ist, 
dass  in  Folge  der  Klage,  welche  über  „die  inner  den  all- 
hiesigen Linien  liegenden  Gruudobrigkeiten  in  dem  Patente 
vom  30.  August  1715  geführt  worden  war,  und  der  sohin 
geschöpften  a.  h.  Resolution  von  diesen  Grundobrigkeiten 
eine  gehorsame  Erklärung  eingelangt  sei,  Inhalt  welcher  die- 
selben denenjenigen,  so  auf  ihrem  Grund  erarmet,  entweder  die 
uöthige  Verpflegung  selbst  zu  verschaffen,  oder  aber 
inmittelst  und  bis  zur  Erbauung  derley  Spitäler,  welches  aber 
innerhalb  einer  Jahresfrist  ohnfehlbar  und  bei  sonst  fürkehrenden 
scharfen  Compellirungs-Mitteln  bestehen  solle,  vor  jede  armi* 
Persohn    auf   dero    tägliche   Unterhaltung  7  Kreutzer    dem  neu 
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aufgerichteu  Armenhaus  zu  reichen,  ingleichen  für  eine  in  das 
Krankenhaus  überbringende  Persohn  dem  allhiesigen  Borger- 
Spital  für  jegliche  Persohn,  bis  sie  zu  ihrer  Genesung  gelangen, 
lies  Tags  für  alles  und  jedes  7  Kreutzer  also  gewiss  zu  ent- 
richten verbunden  seyn." 

Diese  letzteren  Modalitäten  blieben  wohl  noch  längere  Zeit 
in  Uebung,  denn  erst  im  Jahre  1739  hatte  der  grössere  Theil 
der  fremdherrschaftlichen  Dominien  in  den  Vorstädten  von  Wien  *') 
Gnmdspitäler  errichtet,  durch  welche  nicht  nur  die  bestehen- 
den Arm(^nanstalten  und  Foude  geschont,  sondern  auch  das 
leberwueheru  drs  l^cttelwesens  und  die  Verwahrlosung  der  zum 
Hettelu  erzuireneii  Kinder  hintangehalten  werden  sollten. 

Im  Jalir<*  1740  überuahm  die  Regierung  die  Kosten  der 
Verpfleirunjr  d<^s  |jrrüssten  Theiles  der  Armen  in  den  „Grund- 
spitälerii"  auf  die  ..Arineucassa",  wofür  die  betreffenden  Gnind- 
obrigkt'iteii  alljährlieh  eiueu  bestimmten  Beti'ag  an  diese  Annen- 
eassa  zu  zahlen  hatten.  '*) 

Die  in  diescni  „Spitälern"  vei'pflegten  Armen  erhielten 
Wuhiiuni:^,  llulz  und  Licht  und  überdies  noch  Pfründen.  **) 

Die  erkrankten  Armen  wurden   gegen  einen  l'nterhalts- 

^^)  Zu  «Ion  Vnrstadtt'ii  wiinlm  «lainals  auch  die  heutigen  Vororte 
.. N'fiileiohtMit«'!»!,   IlfinaN  iiinl   WaliriiiLT"*  irtTechnet. 

**)  Nach  tli'r  ('•'iiuali>iniiiur  (l«'r  (icracindon  im  Jahre  1852  hörten 
tlit*  I](.'i(ra.u(*  d<'r  im  SiadtircM«'!«'  iroloii-oncii  GemoindfU  r.uf  und  nur  die 
sM'beii  (iem<'iiul«'n  au>^«'r  »Iimi  Liiii«Mi.  welche  den  Sprengel  der  Arraen- 
iii>titiit«*  Nt'uUM<'ln'iil«'ld,  Hrrnals  iiiul  I\«'indorf  bilden,  sowie  die  Gemeinde 
Wäbriiiii'  iM'/alilt'n  dir>v  Bcitniirc  in  der  Jahressumme  von  HS  fl.  noch 
li'Utc.  Von  dcrx'lltrii  »ntralhMi  auf  die  (ienioinde  Neulerchenfeld  193  11.,  auf 
Ileiuals  2i  11..  am  riinfliaiis  S  fl..  Srclisliaus  12  fl.,  Rudolfsheim  29  fl.  und 
;i'i;"  Wäliiiiiu-    12   H. 

**)  In  (l'-m  Erla>s.-  <1»t  lu'j^i'Tunu-  vom  1().  April  1740  lautet  der 
iM-ziij^'-lielif   I'm>>u>  folir<'ii(l«'rma>M*n : 

.. Ini  r«'l»iiu«'ii  ist  a'.ich  ••rl-TdcrUcli.  dass  Sie  von  "Wienn  mit  aller 
S"i-!alti,i:kt'ii  l'<'>iaii(ii<:  :u'u*h>«'li''ii.  auf  da>s  die  auf  denen  Gründen  in  der 
\'<Tpll»miiiL;-  l»lrilu:i(l.'ii  Aniifii  nach  Mass  ihrer  B«'dnrftigkeit  zulänglich. 
ila>'>    i-T    ein.'    Manns- I*<'j"s«'hn    mit   ö  und   eino  "Weibs- Persohn   mit    4   kr. 
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beitrag  von  7  kr.  per  Kopf  und  Tag  an  das  Bürgerspital,  an 
das  Ghrossarmenhaos,  in  den  Contumazhof  oder  in  das  Laza- 
reth  etc.  abgegeben. 

Die  Aufsicht  über  die  Orundspitäler,  deren  jedes  seinen 
von  dem  damaligen  Gemeinderichter  ernannten  „Hausvater^  hatte, 
führte  die  n.-ö.  Repräsentation  und  Kammer. 

Bei  der  vom  Kaiser  Josef  II.  vorgenommenen  Reform  der 
Hnmanitätsanstalten  sind  die  ^Grundspitäler^^  aufrecht  erhalten**) 
worden. 

Nach  der  im  Jahre  1842  erfolgten  Uebergabe  der  Armen- 
verwaltung an  den  Magistrat  beschäftigte  sich  derselbe  mit  einer 
Reform  dieser  Anstalten,  deren  Durchführung  aber  damals  an 
dem  Widerstände  der  einzelnen  Dominien  scheiterte. 

Es  bestehen  im  Wiener  Armenrayon  sieben,  seit  1875 
sechs    „Grundspitäler"  **)  mit  eigenen  Vorstehern. 


^*)  „Da  die  Yorstadtgemeinden  und  Gründe,^  heisst  es  in  dem  Hof- 
decrete  vom  5.  September  1782,  „für  ihre  Gebrechliche  und  Arme  selbst 
zu  sorgen  haben  und  der  Anlauf  so  vieler  Bettler  und  Presshaften  nie- 
malen so  zugenommen  haben  würde,  wenn  die  Gemeinden  daraufgesehen 
und  hergelofene,  fremde,  brodloso  Leuthe  nicht  durch  lange  Jahre  ge duldet 
hätten,  so  wollen  S.  M.,  d&ss  die  Grundspitäler  aufrecht  erhalten  und 
Ton  den  Gemeinden  unter  behöriger  Aufsicht  und  Visitation  unterhalten 
werden." 

")  Die  Armensection  des  Gemeinderathes  hatte  in  der  Sitzung  vom 
9.  Mai  18*3  beschlossen,  den  Magistrat  aufzufordern,  darüber  Bericht  zu 
erstatten,  ob  es  nicht  zweckmässig  wäre,  die  „Grundspitäler^,  insoferne  sie 
nicht  Privatstiflungen  sind,  aufzulassen  und  die  betreifenden  Pfründner  in 
e  i  n  gemeinschafUiches  Grundspital  unterzubringen.  Die  städtische  Buchhaltung 
an  welche  der  Act  zur  Begutachtung  gelangte,  sprach  sich  mit  Rücksicht 
auf  den  Umstand,  dass  dem  allgemeinen  Yersorgungsfonde  durch  Errich- 
tung eines  solchen  „gemeinschaftlichen  Grundspitales"  selbst  für  den  Fall, 
als  die  Interessen  der  bestehenden  Grundspitalsstiftungen  zur  Bestreitung 
der  künftigen  Grundspitals-Regiekosten  herbeigezogen  werden  könnten, 
eine  jährliche  Mehrauslage  von  3t.000  ii.  erwachsen  würde,  für  die  Bei- 
behaltung der  bestehenden  Grundspitäler  aus.  Nachdem  auch  die  Vorsteher 
derselben,  deren  Gutachten  vom  Magistrate  eingeholt  worden  war,  in  ihrer 
Mehrzahl  sich  dahin  ausgesprochen  hatten,  dass  mit  Rücksicht  auf  die  für 
die  „Grundspitäler"  bestehenden  „Stiftungen"  und  bei  dem  Umstände,  als 
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Diese  Vorsteher  (der  Bezirksvorstand  und  der  Pfiurrer) 
fuhren  die  Verw^altung:  sie  haben  die  Geldbeträge,  welche  ans 
dem  „allgem.  Versorguugsfonde"  bezahlt  werden,  mittelst  einer 
Consignation  bei  der  städtischen  Hauptcassa  monatlich  zu  beheben 
und  diese  Geldportionen,  sowie  die  Interessen  der  bei  den  Grund- 
spitäleru  bestehenden  „Stiftungen",  welche  zur  „Handbetheilung** 
bestimmt  siud,  rechtzeitig  zu  vertheilen  und  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  Stiftnugsverbindlichkeiten  genau  erfüllt  werden.  Ueber 
die  Gebarung  mit  den  „Sriftungsgeldern"  haben  die  Vorsteher 
des  Grnudspitales  alljährlich  einen  Rechnungseitract  an  die 
städtische  Buchhaltung  einzusenden;  von  dem  Grundspitale  in 
der  Leoi)oldstadt  ist  das  Original-Cassajournal  mit  Schlnss  des 
Jahres  vorzulegen.  **) 

In  diese  Grundspitäler  werden  solche  im  Wiener  Armen- 
bezirke zuständige  Arme  aufgenommen,  die  in  der  „Vorstadt- 
gemeinde'' (beziehungsweise  in  dem  „Gemeindebezirke"),  zu 
welcher  das  Grundspital  gehört,  durch  eine  Reihe  von  Jahren 
sicli  tadellos  aufgehalten  haben,  durch  ihre  Körpergebrechen 
fast  ganz  enverbsunfähig  und  dadurch  so  herabgekommen  sind, 
dass  sie  sich  keinen  Unterstand  bestreiten  können.  *')  Die  Auf- 
nahme erfolgt  über  Vorschlag  der  Spitals  -  Vorsteher  durch 
den  Magistrat.  Die  Armen,  welche  sich  um  die  Aufnahme 
bewerben,  habeu  sich  daher  zunächst  an  die  Vorsteher  der 
Grundspitäler  zu  wenden,  welche  jede  Erledigung  eines  Platzes 
dem  Magistrate  anzuzeigen  und  einen  Vorschlag  zur  Besetzung 
zu  erstatten  haben. 

Die  Aufgenommenen  erhalten  im  Grundspitale  den  unent- 


dif  Armen  in  den  (.Tnin(ls|»it;ilern  j^^ut  untergebracht  seien,  diese  Anstalten 
belassen  werden  sollen,  wurde  über  Antrag  des  Maiifistrates  vom  (iemeinde- 
ratlw*  in  der  Sitzung  vom  11).  März  J87'i  beschlossen,  die  Gm  ndspitäler 
mit  Ausnahme  desjenigen  in  Altlerchenfeld  wie  bisher  zu  belassen. 

Ceber    die    A  u  IIa  SS  u  n  g  dieses    letzteren    siehe    das    auf  Seite  oH 
Angeführte. 

)  V?.   i'}  der  Instruction  (i?.  4S  der  neuen  Vorschrift). 
')  i^.  ^*>  der  Instruction  (§.  47  der  neuen  Vorschrift). 


IM 
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geltlichen  „Unterstand^  und  beziehen  aus  dem  allgem.  Ver- 
sorgnngsfonde  eine  „Geld-  und  Brodportion",  welche  mit  11  kr. 
als  Oeld  und  mit  4  kr.  als  Brodrelutum  bestimmt  ist.  Steht  der 
Aufgenommene  im  Genüsse  einer  „Pfründe",  so  wird  dieselbe 
vom  Tage  des  Eintrittes  in  das  Gnindspital  eingezogen.  ") 

Da  das  für  die  Grundspitäler  erforderliche  Bett- 
stroh und  Brennholz  aus  dem  allgem.  Versorgungsfonde 
heigeschafft  wird,  so  haben  die  Vorsteher  die  Fassung  dieser 
Materialartikel  zu  besorgen  und  sich  wegen  des  „Bettstrohes" 
an  die  Ven^'altung  des  Versorgungshauses  am  Alserbache  zn 
wenden,  das  fixirte  „Holzquantum"  aber  von  dem  Lieferanten, 
der  ihnen  jährlich  namhaft  gemacht  wird,  durch  das  städtische 
Marktcommissariat  zu  beziehen.  *0  Ausserdem  werden  aus  dem 
allgem.  Versorgungsfonde  auch  noch  für  „Wäschereinigung"  an 
die  Grundspitäler  in  Gumpendort  und  Lichtenthal  Beiträge  be- 
zahlt, welche  sich  für  ersteres  mit  52*5  kr.,  für  letzteres  mit 
70  kr.  pr.  Kopf  und  Monat  beziffern. 

Die  Verfassung  der  „Hausordnung"  in  den  Grundspitälem 
obliegt  dem  Magistrate.  **) 

Wenn  ein  Grundspitalspfiründner  in  eines  der  hiesigen 
k.  k.  Krankenhäuser,  in  das  Krankenhaus  zu  Sechshaus  oder 
in  eine  der  Landes-Irrenanstalten  abgegeben  werden  muss,  so 
ist  dessen  t%liche  Geldportion  für  die  Zeit  des  Aufenthaltes 
in  der  genannten  'Anstalt  zurückzubehalten,  weil  dieselbe  über 
Anordnung'  des  Magistrates  an  die  Casse  der  betreffenden  Heil- 
anstalt abzuführen  ist. 


••)  Gemeinderaths-Beschluss  vom  11.  October  1864.  In  den  Grund- 
spitälern Leopoldstadt,  Mariahilf,  St.  Ulrich,  Alt-  und  Neulerchenfeld  und 
Lichtenthal  wird  die  tägliche  ,,Pfründe^'  ohne  Ausnahme  des  Geschlechtes 
pr.  Kopf  mit  11  kr.  bestimmt.  Die  „Dienstzulage"  von  täglich  t  kr.  für  die 
Stubenväter  und  Stubenmütter  wird  durch  diesen  Beschluss  nicht  aufge- 
hoben. Nur  im  Grundspitale  Gumpendorf  bezieht  jede  Pfründnerin  7  kr.  ohne 
Brodportion,  weil  in  Folge  der  daselbst  zu  persolvirenden  Reitter'schen  Stif- 
tung eine  grössere  Inanspruchnahme  des  allgem.  Yersorgungsfondes  nicht 
nothwendig  erscheint. 

•*)  §.  2o  der  Instruction  (§.  49  der  neuen  Vorschrift). 

"j  Beschluss  des  Gemeinderathes  vom  13.  September  1864. 
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Ist  ein  Grundspitals-Pfründner  so  gebrechlich  geworden, 
dass  er  entweder  fortwährend  bettlägerig  ist,  oder  dass  er  mit 
seinen  Bezügen  sich  nicht  mehr  erhalten  kana,  so  können  die 
Qnindspitals-Vorsteher  um  dessen  Aufnahme  in  ein  städtisches 
„Versorgungshaus"  ansuchen. '') 

1.  Das  Grundspital  in  der  Leopoldstadt 

(im  II.  Bezirko,  auf  der  Haide  Nr.  15). 

Das  Gebäude,  in  welchem  dieses  Grundspital  untergebracht 
wurde,  ist  Eigentbum  der  Gemeinde  Leopoldstadt. 

Der  zur  ,. Erbauung''  nöthige  Fond  Avurde  durch  Siunm- 
hingen  des  Pfarrers  und  der  Armenbezirks-Directoren,  sowie 
durch  das  Geschenk  der  ersten  österreichischen  Sparcassa  im 
Betrage  von  12.000  fl.  C.-M.  aufgebracht.  Die  Kosten  der  „Er- 
haltung" des  Gebäudes,  dann  alle  anderen  Kosten,  wie  die 
ausserordentlichen  monatlichen  Zulagen  für  die  Armen  dieser 
Anstalt,  die  Kosten  der  Anschaffung  der  Kleidung  und  der 
Schuhe,  der  Haus-  und  Bettwäsche,  die  Auslagen  für  das  im 
Hause  befindliche  Spital,  die  Zahlung  der  Steuern  und  Aequi- 
valenteu-Gebühren  werden  aus  den  Interessen  der  dem  Hause 
gehörigen  Stiftungen,  dann  aus  dem  Zinserträgnisse  der  dem 
Gnindspitale  geliörigeu  Häuser  ^*)  und  den  Interessen  von  Hypo- 
theken bestritten. 

Dieses  Grundspital  wurde  im  Jahre  1826  erbaut,  am 
4.  Octcber  1827  erötTnet  und  im  Jahre  1849  durch  Aufsetzung 
eines  zweiten  Stockwerkes  derart  vergrössert,  dass  es  einen 
Belegraum  für  103  Individuen  hat.")  An  Cubikraum  entfallen 
daseli)st  auf  einen  Pfründner  667  Ciibikschuh  (21*07  Cm.)  und 
in  den  KrankeuzimmiM-u  673  Cubikschuh  (21*26  Cm.). 


^^)  §.  2.">  der  Instruction  (§.  49  der  neuon  Vorschrift). 

**)  Im  1.  Boziike.  Se]^llte^gas^o  Nr.  4  und  im  IL  Bezirke,  grosse 
Pfarrgasse  Nr.  14. 

^^)  Die  znr  V»*r;^rosi>erung  dos  Oebäudes  erforderlichen  Geldmittel 
waren  theiLs  durch  die  eingrgantrcncn  Spenden,  theils  durch  die  Erträg- 
nisiie  d<»r  jährlich  ah;?ehaltenen  Blumenfeste  und  Bälle  aufgebracht  worden. 
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Das  Grundspital  ist  nach  §.  3  der  für  dasselbe  bestehenden 
Statuten")  zur  Aufnahme  von  Armen  „mannlichen  und  weib- 
lichen" Geschlechtes  in  gleich  grosser  Anzahl  bestimmt.  Die 
Anstalt  besitzt  einen  eigenen  „Hausarzt";  die  Pflege  der  Kranken, 
zu  deren  Aufnahme  zwei  Localitäten  der  Anstalt  bestimmt  sind, 


**)  Es  ist  diese  Anstalt  unter  den  „Grundspit&lern*^  die  einzige,  für 
welche  Statuten  bestehen.  Dieselben  wurden  mit  Regierungserlass  vom 
19.  September  1826,  Z.  42.170  genehmigt  und  lauten  folgendermassen. 

Nachdem  durch  milde  Gaben  Sr.  Maj.  Kaiser  Franz  1.,  I.  M.  der 
Kaiserin  Carolina  Augusta  und  des  a.  h.  Ilofes,  femer  durch  Beitr&ge  der  in  der 
Leopoldstadt  zu  Wien  in  das  Leben  getretenen  ersten  österreichischen 
Sparcassa,  durch  alljährige  thätige  Bemühungen  der  ArmenvÄt«r  in  der 
Leopoldstadt  und  Jägerzeile  und  das  durch  einen  ungenannten  Menschen- 
freund bei  der  hundertjährigen  Jubelfeier  der  Kirchweihe  zu  St.  Leopold  im 
Jahre  1824  zugegangene  Geschenk  die  Errichtung  eines  „Armenhauses 
für  die  Qemeinde  Leopoldstadt  und  Jägerzeile^  gegründet  ist,  so  soll  dieses 
Haus  nach  dem  Willen  der  Geber  nunmehr  für  ewige  Zeiten  unter  folgenden 
Bestimmungen  errichtet  werden. 

i.  Das  Armenhaus  (Armenversorgungshaus)  soll  für  ewige  Zeiten 
Eigenthum  der  Leopoldstädter  Gemeinde  sein. 

2.  Dieses  Armenversorgungshaus  soll  die  Widmung  haben,  den  in 
dasselbe  Aufgenommenen  a)  Wohnung,  h)  die  nöthige  Einrichtung,  c)  Be- 
heizung und  Beleuchtung  zu  gewähren. 

3.  Zur  Aufnahme  sind  Arme  sowohl  männlichen  als  weiblichen 
Geschlechtes  geeignet  und  es  ist  stets  die  eine  Hälfte  der  Plätze  für  männ- 
liche, die  andere  Hälfte  für  weibliche  Individuen  zu  widmen. 

4.  Gleich  dermal  wird  das  Armenversorgungshaus  für  48  Individuen, 
mithin  für  24  männliche  und  24  weibliche  Arme  gegründet:  insoweit  Inder 
Folge  neue  Fonds  für  diesen  Zweck  gewonnen  werden  sollten,  könnte  die 
Anstalt  auch  erweitert  werden. 

5.  Das  Präsentationsrecht  zur  Autnahme  der  Armen  in  dieses 
Versorgungshäus  soll  den  drei  Pfarrbezirken  in  der  Leopoldstadt  und  Jäger- 
zeile in  der  Art  zustehen,  dass,  nachdem  von  der  Gesammtzahl  der  aus 
-dem  Armeninstitute  betheilten  Armen  dieser  beiden  Gemeinden  die  Pfarre 
zu  St.  Leopold  ungefähr  Vi,,  die  Pfarre  St.  Josef  ungefähr  Vi,  und  die 
Pfarre  St.  Johann. in  der  Praterstrasse  ungefähr  %,  zählt, 

die  Pfarre  zu  St.  Leopold  14  männl.   und  14  weibl.,   zusammen  28  Arme 
^    St.  Josef         6      ^  «      6      „  „  ^«      n. 

„        „        „St.  Johann      4„  „4„  „  8„ 

in  Vorschlag  bringen  kann. 
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besorgen  seit  dem  Jahre  1864  ^drei  Schwestern  aus  dem  Orden 
des  heil.  Franciscus  von  Assisi". 

Die  Pfründner  dieses  Spitals  erhalten  aus  dem  ^allgem. 
Versorgungsfonde"  täglich  15  kr.  per  Kopf  (11  kr.  als  Pfründe 

(1.  So  oft  in  der  Fo\ge  ein  Platz  durch  Ableben  oder  Austritt 
eines  Individuums  in  Erledigung  komnit,  hat  jene  Pfarre  das  Repräsen- 
tationsrecht, von  welcher  der  Abgegangene  präsentirt  war. 

7.  Der  Vorschlag  zur  Aufnahme  ist  stets  von  den  betreffenden 
Pfarrern  mit  den  ßezirksdirectoren  im  Armenwesen  seiner  Pfarre  an  die 
Landesregierung  zu  erstatten. 

8.  Jenen  Armen,  welche  wegen  einer  Krankheit  oder  sonstiger 
ZufTille  nur  zeitweise  aus  dem  Hause  entfernt  werden  müssen,  sind  ihre 
Plätze  im  Anuenhause  often  zu  halten. 

9.  Die  in  das  Armenversorgungshaus  Aufgenommenen  haben  aj  lür 
Se.  Maj.  den  Kaiser,  für  das  Heil  und  Glück  des  a.  h.  Kaiserhauses  und 
für  di(^  Landesbehi'u'den,  b)  für  das  Gedeihen  und  Wohl  der  ersten  öster- 
reicliisch<'n  Sparcassa  und  c)  für  ihre  sämmtlichen  Wohlthäter  täglich 
Früh  un«l  Abends  3  Vaterunser  und  3  Ave  xMaria  zu  beten. 

10.  Die  in  das  Versorgungshaus  Aufgenommenen  haben  weiters  durch 
Sittlichkeit  und  Ordnung.  Keinlichkeit  und  Verträglichkeit  sich  dieser  Wohl- 
that  würdig  zu  erhalten,  widrigens  sie  nach  vorher  an  die  h.  Landes- 
regierung erstatteter  Anzeige  aus  dem  Hause  entfernt  und  ihre  Plätze  an 
Wiirdig«'!«*  verliehen  wcrdi'U  mü>sten. 

11.  L'ehrig'Mis  soUeii  die  Armen  im  Versorgungshause  ganz  nach 
jen»'n  (irundsätzen  und  Nonnen  hehandelt  werden,  welche  die  Landes- 
behörde für  (irundspitäler  und  Armenhäuser  genehmigt  h«at. 

12.  Die  Verwaltung  und  Leitung  aller  Angelegenheiten  des  Ver- 
sorgung>liauses  steht  dem  Pfarrer,  den  Bezirksdirectoren  und  Annenvät^m 
jenes  l*fanl>ezirk«'s  zu,  in  dem  das  Armenversorgungshaus  sich  befindet^ 
und  zwar  zur   Krleichterung  der  (iesehäfte. 

13.  Das   (öundgerieht  in   der   Leopoldstadt   hat    zunächst    die  Auf- 
sicht   ülu-r    die    Verwaltung  dieses  Versorgungshauses   und    übernimmt  es 
zugleich,  mit  (Wn  Annenvätern  der  drei   Pt'arrbezirke  durch  Fortsetzung  der 
bisherigen   Bemühungen  die  jährliehen  Kosten  für  die  Erhaltung  der  SarUi 
tectif,    dann    für    Belieizung    und    Beleuchtung   des   Hauses    durch   die  all- 
jährlich   abznlialtriideü    Bälle    im    SjumI    in  der  Leopoldstadt,   bei  welchen 
nach  einem  sechsjährigen  Durchschnitte  bei  1000  fl.  C.-M.  für  das  Jahr  ein- 
gegangen,  und  die  iVir  die  Zukunt't  nach  einmal  hergestelltem   Armenhause 
gewiss  noch  ergiehiger  sein  werden,  sicher  zu  stellen. 

14.  Da   nach  g.   t   das    Vers(>rgungshaus    auf  ewige    Zeiten,    mithin 
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und   4  kr.    als   Brodrelutum),  dann  das   zur   Zimmerbeheizung 
nOthige  Brennholz  und  die  erforderlichen  Medicamente. 

Für  dieses  Gnindspital  bestehen  47  Stiftungen  mit  einem 
jährlichen  Interessenertrage  von  zusammen  1067  fl.  44  kr,,  welcher 
theils  zur  „Erhaltung  des  Spitales**,  theils  zur  „Betheilung**  seiner 
I^firündner  zu  verwenden  ist.  *') 


auch  in  dem  möglichen  Falle  einer  künftigen  Auflösung  ein  Eigenthum  der 
Leopoldstfidter  Gemeinde  verbleibt,  so  soll  dieselbe  für  den  Fall  yerpflichtet 
sein,  das  Haus  wieder  zu  einem  bleibend  nützlichen  und  wohlthätigen 
Zwecke  zu  verwenden. 

15.  Zur  Erklärung  des  §.  5  haben  sich  die  sämmtlichen  Armen- 
instituts-Vorsteher  der  Leopoldstadt  und  Jägerzefle  verpflichtet,  respective 
dahin  einverstanden,  dass  das  daselbst  aufgestellte  Verhältniss  der  von  einer 
jeden  Pfarre  zu  präsentirenden  Armen  nur  für  das  Jahr  der  Errichtung 
gelten,  für  die  Zukunft  aber  von  Jahr  zu  Jahr  nach  dem  jedesmaligen 
Stande  der  in  jeder  Pfarre  vorhandenen  Armen  geregelt  werden  soll.  Sollte 
der  Fall  eintreten,  dass  eine  Pfarre  ihre  Zahl  der  Armen  im  Versorgungs- 
hause sclion  voll  hätte,  und  noch  ein  sehr  Durftiger  sich  f&nde,  für  welchen 
die  eine  oder  die  andere  der  beiden  anderen  Pfarren  einen  offenen  Platz 
h&tte,  so  werden  sich  diese  letzteren  Pfarren  nicht  weigern,  jenen  Armen 
aus  der  fremden  Pfarre  den  leeren  Platz  zuzugestehen  und  haben  in  ähn- 
lichen Fällen  diese  Pfarren  gleiche  Berücksichtigung  zu  erwarten.  — 

•'')  Diese  Stiftungen  sind  folgende: 

mit  dem  Interessen- 
ertrage von 

Hummelberger  Johann 340  fl.  —  kr. 

Nikel  Franz  und  Josefa 210  „  —  „ 

Trzebitsky  Ignaz 84  „  —  „ 

Binder  Mathias,   Bosch  Philipp,   Ulrich  Elisabeth   und 

zwei  Rosalia  Zwainziger'sehe  Stiftungen,  jede  derselben  42  „  —  „ 

Flesch  Signnund  Ignaz 27  „  30  „ 

Gorbach  Josef  (vier  Stiftungen  zusammen) 16  „  80  „ 

Hnmmelberger  Johann 14  „  70  „ 

März  Theresia  und  Schwarz  v.  Mohrenstein  Jakob,  jede 

derselben 12  „  60  „ 

Enott  Theresia,  Langer  Johann  und  Anna,  Ley  Conrad, 

Radislowitsch    Therese    und    Rieger    Anton,    jede 

derselben 8  „  40  „ 

Lipp  Gottfried 6  „  30  „ 
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Der  Stand  der  Pfründner  war  während  des  Deceaniiuns 
1863 — 1872  durchschnittlich  100;  die  Fluctuation  in  demselben 
ist  keine  besonders  bemerkenswerthe  gewesen. 

Die  Auslagen  für  dieses  Grundspital  betrugen: 

;.«    T..].».«  ;.„  n^^,^^  davon    entfielen    au!  den 

""  ^''^'^  "^  ^^^'^"  „allgem.  Versorgungsfond- 

1863 9.002  fl.  01-5  kr.  3.404  fl.  08      kr. 

1864 11.621  „  69-5  „  5.023  „  35*5     „ 

1865 13.901  „  Ol  „  6.039  „22 

1866 12,361  „  04  „  6.224  ^28 

1867 15.598  „  63  „  6.524  „  73-5     „ 

1868 14.747  „  165  „  6.013  „93 

1869 14.355  „  51  „  6.265  „  81 

1870 13.723  „  84  „  6.208  „  41 

1871 13.633  „  67  „  6.186  „  46 

1872 13.072  „  98  „  5.853  „  89 

ira  lOjahr.  Durchscbiiiiie.      13.201  fl.  75  ö   kr.        5.774  fl.  42      kr. 
2.  Das  Griiudspital  in  Altlerchenfeld") 

(im  VI II.  Bozirke,  Lorcliengrasse  Nr.  19). 

Im  Jahre  1749  wurde  von  der  Gemeinde  Altlerchenfeld  ein 
Grund  mit  509  D  Klafter  erkauft  und  auf  demselben  zur  „Auf- 


IJarton  Theresia,  Binder  Mathias,  Bloyl  Ignaz,  Braun 
Carl,  (irossinc^  .Toliann,  Kirchlchner  Bernhard, 
Klol)inder  Judith,  Knott  Conrad,  Lang^er  Josef, 
Marie  Frau  Erzherzogin  Königin  der  Belgier,  Meisel 
Josef,  MüllerGeorg,  z\v«'i  Franz  Pluoy'sclie Stiftungen, 
zwei  Franz  und  Tliereso  Kichtt-r'sche  Stiftungen, 
Rudtorfor  Magdalena,  zwoi  Leopold  Schmidt'sehe  mit  dem  Interessen- 
Stiftungen,  Stierhöck  Barbara  und  Ulrich   Leopold,  ertrage  von 

jede  derselben 4  fl.     20  kr. 

Fischhof  Moriz 2.,     10     „ 

Fischhof  Moriz —  ,,     84     „ 

*")  Dieses  Grundspital  i>t    im  Jahre    187.0    aufgelassen    worden, 
iiachdem  der  Gemeinderath  in  der  Sitzunq:  vom  27.  October  1874  den  Besehluss 
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uahrae  von  Armen"  ein  ebeuerdiges  Haus  mit  der  Conscr.-Nr.  34 
erbaut,  an  dessen  Gewähr  seit  16.  April  1759  die  Gemeinde 
geschrieben  war.  Im  Jahre  1808  wurde  dieses  Haus  mit  herr- 
schaftlicher Bewilligung  verkauft  und  dafür  das  vormalige  Ge- 
meindehaus C.-Nr.  137  (Orientgs.-Nr.  19)  in  der  Lerchengasse  im 
VIII.  Bezirke  angc^kauft,  in  welches  zufolge  der  stadthaupt- 
maunschaftlichen  Bewilligung  vom  22.  April  1808  die  Pfründner 
des  alten  Grundspitules  transferirt  worden  sind. 

Dieses  Grundspital  hatte  einen  Belegraum  für  16  Per- 
sonen und  es  entfiel  ein  Raum  von  2  Cubikklaftern  (13oi  Cm.) 
auf  jeden  Pfründner.    Dieselben    wurden    aus    der    Zahl    jener 


gefasst  hatte,  auf  dor  Area  il»\s  Hauses,  in  welchem  dieses  Ctrundspital 
untergebracht  war.  eine  Doppelsehule  zu  erhauen.  Da  in  Folge  dieses 
Beschlusses  die  in  diesem  Hause  betindliehcn  P;nteieii  und  die  in  zwei 
ebenerdigen  Zimmern  desselben  untergebraehtm  (frundspitals-Pfründner 
dasselbe  räumen  musstcn,  stellte  sieh  die  Notln\en<ligkoit  heraus,  für  die 
anderweititr«  L'nterbrin«'"uni»:  dieser  PlVündui-r  und  üV»er  die  künfriii-e  Ver- 
Wendung  der  beid<'n  für  di('s»'s  Grundspital  be>tehenden  ..Stil'tungen'"  (siehe  : 
Seite  52fl)  Vorsorge  zu  treflVn. 

In  dieser  Riehtuncr  wurden  Vi)n  dem  (iemeinderathe  in  der  Sitzuntr 
vom   \9.  März   1875  folgende  Heseliliisse  gefasst. 

f.  Die  Pfründneriiinen  dieses  (Jriindspitales  sind  in  die  städtische 
Versorirunirsanstalt  am  Alserbaehe  zu  übersetzen,  nach  Thunliehkeit  auch 
in  derselben  zu  belassen  und  das<'ll>st  gemeinschaltlicli  wieder  in  einem 
Zimmer  unterzubringen. 

Die  zwei  männlieh«'n  Insassen  wurden  ihrem  Wunsche  gemäss 
nicht  in  die  Versorgung  aufgcnomun'n.  sondern  mit  Armenfoudspfiünden 
betheilt. 

i.  Vom  Aufuahiustage  angefangen  haben  diese  Gruudspilalspfründ- 
nerinnen  in  dem  genannten  Veisojgungshausr  <lieselbcn  Beziige  zu  «'ihalteii 
wie  die  übrigen    IMründner  dieses   V«'isorguiii:shaiise>. 

3.  AusscrdtMU  haben  difselbcn  auch  die  ,. Intci<'sseir*  d«'r  zwei  l)ezeieli- 
neten  STiftni;gen  von  /irsamniou  jahilieli  :*():;  tl.  S<i  ki'.  zu  beziehen.  Das 
Oberkammeraiiit,  bei  wck-hoiii  dio  Snffimgx'bligationen  erliegen,  hat  dem- 
nach V(»n  nun  an  dio.^.'  lntere>>«Mi  an  dio  Verwaltung  der  städt.  Versor- 
gungsanstalt am  Alseibaeh  zu  erfolgen,  welche  dieselben  zu  gleichen  Theileu 
den  Grundspital^pfründnern  auf  die   Hand  an-zuzahlen  hat. 
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Armen  der  Gemeinde  Altlerchenfeld  genommen,  welche  in  der- 
selben geboren  waren  oder  bereits  durch  mehrere  Jahre  ihren 
ständigen  Wohnsitz  daselbst  genommen  hatten,  und  es  musste 
die  Armuth  durch  den  Geuuss  einer  Pfründe  aus  dem  ^allgem. 
Versorgungsfoudo"  ausgewiesen  sein.  Die  Kosten  der  Erhal- 
tung und  innern  Einrichtung  des  Hauses  trug  ebenfalls  der 
,.allgem.  Versorgungsfond'-. 

Für  dieses  (Trnndspital  bestanden  zwei  Stiftungen  mit 
einem  jährlichen  luteresseubetrage  von  205  fl.  80  kr.  u.  zw. 
die  Stiftung  von  Haggenmüller  Josef  Franz  und  die  Ann» 
NeuhuUrsche  Stiftung  mit  dem  Interessenbetrage  von  203  ü. 
70  kr.,  respective  von  2  fl.  10  kr.  jährlieh. 

Der  Stand  der  Pfrüuduer  dieses  Grundspitales  während 
der  Jahre  1863  -1872  beü'ug  14.  Die  Bewegung  in  demselben 
war  selbstverstäudlich  eine  sehr  geringe. 


4.  Dil  «lii*  Iiit*'ros.s(Mi  dicsfr  zwei  Gruridspitals-Stiftungen  armen  Per- 
wsonen  der   vormaligen  Gemoindo  ,.Altlerclienfeld",   welche  iin  Grundarmen- 
Ir.iuse  unieipluacht  Jsiiid.  zukoinnipu  sollen,  bleibt  den  Vorstehern  des  Grund- 
spitale.s  Altlerehent'eld  auch  für  die  Zukunft  das  Recht  eing-eräiimt,  für  die 
in  EihMllyniiy-  koinmi'iideii  (jrundspital>plätze  zur  xVufuahme  in  die  Versor- 
gung-   geeignete    Fiauen>i>i'r>(»nen    aus    der    ehemaligen    Vorstadtgemeinde 
Altlercbcnfeld  dem  3Iagistiate  in  Voi^ehlag  zu  bringen,  zu  welchem  Zwecke 
die  Erledigung  eine.-?  snlt-hen  ]*latzes  von  der  Verwaltung  des  Versorgungs- 
bauses  dem  Magistrate  anzuzeigen  ist,  welcher  sohin  den  Besetzungsvorschlag 
der  Vorsteher   einzubob-n  bat.  Diese   haben  jedoch  bei  der  Auswahl  dieser 
Personen  ihr  Augenmerk  darauf  zu  riebten.  dass  sie  nur  solche  Arme  vor- 
v^eblagen,  welche  die  vollständige  Eignung  zur  Aufnahme  in  eine  städtische 
Versorgungsan^ialt  besitzen  und  sieb  ausser  derselben  nicht  mehr  fortbringen 
können.  -- 

I>ie  in  Bcirt'tl*  dieses  (ij unds]»itales  getroffenen  Verfügungen  wurden 
der  n.-ö.  Stattbalterei  als  „Stiftungsoberbehörde"  mit  dem  Hemerken  zur 
Kenntniss  gebiaclii,  dass  «lic  stift briefmassigen  Bestimmungen  der  mehr- 
erwäbiiten  zwei  (rrundsjMfals-Stiftungen,  der  verfügten  Transferirung  des 
Giiinds[»itales  Altb'rcbeiiteld  nielit  entgegenstellen,  undessind  diese  Ver- 
tilgungen von  der  genannten  Behörde  mit  dem  Decrete  vom  Vi.  April  1875, 
Z.    10.1'.)8  genebmigiMid  zur  Kenntniss  genommen  worden. 
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Die  Auslagen  für  dasselbe  betrugen: 

:™  T»i,,->  i™  /a«.,»«  davon   entfielen   auf  den 

im  Jahre  im  Ganzen  ^^„^^^  Versorgungsfond« 

1863 692  fl.  02  kr.  486  fl.  22  kr. 

1864 909  „02  „  703  „22  „ 

1865 1.042  „  72  „  836  „  92  „ 

1866..  1.060  „  08  „  854  „  28  „ 

1867  1.101  „  24  „  895  „  44  „ 

1868 1.071  „  40  „  865  „  60  „ 

1869 1.162  „  13  „  956  „  33  „ 

1870 1.126  „  38  „  920  „  58  „ 

1871 1.044  „31  „  838  „51 

1872 965   „  49  „  759  „  69  „ 


>? 


im  iOjähr.  Dorchschnitte .        1.017  fl.  48  kr.  811  fl.  68  kr. 

3.    Das   Grundspital   in   Mariahilf 
(im  VIT.  Bezirke,  Mondscheingasse  Nr.  9). 

Dasselbe  wurde  im  Jahre  1741  errichtet  und  ist  Eigen- 
thum  'der  Gemeinde  Mariahilf,  resp.  der  Gemeinde  Wien.  Es  hat 
einen  Bolegraum  für  42  Pfründner;  auf  jeden  derselben  ent- 
föllt  ein  Raum  von  2  Cubikklaftem  (13'64  Cm.). 

Die  Vorstehung  des  Grundspitales  ist  zusammengesetzt  aus 
^em  jeweiligen  Pfarrer,  dem  Gemeindevorstande  und  einem 
Grundspitals- Armenvater;  von  denselben  haben  die  Besetzungs- 
vorschläge für  die  Aufnahme  der  Pfründner  auszugehen.  Bezüg- 
lich der  zwei  Theresia  Haid'schen  „Stiftungsplätze"  haben  aber 
die  Vorsteher  auch  das  „B^setzungsrecht"  und  erstatten  daher 
diessfalls  nur  die  Anzeige  an  den  Magistrat. 

In  dieses  Grundspital  werden  vorzugsweise  Arme  des 
^  Armenbezirkes  Mariahilf"  aufgenommen,  wobei  auf  die  daselbst 
erfolgte  Geburt  des  Aufzunehmenden  oder  dessen  mit  tadellosem 
Betragen  verbundenen  längeren  Aufenthalt  in  diesem  Bezirke 
Kücksicht  genommen  vnrd.  Wenn  jedoch  Plätze  erledigt  und 
keine  Bewerber  aus  dem  Bezirke    vorgemerkt  sind,  so    werden 
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ausnahmsweise  auch  Anne  aus  anderen  Pfarrbezirken  aufge- 
nommen. 

Die  Cup it allen  der  für  dieses  Grundspital  zu  persol- 
virendeu  15 Stiftungen")  mit  einem  jährlichen  Gesammt-Interessen- 
Krtrage  von  588  fl.  90  kr.  erliegen  in  dem  Oberkammeramte  (städt. 
ilauptcassa),  woselbst  auch  die  Stiftungsinteressen  behoben  werden. 

Der  Stand  der  Pfründner  war  w^ährend  der  zehn  Jahre 
1863-72  jährlich  39,  und  es  war  in  demselben  nur  eine  geringe 
Hcwcguug  zu  verzeichnen. 

Verausgabt  wurden  für  dieses  Grundspital: 

;„.    1..1...,  :.„  I-  ,„,  ,,  davon    entfielen   auf  den 

.,allgem.  \  ersorgungsfond" 

18G3 1.909  fl.  34o  kr.  1.354  fl.  47  kr. 

1864 ....  2.509  „  12  ,,  1.958  „  97 

1865 2.882  „  71  „  2.331  „  .42 

1866 2.938  „  71-5  „  2.379  „  78 

1867 3.053  .,  45-5  ,.  2.494  „  44 

1868 2.416  „  43  „  1.892  „  05 

1869 2.788  „  17  „  2.273  „  74 

1870 2.799  „  88-:i  „  2.146  „  25  „ 

1871 2.790  „  31  „  2.267  „  97  „ 

1872 2.828  „  14  „  2.263  „  24  „ 

im  lOj.ihr.  Iiiihlisriiiiiiir  2.()91  fl.  63      kr.  2.136  fl.  23  kr. 


Vi 


'-"')  V\\\    <li«'v(:'^  (fjuii(l>jii*al  l)o>teli<'ri    folir»^ii(le  «(Stiftungen'*   mit  dem 
l»ri'_:('<c*/trii   Iiit«'r<'>^fii- Ki'ir.'iU"«'  ii.  zw.: 


Capi»!  Mauiliil''iia     . 

(i  fl. 

3<» 

kr. 

1  Pittf-r  N . . 

8 

fl. 

40 

kr. 

(ia<-i!ii('r  MaiitiaK'na 

1«2    .. 

90 

.. 

i  Sau'OTTa  Rosalia. . .  . 

» ■ 

r» 

(»4 

y^ 

Uaiil'-Ji  'r!i<'i«'>ia  .  .  . 

Mi    .. 

In 

•« 

'  Simon  Jacob     .  .    .  . 

82 

M 

74 

n 

Knajijt   'J'ht'i.vi;. 

W    .. 

.10 

•■ 

,  iSju'täl^r  Anna  ...    . 

16 

*i 

80 

Vi 

Linz   rr>iila 

4    ., 

20 

«• 

;  vStarlion   Franz 

8 

1 

40 

«« 

Ma\  »'jhoI'T  Fjz.   Hüll 

'  Steinbock  Juset'. .  . . 

() 

•1 

30 

«« 

Kathaiiiia 

1S2    „ 

\\\ 

•■ 

'  Straub  Johann 

12 

•^ 

60 

Tf 

Ni'M-h 

42    ., 

— 

.. 

1  AVinkltT  Thomas.    . 

3 

V) 

3t; 

n 

Die   JoM'i    St<'inbockVel;t'    Siiininir    ist    lur   Arme    überhaupt    ge- 
Avidnivt :   bi.^h^-r  wurde  jedoch  das  Erträirnib.s  diesen'  Stiftung  den  Pfründnern 


1     M  !• 
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4.    Das    Gruudspital    in    Gumpeudorf 

(im  VI.  Bezirke,  Öumpendorferstrasse  Nr.  106). 

Dasselbe  wurde  iin Jahre  1773  für  sieben  Arme  weiblichen 
Geschlechtes  aus  der  ehemaligen  Catastralgemeinde  Gumpendorf 
gegründet.  Die  Aufzunehmenden  werden  aus  den  bereits  mit 
„Pfründen"  betheilten  Frauenspersonen  des  Pfarrbezirkes  Gumpen- 
dorf genommen. 

Die  Pfründnerinnen  bewohnen  zusammen  ein  Zimmer  im 
Gumpendorfer  Gemeindehause,  welches  ein  Eigenthum  der  Com- 
mune ist;  auf  jede  derselben  entfällt  ein  Raum  von  2  K°.  78  K'. 
(16*1  Km.).  Die  Reinigung  des  Zimmers  "ward  von  der  Gemeinde 
bestritten.  Die  Pfründnerinnen  beziehen  eine  Geldportion  von 
7  kr.,  Holz  und  Stroh,  sowie  einen  Wäschereinigungs-Beitrag 
von  monatlich  52*5  kr.  aus  dem  „allgem.  Versorgungsfonde". 
Die  Bettstätte  und  die  Bettwäsche  muss  aber  jede  selbst  mitbringen. 

In  diesem  Grundspitale  erhalten  diePfründnerinuen  zur  Auf- 
besserung ihrer  Subsisteuz  die  Interessen  der  Magdalena  Reiter'- 
schen  Stiftung  mit  jährlich  596  fl.  40  kr.  ö.  W.  Die  Ausbezahlung 
dieser  Interessen,  sowie  die  Verrechnung  hierüber  geschieht  uuter 
der  Administration  des   jeweiligen    Gemeinde-Vorstandes. 

Die  Auslagen  für  dieses  Gruudspital,  in  welchem  jähr- 
lich sieben  Pfründnerinnen  untergebracht  waren,  betrugen: 

TU  '      n  davon   oiitfi«»len   auf  don 

'"^  •'«•»••'  ""  "••""-«"  „allgem.  Vorsorgiingsfond" 

1863 896  fl.  53  kr.  243  fl.  11  kr. 

1864 1.153  „  61  „  351  „  61  „ 

1865 957  „  84  „  418  „  46  „ 

1866 963  „  18  „  427  „  14  „ 

1867 983  „  76  „  447  „  72  ., 

1868 868  „  29-;i  „  253  „14  „ 

1869 825  „  95'ö  „  307  „  17  „ 

1870 822  „  61ö  ,,  365  „73  „ 

1871 854  „  27ö  „  257  „  87-;;  „ 

1872 865  „  67  :i  „ 269  „  37-ö  „ 

und  im  lOjälir.  Durchschii.  919  fl.   17     kr.  334  fl.  13     kr. 


.  k     « 
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5.    Das  Grundspital  in  Lichtenthai 

(im  IX.  Bezirk,  Liechtensteinstrasse  Nr.  98). 

Dasselbe  besteht  seit  dem  Jahre  1804  und  war  ursprünglich 
in  einem  kleinen  Häuschen  untergebracht,  an  dessen  Stelle 
später  der  fürstl.  Liechtensteinische  Biersalon  gebaut  wurde,  in 
welchem  dieses  Grundspital  gegenwärtig  sich  befindet. 

Nachdem  die  „Kleinkinder-Bewahranstalt"  im  Lichtenthai,  zu 
deren  Errichtung  im  Testamente  des  Joh.  Bapt.  Freiherm  von  Virio 
vom27.  April  1837  ein  Betrag  von  36.000  fl.  bestimmt  wurde,  erbaut 
worden  war,  sind  die  Vorsteher  des  Lichtenthaler  Grundspitals  auf- 
gefordert worden,  nach  dem  Willen  des  genannten  Testators  '•)  die 
Grundspitals -Pfrüuduer  in  die  erstgenannteAnstalt  aufzunehmen. 

Seit  ErölTnuug  der  Kinderbewahr -Anstalt  befanden  sich 
nun  die  Pfrüudner  in  dem  Gebäude  derselben,  übersiedelten  aber 
und  befinden  sich  nun  seit  1870  in  dem  fürstlich  Liechten- 
stein'schen  Biersalou,  weil  das  ursprüngliche,  fiir  die  Klein- 
kinder-Bewaliraustalt  erbaute  Haus  im  genannten  Jahre  von 
der  Directiou  der  Franz-Josefs-Bahn  eingelöst  wurde. 

Die  Aufnahme  der  Pfrüuduer  erfolgt  bei  solchen,  welche 
in  den  Geuuss  der  für  dieses  Grundspital  zu  persolv'irenden 
zwei  Dominik  M all  1  knechtischen  „Stiftungen"  mit  einem 
luteresseubetrage  vou  zusammen  jährlich   139  fl.  95  kr.   treten, 

^°)  Laut  (lor  in  der  magistr.itischon  K^gistratur  befindlichen  Acten 
bat  der  g-cwesone  si»aniscb«'  ('onsiil  .lob.  Bapt.  Virio  in  seinem  Testamente 
vom  27.  April  18  i7  in  den  §§.  13  und  14  zur  Gründung  einer  „Kleinkinder- 
Bewabranstalt'*  (\iv  die  V'orstädte  Licbtentbal,  Tbury,  Himmelpfortgrund 
und  Altbau  12.0(10  H.  C\-M.  unbedingt,  24.000  fl.  C.-M.  aber  auf  den  Fall 
des  AVdebens  seiner  Gattin  Cbristina  legirt.  In  das  zu  diesem  Zwecke  zu 
kaufende  oder  zu  crbauendo  Haus  sollten  dem  §.  13  des  Testamentes  zu- 
folge unter  AnderL-ui  aucb  die  ztdin  Licbtentbaler  „Grundspitals-Pfründner- 
(ausscbliessliob  jener,  welche  vom  allg.  Versorgungsfondo  darin  befindlich 
waren)  aufgenouinicn  wcrdrn. 

Zu  dioMMu  Bt'bufo  wurde  si»äter  ein  dem  Fürsten  Alois  Liechtenstein 
eigpntbümlicber  Bauplatz  um  ii(;i  tl.  tl  kr.  augekauft,  darauf  das  Haus 
Nr.  203  in  Licbtentbal  erb;nit  und  im  Nt>vember  1845  die  gedachte  Klein- 
kinder-Bewabraustalt  daselbst  orotfnet  und  die  Licbtentbaler  „Grundspitals- 
IMrüuduor-  in  dieses   llau>  ulter>ef/t. 
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durch  den  Gemeindevorstand  allein.  Bei  Jenen  hingegen,  welche 
die  für  die  Grundspitals-Pfründner  bestimmte  Geldportion  aus 
dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde"  erhalten,  sowie  bei  jenen, 
welche  in  denGenussder  Anna  Lamm'schen  Stiftungsinteressen 
von  jährlich  75  fl.  18  kr.  ö.  W.  treten,  erfolgt  die  Aufnahme  von 
dem  Vorstande  der  Gemeinde  und  dem  Pfarrer  gemeinschaftlich. 
Kücksichtlich  der  Verleihung  der  genannten  „Stiftungen"  ist  zu 
bemerken,  dass  diese  bei  der  Mahlknechf  sehen  dem  Gemeindevor- 
stande allein  zusteht,  bei  der  Lamm'schen  Stiftung  aber  ein  von 
dem  Vorstande  und  dem  Pfarrer  der  Gemeinde  gemeinschaftlich  zu 
erstattender  „Besetzungsvorschlag"  dem  Magistrate  vorzulegen  ist. 
Ausser  diesen  beiden  Stiftungen  ist  noch  dieRosaliaMuck'sche 
mit  einem  Interessenertrage  von  42  fl.  anzuführen.  Es  beträgt 
demnach  die  Summe  der  für  dieses  Grundspital  zu  persol- 
virenden  Interessen  jährlich  im  Ganzen  257  fl.  13  kr.  ö.  W. 

Allen  Pfründnem  in  demselben  kommt  noch  aus  dem  „allg. 
Versorgungsfonde"  zu  gute  das  Holz  und  das  Stroh,  sowie  ein 
Wäschereinigungs-Betrag,  welcher  mit  70  kr.  per  Kopf  und  Monat 
bemessen  ist. 

Die  Re<5hnung  wird  vorschriftsmässig  um  Neujahr  gelegt. 

In  diesem  Grundspitale  waren  während  der  Jahre  1863  -1872 
durchschnittlich  zehn  Pfründner  jährlich  untergebracht. 

Die  Auslagen  für  dasselbe  betrugen: 

i^  T«!»,.^  ;„.  /i««™^«  davon  entfielen  auf  den 

iiu  Jahre  im  Ganzen  ^^„^^^   Versorgungsfond« 

1863 527  fl.  90  kr.  347  fl.  80  kr. 

1864 682  „  90  „  502  „  30  „ 

1865 778  „  40  „  597  „  80  „ 

1866 790  „  80  „  610  „  20  „ 

1867 820  „  20  „  639  „  60  „ 

1868 937  „  60  „  757  „  —  ,, 

1869 798  „  62  „  618  „  02  „ 

1870 846  „  10  „  665  „  50  „ 

1871 875  „  29  „  694  „  69  „ 

1872 682  „  35  „ 501  „  75  „ 

im  lOjlbr.  DurcliMbnitte  774  fl.  02  kr.  593  fl.  42  kr. 

34* 


6.   Das    Gnindspital   zu   St  Ulrich 

(im  VII.  Bezirke,  Kaiserstrasse  Nr.  4). 

Im  Jahre  1739  wurde  von  dem  damaligen  Prälaten  des 
Stiftes  Schotten  der  Gemeinde  St.  Ulrich  ein  Grundcomplei  zu 
deraZwecke  schenkungsweise  überlassen,  um  auf  demselben  ein  zur 
Unterbringung  von  Armen  dieser  Gemeinde  bestinimtes  Haus  zu 
erbauen.  Die  zur  Erbauung  derselben  erforderliche  Summe  wurde 
im  Subscriptiouswege  durch  mildthätige  Schenkungen  au%ebracht 

Das  Gebäude  dieses  Grundspitales  besteht  aus  zwei  durch 
einen  Garteu  getrennten  Tracten,  von  welchen  der  vordere 
ebenerdig,  der  hintere  einstöckig  ist.  Die  Anstalt  hat  einen 
Belegraum  für  30  Pfrüudner  beiderlei  Geschlechtes  und  ist 
Eigeuthum  der  Gemeinde  Schottenfeld.  Auf  jeden  der  Pfründner 
entfällt  ein  Kaum  von  3  K^  (20-46  Km.). 

Für  dieses  Grundspital  sind  16Stiftungen*0zupersolviren, 
deren   jäluiieher  luteressenertrag  sich  auf  439  fl.  80  kr.  belauft. 

Der  Stand  der  Pfrüudner  während  der  Jahre  1863 — 1872 
schwankte  bei  einer  sehr  geringen  Bewegung  in  demselben 
zwischen  25 — 30  jährlich. 

Die  Auslagen  für  dieses  Grundspital  betrugen: 

;...   T..].,.«  ;«.  #^1««.,..«  davon  entfielen  auf  den 

„aUgem.  Versorgungsiond'* 

1863 1.270  fl.  36  kr.  902  fl.  98  kr. 

1864 1.822  „  02o  „  1.305  „98  „ 

1865 2.043  „  20-5  „  1.614  „  06  „ 

1866 2.334  „  30  „  1.830  „  60  „ 

1867 2.313  „  69  „  1.790  „  88  „ 

1868 2.182  „  93  „  1.690  „  Ol  „ 

1869 2.428  „  18  „  1958  „  82  „ 

1870 2.270  „99  „  1.801  „63  ^ 

1871 2.172  „  44  „  1.703  „  08  „ 

1872 2.301  „  43  „  1.832  „  07  ^ 

u.  im  lOjahr.  Diirolisohiiiil         2.113  fl.  95;j    fl.  1.643  fl.  Ol  kr. 


^")  lUeso  ,.8tiftun.ii-en"  iiml  ilio  cntfallondcn  Interessen  sind  folgende: 
Bayerk'iüKT  Maria  8  ll.,  l)ö)>l.*r  lJarl>aia  21  ll..  (uö>.singer  Johann  4  fl.  iO  kr.. 
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7.  Das  Grundspital  in  Neulerchenfeld 

(Liebhardgasse  Nr.  9). 

Dasselbe  wurde  im  Jahre  1715  errichtet  und  befindet  sich 
seit  1865  in  dem  bezeichneten,  der  Gemeinde  Neulerchcnfeld 
gehörigen  Hause,  welches  einen  Belegraum  für  21  Betten  hat. 

In  dasselbe  werden  nur  solche  Pfründner  aufgenommen, 
welche  in  der  Gemeinde  Neulerchenfeld  wohnen. 

Für  dieses  Grundspital  bestehen  vierzehn  Stiftungen  '*)  mit 
einem  jährlichenlnteressenertrage  von  zusammen  257  fl.  28 kr.  ö.  W. 

DerStand  der  Pfründner  betr&gt  imDurchschnitte  jährlich  15. 

Die  Auslagen  betrugen: 

Im  Toi»,.«  ,•«,  n.«»^«  davon  entfielen  auf  den 

un  Jahre  im  Ganzen  ^^^^^^^  Versorgungsfond** 

1863 696  fl.  22  kr.  486  fl.  22  kr. 

1864 812  „  76  „  602  „  76  „ 

1865 867  „  58  ^  657  ^  58  ^ 

1866 942  „  24  „  732  „  24  „ 

1867 1.233  „  36  ^  1.023  „  36  „ 

1868 1.121  „  94  „  911  „  94  „ 

1869 1.224  „  08  „  1.014  „  08  „ 

1870 1.238  „  91  „  1.028  „  91  „ 

1871 1.111  „  31  „  901  „  31  „ 

1872 1.037  ,,  30  „  827  „  30  „ 

im  lOjähr.  Durchschn.  1.028  fl.  57  kr.     818  fl.  57  kr. 


Grundspitals  -  Stiitung  145  fl.  74  kr.,  Joann  Anna  4  fl.  20  kr.,  Joann 
Leopold  42  fl..  Knapp  Theresia  3  fl.  36  kr.,  Kringer  Rosina  21  fl., 
Müller  Marcellin  84  fl..  Neuhold  Anna  2  fl.  10  kr.,  Pfitzinger  Josefa  50  fl., 
Ployer  Ludwig  4  fl.  20  kr.,  Salomon  Anna  4  fl.  20  kr.,  Schlichtinger 
Theresia  24  fl.,  Schmid  Leopold  8  fl.  40  kr.  und  Seitz  Johann  13  fl.  40  kr. 

*•)  Die  Namen  der  „Stifter"  und  die  jährlich  entfallenden  Interessen- 
beträge sind  folgende:  Bold  Anna  4  fl.  20  kr.,  Dauer  Peter  84  kr.,  Dojak 
Elise  88  fl.  20  kr.,  Erner  Josef  4  fl.  20  kr.,  Fuchs  Benedict  4  fl.  20  kr., 
Ueindl  Theresia  14  fl.  70  kr.,  Hippe  Johann  4  fl.  20  kr.,  Ka^ner  Jose! 
42  fl.,  Lippert  Mathias  8  fl.  40  kr.,  März  Josef  7  fl.  72  kr.,  Neugebauer 
Magdalena  3  fl.  86  kr.,  Roll  Josef  5  fl.  4  kr..  Schock  Franz  48  fl.  72  kr. 
und  Seewald  Mathias  21  fl. 


In  den  sämnitlicheu  sieben  „Grundspitälern**,  welche  zu- 
sammen einen  „Belegraum"  für  225  Personen  haben,  waren, 
wie  aus  der  vorstehenden  Darstellung  zu  entnehmen  ist,  im 
Durchschnitte  jährhch  213  Personen  untergebracht. 

Die  Auslagen  für  diese  Grundspitäler  betrugen  nach  dem 
zehnjährigen  Durchschnitte  jährlich  und  zwar: 

davon    entfielen   auf 


für  das  Orundspilal 
iu  der  Lcopoldstatlt . . . 

im  Ganzen 
13.201  fl.  75s 

kr. 

den  „allgemeinen 
Versorgungsfond" 

5.774  fl.  42  kr. 

iu  AltU'rfheiifcld     .... 

1017   „  48 

n 

811  „   68  „ 

„  Marialiilf 

2.691   „  63 

55 

2.136  „   23  „ 

„  Guiiipendorf 

„  Lichtentlud 

919   „   17 
774   „  02 

334   „   13  „ 
593   „  42  „ 

„  St.  llrich 

2.113   „  95ä 

95 

1.643   „  Ol   „ 

„  Noulercheufcld 

1.028   „  57 

n 

818   „  57   „ 

und  für  alle  7  Grund- 

spitäler   

21.746  fl.  58 

kr. 

12.111  fl.  46  kr. 

II.  Die  Versorgungshäuser, 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Versorgungshäuser  sind  jene  Anstalten/)  welche 
den  Armen  aufnehmen,  wenn  jede  andere  Art  von  Unterstützung 
nicht  mehr  ausreicht,  seine  Existenz  selbstständig  weiter  zu 
fristen,  und  ihm  damit  die  vollständige  Versorgung  gewähren. 
Mit  der  Aufnahme  in  eine  solche  Anstalt  erhält  der  Arme  in 
derselben  ausser  der  „Wohnung",  Beheizung  und  Beleuchtung 
auch  noch  die  „Kleidung"  und  „Verpflegung"  und  die  erforderliche 
„ärztliche  Hilfe". 

In  der  Regel  sind  es  hohes  Alter,  unheilbare  Krankheiten 
und  das  in  Folge  derselben  eingetretene  Unvermögen  sich  selbst 
zu  erhalten,  oder  aber  besondere  körperliche  oder  geistige  Ge- 
brechen, welche  die  Aufnahme  in  das  Versorgungshaus  begründen. 

Der  Aufzunehmende  muss  seiner  Zuständigkeit  nach 
dem  „Wiener  Armenbezirke"  angehören.  Eine  Ausnahme  besteht 
nur  bei  jenen  „unheilbaren  Kranken",*)  die  von  den  verschiede- 
nen öffentlichen  Krankenanstalten  an  die  Versorgungsanstalt  ab- 
gegeben werden,  welche  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Zuständigkeit 
vorläufig  in  die  Versorgung  aufgenommen  werden  müssen. 
Von  dem  Erfordernisse  der  Zuständigkeit  in  den  Wiener  Armep- 
bezirk  kann  nur  bei  der  Aufnahme  von  sogenannten  „Zahl- 
pfründnern"  und  „Pensionären"  Umgang  genommen  werden. 


*)  Zur  Prüfung  der  P^inricbtungen  der  Versorgungshäuser  und  zur  Re- 
Ibrmirung  derselben  ist  mit  Öemeinderaths-Besehluss  vom  14.  November  1878 
neuerdings  eine  eigene  Comraission,  bestehend  aus  drei  Mitgliedern  der 
I.,  IV.  und  V.  Section,  eingesetzt  worden. 

•)  Ueber  die  Aufnahme  solcher  „unheilbarer  Kranker"  in  die  Versorgung 
siehe  das  auf  Seite  238  u.  flgde.  Angefuhile. 
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Zur  Aufnahme  in  ein  Versorgungshaus  eignen  sich:*) 

1.  alle  jene  Annen,  die  mit  solchen  in  die  Augen  fallenden 
körperlichen  Gebrechen  behaftet  sind,  welche  allgemein  einen 
widerlichen  Eindruck  hervorbringen,  so  dass  dieselben  nach 
dem  ärztlichen  Gutachten  in  der  öffentlichen  Oesellschaft  ihrer 
Mitbürger  nicht  belassen  werden  können; 

2.  Blinde,  Blöde  und  Fallsüchtige  —  Letztere,  wenn  deren 
Krankheitsfälle  so  häufig  wiederkehren,  dass  sie  aus  dieser  Ur- 
sache nicht  mehr  das  Nöthige  zu  ihrer  Erhaltung  verdienen  können; 
überhaupt  alle  mit  unheilbaren  Krankheiten  Behafteten,  welche 
wegen  ihrer  Krankheiten  völlig  enverbsunfahig  geworden  sind. 

Alle  diese  aber  nur  dann,  wenn  sie  entweder  für  sich  allein 
dastehen  oder  die  zu  ihrer  Erhaltung  Verpflichteten,  als:  der  Gatte, 
die  Eltern,  Grosseltern  und  die  Kinder  sie  nicht  erhalten  können.  *) 

3.  alle  völlig  gebrechlichen  und  siechen  alten  Personen, 
sie  mö^eu  bereits  im  Geuuj^se  einer  Armenpfründe  stehen  oder 
nicht,  wenn  sie  selbst  mit  der  höchsten  Pfründe  ausser  der 
Versorgung  sich  nicht  mehr  fortzubringen  im  Stande  sind.*) 

Ausser  deu  Geuanuten  können  in  ein  städtisches  Ver- 
sorguugshaus 

4.  auch  sulche  Pensionisten,  Provisiouisten  oder  im  Genüsse 
irgend  eines  aadereu  Bezuges  stehende  Personen  eine  Aufnahme 
finden,  welche  iu  dem  Wiener  Armenbezirke  zuständig  sind  und 
in  Folge  Kör{)crgebrechlichkeit  mit  ihrem  Bezüge  sich  nicht  mehr 
erhalti^u  köiincu/) 


3j  S-  '^^'>   ^^'"^^   Instruction  (§§.  TH,  52  und  53  der  neuen  Vorschrift). 
*)  Diese  lotzteio  ße.stiimniing  erscheint  in  der  neuen  Vorschrift  nicht 
aufj^eiionniieii. 

*)  8()llte  der  Gesundheitszustand  eines  Pfründners  während  des 
AutentliMlte.^  in  der  Anstalt  sich  so  gel)essert  haben,  dass  derselbe  nach 
dem  ärztlichen  Aussi)rneho  »einen  Unterhalt  ausser  der  Anstalt  wieder 
sellist  «Twerben  kann,  so  hat  «lie  VerwaUnng  einen  solchen  Pfründner  dem 
Mayisirate  von  Anits\veii:en  zur  Entlassnng  anzuzeigen. 

**}  hu  Jahre  IS7;?  war  ein  Pfründner  des  Versorgungshauses  in  Mauer- 
l>ach  um  Uelassung  der  „  Vt-rw  iindung>gebiihr*^  von  täglich  10  kr.  einge- 
schritten.   Dcr.sfllM'    war   in    di-r   Schlaeht    bei    Königgrätz    im   Jahre    186ü 
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Von  diesen  werden  die  Bezüge  bis  zur  Deckung  der  täg- 
lichen Kosten  für  einen  Versorgungshaus  -  Pfründner  für  den 
Versorgungsfond  eingezogen;  wenn  diese  Bezüge  geringer  sind, 
werden  derlei  Personen  zum  Theile  für  Rechnung  ihrer 
Bezüge,  im  Uebrigen  aber  auf  Rechnung  des  „allgemeinen  Ver- 
sorgungsfondes"  verpflegt. 

Es  können  aber  auch  ohne  Rücksicht  auf  die  „Zuständig- 
keit" in  eine  der  zum  Wiener  Armenbezirke  gehörigen  Gemeinden, 
jedoch  nur  wenn  genügender  Raum  vorhanden  ist, 

5.  solche  Personen  als  „Zahlpfründner"  in  ein  städtisches 
Versorgungshaus  aufgenommen  werden,  die  eines  der  suh  1,  2,  3 
aufgezählten  Gebrechen  an  sich  haben,  welche  aber  bemittelt 
sind  oder  bemittelte  Augehörige  haben,  wenn  sie  selbst  oder  ihre 
Angehörigen  darum  ansuchen  und  mittelst  „Reverses"  sich  ver- 
pflichten, die  jeweiligen  Verpflegskosten')  vierteljährig  vorhinein 


schwer  verwundet  worden;  das  rechte  Auge  war  ihm  ausjj^esehossen  und 
der  linke  Fuss  ganz  struppirt  worden.  Dieser  Pfnnuiner  war  daher  eigent- 
lich „Invalide"*  und  der  „Invalideufoud"  veri)flichti't,  di-nselhen  vollkouimen  zu 
erhalten.  Derselbe  hatte  jedoch  nach  §.  335  des  Militär-Gebührenreglements 
die  zweijährige  „Abfertigung"  angestre])t  und  erhalt^'U,  tiel  daher,  da  er  in 
Folge  seiner  Verwundung  sich  absolut  nichts  verdienen  konnte,  der  Annen- 
versorgung Wiens  auhcim. 

Nachdem  nun  der  citirte  Paragraph  d^s  Reglemi^uts  öftors  V<'ran- 
lassuug  geben  iiörinte,  dass  solche  der  Militär-V«.*rwaltung  zur  Last  fallende 
Individuen  durch  Erhalt  der  zw^ijährigon  AVtfcrtiguug  den  Anspruch  auf 
Versorgung  anis  dem  Invalidenfonde  verlieren  und  dann  der  ArniiMipflege 
der  Gemeinde  zur  Last  fallen,  wurde  beschlossen,  sich  an  das  Reichskriegs- 
ministerium zu  Wi'uden,  damit  auf  verfa>siing>massigem  Wege  der  §.  335 
des  erwähnten  KegleuKMits  insoferue  eint-r  Aeuderung  unterzogen  werde, 
dass  bei  jenen  Männern,  welche  im  Kriege  so  schwer  verwundet  wurden, 
dass  sie  nothwendig,  wenn  sie  die  Abfertigung  erhalten  haben,  der  Armen- 
versorgung der  (j«*meiiide  zur  Last  fallen  mü>steu.  solche  A  b  f«'rt  igu  nge  n 
nicht  mehr  Anwendung  finden.  ((ieuieinderath^-Beschluss  vom  I.Juli 
1873.) 

')  In  F(»]g«^  Oeuieiuderalhs-Be.>chliLs>es  vom  17.  December  1873 
wurden  die  ,.Veiptlcg.sko>teir-  für  alle  in  dm  städtischen  Vi'rsorgungs- 
anstalten  belindlieheu  Zahl)»  1  rü  n  <lu  er  \om  L  JäinuT  1S74  angelangen 
Von  40  kr.   auf  üU  kr.   \uy   Kopf  und  Tair  erhöht,  woil  die  bi>herige  Vor- 


bei  der  städtischen  Hauptcassa  zu  erlegen.  In  diesen  Fällen 
niuss  dem  Gesuche  um  die  Aufnahme  ein  y,ärztliches  Zeugniss'' 
über  die  Gebrechen  des  Aufzunehmenden  und  der  genannte 
„Rivers"  beigeschlossen  sein. 

Unter  gleichen  Verhältnissen  erhalten  bei  der  Aufnahme 
als  Zahlptründnor  die  in  Wien  Heimatberechtigten  den  Vorzug.*) 

Die  Armeu-lnstitutsvorstehungen  haben  übrigens  in  allen 
schon  früher  angeführten  Fällen  dem  Einschreiten  um  die 
Aufnahme  eines  Armen  in  die  Versorgung  jederzeit  das  Parere 
des  Armen-  oder  Polizei-Bezirksarztes  beizuschliessen,  durch 
welches  die  ,.kori)erlicheu  Gebrechen"  des  Aufzunehmenden  nach- 
gewieseu  werden.  In  Fällen,  wo  die  in  die  Versorgung  aufzu- 
nehmende Person  im  Genüsse  einer  Pension,  Provision  oder 
sonstigen  Beziiü:es  steht,  ist  dem  Aufnah msgesuehe  auch  die 
rrkiiu<l«i  beizuschliessen,  auf  welche  sich  der  betreffende  Bezug 
gründet.  — 

Was  die  rebernahrae  von  Personen  aus  den  hie- 
sigen öffentlichen  Krankenanstalten  in  die  städtischen 
Versorgun^shüiiser  anbelangt,  und  den  hiedurch  entwachsenden 
Anspruch  der  Gemeinde  Wien  auf  Vergütung  der  Verpflegs- 
kosten  für  d<'rl(*i  Personen,  so  ist  bereits  in  dem  Abschnitte 
,,AnnpnkraiikHi})fl(\ij:e"  das  Erforderliche  hierüber  angeführt  wor- 
den.  (Siehe   Seite   238  11.   ill.-de.) 

Hier  ist  nur  noch  zu  bemerken,  dass  bezüglich  der  nach 
ausländischen  Staaten  zuständigen  Personen,  welche 
aus  den  lM*zeiehneteu  Krankenanstalten   in   ein  städtisches  Ver- 


I)H('u-sL,r,.i,iiin-  nacli  dor  von  der  .städtisehon  Buchhaltung'  vorgenommenen 
BonH'liiiwiiir  stdi<»n  s^it  d*'ni  Jahn*  iS72  zur  Bestreitung  der  wegen  def 
Theucrunti-svcrhältMi.s.so  fortwährend  wachsenden  Auslagen  für  den  unter- 
halt der  IMVündn^'r  nicht  nudir  zur»'ichond  war.  Von  dem  bei  dieser  Erhö- 
huntc  der  V('r|»flcL:>kosten  lixirten  Betrage  entl'allen  auf  die  tägliche  GeUl- 
portion  13  kr.,  auf  das  Hrodrolutuni  12  kr.  und  auf  die  Regie  85  kr.  ö.W. 
(Sitziinu-  des  (loni.-iiideralhes  vom  22.  Mai  1874.)  Ueber  die  Erhöhuntr 
der  (ieldj)ortion  der  Pfnindnor  von  13  kr.  auf  16  kr.  und  die  Fixirung  des 
Hr(»dreliitunis  mit  lo  kr.  jut  Tnv:  ^iejie  Seite  550  dieses  Werkes. 
**)  >?.  52  der  neuen   Vor.'-olirill. 
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sorgungshaus  aufzunehmen  sind,  ein  directivmassiger  Anspruch 
auf  die  Vergütung  der  Verpflegskosten  für  derlei  Personen  in 
Folge  der  bestehenden  Verordnungen')  weder  gegen  die  be- 
züglichen ausländisclien  Gemeinden,  noch  gegen  eine  Landes- 
oder Stiftungscasse  des  In-  oder  Auslandes,  sondern  lediglich 
gegen  die  verpflegte  Person  selbst  oder  deren  alimentations- 
pflichtige Verwandte  zustehe. 

Bezüglich  des  in  den  Versorgungshäusern  zu  Wien  und 
Ybbs  sowie  im  Bürgerversorgungshause  bestehenden  Pensionats 
wird  das  Nähere  bei  Besprechung  des  Versorgungshauses  in  Wien 
angeführt  werden.  — 

Es  kommen  nun  in  diesem  Abschnitte  zuvörderst  jene  An- 
Ordnungen  zu  besprechen,  welche  hinsichtlich  der  für  den  wirth- 
schaftlichen  Betrieb  in  diesen  communalen  Anstalten  erfor- 
derlichen „Materialartikel"  sowohl  in  Bezug  auf  die  Lieferung, 
als  auf  die  Gebarung  mit  denselben  erlassen  worden  sind. 

Die  Sicherstellung  dieser  Artikel  mit  Ausnahme  von 
Holz,  Kohlen,  Stroh  und  Oel,  bezüglich  welcher  separate  Ver- 
handlungen vorgenommen  werden,  erfolgt  für  alle  städtischen 
Versorgungshäuser  unter  Einem  im  Wege  der  Offertverhand- 
lung. Keiner  der  werthvullereu  Artikel  darf  übernommen 
werden,  wenn  derselbe  niclit  vorerst  von  einer  „Oollaudirungs- 
Commission"  als  mustergemäss  und  (jualitätmässig  befunden 
worden  ist.  ^**) 


°)  Eilass  (los  k.  k.  Ministcriiiius  do.s  Iimcni  vom  !8.  .läniipr  18ö9, 
Z.  33.42Ö  mit  }liinv<'isunirauf  ila.s  IIorkaiizlfi-Dcfret  vom  IG.  Sopiomber  1833, 
Z.  2i.4o8  und  die  Ministoiial  -  Erhisso  vom  :;.  Jäiinor  I85i.  Z.  2U.31I, 
K.-G.-B.  18?)(>,  Nr.  0  (hielic  diesen  Eilas.s  auf  Seite  t7  der  I.  Aldheilung 
dieses  Werkes)  und  vom  4.  Decemlter  1S';<;,  Z.  '2(i.(i41,  E.-(J.-B.  1S.'»7, 
2.  Abtlieiluntr  Nr.  1  isieh«-  deiis<'ll>eii  auf  Seite  237  dieser  11.  Ahtlieiluiiu:); 
Erlass  der  k.   k.  n.-«».  SL-iUlialteici  vom   1.  Ftd»ruar   18')'J,  Z.  3U3t;. 

•°)  .leiie  Artikel,  M.'lelic  \\  ('^('ii  (M'riiii^tü^iu'-kejt  ihres  Weitlies  aus 
frf'ier  liaiid  eiiiuek.'Uitl  \\  t'rd»Mi  düileii,  hat  der  Verwalter  nach  vt>i]äuHL,'*er 
]jrick>)»r,-Lclie  mit  d«'m  ('oiih«>l.>r  über  di-reii  Nothweiidigkeit  nach  15edarf 
aii/ii.seli«*ill»'ii. 
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Scartiruugcn  von  Materialartikeln  dürfen  nur  dann 
stattfinden,  wenn  die  hiezu  namhaft  gemachten  Artikel  von  der 
raagistratisehen  Scartirungsconunission  zu  dem  ferneren  bis- 
herigen Gebrauche  als  „unbrauchbar"  erkannt  worden  sind.  — 

Bezüglich  der  Uebernahme  von  Waaren  und  Requisiten 
zum  Gebrauche  in  diesen  Anstalten  war  früher  (bevor  diebe- 
zfiglichen  Vorschrifteu,  welche  später  anzuführen  sind,  in's  Leben 
traten)  folgender  Vorgang  normirt  worden. 

Bei  Einlieferung  von  Materialartikeln  hatte  der  zur  Ueber- 
nahme bestimmte  Beamte  dieselben  Stück  für  Stück  zu  unter- 
suchen, alles  nicht  Mustergiltige  auszuscheiden,  den  muster- 
giltigen  Theil  zu  separiren  und  dem  Qemeinderathe  das  Resultat 
(lieser  Sortirung  auzuzeigen,  worauf  dann  dieser  durch  seine 
Couimissiou  die  Ueberprüfuug  der  von  den  Beamten  für  gut 
befuudeuen  Gegeustände  vornahm.  Erst  dann,  wenn  diese  Com- 
iiiission  die  Gegeustüude  für  gut  befunden  hatte,  konnte  die 
Anweisung  zur  Auszahlung  der  übernommenen  Gegenstände  und 
die  Venveudung  derselben  erfolgen.  Fand  sich  der  „Contrahent" 
durch  die  Ausscheidung  der  uach  der  Ansicht  des  betreffenden 
Beamten  nicht  mustergiltigen  Gegenstände  gekränkt,  so  stand 
demselben  der  „Kecurs"  au  den  Gemeinderath  oflFen  und  es 
wurde  suhin  von  demselben  eine  Ke\ision  der  von  dem  Beamten 
ausgeschiedenen  Gegeustüude  vorgenommen  und  endgiltig  ent- 
sehieilcu.  Für  den  Fall,  als  dem  Kecurse  des  Contrahenten 
keine  Folge  gegeben  wurde,  hatte  derselbe  die  „Kosten"  der 
rutersuchung  srlbst  zu  tragen;  gab  aber  die  gemeinderäthliche 
Kommission  dem  Reeurse  Folge,  so  war  der  betreffende  Beamte 
dafür  zur  Verautwortung  zu  ziehen.*') 


*')  (TciiuMihl«  raili>-H«\"-fli]us>  \oni  4.  April  1871. 

Vvhvv  i\v\\  y\iu\\\>  der  Boise  ha  ffii  nur  der  Materialartikel 
1 11  r  d  i »'  .st  ä  d  t  i s  c  h t* ii  V c  i  .s i» r ii'  u  n g ^ h fi  n  s c r  wurde  mit  einem  späteren 
(M'iiu'indtT.-ulis-Bi'srhlusse  ii.  /w.  v«>iii  [A.  April  1875  Folgendes  festgesetzt: 

1.  Für  die  drei  Hau|»t.*utikel :  Leinwand-.  Tuch-  und  WoU- 
\\aar«'n  soll  die  AnM'hatVuiiir  nicht  nach  den  vom  Gemeinderathe  appro- 
Miten   Mn>iriii  m>eiiehen.   >(>n.iern    e^  sollen   die  .,Otrerenten*^  aufu'efordert 
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Alle  zur  Bestreitung    der  in  der  Anstalt  zur  Auszahluui: 
kommenden  Auslagen  erforderlichen  Geldbeträge  werden  von 


werden,  ihre  Muster  vorzulegen,  aus  denen  dann  eine  ^gemischte  Com- 
mission"  von  Gemeinderäthen  und  Magistratsorganen,  eventuell  externen 
Sachverständigen  nach  Massgabe  der  Güte  und  Billigkeit  und  unter  ver- 
gleichender Berücksichtigung  der  Muster  aus  den  vorhergegangenen  Lie- 
fenings Perioden  auszuwählen  hat.  Eine  ebenso  zusammengesetzte  Commissiou 
hat  die  üebernahme  der  gelieferten  AVaaren  zu  besorgen.  Falls  eine 
Lieferung  zurückgewiesen  wird,  soll  die  Nachlieferung  wo  möglich  durch 
dieselbe  Commission,  welche  die  Zurückweisung  verfügte,  beurt heilt  werden. 
Für  alle  übrigen  Artikel  wird  der  bisherige  Modus  der  Beschaffung  vor- 
läufig beibehalten. 

2.  Für  die  „übrigen"  Artikel  sind  die  bisher  giltigen  „Muster''  bei- 
zubehalten. Es  soll  der  Ueberuahmscommission  anheimgegeben  sein,  specielle 
Fälle,  wo  eine  Abänderung  der  Muster  wünschenswerth  erseheint,  sowie 
die  neuen  Muster  selbst  zu  bezeichnen. 

3.  Für  die  Artikel  Leinwand-,  Tuch-  und  Baumwollwaaren 
wird  die  allgemeine  Minuendo-Licitatiou  beseitigt  und  i.^t  statt  deren  eine 
,beschränkte  OfFertverhandUing"  einzuleiten,  zu  welcher  reuomiuirte  Fabri- 
kanten und  Händler  einzuladen  sind. 

Für  alle  übrigen  Artikel  wird  das  bisherige  System  (die  „allgemeine 
Offert  Verhandlung'')  beibehalten,  jedoch  sind  jene  verwandten  Artikel, 
bei  denen  dies  überhaupt  angeht,  bei  der  Offert  Verhandlung  partienweise, 
d.  i.  in  Gruppen,  als:  Fragnerwaare,  Kaufmannswaare  etc.,  zusammengestellt 
zu  vergeben.  Die  Anschaffung  von  „gezogenen  Kerzen  und  AVachholderholz'^ 
hat  ganz  zu  entfallen. 

Die  Sicherstellung  der  Reinigung  der  „Kotzen  und  Strümpfe''  ist 
n.  zw.  vor  der  allgemeinen  3Iaterialartikel-Sicherstellung  im  Wege  einer 
Minuendo-Licitation  durch  die  betreifenden  Verwaltungen  zu  veranlassen. 
(Im  Versorgungshause  zu  St.  Andrä  wird  diese  Reinigung  seit  Jahren 
durch  Pfründner  dieser  Anstalt  besorgt.)  — 

Mit  dem  (Temeinderaths-Besehlusse  vom  31.  October  1878  ist  eine 
neue  V o r s c h r i f t  f i\  r  d i e  U e b e r t r a g u  n g  u n d  A u s f ü h r  u  n g  de r 
Lieferung  der  für  die  städtischen  Versergungs-  und  Waisen- 
häuser, dann  für  die  städtische  Feuerwehr,  das  städtische 
E  p  i  d  e  m  i  e  s })  i  t  a  l  a  n  d  e  r  Tri  e  s  t  e  r  s  t  r  a  s  s  e  n  n  d  d  i  e  B  e  s  c  h  ä  f  t  i  g  u  n  g  s- 
anstalt  für  freiwillige  Arbeiter  erforderlichen  Materialartikel 
genehmigt    worden. 

Die    hauptsäehliebsten  Bestimnniugeu    derselben   sind  f(dgende. 

Zur  Besoriiunü-    der   LirrcrmiL:"    der  füi-  «lic   u^eiianntcn  Anstalten  er- 


Scartiruugen  von  Materialartikeln  dürfen  nar  dann 
stattfinden,  wenn  die  hiezu  namhaft  gemachten  Artikel  von  der 
raagistratischen  Scartirungscommission  zu  dem  feraeren  bis- 
herigen Gebrauche  als  „unbrauchbar"  erkannt  worden  sind.  — 

Bezüglich  der  Uebernahme  von  Waaren  und  Requisiten 
zum  Gebrauche  in  diesen  Anstalten  war  früher  (bevor  die  be- 
züglicheu  Vorschriften,  welche  später  anzuführen  sind,  in's  Leben 
traten)  folgender  Vorgang  normirt  worden. 

Bei  Einlieferung  von  Materialartikeln  hatte  der  zur  Ueber- 
nahme bestimmte  Beamte  dieselben  Stück  für  Stück  zu  unter- 
suchen, alles  nicht  Mustergiltige  auszuscheiden,  den  muster- 
giltigen  Theil  zu  separiren  und  dem  Qemeinderathe  das  Resultat 
dieser  Sortirung  anzuzeigen,  worauf  dann  dieser  durch  seine 
Commission  die  Ueberprüfung  der  von  den  Beamten  für  gut 
befundenen  Gegenstände  vornahm.  Erst  dann,  wenn  diese  Com- 
mission die  Gegenstände  für  gut  befunden  hatte,  konnte  die 
Anweisung  zur  Auszahlung  der  übernommenen  Gegenstände  und 
die  Venveudung  derselben  erfolgen.  Fand  sich  der  „Contrahent** 
durch  die  Ausscheidung  der  nach  der  Ansicht  des  betreffenden 
Beamtt*n  nicht  mustergiltigen  Gegenstände  gekränkt,  so  stand 
demselben  der  „Recurs"  an  den  Gemeinderath  oflFen  und  es 
wurde  soliiu  von  demselben  eine  Revision  der  von  dem  Beamten 
ausgeschiedenen  Gegenstände  vorgenommen  und  endgiltig  ent- 
schieden. Für  den  Fall,  als  dem  Recurse  des  Contrahenten 
keine  Folge  gegeben  wurde,  hatte  derselbe  die  „Kosten"  der 
Untersuchung  sidbst  zu  tragen;  gab  aber  die  gemeinderäthliche 
Commission  dem  Recurse  Folge,  so  war  der  betreffende  Beamte 
dafür  zur  Verantwortung  zu  ziehen.") 


*V)  (it'iiK'iiuicr.-nli.s-Beschhiss  vom  4.  April  1871. 

UcIkt  (l<Mi  xModus  der  Bcihchaffu ug  dor  Materialartikel 
t  i\  V  d  i  ('  .s  t  ä d t  i s  v \\  o  ii  V c r.s o  r g  nngs h  Ci w  s o r  wurde  mit  einem  späteren 
(iomoind«'rath.s-B('Sidilusse  u.  zw.  v«im  1!^.  April  1875  Folgendes  festgesetzt: 

1.  Für  die  drei  Haiiptartikol :  Leinwand-,  Tuch-  und  Woll- 
waaifu  soll  die  Anseliatlnng  nielit  nach  den  vom  Gemeinderathe  appro- 
birien  Mu>lciii  tiCMdicheii.    .soinicru    c\s  sollen   die  ,,Ofl'erenten"  aufgefordert 
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Von  diesen  werden  die  Bezüge  bis  zur  Deckung  der  täg- 
lichen Kosten  für  einen  Versorgungshaus  -  Pfründner  für  den 
Versorgungsfond  eingezogen;  wenn  diese  Bezüge  geringer  sind, 
iverden  derlei  Personen  zum  Theile  für  Rechnung  ihrer 
Bezüge,  im  Uebrigen  aber  auf  Rechnung  des  „allgemeinen  Ver- 
sorgungsfondes"  verpflegt. 

Es  können  aber  auch  ohne  Rücksicht  auf  die  ,,Zuständig- 
keit"  in  eine  der  zum  Wiener  Annenbezirke  gehörigen  Gemeinden, 
jedoch  nur  wenn  genügender  Raum  vorhanden  ist, 

5.  solche  Personen  als  „Zahlpfründner"  in  ein  stadtisches 
Versorgungshaus  aufgenommen  werden,  die  eines  der  eub  1,  2,  3 
aufgezählten  Gebrechen  an  sich  haben,  welche  aber  bemittelt 
sind  oder  bemittelte  Angehörige  haben,  wenn  sie  selbst  oder  ihre 
Angehörigen  darum  ansuchen  und  mittelst  „Reverses"  sich  ver- 
pflichten, die  jeweiligen  Verpflegskosten')  vierteljährig  vorhinein 


schwer  verwundet  worden;  das  rechte  Auge  war  ihm  ausgeschossen  und 
der  linke  Fuss  ganz  struppirt  worden.  Dieser  Pfründner  war  daher  eigent- 
lich „Invalide"  und  der  „Invalidenfond"  verpflichtet,  denselben  vollkommen  zu 
erhalten.  Derselbe  hatte  jedoch  nach  §.  335  des  Militär- Qebührenreglements 
die  zweijährige  „Abfertigung"  angestrebt  und  erhalten,  fiel  daher,  da  er  in 
Folge  seiner  Verwundung  sich  absolut  nichts  verdienen  konnte,  der  Armen- 
versorgung Wiens  anheim. 

Nachdem  nun  der  citirte  Paragraph  des  Reglements  öfters  Veran- 
lassung geben  könnte,  dass  solche  der  Militär- Verwaltung  zur  Last  faUende 
Individuen  durch  Erhalt  der  zweijährigen  Abfertigung  den  Anspruch  auf 
Versorgung  ans  dem  Invalidenfonde  verlieren  und  dann  der  Armenpflege 
der  Gemeinde  zur  Last  fallen,  wurde  beschlossen,  sich  an  das  Reichskriegs- 
ministerium zu  wenden,  damit  auf  verfassungsmässigem  Wege  der  §.  335 
des  erwähnten  Reglements  insoferne  einer  Aenderung  unterzogen  werde, 
dass  bei  jenen  Männern,  welche  im  Kriege  so  schwer  verwundet  wurden, 
dass  sie  nothwendig,  wenn  sie  die  Abfertigung  erhalten  haben,  der  Armen- 
versorgung der  Gemeinde  zur  Last  fallen  müssten,  solche  Abfertigungen 
nicht  mehr  Anwendung  finden.  (Gemeinderaths-Beschluss  vom  I.Juli 
1873.) 

')  In  Folge  Gemeinderaths- Beschlusses  vom  17.  December  1873 
wurden  die  „Verpflegskosten'*  für  alle  in  den  städtischen  Versorgungs- 
anstalten befindlichen  Zahlpfrundner  vom  i.  Jänner  1874  angefangen 
Vüü  46  kl*,  auf  60  kr.  per  Kopf  und  Tag  erhöht,  weil  die  bisherige  Ver- 
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derselben  bei  der    städtischen  Hauptcasse    aas    dem  allgemei- 
nen  Versorgungsfonde  mittelst  monatlicher  Verlagsquittungen 

behoben. 


forderlichen  Mateiialartikel  werden  ein  oder  mehrere  Contrahenten  bestellt, 
welche  sich  verpflichten,  diese  Lieferungen  gegen  die  yereinbarte  Ent- 
lohnung den  Bestimmungen   dieser  Vorschrift  gemäss   auszuführen.    (§.  1.) 

Die  Coneunenten  werden  vom  Magistrate  durch  öffentliche  Kund- 
machung oder  auf  eine  andere,  demselben  zweckdienlich  erscheinende 
Weise  eingeladen,  ihre  Anbote  (Offerten)  bis  zu  dem  in  dieser  Verlaut- 
barung angegebenen  Tage  und  in  dem  darin  bezeichneten  magistratischen 
Amtsiocale  einzubringen. 

Die  Erötfniing  und  Bekanntgabe  der  eingelangten  Offerten  findet 
durch  die  hiezu  bestimmte  Commission  zum  verlautbarten  Schlusstermine 
ötlVntlicIi  statt,  (g.  4.) 

D«»r  Olferent  für  die  Lieferung  von  Leinwand,  Tuch  und  Wollwaaren 
hat  sciiKT  Ofl'orte  Muster  von  diesen  Artikeln  beizuschliessen.  (§.  5.) 

Djt  Ot^'erent  hat  vor  oder  bei  Einbringung  seiner  Offerte  ein  Va- 
dium  in  der  Höhe  von  fünf  Percent  der  für  die  Artikel,  welche  er  liefern 
will,  nach  dem  wahrsch«'inliolien  Bedarfsquantum  und  den  angeforderten 
Einheitspreisen  sich  ergebonden  Summe  entweder  bei  der  städtischen 
Hau]»teasse  <Mler  zu  Händen  der  Ofl'ertverhandlungs-Commission  zu  erlegen. 
Die  Viulien  der  Ersteher  werden  als  Caution  während  der  Dauer  des  Ver- 
trages und  l»is  zu  dess<Mi  vollständiger  Erfüllung  von  der  Gemeinde  zu- 
rückbehalten und  haften  diT.stdbpn  als  Pfand  zur  Sicherstellung  aller  ihr 
g<'gcn  dl«'  Contrah'Mitcn  zu.^teheiidcn  Kochte.  Die  in  Baarem  erlegten  Va- 
dieii,  rüeloielitlich  Tautiiun^n  werden  nicht  verzinst.  AVenn  der  Curswerth 
ih'T  als  Vadien  (Cautionon)  erlegten  Werthpapiere  unter  denjenigen  Betrag 
sinkt,  um  weichen  diese  b^'i  dem  Erläge  als  Caution  angenommen  wurden, 
so  ist  der  Contrahent  verbumU-n,  über  Aufforderung  der  Gemeinde  die 
Caution  auf  ihre  vertragsniässig  festgesetzte  Höhe  binnen  8  Tagen  zu 
ergänz«'n.  Ehenso  hat  er  die  Caution  im  Falle  der  gänzlichen  oder  theil- 
weison  Einzi<'hunu-  d^rselhen  auf  ihre  vertragsmässig  festgesetzte  Höhe 
binnen  derselb(Mi  Zeit  zu  ergänzen,  (g.  6.) 

Der  (ieiiK'ind«'  bl»'il»t  dii'  vollständig  fr<'ie  A us wähl  unter  den  Con- 
euirt'Utr'M.  alxT  auoh  die  Ablidinung  aller  Anbote  und  Einleitung  jeder 
weiteren  Mas>nahme  ge\valirt.   (t;.   S.) 

Der  VjM'tiag  ist  zwisclu-n  dor  (rcnn'inde  und  dem  Ersteher  rechts- 
giltig  abtr<'Sc*lilo.ss<'n,  sol)al»l  L<'tzterer  von  der  seitens  des  Gemeinderathes 
erfolgten  AniiMbiue  seines  Anbotes  verständigt  worden  ist.  Der  Contrahent 
hat  <lie  aus  diesem  Keelitsgeseliat'te  erwachsenden  Gebühren  und  Stempel 
zu   trat-en.   (i:?.  9.) 
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sorgungshaus  aufzunehmeu  sind,  ein  diroctivmässiger  Anspruch 
auf  die  Vergütung  der  Verpflegskosten  für  derlei  Personen  in 
Folge  der  bestehenden  Verordnungen*)  weder  gegen  die  be- 
züglichen ausländischen  Gemeinden,  noch  gegen  eine  Landes- 
oder Stiftungscasse  des  In-  oder  Auslandes,  sondern  lediglich 
gegen  die  verpflegte  Person  selbst  oder  deren  alimentations- 
pflichtige Verwandte  zustehe. 

Bezüglich  des  in  den  Versorgungshäusem  zu  Wien  und 
Ybbs  sowie  im  Bürgerversorgungshause  bestehenden  Pensionats 
wird  das  Nähere  bei  Besprechung  des  Versorgungshauses  in  Wien 
angeführt  werden.  — 

Es  kommen  nun  in  diesem  Abschnitte  zuvörderst  jene  An- 
ordnungen zu  besprechen,  welche  hinsichtlich  der  für  den  wirth- 
schaft liehen  Betrieb  in  diesen  communalen  Anstalten  erfor- 
derlichen „Materialartikel"  sowohl  in  Bezug  auf  die  Lieferung, 
als  auf  die  Gebarung  mit  denselben  erlassen  worden  sind. 

Die  Sicherstellung  dieser  Artikel  mit  Ausnahme  von 
Holz,  Kohlen,  Stroh  und  Oel,  bezüglich  welcher  separate  Ver- 
handlungen vorgenommen  werden,  erfolgt  für  alle  städtischen 
Versorgungshäuser  unter  Einem  im  Wege  der  Offortverhand- 
lung. Keiner  der  werthvolleren  Artikel  darf  übernommen 
werden,  wenn  derselbe  nicht  vorerst  von  einer  „CoUaudirungs- 
Commission"  als  mustergemäss  und  qualitätmässig  befunden 
worden  ist.***) 


•)  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  18.  Jänner  1859, 
Z.  33.425  mit  Ilinweisung  auf  das  Hof  kanzle! -Decret  vom  16.  September  1833, 
Z.  24.458  und  die  Ministerial  -  Erlässe  vom  5.  Jänner  185S,  Z.  29.314, 
R.-G.-B.  1856,  Nr.  6  (siehe  diesen  Erlass  auf  Seite  47  der  I.  Abtheilung 
dieses  Werkes)  und  vom  4.  Deeember  1856,  Z.  26.641,  L.-ü.-B.  1857, 
2.  Abtheilung  Nr.  1  (siehe  denselben  auf  Seite  237  dieser  II.  Abtheilung) ; 
Erlass  der  k.  k.  n.-ö.  Statthalterei  vom  1.  Februar  1859,  Z.  3036. 

*•)  Jene  Artikel,  welche  wegen  Geringfügigkeit  ihres  Werthes  aus 
freier  Hand  eingekauft  werden  dürfen,  hat  der  Verwalter  nach  vorläufiger 
Kückhprache  mit  dem  Coutrokn-  über  deren  Nothwendigkeit  nach  Bedarf 
au/Ji^ehatlVn. 


bestellten  Quantität  und  in  der  vertragsmässigen  Qualität  und  zwar  nadi 
den  vom  Gemoinderathe  vorgeschriebenen  Mustern  zu  effectuiren,  sowie 
alle  nach  dieser  Vorschrift  ihm  obliegenden  Verbindlichkeiten  genaa  und 
pünktlich  zu  erfüllen.  Insbesondere  müssen  alle  Artikel  auch  in  der  Breite 
den  Mustern  entsprochen  und  es  ist  nicht  gestattet,  die  etwa  mangelnde  Breite 
am  Längenraasse  zu  ersetzen.  Der  Contrahent  hat  keinen  Anspruch  darauf 
dass  die  Gemeinde  von  jedem  im  Bedarfs-Ausweise  verzeichneten  Artikel 
das  volle  angesetzte  Quantum  bestelle  und  beziehe,  sondern  es  steht  der 
Gemeinde  frei,  nur  diejenigen  Bestellungen  zu  machen,  welche  sie  nadi 
Massgabe  des  Bedarfes  für  nothwendig  findet.  (§.  13.) 

Die  Bestellung  der  Lieferungen  erfolgt  durch  schriftliche  Bestell- 
scheine. Dieselben  enthalten  den  umfang  und  die  Beschaffenheit,  dann  den 
Ort  und  die  Zeit  der  Lieferung  unter  Hinweisung  auf  die  betreffende  Post 
des  Erfordorniss-Aiisweises.  Die  Bestellscheine  müssen,  wenn  es  sich  um 
eine  Lieferung  für  eines  der  Versorgungshäuser  (das  in  Klostemeuburg 
befindliclie  ausgenommen)  handelt,  vom  Verwalter  und  Controlor  gefertigt, 
wenn  es  sieh  um  eine  Lieferung  für  die  Communal- Waisenhäuser  handelt, 
von  dem  Waisenhausvater  gefertigt  und  in  allen  diesen  Fällen  von  dem 
das  Aruiendepartement  leitenden  Magistratsrathe  oder  dem  ihn  substitui- 
renden  Secretär  vidirt  werden.  Die  Bestellscheine  lür  Lieferungen,  welche 
das  städtische  Epidemiespital  an  der  Triesterstrasse  oder  die  Beschäfti- 
gungsanstalt für  freiwillige  Arbeiter  und  die  Versorgungshaus- Filiale  in 
Klostemeuburg  betreffen,  werden  von  dem  Leiter  der  betreffenden  Anstalten 
gefertigt  und  von  demjenigen  Magistratsrathe,  dem  die  betreffende  Anstalt 
untersteht,  vidirt.  Die  Gemeinde  anerkennt  nur  jene  Lieferungen  als  für 
ihre  Rechnung  geleistet,  bei  welchen  die  Bestellung  nach  den  vorstehenden 
Bestimmungen  erfolgte.  (§.  14.) 

Wenn  d«M*  Werth  von  bestellten  Leinwand-,  Tuch-  und  Wollwaaren 
oder  Leder  IdOO  H.  übersteigt,  so  ist  ein  Drittel  davon  längstens  binnen 
eines  Monates  vom  Tage  der  Bestellung  und  die  übrigen  zwei  Drittel 
binuen  des  näehstfolgenden  Monates  an  die  betreffende  Anstiüt  zu  liefern. 
Lieferungen  von  denselben  Waaren  unter  dem  Werthe  von  1000  fl.  sind 
binuen  eines  Monates  vom  Tage  der  Bestellung  zu  effectuiren.  Die  Lieferung 
aller  übrigen  Artikel  hat,  wenn  der  Werth  der  zu  liefernden  Waaren 
100  ll.  übersteigt,  binnen  eines  Monates,  sonst  aber  binnen  14  Tagen  nach 
der  Bestellung  zu  geschehen.  Wenn  eine  Bestellung  vor  Ablauf  des  Ver- 
trages erfolgt,  der  auf  die  vorerwähnte  Weise  zu  berechnende  Lieferungs- 
termin aber  über  die  Vertragsdaiier  hinausfällt,  so  ist  der  Contrahent  den- 
noch zur  vertragsmässigeu  Au>fuhrung  dieser  Bestellung  verpflichtet.  (§.  iö.) 

Die  be.stellteu  Artikel  .slml.  insnferue  nicht  ein  anderer  Ort  bezeichnet 
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Alle  zur  Bestreitung   der  in  der  Anstalt  zur  Auszahlung 
kommenden  Auslagen  erforderlichen  Geldbeträge  werden  von 


werden,  ihre  Muster  vorzulegen,  aus  denen  dann  eine  „gemischte  Com- 
mission"  Ton  Qemeinderäthen  und  Magistratsorganen,  eventnell  externen 
Saehverst&ndigen  nach  Massgabe  der  Güte  und  Billigkeit  und  unter  yer- 
gleichender  Berücksichtigung  der  Muster  aus  den  vorhergegangenen  Lie- 
ferungsperioden auszuwählen  hat.  Eine  ebenso  zusammengesetzte  Commission 
hat  die  Uebernahme  der  gelieferten  Waaren  zu  besorgen.  Falls  eine 
Lieferung  zurückgewiesen  wird,  soll  die  Nachlieferung  wo  möglich  durch 
dieselbe  Commission,  welche  die  Zurückweisung  verfügte,  beurtheilt  werden. 
Für  alle  übrigen  Artikel  wird  der  bisherige  Modus  der  Beschaffung  vor- 
läufig beibehalten. 

2.  Für  die  „übrigen^  Artikel  sind  die  bisher  giltigen  „Muster^^  bei- 
zubehalten. Es  soll  der  Uebernahmscommission  anheimgegeben  sein,  specielle 
F&Ue,  wo  eine  Abänderung  der  Muster  wünschenswerth  erscheint,  sowie 
die  neuen  Muster  selbst  zu  bezeichnen. 

3.  Für  die  Artikel  Leinwand-,  Tuch-  und  BaumwoUwaaren 
wird  die  allgemeine  Minuendo-Licitation  beseitigt  und  ist  statt  deren  eine 
,b6schränkte  Offertverhandlung^^  einzuleiten,  zu  welcher  renommirte  Fabri- 
kanten und  Händler  einzuladen  sind. 

Für  alle  übrigen  Artikel  wird  das  bisherige  System  (die  „allgemeine 
Offertverhandlung")  beibehalten,  jedoch  sind  jene  verwandten  Artikel, 
bei  denen  dies  überhaupt  angeht,  bei  der  Offert  Verhandlung  partienweise, 
d.  i.  in  Gruppen,  als :  Fragnerwaare,  Eau&nannswaare  etc.,  zusammengestellt 
zu  vergeben.  Die  Anschaffung  von  „gezogenen  Kerzen  und  Wachholder  holz  ^ 
hat  ganz  zu  entfallen. 

Die  Sicherstellung  der  Reinigung  der  „Kotzen  und  Strümpfe"  ist 
u.  zw.  vor  der  allgemeinen  Materialartikel- Sicherstellung  im  Wege  einer 
Minuendo-Licitation  durch  die  betreffenden  Verwaltungen  zu  veranlassen. 
(Im  Versorgungshause  zu  St.  Andrä  wird  diese  Reinigung  seit  Jahren 
durch  Pfründner  dieser  Anstalt  besorgt.)  — 

Mit  dem  Gemeinderaths-Beschlusse  vom  31.  October  i878  ist  eine 
neue  Vorschrift  für  die  Uebertragung  und  Ausführung  der 
Lieferung  der  für  die  städtischen  Versorgungs-  und  Waisen- 
häuser, dann  für  die  städtische  Feuerwehr,  das  städtische 
Epidemiespital  an  der  Triesterstrasse  und  dieBeschäftigungs- 
anstalt  für  freiwillige  Arbeiter  erforderlichen  Materialartikel 
genehmigt    worden. 

Die    hauptsächlichsten  Bestimmungen    derselben  sind  folgende. 

Zur  Besorgung   der  Lieferung   der  für  die  genannten  Anstalten  er- 
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Die  Verköstigung  in  den  Versorgungshäusern  wird  durch 
Traiteure  besorgt.  *') 

Der  Traiteur  ist  verpflichtet  dafür  zu  sorgen,    dass   die 

Für  jede  ordnungsinässig  übernommene  Lieferung  wird  dem  Contni- 
henten  die  Bezjihlung  durch  die  städtische  Haupteassa  geleistet.  Za  diesem 
Behufe  hat  er  den  mit  den  Bestellscheinen  belegten,  mit  der  Uebernahms- 
bestätigung  in  Wien  seitens  der  Versorgungshaus- Verwaltung  am  Al&er- 
baehe,  ausserhalb  Wien  seitens  der  bestellenden  Anstalt  versehenen  und 
urdnungsmässig  gestempelten  Conto  entweder  bei  den  genannten  Anstalten 
zur  Vorlage  an  die  stadtische  Buchhaltung,  oder  bei  dieser  selbst  zu  über- 
reichen und  UMch  erfolgter  buchhalterischer  Adjustirung  und  Vidirung 
seitens  des  betreftenden  Referenten  des  Magistrates  der  städtischen  Haupt- 
eassa zur  Auszahlung  zu  übergeben.  Die  Conti  müssen  längstens  binnen 
drei  Monaten  nach  geschehener  Lieferung  überreicht  werden.  Geschieht 
die  Ccbeneichuuij^  .>}>ritL*r,  jedoch  noch  vor  Ablauf  eines  Jahres,  so  findet 
«in  o%g<'r,  und  falls  die  Vorlage  über  ein  Jahr  verzögert  wird,  ein  10%ger 
Abzug  von  der  adjustirteu  Kostensumme  als  Conventionalstrafe  wegen 
verzögerter  Ueberreiehung  statt.  (§.  20.) 

Der  Coutraheut  ist  nicht  berechtigt,  ohne  Zustimmung  der  Gemeinde 
die  Ausführung  der  mit  diesem  Vertrage  übernommenen  Lieferungen  an 
eine  audinv  Person  zu  01>ertragen.  (g.  ti.) 

Diesen  wesentlichen  Normen  der  in  Rede  stehenden  „Vor- 
schrift'' ist  beizufügen,  dass  in  derselben  auch  noch  Bestimmungen  über 
die  „(Jcgfustaude  und  Grösb^  des  Bedarfes",  über  die  „Einrichtung  der 
Ort'erteu",  fiber  „Stellveilretung  des  Contrahenten"*  und  über  den  „Gerichts- 
stand" bei  Rechtsstreitigkeilen,  die  aus  dem  diesfälligen  Vertrage  ent- 
s])ringen,  enthalten  >in«l.  — 

^^)  In  dem  Wiener  Ver^irgungshause  sind  zwei  Traiteure  bestellt. 
einer  für  den  Männer-  und  einer    für    den  Frauentract. 

Der  CJc'uu'indt'rath  hat  in  der  Sitzunir  vom  6.  Juni  1862  den  Beschlus> 
gefas^t.  die  Au  ssjx'isun  g  der  Pfründner  in  natura  und  zwar  probeweise 
auf  ein  Jahr  in  dem  Vcrstirgungöhause  am  Alserbache  in  Wien  einzufuhren. 
Man  war  liicbei  von  «ler  Ab.sicht  geleitet,  durch  die  Verabreichung  der  Kost 
in  natura  den  Pfründnern  nicht  nur  eine  gute,  geregelte  und  daher  auch 
gesundere  Kost  zuzufülir«'n,  .sondern  auch  zu  verhindern,  dass  so  viele  der- 
selben den  giössten  Theil  ihrer  Geldportion  auf  ,, Branntwein"  oder,  wie 
di».'ö  nanientlieh  auf  der  Weiberabtheilung  der  Fall  ist,  auf  „Cafe"  ver- 
wenden. Der  einzcdne  Pfründner  sollte  von  der  tixirten  Geldportion  per 
13  kr.  täglich  2  kr.  zur  Bestreitung  kleiner  Bedürfnisse  erhalten:  der  Rest- 
betrag sollte  zur  Deckung  der  Kosten  der  Naturalverköstigung  verwendet 
werden.  Der  probeweise  Versuch  bewährte  sich  leider  nicht.    In  erster 
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Die    Auszahlung    der    „Quartalsconten"    über    die    Pro- 
fessionistenarbeiten  erfolgt  bei  der  städtischen  Hauptcassa. 


Der  Contrahent,  oder  wenn  mehrere  Personen  auf  Grund  Eines  Ton 
denselben  gemeinschaftlich  überreichten  Anbotes  Contrahenten  sind,  diese 
mehreren  Personen  haften,  und  zwar  letztere  zur  ungotheilten  Hand,  fQr  die 
genaue  Erfüllung  aller  ihnen  vertragsmässig  obliegenden  Verbindlichkeiten 
nicht  nur  mit  der  als  Pfand  bestellten  Caution,  sondern  auch  mit  ihrem 
übrigen  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögen.  Wenn  der  städtische 
Contrahent  vor  Ablauf  der  Vertragsdauer  und  vor  Erfüllung  seiner  Ver- 
bindlichkeiten stirbt,  so  haften  hiefür  seine  Erben.  Es  ist  jedoch  dem 
Gemeinderathe  vorbehalten  zu  bestimmen,  ob  die  weitere  Durchführung 
der  Verpflichtungen  im  Ganzen  oder  theilweise  den  Erben  zu  überlassen, 
oder  an  jemand  Anderen  zu  übertragen  sei.  Wird  die  weitere  Durchführung 
den  Erben  überlassen,  und  sind  deren  mehrere,  so  sind  dieselben  ver- 
bunden, sogleich  nach  dem  Tode  des  Contrahenten,  längstens  innerhalb 
drei  Tagen  vom  Todestage  an  gerechnet,  jene  Person  dem  Magistrate 
schriftlich  anzuzeigen,  welcher  sie  die  Ausführung  ihrer  Verbindlichkeiten 
übertragen  haben.  Wenn  der  Contrahent  in  Conen rs  verfällt,  oder  unter 
Curatel  gestellt  wird,  so  hängt  es  von  der  Wahl  der  Gemeinde  ab,  ent- 
weder den  Vertrag  als  aufgelöst  zu  erklären,  oder  während  der  noch 
übrigen  Vertragsdauer  die  Lieferungen  im  Ganzen  oder  theilweise  durch 
die  Concursmassa- Verwaltung  im  Falle  ihrer  Zustimmung  rücksichtlich  durch 
den  Curator  fortsetzen  oder  das  Geschäft  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Er- 
stehers besorgen  zu  lassen  und  sich  an  der  Caution  und  dem  sonstigen 
Vermögen  des  Contrahenten  schadlos  zu  halten.  Dieselben  Folgen  treten 
ein,  wenn  von  mehreren  solidarisch  verpflichteten  Contrahenten  Einer  in 
Concurs  verfällt  oder  unter  Curatel  gestellt  wird  oder  stirbt,  und  die  übrigen 
Gesellschaftsgenossen  den  vertragsmässig  eingegangenen  Verpflichtungen 
nicht  pünktlich  nachkommen.  Wenn  die  Gemeinde  in  einem  solchen  Falle 
die  Lieferungen  durch  Andere  besorgen  lässt  und  sich  hiebei  ein  Erspar- 
niss  ergeben  soüte,  so  haben  die  Concursmassa,  rücksichtlich  der  unter 
Curatel  gestellte  ursprüngliche  Contrahent  oder  die  Erben  keinen  Anspruch 
hierauf.  Auch  hat  kein  Unternehmer,  rücksichtlich  kein  Gesellschaftsgenosse 
das  Recht,  die  Fortsetzung  des  Vertrages  nach  Aufhebung  des  Concurses 
oder  der  Curatel  zu  verlangen.  (§.  11.) 

Der  Contrahent  ist  für  alle  Handlungen  und  Unterlassungen  seiner 
Geschäftsführer,  Angestellten,  Arbeiter,  wodurch  der  Gemeinde  ein  Schade 
zugeht,  derselben  verantwortlich  und  ersatzpflichtig.  (§.  12.) 

Der  Contrahent  ist  verpflichtet,  die  zur  Besorgung  vertragsmässig 
übernommenen  Lieferungen  rechtzeitig  an  dem  bestimmten  Orte,  in  der 
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diese  Preise  derart  stiegen,  dass  die  Traiteure  bei  Verabfolgtug 
der  Speisen  zu  den  tarifm&ssigen  Preisen  Einbusse  erleiden 
mussten  —  denselben  in  Form  eines  „Theuerungsbeitrages" 
eine  Entschädigung  gegeben.  Es  war  in  dieser  Hinsicht  ein 
Quotient  ausgemittelt  und  festgesetzt  worden,  **)  dass  dem 
Traiteur,  sobald  der  Preis  eines  Pfundes  Rindfleisch  den 
fixirten  Normalbetrag  '*)  überstieg,  für  jeden  Pfiründner,  welcher 
die  Kost  bei  dem  Traiteur  genommen  hatte,  y^^  kr.  **)  bezahlt 
wurden.  Dieser  Quotient  verdoppelte  und  verdreifachte  sich, 
wenn  der  Preis  des  Rindfleisches  um  2,  4  etc.  kr.  stieg,  da 
für  jede  Preissteigerung  von  2  kr.  über  den  Normalpreis  dieser 
Quotient  ausbezahlt  wurde.  *') 


'*)  (i«'nn'iinleralh.s-Beschlus.s  vom  6.  Juni  und  28.  November  1861 

*"^)  Dor  Normalpreis  für  ein  Pfund  Rindfleisch  war  für  da« 
V(»rsor^ungsh;*us  Wien  mit  i6  kr„  für  Jenes  in  Ybbs  mit  tt  kr.,  für  die 
V'ersorgungshäuser  in  Mauerbach,  St.  Andrä  und  Klosterneuburg  auf  24  kr. 
festgesetzt  worden. 

*•)  Für  (las  Ver^org"un!;^^haus  in  Wien  war  dieser  ,,Entschädigungs- 
(^uoticnt-  ursprünglich  mit  */,„  kr.  festgesetzt  und  ist  erst  vom  1.  Jänner 
1873  an  auf  *%„  kr.  erhöht  worden. 

'')  Hesondere  Modalitäten  zur  Berechnuns:  des  ^Theuerungsbeitrages'^ 
bestellen  für  den  Traiteur  im  Bürgerversorgungshause.  Bei  einem 
l)urcllse]l^itt^prei^e  des  KindHeisehes  bester  Gattung  unter  30  kr.  per 
Pfund  erhält  der  Traiteur  keine  Theueriingszulage  weder  für  die  „gesunden'' 
noch  „kranken"  Pfründner.  Bei  einem  I>urchschnittspreise  von  30  bi.s 
ine]u>ive  31»  kr.  per  Tlund  aber  erhält  derselbe  per  Monat  als  Theuenings- 
beitrag  für  «lie  ..gesunden"  Pfründner  \(H)  fl.  und  für  die  „kranken"  Pfründner 
*2()  rt.:  bei  einem  ]>nrchsehnittspreise  über  39  kr.  bis  inclusive  4i  kr.  per 
Piund  i>t  als  Theueriingszulage  für  die  „gesunden^'  Pfründner  150  fl.  und 
für  dir  ..kranken-  l*fründner  30  tl.  bestimmt:  bei  einem  Durchschnitts- 
preise endlieh  über  ii-  kr.  bis  inclusive  i\)  kr.  erhält  der  Traiteur  per 
Monat  20(>  tl.  für  die  ..ge.sunden^'  und  40  fl.  für  die  „kranken'*  Pfründner 
als  Theuerung>zulag<\ 

Sollte  eine  wi-iiiMe  Preis>t<'igerung  des  Kindfleisches  erfolgen,  so  ist 
die  BürLrer>pital-WirtlKseljatt>eommi>sion  ermächtigt,  die  Erhöhung  der 
ThcMejinm->zulaL''»'n  in  dem  oben  antretrebenen  Verhältnisse  zu  bewilliiren, 
oder  Weitere  Vorschlag»-  zu  erstatten.  Dacrecren  darf  eine  Erhöhung  der 
Preise  des  Ausspei>etarif(s  von  Seite  des  Traiteurs  nicht  erfolgen.  (Gemeinde- 
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ist,  in  Wien  in  der  Verwaltungskanzlei  des  Versorgung^hauses  am  Aiser- 
bach  abzuliefern.  (§.  16.) 

Die  üebernahme  der  gelieferten  Waaren  geschieht  in  Wien  durch 
eine  vom  Gemeinderathe  oder  vom  Magistrate  hiezu  bestimmte  Commission, 
ausserhalb  Wien  aber  von  dem  Verwalter  und  Controlor  der  betreffenden 
Anstalt.  Die  zur  Üebernahme  bestimmten  Organe  sind  berechtigt,  Sach- 
verständige hiezu  beizuziehen.  Die  als  nicht  qualität-  oder  als  nicht  muster- 
massig  befundenen  Waaren  werden  zurückgewiesen,  jedoch  in  Verwahrung 
genommen  und  dem  Contrahenten  erst  dann  zurückgegeben,  wenn  das  auf 
Grund  dieses  Vertrages  zu  leistende  Gesammtquantum  des  beanstandeten 
Artikels  von  dem  Contrahenten  vollständig  qualitAts-  oder  musterm&ssig 
geliefert  und  von  der  Uebcrnahms-Commission  unbeanstandet  übernommen 
worden  ist.  (§.  17.) 

Gegen  die  Verweigerung  der  üebernahme  einer  Waare  steht  dem 
Contrahenten  das  Recht  der  Berufung  an  den  Gemeinderath  offen.  Sollte 
der  Berufung  nicht  stattgegeben  werden,  so  ist  er  verpflichtet,  binnen  H 
Tagen  vom  Tage  der  Zustellung  der  Gemeinderaths-Entscheidung  eine 
andere  qualität-  oder  mustermässige  Waare  im  noch  abgängigen  Quantum 
zu  liefern.  Die  Entscheidung  des  Gemeinderathes  über  die  Berufung  des 
Contrahenten  ist  endgiltig  und  letzterer  verzichtet,  diese  Entscheidung  im 
Rechtswege  zu  bestreiten.  (§.  18.) 

Wenn  der  Contrcahent  die  bestellte  Lieferung  iu  der  bestimmten  Frist 
nicht   ausführt,  oder  die  beanständeten  Artikel   in  der  bestimmten  Zeit 
nicht  durch  andere  qualität-  oder  mustergiltige  ersetzt,  so   ist  die  Gemeindi' 
berechtigt,  diese  Lieferung,  rücksichtlich  Ergänzung  auf  Gefahr  und  Kosten 
des  Contrahenten  durch  andere  Unternehmer   zu  welchen  Preisen  immer  zu 
bewerkstelligen,   und   sich   wegen  des   hieraus  erwachsenden  Schadens  an 
der   Caution   und   dem   übrigen  Vermögeu   des  Contrahenten   schadlos   zu 
halten.  Sollte   sich   bei   einer  zweiten  Bestellung  Nichteinhaltung  der  Frist 
oder   contractwidrige  Leistung   wiederholen,    oder   sollte  Unfähigkeit   oder 
UnZuverlässigkeit  des  Contrahenten  offenbar  werden,  so  ist  die  Gemeinde 
berechtigt,    den   Vertrag    als    aufgelöst    zu    erklären   oder   alle   weiteren 
während   der  Vertragsdauer   noch    erforderlichen    Lieferungen   auf   Gefahr 
und  Kosten  des  Contrahenten  durch  andere  Unternehmer  zu  welchen  Preisen 
immer   ausführen   zu   lassen    und   sich   in  jedem  Falle  wegen  des  hieraus 
i^rwachsenden  Schadens   an   der  Caution   und   dem  übrigen  Vermögen  des 
Contrahenten   schadlos    zu    halten,    und   wäre  kein  Schade  vorhanden,  die 
ganze  Caution,   oder   wäre  jeuer   geringer   als  diese,  den  übrigen  Betrag 
derselben   als   verfallen   einzuziehen.    Wenn    die   Lieferung   durch   ändert» 
Personen  besorgt  wird,  so  hat  der  Contrahent  auf  ein  allenfalls  hiebei  er- 
zieltes Ersparniss  keinen  Anspruch.  (§.  19.) 

3.> 
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Die  Verköstigung  in  den  Versorgungshäusem  wird  durch 
Traiteure  besorgt.  *') 

Der  Traiteur  ist  verpiSichtet  daför  zu  sorgen,    dass  die 

Für  jede  ordnungsmässig  übernommene  Lieferung  wird  dem  Contn- 
henten  die  Bezahlung  durch  die  st&dtische  Uauptcassa  geleistet  Za  dieaem 
Behufe  hat  er  den  mit  den  BesteUscheinen  belegten,  mit  der  Uebemahsb- 
bestätigung  in  Wien  seitens  der  Yersorgungshaus- Verwaltung  am  Alser- 
bache,  ausserhalb  Wien  seitens  der  bestellenden  Anstalt  versehenen  und 
ordnungsmässig  gestempelten  Conto  entweder  bei  den  genannten  Anstalten 
zur  Vorlage  an  die  städtische  Buchhaltung,  oder  bei  dieser  selbst  zu  äber- 
reichen  und  nach  erfolgter  buchhalterischer  Adjustirung  und  Vidirung 
seitens  des  betreffenden  Referenten  des  Magistrates  der  städtischen  Haapt- 
cassa  zur  Auszahlung  zu  übergeben.  Die  Conti  müssen  längstens  buineii 
drei  Monaten  nach  geschehener  Lieferung  überreicht  werden.  Geschieht 
die  Uebeneichung  später,  jedoch  noch  vor  Ablauf  eines  Jahres,  so  findet 
ein  o%ger,  und  falls  die  Vorlage  über  ein  Jahr  verzögert  wird,  ein  10*^ger 
Abzug  vop  der  adjustirten  Kostensumme  als  Conventionalstrafe  wegen 
verzögerter  üeberreichung  statt.  (§.  20.) 

Der  Contrahent  ist  nicht  berechtigt^  ohne  Zustimmung  der  Gemeinde 
die  Ausführung  der  mit  diesem  Vertrage  übernommenen  Lieferungen  an 
eine  andere  Person  zu  übertragen.  (§.  ti.) 

Diesen  wesentlichen  Normen  der  in  Rede  stehenden  „Vor- 
schrift" ist  beizufügen,  dass  in  derselben  auch  noch  Bestimmungen  über 
die  „Gegenstände  und  Grösse  des  Bedarfes'*,  über  die  „Einrichtung  der 
Otferten",  über  „Stellvertretung  des  Contrahenten"  und  über,  den  „Gerichts- 
stand" bei  Rechtsstreitigkeiten,  die  aus  dem  diesfälligen  Vertrage  ent- 
springen, enthalten  sind.  — 

*•)  Iq  dem  Wiener  Versorgungshause  sind  zwei  Traiteure  bestellt, 
einer  für  den  Männer-  und  einer   für   den  Frauentract. 

Der  Gemeinderath  hat  in  der  Sitzung  vom  6.  Juni  1862  den  Beschlus.> 
gefasst,  die  Ausspeisung  der  Pfründner  in  natura  und  zwar  probeweiÄi* 
auf  ein  Jahr  in  dem  Versorgungshause  am  Alserbache  in  Wien  einzufUhren. 
Man  war  hiebei  von  der  Absicht  geleitet,  durch  die  Verabreichung  der  KoM 
in  natura  den  Pfründnern  nicht  nur  eine  gute,  geregelte  und  daher  auch 
gesundere  Kost  zuzuführen,  sondern  auch  zu  verhindern,  dass  so  viele  der- 
selben den  grössten  Theil  ihrer  Geldportion  auf  „Branntwein"  oder,  wie 
dies  namentlich  auf  der  Weiberabtheilung  der  Fall  ist,  auf  „Cafe"  ver- 
wenden. Der  einzelne  Pfründner  sollte  von  der  fixirten  Geldportion  per 
13  kr.  täglich  2  kr.  zur  Bestreitung  kleiner  Bedürfnisse  erhalten;  der  Rest- 
betrag sollte  zur  Deckung  der  Kosten  der  Natural  verköstigung  verwendet 
werden.  Der  probeweise  Versuch  bewährte  sich  leider  nicht.    In  erster 


Die  „Gärton"  jedoch  und  die  „Ilofräume"  wurden  zur  ^em  'iu- 
schaftlichen  Benützung:  bestimmt  und  es  sollte  ferner  dafür  Sorp:e 
ILi^etragen  werden,  dass  bei  ungünstiger  Witterung  und  in  dt»r 
rauhen  Jahreszeit  dio  Pfründner  beideriei  Geschlechtes  in  ge- 
wissen Tagesstunden  entweder  in  dazu  bestimmten  „Gängen" 
oder  in  anderen  hinlänglich  grossen  Räumen  zusammenkommen 
können.  Bei  den  unter  den  Pfründnern  befindlichen  Eheleuten 
sollte  eine  Trennung  nicht  stattfinden,  und  daher  Vorsorge 
getroffen  ^verden,  dass  in  dem  Versorgungshause  der  Männer 
eine  eigene  Abtheilung  für  „Verheiratete"  vorhanden  sei. 

Den  Pfründnern  ist  es  gestattet,  an  jedem  Sonn-  nnd  Feier- 
tage, dann  auch  unter  der  Woche  an  Dienstagen  und  Donners- 
tagen, mithin  wöchentlich  wenigstens  drei-,  eventuell  viermal 
einen  ganztägigen  Ausgang*  zu  nehmen.  Um  1  Uhr  Mittags  ist 
es   den  Pfründnern  täglich  erlaubt,   das  Haus  zu  verlassen.  ^®) 


eingomaehtes  Kall)-  od(M'  Lamnifl»M.scli  7,  2S  I>(»kngramni  Kalbs-, 
Lanims-  oder  Schwoinsbraten  16,  iH  Dekagramm  Ijungeiibratcn. 
gekocht  15,  9  Dekagramm  geräuchertes  Fleisch  6,  .'i'/^  Deciliter 
ahgeschmalzene  Nudeln  oder  Schmarrn  4,  alle  Gattungen  Knö- 
deln per  Stück  14  Dekagramm  2'/,,  3*/,  Deciliter  ordinäre 
Zuspeisen  2%,  V/^  Deciliter  bessere  Gattungen,  worunter  auch 
Hülsenfrüchte  verstanden  werden,  4  kr. 

IL  T  a  r i  f  f ü  r  K  r a n  k  e  n  k  o  s  t. 

Schwache  Portion  10,  Viert »dportion  zu  14  und  18,  Drittelportion  zu 
24  und  21>,  halbe  Portion  zu  19  und  1(J  kr.  In  den  „Anmerkungen"  zu 
diesen  7  Tarifposten  ist  detailirt,  aus  welchen  Quantitäten  und  Speise- 
gattungen diese  verschiedenen  Portionen,  welche  den  Kranken  nach  ihrem 
Hetinden  ordinirt  werden,  zu  bestehen  haben. 

Klare  Kindsuppe  2,  Rindsuppe  mit  Semmelschnitten  2,  eingekochte 
Kindsuppe  3,  Einmachsuppe  V/^,  Panadelsuppe  5,  Gerstenschleimsuppe  3, 
Einbrennsuppe  1,  Einbrennsuppe  mit  Semmelschnitten  1%,  AVeinsuppe  10, 
Biersuppe  8,  gedün>teter  Keis  (5,  Obstspeise  2%,  W>in,  weiss  oder  roth, 
2  Deciliter  6.  Bier  3  Deciliter  3,  Eier  1  Stück  i,  Sauerkraut  3,  Einmach- 
Heisch  10,  Milch  3  Deciliter  4%.  Essig  1  Liter  10,  Salz  50  Dekagramm  12. 
Milchspeise  8.  Syphon  9  kr. 

'»)  Gemeinderaths-Beschluss  vom  7.  Mai  IHßS. 

Zu  Folge  (lemeinderaths-Beschlusses  vom  27.  September  1878  sind 
<li<'  Ausgangstage   in  den  Versorgungshäusern  in  der  Weise   zu  regeln 
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Die  Verweigerung  des  Ausganges  für  Pfründner  aus  Disci- 
plinar-  oder  Sanitätsgrtinden  kann  nur  über  gemeinschaftUchen 
Beschluss  des  Verwalters,  Controlors  und  des  Arztes  der  Anstalt 
stattfinden.  Der  Verwaltung  der  Anstalt  steht  es  übrigens  frei, 
in  berücksichtigungswerthen  Fällen  Pfründnem  auch  ausser  den 
genannten  Tagen  Ausgang  zu  gewähren,  wie  überhaupt  die 
Bewilligung  des  Ausganges  der  Pfründner  dem  Verwalter 
des  Versorguugshauses  allein  zusteht,  und  nur  die  Verweigeruu? 
des  Ausganges  von  dem  erwähnten  Beschlüsse  abhängig  ge- 
macht wird. 

Für  die  auswärtigen  Versorgungshäuser  wurde  aber  mit 
Uücksieht  auf  den  bezüglich  der  möglichsten  Trennung  der 
(Toschlecliter  gefassteu  Beschluss  angeordnet,  dass  vorläufig  eine 
Trennung  der  „Ausgangstage"  und  zwar  derart  stattfinde,  dass 
mit  Ausnahme  der  Eheleute,  welche  von  dieser  Massregel  nicht 
getroffen  werden  kOnnen,  die  Pfründner  geschlechtsweise  an 
wechselnden  Tagen  ihren  Ausgang  bewilligt  erhalten. 

Jedum  Pfründner  ist  es  gestattet  im  Sommer  bis  7  Uhr, 
im  Winter  bis  8  Ihr  Früh  im  Bette  zu  bleiben;  es  steht  ihnen 
aber  frei,  das  Zimmer  auch  früher  zu  verlassen.  Ebenso  ist  es 
denselben  erlaubt  in  der  Mittagsstunde  zwischen  12  und  1  Uhr 
zu  schlafen.  Von  dieSvT  Freiheit  sind  nur  die  „Trunkenbolde** 
ausgeschlossen. 

Au  diese  letztere  Bemerkung  können  gleich  hier  jene 
Bestimmungen  angereiht  werden,  welche  bezüglich  des  Verbotes 


tlass  in  joilor  Woche  mir  ein  ganztägiger  Ausgangstag  bewilligt  wird,  die 
Wfilil  desselben  jedoch  den  PlVündnern  freisteht.  Die  Nacbniittags-Aus- 
i,^ finge,  sowie  die  Stunde  derselben  mit  1  Uhr  Nachmittags  wurden  unver- 
ändert beibehalten.  Eine  Ausnahme  rücksichtlich  dieser  „Nachmittags- 
Ausgänge''  ist  nur  im  Versorgungshause  zu  Mauerbach  zu  machen,  wo  in 
•'der  Woche  nur  zwei  halbe  Ausgangstage  zu  bewilligen  sind,  so  zwar. 
da.^s  in  jeder  Woche  zwei  Nachniittags-Ausgänge  für  Männer  und  zwei 
Naehmittags-Ausgänge  für  Weiber  gestattet  sind.  Eheleuten  ist  der 
Au>gang  zusammen  gestattet,  jedoch  dürfen  die  zwei  Naehmittags-Aus- 
gänge nicht  überschritten  werden.  Den  Verwaltungen  ist  es  übrigens  über- 
la>sen,  in  geeigneten  Fällen  Ausnahmen   zu  gestatten. 
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Um  eine  genaue  and  richtige  Gontrole  dieser  Ent- 
schädigung zu  ermöglichen,  wurde  mit  Gemeinderaths-Beschluss 
vom  26.  November  1869  festgesetzt,  dass  den  Pfiründnern  bei 
Behebung  ihrer  Geldportionen  Marken  verabfolgt  werden 
soUen,  und  dass  zur  Empfangnahme  dieser  Marken  ein  Anstalts- 
beamter verwendet  werde,  welcher  täglich  zur  Zeit  der  Aus- 
speisung beim  Ausgange  der  Küche  die  Fleischportionen  zu 
controliren,  die  betreffenden  Marken  abzunehmen  und  in  einer 
blechernen  Büchse  mit  Doppelsperre,  wovon  ein  Schlüssel  dem 
Traiteur  zu  übergeben  ist,  zu  sammeln  hat.  Die  Anzahl  der 
vorhandenen  Marken  sollte  als  Grundlage  der  Berechnung  der 
„Entschädigungsbeträge"  dienen. 

Das  Brod  wurde  in  allen  Versorgungshäusem  in  Laiben 
zu  IV,  Pfund  Roggenbrod  und  1  Pfund  Pohlenbrod  nach  der 
Wahl  der  Pfründner  vertheilt;  es  stand  jedem  Pfründner  frei, 
sein  Brod  in  natura  zu  beziehen  oder  sich  dasselbe  reluiren 
zu  lassen.  Ausgeschlossen  von  der  Reluinmg  waren  nur 
diejenigen,  die  erwiesenermassen  mit  der  Geldgebarung  nicht 
umzugehen  wissen,  als:  Trunkenbolde,  Irre,  Blöde  etc.  Zur 
>ßeluirung  wurde  der  im  vorhergegangenen  Monate  bestandene 
Preis  des  Pohlenbrodes  in  jedem  Versorgungshause  angenommen 
und  hievon  nur  die  1  kr.  übersteigenden  Bruchtheile  aus- 
geschieden. 

Bezüglich  der  Krankenkost  der  Pfründner  wurde  be- 
schlossen, die  „Diätnorm  des  allgemeinen  Krankenhauses",  welche 
in  Folge  der  grösseren  Auswahl  der  Speisen  den  verschiedenen 
Stadien  der  Krankheiten  mehr  entspricht,  einzuführen.  *•) 


'^)  Diese  die  Verköstigung  betreffenden  Einrichtungen  haben 
durch  die  am  1.  Jänner  1876  ins  Leben  getretene  Einführung  der 
neuen  Mass-  und  üewichtsordnung  eine  namhafte  Aenderung  er- 
fahren. 

In  Folge  des  betreffenden  Gesetzes  mussten  nämlich  nebst  den 
übrigen  Materialausmassen  auch  die  ^Tarife  iür  Gesunden-  und  Kranken- 
kost^ umgerechnet  werden,  wobei  sich  herausstellte,  dass  die  Beibehal- 
tung der  „Theuerungs- Entschädigung^^  nach  dem  bisherigen  Modus  bei  der 
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Den  Pfründnern  „dieser  Kategorie",  welche  durch  längere 
Zeit  Beweise  vollkommener  Besserung  liefern,  sollten  nach  und 
nach  Erleichterungen  und  schliesslich  die  Entfernung  aus  dieser 
„Strafabtheilung"  zugestanden  werden.  Bevor  übrigens  ein  Pfründ- 
ner als  „Trunkenbold"  zur  Strafe  nach  Mauerbach  übersetzt  werde, 
sei  sein  Verhalten  einem  Commissionsbefunde  des  Verwalters, 
Controlors  und  Arztes  zu  unterwerfen. 

Wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass,  \\ie  bei  der  Besprechung 
(l(^r  einzelneu  Versorgungshäuser  gezeigt  \verden  wird,  in  allen 
Versorgungsanstalten  bei  der  weitaus  grösstenZahl  der  daselbst 
vorgekommenen  Straffälle  die.  „Trunkenheit"  die  Ursache  der 
Bestrafung  bildet,  so  drängt  sich  die  Ueberzeugung  auf  und 
wird  auch  durch  die  Aussprüche  der  in  dieser  Hinsicht  mass- 
gebenden Organe  bestärkt,  dass  diesem  Laster  nur  dann  Ein- 
halt gemacht  werden  könnte,  wenn  das  „Verbot"  des  Branntwein- 
trinkens und  des  Ausschankes  von  Branntwein  durch  die  Anstalts- 
traitLMire  unbedingt  un«l  für  sämmtliche  Versorgungsanstalten 
ausgesprochen  würde.  Ein  solches  Verbot  würde  allerdings  von 
mancher  Seite  als  eine  „inhumane"  Massregel  bezeichnet  werden, 
namentlich  wenn  angenommen  wird,  dass  die  Mehrzahl  von 
den  ]]ewohnern  dieser  Anstalten  an  das  Branntsveintrinken  ge- 
wohnt sei.  AlliMU  diese  Annahme  ist  eben  eine  problematische 
und  sollte  einem  Widerstände  gegen  das  Umsichgreifen  des 
Lasters  umsoweniger  eine  Fessel  anlegen  können,  als  auch  bei 
(*inem  solchen  Verbute  eine  Ausnahme,  wenn  sie  auf  einem  ärzt- 
lichen Gutachten  beruht,  wohl  zu  rechtfertigen  wäre.  — 

Bezüglich     der    Bestrafung     der    Pfründner    überhaupt 

Kostenbetrag«*  in  j«Mleiii  Aiis>j>eis«'ziinmer  jiffici'irt  zu  h.ilten,  damit  sie  zu 
.ledennanns  Kiiibir'lit  vorhanden  seien  nnd  jeder  der  Betheilig-ten  ersehen 
könne,  wie  seine  (nddportion   verwendet  werde. 

Da  aber  die  Verwaltung"  des  Versorgung-shauses  die  Anzeige  machte, 
dass.  wenn  dieser  „Beschliiss"  durchgeführt  werden  sollte,  80  im  Hause  be- 
liiidliehe  Pfründner  anderswo  untergebracht,  werden  müssten,  und  die 
rnterbringimg  eines  so  grossen  Transportes  sich  als  unmöglich  herausstellte, 
wurde  in  der  Sitzung  vom  i\l  September  1803  der  Beschluss  gefasst,  vor 
tler  Hand  die  „zwangsweise  Au>speisnng^'  zu  s  ist  Iren. 
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Die  „Gärten"  jedoch  und  die  „Hofräume"  wurden  zur  gemein- 
schafUiehen  Benützung  bestimmt  und  es  sollte  femer  dafür  Sorge 
getragen  werden,  dass  bei  ungünstiger  Witterung  und  in  der 
rauhen  Jahreszeit  die  Pfründner  beiderlei  Geschlechtes  in  ge- 
wissen Tagesstunden  entweder  in  dazu  bestimmten  „Gängen" 
oder  in  anderen  hinlänglich  grossen  Räumen  zusammenkommen 
können.  Bei  den  unter  den  Pfründnem  befindlichen  Eheleuten 
sollte  eine  Trennung  nicht  stattfinden,  und  daher  Vorsorge 
getroffen  werden,  dass  in  dem  Versorgungshause  der  Männer 
eine  eigene  Abtheilung  für  „Verheiratete"  vorhanden  sei. 

Den  Pfründnem  ist  es  gestattet,  an  jedem  Sonn-  und  Feier- 
tage, dann  auch  unter  der  Woche  an  Dienstagen  und  Donners- 
tagen, mithin  wöchentlich  wenigstens  drei-,  eventuell  viermal 
einen  ganztägigen  Ausgang'zu  nehmen.  Um  1  Uhr  Mittags  ist 
es  den  Pfründnem  täglich  erlaubt,  das  Haus  zu  verlassen.  *•) 


eingemachtes  Kalb-  oder  Lammfleisch  7,  28  Dekagi'amm  Kalbs-, 
Lamms-  oder  Schweinsbraten  16,  t%  Dekagramm  Lungenbraten, 
gekocht  15,  9  Dekagramm  geräuchertes  Fleisch  6,  3%  Deciliter 
abgeschmalzene  Nudeln  oder  Schmarrn  4,  alle  Gattungen  Knö- 
deln per  Stück  14  Dekagramm  2%,  3%  Deciliter  ordinäre 
Zuspeisen  Ä%,  3*/,  Deciliter  bessere  Gattungen,  worunter  auch 
Hülsenfrüchte  verstanden  werden,  4  kr. 

B.  Tarif  für  Krankenkost. 

Schwache  Portion  10,  Viertelportion  zu  14  und  18,  Drittelportion  zu 
24  und  29,  halbe  Portion  zu  19  und  16  kr.  In  den  „Anmerkungen"  zu 
diesen  7  Tarifposten  ist  detailirt,  aus  welchen  Quantitäten  und  Speise- 
gattungen diese  verschiedenen  Portionen,  welche  den  Kranken  nach  ihrem 
Befinden  ordinirt  werden,  zu  bestehen  haben. 

Klare  Kindsuppe  2,  Hindsuppe  mit  Semmelschnitten  2,  eingekochte 
Hindsuppe  3,  Einmachsuppe  3Vt,  Panadelsuppe  5,  Gerstenschleimsuppe  3, 
Einbrennsuppe  1,  Einbrennsuppe  mit  Semmelschnitten  1*/,,  AVeinsuppe  10, 
Biersuppe  8,  gedünsteter  Reis  6,  Obstspeise  2%,  "Wein,  weiss  oder  roth, 
2  Deciliter  6,  Bier  3  Deciliter  3,  Eier  1  Stück  2,  Sauerkraut  3,  Einmach- 
fleisch 10,  Milch  3  Deciliter  4%,  Essig  1  Liter  10,  Salz  50  Dekagramm  12, 
Milchspeise  8,  Syphon  9  kr. 

*•)  Gemeinderaths-Beschluss  vom  7.  Mai  1868. 

Zu  Folge  Gemeinderaths-Beschlusses  vom  27.  September  1878  sind 
die  Ausgangstage  in  den  Versorgungshäusorn  in  der  Weise  zu  regeln 


Wenn  wegen  der  Grösse  des  Vergehens  eine  grössere 
Strafe  als  die  beiden  letztgenannten  Strafarten  nothwendig  er- 
kannt werden  sollte,  sind  über  das  Vergehen  sowohl  der 
Pfründner  als  die  vorhandenen  Zeugen  zu  „Protokoll"  zu  vor- 
nehmen und  die  Erhebungen  mit  dem  Gutachten  der  oben 
erwähnten  Commission  dem  Magistrate  zur  Entscheidung  vor- 
zulegen. Pfrüudner,  welche  sich  eines  „Diebstahls"  oder  sonst 
einer  in  dem  „Strafgesetze"  verpönten  Handlung  schuldig  ge- 
macht haben,  sind  von  der  Verwaltung  dem  betreflfenden  Gerichte 
zur  weiteren  Verfügung  anzuzeigen.   — 

Von  dem  Plane  eine  vorgeschriebene  Beschäftigung 
für  die  Pfrüudner  einzuführen  ist  Umgang  genommen  worden. 
Es  können  jedoch  zur  Besorgung  der  in  den  Anstalten  vor- 
kommenden sogenannten  Hausarbeiten  und  Dienstleistungen 
nach  §.  54  der  vom  Gemeinderathe  in  der  Sitzung  vom  3.  Juli 
1868  genehmigten  „Insti*uction"  die  erforderlichen  Kräfte  aus 
tlem  Stande  der  Pfrüudner  entnommen  werden.  Kein  Pfründner 
tlarf  aber  zu  irgend  einer  Arbeit  oder  Dienstleistung  gezwungen 
wv^rden,  sondern  der  Verwalter  hat  hiezu  nur  solche  Pfründner 
zu  verwenden,  welche  sich  freiwillig  melden  und  zu  dem  an- 
gestrebten Dienste  oder  der  zu  übernehmenden  Arbeit  tauglich 
sind.  Für  die  von  den  Pfründnem  in  der  Anstalt  geleisteten 
Dienste  und  Verrielitungen  (Schreibgeschäfte,  Krankeu'wärter-, 
Stubenvater-  und  Stubeumutterdienste  etc.)  werden  dieselben 
nach  dem  von  dem  Gemeinderathe  festgesetzten  „Tarife"  ent- 
hdint  und  es  wurde  in  dieser  Hinsicht  beschlossen,  dass  in 
sämmtlichen  Versorgungshäusern  für  gleiche  Dienstesleistungen 
auch  gleiche  „Zulagen"  zu  bestehen  haben.  '*)  — 

Der  Umstand,  dass  von  den  städtischen  Versorgungsanstalten 
nur  die  eine  in  Wien,  die  übrigen  aber  ausserhalb  Wien  sich 
befinden,  machte  noch  besondere  Bestimmungen  über  die  Dis- 
lucirung  und  den  Transport  der  Pfründner  aus  einem 
der  Versorgungshäuser  in  ein  anderes  nöthig.    Da  die   meisten 


23 


)  Sitzun.Gr  des  Gemeiiidoratheö   vom   6.  Juni    186i.    Siehe   hierüber 


auch  Anmerkung  26  auf  Seite  538. 
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des  BranntweiDtrinkens  für  die  Versorgiingshauspfiründner 
mit  dem  Gemeinderaths -Beschlüsse  vom  6.  Juni  1862  erlassen 
wurden,  und  welche  folgcndermassen  lauten. 

Alle  notorisch  unverbesserlichen,  wie  überhaupt  alle  jene 
Trunkenbolde,  bei  denen  schon  wiederholt  „Correctionsstrafen'^ 
fruchtlos  blieben,  sollen  in  das  Yersorgungshaus  zu  Mauerbach 
in  eine  eigene  Abtheilung  gebracht  werden.  Für  dieselben 
solle  die  „allgemeine  Ausspei sung^  eingeführt  und  ihnen  nicht 
gestattet  werden,  das  Brod  zu  reluiren.  Durch  diese  Ausspeisung 
in  natura  sollen  dem  Trunksüchtigen  die  Mittel  zur  Befriedi- 
gung seiner  Leidenschaft  entzogen  werden.  Damit  sich  derselbe 
nicht  ausserhalb  der  Anstalt  Branntwein  kaufen  könne,  solle 
den  notorischen  Trunkenbolden  die  „Geldportion**,  sowie  ihre 
anfällige  Zulage  nicht  in  wirklichem  Gelde,  sondern  in  „Blech- 
münzen" verabreicht  werden,  welche  die  Verwaltung  nur  von 
den  Pfründnern  selbst  zum  Ankaufe  kleiner  Bedürfnisse  und 
vom  Traiteur,  nicht  aber  von  Auswärtigen  zurückzunehmen  be- 
fugt sein  solle.  Der  unerlaubte  „Umtausch"  dieser  Bleehmünzen 
gegen  Geld  solle  mit  einem  Ausgangsverbote  von  einem  Monate 
belegt  worden,  welches  im  Wiederholungsfalle  zu  verlängern 
wäre.  Dem  „Traiteur"  im  Versorgungshause  zu  Mauerbach  ist 
der  „Branntweinschank"  gänzlich  zu  untersagen;  im  ersten 
UebertretungsfaUe  wäre  über  denselben  eine  Strafe  von  20  bis 
50  fl.  ö.  W.,  im  zweiten  die  Entfernung  von  der  Traiterie  zu 
verhängen,  ohne  dass  hiebei  die  übliche  vierteljährige  Kündigungs- 
frist einzuhalten  wäre,  welche  Strafe  ihn  auch  dann  zu  treffen 
habe,  wenn  er  die  von  Auswärtigen  übernommenen  Blechmünzen 
umtauschen  sollte.") 

•®)  Bezüglich  der  „Ausspeisung"  der  unverbesserlichen  Säufer  und 
Excedenten  war  mit  Gemeinderaths-Beschluss  vom  30.  April  1863  Folgendes 
festgesetzt  worden.  Es  soll  in  dem  Versorgungshause  zu  Mauerbach  (tir 
die  unverbesserlichen  Säufer  und  Excedenten  die  zwangsweise,  gemein- 
schaftliche Ausspeisung  vorläuüg  auf  einem  Männer-  und  einem 
Weiber- Zimmer  eingeführt,  die  Verwaltung  aber  zugleich  ermächtigt  werden, 
im  Nothwendigkeitsfalle  auch  mehrere  Zimmer  zu  demselben  Zwecke  zu 
eröffnen.  Die  Speiszettel  für  die  zwangsweise  Ausgespeisten  sind  mit  dem 
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Den  Pfründnern  „dieser  Kategorie**,  welche  durch  längere 
Zeit  Beweise  vollkommener  Besserung  liefern,  sollten  nach  und 
nach  Erleichterungen  und  schliesslich  die  Entfernung  aus  dieser 
„Strafabtheilung"  zugestanden  werden.  Bevor  übrigens  ein  Pfründ- 
ner als  „Trunkenbold"  zur  Strafe  nach  Mauerbach  übersetzt  werde, 
sei  sein  Verhalten  einem  Commissionsbefunde  des  Verwalters, 
Controlors  und  Arztes  zu  unterwerfen. 

Wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass,  wie  bei  der  Besprechung 
der  einzelnen  Versorgungshäuser  gezeigt  werden  wird,  in  allen 
Versorgungsanstalten  bei  der  weitaus  grössten  Zahl  der  daselbst 
vorgekommenen  StrafifäUe  die  „Trunkenheit"  die  Ursache  der 
Bestrafung  bildet,  so  drängt  sich  die  Ueberzeugung  auf  und 
wird  auch  durch  die  Aussprüche  der  in  dieser  Hinsicht  mass- 
gebenden Organe  bestärkt,  dass  diesem  Laster  nur  dann  Ein- 
halt gemacht  werden  könnte,  wenn  das  „Verbot"  des  Branutwein- 
trinkens  und  des  Ausschankes  von  Branntwein  durch  die  Anstalts- 
traiteure  unbedingt  und  für  sämmüiche  Versorgungsanstalten 
ausgesprochen  würde.  Ein  solches  Verbot  würde  allerdings  von 
mancher  Seite  als  eine  „inhumane"  Massregel  bezeichnet  werden, 
namentlich  wenn  angenommen  wird,  dass  die  Mehrzahl  von 
den  Bewohnern  dieser  Anstalten  an  das  Branntweintrinken  ge- 
wohnt sei.  Allein  diese  Annahme  ist  eben  eine  problematische 
und  sollte  einem  Widerstände  gegen  das  Umsichgreifen  des 
Lasters  umsoweniger  eine  Fessel  anlegen  können,  als  auch  bei 
einem  solchen  Verbote  eine  Ausnahme,  wenn  sie  auf  einem  ärzt- 
lichen Gutachten  beruht,  wohl  zu  rechtfertigen  wäre.  — 

Bezüglich    der    Bestrafung    der    Pfründner    überhaupt 

Kostenbetrage  in  jedem  Ausspeisezimmer  affigirt  zu  halten,  damit  sie  zu 
Jedermanns  Einsicht  vorhanden  seien  und  jeder  der  Betheiligten  ersehen 
könne,  wie  seine  Geldportion  verwendet  werde. 

Da  aber  die  Verwaltung  des  Versorgungshauses  die  Anzeige  machte, 
dass,  wenn  dieser  „Beschluss"  durchgeführt  werden  sollte,  80  im  Hause  be- 
findliche Pfründner  anderswo  untergebracht  werden  raüssten,  und  die 
Unterbringung  eines  so  grossen  Transportes  sich  als  unmöglich  herausstellte, 
wurde  in  der  Sitzung  vom  29.  September  1863  der  Beschluss  gefasst,  vor 
der  Hand  die  „zwangsweise  Ausspeisung"  zu  sistiren. 
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normirt  der  §.  70  der  von  dem  Gemeinderathe  in  der  Sitzung 
Tom  3.  Juli  1868  genehmigten  „Instruction  für  die  Beamten  der 
städtischen  Versorgungsanstalt  in  Wien"  Folgendes. 

Weil  es  bei  der  grossen  Anzahl  von  Pfründnern,  welche 
in  einem  Versorgungshause  beisammen  sind,  immer  einige  geben 
wird,  die  sich  grob  und  ungestüm  gegen  andere  Pfründner, 
unanständig  gegen  die  Verwaltung  und  die  daselbst  Bediensteten 
benehmen,  die  dem  Trünke  ergeben  sind,  in  der  Anstalt  exce- 
diren  und  überhaupt  nach  der  „Hausordnung"  sich  nicht  fügen 
wollen,  oder  die  sich  zu  in  den  Strafgesetzen  verpönten  Hand- 
lungen hinreissen  lassen,  ist  der  Verwalter  zur  Aufrechter- 
haltung der  Ordnung  ermächtigt,  solche  Pfründner  im  Disciplinar- 
wege  einer  Bestrafung  zu  unterziehen,  respective  deren  „gesetz- 
liche Bestrafung"  zu  veranlassen.  Die  Strafen,  welche  über  die 
Pfründner  verhängt  werden  können,  sind  Verweise,  Zimmerarrest 
bis  48  Stunden,  Verbot  des  Ausganges  bis  zu  4  Wochen,  Ent- 
ziehung des  Rechtes  zur  Brodreluirung  bis  zu  4  Wochen,  Ein- 
sperrung in  Arrest,  welcher  auch  mit  Fasten  verschärft  werden 
kann,  bis  zu  48  Stunden  und  Abgabe  auf  das  Correctionszimmer 
bis  zu  3  Monaten;  jedoch  sind  die  dahin  Abgegebenen  der 
Gesundheit  wegen  täglich  durch  1  Stunde  unter  Aufsicht  im 
Inneren  des  Hauses  in  freie  Luft  zu  lassen.  Die  beiden  letzt- 
genannten Arten  der  Strafen  kann  der  Verwalter  nicht  wie  die 
übrigen  allein  '*)  verhängen,  sondern  er  hat  in  diesen  Fällen  den 
Adjuncten,  Controlor  und  leitenden  Arzt  zu  einer  Besprechung 
beizuziehen  und  es  darf  nur  der  Majoritätsausspruch  zum  Vollzug 
gebracht  werden.  Ueber  die  Bestrafung  ist  ein  „Protokoll"  zu 
führen,  in  welches  der  Name  des  Bestraften,  die  Ursache  der 
Bestrafung  und  die  verhängte  Strafe  einzutragen  sind.  ") 

•*)  Zu  Folge  Gemeinderaths-Beschlusses  vom  4.  April  1879  dürfen 
Strafen  nur  im  Einvernehmen  zwischen  dem  Verwalter,  Controlor  und 
de)n  Hausarzte  verhängt  werden. 

••)  Die  Armensection  des  Gemeinderathes  wurde  mit  Plenarbeschluss 
vom  4.  April  1879  ersucht,  bei  den  periodischen  Inspicirungen  der  städ- 
tischen Versorgungshäuser  stets  die  Strafprotocolle  einzusehen  und  über 
allfällige  Wahrnehmungen  zu  berichten. 
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Für  diese  Aerzte  in  den  verschiedenen  Versorgangshäasern 
bestehen  eigene  Instructionen,  welche  aber  im  Ganzen  dieselben 
Vorschriften  enthalten.  ") 


**•)  Die  Genehmigung  der  „ärztlichen  Instruction'*  erfolgte  für  das 
Versorgungshaiis  in  Wien  am  tt.  September  1868,  jener  fQr  Ybbs  »m 
2.  Jänner  1872,  für  Mauerbach  am  2.  Jänner  1875  und  jener  für  Klo- 
sterneuburg und  Liesing  am  2.  Juni  1877. 

Für  St.  Andrä  gilt  noch  die  von  der  n  -ö.  Landesregierung  am 
ii.  Mai  182<)  erlassene  Instruction.  — 

Die  wichtigsten  Bcstinimungen  der  für  das  Versorgungshaus  in  "Wien 
geltenden  Instruction  für  die  Aerzte  dieser  Anstalt  sind  folgende: 

Die  Aerzte  der  Vorsorgungsanstalt  sind  dem  Gemeinderathe  und 
Magistrate  untergeordnet:  dieselben  haben  daher  allen  Anordnungen  in 
Bezug  auf  ihren  Dienst,  welche  ihnen  vom  Magistrate  in  Folge  Auftrages 
4le.s  Genieinderathes  oder  unmittelbar  mitgetheilt  werden,  genau  und  ohne 
Verzug  naclizukemuieu.  (§.  2.) 

im  Versorgiingshause  selbst  sind  die  Aerzte  in  Bezug  auf  den 
Sanitätsdienst  selbstständig,  in  Bezug  auf  die  Administration  und  Haus- 
ordnung aber  der  Verwaltung  untergestellt.  (§.  3.) 

Sie  sind  verpHichtel  in  den  ihnen  in  der  Anstalt  zugewiesenen 
Localitäteii  zu  wohnen.  (§.  4.) 

Der  Arzt  hat  täfrlieli  Vormittatrs  zwischen  7  und  y  Uhr  und  Nach- 
mittags  zwischen  :j  und  ö  Uhr  die  Kranken  visite  zu  halten,  hiebei  den 
Krankheit.<zu>taud  iede>  einzelnen  Kranken  gewissenhaft  zu  untersuchen. 
die  ärztliche  Ordination  zu  be>tiiunien,  die  nothigen  Recepte  und  Diät- 
<'inweisung«*n  zu  ^elneil)en  und  sich  dabei  an  die  Spitalsnorm  zu  halten. 
El>on>o  hai  er  tägüeli  die  Siechenzimiuer  zu  besuchen  und  die  nothigen 
Anordnungi'U  zu  trefien.  (iij.  8.)  Die  Doson  und  die  Zahl  der  Verabfolgungen 
auf  (\vn  K«*eepten  sind  mit  Buchstaben  zu  schreiben.  (§.  34.) 

Ebenso  hat  er  ein«'  Stunde  zu  bestimmen,  zu  welcher  sich  täglich 
kränkt'lnde  PiVündner  hei  ihm  Kath  holen  können.  (§.  12.) 

r)i<'  Aerzte  haben  wöchentlich  einmal  zusammenzutreten,  um  sich 
ül)er  die  Sanitätsverhaltnisse  und  Bedürfnisse  sowohl  der  jedem  derselben 
zugewiesenen  Abtlieilnngen.  als  der  Anstalt  im  Ganzen  zu  besprechen  und 
ihre  AValnnehniungcn  und  Vorschläge  in  ein  Protoktdl  aufzunehmen.  (§.  13.) 

Dieselben  hahon  al'wechselnd  Tagdienst  zu  halten.  Einer  von  den 
Aerzten  niiiss  den  ganzen  Tag  im  Hause  in  Bereitschaft  bleiben,  um  im 
Nothfalle  >ogleieh  ärztliche  Hilfe  leisten  zu  können.  Er  darf  sich  nur  mit 
Zustimmung  «ie.s  VorAvalters  auf  kurze  Zeit  aus  der  Anstalt  entfernen,  wobei 
er  jedoch  an<r«'bcn  muss.  wo  er  jederzeit  zu  finden  sei. 

J«'(lcr  neu  aufgenommene  Pfründner  ist  vom  Arzte  zu  untersuchen; 
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dieser  Pfründner  ihre  Verwandten,  Freunde  oder  bisherigen 
Wohlthäter  in  Wien  haben,  so  haben  auch  alle  derselben,  ab- 
gesehen von  der  Vorliebe  für  den  Ort,  wo  sie  bis  zu  ihren 
alten  Tagen  gelebt  und  gearbeitet  hatten,  schon  deshalb  den 
Wunsch  in  Wien  zu  verbleiben,  weil  sie  durch  die  Entfernung 
in  ein  auswärtiges  Versorgungshaus  der  pecuniären  Unter- 
stützungen von  Seite  der  ihnen  nahestehenden  Personen  ver- 
lustig werden.  Es  sind  nun  in  dieser  Hinsicht  folgende  Bestim- 
mungen getroflfen  worden.  **) 

Nach  aussen  sind  zu  dislociren:  a)  jene,  welche  nicht 
unmittelbar  in  Wien,  sondern  in  einem  der  zum  Wiener  Armen- 
bezirke gehörigen  Vororte  zuständig  sind:  h)  mit  ekelhaften 
Gebrechen  Behaftete;  femer  Epileptische,  dann  Blöde,  Irre,  Ge- 
wohnheitsbettler und  unverbesserliche  Trunkenbolde;  c)  frei- 
willig sich  für  das  Land  Meldende;  d)  solche,  welche  aus 
Zwangs-  oder  Strafhäusem  zuwachsen,  und  e)  solche,  welchen 
uach  schriftlichem  Gutachten  der  Aerzte  der  Landaufenthalt  aus 
Sanitätsgründen  dienlich  erscheint,  welche  aber  nach  Behebung 
derselben  wieder  zurückgebracht  werden  sollen. 

Für  die  Wiener  Versorgungshäuser  sind  zu  bestimmen: 
a)  alle  in  Wien  Zuständigen,  welche  nicht  in  die  obigen  Ausnahms- 
kategorien rangiren:  ^^  jene,  welche  bereits  80  Jahre  alt  sind,  und 
tf^  solche,  die  nach  dem  ärztlichen  Gutachten  nicht  transportabel  sind. 

In  Folge  Ansuchens  des  Presbyteriums  der  „evangelischeu 
Gemeinde  A.  C."  wurde  angeordnet,  '*)  dass  die  Verw^alter  aller 
städtischen  Versorgungshäuser  dafür  zu  sorgen  haben,  dass  den 
Pfründnem  „evangelischen  Bekenntnisses"  in  Erkrankungsföllen 
die  üblichen  geistlichen  Tröstungen  zu  Theil  werden,  daher 
solche  Pfründner  aus  jenen  Versorgungshäusem,  in  deren  Um- 
gebung sich  kein  evangelischer  Geistlicher  befindet,  wenn  nicht 

•*)  Geineinderaths-Beschluss  vom  6.  Juni  1862. 

••)  Gemeinderatlis-Beschliiss  vom  11.  November  1864. 

Den  Kirchendienst  und  die  Seelsorge  besorgen  in  den  Ver- 
sorgungshäusern zu  Wien  und  Klosterneuburg  „Seelsorger",  in  den  übrigen 
städtischen  Versorgungshäusern  aber,  sowie  im  Bürgerversorgungshause 
„Beneficiaten". 
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geleisteten  Wärterdienste  „Remunerationen",  die  letzteren  werden 
..entgeltlieh'*  aufgenommen.  — 


Anstalt  gereichen  würden,  der  Verwaltung  oder  durch  diese  dem  Magistrate 
anzuzeigen.  (§.  IG.) 

Im  Falle  der  Nichtberücksichtigung  von  sehrifllichen  der  Verwaltung 
gemachten  Anzeigen  kann  er  sich  schiiftlich  und  in  dringeuden  FiUen 
auch  nulndlich  an  den  Magistrat  wenden.  (§.  26.) 

Er  hat  die  Aufsicht  über  alle  Kranken-  und  Siechenzimmer  zo 
t Uhren  und  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Ordnung  und  Reinlichkeit 
daselbst  beobachtet  werde.  (§.  17.) 

Er  hat  die  neu  anzu.stellenden  Wärtersleute  sowohl,  als  die 
Stubenleute  und  Gehilfen  auf  den  Siechenzimmern  aus  den  von  der  Ver- 
waltung vorgeschlagenen  Individuen  mit  Rücksicht  auf  deren  physische  un^i 
intellectnelle  Fähigkeit  auszuwählen,  bei  bereits  Angestellten  aber,  die  sieh 
untauglich  erwiesen,  oder  Vergehen  zu  Schulden  kommen  lassen,  hat  er 
das  unbedingte  Entlassungsrecht.  (§.  18.) 

Er  hat  die  Zimmer  für  gesunde  Pfründner  öfters  zu  besuchen  und 
jeden  Monat  einmal  nachzusehen,  ob  nicht  ein  oder  der  andere  Pfründner 
wieder  erwerbsfähig  geworden  und  zu  entlassen  sei.  Hieven  hat  er 
die  Anzeige  an  den  Verwalter  zu  machen.  Insbesonders  hat  er  den  öe- 
sundheitszustaml  der  neu  angekommenen  Pfründner  sorgfältig  zu  unter- 
suchen. (§.  i4.) 

Bei  den  Besuchen  der  Anstaltszimmer  hat  der  Hausarzt  nicht  nur 
auf  die  allgeuiriiie  Peinlichkeit,  die  Leib-  und  Bettwäsche,  den  Wechsel 
des  Str<»hes  und  der  .Matratzen,  der  Decken  und  Kotzen,  sondern  auch  auf 
die  Ventilation,  auf  den  Zustand  der  Bäder,  Aborte  und  Theeküehen  zu 
sehen.  Etwa  v.>rgefundene  schlechte  Ess-  und  Obstwaaren  sind  der  Ver- 
waltung zur  rontiscation  anzuzeigen.  (§.  fl).)  — 

Für  die  Aerzte  in  dem  ..Versorgungshause  zu  Wien"  bestehen  noch 
die  weiteren  V.»rschriften.  dass  dieselben  wöchentlich  einmal  zusammen- 
zutreten haben,  um  .sieh  über  die  Sanitätsverhältnisse  und  über  die  Bedürf- 
nisse, soW(dil  der  jedem  dersell)en  zugewiesenen  Abtheilungen,  als  auch 
der  Anstalt  im  (iauzen,  zu  besprechen  und  ihre  Wahrnehmungen  uml 
V«)rschläge  in  ein  Protokoll  autznnehmen:  sie  haben  auch  den  Monats- 
ver^amnlluugen  dw  Adniini>trationsbeamten  der  Anstalt  beizuwohnen  und 
hiebei  ihre  Au.siehten  uml   Wunsche  zu   Prot(»koll  zu  geben. 

Der  leitende  Arzt  «lieses  Versorgungshauses  ist  überdies  v»m- 
pHiehtet,  den  unter  «lern  Vorsitze  (\(^s  Stadtphysikus  abzuhaltenden  Monat?- 
\  ersammlunii-en     dei-    Bezirk--    und    Armenärzte     und    des    städti^ehen 
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In  jedem  Versorgungshause  soll  ferners  eine  eigene 
„Abtheilung  für  stille  Irre"  eingerichtet  werden.  **)  In  diese 
Abtheihiug  sollen  aber  keine  wirklich  Irren,  sondern  nur  solche 
Blöde  und  Kranke  aufgenommen  werden,  welche  sich  zum  Auf- 
enthalte in  einem  Versorgungshause  eignen,  für  ihre  Umgebung 
aber  aus  was  immer  für  Ursachen  lästig  oder  beunruhigend  werden. 
Wirklich  Irre  sind  als  in  die  Irrenanstalten  gehörig  zu  behandeln. 

Schliesslich  sind  noch  jene  Vorkehrungen  anzuführen,  welche 
für  die  Fälle  der  Erkrankung  und  des  Ablebens  der 
Pfründuer  getroflfen  wurden. 

In  jedem  Versorgungshause  befinden  sich  ausser  den  so- 
genannten „Marodezimmern",  auf  welche  die  Pfründner  in  Fällen 
leichterer  vorübergehender  Unpässlichkeiten  gebracht  werden, 
eine  Anzahl  von  „Krankenzimmern".  Wenn  ein  Pfründner  auf 
das  Krankenzimmer  uberbracht  wird,  so  tritt  für  denselben  die 
frühere,  bei  Gelegenheit  der  Pfründuerverköstigung  „besprochene" 
Diätnorm  für  kranke  Pfründuer  ein. 

Zur  Besorgung  des  ärztlichen  Dienstes  in  den  Ver- 
sorgungsanstalten sind  die  Hausärzte  bestimmt. 

Im  Versorgungshause  zu  Wien  sind  drei  Aerzte  (ein 
Primär  und  zwei  Hausärzte), '")  in  den  Versorgungshäusern  zu 
Ybbs  und  Mauerbach  je  zwei  Hausärzte  und  in  jenem  zu 
St.  Andrä  ein  Hausarzt  angestellt.  '•) 

gegangener  ärztlicher  Untersuchung  und  Constatirung  ihrer  Eignung  zu 
einer  entsprechenden  Hausarbeit  herangezogen  werden  soUen.  — 

Nach  einem  vom  magistratischen  Armendepartement  verfassten 
Ausweise  über  den  Pfründnerstand  am  21.  April  1877  waren  von  den 
dazumal  in  sämmtlichen  städtischen  Versorgungshäusern  untergebrachten 
Pfründnern  SS'otVq  des  Gesammtstandes  für  eine  „Siechenanstalt^^  und 
^'•6%  för  eine  VersorgungsanstAlt  „mit  strengerer  Disciplin"  geeignet. 

*')  Gemeinderaths-Beschluss  vom  30.  April  und  88  Juli  1863.  Siehe 
hierüber  auch  das  in  Anmerkung  139  auf  Seite  261  Angeführte. 

")  Siehe  auch  die  Anmerkung  38  auf  Seite  567. 

'*)  Zu  diesem  ärztlichen  Personale  kommen  noch  zwei  Hausärzte^ 
von  denen  der  eine  in  der  Filiale  zu  Elosterneuburg,  die  im  Jahre  1874 
belegt  wurde,  und  der  andere  in  dem  neuen  Versorgungshause  in  Liesing. 
das  im  März  1877  eröffnet  worden  ist,  fungirt. 
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Pfründner,  der  nicht  ein  Leichenbegängniss  aus  Vereinsgeldem 
oder  durch  seine  Angehörigen  erhält  und  nach  dem  bisherigen 
Vorgange  eine  Gratisleiche  zu  bekommen  hätte,  auf  „Kosten 
des  Versorgungsfondes"  auf  die  billigste  Weise  ein  einfadier 
Sarg  beigestellt,  dass  femer  der  Leichnam  von  dem  betreffenden 
Hausbeneficiaten  unentgeltlich  eingesegnet  und  dann  vonLeichen- 
trageru,  welche  aus  dem  Pfründnerstande  zu  entnehmen  und 
tarifmässig  zu  entlohnen  sind  und  welche  in  möglichst  an- 
ständiger Kleidung  zu  erscheinen  haben ,  aui  den  Friedhof 
übertragen  werden  solle.  '*) 

Die  Statistik  der  Todesfälle  in  den  Versorgungs- 
austalten  überhaupt ,  sowie  jene  über  die  vorgekommenen 
„Gratisleieheu''  wird  bei  Besprechung  der  einzelnen  Versorgungs- 
häuser gegeben  werden.   — 

Die  in  den  verscliiedenen  Versorgungshäusern  untergebrachten 
Personen  werden  theils  auf  Rechnung  des  allgemeinen 
Versorgungsfondes,  theils  auf  Kosten  anderer  Fonde. 
wie:  des  Bürgt^rspitalfondes,  Johannesspitalfondes,  Grossarmen- 
hausfondes,  Hofspitalfondes,  Landbruderschaftsfondes,  Landesfon- 
(les, '*')  Laudwehrfoudes,  Irrenfondes,  des  Fondes  der  k.  k.  Aemter, 


'■^)  Da  bei  der  Melir/ahl  der  Bewohner  dieser  Anstalten  ein  Lieb- 
lintjfswunscb  darin  l)esteht,  bei  ihrem  Ableben  ein  möglichst  „solenne? 
Leicbenbegjing-niss"  zu  erhalten,  so  wäre  es  wohl  angezeigt,  in  den  einzelnen 
Versorgungshäiisern  „Leichenvereine'^,  wie  solche  übrigens  in  Mauerbach 
und  St.  Andrä  bereits  seit  Jahren  schon  bestehen,  oder  einen  für  alle 
stä4ltisehen  VersorgungshäusiT  gemeinsamen  Leichenverein  zu  stiften, 
was  sieh  nicht  nur  im  Interesse  der  Pfründner,  sondern  auch  in  dem  des 
Versorgiingsfondes  empfehlen  dürfte. 

^■')  in  Folge  einer  Zuschrift  des  u.-ö.  Landesausschusses  vom 
SO.  Mai  1864,  Z.  2731  haben  die  Verwaltungen  der  Versorgungshäuser  in 
jedem  Falle,  wo  die  Entlassung  eines  auf  Kosten  des  „n.-ö.  Landesfondes" 
verpflegten  Individuums  thunlieh  erscheint  und  zugleich  dessen  Zuständig- 
keitsgemeinde bekannt  ist,  alsogleieh  dem  Magistrate  zur  w'eiteren  Mit- 
thciinni'-  an  den  u.-ö.  Landesaussehuss  die  Anzeii^e  zu  machen,  um  im 
Weg<*derk.  k.  StatthaUerci  die  lieber  nähme  des  betreftenden  Individuums 
u>u  Seite  der  .,Zustcindigk«Mtsgemeinde-'  veranlassen  zu  können.  (Magistrats- 
ViTordnung  Vi^m  15.  Juli  1864.  Z.  71.061) 
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Der  Krankenwärterdienat  in  den  Versorgungshäusern 
wird  theils  von  Pfründnern  der  betreffenden  Anstalt,  theils  von 
auswärtigen  Personen    geleistet.    Die    ersteren   erhalten    für  die 

über  den  Gesundheitszustand  des  Untersuchten  ist  ein  Parere  zu  verfassen 
und  diisselbe  der  Verwaltung  zu  übermitteln.  Der  Aizt  hat  auch  bei  dem 
„Speisekosten"  zu  interveniren.  (§.  15.) 

Wenn  ein  Kranker  in  Lebensgefahr  ist,  so  hat  der  Hausarzt 
Sorge  zu  tragen,  dass  der  Hausseelsorger  rechtzeitig  davon  in  Kenntniss  ge- 
setzt wird.  (§.  9.) 

Sind  Heilmittel,  deren  Beschaffung  mit  ungewöhnlichen  Umständen 
c»der  Auslagen  verbunden  ist,  oder  Apparate  und  Instrumente  von  Werth 
nothwendig,  so  hat  der  Arzt  die  Anschaffung  derselben  beim  Magistrate 
anzusuchen.  (§.  19.) 

Er  hat  ferners  dai'über  zu  wachen,  dass  Gifte,  kaustische  und 
heroische  Mittel  stets  in  versiegelten  Gelassen  verschrieben,  nur  von  ihm 
geöffnet  und  nach  geschehener  Anwendung  von  den  anderen  Medicamenten 
abgesondert  unter  Sperre  aufbewahrt  werden*  (§.  20.) 

Nach  Ablauf  eines  Quartales  hat  er  s&mmtKche  „Recepte"  zu  revi- 
diren,  ob  sie  unverfälscht  seien.  (§.  21.) 

Der  Hausarzt  hat  auch  die  Monats-  und  Jahresrapporte  zu 
verfassen;  erstere  sind  bis  längstens  6*  des  nächsten  Monates,  letztere  bis 
längstens  15.  Februar  der  Vei-waltung  zur  weiteren  Vorlage  zu  über- 
geben. (§.  22.) 

Alle  Anzeigen  an  die  Behörde  über  Verletzungen,  Vergiftungen, 
Selbstmorde  u.  s.  w.,  alle  von  der  Verwaltung  oder  vom  Magistrate  und 
Gemeinderathe  abverlangten  Gutachten  hat  er  selbst  zu  verfassen  und  im 
Parere- Protokolle  zu  notiren.  (§.  23.) 

Ueber  alle  ihm  zugekommenen  Verordnungen  des  Magistrates  oder 
Gemeinderathes  hat  er  ein  Normalienbuch  zu  führen.  (§.  29.) 

Der  Hausaizt  hat  ein  Kranken-  und  TodtenprotokoU  zu 
tühreu,  nach  Todesfällen  in  Folge  von  Krankheitszuständen  von  wissen- 
schaftlichem Interesse  die  Leichenöffnung  vorzunehmen  und  eine  Kranken- 
geschichte nebst  einem  Leichenbefunde  zu  verfassen,  welche  dem  Monats- 
berichte anzuschliessen  sind.  (§.  10.) 

Der  Hausarzt  hat  für  einen  tadellosen  Sanitäts zustand  in  der 
ganzen  Anstalt  und  ihren  einzelnen  Theilen  zu  wachen  und  ist  hiefür 
dem  Magistrate  und  Gemeinderathe  verantwortlich.  Er  ist  deshalb  ver- 
pflichtet, alle  diesbezüglichen  Verhältnisse  der  Anstalt  zu  beobachten  und 
die    wahrgenommenen  Gebrechen,    welche    zum   sanitären  Nachtheile   der 
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geleisteten  Wärterdienste  „Remunerationen",  die  letzteren  werden 
„entgeltlich**  anfgenommen.  — 


Anstalt  gereichen  würden,  der  Verwaltung  oder  durch  diese  dem  Magistnte 
anzuzeigen.  (§.  16.) 

Im  Falle  der  Nichtberücksichtigung  von  schriftlichen  der  Yerwaltaig 
gemachten  Anzeigen  kann  er  sich  schriftlich  und  in  dringenden  FiUei 
auch  mündlich  an  den  Magistrat  wenden.  (§.  26.) 

Er  hat  die  Aufsicht  über  alle  Kranken-  und  Siechenzimmer  zv 
führen  und  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Ordnung  und  RMnHehkeit 
daselbst  beobachtet  werde.  (§.  17.) 

Er  hat  die  neu  anzustellenden  Wärtcrsleute  sowohl,  als  di«' 
Stubenleute  und  Gehilfen  auf  den  Siechenzimmem  aus  den  von  der  Ver- 
waltung vorgeschlagenen  Individuen  mit  Rücksicht  auf  deren  physische  uixl 
intellectuelle  Fähigkeit  auszuwählen,  bei  bereits  Angestellten  aber,  die  sieii 
untauglich  erwiesen,  oder  Vergehen  zu  Schulden  kommen  lassen,  hat  er 
das  unbedingte  Entlassungsrecht.  (§.  IS.) 

Er  hat  die  Zimmer  für  gesunde  Pfründner  öfters  zu  besuchen  und 
jeden  Monat  einmal  nachzusehen,  ob  nicht  ein  oder  der  andere  Pfiründoer 
wieder  erwerbsfähig  geworden  und  zu  entlassen  seL  Hie  von  hat  er 
die  Anzeige  an  den  Verwalter  zu  machen.  Insbesonders  hat  er  den  Ge- 
sundheitszustand der  neu  angekommenen  Pfründner  sorgfältig  zu  unter- 
suchen. (§.  24.) 

Bei  den  Besuchen  der  Anstaltszimmer  hat  der  Hausarzt  nicht  nor 
auf  die  allgemeine  Reinlichkeit,  die  Leib-  und  Bettwäsche,  den  VTechsel 
des  Strohes  und  der  Matratzen,  der  Decken  und  Kotzen,  sondern  auch  auf 
die  Ventilation,  auf  den  Zustand  der  Bäder,  Aborte  und  Theeküehen  z« 
sehen.  Etwa  vorgefundene  schlechte  Ess-  und  Obstwaaren  sind  der  Ver- 
waltung zur  Confiscation  anzuzeigen.  (§.  25.)  — 

Für  die  Aerzte  in  dem  „Versorgungshause  zu  Wien"  bestehen  nod 
die  weiteren  Vorschriften,  dass  dieselben  wöchentlich  einmal  zusammen- 
zutreten haben,  um  sich  über  die  Sanitätsverhältnisse  und  über  die  Bedürf- 
nisse, sowohl  der  jedem  derselben  zugewiesenen  Abtheilungen,  als  auch 
der  Anstalt  im  Ganzen,  zu  besprechen  und  ihre  Wahrnehmungen  umi 
Vorschläge  in  ein  Protokoll  autzunehmen;  sie  haben  auch  den  Monats- 
versammlungen  der  Administrationsbeamten  der  Anstalt  beizuwohnen  und 
hiebei  ihre  Ansichten  und  Wünsche  zu  Protokoll  zu  geben. 

Der  leitende  Arzt   dieses   Versorgungshauses   ist    überdies   ver- 
pflichtet, den  unter  dem  Vorsitze  des  Stadtphysikus  abzuhaltenden  Monat^- 
v  er  Sammlungen    der   Bezirks-    und   Armenärzte    und    des    stadtischen 
,  Sanitätspersonales  beizuwohnen. 
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Wenn  ein  Pfründner  mit  Tod  abgeht,  hat  die  Verwaltung 
dessen  9,Nachlass^'  zu  übernehmen,  denselben  gehörig  zu  speci- 
ficiren  und  mittelst  Erlagscheines  an  den  Gassier  zur  einstweiUgen 
Deponirung  zu  übergeben,  bis  von  der  Abhandlungsbehörde 
darüber  verfügt  sein  wird.  Wenn  in  dem  Nachlasse  eine  namhafte 
Baarschaft  oder  werthvolle  Gegenstände  sich  befinden  sollten, 
so  ist  hievon  die  Anzeige  an  den  Magistrat  zu  machen,  damit 
die  Ansprüche  des  Versorgungsfondes  bei  der  Abhandlungs- 
instanz geltend  gemacht  werden  können. 

Bezüglich  der  Leichenbestattung  der  Pfründner  ist  zu 
bemerken,  dass  in  allen  städtischen  Versorgungshäusern  sich 
Pfründner  Aorfinden,  welche  in  „Leichenvereine"  einzahlen  und 
auf  diese  Weise  für  die  Bestreitung  der  Kosten  ihres  Leichen- 
begängnisses Sorge  tragen.  Dass  so  mancher  Pfründner  auf 
diese  Art  für  sein  Begräbniss  sorgte,  war  erklärlich,  indem 
firüher  —  nämlich  vor  dem  Jahre  1863  —  jene  verstorbenem 
Pfiründner,  deren  Leichenbegängniss  nicht  von  einem  Vereine 
oder  von  ihren  Angehörigen  oder  Wohlthätem  bestritten  wurde, 
in  Wien  in  Leinwand  eingenäht  und  nach  Uebertragung  in 
das  k.  k.  allgemeine  Krankenhaus  und  daselbst  erfolgter  Ein- 
segnung mit  den  übrigen  „Gratisleichen"  auf  den  Friedhof  ge- 
führt, in  den  auswärtigen  Versorgungshäusern  aber  im  Hause 
eingesegnet,  mit  dem  gemeinsamen  Sarge  auf  den  Friedhof 
getragen  und  dort  aus  dem  Sarge  in  das  Grab  gesenkt  wurden. 

Dieser  Vorgang  ist  aber  vom  Gemeinderathe  in  der 
Sitzung  vom  21.  April  1863  abgeändert  worden.  •*)  Es  wurde 
in    dieser  Hinsicht   beschlossen,    dass    für   jeden   verstorbenen 


•*)  Kann  es  —  so  lautet  ein  Passus  in  dem  bezüglichen  Gemeinde- 
raths-Referate  —  keinem  Pfründner  verwehrt  werden,  entweder  durch  Ein- 
zahlung in  einen .  Leichenvorein  oder  durch  Selbsterspartes  oder  durch 
Unterstützung  seiner  Anverwandten  und  Wohlthäter  sieh  für  den  Fall 
seines  Ablebens  ein  „schöneres"  Leichenbegängniss  zu  sichern,  so  soll  der 
von  Allen  verlassene  und  entblösste  Arme  sich  wenigstens  der  Hoffnung 
hingeben  dürfen,  seinerzeit  in  oinen\  einfachen  Sarge  der  Erde  übergeben 
zu  werden. 
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Pfründner,  der  nicht  ein  Leichenbegängniss  aus  Vereinsgeldorn 
oder  durch  seine  Angehörigen  erhält  und  nach  dem  bisherig« 
Vorgänge  eine  Gratisleiche  zu  bekommen  hätte,  auf  „Kostei 
des  Versorgungsfondes^  auf  die  billigste  Weise  ein  ein&dier 
Sarg  beigestellt,  dass  femer  der  Leichnam  von  dem  betreffendflo 
Hausbeneficiaten  unentgeltlich  eingesegnet  und  dBxm  vonLeicheih 
trägem,  welche  aus  dem  Piründnerstande  zu  entnehmen  and 
tarifmässig  zu  entlohnen  sind  und  welche  in  möglichst  u- 
ständiger  Kleidung  zu  erscheinen  haben ,  aul  den  Friedhof 
übertragen  werden  solle.  •') 

Die  Statistik  der  Todesfälle  in  den  VersorgungS' 
anstalten  überhaupt,  sowie  jene  über  die  vorgekommeneD 
„Gratisleichen''  wird  bei  Besprechung  der  einzelnen  Versorgungs- 
häuser gegeben  werden.  — 

Die  in  den  verschiedenen  Versorgnngshäusem  untergebrachten 
Personen  werden  theils  auf  Rechnung  des  allgemeinen 
Versorgungsfondes,  theils  auf  Kosten  anderer  Fonde. 
wie :  des  Bürgerspitalfondes,  Johannesspitalfondes,  Grossarmen- 
hausfondes,  Hofspitalfondes,  Landbruderschaftsfondes,  Landesfon- 
des,'*)  Landwehrfonde«,  Irrenfondes,  des  Fondes  der  k.  k.  Aemter, 


'*')  Da  bei  der  Mehrzahl  der  Bewohner  dieser  Anstalten  ein  Lieb- 
lingswunsch  darin  besteht,  bei  ihrem  Ableben  ein  möglichst  „solennes 
Leichenbegängnisse  zu  erhalten,  so  wäre  es  wohl  angezeigt,  in  den  einzeben 
Versorgungshäusern  „Leichenvereine^,  wie  solche  übrigens  in  Manerbach 
und  St  Andrä  bereits  seit  Jahren  schon  bestehen,  oder  einen  für  allf 
städtischen  Versorgungshäuser  gemeinsamen  Leiehenverein  zu  stiften. 
was  sich  nicht  nur  im  Interesse  der  Pfründner,  sondern  auch  in  dem  de« 
Versorgungsfondes  empfehlen  dürfte. 

•')  In  Folge  einer  Zuschrift  des  n.-ö.  Landesausschusses  vom 
30.  Mai  1864,  Z.  2731  haben  die  Verwaltungen  der  Versorgungsh&user  in 
jedem  Falle,  wo  die  Entlassung  eines  auf  Kosten  des  y^n.-b,  Landesfondes'' 
verpflegten  Individuums  thunlich  erscheint  und  zugleich  dessen  Zuständig- 
keitsgemeinde bekannt  ist,  alsogleich  dem  Magistrate  zur  weiteren  Mit- 
theilung an  den  n.-ö.  Landesau sschuss  die  Anzeige  zu  machen,  um  im 
Wege  der  k.  k.  Statthalterei  die  U  eher  nähme  des  betreffenden  Individuvms 
von  Seite  der  ^Zuständigkcitsgemeinde^  veranlassen  zu  können.  (Magistrats- 
Verordnung  vom  15.  Juli  1864,  Z.  71.062.) 
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des  Militär- Äerars  u.  s.  w.,  •*)  theils  werden  diese  Personen  gegen 
vollständigen'  oder  theil weisen  Ersatz  der  jährlieh  zu  er- 
mittelnden „Verpflegskosten",  also  auf  Kosten  der  verpflegten 
Personen  selbst,  wenn  dieselben  im  Genüsse  einer  Pension  oder 
Provision  stehen,  oder  auf  Kosten  von  deren  Anverw^andten  oder 
Heimatsgemeinden  verpflegt. 

Personen,  welche  gegen  dem  in  das  Versorgungshaus 
aufgenommen  werden,  dass  sie  den  für  einen  Pfründuer  jährlich 
anszumittelndeu,  „Verpflegskostenbetrag"  zu  zahlen  sich  ver-^ 
pflichten,  werden  Civilparteien  (Zahlpfründner)  genannt  und 
sind  in  Allem  den  übrigen  Pfründnem  gleichgehalten. 

Das  in  den  Versorgungshäusem  zu  Wien  und  Ybbs  und 
im  Bürgerversorgungshause  bestehende  Institut  der  Pensionäre 
wird,  wie  bereits  erwähnt,  bei  Darstellung  des  Versorgungs- 
hauses in  Wien  besprochen  werden. 


Die  städtischen  Versorgungshäuser  sind  gegenwärtig  (1878) 
folgende: 

1.  das  Versorguugshaus  in    Wien, 

2.  ,.  ,.  zu    Ybbs, 

,,  ,.      Mauerbach, 

,.  ,,      St.  Andrä  a.  d.  Traiseu, 

,,      Klosterneuburg, 
„  .,      Liesing  und 

Bürgerversorguugshaus  in  Wien, 


3. 
4. 
5. 
6. 

7. 


**)  In  dieser  Beziehung  wurde  niil  dem  Re^eruugsdecrete  vom 
24.  Februar  1844,  Z.  7759  bestimmt,  dass  von  dem  Verwaltungsjahro  1844 
angefangen  die  „Verpflegskosten"  für  die  in  den  Versorgungshäusern  auf 
Rechnung  der  verschiedenen  Fonde  und  Stiftungen  untergebrach- 
ten Pfründner  in  vierteljährigen  Raten  vorhinein  von  den  betreffenden 
Fonden  und  Stiftungen  als  Vorschuss  an  den  allgemeinen  Versorgungsfond 
abgeführt  werden  sollen  und  darüber  die  Verrechnung  nach  Ablauf  des 
Verwaltungsjahres  immer  ganzjährig  zu  pflegen  sei.  üebrigens  wurde  dem 
Magistrate  aufgetragen,  statt  der  bisher  üblichen  halbjährigen  in  eben 
der  Art  eine  Jahresrechnung  zu  führen  und  dadurch  nachzuweisen,  ob  dem 


Magistrate  und  den  Verwaltungen  der  Versorgungshäuser  in 
Mauerbach,  St.  Andrä  a.  d.  Traisen  und  Ybbs,  insofeme  sie 
sich  auf  die  im  Art.  V,  Punkt  8  des  Gesetzes  vom  5.  März 
1862  (K.  G.  Bl.  Nr.  18)  bezeich nt^.ten  „Angelegenheiten  des 
Armenwesens  und  die  Sorge  für  die  Gemeinde-Wohlthätigkeits- 
anstaltcn"  beziehen,  zufolge  Erlasses  di'S  k.  k.  Handelsmini- 
steriums vom  24.  .Juni  1871,  Z.  12119  gebührenfrei  zu 
behandeln  sind,  und  dass  auch  den  im  Art.  VII  des  Gesetzes 
V(un  2.  October  1865  erwilliuten  derlei  Sendungen  ohne 
Werthangabe  die  „Purtofreiheit"  zuzukommen  habe,  wurde 
bereits  auf  Seite  48  des  I.  Theiles  dieses  Werkes  erwähnt. 
Auch  wurde  daselbst  bemerkt,  dass  <lerlei  Con'espondenzen 
nebst  dem  eutsprecliendeu  amtlichen  Siegel  verschlusse  auch 
noch  mit  (1(M'  BezcMcliunng,  W(dche  die  Portofreiheit  begründet, 
nämlich:  ,,Iu  Augidegenheit  «les  Armenwesens"  versehen 
sein  müssen. 


Im  Fulgendeu  wird  nun  jedes  der  genannten  Versorgungs- 
hatiser  für  sich  aUein  besprochen  und  dann  auf  Grund  der 
hicbci  gewonneuen  Daten  ein  übersichtliches  Bild  dieser  Ver- 
s(»i\u'iiugsaustalten  zu  geben  versucht  werden. 


1.   Das  Vcrsorguugshaus  in  Wien 

(im   IX.   Ijt'ziikt'.  Spitalg"n."<.'so  23). 

l)ass«dlM»  wurde  an  StcUe  der  alten  Versorgungsanstalt 
am  \lserl>ach  (.,zum  blauen  Herrgott**  *'*)  genannt)  erbaut  und 
im  .Iniii  1868  erOlTiiet.  Als  «'in  sowohl  in  seiuer  äusseren, 
architektonisclu'u  Diirchbilduug,  als  durch  seine  innere  Einrich- 
tung  ansgezeicluietcr    l>:in    kann    es   als    ein   schönes  Denkmal 


*'^)  Dio  V(*i^orguiiij:s;iii>talt  ..zum  blauen  Herrgott^  ist  im  Jalire 
17')2  rnt.>(an<liMi  iiiid  war  «lalhT  »'ino  (l«*r  ältesten  Armen-  und  Kranken- 
anstalten Wiens.  I>ie  Hent'nniintr  .,b]aner  Herri,^)tt"  soU  daher  rühren,  dass 
Vor  vielen  Jahren  in  diesem  Hause  ein  Bil«l  an^^eii rächt  war,  welches  den 
Salvat(ti\  mit  ein»'m  tdanen   Mantel  bekleidet,  darstellte. 
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diesen  Versorgungshäusern  mit  uachfolgenden  Beträgen  fest- 
gesetzt: für  den  Verwalter  in  der  Wiener  Anstalt  mit  2000  fl., 
für  die  beiden  Verwalter  in  Ybbs  und  Mauerbac^h  mit  je  1800  fl . 
und  für  den  Verwalter  in  St.  Andrä  mit  1600  fl.,  femer  für 
den  Adjuncten,  *')  dann  fiir  den  Cassier,  zugleich  Materialver- 
wahrer, und  für  den  Controlor  in  Wien  mit  je  1500  fl.,  für  die 
Controlore  in  Ybbs  und  Mauerbaeh  mit  je  1300  fl.  und  in 
St.  Andrä  mit  1200  fl. 

Das  „Zuschneidepauschale",  welches  die  Verwalter  be- 
ziehen, wurde  mit  jährlich  150  fl.  für  Wien,  mit  84  fl.  für 
Ybbs  und  Mauerbach  und  mit  42  fl.  für  St.  Andrä  bestimmt. 

Die  Bezüge  der  Aerzte  wurden  mit  folgenden  Beträgen 
normirt;  in  Wien:  Primararzt  1500  fl.,  1.  Hausarzt  1200  fl.  und 
2.  Hausarzt  1000  fl., ")  in  Ybbs")  und  Mauerbach:  1.  Haus- 
arzt 1300  fl.  und  2.  1200  fl.,  der  Hausarzt  in  St.  Andrä  eben- 
falls 1200  fl. 


genannte  „Stubenvorsteher"  mit  Gehilfen  bestellt,  deren  Obliegenheiten  in 
der  von  der  k.  k.  n.-ö.  Landesregierung  am  5.  September  1827  genehmigten 
„Instruction"  normirt  erscheinen.  Diese  „Stubenleute"  haben  für  die  ge- 
hörige Beheizung  und  Beleuchtung,  sovrie  itir  die  Lüftung  und  Reinigung 
der  Zimmer  zu  sorgen,  haften  für  die  auf  den  Zimmern  befindlichen  In- 
ventarial-Gegenstände  und  sorgen  für  die  gehörige  Durchführung  und  Be- 
obachtung der  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  erlassenen  Vorschriften. 
Sie  besorgen  die  Brodvertheilung  auf  den  Pfründnerzimmern^  die  Vormer- 
kung der  zu  erfolgenden  Kleidungsstücke  etc.  und  erhalten  für  diese  Dienst- 
leistung kleine  „Zulagen". 

")  Mit  dem  Zeitpunkte  der  Beförderung  eines  oder  des  anderen  der 
«irei  im  Versorgungshause  zu  Wien  mit  1500  fl.  Jahresgehalt  angestellten 
Oberbeamten  (Adjunct,  Controlor  oder  Cassier)  zum  Verwalter  einer  aus- 
wärtigen Versorgungsanstalt  ist  die  „Adjunctenstelle"  im  Versorgungshause 
in  Wien  aufzulassen,  wofür  in  diesem  Versorgungshause  eine  Versor- 
gungshaus-Officialstellc  mit  900  fl.,  dann  eine  Versorgungshaus-Accessisten- 
stelle  mit  600  fl.  Jahresgehalt  und  dem  Naturalquartiere  in  der  Anstalt  zu 
systemisiren  ist,  deren  Besetzung  gleichfalls  nach  den  für  die  Versorgungs- 
anstalten bestehenden  Normen  der  Dienstpragmatik  (§.  8)  zu  erfolgen  hat. 
(Gemeinderaths-Beschluss  vom  14.  November  1878.) 

■*)  Mit  der  erfolgten  Pensionirung  des  „2.  Hausarztes"  im  Wiener  Ver- 
sorgungshause ist  diese  Stelle  a  u  f  z  u  1  a  s  s  e  n  und  sind  hiefür  zur  Unterstützung 


nur  iu  einer    ufteutlichen  Anstalt    so   gering   bemessen    werden 
kann,  Aufnahme  und  Verpflegung  zu  gewähren. 

Der  Pensionär  erhält  im  Versorgungshause  entweder 
allein  oder  mit  einer  zweiten  Person  zusammen  ein  Zimmer  und 
im  Allgemeinen  das  Rechte  alle  Anstaltseiuriehtungen  zu  be- 
nützen. Er  kann  aus  der  Traiterie  die  Speisen  und  Getränke 
um  die  billigen  Tarifpreise  beziehen  und  erhält  im  Falle  der 
Erkrankung  die  ärztliche  Hilfe  und  die  erforderlichen  Medica- 
mente  von  der  Anstalt,  welche  auch  für  die  nothwendige 
Bedienung  de.s  Pensionärs,  für  die  Beheizung  und  Beleuch- 
tung der  Wohnung  desselben  und  für  die  Wäschereinigung 
Sorge  trägt. 

Im     Versurgungshause    am    Alserbach  befinden    sich    4 

grossere  Zininu*r  *")    mit    je    4  Betten    und  7  kleinere  Zimmer 

mit    je    2  Bfttru.    welche  für  ,,Pensionäre"  verwendet    werden 
können. 

In  den  Pensionärszimmern  sollen,  da  die  Anstalt  eine 
„Versorgnngsanstalt*'  ist,  nur  solche  Individuen  Aufnahme  finden, 
welche  sich  für  die  Versorgung  ül»erhaupt  eignen,  die  also 
wegen  Alters-  oder  Körpergebrechen  erwerbsnnföhig  wurden, 
u.  zw.  mit  Ausschluss  jener,  dii-  für  eine  Irrenanstalt  geeiguv't 
erscheinen.  Unter  mehreren  Bi*\verberu  soll  den  in  Wien  ..Zu- 
ständigen" der  V«»rzu.i^  eingeräumt  werd«Mi. 

Will  ein  ,.Pensi(»n;ir"  ein  Ziujmer  für  sich  allein  be- 
wohn(*n,  so  hat  er  hiefür  den  jährlichen  Betrag  von  162  fl. 
ö.  W.  zu  bezahlen:  benutzen  zwei  Individuen  ein  Zimmer,  st» 
entfallt  auf  jedes  jährlich  100  fl.  ö.  W..  und  wenn  3  oder  4  Per- 
sonen ein  Zimmer  i::emeinschaftlich  bewohnen,  so  hat  jede  der- 
selben  81   fl.    <».    W.  jährlicli    zu  bezahlen.    ni(\s(*  Beträge    sind 


*^)   Seit     (lein    .^'ilirr    l.S7<J    bind    du-    s'wv    g-rö.sscicn    Ziminor   mit 
-Pfründiiorn''  beli-Ui. 
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Sämmtliches  Personale  dieser  Versorgungshäuser  ist  im 
Genüsse  von  Naturalwohnungen. 

Die  Bewerber  um  eine  Beamtenstelle  in  diesen  Anstalten 
und  in  der  städtischen  „Beschäfdguugsanstalt  für  freiwillige 
Arbeiter"  haben  nach  §.  8  der  „Dienstpragmatik  für  die  Gemeinde- 
beamten und  Diener"  ausser  der  für  den  Kanzleidienst  gefor- 
derten Befähigung  ihre  Eignung  für  den  gedachten  Dienst  auch 
noch  insbesondere  vor  einer  für  diesen  Verwaltungszweig  ein- 
gesetzten „Prüfuugs-Commission"  nachzuweisen.  Diese  „Com- 
missiou"  besteht  zufolge  Gemeinderaths-Beschlusses  vom  18.  Au- 
gust 1871  aus  dem  das  Armendepartement  leitenden  Magistrats- 
rathe,  dem  mit  dem  fraglichen  Geschäftszweige  betrauten  Rech- 
nungsrathe  der  städtischen  Buchhaltung  und  aus  dem  Verwalter 
des  hiesigen  Versorgungshauses  oder  dessen  Stellvertreter.  Der 
Magistratsrath  führt  den  Vorsitz  und  lässt  das  Protokoll  über 
die  Prüfung  durch  einen  seinem  Departement  zugewieseneu 
Hilfsarbeiter  führen.  Ueber  das  Ergebniss  der  Prüfung  wird 
durch  Stimmenmehrheit  entschieden  und  es  hat  der  Ausspruch 
dahin  zu  lauten,  ob  der  Bewerber  „vorzüglich  beföhigt",  „be- 
fähigt" oder  „nicht  befähigt"  erkannt  wird. 

Dass    die    Correspondenzen     zwischen     dem    Wiener 


Z.  1284  der  Gehalt  der  Hausaufsehor  in  diesen  Anstalten  u.  zw.  für 
jenen  in  Wien  mit  500  fl.,  für  die  in  Ybbs  und  Maiicrbaeh  aber  mit  a  400  fl. 
normirt  worden. 

Hinsicht  lieb  der  beiden  in  Klosterneuburg  und  in  Liesing  be- 
findlichen Anstalten,  welche  —  wie  schon  erwähnt  —  erst  in  den  Jahren 
1874  und  1877  eröffnet  wurden,  ist  bezüglich  des  Personals  und  deren 
Bezüge  noch  Folgendes  zu  bemerken.  In  der  „erstgenannten  Filiale"  ist  die 
Leitung  dermalen  dem  OfTiciale  des  Wiener  Yersorgungshauses  übertragen, 
und  es  gemessen  der  daselbst  provisorisch  angestellte  Hausarzt  und  der 
Seelsorger  nebst  Naturalwohnung  noch  Remunerationen,  Ersterer  mit  400  fl. 
und  Letzterer  mit  200  fl. 

Im  Versorgungshause  in  „Liesing"  sind  mit  Gemeinderaths-Beschlusse 
vom  14.  November  1878  die  Stellen  des  „Verwalters"  mit  1800  fl.  Gehalt 
nebst  Zuschneidepauschale  und  die  des  „Controlors"  mit  1300  fl.,  dann 
jene  des  „Hausarztes"  mit  1200  fl.,  sämmtlieh  mit  dem  Genüsse  einer 
Naturalwohnung,  systemisirt  worden. 
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der  unermüdlichen  Fürsorge  gelttm,  welche  die  Gemeinde  Wien 
der  Armenpflege  angedeihen  lässt. 

Mit  Inbegriff  des  schon  früher,  in  den  Jahren  1849 — 1850, 
erbauten  rückwärtigen  Gebäudetractes ")  umfasst  diese  Hu- 
manitätsanstalt einen  Grundcomplex  von  14.108  DKlftr.  (5*07  Ha.), 
wovirn  3106  DKlftr.  (l'il  Ha.)  auf  die  Bauarea  und  11.002 
nKlftr.  (3%  Ha.)  auf  Hof  und  Gartc^n  entfallen.  Dieses  Haus 
hat  gegenwärtig  (1879),  abgesehen  von  tlen  Krankenbetten,  einen 
Belegraum  für  588  Männer  und  1062  Frauen,  im  Ganzen 
daher  für  1650  Personen,  wovon  mehr  als  800  Personen  im 
neuen  Gebäude  untergebracht  werden  können.  In  diesem  Theile 
der  Anstalt  sind  nämlich  56  Säle,  jeder  zur  Unterbringung 
von  je  10 — 14  Personen,  mithin  im  Ganzen  für  768  Personen 
bestimmt,  und  vier  eigentliche  Krankensäle  für  zusammen 
48  Personen. 

Ausserdem  sind  noch  mehrere  kleiu(?re  Zimmer  vorhanden, 
in  welchen  für  2  bis  4  Personen  Platz  ist;  diese  sind  theils 
für  „zahlende"  Pfründner  (Pensionäre),  theils  für  solche  Personen 
bestimmt,  die  wegen  „ansteckender  Krankheiten"  oder  aus  anderen 
Ursachen  von  den  übrigen  Pfründnern  getrennt  gehalten  wer- 
den müssen. 

In  diesem  Versorgungshause  ist  im  Jahre  1868  auch 
das  im  neuen  „Bürgerversorgungshause  in  Wien"  bei  dessen 
Eröffnung  im  Jahre  1860  in\s  Leben  gerufene  Institut  der 
„Pensionäre"  eingeführt  worden.  **) 

Das  Pensionat  ist  eine  Einrichtung,  die  den  Zweck  hat, 
jenen  Personen,  welche  vor  dem  Eintritte  ihrer  Erwerbsunfähig- 
keit sich  durch  eine  vielfach  mit  Entbehrungen  verbundene 
Sparsamkeit  einen  Zehrpfennig  für  ihre  alten  Tage  zurückzulegen 
vermochten,    gegen    eine    geringe  Entschädigung,    welche   eben 


«U' 


')  L)»'r  rück w artige  Tract  war  ursprünglich  zu  einer  „freiwilligen 
Arlx'itsanstalt^  bostimmt,  wurde  aber  später  zu  einem  Armenhause  adaptirt. 

♦♦)  (i<»moindpraths-Beschluss  vom  10.  November  1868. 
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nur  in  einer   öffentlichen  Anstalt   so  gering   bemessen   werden 
kann,  Aufnahme  und  Verpflegung  zu  gew&hren. 

Der  Pensionär  erhält  im  Versorgungshause  entweder 
allein  oder  mit  einer  zweiten  Person  zusammen  ein  Zimmer  und 
im  Allgemeinen  das  Rechte  alle  Anstaltseinrichtungen  zu  bt*- 
nützen.  Er  kann  aus  der  Traiterie  die  Speisen  und  Getränke 
um  die  billigen  Tarii^reise  beziehen  und  erhält  im  Falle  der 
Erkrankung  die  ärztliche  Hilfe  und  die  erforderlichen  Medica- 
mente von  der  Anstalt,  welche  auch  für  die  nothwendige 
Bedienung  des  Pensionärs,  für  die  Beheizung  und  Beleuch- 
tung der  Wohnung  desselben  und  fiir  die  Wäschereinigung 
Sorge  trägt. 

Im  Versorgungshause  am  Alserbach  befinden  sich  4 
grössere  Zimmer  **)  mit  je  4  Betten  und  7  kleinere  Zimmer 
mit  je  2  Betten,  welche  für  „Pensionäre"  verwendet  werden 
können. 

In  den  Pensionärszinunem  sollen,  da  die  Anstalt  eine 
„Versorguugsanstalt"  ist,  nur  solche  Individuen  Aufnahme  finden, 
welche  sich  für  die  Versorgung  überhaupt  eignen,  die  also 
wegen  Alters-  oder  Körpergebrechen  erwerbsunfähig  wurden, 
u.  zw.  mit  Ausschluss  jener,  die  für  eine  Irrenanstalt  geeign^'t 
erscheinen.  Unter  mehreren  Bewerbern  soll  den  in  Wien  „Zu- 
ständigen" der  Vorzug  eingeräumt  werden. 

Will  ein  „Pensionär"  ein  Zimmer  für  sich  allein  be- 
wohnen, so  hat  er  hiefür  den  jährlichen  Betrag  von  162  ti. 
ö.  W.  zu  bezahlen;  benützen  zwei  Indinduen  ein  Zimmer,  so 
entfWlt  auf  jedes  jährlich  100  fl.  ö.  W.,  und  wenn  3  oder  4  Per- 
sonen ein  Zimmer  gemeinschaftlich  bewohnen,  so  hat  jede  der- 
selben 81  fl.   ö.  W.  jährlich    zu  bezahlen.    Diese  Beträ«:e    sind 


*•)  Seit    dem    Jahro    1876    sind    die    vier    gn'össfren    Zininior   mit 
„Pfründnern"  belegt. 
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vierteljährig   iu  vorhinein  zu   entrichten.    Für  die  „Bedienung** 
sind  täglich  6  kr.  ö.  W.  zu  bezahlen.  **) 

Ursprünglich  war  für  die  Pensionäre  eine  gegenseitige 
vierteljährige  Kündigungszeit  festgesetzt,  welche  aber  mit 
Gemeinderaths-Beschluss  vom  18.  October  1870  in  eine  vier- 
wochenüiche  verwandelt  Avurde. 

Derlei  Pensionäre  befanden  sich  im  allgemeinen  Versor- 
gungshause in  Wien  im  Jahre  1869-8,  1870-  7,  1871—12 
und  im  Jahre  1872—13.  *0 


Die  folgende  Tabelle  gibt  eine  üebersicht  über  den  Stand 
der  Pfründner  des  Versorgungshauses  am  Alserbach  und  die 
Bewegung  in  demselben  während  der  Jahre  1863 — 1872  und 
im  Jahre  1873. ") 


*")  In  der  Regel  wiid  diese  Entlohnung  nach  der  mit  der  Be- 
dienung verbundenen  MQhe  durch  ein  „Uebereinkommen^  zwischen  dem 
Pensionäre  und  dem  bedienenden  Individuum  festgestellt. 

*')  Im  Jahre  1878  betrug  die  Zahl  dieser  Pensionäre  7, 

*^  Im  Eingange  dieses  Capitels  ist  schon  erwähnt  worden,  dass 
dieäe  Anstalt  aus  einem  bereits  im  Jahre  1850  erbauten  Traete  und  aus 
**inem  im  Jahre  1868  eröflneten  Neubaue  besteht.  In  diesen  letzteren  sind 
jene  PiVündner  transferirt  worden,  die  bis  zum  Juni  1868  in  dem  sohin 
aufgelassenen  „Versorgungshanse  in  der  Währingergasse"  untergebracht 
waren.  . 

Durch  diesen  Umstand  wui'den  die  conform  mit  den  übrigen 
st;it istischen  Zusammenstellungen  für  das  Decennium  1863 — 1872  ent- 
wickelten Durchschnittszahlen  sowohl  im  Stande  der  Pfründner  dieses 
Versorgungshauses,  als  auch  in  allen  übrigen  mit  dem  Pfründnerstande 
zusammenhängenden  Verhältnissen  der  Anstalt  dergestalt  verändert,  dass 
die  für  das  bezeichnete  Decennium  gezogenen  Durchschnittsziffem  nicht 
als  den  factisch  bestehenden  Verhältnissen  entsprechend  erkannt  werden 
mussten.  Es  wurden  daher,  um  entsprechende  Durchschnittszahlen  zu 
erhalteu,  bei  diesem  Versorgungshause  auch  die  bezüglichen  Daten  für 
das  Jahr  187.3  in  die  Zusammenstellung  aufgenommen,  wodurch  es  mög- 
lich wurde,  die  Durchschnittsziffem  für  ein  Quinquennium,  nämlich  für 
die  Jahre  1869 — 1873,  zu  gewinnen. 
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Dem  Civilsiaiiile  iiArh  wai 
(W  Aiifiiahim'  iu  dii-  VLTMiririiDi: 


m  Jähre 

Mig 

beinitet 

cderi-'e- 
scWeJen 

im  Jahre 

lejiir 

hriSü. 

seliiedeu 

1863  .  . 

243 

54 

353 

1870     , 

51 K) 

325 

727 

1864  . 

254 

47 

347 

1871  .. 

521 

333 

734 

1865  . . 

244 

54 

358 

1872  .  , 

526 

3»:< 

743 

1866    . 

2Ö8 

52 

365 

1873  ,  . 

49« 

331 

739 

1867  .  . 

2S3 

62 

415 

..  ..  :.)Ht 

1868    . 

491 

.Sil 

691 

Durehvhii.ti 

1869  ,  . 

477 

302 

6T0 

j.  mmn 

506 

326 

723 

Demnach  wareu  von  den  iu  diesem  Hause  Jährlii-li  ver- 
pflegten Personen  naoh  dem  Durchschnitte  .ler  Jahre  1869  —  1873 
ledig  33"/«,  verheiratet  21°/,  und  verwilwei  oder  geschieden  40"  „. 
Es  entfallt  daher  das  weitaus  gröwsle  "l'üritiujrenl  auf  die  ver- 
witweten oder  gesehißiiuuen  Persurieu,  das  kleizisle  liiugegen 
auf  die  Verheirateten, 

Auf  die  Frage,  welclier  Besi-Iiiirti^niiiir  die  iu  diesem 
V'ersorgungshause  unterjceLnu-hlen  rfrüudiu'r  atiü:ehöileu.  gi'heu 
die  nachfolgenden  ZilVem  Ausknull,  aus  deueu  /u  euuielimen  ist, 
wie  viele  von  den  Pl'rüudnevu  im  I>urehsehuine  jährlieh 
auf  die  in  der  Zusammenstellung  ani;el'rilu-teii..KrtterIiskali'gorien". 
denen  sie  vor  ihrer  Aulualime  in  die  Auslalt  augehrirleu.  in 
dem  bezeichneten  IJuinqnenuiuni  eiiltieleu. 
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L'TsVl 
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Bedien«  u.  Bflü'ni-riniifn 

IHflnstbi.tpn    {Kru'liinnen. 

MAgilp  II.  KiniUlraiM'ii) 

11 

10!i|lii; 

IS»  !!S(i 

-  i;( 

II    9" 

iM'WiM-li-l.'lltr    1 

nnr.snrh.^itrr  l.,.i,n(l.- 
AiiMflHiir 

Ibrki'l'      . 

llMlulllliM'lh'l 
KilKl.'l   . 

Il|-.lll/<'^.'ll>rilrl 
»lll'llliih.^'l 

i 

>       <    1 

-1          i 

i      '    i 

Hausbesiirfe'cr ,  , 

Hwzer 

Kranbi^rnWiiLrc.    . 
Kutsrbi-r..    . 

i       '    t 

Nach  dem  fünfjährigen  Durchschnitte  der  Jahre  1869  —1873 
standen  also  von  den  in  dieser  Versorgungsaustalt  am  Ende 
des  Jahres  anwesenden  Pfründnern 


im  AUer  von 

Männer 

Frauen 

zusammen 

in  Percenten 

zum  Ge- 
sammtstande 

unter  50  Jahren .  . 

101 

130 

231 

14  9% 

von  50—  60       „     . 

76 

139 

215 

13-8% 

über  60       70       ,.      .  . 

155 

311 

466 

30-0  % 

,.     70       80       ..      .. 

146 

340 

486 

31-2% 

,.     80—  90       „     . 

26 

123 

149 

9-6% 

,.     90—100       .,      .  . 

1 

7 

8 

0-5  % 

Am  meisten  vertrc 

?tftn  erscheint  in  diesem  Verso 

renoeshaose 

die  Alt(T8gnippe  von  70 — 80  Jahren,  dieser  zunächst  jene  mit 
60—70  Jahren. 

Von  den  am  Ende  jedes  der  nachfolgend  bezeichneten  Jahre 
in  diesem  Versorgungshaiise  befindlichen  Pfründnern  waren  u.  zw. 


1 11^     Tn  11  TT» 

P* 

'boren 

A 

zuletzt 

wohnhaft 

IIU     iJdlllC 

in  AVion 

aussor  Wien 

in  Wiea 

ausser  Wien 

1863 

297 

353 

607 

43 

1864 

289 

359 

602 

46 

1865 

313 

343 

584 

72 

1866 

322 

353 

612 

63 

1867 

366 

394 

685 

75 

1868 

565 

928 

1.397 

96 

1869   .... 

555 

894 

1.358 

91 

1870   .... 

594 

967 

1.450 

111 

1871 

609 

979 

1.485 

103 

1872 

614 

997 

1.502 

109 

1873 

596 

972 

1.453 

115 

u.  im  r)jähr.  Diirchscbii. 
dpr  Jahre  18611— 1K73 


593 


962 


1.449 


106 


Nach  diesen  Durchschnittsziifern  waren  also  38®/,  der  in 
dieser  Anstalt  bofindlichen  Pfrüudner  in  Wien  und  62®/©  d^^' 
selben  ausserhalb  Wien  „geboren";  93yo  derselben  waren 
vor  der  Aufnahme  in  die  Verscn'iriing  in  Wien  und  nur  T/» 
ausser  Wien  „wohnhaft''  gewesen. 


Dem  Civilstaude  nach  waren  vuii  diesen  Pfrfindneni  vor 
der  AufDahiue  ia  diu  Versurgiiag 


im  J&hre 

ledig 

heirate 

oder  ge- 
schieden 

im  Jahre 

ledig 

heiratet 

oderge- 
Bchiedea 

1863  . . 

2*3 

54 

353 

1870     . 

509 

325 

727 

1864  .  . 

asi 

47 

347 

1871  . . 

521 

333 

734 

1865  . . 

a44 

54 

358 

1872  .  , 

526 

342 

743 

1866  .  . 

2ft8 

52 

365 

1873  .  . 

498 

331 

739 

1867  . . 

•2Xi 

62 

415 

1.  im  5]ll]r. 

1868    . 

m 

311 

691 

Bnrthubu.  l 

1869  .  . 

477 

302 

670 

i  imim 

506 

326 

723 

Demnach  waren  vou  den  in  diesem  Hause  jährlich  ver- 
pflegten Personen  nach  dem  Durchschnitte  der  Jahre  1869 — 1873 
ledig  33'/,,  verheiratet  21'/,  und  verwitwet  oder  geschieden  46'/,, 
Es  entfällt  daher  das  weitaus  grösste  Contingent  anf  die  ver- 
witweten oder  geschiedenen  Personen,  das  kleinste  hingegen 
auf  die  Verheirateten. 

Auf  die  Frage,  welcher  Beschäftigung  die  in  diesem 
Versorgungshause  untergebrachten  Pfründner  angehörten,  geben 
die  nachfolgenden  ZifTern  Auskuull,  aus  denen  zu  entnehmen  ist, 
wie  viele  von  den  Pfründnern  im  Durchschnitte  jährlich 
auf  die  in  der  Zusammenstellung  angeführten  „Erwerbskategorien", 
denen  sie  vor  ihrer  Aufnahme  in  die  Anstalt  angehörten,  in 
dem  bezeichneten  Quiuquennium  entüelen. 


Beamte  . . 
Dienstpe 
Bediener  u. 
Dienstbuten  (KflcLionen, 
Mägdo  II.  Kindslrftuea) 
HniiEkiic-cUti) . 
JlauBbe Bürger 

Krankeniviii-tr 

Kutsohpr .... 


Gi'iverbsleute  un.l 
Hilfsftrljeiter  lieiinn.- 

werbe    imil    zwm: 
Anstreiclier 

HflckPr 

BikmlnindiiT 

Hinilor 

Ht-in^liuacliw 

Bi<in/.'!iili,.ikT 

BiiHilnmU-r 


37* 


Bin.'liilrin-k.-|- . . . 
BLiclis.>nrunrlnT 
Clun'i'lnilcuincln? 

Drpi'liski 

I-'n)irik»nrliHlcr 

t'ürlinr - 

Fiiiter 

fisetiliAmlliT  .. 
Flpist^liliniicr  . . 
I''n1cbii'nliänillc*i' 

GSrtncr 

G,iia:i]|"-ir(T(^il 


Kniii-fiiincbcr 
K.irMlrL-liUT 

Li'li/eiler, , . 


Mihi 


I-  yu-t 


Ein  Hlick    auf   i!i 

d.-iu    du- 
ti-riiiin'ir' 


Müdi^l innen  .... 

Mfilli'r 

Sniiler 

Oi-hftler 

PirrfK'kpnniacli  er 
Pfi'ili'nschneidor . 
Plnttirei"  .   . . . . . 

Hchliisspr 

■Schmiede 

SeUnoiiipr 

Scliiiflsclzpr  . . . . 
Öt'liiihmiiclier  .  , 

siiliiiUr  ■■':■;■ 

S].uliTin[ielL 

StüliliLibfit^r  .  . 
Slpiiiii rucker. .    , 


Ijuiibiboitmiinon . , 

li'1'i.mm.'n 

■.■iiflf.lnifr 


Oll» 


1 

- 

f.  - 

i 

■s 

M 

« 

i 

— 

3.    - 

il  — 

9    — 

i 

afi*! 

10 

!5  li6|: 

!0,l  9t  1 

3(1 

7l|i 

IMl     Slitlllli: 
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101 
;  vdrstt'hemle  Tabi:llc  zeigt,  dass  die 
>i'ii  PfrüiiiliuTii  ihrer  Bi'schäftigung  naoh 
;i'lnirte.  Die  Rubrik  „Haodarbei- 
iiiitiT  alloii  mit  264  am  stärksteii  vertreten; 
iiu  ili<-,si>  si'liiic.-;.st  sii-h  ji'in-  iliT  ..'l'jij^löhiHT"  mit  211  uod  daou 
ji'Ui'  lU'C  ,.hii'risil>o!,.ri"  mit  180.  VnU-i  dou  ge wüirblichi'n 
]tescliiittii;iirip'Ti  liii.l.'ii  .-^ich  Jim.-  .1,t  Sdiiieidcr  {mit  45),  AVeVr 
(mit  ;j())  i][)il  Öcliuhmailu-r  iiiiit  ;)r»)  am  häufigsten;  an  dies« 
R:ihi.-ii  sich  liiimi  d'w  liubrikcri:  \Väsch(;nnui'Q  (mit  24),  Oehstler 
(mil  2U|,  iJuu.liiim-tiur  iirul  Dn-.-hslcr  (mit  je  14). 
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Es  kamen  daher  im  Durchschnitte  der  Jahre  1869  -1873 
jährlich  3312  „ErkrankungsföUe"  vor,  wovon  52*/^  mit  Heilung, 
löVo  "^i^  Bessening  und  12Vo  ™^  Tod  endigten.  Den  höchsten 
Krankenstand  weist  während  des  Quinquenniums  1869 — 1873 
das  Jahr  1871  auf;  in  den  beiden  folgenden  Jahren  war  der- 
selbe in  Abnahme  begriffen  und  sank  im  Jahre  1873  um  553 
unter  die  ermittelte  Durchschnittsziffer  herab. 

l'eber  die  vorgekommenen  Todesfälle  gibt  die  Tabelle 
auf  Seite  584  die  eutsprecheude  Uebersicht. 

Nach  den  Ziffern  dc^rselben  traten  im  Durchschnitte  der 
Jahre  1869  —  1873  in  diesem  Versorgungshause  als  „Todes- 
ursachen" am  lifiuligsten  auf:  Altersschwäche  (21-6Vo)>  ^un- 
gencHtzimdiing  (8'',  j,),  Lungentuberculose  (7yj,  organischer 
Herzfehler  (6-3^  q),  Gehirnschlagfluss  und  allgemeine  Tuber- 
culuse(j(N)-3yo),  Luugenzellenenveiteruug,  Beinfrass  undKnochen- 
braud  (je  b[\)  und  chronischer  Wasserkopf  (3*1®/^). 

I)i(»  Tabelle  auf  Seite  586  gibt  eine  Uebersicht  über  die 
für  die  Jahre  1863 — 1873  uud  im  fünfjährigen  Durchschnitte  der 
Jahre  1S()1)— 1873  berechneten  Murbilitäts-Heilungs-  und 
jMortalitäts  -  Percente.    — 

Straffälle  kamen  im  Versorgungshause  am  Alserbach  im 
Dnrehschnitte  jährlich  36  vor,  an  WiOehen  das  „männliche"  Ge- 
schleeht  mit  67  und  das  „weibliche"  Geschlecht  mit  33  Per- 
ceut  betheiligt  erseheint. 

Es  wurden  bestraft  weiiren 

rr  -^  c  '^  Unver-  r  *.  "        Summe 

im  .inlin»  kcii-     H  =  ,i;    Excess     ,.  T       Betteln  ^  i  ^2 :2     ,.., 

,    .        Jz  = :-  lieh-  -2  ^  i  ^     Mrat- 


,^^.     planiK'i        6  2  3  1  _  -  12 

^^*^'^     (Friuicii         2         -  2         4  —  —  8 

iMaiiiHT       2  1  1        1         _         _  5 


583 


.'S 


Trun-   "^  Z.S  V"/^'"  I  S  :  .   Summe 

im  Jahre  ken-    *3  |>|  Exeess   «[»f "    Betteln  :g  §  |  J    „f«' 

"*"    i~?s  keit  is3|         fäUe 


1^65     IFraoe«       5  1 


(Manner  2  1  1  1  _  _  5 

—  6  -  1  13 

|lanner  3  —  1  2  ~  —  6 

^^66     iPniuen  3  —  —  5  —  1  9 

Ilanner  4  —  1  —  —  —  5 

Frauen  4  —  —  2  —  —  6 

(lanner  12  -  3  —  _  _  I5 

1868  (Frauen  3  —  —  4  2  1  10 

(länner  18  2  3  —  1  —  24 

1869  \j^^  6  —  —  6  1  -  13 

(Männer  16  2  1  2  —  1  22 

1870  jpraoen  6  —  —  4  —  2  12 

(Männer  16  1  1  2  —  —  20 

1871  (Frauen  7  —  _  8  —  2  17 

(Männer  24  1  2  2  1  —  30 

1872  jfrauen  2  —  —  6  1  2  11 

(Männer  17  2  6  —  —  —  25 

1873  jrrjuen  4  —  1  —  2  —  7 

im  Durclischn.|  Männer  18  2  3  1  —  —  24 

der  Jahre  |  Frauen  5__5  1  1  12 


1869  - 18731  zusanr.     23  2  3         6  1  1  36 

Am  zahlreichsten  erscheint  die  „Trunkenheit"  als  Ursache 
der  Abstrafnng  vertreten,  eine  Erscheinung,  welche  sich  bei 
allen  folgenden  städtischen  Versorgungshäusem  wiederholt. 
Unter  den  im  Durchschnitte  jährlich  in  dieser  Anstalt  vor- 
gekommenen 36  StrafFällen  erscheint  die  Trunkenheit  mit  64  Per- 
cent als  „Strafursache"  vertreten. 

Die  Tabelle  auf  Seite  588  u.  flple.  enthält  die  übersieht- 
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liehe  Zusammenstellung  der  Daten  über  die  Zahl  der  in  diesem 
Versorgungshause  verpflegten  „Personen",  über  die  Summe  der 
„Verpflegstage**  und  die  für  diese  Verpflegung  „verausgabten 
Summen". 

In  diesem  Versorgungshause  wurden  daher  durchschnitt- 
lich jährlich  2383  Personen  mit  einem  Kostenaufwande  von 
270.374  fl.  20  kr.  durch  532.181  Verpflegstege  verpflegt. 
Durchschnittlich  85  ^Vo  der  Pfiründner  dieses  Versorgungshauses 
waren  auf  Kosten  des  „allgemeinen  Versorgungsfondes"  in  dem- 
selben untergebracht. 

Unter  den  Verpflegten  befanden  sich  durchschnittlich  jähr- 
lich 24  Civilparteien,  d.  h.  Personen,  welche  die  Kosten 
ihrer  Verpflegung  „aus  Eigenem"  bestritten.  Werden  die  Summen 
der  für  die  Verpflegung  dieser  Civilparteien  aufgelaufenen  und 
von  diesen  zurückerstatteten  Kosten  von  der  Qesammt- 
summe  der  jährlichen  Ausgaben  in  Abzug  gebracht,  so  betrugen 
für  die  Verpflegung  der  in  diesem  Versorgungshause  nicht 
auf  ^eigene  Kosten"  verpflegten  Personen: 

die    Verpflegs- 
dic  Auslagen  kosten  per  Kopf 

und  Tag 

im  Jahre  1863.  101.798  fl.  09  kr.  37-8  kr. 

•„   1864..  101.083  „  10  „  47-3  „ 

„   1865..  104.367  „  57  „  44-6  „ 

1866..  113.290  „  58  „  43-4 


1867..      116.708  „  05  „        43-9 
1868..      184.410  „  72  „        49-2 


„   1869..      240.526  „  86  „        48()  „ 
„   1870..      247.873  „  95  „        47-5  „ 


1871..      265.955  „  89  „        49-2 
1872..      289.770  „  94  „       53si 
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„      1873..  293.015   „  56   „  55-9     „ 

UDil  in  DurdischniUe  der 

Jahre  1X69-1873  267.428  fl.  64  kr.  50-8    kr. 


sächlich  dadurch,  dass  die  bedeutende  Anzahl  von  armen  Per- 
sonen, welche  in  Folge  „Blödsinnes"  zu  versorgen  waren,  in 
die  beiden  Versorgungshäuser  zu  Ybbs  und  St.  Andrä  vertheilt 
wurden. 

Nach  dem  fünfjährigen  Durchschnitte  der  Jahre  1868 — 1872 
standen  im  Versorguugshause  zu  Ybbs 

jährlich  im  Alter 

unter  50  Jahren 
von  50—  60       „ 
über  60—  70 

70—  80 

80-  90 

90-100 
über  100 

Nimmt  man  auf  den  Geburtsort  und  den  Wohnort  Rück- 
sieht,  welchen  die  versorgten  Armen  vor  ihrer  Aufnahme  in 
die  Versorgung  iune  gehabt  haben,  so  ergibt  sich  Folgendes. 
Von  den  am  31.  December  eines  jeden  Jahres  in  diesem  Ver- 
sorgungshause  befindlichen  Pfründnern  waren 
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JJ 


?9 
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99 


in  V,  znm 

inner 

Frauen 

zusammen 

Oesammt- 
stande 

123 

121 

244 

37-5% 

30 

55 

85 

13-0% 

54 

77 

131 

20-8% 

32 

114 

146 

22-5  V. 

7 

35 

42 

6-5  % 

1 

1 

2 

0-3  % 

im  Jahre 

1863 .  .  . 
1864 . . 
1865. . . 
1866. . . 
1867 .  . . 
1868... 
1869... 
1870  .. 
1871... 
1872... 

u.  im  Sjäbr.  Durcb- 

schnille    der  Jibre 

1X68—1872 


in  Wien 

164 
217 
288 
305 
318 
315 
323 
325 
338 
319 


creboren 


ausser  Wien 
167 
245 
307 
331 
337 
343 
325 
313 
320 
332 


zuletzt  wohnhaft 


in  Wien 

243 
343 
446 
482 
487 
478 
463 
447 
450 
423 


ausser  Wien 

88 
119 
149 
154 
168 
180 
185 
191 
208 
228 


324 


326 


452 


198 
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Es  ergibt  sich  daraus,  dass  diaZahl  der  Pfrüuduor  dieses 
Versorgungshauses,  welche  in  Wien  geboren  wurden,  sowohl 
in  den  einzelnen  Jahren  als  im  fünfjährigen  Durchschnitte  bei- 
nahe gleich  steht  der  Zahl  der  ausser  Wien  Geborenen. 
Grössere  Differenzen  zeigen  sich  zwischen  den  Zahlen  der 
vor  der  Aufnahme  in  die  Versorgung  in  Wien  wohnhaft  ge- 
wesenen Pfründner  und  den  Zahlen  jener,  welche  vor  der  Auf- 
nahme ausserhalb  Wien  gewohnt  haben,  da  die  Zahl  der 
Letzteren  nach  dem  fünQ ährigen  Durchschnitte  nur  30%  des 
durchschnittlichen  Gesammtstandes  betrug. 

Dem  Civil  Staude  nach  waren  von  den  Pfründnern  dieses 
Versorgungshauses  vor  der  Aufnahme  derselben  in  die  Ver- 
sorgung 

:_   T«v  ^  1  j-  u  •    *  *  verwitwet  oder 

im  Jahre  ledi-  verheiratet  geschieden 

1863 215  15  101 

1864 285  26  151 

1865 366  52  177 

1866 372  56  208 

1867 384  54  217 

1868 397  48  213 

1869 396  49  203 

1870 400  48  190 

1871 401  62  195 

1872 380  69  202 

and  im  5 jähr.  Durchschnitte 
derJahre  1868—1872.  .  395  55  200 

Nach  den  Ziffern  des  fünQährigen  Durchschnittes  waren 
daher  von  diesen  Pfründnern  „ledig"  61Vo,  „verheiratet"  87« 
und  „verv\'itwet  oder  geschieden"  3lVo- 

In  Bezug  auf  die  von  den  Pfründnern  dieser  Anstalt 
früher  ausgeübte  Beschäftigung  ist  aus  den  nachfolgenden 
Ziffern  zu  entnehmen,  in  welchem  Verhältnisse  während  des 
Jahrfünft  1868—1872  die  verschiedenen  Erwerbskategorien  im 
Durchschnitte  jährlich  daselbst  vertreten  Maaren. 
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1868—1872  ilic  tm'isifii  (76  Mäuner  iinil  86  Frauen)  ohne 
BeschaftifTiing  jj.'wesi'ii,  iils  sie  in  die  Versorgung  aiifgeuoramen 
M'unli'ii.  Dil!  uiSchsl  grnsRten  Ziffi-rn  finden  sich  dann  in  den 
liiiliriki'o  „Hiiudiirlieiterinneu"  (103)  und  „Taglöhner"  (32  Mfinoe 
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Diesen  Ziffern  zufolge  zeigt  sich  in  den  Kosten  für  die 
Verpflegung  der  Pfründner  des  Versorgungshauses  „am  Alser- 
bach"  sowohl  bis  zum  Jahre  1868,  in  welchem,  wie 'bereits 
bemerkt,  die  Umsiedlung  der  Pfründner  des  aufgelassenen 
Versorgungshauses  „in  der  Währingergasse"  in  die  hier  be- 
sprochene Anstalt  stattfand,  als  auch  weiters  vom  Jahre  1869 
bis  1873  ein  wenn  auch  nicht  bedeutendes,  doch  constantes 
Steigen,  dem  entsprechend  auch  die  Kosten  für  die  Verpflegung 
der  Pfründner  per  Kopf  und  Tag  von  Jahr  zu  Jahr  ge- 
stiegen sind. 

2.  Das  Versorgungshaus  in  der  Währingergasse 

(eigentlich  im  IX.  Bezirke,  Waisenhausgasse  Nr.  2). 

Dieses  Versorgungshaus  wurde,  wie  bereits  S.  573  erwähnt, 
im  Jahre  1868  aufgelassen.  Es  müssen  aber  Mittheilungen  über 
dasselbe  in  die  vorliegende  Darstellung  der  städtischen  Versor- 
gungsanstalten einbezogen  werden,  weil  dasselbe  durch  die  Hälfte 
jenes  Jahrzehntes,  welches  für  die  zifl'ermässige  Betrachtung  des 
Wirkens  der  „Armenpflege"  in  diesem  Werke  gewählt  wurde, 
mit  Pfründnem  belegt  war. 

Das  Versorgungshaus  in  der  Währingergasse  war  nach 
Fuhrmann's  „Beschreibung  der  Stadt  Wien  vom  Jahre  1770" 
ursprünglich  ein  kleines  Spital,  welches  ein  bürgerlicher 
Bäckermeister  für  kranke  Bäckerburschen  errichtet  hatte.  Ilie- 
durch  erklärt  sich  die  Entstehung  des  Namens  „Bäckenhäusl", 
welcher  Name  im  Volksmunde  sich  auch  noch  fort  erhielt,  als 
das  ursprüngliche,  kleine  Oebäude  durch  den  Aufbau  eines 
grösseren,  im  Jahre  1656  vollendeten  Gebäudes  verschwunden 
war.  In  dieses  neuerbaute  Haus  wurden  dann  „arme  Kranke" 
aufgenommen,  für  deren  Bedürfnisse  das  „Bürgerspital"  Sorge 
trug;  in  erster  Linie  scheint  dessen  Bestimmung  gewesen  zu 
sein,  die  während  der  Pest  und  zur  Zeit  anderer  Epidemien 
aus  dem  Lazarethe  und  dem  Pestspitale  entlassenen  Reconvales- 
centen  aufzunehmen.  Es  war  also  eine  „Krankenanstalt**  und 
wurde    auch    später,    bis  zum   Jahre  1791   in  der  Eigenschaft 
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einer  Ablheiiung  dos  im  Jahre  1781  errichteteu  „allgeineiiieii 
Kraukenhftuses"  als  „Sioehenhaus"  verwendet.  Im  Jahre  1791 
wurde  es  jedoch  dieser  Bestimmuag  wieder  enteogen  und  zur 
Unterbringung  solcher  Armer  verwendet,  welche  während  ihres 
Aufenthaltes  in  dieser  Anstalt  noch  von  Freunden  und  Bekannten 
unterstützt  wurden.  Da  sich  das  Gebäude  durch  seine  gesunde 
Lage  und  die  zweckmässige  Einrichtung  der  darin  hetindlichen 
Wohnungen  zu  einer  Versorgungsanstalt  ganz  besonders  eignete, 
wurde  schon  im  Jahre  1796  beabsichtiget,  dasselbe  als  „Ver- 
sorgungshaus" zu  vergrössem  und  dagegen  das  damalige  Kran- 
ken- und  Versorgungslmus  am  „Alserbach"  sowohl  wegen  uu- 
gbüTigeuder    lleschall'euheit  desselben    als   auch    wegen    seiner 
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schlechten  Lage   und   der  feuchten  Wohnungen  daselbst  ganz 
ftufzulaasen. 

Zn  dieser  Auflassung  kam  es  aber  dazumal  nicht.  Aach 
die  beabsichtigte  und  im  Jahre  1»05  neuerdings  geplante  Ver- 
grösserung  des  Versorgiingshauses  in  der  Währingergasse 
kam  damals  nicht  zu  Stande,  sondern  konnte  erst  in  den 
Jahren  1824  bis  1827  zur  Ausfabrung  gelangen.  Im  Jahre  1824 
wurde  nämlich  dieses  dem  „Biirgers]iittiIfoDde"  gehörige  Haus 
an  den  „allgemeinen  Versorgungsfond"  unter  der  Bedingung 
abgetreten,  dass  in  einem  der  commnnalen  Versorgungs- 
hftuser  stets  25  Arme  aus  dem  BOrgerstande  auf 
Kosten    des    allgemeinen    Versorgungsfondes    verpflegt 
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werden  müssen.  *®)  In  Folge  der  während  der  bezeichneten 
Jahre  vorgenommeneu  Vergrösserungen  war  dann  der  Beleg- 
raum dieses  Versorguugshauses  von  259  auf  570  Köpfe 
gebracht  worden.  Am  13.  Juli  1868  wurde  aber  die  Anstalt 
aufgelassen  uml  die  Pfründuer  derselben  in  das  neuerbaute 
„Versorgnngshaus  am  Alserbach"  transferirt.  Das  Anstalts- 
gebäude wurde  um  deu  Preis  von  357.800  fl.  ö.  W.  der  Staats- 
verwaltung übi'rlasseu.  ^') 

Die  Tabelle  auf  Seite  592  und  593  gibt  eine  Ueber- 
sieht  über  die  Zahl  der  in  der  Anstalt  vom  Jahre  1863  bis 
zu  deren  Auflassung  ,,verpflegten  Personen",  die  verschiedenen 
„Fonde",  auf  deren  K(»sten  die  Veq)flegung  erfolgte,  die  Zahl 
der  „Verpflejj:st^ige''  und  die  Summe  der  hiefür  gemachten  „Aus- 
lagen" (inclusive  d(a*  Regieauslagen). 

W'erdeu  xon  der  Summe  der  Auslagen  die  von  den  „Civil- 

parteien"  für  di'HMi  V('rj)fl(»guug    bestrittenen  Verpflegskosten  in 

Abzug    gebracht,    so    ergeben    sich    folgende    Ausgabesummen. 

Es  betniüT^'u: 

T  1  r      K     ^  die  Verpfleffskosten 

^  per    Kopf   und    Tag 

1863 81.022  fl.  68  kr.  41-8  kr. 

1864 88.444   „    99    „  44-6 

186;') 95.916   ,.    74    „  48? 

1866 06.855   „    65    „  49-1    „ 

1867 87.274    „   55    „  46-.3    „ 

um!  im  iijiiliri^MMi  DurcliMliiiilir         89.802  fl.  92  kr.  46-1  kr. 

3.  Das  Versorgungshans  zu  Ybbs. 

Dasselbe  liegt  ausserhalb  der  Stadt  Ybbs  in  Niederöster- 
reich, im  Hezirke  Amstetteu,  am  rechten  Ufer  der  Donau  dem 
kaiserliclieu  Familienschlosse  Perseubeng  gegenüber,  circa  15 
Meilen  von  Wien  entfernt. 
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''")  Sieb»'    di«'    Annierkung   82    auf   Seite    139    im    I.  Theile    dieses 
Werkes. 
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Das  alte  Gebäude,  in  welchem  urspnlnglich  das  Ver- 
sorgungshaus  und  die  mit  demselben  vereinigte  Irrenanstalt 
untergebracht  worden  war,  ist  im  Jahre  1721  von  den  n.-ö. 
Ständen  als  „Kaserne"  mit  jenen  zu  Krems,  Stockerau  und  in 
der  Leopoldstadt  in  der  Absicht  erbaut  worden,  um  dadurch 
die  Einquartierungskosten  und  die  damit  verbundenen  üebel- 
stände  zu  beheben. 

Zufolge  der  mit  dem  Hofdecrete  vom  1.  Mai  1751  ge- 
endeten Verhandlungen  war  dasselbe  im  Jahre  1751  der  Kaiserin 
Maria  Theresia  als  Eigenthum  überlassen  worden,  welche  es 
jedoch  nach  dem  Inhalte  der  a.  h.  Eutschliessung  vom  27.  Juni 
1753  zur  Unterbringung  von  Armen  zu  verwenden  beschloss. 
Obwohl  in  dem  hierüber  an  die  Kaiserin  erstatteten  Vortrage 
von  dieser  Benützung  der  Kaserne  abgerathen  wurde,  weil  der 
schlechte  Bauzustaud  derselben  kostspielige  Reparaturen,  eine 
ebenfalls  kostspielige  Administration  und  daher  grosse  Auslagen 
für  die  „Armencasse"  erforderlich  mache,  entschied  die  Kaiserin 
dennoch:  es  sei  mit  3 — 400  Bettlern  der  Anfang  zu  machen, 
und  diese  Anzahl  nach  und  nach  unter  Beobachtung  der  grössten 
Wirthschaftliehkeit  bei  den  vorzunehmenden  Reparaturen  und 
übrigen  Auslagen  zu  vermehren. 

Sei  es,  dass  die  Kriegsereignisse  oder  andere  bedeutendere 
damals  sich  drängende  Begebenheiten  die  Aufmerksamkeit  von 
diesem  Gegenstande  ablenkten,  oder  dass  die  weniger  häufig 
vorkommenden  Klagen  über  Bettler,  Müssiggänger  und  arbeits- 
scheue Individuen  die  Durchführung  der  kaiserlichen  Verfügung 
in  den  folgenden  Jahren  nicht  mehr  so  dringend  erscheinen 
Hessen  —  Thatsache  ist,  dass  die  anbefohlene  üebersiedlung 
der  Armen  von  Ebersdorf")  nach  Ybbs  damals  nicht 
erfolgte. 

Erst  im  Jahre  1779  wurde,  da  das  Schloss  Ebersdorf  zur 


*»)  Ueber  die  Herrschaft  „Ebersdorf"  und  deren  Widmung  zur 
Annenpflege  sind  die  geschichtlichen  Notizen  in  der  I.  Abtheilung  dieses 
Werkes  Seite  71  und  folgende  enthalten. 

38* 
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Appertinentien  mit  Ausnahme  des  Franziskaner-Klosters  an  die 
k.  k.  Staatsverwaltung  abtrat  und  dafür  nebst  anderen  Ent- 
schädigungen *')  das  „Versorgungshaus  zu  St.  Andrä"  samrat 
allen  Appertinentien  erhielt. 

Das  nicht  abgetretene  Franziskaner-Kloster  in  Ybbs  ist  aber 
dann  nach  Erwerbung  der  erforderlichen  Gründe  zu  einem 
grösseren  Versorgungshause  umgebaut  worden.  Zuerst  wurde 
an  das  alte  Klostergebäude  im  Jahre  1859  ein  linker  Flügel- 
tract  und  dann  im  Jahre  1860  ein  rechter  Flügeltract  angebaut, 
und  es  sollte  hierauf  im  Jahre  1861  die  Ad^tirung  der  einen 
Quertract  bildenden  alten  Realität  vorgenommen  werden. 

Der  über  den  Zustand  derselben  vorgenommene  Augen- 
schein führte  aber  zu  der  Ueberzeugung,  dass  ein  vollständiger 
Neubau  billiger  und  zweckmässiger  sein  würde,  als  die  projec- 
tirte  Adaptirung,  daher  in  der  Sitzung  des  Gemeinderathes  vom 
11.  März  1862  beschlossen  wurde,  von  dem  ursprünglichen 
Plane  einer  blossen  Adaptirung  abzugehen  und  auch  den  Quer- 
tract vollständig  neu  aufzubauen.  Am  19.  September  1864 
fand  die  feierliche  Schlusssteinlegung  in  diesem  Hause  statt. 
Die  Kosten  des  ebenso  schönen  als  grossartigen  Anstalts- 
baues beliefen  sich  in  runder  Summe  auf  585  800  fl.  — 

Dieses  Versorgungshaus  umfasst  einen  Flächenraum  von 
5  Joch  274  D  Klafter  (2*97  Ha.),  wovon  1  Joch  279  G  Klafter 
(0*68  Ha.)  verbaut  sind,  daher  auf  den  Garten  3  Joch  1595  G  Klafter 
(2-29  Ha.)  entfallen. 

Das  Haus  hat  gegenwärtig  (Mai  1879)  einen  Belegraum 
für  274  Männer  und  441  Frauen,  zusammen  für  715  Personen. 
Auf  jeden  PMndner  entf&llt  sowohl  in  den  Wohn-  als  in  den 
Marode-  und  Krankensälen  ein  Cubikraum  von  3®,  3'  und  10'' 
(20-56  Cm.). 

Während  der  Zeit,  als  das  Versorgungshaus  gebaut  wurde, 
waren  dessen    sämmtliche  Beamte   in    dem  Baron  Tonder'schen 


*•)  Näheres  hierüber  wird   zu  Anfang   der  Mittheilnngen   über   das 
„Versorgungshaus  zu  St.  Andrä**  angeführt. 
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Hause  in  Ybbs,  welches  für  den  „allgemeinen  Versorgungsfond" 
um  10.000  fl.  angekauft  worden  ist,  untergebracht.  Nach  Voll- 
endung des  Neubaues  übersiedelten  dieselben  in  das  Anstalts- 
gebäude und  das  Tonder'sche  Haus  wurde  als  Appertinenz 
desselben  zum  Zwecke  der  Aufnahme  von  „blöden,  faUsüchtigen 
und  mit  ekelhaften  Oebrechen  behafteten  Kindern^  adaptirt 
und  zur  Unterbringung  von  40  derlei  Kindern  eingerichtet 

Die  Knaben  werden  daselbst  zu  ebener  Erde,  die  Mftdchen 
im  abschliessbaren  ersten  Stocke  untergebracht.  Diese  Kinder 
erhalten  durch  den  Beneficiaten  des  Versorgungshauses  einen 
ihren  Fähigkeiten  entsprechenden  Unterricht  und  verbleiben  bis 
zum  14.  Lebensjahre  in  diesem  Hause,  nach  welchem  sie,  wenn 
es  ihr  Zustand  erlaubt,  dem  bürgerlichen  Leben  zurückg^^ben, 
oder  in  eines  der  Versorgungshäuser   aufgenommen   werden.  *^ 

Der  Stand  der  Pfründner  dieses  Versorgnngshauses 
und  die  Bewegung  in  demselben  während  des  Decenniums 
1863~-1872  ist  aus  der  auf  Seite  599  folgenden  Tabelle  ersichtlich. 

In  dem  Versorgungshause  zu  Ybbs  wurden  während  der 
Jahre  186&— 1872  durchschnittlich  jährlich  783  Personen 
verpflegt. 

Aus  der  Summe  der  in  den  einzelnen  Jahren  verpflegten 
Personen  ergibt  sich,  dass  in  diesem  Versorgungshause  jährlich 
mehr  Personen  verpflegt  wurden,  als  die  Anstalt  „Belegraum** 
auswies,  eine  Erscheinung,  welche  sich  aus  dem  steten  Wechsel 
eines  Theiles  der  Anstaltsbevölkerung  erklärt  und  durch  die 
Zififem  für  den  Pfründnerstand  „am  Anfange  nnd  am  Ende  des 
Jahres^^  bestätigt  wird.  Weiters  ist  aus  den  Daten  dieser  Tabelle 


^*)  Gemeinderaths-Beschlüsse  vom  2.  September  1864,  vom  t5.  J&oner 
1867  und  vom  7.  März  1879. 

Die  „Adaptirungskosten^  betrugen  4609  fl.  75  kr.,  die  Auslagen  für 
die  „innere  Einrichtung^  9602  fl.  77  kr.,  daher  die  Qesammtherstellungs- 
kosten  dieses  Gebäudes  inclusive  des  Ankaufspreises  per  10.000  fl.  sieh 
auf  17.212  fl.  52  kr.  ö.  W.  belaufen. 

In  diesem  Gebäude  sind  vier  geräumige  Zimmer  mit  einem  eigenen 
Zugange  zur  „ Unterkunft  der  jeweiligen  Commissionsmitglieder^   reservirt. 


Sä      t 

«■ms 

S!s 

SS  IS 

III 

Ulli 

s 

ipl 

intjj 

SIs 

KSS 

Sil 

Släli 

? 

""•1 

^ 

äsS 

Ig 

? 

s 

< 

1 

..»s 

f:s|| 

s 

sl" 

s 

1 

S 

.. 

sp 

- 

SjS 

g  S|S 

^S 

"  s 

sp 

3 

5]S 

s 

3|S 

Ili1<n>liil<» 

»IMJ 

S|K 

^ 

^  ^ 

ü 

HxilniDUiiqJiDp 

»"«1 

-*  !2:=l=|2|:i 

2 

Sä  s 

s 

P 

t«rjj 

=0 

£S 

s 

ssp 

15 

3S 

= 

"Hü 

^ 

ES 

-<b|'Jmn|l.g  ^„t 

T.MIJ 

,|--,»pn; 

23 

= 

»igi| 

«1« 

- 

-p 

3  U 

- 

.    1    i    S    S    g 

'■■■S 

s  s 

" 

ä 

sls 

s 

115 

« 

hilJj 

als 

Sis 

als 

3 

sls 

iS 

JIDHI 

ä3||!| 

s 

i 

i 

2S 

s 

» 

i 

«KBIS 

ISiäB 

s 

B 

£ 

ig  13 

»tlJi 

airSPPPP 

sp 

s 

JMiri 

2ps 

spps 

= 

Kp 

ni'lniiHi't  1>Jip 

»iltJJ 

äßg 

ssps 

«1^ 

s 

i«n| 

P  S 

SS|SS 

s 

S|S 

3 

li^l 

■Htli 

o  « 

„„pp 

= 

-p 

= 

JW!| 

2  2 

;:  s 

SjS 

:S 

:!!;: 

- 

1  ■  ll 

"■«S 

s 

s  s 

S» 

ai 

3 

sB 

m,n 

^£IS 

slsll 

S 

Mlll 

slsls 

s 

SIS 

s 

^ 

Mi    ll 

.    '    ! 

1 

r 

li 

tf 


■  ll 


sächlich  dadurch,  dass  die  bedeutende  Anzahl  von  armen  Per- 
sonen, welche  in  Folge  „Blödsinnes"  zu  versorgen  waren,  in 
die  beiden  Versorgungshäuser  zu  Ybbs  und  St.  Andrä  vertheilt 
wurden. 

Nach  dem  fünfjährigen  Durchschnitte  der  Jahre  1868 — 1872 
standen  im  Versorgungshause  zu  Ybbs 

in  Vo  zum 
jährlich  im  Alter  Männer       Frauen       zusammen       Gesammt- 

Stande 

uuter  50  Jahren         123  121  244  37-5% 

von  50—  60       „  30  55  85  13o% 

über  60-  70       .  54  77  131  20j% 

„     70—  80      „  32         114  146  22-3% 

„     80-  90      „  7  35  42  6-5% 

„     90-100       „  1  1  2  03% 

über  100       „  _  _  _  _ 

Nimmt  man  auf  deu  Geburtsort  und  den  Wohnort  Rück- 
sieht,  welcheu  die  versorgten  Armen  vor  ihrer  Aufnahme  in 
die  Versorgung  iune  gehabt  haben,  so  ergibt  sich  Folgendes. 
Von  den  am  31.  December  eines  jeden  Jahres  in  diesem  Ver- 
sorgungshause befindlichen  Pfründnern  Avaren 

geboren  zuletzt  wohnhaft 

im  Jahre  ■^  ,  '^m 

in  Wieo        ausser  Wien        in  Wien        ausser  Wien 

1863 164  167  243  88 

1864 217  245  343  119 

1865 288  307  446  149 

1866 305  331  482  154 

1867 318  337  487  168 

1868 315  343  478  180 

1869 323  325  463  185 

1870  ....  325  313  447  191 

1871 338  320  450  208 

1872 319  332  423  228 

u.  im  Sjähr.  Durch- 
schnilte    der  Jibre 
1X68— 18?2  324  326  452  198 


Es  ergibt  sieh  daraus,  dass  di&Zahl  der  PfrADdner  dieses 
Versorg« ngshauses,  Melche  in  Wien  geboren  wurden,  sowohl 
in  den  einzelnen  Jahren  als  im  fOnfjährigen  Durchschnitte  bei- 
nahe gleich  steht  der  Zahl  der  ausser  Wien  Geborenen. 
Grössere  Differenzen  zeigen  sich  zwischen  den  Zahlen  der 
vor  der  Aufnahme  in  die  Versorgung  in  Wien  wohnhaft  ge- 
wesenen Pfründner  und  den  Zahlen  jener,  welche  vor  der  Auf- 
nahme ausserhalb  Wien  gewohnt  haben,  da  die  Zahl  der 
Letzteren  nach  dem  füuQährigeu  Durchschnitte  nur  SOV^  des 
durchschnittlichen  Gesammtstandes  betrug. 

Dem  Civilstande  nach  waren  von  den  Pfrüuiluern  dieses 
Versorgungshauses  vor  der  Aufnahme  derselben  in  <Ue  ^'er- 
sorgung 

im  Jahre  ledig  verheiratet  veiwilwpt  oder 

1Ö63 215      15         101 

1864 285      26         151 

1865 366      52         177 

1866 372      56         208 

1867 384      54         217 

1868 397      48         213 

1869 396      49         203 

1870 400      48         190 

1871 401      62         195 

1872 380      69         202 

und  in  Hjübr.  Durchs h mite 
derJdi»  ISliS— 1872.  .  395  55  200 

Nach  den  Ziffern  des  füuQährigen  Durchschnittes  wareu 
daher  vou  dioseu  Pfrüudnern  «'cdig"  61*/,,  „verheiratet"  8"/« 
und  „verwitwet  oder  geschieden"  31Vo- 

In  Bezug  auf  die  von  den  Pfi-flndnern  dieser  Anstalt 
früher   ansgeübte   Beschäftigung    ist  aus   den   nachfolgenden 


I\ll 


BediPner  u,  BeiüfriPrinn* 

Dien.slbolcn    ( Köi.'hinnp 

.MAgde  II.  Kinilsrraiii'i 

Hniiskni-chic 

HausTiit'isier    

Kritnki-nu-iirli'r  ... 

KulSCll'T  .  .     . 

O.Mvi.ils)i!ut^  iin.l 
Hnrs;iibeit.Tl.eim(i. 

BniuiniiiphiT 

BiiiLiPr^ 

Börri'lmarbri*    ....    , ,  , 

BronzearbfitPi' 

Biipfatiinili'r 

BflfJisMiaaelicr  ....   . . 

Chi'iiiikor 

IlriichsliT 

Pnbriksailii'iti'f 

FbkiT 

FiM-lilifin.lW 

FlcJM-blialu-r 

Friiclü.-iiliilinlbT 

(i(-lb[;ii-ssi-r'..*!^!^''., 
(i..iaäriii-ilcr  (KillKN-arlx' 


Vi« 


lullr-v 


Kellnpr  und  Unrifui 
Klftviersl  immer. .  .  . 
Knnpfmachpr 

Korbflechter 

KrÄuller 

Kürschner 

Maurer 

Modistin . . 

OebsHer 

Pfeifenschneider  . . . 

Riemer 

Seblosser  ....    ... 

Scbmieile 

Scbneiiler 

Sehuhmacber 

a>-il^r 

Spängler 

S|iulMrinnen 

Stahliirbeitpr   

Tapezierer 

TisehliT 

TrMler 

Uhrmacher 

Wäscher 

Weber 

Wiillie 

Zie^-eldeeker    

[[.-Immnien  ....... 
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K.S  wariMi  also  iiiitiT  den  in  {lii'Süni  Vfrsorguugshause 
verjjflegti'ii  PlVriiiiloiTn  nai-ti  iloiii  Durch  seil  nitte  dpr  Jahre 
1868—1872  .lie  im-isloii  (76  Milrmer  iin.l  86  Frauen)  ohne 
Ri'sflififlifriing  g.'Hi'SPii,  als  sie  in  «Iik  VtTsorgung  aufgencramen 
M'iinli'iu  Ilr(;  iiäclist  gnisstcii  ZilTiTri  RmAva  sich  danu  in  deD 
RiibrikcD  „HaiidarbeilH-inin'ii"  (103)  und  „Taglohner"  (32  MSnDe 


Es  ergibt  sich  daraus,  dass  die«  Zahl  der  Pfründner  dieses 
Versorgungshauses,  welche  in  Wien  geboren  wurden,  sowohl 
in  den  einzelnen  Jahren  als  im  fünQährigen  Durchschnitte  bei- 
nahe gleich  steht  der  Zahl  der  ausser  Wien  Geborenen. 
Grössere  Differenzen  zeigen  sich  zwischen  den  Zahlen  der 
vor  der  Aufnahme  in  die  Versorgung  in  Wien  wohnhaft  ge- 
wesenen Pfründner  und  den  Zahlen  jener,  welche  vor  der  Auf- 
nahme ausserhalb  Wien  gewohnt  haben,  da  die  Zahl  der 
Letzteren  nach  dem  fünQährigen  Durchschnitte  nur  30%  des 
durchschnittlichen  Gesanmitstandes  betrug. 

Dem  Civilstande  nach  waren  von  den  Pfründnern  dieses 
Versorgungshauses  vor  der  Aufnahme  derselben  in  die  Ver- 
sorgung 

im  Jahre  iedig  verheiratet         '"^SÄet' 

1863 215  15  101 

1864 285  26  151 

1865 366  52  177 

1866 372  56  208 

1867 384  54  217 

1868 397  48  213 

1869 396  49  203 

1870 400  48  190 

1871 401  62  195 

1872 380  69  202 

ud  »  Sjür.  Durckchiitte 
derJakrel868— 1S72..  395  55  200 

Nach  den  Ziffern  des  fünQ&hrigen  Durchschnittes  waten 
daher  von  diesen  Pfründnem  „ledig"  61V„  „verheiratet"  87o 
und  „verwitwet  oder  geschieden"  31V,- 

In  Bezug  auf  die  von  den  Pfründnern  dieser  Anstalt 
froher  ausgeübte  Beschäftigung  ist  aas  den  nachfolgenden 
Ziffern  zu  entnehmen,  in  welchem  Verhältnisse  während  des 
Jahrfllnft  1868—1872  die  verschiedenen  Erwerbskategorien  im 
Durchschnitte  jährlich  daselbst  vertreten  waren. 
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Bodicner  u.  BedieneriDncn 

üienbtbotcn    (KOehinni>n, 

Mägde  u.  Kindsfrauen) 

Hausknpcbte 

Hnu^meii^ter 

Eriinkenwärler .... 
Kutscher 


UilfSD 


Tlsloute 


r  heim  Ge- 
worbw  iinj  iwar; 

Bflcker 

BandniHcher 

Barbiere , 

Büi'teliDacU^r     

Bnmzeiu-bpiter  .... 

Buchbinder 

BflphsenniHchcr 

Chiimiker 

Dri'chsler 

Fiibriksflrbeilcir 

FisehliäiidlBr .'!!;.!." 

Fleiäohlifiuer    , 

FrfteHenliäniiU'r 

Oärtnpr , 

Gclbgii-ssor 

öoldärbnitcr  (Silberarbei- 

ter  nnd  Juweliere). . 
Greissler,    Fm-gner    unil 

VictunlienhAndler.. 

Hafner 

Hnndliingscummiü  . . , 
Hutraarlirr  .....    .    , 


Kellner  und  Uanineura  . 

Klar  iersti  Dimer 

ipfmacher 

Korbflechter 

Kräutler 

Kilrsehuer , . 

Maler 

Maurer 

Modistin 

Oebstler 

Pfeirenschneider . 

Riemer 

Schlosser 

Sehmiede 

Schneider 

SehuhmHchpr 

Spftngler 

Spulerinnen 

Slahlarbeiier 

Stra/xensnnmter 

Tapeiierer 

Tisehli-r 

Trödler 

Uhrmacher , 

Wäacher 

Wirtha' 

Zeugmacher 

Ziegeldccker   

Zinngiesser 

Hebammen 

URndnr1>eitcrinnen  ..... 

Tngiflhner 

Andere  BeschÄftigungcn 
Ohne  Beschäftigung  . . 
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Es  waren  also  unter  den  in  diesem  Versorgungshaase 
verpflegten  Pfrflndnern  nach  dem  Durchschnitte  der  Jahre 
1868—1872  die  meisten  (76  Männer  und  86  Frauen)  ohoe 
Beschäftigung  gewesen,  als  sie  in  die  Versorgung  aufgenommeD 
wurden.  Die  nächst  grössten  Ziffern  finden  sich  dann  in  den 
Rubriken  „Handarbeiterinnen"  (103)  und  „Taglöhner"  (32  Manne 


606 

und  63  Frauen).  Diesen  zunächst  kommen  in  der  Oruppe 
„Dienstpersonen^  die  Rubriken:  Bediener  und  Bedienerinnen 
(2  Männer  und  61  Frauen),  Dienstboten  (42)  und  Kutscher  (5). 
In  der  Gruppe  „Gewerbsleute  und  Hilfsarbeiter  beim  Gewerbe" 
entfallen  die  grössten  Ziffern  auf  die  Rubriken:  Spulerinnen  (21), 
Wäscherinnen  (12),  welche  beide  eigentlich  mehr  oder  weniger 
auch  in  die  Gruppe  „Handarbeiterinnen"  rangiren;  diesen 
zunächst  auf  die  Rubriken:  „Zeugmacher,  Weber,  Schneider, 
Drechsler,    Bandmacher  und  Schuhmacher." 

Die  Tabelle  auf  Seite  606  gibt  eine  Uebersicht  über  die 
Krankenbewegung  in  diesem  Versorgungshause  während 
der  Jahre  1863 — 1872  und  die  diesbezüglichen  Durchschnittsziffern 
für  das  Quinquennium  1868-1872. 

Der  Krankenstand  war  in  diesem  Versorgungshause, 
wie  aus  dieser  Tabelle  zu  entnehmen  ist,  in  fortwährendem  Steigen 
begriffen,  und  es  gilt  dies  nicht  blos  von  den  absoluten  Ziffern 
der  Tabelle,  sondern  wird  auch  durch  die  Vergleichuug  der 
Ziffern  fflr  die  „Erkrankungsftlle"  mit  jenen  für  den  „Gesammt- 
pfründnerstand"  bestätigt.  Durchschnittlich  befanden  sich  während 
der  Jahre  1868—1872  jährlich  1104  Personen  in  „ärztlicher" 
Behandlung,  wovon  30%  auf  „Männer"  und  lOy^  auf  „Frauen" 
entfallen. 

Todesfälle  kamen  in  diesem  Versorgungshause  jährlich 
durchschnittlich  63  vor,  wovon  35  Vo  *^^  ^^  „männliche"  und 
65  Vo  auf  das  „weibliche"  Geschlecht  entfallen. 

Nach  den  Todesursachen  sind  die  vorgekommenen 
Sterbeiälle  in  der  Tabelle  auf  S.  607  übersichtlich  zusammengestellt. 

Die  grösste  Zahl  der  Todesfälle  entfiel  nach  dem  fünf- 
jährigen Durchschnitte  auf  „Altersschwäche"  und  auf  „Tuber- 
culose"  (je  27  y^);  diesen  zunächst  auf  „Schlagfluss"  und  auf 
^Lungenzellenerweiterung" . 

Die  Tabelle  auf  Seite  608  gibt  eine  Uebersicht  über  die 
Morbilitäts-,  Heilungs-  und  Mortalitäts-Percente  in  den 
einzelnen  Jahren  des  Decenniums  1863 — 1872  und  nach  dem 
Durchschnitte  der  Jahre  1868—1872. 
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Das  höchste  „MorbilitÄts-Percent"  (163-74  %)  entftllt  auf 
das  Jahr  1872,  das  nächst  höchste  (161-63  Vo)  auf  das 
Jahr  1867. 

Wird  von  dem  letzteren  Jahre  abgesehen,  so  zeigt  sich 
vom  Jahre  1865  angefangen  ein  fortwährendes  Steigen  des 
„Morbilitats-Percentes"  und  ein  constantes  Ueberwiegen  desselben 
bei  den  weiblichen  Pfründnern  dieses  Hauses.  Während  des 
Quinquenniums  1868 — 1872  betrug  das  „Morbilitätspercent" 
in  diesem  Versorgungshause  durchschnittlich  141. 

Das  „Heilpercent",  welches  nach  dem  fünfjährigen  Durch- 
schnitte 77  ®/^  beträgt,  blieb  in  den  einzelnen  Jahren  des 
Decenniums  1863—1872  ziemlich  gleich  und  weicht  nur  un- 
bedeutend von  dem  ermittelten  Durchschnittspercente  ab. 

Die  beiden  letzten  Rubriken  der  vorstehenden  Tabelle  ent- 
halten die  für  dieses  Versorgungshaus  sieh  ergebenden  „Mor- 
talitäts-Percente"  und  zwar  sowohl  im  Verhältnisse  zum  „Gesammt- 
pfründnerstande"  (durchschnittlich  8  y^,),  als  im  Verhältnisse 
zum  Gesammtkrankenstande  (durchschnittlich  6  y„).  — 

Straffälle  kamen  in  diesem  Versorgungshause  im  Durch- 
schnitte jährlich  83  vor,  wovon  83  Percent  auf  „männliche," 
und  17  Percent  auf  „weibliche"  Pfründner  entfallen. 

Die  Tabelle  auf  Seite  610  gibt  das  Detail  dieser  „Straffalle". 

Bei  der  grössten  Anzahl  derselben  bilde'e  „Trunken- 
heit" die  Ursache  der  Abstrafung.  Nach  der  bezüglichen  Durch- 
schnittsziffer  kamen  in  diesem  Versorgungshause  jährlich  39 
Fälle  dieses  Lasters,  also  mehr  als  46  y^  von  sämmtlicheu 
Strafiällen,  zur  Bestrafung.  Zunächst  bildeten  dann:  Exc^ss, 
Thorschlussüberschreitung,  Verkauf  der  Kleidung  und  Wäsche, 
sowie  Entweichung  aus  der  Anstalt  am  häufigsten  die  Ursache 
einer  Abstrafung.  — 

Auf  die  Frage,  wer  die  Kosten  für  die  Verpflegung  der 
in  diesem  Versorgungshause  untergebrachten  Personen  trug,  sowie 
über  die  Summe  der  Verpflegstage  und  die  für  die  Verpfle- 
gung gemachten  Auslagen  (mit  Einschluss  der  Regiekosten) 
gibt  die  auf  S.  611  und  612  befindliche  Tabelle  eine  Uebersicht. 
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Aus  den  Ziffern  dieser  Tabelle  ergibt  sich,  dass  durch- 
schnittlich 90*/,  der  in  diesem  Versorgungshause  unterge- 
brachten Pfründner  auf  Kosten  des  „allgemeinen  Versorgungs- 
fondes**  verpflegt  worden  sind,  auf  welchen  daher  auch  89*5  Per- 
cent der  für  die  Pfründnerverpflegung  in  dieser  Anstalt  im 
Allgemeinen  ausgewiesenen  Auslagen  entfallen. 

Nach  dem  „Versorgungsfonde"  wurde  die  nächst  grösste 
Zahl  von  Personen  auf  Kosten  des  k.  k.  „Hofspitalfondes"  und 
nach  diesem  auf  Kosten  des  k.  k.  „MilitÄrärars"  verpflegt. 

Unter  den  in  diesem  Versorgungshause  verpflegten  Personen 
waren  nach  dem  Quinquennaldurchschnitte  jährlich  2-4 Vo  „Civil- 
parteien"  und  „zahlende  Pfründner". 

Die  Summe  der  Verpflegstage  betrug  in  diesem  Ver- 
sorgungshause jährlich  durchschnittlich  225.852. 

In  der  folgenden  Uebersicht  sind  noch  die  Summen  der 
Kosten  für  die  Verpflegung  der  Pfründner  dieses  Ver- 
sorgungshauses nach  Abzug  der  von  den  „Civilparteien" 
zurückerstatteten  Verpflegskostenbeträge  und  die  per  Kopf  und 
Tag  sich  ergebenden  Verpflegsquoten  zusammengestellt. 

Es  betrugen 

im  Jahre  «'i«  \"Ä" '';  ''*  kSJ'JÄ'pf 

Verpflegung  und  Tag 

1863 29.367  fl.  27  kr.  45-3  kr. 

1864 76.691  „  66  „  53-4  „ 

1865 92.126  „  29  „  51-8  „ 

1866 104.545  „  28  „  5(>5  „ 

1867 112.372  „  85  „  50-9  „ 

1868 115.370  „  76  ^  51-4  ,. 

1869 119.501  „  43  „  52-9  ,. 

1870 118.668  „  69  „  54-7  ,. 

1871 115.523  „  08  „  51-4  „ 

1872.. 133.360  „  04  „  61-6  „ 

and  in  Sjähr.  Dorcbscbn. 

der  Jahre  1868—1872  120.484  fl.  80  kr.  54-3  kr. 

Auch  in  diesem  Versorgungshause  zeigt  sich  ein  permanentes 

Steigen  in  der  Summe  der  Ausgaben   für   die  Verpflegung   der 

Pfründner.  — 


614 

4.  Das  Versorgungshaus  zu  Mauerbach. 

Dieses  zwei  Stunden  von  Wien  entfernte  Versorgungshaus 
liegt  am  Ende  des  Dorfes  Mauerbach  am  Abhänge  des  Keller- 
berges und  war  ursprünglich  ein  von  dem  Herzoge  Friedrich 
dem  Schönen  im  Jahre  1313  gestiftetes  Karthäuserkloster.  Kaiser 
Josef  II.  hob  im  Jahre  1782  das  Kloster  auf  und  widmete  das 
Gebäude  der  Armenversorgung,  worauf  dasselbe  am  1.  September 
1784  mit  Pfiründnem  belegt  wurde. 

Das  Anstaltsgebäude  wird  in  dem  Regierungsdecrete  vom 
17.  August  1842,  Z.  46.667,  mit  welchem  die  Uebergabe  des- 
selben in  die  Verwaltung  des  Wiener  Magistrates  aus  Anlass 
der  Uebertragung  der  „Leitung  des  Armenwesens  von  der 
Regierung  an  die  Gemeinde^  genehmiget  worden  ist,  als  Eigen- 
thum  des  „Religionsfondes'^  bezeichnet.  Alle  an  demselben  vor- 
genommenen Baulichkeiten  werden  aber  aus  dem  ^Versorgungs- 
fonde**  bestritten.  ") 

Die  der  ursprünglichen  Bestimmung  des  Gebäudes  ent- 
sprechende Bauart,  die  schlechte  Bauföhrung,  die  niedere  Lage 
machen  die  Räumlichkeiten  dieser  Anstalt  grossentheils  feucht 
und  zur  Bewohnung  ungünstig.  In  Folge  dessen  sind  fortwährend 
Reparaturen  in  derselben  nothwendig  geworden,  die  auch  bereits 
im  Jahre  1795  zu  der  Erwägung  führten,  ob  es  nicht  zweck- 
mässiger wäre,  das  Anstaltsgebäude  in  Mauerbach  gänzlich  auf- 
zulassen.   Nichtsdestoweniger  wurde  dasselbe,  da  es  an  anderen 


")  Die  Anfuhrung  dieses  Gebftudes  unter  den  dem  „Versorgungs- 
fonde^  gehörigen  Realitäten  auf  Seite  71  des  I.  Tbeiles  dieses  Werkes 
ist  daher  mit  obiger  Beschränkung  aufzufassen.  Seite  79  daselbst  ist  auch 
bemerkt  worden,  dass  die  Einstellung  des  „Ertrages'^  aus  den  städtisdien 
Versorgungshäusern  in  dem  Rechnungsabschlüsse  und  Präliminare  des 
„allgemeinen  Versorgnngsfondes^  nur  als  eine  buchhalteriscbe  Durchfuh- 
rungsmassregel  aufzufassen  sei. 

Zufolge  Gemeinderatbs  -  Beschlusses  vom  17.  December  1873  ist 
der  stabile  Werth  des  „Benutzungsrechtes"  des  Versorgungsbauses  in 
Mauerbacb  in  den  bezeichneten  Rechnungsoperaten  mit  100.000  fl.  ein- 
zustellen. 
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verfügbaren  Localitäten  mangelte,  durch  Vornahme  von  Adap-' 
tiirungen  sogar  vergrössert  und  die  Zahl  der  darin  untergebrachten 
Plfründner  erhöht. 

Da  die  Erhaltung  des  Gebäudes  seit  Jahren  fortwährend 
unverhältnissmässige  Kosten  venirsachte,  wurde  schon  in  der 
Sitzung  des  Geraeinderathes  vom  5.  August  1862  der  Beschluss 
g^fasst,  das  Versorgungshaus  in  Mauerbach  so  bald  als  mög- 
lich aufzulösen.  Es  ist  jedoch  dieser  Beschluss  bisher  nicht  zur 
Ausführung  gelangt.  — 

Dieses  Versorgungshaus  umfasst  einen  Flächenraum  von 
6' Joch  und  353  DKlftr.  (3  57  Ha.),  wovon  3  Joch  540  DKlftr. 
<t*92  Ha.)  verbaut  sind  und  2  Joch  1413  DKlftr.  (1*65  Ha.)  auf 
die  Hof-  und  Gartenarea  entfallen. 

Die  Anstalt  hat  gegenwärtig  (Mai  1879)  einen  Beleg- 
raum für  269  Männer  nnd  338  Frauen,  zusammen  daher  fGLr  607 
Personen.  Es  entfallen  an  Raum  auf  einen  gesunden  Pfründner 
3*3  Cub.-Klftr.  (22-5  Cm.),  auf  einen  maroden  Pfründner  3-9  Cub.- 
üftr.  (26-6  Cm.)  und  auf  einen  kranken  Pfründner  6i  Cub.- 
Kiftr.  (34-8  Cm.). 

Ueber  den  Stand  der  Pfründner  während  des  Decenniums 
1863—1872  gibt  die  Tabelle  auf  der  nächstfolgenden  Seite  616 
eine  üebersicht. 

!  Es  standen  während  der  bezeichneten  Jahre  im  Durch - 
scihnitte  jährlich  755  Personen  in  diesem  Hause  in  Verpflegung. 
Der  Pfründnerstand  am  Anfange  und  Ende  des  Jahres  betrug 
durchschnittlich  610,  welche  Ziffer  auch  die  Zahl  der  Personen 
repräsentirt,  die  in  diesem  Versorgungshause  permanent  ver- 
p^egt  worden  sind. 

Um  die  Höhe  des  PMndnerstandes  in  den  einzelnen 
Monaten  zu  kennzeichnen,  folgen  die  aus  den  absoluten  Ziffern 
des  Decenniums  1863 — 1872  entwickelten  Durchschnitts- 
zahlen. 
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i  standen    in  Verpflegung  nach  dem  Durchschnitte  der 


Jahre  1863-1872 

MAnner  Frauen  zuiiamiD. 


M  Jänner 

3S9 

318 

fi07 

„  Februar 

?90 

319 

HÖH 

„  März  . . 

2B7 

315 

ß()2 

»  April.. 

285 

312 

697 

„  Mai  .  . . 

2H4 

314 

598 

„  Juni . . . 

282 

315 

697 

M4nDer  Frauen  zusHtnin. 

in  Juli  ...    283  316  598 

„  August     281  316  597 

„  Septemb.  284  317  601 

„  October    293  318  611 

„  Novemb.  288  322  610 

„  Decemb.  288  320  60S 


mi  n  sltVlt  ätk  die  ■enilKtkc  DirchschnilbiilFfr  uf .  .    .     286      317      603 

Auch  hier  zeigt  sich,  dass  der  PfraudD^istand  während 
der  einzelnen  Monate  ein  ziemlich  constanter  und  die  in  den 
drei  ersten  und  vier  letzten  Monaten  des  Jahres  eintretende 
Steigerung  desselben  nur  eine  unbedeutende  var. 

Die  folgende  Zusammensteiluug  gibt  eine  Uebersicht  Ober 
die  Vertheilung  der  am  Ende  der  einzelnen  Jahre  in  Verpfleguog 
gestandenen  Pfründaer  nach  dem  Alter  und  dem  Religions- 
bekenntnisse derselben.  Von  denselben  waren 


im  Alte.- 

ISSj'lHdlSÜS 

1866 

\m 

)8li8 

186! 

(870 

,„. 

187! 

unter    n"   Tuhren' *"^""^'' ' ' 

5S 

60 

68 

78 

74 

7(1 
78 

67 
—8 

63 
79 

S4 
-83 

Sl 

68 

1  Frauen  . . 

54 

61 
5S 
6i 

67 

6i 

70 

V..50       G»J.h„|^*«»"-- 

6b 

7! 
-69 

6i 
75 

78 

67 
"83 
It 

68 
76 
7H 

-8ä 

69 
76 

50 

61 

7i 

62 

55 

74 

74 

70 
79 

73 

89 
-15 

73 
85 

7i 

73 
88 

71 
89 

'Frauen  . . 

U 

86 
93 

70 
7! 

rt       p„               (Männer.. 

Hl 

74 

8t. 

68 

63 

"       1  Frauen  .. 

n 

7C 

76 

7" 

n 

75 

76 

„80-90      „       [Männer.. 
'Frauen  ,. 

15 
16 

20 
"Sä 

!3 

16 

10 

10 

8 

10 

10 

ta 

16 

li 
s 

301 

11 

!99 

lu 
t 

307 

10 

_) 

!8i 

10 

1 

577 

14 

IS 

on     ,nn                [Männer.. 

— 

— 

) 

1 

167 

153 

"                       "       'Franen  .. 

— 

— 

— 

Hierunter  waren: 
tfith"!    rcnfi-Biinn  1  Männer  . . 

280 

i80 
333 

305 

I  Frauen  .. 

äii 

3ü4 
1 

301 

308 
4 

318 
4 

3333!« 

334  3191 
3     3| 

=,.«,.                           iMänner.. 
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3 

^                           1  Frauen.. 
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Die  grösste  Anzahl  der  Pfründner  dieses  Versorgungs- 
hauses findet  sich  vertreten  in  den  Altersgruppen  von  60—70 
und  70—80  Jahren.  Die  relativ  grosse  Anzahl  von  Pfirundnem 
unter  50  Jahren  reerutirt  sich  aus  jenen  Personen,  welche 
ohne  Rucksicht  auf  das  Alter  in  Folge  ihrer  „Körpergebrechen" 
in  die  Versorgung  aufzunehmen  waren. 

Nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  der  Jahre  1863  bis 
1872  standen  nämlich 

in  Percenten 
im  Alter  Männer       Frauen      zusammen         zum  Ge- 

sammtstande 

unter  50  Jahren  64  71  135  22-2% 

von  50-  60  „  63  76  138  22-7% 

über  60 -70      „  73  82  155  25-5% 

„     70-  80  „  74  79  153  26-2% 

„80-90  „  13  13  26  4-3% 

„    90-100  „1—1  0-1% 

über  100  „  —  —  —                — 

Mit  Rücksicht  auf  den  Geburtsort  und  den  von  den 
Pfründnern  dieses  Versorgungshauses  vor  deren  Aufnahme  in 
die  Versorgung  inne  gehabten  Wohnort  vertheilten  sich  die 
am  Ende  der  einzelnen  Jahre  in  Verpflegung  gestandenen 
Pfründner  in  folgender  Weise.     Von  denselben  waren: 

,  ,  geboren  zuletzt  wohnhaft 

im  Jahre  ^  s  ^ 

in  Wien        ausser  Wien       in  Wien        ausser  Wien 

1863 317  292  434  175 

1864 319  299  365  253 

1865 311  299  353  257 

1866 307  297  368  236 

1867 321  291  370  242 

1868.....  337  293  382  248 

1869 328  290  374  244 

1870 329  273  395  207 

1871 308  296  405  199 

1872 305 270  381  194 

in  tOjahr.  Durcbscbn.       318  290  383  225 
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Nach  dieser  Zusammenstellung  waren  52Vo  io  Wien  und 
48y^  ausser  Wien  geboren;  grösser  ist  die  Differenz  in  Rück- 
sicht auf  den  früheren  Wohnort,  denn  es  hatten  von  den 
Pfründnem  ßsy©  früher  in  Wien  und  nur  S?"/,  ausser  Wien 
gewohnt. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Civil  stand  waren  von  den  ver- 
pflegten Pfründnern  vor  deren  Aufnahme  in  die  Versorgung 

im  Jahre  ledig  verheiratet         '^''^^l.lt'' 

1863 297  106  206 

1864 256  146  216 

1865  247  146  217 

1866  264  115  225 

1867 271  107  234 

1868 294  94  242 

1869 288  95  235 

1870 287  75  240 

1871 291  108  205 

1872  286  81  208 

im  iOjäkngen  DirchscbniUe .  .  278  107  223 

Auch  hier  zeigt  sich,  wie  bei  den  übrigen  städtischen  Ver- 
sorgungshäusem,  dass  die  grössten  Zahlen  auf  die  „ledigen'' 
und  „verwitweten"  oder  „geschiedenen**,  die  kleinsten  dagegen 
Äuf  die  „verheirateten"  Pfründner  entfallen.  Nach  dem  zehn- 
jährigen Durchschnitte  waren  nämlich  „ledig"  46yo»  «verheiratet" 
17Vo  und  „verwitwet  oder  geschieden"  37yo  derselben. 

Nach  der  Beschäftigung,  welche  von  den  in  diesem 
Versorgungshause  verpflegten  Pfründnem  vor  der  Aufnahme 
derselben  in  die  Versorgung  ausgeübt  worden  war,  entfielen  auf 
Grundlage  der  zehnjährigen  Durchschnittsziffer  pro  1863  —  1872 
jährlich  nachfolgende  Zahlen  auf  die  angeführten  Erwerbs- 
kategorien. 
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äS 

Die  gT'iisstcu Zahlen  weisen dieRubriken„HsndarbeiterinQen", 
„Taglwhuiir"  und  „Dienstpersonen",  und  unter  den  „gewerb- 
lichi'u  Besfhiiftigungi'u"  Weber,  Sehneider,  Schuhmacher,  Seiden- 
zeugiaathcr  und  BaudiDacher  ans.  — 

Die  Tabelle  auf  Seite  621  gibt  eine  Uebersicht  ober  dfn 
Krankenstand  in  diesem  Versorgungshause  w&breud  der  Jahre 
1863 — 1872    und    im   zehnjährigen   Durchschnitte  dieser  Jahre. 

Di'u  biiehsten  Krankonstand  weisen  in  dieaera  Versor- 
gungshause die  Jahre  1870  und  1871  auf,  den  niedrigsten  das 
Jahr  1868;  in  deu  übrigen  Jahren  hielt  sich  der  Krankenstand 
mit  uii-lit  bedeutenden  Abweichungen  auf  der  Höhe  der  für 
das  Di'cenuium  1863 — 1872  ermittelten  Durchschnittsziffer  von 
733  Erkrankungen  im  Jahr.'. 

Die  ZitTern  der  Todesfälle  eorrespondiren  nicht  mit  jenen 
der  ErkraukuugsfUlIe  in  den  einzelnen  Jahren.  Während  näm- 
lich —  wie  eben  erwähnt  —  die  zahlreichsten  „Erkrankungs- 
lalle"  auf  die  Jahre  1870  und  1871  entfallen,  ereigneten  sich 
die  meisten  „Todesfälle"  in  den  Jahren  1866  und  1864;  dem 
entsiireohend  ist  auch  das  „Heiipereent"  iu  den  Jahren  1870 
und  1871  relativ  das  höchste  während  des  Jahrzehnts  1863—1872. 
An  der  Zahl  der  jährlich  vorgekuinmeuen  Todesfalle  participirt 
das  ..mariiilit'he-'  und  „weJliliche"  Geschlecht  beinahe  mit  ganz 
gleichen  Ziffern. 
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im  Jahre 


Trunkenheit 
Mann.    Frauen 

30 


Excess  im  Ganzen 

MAnn.   Frauen   Mann.  Frauen 


Am  häufigsten  traten,  wie  aus  der  vorstehenden  Zusammen- 
stellung ersichtlich  ist,  „Altersschwäche"  und  „Lungentuber- 
culose"  als  Todesursachen  auf.  Von  88  nach  dem  zehnjährigen 
Durchschnitte  jährlich  yorgekommenen  Todesfällen  entfielen  auf 
„Altersschwäche"  26-1%  und  auf  „Lungentuberculose"  239%; 
bei  ersterer  Todesursache  erscheint  das  „weibliche"  Geschlecht, 
bei  letzterer  das  „männliche"  stärker  betheiligt. 

Was  das  Morbilitäts-,  Heil-  und  Mortalitäts-Per- 
cent  betrifft,  so  ergeben  sich  für  dieses  Versorgungshaus  in  den 
einzelnen  Jahren  des  DtH*enniums  1863 — 1872  und  nach  dem 
zehnjährigen  Durchschnitte  die  in  der  Tabelle  auf  Seite  624  ver- 
zeichneten Percentzahlcn.  — 

Die  folgende  Zusammenstellung  gibt  eine  Uebersicht  über 
die  ,während  der  Jahro  1863 — 1872  in  diesem  Versorgungshause 
vorgekommenen  Straf  fälle.  Es  wurden  bestraft  wegen 

Verkauf  der 
Kleidung 

Mann.   Frauen 

1863...  120  30  30  —  81  —  231  30 

1864...  141  45  22  —  50  —  213  45 

1865...  150  42  36  —  32  —  218  42 

1866  .  .  103  29  27  —  47  5  177  34 

1867...  80  27  20  —  39  —  139  27 

1868...  74  21  15  —  46  —  135  21 

1869...  111  34  23  --  75  —  209  34 

1870...  147  22  29  —  68  4  244  26 

1871...  131  37  41  -  54  —  226  37 

1872...  84  25  21  -  33  15  138  40 

im  lOjihrigeu 
Durchschnitte     114       31         26       —         53         2        193       33 

Im  Durchschnitte  kamen  also  im  Versorgungshause  zu 
Mauerbach  jährlich  226  Straftälle  vor,  an  welchen  der  „männ- 
liche" Theil  der  Anstaltsbcvölkerung  mit  85%,  der  „weibliche" 
mit  15%,  betheiligt  erscheint.  Bei  64%,  der  jährlich  vorgekom- 
menen Straffalle  bildete  ».Trunkenheit"  die  Ursache  zur  Ab- 
strafung. Auffallend  oft  bildete  in  dieser  Versorgungsanstalt 
auch    der  „Verkauf  der  Kleidung"    die  Ursache    der  Straf  falle. 
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Die  auf  dea  nächstfolgenden  Seiten  626  und  627  befindliche 
Tabelle  enthält  eine  übersichtliche  Darstellung  der  Daten  über 
die  Zahl  der  in  diesem  Versorgungshanse  verpflegten  Per- 
sonen, die  Summe  der  Verpflegstage  und  die  Auslagen 
(ur  die  Verpflegung  nebst  Bezeichnung  der  Fonde,  auf  deren 
Kosten  die  Verpflegung  dieser  Personen  erfolgte. 

Aus  dieser  Zusammenstellung  geht  hervor,  dass  in  diesem 
Versorgungshause  im  Durchschnitte  jährlich  758  Personen, 
darunter  95*3%  auf  Kosten  des  ^allgemeinen  Versorgungs- 
fondes**  verpflegt  wurden. 

Werden  von  den  Summen  der  Ausgaben  für  die  Verpflegung 
die  für  die  „Civilparteien"  eingestellten,  von  diesen  selbst  be- 
strittenen Kosten  der  Verpflegung  in  Abzug  gebracht,  so  er- 
hält man  folgende  Zusammenstellung  der  f[Lr  die  Verpflegung 
der  Pfründner  dieses  Versorgungshauses  gemachten  „Auslagen^ . 
Es  betrugen 

die  durchschnitt- 
im  Jahre  ^^  Ausladen  fiir  die  liehen  Verpflegs- 

Verpnegang  kosten  per  Kopf 

und  Tag 

1863 86.372  fl.  15  kr.  40-2  kr. 

1864 83.070  „  08  „  43-4  „ 

1865 81.767  „  95  „  39-3  „ 

1866 84.183  „  30  „  40-3  „ 

1867 83.032  „  32  „  40-4  „ 

1868 86.885  „  20  „  41-8  „ 

1869 88.296  „  76  „  40-9  „ 

1870 84.027  „  90  „  39-9  „ 

1871 98.102  „  71  „  47-1  „ 

1872 119.965  „  20  „  56-7  „ 

und  im  lOjähr.  DurchschniUe  89.570  fl.  36  kr.  43-0   kr. 

In  diesem  Versorgungshause  ist  erst  in  den  zwei  letzten 
Jahren  des  Decenniums  1863 — 1872  eine  u.  zw.  bedeutende 
Steigerung  in  der  Summe  der  jährlichen  „Ausgaben  für  die 
Pfründnerverpflegung"  eingetreten. 
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5.   Das  Versorgungshaus   zu  St.  Andrä   a.    d.  Traisen. 

Das  Gebäude,  in  welchem  diese  Versorgungsanstalt  unter- 
gebracht ist,  befindet  sich  in  dem  eben  genannten  acht  Meilen  von 
Wien  entfernten  Orte.  Es  war  ehemals  ein  von  Kaiser  Otto  IE 
im  Jahre  998  errichtetes  Stift  der  regulirten  Chorherren  des 
heil.  Augnstin,  welches,  wahrscheinlich  im  Jahre  1782,  auf- 
gelöst und  mit  seinem  Grundeigenthume  dem  Stifte  Herzo- 
genburg  einverleibt  worden  ist.  Bei  mehreren  feindlichen  Inva- 
sionen war  dasselbe  als  Militärspital  und  von  1816 — 1828  als 
Filialkaseme  verwendet  worden.  *■) 

Das  Versorgungshaus  in  Ybbs  ist  —  wie  bei  Besprechung 
desselben  (S.  596)  erwähnt  wurde  —  zeitweise  auch  zur  Unter- 
bringung von  stillen  und  ruhigen  „Irren"  verwendet  worden,  was 
im  Versorgungshause  zu  Mauerbach  gleichfalls  vorgekommen  war. 
Als  aber  selbst  durch  die  Belegung  dieser  beiden  Versorgungs- 
anstalten  mit  „Irren'^  für  die  immer  mehr  wachsende  Zahl  dersel- 
ben nicht  die  erforderliche  Unterkunft  beschafft  werden  konnte, 
sollte  diesem  Mangel  durch  die  Errichtung  einer  eigenen  Anstalt 
auf  dem  flachen  Lande  abgeholfen  werden.  Zu  dem  Ende  wurde  mit 
dem  Regierungs-Decrete  vom  13.  September  1826,  Z.  44.919  dem 
k.  k.  Kreisamte  V.  0.  W.  W.  der  Auftrag  ertheilt,  behufs 
Unterbringung  einer  verhältnissmässigen  Anzahl  von  ruhigen, 
unheibaren  „Irren^  in  dem  hiezu  ausersehenen  Gebäude  des 
aufgelassenen  Stiftes  zu  St.  Andrä  die  entsprechende  Unter- 
suchung vorzunehmen. 

Obgleich  nun  das  genannte  Ereisamt  nach  vorgenommenem 
Augenscheine  dieses  Gebäude  für  den  beabsichtigten  Zweck  als 
vollkommen  geeignet  erklärte,  wurde  dennoch  von  der  Landes- 
regierung in  dem  hierüber  am  29.  März  1827,  Z.  16.561  er- 
statteten Berichte  beantragt:  dieses  Stiftgebäude  auf  Rechnung 
des   Versorgungsfond  es    zu    dem   Ende   zu    miethen    oder 


**)  Siehe:  „Predigt  zur  feierlichen  Eröffnung  des  neuen  k.  k. 
Versorgungshauses  zu  St.  Andrä  a.  d.  Traisen  am  6.  Juli  1828"  von 
Anton  Fonk. 
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eigenthümlich  zu  erwerben,  dass  dasselbe  zu  einer  Versor- 
gungsanstalt adaptirt,  einstweilen  aber  und  zwar  bis  zur 
Herstellung  einer  neuen  Irrenanstalt  zur  Unterbringung  von 
stillen,  ruhigen  „Irren"  gegen  Entrichtung  eines  verhältniss- 
niässigen  Zinses  aus  dem  „Irrenfonde"  verwendet  werden  solle. 
In  dem  späteren  Berichte  vom  17.  Mai  1827,  Z.  27.491  wurde 
aber  von  der  Regierung,  um  den  Staatsschatz  von  allen  Kosten 
frei  zu  halten,  der  weitere  Antrag  gestellt,  das  Gebäude  zu 
St.  Andrä  als  eine  „Versorgungsanstalt"  zu  benützen,  in 
dasselbe  einen  Theil  der  Pfründner  von  Ybbs  zu  übersetzen 
und  dafür  eine  verhältnissmässige  Anzahl  von  stillen  „Irren" 
nach  Ybbs  zu  tfbnsferireii.  Mit  den  Hofkanzlei -Decreten  vom 
15.  Mai  und  vom  12.  Juni  1828,  Z.  10.170  und  13.618  ist 
sohin  der  Ankauf  des  Stiftsgebäudes  und  des  dazu  ge- 
hörigen Gartengrundes,  sowie  die  Einleitung  der  erforderlichen 
Adaptiningsarbeiten  u.  zw.  auf  Rechnung  des  k.  k.  Aerars 
genehmigt  worden,  worauf  die  Landesstelle  die  Adaptirung  des 
Gebäudes  zu  einer  „Versorgungsanstalt",  die  üebersetzuug  einer 
Anzahl  von  Pfründnem  in  dasselbe  aus  dem  Versorgungshause 
zu  Ybbs  und  die  Transferirung  von  „Irren"  in  die  letztere 
Anstalt  veranlasste. 

Dieses  Verhältniss,  nach  welchem  in  einem  dem  k.  k.  Aerar 
gehörigen  Austaltsgebäude  „Pfründner"  und  in  den  dem  Ver- 
sorgungsfonde  überlassenen  Räumlichkeiten  „Irre"  untergebracht 
wurden,  ohne  dass  hiefür  von  dem  Versorgungsfonde  an  den 
Irrenfond  oder  umgekehrt  ein  „Zins"  entrichtet  worden  wäre, 
dauerte  bis  zu  der  im  Jahre  1842  erfolgten  Uebergabe  des 
Armenwesens  an  die  Gemeinde  Wien  anstandslos  fort,  da 
die  beiden  genannten  Foude  unter  derselben  Ven^'altung 
standen. 

Als  aber  im  Jahre  1842  mit  der  Uebergabe  des  Armen- 
wesens an  die  Gemeinde  auch  der  „allgemeine  Versorgungs- 
fond" dem  Magistrate  zur  Vem^altung  übergeben  wurde,  ent- 
wickelten sich  aus  dem  erwähnten  Verhältnisse  fortwährend 
Anlässe  zu  Klagen  und  weitwendigen  Verhandlungen.  Zum  Ab- 
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Schlüsse  derselben  wurde  endlich  auf  Grund  einer  a.  h.  Ent- 
schliessung  vom  15.  December  1858  zwischen  der  Gemeinde 
Wien  und  der  Regierung  am  12.  Mai  1859  ein  Ueberein- 
kommen  geschlossen,  nach  welchem  die  Gemeinde  Wien  im 
Namen  des  „Versorgungsfondes**  das  Versorgungshaus  zu 
Ybbs  sammt  allen  Appertinentien,  jedoch  mit  Ausnahme  des  Fran- 
ziskanerklosters  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  abtrat  und  als 
Entschädigung  dafür  das  Versorgungshaus  zu  St.  Andrä 
mit  allen  Appertinentien  erhielt.  *•)  — 

Das  Versorgungshaus  zu  St.  Andrä  umfasst  eine  Fläche 
von  7506  DKlft.  (269-96  ar),  wovon  676  DKlftr.  (24*31  ar)  auf 
die  Bauarea  und  6830  DKlftr.  (245*65  ar)  auf  die  Hof-  und 
Gartenarea  entfallen. 

Es  hat  einen  Belegraum  für  167  Männer  und  191  Frauen, 
im  Ganzen  daher  für  358  Pfründner.  An  Raum  entfallt 

auf  einen  gesunden  Pfründner  468*  5  Cub.-Fuss  (14*8  Cm.) 

„       „      maroden  „  475"7o         ^  (15*0  Cm.) 

und  „       „       kranken  „  532*66         „  (16'8  Cm.) 

Der  Pfründnerstand  in  dieser  Anstalt  und  die  Be- 
wegung in  demselben  während  der  Jahre  1863 — 1872  ist  aus 
d(-r  Tabelle  auf  Seite  631  zu  entnehmen. 

Die  Ilauptsumme  der  in  diesem  Versorgungshause  jährlich 
untergebrachten  Personen  betrug  nach  dem  zehnjährigen  Durch- 
schnitte 487;  die  Zahl  der  permanent  in  Verpflegung  stehenden 
Pfrundner  belief  sich  im  Durchschnitte  auf  jährlich  391. 

Am  Ende   der   einzelnen  Monate    standen    nach   dem 


*®)  In  Folge  dieses  „Uebereinkommens"  erhielt  die  Gemeinde  Won 
ferner  noch  einen  Beitrag  von  75.000  fl.  ö.  W.  für  den  „Versorgungsfond'* 
und  auch  das  ihr  „eigenthümliche"  ehemalige  Provinzial-Strafhaus  in  der 
Leopoldstadt  wieder  zurück.  Zugleich  wurde  der  Beitrag  von  100.000  fl., 
welchen  die  Gemeinde  zum  Baue  eines  „Krankenhauses"  zn  zahlen  freiwillig 
»ich  erklärt  hatte,  derselben  erlassen. 
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Werden  die  in  dieser  Anstalt  am  Ende  der  einzelnen 
Jahre  in  Versorgung  gestandenen  Personen  nach  dem  Geburts- 
orte und  nach  dem  letzten  vor  ihrer  Aufnahme  in  die  Ver- 
sorgung   inne    gehabten  Wohnorte    gruppirt,    so    erhält   man 

folgende  Zusamnienstellung.     Es  waren 

geboren  zuletzt  wohnhaft 

im  Jahre  — —  "^       ""  -^  '^  "-^ 

in  Wien       ausser  Wien       in  Wien       ausser  Wien 

1863 199  195  319  75 

1864...  191  171  291  71 

1865 206  193  323  76 

1866.  ...  191  187  308  70 

1867 213  191  330  74 

1868 216  189  330  75 

1869 212  184  324  72 

1870 208  183  322  69 

1871 210  182  325  67 

1872  ....  208  187  328  67 

im  lOjiihr.  Durcliscliii.        205  186  320  iT' 

Von  diesen  Pfrüudnern  waren  daher  durchschnittlich  52**/, 
iu  Wien  uud  48yo  ausser  Wieu  geboren,  während  vor  der 
Aurntilime  iu  dit^  Versorgung  82V^  iu  Wieu  und  ISy^  ausser 
Wien  gewoliiit  hatten. 

IKmu  Civil  st  an  de  naeh  waren  vou  den  in  diesem  Ver- 
se »rgun.üsliause  am  Ende  der  einzelnen  Jahre  in  Versorgung 
stellenden  Ffründnern 

i,u  .lab.0  ledii.^  verheiratet      ^er^vitwet  oder 

^  geschieden 

1863  185  64  145 

1864 169  62  131 

1865 193  67  139 

1866 174  67  137 

1867 203  68  133 

186S 206  69  130 

1869 200  67  129 

1870 197  65  129 

1871 196  66  130 

1872 194  69  132 

und  im  lOjiibrigen  Durchsiliiiitic  .  192  66  133 
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Der  y^Krankenstand^  in  dieser  Versorgungsanstalt,  der  nach 
dem  zehnjährigen  Durchschnitte  jährlich  340  betrag  und  an 
welchem  das  „männliche**  und  „weibliche"  Geschlecht  mit  beinahe 
gleich  hohen  Ziffern  participirte,  zeigt  vom  Jahre  1863  bis  zum 
Jahre  1870  ein  constantes  Zurückgehen,  vom  Jahre  1870  an- 
gefangen aber  eine  ebenso  constante  Steigerung  in  der  Zahl 
der  behandelten  Krankheitsfälle.  Dieselbe  Erscheinung  wieder- 
holt sich  auch  in  der  Rubrik  „wurden  geheilt".  Was  die  Zahl 
der  Sterbefälle  betrifft,  so  sind  in  diesem  Versorgungshause 
im  Durchschnitte  jährlich  54  Personen  gestorben,  an  welcher 
Dorchschnittsziffer  das  „männliche"  Geschlecht  mit  56 Vo  ^^i 
das  „weibliche"  mit  44yo  betheiligt  erscheint. 

Die  in  dieser  Anstalt  während  des  Decenniums  1863— 
1872  vorgekommenen  Todesfälle  und  deren  Ursachen  sind  in 
der  Tabelle  auf  Seite  638  verzeichnet. 

Am  häufigsten  erscheinen  demnach  als  „Todesursachen" 
u.  zw.  nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte:  Lungentuberculoso 
mit  20%,  Altersschwäche  mit  18-oyo  und  Lungenentzündung 
mit  9-ty^  sämmtlicher  Todesfälle.  Die  „Säuferkrankheit"  er- 
scheint —  wie  erwähnt  —  auch  in  diesem  Versorgungshause 
in  zwei  Fällen  als  „Todesursache"  angeführt. 

Welche  Morbilitäts-,  Heilungs-  und  Mortalitäts- 
Percente  sich  in  dieser  Anstalt  während  der  Jahre  1863  bis 
1872  herausstellten,  ist  aus  den  Ziffern  der  Tabelle  auf  Seite  639 
zn  entnehmen.  — 

Straffälle  kamen  in  diesem  Versorgungshause  nach  dem 
füngährigen  Durchschnitte  der  Jahre  1869—1873  jährlich  217 
vor.  Da  für  die  Jahre  1863  bis  inclusive  1868  kein  „Straf- 
protokoll" vorhanden  war,  so  wurde,  um  anstatt  des  zehnjährigen 
Durchschnittes  wenigstens  fun^ährige  Durchschnittsziffern  zu 
gewinnen,  auch  das  Jahr  1873  in  die  auf  Seite  640  nachfol- 
gende Zusammenstellung  der  vorgekommenen  „Straffälle"  mit- 
einbezogen. 
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Die  am  häufigsten  vorgekommeoeo  „Strafursachen"  rangireo 
Dach  dem  fün^ährigen  Durchschmtte  in  Percenten  wie  folgt. 
Es  entfielen  von  den  im  Durchschnitte  jährlich  vorgekommeaeD 
217  Strafallen  auf  Trunkenheit  47-4y„  Excess  22  e'/,,  Verkauf 
der  Kleidung  oder  Wäsche  7-8'/„  Entweichung  aus  der  An- 
atalt  6  9V0,  Unreinlichkeit  i-l'/,,  körperliche  Verletzung  und 
Ünsittlichkeit  je  3  5%. 

Die  Tabelle  auf  Seite  641  und  642  gibt  eine  Uebersicht 
flbi^r  die  Zahl  der  während  des  Decenniuins  1863 — 1872  in  diesem 
Versorgungahause  „vorpflegten  Personen",  die  Summe  der  „Ver- 
jiflog:atage"  und  die  für  die  Verpflegung  gemachten  „Auslagen" 
nebst  Angabe  der  Fonde  oder  Parteien ,  von  welchen  diese 
Ausgaben   bestritten  wurden. 
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Im  Durchschnitte  wurden  daher  jährlich  487  Personen, 
darunter  92-8yo  auf  Kosten  des  „allgemeinen  Versorgungsfondes'*, 
in  diesem  Versorgungshause  verpflegt. 

Die  jährliche  „Verpflegstagezahl"  betrug  138.452;  die 
durchschnittliehen  jährlichen  „Auslagen"  für  die  Verpflegung 
stellten  sich  auf  52.999  fl.  88  kr. 

1-8  Percent  der  Verpflegten  waren  „Civilparteien",  welche 
die  Kosten  ihrer  Verpflegung  selbst  bestritten. 

Wenn  diese  Kosten  von  den  jährlichen  Ausgabesummen 
in  Abzug  gebracht  werden,  so  betrugen 

Im  To>iro  ^*®  Auslagen  für  die  die  Verpflogskosten 

'"^  "^^^^^  Verpflegung  per  Kopf  und  Tag 

1863 44.290  fl.  90  kr.  32*9  kr. 

1864 50.529  „  26  „  376  „ 

1865 46.667  „  Ol  „  34*1  „ 

1866 49.776  „  97  „  384  „ 

1867 50.716  „  20  „  37-i  „ 

1868 52.934  „  24  „  37i  „ 

1869 52.617  „  98  „  37*8  „ 

1870 54.042  „  80  „  40*8  „ 

1871... 54.864  „  60  „  417  „ 

1872 63.390  „  76  „  45-8  „ 

and  im  lOjähr.  Durchschn.         51.983  fl.  07  kr.  38*3   kr. 


Um  die  Darstellung  der  gegenwärtig  bestehenden  Ver- 
sorgungsanstalteu  der  Stadt  Wien  zu  vervollständigen,  folgen 
anhangsweise  auch  noch  Mittheilungen  über  die  „Versorguugs- 
häuser  in  Klosterneuburg  und  in  Liesing",  welche  beide  An- 
stalten erst  nach  der  für  die  Statistik  dieses  Werkes  bestimmten 
Decennalperiode  u.  zw.  in  den  Jahren  1874  und  1877  eröffnet 
worden  sind. 

il  * 
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6.  Das  Versorgungshaus  in  Klosterneubarg. 

Schon  in  den  Jahren  1871 — 1872  hatte  es  sich  geswigt, 
dass  der  Belejcrauiu  der  städtischen  Versorgungshäuser  zu  Wien, 
Ybbs,  Maiierbach  und  St.  Andrä  nicht  mehr  ausreichte,  um 
einerseits  den  Ausi)rüchen  der  versorgungsbedürftigen  Armen 
zu  genügen  und  anderseits  der  der  Gemeinde  obliegenden  Pflicht, 
fremde  aus  den  Offentlieh(*n  Spitälern  als  „unheilbar**  entlassene 
Personen  bis  zu  ihrer  Beförderung  in  die  Heimatgemeinde  zu 
versorgen,  in  entsprechender  Weise  und  namentlich  innerhalb 
der  hiezu  beistimmten  gesetzlichen  Frist  nachzukommen. 

In  Folge  dieser  Erfahrung  war  der  Magistrat  von  dem 
Oemeinderathe  am  27.  December  1872  beauftragt  worden,  wegen 
Erwerbung  und  Adaptirung  einer  zu  einem  •  Versorgungshause 
geeigneten  KealitiU  die  geeigneten  Erhebungen  zu  pflegen..  Es 
wurden  nun  der  Ooniinuue  melirere  Realitäten  zum  Ankaufe  ange- 
boten. Von  denselben  erschien  der  in  Klosterneuburg  gelegene 
sogenannte  „Jakobshof'',  ein  ehemaliges  Klostergebäude  der 
Mechitaristen-Congregati(m,  in  der  Mitte  eines  circa  5000  QKlftr. 
(179*83  ar)  grossen  Gartens  stehend,  als  die  geeignetste  und 
zwar  unisuniehr,  als  Klostenieuburg  in  der  Nähe  von  Wien  ge- 
legen ist  und  eine  Eisenbahnstation  bildet. 

Nachdem  die  zur  Besichtigung  dieser  Realität  abgesandte 
Comniission  dieselbe  -  -  selbstverständlich  nach  Vornahme  der 
entsprechenden  Adaptiriingen  und  Zubauten  — •  für  ein  Ver- 
sorgungshaus  geeignet  erklärt  halte,  wurde  mit  den  Eigenthümern 
der  Realität  in  rnterhaudlung  g(4reten,  welche  dieselbe  um  den 
Preis  von  120.(K)0  11.  und  gegen  ein  Sehlusselgeld  von  500  Stuck 
Dueaten  au  die  C\)uiniune  Wien  abtreten  zu  wollen  erklärten. 
Dieser  Preis  ist  vom  (iemeinderathe  in  der  Sitzung  vom  31.  Jänner 
1873  unter  der  Bedingung  acceptirt  worden,  dass  die  Realität 
das  an.ii:etj:ebene  Ausniass  von  6000  DKlftr.  auch  Avirklich  ent- 
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die  Eigenthümer  den  Preis  für  diese  Realität  auf  115.000  fl. 
nebst  Schlüsselgeld,  welcher  Kaufpreis  auch  in  der  Sitzung  des 
Gemeinderathes  vom  11.  Februar  1873  bewilliget  worden  ist 
Der  ganze  Kaufschilling  im  Summarbetrage  von  117.600  fl. 
wurde  aus. dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde"  bestritten. 

Die  Realität  liegt  auf  der  nördlichen  Seite  von  Kloster- 
neuburg, gegen  Kritzendorf  zu,  besteht  aus  zwei  Gebäuden 
(Cons.-Nr.  416  und  486)  und  enthält  64  Piecen,  unter  welchen 
sich  vier  grosse  Säle  befinden. 

Das  an  der  Donauseite  zweistöckige,  sonst  einen  Stock 
hohe  Hauptgebäude  enthält  in  der  Mitte  der  Fronte  eine  Capelle 
mit  zwei  Thürmen.  Das  zweite  an  der  Fahrstrasse  gelegene 
Gebäude  ist  an  dieser  einen  Stock  hoch  und  gegen  den 
Garten  zu  zweistöckig.  Der  Bauzustand  des  Hauptgebäudes 
gestattet,  auf  dem  einen  Stock  hohen  IVacte  ein  zweites  Stock- 
w^erk  aufzusetzen,  und  die  Situation  der  ganzen  Realität  ist 
eine  derartige,  dass  die  nothwendigen  Zubauten  ohne  wesent- 
liche Beeinträchtigung  der  Gartenanlage  aufgeführt  werden 
können. 

Die  für  die  Adaptirung  und  innere  Einrichtung  dieser 
Anstalt  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde"  erwachsenen  Kosten 
beliefen  sich  auf  47.926  fl.   12  kr.  ö.  W. '") 

Die  Anstalt  ist  am  18.  Jänner  1874  eröffuet  worden. 

Es  wurde  bisher  für  selbe  keine  eigene  Verwaltung 
bestellt,  weil  sie  nach  dem  Gemeinderaths  -  Beschlüsse  vom 
1.  August  1873  als  eine  „Filialanstalt"  des  Versorgungshauses 
am  Alserbache  besteht.    In  Folge    dessen   ist  ein  Beamter  aus 


••)  Hie  von  entfallen  auf  die  „Adaptirung"  ä7.ö36  fl.  41  kr.  und  auf 
die  innere  „Einrichtung"  20.389  fl.  71  kr.  Zur  Deckung  der  für  di«»s«'s 
neue  Versorgungvshaus  gemachten  „Auslagen",  welche  vorläufig  durch 
»Uöserordentliche  Dotationsvorschüsse  aus  den  „eigenen"  (Jeldern  der  Com- 
mune bestritten  wurden,  hat  der  Oeuieinderath  am  'M.  .Jänner  1873  den 
Verkauf  von  2ÖO.000  fl.  Rente  aus  dem  Vermögen  des  „allgemeinen  Ver- 
fiorgungsfondes"  genehmigt. 
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letzterem  zur  onmittolbaren  Besorgung  der  Verwaltungsgeschäfte 
der  Klostemeuburger  Anstalt  daselbst  exponirt  worden. 

Die  Pflege  des  „Gottesdienstes^  in  dieser  Anstalt  wurde 
mit  Oemeinderaths-Bescbluss  vom  16.  Jänner  1874  einem 
pensionirten  Pfarrer  übertragen,  welcher  gegen  eine  Jahres- 
remuneration Ton  200  fl.  und  eine  Naturalwohnnng,  bestehend 
aus  zwei  Zimmern  und  einer  Küche,  täglich  eine  Messe  zu  lesen 
und  an  Sonn-  und  Feiertagen  einen  vollständigen  Gottesdienst 
abzuhalten  hat. 

Dieses  neue  Versorgungshaus  hat  einen  Belegraum  für 
18  Männer  und  162  Frauen,  zusammen  daher  für  180  Personen, 
welcher  ursprünglich  durch  vorzunehmende  Zubauten  auf  600 
erhöht  werden  sollte. 

In  Folge  der  Errichtung  der  im  Folgenden  besprochenen 
neuen  Versorgungsanstalt  in  Liesing  wurde  aber  der  Plan  eines 
Zubaues  zu  diesem  Versorgungshause  fallen  gelassen. 

Nachdem  dessen  Eröffiiung,  wie  bereits  erwähnt,  erst  am 
18.  Jänner  1874  stattgefunden  hat,  wird  über  dasselbe  in  der 
vorliegenden,  das  Decennium  1863 — 1872  der  Wiener  Armen- 
pflege umfassenden  Darstellung  ein  weiteres  Detail  nicht  an- 
geführt. ") 

7.  Das  Versorgungshaus  in  Liesing. 

Dieses  erst  vor  zwei  Jahren,  und  zwar  am  18.  März  1877 
eröff*nete  Versorgungshaus  steht  auf  der  Area  der  ehemaligen 
Schlossrealität  Nr.  1  und  12  in  Liesing  nächst  Wien. 

Dasselbe  wurde  zu  Folge  Gemeinderaths-Beschlusses  vom 
31.  März  1876  mittelst  Kaufvertrages  vom  1.  Mai  1876  um  den 
Kaufpreis  von  74.000  fl.  erworben. 

Die  Anstalt  umfasst  eine  Gesanmitfläche  von  41.977  D  Meter, 


®M  Gegenwärtig  (Ende  Mai  1879)  sind  in  diesem  Versorgung.shsuse 
17  Männer  und  ibl  Frauen,  zusammen  daher  178  Personen  untergebrachk 
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wovon  6408  DMeteraufdio  verbaute  Fläche  und  35.571  DMeter 
auf  die  Gartenarea  entfallen. 

Die  Adaptirung  des  alten  Gebäudes  erforderte  einen  Auf- 
wand von  42.354  fl. 

In  Folge  der  Gemeinderaths-Beschlüsse  vom  17.  Juli  1877 
und  vom  3.  Mai  1878  wurden  zwei  Neubauten  angefügt, 
deren  Kosten  sich  mit  131.500  fl.  bezifferten,  daher  die  ge- 
sammten  baulichen  Auslagen  173.854  fl.  betrugen. 

Die    Kosten    för    die    innere    Einrichtung    des    alten, 
adaptirtcn  Gebäudes    betrugen    24.427  fl.,    jene    für  die   Ein- 
*richtung    in    den    zwei  Zubauten  41.230  fl.,    zusammen   daher 
65.657  fl. 

Mit  Hinzurechnung  der  Kosten  von  4000  fl.  für  die  mit 
Gemeinderaths-Beschluss  vom  2.  October  1878  bewilligte  Ein- 
friedung stellen  sich  die  Gesammtauslagen  für  dieses  Ver- 
sorgungshaus (bis  Endo  Mai  1879)  auf  317.511  fl.  ö.  W. 

Diese  Anstalt  hat  inclusive  der  beiden  Neubauten  einen 
Belegraum  fiir  320  Manner  und  528  Frauen,  zusammen  daher 
für  850  Pfründner. '*») 

8.  Das  Bürgerversorgungshaus  in  Wien. 

Es  wurde  bereits  bei  der  Besprediung  des  „Bürgerspital- 
fondes"  *')  die  Bemerkung  gemacht,  dass  ein  urkundlicher  Be- 
weis über  den  Zeitpunkt  des  Entstehens  des  Bürgerspitales 
ebensowenig  vorliegt,  als  darüber,  ob  dasselba  von  der  Bürger- 
schaft Wiens  oder  von  einzelnen  Bürgern  der  Stadt  ins  Leben 
gerufen  worden  sei. 

Gewiss  ist  nur,  dass  das  Bürgerspital  bereits  um  die 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts  bestanden  hat  und  vor  dem  ehe- 
maligen Kärntlmerthore  gelegen  war.  Im  September  1529  wurde 


**)  Zu  Ende  Mai  1879  standen  in  dieser  Anstalt   ili  MÄnner  und 
273  Frauen,  zusammen  445  Pfründner  in  Verpflejcuiig. 

••)  Siehe  Seite  134  und  folgende  im  I.  Theile  dieses  Werkes. 
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das  Gebiludo  in  Folge  der  Vertheidrgungsmassregelu,  im  Kampfe 
gegen  die  Türken  geschleift.  •*) 

Als  Ersatz  für  dasselbe  hat  Ferdinand  I.  laut  einer  Urknnde 
vom  20.  Deeember  1539  über  Ansuchen  des  Bürgermeisters  und 
Käthes  der  Stadt  Wien  das  in  der  inneren  Stadt  innerhalb 
des  Kämthnerthores  gelegene  St.  Clara-Kloster  zum  Bürger- 
spital gewidmet.  Dieses  Kloster  wurde  auch  bis  in  die  Zeit 
Kaiser  Josephs  IL  als  Bürgerspital  verwendet. 

Als  aber  im  Jahre  1782  eine  Reform  der  bestehenden 
Humanitätsanstalten  durchgeführt  wurde,  sind  die  im  Bürger- 
spitale  befindlichen  Kinder  in  das  Waisenhaus  am  Rennweg, 
die  daselbst  befiudlii'lieu  Kranken  nach  Eröffnung  des  allgemeinen 
Krankeuhaii.ses  in  dieses,  die  „aimeu  Bürger"  jedoch  in  Folge 
a.  h.  Kntsehliessuug  vom  11.  August  1784  in  das  ehemalige 
Krankenliaus  zu  St.  Marx  auf  der  Landstrasse  •*)  übersetzt 
worden,  welches  von  da  ab  das  Versorgungshaus  der  Wiener 
Bürger  bildete.  ®**) 

Die  UnZweckmässigkeit  und  stets  wachsende  Unzulänglich- 
keit des  Versorgungshauses  iu  St.  Marx  führten  die  Nothwendig- 
keit  der  Erbauung  eines  neuen  Bürgerversorgungshauses  herbei. 
Nach  vielen  fruclitlosen  Verhaudluugen  fiel  die  Wahl  für  den 
Platz  eines  solchen  Neubaues  auf  das  alte,  dem  Bürgerspitale 
gehörige,  in  der  Alservorstadt  gelegene  „Lazareth"  sammt  der 
dabei  befindlichen  „Jolianueseapelle".  Dasselbe  war  jedoch  seit 
dem  Jahre  1781  dem  „allgemeinen  Krankenhause"  zur  Benützung 
überlassen  Avurden  und  inusste  daher  erst  frei  gemacht  werden. 

®*)  iSii'ho:  Das  Wiciipr  Brirg(M\si)ital  etc.  von  3Iicliael  Altmann, 
AVii'H  1S60. 

^^)  Auch  l)ozrij,Hii*h  des  ,,Spitalos  zu  St.  Marx"  sind  weder  die  Zeil 
der  Entsteh iini;]^  noch  die  Namen  der  (iründer  bekannt;  wahrscheinlich 
dürfte  da^^elbe  iu  der  zweiten  1  hilft»'  des  13.  Jahrhunderts  entstanden  sein. 

®")  Das  Burg-erspital  iu  der  Stadt  wurde  sohin  zu  einem  Zinshau>c 
sul)  C'onscr.  Nr  lidO  adaptirt  und  befand  sich  als  s«dches  im  B«»sitze  des 
IJürirer.spitalfoudes  bis  1S73.  iu  ^^('Ichem  Jahre  es  verkauft,  respeotive  geijen 
14  utMig-i'bauto  liäUM'r   aui    Schottcuring"   umijretauscht   worden  ist   (^Siehe 
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Nachdem  mit  a.  h.  Entschliessung  vom  13.  Febrnar  1857 
die  Rückgabe  des  Lazarethes  angeordnet  worden  war,  konnte 
im  Jahre  1858  der  Bau  begonnen  und  im  September  des  Jahres 
1860  das  neue  Bürgerversorgungshaus  eröflFnet  werden.     — 

Die  Verwaltung  des  Bürgerrersorgungshauses  unter- 
steht unmittelbar  der  „Bürgerspital-Wirthschaftecommission^^  an 
welche  auch  die  Gesuche  um  Aufnahme  in  dieses  Versorgungs- 
haus zu  richten  sind.  Die  Bedingungen  für  die  Aufnahme  sind 
eonform  den  Aufnahmsbedingungen  in  den  städtischen  Versor- 
gungshäiisem,  nur  tritt  zu  denselben  hier  noch  das  Erforder- 
niss  der  bürgerlichen  Eigenschaft  des  Aufzunehmenden 
hinzu. 

Bei  Besprechung  der  Einrichtungen  des  Pensionates  im 
allgemeinen  Versorgungshause  in  Wien  wurde  bereits  erwähnt 
(Seite  571),  dass  diese  Institution  im  Bürgerversorgungshause 
gleich  bei  Eröffnung  desselben  ins  Leben  gerufen  worden  war. 

Bezüglich  des  „Pensionats"  ist  nun  Folgendes  hier  an- 
zuführen. Die  Gesuche  um  Aufnahme  in  dasselbe  sind  ebenfalls 
an  die  Bürgerspital-Wirthschaftscommission  zu  richten  und 
müssen  ausser  dem  Namen,  Charakter,  Alter,  Stand  und  Wohn- 
orte des  Bittstellers  auch  den  Nachweis  der  „bürgerlichen" 
Eigenschaft,  dann  ein  von  dejn  k.  k.  Bezirks-Armenarzte  aus- 
gestelltes Zeugniss  über  die  vorhandene  „Erwerbsunfähigkeit" 
und  die  Erklärung  enthalten,  dass  der  Aufnahmswerber  die 
festgesetzte  „Entschädigung"  an  den  Bürgerspitalfond  vorschrifls- 
mässig  leisten  werde. 

Was  diese  an  den  genannten  Fond  zu  leistende  Entschädi- 
gung anbelangt,  so  hat  der  Pensionär,  wenn  er  ein  Zimmer 
allein  bewohnen  will,  jährlich  den  Betrag  von  120  fl.  ö.  W. 
hiefür  zu  entrichten.  Theilt  derselbe  aber  das  Zimmer  mit  einem 
zweiten  Pensionär,  so  beträgt  der  hiefür  zu  entrichtende  Jahres- 
betrag 96  fl.  ö.  W.  Diese  Beträge  sind  in  vierteljährigen  Raten 
und  im  VorhiinMn  zu  entrichten. 

Der  Austritt  steht  dem  Peusiouär  jederzeit  frei,  nur  hat 
er  denselben  drei  Mouato  vorher  anzuzeigen. 
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Ueber  das  Ansuchen,  darch  den  einmaligen  Erlag^  eines 
„Capitales^  oder  auf  andere  Weise  die  lebenslängliche  Aafnahme 
zu  erhalten,  entscheidet  die  Bürgerspital-Wirthschattscommission 
von  Fall  zu  Fall  unter  Abschluss  eines  besonderen  y,Ueberein- 
kommens^  mit  dem  Aufzunehmenden. 

Die  Zahl  der  im  Bürger\*ersorgungshause  untergebrachten 
Pensionäre  betrug  in  den  einzelnen  Jahren  des  Decenniums 
1863 — 1872  durchschnittlich  17,  davon  5  „männlichen"  und 
12  „weiblichen"  Geschlechtes,  und  variirte  zwischen  12  und  19.*'J 

Das    Bürgerversorgungshaus    umfasst  eine    Fläche    von 

4000  DKlftr.  (1-44 Ha.),  wovon  1237  DKlftr.  (4449  Ar)  auf  die 

Bauarea   uud    2763  DKlftr.    (99-38  Ar)    auf  Höfe   und    Gärten 
entfallen. 

Dasselbe  hat  einen  Belegraum  Mr  220  Männer  und 
320  Frauon,  zusammen  daher  für  540  Personen.  An  Raum  ent- 
filllt  auf  einen  gesunden  oder  maroden  Pfründner  je  4*/,  C.-Klftr. 
(29-Ö  Cm.)  und  auf  einen  kranken  5  C.-Klftr.  (34  Cm.). 

Es  wurde  bereits  (Seite  138  in  der  I.  Abtheilung  dieses 
Werkes)  angeführt,  dass  dor  Bürgerspitalsfond  das  Recht  be- 
sitzt, 25  Anne  aus  dem  Bürgerstande  in  einem  der  von  dem 
,,allgemein(»n  Versorgungsfonde"'  erhaltenen  Versorgungshäuser 
in  Wien  obn«»  Ersatzleistung  der  hiefür  auflaufenden  Kosten 
unterzubring(»n. 

Diesi;  Annen  erlialten  zu  den  Bezügen  der  auf  Kosten  des 
„allg«Mnt*int*n  V^Tsorgungsfondcs"  verpflegten  Pfründner  täglich 
aus  (h^ni  jjBürgerspitalsfonde'*  Zulagen,  durch  welche  sij 
den  im  Bürgerversorgungsliause  selbst  untergebrachten  Pfrüud- 
nern  vullkoiiiinen  gleichgestellt  W(>rden. 

Der  Stand  der  Pfründner  im  Bürgerversorguugshause 
und  die  Bewegung  in  demselben  während  der  einzelnen  Jahre  des 
Decenniums  18(K] — 1872  ist  aus  der  folgenden  Tabelle  ersichtlich. 
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)  (icp'inrärtijJT  {187S)  hrfrairt  die  Zahl  «ler  im  Bürgerveröorj^ungs- 


S  '       = 

i;;^ 

s 

s 

"f" 

s 

T 

?? 

a 

s 

" 

a 

li'i 

„.„,, 

S 

g 

a 

£ 

E 

£ 

1 

s 

s 

s 

c 

..,...,< 

S 

8 

S 

a 

^ 

s 

ä 

"i 

S 
1 

.! 

■-"» 

-•s 

' 

s 

s 

^ 

s 

s 

£ 

£ 

:.™ 

s 

s 

£ 

s 

"*. 

s 

•»" 

g; 

3 

ä" 

^ 

s 

'U>t|illI|'>lJ11}]lf 

Tiinuj 

- 

" 

* 

J«U,» 

" 

*• 

" 

- 

" 

|S 

....,, 

s 

" 

s 

3 

s 

s 

S 

« 

s 

,....,, 

s 

s 

a 

s 

£ 

3 

= 

5 

^ 

-«(  ipo-ninj  (Mir 

OähU.1 

" 

- 

" 

~ 

- 

" 

" 

.....> 

" 

■ 

^ 

.   "" 

" 

** 

" 

~* 

,.„s 

= 

s 

§ 

s 

s  « 

sliB 

S 

!S 

..™j 

s. 

1- 

?!_ 

1    S 

s 

s 

s 

S 

»...„ 

i 

£ 

» 

s 

""■s 

s 

lä 

B    S 

^ 

S 

"■""■' 

s 

s 

s 

s 

s 

S|S 

s 

5 

ä 

....„ 

s 

s 

n 

s 

E 

!S 

s 

3 

s 

S 

..,«., 

2 

2 

- 

•^ 

- 

" 

- 

""-" 

te 

2 

2 

s 

s 

S   S 

* 

2 

"i    ^      i 

-■"1 

S 

s 

K 

3 

s 

a  3 

3 

K 

"1"  1 

jjiiii.l« 

s 

s 

S 

3 

: 

-  « 

S 

s 

s 

" 

Sias 

™..s 

s 

ä 

3 

S 

s 

s  sT 

i 

s 

S 

:„:;:;;; 

._« 

r 

S 

^ 

=  8 

SS 

s 

s 

£ 

s 

:ä 

g  SlälS_ 

S5 

2 

1 

i 

i 

i 

i 

1 

1 

1 

s 

i 

£ 

652 


In  diese  Anstalt  wurden  daher  durchschnittlich  jährlich 
68  Personen  aufgenommen  und  es  erscheint  hiebei  das  nm&nn- 
liehe"  und  das  „weibliche"  Geschlecht  beinahe  ganz  gleich 
betheiligt.  Die  Zahl  der  iu  der  Anstalt  im  Ganzen  untergebrachten 
Pirfindner  war  durchschnittlich  jährlieh  581.  Der  Stand  am 
Anfange  und  am  Ende  des  Jahres  betrug  durchschnittlich  490 
und  es  ent8{>richt  diese  Ziffer  der  Zahl  jener  Personen,  welche 
durchschnittlich  am  Ende  eines  jeden  Monates,  also  permanent 
in  Verpflegung  standen. 

Iu  den  einzelnen  Monaten  war  nach  dem  Durch- 
schnitte der  Jahre  1863—1872  der  Stand  der  Pfrfindner  im 
Bürgerversorguugshause  folgender.   Es  standen  in  Versorgung: 


am  Ende 
des  Monates 

Jänner  . . 
Februar  . 
März . .  . 
April .... 

Mai 

Juni  .... 


Männer  Frauen  Summe 


220 
221 
220 
220 
220 
221 


268 
268 
268 
269 
270 
271 


488 
489 
488 
489 
490 
492 


am  Ende 
des  Monates 

Juli  .... 
August .  . 
Septemb. 
October  . 
Nt>vembor 
Decembor 


Männer  Frauen  Summe 


221 
221 
220 
223 
230 
224 


272 
272 
272 
273 
274 
273 


493 
493 
492 
496 
504 
497 


bie  inoiialli«he  DurclischiiiUs/ilfcr  lielru;;  dcuinarh 222       271     493 

Deiu  Alter  uud  der  Religion  nach  vertheilten  sich 
die  am  Schlüsse  eines  jedtMi  Jahres  in  diesem  Hause  iu  Ver- 
pflegung stehcmleu  Pfriuidiier  in  der  iu  der  Tabelle  auf  Seite  653 
ersichtlichen  Weise. 

Nach  dieser  Ziisammenstelluug  standen  nach  dem  zehn- 
jährigen Durchschnitte  der  Jahre  18G3 — 1872: 


im  Alter 

unter  50  Jahren 

von  50 —  60  „ 

ilber  60—  70  Jalire 

„     70-  80  ., 

„     80-  90  „ 

„     90  -  1(»0  ,, 


Männer     Frauen      zusammen 


2 

23 

103 

84 

11 

0-3 


4 

26 

98 

120 

25 

1 


6 

49 

201 

204 

36 

1 


in    Percenten 

zum  Ge- 
sammtstandc 

9-9  % 
40*5  % 
41-0 »/, 
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Die  grösste  Anzahl  der  im  Bürgerrersorgnngshaase  nnter- 
gebraehten  Pfründner  stand  daher  im  Alter  von  70—80  und  dann 
von  60 — 70  Jahren;  von  säraratlichen  Pfründnern  der  Anstalt 
entfallen  vier  Fünftel  auf  die  bezeichneten    zwei  Altersgruppen. 

I)<»r  Religion  nach  waren  96  Percent  der  Pfründner 
katholischer,  3  Perceut  augsburgischer  und  0-3  Percent  hel- 
vetischer Confession.  Bei  den  Pfründnern  „katholischer**  Con- 
fession  überwiegt  der  „weibliche",  bei  den  Pfründnern  M^Qgs- 
burgischer"  Confession  aber  der  „männliche**  Theil  der  Pfründner. 

Von  den  am    Ende    der  einzelnen  Jahre   in   Verpflegung 

stehenden  Pfründnern  dieser  Anstalt  waren 

^  ,  vor  der  Aufnahme  in  die 

im  Jahre bULl .         Versorgung  wohnhaft 

in  Wien      ausser  Wien        .^  ^y.^^     ^^^^^^  ^^^^ 

1863..  ..  156  290  419  27 

1864 lf)7  289  423  23 

1865 160    '  302  442  20 

1866 154  334  465  23 

1867.  ...  148  344  466     ,   26 

1868 147  385  496  36 

1869 146  388  483  51 

1870 145  386  484  47 

1871 138  377  468  47 

1872 154  371  467  58 

im  lOjähr.  Durrhsrhnille  150  346  461  35 

Es  waren  daher  von  den  in  diesem  Hause  verpfleg^ten 
Personen  nach  dem  Dnrehselinitte  der  Jahre  1863  —  1872 
30  Pcrci'nt  in  Wien  und  70  Perei'nt  ausser  Wien  geboren. 
WüIutikI  in  drn  ,.stä<ltiseh(Mi  Versori^unp:shäusern"  die  Zahlen 
der  in  Wien  ü:«'lM)nMH'n  IMVündniM*  beinahe  gleich  kommen  den 
Zahlen  der  ausser  Wien  ^^eborcnen,  überwiegt  im  „Bnrgerver- 
S()ri»:unii:sli:iust'-'  di(»  Zahl  der  ausser  Wien  geborenen  Pfründner 
vm  weit  über  das  Doppelte  jene  der  in  Wien  geborenen  und 
in   dii'seni  Hause    verj>llegten  Bürger.    Die    grösste  Anzahl    der 


Pfl.wvlii......       J:.^r...n     11.^. .n/..^      i,^       .).....      I.^Ui.^^^K«-»«^       1  UAQ         1  QTO 
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also  nicht  ursprünglich  im  Weichbilde  der  Stadt  Wien  heimiseh 
gewesen,  sondern  hatte  sich  erst  später  daselbst  angesiedelt, 
eine  gewerbliche  Beschäftigung  zu  betreiben  begonnen  und  auf 
Grund  derselben  dann  das  „Bürgerrecht  der  Stadt**  erworben. 
Dem  Civilstande  nach  waren  von  den  im  Bürger- 
versorgungshause verpflegten  Personen  vor  der  Aufnahme 
derselben  ^ 

im  Jahre  ledig  verheiratet       verwitwet  oder 

°  geschieden 

1863 16  157  273 

1864 14  165  267 

1865 17  184  261 

1866 18  200  270 

1867  19  210  263 

1868 17  228  287 

1869 15  244  275 

1870 14  254  263 

1871 11  265  239 

1873 13  282 230 

m  iOjahrigen  DurchscIiniUe   15  219  263 

Während  bei  den  „städtischen  Versorgungshäusem**  ge- 
zeigt wurde,  dass  die  grösste  Anzahl  der  in  der  Versorgung 
stehenden  Personen  „ledigen"  Standes  war  und  nur  ein  geringes 
Contiugeut  auf  die  Gruppe  „verheiratet**  entfiel,  findet  im 
„Bürgerversorgungshauso"  gerade  das  Umgekehrte  statt.  Hier 
entfallt  die  grösste  Zahl  auf  die  „Verwitweten  oder  Ge- 
schiedenen" und  diesen  zunächst  auf  die  „Verheirateten",  die 
kleinste  Zahl  aber  auf  die  „Ledigen".  Es  waren  nämlich  von 
den  Pfrüüdneru  dieses  Versorgungshauses  vor  ihrer  Aufnahme 
„ledig"  3  Vo,  „verheiratet"  44  y©  und  „verwitwet  oder  ge- 
schieden** 53%. 

Es  erklärt  sich  dieses  Verhältniss  grösstentheils  wohl  aus 
der  „bürgerlichen"  Eigenschaft  der  in  diesem  Hause  aufge- 
nommenen Personen.  Die  meisten  derselben  hatten  bei  Erlangung 
des  Bürgerrechtes  sich  bereits    eine    gesicherte  Lebensstellung 
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erworben  und  waren  in  Folge  dessen  auch  in  der  Lage  sich 
zu  verehelichen  und  einen  Familienherd  zu  gründen.  Verarmte 
später  das  bürgerliche  Ehepaar,  so  bewarben  sich  entweder 
beide  Theile  oder  der  überlebende  Ehegatte  um  die  Aufnahme 
in  die  Versorgung. 

Uebrigens  ist  der  Umstand,  dass  „ledige'^  Personen  in  so 
geringer  Zahl  im  Bürgerversorgungshause  sich  befinden,  anch 
darin  begründet,  dass  Bürgerkinder  überhaupt  (darunter  sind 
auch  Erwachsene  verstanden)  von  der  Unterstützung  und  Ver- 
sorgung durch  den  Bürgerspitalsfond  ausgeschlossen  waren 
und  von  diesem  Grundsatze  nur  zeitweise  und  in  sehr  beschränktem 
Masse  abgegangen  worden  ist. 

Was  'die  Beschäftigung,  welche  von  den  Pfründnem 
dieser  Anstalt  vor  deren  Aufnahme  in  die  Versorgung  ausgeübt 
worden  war,  anbelangt,  so  sind  die  nachfolgenden  Ziffern 
geeignet,  hierüber  eine  entsprechende  Aufklärung  zu  geben.  Es 
ergibt  sich  aus  denselben,  wie  \iele  von  diesen  „bürgerlichen* 
Pfründuern  auf  die  iu  der  nachfolgenden  Zusammenstellung  auf- 
geführten ,, Erwerbskategorien",  denen  dieselben  vor  ihrer  Auf- 
nahme angehörten,  jährlich  im  Durchschnitte  während  des  De- 
cenniuins  1803 — 1872  entfielen. 
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Die  grösste  Anzahl,  Dämlich  22  sV.,  also  mehr  als  ein 
FQnltel,  entfällt  auf  die  Rubrik  „Schneider",  ein  weiteres  Fünftel 
(20  3*/o)  auf  die  Rubrik  „Schuhmacher";  die  nächst  grösaten 
Zahlen  finden  sich  in  den  Rubriken  „Gastwirthe"  und  „Victualien- 
hftndler"  mit  je  4-8'/,,  „Weber  und  Wirker"  mit  i-sV,,,  „Tischler" 
mit  4*/,,  „Kauflente"  mit  3-4%  und  „Schlosser"  mit  2-!°/), 

Uober  die  Erankenbevegung  im  Bargeirersorgungs-- 
hause  gibt  die  Tabelle  auf  Seite  658  eine  Uebersicht  für  die 
Jahre  1863—1872. 

In  diesem  Versorgungshause  kamen  durchschnittlich  in 
jedem  Jahre  1237  Fälle  zur  ärztlichen  Behandlung,  wovon 
39V,  auf  das  „männliche"  und  61"/,  auf  das  „weibliche"  Ge- 
schlecht entfallen. 

Der  jährliche  Krankenstand  betrug  nach  dem  zehn- 
jährigen Durchschnitte  170,  d.  h.  es  standen  während  der 
Jahre  1863—1872  jährlich  im  Durchschnitte  170  Personen 
permanent  in  ärztlicher  Behandlung,  woron  wieder  36"/,  auf 
das  „männhche"  nnd  64%  auf  das  „weibliche"  Geschlecht  ent- 
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fallen.  Der  höchste  Krankenstand  (1375)  entfällt  auf  das  Jahr 
1866,  der  niederste  (1122)  auf  das  Jahr  1870.  Im  Ganzen 
zeigen  sich  in  den  Ziffern  des  Krankenstandes  in  den  einzelnen 
Jahren  keine  auffallenden  Differenzen. 

Gestorben  sind  in  dem  Bürgerversorgungshause  im 
Dorchschnitte  jährlich  81  Personen,  an  welcher  Zahl  das  „männ- 
liche" und  „weibliche"  Geschlecht  beinahe  gleich  stark  par- 
ticipiren. 

Ueber  die  vorgekommenen  Todesfälle  und  die  Todes- 
ursachen enthält  die  Tabelle  auf  Seite  660  die  entsprechende 
üebersicht. 

Nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  der  Jahre  1863  bis 
1872  entfallen,  wie  aus  dieser  Zusammenstellung  hervor- 
geht, auf  „Altersschwäche"  22*/»,  auf  „Lungenentzündung  und 
Lungentuberculose"  je  8-6%,  auf  „Rippenfellentzündung  und 
Brustwassersucht"  7-4yo,  auf  „Gehirnschlagfluss"  6-«%,  auf 
„Lähmung,  Lungenzellenerweiterung  und  Leberkrebs"  je  5*/^ 
von  der  durchschnittlichen  Jahressumme  der  in  diesem  Ver- 
sorgungshause vorgekommenen  Todesfälle.  An  „Blattern"  starb 
während  des  Decenniums  1863 — 1872  nur  eine  Frau,  u.  z. 
im  Jahre  1866;  es  ist  dieses  Jahr  auch  das  einzige,  in 
welchem  die  „Cholera"  unter  den  Todesursachen  verzeichnet 
erscheint,  und  zwar  starben  von  den  in  diesem  Jahre  in  der 
Anstalt  Verstorbenen  19-3%  an  „Cholera". 

Auf  das  Jahr  1866  entfällt  während  des  bezeichneten  Decen- 
niums auch  die  höchste  Mortalitätsziffer;  diesem  zunächst 
kommen  die  Jahre  1871  und  1872. 

Es  geht  dies  aus  der  Tabelle  auf  Seite  661  hervor, 
welche  die  Erkrankungs-,  Heil-  und  Sterbe-Percente 
während  der  einzelnen  Jahre  des  genannten  Decenniums  und 
im  zehnjährigen  Durchschnitte  enthält. 

Bei  dem  Morbilitäts-Percente  zeigt  sich  während  der 
Jahre  1863—1869  ein  constantes  Fallen,  während  dasselbe  in 
den  letzten  drei  Jahren  wieder  zu  steigen  begann.  Das  Mor- 
talitäts-Percent  hält  sich  aber,  mit  Ausnahme  des  Epidemie- 
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Jahres  1866,  so  ziemlich  gleichmässig  auf  der  Höhe  des  er- 
mittelten Durehschnittspercentes;  die  geringste  Mortalität  findet 
sich  im  Jahre  1867,  die  Erfahrung  bestätigend,  dass  das  einem 
Epidemiejahre  folgende  Jahr  in  der  Regel  sehr  günstige  Mor- 
talitätsverhältuisse  aufzuweisen  hat. 

Straf  fälle  kamen  im  Bürgerversorgungshause  im  Durch- 
schnitte jährlieh  nur  5  vor.  Von  den  vorgekommenen  Strafiällen 
entfielen  80%  auf  die  „Männer"  und  20%  auf  die  „Frauen". 
Es  wurden  nämlich  bestraft  wegen 


im  Jahre 


1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 


Männer 
Frauen 

Männer 
Frauen 

Männer 
Frauen 

Männer 
Frauen 

Männer 
Frauen 

Männer 
Frauen 

Männer 
Frauen 

Männer 
Frauen 

Männer 
Frauen 

Männer 
Frauen 


.     ....      (  Männer 

;■"    "if'^.-     Frauen 
Uurchst  null  1  c. 


Trunken- 
heit 

7 
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Auch  iü  dieser  Anstalt  ist  die  „Trunkenlieit**  am  öftesten 
als  Ursache  der  Abstrafung  vorgekommen,  indem  von  allen  50 
während  des  Decenniums  1863 — 1872  vorgekommenen  Straf- 
fällen 33,  also  60%,  auf  „Trunkenheit"  entfielen.  — 

Sämmiliche  in  diesem  Versorgungshause  untergebrachte 
Personen  werden  auf  Kosten  des  Bürgerspital fondes  ver- 
pflegt. Die  Daten  über  den  Umfang  dieser  Verpflegung  in  den 
einzelnen  Jahren  des  Jahrzehnts  1863 — 1872,  sowie  über  den 
hiezu  erforderlichen  Aufwand  sind  aus  den  nachfolgenden  Ziffern 
zu  entnehmen. 

Es  wurden  verpflegt 


im  Jahre 
1863 

Personen 

511 

durch  Tage 
162.197 

mit  einem  Eosten- 
aufwande  von 

94.577  fl.  62    kr. 

Die  Verpflegs- 
kosten  per 

Kopf  und  Tag 
betrugen 

58-0  kr. 

1864 

520 

163.396 

97.069  „  47-5  „ 

59-4    „ 

1865 

521 

164.781 

101.167  „  32     „ 

61-4    „ 

1866 

608 

179.185 

97.506  „  15o  „ 

54-4   „ 

1867 

543 

180.777 

97.311  „  98ö  „ 

53-8   « 

1868 

617 

191.366 

104.066  „  56-5  „ 

54-4    „ 

1869 

624 

194.258 

101.236  „  40-5  „ 

52-1    „ 

1870 

625 

193.425 

108.109  „  34     „ 

55-9    „ 

1871 

624 

191.750 

110.810  „  30g  „ 

57-8   „ 

1872 

626 

190.263 

112.941  „  42     „ 

59-4   „ 

in  lOjihrigfD 
DurclüchuiUe 

581 

181.140 

102.479  fl.  66    kr. 

56-6  kr. 

Es  erübrigt  nun  noch  die  bei  Darstellung  der  einzelnen 
Versorgungshäuser  angeführten  Daten  zusammen  zu  stellen,  um 
über  das  communale  Wirken  auf  dem  Gebiete  der  „Armen- 
versorgung" ein  übersichtliches  Bild  zu  erhalten.  Zu  diesem 
Zwecke  wird  der  bei  der  Darstellung  der  einzelnen  Versorgungs- 
anstalten eingehaltene  Plan  auch  bei  der  nachfolgenden  Zusammen- 
stellung der  Endresultate,   welche   sich  aus  der  Vergleichuug 


in  diesen  fünf  Anstalten  im  Durchschnitte  jährlich  58  betrug, 
so  beziffert  sich  die  Gesammtzahl  der  in  den  Versorgungs- 
häusern der  Commune  Wien  während  der  Jahre  1863 
bis  1872  ganz  unentgeltlich  (d.  h.  auf  Kosten  von  Fonden 
oder  Stiftungen)  verpflegten  Personen  im  Durch- 
schnitte jährlich  mit  4669. 

Um  die  Bewegung  des  Pfründnerstandes  innerhalb  einer 
Jahresfrist  zu  kennzeichnen,  ist  dieser  Stand  am  Ende  der 
einzelneu  Monate  des  Jahres  nach  dem  mehrjährigen  Durch- 
schnitte zusammengestellt  worden.  Demnach  befanden  sich  in 
Verpflegung  —  Personen 

in  den  Versorgiingshriusern  zu  jb  Bircer- 

am    Endo  ^  zusam-  *  im 

d.  Monates       ^yien       Ybbs    ^^^^^'  St.  Andrä     men      '*'3e'*'"  Ganzen 

Jänner...  1.515  645  607  390  3.157  488  3.645 

Februar..  1.532  644  609  389  3.174  489  3.663 

März  ....  1.540  642  602  381  3.165  488  3.653 

April  ....  1.523  645  597  378  3.143  489  3.632 

Mai 1.514  635  598  380  3.127  490  3.617 

Juni 1.510  637  597  389  3.133  492  3.625 

Juli 1.501  629  598  382  3.110  493  3.603 

August  ..  1.512  629  597  380  3.118  493  3.611 

September  1.530  636  601  376  3.143  492  3.635 

October  ..  1.542  639  611  387  3.179  496  3.675 

November  1.528  654  610  399  3.191  504  3.695 

December  1.555  650  608  391  3.204  496  3.700 

Moiiall.  Durch- 
schniiiszilTer     1.525      640      603      385      3.153      493       3.646 

Diesen  Durchschuittszahlen  zufolge  war  der  „Pfrüudner- 
stand"  in  sämmtlichen  Versorgungsbäusern  am  Ende  der  Monate 
November  und  December  der  höchste,  und  der  niederste  in 
den  Monaten  Juli  und  August.  Die  Differenzen  gegenüber  den 
anderen  Mouatsziffern  sind  übrigens  keine  bedeutenden  und  e.s 
ist  wohl  begreiflich,    dass    selbst  der  constaute   Charakter  der 
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Zur  Beantwortung  der  weiteren  Frage:  wie  viele  Per- 
sonen während  der  Jahre  1863 — 1872  im  Durchschnitte 
jährlich  wirklich  in  den  Versorgungshäusern  unter- 
gebracht waren,  sind  die  entsprechenden  aus  dem  zehn-, 
respectiye  fünQährigen  Durchschnitte  sich  ergebenden  Summar- 
zifFem  ebenfalls  übersichtlieh  zusammengestellt  worden. '")  Hier- 
nach betrug  die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Versorgungshäusern 
während  dieses  Decenniums  im  Durchschnitte  jährlich  unter- 
gebrachten Personen: 

Manner      Frauen    zusammen 

im  Versorgungshause  zu  Wien 847  1.516  2.363 

„    Ybbs...  267  412.  679 

„   Mauerbach  353  368  721 

„    St.  Andrä  223  185  408 

in  den  vier  aus  dem  „allgem.  Versor- 

gungsfonde"  erhaltenen  Anstalten     1.690      2.481      4.171 

im  Bürgerversorgungshause 252         304         556 

und    in    sämmtlichen    fünf   Versor- 
gungshäusern       1.942      2.785      4.727 

Von  dieser  Gesammtsumme  der  Versorgten  entfallen  4iy^, 
auf  das  „männliche"  und  59  Vo  auf  das  „weibliche"  Geschlecht; 
es  standen  daher  durchschnittlich  um  die  Hälfte  mehr  Frauen 
als  Männer  in  der  Versorgung. 

Werden  von  obiger  Anzahl  der  versorgten  Personen  die 
Civilparteien  (Zahlpfründner)  in  Abzug  gebracht,   deren  Zahl 


sorgungshäuser  in  „Xlosterneuburg"  und  „Liesing'^  und  die  in  Letzterem 
im  Jahre  1879  beendeten  Zubauten  hat  sich  der  oben  angegebene  „Be- 
leg räum"  der  auf  Kosten  des  „allgemeinen  Versorgungsfondes"  erhaltenen 
Versorgungshäuser  von  3330  auf  4360  und  jener  der  sämmtlichen  Ver- 
sorgungshäuser  der  Stadt  Wien  von  3870  auf  4900  erhöht. 

'")  Zur  Vermeidung  von  „Doppelzählungen"  ist  der  in  den  bezüg- 
lichen Standestabellen  in  die  Hauptsumme  der  Versorgten  miteingerechnete 
Zuwachs  durch  Versetzung  aus  einer  anderen  Versorgungsanstalt  bei 
dieser  Zusammenstellung  von  der  Summe  der  in  jedem  Versorgungshause 
durchschnittlich  Verpflegten  in  Abzug  gebracht  worden. 


in  diesen  fünf  Anstalten  im  Durchschnitte  jährlich  58  betrag, 
so  beziffert  sich  die  Gesammtzahl  der  in  den  Versorgnngs- 
häusern  der  Commune  Wien  während  der  Jahre  1863 
bis  1872  ganz  unentgeltlich  (d.  h.  auf  Kosten  von  Fonden 
oder  Stiftungen)  verpflegten  Personen  im  Durch- 
schnitte jährlich  mit  4669. 

Um  die  Bewegung  des  Pfründnerstandes  innerhalb  einer 
Jahresfrist  zu  kennzeichnen,  ist  dieser  Stand  am  Ende  der 
einzelnen  Monate  des  Jahres  nach  dem  mehrjährigen  Durch- 
schnitte zusammengestellt  worden.  Demnach  befanden  sich  in 
Verpflegung  —  Personen 


am     Ende  ^ 
d.  Monates 

in  den 
Wien 

Versorgungsliäusern  zu 

zusam- 
men 

In  Birger- 

Tersorguigs- 

haase 

im 
Ganzen 

Jänner . .  . 

1.515 

645 

607 

390 

3.157 

488 

3.645 

Februar . . 

1.532 

644 

609 

389 

3.174 

489 

3.663 

März 

1.540 

642 

602 

381 

3.165 

488 

3.653 

April  .... 

1.523 

645 

597 

378 

3.143 

489 

3.632 

Mai 

1.514 

635 

598 

380 

3.127 

490 

3.617 

Juni 

1.510 

637 

597 

389 

3.133 

492 

3.625 

Juli 

1.501 

629 

598 

382 

3.110 

493 

3.603 

August  . . 

1.512 

629 

597 

380 

3.118 

493 

3611 

September 

1.530 

636 

601 

376 

3.143 

492 

3.635 

October  .  . 

1.542 

639 

611 

387 

3.179 

496 

3.675 

November 

1.528 

654 

610 

399 

3.191 

504 

3.695 

December 

1.555 

650 

608 

391 

3.204 

496 

3.700 

Moiintl.  Durch- 

schnillszjffcr 

1.525 

640 

603 

385 

3.153 

493 

3.646 

Diesen  Durchschnittszahlen  zufolge  war  der  „Pfründner- 
stand" in  sämmtlichen  Versorgungshäusern  am  Ende  der  Monate 
November  und  December  der  höchste,  und  der  niederste  in 
den  Monaten  Juli  und  August.  Die  Differenzen  gegenüber  deu 
anderen  Monatsziffern  sind  übrigens  keine  bedeutenden  und  es 
ist  wohl  begreiflich,    dass    selbst  der  constaute   Chai'akter  der 
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Bevölkerung   dieser  Anstalten  durch  den  Eintritt  der  rauheren 
Jahreszeit  etwas  beeinflusst  erscheint. 

In  Bezug  auf  das  Alter  der  Bewohner  dieser  Anstalten 
inclusive  des  Bürgerversorgungshauses  ergibt  sich,  dass  am 
Ende  der  einzelnen  Jahre  von  den  in  Verpflegung  stehenden 
Pfründnem  nach  einem  zehn-,  respective  fünQährigen  Durch- 
schnitte im  Alter  von  unter  50  Jahren  20.6%,  von  50  bis 
60  Jahren  IS.oVo,  über  60  bis  70  Jahre  28.3%,  über  70  bis 
80  Jahre  28.5%,  über  80  bis  90  Jahre  7.«%  und  endlich 
über  90  bis  100  Jahre  0  4%,  derselben  gestanden  sind. 

Am  stärksten  vertreten  war  demnach  das  Alter  „7on  70 
bis  80  Jahren**  und  diesem  .zunächst  jenes  „von  60— 70  Jahren**. 
Ein  Fünftel  der  in  Versorgung  stehenden  Personen  hatte 
noch  nicht  das  Alter  „von  50  Jahren**  erreicht;  bei  den- 
selben hatte  daher  die  durch  körperliche  oder  geistige  Ge- 
brechen herbeigeführte  „Erwerbsunfähigkeit**  den  Grund  zur 
Aufnahme  in  die  Versorgung  gebildet.  Die  Altersgruppe  „über 
80 — 90  Jahre**  erscheint  im  Vergleiche  zur  unmittelbar  voraus- 
gehenden Altersgruppe  schwach  vertreten,  indem  ihr  percentueller 
Antheil  gegen  jenen  der  vorhergehenden  Gruppe  auf  ein  Viertel 
der  letzteren  abf&llt.  Noch  mehr  gilt  dies  von  der  letzten  Alters- 
gruppe, dem  Alter  von  „über  90  Jahren**,  auf  welches  nur 
0-4%  entfallen. 

Von  den  am  Ende  des  Jahres  nach  der  decennalen  Durch- 
schnittszahl in  Versorgung  stehenden  Personen  waren  katholischer 
Confession  97-6%,,  evangelisch-augsburgischer  l-9Vo>  evange- 
lisch-helvetischer O-jV^,  israelitischer  0-2%,  griechischer  0* 05%, 
und  anderer  Confession  O'03%. 

Von  denselben  waren  ferner  geboren  in  Wien  43%,, 
ausser  Wien  57%^,  und  vor  der  Aufnahme  in  die  Ver- 
sorgung wohnhaft  gewesen  in  Wien  83%,  und  ausser 
Wien  17%. 

Während  also  mehr  als  die  Hälfte  der  versorgten  Per- 
sonen ausser  Wien  geboren  war,  zeigt  sieh  bei  dem  Domicile 


das  umgekehrte  Verhältniss,  da  kaum  ein  Fünftel  dieser  Pfründner 
vor  der  Aufnahme  in  die  Versorgung  ausserhalb  Wiens  ge- 
wohnt hatte. 

Dem  Civilstande  nach  waren  von  den  aufgenommenen 
Pfründnern  vor  der  Aufnahme  in  die  Versorgung,  nach  dem 
mehrjährigen  Durchschnitte 


ledig 

im  Versorgungshause  in  Wien 33  Vo 

„    Ybbs 61    „ 

„    Mauerbach.  46    „ 
„    St.  Andrä  .  49    „ 


^j 


?9 


?> 


99 


ver- 
heiratet 

21% 
8 
17 
17 


99 


n 


n 


verwitwet 
oder  ge- 
schiedea 

46% 

31   „ 

37 

34 


99 


n 


4oy, 

53     . 


in  den  vier  aus  dem  „allg.  Versorgungs- 

fonde"     erhalteuen     Versorgungs- 

häusern  zusammen 43  y©       17  V^ 

im  Bürgerversorgungshause 3    „       44    „ 

und  im  Ganzen 37  %      21  %       42  % 

Aus  dieser  Zusammenstellung  ergibt  sich  hinsichtlich  des 
Civil  Standes  der  Pfründner  in  den  Versorgungshäusem 
Folgendes. 

[u  (hn  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde"  erhaltenen 
Anstalten,  bei  welchen  die  bürgerliche  Eigenschaft  keine  Be- 
dingung für  die  Aufnahme  bildet,  ist  ohne  Ausnahme  die  Zahl 
der  „verheirateten"  Personen  die  kleinste,  dagegen  die  Zahl 
der  „ledigen"  die  grösste,  nur  mit  Ausnahme  des  Versor- 
gungshauses in  AVien,  in  welchem  die  höchste  Percentziffer 
auf  die  Rubrik  „verwitwet  oder  geschieden"  entföllt.  Am  meisten 
überwiegt  die  Zahl  der  „Ledigen"  im  Versorgungshause  zu 
Ybbs,  wu  \\nv  Anzahl  beinahe  doppelt  so  gross  ist  als  jene 
der  „Verheirateten"  und  der  „Verwitweten  oder  Geschiedenen*^ 
zusauuuen  gencuununi. 

lin  „HüVi::erversorguni;sliause"  dagegen  ist  —  wie  schon 
früher   S.  Oöf)  iM-\viihut  wurde    —  die  Zahl  der  „ledigen"    Per- 
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sonen  im  Vergleiche  zu  jener  der  „Verheirateten"  und  noch 
mehr  im  Vergleiche  zu  den  „Verwitweten  oder  Geschiedenen", 
welch'  letztere  in  diesem  Versorgungshause  die  höchsten  Ziffern 
aufweisen,  eine  verschwindend  kleine. 

Werden  nun  die  bezüglichen  Ziffern  aller  dieser  Anstalten 
zusammenge&sst,  so  ergibt  sich,  dass  von  sämmtlichen  in 
Versorgung  stehenden  Personen  im  Durchschnitte  die  geringste 
Anzahl  auf  die  „Verheirateten",  die  nächst  höhere  auf  die 
„Ledigen"  und  die  höchste  auf  die  „Verwitweten  oder  Geschie- 
denen" entfällt  und  dass  das  „Versorgungshaus  in  Wien"  mit 
seinen  Ziffern  in  dieser  Richtung  den  allgemeinen  Durch- 
schnittszahlen am  nächsten  kommt.  Die  Ursachen,  welche  den 
hier  angegebenen  Erscheinungen  zu  Grunde  liegen,  wurden 
bereits  bei  Besprechung  der  Verhältnisse  der  einzelnen  Ver- 
sorgungshäuser erörtert. 

In  der  nächstfolgenden  Tabelle  wird  eine  Uebersicht  über 
die  verschiedenen  Arten  der  Beschäftigung  gegeben,  welche 
von  den  Pfründnern  vor  ihrer  Aufnahme  in  die  Versorgung 
ausgeübt  wurde. 

Die  in  dieser  Zusammenstellung  erscheinenden  Ziffern  sind 
aus  dem  zehn-,  respective  fuuQährigen  Durchschnitte  gewonnen, 
daher  die  aus  denselben  resultirenden  Verhältnisse  wohl  als 
ziemlich  constante  angesehen  werden  können.  Dass  die  für 
das  „Bürgerversorgungshaus"  geltenden  Ergebnisszahlen  von 
jenen  der  übrigen  Versorgungshäuser  in  der  Tabelle  getrennt 
wurden,  erschien  aus  dem  Grunde  angezeigt,  weil  —  wie  aus 
derselben  ersichtlich  wird  —  im  Bürgerversorgungshause  die 
Gruppe  der  dienenden  Personen  gar  nicht  vertreten  erscheint, 
was  sich  aus  der  zur  Aufnahme  in  dasselbe  erforderlichen 
bürgerlichen  Eigenschaft  seiner  Bewohner  erklärt. 

Es  waren  der  Beschäftigung  nach 
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Werden  nun  die  in  dieser  Tabelle  registrirten  Daten  nfih^ 
ins  Auge  gefasst,  um  sich  über  die  Ausdehnung,  in  welcher 
gewisse  Berufsgattungen  bei  den  Pfründnem  dieser  Anstalten 
ihrer  früheren  Thätigkeit  nach  vertreten  sind,  einige  Aus- 
kunft zu  verschaffen,  so  ergeben  sich  —  wenn  Torläufig  von  dem 
„Bürgerversorgungshause"  abgesehen  wird,  dessen  Inwohner  in 
Folge  der  speciellen  Aufnahmsbedingung  beinahe  ausnahmslos 
früher  dem  „Gewerbestande**  angehörten  —  folgende  Ver- 
hältnisse. 

Von  den  in  den  vier  Versorgungshäusem  zu  Wien,  Ybbs, 
Mauerbach  und  St.  Andrä  untergebrachten  Pfiründnem  waren 
13.4  Vo  vor  ihrer  Aufnahme  in  die  Versorgung  bereits  „ohne 
Beschäftigung".  Am  grössten  ist  die  Zahl  der  in  diese  Rubrik 
gehörigen  Personen  im  Versorgungshause  in  Ybbs,  am  kleinsten 
in  jenem  zu  Mauerbach. 

Auf  die  Stände  mit  höherer  „Schulbildung**  entfallen  nur 
0.4  Vo-  Dabei  kann  jedoch  die  Bemerkung  nicht  unterlassen 
werden,  dass  diese  Verhältnisszahl  wahrscheinlich  etwas  grösser 
ausgefallen  wäre,  wenn  in  dem  vorliegenden  Materiale  die 
SpeeialisiruDg  eindringender  durchgeführt  und  nicht  4.3  Vo  ^'^^ 
der  Gesammtzahl  der  Pfründner  in  die  allgemeine  Rubrik 
„andere  Beschäftigung"  zusammengefasst  worden  wären. 

Den    „gewerblichen  und  industriellen**   Ständen   gehörten 

27.9  Vo  ^11^'^  ^"  ^1^^  ^^^^  ^^^  „allgemeinen  Versorgungsfonde** 
erhalteneu  Versorgungshäusem  untergebrachten  Personen  an. 
Unter  den  „Gewerbsleuten  und  Hilfsarbeitern**  beim  Gewerbe 
erscheinen  in  der  Reihenfolge  der  Häufigkeit  des  Vorkommens 
nach  am  zahlreichsten  vertreten:  Schneider,  Weber,  Schuh- 
macher, Fabriksarbeiter,  Spulerinnen,  Bandmacher  und  Tischler, 
Wäscher,  Drechsler  und  Seidenzeugmacher.  '*) 

'*)  Eine  Unterscheidung  der  in  diese  Gruppe  zu  registrirenden 
Pfründner  in  der  Richtung,  ob  sie  die  angegebene  Beschäftigung  „selbst- 
stiXndig"  oder  bh)s  in  der  Eigenschaft  eines  „Hilfsarbeiters"  betrieben 
hatten,  durch  welche  Untertheilung  die  gewonnenen  Uebersichtszahlen  eine 
grössere  Bedeutung   erlangt  hätten,   konnte   auf  Grund   des   vorcrelefirenen 
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Auf  die  Gruppe  „Handarbeiterinnen"  entfällt  ein  gleich 
hohes  Percent  wie  auf  jene  der  „Dienstpersonen",  nämlich 
18-5.  In  letzterer  erscheinen  die  höchsten  Ziffern  in  den  Rubriken: 
^Bediener  und  Bedienerinnen"  und  „Dienstboten".  Das  auf  die 
^Taglöhner"  entfallende  Antheilspercent  beträgt  17 -o,  ist  daher 
geringer  als  jenes  der  „Handarbeiterinnen"  und  „Dienstper- 
sonen". 

Die  yerhältnissmässig  hohen  Antheilspercente,  welche  auf 
die  drei  letztgenannten  Gruppen  von  Beschäftigungen  entfallen, 
erklären  sich,  wenigstens  zum  Theile,  dadurch,  dass  ein  grosser 
Theil  der  in  die  Versorgung  aufgenommenen  Personen  vor 
dieser  Aufnahme  in  Folge  zunehmenden  Alters  und  des  damit 
Hand  in  Hand  gehenden  Schwindens  der  Arbeitskräfte  die 
ursprüngliche  Beschäftigung  aufgab  und  sich  entweder  mit  Be- 
dienen oder  mit  dem  Verrichten  kleiner  in  die  Rubrik  „Hand- 
arbeit" oder  „Taglohn"  rangirenden  Arbeitsleistungen  befasste.  — 

Die  Pfründner  des  „Bürgerversorgungshauses"  gehören  — 
wie  bereits  erwähnt  —  der  Beschäftigung  nach,  mit  Ausnahme 
von  sieben,  gänzlich  der  Gruppe  der  „Gewerbetreibenden"  an, 
welche  das  von  ihnen  ausgeübte  Gewerbe  „selbständig"  be- 
trieben. Auffallend  gross  ist  bei  den  in  dieser  Anstalt  unter- 
gebrachten Personen  die  Zahl  der  „Schneider"  und  „Schuh- 
macher", da  auf  Erstere  allein  22-6  Vo,  auf  Letztere  20-4  Vo 
der  daselbst  untergebrachten  Pfründner  entfallen.  Diesen  zunächst 
erscheinen  die  Beschäftigungen  der  „Greissler",  „Wirthe," 
„Weber  und  Tischler"  am  häufigsten  vertreten.  — 

Wenn  endlich  die  ganze  Summe  der  in  sämmtlichen  fünf 
Yersorgungshäusem  der  Commune  während  des  Decenniums 
1863—1872  untergebrachten  Pfründner  in  Hinsicht  auf  die 
von  denselben  früher  ausgeübte  „Beschäftigung"  in  Betracht 
gezogen  wird,  so  erhält  man  folgendes  Resultat. 

Von  den  in  Versorgung  stehenden  Personen  hatten  vor 
der  Aufnahme  eine  Beschäftigung  88*4  Vo  und  es  waren  ohne 
Beschäftigung  ll^eVo;  ^^^  Ersteren  entfielen  auf 

43* 
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die  Stände  „mit  höherer  Schulbildung" 0-3  V. 

auf  die  „gewerblichen   und  industriellen"  Stände    (mit 

Ausnahme  der  Handarbeit  und  des  Taglohnes)..  37-3  V. 

auf  die  Gruppe  der  „Dienstpersonen" 16- 1  '/^ 

„     „     Rubrik     „     „Handarbeiterinnen" .16-1% 

„     „Taglöhner" 14-7  % 

„anderen  Beschäftigungen" 3-9  % 

Die  auf  Seite  677  folgende  Tabelle  hat  den  Kranken- 
stand in  den  Versorgungshäusern,  die  Jahresausgaben  für 
Medicamente  und  Gratisleichen  und  die  in  diesen  Anstalten 
verabfolgten  Bäder  zum  Gegenstande. 

Den  Zifferu  dieser  Tabelle  zufolge  standen  nach  einem 
zehn-,  rospective  fünfjährigen  Durchschnitte  jährlich  in  sämmt- 
liehen  Versorgungshäuseru  6725  Personen  in  ärztlicher  Be- 
haudlung,  wovon  37  Percent  auf  das  „männliche"  und  63  Per- 
eeut  auf  (las  „weibliche"  Geschlecht  entfielen.  Die  Zahl  der  jähr- 
lich iu  deu  füuf  Versorgungshäusern  Verstorbenen  betrug  im 
nielirjährigeu  Durchschnitte  404. 

Von  denij„MorbiIitäts-  und Mortalitäts- Verhältnisse"  in  diesen 
Anstalten  wird  noch  später  die  Rede  sein. 

Für  Medicamente  sind  in  den  Versorgungshäuseru  im 
Durchschnitte  jährlich  6083  fl.  83  kr.  ö.  W.  verausgabt  worden, 
w<»von  auf  das  Versorgun^shaus  in  Wien  39  y,,,  in  Ybbs  18  y^, 
Mauerbach  2  V^,  St.  Andrä  5  V^  und  auf  das  Bürgerversorgungs- 
haus 36  y^  entfielen.  Dass  auf  das  Versorgungshaus  in  „Mauer- 
hach*'  die  geringste  Auslage  entfällt,  erklärt  sich  dadurch, 
dass  daselbst,  weil  im  Umkreise  von  einer  Stunde  keine 
Apotheke  besteht,  eint»,  eigene  Hausapotheke  eingerichtet 
wurde  '^),    in  welcher  der  zweite  Hausarzt  dieser  Anstalt  die 


'*)  Befindet  sich  im  Aufenthaltsorte  eines  Arztes  oder  Wandarztes 
(xler  sehr  nahe  an  selbem  eine  Ajjotheke,  so  ist  es  ihm  nicht  erlaubt, 
selbst  Arzneien  auszugeben.  Ist  aber  im  Umkreise  von  einer  Stande  keine 
Apotheke  Torhanden.  ^o  kann  der  Wundarzt  eine  Hausapotheke  halten  und 
aus  selber  die  Arzneien  nach  der  Pharmakopoe  an  Kranke  abgeben.  (Ilof- 
kanzleidecret  vom  3.  November  1808,  Z.  16.135.) 
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die  Stände  „mit  höherer  Schulbildung** 0*3  % 

auf  die  „gewerblichen   und  industriellen**  Stände   (mit 

Ausnahme  der  Handarbeit  und  des  Taglohnes) . .  37-3  */• 

auf  die  Gruppe  der  „Dienstpersonen** 16-i  */, 

Rubrik     „     „ Handarbeiterinnen "* 16m  % 

„Taglöhuer** 14-7  % 

„anderen  Beschäftigungen ** 3*9  */• 

Die  auf  Seite  677  folgende  Tabelle  hat  den  Kranken- 
stand iu  den  Yersorgungshäusern,  die  Jahresausgaben  für 
Medicameute  und  Gratisleichen  und  die  in  diesen  Anstalten 
verabfolgten  Bäder  zum  Gegenstande. 

Deu  Ziffern  dieser  Tabelle  zufolge  standen  nach  einem 
zehn-,  rcspective  fünfjährigen  Durchschnitte  jährlich  in  sämmt- 
licheu  Yersorgungshäusern  6725  Personen  in  ärztlicher  Be- 
haudluDg,  wovou  37  Percent  auf  das  „männliche**  und  63  Per- 
ceiit  auf  das  „weibliche"  Geschlecht  entfielen.  Die  Zahl  der  jähr- 
lich iu  deu  fünf  Versorgungshäusern  Verstorbenen  betrug  im 
inebrjährigen  Durchschnitte  404. 

Von  d(Mnj„Morbilitäts-  und Mortalitäts- Verhältnisse**  in  diesen 
Anstalten  wird  noch  später  die  Rede  sein. 

Für  Medicaniente  sind  in  den  Versorgungshäusern  im 
l)nrchschnitto  jährlich  6083  fl.  83  kr.  ö.  W.  verausgabt  worden, 
wovon  auf  das  Versorp:ungshaus  in  Wien  39  y^,  in  Ybbs  18  y^^ 
]\Iauerbach  2  Vo?  ^^'  Andrä  5  V^  und  auf  das  Bürgerversorgungs- 
haus 36  "4  entfielen.  Dass  auf  das  Versorgungshaus  in  „Mauer- 
hach"  die  geringste  Auslage  entfällt,  erklärt  sich  dadurch, 
ilass  daselbst,  weil  im  Frakreise  von  einer  Stunde  keine 
Apotheke  besticht,  eine  eigene  Hausapotheke  eingerichtet 
wurde  '*),    in  welcher  der  zweite  Hausarzt  dieser  Anstalt  die 


")  Hetiiulet  sich  im  AufenthaUsorte  eines  Arztes  oder  Wundarztes 
oder  sein*  nahe  an  selbem  oine  Ajjotheke,  so  ist  es  ihm  nicht  erlaubt, 
selbst  Arzneien  auszugeben.  Ist  aber  im  Umkreise  von  einer  Stunde  keine 
Apotheke  vorhanden.  >so  kann  der  Wundarzt  eine  Hausapotheke  halten  und 
aus  selber  die  Arzneien  nach  der  Pharmakopoe  an  Kranke  abgeben.  (Hof- 
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hänfigsten  als  Todesursachen  aufgetreten  sind:  Altersschwäche 
mit  23-3yo,  Lungentuberculose  mit  12*3,  Lungenentzündung 
mit  7*2,  Gehirnschlagfluss  mit  5*8,  Lungenzellenerweiterung 
mit  5*1,  organische  Herzfehler  mit  4-8  und  Beinfrass  und 
Knochenbrand  mit  S^Vo,  zusammen  mit  ßl-sVo  sämmtlicher, 
nach  dem  ermittelten  Jahresdurchschnitte  in  den  Versorgungs- 
häusem  der  Commune  eingetretenen  „Todesfälle".  Von  den 
noch  restlichen  38 -^Vo  der  Sterbefälle  entfielen  die  meisten  im 
Durchschnitte  auf:  Krebs  verschiedener  Art,  allgemeine  Tuber- 
eulose, allgemeine  Lähmung,  Magen-  undDarmkatarrh,  chronischen 
Wasserkopf,  Cholera  (in  den  Epidemiejahren  1866  und  1873), 
Wassersucht  und  Gicht. 

Diesen  Bemerkungen  sind  nun  noch  die  relativen  Ziffern 
anzuschliessen,  welche  das  Verhältniss  des  Krankenstandes 
unter  den  Pfründnern  dieser  Anstalten  zu  ihrem  Oesammtstande, 
sowie  jenes  der  Geheilten  und  Verstorbenen  zu  denselben  zu 
beleuchten  geeignet  sind. 

Das  Erkrankuners-,  Heil-  und  Sterbe-Percent  be- 
rechnete  sich  nach  dem  zehn-,  respective  fünfjährigen  Durch- 
schnitte folgendermassen. 

Es  betrugen  die  P  e  r  e  e  n  t  e 


der  Erkrank-  der  Geheil-  der  Verstor- 
ten zum      ten  zum  Qe-   benen  zum 
Pfründner-  sammt-Kran-  Pfründner- 
stande        kenstande        stände 

im  Versorgungshause  ZU  Wien   ...   138-99        52-23         17-20 

„  Ybbs 140-91         77-58  7  99 


w 


„  Mauerbach    97-08        57-29        1 1  •  65 
„  St.  Andrä     69-61        75-22        11-09 
Bürgerversorguugshause 212-91         79-30         14- ii 


in    den   fünf  Versorgungshäusem 

zusammen  genommen 135-99        51-05        14-07 

Aus  dieser  Zusammenstellung  geht  hervor,  dass  das  höchste 
Morbilitäts-Percent  auf  das  „Bürgerversorgungshaus**,  das 
niederste  dagegen  auf  das  „Versorgungshaus  in  St.  Andrä** 
entmilt. 
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nöthigen  Verschreibungen  selbst  dispensirt,  durch  welche  Ein- 
richtung jährlich  auch  ein  nicht  unbedeutendes  Erspamiss  erzielt 
wurde.  Hiezu  rauss  jedoch  bemerkt  werden,  dass  die  in  der 
Tabelle  bei  dem  Versorgungshause  in  Mauerbach  eingestellte 
Medicamentenauslage  nur  die  jährlichen  Kosten  für  den  Ankauf 
der  Rohmaterialien  beziffert,  und  dass  sich  dieser  Betrag,  wenn 
die  mit  der  Führung  dieser  Hausapotheke  verbundenen  Auslagen 
(Diäten  des  Hausarztes  bei  der  Materialienfassung  in  Wien, 
Ilolzverbrauch,  Dienstzulage  des  Apothekedieners  und  andere 
kleinere  Auslagen)  hinzugerechnet  werden,  sich  jährlich  um 
140—150  fl.  0.  W.  höher  herausstellt. 

In  sämmtlicheu  füuf  Versorguugshäusern  sind  im  Durch- 
schnitte jährlich  19.313  Bäder  verabfolgt  worden,  wovon  auf 
das  Versor^iinfTshaus  in  Wien  25®/o,  in  Ybbs  29Vi>,  ^^  Mauer- 
bach  18%,  in  St.  Audrä  öV^  und  auf  das  Bürgerversorgungs- 
haus  23%  eutlallen. 

Was  endlich  die  Zahl  der  in  den  Versorgungshäusern 
vurireknmmeneii  Gratisleichen  und  die  Auslagen  des  Ver- 
soi«::nnc:s-,  respective  Bnrij^erspitalfondes  für  dieselben  betrifft, 
so  eriribt  sich  aus  der  vorstehenden  Tabelle,  dass  nach  dem 
mehrjähriircn  Durchschnitte  in  sämmtlichen  Anstalten  jährlich 
185  solche  (Tratisleichen  vorkamen,  wofür  die  Auslagen  429  fl. 
90  kr.  betrugen. 

Aus  der  betreffenden  Rubrik  ist  ferner  zu  entnehmen,  dass 
die  Knsten  für  die  Hes«)ri::ung  einer  solchen  Gratisleiche  in  den 
einzelnen  VersoriTUu^shäusern  verschieden  sind  und  z^vischen 
1  fl.  ()4  kr.  (iiu  Versorirun,i::shause  zu  St.  Andrä)  und  4  fl.  20  kr. 
(im  Vcn'sorj^ung'shause  zu  Mauia*bach)  differiren. 

I  )ii^  K  r u  11  k  h  e i  t e n  ,  welche  wahrend  des  Jahrzehntes 
1863 — 1872  bei  den  in  den  Versorgungshäusern  vorkommenden 
Sterbefäll (*u  als  Todesursachen  zu  verzeichnen  waren,  sind 
bei  der  Oarstellun^  der  ciiiz(*luen  Anstalten  in  tabellarischen 
I'elxM'sichten    sj)ccialisirt   W(»rden.    Aus    den  hieraus    gezogenen 
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von  der  grösseren  oder  geringeren  „ärztlichen"  Rigorosität  ;bei 
diesen  Registrirungen  abhängt,  in  Folge  dessen  von  einem 
Anstaltsarzte  leichte  und  vorübergehende  Erkrankungen  als 
blosse  Marodef&Ue  gar  nicht  in  die  Zahl  der  eigentlichen  „Krank- 
heitsfälle" aufgenommen  werden,  während  ein  anderer  alle,  also 
auch  diese  als  „Erkrankungen"  registrirt. 

Auf  diese  Verhältnisse  muss  daher  Rücksicht  genommeu 
werden,  sowohl  wenn  die  oben  mitgetheilten  „Morbilitätsziffern" 
an  und  für  sich  beurtheilt,  als  auch  wenn  sie  gegenseitig 
miteinander  verglichen  werden. 

Auf  die  Höhe  der  Sterblichkeit  in  den  verschiedenen 
Versorgungshäusem  hat  aber,  wie  aus  der  vorstehenden  Zu- 
sammenstellung hervorgeht,  die  Höhe  des„Erkrankungs-Percentes" 
keinen  Einfluss,  denn  obgleich,  wie  oben  erwähnt  wurde,  das 
höchste  „Erkrankungs-Percent"  auf  das  „Bürgerversorgungs- 
haus" entfallt,  wird  das  „Sterblichkeits-Percent"  desselben  doch 
von  jenem  des  Versorgungshauses  in  Wien  und  zwar  nicht 
anbedeutend  überschritten. 

Das  Versorgungshaus  in  Wien  weist  nach  den  Durch- 
schnitts Ziffern  des  Decenniums  1863 — 1872  überhaupt  unter 
allen  fünf  Versorgungsanstalten  das  höchste  „Sterblichkeits- 
Percent"  aus,  während  das  geringste  diesfällige  Percent  auf  das 
Versorgungshaus  in  Ybbs  entfällt;  trotzdem  also  für  Ybbs  sich 
ein  höheres  Erkrankungs-Percent  herausstellte  als  für  das  Ver- 
sorgungshaus in  Wien,  ist  doch  das  „Sterblichkeits-Percent"  dieses 
letzteren  mehr  als  doppelt  so  hoch  als  jenes  des  Versorgungs- 
hauses in  Ybbs,  welches  im  Vergleiche  zu  dem  Mortalitäts-Percente 
der  übrigen  vier  Versorgungsanstalten  überhaupt  als  ein  sehr  ge- 
ringes zu  bezeichnen  ist.  — 

Straffälle  kamen  nach  dem  mehijährigen  Durchschnitte 
jährlich  568  in  allen  fünf  Versorgungshäusern  vor;  die  meisten 
(226)  in  Mauerbach,  die  wenigsten  (5)  im  Bürgerversorgungs- 
hause.   Die  Differenz  zwischen  diesen  beiden  Ziffern  ist  wohl 
geeignet,    die    Verschiedenheit    des    sittlichen    Charakters    der 
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Die  Differenz  in  der  Höhe  des  Erkrankungs-Percentes 
in  den  einzelnen  Yersorgungshäasem  ist  auSiEdlend,  namentlich 
im  Vergleiche  mit  der  Ziffer  für  das  Bürgerversorgungs- 
haus, für  welches  dasselbe  nach  dem  mehrjährigen  Durch- 
schnitte dreimal  so  hoch  entf&Ut,  als  im  Versorgungshause  zu 
St    Andrä. 

Dass  die  örtliche  Lage  der  Versorgungsanstalten  nicht  ohne 
Eiufluss  auf  die  Höhe  des  Erkrank ungs-Percentes  sei,  dürfte 
wohl  kaum  bestritten  werden.  Dass  aber  dieser  Einfluss  kein 
besonders  intensiver  sein  kann,  geht  daraus  hervor,  dass  in  der 
Anstalt  zu  Ybbs,  welche  sich  einer  herrlichen  Lage  erfreut, 
das  Erkrankungs-Percent  dennoch  höher  ist,  als  jenes  im  Wiener 
Versor^ungshause.  Letzteres  aber  liegt  in  demselben  Stadtbezirke, 
iu  welchem  sich  das  „Bürgerversorgungshaus"  befindet,  beide 
Versorguugsaustalten  liegen  sich  beinahe  gegenüber,  und  doch 
ist  das  Morbilituts-Percent  des  „Bürgerversorgungshauses**  ein 
auffallend  hohes  im  Vergleiche  zu  jenem  des  „allgemeinen  Ver- 
sorguugshauses". 

Jedenfalls  wird  diese  Differenz  erklärlicher,  wenn  das 
Alter  der  verpflegten  Personen  in  Betracht  gezogen  wird 
Während  uämlieh  in  den  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungs- 
fonde*'  erhaltenen  Versorguugshäusern  das  Alter  „unter  50  Jahren** 
mit  14  t)  bis  37  oYo  unter  den  Pfründnem  vertreten  erseheint, 
waren  im  „Hürgerversorgungshause"  durchschnittlich  nur  ItV« 
seiner  Inwohner  weniger  als  50  Jahre  alt  und  das  Greisen- 
alter daselbst  am  stärksten  vertreten,  nämlich  das  Alter  über 
60—70  Jahre  mit  40  y%  und  das  Alter  über  70—80  Jahre 
mit  41%. 

Nebst  dem  „Alter"  der  versorgten  Personen  dürfte  auch 
noch  die  köq)erliche  Gebrechlichkeit  derselben  auf  die 
Höhe  des  Erkrankungs-Perceutes  und  zwar  zumeist  als  Ein- 
fluss nehmend  zu  betrachten  sein.  Zuletzt  darf  nicht  übersehen 
werden,  dass  die  Höhe  der  Summe  der  in  einem  Versorgungs- 
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jährlich  verpflegt  worden 


mit  einem 

Per- 

durch Ver- 

Qesammtauf- 

sonen 

pflegstage 

wande  von 
fl.        kr. 

auf  Kosten  des  allg.  Versorgungsf.  . 

3.920 

1,000.766 

481.876  67 

» 

w 

„  Qrossarmenhausf. 

8 

2.135 

1.093  09 

n 

?5 

^  Johannesspitalfond. 

20 

4.197 

2.088  20 

» 

n 

^  Landwehrfondes  . 

1 

177 

71  98 

n 

n 

w  Bürgerspitalfondes 

107 

24.486 

14.515  11 

w 

n 

„  Hofspitalfondes  . 

37 

12.623 

6.114  96 

» 

99 

„  Landbruderschaftsf. 

23 

8.057 

3.670  58 

» 

n 

„  k.  k.  Aemterfondes 

68 

17.870 

8.950  95 

» 

99 

„  k.  k.  Militär- Aerars 

21 

7.099 

3.536  54 

99 

r» 

y,  n.-ö.  Landes-  u.  Iirenfondes. 

8 

2.111 

1.040  83 

» 

V» 

„  Findelhausfondes . 

1 

60 

29  06 

» 

?9 

„  Convertitenfondes . 

1 

59 

32  26 

» 

» 

derBraun'schen  Stift. 

2 

528 

283  51 

W 

w 

^  ZosUndigkeits-Gemeiudeii  . 

135 

11.739 

6.014  06 

gegen  theilweise  Entschädigung . 

1 

385 

149  07 

als 

Civilparteien  (zahl.  Personeu)  . . . 

58 

14.567 

6.999  66 

In  den  vier  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde" 
erhaltenen  Versorgungshäusern  wurden  daher  nach  einem  zehn-, 
respective  fünQährigen  Durchschnitte  jährlich  4411  Personen 
durch  1,106.859  Verpflegstage  mit  einem  Gesammtaufwande 
von  536.466  fl.  52  kr.  verpflegt;  der  „allgemeine  Versorgungs- 
fond" participirte  an  diesem  Gesammtaufwande  jährlich  mit 
89-8  Percent.  Werden  von  der  Ausgabesumme  die  von  den 
„Civilparteien"  eingehobenen  Beträge  in  Abzug  gebracht,  so 
beziffert  sich  die  reine  Gesammtauslage  für  die  Versorgung  der 
in  den  Versorgungshäusern  zu  Wien,  Ybbs,  Mauerbach  und 
St.  Andrä  untergebrachten  Pfründner  nach  dem  mehrjährigen 
Durchschnitte  jährlich  mit  529.466  fl.  86  kr. 

Im  „Bürgerversorgungshause"  wmrden  im  Durchschnitte 
jährlich  581  Personen  durch  181.140  Verpflegstage  mit  einem 
Kostenaufwande  von  102.479  fl.  66  kr.  verpflegt. 
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Bevölkerung  dieser    zwei    Versorgungshäuser    lunreichend    zu 

keuüzeiclmen. 

Wenn  die  dnrchschnittliefae  Gesammtzahl  der  jährlich  in 
jodeiri  der  Ver8orgungsh&u8er  befindlichen  Pfründner  verglichen 
wird  mit  der  Diirchschnittssumrae  der  jährlich  vorgekommenen 
Straffölie,  so  ergibt  sich,  dass  durchschnittlich  ein  StrafTall  im 
Versorgungshauso  zu  Wien  auf  66  Personen,  zu  Ybbs  auf  9, 
in  Mauerbach  auf  3,  iu  St.  Andrä  auf  2  und  im  Bürgerver- 
sor^ungshause  auf  116  Personen  entfiel. 

Am  häufigsten  waren  „Trunkenheit",  „Excess"  und  „Ver- 
kauf der  Kleidung  imd  Wäsche"  die  Strafursachen,  u.  zw.  ent- 
lieleii  im  Vt^liältnisse  zur  jährlichen  Durch  seh  nittssumme  der 
in  allen  fünf  Versorgiingshäusern  vorgekommenen  Straffalle  auf 
Tninkenheit  55.1  Perceiit,  auf  Excess  22.2  und  auf  Verkauf 
der  KN'idiing  oder  Wäsche  9.3  Percent.  Bei  mehr  als  der  Hälfte 
sämmtlicher  Straffälle  bildete  daher  alljährlich  die  „Trunken- 
heit" die  Hrsache  der  Abstrafuug;  selbst  im  Bürgerversorgungs- 
liaiLst»,  welches  im  Durchschnitte  jährlich  nur  5  StrafÄUe  zählt, 
entfallen  H  davon  auf  „Trunkenheit".  Angesichts  dieser  durch 
di(^  ZilVcni  von  zehn  Jahren  erhärteten  Thatsache  düi*fte  die  auf 
Seite*  554  ausp'sprueluMie  Ansicht,  dixss  das  Brauntweintrinken 
in  den  N'ersoririuigsanstalten  verboten  werden  sollte,  wohl  hin- 
reieheiul  motivirt  erscheinen.  — 

Die  nun  folirende  Zusammenstellung  enthält  eine  Ueber- 
sicht  jener  Fonde,  auf  deren  Kosten  die  in  sämmtlichen  Ver- 
sori::uni;slii\nsern  imt(M\i::ebrachten  Personen  verpflegt  worden 
waren,  u.  /.w.  nach  einem  mehrjährigen  Durchschnitte  die  Au- 
/.alil  dieser  PtMsonen,  der  Verpflegstage  und  die  Summe  des 
;Uis  den   Fiuhleii   bestrittenen   Aufwandes. 

Ks  sintl  in  den  vier  Versorü:uni::shäusern   zu  Wien,   Ybbs, 

Mauerluu'h  iiiul  St.   Aiulrä  im  Durchschnitte 


jährlich   verpflegt  worden 


auf  Kosten  des  allg.Versorgungsf.  3.920  1,000.766  481.876  67 

„        „       „  Grossarmenhausf.           8  2.135  1.093  09 

„       „  Johannesspitalfoud.      20  4.197  2.088  20 

„        „       „  Landwehrfondes  .          1  177  71  98 

„       „  Bürgerspitalfondes     107  24.486  14.515  11 

„       „  Hofspitalfondes  .         37  12.623  6.114  96 

„        „       „  Landbrudersehaftsf.      23  8.057  3.670  58 

„        „       „  k.  k.  Aemterfoüdes       68  17.870  8.950  95 

„        „       „  k.  k.  Militär- Aerars       21  7.099  3.536  54 

„        „       „  n.-ö.  Landes- u.Irreiifoiide.s.          8  2.111  1.040  83 

„        „       „  Findelhaiisfondes  .1  60  29  06 

„        ,,       „  Couvertitenfondes  .1  59  32  26 

„     derBraim'schen  Stift.         2  528  283  51 

„        „       „  Zuslilndigkeilsrienieiiideii  .      135  11.739  6.014  06 

gegen  theilweise  Entschädigung .          1  385  149  07 

als  Civilparteien  (zahl.  Personen)  ...        58  14.567  6.999  66 

In  den  vier  aus  dem  „allgemeinen  Versorguugsfonde*' 
erhaltenen  Versorguugshäusern  wurden  daher  nach  einem  zehn-, 
respective  fünfjährigen  Durchschnitte  jährlich  4411  Personen 
durch  1,106.859  Verpflegstage  mit  einem  Gesammtaufwande 
von  536.466  fl.  52  kr.  verpflegt;  der  „allgemeine  Versorgungs- 
fond" participirte  an  diesem  Gesammtaufwande  jährlich  mit 
89-8  Percent.  Werden  von  der  Ausgabesumme  die  von  den 
„Civilparteien"  eingehobeneu  Beträge  iu  Abzug  gebracht,  so 
beziffert  sich  die  reine  Gesammtauslage  für  die  Versorgung  der 
iu  den  Versorgiingshäuseru  zu  Wien,  Ybbs,  Mauerbach  und 
St.  Andrä  untergebrachteu  Pfnindner  nach  dem  mehrjährigen 
Durchschnitte  jährlich  mit  529.466  fl.  86  kr. 

Im  „Bürgerversorgungshause"  wiirdeu  im  Durchschnitte 
jährlich  581  Personen  durch  181.140  Veq)flegstage  mit  einem 
Kostenaufwaude  von  102.479  fl.  66  kr.  verpflegt. 


mit  einem 
Gesammtauf- 
wande von 
fl.        kr. 
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Es  sind  mithin  in  allen  fünf  VeTsoTgungshftQsern 
der  Stadt  Wien  inclusive  der  „Civilparteien**  j&hrlich  im 
Durchschnitte  4992  Personen  durch  1,287.999  Veipflegstage  und 
mit  einem  Gesaramtaufwande  von  638.946  fl.  18  kr.  ö.  W., 
exclusive  der  „Civilparteien"  aber  4934  Personen  durch 
1,273.432  Veri)flegstag:e  mit  einem  Gesammtkostenaufirande  von 
631.946  fl.  52  kr.  ö.  W.  verpflegt  worden. 

Wird  diese  „Gesammtauslage"  der  Summe  der  „Verpflegs- 
tage"  gegenübergestellt,  so  ergibt  sich:  dass  im  Durchschnitte 
für  jede  in  Versorgung  stehende  Person  täglich  ein  Betrag 
von  49-6  kr.  verausgabt  wurde.  Diese  Verpflegsquote  erscheint 
jedoch  irrelevant,  weil  dieselbe  nicht  nur  in  den  einzelnen  Ver- 
sorgungshäuseru,  sondern  auch  in  einem  und  demselben  Ver- 
sorguugshause  in  den  verschiedenen  Jahren  der  Höhe  nach 
difl'erirte  und  nauientlich  in  den  letzteren  Jahren  des  Decen- 
niums  1863 — 1872  in  Folge  des  fortgesetzten  Steigens  der 
Preise  aller  Lebeusbedürlnisse  sich  bedeutend  höher  heraus- 
stellte, als  dies  im  Anfange  des  bezeichneten  Decenniums  der 
Fall  war. 

Dass  die  Auslagen  für  die  Versorgungshäuser  der  Stadt 
von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen  sind,  geht  aus  den  ZiflFem  der 
nachfolgenden  Tabelle  hervor,  in  welcher  für  jedes  einzelne 
Versorguugshaus  sowohl,  als  im  Ganzen  die  jährlichen  Ge- 
sammtauslageu  —  abzüglich  der  von  den  „Civilparteien" 
geleisteten     Ersatzbeträge     —     übersichtlich     zusammenge- 


in.  Armenversorgung  durch  Privatvereine. 

1.   Die   Versorgungs-    und   Beschäftigungsanstalt   für 

erwachsene  Blinde 
(im  YIII.  Bezirke,  Josefst&dterstrasse  62). 

Diese  Anstalt  wurdiö  von  Wilhelm  Klein,  dem  Gründer 
des  Blindeninstitutes  in  Wien,  ins  Leben  gerufen.  Auf  seinen 
Antrag  hatte  eine  Versammlung  edelgesinnter  Männer  bereits 
^am  12.  Februar  1825,  dem  Geburtstage  Kaiser  Franz  I.,  den 
Beschluss  gefasst,  einen  Privatverein  *)  zur  Versorgung  und 
Beschäftigung  erwachsener  Blinder  zu  bilden  und  hiezu  die  be- 
hördliche Bewilligung  zu  erwirken. 

Durch  Veranstaltung  einer  musikalischen  Abendunterhaltung 
im  März  1825  wurde  ein  Ertrag  von  133  fl.  C.-M.  erzielt, 
welcher  sich  durch  anderweitige  Beiträge  auf  980  fl.  erhob,  so 
dass  schon  am  16.  Mai  1826  drei  aus  dem  Blinden-Erziehungs- 
institute  ausgetretene  Zöglinge  zur  weiteren  Verpflegung  auf- 
genommen und  in  einer  gemietheten  Wohnung  in  Gumpendorf 
unter  die  Leitung    eines  Musiklehrers  gestellt  werden  konnten. 

Die   günstige  Steigerung  der   Vermögensverhältnisse   be- 


')  Die  Statuten  des  Vereines  wurden  mit  a.  h.  EntsohHessung 
vom  28.  April  1829  (Hofdecret  vom  1.  Mai  1829,  Z.  10.030)  genehmigt 

Mitglied  desselben  wird,  wer  entweder  jährlich  10  fl.  oder  50  fl. 
auf  einmal  zahlt,  oder  durch  Sammlungen  und  andere  Veranlassungen  für 
die  Zwecke  des  Vereines  eine  Einnahme  von  wenigstens  100  fl.  be- 
werkstelliget. 

In  die  Zahl  der  Mitglieder  werden  auch  solche  Personen  aufgenom- 
men, welche  sich  in  anderer  Art  durch  besondere  Verdienste  um  die  Anstalt 
auszeichnen. 
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Die  Kosten  für  die  Pfründner  in  den  Yersorgungsliänsern 
hatten  sich  daher  bei  den  vom  ^allgemeinen  Versorgungsfonde*' 
erhaltenen  Anstalten  von  342.851  fl.  23  kr.  im  Jahre  1863 
während  des  mit  demselben  beginnenden  Decenniums  aaf 
606.486  fl.  94  kr.  und  beim  „Bürgerversorgungshanse*  von 
94.577  fl.  62  kr.  auf  112.941  fl.  42  kr.  und  bei  s&mmtlichen 
fünf  Versorguugshäusem  von  437.428  fl.  85  kr.  auf  719.428  fl. 
36  kr.  erhöht. 

Während  des  Decenniums  1863 — 1872  betrug  somit  die 
Vermehrung  der  jährlichen  Auslage  für  die  Unterbringung 
von  Armen  in  den  Versorgungshäusem  bei  den  aus  dem  „all- 
gemeineu  Versorgungsfonde"  erhaltenen  Versorgungshäusem 
76-9yo,  beim  „Bürgerversorgungshause"  19  4*/«  und  bei  allen 
fünf  Versorgungshäusem  zusammen  genommen  64-5V^j. 

Diese  Steigerung  der  Ausgaben  fOr  die  aus  dem  „all- 
gemeinen VersorguDgsfonde"  erhaltenen  Anstalten  ist  jedenfalls 
eine  bedeutende,  wenn  mit  Rücksicht  auf  diese  Percentziffem 
in  Betracht  gezogen  wd,  dass  die  Gesammtzahl  der  in  den 
Versorgungshäusem  untergebrachten  Armen,  wie  dieselbe  in 
den  betrelTenden  Standestabellen  ausgewiesen  erscheint,  sich 
während  der  zehn  Jahre  1863 — 1872  in  den  aus  dem  ^allge- 
meineu  Versorgungsfonde"  erhaltenen  Versorgungshäusem  um 
26  G**  4,  im  Bürgerversorgungshause  um  22-5Vo  ^^^  ^^  sänunt- 
lichen  fünf  Versorgungshäusem  zusammen  um  26 «i®/^  ver- 
mehrt hatte. 
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pflegsbetrages  (derzeit  300  fl.).  Um  die  Aufnahme  *)  muss  bei 
dem  „Vereiüsausschusse'^  eingeschritten  werden. 

Der  Eintretende  hat  zuerst  eine  vierteljährige  Probezeit 
durchzumachen;  zeigt  es  sich  während  derselben,  dass  er  die 
für  die  Anstalt  erforderlichen  Eigenschaften  nicht  besitzt,  so 
wird    er  'aus  derselben  wieder  entlassen. 

Da  der  grösste  Theil  der  in  diese  Anstalt  Eintretenden 
den  ersten  Unterricht  im  k.  k.  ßlinden-Erziehungsiustitute  er- 
hielt, setzen  sie  hier  jene  Arbeiten  fort,  in  welchen  sie  die 
meiste  Fertigkeit  erlangt  haben.  Sie  finden  daselbst  die  ent- 
sprechend eingerichteten  Werkstätten,  die  erforderlichen  Werk- 
zeuge, sowie  das  Arbeitsmateriale  und  werden  je  nach  der 
Quantität  und  Qualität  der  gelieferten  Arbeiten  vierteljährig  mit 
„Remunerationen**  entlohnt,  deren  Höhe  der  Vereinsausschuss 
bestimmt.  Der  Verdienst,  welchen  die  „weiblichen"  Pfleglinge 
durch  Strickereien  und  Häkelarbeiten  für  ausser  der  Anstalt 
befindliche  Parteien  erwerben,  wird  denselben  ganz  überlassen. 

Die  übrigen  von  den  Blinden  in  der  Anstalt  angefertigten 
Arbeiten  werden  verkauft.  *) 


•)  Dem  Aufnahmsges liehe  sind  beizuscbliessen:  der  Geburts- 
schein, das  Impfungszeugniss,  ein  ärztliches  Zeugni^s  über  die  vollständige 
und  unheilbare  Blindheit  und  über  den  sonstigen  Gesundheitszustand,  ein 
legales  Armuthszeugniss  für  den  Fall,  als  die  „unentgeltliche"  Aufnahme 
angesucht  wird,  ein  ämtliches  Sittenzeugniss  und  die  legalisirte  Erklärung 
der  Zuständigkeitsgemeinde,  worin  sich  dieselbe  verpflichtet,  den  Blinden 
für  den  Fall  des  freiwilligen  Austrittes  oder  einer  von  der  Direction  als 
nothwendig  erkannten  und  verfügten  Entlassung  aus  der  Anstalt  wieder 
auf  eigene  Kosten  zu  übernehmen.  Dem  Aufnahmsgesuche  für  jene  Blinde, 
für  welche  die  „Verpflegskosten"  gezahlt  werden,  ist  eine  rechtsverbind- 
liche Erklärung  zur  Leistung  des  jährlichen  Verpflegsbetrages  beizu- 
scbliessen. 

')  Von  der  Anstalt  werden  jährlich  zur  Fusswaschung  am  a.  h. 
Hofe  die  für  die  zwölf  alten  Männer  und  zwölf  alten  Weiber  erforderlichen 
Schuhe  geliefert.  Die  Nationalbank  bezieht  aus  dieser  Anstalt  die  erforder- 
lichen Strohdecken.  Früher  genoss  die  Anstalt  auch  noch  die  Wohlthat,  die 
bei  den  k.  k.  Hofämtern  erforderlichen  Binderarbeiten,  ferner  an  mehrere 
k.  k.  Hofstellen  und   an   die  Verwaltung   des   allgemeinen  Krankenhauses 

'    44 
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stimmte  den  Verein  einige  Jahre  später,  seine  Wirksamkeit  aaeh 
auf  blinde  „Mädchen"  auszudehnen.  Er  kaufte  zur  Unterbringung 
derselben  das  kleine  Haus  Nr.  41  in  Altlerchenfeld,  woselbst 
im  Jahre  1832  sieben  blinde  Mädchen  aufgenommen  worden 
sind,  während  die  Blinden  „männlichen"  Oeschlechtes  in  Locali- 
täten,  welche  der  Verein  in  dem  Gebäude  des  k.  k.  Blinden- 
Erziehungsinstitutes  in  Bestand  genommen  hatte,  verpflegt, 
beschäftigt  und  unterrichtet  wurden. 

Um  in  die  Lage  zu  kommen,  eine  grössere  Anzahl  von 
Pfleglingen  aufuehmtMi  zu  können,  kaufte  der  Verein  im  Jahre 
1837  das  Haus  Xr.  185  in  der  Josefstadt  sammt  dem  dazu 
gehurigen  Garten,  gegen  Ende  des  Jahres  1839  dann  das 
Nivchbarhaus  Nr.  184  und  im  Jahre  1855  die  zwei  angrenzen- 
den lliuiser  Nr.  186  und  187  sammt  dem  dazu  gehörigen 
grossen  llofraume.  Im  selben  Jahre  ist  dann  auch  die  einheit- 
liche Verbindung  des  ganzen  Anstaltsgebäudes,  sowie  die 
Umgestaltung  d(^s  Ilofraumes  in  einen  Garten  bewerkstelligt 
worden.  — 

Der  Zweck  diM*  Anstalt  ist  —  wie  schon  der  Titel  be- 
sagt —  di(*  Verpflegung  und  angemessene  Beschäftigung  er- 
wachsener Blinder,  insbesondere  der  nach  vollendeter  Bildung 
aus  dem  Blindeninstitiite  austretenden  Zöglinge,  daher  diese 
Anstalt  gleiclisam  als  Fortsetzung  des  k.  k.  Blinden-Erziehungs- 
Institutes  anges(iheu  wcM'den  kann. 

In  die  Anstalt  werden  Blinde  beiderlei  Geschlechtes  im 
Alter  von  15  bis  30  Jahren  aufgenommen,  wenn  sie  gesund 
und  nicht  blrMlsinniu:  sind:  die  Aufzunehmenden  sollen  eine 
mechanisehe  Arbeit  verrichten  und  ein  musikalisches  Instrument 
spielen  können  oder  wenii^stens  Anlage  und  Neigung  besitzen. 
Beides  in  kurzer  Zeit  zu  erlernen. 

Die  Aufnahme  in  die  Anstalt  erfolgt  entweder  unent- 
geltlich auf  Kosten  des  Institutsfundes  oder  der  zur  Erhaltung 
von  Stiftplätzeu  bestehenden  Stiftungen,  oder  gegen  Bezahlung 


• « 1   1  •  1 
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iiiums  1863—1872  theiis  während  dessen  ganzer  Dauer,  theils 
durch  einige  Jahre  und  theils  für  einen,  theiis  für  mehrere 
Pfleglinge  in  wechselnder  Anzahl  verschiedene  Personen  oder 
Stiftungsfonde  dio  Mittel  beigesteuert.  In  erster  Reihe  steht 
in  dieser  Beziehung  der  „Institutsfond",  welcher  jährlich 
für  eine  Zahl  von  44  bis  65  Pfleglingen  Beitrage  leistete.  Dann 
haben  während  des  ganzen  Jahrzehnts  beigetragen:  die 
„Panady'sche  Stiftung"  für  14  —  16  Pfleglinge  jährlich,  die 
„Commune  Wien"  *)  für  2—6,  der  „Fond  für  blinde  Individuen 
aus  dem  Militärstande"  für  2-5,  die  „Gemeinde  Agram"  für  1 
und  verschiedene  Verwandte  und  Wohithäter  für  2 — 4  Pfleg- 
Tug»*.  Femer  haben  während  des  Decenniums  noch  Beiträge 
geleistet:  die  „Ritter  von  Heintrsche  Stiftung"  für  6  Pfleglinge 
durch  2  Jahre  und  endlich  für  einen  Pflegling:  die  „Weiden- 
Stiftung"  durch  9  Jahre,  die  „Stiftung  der  Kaiserin  Caroline 
Auguste**  durch  8  Jahre,  die  „Pokorny'sche  Stiftung"  und  der 
,.n.-ü.  Landeslbnd"  durch  4"  Jahre,  der  „Gefällen -Stralfond" 
durch  3  Jahre  und  die  Stiftung  des  „n.-ö.  Herrenstandes" 
durch  1  Jahr. 

Die  Einnahmen  da*  Anstalt  bestehen:  in  den  Interessen 
von  Activcapitalien,  in  Stitltungs-Interessen,  in  Verpflegsbeiträgen 
für  die  Pfleglinge,  in  den  Jahresbeiträgen  von  Vereinsmitgliedern, 
in  dem  Zinsenertrage  des  Ladislaus  Pyrker'schen  Stiftungshauses 
(I ,  Renngasse  8),  des  Dafner-Schredt*schen  (VI.,  Mariahiifer- 
strasse  33),  des  Josephine  KöUer'schen  (I.,  Kleppersteig  8)  und 
des  C.  Panady'schen  Stiftungshauses  (I.,  Laurenzerberg  5),  *) 
<lem  Erlöse  für  verkaufte  Arbeiten,  dem  Ertrage  von  Bällen  und 
('oncerten,  endlich  in  Vermächtnissen  und  Geschenken  in  Geld 
und  Naturalien. 


*)  Bi'züjflieli  der  Anzahl  der  auf  Kostou  dos  „allgemeine»!!  Ver- 
sorgungsfondes"  zu  verpflogendon  Z<\glinge  ist  zu  bemerkon,  dat^s  jährlich 
ffir  5  Plätze  die  Ve!*ptiegskosten  präliniini!*t  werden. 

*)  Siehe  die  Stiftung:  „Panady  Con.st.^  auf  Seite  311  des  1.  Theiles 
dieses  Werkes. 
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Der  Erlös  für  die  verkauften  Arbeiten  beträgt  seit  1863 
durehschuiltlich  jährlich  1900-2000  fl. 

Beschäftipt  sind  in  der  Anstalt  die  ^männlichen^  Pfleg- 
linge als:  Sehnhmacher,  Binder,  Bürstenbinder,  Strohflechter. 
Strohdeckenmaclier  und  Uohrsesselflechter,  dann  als  Verfertiger 
von  Strohtaschen.  lVi)i)iclion  und  Patschen  aus  Tnchenden.  Die 
„weihlichen"  Pfleglinge  nähen  für  das  Haus  selbst  oder  stricken 
und  häkeln  für  den  Hausbedarf  und  für  Private,  in  Zirini, 
Baum-  und  Schafwolle  und  in  Seide,  worunter  Arbeiten  der 
feinsten  Art  vertreten  sind. 

Zur  rnterla'ingung  erkrankter  Pfleglinge  besteht  in  jeder 
der  beiden  Ahtheilung(Mi  der  Anstalt  ein  eigenes  Marodezimnier. 
Erklärt  aber  der  Arzt,  dass  die  Krankheit  längere  Zeit  dauern 
oder  gelahrlicli  werden  dürfte,  so  wird  der  erkrankte  Pflegling 
„männlichen"  GescliK-ehtes  in  das  allgemeine  Krankenhaus,  die 
„weihliehen"  Kranken  aber  entweder  in  das  Spital  der  Elisa- 
bethinerinni^u  oder  ebenfalls  in  das  allgemeine  Krankenhaus 
gebracht.  Die  Krankhoitskosten  werden  aus  der  Vereinscassa 
bestritten. 

Die  Leitlinie  der  An.stalt  besorgen  ein  Director  und  neun 
Ausschuhsniitirlieder.  Zum  Personalstande  derselben  gehören  niich 
ein  lieclinunjirsrevident.  ein  Inspector.  ein  Controlor  und  die  Ver- 
walterin der  weildichen  Abthoilung.  dann  3  bis  4  Musiklohrer 
und  ein  \Verknieist«*r. 

Die  Anstalt  hat  I\auni  zur  Aufnahme  von  90  Pfleglingen 
(46  Männer  und  44  Frauen).  In  derselben  wurden  veri)fleg^  im 
Jahre  1803. .  04  Personen.  1864..  90,  1865..  87,  1866.'.  81, 
1S67..  83.  18(i^^..  78.  1869  .  70,  1870..  81,  1871..  87, 
1872..  80.  durchselinittlich  daher  84  Personen  jährlich. 

Zu    dieser  Ver|)fle,uun^^  haben   al)er  während   des  Decen- 

iVw  nöihi^^m  lJüi>it'nlMiul«Mailn'it»'n  ;iMiel'»*rii  /u  dürfen.  Endlich  hatten  dio 
ViTWiilt  11111;  «U'>  nll;rt;iii«'inon  Krank<'uhausc.'^.  nudirorc  Gomeindeämtcr,  snwio 
di«'  Inspoction  dn  k.  k.  ])ii\.  r»>t«'rr.  Nntii>nalhank  dio  monsehonfroundlich«» 
Vt'rfng-iuig  ,u:<'tr.»fiVii.  d«Mi  HrdaiT  allrr  in  don  ;r<'nannton  Gebäuden  orfordor- 
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Die  Anstalt  war  ursprünglich  zur  Aufnahme  von  4  bis 
6  Siechen  oder  Geisteskranken  israelitischer  Confession  be- 
stimmt; von  der  Aufnahme  Geisteskranker  erhielt  es  jedoch  bald 
sein  Abkommen. 

Das  Recht  der  Aufnahme  steht  dem  Vorstande  der 
israelitischen  Cultusgemeinde  in  Wien  zu. 

Die  Kosten  für  die  Erhaltung  der  Anstalt  und  die  voll- 
ständige Verpflegung  der  daselbst  untergebrachten  Personen, 
welche  Kosten  sich  im  Durchschnitte  auf  jährlich  6000  fl.  be- 
laufen, werden  nur  zum  Theile  aus  den  Interessen  des  noch 
übrigen  Stiftungsvermögens  bestritten.  Den  unbedeckten  Rest 
der  Ausgaben  mit  circa  5000  fl.  jährlich  bestreitet  die  israelitische 
Cultusgemeinde  in  Wien.  •) 

Die  Zahl  der  in  diesem  Siechenhause  während  des  De- 
cenniums  1863  — 1872  untergebrachten  Personen  betrug  im 
Durchschnitte  jährlich  19. 

3    Die  Bruderschaft  der  allerheiligsten  Dreifaltigkeit 

zur  Pflege  armer  Unheilbarer 

(„Haus  der  Barmherzigkeit"  in  Währing",  Antonigasse  Nr.  70). 

Dieser  Verein  und  das  von  demselben  erbaute,  zur  Auf- 
nahme armer,  verlassener,  schwer  unl  unheilbar  kranker  Per- 
sonen bestimmte  „Haus  der  Barmherzigkeit"  verdankt  seine 
Entstehung   einer   altüblichen  Bitt-    und  Dankprocession   nach 


•)  Für  zwei  der  gegenwärtig  ( 1 878)  in  dieser  Anstalt  in  Versor- 
gung stehenden  Personen  werden  die  Kosten  von  einzelnen  Wohlth&tern 
bestritten. 

Zufolge  Gemeinderaths-Bcschlusses  vom  13.  Juni  1876  wird  fär  die 
in  diesem  Siechenhause  untergebrachten  Personen,  bezüglich  welcher  die 
„Zust&ndigkeit"  nach  Wien,  sowie  die  sonstige  Eignung  zur  Aufnahme  in 
eine  st&dtische  Versorgungsanstalt  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  In- 
struction von  Fall  zu  Fall  nachgewiesen  wird,  eine  Verpflegskosten- 
Vergütung  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde"  geleistet  u.  zw.  in 
dem  Betrage,  welcher  sich  für  die  wirkliche  Verpflegung  eines  Pfründners 
in  einer  st&dtischen  Versorgungsanstalt  mit  Ausschluss  des  Regiezuschlages 
per  Tag  ergibt. 


Jahr 

1863 
1864 
lb65 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 


kr. 


Aasgaben 

31.236  fl.  30 


kr. 
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Während   des  Decenniums  1863 — 1872  ■waren  die  „Ein- 
n ahmen"  und  „Ausgaben".  <ler  Anstalt  folgendennassen  zu  rer- 

zeichui-n. 

Einnahmen 

30.376  fl.  67 

40.455    „  86 

91 

84ö 
66ö 

27  ö 
17 
66 
79  s 

175 


30.420 

30.825 

29.661 

29.251 

32.408 

34.432 

36.528 

39.092 


** 


?9 


n 


i> 


•» 


•9 


W 


w 


n 


»• 


•9 


W 


95 


9^ 


40.617 

29.752 
29.666 
29.254 
31.985 
34.544 
36.512 
37.174 


«  60 

»  12s 

„  72-3 

„  19-6 

«  62  6 

„  31 

«  las 

«  62-3 
»    15-3 


n 


durchschnittlich 


33.345  fl.  40     kr.       33.079  fl.  87      kr. 

Für  dio  Erhaltung  und  den  Unterricht  der  in  dieser 
Anstalt  unentgeltlich,  also  auf  Kosten  von  Fondeu  und 
Stiftungen  verj)flegt(^n  Zöglinge  stellten  sich  während  dieser  zehn 
Jahre  die  Ausgaben 


im  Jahre  1863  auf  30.154  fl.  27     kr. 

im  Jalirt  1868  auf  27.568  i.  093  kr. 

..      1864  .,  29  602  „31     „ 

99 

1869  „  27.812  „  80    „ 

..      1865  „  29.324  „  97 :;  „ 

»9 

1870  „  29.040  „  93  5  „ 

„      1866  „  26.111  „  33;;  „ 

•• 

1871  „  29.974  „  15-3  „ 

..      1867  „  26.385  .,  13;;  „ 

99 

1872  „  30.769  „  66-3  „ 

und  durchschnittlich auf  28.674  fl.  37     kr. 


2.  l)as  iSiocheuhaus  der  israelitischen  Cultusgemeinde 

{W'ertheiinsteiu'sche  Stiftung) 
(im     IX.     I*«'ziilvi\    S«M»gas.s(i    Nr.    9). 

Zur  Errichtung  desselben  war  zu  Folge  des  Stiftbriefes 
vom  13.  Mai  1844  von  Sigmund  Edl.  von  Wertheirastein  und 
dessen  Gattin  ein  Capital  von  10.000  fl.  gestiftet  worden,  wovon 
7000    fl.    zur  Bestreitung    <ler    baulichen    Auslagen    verwendet 
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iu  Pflege  uud  WartuDg  bei  den  Öchwesteru  vom  dritten  Orden 
des  heil.  Franz  von  Assisi  aufgenommen  worden  waren,  deren 
Zahl  nach  und  nach  auf  17  vermehrt  worden  ist. 

Das  neue  Haus  hat  gegenwärtig  in  Folge  eines  im  Jahre 
1878  vollendeten  Erweiterungsbaues  für  50  Kranke  —  einen  Be- 
legraum für  zusammen  100  Kranke. 

In  diese  Privat -Versorgungsanstalt  werden  arme  schwer 
Kranke  und  Unheilbare,  weiche  für  die  Behandlung  in  einer 
Krankenanstalt  nicht  mehr  geeignet  sind,  ohne  Unterschied  der 
Confession  und  Nationalitat  auf  Lebensdauer  in  Pflege  ge- 
nommen. Ausgeschlossen  von  der  Aufnahme  in  die  Anstalt  sind 
nur  Irrsinnige,  Epileptische  oder  erziehungsföhige  Idioten. 

Zur  Deckung  der  Auslagen  für  die  Bniderschaftszwecke 
besteht  ein  Fond,  in  welchen  jedes  Vereinsmitglied  jährlich 
2  fl.  ö.  W.  einzuzahlen  hat.  In  die  Bruderschaft  einzutreten  ist 
jeder  Katholik  unbescholtenen  Rufes  berechtigt,  welcher  dem 
Vorstande  bekannt  oder  von  einem  Mitgliede    empfohlen    wird. 

Die  Vor  steh  ung  des  Vereines  besteht  ausser  dem  geist- 
lichen Kector  aus  einem  Vorstande,  einem  Vorstand -Stell  ver- 
.  treter,  aus  zehn  Ausschussmitgliedern,  fünf  Ersatzmännern  und 
vier  Assistenten. 

Das  Recht  der  Aufnahme  von  Kranken  steht  dem  von 
der  Vorstehung  der  Bruderschaft  ernannten  Director  der  Anstalt 
zu;  derselbe  ist  verpflichtet,  jeden  zur  Aufnahme  gemeldeten 
Kranken  entweder  in  dessen  Wohnung  oder  in  einem  Spitale 
von  dem  hi«zu  besthnmten  Arzte  untersuchen  zu  lassen,  die 
Armuth,  die  Familienverhältnisse  und  die  Hilflosigkeit  des- 
selben zu  prüfen  und  nach  entsprechendem  Befunde  auf  Grund 
dreier  übereinstimmender  ärztlicher  Parere,  welche  sämmtlich 
die  bleibende  Unheilbarkeit  constatiren,  in  Vormerkung  zu  bringen 
oder  falls  Plätze  vorhanden  sind,  sogleich  in  die  Anstalt  auf- 
zunehmen. 

Die  Wartung  und  Verpflegung  der  Unheilbaren  wird 
unter  Leitung  des  ordinirenden  Arztes  von  den  barmherzigen 
Schwestern  des  heiligen  Vincenz  von  Paul   besorgt.    Diese  er- 
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Karnabrunu  in  die  Kirche  der  allerheiligBten  Dreifaltigkeit,  welche 
zuerst  iQ  dem  Pestjahre  1679  von  Bürgern  der  LeopoldstaJt 
dahin  unternommen  worden  ist.  Als  bei  der  Rückkehr  von 
dieser  ersten  Wallfahrt  die  Pest  in  der  Leopoldstadt  erloscheu 
war,  wurde  vtm  da  ab  alljährlich  eine  Procession  von  der 
Pfarrkirche  zum  heiligen  Leopold  nach  Karnabrunn  (einem 
einige  Stunden  von  Korneuburg  entfernten  Orte  im  Viertel  unter 
dem  Jlauhartsberge)  veranstaltet  u.  zw.  bis  zum  Jahre  178.'J, 
in  welchem  alle  gemeinschaftlichen  Processionen  verboten  wor- 
den sind. 

Nach  dem  Ph'loschen  dieses  V(»rbotes  wurden  die  Wall- 
fahrten wieder  aufgenommen.  Da  jedoch  der  frühere  Eifer 
erkaltet  und  mancherlei  Unziemlichkeiten  eingerissen  wareü, 
wurden  seit  dem  Jahre  1853  von  einem  aus  mehreren  Bürgern 
d<*r  Leopoldstadt  gebildeten  Comite  jährlich  milde  Gaben  ge- 
sammelt, um  die  Wallfahrt  nach  Karnabrunn  in  würdiger  Weise 
begehen  zu  können. 

Die  rnaunehmlichkeiten  aber,  welche  mit  dieser  alljährigeu 
Einsammlung  verbunden  waren,  veranlassten  den  Bürger  und 
Hausbesitzer  in  (l«*r  Leopuldstadt  Franz  Eipeldauer  für  die 
Siclierstellung  dieser  Wallfahrt  einen  eigenen  Verein  zu 
gründen,  der  auch  wirklich  im  Jahre  1864  ins  Leben  trat  und 
sieh  einer  von  Jahr  zu  Jahr  steigenden  Theilnahme  zu  erfreuen 
hatte.  Da  in  Folge  dessen  die  jährlichen  Einzahlungen  den 
Be«larf  für  die  Abhaltung  der  Prucession  bald  weit  überstiegen, 
beschloss  die  Bruderschaft  aus  den  Ueberschüssen  eine  humane, 
dem  Wohle  der  Menschheit  gewidmete  Anstalt  zu  gründen.  8u 
entstand  der  Plan,  ein  Asyl  für  verlassene  schwer  und  unhi-il- 
bare  Kranke  ohne  Unterschied  der  Confession  und  Nationalitat 
zu  stiften.  — 

Der  Bau  des  „Hauses  der  Barmherzigkeit"  wurde  im 
Jahre  1873  begonnen  und  im  Frühjahre  1875  vollendet.  Bereits 
am  23.  Juli  1875  wurde  dasselbe  mit  22  Kranken  belegt,  nach- 
dem seit  24.  November  1870  sechs  bis  sieben  schwerkranke  Unheil- 


697 

strengen  Sinne  des  Wortes  als  Versorgungsanstalten  anzu- 
sehenden „Annenhäuser  und  Grundspitäler"  erhöht  sieh  diese 
Ziffer  auf  4353.*) 

In  Versorgung  standen  während  des  Decenniums  1863 
bis  1872  im  Durchschnitte  jährlich  in  den  fünf  „Versorgungs- 
bäusern"  4727  Personen,  in  der  „Versorgungs-  und  Beschäf- 
tigungsanstalt für  erwachsene  Blinde"  82  und  im  „Siechenhausf) 
der  israelitischen  Cultusgemeinde"  19,  zusammen  daher  4828 
Personen,  welche  Zahl  sich  durch  Hinzurechnung  der  in  den 
„Armenhäusern  und  Grundspitälern"  im  Durchschnitte  jährlich 
untergebracht  gewesenen  360  Personen  auf  5188  erhöht.  — 

Die  jährlichen    Gesammtauslagen   für  die  „Armen- 
versorgung" bezifferten  sich  während  des  Decenniums  1863-1872 
für  die  aus  dem  „allgem.  Versorgungs- 
fonde"    erhaltenen    vier  „Versor- 

gu.igshäuser" mit    529.466  fl.  86  kr. 

für   das  „Bürgerversorgungshaus"  .      „      102.479   „  66    „ 
für  die  „Versorgungs-  und  Beschäfti  - 

gungsanstalt  f.  erwachsene  Blinde"      „        28.674  fl.  37    „ 
für  das  „Siechenhaus  der  israeliti- 
schen Cultusgemeinde" „         6.000  fl.  —    „ 

zusammen  daher  ....  mit  666.620  fl.  89  kr.; 
werden  hiezu  noch  die  Auslagen  für 

die  „Armenhäuser" mit        4.043  fl.  10  kr. 

und  für  die  „Grundspitäler" „        21.746   „  58    „ 

gerechnet,  so  ergibt  sich  als  Ge- 
sammtauslage  für  die  Armen- 
versorgung unserer  Stadt  per 
Jahr  der  Betrag von    692.410  fl.  57  kr.. 


*)  Da  seit  dem  Jahre  1872  zwei  neue  Versorgungshäuser  mit  einem 
Belegraume  von  zusammen  für  10.S0  Personen,  dann  das  „Haus  der  Barm- 
herzigkeit^ in  Währing  mit  einem  Belegraume  für  100  Personen  und  das 
„Greisenasyl"  im  III.  Bezirke,  Dietrichgasse  Nr.  10,  mit  einem  Belegraume 
für  13  Personen  zugewachsen  sind,  so  ergibt  sich,  dass  die  Armenpflege 
der  Stadt  Wien  in  der  Lage  ist,   gegenwärtig  (Mai  1879)  öl23  Personen 
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halten  die  hiezu  nölhigen  Geldmittel  durch  den  Director  des 
Hauses  aus  deu  Brudersehaftseinkünften  und  anderen  milden 
Geschenken,  über  deren  Verwendung  von  Seite  der  Schwestern 
von  Monat  zu  Monat  die  nöthige  Verrechnung  mit  der  Direction 
zu  pflegen  ist. 

Der  ordinirende  Arzt  hat  die  Anstalt  täglich  und  nach 
Bedarf  auch  öfters  zu  besuchen. 

Die  Beerdigung  der  Verstorbenen  wird  von  Seite  der 
Anstalt  besorgt. 

Seit  dem  24.  November  1870  bis  zum  31.  October  1878 
wurden  von  dieser  Bruderschaft  171  Unheilbare  gänzlich  ver- 
pflegt. Die  Summe  der  auf  dieselben  entfallenden  „Verpflegs- 
tage"  beträgt  60.960,  \vovon  15.192  auf  nach  Wien  ,,zuständige^ 
arme  Unheilbare  entfallen. 


Um  die  Wirksamkeit,  welche  die  Armenpflege  in  Wien  auf 
dem  Gebiete  der  „Armenversorgung"  entwickelt,  in  ihrem  6e- 
sammtresultate  zu  erfassen,  sind  schliesslich  noch  die  bei 
der  Darstellung  der  einzelnen  Anstalten  angeführten  Daten 
über  <len  „Belegrauui"  derselben,  die  darin  untergebrachten 
„Pfründuer"  und  den  für  deren  Verpflegung  erforderlichen 
„Kostenaufwand"  in  den  jährlichen  Durchschnittsziflfem  zu- 
sammenzustellen. 

Von  den  bereits  am  Schlüsse  des  Jahres  1872  bestandenen, 
zur  Aufnahme  von  Armen  in  die  Versorgung  bestimmten  An- 
stalten hatten  die  vier  aus  dem  „allgemeinen  Versorgungsfonde" 
erhaltenen    Anstalten    einen    „Belegraum"  für  3.330  Personen 

das  Bürgerversorgungshaus „       540       ,, 

die  Versorgungs-  und  Beschäftigungsanstalt 

für  erwachsene  Blinde „         90       „ 

und  das  Siechenhaus  der  israelitischen  Cultus- 

gemeinde „         20       „ 

und  daher  zusammen  für  3.980 Personen. 
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trennt  untergebracht.  Ausgilnge  sind  in  der  Regel  nur  zweimal  in  der 
Woche  u.  zw.  zwischen  8  bis  11  Uhr  Vormittags  und  ii  bis  G  Uhr  Nach- 
mittags gestattet. 

Der  Austritt  aus  der  Anstalt  steht  dem  Pfleglinge  jederzeit  liei; 
Vi)n  der  Leitung  der  Anstalt  kann  derselbe  dann  verfugt  werden,  wenn 
sich  dieselbe  die  Ueberzeugung  verschafft,  dass  der  Pflegling  in  der  Lage 
ist,  durch  Verwerthung  seiner  Arbeitskräfte  oder  aus  eigenen  Mitteln,  oder 
ilurch  Unterstützung  von  Seite  seiner  Familienangehörigen  sich  seinen 
Lebensunterhalt  zu  verschaffen.  Bei  dem  Austritte  erhält  der  Pflegling  alles 
in  die  Anstalt  Mitgebrachte  zurück  und  tritt  auch  wieder  in  den  Genus.s 
sf'iner  allfälligen  Bezüge. 

Gegenwärtig  (Mai  1879)  sind  in  dieser  Anstalt  5  Männer  und 
8  Frauen,  zusammen  also  13  Personen  untergebracht,  womit  auch  die  Zahl 
jener  Personen,  für  welche  die  Anstalt  gegenwärtig  Belegraum  hat, 
erschöpft  ist. 


Damit  ist  iiuu  die  Jetailirte  Darstellung  eines  zehn- 
jährigen Wirkens  der  Armenpflege  in  unserer  Stadt 
in  den  beiden  Richtungen  der  „Armenunterstützung"  und  der 
„Armen Versorgung"  im  Sinne  des  vorgezeichneten  Planes  und  in- 
u«?rhalb  der  Grenzen  des  zu  Gebote  stehenden  Stoffes  zum 
Abschlüsse  gebracht. 

Im  Folgenden  werden  noch  aus  den  am  Schlüsse  der  ein- 
zelneu Abschnitte  dieser  II.  Abtheilung  augeführten  ziffermässig^^u 
Daten  die  durchschnittlichen  Jahresausgaben  zusammenge- 
stellt, um  eine  Gesammtübersicht  des  während  des  Deccu- 
iiiums  1863 — 1872  in  den  einzelnen  IlauptgebieUn  der  Armen- 
pflege gemachten  durchschnittlichen  Jahresaufwandes  zu 
erhalten. 

Es  wurden  während  des  bezeichneten  Decenniums  jähr- 
lich im  Durchschnitte  verausgabt 
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wovon  657.736  fl.  20  kr.  =  95%  auf  die  öffentliche  und 
34.674  11.  37  kr.  =  5y^,  auf  die  private  Armenpflege  ent- 
fallen.*) 

Aulianirsweise  ibt  hier  uocb  in  Kürze  die  Einrichtung  dttö  früher 
erwähnten  .^GriMseuasyles  für  Personen  beiderlei  Geschlechtes"* 
im  111.  Bezirke.  Dietriehijasse  Nr.  10,  anzuführen. 

In  dieser  von  di*r  Gräfin  Marie  von  Wenkheim  gegründeten  und  im 
Jahre  1^77  eröft'neten  Ant>talt  werden  greise  Personen,  welche  arm  und 
hilflos  .sind  nnd  dabei  einer  anderweitigen  Pflege  entbehren,  ohne  Unter- 
.schied  des  (jesehleehtes  anfgenommen:  „österreichische  Staatsbürger"  haben 
den  Vorzuu^  Die  Aufnahme  erfolgt  über  Ent.seheidung  der  Gründerin  der 
An.>talt  im  Einvernehmen  mit  der  Vorsteherin  des  Filial-Conventes  der 
barmherzigen  Sch\vest«*rn  vom  heil.  Carl  l]«»rromäuS,  welche  die  Ver- 
waltiiüi:  der  Anstalt  übernommen  haben. 

IHe  AufjLTenommenen  erhalten  daselbst  die  vollständige  Ver- 
prienung  und  im  Fall«»  der  Erkrankung  auch  die  ärztliche  Hilfe  unent- 
geltlich: nur  im  Falle  schwerer  oder  lange  andauernder  Krankheit  wird 
die  erkrankte  Person  in  die  Krankenanstalt  „Kudolfstiftung'*  transferirt. 
Ptb-LTliny-e.  wt-lche  im  (lenusse  einer  „Pfründe"*,  „Stiftung"*  oder  eines 
>«»ii>;ioen  Bezuges  stehen,  haben  denselben  an  die  Anstalt  abzutreten  und 
eihalien  hie\«»n  einen  von  der  Institutsleitung  zu  bestimmenden  Theilbetrag 
zur  riir.Mii'U  iVfien   VerriiLcuiiir. 

Die  Aii:!4:enomin«'nen  sind  in  der  Anstalt  nach  dem  Geschlechte  ge- 


glrieh/eitig  in   dtMi   zur  Aufnahme    von  Armen    in    die  Versorgung    be- 
>iiiumt«'ii  An>faltrn  unterzubringen. 

Mii  Hinzurechnung  dos  Belegraumes  der  „Armenhäuser  und  Grnnd- 
spiiäler",  welch'  Letztere  in  Folge  der  im  Jahre  187.'j  erfolgten  Auflassung 
<les  (irund>|»itales  in  Altlerchenl'eld  nunmehr  einen  „Belegraum"  für  zu- 
.sanimen  iou  Personen  haben,  erhöht  sich  der  Gesanimtbelegraum 
;mi1"  :i4su. 

*)  Iliezn  mu>.«>  bemerkt  werden,  dass  die  „Auslagen  für  die  ^Vrmen- 
häuser  und  (irundspitäler"  hier  vollständig  zu  den  Auslagen  für  die  öffent- 
liche Armenptlege  gerechnet  ivurden,  und  dass  ferner  die  Auslagen,  welche 
die  .,Druderschart  der  allerheiligsten  Dreifaltigkeit **  für  die  Verpflegung 
von  Unheilbaren  während  der  Zeit  vom  24.  November  18*0  bis  Ende  1872 
zu  bestreiten  hatte,  da  dieselben  während  der  Jahre  1863 — 187«)  noch 
nicht  bestanden,  bei  Zusammen>tellung  der  jährlichen  Durchschnittsausgabe 
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gegenüber  ungesehen  und  unverrechnet  ausübt,  die  bedeuten- 
den Beträge,  welche  von  Seite  der  Mitglieder  des  kaiserlichen 
Hauses,  der  Adels-  und  Finanz-Aristokratie  jährlich,  theilweiso 
sogar  mit  dem  Charakter  permanenter  Unterstützung  zur  Ver- 
theilung  gelangen,  mit  einem  Worte  die  ganze  „Privatwohlthätig- 
keit",  in  so  weit  dieselbe  nicht  im  Wirken  eines  „Vereines"  zu 
Tage  tritt,  erscheint  in  den  vorstehend  ausgewiesenen  Summen 
der  Ausgaben  nicht  mitinbogriflfen. 

Ebensowenig  sind  unter  dieselben  aber  auch  jene  Aus- 
lagen einbezogen,  welche  die  zum  Zwecke  der  Armenpflege  be- 
stehende „Administration"  erfordert,  also  die  Auslagen  für  das 
Personale  des  communalen  Armendi-partements,  der  betreffenden 
Buchhaltungs  -  Abtheilung  etc  ,  dann  für  Bureau  -  Utensilien, 
Drucksorten  u.  s.  w. 

Wenn  femer  in  Erwägung  gezogen  wird,  dass  seit  dem 
Jahre  1872,  mit  welchem  für  die  statistischen  Daten  dieses 
Werkes  die  Grenze  gezogen  wurde,  au  Ilumanitätsanstalten: 
vier  Kinderspitäler,  das  Maria  Theresien- Frauen -Hospital,  das 
Mariahilfer  Ambulatorium,  das  Erzherzogin  Sofienspital,  zwei 
C 0 mm unal- Waisenhäuser,  das  israelitische  Waisenhaus,  das 
Knabenasyl  St.  Joseph- Vincentinum,  zwei  communalo  Ver- 
sorgungshäuser, das  Haus  der  Barmherzigkeit  in  Währing, 
das  Greisenasyl,  sowie  eine  ganze  Reihe  von  mit  der  Armen- 
pflege, insbesonders  mit  der  Betheilung  armer  Kinder  sich  be- 
schäftigenden Vereinen  zugewachsen  sind,  so  ergibt  sich  von 
selbst,  dass  gegenwärtig  —  abgesehen  von  der  vielfältig  ge- 
steigerten Inanspruchnahme  des  Wirkens  bereits  bestandener 
Anstalten  und  Vereine  —  die  für  Zwecke  der  Armenpflege 
im  Wiener  Armenbezirke  verausgabte  Summe  eine  bedeu- 
tend höhere  sein  wird,  als  sieh  dieselbe  im  Durchschnitte  der 
Jahre  1863 — 1872  obigen  Ziffern  zufolge  herausgestellt  hat. 
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für  die  ArmenunterstQtzung  u.  zw.: 

«  Armenbetheilung....  (Sifh^ :  S«ile  185) 


y,  Unterbringung  unter- 
standslos  gewordenor 
Personen ( 

y,  Sorgo  für  arbeit slosp 
Arme ( 


« m 


r 
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„  Armenkrankenpflegp  ( 
„      «  Armonkinderpflege. .  (    ,,      ^  i!)4) 

zusammen  . 
für  die  Armen  Versorgung.  .(Siehe:  s«itr  697  0.698) 

Ilauptöumme  der  Ausgaben 


von    der 


^•ffeitlicbM"   I    „priTaln*' 


Armenpflege 


Ikr 


1,066.406 

37.714 
885.021 
951.721 


i,94i.l37 
657.736 


3,598.873 


35 


65 
82 
30 

12 

20 

32 


137.590 


3.708 


131.373 
147.473 


82 


.52 


09 
18 

420.147j6i 
34.674.37 


454.821 


98 


im  Ganzen 


|tr. 


1,203.99 


717 


3.981|52 

37.714;65 
1,016.39691 

l,099.19ii'< 


3,361.284:3 

692.4I0|57 


4,053.693,30 


Für  Zwecke  der  ArmcDpflege  wurden  daher  den  vor- 
stehenden Ziffern  zufolge  nach  dem  Durchschnitte  der  Jahre 
1863—1872  jährlich  4,053.695  fl.  30  kr.  ö.  W.  verausgabt, 
wovon  88sVo  auf  die  „öffentliche"  und  11*2%  auf  di^  ^private" 
Arnienpfli'ge  eutfaUen. 

l^ezüglich  der  einzelnen  Posten,  aus  welchen  sieb  die 
vorstehende  Haui)tsunime  der  jährlichen  Auslagen  für  die 
„Armenpflege  in  Wien"  zusammensetzt,  insbesondere  bezüglieli  der 
Ausgaben  für  die  „Armenkrankenpflege**,  muss  zur  Vermeidung 
von  Wiederholungen  auf  das  bei  Iksprechung  dieser  Auslagen 
am  betreffenden  Orte  Angeführte  hingewiesen  werden. 

Zu  bemerken  ist  hier  aber  noch,  dass  in  der  vorstehend 
angeführten  Ausgabenziffer  alle  für  die  Armenpflege  in  Wien 
gemachten  Ausgaben  keineswegs  erfasst  sind  und  begreiflicher 
Weise  auch  nicht  erfasst  werden  konnten. 

Alle  jene  Beträge,  welche  den  Bedürftigen  und  Armen  im 
Falle  augenblicklicher  Bedrängniss  von  Einzelnen  oder 
im  Wege  eingeleiteter  Sammlungen    zugemittelt  werden,    alle 


nf •  1 1  ^  1  " 


^    1. 


1  T^ 
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in  Folge  des  Landesgesetzes  vom  21.  Februar  1870  durchge- 
führt worden  war. 

Es  ist  aber  diese  Umwandlun'^  —  auch  von  einem  anderen 
Standpunkte  aus  betrachtet  —  von  einiger  Bedeutung  gewesen. 

Insoferne  närahch  eine  Concentration  im  Annen- 
wesen, so  weit  als  nur  immer  mögh'ch.  als  ein  Fortschritt  iu 
einer  zweckmässigen  Organisation  der  Annenpflege  anerkannt 
werden  muss,  ist  ein  solcher  wenigstens  einigermassen  dadurch 
gemacht  worden,  dass  nun  anstatt  34  „Pfarrarmen-Instituten"  nur 
9,  mit  Einbeziehung  des  inzwischen  neu  creirten  Bezirkes  Favo- 
riten 10,  respeetive  13  „Armenbezirks  -  Institute"  bestehen, 
die  durch  das  Armendepartement  des  Magistrates,  als  dem  Om- 
tralamte  für  Armensachen,  in  einer  gegenseitig  einheitlichen 
Thätigkeit  erhalten  und  überwacht  werden  sollen. 

Von  einer  wirklichen  Centralisation  der  Armenpflege 
Wiens  kann  jedoch  —  begreiflicher  Weise  —  auch  jetzt  noch 
nicht  gesprochen  werden,  und  wird  so  lange  nicht  gesprochen 
werden  können,  als  nicht  auch  das  in  Wien  so  ausserordentlich 
thätige  Wirken  dc^  Privatwohlthätigkeit  bei  der  Centrali- 
sation der  „öflfentlichen"  Anuenpflege  mit  einbezogen  werden  kann. 

So  segensreich  dieses  Wirken  Seitens  der  vielen  in  Wien 
bestehenden  humanitären  Vereine  zu  nennen  ist,  so  gross  und 
anerkennenswerth  die  Leistungen  derselben  und  so  bedeutend 
auch  die  durch  dieselben  aufgebrachten  Mittel  sind,  so  darf  doch 
der  Umstand  nicht  übersehen  werden,  dass  alle  diese  Vereine 
ßelbststÄndig  und  nicht  mit,  sondern  nebeneinander  nnd 
ohne  innere  Verbindung  wirken,  und  dass  jeder  dieser  Ver- 
eine, unbekümmert  um  das  Wirken  der  ,,öflrentlichen"  Armen- 
pflege sowohl,  als  der  übrigen  Privatvvohlthätigkeits-Vereine, 
seine  sich  selbst  aufgestellte  specielle  Aufgabe  zu  erfüllen 
sucht. 

Allerdings  verfolgen  alle  denselben  Zweck,  indem  sie  die 
Arrauth  zu  bekämpfen  suchen,  aber  auf  verschiedenen  Wegen 
und  in  verschiedener,  isolirter  Weise,  was  selbstverständlich 
nicht  nur  eine  Zersplitterung  ihrer  Kräfte  und  Mittel,  son<lern 


Schlussbemerkungen. 

Nach(U^ra  die  detailirte  Darstellung  des  „ Annen wesens"  in 
WiiD  und  der  „Armenpflege"  daselbst  während  eines  Jahrzehnts 
nunmehr  zum  Abschhisse  gelangt  ist,  dürfte  es  angezeigt  sein, 
noeh  einigen  Erörterungen  Raum  zu  geben,  welche  in  den 
einzelnen  Abschnitten  der  I.  Abtheilung  des  vorliegenden  Werkes 
nicht  Platz  fandm.  theils  ihres  allgemeinen  Inhaltes  wegen 
und  um  die  ]>laiimässige  Darstellung  in  diesen  Capiteln  nicht 
zu  unterbrechen,  theils  weil  sich  diesellien  auch  erst  ans  den 
Rosultateu  der  Darstellung  in  der  IL  Abtheilung  ergeben  konnten. 


Ans  diMTi  ersten  Abschnitte  „Geschichtlich^^r  Uober- 
blick"  war  zu  entnehmen,  dass  die  Stadt  Wien  erst  im 
Jahre  1788  für  die  Zwecke  der  „Armenpflege"  eine  Organi- 
sation und  eiu'  Eintheilung  erhalten  hat,  und  dass  die 
damals  vorirenommene  Eintheilung  der  Stadt  in  „Pfarrbezirke" 
bis  zum  S'.'hlussc  <b\s  Jahres  1873.  also  durch  90  Jahre  in 
Wirksamkeit  gebli.4»en  ist,  trotz  der  vi.dfachen  und  einschnei- 
denden ViTändTiiniron.  welche  während  dieses  beinahe  ein 
Säculiim  umfass  »ndon  Zeitraumes  im  Staate  und  in  d;T  Gemeinde 
vorgenommen  wonl  ii  sind. 

Dass  in  dem  letxtbezeichneten  Jahre  die  Umwandlung 
der  bishiM'  bestandenen  32  „Pfarr-Armenbezirke"  in  9,  respective 
12  „ArraiMibezirke"  stattgefunden  hat,  war  in  erster  Linie  in 
d.'r  Absiclit  und  dnrch  das  Restn'ben  bewirkt  worden,  die 
,.  Armenpflege",  di «  ii:es  et  zli  eh ., ei  n<»  Angel  vigenheit  der  Gemeinde" 
ist,  auch  durch  die  Organe  derselben  zu  besorgen  und  es  niusste 
diese?  rmwandlune:  in  unserer  Stadt  auch  erfolgen,  nachdem 
eine  solche  bM  den  Landuemeind 'U  in  Niederösterreich    bereits 
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Stande  kommen  werde.  Von  einer    zwangsweisen  Vereinigung 
kann  aber  hier  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  die  Rede  sein. 

Es  ist  aber  dabei  noch  der  weitere  Umstand  zu  beachten, 
dass  die  meisten  dieser  wohlthätigen  Privatvereine  für  beson- 
dere specielle  ZAvecke  und  meist  von  einzelnen  oder  doch 
wenigen  solchen  Personen  ins  Leben  gerufen  wurden,  die  für 
diese  speciellen  Zwecke  eine  besondere  Vorliebe  oder  Eignung 
und  den  Ehrgeiz  besitzen,  die  Erreichung  des  selbst  ge- 
wählten Zweckes  mit  allen  Kräften  anzustreben  und  dass  daher 
nicht  nur  das  Bestehen,  sondern  auch  die  Entwicklung  dieser 
Vereine,  die  Ausdehnung  ihrer  Bestrebungen,  die  Theilnahme 
an  denselben  durch  persönliche  und  materielle  Leistungen  haupt- 
sächlich in  diesen  individuellen  Momenten  gelegen  sind. 

Diese  Individualität  müsste  aber  bei  der  Vereinigung 
aller  Wohlthätigkeitsvereine  in  einen  einzigen  grossen  Central- 
verein  mehr  oder  weniger  in  demselben  aufgehen  und  ver- 
schwinden —  ein  Umstand,  der  viele  jetzt  dem  Vereine  auge- 
hörende Mitglieder  zum  Austritte  beAvegeu  und  viele  Andere 
von  dem  Beitritte  zu  dem  neu  zu  bildenden  „Central vereine** 
abhalten  dürfte. 

Auch  würde  die  Leitung  und  Verwaltung  eines  solchen 
„allgemeinen"  alle  bisher  bestehenden  Vereine  in  sieh  auf- 
nehmenden Vereines  bei  dem  Umfange  der  demselben  obliegen- 
den Geschäfte  sich  sofort  in  Permanenz  erklären  müssen  und 
daher  für  die  damit  verbundenen  Aemter  sich  schwerlich  solche 
Persönlichkeiten  finden  lassen,  welche  dieselben  permanent 
und  unentgeltlich  auszuüben  geneigt  sind.  Mit  dem  Weg- 
fallen der  unentgeltlichen  Thätigkeit  wwde  aber  dann  auch 
der  private  Charakter  eines  solchen  Vereines  zurücktreten  und 
sich  mehr  oder  weniger  jenem  der  „öffentlichen"  Armenpflege 
nähern. 

Die  zweite  Form,  nach  welcher  sich  die  einzelnen  Wohl- 
thätigkeits-Vereiue  untereinander  und  mit  den  Organen  der 
„Öffentlichen"   Armenj)flege  in  eine    solche    Correspondenz    zu 

45 
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in  manchen  Fällen  wühl  auch  eine  nicht  ganz  zweckmässige 
Verwendung  derselben  zur  Folge  haben  muss,  während  bei 
einer  systeinatischc^u  Centralisation  durch  eine  einheitliche, 
im  gegen  sei tig(^n  Einvernehmen  vorgehende  Thätigkeit  dieser 
einzelnen  Vereine  unstreitig  grössere,  sichrere  und  dauerndere 
Erfolge  erzielt  W(»rdeu  könnten. 

Dass  demutich  auch  auf  dem  Gebiete  der  „Privatwohl- 
thätigktii"  eine  Ceutralisation  der  in  derselben  wirkenden  Kräfte 
und  Factoreu  sehr  wünschenswerth  und  im  Interesse  der  Lösung 
der  zu  bewältigenden  Aufgabe  geboten  sei,  durfte  wohl  kaum 
mehr  bestritt(»u  werdeu,  und  wenn  deren  Realisirung  bisher 
noch  uicht  über  das  Stadium  schwacher  Versuche  hinaus- 
geki)mm»'n  ist,  so  liegt  dh\  Ursache  wohl  zumeist  in  der  Schwie- 
rigkeit, eine  dem  Zwecke  entsprechende  Form  für  diese  Centrali- 
sation zu  linden. 

Eint^  solche  Centralisation,  wenn  sie  durchgeführt  werden 
sollte,  würde  wohl  kaum  auf  eine  andere  Weise  möglich  wer- 
den, als  dadurch,  dass  sich  entweder  alle  bestehenden  Privat- 
vereiue  in  einen  eiiiziü:en,  grossen  Verein  vereinigen  —  oder 
dass  sich  diese  Vereine  unter  einander  und  mit  den  Organen 
der  .,nll'(jntliehen*'  Armeii])flege  in  eine  solche  Correspondenz 
setzen,  wodurch  die  Xachlheile  eines  zersplitterten  Wirkens 
möglichst  paraiysirt  werden  könnten,  oder  dass  endlich  die  Privat- 
vereint^  dem  Centralamte  für  die  „öffentliche"  Armenpflege  sich 
in  der  Weise  zur  Seite  stellen,  dass  eine  jede  bei  ihnen  Hilfe 
suchende  Person  dieses  Centralamt  behufs  Ueberwachung  der 
Gewohuheitsbettelei  einerseits  imd  andererseits  zur  Constatinmg 
der  persönlichen  Würdigkeit  passiren  müsste. 

Dass  auf  dem  erstbezeichnet(*n  Wege,  nämlich  durch  Ver- 
einigung aller  brsteheuden  Privat- Wohlthätigkeitsvereiue  in 
einen  einzigen  grossen  Verein  die  gewünschte  Einheit  im  Wirken 
der  Privatwohlthätigkeit  am  sichersten  und  raschesten  erzielt 
werden  würde,  darüber  kann  wohl  kein  Zweifel  obwalten,  aber 
zu  bezweifeln  ist,  ob  eine  solche  Vereinigung  freiwillig,  num- 

1  UMl        lint.-u*       HiiiofirnrniiTiir      Ai^r       Ikocf  <))irin/lrin       Vüri^iriA       lomalc 
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Capitel  näher  auseinandergesetzt  und  dabei  auch  bemerkt  worden, 
dass  „alle  Versuche,  welche  die  Grosscommune  bisher  unter- 
nommen hat,  um  die  Ausscheidung  dieser  zum  Wiener  Gemeinde- 
bezirke nicht  gehörigen  Armenbezirke  zu  bewirken,  bisher 
fruchtlos  geblieben  sind." 

Im  Zusammenhange  mit  diesen  Bemerkungen  erscheint  es 
angezeigt,  einige  ziffermässige  Daten  zu  bringen  sowohl  über 
die  „Einnahmen"  als  auch  über  die  „Ausgaben",  welche  für 
Zwecke  der  „Armenpflege"  bezüglich  dieser  fünf  einbezogenen 
Gemeinden  gemacht  wurden. 

Die  Einnahmen  bei  den  drei  auswärtigen  „Pfarr- Armen- 
bezirken", welchen  diese  fünf  einbezogenen  Gemeinden  angehören, 
bestehen  nur:    aus   dem  Ertrage  des  in  denselben  gesammelten 


Der  Verein  wiU  nicht  nur  dem  acut  gewordenen  Elende  nach  Kräften 
Abhilfe  schaffen,  sondern  durch  rechtzeitige  Leistung  von  Unterstützungen 
dort,  wo  in  Folge  von  Krankheiten  oder  sonstigen  UnglückslaUen  das 
Elend  seinen  ersten  Fuss  hingesetzt  hat,  der  Verarmung  vorbeugen 
und  dem  Nothleidenden  oder  Verarmten  Aufhilfe  bringen.  Er  will  durch 
Leistung  von  unverzinslichen  Darlehen,  durch  Beschaffung  von  Werk- 
zeugen, durch  Ertheilung  von  Rath,  Gewährung  von  Rechtsschutz, 
Nachweisung  von  Arbeit,  im  NothfaUe  auch  durch  direete  Goldunter- 
stützung dahin  wirken,  dass  allen  in  AVien  und  den  Vororten  wohnenden 
wahrhaft  bedürftigen  und  würdigen  Personen  ohne  Unterschied  der  Religion, 
der  Nationalität  oder  Beschäftigungsart  zur  rechten  Zeit  und  in  richtiger 
Weise  geholfen  werden  könne. 

Zu  diesem  Behufc  wird  der  Verein  eine  entsprechend  grosse  Anzahl 
von  Sectionen  errichten,  von  welchen  jede  je  einen  Theil  eines  der 
JStadtbezirko  oder  der  Vororte  umfassen  wird,  und  bestrebt  sein,  eine 
mögliehst  grosse  Zahl  von  Vertrauenspersonen  heranzuziehen,  welche 
theils  in  diesen  Sectionen  als  Comitemitglieder  fungiren,  theils  als 
Pfleger  und  Pflegerinnen  die  Hilfsbedürftigen  ihres  Beziikes  er- 
mitteln, über  die  Bittsteller  die  nöthigen  Erkundigungen  einziehen,  und  dem 
Vereine  in  der  Erreichung  seines  Zieles  behilflich  sein  werden. 

Als  ein  wesentlicher  Fortschritt  in  der  Art  der  Armenpflege  dieses 
Vereines  ist  hervorzuheben,  dass  sich  derselbe  nach  §.  1  seiner  Statuten 
verpflichtet  hat,  bei  seiner  Thätigkeit  im  Einvernehmen  mit  der 
„öffentlichen*'  Armenpflege  vorzugehen. 
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setzen  hätten,  durch  welche  der  Schade  ihres  zersplitterten 
Wirkens  möglichst  paralysirt  würde,  wäre  nur  in  der  Weise 
ausfuhrbar,  dass  jedem  der  Vereine  die  Möglichkeit  geboten 
würde,  sieh  in  jedem  einzelnen  Falle  rasch  darüber  Kenntniss 
zu  verschafl'en  :  ob,  wie  vielmal,  wann  und  mit  welchen  Beträgen 
das  um  Unti^rstützung  ansuchende  Individuum  bereits  von  Seite 
der  „öffentlichen"  Armenpflege  oder  von  einem  der  übrigen 
„Privatwohlthätigkeits-Vereine"  betheilt  oder  unterstützt  worden 
ist.  Eine  solche  Umfrage,  wenn  sie  in  jedem  einzelnen  Falle  bei 
allen  übrigou  Vereinen  und  bei  den  Organen  der  „öffentlichen** 
Armenpflege  angestellt  werden  sollte,  würde  allerdings  einen 
bedeutenden  Aufwand  von  Zeit  und  Mühe  erfordern. 

Würde  aber  anstatt  dieser  Circulation  ein  Centralburean 
geschaffen,  in  welchem  sowohl  die  von  Seite  der  „öffentlichen** 
Armeupflege,  als  von  den  einzelnen  „Wohlthätigkeits- Vereinen** 
gewährten  Unterstützungen  registrirt  werden,  so  wäre  damit  die 
dritte  Modalität  gegeben,  welche  für  die  Centralisiruug  der 
öffentlichen  und  Privatarni(^ni)flege  möglich  erscheint.  Dieselbe 
Hesse  das  Bestehen  und  die  Wirksamkeit  der  einzelnen  Privat- 
vereine vollkominen  intact,  würde  auch  das  Entstehen  von  neuen 
solchen  Ven^niiii  nicht  hindern  und  entspräche  andererseits  voll- 
kommen  dem  angestrebten  Zwecke  einer  zweckmässigen,  die 
Almosenemplänger  controlireuden  Vertheilung  der  der  Armen- 
pflege zu  Gebote  stehenden  Mittel  und  der  Hintanhaltung  jeder 
Gewohnheitsbettelei. 

Ein  II auj)tbe denken  gegen  diese  letztere  Modalitat  — 
abgesehen  davon,  dass  auch  diese  Centralisiruug  nur  durch  ein 
freiwilliges  Zusammenwirken  aller  betheiligten  Vereine  und 
Organe  zu  Stande  gebracht  werden  konnte,  liegt  aber  darin, 
dass  durch  die  Herstellung  der  beabsichtigten  Controle  mittelst 
eines  ,,Central-Hureaus" —  dem  CiMitralamte  für  die  „öffentliche** 
Armenpflege  unserer  Stadt,  also  dem  Armendepartximent  des 
Magistrats  eine  solch*  enorme  Steigerung  der  Arbeit  erwachsen 
müsste.  dass  selbe  kaum  bewältiu:t  werden  könnte. 
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daher   auch   bei  uns   —    wahrscheinUch    —    noch  für  läng«re 
Zeit  nur    ein    berechtigter  Wunsch    bleiben.*) 


In  dem  2.  Capitel  „Umfang  und  Eintheilung  de8 
Armenhauptbezirkes  Wien"  in  der  L  Abtheilung  dieses 
Werkes  ist  auf  Seite  24  erwähnt  worden,  dass  derselbe  gegen- 
w^ärtig  in  12  Arraenbezirke  eingetheilt  sei,  wovon  3  ausserhalb 
des  Gemeiudebezirkes  der  Stadt  liegen. 

Wie  es  gekommen*  ist,  dass  durch  die  Einbeziehung  einer 
Reihe  vuu  ausserhalb  des  Wiener  Gemeindegebietes  gelegenen 
„ürtsgemeiuden"  in  den  städtischen  Armenhauptbezirk  dem 
Wieuer  Armeufunde  eine  mit  der  raschen  Einwohnerzunahme 
in  diesen  Gemeinden  stets  wachsende  Last  der  Versorgung 
und  Unterstützung  von  Personen  auferlegt  wurde,  die  der 
Wiener  Gemeinde  nicht  augehören,    ist   in    dem    oben    citirten 


*)  Es  kann  bei  Behandlung  dieser  Ang-elegenheit  nicht  unerwähnt 
bleiben,  das.s  in  einem  verwandten,  aber  speci eilen  Humanitätszweige, 
njimlich  bei  dem  „freiwilligen  patriotischen  Hilfsvereinswesen 
im  Frieden  und  im  Kriege"  eine  einheitliehe  Organisirung  zur  Förderung 
seiner  Zweeke  eben  in  Ausführung  begriffen  ist.  Die  Grundsätze  derselben 
sind  in  «-iuer  Ernjuete,  welche  xVnfangs  Mai  l.  J.  unter  Theilnahmc  der 
Delegirten  aller  in  der  diesseitigen  Reiehshälfte  entstandenen  „Hilfs- 
vereme"  im  Landesvertheidigungs- Ministerium  stattfand,  berathen  und 
beschlossen  worden.  ■ — 

x\n  dieser  Stelle  ist  auch  noch  des  in  neuester  Zeit  entstandenen 
„Vereines  gegen  Verarmung  und  Bettelei  in  Wien"  zu  erwähnen, 
dessen  Statuten  von  der  n.  ö.  Statthalterei  am  19.  Mai  1879  Z.  15394 
genehmigt  wurden. 

Dieser  Verein  strebt  nicht  die  „Centralisirung"  der  bestehenden 
Wohlthäligkeitsanstalten  und  auch  keine  Concnrrenz  mit  demselben  oder 
mit  der  „ölTtMitliclien"  Armenjitlege  an,  sondern  bezweckt  die  Bestrebungen 
beider  zu  unterstützen  und  dadurch  zu  ergänzen,  dass  er  sich  zur  Auf- 
gabe luarht,  di«'  ungeregelte  l*ri  vat- AV^ohlthätigkeit  der  Einzelnen, 
namentlieli  beim  Aluu).s(Misj)enden,  welche  oft  nur  schädlich  und  cJ^morali- 
sireud  wirkt,  zu  regeln  und  die  dafür  bestimmten  Beträge  den  wahrhaft 
llillsbedürftigeu  in  «'iner  das  silt liehe  Bewusstsein  hebenden  Weise  zu- 
zuführen. 
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um  eine  länger  „andauernde**  oder  auf  die  ganze  Lebenszeit 
des  Armen  sich  erstreckende  Unterstützung  handelt.  Die  erho- 
benen Daten  werden  auf  einen  separaten  Bogen,  dem  „Abhör- 
bogen" verzeichnet,  von  denen  jeder  im  Armendepartement  des 
Magistrates  mit  einer  „Abhörzahl"  versehen  wird.  Die  „Abhör- 
zahlen" laufen  der  Reihe  nach  fort  und  es  wird,  wenn  eine 
bereits  abgehörte  Person  aus  der  Unterstützung  tritt,  die  dadurch 
frei  gewordene  Zahl  von  Neuem  besetzt. 

Diese  Manipulation  genügt  zur  Abwicklung  der  mit  der 
Verwaltung  der  Armenpflege  verbundenen  Geschäfte,  erschwert 
aber,  wenn  neben  den  Abhörbögen  nicht  noch  besondere 
Ausweise  gefahrt  werden,  die  Beantwortung  der  wichtigsten 
auf  die  Anneni)flege  sich  beziehenden  Fragen,  weil  zu  jeder 
solchen  Beantwortung  die  Durcharbeitung  sämmtlicher  vor- 
handenen Abhörbögen  erforderlich  wäre,  was  aber  —  wie  in 
dieser  Darstellung  bereits  wiederholt  erw'ähnt  wurde  — ^  einen  so 
grossen  Aufwand  von  Zeit  und  Mühe  in  Anspruch  nehmen 
würde,  dass  schon  von  vornherein  der  Entschluss  auf  die  Be- 
antwortung solcher  Fragen  zu  verzichten,  sich  aufdrängen  muss. 
In  der  vorliegenden  Abhandlung  sind  es  namentlich  die  Ab- 
schnitte der  „Armenbetheilun^"  ^  und  der  „Armenkindorpflege", 
in  welchen  aus  den  angeführten  Gründen  die  Antwort  auf  viele 
wichtige  und  einschneidende  Fragen  offen  gelassen  werden  musste. 

Selbst  die  Frage,  wie  viele  Personen  im  Durchschnitte 
jährlich  überhauj)t  der  „öffentlichen"  Armenpflege  zur  Last 
fallen,  prucise  zu  beantworten,  ist  aus  den  hier  und  schon 
früher  (S.  67)  ang(;führten  Gründen  ohne  unverhältnissmässige 
Arbeitsmühe  nicht  möglich. 

Eliue  verlässlich  richtige  Beantwortung  dieser  Frage  könnte 
nur  dann  gegeben  werden,  wenn  ein  Kataster  für  sämmt- 
liche  der  Armenpflege  zur  Last  fallende  Personen  bestünde, 
in  welchem  für  jede  derselben  auf  einem  eigenen  Blitte  alle 
diese  Person  beti'effenden  Acte  der  Armenpflege  und  nicht  blos 
die  auf  den  AbhOrbögcn  nach  §.  77  der  lustruction  (§.  79  der 
neuen  Vorschrift)  verzeichneten  —  in  fortlaufeudL^r  Evidonz  ge- 
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^Almosens^  und  verschiedenen  ^kleineren  Empfängen**  nebst  den 
von  den  einbezogenen  Gemeinden  zum  Anneninstitutsfonde  jährlich 
geleisteten  „Beiträgen".  An  solchen  „Beiträgen"  leistet  jährlich: 
die  Gemeinde  Heruals  24  fl.,  Fünfhaus  8  fl.,  Sechshaus  12  fi. 
und  Rudolfsheim  29  fl.  Zu  den  „Einnahmen**  gehören  femer 
auch  noch  die  „Interessen"  des  von  dem  Pfarrbezirke  Hemals 
seinerzeit  zum  Stamnivennögen  des  „Armenfondes**  abgefiihrten 
Capitales  von  1900  fl.  und  der  Ertrag  der  aus  diesen  Gemeinden 
dem  „Armeufonde"  zufliessenden  „gesetzlichen  Geftlle**,  als: 
„Verlassenschafts-  und  Licitationspercente",  dann  »Strafgelder**, 
deren  Ertrag  aber  nicht  beziffert  werden  kann,  weil  derselbe 
für  die  genannten  Gemeinden  nicht  separat  verbucht  wird. 

Hinsichtlich  der  Auslagen  muss  bemerkt  werden,  dass 
bei  densi^lbeu  nur  die  für  die  „Betheilung  mit  Aushilfen  und 
mit  Pfründen"  und  für  verschiedene  „kleinere  Auslagen**  ver- 
ausgabten Betrage  ausgewiesen  werden.  Es  fehlen  daher  zur 
Prucisirnng  der  Auslagen-Summen  die  für  die  obgenannten  Ge- 
meiud(»n  nicht  separat  zu  ermittelnden  Ausgaben  fiär  die  „Armen- 
kraukrnpflej^e"'',  für  die  „Armenkinderpflege"  in  den  Waisen- 
häusern, dem  BlindeiiiQ.stitute,  Taubstummen-Institute  etc.  und 
die  Auslaireu  für  die  „Versorgung"  der  in  diese  Gemeinden 
zuständii^en  Persuiien. 

Es  ist  wohl  anzunehmen,  dass  die  Summe  der  hier  nicht 
b(U'ücksichti*;teu  „Ausg:il>eu"  jedenfalls  grösser  sein  wird,  als 
jene  der  uuberücksichtiict  gebliebenen  „Einnahmen". 

Wenn  daher  auch  die  Daten  der  folgenden  Zusammen- 
stellunjr,  da  winler  siininitlicho  „Einnahmen"  noch  sämmtliehe 
„AusjTiibeu"  in  derselben  enthalten  erseheinen,  mangelhaft  ge- 
nannt werd'n  müssen,  so  ist  selbe  doch  einigermassen  geeignet, 
das  diesfalls  bestehende  Verhältniss  zu  illustriren. 
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einer  Kategorie  der  Unterstützten  angefahrte  Person  nicht  auch 
in  einer  zweiten  oder  noch  in  mehreren  der  übrigen  Kategorien 
der  Armenpflege  angeführt  erscheine.  — 

Dass  zu  einer  sicheren  Beantwortung  aller  hier  berührten 
Fragen,  die  in  einem  der  wichtigsten  und  kostspieligsten  Zweige 
dercommunalen  Verwaltung  nicht  zu  umgehen  sind,  eine  corr  eete 
Statistik  nicht  zu  entbehren  sei,  wird  wohl  zugegeben  werden 
müssen,  abgesehen  von  der  Bedeutung,  welche  sie  auch  in 
socialer  Hinsicht  haben  dürfte.  Schwerlich  dürfte  aber  eine 
solche  Statistik  correct  und  mit  der  relativ  geringsten  Mühein 
anderer  Weise  zu  Stande  gebracht  werden,  als  mittelst  eines 
solchen  „Katasters^,  wie  selber  in  den  vorausgehenden  Bemer- 
kungen angedeutet  worden  ist. 


Schliesslich  wird  es  nicht  überflüssig  sein,  auch  zu  den 
beiden  letzten  Abschnitten  der  I.  Abtheilung  dieses  Werkes, 
welche:  „allgemeine  Bestimmungen  über  das  Armeuwesen'^  und 
„Mittel  für  die  öffentliche  Armenpflege^^  betitelt  sind,  einige 
übersichtliche  und  vergleichende  Bemerkungen  hier  nach- 
zutragen. 

Bereits  in  der  „Einleitung"  zu  dieser  I.  Abtheilung  wurde 
bemerkt,  dass  in  unserem  Staate  eine  Codification  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen,  welche  das  „Armenwesen"  zum  Gegen- 
stande haben,  mangelt  und  dieselbe  daher  bei  der  Armenpflege 
in  unserer  Stadt  durch  eine  Reihe  von  „Instructionen"  supplirt 
werden  muss,  welche  für  die  verschiedenen  mit  der  Verwaltung 
der  Armenpflege  betrauten  Organe  verfasst  worden  sind  und 
theils  durch  die  diese  „Instructionen"  bedingenden  gesetzlichon 
Vorschriften,  theils  durch  die  „Beschlüsse"  der  Gemeindever- 
tretung erläutert  und  ergänzt  werden. 

Eine  Folge  dieses  Mangels  einer  codificirten  Armengesetz- 
gebung ist  es,  dass  selbst  die  Definition  des  Begriffes  der 
„Armuth"  oder  des  wirthschaftlichen  Zustandes,  in  welchem 
sich    eine  Person    befinden   muss,    um   der   geordneten   öffent- 
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Iki  allen  dreiPfiirr-Armcnbezirken  erscheint  daher  die  Summe 
der  „Ausgaben  für  die  Armenpflege**  in  denselben  im  Ver- 
gleiche zu  den  entsprechenden  „Einnahmen^  als  eine  enorm 
hohe.  Im  zehnjährigen  Durchschnitte  betrugen  im  Pfarr-Armen- 
bezirke  Neulercheufeld  die  Einnahmen  nur  lO'sy,  der  Aus- 
gaben, in  lleruals  8i%,  in  Roindorf  10"3%  und  in  den  drei 
auswärtigen  Plarr-  Armenbezirken  zusammengenommen  nur  10.7%. 

Der  „Versorgungslbnd"  der  Stadt  Wien  hatte  daher  durch- 
schnittlich circa  90^'^  dieser  Auslagen  jährlich  zu  tragen. 

Die  Summe  der  durch  die  „Einnahmen^  nicht  gedeckten 
„Auslap:en"  für  die  Armi*upflege  in  den  drei  genannten  Pfarr- 
Armenbezirken  bv^nig  während  des  Decenniums  1863 — 1872 
nach  den  Diteii  der  vorstehenden  Zusammenstellung 


im  .lahre  1803  58.437  fl.  55  kr. 

„      18()4  75.543  „  75  „ 

„      1865  68.812  „  91  „ 

„      1866  73.495  „  50  „ 

,.      1867  73.344  „  30  ,. 


im  Jahre  1868  77.726  i.  17  kr. 

^      1869  78.303  „  92  „ 

„      1870  76.407  „  07  „ 

„      1871  77.628  „  98  „ 

„      1872  78.283  „  23  „ 


und  im  zt^hiijährifren  Durrhschuitte 73.798  fl.  84  kr. 

Durch  die  Ausselieidiiiig  diesi'r  drei  auswärtigen  Pfarr- 
Armenb(»zirke,  für  deren  liicrorti^e  Inc(>q)orirung  sich  —  wie  in 
dem  schon  IVülier  eitirten  ,,Capitel"  erörtert  wurde  —  kein  staud- 
liältiger  Grund  iinluhren  lässt,  würde  daher  der  „allgemvdne 
Versorijun'rsfoiHl"  der  Stadt  Wien  jährlich  um  70—80.000  fl. 
entlastet  w^^rden:  (irnnd  iccnnp:,  um  den  gewiss  berechtigten 
Wunseh  anszuspreelicn.  dass  die  l»isher  vergeblichen  Versuehe, 
diese  Aussrhei  ilunir  f-w  Ijewirkcn,  endlich  von  dem  gewünschten 
Erfolge  be«rleitet  sein   niöeliten. 


In  einem  weiteren  rapitci  der  I.  Abtlicilnn^.  ,,Organisation 
der  Arnienpilej^n»"  betit(dt,  wird  n.  zw.  St'iie  34  —  die  soire- 
nannte  Ahhörnn*::  der  Arnim  bespnK'hen,  d.  i.  die  Erheltnng 
seiner  Verliältuiss«',  welche  in  jenen  Fällen  vor«;enonnnen  wird. 
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um  eiae  länger  „andauernde"  oder  auf  die  ^anze  Lebenszeit 
des  Armen  sich  erstreckende  Unlerstützun{^  handelt.  Die  erho- 
benen Daten  werden  auf  einen  separaten  Bogen,  dem  „Abhör- 
bogen" verzeichnet,  von  denen  jeder  im  Armendepartement  des 
Magistrates  mit  einer  „Abhörzahl"  versehen  wird.  Die  „Abhör- 
z^en"  laufen  der  Reihe  nach  fort  und  es  wird,  wenn  eiue 
bereits  abgehörte  Person  ans  der  Unterstfitzung  tritt,  die  dadurch 
frei  gewordene  Zahl  von  Neuem  besetzt. 

Diese  Manipulation  genügt  zur  Abwicklung  der  mit  der 
Verwaltung  d(tr  Anuenpflefie  verbundenen  Geschäfte,  erschwert 
aber,  wenn  neben  den  Abhörbügen  nicht  noch  besondere 
Ausweise  geführt  werden,  die  Beantwortung  der  wichtigsten 
auf  die  Armeniiflege  sich  beziehenden  Fragen,  wuil  zu  jeder 
aolchen  Beantwortung  die  Durcharbeitung  sSmmtlicher  vor- 
handenen Abhörbögi'u  erfordeilich  wäre,  was  aber  —  nie  in 
dieser  Darstellung  bereits  wiederlndt  erwähnt  wurde  —  einen  so 
grossen  Aufwand  von  Zeit  und  Mühe  in  Anspruch  nehmen 
■würde,  dass  schon  von  vornherein  der  Enlsehlnss  auf  die  Be- 
antwortung sgicher  Fragen  zu  verzichten,  sich  aufdrängen  ranss. 
In  der  vorliegenden  Abhandlung  siud  es  uameDtlich  die  Ab- 
schnitte der  „Amienbethcihiug-'  und  dor  „ Armen kinderpflege", 
in  welchen  aus  deu  anget'ührteii  Gründen  die  Antwort  auf  viele 
wichtige  und  einschneidende  Frai;eu  olfeu  gelas.seu  werden  musste. 

iSellisl  die  Krairc,  wie  viele  I'ersoucn  im  Durchschnitte 
jährlich  flberliau]il  der  .. rdleutlichen-'  Anuenijflege  nur  Last 
falleu,  priicisi-  ym  heaulwnrteii,  ist  aus  den  hier  und  schon 
früher  (S.  (i?)  jiugcfülirten  'Siöudcu  ohne  unveriirilliiissmri.ssige 
Arbeitsiin'die  nicht  mtiglicli. 

Kine  verlüsslicli  ricliligc  lieantwortuug  dieser  Frage  köuute 
nur  dann  gegeben  werden,  wenn  ein  Kataster  für  sämmt- 
liche  der  Anucnpflege  /.ur  Last  fallende  l'ersunim  bestündo, 
in  weleheiii   für  jede  derselben  auf  einem  ci-i-rten  lil  itle  alle 
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halten  werden  würden.  Nur  mittelst  eines  solchen  Katasters 
würde  es  möglich  werden,  nicht  nur  die  der  Armenpflege  zu- 
fallenden Personen  überhaupt,  sondern  auch  das  Quantum 
und  die  Qualität  der  den  einzelnen  Armen  gewährten  Unter- 
stützung ziffermässig  zu  erfassen,  was  so  lange  nicht  möglich 
sein  wird,  als  die  einzelnen  verschiedenen  Acte  der  Armen- 
pflege getrennt  verbucht  und  in  Evidenz  gehalten  werden. 

Es  ist  bei  der  Besprechung  der  „Armenbetheilung^  be- 
reits dargetlian  worden,  dass  schon  diese  Art  der  Unter- 
stützung (abgesehen  von  den  Acten  der  Privatwohlthätigkeit) 
von  verschiedenen  communalen  Organen  ausgeübt  und  ver- 
bucht wird,  da  sowohl  im  „Annendepartement**  des  Magistrates, 
im  „Bureau  des  Bürgermeisters",  bei  den  Bezirks-  und  Pfarr- 
Amieniiistituten",  als  auch  von  den  verschiedenen  „Bezirksvor- 
stehungeu"  iiud  von  der  „Verwaltimg  der  einzelnen  Kranken- 
häuser" solche  Betheil nngen  vorgenommen  werden.  Wenn 
nun  auch  künftighin  die  Zahl  der  bei  jedem  der  bezeichneten 
Organe  betheilten  Personen  anstatt  der  vorgenommenen  B ethei- 
luugsacte,  wie  es  bisher  geschah —  rogistrirt  werden  wird, 
so  ist  damit  noch  immer  nicht  die  richtige  Zahl  der  Betheil- 
teu  zu  ermitteln,  da  es  ja  nicht  selten  vorkommen  wird,  dass 
eine  und  dieselbe  Person  iju  Laufe  des  Jahres  von  zwei 
oder  mi»hreren  dieser  Organe  betheilt  wurde.  Es  müssten 
daher,  um  Doppelzählungen  zu  vermeiden,  die  Namen  der  von 
einem  dieser  Or^^aue  Hetheilten  stets  mit  dem  Namen  der  von 
den  übri,t::en  Oriranen  Betheilten  verglichen  werden,  üiezu kommt 
aber  noch,  dass  eine  und  dieselbe  Person,  welche  mit  einer 
„vnrübcrü:('lnMulen''  o(l«*r  ,,dauerudeu"  Unterstützung  betheilt 
(M'schrint,  nu  Laufe  d^s  Jahres  auch  mit  „Badeanweisuugen" 
oder  ,,M(Mlicament(Mr'  iH'theilt,  in  einem  „Krankenhause"  unent- 
geltlich verpflcict  oder  iu  die  „Versorgung"  aufgenommen  wor- 
den sein  koiiut«'. 

Welch. 'U  Aul'waud  von  Zeit  uml  Mühe  würde  es  nun  — 
ahgeseheu    von  der  st^*ten  Wandelbarkt'it  des    aufzuarbeitenden 
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Nach  den  Bestimmungen  unseres  Heimatgesetzes  vom 
3.  December  1863  kann  das  Recht  des  Armen  auf  Versorgung 
im  Wege  der  Civilklage  nicht  geltend  gemacht  werden,  sondern 
ist,  wie  bereits  in  den  „allgemeinen  Bestimmungen"  (Seite  38, 
I.  Abtheilung)  angeführt  wurde,  in  dem  durch  die  Gemeinde- 
ordnung festgesetzten  Beschwerdezuge  auszutragen. 

Die  nach  §.  23  des  Heimatgesetzes  für  die  Armenpflege 
unserer  Stadt  geltende  Bestimmung,  dass  die  ^öffentliche" 
Armenpflege  nur  subsidiär  zur  Unterstützung  des  Armen  ver- 
pflichtet ist,  wenn  nämlich  nicht  dritte  zu  derselben  verpflichtete 
Personen  vorhanden  sind,  erscheint  in  beinahe  allen  Gesetz- 
gebungen der  europäischen  Staaten  ausgesprochen  und  in 
mehreren  derselben  sogar  in  die  Definition  des  Begriffes  der 
Ärmuth  selbst  —  aufgenommen.  Selbstverständlich  ist  der  Kreis 
der  vor  der  „öffentlichen"  Armenpflege  und  in  erster  Linie  zur 
Unterstützung  „verpflichteten"  Personen  ein  bald  grösserer,  bald 
kleinerer.  In  den  „Satzungen  für  die  öffentliche  Armenpflege  in 
München"  wird  in  dieser  Hinsicht  sogar  auf  die  „freiwillige" 
Armenpflege  Rücksicht  genommen,  indem  es  im  §.  2  derselben 
heisst:  „Die  öffentliche  Armenpflege  gewährt  nur  bei  erwiesener 
Hilfsbedürftigkoit  und  nur  dann  Unterstützung,  wenn  der  Hilfs- 
bedürftige weder  von  den  zu  seiner  Alimentation  und  Unter- 
stützung rechtlieh  Verpflichteten,  noch  von  der  freiwilligen 
Armenpflege  die  uöthige  Hilfe  erlangen  kann." 

Ein  grosser  Unterschied  findet  sich  in  den  verschiedenen 
Armengesetzgebungen  auch  in  der  Feststellung  jener  Bedin- 
gungen, deren  Vorhandensein  ausser  der  als  erwiesen  fest- 
gesetzten Armuth  zur  Begründung  des  Rechte's  auf  Unter- 
stützung erforderlich  ist.  Bald  bildet  die  „Angehörigkeit"  in 
einer  Gemeinde,  bald  blos  das  „Bürgerrecht"  in  derselben,  bald 
der  in  verschiedenen  Staaten  auf  verschiedene  Weise  zu  er- 
werbende „Uuterstützungswohnsitz"  die  Voraussetzung, 
durch  welche  sieh  der  Rechtsauspruch  auf  Unterstützung  be- 
gründet. 

Nach  der  enfj:li schon  Gesetzgebung  gewährt  diesen  An- 
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liehen  Fürsorge  theilhaftig  zu  werden,  in  keiner  gesetzlichen 
Bestimmung  vorkommt,  sondern  nur  in  der  von  dem  Magistrate 
verfassten  „Instruction  für  die  Armeninstitute  des  Wiener  Armen- 
bezirkes" *)  aufgestellt  worden  ist. 

Auch  die  wichtigen  Fragen,  wer  die  Arrauth  des  Bedürf- 
tigen zu  constatiren  und  in  welcher  Weise  dies  zu  geschehen 
habe,  wie  oft  die  Nachschau  bei  den  „zeitlich"  oder  „dauernd" 
Unterstützten  vorzunehmen  sei,  um  zu  eruiren,  ob  sie  noch 
weiters  der  Armenpflege  bedürfen,  können  nicht  durch  „gesetz- 
liche" Bestimmungen,  sondern  nur  „instructionsweise"  beant- 
wortet werden. 

Dageg(m  erscheint  die  nicht  minder  wichtige  Frage,  ob 
der  Hilfsbedürftige  ein  Recht  auf  Unterstützung  habe,  ftr 
unsere  Armenpflege  durch  die  Bestimmungen  des  §.  1  des 
Ileimatgesetzes  vom  3.  December  1863  sowohl,  als  durch  jene 
des  §.  23  der  provisorischen  Gemeindeordnung  für  Wien  vom 
6.  März  1850  entschieden,  indem  nach  Vorschrift  der  Letzteren 
die  „Gemeinde  angehörigkeit"  und  das  „Gemeinde- 
bürgerrecht" im  Falle  eingetretener  Verarmung  das  Recht 
auf  rnterstnt/Ainii:  aus  den  Gomeindeniitteln  begi'ündet,  während 
in  dorn  §.  1  des  erstgenannten  Gesetzes  statuirt  ist,  dass  „das 
lleiniatrecht  den  Anspruch  auf  Armeuversorgung  gewährt". 

In  der  französischen  und  nonvegischen  Armengesetzgebung 
wird  eine  solclie  Ber.'clitignng  dem  Armen  gänzlich  versagt;  da- 
g(»gen  findi't  sie  sich  stricte  in  der  Armengesetzbebuug  Englands 
und  bald  mehr,  bald  w«Miigi^r  ausdrücklich  auch  in  den  Armenge- 
setzen der  deutschen  Staaten  ausgespnichen.  Am  weitesten  ging 
hierin  die  Mecklenburgische  Armengesetzgebung,  welche  dem 
Armen  niclit  nur  zur  (ieltendmachuni::  seines  Unterstützunfirs- 
anspruchcs  überhaupt,  souiK'rn  S(»pir  wegen  Verzögerung 
der  Ermittlung  seiner  lliUsbedürftigkcit  das  Kecht  der  Klage 
einräumt. 


)  S-  •»  'l'''"  In.slniclioii  und   i<.  18    der    iieiu'n  ,,Vorbehrilt    übtT    ilie 
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Diese  Bedingung  als  Ansprach  der  Armenversorgnng 
hat  in  unserer  Gesetzgebung,  welche  dafür  die  „Zuständigkeit** 
in  einer  Gemeinde  normirt,  noch  keinen  Boden  gefunden,  daher 
auch  alle  auf  die  Annenpflege  in  unserer  Stadt  bezugnehmenden 
Bestimmungen  und  Einrichtungen  an  die  „Gemeindeangehörigkeit** 
gebunden  erscheinen.    Dass  aber  der  Mangel  einer  Bestimmung 


berichte,  mit  welchem  im  deutschen  Reichstage  der  Entwurf  des  in 
Rede  stehenden  Gesetzes  einbegleitet  und  motivirt  worden  ist. 

Der  betreffende  Abschnitt  lautet: 

,,Bie  öffentliche  Pflicht  zur  Unterstützung  eines  Hilfsbedürftigen  steht 
in  iioth wendigem,  inneren  Zusammenhange  mit  der  wirthschaftlichen  Seite 
des  Staatswesens.  Principiell  hat  die  Pflicht  zur  Unterstützung 
eines  Hilfsbedürftigen  diejenige  Gemeinschaft,  welcher  die 
wirthschaft>ichenLeistungendesBetreffenden,  solange  er  nicht 
hilfsbedürftig  ist,  zu  Gute  kommen.  Dies  ist  im  mittelalterlichen 
Staate  allerdings  der  enge  Verband  der  Ortsgemeinde  mit  ihrer  Gliederung 
in  Berufs-  und  Standesgeuossenschaflen  gewesen.  Durch  beinahe  unüber- 
steigliche  Schranken  getrennt,  haben  die  verschiedenen  Gemeinden  fast 
selbstst&ndige  wirthschaftliche  Gebiete  gebildet  und  regelmässig  ist  die 
Leistung  des  Einzelnen  seinem  Sondergebiete  zu  Gute  gekommen.  Die 
Zugehörigkeit  zu  diesen  Sondergebieten  ist  wesentlich  durch  die  Geburt 
begründet  worden  und  nur  ausnahmsweise  unter  erschwerenden  Bedingungen 
in  Folge  ausdrücklicher  Aufnahme  möglich  geworden.  Freizügigkeit  hat 
man. nicht  gekannt.  Der  wandernde  Städter  kehrte  der  Regel  nach  in  seine 
Geburtsheimat  zurück,  oder  blieb  mit  ihr  in  wirthschaftlichem  und  rechtlichem 
Zusammenhange.  Der  Angehörige  des  platten  Landes,  soweit  er  der  arbeiten- 
den Classe  angehörte,  befand  sich,  in  mehr  oder  minder  strikter  Form  an 
die  Scholle  gefesselt,  in  Unterthänigkeit,  so  dass  für  ihn  der  Herr  zu  sorgen 
hatte,  dem  seine  Dienste  von  Geburt  an  gehörten." 

„Für  solche  Verhältnisse  ist  das  System  der  an  die  Geburt  sich 
knüpfenden  Heimatsrechte  das  folgerichtige  und  aus  einer  so  gearteten 
Vergangenheit  hat  es  sich  in  die  Gegenwart  fortgepflanzt,  was  namentlich 
möglich  war  innerhalb  der  engen  Entwicklung  kleinstaatlicher  Zustände." 

„Dem  gegenüber  steht  der  Gedanke,  dass  der  Staat  in  seiner  Ge- 
sammtheit  ein  grosses  wirthschaftliches  Gebiet  für  die  Thätigkeit  aller 
seiner  Angehörigen,  für  den  freien  Austiiusch  ihrer  Kräfte  bildet,  dass 
als  wirthschaftliche  Heimat  das  Vaterland  in  seiner  Gesammt- 
heit  erscheint,  und  dass  es  der  freien  Willensbestimmung  des  Einzelnen 
überlassen  bleibt,  \\ie  und  wo  er  seine  wirthschaftliche  Thätigkeit  ent- 
falten   und    zu    diesem    Behufe    seinen    Aufenthalt    nehmen    will.    Dieser 
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sprach  das  ^Heimatrecht^  oder  der  durch  dreijährigen  Aufenthalt 
erworbene  „Unterstützungswohnsitz'',  nach  der  niederländi- 
schen Gesetzgebung  die  „Geburt^  und  in  zweiter  Linie  ein 
durch  sechsjährigen  Aufenthalt  erworbener  „Unterstütznngs- 
Wohnsitz",  nacJi  der  schwedischen  die  „Angesessenheit^  im 
Kirclispiele  oder  in  der  Stadt  nebst  dem  Eintrag  in  die  Steuer- 
liston  oder  der  Ueberschreitung  des  Alters  von  55  Jahren,  nach, 
der  norwegischen  ein  durch  zweijährigen  „Aufenthalt**  und 
nach  der  dänischen  Gesetzgebung  ein  durch  fünfjährigen  Auf- 
enthalt erworbener  „Unterstützungswohnsitz".*) 

Die  „oifentliche"  Annenpflege  im  deutschen  Reiche 
(vorläufig  mit  Ausschluss  von  Baiem  und  Elsass-Lothringen)  ist 
durch  die  Rundesgosetze  vom  1.  November  1867,  vom  1.  und 
vom  6.  Juni  1870  und  die  Verfassungsurkunde  für  das  deutsche 
Reich  vom  16.  April  1871  (Art.  3),  einheitlich  geregelt  worden, 
so  dass  jeder  Bundesaugehörige  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Art  und  das  Mass  der  im  Falle  der  Hilfsbedürftigkeit  zu  ge- 
währenden öffentlichen  Unterstützung,  als  auch  in  Bezng  auf 
den  Erwerb  und  Verlust  des  „Unterstützungswohnsitzes"  als 
Inländer  zu  behandeln  ist.  Per  Unterstützungswohnsitz 
aber  wird  entweder  durch  den  „Aufenthalt",  durch  die  „Verehe- 
lichunj;"  oder  durch  die  „Ah^taniimmg"  erworben.  Wer  in 'der 
deutschen  Reichshau})tstiidt  nach  zm'ückgelegtera  24.  Lebens- 
jahre zwei  Jahre  lang  ununterbrochen  seinen  gewöhnlichen 
Aufenthalt  gehabt  hat,  envirbt  dadurch  den  „ünterstützungs- 
wohusitz*'.**) 


*)  Siolit*:  „Das  AriinMiweM-n  iiiul  die  Armengesetzgebung  in  den 
eiiroi»aisc'h(Mi  Staat«Mi".    lieraiis.Lr«';jr<-b<Mi    von   A.  Emming'haus.  Berlin  1870. 

**)  Si.li«'  ai«'  gi<.  ;il,  r;;]  und  :;i  der  „(irschfiftsanwoisung  für  die 
mit  der  ntrciitlkdnMi  Arnifupriof,^!?  Berlins  betniuton  stäAltischen  Organe". 
Berlin,  1875.  — 

Da  e>  \on  ln(en\sM<  nr.'^clieiut.  über  den  Grundgedankea,  welcher 
das  Gt'set z  ü  1  »er  de ii  L'  n  t  <■  r  >  t  fi  1  z  u  n  «i" s  w  o  h  n  s  i  t  z  i  ni  deutschen  Reiche 
durcbdrin.i;!,  Aur<<dilii>s  zu  erhalten,  so  foljj^t  —  aus  C.  Roehoirs  ^System  des 
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hier  gewirkt  haben,  im  Falle  eingetretener  Verarmung  sammt 
ihrer  Familie  behufs  Unterstützung  jener  Gemeinde  zugewiesen 
werden,  in  welcher  sie  durch  besondere  Verhältnisse  veranlasst, 
„zuständig"  geworden  sind,  einer  Gemeinde,  deren  Gebiet  sie 
oft  gar  nie  betreten  hatten  und  die  möglicherweise  selbst  so 
verarmt  ist,  dass  sie  mit  dem  besten  Willen  nicht  in  der  Lage  ist, 
die  ihr  dem  Gesetze  nach  zur  Unterstützung  zufallenden  Personen 
auch  wirklich  zu  unterstützen.  Allerdings  ist  in  solchen  Fällen 
der  Hilfsbedürftige,  welcher  in  diese  traurige  Lage  geräth,  mehr 
oder  weniger  selbst  Schuld  daran,  indem  er  es  versäumte,  sich 
rechtzeitig,  nämlich  zur  Zeit,  als  er  in  seiilem  Berufe  noch 
thätig  sein  und  an  den  Gemeindelasten  mittragen  konnte,  um 
das  „lleimatrecht"  in  seinem  Geburtsorte  zu  bewerben. 


Was  endlich  die  Beschaifung  der  „Mittel"  zar  Bestreitung 
der  Kosten  für  die  „Oifentliche"  Armenpflege  betrifflt,  so  ist  aus 
dem  betreflenden  Abschnitte  in  der  I.  Abtheilung  dieses  Werkes 
zu  entnehmen,  dass  dieselben  in  unserer  Stadt  bisher  durch  das 
Erträgniss  der  für  die  Armenpflege  speciell  bestehenden  „öflFent- 
licheu  Fonde  und  Stiftungen",  und  in  wie  weit  dieses  nicht 
zureicht  aus  den  „eigenen  Renten"  der  Stadt  gedeckt  werden.  Es 
kommen  übrigens  unter  den  Einnahmen  einzelner  dieser  Fonde  auch 
solche  vor,  welche  den  Charakter  directer  für  Zwecke  der 
Annenpflego  eiugehobener  „Abgaben"  tragen,  -wie  dies  z.  B. 
bei  den  in  den  „allgemeinen  Versorgungsfond"  fliessenden  „Ver- 
lassenschafts- undLicitations-Percenten",  den  „Spectakelgebühren" 
und  dem  „Lohnwagengefölle"  der  Fall  ist. 

Die  Methoden,  welche  zur  Aufbringung  der  Mittel  für 
die  Bestreitung  dieser  Kosten  in  den  verschiedenen  Culturstaaten 
in  Anwendung  sind,  lassen  sich  —  nach  dem  bereits  früher  an- 
geführten Werke  von  Emminghaus  —  folgend.^rmassen  speciali- 
siren : 

1.  localisirte  Armensteuer  (in  England); 

2.  Bestreitung  aus    besonderen  für  Zwecke  des  „Armen- 
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über  den  „Unterstützungswohnsitz**  in  der  österreichischeu 
Ariueu^esetzgebuu^  in  einzelnen  Fällen  zu  harten  Massregeln 
führt,  ist  nicht  zu  leugnen.  Es  hat  dies  bei  uns  nicht  selten 
zur  Folge,  dass  hilfsbedürftige  Individuen»,  die  Ton  Wien 
gebürtig  sind  und  oft  Zeitlebens  sieh    hier   aufgehalten   und 


(lodaiike  ist  fs,  der  die  politische  und  wirtliscliaft liehe  Verfassung  des 
Staates  (Irr  Ge/^euwart  durchdringt." 

^lliinach  ist  es  coiiseijuent,  die  Unterstützung  der  Hilfsbedürftigen 
als  eine  Staatslast  zu  charakteriüiren  und  scheinbar  würde  sich  hieran 
die  weitere  Fidg^ruiifr  knüpfen,  dass  der  Steint  unmittelbar  die  Unter- 
stützuTigslast  zu  tragen,  die  analoge  Ptlicht  auszufüllen  hätte.  Die  Folge- 
richtigkeit dieses  Satzes  ist  aber  nur  eine  scheinbare.  Wie  der  Staat  eine 
Keihe  seiner  Lasten  auf  seine  Organe  überträgt,  wie  er  Kxecutivformen, 
die  seiueni  AVeseu  eui. springen,  dennoch  an  seine  Glieder  alltritt,  je  nach 
der  v««rschiedenartigen  i»eschaft'enheit  seiner  Functionen,  je  nachdem  deren 
Inhalt  und  Zweck  die  centralis  »»der  decentralisirte  selbstverwaltende 
Thätigkeit  fordert,  s«)  wird  er  auch  die  staatliche  J^ast  und  Function  der 
„Armenpflege^  denjenigen  Organen  zuweisen  können,  welche  nach  der 
inneren  Natur,  nach  dem  Endzweck  jener  Function  als  die  richtigen  sich 
erweisen." 

Dann,  führt  der  Bericht  weiter  aus,  kommt  es  nur  darauf  «an,  die 
richtigen  ()rgane  zu  finden  und  dahei  müssen  wesentlich  drei  Momente 
mas>gel»end  sein  :  i.  Die  \  ertheilung  der  Armenlast  nach  einem  gerechten 
Criteriuni,  2.  unter  uiöglicli>t  geringer  Siörung  der  wirthschaftlichen  Existenz 
de>  Iiilf^l)e^l^^■ftigen,  3.  und  im  Anschluss  an  die  bestehende  coninninal- 
piditische   Verla ssiuig. 

In  erste rer  Beziehung  —  also  in  IJetrefi'  der  Vertheilung  der 
Armen  last  --  spricht  sieh  der  Bericht  folgendermassen  aus: 

„Wenn  jeder  Staatsangehörige  berechtigt  ist,  seinen  Aufenthalt  frei 
zu  wählen  un«l  sobald  er  \erlügungslähig  geworden  ist,  sich  von  s«*inem 
tieburtsorte  abzulns<-n.  .so  uiuss  man  sich  sag<*n,  dass  wesentliche 
wiri  lisch afl  lieh  e  V  ort  heile  von  seiner  freien  Thätigkeit  nicht 
derjeiiigr  Ort  geuossm  hat.  in  welchem  sieh  der  Zutall  der 
(ieburt  ereignete,  .sondern  der  Ort.  in  w (sichern  er  sich  i^e- 
rauiiH'  Zeit  \  or  dfiii  Kiu  tritt  tler  II  ilfs  bedürft  igk  ei  t  aufhielt, 
w  rieh  er  der  letzte  Mittelpunkt  seiner  wirthschaftlichen 
T  hat  igk»'il   wa  r." 

„Hierauf  l>erulit  der  Satz,  dass  durch  fortgesetzten  Aufent- 
\\u\i    «1er    rntrrstützungswohnsitz    erworben    wird,    im  Gegensatze   zu  der 
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um  eine  länger  „andauernde**  oder  auf  die  ganze  Lebenszeit 
des  Armen  sich  erstreckende  Unterstützung  handelt.  Die  erho- 
benen Daten  werden  auf  einen  separaten  Bogen,  dem  „Abhör- 
bogen" verzeichnet,  von  denen  jeder  im  Armendepartement  des 
Magistrates  mit  einer  „Abhörzahl"  versehen  wird.  Die  „Abhör- 
zahlen" laufen  der  Reihe  nach  fort  und  es  wird,  wenn  eine 
bereits  abgehörte  Person  aus  der  Unterstützung  tritt,  die  dadurch 
frei  gewordene  Zahl  von  Neuem  besetzt. 

Diese  Manipulation  genügt  zur  Abwicklung  der  mit  der 
Verwaltung  der  Armenpflege  verbundenen  Geschäfte,  erschwert 
aber,  wenn  neben  den  Abhörbögen  nicht  noch  besondere 
Ausweise  geführt  werden,  die  Beantwortung  der  wichtigsten 
auf  die  Annenpflege  sich  beziehenden  Fragen,  weil  zu  jeder 
solchen  Beantwortung  die  Durcharbeitung  sämmtlicher  vor- 
handenen Abhörbögen  erforderlich  wäre,  was  aber  —  wie  in 
dieser  Darstellung  bereits  wiederholt  erwähnt  wurde  —  einen  so 
grossen  Aufwand  von  Zeit  und  Mühe  in  Anspruch  nehmen 
würde,  dass  schon  von  vornherein  der  Entschluss  auf  die  Be- 
antvi'ortung  solcher  Fragen  zu  verzichten,  sich  aufdrängen  muss. 
In  der  vorliegenden  Abhandlung  sind  es  namentlich  die  Ab- 
schnitte der  „Armenbetheilun^"  und  der  „Armenkinderpflege", 
in  welchen  aus  den  angeführten  Gründen  die  Antwort  auf  viele 
wichtige  und  einschneidende  Fragen  offen  gelassen  werden  musste. 

Selbst  die  Frage,  wie  viele  Personen  im  Durchschnitte 
jährlich  überhaupt  der  „öffentlichen"  Armenpflege  zur  Last 
fallen,  präcise  zu  beant^^orten,  ist  aus  den  hier  und  schon 
früher  (S.  67)  angeführten  Gründen  ohne  uuverhältuissmässige 
Arbeitsmühe  nicht  möglich. 

Eine  verlässlich  richtige  Beantwortung  dieser  Frage  könnte 
nur  dann  gegeben  werden,  wenn  ein  Kataster  für  sämmt- 
liche  der  Armenpflege  zur  Last  fallende  Personen  bestünde, 
in  welchem  für  jede  derselben  auf  einem  eigenen  Blatte  alle 
diese  Person  betreffenden  Acte  der  Armenpflege  und  nicht  blos 
die  auf  den  Abhörbögen  nach  §.  77  der  lustructiou  (§.  79  der 
neuen  Vorschrift)  verzeichneten  —  in  furtlaufeudi'r  Evidenz  ge- 
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halten  werden  würden.  Nor  mittelst  eines  solehen  Katasters 
würde  es  möglich  werden,  nicht  nnr  die  der  Armenpflege  zu- 
fallenden Personen  überhaupt,  sondern  auch  das  Quantum 
und  die  Qualität  der  den  einzelnen  Armen  gewährten  Unter- 
stützung ziffermässig  zu  erfassen,  was  so  lange  nicht  mö^ch 
sein  wird,  als  die  einzelnen  verschiedenen  Acte  der  Armen- 
pflege getrennt  verbucht  und  in  Evidenz  gehalten  werden. 

Es  ist  bei  der  Besprechung  der  „Armenbetheilung^  be- 
reits dargethan  worden,  dass  schon  diese  Art  der  Unter- 
stützung (abgesehen  von  den  Acten  der  Privatwohlthätigkeit) 
von  verschiedenen  communalen  Organen  ausgeübt  und  ver- 
bucht wird,  da  sowohl  im  ,9Armendepartement^  des  Magistrates, 
im  „Bureau  des  Bürgermeisters**,  bei  den  Bezirks-  und  Pfarr- 
Armeninstituten**,  als  auch  von  den  verschiedenen  ^Bezirksvor- 
stehungen**  und  von  der  „Verwaltung  der  einzelnen  Kranken- 
häuser" solche  Betheilungen  vorgenommen  werden.  Wenn 
nun  auch  künftighin  die  Zahl  der  bei  jedem  der  bezeichneten 
Organe  betheilten  Personen  anstatt  der  vorgenommenen  Bethei- 
lungsacte,  wie  es  bisher  geschah —  registrirt  werden  wird, 
so  ist  damit  noch  immer  nicht  die  richtige  Zahl  der  Betheil- 
ten zu  ermitteln,  da  es  ja  nicht  igelten  vorkommen  wird,  dass 
eine  and  dieselbe  Person  im  Laufe  des  Jahres  von  zwei 
oder  mohrercn  dieser  Organe  betheilt  wurde.  Es  müssten 
daher,  um  Doppelzählungen  zu  vermeiden,  die  Namen  der  von 
einem  dieser  Organe  Betheilten  stets  mit  dem  Namen  der  von 
den  übrigen  Organen  Betheilten  verglichen  werden.  Hiezu  kommt 
aber  noch,  dass  eine  und  dieselbe  Person,  welche  mit  einer 
„vorübergehenden"  oder  „dauernden"  Unterstützung  betheilt 
erscheint,  im  Laufe  des  Jahres  auch  mit  „Badeanweisungen" 
oder  „Medicamenten"  betheilt,  in  einem  „Krankenhause"  unent- 
geltlich verpflegt  oder  in  die  „Versorgung"  aufgenommen  wor- 
den sein  konnte. 

WelchiMi  Aufwand  von  Zeit  und  Mühe  würde  es  nun  — 
abgesehen  von  der  sU^teu  Waudelbarkeit  des  aufzuarbeitenden 
Materiales  —  erfordern,  fortwährend  zu  untersuchen,  ob  die  in 
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einer  Kategorie  der  Unterstützten  angefahrte  Person  nicht  auch 
in  einer  zweiten  oder  noch  in  mehreren  der  übrigen  Kategorien 
der  Armenpflege  angeführt  erscheine.  — 

Dass  zu  einer  sicheren  Beantwortung  aller  hier  berührten 
Fragen,  die  in  einem  der  wichtigsten  und  kostspieligsten  Zweige 
dercommunalen  Verwaltung  nicht  zu  umgehen  sind,  eine  corr  ecte 
Statistik  nicht  zu  entbehren  sei,  wird  wohl  zugegeben  werden 
müssen,  abgesehen  yon  der  Bedeutung,  welche  sie  auch  in 
socialer  Hinsicht  haben  dürfte.  Schwerlich  dürfte  aber  eine 
solche  Statistik  correctund  mit  der  relativ  geringsten  Mühein 
anderer  Weise  zu  Stande  gebracht  werden,  als  mittelst  eines 
solchen  ,,Katasters'S  wie  selber  in  den  vorausgehenden  Bemer- 
kungen angedeutet  worden  ist. 


Schliesslich  wird  es  nicht  überflüssig  sein,  auch  zu  den 
beiden  letzten  Abschnitten  der  I.  Abtheilung  dieses  Werkes, 
welche:  „allgemeine  Bestimmungen  über  das  Armenwesen'^  und 
„Mittel  für  die  öffentliche  Armenpflege"  betitelt  sind,  einige 
übersichtliche  und  vergleichende  Bemerkungen  hier  nach- 
zutragen. 

Bereits  in  der  „Einleitung"  zu  dieser  I.  Abtheilung  wurde 
bemerkt,  dass  in  unserem  Staate  eine  Codification  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen,  welche  das  „Armenwesen"  zum  Gegen- 
stande haben,  mangelt  und  dieselbe  daher  bei  der  Armenpflege 
in  unserer  Stadt  durch  eine  Reihe  von  „Instructionen"  supplirt 
werden  muss,  welche  for  die  verschiedenen  mit  der  Verwaltung 
der  Armenpflege  betrauten  Organe  verfasst  worden  sind  und 
theils  durch  die  diese  „Instructionen"  bedingenden  gesetzlichen 
Vorschriften,  theils  durch  die  „Beschlüsse"  der  Gemeindever- 
tretung erläutert  und  ergänzt  werden. 

Eine  Folge  dieses  Mangels  einer  codificirten  Armengesetz- 
gebung ist  es,  dass  selbst  die  Definition  des  Begriffes  der 
„Armuth"  oder  des  wirthschaftlichen  Zustandes,  in  welchem 
sich    eine  Person    befinden   muss,    um   der   geordneten   öffent- 


Armenärzte  Creirung  von,  II.  iöl. 
Annenärztlicbes  Personale,  IL  153  ff., 
210.  —  Remunerationen  f.  d.  armen- 
ärztliche   Personale,    II.    156,  157. 

—  i.  (1.  Vorstadtbezirken,    II.  157. 

—  Besetzg.  d.  Stellen  derselb.,  II.  1 58. 

—  müssen  in  dem  zucrewiesenen 
Bezirke  wohnen,  II.  160.  —  ausser- 
halb des  Wiener  Gemeindebezirkes, 
II.  161,  331. 

Armenarzneitaxe.  II.  164  ff. 

Armen  au  grenarzt,  11.  159. 

A  r  m  e  n  b  e  t h  e  i  1  u  n  g*.  Verrechnung  d. 
für  dieselbe  bestimmten  Verlags- 
gelder. I.  22.  33:  —  aus  dem  Er- 
trage   der  freiw.  Spenden,    L  167: 

—  Begriff  u.  Eintheilung  derselben, 
II.  10:  —  vorübergehende,  II.  10, 
21  ;  —  durch  Privat  vereine,  IT.  68, 
102:  —  (Tesammtauslagcn  für  die 
A.  während  d.  J.  1863—1872.  II. 
103  ff..  714:  siehe  auch  Betheilor. 

A  r  m  e  n  b  e  z  i  r  k  e,  Untertheihing  der 
Pfan'bez.  in  A..  I.  14:  —  Konfe- 
renzen d.  Obmänner  d.  A.,  I.  22.  — 
Innere  Organisati(»n  ders.,  I.  22.  — 
Ausser  dem  AV eichbilde  d.  Stadt 
liegende  A.,    1.  13,  20,    II.  708  ff. 

Arme  n  b  ü  eher.  Vorgang  beim  Bezug 
ders.    für    Volksschulen,    Tl.    357  ü'. 

Arm  e  u  b  ü  c  h  s  o.  Samml h ng  mit  der, 
1.  98,  152. 

Aruipucassa,  U«*beinahme  d.  Kosten 
d.  Verpflegung  d.  Arm^^n  i.  d.Grund- 
si)itäk'rn  auf  die.  II.  516:  siehe 
auch  II.  595. 

A  r  m  0  n  c  o  n  f  e  r  e  n  z  e  n.  fTinberufu ng 
ders..  1.  22,  32.  —  Bei  den  A.  .sind 
d.  Erhebungen  u.  Anträge  d.  Armen- 
räthe  vorzubringen.  I.  32. —  In  d. 
Pfarr-A.-T.  Neulerchenfeld,  llernals 
u.  Keindorf.  I.  32.  —  Die  Beschlüsse 
ders.  sind  so  bald  als  möglich  zu 
realisiren,  I.  33. 

Armendoj^artement  d»'s  Wr.  Ma- 
gistrates, Treirnng  dess..  I.  16.  — 
Ausfolgg.  V.  Badoanweisungen  durch 
dass..  IL  177.  —  Krtheiinng  vor- 
übergehender Unterstützung  durch 
dass..  IL  21,  33.  34.  Siehe  auch 
IL  706. 

Armen  drittel,  wann  dasselbe  ein- 
tritt. I.  88,  89. 


Armenfond,  dessen  Incorporirung in 
d.  allgem.  Versorgungsfond,    L  15. 

—  Zuwendung  von  Armenstiftungen 
aus  dem  Vermögen  d.  aufgehobenen 
Bruderschaften  an  dens.,  I.  165. 

Armenges  etz  f.  d.  flache  Land,  1. 1 7. 

Armenhäuser,  Entstehung  der  A., 
I.  9.  —  Bestimmung  ders.,  Ver- 
köstigung d.  Pfründner,  Verwaltung, 
Aufnahme  von  Pfründnern,  IL  501, 
502 ;  —  sind  locale  Bezirksinstitute, 
IL  502.  —  Zahl  ders.,  IL  502.  — 
Armenhäuser  im  Bezirke  Land- 
strasse, IL  502.  — 

Versorgungshaus  für  erwerbsun- 
fähige weibliche  Dienstboten,  dessen 
Stiftung,  IL  502.  —  Neubau  und 
Mittel    zu    demselb.,    IL   502,  503. 

—  Area,  Pfründnerzahl,  Verwal- 
tung, 41.  503.  —  Bestimmungen 
über  die  Aufnlahme  von  Pfründnern, 
Erkrankungen  ders.,  IL  504.  — 
Stiftungen,  IL  505.  —  Pfründner- 
stand, Auslagen,  IL  506. 

Armenhaus  in  d.  Wällischarasse, 
Belegraum,  IL  507,  508.  — "  Ver- 
waltung ,  Aufnahmsbedingungen, 
Pfründnerstand,  IL  508.  —  Aus- 
lagen, IT.  509. 

Armenhaus  im  Bezirke  A^Heden 
(Johann  Michael  u.  Elisabeth  Ru- 
dolfsche Stiftung),  Errichtg.,  IL  509. 

—  Aufnahmsbedingungen,  Unter- 
bringung u.  Ilandbetheilung  d.  Stift - 
linge,  TL  510.  —  Stiftungsintere ssen, 
Ntand  d.  Stiftlinge,  Auslagen,  IL 
511. 

Armenhaus  im  Bez.  Margarethen, 
Stiftung  desselben,  IL  511.  —  Um- 
bau, Verwaltung,  Aufnahmsbedin- 
gungen, Pfründnerstand,  IL  512. 
Franziska  Jeiteles'sches  Stift ungs- 
haus:  Errichtung,  Recht  zur  Auf- 
nahme, IL  513.  —  Zahl  d.  unter- 
gebrachten Personen ,  Auslagen, 
IL  51 4. Siehe  noch:  IL  499,  500,516. 
Armenhaupt  bezirk  Wiens,  Aus- 
dehnung u.  Eintheilung  desselben, 
L  13,  23,  24,  25,  29,  IL  708  ff.  — 
Einbeziehung  von  ausser  d.  Linien 
liegenden  PAirrbez.  in  denselb.,  1.  1 3, 
20,  IL  708  ff.  — -  Leitung  d.  Armen- 
wesens in  demselben,  I.  14. 
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Nach  den  Bestimmungen  unseres  Heimatgesetzes  vom 
3.  December  1863  kann  das  Recht  des  Armen  auf  Versorgung 
im  Wege  der  Civilklage  nicht  geltend  gemacht  werden,  sondern 
ist,  wie  bereits  in  den  „allgemeinen  Bestimmungen"  (Seite  38, 
I.  Abtheilung)  angeführt  wurde,  in  dem  durch  die  Gemeinde- 
ordnung festgesetzten  Beschwerdezuge  auszutragen. 

Die  nach  §.  23  des  Heimatgesetzes  für  die  Armenpflege 
unserer  Stadt  geltende  Bestimmung,  dass  die  „öffentliche" 
Armenpflege  nur  subsidiär  zur  Unterstützung  des  Armen  ver- 
pflichtet ist,  wenn  nämlich  nicht  dritte  zu  derselben  verpflichtete 
Personen  vorhanden  sind,  erscheint  in  beinahe  allen  Gesetz- 
gebungen der  europäischen  Staaten  ausgesprochen  und  in 
mehreren  derselben  sogar  in  die  Definition  des  Begriffes  der 
Armuth  selbst  —  aufgenonmien.  Selbstverständlich  ist  der  Kreis 
der  vor  der  „öffentlichen"  Armenpflege  und  in  erster  Linie  zur 
Unterstützung  „verpflichteten"  Personen  ein  bald  grösserer,  bald 
kleinerer.  In  den  „Satzungen  für  die  öffentliche  Armenpflege  in 
München"  wird  in  dieser  Hinsicht  sogar  auf  die  „freiwillige" 
Armenpflege  Bücksicht  genommen,  indem  es  im  §.  2  derselben 
heisst:  „Die  öffentliche  Armenpflege  gewährt  nur  bei  erwiesener 
Hilfsbedürftigkeit  und  nur  dann  Unterstützung,  wenn  der  Hilfs- 
bedürftige weder  von  den  zu  seiner  Alimentation  und  Unter- 
stützung rechtlich  Verpflichteten,  noch  von  der  freiwilligen 
Armenpflege  die  nöthige  Hilfe  erlangen  kann." 

Ein  grosser  Unterschied  findet  sich  in  den  verschiedenen 
Armengesetzgebungen  auch  in  der  Feststellung  jener  Bedin- 
gungen, deren  Vorhandensein  ausser  der  als  erwiesen  fest- 
gesetzten Armuth  zur  Begründung  des  Rechtes  auf  Unter- 
stützung erforderlich  ist.  Bald  bildet  die  „Angehörigkeit"  in 
einer  Gemeinde,  bald  blos  das  „Bürgerrecht"  in  derselben,  bald 
der  in  verschiedenen  Staaten  auf  verschiedene  Weise  zu  er- 
werbende „  U  n  t  e  r  s  t  ü  t  z  u  u  g  s  w  0  h  n  s  i  t  z  "  die  Voraussetzung, 
durch  welche  sich  der  Rechtsanspruch  auf  Unterstützung  be- 
gnindet. 

Nach  der  englischen  Gesetzgebung  gewährt  diesen  An- 


blick,  I.  3.  —  Emnussnahme  der 
Regierung  auf  dasselb.,  I.  7.  — 
Regulirung  desselb.,  I.  11,  19,  20, 
21,  23.  —  Leitung  desselb.  im  Pfarr- 
bezirke. 1.  13.  —  Uebernahme  der 
Leitung  desselb.  durch  d.  Magistrat, 
I.  14,  28,  70,  92,  121,  IL  517.  — 
Neue  Organisation  desselb.,  L  21, 
28.  —  Allgeni.  Bestimmungen  über 
dasselb.  L  3().  —  Centralisation 
desselben.  II.  703. 

Armenzahnarzt,  II.  160. 

A  r m  u  t  h.  Streben,  ders.  vorzubeugen. 
I.  0:  —  als  Grundbedingung  der 
Unterstützung,  1.  37.  —  Wie  die- 
selbe zu  erheben  ist,  I.  37,  175.  — 
Detinition  d.  Bogriffes,  I.  36,  IL  715. 

A r z  n ei e n,  siehe :  Medicamente. 

A  sy  1  h  ä  u  s  e  r  f.  Obdachlose,  IL  112  ff. 

Asylhaus  für  arme  verlassene  Mäd- 
chen. Zweck  desselb.,  Leitung  und 
Einrichtung  d.   .Vust..  IL  486,  487. 

.\syl verein  f.  hilf>b»'dürftige  Hörer 
d.  AViener  Universität,  II.  118:  — 
für  Obdachlose,   II.   113. 

Aufschlau"  auf  Bau-  u.  Brennholz, 
I.  Il.'i: —  aul  die  zur  Vrrpflegung 
u.  Kleidung  dci'  Armen  erforderl. 
Naturalion  u.  Manufacturen,  1.  116: 

—  auf  AVein.  Mehl.  Fleisch,  Körner 
u.Victualien  (roluirte  Bezüge),  I.  1 47 : 

—  auf  d.  Verzehrungssteuer  von 
Holz  und  Kohlen.  II.  210,  231. 

Ausgaben,  siehe:  Auslagen. 

Auslagen  f.  d.  Armenpflege.  11.700. 

.\  u  s  1  ä  n  d  e  r.  Verpflegung  erkrankter 
u.  Beerdigung  verstorbener,  I.  46, 
V.K  —  Krankhoits-  u.  Beerdigungs- 
kosten für  dieselb.,  L  47.  —  (ie- 
ringfügige  Kostenbetrag«»  für  die 
Verpflegung  kranker  Ausländer  sind 
nicht  zu  reclamirou,  I.  63,  II.   173. 

Ausstellung  von  Kunst-  u.  Schau- 
cregenständeu.  (üebührfür  dieselben, 

I.  82,  83. 

Ausstellu  ngsfond  der  n.-ö.  Irren- 
heil-  u.  Pflegeanstalt.  II.  271. 

Bachmann  Snsanna,  Stifterin  des 
Armenhauses  im  Bez.  Margarethen. 

II.  r,ii. 
Bäckenhäusl.  II.  218,  ^)\)\. 


141,  146. 

Badeanweisnngen  für  Arme,  IL 
1 76  ff.  —  an  nicht  in  d.  Wr.  Armen- 
bez.  zust&nd.  Personen,  IT.  178.  — 
Zahl  der  mit  B.  betheilten  Personen, 
Auslagen  hiefur,  IL  178;  —  für  die 
Bäder  in  Baden  IL  178,  189;  — 
für  die  Bftder  in  Hall,  IL  178. 

Baden.  Wohlth&tigkeitshaus,  k.  k. 
in  Baden,  I.  342,  IL  179  ff.,  210. 

—  Bäder  in  B.,  IL  178.  —  Her- 
mann Todesco  -  Stiftung  in  B.,  IL 
179, 191  ff.  —  Spital  far  scrophulöse 
Kinder  in  B.,  IL  179,  196  ff.  — 
Sommerspital  in  B.,  IL  890. 

Bandagen.  Bestimmungen  über  den 
unentgeltl.  Bezug  von  —  I.  37, 
274  ff  —  Auslagen  f.  d.  unentgeltl. 
Verabreichung  von  —  IL  176,  2I«\ 

Baraken  auf  dem  sog.  Hühnerhofe, 
11.  107,  HO  —  auf  der  Sieben- 
brunnenwiese, TL  277. 

Barmherzige  Brüder,  siehe:  Spital 
der  barmherzigen  Brüder. 

Barmherzige  Schwestern,  siehe: 
Spital  der  barmh.  Schwestern, 

Barmherzigkeit,  Haus  der  B.  in 
Währing,  IT.  693. 

Bau  von  Zinshäusern  wird  von  der 
Bewilligung  der  Regierung  abhängig 
gemacht,  I.  9. 

B  a  u  h  0  f  e  r  Ignaz,  Stiftung,  IL  361,362. 

Barzitta  Katharina,  Freiin  v.  — 
IL  311. 

Beerdigung.  Bestimmungen  über  d. 
unentgelt.  B.  verstorbener,  armer 
Personen,  IL  203  ff.  —  Beerdigung 
der  im  k.  k.  allgem.  Krankenhause 
Verstorbenen,  IL  235. 

Beerdigungskosten  für  in  Civil- 
spitälern  verstorb.  Soldaten,  IL  236 

—  für  arme,  nicht  nach  "Wien  zu- 
ständige Personen,  IL  205  —  für 
in  fremden  Gemeinden  verstorbene, 
nach  Wien  zustand,  vermögenslose 
Individ..  I.  46,  IL  204  —  für  Aus- 
länder, I.  47. 

Begräbniss,  siehe  Beerdigung. 
Belgien.     Verpflegskostenansprüche 

gegen  —  I.  58,  61. 
Beobachtungszimmer    im    k.    k. 

allcrem.  Krankenhause,  IL  221. 
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Diese  Bedingung  als  Anspruch  der  Armenyersorgnng 
hat  in  unserer  Gesetzgebung,  welche  daför  die  ^Zuständigkeit** 
in  einer  Gemeinde  normirt,  noch  keinen  Boden  gefunden,  daher 
auch  alle  auf  die  Armenpflege  in  unserer  Stadt  bezugnehmenden 
Bestimmungen  und  Einrichtungen  an  die  „Gemeindeangehörigkeit** 
gebunden  erscheinen.    Dass  aber  der  Mangel  einer  Bestimmung 


berichte,  mit  welchem  im  deutschen  KcichsUge  der  Entwurf  des  in 
Rede  stehenden  Gesetzes  einbegleitet  und  motivirt  worden  ist. 

Der  betreffende  Abschnitt  lautet: 

„Die  öffentliche  Pflicht  zur  Unterstützung  eines  Hilfsbedürftigen  steht 
in  nothwendigem,  inneren  Zusammenhange  mit  der  wirthschaftlichen  Seite 
des  Staatswesens.  Principiell  hat  die  Pflicht  zur  Unterstützung 
eines  Hilfsbedürftigen  diejenige  Gemeinschaft,  welcher  die 
wirthschaftHchenLeistungendesBetreffenden,  solange  er  nicht 
hilfsbedürftig  ist,  zu  Gute  kommen.  Dies  ist  im  mittelalterlichen 
Staate  allerdings  der  enge  Verband  der  Ortsgemeinde  mit  ihrer  Gliederung 
in  Berufs-  und  Standesgenossenschaften  gewesen.  Durch  beinahe  unüber- 
steigliche  Schranken  getrennt,  haben  die  verschiedenen  Gemeinden  fast 
selbstst&ndige  wirthschaftlieho  Gebiete  gebildet  und  regelmässig  ist  die 
Leistung  des  Einzelnen  seinem  Sondergebiete  zu  Gute  gekommen.  Die 
Zugehörigkeit  zu  diesen  Sondergebieten  ist  wesentlich  durch  die  Geburt 
begründet  worden  und  nur  ausnahmsweise  unter  erschwerenden  Bedingungen 
in  Folge  ausdrücklicher  Aufnahme  möglich  geworden.  Freizügigkeit  hat 
man. nicht  gekannt.  Der  wandernde  Städter  kehrte  der  Regel  nach  in  seine 
Geburtsheimat  zurück,  oder  blieb  mit  ihr  in  wirthschaftlichem  und  rechtlichem 
Zusammenhange.  Der  Angehörige  des  platten  Landes,  soweit  er  der  arbeiten- 
den Classe  angehörte,  befand  sich,  in  mehr  oder  minder  strikter  Form  an 
die  Scholle  gefesselt,  in  Unterthänigkeit,  so  dass  für  ihn  der  Herr  zu  sorgen 
hatte,  dem  seine  Dienste  von  Geburt  an  gehörten." 

„Für  solche  Verhältnisse  ist  das  System  der  an  die  Geburt  sich 
knüpfenden  Heimatsrechte  das  folgerichtige  und  aus  einer  so  gearteten 
Vergangenheit  hat  es  sich  in  die  Gegenwart  fortgepflanzt,  was  namentlich 
möglich  war  innerhalb  der  engen  Entwicklung  kleinstaatlicher  Zustände.'' 

„Dem  gegenüber  steht  der  Gedanke,  dass  der  Staat  in  seiner  Ge- 
sammtheit  ein  grosses  wirthschaftliches  Gebiet  fdr  die  Thätigkeit  aller 
seiner  Angehörigen,  für  den  freien  Austausch  ihrer  Kräfte  bildet,  dass 
als  wirthschaftliche  Heimat  das  Vaterland  in  seiner  Gesammt- 
heit  erscheint,  und  dass  es  der  freien  Willensbestimmung  des  Einzelnen 
überlassen  bleibt,  wie  und  wo  er  seine  wirthschaftliche  Thätigkeit  ent- 
falten   und    zu    diesem    Behufe    seinen    Aufenthalt    nehmen    will.    Dieser 
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Bezirkstirineninstitute  treten  an  Bock  v.  Arenholz  Johann,   Stiftung, 

die  SteUe  der  Pfarr-A.- J.,  1. 19,  24.  II.  318. 

—  Uebergabe  d.  Geschäfte  der  B  ö  h  m  e  n.  Beerdigungskosten  für  nach 
Pfarr-A. -J.  an  d.  Bezirks-A.-J.,  Böhmen  zuständige  hier  verstorb. 
I.  2i.  Aiine,  IL  205. 

Hezir ksge in einde, siehe: Gemeinde-  Bomb elles,  Graf  v.,  II.  285. 

bezirk.  Boschan  Friedr.  Ritt,   v.,    Stiftung, 

Bezirksvorstohor  als  Funetionare  II.  440. 

d.  Armenpflege,  1.  31.  Bouquoy,    Graf,    Berufung   dess.  z. 

Bezirkswundärzio.  II.  löl.  Organisation    d.    Armen-Instit.    in 

Biehler,  Dr.,  Stillung,  11.  28(j.  Wien,  I.  12. 

Bier  a  u  f  s  c  h  l a g.     Keclit    d.    Gross-  B  r a n  d  a u  e  r  Rosine,  Stiftung,  II.  485. 

armenhauses  auf  Bezug  desselben,  Brandeis  Theresia,  Stiftung,  II.  321. 

1.  1)1,  113.  —  Keluirte  Bezüge^für  Branghe  Maria  Elisabeth,  Stiftung, 

d.  Bieraurschlägis  I.   147.  11.  311. 

B  i e r  s  c h ä n  k  e     des     Bürgerspitales,  Brasilien,      Verpflegskosten  -  An- 

I.  141,  146.                      "  Sprüche  gegen  —  I.  60,  61. 

Biertranksteuer,  Eintubrung  der-  Brauhaus,    Hundsthurmer,    ehema- 

selben,  I.   148.  liges,  IL  107. 

Billard,  üt^bülir  für  das  Halten  von,  Braun-Radisluwitsch,  Stift.,  IL  196. 

I.  8'i.  Braunhirschen,  gehört  jetzt  zur 
Billote,  Dr.,  Frnnz-Siiftung,  II  ViC.  Gemeinde  Rudolfsheim,  L  24.  — 
Blattern-Spital  auf  d.Sifbenbrunnen-  Leitung  der  Armenpflege  in  dieser 

wiese  u.    i.   d.   Karolygassf,  &iehi':  Gemeinde,  I.  29.  —  Gebühr  für  die 

Spital.                          '  Bewilligung    zum  Offenhalten    über 

Blinde.  Versorgungs-  und  Boschaf-  die  Polizeistunde,  1.  85. 

tigungsaustalt    für    erwachsene  B..  Bronnholz,    Betheilung  der   Armen 

II    (i87.  mit,  I.  167,  IL  35. 

B 1  i  n d e n-1  n s t  i t  u  t. i.sracl. :  Hiöffnung.  B r e  n n h  o  1  z a u f s c h  1  a g,  siehe :  Aut- 

Brlegrauin,    Zw«»ck    (IcsscUhmi.    11.  schlag  auf  Bau-  und  Bronnholz. 

i2S." —   Leitung.    AutnahHi>)KHlin-  Bruderschaften,  Aufgabe  dersell». 

gungen,  Li'hrzeil,  11.  4^1).  —  Unter-  I.  4,  163.    —    Aufhebung  sämmtl. 

rieht,     Jahresgehühr.     Kiiinahnieu.  Bruderschaften   und  AVidmung  des 

Zahl  d.  Veri»tlegteu,  11.  430.  iL  4'J4.  Vermögens  derselben,    I.    13,    164, 

B  linden«'izieliiing-lnstitut.  k.  k..  165.  —  Zahl  derselben  in  Wien  u. 

Gründung,    II.    4H)  tt.    —    Zweck.  Niederösterr.,  I.  164,  165.  —  Miss- 

II.  420.  —  Bedingungen  der  Auf-  blanche  bei  denselben,  L  164;  — 
nalun«',  II.  387.  420  IV.  —  Ab-  Bruderschaft  der  Liebe  des  Näch- 
gabe von  Kindern  auf  Kosten  des  .sten,  I.  164;  —  der  a.  h.  Drei- 
allgeni.  Versorgungsfondes,  IL  421.  faltigkeit    zur    Pflege    armer    L'n- 

—  Unterrieht.>gegenstande,  11.421.  lieilbarer. —  Entstehung  derselben, 
Bestininiungen  über  die  Erkrankung  II.  663.  —  Bau  des  „Hauses  der 
w.  Beerdigung  der  Zöglinge.  11.42:5.  Barmherzigkeit*^,  IL  694.  —  Beleg- 

—  Stiftungen.  I.  173,  174.  303.  II.  räum,  Zweck  u.  Fond  des  Ilause> 
i23. —  Belegrauni,  IL  423.  —  Zah.  d.  Barmherzigkeit,  IL  695.  —  Vor- 
d.  verjjfl.  Zögl.,  iL  422.  —  Kinn.  siehung  des  V\*reines,  Aulnahme 
u.  Ausg.  iur  d.  unentgeltl.  W^rpll..  von  Krjtnken,  IL  695.  —  Zahl  der 
II.  425,  494.  Verpflegten,  IL  696. 

Blinden- V'orsehule,  n.  ö.  Landes-.  Büchelgeld,  IL  318. 

11.  4'25.  —  Belegrauni,  IL  426.—  Büchsensammler:  Zahl  der  Büch- 

Leitung,  Aufnahmsbedingungen,  II.  sensammier  des  Grossarmenhauses 

'»■27.  —  Unterstützuniisfond  Iur  die  wird  einireschränkt,  IL  116. 
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liier  gewirkt  haben,  im  Falle  eingetretener  Verarmung  sammt 
ihrer  Familie  behufs  Unterstützung  jener  Gemeinde  zugewiesen 
werden,  in  welcher  sie  durch  besondere  Verhältnisse  veranlasst, 
„zuständig"  geworden  sind,  einer  Gemeinde,  deren  Gebiet  sie 
oft  gar  nie  betreten  hatten  und  die  möglicherweise  selbst  so 
verarmt  ist,  dass  sie  mit  dem  besten  Willen  nicht  in  der  Lage  ist, 
die  ihr  dem  Gesetze  nach  zur  Unterstützung  zufallenden  Personen 
auch  wirklich  zu  unterstützen.  Allerdings  ist  in  solchen  Fällen 
der  Hilfsbedürftige,  welcher  in  diese  traurige  Lage  geräth,  mehr 
oder  weniger  selbst  Schuld  daran,  indem  er  es  versäumte,  sich 
rechtzeitig,  nämlich  zur  Zeit,  als  er  in  seiöem  Berufe  noch 
thätig  sein  und  an  den  Gemeindelasten  mittragen  konnte,  um 
das  „Ileimatrecht"  in  seinem  Geburtsorte  zu  bewerben. 


Was  endlich  die  Beschaffung  der  „Mittel"  zar  Bestreitung 
der  Kosten  für  die  „öffentliche"  Armenpflege  betrifit,  so  ist  aus 
dem  betreffenden  Abschnitte  in  der  L  Abtheilung  dieses  Werkes 
zu  entnehmen,  dass  dieselben  in  unserer  Stadt  bisher  durch  das 
Erträgniss  der  für  die  Armenpflege  speciell  bestehenden  „öffent- 
lichen Fonde  und  Stiftungen",  und  in  wie  weit  dieses  nicht 
zureicht  aus  den  „eigenen  Renten"  der  Stadt  gedeckt  werden.  Es 
kommen  übrigens  unter  den  Einnahmen  einzelner  dieser  Fonde  auch 
solche  vor,  welche  den  Charakter  directer  für  Zwecke  der 
Armenpflege  eingehobeuer  „Abgaben"  tragen,  wie  dies  z.  B. 
bei  den  in  den  „allgomoinen  Versorgungsfond"  fliessenden  „Ver- 
lassenschafts- undLicitatious-Percenten",  den „Spectakelgebühren" 
und  dem  „Lohnwagengefälle"  der  Fall  ist. 

Die  Methoden,  welche  zur  Aufbringung  der  Mittel  für 
die  Bestreitung  dieser  Kosten  in  den  verschiedenen  Culturstaaten 
in  Anwendung  sind,  lassen  sich  —  nach  dem  bereits  früher  an- 
geführten Werke  von  Emmiughaus  —  folgendc»rmassen  speciali- 
sireu : 

1.  localisirte  Armensteuer  (in  England); 

2.  Bestreitung  aus    besonderen  für  Zwecke  des  „Armen- 
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neuen  Bürger- Versorgungshauses. 
Verwaltung  desselben,  II.  649.  — 
Pensionäre,  II.  649.  —  Area,  Be- 
legraum, II.  650,  664.  —  Stand 
der  Pfnlndner,  II.  650,  651,  652, 
66r>.  —  Alter  und  Confession  der 
Pfründner,  11.  652,  653,  654.  — 
üeburts-  und  Wohnort  der  Pfrund- 
ner,  II.  r.54.  —  Civilstand  dersel- 
ben, 11.  (i.')5.  —  Beschfiftigung  der- 
selben, II.  656,  657,  eiO.  — 
Krankenbewecfung,  II.  657,  658, 
677.  —  Todestalle,  Erkrankungs-, 
Heil-  und  Sterbei)ereent,  11.  659, 
660,  061.  679.  —  Stiaftalle,  II.  662, 
682.  Zahl  der  Verpflegten  und  der 
Wrptlogstatjre.  Ausgabesunimen,  II. 
663,  685.  —  Siehe  ferner,  II.  565, 
571,  696,  697. 
3  u  0 1-S  c  h  a  u  e  n  s  1 0  i  n,  Graf,  Stiftung, 
II.  312. 

\arl  VI.,   I.  158,   n.  443,  514,  515. 

;arolina  Aug.,  Stift g..  11.  285,  289. 

^  e  n  t  r  a  1  b  u  r  e  a  u  zur  Hegist rirung  d. 
Unterstützungen.  II.  7(WJ. 

'  e  u  t  r a  1  i  s  a  t  i «» u  dos  Armen wesens, 
II.  703,  704. 

'haos,  AVaisensHftung,  I.  9,  318. 
11.  388.  414. 

Ml  e  V  r  a  -  K  a  (1  i  s  e  h  a,  Vere in  f.  fromme 
u.   wohlthäf.  Zwecke,    II.  208,  210. 

;holera- Spital  Eniehtg.,  11.  2^8. 

M  vilparteieu  in  d.  Versorgungs- 
hänsern.  11.  565.  588.  502,  6\\,  ihi'K 
(iil.  665.  683.  684. 

'!  1  a  r  a-K  1  o  s  t  e r.  dessen  Umwandlung 
in  ein  Zinshaus,  1.  141.  —  Wein- 
sehänke  in  demselb.I.  146. —  Wid- 
mung desselb.  als  Bürgersp.  II.  648. 

'odification   der   gesetzl.   Beslim-i 
mungen  über  d.  Armenwesen  man- 
gelt,'^I..  V.,  II.  715. 

'oll  0 r e  d  0  -  31  a n  s  f e  1  d.  Beitrag  zur  I 
Josefa  Starhemberg'schen  Stiftuntr.i 

I.  118.  '  I 
'öln,  Synode  zu.  I.  164.  ! 
'ommission   f.  Waisenangelegenh.. 

II.  335:  zur  Prüfung  d.  Einrichtg.  | 
d.  Versorgungshäuser,  11.  535:  zur 
Prüfung    der    Bewerber    um     eine' 
Beamtenstelle   in    d.   V^ersorgungs- ! 
hiXusern.  II.  569. 


Coramunal-Nothspitäler,  11.273  ff. 
-Waisenhaus.,  siehe :  Waisenhäuser. 

Concerte,  Veranstaltungders.,  1. 167. 

Conferenzen  der  Obmänner  der 
Armenbezirke,  I.  22. 

Congregation  d.  Töchter  d.  göttl 
Erlösers,  II.  293;  vom  armen  Kinde 
Jesu,  II.  293;  der  Bruder  christl. 
Schulen,  II.  445,  432. 

Constantin  Josef  Stiftung,  II.  290, 

Correspondenz  in  Reehtssa<;hen  d. 
d.  Armenrecht  geniessend.  Parteien, 
I.  48,  49;  zwischen  dem  Magistrate 
und  d.  Versorgungshaus- Verwaltg., 

I.  48,  49;  wegen  Einbringung  von 
Verpflegskosten,  I.  61,  68. 

Coudenhove  Carl,  Graf,  II.  304. 
Oreches,  I.  167. 
Cultusgemeinde,  Spital  der  Israel., 

II.  317;   Siechenh.  der  Israelit.  C, 
II.  692. 

Dafner  -  Schredt,  Stiftungshaus, 
II.  691. 

Damian,  Maria  Regina,  Stiftung, 
II  311. 

Dänemark.  Verpflegskostenanspr. 
gegen  —  I.  58,  61. 

Danhauser'sches  Gebäude,  An- 
kauffür das  Krankenhaus  Wieden. 
II.  247,  248. 

D^avogt  Elisabeth,   Stiftg.,   II.  311. 

De  Rossi  Anton  Nikolaus,  Stiftg., 
II.  311. 

Deutsch  J.  Gründer  u.  Director  d. 
israel.  Taubstummen-Institutes,  II. 
437. 

Deutschland.  Verpflegung  mittel- 
loser ünterthanen  deutsch.  Staaten, 

I.  52,  61. 

Dick  Weiler  Franziska  v.,  Stiftung, 

II.  311. 

Diego    de  Serravo.    Gründer  des 

Uospitales,  I.  156. 
Dior  Elisabeth  v.,  Stiftg.,  II.  311. 
Dienstbotenkrankencasse.     II. 

225. 
D  0  b  1  h  0  ff,  Freiherr  v  ,  als  Verwalter 

d.  Johannesspit ,  I.  120. 
D  0  n  i  n  Ludwig,  Pater,  Stiftg.,  II.  485, 
Dornbach  —  Kinderbewahranstalt 

in,  II.  373. 
D  0 1  a  t  i  0  n  e  n  an  d.  allg.  Versorgungs- 


Sachregister. 


(Die  römischen  Ziffern  bedeuten  die  Abtheilung  des 
Werkes,  die  arabischen  die  Seite.) 


Abhörbögen.  Eintragung  «der  ge- 
pflogenen Erhebungen  in  dieselben, 
1.  St.  —  Fälle,  in  denen  d.  Arme 
abgehört  werden  muss,  1. 34,  II.  712. 

—  Form  der  A.  u.  Manipulirg.  mit 
denselben,  I.  34. 

Abschiebung,  siehe:  Schub. 

Aigner  Rosina  Eleonora,  Stiftung, 
IL  311. 

Akademie  zu  Gunsten  des  Bürger- 
spitalfondes,  I.  151. 

Albert,  Herzog,  Stiftung,  II.  270. 

A 1  b  r  e  c  h  t  von  Sachsen-Teschen,  Her- 
zog, Stiftung,  II.  312. 

A  l  e  X  0  V  i  t  z  y incenz.  Med.  Dr.,  II.  283. 

Allgem.  Versorgungsfond, siehe: 
Yersorgungsfond  allgem. 

Almosen,  Verwaltung  und  Verwen- 
dung der  im  Gotteshause  gesam- 
melten, I.  20,  98;  —  in  d.  Armen- 
bezirken gesammeltes,  I.  98.  — 
Ertrag  des  gesammelten  A.,  1.  98. 

—  Einschränkung  d.  Rechtes  des 
Almosensammeins  in  den  Kirchen 
zu  Gunsten  des  Grossarmenhauses, 

I.  116. 

Alter  Theresia,  Stiftung,  II.  312.  ' 

Altvatter  Heinrich,  Stiftung,  II.  311. 

Ambulatorium  Mariahilfer,  II.  326  ff. 

Ammen.  Verpflichtung  zum  Ammen- 
dienste, II.  394,  401.  —  Loskauf 
vom  Ammendienste,  II.  401.  — 
Ammendienst   in   der  Findelanstalt 

II.  405. 


Amtsunterrioht  für  die  Ai-men- 
Institutsvorsteher  v.  J.  1829,  I.  tK 

Andrä  St.,  Versorgungshaus  in  — 
siehe:  Versorgungshaus. 

Anfragezettel  bei  Uebersiedlung 
d.  Amen  in  einen  anderen  Armen- 
bezirk, II.  12. 

Anna,  St.,  Kinderspital,    II.  288  fl. 

Apotheke  d.  Burgerspit.,  1. 145, 146. 

Arbeitsanstalt  freiwillige, —  siehe: 
Beschäftig.-Anstalt  f.  fireiw.  Arbeiter. 

Arbeitsanstaltenfond,  freiwill.. 
I.  133,  II.  122. 

Arbeitshaus.  Unterbringung  von 
Bettlern  in  dasselbe,  1.  7.  —  Ent- 
stehung d.  Arbeitshäuser,  I.  9. 

Arbeitslose,  Sorge  für,  —  II.  120  ft'. 

Arbeitsschulen,  Gründung  u.  Er- 
haltung von  unentgeltl.,  —  1. 175  — 
fär  arme  Madchen,  IL  307. 

Arlt  Friedrich,  Stiftung,  IL  312. 

Arme.  Auswahl  der  zu  betheilenden 
Armen,  I.  18;  —  haben  sich  an  den 
Armenvater,  resp.  an  das  Armen- 
departement zu  wenden,  I.  31;  — 
wer  als  arm  anzusehen  ist,  I.  36; 

—  können  einen  Anspruch  auf  Ver- 
sorgung nicht  im  Rechtswege  gel- 
tend machen,  I.  38,  II.  717;  —  Un- 
terstützung auswärtiger  Armer,  I. 
46;  —  können  eine  bestimmte  Art 
d.  Unterst,  nicht  verlangen,  I.  47. 

Armenanstalt,  Israelit.,  IL  76  fl*. 

—  Stiftungen  bei  derselb.,  I.  343  fl'. 

46* 
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—  Statut  der,  II.  389:  -  Leitg.,  II. 
39U.  —  Zweck,  Belegiauin,  II.  398. 

—  Aufnahmsbodingungen,  II.  399. ff. 

—  Bedingungen   z.  Erlang,  d.  Zu- 


Franziskaner-Kloster  zu  Ybbs, 
IL  597. 

Franzosen,  Gesellschaft  zur  Unter- 
stützung dürftiger  —  II.  99. 


ständigkt.  nach  Wien  für  aus  d.  F.  Frauen-Wohlthätigkeitsverein, 
au5>tretende  Kinder,  II.  400.  —  Vor-  i  Israel,  in  Wien,  IL  75;  —  in  Seehs- 
ptit^gskosttn,  11.  403,  409,  411.  —  |  haus,  IL  98;  —  f.  Wien  u.  Umg.,  IL 
Dauer  d.  Verpfleg.,  IL  404.  —  Ort  d.  I  79: — katholischer  aufd.Laimgrube, 
Verpfleg.,    11.  404  ff.  —  Abnahme      Wieden  u.  in  Reindorf,  IL  85,  evan- 


d.  Pflegekinder.   IL  407,  —  Beauf- 
sichtiüT.  d.  I*flei,^ekinder,  IL  408.  — 


gelischer  in  Wien,  IL  93. 
Freiwilliger  Arbeitsanstalten-Fond, 


lieiinbelorderung  normalalter  Find- |     siehe:  Arbeitsanstalten-Fond. 

linge,  11.  410.   —   Verlassensch.  d.  Fried inger, Dr., IL 41  «,417, 418,493. 

Findl.,  (ieheimhaltg.  d. Mutterschaft,  Friedrich  IIL,   Stifter  des  Georgs- 

11.411.  —  Bestellg.  eines  Vormundes       ordens,  I.  4. 

für  die  i.  d.  F.  nntergebr.    Kinder,  Friedrich    der    Schöne,     Herzog, 

IL  4li.  —  Staudesbeweg.  in    der,       Gründer  d.  Spitals   zu    St.  Johann. 

IL  41  :^  li".  —  Kinn.  u.  Ausg.  ders..       I.    4:    —    Stifter   des  Karthäuser- 

11.  414,  41Ö,  41(>,  494.  '     Klosters  in  Mauerbach,  IL  614. 

Finde  Ikinil  er.  Beaufsichtig,  der  F.  Fries,  Gräfin,  IL  486. 

durch  die  Bez.- Vorstände,  L  31.  —  Fünfhaus  gehört  zum  Wr.  Armen- 

Zuweisg.  v«»n  F.  zur  ConununeWien,       bezirke,   I.  20,  24.  —  Leitung  der 

1.  42. 11.  400.—  Unterbring,  normal-       Armenpflege  in —  I.  29.  —  Gebühren 

alter  F.  bei  Pflegeparteien,  11.  338.       f.  d.  Bewillig,  zum  Oftenhalten  über 
-Aerzte.  II.  40.S.  die  Polizeistunde,  I.  85. — Beitrag 

-Luterstützungsfond.  ll.,4Ui,417.  |     d.  Gemeinde  z.  A.-J.-Fonde,  IL  710. 

FnichtiiMg  einer  Aust.  f.  —  IL  443. iFürstenberg,  Landgrätin  v.,  Stiftg. 
Siehe  auch:  Findelanstalt.  II.  311. 

Findlinge,  siehe:  Findelanstalt  und  Fuss^vaschung,  IL  089. 

Findelkinder. 
Fibelier  Philipp,    Stiftung,   IL   322.  Galatti- Franghiadi,  Stift.,  IL  270. 
Fleisehau  f.sehla  g,    Befreiung    von  (Tastheim    Fleonora    von,    Stiftung. 

demselben,  I.    Hb.  "^  IL  3  if. 

F 1 0 r i  (1  s d  o r f.  Pfarrer  in  F.  verwaltet  (j  e  b ä r a  n s t a  1 1.  Beitrag  z.  Kranken- 

d.  Armenptleii-e  i.  d.  Orte  „Zwischen-       hausfonde,  11.  212,  216.  —  Trenng. 

brücken-,   I.  24.  d.  Vermögensgebarung    d.    Gebär- 

Folkniann  Jakob  Dr.,  Stiftg..  11.322.       und  Irrenhauses,    11.  218,  389.    — 
Fond    fiir   gemeinnützige   Anstalten.       L'ebergang  d.  Administration  d.  G. 

I.  132.  I     an    die  Landesvertretung,    IL  218. 
Frankh.Toh.TheobaklDr., Widmung!     38'.«.  —Statut  f.  d.  G.,  IL  389.— 

f.  d.  Sol.lateiispital.  I.   113.  i      Zweck.  Leitung,  IL  390. -— Beleg- 

Frankreich.    Verptleo;skestenans]>r.  I     räum.    iL  391.    —    Bestimmungen 

gegen  —  1.,  :i7,  Ol.  1".  d.  Zahlabtheilung,  IL  391   fl*.   — 

Franz  von  Assisi,  Spital  der  Schwe-       Verpflegsgebühren,  IL  391,  393  ff. 

stern  vom    ;i.   Orden    des    heiligen.       —   Verj)rteg.    auf   d.    Kliniken,   II. 

II.  ei9:i.  392  tf.  —  Bestimmungen  über  den 
Franz  1.,  Stiftg.  d.  AVohlthätigkeiis-       Animendienst.  IL  394.  —  Staudes- 

hanses  in  Baden,  iL  179.  Ein-  bewegung  in  der,  II.  395.  —  Ein- 
führung d.  Ordens  d.  l»arndi.  Schwe-  nahmen  u.  Ausg.,  II.  396,  397,  494. 
Stern  in  Wien.  II  304.  41!).  487.  — Keeonvalescentenfond  f.  besond. 

Franz    Josef   1.    Stiftung.    11.    410,1     arme,     verlassene     Wöchnerinnen. 
418.    421    —  Stifter  der  Kranken-       IL  3n7. 
anstalt  Kudoltstiftung,  11.  252.         ! Gebärhaus,  siehe:  Gebäranstalt. 
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Armeninstitut,  Graf Bouquoy'sches, 
Einführung  dess.  in  Wien,  1.  13, 
164.  —  Empfangnahme  und  Ver- 
rechnung der  eingehenden  Gelder, 
I.  34.  —  Wenn  Jemand  seine  Seele 
zum  Erben  einsetzt,  fällt  die  Erb- 
schaft  dem  Lücal-A-J.  zu,  I.  81". 

—  Anspruch  auf  d.  Armendrittel, 
I.  88.  —  Vertheilg  d.  vorüberge- 
henden Unterstutzungen  durch  das- 
selbe, II.  21,  23,  24  ff.  —  Aus- 
gaben f.  d.  Torüberghd.  Betheilg. 
bei  den  einzelnen  Pfarr-A.-J.,  11. 
26  ff.  —  Zahl  d.  bei  dens.  vorge- 
nommenen vorüberghd.  Betheilg.  u. 
Ausgaben  hierfür,  II.  31  fi. 

Armeninstitutsfond,  dessen  In- 
corporirung  in  d.  allgem.  Versor- 
gungsfond, I.  15. 

Armeninstituts-Vorsteher  be- 
sorgen d.  Leitg.  d.  Armenpflege  in 
d.  Gemeindearmenbez.,  I.  29,  30 ;  — 
haben  d.  Erlässe  d.  Magistrates  in 
Vollzug  zu  setzen,  I.  31.  —  Aüs- 
folgung  von  Badeanweisungen  durch 
dieselben,  II.  177. 

Armenkinderpflege,  II.  335  ff. 

Armenkranljenpflege,  II.  148  ff; 

—  ausserhalb  d.  Heilanstalten,  II. 
152  fi'.,  330;  —innerhalb  d.  Heil- 
anstalten, II.  211  ff.,  329;  —  in 
Privatkrankenanstalten,  IL  283  ff. 

—  Gesammtauslagen  für  dieselbe 
pro  1863—1872,  II.  329,  330. 

Armenlotterie,  Veranstaltung  ders., 
I.  65,  102,  167;  —  Verbindung 
mit  d.  Redoute,  I.  95.  —  Ertrag 
d-  A.  u.  Redoute,  I.  96.  —  Ge- 
winnstankauf für  die,  I.  96. 

Armenohrenarzt,  IL  160. 

Armenpflege  wird  ein  d.  Gemeinde- 
obrigkeit ausschliessl.  angehöriger 
Verwaltgsgegenst,  4.  10,  19,  36, 
IL  702.  —  Agenden  ders.,  I.  15, 
24.  —  Uebergang  d.  Controle  über 
dieselbe  an  d.  Gemeindevertretung, 
I.  16,  IL  517.  —  Centralisirung 
derselben  wird  angestrebt,  I.  18, 
19.  —  Organisation  ders.  I.  28.  — 
Leitung  ders.  im  Wr.  Armenbez. 
u.  in  d.  Gemeindearmenbez.,  I.  29. 
Auf  welche  Personen  sich  dieselbe 
zu  erstrecken  hat,  I.  38.  —  Mittel 


für  d.  öffentl.  A.,  L  64,  175,  IL  721. 

—  Jahreseinnahme  aus  d.  füi*  d. 
öffentl.  A.  verwalteten  Fonden,  I. 
176;  —  von  Seite  d.  Privatvereine, 
IL  68.  —  Trennung  ders.  von  der 
Krankenpflege,  IL  148;  —  im 
deutschen  Reiche,  IL  718. 

Armenräthe.  Der  Titel  ^ Armen- 
vater" wird  in  „Armenrath"  umge- 
wandelt, I.  21.  —  Wahl  des  Ob- 
mannes, I.  21,  29.  —  Conferenz  d. 
Obmänner  der  Armenbez.,  I.  22.  — 
Instruction  für  dieselb.,  I.  22.  — 
bekleiden  ihr  Amt  als  Ehrenamt, 
I.  30.  —  Ernennung  derselben, 
Zahl  und  Vertheilung  ders.  auf  d. 
einzelnen  Gemeindebez. ,  Evidenz 
über   den   Stand  derselben,  I.  30. 

—  Für  dieselb.  ist  bei  jedem  Armen- 
institute ein  Normalienbuch  zu 
führen,  I.  31.  —  Jeder  Arme  hat 
sich  an  seinen  Armcnrath  zu  wen- 
den, I.  31.  —  Persönl.  Nachsicht 
ders.  bei  d.  Armen,  I.  31. 

Armensteuer,  IL  721,  722. 

Armenstittungen,  Verzeichniss  d., 
I.  177 ;  —  Betheilg.  aus  d.  Inte- 
ressen von,  IL  22,  siehe  auch: 
Stiftungen. 

Ar  me  n  unter  st  ützung,deren  Arten, 
IL  9,21 ;—  dch.  Privat  vereine,  IL  68. 

Armen  Väter.  Wirksamkeit  ders.  im 
Graf  Bouquoi'schen  A.-J.,  I.  12, 13. 

—  Vermehrung  der  A.,  I.  14.  — 
Dens,  wird  d.  Dank  für  ihre  bis- 
herigen Leistungen  ausgedrückt, 
I.  21,    siehe  auch:    „Armenräthe.** 

Armen  Versorgung.  Verpflichtg.  d. 
Gemeinde  zur  A.,  1.  44,  45.  — 
Art  ders.  bestimmt  die  Gemeinde, 
I.  47.  —  Anspruch  auf  dieselbe  im 
Rechtswege,  I.  38.  —  Personen, 
welchen  d.  Pflicht  d.  A.  obliegt, 
I.  44.  —  Folgen  d.  Genusses  der, 
I.  48.  —  Bestimmungen  über  d.  A., 
IL  497  ff. ;  —  durch  Privatvereine, 
IL  687.  —  Belegraum  d.  für  d.  A. 
bestimmten  Anstalten,  IL  696.  — 
Gesammtauslagen  f.  d.  A.,  IL  697. 

Armenvertretung.  Normen  über 
die  A.,  I.  48,  49. 

Armenver  waltung.  üebergabe  der- 
selben an  d.  Magistrat,  IL  517. 


£ntstebung  und  Geschichte  dess., 
1.  113,.  117.  —  Einn.  u.  Ausg.  dess., 
I.  118.  —  Uehernahme  d.  Stiftung, 
dess.  in  d.  Verwaltung  d.  Gemeinde, 

I.  177.  Siehe  auch:  Grossarmen- 
haus u.  Grossarmenhausfond. 

G  r  0  s  s  b  r  i  t  a  n  n  i  e  n,  Verpflegskosten- 
anspruche  gegen  —  I.  57,  61. 

Grundspitäler,  II.  499,500,514.— 
Enichtung  ders.,  II.  516.  —  Ueher- 
nahme der  Kosten  d.  Verpflegung 
der  Armen  in  den  (irundspitälern 
auf  d.  Armencasse,  II.  516.  —  Zahl 
derselben  im  AVr.  Armenrayon,  II. 
517.  —  Verhandlungen  wegen  Auf- 
lassung derselben,  II.  517.  —  Vor- 
steher d.  G.,  Aufnahmsbedingungen, 

II.  018. —  Lieferung  von  Bettstroh 
u.  Brennmaterial  für  dieselb.,  Ver- 
fassung der  Hausordnung,  Abgabe 
Hines  Pfründuers  d.  (t.  in  eine  Heil- 
anstalt, 11.  519.  ■ —  Belegraum  u. 
Ausgaben    in   sämmtl.   G.,  II.  534. 

Das  Grundspital  in  d.  Leo- 
jjold Stadt.  Erbauung  desselben, 
Beb'graum.  II.  6t0.  —  Statuten, 
II.  521.  —  Bezüge  der  Pfründner 
aus  dem  allgem.  Versorgungsfonde, 
II.  öii.  —  Stiftungen,  11.  523.  — 
Pfründnerstand.   Auslagen,  II.  524. 

Das  Grundspital  in  Alt- 
lerrlKMifeld.  II.  524.  —  Belcg- 
raiiiii,  II.  525.  —  Stiftungen,  Pfründ- 
nerstaud.  11.  526.  —  Auslagen,  II. 
527.  — Autlassung,  II.  52i.  525,  526. 

Das  (i  rundsj)ital  in  Maria- 
liilf.  Errichtung.  Belegraum,  Vor- 
>tehnng,  Anfnahmsbedingungen,  II. 
Stiftungen,  PlVüiulnerstand. 
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Auslagen.  II.  528 

I) a s  (t r u n d s p i t  a  1  in  G  u m p e n- 
dorf  Gründung,  Bezüge  d.  Pfründ- 
ner, Auslagen,  II.  529. 

Das  (irundspital  inLichten- 
thal.    Errichtung    desselben,   Auf- 
nahmsbedingiingen.  II.  5:j(),  531.  — 
Bezüge  der   Pfründner,   Pfründner- 
stand. Auslagen.  II.  531.  i 

Das  Grundspital  zu  St.; 
Ulrich.  Errichtung,  Belegi'aum.' 
Stiltungen .  Pfründnerstand ,  Aus-  ' 
lagen,  II.  532. 

Das     Grundspital     in    Neu- 


lerehenfeld.  Erriehtttog,  Auf- 
nahmsbedingungeiL,  Stift.,  I^ndner- 
stand,  Auslagen,  II.  533. 

Haber- Linsberg,  Baron,  Süftang. 
II.  485. 

Hall,  Bäder  in—  II.  178;  —  Kais,. 
^s.-Kinderspital  verein  in — IL  179, 
199,  tlO;  —  Armenbadspital  in  — 
II.  179,  «Ol. 

Handbetheilungen  aus  d.Hofspit- 
Fond,  1.  161,  16«;  —  aus  d.  Land- 
bruderschaft^fond,  1. 165.  —  Siehe: 
Betheilung. 

Hardegg  Pauline,  Graf,  v.,  IL  «85. 

H  a  r  n  w  0 1  f  Sigmund,  Stiftung,  IL  485. 

Hauptberichte.  Vorlage  ders.,  L 
32.  —  Form  ders.  I,  33. 

Haus  der  Barmherzigkeit  in  WähriDg. 
II.  693. 

Hausarme,  Wr.  Wohlth&tigk.-Verein 
f.  —  II.  82. 

Hausordnung  in  den  Baraken  am 
Hühnerhofe,  II.  108. 

Hausvater  in  den  Grundspitälern, 
II.  517  —  in  d.  Communal- Waisen- 
häusern, Instruction  für  denselben, 

I.  «8,  II.  457. 

Hebammen.  Bestellg.  ders.  L  jeden 
Polizeibezirk,  IL  151. 

Heimatgemeinde  siehe : Zuständig- 
keitsgemeinde. 

Ileimatrecht,  siehe:  Zuständigk. 

H  ei ra ts  au  SS tattungen, Stiftungen 
f.  —  L  175. 

Hetzel  Fröhlich,  Stiftung,  IL  485. 

Hermann  Aron,  Stiftg.,  IL  3««. 

Hern  als  PfaiT-Armenbez.,  L  13. 
20,  24,  26.  —  Leitg.  d.  Annenpfl. 
in  —  I.  29.  —  Verwahrung  und  Ver- 
rechnung d.  i.  Pfarrbez.  U.  ein- 
gehend. A.-J.-gelder,  I.  34.  —  Ent- 
richtg.  V.  Spectakelgebühren,  I.  84. 
—  Gebühren  f.  d.  Bewill.  z.  Offen- 
halten üb.  d.  Sperrstunde,  I.  85.  — 
Bevölkerungsziffer,  IL 32. — Beitrag 
d.    Gemeinde    H.    z.  A.-J.-Fonde. 

II.  710.  —  Einn.  u.  Ausg.  im  Ar- 
menbez.  H.,  IL  711,  712. 

Herndl  Paul,  Stiftg.,  K.  360. 
Hers  tan  Carl,  Stiftung,  IL  485. 
Herz  Elise,  geb.  v.  Lämmel,  Stiftung 
II.  290. 
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Berichte,  siehe:  Hauptberichte  und 
Separatberichte. 

Beschäftigungs-Anstalt  ffti*  er- 
wachs. Blinde,  siehe:  Versorg.-  u. 
Beschäft.-Anstalt  für  erw.  Bl. 

Beschäftigungsanstalt  für  frei- 
willige Arbeiter  —  II.  571.  Ver- 
weisung obdachlos  gewordener 
Männer  in  die  —  II.  107,  111. — 
Zweck  und  Aufgabe  derselben,  II. 
120.  —  Area  und  Belegraum,  II. 
\t\.    Einnahmen    und    Ausgaben, 

I.  99,  II.  122,  123.  —  Bestim- 
mungen über  die  „Zahler",  II.  124, 
Stand  derselben,  Summe  der  Schlaf- 
beträge, II.  125.  —  Stand  der 
Arbeiter,  IL  126,  127.  —  Alter 
derselben,  II.  128.  —  Beschäftigung 
und  Ueberverdienst,  II.  129  bis  136. 

—  Zahl  und  Gattung  der  in  der 
Anstalt  angefertigten  Gegenstände, 

II.  137,  138.  —  Verköstigung  der 
Arbeiter,  IL,  139.  —  Schulunter- 
richt, IL  140,  141.  —  Capelle, 
Anstaltsarzt.  Krankenbewegung, 
Bäder,  IL  141,  142.  —  Straffälle, 
IL  143.  —  Personale  der  Anstalt, 
IL  145.  —  Effective  Ausgabe,  IL 
147.  —  Reformanträge,  IL  146.— 
Errichtung  eines  Nothspitales  in  d. 
B.,  IL  104,  IL  247,  261,  273,  275, 
278.  —  Arbeitsanstaltenfond  frei- 
williger, I.  133,  IL  122. 

Besserungsanstalten.  Betheilung 
ders.  aus  d.  Ertrage  d.  freiwill. 
Spenden,  L  167. 

Betheilung,  vorübergehende, 
Armenbetheilung,IL10, 21; — v. 
ausserh.  d.  "Wr.  Armenbez.  wohn- 
haften, daselbst  zuständigen  Armen, 
IL  13:  —  von  im  "Wr.  Armenbez. 
wohnhaften,  aber  daselbst  nicht zust. 
Armen,  IL  13;  —  der  v.  d.  Polizei 
als  Unterstandslos  in  d.  Armen- 
depart, gestellten  Personen,  IL  15; 

—  durch  das  Armeninstit.,  IL  21, 
23 ;  —  im  Armendep.  d.  Magistrates, 
IL  21,  23,  34:  —  im  Bureau  d 
Bürgermeisters,  IL  21,  23.  34;  — 
in  den  einz.  Gemeindebez.,  IL  21, 
23,  35  ff- :  —  von  Seite  d.  Verwal- 
tung d..  Krankenhäuser  auf  Kosten 
des  aligem.  Versorgungsfondes,  IL 


22,  23,  42  ff.;  —  aus  d.  Interessen 
der  Armenstiftungen,  IL  22,  23,  45; 

—  mit  Naturalien,  IL  44; — jährl. 
Durchschnittsziffer  d.  vorübergehend. 
Armenbetheilung  und  Ausgaben  f. 
dieselben,  II.  45;  —  aus  d.  Aus- 
hilfscasse  für  Reconvalescenten  des 
Spitales  d.  israel.  Cult.-Gemeinde, 
IL  322. 

Zeitl.  Armenbetheilung,  IL 
45,  siehe  auch  Erziehungsbeiträge, 
Pfründen,  Waisenpfründe. 

Dauernde  Armenbetheilung, 
IL  49,  siehe  auch  Pfründen;  — 
dauernde  Armenbetheilung  aus  Stif- 
tungsinteressen,  IL  68;  —  mit 
Pfründen,  siehe:  Pfründen.  —  Zahl 
d.  Betheilungsacte  und  Ausl.-Summe 
f.  die  zeitl.  und  dauernde  Armen- 
betheilung, IL  68; —  durch  Privat- 
vereine, IL  68,  102:  —  Gesammt- 
ausl.  f.  d.  Armenbetheilung  während 
d.  Jahre  1863—1872,  IL  103,  — 
mit  Lehrmitteln,  IL  355,  ff.  363. 
Bettler.  Zuströmen  derselben  nach 
Wien,  I.  5.  —  Verordnungen  dem 
Bettel  Einhalt  zu  thun,  I.  5,  7.  — 
Klagen  der  Regierung  über  die 
üeberfüUung  der  Stadt  mit  Bettlern, 
I.  7.  —  Einreihung  der  B.  in  d. 
Militär  und  Verwendung  ders.  zur 
Strassensäuberung  u.  zum  Festungs- 
baue, I.  7.  —  B.-Ordnung,  IL  515. 

—  Verweisung  ders.  in  d.  Zustän- 
digkeitfigemeinde,  I.  7.  —  üeber- 
wachung  der  Gewohnheitsbettler, 
I.  19,  IL  12. 

Bettelbrief  und  Bettelpass;  Be- 
fugniss  zur  Ausfertigung,  I.  8. 

Bett  Stiftungen,  in  öffentlichen  An- 
stalten, I.  174;  —  im  St.  Josef- 
Kinderspit.,  IL  285;  —  im  St.  Anna- 
Kinderspit.,  IL  289; — im  Kronpr. 
Rud.-Kinder8pit.,  IL  299;  —  im 
Spit.  d.  Elisabethinerinnen,  IL  310  ff. ; 

—  im  Klosterspit.  d.  Schwestern 
vom  Orden  des  h.  Franz  v.  Assisi, 
IL  314;  —  im  Spit.  d.  israel.  Calt.- 
Gemeinde,  IL  321. 

Bevölkerung  d.  9  Gemeindebezirke 
u.  der  Pfarr.  A.,  Bez.  Neulerchenf., 
Hemals  u.  Reindorf,  IL  32. 

Bezirksärzte,Creirungders.,lI.151. 


269  ff. ;  Stiftungen  für  die—  II.  270, 
271;  Stand  der  Pfleglinge  u.  Aus- 
lagen, II.  271,  272. 

Irrenhausfond.  Beitrag  zum  Kran- 
kenhausfonde,  II.  212:  Uebergabe 
desselb.  an  den  n.  ö.  Landes- 
ausschuss,  II.  260,  596. 

Israeliten  —Spital,  II.  317  ff. 

Israelitische  Armenanst.,  IL  76: 
Cultusgemeinde,  Spital  d. —  II.  317: 
Besetzungsrecht  d.  Vorstandes  der 
israel.  Cultusgemeinde  im  Hermann 
Todesco-Hospize,  II.  195:  Kinder- 
bewahranstalt.  II.  377. 

Israelitischer  Frauen- Wohlthätig- 
keitsverein,  II.  75. 

Italien.  Behandlung  mittelloser  ital. 
üntert hauen,  I.  50  ff. 

Italienischer  Wohlthätigkeits ver- 
ein in  AVien.  II.  96. 

.1  u gen d freunde,  Verein  der,  II.  106. 

Jakobshof  in  Klosterneub.,  II.  64V. 

Jeitteles   Fanny,   Stiftung,   II.  321. 

.leiteles  Franziska,  Stiftungshaus, 
II.  502,  513. 

,1  oachimsburg  Elisabeth  v.,  Stiftg.. 
II.  311. 

.1 1» (loci  Anna  Maria  v.,  Stiftg,  1 1. 31 1 . 

.lohann  v.  Gott.  Stifter  des  Ordens 
«b>r  barnih.  Brüder,   II.  30l. 

J  ohannt3Scapel!<»,  II.  64S. 

,1  o  h  a  n  n  0  s  s  j)  i  t  a l :  dessen  Entstchg. 
I.  ll!>.  —  Verptlog.  v.  Armen  ii. 
Waisen  in  demselben,  I.  120.  —  Die 
Aufsicht  über  dasselbe  wird  dem 
Erzbischof  von  Wien  übertragen, 
I.  120.  —  Autlassg.  (ies.I.,  I.  120. 
121.  —  J.-Fond.  siehe  diesen. 

.1  olian  nesspitalfond.    dessen   In-! 
eorporirung  in  d.  allg.  Versargnngs- 
tond,  I.   15.   —  Beitrag  an  d.  allg.' 
Kraukenhans.  I.  121, 'll.  212. 

.1  o  h  a  n  n  0  s  s  p  i  t  a  1  -  S  t  i  f t  u  n  g s  f o  n  d.  I 
Bestimmung  desselben,  I.  64.  — 
Geschichte  des  Fondes,  I.  119.  ■ — 
V'erwaltg  desselben  durch  d.  Com- 
mune. I.  122,  177.  —  Einnahm,  u. 
Ausgaben  desselben,  1.  123.  ; 

•losef  II.,  Gründung  d.  Findelhaus»*Sj 
in  Wien,  I.  9.    —  Organisation  d. 
Armeuwesens   in  Wien,    I.  11.    — 
Jiegulirung  d.  Humanitäts-Anstalt. 


I.  12,    117,   159,    II.  212,  517.  — 

II.  148,   152,  203,   217,   219,  239, 
389,  431,  442,  443,  614. 

Josef- St,  Kinderspital  im  IV.  Bez., 

II.  283  ff. 
Josef  von  Arimathäa-Verein,  II. 

205,  210,  236. 
Juden  au,  k.  k.  Waisenhaus  in,  II. 

448,  452,  453,  454. 
Judenspital,  II.  317  ff. 
Justiz-Etat,  Beitrag  z.  Kranken- 

haus-Fonde,  II.  212. 

< 

Kahlenbergerdorf,  1.  öst.  Kin- 
derasyl in  —  II.  98. 

Karnabrunn,  Bitt-  und  Dank-Pro- 
cession  dahin,  II.  694. 

Kataster,  für  sämmtliche  d.  Armen- 
pflege zur  Last  fallende  Personen, 
II.  713. 

Kegelbahnen,  Gebühr  f.  d.  Halten 
von  —  I.  82. 

K  i  e  n  m  a  y  e  r  Michael,  1 1.  442. 

Kinder  scrophulöse,  Spit  f. —  II.  196. 

Kinderasyl,  erstes  öst.  in  Kahlen- 
bergerdorf, II.  98. 

Kinderbewahranstalten,  Central- 
vcrein  f.  —  U.  367.  Errichtung  und 
Beaufsichtig,  ders.,  II.  371.  Die 
israel.  Kinderbewahranst.,  IL  377. 
Vereine  für  —  Weihnachtsbeklei- 
dungen durch  dieselb.,  IL  102:  — 
d.  barmherz.  Schwestern,  II.  307, 308. 

Kindergärten,  Betheilung  derselb. 
aus  d.  Ertrai^e  freiwillig.  Spenden, 
I.  167. 

Kindergärtnerinnen,  Bildgs.-An- 
stalt  für  —  IL  377. 

K  i  nd  er  kranken  -Ordination  sin- 
stitute,  IL  160,  162. 

K  i  n  d  e r  sp  i t  ä  1  e  r,  Betheilung  derselb.i 
aus  d.  Ertrage  freiwillig.  Spenden 
I.  167.  —  Vornahme  von  Weih- 
nachtsbekleidungen durch  d.  Di- 
rectionen  der,  IL  102. 

Das  St.  Josefs-Kinderspital, 
Errichtung  desselben,  Belegraum, 
Leitung,  II.  283,  284  —  Aufnahms- 
l)edingungen  II.  285.  —  Aerztlicheb 
Personale,  Einnahmen,  II.  286.  — 
Krankenstand,  II.  287.  —  Aus- 
lagen, IL  288. 
Das  St.  Anna-Kinderspital, 
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Auslagen  für  d.  öffentliche  Armen- 
pflege bestimmt,  I.  64. — Entstehung 
des  Fondes,  I.  il09.  —  Bestimmung 
und  Verwaltung  desselben,  I.  109. 

—  Pfründen,    i.  HO,   111,    II.  62. 

—  Einnahmen  u.  Ausgaben  desselb. 
I.  111,  112.  —  Dotationen  aus  dem 
allg.  Versorgungsfonde,   I.  111. 

Bürgerladhaus,  Miethzins  v.,  I.lll. 

Bürgermeister,  Ertheilung  vorüber- 
gehender Unterstützungen  im  Bu- 
reau des  Bürgerm,  11.  21,  23,  34. 
-  Besetzungsrecht  desselben  im 
Hennann  Todesko'schen  üospize, 
IL  195. 

Bürgerrecht,  Verleihung  desselben, 
1.  48.  —  Beitrag  zum  Bürgerspi- 
talsfonde  aus  Anlass  der  Verleihung 
des,  I.  152. 

Bürgerskinder,  Betheilung  und 
Versorgung  derselben  aus  d.  Bür- 
gerspitalfonde,  I.,  155,  II.  65.  — 
Waisenpfründen  für  Bürgerskinder, 
I.  155,  II.  65. 

Bürgerspital.  Gründung  desselben, 
I.  3,  134:  —  dessen  Bestimmung, 
1.  135,  136.  —  Verpflegung  von 
Armen  in  demselb.,  I.  135.  —  Lei- 
tung desselb.,  I.  135,  136.  —  Ein- 
führung des  Verpachtungssystems, 
I.  137. —  Umgestaltung  d.  Verwal- 
tung desselb.,  I.  137.  —  Einsetzung 
d.  Bürgerspital -Wirthschafts-Com- 
mission,  Aufsichtsbehörden,  1.  137.  | 

—  Bürgerspitalamt,  dessen  Wir-j 
kungskreis  I.  1 37.  —  Armenpflege 
desselb.  L  138,  l.'ii.— Tausch  der 
Zinshaus,  desselb.  mit  Realitäten 
der  Baugesellschaft,  I.  141.  — 
Bierschank  desselb.,  1. 141,146, 147. 

—  Apotheke,  I.  145,  146,  IL  148, 
149.  —  Weinschank,  1. 141, 146.— 
Backhaus,  1.141, 146. — Recht  dess.  | 
auf  Salzbezug,  1. 147 ;  —  siehe  auch  | 
Bürgerspitalwnd   und  IL  591,  647.  i 

Bürgerspitalfond.  Bestimm,  des- 
selb,, I.  64.  —  Antheil  desselb.  an 
d.  Legaten  für  d.  Wr.  Armenanst., 
u.  f.  d.  arme  Bürgerschaft,  I.  81  — 
Beitrag  an  d.  k.  k.  allg.  Krankenh. 
1.  121.  —  Ausscheidg.  d.  f.  Wai- 
den- u.  Krankenpflege  bestimmten 
Stiftungen,  136.  —  Recessmässige 
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Gebühren,  I.  136.  —  Armenpflege 
auf  Kosten  des  B.,  L  i:«,  1ö4:  — 
das  dem  B.  gehörige  Bürgerver- 
sorgungshaus L  138, 141,  142,  156, 
IL  548,  647  ff.  —  Recht  desselb. 
25  Arme  aus  dem  Bürgerst,  ohne 
Ersatz  d.  Kosten  in  einem  städt. 
Versorgungshause  unterzubringen. 
1.  138,  139,  153,  IL  593,  650,  — 
Vermögensbestand  desselb.,  I.  139. 

—  Eigene  u.  besonders  gestiftete 
Cap Italien,  I.  139.  —  Unbewegl. 
Guter,  Bäuser  u.  Grundst.,  1.  140. 
Umtausch  d.  Zinshäuser  d.  B., 
durch  d.  Baugesellsch.,  I.  141.  — 
Verkäufliche  Gewerbsrechte,  I.  142, 
146.  —  Ankauf  d.  Herrschaft  Spitz 
a.  d.  Donau,  I.  143.  —  Verwal- 
tungspersonale für  die  Herrschaft 
Spitz,  L  144.  -  Pächter  d.  Grundst. 
des  B.,  1.  145.  —  Verkäufliche  Ge- 
werbsrechte, I.  145.  —  Pauschal- 
beiträge vom  Staate,    I.  147,  148. 

—  Beiträge  von  Miethparteien,  1. 
1 49.  —  Vermächtnisse  u.  Geschenke, 
1.  150.  —  Ertrag  aus  Pfründner- 
Verpflegskosten  u.  sonst.  Rückver- 
gütungen, I.  150.  —  Ertrag  der 
musik.  Akad.,  I.  151.  —  Beiträge 
aus  Anlass  v.  Bürgerrechtsv erlei- 
hungen,  1.  1 52.  —  Hauptsumme  d. 
Einnahmen  u.  Aasg.  d.  B.,  1. 153. 
Administrations-  u.  Regiekosten,  1. 
1 54.  —  Stand  d.  StAmmvermögens 
Ende  1872,  I,  154.  —Vermehrung 
der  Handbetheilungen  und  Pfrün- 
den, I.  154,  1.55,  11.  65.  —  Verlei- 
hung von  Pfründen  aus  demselb., 
IL  63  ff.  —  Gesuche  d.  B.  Pfründ- 
ner um  Aufnahme  in  das  k.  k. 
Wohlthätigkeitsh.  in  Baden,  IL  1 88. 

Beitrag  zum  Krankenhausfonde, 
IL  212.  —  Eigenthumsrecht  d.  B. 
bezügl.  des  Lazarethes,  IL  259.  — 
Beitrag  d.  B.  zur  Gebäranstalt.  II, 
396;  —  zur  Findelanstalt,  IL  414: 
siehe  auch  IL  647. 
ürgerversorgungshaus.  Geld- 
portionen der  in  demselben  unter- 
gebrachten Pfründner,  I.  156.  — 
Theuerungsbeitrag  für  den  Traiteur 
im  B.,  IL  548.  —  Geschichtliche 
Daten,  II.  647,  648.  Eröffnung  des 
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wegen  Errichtung    von   NothspitäL'Lachawiz  t^  Stiftg.,  II.  31!. 

II.  il3.  Lämmel   Babette,   EdL   v.,  Stiftg., 

—  R  u  d  o  1  f b  t  i  f t  u  n  g.  Deckung  d.  1  II.  321. 
Kosten  d,  Baues  desselb.  aus  dem  La mb er g,  Sprinzenstein^ Stiftg. IL73. 
Ilofspitalfonde,  1.  I6i.  —  Stiftungen, Landbruderschaftsfond.  Grün- 
für dasselbe,  1.  342.  —  Ertheilung  düng  und  BestimmuDg  desselb.  1. 
vorübergebender  Tuterstützungen  64,  163,  165.  —  Verwaltung  und 
auf  Kosten  d.  allgeni.  Versorgungs-      Vermögensstand  desselben,  I.  165. 


fondes,  II.  4:i.  —  Stiftung  u.  Kröff- 
nung  desselb.,  II.  ilji.  —  Kranken- 
aufnahme, arztl.  Personale,  II.  %)t. 
—  Krankenstand  u.  Auslagen,  II. 
203.  —  11.  211.  22(^  246. 


166.  —  Zahl  der  auf  Kosten  des- 
selben verpflegten  Armen,  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  I.  166.  — 
Verleihung  von  Pfründen  aus  dem- 
selben, II.  66. 


—  W i e d e n,  St iftiingen  f.  dass.,  Landes fond,   Zahlungspflieht   des- 


I.  341.   —    Ertheilung  vorübergeh. 
Unterstützungen  auf  Kosten  d.  allg.  | 
Versorgungsfondes,    II.  43.  —  Er- 
bauung. 11.  247.  —  Aerztl.  Perso- 
nal«-.  II.  2*>0.  —  Aufnahm.sbeding., 

II.  250.  —  Krauken.stand  u.  Aus-i 
lagen,  II.  2.*il. 

K  r a  n  k  e  n  h a  u  s  d.  banuherz.  Brüder. , 
Siehe:  Spital  der  barmh.  B.  ' 

—  der  banuherz.  Schwestern.  Siehe: ' 
Spital  d.  barmherz.  Schwestern.       ' 

—  in  Klo.storneul)urg,  II.  271. 

—  ll»'zirkskrankenhaus   in    Sechs- ' 
hau>.    Si«'lie:    Sechshaus. 

Kra  nkeiihanslond,  Zuwendung  d. , 
für  Knink«Miptii-gi*  goniaehteu  Stift. , 
aus  (1.  ViMiiiöi^jMi  d.  aufgr'hobenen', 
IJnultMM'liMlUMi  ;in  (h*n  —  I.  lOö:  — ' 
zahlt  *,;,    d«'r  Aii>l;igeu  für  Ivomu-' 


selben  für  Verpflegskosten  in  öffent- 
lichen Krankenhäusern,  II.  225,226. 
228,  231,  233.  —  Entlassung  v.m 
auf  Kosten  desselben  in  den  Ver- 
sorgungshäusern verpflegten  Per- 
sonen, II.  564. 
Landwehrfond,  Wiener.  Gründung 
desselben,  I.  123.  —  üebergabe 
der  Verwaltung  desselben  an  dif 
Gemeinde,  I.  123,  125,  127.  —  Be- 
stimmung d.  Fondes,  I.  64,  125.  — 
Verwaltung  desselben,  I.  127.  — 
Pfründen  aus  demselb.,  I.  127,128. 
II.  63.  —  Einnahmen  und  Aus- 
gaben, VermOgensstand,  IL  129.  — 
Be•^chlüsse  Über  die  künftige  Ver- 
wendung desselb.,  II.  63.  —  An- 
trag aut  Errichtung  einer  Stifiir., 
1.  130,  11.  63. 


ncrationou  d.  arnuMiärztl.  Personales  Lazareth,  I.  4,  IL  259,260,  591,648. 
II.  {")(').  l'js,  lf)4,  lOi).  — Einnah-  Leben warth'sches  Kinderspital,  IL 
nicu  u.  Aii>g;iben.  II.   'J\\,  :il7.  — '      334. 

Ankauf    «ies    alten    Narrenthurnies,  Le  Conite  Josefa,  Stiftg.,  II.  31L 
II.  2IS.  —    Verptlichtung  zur  Kr-  Lederor  Marie,  Stiftg.,  II.  270. 
haltuug  d.  nach   Wien  zuständigen  Legate  als  Mittel  zur  Deckung  der 
erkiaukteii  Armen,  IL  TM).  —  Til- ,     Auslag.  f.   d.   öffcntl.  Armenpflege, 


gunird.  l*assi\  Standes  (le>.s..  IL  231, 

:2is;  24l>,  i7:j  tV.,  271),  39(). 
K  ra  n  ken  v  i'rdic  nst  gehler- Fond. 

IL  270. 
Krankheit  >k  (»>t  en  für  Au^lämler, 

L  47. 
K  reut  liner.lohaun, Stift..  11.301,362. 


I.  6i.  ^^0, 166:  —  f.  d.  „\Vr.  Armen- 
an^talt'',  I.  81 ;  —  für  „die  arm« 
Bürgerschaft",  I.  81.  Ertrag  der- 
selben, L  Si. —  Verwendung  dersell». 
f.  Arme  ohne  nähere  Bezeichnung, 
1.  80,  167.  Siehe:  auch  Vermächt- 
nisse. 


Kripiten,   Centralver.    für    Kostkin-  Lehrmittel.  Betheilung  v.  Schülern 
(ler-I>eaiifrtichtigung    und    Klippen,       mit  deus..  I.  174,  II.  355,  ft*.  303. 

IL  364.  Leinwand,  gestiftete  als  Einuahms- 

Kronpiinz     K*  udol  f- K  Inders  pi-       quelle  d.  Ilofspitalfondes.  I.    h»l. 

tal.    IL    iOS    11".  '  T.PO  11    .L'innP>;     Stiftif      II     .T*  I 
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fond,  I.  65,  105  fF.,  an  den  Bürger- 
ladfond, I.  411. 

Dreifaltigkeit,  Bruderschaft  der 
allerh  eiligsten,  —  II.  693. 

Dreifaltigkeitsspital  am  Renn- 
weg, I.  159,  II.  156. 

Dzinkowsky  Adele,  Gräfin  von, 
Stiftung,  II.  285. 

Ebersdorf  a.  d.  Donau,  II.  71.  — 
Umwandlung  desselben  in  ein  Ver- 
sorgungshaus, L  73.  —  En-ichtung 
eines  Arbeitshauses  daselbst,  I.  73. 

—  Umwandlung  in  eine  Artillerie- 
caserne  u.  Verkauf,  I.  74.  —  Vor- 
stellungen der  Gemeinde  wegen 
Verwaltung  des  Gutes,  I.  77.  — 
Realbesitz  des  Gutes,  I.  77.  — 
Ebersdorfer  Wirthsch.-Commission, 
I.  78.  —  Forstdienst  in  E.  und 
Reineinnahmen  aus  diesem  Gute, 
I.  78,  n.  595. 

Ebner  Theresia,  Stiftung,  II.  31«. 

Eipeldauer  Franz,  II.  694. 

Eisenacher  Uebereinkunft, I.  46,  53. 

Eleonora,  Kaiserin,  Stiftg.,  II.  310. 

Elisabethinerinnen,  siehe Spit.  d. 

Elisabethinum,  Asylhaus  für  Per- 
sonen weibl.  Geschlechtes,  II.  114. 

England,  Entwicklung  der  Armen- 
pflege in  — I.  8;  siehe  auch:  Gross- 
britannien. 

Epidemiespitäl.er.  Vergütung  von 
Verpflegskosten  für  die  in  com- 
munalen  E.  untergebrachten  Kinder, 
I.  104:  —  werden  als  öfFentl.  Kran- 
kenanstalten erklärt.  I.  105.  — 
Epidemiespital  an  der  Triester- 
strasse,  II.  t73. 

Erba  Odescalchi  Eleonora,  Mar- 
quise,  Stiftung,  II.  485. 

Ersatz  der  ungebührlich  behobenen 
Pfründen,  II.  55. 

Ersatzansprüche  zwischen  den 
einz.  Gemeinden,  I.  8,  10,  46,  47, 
IL  13;  —  der  Gemeinde  gegen  die 
zur  Erhaltung  des  Armen  gesetzl. 
verpflicht.  Personen,  I.  44,  47;  — 
für  die  Verflegung  der  fremden 
Staaten  angehörigen  Aimen,  I.  49. 

—  Normen  über  die  künftige  Be- 
handlung d.  Verpflegskostenersätze, 
I.  61;  —  aus  der  Verrechnung  mit 


Anstalten,  in  welchen  Personen  auf 
Kosten  des  allgem.  Versorgungs- 
fondes  verpfleg^  werden,  I.  99.  — 
Rückersätze  v.  Verpflegsgebühren, 
I.  100,  10«;  —  auf  Verlassen- 
schaften  v.  Personen,  welche  aus 
dem  Armen-Institute  einen  Beitrag 
genossen  haben,  I.  100;  —  auf  die 
Verlassenschaften  der  Pfründner, 
I.  100,  101 ;  —  bezügl.  d.  a.  Kosten 
d.  Hofspital fondes  verpfl.  Pfründner, 

I.  101;  —  für  die  Erhaltung  von 
Filialspitalern,  I.  103,  104;—  f  d. 
unentgeltliche  Verabreichung  von 
Medicamenten,  II.  165,  173. 

Erziehungsbeiträge,  Ertheilung 
ders.,  II.  46,  47,  48,  49,  351;  -- 
für  uneheliche  Kinder  erlöschen 
durch   Verehelichung   der   Mütter, 

II.  56. 

Esterhazy,  Gräfin,  Stiftung,  II.  «89. 

Falkenhayn- Paar  Josefine,  Gräfin , 
Stiftung,  il.  «90. 

Favoriten,  Creirg.  dieses  Bez.  u.Ver- 
waltg.  d.  Armenpfl.  i.  demselb.,  I.  «4. 

Fein  Franz,  Stiftung,  II.  381. 

Fekete,  Graf  von,   Stiftg.,    II.  311. 

Feldsberg,  Kloster  der  barmherzi- 
gen Brüder  in,  II.  301. 

Fest  Anna,  Stiftung,  II.  312. 

Ferdinand  I.,  Patent  v.  15.  October 
1552  (Bettel verbot),  I.  7.  —  Bett- 
stiftung im  St.  Anna-Kinderspit.,  II. 
«89.  —  Widmung  d.  St.  Clara- 
Klosters  zum  Bürgerspital.  II.  64S'. 

Ferdinand  IL,  Stiftbrief  für  d.  Hof- 
spital, I.  157,  158.  —  Vergröss.  d. 
Spit.  d.  barmh.  Brüder,  IL  301. 

Feuohtersleben,  Baron  v.,  Stiitg., 
IL  31«. 

Figdor  Wilh.,  Stiftung,  IL  3«1. 

Filial Spitäler,  Ersatz  f.  d.  Erhaltg., 
I.  103,  104.  Siehe  auch:  Noth- 
spitäler. 

Findelanstalt.  Entstehg.  d.  Findel- 
häuser, I.  9;  —  Gründg.  der  F.  in 
Wien,  I.  9;  Ortslage  der  F.  als 
Moment  der  Zuweisg.  Heimatloser, 
I.  42,  43 ;  Uebergang  d.  Administr. 
der  F.  an  d.  Landesvertretung,  IL 
«18, 389, 398 ;  —  Abpbe  noch  nicht 
6  Jahre  alter  Kinder  mdie — IL  337 : 


diesem  Pfarrbez.  eingehenden  Ar- 
men-Institutsgelder,  I.  34.  —  Ent- 
riohtang  von  Spectakelgebühren,  I. 
84.  —  Gebühren  f.  d.  Bewillignng 
z.  Offenhalten  über  d.  Polizeistunde, 
I,  85.  --  Bevölkerungsziffer,  II.  31 
—  Einn.  u.  Ausg.  im  Pfarr- Annen- 
bezirke N.,  II.  714,  712. 

Nikola,  Gemeinderath,  IL  707. 

Nordamerika,  Verpflegskostenan- 
sprüche  gegen  —  I.  58,  61. 

Normalienbuch  ist  bei  jed.  Armen- 
Institut  zu  führen,  I.  31. 

Notbspitäler,  Errichtung  von,  II. 
il3  n.,   siehe   auch:  Epidemiespit. 

Obdachlose,  Sorge  für  —  IL  107. 
Opferstock.    Sammln ngen    mittelst 

desselben,  I.  98. 
Oppenheim  Samuel,  Stift.,  IL  3tl 
Ordination, ärztliche  unentgeltliche, 

IL  149,  151,  171,  173. 
Ordinationsnorm,  IL  162,  163. 

Anstände    w.   Nichtbeacht.    d.    0., 

IL  167. 

Ordinationsstunden,  IL  149,  150, 
152. 

„Osten,"  kaufmänn.  Unterst ützungs- 
verein,  IT.  106. 
Musik,    Impost,    siehe:    Speetakel-' Ottakring,  Kinderbewahranst.  in  — 

Gebühren.  |      IL  373. 

Musiku iit e rhaltu ngen, Voranstal-  Otto  IIL,  IL  628. 


—  Anweisungen  z.  unentgeltl.  Be- 
züge V.  M.,  IL  170.  —  Gesammt- 
kosten  f.  d.  unentgelt.  Verabrei- 
chung V.  M.,  IL  171,  210.  —  Ausl. 
f.  Medic,  welche  50  kr.  nicht  er- 
reichen, sind  abzuschreiben,  IL  173. 

Mehlaufschlag,  Befreiung  von  dem- 
selben, L  11(),  100. 

Meyer  Isak,  Stiftung,  II.  321. 

Meyersberg  Amalia,  Stift.,  IL  3i2. 

Miethzins  f.  d.  Versorgungshäuser, 
L  80. 

Mikosch,  Gräfin  v.,  Stiftung,  II.  30L 

Moldau,  Verpfl.-Kostenanspr.  gegen 
— ,  L  59,  61. 

Mölkergarten,  IL  443. 

Montecuculi,  Schenkung  f  d.  Spit. 
d.  Elisabethinerinnen,  IL  309. 

Moser,  Baron  v.,   Stiftung,  IL  312. 

—  Vincenz,  Stiftung,  IL.  361,  362. 
Müller  Ferd.,  Stiftung,  il.  312;  Joh., 

Stiftung,  11.  361,  :^63:  —  L.  u.  B., 
Stiftung,  321 ;  —  Maria  Anna,  Stif- 
tung, IL,  311. 
Münzwardeinhaus,  sog.  in  Gura- 
pendorf,  Einrichtung  dess.  als  Spit., 

L  in>. 

Musik,  Consens  -  Gebühren ,  siehe : 
Spectakel-Gebühren 


tung  von  —  I.  82. 

Naehlath   Jeschurum,    Mumanitäts- 

verein.   II.  209,  210. 
Narrenthurm,  11.  218,  2ÖS,  260. 
NatJiralion.  Betheiluug  mit  — 11.  10, 

2L  44,  103. 
Neu,  Stiftung.  IL  309. 
Neu  ff  Josef  Joh.  v.,    Stift..    11.  311.  |  Payr  Maria  Theresia,  Stiftg.,  IL  311. 
Neuiahrs  -  Enthebungskarten.  Pensionäre    in    den  Versorg^ngs- 


Otto  d.  Fröhliche,  Gründer  d.  Spitales 
zu  St.  Martin,  I.  4. 

Palffy  Sidoniü, Gräfin,  Stiftg.,  IL  310. 

Panady  C,  Stiftg.,  IL  421;  Stif- 
tungshaus, IL  691. 

Paul  Vincenz  von,  Schwestern  des 
heil.  —  IL  695. 


Einführung  derselb.  in  Wien,  1.  93. 
—  Uebernahme  d.  Leitung  dieses 
Unternehmens  durch  d.  Regierung, 
1.  93.  —  Uebergabe  d.  Unterneh- 
mens an  den  Magistrat,  I.  93.  — 
Ertrag  d.  Absatzes  von  —  1.  93. 


häusern,  IL  535,  536,  565,  571  ff.. 

649. 
Pensionen  aus  dem  Hofspitalfonde, 

L  161. 
Penzing,  Kinderbewahranstalt  in  — 

IL  373. 


Neu  lere  henfeld,  Ptarrarmenbezirk.  Peregrini  (arme    Reisende),  Kran- 
Einbez.  desselb.  in  d.  Arraenhaupt-'      kenanstalt  für  —  I.  160, 
bez.   AVien,   I.    13,   20,    24,  25.  —  ^Pereira.  Baronin,  IL  486. 
Leitung  d.  Armen]>fl.  in  —  1.29. —  Persien.    Verpflegskostenansprüche 
u.  Verrechnung  d.  in'     gegen  —  I.  61. 
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Gebhard,  Gründung  d.  Klagbaum- 
spitales,  I.  i. 

Gebhart,  Erbauer  u.  Mitstifter  des 
Spitales  zum  h.  Geiste,  I.  3. 

Gefälle,  gesetzl.,  als  Einnahmen  des 
Erankenhausfondes,  IL  t\o. 

Geisteskranke,  siehe:  Irre. 

Geldaus liilfen,    siehe:    Betheilulg. 

Gemeindeangehörige  nach  der 
Gemeindeordnung  f  Wien,  1.  38; 
haben  d.  Recht  auf  Unterstützung 
aus  Gemeindemitteln,  I.  38. 

Gemeindearmenbezirke  Wiens. 
T.  24.  —  Leitung  der  Armenpflege 
in  demselben,  I.  29. 

Gemeindebezirke,  Ertheilung  vor- 
übergehd.  Unterstützung  in  den- 
selben, IT.  21,  23,  34,  35  flf.  — 
Ortsanwesende  u.  zustand.  Bevöl- 
kerung d.  einzelnen  —  II.  3«. 

Gemeindebürger,  nach  d.  Gemein- 
deordnung f.  Wien,  haben  ein  Recht 
auf  Unterstützung  aus  Gemoinde- 
mitteln  u.  auf  Versorgung  aus  d.  f 
Bürger  gemachten  Stiftungen,  I. 
38,  49. 

Gemeindegenossen,  nach  d.  Ge- 
meindeordnung f.  Wien,  I.  38. 

Gemeindeglieder,  nach  der  Ge- 
meindeordnung f.  Wien,  I.  38. 

Gemeinden  haben  ihre  Armen  selbst 
zu  erhalten,  I.  8,  17.  —  Ersatz- 
pflicht d.  G.  f.  d.  Kosten  d.  Armen- 
unterstützung, I.  8,  10,  II.  1.3.  — 
Verpflichtung  der  G.  zu  Versorgung 
d.  Armen,  I.  44,  45,  46.  —  G.  mit 
Eisenbahnstationen  müssen  an  d. 
Cholera  erkrankte  Reisende  zur 
weiteren  Pflege  übernehmen,  II.  4f). 
—  Fonde  unter  Verwaltung  d.  G., 
T.  64, 113.  —  Obsorge  d.  G.  f.  inner- 
halb ihres  Gebietes  befir.dl.  Geistes- 
kranke, Tl.  266.  Siehe  auch:  Ge- 
'  meindearmenbezirkeu.  Gemeindebez. 

Genossenschaft,  siehe:  Innung. 

Georgsorden,  Stiftung  des —  I.  4. 

Gesellschaft  adeb'ger  Damen  zur 
Beförd.  des  Guten  u.  Nützlichen, 
IT.  71,  387:  —  zur  Unterstützung 
dürftiger  Franzosen  in  Wien,  II.  99. 
Gesellschaft  d.  Töchter  d.  göttl. 
Liebe,  Gründung  des  Vereines,  II. 
487.  —   Zweck  u.  Organisation  d. 


Gesellschaft,  IL  488.  —  Von  der- 
selben erhaltene  Anstalten,  IL  489. 
—  Zahl  d.  verpflegten  Personen  u. 

!     Auslagen  hiefür,  IL  490,  494. 

'Gevav  Anton  y.,  Stiftung,  IL  312- 

Gigant  Phil.  Anton  v.,  Stift.,  IL  311. 

Gisela,  Erzherzogin,    Stift.,  IL  289. 

Glaser  Jenny  v.,  Stiftung,  IL  321. 

Goldmann  Georg,  Stiftung,  IL 
360,  362. 

Goldstein  L.  G.,   Stiftung,   IL  321. 

GöUner  Michael,  Legat,  IL  507. 

Gottes  heil  salz.  Reluirte  Bezüge  f. 
da.ss.,  I.  147. 

Gottoschenigv.  Domoslaw,  Justine, 
Stiftung,  IL  311. 

Gumpendorf,  Säugl.  und  Kinderbe- 
wahranstalt  in,  IL  372. 

Gusshaus  ehemaliges, auf  d.  Wieden, 
IL  107,  HO. 

Gratisleichen,  IL  205,  206. 

Gratiss&rge,  IL  206. 

Gregorius  St.,  Verein,  IL  81. 

Greisenasyl  für  Personen  beiderlei 
Geschlechtes.  Eröff'nung  und  Ein- 
richtung desselben,  Zahl  der  Ver- 
pflegten, IL  698,  699. 

Griechenland,  Verpflegskostenan- 
sprüche  gegen  —  IL  58,  61. 

Grimme  Anna  v.,  Unterstützungs- 
fond, IL  271. 

Groissin  Maria  Theresia,  Stiftung, 
IL  311. 

Grossarmenhaus.  Entstehung  dess., 
I.  113.  —  Verpfl.  d.  Invaliden  u. 
Armen  in  dems.,  I.  114,120.  Um- 
wandl.  dess.  in  eine  Centralkranken- 
anstalt,  IL,  149,  218  Siehe  auch: 
Gross-Armenhausfond  und  Gross- 
Armenhaus- Stiftungsfond. 

Grossarmenhausfond,  dessen  In- 
corporirung  in  d.  allgem.  Versor- 
gungsfond, I.  15,  117;  —  dessen 
Verhältn.  zum  k.  k.  Versatzamte,  I. 
68.  —  Ueberlassung  d.  Lohnwagen- 
gefälles an  d.  —  L  91.  —  Zuweisung 
d.  Bieraufschlages  als  Einnahme  für 
dens.,  L  113.  —  Einkünfte  u.  Be- 
stimmung desselben,  I.  117.  Siehe 
auch:  Grossarmenhaus  und  Gross- 
armenhaus-Stiftungsfond. 

Gr  ossär  menhaus-Stiftungsfond. 
Bestimmung  desselben,   I.    64.  — 
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Polizei  Ordnung  von  Wien  Tom 
«.  Mai  1571,  1.  5. 

Polizeistund<\  Gebühr  f.  d.  Be- 
willigung zum  Offenhalten  über  die, 

—  I.  85. 

Po  Hak  A.  M.,  Stiftung,  II.  359:  — 

—  Heinrich, Stiftung,  II.  361,  362:  — 

—  V.  Borkenau  Moriz,  Stiftung,  II. 

3il. 

Port u gal.  Verpflegskostenansprüche 
gegen  —  I.  60,  61. 

Posch  Maria  Anna,  Stiftung,  IT.  312. 

Prämien  f.  Pflcgoparteien,  II.  347, 
:U8,  349:  —  Stiftung  in  d.  Schule  in 
d.  Magdalenen.str.,  tl.  361 :  Bücher- 
Verthenun{?von  — II.,  362.  II.  403. 

P  ranz  er  Maria,  Stiftung,  II.  312. 

Pressbauni,  PfaiTor  in  —  Abfuhr 
eines  Pachtzins,  a.  d.  Landbruder- 
schaft sfond,  1.  M'tC). 

Preusson.  Kinbringung  d.  Kosten 
f.  d.  Verpflegung  preuss.  Sta^nts- 
unterthanen  in  österr.  Heilanstalten, 
I.  52. 

Prick  Vincenz.  Stiftung,  II.  360,  3(ii. 

Privat -Armenpflege,  durch  die 
für  dieselbe  aufgebr.  Mittel,   I.  (I*). 

—  Armenuntorstützung  durch  Pri- 
vatvereine. II.  ()8.  102,  103.  — 
Einfluss  u.  Umfang  ders..  H.  71,  703. 

P  r i  V  a  t  w  o  li  1 1  h  H  t  i  g  k  e  i  t,  siehe :  Pri- 
vat armen]  »flege. 

P  r  i  \'  a  t  w  0  li  1 1  h  ä  t  i  g  k  e  i  t  s  verein  <* , 
Armenunt«M\stützung  dch.  —  II.  GS: 

—  f.  Armenkinderj)flege.  II.  304. 
Profe SS ioni st en arbeiten   in   den 

Versorgiingshäiisern,  II.  i'H3. 
Pro  V  in cial- Strafhaus.  II.  121. 
Provisionen  aus  d.  Hoispitalfonde. 

I.  101. 
Pyrker  Ladisl. Stiftungshaus,  IT.  6i»l. 

Rauch  Aeirid.,    Stiftung.  11.  360. 

Kecessmässige  (iebühren,  11.213. 

K  e c  h  e  n  h  e  r  u:.  Ludo vica.  Baronin  v.. 
Stiftung,  II.  312. 

li  (•  c h n  u  n  g s  f (i  h  r  e r,  deren  Wirksam- 
keit in  den  Armen-Inst.,  1.  12, 13.  — 
Wahl   derselben,   1.  29. 

U  e  c  o  n  \  a  1  c  s  c  e  n  t  e  n  -  F  o  n  d  fü  r  be - 
sonders  arme  verlassene  Wöch- 
nerinnen. II.  397. 


herzigen  Brüder,  II.  J80,  301,  302. 
—  „Mariahilf*,  IT.  489. 

Red  oute,  Abhaltg.  ders.  zum  Besten 
des  Armenfondes,  I.  95.  —  Ertrag 
der  Redoute  und  Armenlotterie,  1. 
96.  —  Abhaltung  d.  musikalischen 
Akademie  zu  Gunsten  d.  Bürger- 
spitalfondes,  I.  151. 

Regerle  Alexander,  Stiftung,  I.  166. 

Regierungscommission:  derselb. 
wird  die  Leitung  des  Armenwesens 
im  Armenhauptbez.  "Wiens  über- 
tragen, I.  13. 

Reichenberger  Clara,  Stiftung,  II. 
359. 

Reindorf,  Pfarre:  Einbeziehg.  in  den 
Armenhauptbezirk  Wiens,  1.  13,2k 
23. — Leitung  der  Armenpflege  in  — 

I.  29.  —  Verwahrg,  und  Verrechng. 
der  in  diesem  Pfarrbezirke  eingehen- 
den A.-J.-Gelder,  I.  34.  —  Entrich- 
tung V.  Spectakeigebühren,  I.  84.  — 
Gebühren  f.  d.  BeMÜlig.  zum  Offen- 
halten über  d.  Polizeistunde,  T.  85. — 
Bevölkern ngsziff.  d.  Pfarrarmenbez. 
K.,  II.  32,  —  Einnahmen  u.  Ausgaben 
d.  Pfarrarmenbez.  R.,  IT.,  711,  712. 

H  e  i  t  e  r  k  a  s  e  r  n  e  in  der  LeopoIdsta4lt ; 
Jlrrichtg.  eines  Nothspitales  in  der- 
selben, L  104,  II.  273,  275:  —  in 
Ybbs,  I.  74. 

Religion  sfond.  Zuwendg.  d.  geistl. 
Stiftungen  aus  dem  Vermögen  der 
aufgehobenen  Bruderschaften  an 
denselben,  I.  165. 

Remunerationen  f  d.  armenärztl. 
Personale,  IT.  156, 157, 158, 168;  — 
für  Pflegeparteien,  II,  409:  —  für 
verwitw.  Mütter,  welche  Kinder  in 
Pflege  haben,  II.  347  ff. 

Renneval  Carl,  Baron  v.,  Stiftunsr, 

II.  359. 

Renten,  städtische,  Zuflüsse  aus  den- 
selben an  d.  allg.  Versorgungsfond. 
T.  105. 

Rose  r  v  e  f o  n  d  der  drei  k.  k.  Wiener 
Krankenanstalten,  II.  211. 

Revisor  zur  Beaufsichtig,  d.  ausser- 
halb d.AVr.  Gemeindegebietes  unter- 
gebracht. Pflegekinder,  II.  346,  348. 

Richter  Isidor,  Stiftung,  IL  322. 

Riedl  Katharina.  Stifterin  d.  Kinder- 
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Herz  Jesu  Kloster,  II.  101. 

Herzogenburg,  Stift,  IL  628. 

Hi  ess  Lorenz,  als  Stifter  des  Armen- 
hauses im  Bezirke  Landstrasse,  IL 
501,  503. 

Hirsohfeld,  Dr.,  Gründg.  d.  Aus- 
hilfscassa  f.  aus  d.  israeL  Spitale 
austretende  Reconvaleseenten,  II. 
324. 

Hoflivree  -  Parteien.  Versorgung 
ders.  im  Hofspit,  II.  159. 

Hof  Parteien,  Versorg,  ders.  i.  Hof- 
spit, II.  159. 

Hohensinner,  Joseiine  t.  Hohensinn, 
Stiftung,  IL  312. 

Holland,  Verpflegskostenansprüche 
gegen  —  I.  60,  61. 

Hofspital.  Zuweisg.  d.  Güter  d  auf- 
gelass.  Spit.  zu  St.  Marx  an  das- 
^elbe,  1.157.  —  Bestimrag.  dess.,  I. 
157  fr  —  Verpfleg,  d.  Waisen- 
kinder i.  dems.,  Aufnahmsbeding., 
Uebersetzg.  dess.  in  d.  Gebäude 
d.  Dreifaltigk.-Spit  am  Rennweg, 
HandbetheUungen,  Auflassung,  L 
159,  161,  163.  —  Zuwendung  d. 
Ueberschusses  d.  £inn.  dess.  an  d. 
allg.  Krankenhaus,  IL  160. 

Hofspitalfond.  Bestimmung  dess.,; 
1.    64.   —   Regulirung   desselben,! 
Handbetheilungen    und   Pfründen- 
verleihungen aus  demselb.,  L  160, 
161,  162,  IL  66.  —  Einnahmen  u. 
Ausgaben,  Vermögensstand,  I.  162, 
163.  —  Verwendung  desselben  zum 
Bau   der  Krankenanstalt  Rudolf- 
stiftung,  I.   162.   —  Beitrag   zum 
Bau  des  Krankenhauses  Wieden,i 
IL  249.  I 

Hospitäler  der  barmherz.  Brüder. 
U.  301.  i 

Hospiz  zu  Weikersdorf,  IL  191,  210.' 

Hühnerhof,  der  sogenannte  —  im 
V.  Bez.,  IL  107,  HO. 

Hugon  Elisabeth,  Stiftung,  IL  312. 

Humanit&tsanstalten.  Regulirg. 
derselben,  L  117,  135.  —  Bethei- 
lung derselben  aus  dem  Ertrage 
freiwilliger  Spenden,  I.  167.  — 
Stiftungen  f,  L  173. 

Hundsthurmer  Brauhaus,  ehemal., 
n.  107. 

Hutzier  Josef,  IL  507. 


Imperial.  Wiener  Humanitäts  verein, 
IL  106. 

Impfanstalt.  IL  414. 

Industrielle  Gesellschaften,  Gomite 
des  Balles  der  —  Stiftung,  IL  285. 

Innungen,  Zahlungspflicht,  für  ihre 
im  Wohlthätigkeitshause  in  Baden 
untergebrachten  Angehörigen,  ü. 
189,  Zahlungspflioht  derselben  fär 
in  öflentlich.  Krankenhäusern  ver- 
pflegte Angehörige,  IL  223  flf.,  233. 

Instruction  für  die  Armen väter 
(Armenräthe),  I.  22,  28;  für  die 
Hausväter  der  Communalwaisen- 
häuser,  I.  28,  IL  457;  für  die 
Waisen  Väter  und  Waisenmütter. 
I.  28,  IL  341 ;  für  d.  Aerzte  in  den 
Versorgungshäusern,  IL  560  ff".: 
für  die  St  üben  Vorsteher  in  den  Ver- 
sorgungshäusern, IL  567. 

Intestatverlassenschaften  der 
Säcular- Geistlichkeit,  I.  87. 

Invalide;  Verpflegung  derselben  im 
Grossarmenhause,  I.  114. 

Invalidenhduser  für  Militärper- 
sonen; Entstehung  derselben,  I. 
113,  114,  120. 

Irre:  Ersatzansprüche  für  die  Ver- 
pflegung geisteskranker  Unter- 
thanen  fremder  Staaten,  I.  62;  Ab- 
theilung für  stille  Irre  in  d.  Ver- 
sorgungshäusern, IL  559;  Sorge  d. 
Gemeinde  für  innerhalb  ihres  Ge- 
bietes beflndliche  Irren,  IL  266. 

Irrenanstalt.  Abgabe  eines P&ünd- 
ners  in  d.  —  IL  53 ;  ünterstützungs- 
verein  für  aus  den  n.  ö.  Landes- 
irrenanstalten entlassene  hilflose 
Personen,  IL  81;  Weihnachts- 
bekleidungen durch  die  Direction 
der  —  IL  102;  Trennung  der  Ver- 
mögensgebarung des  Gebär-  und 
Irrenhauses,  IL  218;  —  geht  in  die 
Administration  d.  Landesvertretung 
über,  11.218;  Irrenheil-  u.  Pflegeanst., 
geschichtliche  Notizen,  IL  258: 
Eröffnung  der  neuerbauten  Irren- 
anstalt, Belegraum,  Statut,  IL  260: 
Leitung,  IL  263;  Errichtung  einer 
psychiatrischen  Klinik  in  der —  II. 
265;  Verpflegskosten,  IL  266: 
Aufoahmsbedingungen,  IL  266  ff.: 
Verpflegsgebühren,  Entlassung,  IL 
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Israel.  Frauenwoblthätijjkeitsveroin 
in  —  II.  98: —  Bezirkskrankenhaiis 
in  —  11.  21 1.  24<J:  —  dessen  Ürfin- 
iU\n^  und  Eröffnunjr.  II.  254:  — 
Einrichtnnc:  und  Verwaltung  des 
Si»itales,  ärztl.  Personale.  II.  toö: 
-  Krankenaufnabnit»,  Verpflegs- 
•rebühren.  11.  256.  2o7:  —  Zabl 
der  Vernflegt«*n.  II.  257:  —  Aus- 
lairen,  II.  258:  -  Heitrag  der  (ie- 
meinde  S.  zum  Arnieninslitutsfonde. 
11.  710. 

Sedlnitzkv  Marie,  (iiätin,  Stiftung. 
II.  289. 

Seilern.  Graf  von.  Stiftunir.  II.  310. 

Sej>arat berieb  10,  Hrstattuuir  der- 
selben, I.  33. 

S  e  r  b  i  e  n ,  Verpllev:>kostenansin'fiebe 
geilen  —  I.  .•)*).  t)l. 

Seyffert   Dr.  Job.   Carl.  11.   419. 

Sicberbeit.>ftnid.  Antbeil  de>selben 
an  den  Speetakel.LTcbiibrJMi.  I.  Si.  8:^. 

Si  fbfnbrii  nntMiwiese  .  lUatteni- 
.si»ital  auf  der  —  ^iebe:  Spital. 

Siecbe,  Aufnabnie  von  S.  in  d.  Ver- 
^orgun^rsbriuhern  zu  Wien  u.  Ybbs. 
II.  '558^ 

Sieeben  bau  s  d.  israel.  Cultusge- 
nicintle.  Erriebt nng  (les>. .  II.  (\9i. 
Aiifnabnif .  Kosten  der  Krbaltunnr, 
Zabl  dov  Jiiitcrgt'braebten  Personen, 
II.  G!>3:  .M.'be  aiieb:  OiMl,  097. 

Siua,  Freiberr  von.  Stift..  II.  285  290. 

Singer,  Fraiikfurier.  Stiflg.,  II.  321. 

Soldat  on>})ital,  d«'ssen  Stit'tung, 
I.   113. 

S  p  a  n  i  e  n .  Ver))fleg>kt)>tenansprriebe 
gegen  —  I.  CA).  (11. 

Spareas.sü.  1.  ö>teireicbisebe,  Stif- 
tung. 11.  285.  295.  520. 

Spi'cialfirzte,  II.   159. 

SjM'cta  kelgobiibren.  Erklärung  u. 
Be.stininiung  derselben.  I.  S2,S3:  — 
Keebt  des  Arinenfondes  auf  d>'n  Be- 
zug ders.,  I.  83:  —  Ausniittlung  «l«»r 
zu  entriebtenden —  I.  83.  8i;  — 
Musikeonsensgebübren :  Einbei)ung 
und  P]rtrag  derselben,  I.  85,  8(i. " 

Spenden  zur  Deekung  d.  Auslagen 
für  d.  öfi'iMitl.  Armenpflege,  I.  Gi, 
(55,  80,  166:  —  für  Arme  des  Wr. 
Armenbez.,  I,   166.  167:  —  Ph'trac 


Spinnlabriken,  Entstehung  von  — , 
I.  9. 

Spital  zum  heil.  Geeist,  I.  3;  —  zu 
8t^  Johann,  1.4;  —  Studentenspitalf 

I.  4;  —  zu  St.  Martin,  L  4,  157: 

—  zu  St.  Theobald,  I.  4 ;  —  zu  St. 
Lazar,  I.  4;  —  zu  St.  Marx,  1.4. 
147;  Au Aassung  desselben«  II.  218: 

—  für  verwundetü  Krieger,  II.  71 
327;  —  für  scrophulose  Kinder  in 
Baden,  II.  196;  —  Kinderhospital 
in  Hall,  II.  179,  199;  —  Armenbad- 
spital  in  Hall,  II.  179,  «Ol. 

—  Spanisches,  II.  218,  443. 

—  der  Elisabethinerinnen, 

II.  147,  gescbichtl.  Notizen,  II.  30K. 
309,  Einrichtg.  des  Sp.  II.  310,  - 
Bettstiftungen,  I.  161,  II.  310,  Zahl 
der  Verpflegten,  Auslagen,  II.  31:^. 

—  der  barmh.  Brüder,  I.  161. 
Ertheilg.  vorübergehender  ünter- 
stützg.  beim  Austritte  aus  d.  Spital. 
II.  43,  247;  gescbichtl.  Notizen, 
II.  301  ff.  —  Einrichtg.  des  Sp., 
II.  302  ff.  —Zabl  der  Verpflegten 
Auslagen,  II.  304. 

—  der  barmb.  Schwestern,!. 
ICK  II.  247,  256,  —  Gescbichtl. 
Notizen,  IL  304.  —  Einrichtg.  d. 
Sp.,  11.305:  —  Zahl  d.  Verpflegten 
u.  Au.slagen,  II.  306.  —  Spitäler 
d.  barmh.  Schwest.,  II.  307. 

Marienspital  zu  Weikersdorf  b. 
Baden,  11.  72,  372. 

Communal-Nothspit&ler,II.  273  ft.. 
werden  als  ötfentl.  Heilanstalten  er- 
klärt, II.  279.  —  Verpflichtg.  d. 
Gem.  zur  Errichtg.  v.  Nothspitälem, 
II.  273, 274.  282:  siehe  auch:  Noth- 
spitäler.  — Blatternsp.  auf  d.Sieben- 
brunnonwiese,  Errichtg.  desselben. 
II.  277,  Kosten  für  dasselbe,  II. 
27S,  280,   281. 

Blatternsp.  i.  d.  Karolvgasse,  II. 
270,  i78. 

Sp.an  d.Triesterstrasse,II.  280  ft. 

Sommersp.  in  Baden    II.    290. 

Klostersp.  d.  Schwestern  v.  Ord. 
d.  b.  Franz  v.  Assisi,  II.  213  flf. 

Maria  Tberesia-Frauenhospital. 
II.  31.Ö; 

—  d.  israel.  CultusQ:em.,cre5cbichtl. 
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Eröffnung  desselb.,  II.  288.  —  Lei- 
tung II.  289.  —  Area,  Belegraum, 
Aufnahmsbedingungen,  II.  290, 
291.  —  Aerztl.  Personale,  II.  291. 
—  Einnahmen,  Krankenstand,  II. 
2J)1,  292,  293.  —  Auslagen,  II. 
294. 

Das  Leopoldstädter  Kinder- 
spital. Gründung  desselb.,  294  fF. — 
Belegraum,  Aufnahmsbedingungen, 
II.    296,    297.    —    Einnahmen,   II. 

297.  --  Krankenstand,  IL  298. 
Das  Kronprinz  Rudolf-Kin- 
der spital,  Gründung  desselb.,  II. 

298.  —  Einnahmen,  Aufnahmsbe- 
dingungen, IL  299. 300  —  Leitung, 
IL  300. 

Kirehenbüchse,  Sammlung  mit  d., 

I.  98. 
Kirchondrittel,   wann    dass.    ein- 
tritt, L  88. 
Kirchenstaat,    Verpflegskostenan- 

spr.  gegen  den  —  I.  58,  61. 
Klagbaumspital,   dessen   Gründg. 

u.  Incorporirg.,  I.  4. 
Kleidungsstücke,  Botheilung   der 

Pflegekinder  mit  denselb.,  IL  352  fF. 
Klein  Wilh.,  IL  419,  487. 
Kleinkinder-Bewahranstalt    in 

Lichtenthai,  IL  530. 
Klempf  Bemhd.  v.,  Stiftg.,  IL  312. 
Klevmayrn,   Baron   v.,   Stiftg.,  IL 

31*2. 
Klingenbeutel,  Sammig.  mit   dem 

Kliniken,' IL  152,  219,  392,  394. 

Klosterneuburg,  Krankenh.  in,  II. 
271.  —  Irren-,  Siechen-  u.  Ver- 
sorgungs-Anst.  zu —  IL  271.  —  Ver- 
sorgungshaus in  —  siehe:  Versor- 
gungshaus. 

Klosterspital,  der  Schwestern  v. 
Orden  des  hl.  Franz  von  Assisi. 
Siehe:  Spital. 

Knabenasyl,  St.  Josef  Vincentinum. 
—  Leitung  d.  Asyles,  Bedingungen 
der  Aufnahme,  IL  491.  —  Kinder- 
bewahranst,  Verpflegskost,  IL  492. 

Knorr  Josef,  Stiftung,  IL  312. 

Kobler  Theres.,  Stiftung,  IL  322. 

Königswarter  Jonas,  Stiftungen, 
IL  321,  322,  440. 

Koller  Josefine,  Stiftungsh.,  IL  691. 


Koller  Fr.,  Ritter  v.,  Stiftung  IL  312. 
Kollinsky  Eleonora,  Stift.,  11.  321; 

—  Franz,  Stiftung,  IL  321. 
Kollisch  Hirsch,    als  Mitbegründer 

d.  Israel.  Taubstummeninst.,  IL  437. 

Küllonits  Cardinal,  Geschenk  dess. 

an  d.  Grossarmenhaus,    L    114.  — 

—  Sigismund,  Erzbisch.,  Errichtung 
des  Johannesspitals,  1.  119. 

Kostgeld  f.  b.  Pflegeparteien  unter- 
gebr.  Kinder,  IL  336,  346,  347, 
319,  350,  351.  —  Zahlungsbogen, 
n.  338. 

Kostkinder,  Central  verein  t.  Kostk., 
Beaufsicht.    und  Krippen,    IL  364. 

Kranke  unheilbare,  deren  Aufnahme 
in  die  Versorgung,  IL  238  flf.,  535. 

Krankenanstalten,  siehe:  Kran- 
kenhäuser. 

Krankenhäuser,  Betheilung  ders. 
aus  d.  Ertrage  freiwilliger  Spenden, 
I.  167.  —  Ertheil.  vorübergehender 
Unterstützungen  durch  d.  Vern'alt. 
der  —  IL  22, 23,  42  ff*.,  235,  322.  — 
Abgabe  eines  Pfründners  in  eines 
der —  IL  52,  221.  — Gesammtkran- 
kenstand  u.  Auslagen  der  —  IL  254. 

Krankenhaus,  k.  k.  allg.,  Betheil, 
aus  dem  Ertrage  freiwill.  Spenden, 
I.  167.  —  Beitrag  d.  Johannesspi- 
tal- u.  Bürgers pitalfondes  an  das  — 

I.  121.  Zuwendung  d.  üeberschus- 
sus  d.  Einnahmen  d.  Ilofspitales  an 
dass.,  IL  160.  —  Stiftungen  für  das 

—  I.  337.  —  Eröfl[hung  dess.,  IL  149. 
Geschichtliche  Notizen,  IL  211,  217, 
247.  —  Oberleitung,  IL  220.  — 
Aufnahmsbeding.,  IL  220,  222.  — 
Verpflegskostenzahlung,  IL   223  flf. 

—  Zahlungspflicht  d.  Arbeits-  od. 
Dienstgebers,  IL  224,  225.  —  Zah- 
lungspflicht d.  Landesfonde,  IL  225, 
226,  228,  231.  233.  —  Verpflegs- 
classen,  IL  231.  —  Höhe  d.  Ver- 
pflegsgebühren,  IL  232.  —  Aerztl. 
Personale,  11.  233.  —  Inspections«* 
dienst,  Wart  personale,  Arzneiliefe- 
rung, IL,  234.  —  Entlassung,  II. 
235.  —   Krankenstand,   Auslagen, 

II.  236  ff.  —  Bestimmungen  über 
d.  Uebernahme  Unheilbarer  aus  d. 
Spitalspflege,  IL  238  ff".,  246.  — 
Uebereinkommen  d.  Directlon  des». 

47 
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Taboa- V«*rein.  II.  106.  f  der     im    Hospize    aulgenommenen 

Tanziint*M'haItun|ren,  Veranstal-  Personen.    Auslagen,  II.  196,  210. 

tunp  von  —  I.  82^  —  Bett  Stiftung  im  St   Josefs-Kin- 

Taubfb.  Dr.  Johann  v.  L«»I>enswarth, '  derspitAle,  IL  i83. 

(iründer    ein«'S   Kinderspitales.    II.'  —  Moriz.  Stiftung.  IL  321. 


Tonder  sches  Haus  in  Ybbs,  IL  597, 

598. 
Trag-  und  Lohnsessel,   Pririle- 

gium  für  Benützung  von  —  I.  11.x 
TscheruT  Franz  u.  Kosine,  Stihang, 

IL  505." 
Türkei.  Verpflegskosten- Ansprüche 
ie  —  L  39.  61. 


334. 
T a  u  b  s  1 11  m  m  o n  -  Frauenverein  ,    II. 

im;. 

T a u b s t u niiu e n - 1 n s T i t u t .  k.  k.  — 
Gründung  und  Zweck  der  Anstalt. 
IL  431.   —   Aufnahmsbedingungen, 
11.432.   V3i.  —  Unterrichtsgegen- 
stände. 11.  433.  —  Lehr-  und  Er-  gegen  die 
ziehungspersonale.  II.  43i.  —  Aus- 
tritt. II.  434.  —  Belegraum,  Mittel  Febersiedlung  eines  Pfründners  in 
zur  Erhaltung  des  In<tiTutes.  Lehr-,  einen     anderen    Armenbezirk,    IL 
geldbeiträtre,   II.  43.'>,   —   Ifir  das-'  33,  34. 

selbe  bestehende  Srifniniren.  1.174.  Feberverdienst    der  Arbeiter  in 

313.  II.  43*.  —  Stand  der  Zöiriincre  <ler  Beschäftigungsanstalt  für  frei- 

und  Au-l.iL'-eii,  II.   i3t;.  494.         ^    .  willige  Arbeiter,  IL  129. 

Taubst  II  niii'.en  -  I  nstitut.   allgeni.  Unheilbare.  Bestimmongen  über  d. 

österr.  i>rael.  —  <tnnnlnng  ilessell»,.  Uebernahme     armer      unheilbarer 

II.  437.  —  BeleLnaum.  Zweck.  Lei-  Kranker  von  S«;ite   der  Zust&ndig- 

tunir,   IL  437.   —  Aufnahnisbedin-  keitsgemeinden.IL  238ff. — Trans- 

guniren.  II.  43^.  —  Verpfieg>dauer.  jmrt  L'.  in  ein  städt.  Versorgiings- 

Lehrpersonale.     Unterriehtsgegen-  haus.  IL  i44.  —  Zahl    der  von  i 

>tände.  ärztlifher  Dii-nst.    IL  4*39.  Oemeinde  übernommenen  U..  IL  243 

—  Einnahmen.  StiHnniren.  II.  44o.  ff.  —  Bruderschaft  d.  allerh.  Dn'i- 

—  Zahl  «ier  Ver|»tlcgten.  Au>lacren.  fal  t  i  gkeit  zur  Pflege  arraerU.,  IL  69.3. 
IL  441.  4?»4.  Ungarn.  Verpflegskosten  für  nach  U. 

Tei  Tel  bäum  SiLrmuml,    Stiitunir.    II.  zuständiire  Individuen.  I.  32. 

M\.                  ^                        ^  Unger  Georg,  Stiftg.,    IL  .361.  361 

Teneiibaiini   Lmlwipr,    Sriftunir.    II.  Union.   \Vr.  Ilumanitäts-   u.  Kran- 

4^5.  kenverein,  IL  106. 

Thavonat.    Freiherr    v..    Lpirat.    1.  Unterstandslose.  Betheilg.  der  von 

1 1 4.  der  Polizei  in  das  Armendepartement 

T  h  e  a  t  e  r  V  o  r  s  t  e  11  u  n  's  e  n  ,  Vt-ran  -  gestellten  U..  IL  13:  —  deren  Unter- 
staltung  von  —  I.  65.  1*4.  —  (te-  bringung  in  d.  freiwill  Arbeitsan- 
bühr  für  die^-elben.  I,  '<2.  sfalt  oder  in  eine  Lehre.  IL  15. 

Theicsien -Kreuzerverein  zur  Untei-  Unterstützung.  Grundbedingungen 

stüt/unir  armer   israel.  Kinder.   II.  für   dieselbe.   L  37:  —  Ansprüche 

37s.  auf  dieselbe  können  nicht  imHechts- 

T  h  e  u  er  u  n  g > b e  i  t  r ä g e  für  «lie  Trai-  wege  Lreltend    gemacht  "Werden,  I. 

teurs    in   den   Ver>ori:unir«-häusern.  3S:  — VerpHichtung  der  (iemeinde 

IL  54s.  o.",0.                     ^  zur  U..  I.  44,  IL  716,  —  darf  von 

Tischre  Lew.   israel.   Wohlthätiir-  der    Gemeinde    auch    auswärtigen 

keitsverein.  II    10»i.  Armen  nicht  versagt  werden,  I.  46: 

To<lesco     Hermann,     Stifiuni:     de>  —  eine  bestimmte  Art  d.  U.  kann 

Hospizes  in  Baden.    IL    179,    191.  der  Arme  nicht  verlangen,  I.  47:  — 

—  Fassunirsraum  .     Hausordnung  Folgen  des  Genusses  der — ,1.48. 
IL  I9i.  —  Dauer,  der  Badesais«»n.  Unterst ützungs verein,  s.  Verein. 

TT            I  O          . riilwiJt -#11  nrrcm/iVi  t       .1.-.i<  T~  n  t  .->  i*  a  4  11  f  -v  ii  n  >y  e  tt»  .%  li  n  p  ,  ^  •>    IT    ^1^ 
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zur  £n*ichtuog  d.  Soldatenspitales 
und  Bestimmung  desselben  tür  ein 
Armenhaus,  1.  113.  —  Privilegium 
für  die  Apotheke  d.  Bürgerspitales, 
I.  146,  II.  149. 
Leopold  IT.,  Bestellung  eines  eigenen 


Luchs  V.  Luchsenfeid  Maria,  Stiftg., 
II.  311. 

Maria  Anna  Carolina  Pia,  Kaiserin, 

Stiftung,  II.  289. 
Maria  Elisabeth -Verein,  II.  87. 


Leopold  VI.,  Stiftb.  v.  27.  Mai  1211, 
I.  3. 

Leopoldstädter  Kinderspital,  II. 
294.  ff. 

Leslin  Jak.,  Graf,  v.,  II.  309. 

Ley  Conrad,  II.  294. 

Licenzgebühren,  siehe:  Lohnwa- 
gengefälle. 


Arztes  C  joden  Polizeibezirk,  II.  150.  Maria  Theresia,  Verbot  d.  Ueiratens 
*  ""        -----  erwerbsloser    Personen,    I.    9.    — 

Versuch,  d.  Annenwesen  zu  regeln, 
1. 1 1.  —  Schenkg.  d.  Herrsch.  Ebers- 
dorf, I.  71,   UO,  159,  II.  441,  595. 
Maria     Theresia- Frauen -Hospital, 

siehe:  Spital. 
Marienanstalten  in  Wien,  Brunn, 
Pest  und  Troppau,  II.  489. 


Liebe  des  Nächsten.  Vereinigung  Marienbad,  Kreuzbrunnen-Inspec- 


sämmtlicher  Bruderschaften  in  die 

Bruderschaft  der,  —  I.  164. 
Liebenberg  Emanuel,  Ritter   von, 

Stiftg.,  II.  290. 
Licht enhain^sche  Stiftg.,  II.  485. 
Liechtenstein,  Fürst,  II.  301,  448, 

530.  Fürstin  Franziska  v.,  Stittg., 

289,  290. 
Li e sing,     Versorgungshaus    in    — 

siehe:  Versorgungshaus. 


torat,  II.  203. 
Marienspital   zu  Weike^isdorf  bei 

Baden,  II.  72,  327. 
Marx  Louis,  Ritt,  v.,  Stiftg.,  II.  290. 
MarxerAnton,  Weihbisch.,  II.  442. 
Maskil  elDal,  Armenunterstützgps.- 

Verein,  II.  106. 
Mater  misericordiae,  Asylhaus  f 

arme  verlassene  Mädchen,    II.  87, 

486,  487. 


Licitationspercente  ,     Verzeich-  Materialartikel  Sich  erst  ellg,  Ein- 

.  .1  1  irii         1  _  „  »     oM    I         !•  _  r TT    V I ..     o *; 


nisse  über  d.  entfallenden  —  I.  85. 
Entrichtung  derselb.  —  I.  90.  — 
Befreiung  der  Verkehrsbank  v.  der 
Entrichtung  d.  L.,  I.  90.  —  Exe- 
cutionsrecht  d.  Magistr.  bezüglich 


lieferung,  üebernahme  u.  Scartirung 
v.  M.  in  den  Versorgungshäusem, 
II.  539  ff. 
Mathias,   Kaiser.   Aufn.  d.    barmh. 
Brüd.  in  Wien  d.  denselb.,  II.  301. 


derselb.,  I.  91.  —  Ertrag  derselb.,  Matzel  A.,  II.  322. 

I.  91,  II.  710.  Mauerbach,  Versorgungshaus  in  — 

Lochner  Sebastian  Stiftung,  II.  360,'     siehe:  Versorgungshaus. 

362.  |Maul  Theresia,  Stiftung,  II.  312. 

Löwenfels  Clara  v.,  Stiftg,  II.  312.  Mauthner  v.  Mauth8tein,Dr.,  II.  196; 
Löwenstein  Carl,  Stiftg.,  II.  321.  —als  Stifter  d.  St.  Anna-Kinder- 
Löwenthal  CaroUna,  Stütg.,  II.  290.      spitales,  IL  288,  289;  —  Stiftung 

—  Ritter  v.,  Stiftg.,  II.  290.  |     im  St.  Anna-Kinderspitale,  II.  289. 

Lohnwagenamt.  üebertragg.  des-  Mauthner  Ad.  Ign.,  R,  v.  Markhofi 


selben  an  den  Magistrat,  1.  92. 
Lohnwagengefälle,  Verpflichtung 
z.  Entrichtung  desselb.,  I.  91.  — 
Regulirung  desselb.,  1. 92.  —  Ertrag 
desselb.,  1. 92, — wird  d.  Grossarmen- 


als  Stifter  d.  Kronpr.  Rudolf-Kinder 
spitales,  II.  298,  300. 
Maximilian   von  Este,    Erzherzog. 
EiTichtg.  eines  Spitales  d.  barmk 
Schwestern,  II.  3U4. 
hause    als    Einnahmsquelle    zuge-l Mayer  Theresia,  Gründerin  d.  Th.- 
wiesen,  I.  91,  115.  |     Kreuzer- Vereines  für  arme  Israelit 

Local-Armenfond,  Zuwendung  d.;     Kinder,  IL  378. 

Vermächtnisse  f.  Arme  a.  d.  Armen-  Medicamente,  Auslag.  f.  unentgeltl. 

fond,  I.  80.  !     Verabreichung   von  Medicamenten, 

L Ottogefälle,  Zuweisung  desselben      IL  150.  —  Bestimmungen  über  d. 

a.  den  Grossarmenhausfond,  L  117.!     unentgeltl  Bezug  y.M.,L37JI.  161  ft. 

47* 


Armenbetbeilung,  Verrechnung  der- 
selben, I.  it,  23. 

Verlassende  haften  —  derSäcular- 
Geistlichkeit.  I.  87,  88:  —  der 
Weltgeistlichen,  Vorgang  bei  Ent- 
scbcidiinii:  über  die  Ansprüche  auf 
<lieselbeu.  I.  Sl>:  —  der  Kegiment^- 
capläne,  1.  M^:  —  von  Personen, 
welche  aus  den  Armen-Instituten 
einen  Beitrag  genossen  haben,  I. 
100;  —  von  in  Versorgungshäusern 
verstorbenen  Personen,!.  100,  101; 
—  Gebarung  mit  den  dem  allgem. 
Versorgiing.>loiidc  eingeautwoiteten 
Verlassen>chaft>eft'eeten,  1.   101. 

V e r  1  a  s s e  n  > eil a f t s g e  b  ü  h r e n ,  II. 
210.  i'M. 

V  e  r  1  a  s  .s  e  n  s  c  h  a  f  t  >  j»  e  r  c  e  n  t  e :  Ver- 
zeichn.  über  die  entfallenden  —  I. 
S*>.  S7.  —  Kiitriehtung  derselben 
I.  S(».  —  Verlassenschaffen.  welche 
von  Entriehtuny:  derselben  frei  Mud. 
1.  87:  —  Von  den  lntest«at-Ver- 
lassensehaften  der  Säcular-Geist- 
lichkeit,  I.  S7:  — Ertrag  derselben, 
I.  ?<9,  II.  710. 

Vermächtnisse.  —  für  Arme  ohne 
nähere  Bezeichnung,  deren  Zuwen- 
dung, I.  HO.  l()7:  —  zu  frommen 
Zwecken.  I.  Sl :  —  Ertrag  derselb., 
I.  K2:  —  Ertrag  der  d<'ni  Bürger- 
Sjutalfonde  zugewendeten  —  I.  150: 
— ■  Bekanntgabe  und  Verzeichni^s 
der  zugewendeten  Veiinäclitnis>e  an 
die  Statthalterei.  I.  170.  Siehe  auch: 

Legate. 

Ver pflegh gebühr en.  Siehe:  Ver- 
pflegskosten. 

V  erj»flegsko>ten.  Normen  über  d. 
künftige  Behamllung  der  Ersätze^ 
von  —  1.  (;i.  Jvückersätze  von  Ver- 
pflegsgebühren,  1.  loO,  [{)i.  — 
iur  die  in  Communal  -  Epidemie- 
Spilälern  unterirebrachten  Kranken. 
I.  104,  II.  270,  278,  2:9.  —  für 
Pensionäre  in  den  Versoru:ungs- 
häu.sern,  I.  lo4,  11.  Ö72.  049.  — 
Bestreitung  d.  V.  für  Arme  der 
Landgemeinden  aus  dem  Land- 
bruderschaftsfonde,  1.  105.  —  Be- 
streitung derselben  für  Zöiiflinire  V 
des  k.  k.   Blindenerziehunirs-insti- 


tutes  und  des  k.  k.  Taubstummen- 
Instituten,  1.  174. 

—  Normale  vom  30.  März  1837, 

II.  no. 

—  für  in  einer  der  k.  k.  Wr. 
Krankenanstalten  oder  in  einer 
offen tl.  Irrenanstalt  rerpflegte  In- 
dividuen, II.  223  ff.,  23i.  —  Höhe 
derselben  in  den  communiden  Noth- 
spitälern,  IL  276,  278.  —  für  bei 
Püege Parteien  untergebrachte  Kin- 
der, IL  336,  346,  347.  —  Eine 
Uebert ragung  d.  V.  für  in  die  Ge- 
bär- und  Findelanstalt  aufgenom- 
mene Kinder  auf  die  Heimatge- 
meinde findet  nicht  statt,  IL  ^94, 
411.  —  für  in  der  Findelanst&lt 
untergebrachte  Kinder,  II.  403,  409, 
410.  —  für  einen  auf  Kosten  des 
allgem.  Versorgungsfondes  im  k.  k. 
Blindenerziehungs-lnstitute  verpfleg- 
ten Zögling,  IL  424.  —  Vergütung 
der  V.  für  nach  ausländischen  Staa- 
ten Zuständige  in  Versorgungshäu- 
sern untergebrachte  Personen,  H. 
538,  539. 

r'ersatzamt,  Hechts verhältniss  des 
Versorgungsfondes  zu  demselben, 
I.  08  tt.  —  Verhältniss  zum  Gross- 
armenhausfonde,  1.  68,  116.  — 
Dessen  Gründung,  I.  68.  —  Stellt 
die  Zahlungen  an  den  Versorgungs- 
fond ein,  1.  69.  —  Dessen  Admi- 
nistration soll  durch  die  Commune 
Wien  übernommen  werden,  I.  69, 70. 
ers orgung.  Siehe:  Annenversor- 
gung. 

e  r  s  0  r  g  u  n  g  s-  und  Beschäftigungs- 
anstalt hlr  erwachsene  Blinde, 
Errichtung  derselben,  IL  687.  — 
Zweck  d.  Anst,,  Aufnahmsbedin- 
gung., IL  6«8.  —  Beschäftigung 
d.  Pfleglinge,  IL  689,  690  —  Er- 
lös für  verkaufte  Arbeiten,  U.  690. 
—  Erkrankung  d.  Pfleglinge,  IL 
690.  —  Leitung  der  Anstalt,  Be- 
legraum, IL  690.  —  Institutsfond, 
Einnahmen  d.  Anstalt,  IL  691,  692. 
Stiltungen  für  die  —  L  174. 
310.  Ausgaben,    IL    693.    — 

siehe:  auch  696,  697. 
ersorgungsfond,      Allgemeiner: 
Entstehung  desselben,  I,  io,  ßo,  [tt: 


741 


Pestspital.  II.  591. 

Peterl  Anton.  Stiftung,  II.  485. 

Pfarr-Armonbezirke.  Eintheil.  d. 
Stadt  und  der  Vorstädte  in  Pfarr- 
Armen bezirke,  I.  13,  II.  702;  — 
ausser  den  Linien,  Einbeziehung 
ders.  in  den  Armenhauptbez.  Wiens, 
I  13,  ii ;  Untertheilg.  ders.  in  Armen- 
bez.,  1.14,  Umwandlung  derselben  in 
Gemeindearmenbezirke,  I.  19,  II. 
702;  Pfarrbezirk  der  k.  k.  Burg, 
zu  St.  Stefan,  bei  den  Franzis- 
kanern, zu  St.  Josef  in  der  Prater- 
strasse,  zu  St.  Elisabeth  auf  der 
Wieden,  I.  23;  Neulerchenfeld,  Her- 
nals,  Reindorf,  deren  Bevölkerung, 
II.  32. 

Pfarr-Armeninstit  Ute.  Einführung 
derselben  in  Wien,  I.  13,  23;  Auf- 
hebung derselben  auf  dem  flachen 
Lande,  I.  17,  18;  Aufhebung  der- 
selben in  Wien,  I.  19,  21,  23,  28, 
29;  in  Hernais,  Neulerchenfeld  u. 
Reindf.  werden  in  die  Reorganis. 
d.  Pfarr-Armeninst.  nicht  miteinbe- 
zogen, I.  21,  29;  Uebergabe  der 
Geschäfte  derselben  an  das  Bezks. 
A.  J.,  I.  22. 

Pfarr-Armenvermögen.  üeberg. 
desselben  an  die  Gemeinden,  I.  21. 

Pfarrer  besorgen  diu  Leitung  des 
Armenwesens  im  Pfarrbez.,  I.  13, 
18;  denselben  wird  der  Dank  für 
ihre  bisherigen  Leistungen  ausge- 
drückte, I.  21;  in  Pressbaum,  Ab- 
fuhr eines  Pachtzinses  a.  d.  Land- 
bruderschaftsfond, I.  166. 

Pflegekinder.  Beaufsichtigung  der 
ausserhalb  des  Wiener  Gemeinde- 
gebietes  untergebrachten  —  II.  346 ; 
Betheilung  derselben  mit  Kleidungs- 
stücken, II.  352  ff.;  mit  Schul- 
büchern, II.  355  ff.;  Abgabe  noch 
nicht  6  Jahre  alter  Pf.  an  die 
Findelanstalt,  IL  387. 

Pflegeparteien.  Unterbringung  der 
Kinder  bei  —  II.  336,  337;  Aus- 
mittlung  passender —  II.  337;  Vor- 
schr.  für  —  II.  338 ;  üeberwachung 
der  —  II.  340, 346,  349;  Bestimmun- 
tren  über  das  Kostgeld,  II.  346; 
Prämien  für  —  II.  347  ff.;  Zahl  der 
Kinder,  welche  Kostgelder  bezogen, 


Auslagen  für  letztere,  II.  350, 
351 ;  Betheilung  der  bei  Pf.  unter- 
gebrachten Kinder  mit  Kleidungs- 
stücken, II.  352  ff.;  Betheilung 
solcher  Kinder  mit  Schulbüchern, 
II.  355  ff.;  für  Findelkinder,  U. 
407,  409. 
Pfründen;  für  Bewohner  des  Ortes 
Zwisehonbrücken ,  I.  24;  unter- 
scheiden sich  von  der  vorüberghd. 
Armenbetheilung,  II.  10,  45;  zeitl 
Verleihung  von —  II.  45  ff.,  52  ff.t 
Waisenpfründen,  U.  47  ff,  336, 
351;  bleibende,  Bedingungen  zur 
Erlangung  derselben,  II.  50  ff., 
52  ff.;  bleibende,  Kategorien  der- 
selben, II.  50,  51;  Erlöschung 
der  aus  dem  allgemeinen  Versor- 
gungsfunde bezogenen  —  II.  54  ff. ; 
Ersatz  der  ungebührlich  behobenen 

—  II.  55 ;  Erlöschender  Waisenpf. 
für  uneheliche  Kinder,  II.  56;  aus 
d.  allgemeinen  Versorgungsfonde, 
II.  57;  Interimist.  aus  demallgem. 
Versorgungsfonde,  1 1. 6 1 ;  Gesammt- 
zahl  der  aus  dem  allgemeinen  Ver- 
sorgungsfonde ausgezahlten  Pfrün- 
den, II.  61;  Pfründen  aus  dem 
Bürgerladfonde,  II.  62;  aus  dem 
Landwehrfonde,  II.  63;  aus  dem 
Bürgerspitalfonde,II.  63 ff.:  aus  dem 
Uofspitalfonde,  II.  66;  aus  dem 
Landbruderschaftsfonde ,  II.  66; 
Gesammtzahl  derselben  und  Aus- 
lagen hiefür,  II.  66;  Einstellung 
derselben  im  Falle  der  Aufnahme 
des  Pfründners  in  ein  Kranken- 
haus, 11.  221,  232. 

Pfründenbüchel,  IL  52,  53. 

Pfründenreste,  Ausfolgung  der- 
selben an  die  Erben,  II.  56. 

Pfründentäfelchen,  II.  52,  53. 

Pillichsdorf,  Fondsgut  d.  Hofspital« 
fondes,  I.  161;  Verkauf  dieser 
üerrschaf),  I.  163. 

Polen,  Verpflegskostenanspr.  gegen 

—  L  B8,  61. 

Poliklinik,  allgem.,  U.  323  ff. 

Polizeibezirk,  Creirung  eines  eige- 
nen Arztes  fiir  jeden  —  II.  150.  — 
PoUzeibezirksärzte  u.  Wundärzte,  IL 
153  ff.  —  Polizeibezirks-Hebammen, 
IL  155. 


Polizeiordnung  von  'Wien  Tom 
6.  Mu  1571,  1.  6. 

PoU beistund«,  Oebühr  f.  d.  Be- 
willigung zum  Offenhalten  über  die, 

—  I.  85. 

PoUak  A.  M.,  Stiftong,  II.  3B9;  — 

—  Heinrich, Stiftung,  11.  361, 361:  — 

—  V.  BurkenaD  Moriz,  Stiftung,  II. 
311. 

Portugal,  Verpflegskostenansprüche 
gegen  —  1.  60,  61. 

Posch  Maria  Anna,  Stiftung,  n.  31». 

Pr&mien  f.  Pflegepa Heien,  II.  347, 
348,  3491  — Stiftung  in  d.  Schule  in 
d.  Magd&lenenstr.,  11.  361 ;  BDcher- 
Vertheiliing  von  —  II.,  368,  II.  403. 

Pranier  Maria,  Stiftung,  II.  31t. 

Pressbaum,  Pfarrer  in  —  Abfuhr 
eines  Pachtzins,  a.  A.  Landbrnder- 
schaftsfond,  I.  lefi. 

Preussen.  Einbringung  d.  Kosten 
f.  d.  Verpflegung  preuss.  Staats- 
nnterthanen  in  flsterr.  Heilanstalten, 

I.  sa. 

Priok  Vinceni,  Stiftung,  U.  360,  36i. 

Privat-Arnienpflege,   durch   die 

für  dipsellie  aufgebr.  Mittel,  I.  (IS. 

—  Annenunterst Qtzung  durch  Pri- 
valvereine,  II.  68,  108,  103.  — ■ 
Einfluss  u.  Umfang  ders.,  II.  71, 703, 1 

PriY.itwohithfitigkeit,  siehe:  Pri-I 

vatnrmonpflege. 
PrivatwohlthäligkeitsTereine,! 

Armen u ntersl fltzu ng dch.  —  II,  6J<; 

—  f.  Annenkinderpflege,  II.  364, 
Professionislenarbeiten  in  den 

YerüorgungshAnsern,  II.  S43. 
Provincial-StrsfhauE.  II.  111. 
Provisionen  aus  d,  Hofepitalfonrte, 

1.  161. 
PyrkerLsdisl., Stiftungsbaus,  11.  691. 

Bauch  Aegid.,    Stiftung,  II.  .160. 

RecessmäBSige  Qebabren,  1I.S13. 

Rechenberg,  Tjudüviea, Baronin  v., 
Stiftung,  II.  31S. 

Reehnungsrührer,  deren  Wirksam- 
keit in  den  Armen-Insl.,  1. 13, 13.  — 
Wahl  derselben.  I,  (9. 

Reconvalescenten-Fond  fflr  be- 
sonders   arme    verlassene    WOch- 
,  II.  397. 
lescent enhaus  d.  barm- 


herzigen Brüder,  II.  SSO,  301,  3 

—  „Hariahili",  II.  489. 
Redoute,  Abhid^  ders.  zum  Bes 

des  Armenfondes,  I.  95.  —  Ert 

der  Redoute  and  Armenlotterie. 

96.  —  Abhaltung  d.  musikalise 

Akademie  zu  Ounsten  d.  Bürg 

spitalfondes,  I.  151. 
Regerle  Alexander,  Stiftung,  1. 1 
RegieruQgseommission:  ders 

wird  die  Leitnng  des  Armenw«! 

im   Armenhanptbez.    "Wiens   ül 

tragen,  1,  13. 
Reiobenberger  Clara,  Stiftung, 

Reindorf,  Pfane;  Einbeziebg.  in 
Arm  enhaupt  bezirk  Wiens,  1.13, 
Sil. — Leitung  der  Armenpflege  i) 
I.  19.  —  Verwahrg,  und  Verrecl 
der  in  diesem  Pfarrbezirke  einget 
den  A.-J,-Gelder,  I.  34.  —  Entr 
tung  T,  Spectake Igebfihren,  1.  8J 
Gebühren  f.  d.  Bewillig,  zum  Of 
halten  über  d.  Polizeistunde,  [.  W 
BeTÖltemngsziff.  d.  Pfarrannen 
R,,  II.  3S,^ Einnahmen  u.Ausgi 
d,  Pfarrarmenbez.  R,,  II.,  711,  7! 

Keiterkaserne  In  der  Leopoldst 
Errirbtg.  eines  Nntbspitales  in  i 
selben,  I.  104,  II.  173,  270:  - 
Tbbs,  I.  74, 

Religionsfond,  Zuwendg.  d.  g( 
Stiftungen  aus  dem  Tenn6gen 
aufgehobenen  Bnidersehaften 
denselben,  I.  165. 

Remunerationen  f.  d.  armenft 
Personale,  11.196,157.158,168 
für  Pflegeparteien,  II.  409:  — 
verwitw,  MOtter,  welche  Kinde 
Pflege  haben,  II.  347  ff. 

RennsTal  Carl,  Baron  t.,  Stifti 
n.  359. 

Renten, stldtische,  Zuflüsse aus< 
selben  an  d.  allg.  Versoigiingsf 
I,  105. 

Reserrefond  der  drei  k.  k.  Wi 
Krankenanstalten,  II.  111. 

Revisor  zur  Beaufsichtig,  d.ans 
halb  d.  Wr.  Gemeindegebietes  nn 
gebracht.  Pflegebinder,  II.  34«, 

Richter  Isidor,  Stiftung,  II.  3» 

Ried!  Katharina.  Stifterin  d.Kini 
spitales  im  IX,  Bezirke,  II.  ZB^ 
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Ritschi  Johann,  Stiftunjr,  H.  160. 

Rothschild  Anselm,  Freih.  v.;  Bei- 
tra^^  zur  Erbauung  des  Spitales  der 
israel.  Cultusgemeinde,  II.  319.  — 
Bettstiftung  daselbst,  II.  3t  1. 

—  Betty,  Freifrau  v.,  Stiacr.  11.322. 

—  Salomon,    Freih.  v..   Stiftungen, 
II.  290,  320. 

Rudolf  Elise,  geb.  Bretschneider, 
Stifterin  des  Armenhauses  im  Bez. 
Wieden,  II.  509. 

—  Joh,  Mich.,  Stiftg.,  II.  361,  362. 
Rudolfsheim    gehört   zum   Wiener 

Armenbez.,  I.  20, 24:  —  umfasst  die 
drei  Gem.  Braunhirschen,  Rustendorf 
u.  Reindorf.  Constituirg.  d.  vereinigt, 
(lem.,  1.  24.  —  Leitung  der  Armen- 
pflege in  — ,  1.  29.  Beitrag  zum 
Armen-Institutsfond,  II.  710. 

R  u  d  0 1  f  s  t  i  f  t  u  n  g,  siehe :  Krankenhaus 
Rudolfstiftung. 

R  u  s  s  1  a  n  d,  Verpflegskostenansprüche 
gegen  — ,  I.  59,  61. 

Rustendorf  gehört  jetzt  zur  Gem. 
Reindorf,  I.  24.  —  Leitg.  d.  Armen- 
])flege  in  — ,  I.  20.  —  Gebühren  für 
die  Bewillig,  zum  Offenhalten  über 
die  Polizeistunde,  I.  85. 

S  ä  c  u  1  a  r  -  Geistlichkeit,  Intestat.- Ver- 
lassenschaften  der  —  I.  87,  89. 

Säuglingsbe  Wahranstalten; 
Verein  zur  Erhaltung  d.  S.  auf  der 
Wieden.  II.  375.  —  der  barmherz. 
Schwestern,  II.  307,  308. 

Salzbezug  der  Spitäler,  I.  147. — 

—  des  Ilofspitalfondes,  I.  160. 
Salzburg,  Gesuche  von  in  Salzburg 

heimatberechtigten  Individuen    um 
Aufnahme  in  das  "Wohlthätigkeits- 
haus  in  Baden.  II.  186. 
Sammlungen,    Veranstalt.    von  — 

I.  65,  98,  167. 

Sanitäts Wesen,  Oberaufsicht  über 

das  gesammte  —  II.  151. 
Savoyen,  Herzogin   v.  —  Stiftung, 

II.  311. 
Scharfenberger     Carl,     Stiftung, 

II.  360,  362. 
Scheigl  Joh,  Philipp,  Stift.,  II.  311. 
Schell  Anna  Juliana    von,  Stiftung, 

II.  310. 
Schiff  Max  Theodor,  Stift.,  11.440. 


Schlafstellen  i.  d.  Beschäftigungs- 
anstalt  für  freiwillige  Arbeiter, 
II.  124,  125. 

Schlesier,  Verein  der  Oesterr.-  in 
Wien,  II.  100. 

Schlesinger  Nanctte,  Stift.,  II.  322. 

Schmidt  Margarethe,  II.  361,  362. 

Schneider  Johann  Bapt.,  Stiftung, 
II.  485. 

Schöllheim  Christoph  von,  Stiftung, 
II.  311. 

Schöllkopf  Johann  Georg,  Stiftung, 
II.  485. 

Schönburg  Louise,  Fürstin  v.,  Stift., 
II.  289. 

Schonian  Maria  Regina  von,  Stift., 
IL  311. 

Schreibrequisiten,  Betheil,  mit  — 
II.  355  ff. 

Schrey  Eleonore  Stiftung,  I.  79, 
II.  358. 

Schub,  Bestimmungen  über  die  po- 
lizeiliche Abschaffung  u.  d.  Schub- 
wesen, II.  16.  —  Zahl  der  von 
Wien  Abgeschobenen,  II.  19.  — 
Zahl  der  mittelst  Schub  nach  Wien 
eingelieferten  Personen,  II.  20. 

Schulbücher,  Betheilung  mit  — II. 
355  ff.  —  Auslagen  hiefür,  IL  363. 
—  Verlagsdirection  IL  357. 

Schulfond,  Antheil  desselben  an 
dem  Vermögen  der  aufgehobenen 
Bruderschaften,  I.  165. 

Schulschwestern,  Congregation 
der,  IL  101,  448,  452:  —  von  un- 
serer lieben  Frau  (de  Notre-Dame), 
IL  487. 

Schutzpocken- Irapfanstalt,  IL  214. 

Schutzverein,  Wiener,  zur  Rettung 
verwahrloster  Kinder,  IL  228,  381. 

Schwaninger  Anna,  Stift.,  II.  312. 

Schvarzenberg  Fürstin,  Stiftung, 
IL  289. 

Schwede  n,  Verpflegskostenansprüche 
gegen  —  L,  59,  61. 

Schweiz,  Kosten  für  Verpflegung 
mittelloser  Unterthanen  der  Schwei- 
zer Cantone,  I.  54  ff.,  61. 

Sechshaus,  gehört  zumWr.  Armen- 
bezirke, I.  20,  24;  —  Leitung  der 
Armenpflege  in  —  L  29 ;  —  Gebüh- 
ren f.  d.  Bewilligung  zum  Offenhalten 
über   die  Polizeistunde,    I.  85;  — 
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II.  320  ff.  —  Bettstiftg.,  II.  3il, 
Ausbilfscasse  für  Reconvalescenten, 
II.  322.  —  Zahl  der  Verpflegten 
u.  Auslagen,  II.  323. 

Erzherzogin  Sotienspital,  Verein 
zur  Errichtung  und  zur  Erhaltung 
desselben,  II.  327.  —  Bürgerspit., 
Klagbaumspit.,  Nothspit., Epidemie- 
8pit.,  Soldatenspit.,  Dreifaltigkeits- 
s))it.,  3Iarien6pit.,  Kinderspit.  Siehe : 
dieselben. 

S  pittlmeist  er, als  Leiter  desBQrger- 
spitales,  I.  I3o. 

Spitz  an  der  Donau, Ankauf  dieser 
Herrschaft  durch  den  Bürgerspital- 
fond, I.  143,  148. 

Springer  Max,  Freih.  v.,  Stift.,  II.  32 1 . 

Stadtarmenärzte,  II.  151,  155  ff. 

Starheraberg,  Gräfin  von,  Stiftg., 
11.311 

Stehle  Ignaz,  Stiftg..    II.  360,  362. 

Steiermark.  Gesuche  steiermärki- 
scher  Individuen  um  Aufnahme  in 
das  Wohlthätigkeitshaus  in  Baden, 
II.  186. 

Steiner  Elias,  Stiftg.  II.  32^. 

Stettner  Maria  Katharina  von, 
Stiftg.,  II.  311. 

S  t  e  u  d  e  1  sen.  Job.  Georg,  Stift.,  II.  485. 

Stift briefe.  Bestimmung  über  die 
Errichtung  derselben,  I.  169,  170. 

Stiftungen.  Tutelar verbal tniss  be- 
züglich derselben,  I.  15;  —  des 
Johannesspitales  und  Grossarmen- 
hauses, Uebergabe  derselben  in  die 
Verwaltung  der  Gemeinde,  I.  118. 

—  Bestimmungen  über  die  Errich- 
tung von  St.,  Stiftungsoborbehörde, 
Gerichtsstand,  Abänderung,  Aufhe- 
bung von  —  I.  168  ff ;  —  für  Zwecke 
der  öffentl.  Armenpflege,  I.  172, 
173;  —  unter  Verwaltung  der 
Commune,  I.  172,  173,  177;  — 
unter  Verwaltung  der  k.  k.  Statt - 
halterei,  I.  172,  173,  294.  —  Bett- 
stiftungen, I.  174,  II.  285,  289, 
299,  310,  314,  321. 

Schulstiftungen,  II.  358  ff.  — 
Heirat sausstattungs  -  Stiftungen,  I. 
174,  175;  —  für  das  k.  k.  Blinden- 
«rziehungs- Institut,   I.    173,    303; 

—  für  die  Beschäftigungsanstalt 
für  erwachsene  Blinde,  I.  174,  310; 


—  für  das  k.  k.  Taubstummen-In- 
stitut, I.  174,  313;  —  lur  die 
k.  k.  Waisenhäuser,  I.    174,    316; 

—  für  die  k.  k.  Krankenhäuser, 
I.  174,  337,  341,  342;  —  für 
das  k.  k.  Wohlthätigkeitshaus 
in  Baden,  I.  174,  342;  —  zur  Er- 
richtung von  Stipendien,  1.  174;  — 
tür  das  k.  k.  Militär,  I.  175,;  — 
welche  von  verschiedenen  Pfarren, 
Corporationen  oder  Privatpersonen 
verwaltet  werden,  I.  343;  —  für 
Krankenbetten, siehe:  Bettstiftg.;  — 
zur  Betheilung  von  aus  Kranken- 
häusern austretenden  Reconvales- 
centen Israel.  Religion,  II.  3i2;  — 
zur  Anschaffung  von  Büchern  und 
Schreibrequisiten,  II.  358  ft';  —  zum 
Ankaufe  von  Prämienbüchern  und 
Kleidungsstücken,  II.  360;  —  für 
das  Israel.  Taubstummen-Institut,  II. 
440;  —  Betheilung  aus  Stiftungs- 
interessen, II.  22,  45,  68.  —  Ab- 
gabe eines  mit  einer  St.  Betheilten 
in  eine  Heilanstalt,  II.  53,  222. 

Stiftungshofcommission,  milde; 
Einsetzung  derselben,  I.  114;  — 
Verwaltung  des  Johannes-  u.  Bürger- 
spitales  durch   die  —  I.  120,  136. 

Stockerau,  Kinderbewahranstalt  in 

—  n.,  373. 

Strafanstalt,  Abgabe  eines  Pfründ- 
ners  in  eine  —  II.  56. 

Strafgelder,  deren  Verwendung  zur 
Unterstützung  dürftiger  Gefangener, 
I.  96;  —  fliessen  in  den  Armen- 
fond, I.  96,  97 ;  —  Ertrag  derselben, 

I.  9H,  II.  710. 

Strudelhof,  Unterbringung  des  Fin- 
delhauses in  demselben,  II.  443. 

Stubenvorsteher  in  den  Versor- 
gungshäusern, II.  567. 

Studenten-Convicte,  II.  106. 

Studentenkrankenverein,  Beitr. 
desselben  zum  k.  k.  Krankenhaus- 
fonde,  ir.  216. 

Studienfond,  Beitrag  desselben  zum 
k.  k.   Ejrankenhausfonde,  II.  212; 

—  zur  GebäransUlt,  II.  396. 
Studierende,    Vereine    zur  Unter- 
stützung würdiger  und  dürftiger  — , 

II.  88,  105,  106. 
Synode  zu  CMo,  I.  164. 


752 


Das  Waist^nhaus  am  Renn- 
w<»fj:.  Entstehunjr  desselb.,  I.  9. — 
Verh'gnnpr  dossiMb.  nach  Ebersilorf, 
I.  72.  —  U<»bersc»tzunt^  d.  Waisen- 
iiiädchen  aus  dem  Hofspitale  in 
das  — ,  1.  i.*)9. 

Das  k.  k.  Waisenhaus  in 
Wien;  üoborsctzung  desselben  in 
d.  Span.  Spital,  II.  443:  —  Zweck 
der  Anstalt.  Bedingrunjaren  der  Auf- 
nahme, II.  444: —  Unterrichtsf^egen- 
stände,  Tagesordnunj,^  Leitung,  II. 
44.').  --  Zahl  d.  Zöglini^^e,  Verpflegs- 
gebühren,  II.  44^):  Austritt  der  Zöp- 
lingre,  Morbilität  u.  M(»rtalität.  II. 
447.  —  Beitrac:  zur  Ansehatlunc:  dos 
Frei^''ewan(les  für  Ver.^orirunfrsfond- 
Zöglinge,  II.  468. 

Das  k.  k  AVai.scnhaus  in 
J  u  d  e  u  a  u   Bcloirniuni.  Zahl  d.  Zög"- 


II.  Communal-Waisenhaus. 
Eröffnung  desselben,   II.  464,  473. 

—  Aera,  Herstellungskost.,  IL  473. 

—  Stand  des  Zöglinge,  Alter  und 
Schulbesuch  ders.,  II.  474,  475.  — 

—  Kninkheits-  und  Sterbefälle,  11. 
476,  477.  —  Spenden,  II.  477.  — 
Auslagen  und  Verpflegskosten  per 
Kopf  u.  Tag,  IL  478,  494. 

III.  Communal-Waisenhaus, 
II.  464.  —  Eröfliiung,  IL  478.  — 
Herstellungskosten,  Gesammt^us- 
lagen,  Verpflegskosten  per  Kopf  u. 
Tag,  IL  479. 

IV.  Communal-Waisenhaus, 
II.  465.  —  Bau  desselben,  Area, 
Belegraum,  bauliche  Auslagen,  Er- 
ört'nung,  IL  479,  480. 

—  Das  Waisenhaus  f.  israelitisch« 
Mädchen,  IL  320,  486. 


liiijüre.  II.  448.    —  Au>tritt    dersel-   Waisenhaus-Commisson.  IL  462, 

Ihmi,  II.  44!).  —  Krankheits-u. Todes-       466,  467. 

fälle,  II.  449  u.  4'»0:  —  rnterriehts-  i  Waisenmütter,  Instruction  für  dies.. 


e^egcnständ«*,  Tap:esordnung.  II.4')0: 
-  -  Ausgaben  f.  d.  beiden  k.  k.  Wai- 
scnanstaltiMi,  II.  4öl.  494.  —  Ver- 
jtfliclitunir  d.  Conuinint"  zur  Abgrabe 
Von  Zö^flingen  an  dieselben.  II.  4*>3. 
—    der    foininum*.    (irfindunis:  i 
ders.  II.  340.  452.  —  Ansspeisiinj^  d. 
Zöglinir«',  II.  4*>4.  —  n«'stellunir  u.  • 
(lelialt  d»'>  AVai.scnvaterN.    II.  4')(), ; 
4G2.   —    Instruetion  für  d«Mi  AVai- 
sonhausvatcr,  I.  2K.  II.  457,  403 


I.  28,  IL  341  ff.  —  Gründung  des 
In.stitutes  der  —  IL  340,  34S:  — 
werden  vom  Bürgermeister  ernannt, 
IL  341.  —  Zuweisung  der  zu  über- 
wachenden Kinder  an  die  — .  IL  342. 

—  Gelöbniss  derselb.,  IL  342.  — 
Auszeichnung  der  —  IL  342.  — 
Entziehung  des  Bestellungsdecretes, 
IL  343.  —  Stand  derselben  am 
Schlüsse  des  Jahres  1872,  IL  345. 

—  Vermehrung  derselben,  IL  349, 


Ilausordniinc:,  11.459.  463. —  Bedin-   Wai  senpfründen,  siehe:  Pfründen. 
gungen  d.  AufnalinH',  II.  3ss.  465.    Waisen väter.    Instruction    für    die 


—  Bcstiuiniuntri'n  übfr   die   l'ntcr- , 
bringunir  d.  austretenden  Zöcrlingc, 
IL    466.    —    Kntlassiniir    der  Zog- i 
lin,[,'-e,  11.  466.  — Verj^^^h'ichuntr  der 
Erp'bnisse  in  den  einzelnen  Wai-  ; 
senhäus<'rn.   II..  480  tl".  j 

I.    C  0  ni  m  u  n  a  l  -  W  a  i  s  o  n  li  a  n  s.  j 
Krötlnung  d<'sselb(»n,  IL  454,  468. —  j 
Zubauten.    II.  461.    —    Aroa.  Er- 
richtungskosten, II.  468.   —  Stand] 
der  Züf^dinge.   Alter  u.  Schulhpsiieh 
derselben,  II.  46!».  —  Krankheits-' 
U.Todesfälle.    II.    47L    —Anfer- 
tigung   V.    Kloidunirsstucken  durch 
d.  Zöglinge,   IL  47i.    —    Spenden, 
Gcsaiumtauslacen.    Verl)tleL^skosteu 


— .  I.  28,  IL  341  ff.  —  Gründung 
des  Institutes  der  — ,  IL  340,  348; 

—  werden  vom  Bürgermeister  er- 
nannt II.  34L  —  Zuweisung  der  zu 
überwachenden  Kinder  an  ilie  — , 
IL  342.  —  Gelöbniss  derselben  II. 
342.  —  Auszeichnung  der  — ,  IL 
342.  —  Entziehung  d.  Bestellungs- 
decretes,  IL  343.  —  Stand  dei-selb. 
am  Schlüsse  des  Jahres  1872,  II, 
345.  —  Vermehrung  der  — ,  IL  349. 

—  Keorganisirung  des  Institutes 
der  — .  II.  454. 

Waisen-  Versorgunsverein, 
evangelischer:    Unterbringung   von 
Waisenkindern  durch  denselben.  IL 
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Verein  —  z.  Bekleidung  dürft.  Schul- 
kinder, II.  78:  —  zur  Unterstütz, 
von  aus  d.  n.-ö.  Landosanst.  geh. 
entlassener  hilfloser  Pers.,    II.  8i. 

—  Wr.  WohlthÄtigkeitsverein  für 
Ilausarme,  II.  82;  —  vom  h.  Vin- 
eenz  v.  Paul,  IL  86.  —  ^ Maria  Eli- 
r>abeth."-V.,  11.  87,  487.  —  „St.  Gre- 
gorins"-V.,  II.  88. —  Unterstützungsv. 
für  würdige  und  dürfHge  Ht^rer 
der  Rechte,  II.  88,  89.  —  Unter- 
stützungsverein für  arme  und  wür- 
dige Studierende  an  d.  philosophi- 
schen Facultät,  II.  88,  90:  —  zur 
Unterstütz,  dürftiger  und  würdiger 
Hörer  an  d.  k.  k.  technischen  Hoch- 
schule. II.  88,  91.  Evang.  Frauenv., 
II.  93.  Unterstützungsv.  f.  entlassene 
Sträflinge,  11.94.  Italienischer Wohl- 
thätigkeitsv.,  II.  96.  ,.Humamtas," 
II.  97.  —  Der  Israel.  Frauen wohl- 
thÄtigkeitsv.  in  Sechshaus,   II.  98. 

—  Gesellsch.  zur  Unterstütz,  dürf- 
tiger   Franzosen    in  Wien,  II.  99; 

—  der  Osten*.  Schlesier,  II.  iOO.  — 
„Weihnachtsbaum",  II.  iOl :  —  für 
Kinderbewahranstalten  u.  Krippen, 
IT.  102.  —  Studenten-Convicte,  II. 
105:  — der  Schülerunterstütznngsf, 
II.  105:  —  d.  Jugendfreunde,  II. 
10.").  —  Taubstummen  -  Frauenv., 
IT.  105.  —  „Maskil  el  Dal^  H. 
1 06.  —  Unterstützungsv.  f.  dürftige 
u.  würdige  Hörer  d.  k.  k  Hoch- 
schule f.  Bodencultur,  II.  106.  — 
„Tabea",  II.  106:  —  zur  Unter- 
stützung dürftiger  u.  würdiger  Stu- 
dierender an  d.  Akademie  d.  bild. 
Künste,  II.  106.  —  Unterstützungsv. 
f.  hilfsbedürftige  u.  würdige  Stu- 
dierende a.  d.  Wr.  Handelsakademie, 
II.  106.  —  „Tischre  Lew«,  II.  106. 

—  „Osten«,  II.  106.  —  „Union," 
n.  106.  —  „Vindobona",  II.  106. 
„Deutscher  Hilfsverein  zur  Unter- 
stützung hilfsbedürft.  Angehöriger 
d.  deutschen  Reiches,  II.  106.  — 
„Imperial",  II.  106;  —  zur  Erhalt, 
iles  Spitales  [f.  scrophulose  Kinder 
in  Baden,  ü.  197.  —  Kaiserin  Eli- 
sabeth-Kinderhospitalv.,  IL  199.  — 
„St.  Josef  V.  Arimathea.**,  II.  205, 


210,  236. 


n 


Chewra   Kadischa". 


IL  208,  210,  380.  —  „Nachlath  Je- 
schurum",  IL  209,  210.  —  Stu- 
dentenkrankenv.,  Beitrag  desselben 
zum    Krankenhausfonde ,   IL    216. 

—  Wiener  Schutzverein  zur  Ret- 
tung verwahrloster  Kinder,  IL  223, 
381,  494;  —  zur  Errichtung  von 
Kinderspitälem,  siehe:  „Kinder- 
spitäler"; —  zur  Erhalt,  d.  Maria 
Theresia-Frau enhospitales,  IL  315. 

—  Poliklinik    in  Wien,   IL  324  ff. 

—  Gesellschaft  adeliger  Damen  zur 
Beförderung  d.  Guten  u.  Nützlichen, 
IL  72,  327 :  —  zur  Errichtung  und 
Erhalt,  d.  Erzherzogin  Sophienspit., 
IL  327.  —  Centralv.  f.  Kostkinder- 
beaufsichtigung u.  Krippen,  IL  364, 
493.  —  Centralv.  f.  Kinderbewahr- 
anstalten, IL  367,  493;—  zur  Er- 
haltung d.  Säuglingsbewahranstalt 
auf  d.  Wieden,  II.  375,  493:  — 
zur  Erhaltung  d.  Israel  Kinderbe- 
wahranst.,  IL  377,  493.  —  There- 
sien  -  Kreuzerv.,  IL  378,  493  ;  — 
zur  Versorgung  hilfsbedürft.  Waisen 
d.  israel.  Cultusgemeinde,  IL  380, 
493;  —  zur  Erhaltung  d.  Israelit. 
Blindeninstitutes,  IL  428;  —  zur 
Erhaltung  d.  Israelit.  Taubstummen- 
institutes, IL  437.  —  Evangelischer 
Waisenversorgungsv.,  IL  484.  — 
Gesellschaft  d.  Töchter  d.  göttlichen 
Liebe,  IL  487  ff.;  —  zur  Erhalt,  d. 
Knabenasyles :  St.  Jos.  Vincentinum, 
IL  491.  —  Gumpendorfer  Weih- 
nachtsbaum, IL  495;  —  des  Herz 
Jesu-Asyles,  IL  495.  —  „Kinder- 
freunde,**  IL  495.  —  Leopoldstädter 
Humanitätsverein,  IL  495:  —  von 
Schulfreunden  in  Neulerchenfeld, 
IL  495.  —  Wohlthätigkeitsclub 
„Kinderfreunde"  in  Sechshaas,  II. 
495.  —  Kinderunterstützungsverein, 
IL  495;  —  der  „ Kinderfrau nde  in 
Hemals^  IL  495.  —  „Pestalozzi," 
IL  496.  —  Gesellschaft  d.  „Kinder- 
freunde"  an  d.  Bürgerschule  für 
Mädch.,  VIIL,  Albertplatz  7,  IL  496. 

Verkehrsbank,  k.  k.  priv.  allgem. 
in  Wien:  Befreiung  derselben  von 
der  Entrichtung  der  Licitations- 
percente,  I.  90. 

Verlagsgelder,   zum  Zwecke  der 
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Annenbetboilang,  Verrechnung  der- 
selben, 1.  it^  23. 

Verlassenschaften — derSäcular- 
Geistliehkeit,  I.  87,  88;  —  der 
Weltgeistliehen,  Vorgang  bei  Ent- 
scheidung über  die  Ansprüche  auf 
dieselben,  I.  89: — der  Kegiments- 
capläne,  1.  89:  —  von  Personen, 
welche  aus  den  Armen-Instituten 
einen  Beitrag  genossen  haben,  I. 
iOO;  —  von  in  Versorgungshäusern 
verstorbenen  Personen,  1. 100,  iOl; 
—  Gebarung  mit  den  dem  allgem. 
Versorgungsfonde  eingeantworteten  j 
Verlassenschaft^efFecten,  I.  101.      ! 

Verlassenschaftsgebühren,  IL' 
215,  231. 

Verlassenschaftspercente:  Ver- 
zeichn.  über  die  entfallenden  —  I. 
85,  87.  —  Entrichtung  derselben 
I.  86.  —  Verlassenschaften,  welche 
von  Entrichtung  derselben  frei  sind, 
I.  87;  —  von  den  Intestat- Ver- 
lassenschaften der  Säcular-Geist- 
lichkeit,  I.  87;  — Ertrag  derselben, 


tutes  und  des  k.  k.  Taubstumme 
Institutes,  I.  174. 

—  Normale  vom  30.  März  18 
II.  220. 

—  für  in  einer  der  k.  k.  "V 
Krankenanstalten  oder  in  eL 
öffentl.  Irrenanstalt  verpflegte  ] 
dividuen,  II.  223  ff.,  23«.  —  H( 
derselben  in  den  communalen  Not 
Spitälern,  II.  276,  278.  —  für 
Pflegeparteien  untergebrachte  K 
der,  II.  336,  346,  347.  —  E 
Uebertragung  d.  V.  (ur  in  die  (i 
bäi-  und  Findelanstalt  auigeno 
mene  Kinder  auf  die  Heimat^ 
meinde  findet  nicht  statt,  II.  3! 
411.  —  für  in  der  Findelanst 
untergebrachte  Kinder,  II.  403,  4' 
410.  —  für  einen  auf  Kosten  ( 
allgem.  Versorgungsfondes  im  k. 
Blindenerziehungs-Institute  verpfl 
ten  Zögling,  U.  424.  —  Vergütu 
der  V.  für  nach  ausländischen  SU 
ten  Zuständige  in  Versorgungshä 
Sern  untergebrachte  Personen, 
538,  539. 


I.  89,  U.  710. 
Vermächtnisse, -für  Arme  ohne  Versatzamt,  Rechts  Verhältnisse 

nähere  Bezeichnung,  deren  Zuwen-       t    '«' «•"''^'v'^fl  •"     ^"""^r^ 
düng,  1.  80,  167:  -  zu    frommen      ^'  ^^  ^'  "  ^^rl^altniss  zum  Gru: 

Zwecken,  I.  81 :  —  Ertrag  derselb., 
I.  8i;  —  Ertr«ag  der  dem  Bürger- 
spitalfonde  zugewendeten  —  I.  150: 
—    Bekanntgabe  und  Verzeichniss 


der  zugewendeten  Vermächtnisse  an 
die  Statthalterei,  1.  170.  Siehe  auch: 
Legate. 

Verpflegsgebühren.    Siehe:  Ver- 
pflegskosten. 

Verpflegskosten,  Normen  über  d. 
künftige  Behandlung  der  P>sätze 
von  —  I.  61.  Kückersätze  von  Ver- 
pflegsgebühren, I.  100,  102.  — 
für  die  in  Communal  -  Epidemie- 
Spitälern  untergebrachten  Kranken, 
L  104,  IL  276,  278,  2:9.  —  für 
Pensionäre  in  den  Versorgungs- 
häusern, I.  104,  IL  572,  649.  — 
Bestreitung  d.  V.  für  Arme  der 
Landgemeinden  aus  dem  Land- 
bruderschaftsfonde,  I.  165.  —  Be- 


armenhausfonde,  I.  68,  116. 
Dessen  Gründung,  I.  68.  —  Stt? 
die  Zahlungen  an  den  Versorgung 
fond  ein,  I.  69.  —  Dessen  Adm 
nistration  soll  durch  die  Commu 
Wien  übernommen  werden,  I.  69, 7 

Versorgung.    Siehe:  Armen verso 
gung. 

Verso rgungs-  und  Beschäftigung! 
anstalt  für  erwachsene  Blind 
Errichtung  derselben,  II.  687.  - 
Zweck  d.  Anst.,  Aufnahmsbedii 
gung.,  IL  688.  —  Beschäftigui 
d.  Pfleglinge,  IL  689,  690  —  Ei 
lös  für  verkaufte  Arbeiten,  II.  69 
—  Erkrankung  d.  Pfleglinge,  I 
690.  —  Leitung  der  Anstalt,  Bc 
legraum,  IL  690.  —  Institutsfon« 
Einnahmen  d.  Anstalt,  II.  691,  69: 
Stiftungen  für  die  —  1.  47 
310.  -  Ausgaben,  II.  693.  - 
siehe:  auch  696,  697. 


streitung    derselben    für    Zöglinge  Versorgungsfond,      Allgemeine; 
des  k.  k.  Blindenerziehungs-Insti- 1     Entstehung  desselben,  1,1  o,  65,  12; 
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—  Verwaltung,  I.  21,  2t,  29,  65: 

—  Bestimmung,  I.  64;  —  Dota- 
tionsvorschüsse der  Gemeinde  an 
den  — ,  I.  65;  —  Einnahmen 
desselben,  gewöhnliehe,  I.  66, 
aussergewöhnliehe,  I.  lOi:  —  Capi- 
talienstand  des  — ,  I.  67 :  —  dessen 
Reehtsverhältniss  zum  k.  k.  Versatz- 
amte, T.  68.  —  Ertrag  der  demFonde 
gehörigen  Realitäten,  I.  71,  80;  — 
Antheil  desselben  an  den  Legaten 
für  die  Wiener  Armenanstalten  und 
die  arme  Bürgerschaft,  1.81;  —  Ein- 
kommen aus  den  Vermächtnissen  für 
fromme  Zwecke,  I.  81 ;  —  Recht  des- 
selben auf  den  Bezug  von  Spectakel- 
gebühren,  I.  82;  —  Anspruch  des- 
selben auf  die  Intestat-Verlassen- 
schaften  der  Säculargeistlichkeit,  I. 
87:  —  Antheil  desselben  am  Ver- 
zehrungssteuer-Gemeindezuschlage, 

I.  1 05 ;  —  Hauptsumme  der  Einnah- 
men und  Ausgaben  des  — ,  1. 108 ;  — 
Dotationen  an  den  Bürgerladfond,  I. 
111:  —  Jahresdotation  zur  Bestrei- 
tung der  täglichen  Zulagen  für  die 
Grossarmenhausstiftlinge  und  Bei- 
trag zur  Deckung  des  Abganges  bei 
der  Grevenbruck*schen  Stiftung,  I. 
118;  —  Pfründen  aus  demselben,  II. 
57 ;  —  zahlt  ein  Drittel  der  Auslagen 
für  das  armenärztliche  Personale, 
n.  156, 158, 164,  16d:  —  Verpflich- 
tung desselben  zu  einem  Beitrage 
für  das  Wohlthätigkeitshaus  in  Ba- 
den, II.  183;  — Auslagen  desselben 
für  die  Errichtung  von  Nothspitälern, 

II.  273. 
Versorgungshaus  für  erwerbsun- 
fähige weibliche  Dienstboten,  II.  50  J. 

Versorgungshäuser,  Entstehung 
derselben,  I.  9:  —  werden  als 
Localanstalten  erklärt,  I.  14,  15;  — 
Miethe  für  die  —  I.  79;  —  Einn.  bei 
denselb.  I.  99;  —  Verpflegung  von 
Pfründnern  u.  Waisen  in  denselben 
auf  Kosten  des  Hofspitalfondes  I. 
161,  162;  —  deren  Bestimmung,  II. 
535; — Erforderniss  d.  Zuständigkeit 
zur  Aufnahme  in  die  V.,  II.  535: 
—  Commission  zur  Prüfung  d.  Ein- 
richtungen der  V.,  II.  535 ;  —  Bedin- 
gungen der  Aufnahme,  IL  536;  — 


Zahlpfründner,    IL    537,    538;   — 
Uebernahmo   von    Personen  aus  d. 
öff'entl.Krankenanst.  in  d.  V.,  11.  538. 
—   Vergütung   d.    Verpflegskosten 
für  nach  ausländischen  Staaten  zu- 
ständige Personen,  II.  638,  539.  — 
Geldportion    d.    Pfründner,  IL  538, 
550.  —  Pensionat,  IL  539,  565.  — 
Sicherstellung,    Scartirung,  Ueber- 
nahme  u.  Einlieferung  d.  Material- 
artikel, IL  539  bis  546.  —  Quartals- 
conten  über  Professionistenarbeiten, 
IL  543.  —Verköstigung  d.  Pfründ- 
ner, IL  546  ft';  —  Verbot  des  Zu- 
tragens   von    Speisen,   IL  547;  — 
Theuerungsbeiträge  f.  d.  Traiteurs 
in  denV.,  IL  548,  550;  — Brodver- 
theilung  u.  Reluirung,  Krankenkost, 
IL  549;  —  Aenderung  der  die  Ver- 
köstigung d.  Pfründner  betreffenden 
Einrichtungen,  IL  549  ff. :  —  Tren- 
nung der  Geschlechter,  IL  550;  — 
Bestimmungen    über   den  Ausgang 
der  Pfründner,  IL  551,  552;  —  Be- 
stimmungen   für   Trunkenbolde,  If. 
553,  554;  — Bestraf,  d.  Pfründner, 
IL    554,  555;  —  Beschäftigung  d. 
Pfründner,  IL  556;  —  Dislocirung 
d.  Pfründner,  U.  556;  —Kirchen- 
dienst u.  Seelsorge,  IL  557,  568 ;  — 
Eintheilung  d.  Pfründner  in  die  V., 
IL  558.    —   Abtheilung    für   stille 
Irre,    IL    559;    —    Marodezimmer, 
ärztliches  Personale,  IL  559:  —  In- 
struction für  die  Aerzte  in  den  V., 
IL  560  ff. :  —  Krankenwärterdienst, 
II.  561  ;  —  Leichenbestattung   der 
Pfründner,  IL  563,  564.  —  Fonde, 
auf  deren  Kosten  die  Verpflegung 
d.  Pfründner  erfolgt,  IL  564,  565.  — 
Civilparteien    (Zahlpfründner),     IL 
565;   —   Zahl   der  V.,  II.  565.  — 
Oberaufsicht  und  Controle  über  die- 
selben,   Rangirung  der  städtischen 
V.,  Regulirung  d.  Bezüge  d.  Beamten 
u.  Aerzte,  II.  566.  —  Gehalte  des 
Personales   der   V.,   IL  566  ff.  — 
Stubenleute,  IL  567.  —  Prüfun^s- 
commission   für  Bewerber  um  eine 
Beamtenstelle  in  den  V.,  IL  569.  — 
Correspondenzen  zwischen  d.  Magi- 
strate  u.   d.    Verwaltungen   d.  V., 
IL  570. —  Snmmariumderbeiden 
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Armenbi*t]i<*ilung,  Verrechnung  iler- 

sellHMi,  1.  i2,  i3. 

V  e  r  1  a  s  s  e  n  5i  e  li  a  f  t  e  n  —  der  Säcular- 
tioij,tlicbk«fit.    I.    S7,     88:    —    der 
Weltgeist  liehen,  Vorgang  bei  Kut- 
sehcidiing  üImt  die  Ansprüche  auf, 
dieselben.  I.  si»: — der  Kegiments- 
caphlne,   I.  ^!*:    —   von  Personen, 
welche    aus    den  Armen-Instituten, 
einen  Beitrag    genossen    haben,  1. ' 
i (K) ;  —  von  in  Versorgungshausern  ' 
verst<»rbenen   Peraouen.  I.  1«>Ü.  lOl; 
—  (Jebaruiig  mit  den  dem  allgem. 
Versorgungsloiid«'  eingeantworteten 
Verlassen>ehallsetVeeten.   l.   IUI. 

V  e  r  l  a  s  s  e  n  >  c  li  ;i  1 1  s  g  v  b  ü  li  r  e  n ,   II. 
2i:>.  TM. 

V  e  r  l  a  s  s  e  n  s  e  h  a  f  t  s  i>  e  i"  e  e  n  t  e :  Ver- 
zeiehn.   über  die  entl'alhMKlen  —  I. 
S-'i.  n7.    -        Kiitrichtiing  derselben 
1.  8^1.  — Veilassensehaften.  welche : 
von  Kntriehtiiiin-  derselben  frei  siml, 
I.  87;    —    ^on    den    Intestat-Ver- 
lassensehaften    der   Säcular-(Tei.sT- . 
liehkeit.  I.  Xl:  — Ertrag  derselben, , 
I.  89,  II.  71U. 

V  e  r  m  a  c  h  t  n  i  s  s  e,  —  für  Arme  idine 
nähere  IJezeiehnung.  deren  Zuwen- 
dung, l.  SO.  |<I7:  ---  zu  frommen 
Zwrekeii.  1.  sl :  —  Krtrag  deiselb., 
I.  82:  —  Krtrag  der  dem  liürger- 
spitaUbude  zugewentlet«*n  —  1.  150: 
--  liekauntuabe  und  Verzeiehnis> 
(ler  zugewendeten  V«'rmäeliTnisse  an 
di»*  Stattlialterei.  1.  170.  Siehe  auch: 

Legate. 

V  e  r  j»  f  1  e  g  >  g  e  b  ü  h  r  e  n .  Siehe :  Ver- 
pflegsk  Osten. 

V  erpflegsk  o>ten.  Normen  über  d. 
künftige  liehandlung  der  Ersätze 
von  --  1.  <>l.  liiH'keisätze  \on  Ver- 
ptiegsgeltühren.  1.  l(U).  loi.  — 
iur  die  in  ( 'ommunal  -  E]>idemii'- 
Spitälern  unttMirebrachten  Kranken. 
I.    lOi.    II.  ilü,  278.    2:9.    —    für 


VersoriTUULTs- 


Pensionäre  in  den 
häusern,  I.  tdi,  II.  *w2.  1)49.  -- 
Bestreitung  d.  V.  für  Arme  der 
Fjandgemeindeu  aus  dem  Land- 
bruderschaftsfonde.  I.   IGö.  —  Be- 

Sf  l'l'ltlltKr         iliil'vollwiTt  (V'll-  yrtirliliir.! 


tutos  und  des  k.  k.  TaubstuuuueD- 
Inbtitutes,  I.  174. 

—  Normale  vom  30.  März  1837, 
II.  220. 

—  für  in  einer  der  k.  k.  Wr. 
Krankenanätalten  oder  in  einei 
ofleutl.  IiTenans>talt  verpflege  In- 
dividuen, II.  223  ff.,  23i.  —  Höhe 
derselben  in  den  communalen  Noth- 
spitäleru,  II.  276,  278.  —  für  bei 
Priegeparteien  untergebrachte  Kin- 
der, II.  336,  346,  347.  —  Eine 
Uebertragung  d.  V.  für  in  die  (je- 
bär-  und  Findelanstalt  aufgenom- 
mene Kinder  auf  die  lieimatge- 
meinde  tindet  nicht  statt,  II.  3i)4. 
411.  —  für  in  der  Finde lanstall 
untergebrachte  Kinder,  II.  403,  409, 
4!0.  —  für  einen  auf  Kosten  dei» 
allgem.  Versorgungsfondes  im  k.  k. 
Blindenerziehu ngs-lnstitute  verpfleg- 
ten Zögling,  II.  424.  —  Vergütung 
der  V.  für  nach  ausländischen  Staa- 
ten Zuständige  in  Versorgungshau- 
sern untergebrachte  Personen.  II. 
538.  339. 

V  e  r  s  a  t  z  a  ni  t,  Recht s  verhältniss  des 
Vers«)rgungsfondes  zu  demselben. 
I.  t)8  tt.  —  Verhältniss  zum  Grv»ss- 
armenhausfonde,  I.  68,  116.  — 
Dessen  Gründung,  I.  68.  —  Stellt 
die  Zahlungen  an  den  Versorgungs- 
fond ein,  I.  69.  —  Dessen  Admi- 
nistration soll  durch  die  Commune 
Wien  übernommen  werden,  1. 1»9, 7u. 

Versorgung.  Siehe:  Armen  Versor- 
gung. 

V  e  r  s  o  r  g  u  n  g  s-  und  Beschaftigungs- 
anstalt  Jür  erwachsene  Blinde, 
ilrrichtung  derselben,  II.  687.  — 
Zweek  d.  Anst.,  Aufnahmsbedin- 
gung.. II.  688.  —  Beschäftigung 
d.  Pfleglinge,  II.  689,  690  —  Er- 
löö  für  ^  erkaufte  Arbeiten,  U.  69Ö. 
—  Erkrankung  d.  Pfleglinge,  II. 
600.  —  Leitung  der  Anstalt,  Be- 
legraum, II.  690.  —  Institutsfond, 
Einnahmen  d.  Anstalt,  II.  691,  692. 

Stiftungen    für    die  —    I.    174. 
:M0.  Ausgaben,    II.    693.   — 

siehe:  auch  696,  697. 

f.^w^A  All : 


I  r 


Ak  t*  C    i\  %*  <«•  11    n    ä"m  . 
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Unterbringung  ilcsseib.,  11.  688,  — ■ 
Aust^hliesBlicha  Benützung'  AlsVcr- 1 
sorgungaanstaJt,  II.  629.  —  Ab-' 
tretung  des  Versorgungshausei)  /ui 
Ybbs  gegen  Erhalt  d.  Versorguny.-.  - ' 
hauses  zn  St.  Andiä,  II.  630.  — 
Arpa  u.  Belegraum,  11. 630,  66i  — 
PfraDdneratand.  11.  630,  631,  e3ä. 
665.  —  Alter  und  Coniession  der; 
Pfründner,  11.  632, 633.  —  Gebuns- 
u.  Wohnort,  Civilstaud  derPfrüüd- 
ner,  11.  634.  — Beschäftigung  der-j 
Beiben,  II.  63S,  670.  —  Kiank,n- 
Btand,  11.  636,  677.  —  Todeäfs.!!.-,' 
11.  637,  638.  —  MorbilitatB-,  Huil-j 
und  Mortalit&ts-Perconte,  II.  637.' 
«39,  679.  —  Strafftlle,  II.  637,  f.U<.\ 
682. —  Zahl  der  Verpflegten,  Ve.-I 
pfiegstage,  Aioli^en  und  Bezeii>U-l 
Hang  der  die  Ausgaben  beatrei-' 
tenden  Fände,  II.  6ii,  6iS,  643,  685. 

Das  VersürgijngBhaiia  in 
Klosterneuburg,  II.  538,  565, 
966,   569,   664,    665. 

Ankauf  des  Jakobshofes  zu 
KIOBterneiibHrg,  [I.  644,  64S.  — 
Adaptirungs  -  und  Einrichtuoiis- 
kosten,  II.  64ö.  —  Dasselbe  bliilüt 
4  «ine  Filialanstalt  des  Versorgungs- 
hauses  am  Alserbach  in  Wien, 
11.  64S.  —  Gottesdienst,  II.  64{.;, 
—  Belegiaiim,  II.  646. 

Das  Versorgungshaus  in 
,i,iesing,  II.  J.Ü8,  365,  566,  :i69, 
Jf»,  663. 

Erwerbung  des  Anstaltsgebäu- 
des,  Area  desselben,  II.  646:  — 
Kosten  der  Adaptirung  und  Ein- 
richtung, Belegraum,  11.  647. 

Das  Bürgerv  ersorg  iingah. 
In  Wien,  siehe:  BQrgerversor- 
gungshaus. 


Mi  Marx,    II.  648,    siehe    auch: 

Spital  zu  St.  Marx. 

—  Privatanstnlten  für  Armen- 

ei-Mtgung,  il.  687  ff. 
_|,Tundungsgebühr,  II,  536. 

rzehrungssteuer.   Antheil  dee 
Kranken  ha  UBfondes    an  derselben, 
II.  215.  275. 
erzehrungssteuer-  Oemeinde- 


vWl 


Zuschlag,  Antheil  d.Versoigungs- 
fondes  an  demselben,  I.  105. 

Viale  PreU,  Stil^ang,  II.  890. 

Vincentinuni(Knfthenasyl).  11.491. 

Vincenz  v.  Paul,  Verein  v.  heil.  — . 
II.  86;  —  Schwestern  des  heil. — , 
II.  695. 

Vindobona,  Wiener  Uumanitita- 
verein,  II,  106. 

Viriu  Johann  Bapt.,  Freiherr  vun, 
II.  530. 

Volksfest ,  Abhaltung  desselben 
1 86 J— 1865,  I.  102. 

Voi'orte,  Regelung  des  Verhältnisses 
der  zum  Wr.  Armanhauptbezirke 
gehörigen  Vororte  zur  Stadt  Wien, 
I.  20;  —  deren  Einbeziehung  in  den 
Wr.  Armenrayon,  1.  85;  —  recht- 
licher  Bestand  dieser  Incorporirung. 

I.  26.  Versuch  der  Commune  zur 
Ausscheidung  d.  z.  Wr.  Gemeinde- 
be/irke  nicht  gehörigen  Armen- 
bezirke,  I.  27. 

Wärmestube,  Errichtung  der  ersten 
— ,  II-  83, 

Waisen.  Unterbringung  derselben  in 
Arbeitshäusern  u.  anderen  Anstal- 
ten, 1. 9.  —  Beaufsichtigung  dorselb. 
durch  die  Bezirks  vorsteh  er,  1,31.— 
Verpflegg.  von  Waisen mädchen  im 
Johannesspitale  u.  Üofspitale,  1.119, 

158,  159.  —pflege  im  Bürgerspi- 
lale,  I.  136,  133,  Errichtung  eigener 
SUalsanslttlten  fQr  die  — ,  I.  136. 
— kinder,  Stiftung,  für  dieselb.,  I. 
136.— Erziehungsanstalten  d.  barm- 
herzigen Schwestern  für — ,  1.  158, 

159,  II,  308. 
Walsencommissär,  II.  346. 
Waisenfond,    Wr.    Communal-, 

Gründung  u.  Bestimmung  desselh., 
1.131.— Vennögenastand,  Einnahm, 
u.  Ausgaben,  I.  131,  132.  —  Spen- 
den für  denselben,  1.  133. 

K.  k.  Waisentond,  Beitrag 
dasselb.  z.  Findelanstalt,  11.  414.  — 
Erwerbung  d.  Schlossgebäudes  in 
Judenau  aus  den  Mitteln  desselben, 

II.  448. 

Waisenhauser.  Errichtung  t. —  I. 
9.  —  Unterbringung  der  Kinder  in 
die  — ,  II.  441. 
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einzelnen  V.  anp-rührten  Daten,  II. 
«63  ff.  —  Ge.samuithelegraum,    II. 
<i()4.  —  Zahl  der  im  DurehcJehnitte 
jährl.    untergebrachten     l'frfindner, ! 
n.  66ü,  GG6.  —  Alter,   ConfessionJ 
(ieburtö-  u.  Wohnort  d.  Pfründuer,i 
11.  667.  —  (Mvilrstandd.  KründnerJ 
II.  6(58.  — Besehäfti.^^d.  Pfründner,: 
II.  i)i\\)  ff.  —  Krankcnhtand,  Aus-! 
gaben  für  Medieamentc   u.  Ciratis- 
leiehen,  Bäder,  II.  (i7t).  <i77,  (>78.— , 
Erkrankungs-,    Heil-    un«l  Sterbe- 
pereente. II.  079,  mi  <)8l.  —  Stral- 
fälle,  II.  681,  (;si  — Zahl  derVcr-' 
pflegten  u.  Verpfleg.stage.Cresammt-; 
aufwand.  Ftjude   auf  d«'ren   Kosten 
d.   Verpflegung  erfolgte,   11.  (i8:{  fl'.' 

—  Belegrauni  aller  füj-  die  Armen-' 
versorg.  bcsTimmten  Anstalten.  Zahl 
der    Vrrsorirton.    (u)samiritauslageni 
f.  d.  Aniifiiversorg.,    II.    696,  697. i 

Das  Versorgungshaus  „zum 
bliiueu   Herrgott-,  II.  :>70,  i 

Das     Versorgungshaus      in 
Wien.  II.  ÖÖ8,  565,  Ö67,  644.   — 

Krört'imng  dess..  II.  57(>. -- Area.' 
üelegraiim.    II.   ;i71.  <;64.  —  Pen- 
sionat. II.  Ö71  fl".  -  -  IMVündnerstaud.' 
II.    *)71-.    .'w'),    o76,    6(i*i.    —  Alter 
II.  ('«»nfessii.n  d.  Pfrundner.  II.  577. 

—  (n-inins-  und  \rohn<Mt  ders.. 
II.  ö7>s. -- (Uvilstand  u.  Besehilfti- 
gurig  tlers..  II.  :;7l>,  *)8n.  ({7(1.  — 
KrankenstaUiL  II.  ."iSl.  677.  — 
.Morl'ilitrit>-.  Heilung.^-.  Mortalitäts-i 
pereenf.'.  II.  HS-),  :is'i;.  (i7!>.  -Tode.s- 
lalle,  II.  ;;sl  :;S4.  —  Stiaffälle.  ii. 
582.  5s:j.  üHi.  —  Zahl  d.  \erptl.. 
I*er>oiicii.  V.Tj>flegstage.  Fonde  auf 
<ler«'n  Kosten  d.  Verpfl.  erfoli^te, 
Au-l..    II.  .f),S7,  588,  589.  590,  (18;;.' 

1  >  a  s  V  e  r  s  o  rg  ii  n  o- s  li  a  n  m  i  n  d  e  r 
\Väliring»Mgas.s.'.'  Kniclit.  de>.s.. 
iL  5!>1.— H,.l,.^-rauni  II.  5!»i..  Auf- 
lassung dess..  U.  59i..  ■  Zahl  der 
verjiflegten  i*ers«)n<'n,  Verptleg^tage. 
Allslagen.  Fond,'  jiiif  deren  K(Kiten 
di<'  VerpfloLTnuLT  eilolgi.  II.  :i92.  595. 
594.  --  Sieh»'  ain'h:   II.   (Uli. 

Das  Versorgun^shaus  in 
Vbbs,  II.  558,  5(;5,  Ci^,  (iii.  — 
Laire  dess..    II.    5!li.  —   KrbannnL-- 


Stimmung  desselben  zur  Unterbrin- 
gung von  Armen.  IL  595,  —  Ueber- 
siedlung  der  Armen  von  Ebersdorf 
nach  Ybbs,  II.  593.  —  Vemendung 
des  V.  zur  Unterbring.  von  Geistes- 
kranken, II.  596.  —  Abtretung  des 
V.  an  d.  Staatsverwaltung  gegen 
Erhalt  des  V.  zu  St.  Andrä,  II. 
597,  630.  —  Umbau  des  FranzL» 
kanerklosters  zu  einem  neuen  V.. 
II.  597.  —  Area  und  Belegraum 
desselben,  IL  597,  664.  —  Unter- 
bringung blöder,  fallsüchtiger  Kinder 
im  Tonder'schen  Ilauso,IL  597,  598. 

—  Stand  der  Pfründner  im  V.  zu 
Ybbs,  II.  398,  399,  600,  663.  — 
Alter  u.  Confession  d.  Pfründner, 
IL  000,  601,  602.  —  üeburts-  u. 
Wohnort  d.  Pfründner,  II.  602, 603. 

—  CivilstAud  und  Beschäftigung 
d.  Plründner,  11.  603,  604,  67ü.  — 
Krankenbewegung,  1 1. 603, 606, 677. 

—  Tt>desfjtlle,  IL  603,  607.  —  Mur- 
bilitäts-,  lleiiungs-  u.  Mortalitäts- 
Pereente,  II.  605,  608,  679.  — 
Straffälle,  IL  609,  610,  68*.  —  Zahl 
d.  Verpflegten  u.  d.  Verpflegstagtr, 
Auslagen  nebst  Angabe  d.  dieselb. 
bestreitenden  Fonde,  II.  609,  611, 
612,  613,  683. 

Das  Versorgungshaus  in 
Mauerbach,  IL  338,  363,  628. 
f)44.  Eröfl'nung  desselb.  IL,  614.  — , 
Dasselbe  ist  Eigenthuui  des  Reli- 
gionstondes,  IL  614.  —  Werth  d. 
lleuützungsreehtes,  II.  614.  —Area. 
u.  Kelegraum,  II.  613, 664.  —  Pl'rund- 
nerstand,  II.  613,  616,  617,  665.  — 
Alter  u,  Confession  der  Pfründner. 
IL  617,  618.  —  öeburts-  u.  Wohn- 
ort derselben,  IL  618.  —  Civilsland 
u.  lie.seliäftigung  derselb.,  IL  619. 
()20.  670.  —^Krankenstand,  II.  620. 
621.  677.  —  Todesfälle,  IL  620. 
621  — Morbilitäts-,  Heil-  n.  Mor- 
talitäts-IVreente,  11.623,  624.  67y. 

—  Straflalle,  IL  623,  682.  —  Zahl 
d.  Verpflegten.  Verpflegst^ige,  Aus- 
gaben und  Bezeichnung  der  die- 
selben bestreitenden  Fonde,  II.  623, 
626.  627,  685. 

Das     Versorirunffshaii  s      yn 


UoterbriDgiing  ticsselb.,  II.  6SS. — [ 
Ausschlifsslicbe  Benützung  abVer- . 
surgungsanstalt,  II.  6t9.  —  Ab- 
tretung lies  Verb urgungä bau s«H  /ii: 
Ybbs  gegen  Erhalt  d.  Vursurgung^- 
bauäes  zu  St.  Andrä,  II.  630.  — 
Area  u.  Belegraum,  II.  630, 66i.  — 
PfrQndnersland,  II.  630.  631,  63ä, 
665.  —  Älter  und  Confession  der 
Pfrflndnei-,  II.  632,  633.  —  Üeburi,- 
u.  Wehnon,  Civilatand  derPfrünit- 
ner,  II.  634.  —  BeschÄl'tigung  der- 
selben, II.  63S,  670.  —  Kranken- 
stand, 11.  636,  671.  ~  Todesfälle, 
II.  637,  638.  —  Morbililäts-,  Heil- 
und  MortaUtits-Pereente,  II.  637, 
639,  679.  —  Slrnfiaile,  11.637,640, 
688.  ~  Zahl  der  Verpflegten,  Ver- 
pflegstage,  Auslagen  und  lipzeieh- 
nung  der  die  Aufgaben  1>eülrei> 
tenden  Foade,  IL  641,  64i,  643, 685. 

Das  VersorgungBhaus  in 
Klosterneuburg,  II.  538,  MS, 
S66,   569,   664.    H65. 

Ankauf  des  Jabolishofes  zu 
Klofltemeuburg,  II.  644,  643.  — 
Adaptirungs-  und  Einriclitiing=- 
kosten,  II.  64ä.  —  Dasselbe  bildet 
'^  eine  Filialnnstalt  des  Versurgnngs- 
hauses  am  Alserbntrh  in  \VieQ 
'   II.  645.    —  üultesdiensr,  II.   6ii;. 

—  Beleginuni,  II.  646. 
Das     Versiirgungshau 

^iesing,  II.  :i~,»,  S6ü.  366,  Ö69.. 
^*,663. 

Erwerbung  des  Anstaltsgeliilu- 
des,  Area  desselben.  II.  64ti;  — . 
Koston  der  Adjiptining  und  Ein- 
riehtung,  Belegraiiui,  li.  647. 

Das     Bürgorversurgungsb. 
in    Wien,    siebe;    Bürgervi 
gungshaus. 

Das     Vev,-iiirgun^rsbau 
St.   Mars,    11.  648,    .^ielie    auebi 
Sirital  zu  Sl-  .Marx. 

—  Privadinslnlieu  ffu- Anuci 
verMrgung,  II.  6n7  tl, 

^kirundungsgubiihr,  II.  036. 
Vfrzehrungssioui-r.   Antbeil  des 

Krankenhausfondus    ;in  lieisclbe 

II.  atü,   ä7ä. 


zusehljig,  Aniheil  d.  Versorgungs- 
fondea  »n  demselben.  1.  10i>. 

Vialo  Prela,  Stiftung,   II.  S90. 

Vincentinum  (Knabenasj-1),  11.  491. 

Vineenz  v.  Paul,  Verein  v,  heil.  — . 
II.  86;  — Schwestern  des  heil.—. 
II.  695. 

Vindübona,  Wiener  Humanitäts- 
vereia,  II.  106. 

Virio  Johann  Bapt.,  Freiherr  von, 
II.  530. 

Volksfest,  Abhaltung  desselben 
I8üi— 1865,  1.  102. 

Vororte,  Kegelung  des  Verhältnisses 
der  zum  Wr.  Arnienbaupcbezirke 
gehörigen  Vororte  zur  Stadt  Wien. 
1.  tO;  —  deren  Einbeziehung  in  den 
Wr.  Arwenrayon,  I.  ää;  —  rocht- 
lii-her  Best.ind  dieser  Incorporirung. 

I.  26.  Versuch  der  Commune  zur 
Aussclieidung  d.  z.  Wr.  Oomeinde- 
l>ezirke  nicht  gehörigen  Armen- 
bezirke. I.  27. 

Wärint- st  übe.  Eriiebtung  der  ersten 
— ,  II.  83. 

Waisen.  Unterbringung  derselben  in 
Arbeiisbäusern  u.  anderen  Anstal- 
ten, I.  9.  —  Beaufsichtigung  derseib. 
durch  die  Bezirksvrtrsteber,  1.  31.— 
Verpflegg,  von  Waisenmädchen  im 
Ji>hanne.ss|iiiale  u.  Ilofspilale,  1.110, 
lo8,  159.  —pflege  im  BQi^erspi- 
lale,  I.  136,  13").  Errichtung  eigener 
Slaatsnnaliilten  für  die  — ,  I.  136. 
— kinder,  StiflUDg.  für  dieselb.,  I. 
136.— Erzlelinngaanstaltend.  barm- 
berziireu  Schwestern  lür— ,  I.  158, 
139,  II.  3118. 

Waiseneoinnii.SMlr,  II.  346. 

Waisen fond,  Wr.  Commnnal-, 
Gründung  ii.  Bestimmung  desselb., 
1.131.— Verniögensstand,  Einnahm. 

II.  Ausgaben,  1.  131,  132.- Spen- 
den für  denselben,  1.   133. 

K.  k.  Wniseuiond.  Beilrag 
desselb.  z.  Findelan.stalt,  II.  414.  — 
Erwerbung  d.  Scblossgebiudes  in 
Judenau  aus  den  Mitteln  desselben, 
II.  4iK. 

'niseubäuser.  Errichtung  t, —  ], 
9.  —  L'nlerbringilng  der  Kinder  in 
die  — ,  11.  441. 
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Das  Waisenhaus  am  Renn- 
v,'^'^;.  Entstehiinj":  desselb.,  I.  9.  — 
V«*rU*gunjr  (lossi*lb.  nach  Ebersciorf, 
I.  72.  —  r<'borsi*tzunjjr  d.  Waisen- 
inäilchen  aus  (b*ni  ili>fs|>it^ilo  in 
das  — ,  1.  1*)9. 

Das  k.  k.  Wai.s«*nhaus  in 
"VVion;  UcixMsrtzunji:  dcss(»lbt»n  in 
(i.  Span.  Snital.  II.  443:  —  Zweck 
iWr  Anstalt.  I^MÜn'runi^^en  d<*r  Auf- 
nahui<sll.4ii:  -rnterriclitspTpgen- 
ständi*.  TairosordnunfT,  Leitunj^,  II. 
44'>.  --  Zahl  d.  Zr)ji:lin«j:f.  V«»r|»fl('j^s- 
pebühron,  II.  44»>:  Au.^tritt  dor  Zöjr- 
linp',  Mor])ilität  u.  M<»rtalität.  II. 
447.  — lUMtrair  zur  AnschalTunjc  des 
Kiviircwandcs  für  VtM'sorirmm'sfond- 
Zöglingc,  II.  4«S. 

Das  k .  k  \V  a  i  s  v  n  h  a  u  s  i  n 
,1  u  tl  o \i  a  u  ncli'u^rauni,  Zahl  d.  Zöjr- 
lin.tro,  II.  4i.8.  —  Austritt  d«'rscl- 
Ik'U,  II.  44!).  —  Krankh<'its-u.Todt*s- 
fjillf,  II.  4i9  u.  4:;0:  —  Tutorrichts- 
geijoustämli',  Tajri'sordnunii:.  II.  4'>0: 

—  -  Ausp;ab(.Mi  f.  d.  ]»i»id(»n  k.  k.  AVai- 
s<Miaiistalt(»u,  II.  4.*>l.  49i.  —  Ver- 
pflichtunir  <l.  Connuiin«'  zur  Abjrabc 
vt»u  Zö^'-liiig-on  an  dir's«*lb«'U.  li.  V'l't. 

—  der  To mm II  in«.  (innKlunir 
d«'r>.  II.  'Hi>.  k'6i.  —  Au>sp(M.suuir  d. 
Zö^Hincr«'.  II.  4*14.  —  ^^*^t♦dhln.lr  u. 
(ndialt  d«'>  \Vai»'nv;it('r.'<.  II.  4*)6, 
462.  —  Iu>trnctinn  für  d»Mi  AVai- 
.s.'uhaiisvalrr,  I.  US.  II.  457,  463.  - 
Ilausonluiiup:,  IL  l.*>9,  463. —  Hcdin- 
•j'unfrcn  (1.  Aufiiahuu*.  II.  3SS.  46'). 

—  nj'stimmuuircu  üb.'r  d\r  rut«M- 
brinpfunu:  (1.  aiistrcti-ndeu  Zojjrlinj^i*. 
II.  466.  —  Kutla>>iniu'"  der  Zö«^- 
linii-o.  II.  466.  — Vrrüfh'iehunir  dor 
Eri,Tbiii.ssc  in  den  rinzclncu  A\'ai- 
sf'uliäusoru.  IL.  4S()  iX.  \ 

I.  Co  in  m  II  u  a  1  -  W  a  Ls  o  n  h  a  ii  s.  i 
Krörtniiui»-  desselben,  II,  4*)4,  468. —  i 
Zubauten.  IL  i6l.  —  Area.  Kr- 
ri(ditunjrsk«>st*'U.  II.  46S.  —  Stand 
der  ZöLrliniro.  Alter  u.  Schulbesuch 
derselben.  IL  469.  —  Krankheits- 
u.  Todeslalle.  IL  471.  —  Anfer- 
tiLTUULT  V.  Kleidunirsstücken  durch 
d.  ZöLflinji^e,   IL  47i.    —    Spenden,  i 


IL  Communal-Waisenhaus. 
Eröffnung  desselben,   II.  464,  473. 

—  Aera,  Herstellungrskoßt.,  II.  473. 

—  Stand  des  Zöglinge,  Alter  und 
Schulbesuch  ders.,  IL  474,  475.  — 

—  Krankheits-  und  SterbefÄlle,  11. 
476,  477.  —  Spenden,  II.  477.  — 
Auslagen  und  Verpflegskosten  per 
Kopf  u.  Tag,  II.  478,  494. 

III.  Communal-Waisenhaus, 
II.  464.  —  Eröfliiung,  11.  478.  — 
Herstellungskosten,  Gesammtaus- 
lagen,  Verpflegskosten  per  Kopf  u. 
Tag,  II.  479. 

IV.  Communal-Waisenhaus, 
IL  465.  —  Bau  desselben,  Area, 
Belegraum,  bauliche  Auslagen.  Er- 
olfnung,  II.  479,  480. 

—  Das  Waisenhaus  f.  israelitische 

Mruichen,  II.  3t0,  486. 
Waisenhaus-Commisson,  II.  462, 

466,  467. 
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